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Die  Anregung  zu  dem  Werke,  dessen  erster  Band  jetzt  in  die 
Oeffentlichkeit  tritt,  ist  in  der  Plenarversammlung  der  historischen 
Commission  vom  Herbst  1860  durch  eineu  Vorschlag  des  Unter- 
zeichneten gegeben  worden.  Näheres  über  Ziel  und  Absicht  des 
damals  beantragten  „Wittelsbachischen  Archivs“  ergibt  sich  aus 
der  Begründung  des  Antrags,  die  aus  den  „Nachrichten  von  der 
historischen  Commission“  hier  wiederholt  wird. 


„Nachdem  die  historische  Commission  eine  Reihe  von  Unter- 
nehmungen begonnen  hat,  welche  früheren  Jahrhunderten  unserer 
«Geschichte  gewidmet  sind,  oder  doch  nur  in  ihrer  Fortsetzung 
«und  zwar  nicht  in  naher  Zukunft  sich  auch  auf  die  neuere  Zeit 
«erstrecken  sollen,  will  der  gegenwärtige  Vorschlag  ihre  Aufmerk- 
samkeit und  Sorge  für  die  erste  Periode  der  neueren  Geschichte 
„Deutschlands,  für  die  Zeit  der  abendländischen  Glaubensspaltuug 
„und  der  aus  ihr  hervorgehenden  oder  mit  ihr  zusammenhängen- 
den Entwicklungen,  Zerwürfnisse  und  Kriege  gewinnen. 

„Die  ausserordentliche  Bedeutung  dieses  Theils  unserer  vater- 
ländischen Geschichte  wird  von  niemand  bestritten.  Er  umfasst 
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„eine  Zeit,  in  welcher  deutsche  Thaten  und  Leiden  unmittelbar  das 
„Schicksal  der  ganzen  abendländischen  Welt  bestimmt  haben.  Auf 
„deutschem  Boden  ist  die  Bewegung,  die  seinen  Hauptinhalt  bildet, 
„entsprungen,  und  hat,  nachdem  sie  alle  Völker  der  lateinischen 
„Christenheit  als  Freunde  oder  Feinde  in  ihre  Kreise  gezogen, 
„endlich  auf  deutschem  Boden  unter  der  Mitwirkung  ganz  Europas 
„ihren  Abschluss  gefunden.  Die  deutsche  Reformation  und  der 
„dreissigjährige  deutsche  Krieg  sind  diejenigen  Ereignisse  unserer 
„Geschichte,  die  ununterbrochen  und  nachhaltig  wie  kein  anderes 
„bis  heute  die  betrachtende  Theil nähme  unserer  und  der  fremden 
„Nationen  in  Anspruch  genommen  haben. 

„Dennoch  hat  die  historische  Wissenschaft  unserer  Tage  bis 
„jetzt  nicht  die  ganze  bezeichnete  Periode,  sondern  nur  den  Beginn 
„derselben  in  umfassenden  und  eindringenden  Arbeiten  zu  ergrün- 
den gestrebt.  Für  das  Jahrhundert  dagegen,  welches  dem  Augs- 
burger Religionsfrieden  folgt,  können  wir  zwar  eine  Reihe  von 
„fcum  Theil  sehr  anerkennenswerthen  Monographien  aufweisen,  aber 
„die  Ergebnisse  derselben  verschwinden  dem  Blick,  wenn  man  ihre 
„Summe  mit  der  Masse  des  Unerforschten  vergleicht,  und  offenbar 
„rücken  wir*der  Möglichkeit  einer  befriedigenden  Gesammtdarstel- 
„lung  mit  einer  Langsamkeit  entgegen,  die  weder  der  Wichtigkeit 
„des  Gegenstandes  noch  dem  wissenschaftlichen  Ruhm  der  Nation 
„entspricht.  Der  vornehmste  Grund  dieser  Erscheinung  wird  in 
„der  Beschaffenheit  des  Quellenmaterials  zu  suchen  sein.  Was 
„davon  zu  Tage  liegt,  ist  unzulänglich;  was  in  den  Archiven  ruht, 
„ist  fast  unermesslich,  und  spottet  der  Aufopferung  des  einzelnen 
„Gelehrten.  Der  Vorgang  aber  der  meisten  andern  Länder  Euro- 
pas, in  denen  Regierungen  und  Gesellschaften  durch  systematische 
„Veröffentlichung  des  handschriftlichen,  namentlich  archivalischen 
„Materials  dem  Historiker  gerade  dieser  Zeiten  vorzugsweise  in 
„die  Hände  arbeiten , ist  bisher  in  Deutschland  kaum  nachgeahmt 
„worden.  So  rechtfertigt  sich  der  Wunsch,  dass  die  historische 
„Commission  diejenige  Sorge,  zu  welcher  sie  durch  ihre  Stiftung 
„berufen  ist,  auch  diesem  vernachlässigten  Theil  der  vaterlän- 
„dischen  Geschichte  zuwende,  und  zur  allmählichen  Vorberei- 
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„tung  des  Bodens,  auf  welchem  eine  geschichtliche  Darstellung 
„des  bezeichneteu  Jahrhunderts  entstehen  kann,  die  nothwendige 
„Anregung  gebe. 

„Die  Erforschung  der  deutschen  Geschichte  neuerer  Zeit  wird 
„am  meisten  dadurch  erschwert,  dass  man  ihre  Hauptfäden  nicht 
„in  den  Acten  einer  Centralregierung  zusammen  findet,  sondern 
„aus  dem  Durcheinander  der  Wechselbeziehungen  einer  Anzahl 
„bedeutender  Reichsstände  unter  sich  und  zum  Ausland  entwirren 
„muss.  Von  welcher  Seite  soll  diese  Arbeit  zuerst  angegriffen 
„werden?  Schon  die  Pflicht  des  Dankes  gegen  den  Stifter  der 
„Commission  und  gegen  das  Land,  in  dem  sie  sich  versammelt, 
„erweckt  den  Gedanken,  mit  dem  Haus  Wittelsbach  den  Reigen 
„zu  eröffnen.  Aber  auch  wer  diese  Rücksicht  ausschliessen  und 
„nur  das  wissenschaftliche  Bedürfniss  und  den  allgemeinen  deut- 
schen Gesichtspunct  entscheiden  lassen  wollte,  würde  auf  diese 
„Frage  schwerlich  eine  andere  Antwort  geben. 

„Die  grossartige  und  welthistorische  Stellung,  welche  die  bei- 
den Hauptlinien  des  Wittelsbachischen  Hauses  einander  gegenüber 
„vor  und  in  dem  dreissigjährigen  Kriege  einnahmen,  hatte  ihre 
„Wurzeln  in  einer  weiter  zurückliegenden  Vergangenheit.  Schon 
„bald  nach  der  Mitte  des  16.  Jahrhunderts,  als  ungefähr  zu  gleicher 
„Zeit  Herzog  Albrecht  V.  die  Herrschaft  der  alten  Kirche  in  Baiern 
„wieder  befestigte  und  Churfürst  Friedrich  III.  den  Calvinismus  in 
„den  Besitz  der  Pfalz  setzte,  wurden  Baiern  und  Pfalz  auf  die 
„Wege  ihrer  verhängnisschweren  Politik  gelenkt  und  begannen, 
„im  entgegengesetzten  Sinne  eine  hervorragende  Einwirkung  auf 
„die  deutschen  Geschicke  auszuüben.  Beide  Länder  traten  in  enge 
„Beziehung  zu  den  kirchlich-politischen  Parteien,  deren  Kampf 
„einen  grossen  Theil  Europas  in  Flammen  setzte;  beide  wurden 
„gleichsam  die  Vorhut  ihrer  Partei  auf  deutschem  Boden  und 
„dienten  hier  als  Kern,  an  welchen  beiderseits  die  deutschen  Ge- 
sinnungsgenossen sich  anschlossen.  Schon  damals  erblickte  man, 
„als  es  zu  einem  vorübergehenden  kriegerischen  Zusammenstoss 
„zwischen  beiden  Parteien  innerhalb  der  deutschen  Grenzen  kam, 
„einen  Pfalzgrafen  und  einen  bairischen  Herzog  einander  gegen- 
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„über  an  der  Spitze  der  Streitenden.  Doch  war  in  dieser  Zeit 
„nicht  Deutschland,  sondern  das  Ausland  der  Schauplatz  der  grossen 
„Entscheidungen,  und  so  lang  dieser  Zustand  währte,  standen  auch 
„die  Wittelsbacher  noch  in  zweiter  Linie  hinter  den  in  Europa 
„vorwaltenden  Mächten.  Im  17.  Jahrhundert  aber,  als  die  Gährung 
„des  Westens  sich  in  feste  Massen  geschieden  hatte  und  die  nach- 
drücklichen Versuche  begannen,  den  Kampf  von  den  Rändern  des 
„Welttheils  wiederum  nach  der  Mitte  überzupflanzen,  rückte  der 
„Gegensatz  der  beiden  Höfe  in  den  Vordergrund  der  Ereignisse 
„und  erhielt  eine  alles  überragende  Bedeutung.  Geraume  Zeit 
„waren  München  und  Heidelberg  in  gewissem  Sinne  die  Mittel- 
punkte Europas.  Der  Krieg,  der  dann  aus  ihrem  langen  diplo- 
matischen Kampf  hervorgieng,  und  die  Katastrophe  am  weissen 
„Berge  ist  zugleich  das  Ziel  einer  siebenzigjährigen  Wittelsbacher 
„und  deutschen  Geschichte  und  ein  bedeutsamer  Wendepunkt  der 
„europäischen  Geschichte  geworden.  Churpfalz  wurde  vernichtet, 
„um  lange  nachher  unter  völlig  veränderten  Verhältnissen  wieder 
„aufzuerstehen;  Baiern  hingegen  erlebte  eine  Zeit  des  höchsten 
„Ansehens  und  Einflusses,  bis  es  zuerst  durch  die  Wallensteinsche 
„Macht  überschattet,  und  endlich  durch  Gustav  Adolf  iu  die  Reihe 
„der  Mächte  zweiten  Ranges  wieder  zurückgedrängt  wurde. 

„Auf  diese  Erwägungen  stützt  sich  mein  Vorschlag,  die  Com- 
mission möge  die  Herausgabe  einer  Sammlung  von  Documenten 
„zur  Geschichte  des  Wittelsbachischen  Hauses  in  den  Jahren  1550 
„(resp.  1550)  — 1650  veranlassen.  Gewiss  wäre  es  ein  grosser 
„Vortheil  für  die  Wissenschaft,  wenn  später  die  hier  angegebenen 
„Schranken  überschritten  und  ein  viel  grösserer  Zeitraum  in  den 
„Bereich  der  nämlichen  Forschung  gezogen  würde ; allein  ich  glaube, 
„dass  für  den  Rest  des  16.  und  17.  Jahrhunderts  das  Bedürfniss 
„der  deutschen  Geschichte  eher  dahin  dringen  wird,  verwandte 
„Unternehmungen  an  andere  Männer  und  andere  Regentenhäuser 
„anzuschliesseu. 

„Auch  in  dieser  Weise  begrenzt,  ist  der  Umfang  des  Unter- 
nehmens noch  gross  genug,  um  eine  möglichst  strenge  Auswahl 
„des  herauszugebenden  Stoffs  zu  empfehlen.  Ausser  den  Regenten 
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„von  Churpfalz  und  Baiern  sind  noch  die  Wittelsbaehischen  Erz- 
bischöfe von  Cöln  und  die  Pfalzgrafen  von  Neuburg  von  unbestreit- 
barer Wichtigkeit  für  die  deutsche  Geschichte,  die  übrigen  Linien 
„des  Gesammthauses  mögen  vorläufig  ausgeschlossen  bleiben.  Fer- 
ner muss,  da  es  sich  zunächst  darum  handelt,  eine  Grundlage  für 
„die  deutsche  Geschichte  zu  gewinnen,  der  Nachdruck  auf  die  aus- 
wärtigen Beziehungen  der  Regenten  und  auf  ihre  Stellung  inner- 
halb der  politischen  und  religiösen  Parteien  ihrer  Zeit  gelegt.,  die 
„Geschichte  der  Landesverwaltung  dagegen  späterer  Berücksichti- 
gung überlassen  werden.  Und  auch  für  den  Theil  der  Wittels- 
„bachischen  Geschichte,  der  hiermit  übrig  bleibt,  wird  es  nicht  so 
„sehr  auf  eine  vollständige  Sammlung  des  ofticiellen  Schriften- 
wechsels ankommeu,  als  vielmehr  auf  die  vertraulichen  Corre- 
Spondenzen , welche  eine  Einsicht  in  die  Motive  der  Handlungen, 
„eine  Anschauung  von  dem  Charakter  der  Regenten,  ihrer  Um- 
gebungen und  der  leitenden  Männer  zu  gewähren  geeignet  sind. 
„Hierher  gehören  die  Briefe  der  Fürsten  an  ihre  Verwandten  und 
„an  fürstliche  Freunde,  die  geheimen  Instructionen  an  Gesandte 
„und  Agenten,  die  Berichte  der  Agenten  an  fremden  Höfen,  die 
„Briefe  der  Staatsmänner  und  Feldherren,  die  Berichte  fremder 
„Gesandten  an  ihre  Auftraggeber  über,  ihre  Verrichtungen  uud 
„Wahrnehmungen  an  den  Wittelsbaehischen  Höfen.  Der  wissen- 
schaftliche Gebrauch  der  Sammlung  müsste  durch  orientirende 
„Einleitungen  und  durch  Hinweisung  auf  das  gedruckte  Material, 
„auch  nach  Möglichkeit  auf  das  handschriftliche,  so  weit  es  nicht 
selbst  mit  aufgenommen  werden  kann,  erleichtert  werden. 

„Eine  Forschung,  die  sich  die  Ausbeutung  des  ausserordent- 
lich reichen  Materials,  welches  die  bairischen  Archive  für  diese 
„Zeit  bieten,  zum  Ziele  setzt  und  ausserdem  die  bedeutenderen 
„deutschen  und  die  Archive  der  meisten  fremden  Staaten  berück- 
sichtigen muss,  erfordert  so  grosse  Opfer  an  Zeit  und  Mühe,  dass 
„sich  eine  Theilung  der  Arbeit  nach  Perioden  und  Regentenlinien 
„empfiehlt  Im  Uebrigen  wird  Anordnung  und  Umfang  des  Werkes 
„erst  im  Verlauf  der  Zeit  sich  näher  bestimmen  lassen.“ 
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Die  Commission  beschloss,  diesen  Plan  dem  König  vorzulegen, 
und  als  die  Genehmigung  von  Seiten  Sr.  Majestät,  sofort  und  ver- 
bunden mit  dem  Ausdruck  lebhaftester  Theilnahme  des  Monarchen, 
erfolgt  war,  übertrug  sie  die  Ausführung  einem  Ausschuss,  bestehend 
ausser  dem  Unterzeichneten  aus  den  Professoren  Herrn  von  Sybel 
und  von  Löher.  Diese  verständigten  sich  darauf  unter  einander  über 
eine  Theilung  des  Stoffs,  in  der  Art,  dass  Herr  von  Löher  die  bairi- 
schen Herzoge  der  zweiten  Hälfte  des  16.  Jahrhunderts,  Herr 
von  Sybel  die  pfälzischen  Churfürsten  derselben  Zeit  übernahm, 
während  Pfalz  und  Baiern  in  der  ersten  Hälfte  des  17.  Jahrhunderts 
der  Sorge  des  Unterzeichneten  anheim  gestellt  blieben. 

Ich  darf  in  diesem  Zusammenhang  erwähnen,  dass  unter  der 
Leitung  des  Herrn  von  Sybel  zuerst  Herr  Dr.  Maurenbrecher,  jetzt 
Professor  zu  Königsberg,  dann  Herr  Professor  Kluckhohn  mit  den 
Pfälzern  des  16.  Jahrhunderts  sich  beschäftigt  haben,  und  aus  die- 
sen Arbeiten  das  Werk  Herrn  Kluckhohns  „Briefe  Friedrichs  des 
Frommen,  Churfürsten  von  der  Pfalz“  hervorgegangen  ist,  dessen 
zweiter  Band  sich  jetzt  der  Vollendung  nähert.  Die  Bearbeitung 
der  die  bairischen  Herzoge  des  16.  Jahrhunderts  betreffenden  Pa- 
piere ist  von  Herrn  Professor,  jetzt  Reichsarchivdirector,  von  Löher 
zuerst  Herrn  Kirchner  'übertragen  worden,  später  an  Herrn 
Dr.  von  Druffel  übergegangen,  der  eine  Sammlung  von  Briefen 
und  Acten  für  die  Zeit  von  1548—1555  so  weit  gefördert  hat,  dass 
mit  dem  Druck  des  ersten  Bandes  bereits  hat  begonnen  werden 
können. 

Der  Gegenstand  unserer  dritten  Abtheilung,  wenn  auch  ge- 
mäss dem  ursprünglichen  Plan  mit  Ausschluss  der  inneren  Landes- 
verhältnisse auf  die  auswärtige  Politik  beschränkt,  erschien  so  über- 
mässig umfangreich,  dass  wir  uns  von  vorn  herein  entschlossen, 
das  Endziel  näher  zu  stecken,  und  schon  die  vorbereitenden  Arbei- 
ten nicht  auf  die  ganze  Zeit  des  dreissigjährigen  Krieges,  sondern 
nur  bis  zum  Unterliegen  der  Liga  im  Kampf  mit  Gustav  Adolf 
auszudehnen.  Auch  so  war  eine  Arbeitsteilung  unumgänglich. 
Zunächst  wurden  die  Acten  zur  Geschichte  der  Churpfälzischen 
Politik  für  die  Zeiten,  wo  man  sich  um  die  Errichtung  eines  evan- 
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gelischen  Bundes  bemühte,  also  bis  zur  Gründung  der  Union  1608, 
Herrn  Dr.  Ritter  überwiesen,  der  von  1862  bis  jetzt,  nur  einmal 
fast  ein  Jahr  lang  durch  Krankheit  abgehalten,  dieser  Beschäftigung 
treu  geblieben  ist,  und  zugleich  die  Gelegenheit  benutzt  hat,  auf 
Grund  der  neu  gewonnenen  Quellen  eine  „Geschichte  der  deutschen 
Union“  zu  geben,  deren  erster  Band  1867  erschienen  ist. 

Schwieriger  wurde  es,  für  andere  Theile  unsrer  Aufgabe  die 
nöthige  Hülfe  zu  erwerben.  Theils  die  Beschränktheit  der  Geldmittel, 
da  die  Commission  schon  ohnedem  für  das  Gesammtunternehmen 
verhältnissmässig  grosse  Ausgaben  zu  bestreiten  hatte,  theils  per- 
sönliche Schicksale  verzögerten  den  Fortgang  der  Arbeiten.  Herr 
Dr.  Rohling,  nachdem  er  für  eine  Biographie  des  Ritters  Franz 
von  Sickingen  von  der  philosophischen  Facultät  der  Münchner  Uni- 
versität unter  auszeichnender  Anerkennung  den  Preis  erhalten, 
dann  mit  einem  Buch  über  „die  Reichsstadt  Memmingen  in  der 
Zeit  der  evangelischen  Volksbewegung“  den  Doctorgrad  erworben 
hatte,  nahm  mit  Freuden  den  Antrag  an,  sich  an  unsern  Arbeiten 
zu  betheiligen,  aber  schon  nach  wenigen  Monaten,  die  er  der  Salz- 
burger Verwicklung  von  1611  uud  andern  gleichzeitigen  Dingen 
gewidmet  hatte,  verliess  er  uns,  gezwungen  durch  eine  tödtliche 
Krankheit,  der  er  bald  darauf  im  Jahr  1865  erlegen  ist.  Herr 
Dr.  Lossen  bearbeitete  die  Verhandlungen,  die  sich  um  den  Donau- 
wörther  Processionsstreit  drehen ; aber  schon  ehe  seine  Schrift  „die 
Reichsstadt  Donauwörth  und  Herzog  Maximilian“,  mit  welcher  er 
in  Heidelberg  den  Doctorgrad  erwarb,  von  seiner  Beschäftigung 
mit  diesen  Dingen  der  gelehrten  Welt  Kunde  gab,  hatte  er,  durch 
Familienverhältnisse  genöthigt,  uns  und  zugleich  der  wissenschaft- 
lichen Laufbahn  den  Rücken  gewandt.  Erst  der  dritte  Arbeiter, 
Herr  Dr.  Stieve,  der  1867  eintrat,  ist  uns  treu  gebheben.  Ihm  ist 
seit  zwei  Jahren  die  Sammlung  zur  Geschichte  der  bairischen  Poli- 
tik und  der  Liga  in  dem  Zeitraum  von  1607  -1619  übertragen  und, 
was  von  einschlägigen  Regesten  uud  Abschriften  vorhanden  war, 
übergeben  worden.  Bereits  hat  er  in  einer  1870  erschienenen 
Schrift  über  „die  Reichsstadt  Kaufbeuren  und  die  bairische  Restau- 
rationspolitik“ Gelegenheit  genommen,  einen  kleinen  Theil  des  ihm 
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vorliegenden  Materials  ergänzend  abzurunden  und  zur  erzählenden 
Darstellung  zu  bringen. 

Unser  Unternehmen  dient  nicht  particularen  Zwecken,  son- 
dern ist  dazu  bestimmt,  der  allgemeinen  deutschen  Geschichte 
in  einem  Zeitraum,  welcher  dessen  vor  andern  bedarf,  eine 
neue  und  feste  Grundlage  zu  bieten.  Darum  haben  wir  uns 
entschlossen,  den  bairischen  Theil  erst  mit  dem  Jahre  1607 
beginnen  zu  lassen,  als  dem  Zeitpunkt  wo  mit  dem  Donau- 
wörther  Streit  und  gleich  darauf  mit  der  Gründung  der  Liga  Her- 
zog Maximilian  an  die  Spitze  einer  katholischen  Partei  im  Reich 
tritt;  und  wollen,  was  aus  den  früheren  Regierungsjahren  desselben 
für  unsern  Zweck  Werthvolles  sich  hat  finden  lassen,  in  einigen 
einleitenden  Bemerkungen  mittheilen.  Aus  demselben  Gesichts- 
punkt fanden  wir  uns  veranlasst,  für  die  Pfälzischen  Forschungen 
den  uns  zugewiesenen  Zeitraum  rückwärts  auszudehnen;  denn  die 
Bestrebungen,  eine  evangelische  Union  zu  bilden,  haben  lange  vor 
dem  17.  Jahrhundert  ihren  Anfang  genommen,  und  es  gehören  in 
dieser  Beziehung  der  Ausgang  des  einen  und  der  Anfang  des  an- 
dern Jahrhunderts  als  ein  untrennbares  Ganze  zusammen.  Um 
aber  nicht  die  zwischen  der  ersten  und  unserer  dritten  Abtheilung 
des  Gesammtunternehmens  gezogene  Grenzlinie  zu  verletzen,  wurde 
es  für  nothwendig  gehalten,  dem  Ergebniss  unserer  Forschung,  so 
weit  es  vor  dem  Jahre  1598  liegt,  die  Form  einer  geschichtlichen 
Relation  zu  geben,  während  die  Mittheiluug  der  Documente,  wie 
von  Anfang  bestimmt  war,  erst  mit  1598  beginnt. 

Die  Art  des  Stoffes  bringt  es  mit  sich,  dass  der  vorliegende  erste 
Band  ganz  vorwiegend  Regestensammlung  geworden  ist  Die  er- 
drückende Masse  von  Briefen  und  Acten,  die  jeder  für  sich  betrachtet 
wenig  bedeuten,  aber  in  ihrem  Zusammenhänge  ein  wichtiges  Blatt 
deutscher  Geschichte  repräsentiren,  sollte  nicht,  mit  leichterer  Mühe 
und  grösseren  Kosten,  in  ermüdender  Ausführlichkeit  ans  Tages- 
licht gebracht  werden,  um  die  Bibliotheken  anzuschwellen  und  den 
Historiker  abzuschrecken.  Dagegen  wo  die  Ereignisse  selbst  ver- 
nehmlicher ins  Ohr  schallen,  wie  das  schon  in  den  folgenden  Jahren 
unter  Heinrichs  IV.  Einwirkung  geschieht,  werden  wir  mit  Freuden 
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die  Gelegenheit  ergreifen,  die  handelnden  Personen  selbst  sich  aus- 
sprechen und  den  unvermittelten  Eindruck  ihres  Wesens  auf  den 
Leser  wirken  zu  lassen. 

Unsere  Quelle  sind  die  Archive  und  was  von  archivali- 
schem  Material  der  Wechsel  der  Zeiten  da  und  dort  in  die 
Bibliotheken  gebracht  hat.  Vor  allem  die  weltberühmten  Schätze 
der  grossen  Münchner  Archive,  die  uns  ohne  Rückhalt  ge- 
öffnet worden  sind  und  deren  Benützung  uus  fort  und  fort  in 
dankenswerter  Weise  erleichtert  wird.  Die  Natur  archivalischer 
Forschung  verstattet  dem  Zufall  einen  Einfluss,  der  sich  durch 
Zeit  und  Geduld  zwar  manches  abringen  lässt,  aber  zuletzt  immer 
noch  der  Anstrengung  einiges  oder  auch  vieles  versagt,  vielleicht 
um  es  später  einmal  den  Nachkommen  in  den  Schoss  zu  werfen. 
Das  Mass  der  Leistung  wird  da  stets  in  hohem  Grade  bedingt  sein 
durch  ein  freundliches  und  unverdrossenes  Entgegenkommen  von 
Seiten  der  Verwaltungen  und  Beamten  der  Archive,  wie  es  uns  in 
München  zu  Theil  geworden  ist,  wobei  wir  mit  besonderer  Aner- 
kennung der  erfolgreichen  Mitwirkung  gedenken  müssen,  die  Herr 
Dr.  Häutle  als  Secretär  des  Reichsarchivs  uns  gewidmet  hat  Noch 
grösser  wird  die  Hülfsbedürftigkeit  des  historischen  Arbeiters,  wenn 
er  fremde  Archive  in  gemessener  Zeit  ausbeuten  soll,  und  mit 
Dank  haben  wir  als  Gönner  unseres  Unternehmens  vor  anderen 
die  Herren  von  Arneth  in  Wien,  von  Hausier  in  Stuttgart,  van 
den  Bergh  im  Haag,  von  Heinemann  in  Bernburg,  von  Mörner  in 
Berlin,  von  Weber  in  Dresden  zu  nennen;  welchen  Männern  noch 
vor  kurzem  Graf  Friedrich  zu  Dohna  - Schlobitten  sich  angereiht 
hat,  indem  er  das  für  die  Geschichte  jener  Zeiten  hochbedeutende 
Archiv  seiner  Familie  uns  gastlich  geöffnet  und  unsere  Forschung 
durch  persönliche  Mühewaltung  gefördert  hat. 

Zum  Schluss  haben  wir  zu  bemerken,  dass  die  deutsche  Ortho- 
graphie des  17.  Jahrhunderts  durchweg,  doch  ohne  Wesentliches  zu 
verletzen,  vereinfacht  worden  ist.  Chiffrirtc  Worte  und  Sätze  sind 
durch  Cursivschrift  bezeichnet.  In  unserer  Art  der  Datirung  und  an- 
dern Einrichtungen  des  Werks  wird  der  aufmerksame  Leser  sich  leicht 
zurecht  finden,  ohne  einer  ausdrücklichen  Hinweisung  zu  bedürfen. 
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Wir  haben  ein  Werk  begonnen,  das  nach  dem  Willen  der 
beiden  Könige  Maximilian  II.  und  Ludwig  II.  bestimmt  ist,  dem 
Andenken  ihrer  Vorfahren  die  Ehre,  den  bairischen  Landen  und 
ganz  Deutschland  die  Frucht  zu  sichern,  welche  aus  der  richtigen 
Erkenntniss  einer  grossartigen  und  tragischen  Vergangenheit  ent- 
stammen. Möge  die  Ausführung  nicht  unwürdig  des  Gegenstandes 
erscheinen ! 

München  im  Juni  1870. 


C.  A.  Cornelius. 
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Die  Unionsbestrebungen  der  Churpfalzer  und  ihrer  Partei 

den  Jahren  1589  — 1597. 


. Acteu  des  30jähr.  Kriegs  L 
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Die  Politik  der  Churfürsten  von  der  Pfalz  wurde  in  der  Zeit 
der  Torbereitung  des  dreissigjährigen  Krieges  durch  ihre  Stellung  inner- 
halb der  Gesammtheit  der  protestantischen  Reichsstünde  bestimmt.  Indem 
diese  dem  Kaiser  und  den  Katholiken  gegenüber  eine  Partei  bildeten,  die 
in  ihren  wichtigsten  Beziehungen  zum  Reich  und  seinen  Ständen  von 
der  Absicht  geleitet  war,  das  Recht,  das  der  Religionsfriede  ihr 
gewährte,  zu  schützen,  und  neue  Rechte  und  neue  Macht,  die  er 
ihr  versagte,  zu  erwerben,  sahen  die  Churfürsten  von  der  Pfalz 
sich  als  Protestanten  und  als  vornehmste  der  weltlichen  Fürsten  be- 
rufen , nicht  nur  an  jenen  Bestrebungen  Theil  zu  nehmen  und  die 
äussersten  Ansprüche  ihrer  Glaubensgenossen  zu  vertreten,  sondern 
auch  die  Leitung  der  Partei  selbst  zu  übernehmen.  Diese  pfälzische 
und  protestantische  Politik  zu  verfolgen  und  darzulegen,  hat  die  vor- 
liegende Sammlung  sich  zur  Aufgabe  gestellt.  Ihr  Hauptgegenstand 
ist  die  Geschichte  der  evangelischen  Union.  Denn  von  früh  an  er- 
kannten die  Churpfälzer  und  ihre  entschiedenem  Genossen,  dass  nur 
die  Errichtung  eines  protestantischen  Sonderbundes  den  Weg  zu  ihrem 
Ziele  zu  öffnen  vermöge.  Da  nämlich  alle  andern  Versuche  der  Prote- 
stanten, ihre  Ansprüche  zur  Geltung  zu  bringen,  am  Ende  auf  den  festen 
Widerstand  des  Kaisers  und  der  Katholiken  stiessen,  so  zeigte  es  sich, 
dass  die  Erfüllung  ihrer  Wünsche  an  keine  kleinere  Bedingung  ge- 
knüpft sei,  als  Umsturz  der  Verfassung  des  Reichs,  offenen  Kampf  mit 
ihren  Gegnern.  Da  ferner  die  Bestrebungen  der  Religionsparteien  im 
Reich  mit  den  Gegensätzen  der  katholischen  und  protestantischen 
Mächte  in  Europa  in  enge  Verbindung  getreten  waren,  so  wurde 
es  klar,  dass  ein  Kampf  zwischen  erstem  ohne  Betheiligung  der 
letztem  schwerlich  kßnne  geführt  werden.  Für  beide  Fälle  bedurften 
die  Protestanten  einer  anderen  Macht  als  der  des  Reiches,  um  ihr 
Recht  zu  schützen  und  ihre  Ansprüche  zu  verwirklichen.  Diese  aber 
gedachte  man  zu  schaffen  durch  ein  Bündniss,  welches  die  prote- 
stantischen Reichsstände  erst  unter  sich,  dann  auch  mit  fremden 
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Mächten  abzuschliessen  hätten.  Und  die  pfälzischen  Churfürsten  be- 
gannen seit  Friedrich  III.  sich  uni  die  Gründung  eines  solchen  Bun- 
des zu  bemühen , und  zeigten  sich  bereit , seine  Leitung  zu  über- 
nehmen. 

Ich  erinnere  hier  nur  mit  kurzen  Worten , dass  schon  in  den 

\ 

Jahren  1567 — 1569  drei  Fürsten  sich  um  die  Ausführung  des  bald 
in  umfassender,  bald  in  beschränkterer  Weise  gedachten  Unionsplanes 
bemühten:  es  waren  der  calvinische  Friedrich  von  der  Ffalz,  der 
streng  lutherische  Christoph  von  Würtemberg  und  der  zwischen' bei- 
den Bekenntnissen  vermittelnde  Wilhelm  von  Hessen.  Die  Furcht, 
welche  die  gegen  die  französischen  und  niederländischen  Protestanten 
verübten  Gewaltthateu  erregten,  die  Gerüchte  über  Verbindungen  zwi- 
schen ltom,  Frankreich  und  Spanien  gegen  die  deutschen  Protestanten, 
die  man  verbreitete,  der  Argwohn  feindlicher  Anschläge,  welchen 
die  protestantischen  gegen  die  katholischen  Reichsstände , wie  diese 
gegen  jene,  hegten:  das  waren  die  Ilauptgrüude,  dass  drei  so  ver- 
schiedene Fürsten  in  einem  Streben  zusammentrafen. 

Damals  führten  diese  Versuche  nicht  zum  Ziel;  aber  die  Ueber- 
zeugung  von  der  Nothwendigkeit  des  Bundes  wich  darum  nicht  von 
den  churpfälzischen  Regenten.  Vor  allem  war  es  Johann  Casimir, 
der  Sohn  Friedrich’s  III.,  der  den  Unionsplan  in  seiner  vollen  Aus- 
bildung mit  unermüdlichem  Eifer  für  seine  Verwirklichung  erfasste. 
Und  als  dieser  nun  im  Jahre  1583  für  seinen  unmündigen  Neffen 
Friedrich  IV.  die  Administration  der  Churpfalz  übernahm,  und  bald 
darauf  die  Gunst  der  Umstände  in  Frankreich  wie  in  Deutschland 
ihm  selber  Genossen  seiner  Pläne  warb,  geschah  es,  dass  noch  in 
seinen  letzten  Lebeustagen  ihm  die  Erfüllung  seiner  Wünsche  in 
naher  Aussicht  gezeigt  ward.  Er  vereinigte  die  meisten  bedeutenden 
Fürsten  seines  Glaubens  zu  dem  Versuche,  unter  den  Reichsständen 
eiu  protestantisches  Bündniss,  mit  dem  Könige  von  Frankreich  einen 
Vertrag  über  einmaligen  gegenseitigen  Beistaud  zu  schliessen. 

Bis  zu  diesen  Verhandlungen  muss  man,  um  die  Entstehung 
der  Ahauser  Union  zu  begreifen,  aus  doppeltem  Grunde  zurückgehen. 
Einerseits  nämlich  wurde  damals  die  erste  Unionsacte  verfasst,  welche 
dann  den  bedeutendem  Bundesentwürfen  späterer  Zeit,  denen  von  1596, 
1599  und  1606,  und  endlich  der  Ahauser  Uuionsverfassung  von  1608 
zum  Muster  gedient  hat : durch  ihre  Ausführlichkeit  belehrt  sie  am 
besten  über  Wesen  und  Zweck  des  Bundes,  während  die  Aenderungen 
der  späteren  Entwürfe  die  Wandlungen  in  der  Auffassung  desselben 
bezeichnen.  Sodann  aber  hat  man  zu  beachten , dass  die  Ahauser 
Union  dem  umfassenden,  von  den  Churpfälzern  und  ihren  Freunden 
gehegten  Buudesplane  keineswegs  entsprach.  Denn  dieser  giug  auf 
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eine  Vereinigung  aller  Protestanten,  wenigstens  aller  protestantischen 
Stände  des  Reichs:  in  dem  Ahauser  Bündnisse  trat  nur  eine  Partei 
und  nicht  die  mächtigste  unter  den  deutschen  Protestanten  zusammen. 
Was  war  der  Grund  dieser  Spaltung  und  wie  ist  sie  befestigt  worden? 
Beide  Fragen  wird  die  Geschichte  jenes  frühem  Unionsversuches  be- 
antworten. Sie  wird  zeigen , wie  man  damals  den  Zwiespalt  der 
Protestanten  unter  günstigen  Aussichten  zu  überwinden  hoffte,  wie  sich 
dann  aber  eine  Macht  erhob,  welche  nicht  nur  jene  Anstrengungen 
vereitelte,  sondern  auch  die  Erfolglosigkeit  gleichartiger  Pläne  für 
die  Zukunft  verbürgte. 
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Erstes  Capitel. 

Johann  Casimirs  Ende.  Versuch  einer  allgemeinen  protestantischen 

Inion  (1589 — 1591). 

1.  Die  französische  Hülfe. 

Das  berühmte  Bündniss,  welches  im  Januar  1585  zwischen  dem 
Könige  von  Spanien  und  französischen  Grossen  geschlossen  wurde, 
bildet  nicht  nur  einen  Abschnitt  in  der  Geschichte  der  Religionskriege 
Frankreichs,  sondern  es  datirt  von  ihm  auch  eine  Wendung  in  der 
Politik  der  protestantischen  Partei  in  Deutschland.  Denn  bis  zu 
jener  Zeit  hatten  wohl  alle  protestantischen  Reichsstände  die  Angriffe, 
welche  fremde  Mächte  mit  den  Waffen,  deutsche  Katholiken  mit 
Streitschriften  und  Processen  gegen  ihre  Glaubensgenossen  richteten, 
auf  eine  gemeinsame  Grundlage  zurückgeführt,  auf  das  Bestreben,  die 
Freiheit  des  protestantischen  Bekenntnisses  zu  vernichten.  Auch  die 
Furcht  vor  einem  Bündnisse  ihrer  in-  und  ausländischen  Gegner  — 
sobald  sich  nämlich  die  erstem  durch  ihre  protestantischen  Unter- 
thanen  nicht  mehr  gehindert  sähen  — war  diesen  Ständen  seit  lauge 
ziemlich  gemeinsam.  Allein  ihre  Besorgnisse  waren  weder  so  be- 
stimmt, noch  ihre  Thatkraft  so  gross,  dass  der  Gedanke  eines  Ver- 
theidigungsbündnisses,  oder  nur  der  Unterstützung  der  Protestanten 
in  Frankreich  und  den  Niederlanden  gegen  ihre  Könige  von  einer 
grössern  Anzahl  protestantischer  Stände  erfasst  ward.  Der  Landgraf 
Wilhelm  von  Hessen  - Cassel , der  Churfürst  Friedrich  III.  von  der 
Pfalz  nebst  seinem  Sohne  Johann  Casimir  waren  unter  den  mächtigem 
Reichsständen  wol  die  einzigen,  welche  beide  Ziele  mit  Entschieden- 
heit verfolgten.  Nun  aber  zeigte  sich  die  französische  Ligue  durch 
ihre  Macht  sowol,  wie  durch  den  Umfang  ihrer  Pläne  geeignet,  die 
Unruhe  der  deutschen  Protestanten  in  ausserordentlichem  Masse  zu 
vermehren.  Denn  nicht  nur  die  Ausrottung  des  Protestantismus  aus 
Frankreich,  sondern  auch  der  Ausschluss  des  reformirten  Heinrich 
von  Navarra  von  der  Thronfolge,  war  der  Zweck  der  Verbündeten. 
Ihr  Bund  war  nicht  lange  geschlossen , als  der  Papst  Sixtus  V.  ihm 
durch  eine  Bulle  zur  Hülfe  kam,  darin  er  die  französischen  Thron- 
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ansprtiche  Heinrich’s  von  Navarra  und  seiner  Erben  für  nichtig  er- 
klärte, als  König  Heinrich  III.  von  Frankreich  sich  genöthigt  sah, 
seine  Truppen  mit  denen  der  Liguisteu  zu  vereinigen.  Wenn  nun 
die  Ligue  ihre  Absichten  durchsetzte,  und  Karl  von  BourLou  den 
ihm  von  derselben  zugedachten  französischen  Thron  bestieg,  so  war 
die  Richtergewalt  des  Papstes  bezüglich  des  Hechtes  auf  die  französische 
Thronfolge  bestätigt,  Frankreich  wurde  ein  rein  katholisches  Land, 
und  die  Eifersucht  zwischen  ihm  und  Spanien,  welche  den  deutschen 
Protestanten  den  besten  Rückhalt  gegen  katholische  Restaurations- 
versuche bot,  musste  einem  engen  Bündnisse  beider  Kronen  weichen. 
Mit  solchen  Erfolgen  war  aber  die  Aufgabe  der  Ligue  noch  nicht 
gelöst.  Nach  deu  Bestimmungen  des  Bündnisses  sollte  ihnen  alsbald 
ein  neues  Unternehmen,  die  Unterwerfung  der  empörten  Niederlande  . 
unter  die  spanische  Herrschaft  und  die  katholische  Kirche  folgen. 
Und  wenn  nun  auch  dies  gelang,  konnte  man  dann  aunehmeu,  dass 
das  seiner  Natur  nach  unbegrenzte  Werk  der  Herstellung  katholischer 
Glaubenseinheit  au  den  Grenzen  des  deutschen  Reiches  stehen  blei- 
ben werde? 

Am  Hofe  Johann  Casimirs  hegte  man  über  die  Aussichten 
des  deutschen  Protestantismus  keine  Zweifel.  ' Wir  alle’,  so  schrieb 
einer  der  hervorragendsten  Käthe  dieses  Fürsten  an  Hotomann,  ‘wir 
alle,  die  wir  uns  hier  mit  der  Politik  befassen,  wissen  wohl,  dass  es 
sich  nicht  nur  um  den  König  von  Navarra  und  eure  Kirchen,  son- 
dern auch  um  uns  und  unsere  Kirchen  handelt.  Ihr  seid  für’s  erste, 
wir  für’s  zweite  Treffen  bestimmt/  1 2 Auch  über  das  Mittel  zur  Ab- 
wendung dieses  Verderbens  war  man  in  Heidelberg  im  Klaren:  es 
bestand  in  einem  Vertheidigungbündniss  der  protestantischen  Fürsten 
mit  England,  den  Huguenotten  und  andern  protestantischen  Mächten.3 

Indess  wichtiger  als  diese  Auffassung  der  Sachlage,  die  voraus- 
zusehen war,  und  diese  Pläne,  die  keine  Aussicht  auf  Erfolg  hatten, 
war  es,  dass  die  aus  den  französischen  Ereignissen  entspringende 
Furcht,  deu  Grundsatz  der  Neutralität  gegenüber  den  französichen 
Glaubenskämpfen  bei  zwei  Fürsten  erschütterte,  die  nächst  dem 
Churfürsten  von  der  Pfalz  die  bedeutendsten  weltlichen  Reichsstände 
waren,  bei  den  Churfürsten  August  von  Sachsen  und  Johann  Georg 
von  Brandenburg.  Sie  betheiligten  sich  jetzt  nicht  nur  an  einer  Ge- 


1 Reuber  an  Hotomann.  1586  Janu.  2.  (Francisci  et  Job.  Hoto- 
mannorum epistolae.  Amstelodami  1700  p.  186.) 

2 Johann  Casimir  an  England.  1585  Juni  4.  (Groen  van  Prinsterer, 

archives  de  la  maison  d'Orange  - Nassau  11.  1.  S.  12.) 
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sandtschaft  protestantischer  Fürsten,  welche  Heinrich  III.  vom  Bruche 
seiner  den  Huguenotten  gegebenen  Zusagen  abmahnen  sollte,  sondern 
sie  fassten  auch  freiwillig  den  Beschluss,  dass,  falls  die  Gesandten 
nichts  ausrichteten,  sie  den  König  von  Navarra  in  seinem  Kampfe 
gegen  die  Ligue  durch  Geld  unterstützen  würden.1 

Nun  erreichte  die  Gesandtschaft  weiter  nichts,  als  die  Beschimpfung 
ihrer  Auftraggeber;  die  Forderung,  sich  an  dem  französischen  Glaubens- 
kriege zu  betheiligen,  trat  also  unmittelbar  an  die  Fürsten  heran. 
Allein  bevor  sie  den  Bericht  ihrer  Abgeordneten  empfingen,  war  der 
Churftirst  August  aus  dem  Leben  geschieden  (Februar  1586);  sein 
Tod  hinderte  es  noch  einmal,  dass  die  Neutralität  der  meisten  prote- 
stantischen Fürsten  gebrochen  ward.  Denn  als  an  August’s  Nach- 
folger, den  unselbständigen  Christian  I.  die  Aufforderung  zur  Unter- 
stützung Navarra’s  erging,  hatten  alte  Bedenklichkeiten  uuter  den 
geheimen  Rätheu  des  Churfürsten  wieder  die  Oberhand  gewonnen. 
Sie  erinnerten  an  den  Satz  August’s,  dass  nicht  die  Waffen,  sondern 
die  Gnade  des  heiligen  Geistes  der  wahren  Religion  zum  Siege  ver- 
helfen müsse.  Sie  stellten  die  Grösse  der  Opfer  dar,  welche  die  Be- 
theiligung an  den  endlosen  Religionskriegen  Frankreichs,  die  Gefahren, 
welche  das  Heraustreten  aus  der  frühem  Neutralität  zur  Folge  haben 
werde*  wenn  die  Liguisten  siegten,  so  würden  sic  die  Verbündeten 
ihrer  Feinde  in  Deutschland  angreifen , und  die  Angegriffenen  von 
den  katholischen  Ständen  hülf  los  gelassen  werden ; ja  es  sei  zu  fürch- 
ten, dass  letztere  den  den  Huguenotten  geleisteten  Beistand  durch 
Unterstützung  der  Liguisten  vergelten  möchten,  und  also  auch  im 
Reiche  der  Krieg  zwichen  den  religiösen  Parteien  eröffnet  würde. 
Allerdings  verschlossen  sich  die  geheimen  Räthe  auch  den  Besorg- 
nissen nicht,  welche  den  Sinneswechsel  des  verstorbenen  Churfürsten 
verursacht  hatten.  Der  Plan  der  Liguisten,  sagten  sie,  fordere  Be- 
kämpfung aller  vom  Papstthum  Abgewichenen;  der  Sieg  in  Frankreich 
würde  ihnen  Muth  und  Hoffnung  zur  weitern  Ausführung  ihres  Vor- 
habens verleihen.  Und  wenn  Heinrich  III.  seinen  protestantischen 
Unterthanen  den  Religionsfrieden  ungestraft  brechen  dürfe,  so  könnte 
vielleicht  auch  eine  günstige  Gelegenheit  und  eine  Aufforderung  des 
Papstes  die  deutschen  katholischen  Stände  zu  Gleichem  bewegen. 
Allein  sie  trösteten  sich  wieder  damit,  dass  Letztere  ihre  Absicht, 
am  Religionsfrieden  festzuhalten,  oft  genug  erklärt  hätten.  Sie  hoff- 
ten, dass  die  Protestanten,  indem  sie  mit  ihren  katholischen  Mit- 
ständen zusammenhaltend  jeden  Anlass  zum  Misstrauen  vermieden, 


1 DroyBen,  preuss.  Politik  II.  2.  S.  494.  Bedenken  chursächs  Räthe. 
1586  Nov.  26.  (D  9304  Franz.  Legation  1586—88.) 
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sich  die  Unterstützung  des  gesummten  Reichs  gegen  ihre  fremden 
Gegner  sichern  würden. 1 * 

Diesen  Rathschlägen  gemäss  bekannte  sich  Christian  I.  zu 
der  Neutralität,  die  sein  Vater  zu  verlassen  sich  bereit  gezeigt 
hatte.  Seinem  Beispiel  folgte  der  Churfürst  von  Brandenburg  und, 
trotz  deu  Bemühungen  Navarra’s,  trotz  schöner  Zusagen,  die  dessen 
Gesandter  Segur  empfing,  die  übrigen  protestantischen  Fürsten  mit 
Ausnahme  des  Pfalzgrafen  Johann  Casimir. 

Aber  es  dauerte  nur  drei  Jahre,  bis  ein  neues  Anschwelleu  der 
französischen  Unruhen  die  Fürsten  abermals  aus  ihrer  Sicherheit  auf- 
störte. Ira  December  1588  hatte  Heinrich  III.  seine  königliche 
Macht  gegen  die  Uebergriffe  der  Ligue  und  der  Stände  dadurch  zu 
wahren  geglaubt , dass  er  die  Häupter  des  Bundes  ermorden  liess. 
lfie  in  der  Ligue  vereinigten  Städte  und  Adelichen , geistliche  und 
weltliche  Behörden  antworteten  darauf,  indem  sie  mit  dem  Kampfe 
gegen  die  Reformirten  und  den  Thronfolger  die  Revolution  gegen 
ihren  König  verbanden.  So  von  seinen  ehemaligen  Verbündeten  be- 
drängt, sah  Heinrich  III.  keinen  andern  Rath,  als  mit  den  Hugueuotten 
ein  Bündniss  und  einen  Religionsfrieden  zu  schliessen,  und  gegen  die 
empörte  Nation,  welche  die  monarchische  Gewalt  und  die  reformirte 
Religion  zugleich  bekämpfte,  die  Hülfe  der  auswärtigen  Protestanten 
herbeizurufen.  Am  3.  Februar  1589  schickte  er  seinen  Gesandten 
Harlay  de  Sancy  nach  der  Schweiz,  um  von  den  protestantischen 
Cantonen  Truppen  und  Geld  zu  erlangen.  Von  der  Schweiz  nach 
Deutschland  reisend,  sollte  Sancy  die  protestantischen  Stände  nicht 
nur  zu  Darlehen  und  zur  Gestattung  von  Truppenwerbungen  bewegen, 
sondern  auch  ein  Bündniss  zwischen  ihnen  und  dem  Könige  betreiben." 
Zugleich,  da  die  Ankunft  des  Gesandten  in  Deutschland  sich  voraus- 
sichtlich in  Folge  der  Schweizer  Verhandlungen  verzögern  musste, 
bevollmächtigte  der  König  den  Edelmann  Baradat,  dass  er  vor  und 
neben  Sancy  die  protestantischen  Reichsstände  zu  einem  Darlehen 
von  300,000  Ecus  bewege.  Hatten  dann  Baradat  und  Sancy  in  die- 
ser Werbung  Erfolg,  so  sollte  Kaspar  von  Schönberg  ihnen  folgen, 
das  Geld  in  Empfang  nehmen  und  daun  mit  Erlaubnis  der  Fürsten 
ein  Heer  von  14000  deutschen  Söldnern  anwerben. 3 


1 Vgl.  das  eben  citirte  Bedenken. 

1 Thuanus  (Londoner  Ausg.  IV.  S.  689.  lib.  94  cap.  7.)  Discours  fait 
par  Sancy  sur  Toccurence  de  ses  affaires  (Memoires  d’estat  en  suite 
de  ceux  de  Mr.  de  Villeroy  III  S 129.  Paris  1665.) 

3 Creditiv  Heinrich’s  III.  für  seinen  Gesandten  nach  Degtschland.  1589 
Febr  20  (D  9305  Franz.  Kriegshändel  1.  Buch.)  Vgl.  Thuanus  (IV 
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Während  Sancy  in  der  Schweiz  aufgehalten  wurde , reiste 
Baradat  im  April  1589  nach  Deutschland.  Hier  nun  ward  der  Wechsel 
der  Grundsätze,  den  das  Jahr  1585  vorbereitet  hatte,  durch  den 
neuen  Umschwung  der  Dinge  in  Frankreich  bei  den  meisten  prote- 
stantischen Fürsten  vollendet.  Denn  wie  vor  vier  Jahren  durch  ge- 
steigerte Furcht,  so  wurden  sie  jetzt  durch  die  Aufregung  und  Er- 
muthigung,  welche  aus  der  näher  gerückten  Entscheidung  und  den 
günstigen  Aussichten  der  protestantischen  Sache  entsprangen , voran- 
getrieben. Und  was  dann  vollends  die  Erfüllung  der  Wünsche  Hein- 
rich’s  III.  entschied,  das  war  die  Beseitigung  zweier  Bedenklichkeiten, 
die  bis  dahin  unter  den  Bew-eggründcn  der  deutschen  Neutralität  zu 
den  wichtigsten  gehört  hatten.  Man  hatte  nämlich  früher  gefürchtet, 
durch  die  Hülfe,  die  man  ausländischen  Glaubensgenossen  leistete, 
die  katholischen  Stünde  gegen  sich  aufzureizen;  es  war  ferner  dem 
hausherrlichen  Sinne  deutscher  Fürsten,  z.  B.  des  Churfürsten  August, 
durchaus  zuwider  gewesen,  durch  Unterstützung  der  Huguenotten  oder 
Niederländer  eine  Empörung  der  Unterthanen  gegen  ihre  legitime 
Obrigkeit  zu  genehmigen.  Gegenwärtig  nun  war  es  der  katholische 
König  von  Frankreich,  der  im  Namen  von  Recht  und  Gesetz  um 
Beistand  gegen  seine  empörten  Unterthanen  bat;  da  glaubte  man  den 
Katholiken  sowol,  wie  deu  revolutionären  Theorien  gegenüber  in 
Sicherheit  zu  sein. 4 

Die  Fürsten,  welche  Baradat  zuerst  aufsuebte,  Johann  von  Zwei- 
brücken, Johann  Casimir  von  der  Pfalz,  Landgraf  Wilhelm  von  Hessen- 
Cassel  und  der  Administrator  von  Magdeburg  hatten  sich  bereits,  die 
drei  ersten  vor,  der  letzte  bald  nach  der  Gründung  der  Liga  so  ent- 
schieden für  die  Unterstützung  der  Huguenotten  erklärt,  dass  ihre  ge- 
neigte Aufnahme  der  französischen  Werbung  kein  Wunder  nehmen 
darf.  Indess  für  sich  allein  w ollten  auch  sie  keine  bindende  Zusagen 
geben  , sondern  jeder  verschob  seine  schliessliche  Erklärung  bis  auf 
die  Zeit,  da  er  sich  mit  mehreren  Fürsten  über  die  Sache  geeinigt 

S.  743  95  22),  der,  von  sich  erzählt,  er  selbst  habe  die  einzelnen 
Fürsten  um  das  Darlehen  angehen,  Schönberg  die  Werbung  der 
Truppen  verrichten  sollen.  Letzterer  hätte  dann  den  Baradat  vor- 
ausgeschickt, um  Vorbereitungen  für  das  Werbegeschäft  zu  machen. 
Dies  stimmt  nicht  mit  den  Dresdener  Acten,  in  denen  Baradat  immer 
als  königlicher  Gesandter  bezeichnet  wird,  der  zunächst  das  Geld- 
geschäft richtig  machen  soll.  Ebenso  gibt  Th.  die  Zahl  der  zu 
werbenden  Truppen  zu  hoch  an. 

1 Vgl.  u.  a Chursachsen  an  Lgr.  Wilhelm.  1589  Mai  22.  (D.  a.  a.  0.) 
Protokoll  des  Tags  von  Langensalza.  1589  Juni.  (D  5306  Franz. 
Kriegshändel  4.  Buch  ) 
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hätte. * Alles  hing  also  davon  ab,  ob  sich  der  Bereitwilligen  noch 
mehrere  finden  Hessen,  vor  Allem,  ob  der  seiner  Stellung  wegen  hoch 
angesehene  Churfürst  Christian  I.  von  Sachsen  sich  zu  den  Grund- 
sätzen bekehren  werde,  die  er  beim  Antritte  seiner  Regierung  ver- 
längnet  hatte.  Da  war  nun  eine  seit  dem  Jahre  1586  am  sächsischen 
Hofe  vorgegangene  Veränderung  von  hoher  Bedeutung.  Es  hatte 
nämlich  der  Churfürst  zur  Stelle  eines  Hofmarschalls  und  unter  die 
Zahl  seiner  vertrautesten  Räthe  einen  Mann  aufgenommen,  der  zu- 
gleich eine  militärische  Bestallung  von  Heinrich  III.  hatte,i 2  und  dessen 
Bruder  der  zum  Befehlshaber  der  deutschen  Truppen  bestimmte 
Caspar  von  Schönberg  war.  Dieser  — sein  Name  ist  Hans  Wolfgang 
tob  Schönberg  — dachte  anders  als  die  Räthe,  welche  Christian  I. 
vor  der  Ausführung  des  Beschlusses  seines  Vaters  gewarnt  hatten. 
Er  trat,  als  Baradat  seine  Werbung  abgelegt  und  zugleich  ihm  ein 
Empfehlungsschreiben  seines  Bruders  übergeben  hatte,  als  der  eifrigste 
Fürsprecher  der  französischen  Anträge  auf.3 

Hierbei  aber  musste  Schönberg  die  vollste  Zustimmung  eines 
andern  chursächsischen  geheimen  Rathes  finden,  des  Dr.  Andreas  Paul 
nämlich,  der  seit  Jahren  mit  dem  churpfälzischeu  Hof  in  näheren 
Beziehungen  stand,  und  der  nicht  allein  die  französische  Politik 
Johann  Casimirs,  sondern  auch  sein  calvinisches  Glaubensbekenntniss 
als  das  richtige  ansah. 4 Mit  Andreas  Paul  ferner  war  sehr  nahe 
befreundet  der  geheime  Rath  Dr.  Nicolaus  Krell, 5 der  wol  damals 
schon  unter  seinen  Collegen  den  bedeutendsten  Einfluss  auf  den  Chur- 
fürsten ausübte.  Dieser  hatte  früher  den  Entwurf  des  erwähnten, 

i Chursachsen  an  Churbrandenburg.  1589  Mai  14.  (D  9305  Franz. 
Kriegshändel  1.  Buch.)  Lgr.  Wilhelm  von  Chursachsen.  1589  April  28. 
(a  a.  O.) 

* Richard,  der  churf.  sächsische  Kanzler  Nie.  Krell  I.  S.  320.  Hein- 
rich IV,  an  Wolfg.  v.  Schönberg.  1590  März  7.  (Lettres  missives 
de  Henri  IV.  t.  III.  S.  158.)  Später  freilich,  beim  Processe  Krell’s,  log 
der  Marschall,  dass  er  von  diesen  franz.  Dingen  gar  nichts  gewusst 
habe.  (Kiesling,  Fortsetzung  von  Löscher’s  historia  motuum,  S.  56.) 

3 Vgl.  die  Aussagen  Krell’s  bei  Klotzsch  und  Grundig,  Sammlung  von 
Nachrichten  zur  sächsischen  Geschichte  IV.  S.  149  fg  Krell’s 
Aeusserongen  gegen  den  Pfarrer  Blum,  dass  die  Practiken  in  politicis 
nicht  von  ihm,  „sondern  von  einem,  der  eine  zeit  lang  oben  am  hoffe 
gewesen,“  herrühren,  dürfen  wol  auf  diesen  Schönberg  bezogen  wer- 
den. (Blum,  Leichpredigt  über  den  custodirten  Dr  Nie.  Krell.  S.  42.) 

* Vgl.  meine  Miscelle  im  Archiv  für  sächs.  Geschichte  VIII.  S.  215. 
Antwort  auf  die  Leichpredig,  welche  Nie.  Blum  . . . soll  gethan 
haben.  1605.  S 17. 

5 A.  a.  0.  S.  217. 
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den  Absichten  Heinrich’s  von  Navarra  so  ungünstigen  Gutachtens  der 
chursächsischen  Räthe  selber  abgefasst.  Ob  er  aber  jetzt  oder  schon 
früher  jenen  Standpunkt  wechselte,  ist  nicht  zu  entscheiden,  jeden- 
falls stand  er  gleich  nach  der  Werbung  Baradat’s  auf  der  Seite  von 
Schönberg  und  Paul. 1 

Dies  waren  die  Räthe,  deren  persönlicher  Einfluss  neben  den 
vorher  angeführten  Gründen  den  Churfürsten  Christian  zu  Gunsten 
der  französischen  Werbung  stimmten. 2 Aber  mit  wie  besorgter  Um- 
sicht näherte  er  sich  seinem  neuen  Verbündeten!  Zunächst  wollte  er 
sich  nicht  entsckliessen,  bevor  er  sich  persönlich  mit  dem  Nestor  der 
deutschen  Fürsten,  dem  Landgrafen  Wilhelm  berathen  hätte. 3 Die 
Unterredung  beider  Fürsten  erfolgte  im  Juni  1589  zu  Langensalza; 
ihr  Ergebniss  war  der  Beschluss,  dem  Könige  von  Frankreich  ein 
Darlehen  von  100,000  Gulden  zu  gewähren.  Aber  nicht  genug,  dass 
diese  Entscheidung  nur  Denjenigen  unter  dem  Siegel  des  Geheimnisses 
mitgetheilt  werden  sollte,  für  welche  die  Kenntniss  derselben  nöthig 
sei : der  Landgraf  musste  auch,  damit  Christian  vor  den  katholischen 
Ständen  und  dem  Kaiser,  dem  er  kürzlich  noch  ein  Anlehen  ausge- 
schlagen, um  so  reiner  dastehe,  die  Gesammtsumme  in  seinem  Namen 
allein  auszahlen  und  auf  seinen  Namen  allein  die  Versicherung  der 
Rückzahlung  empfangen.  * 

Mit  dieser  Entscheidung  von  Chursachsen  und  Hessen  hörte  die 
Zurückhaltung  der  andern  von  Baradat  angegangenen  Fürsten  auf : 

1 Einen  Tag  nach  jener  Werbung  (14.  Mai)  concipirte  er  selbst  ein 
Schreiben,  in  dem  der  Churfürst  seine  Geneigtheit  ausspricht,  dem 
Gesuch  Heinrich's  111.  zu  willfahren.  (Chursachsen  an  Churbrandeu- 
burg.  D 9305  Franz.  Kriegshändel  1.  Buch.)  Von  da  an  fertigte  er 
die  Mehrzahl  der  Schreiben,  die  in  den  franz.  Angelegenheiten  vom 
chursächsischen  Hof  ausgingen.  Einige  Tage  nach  der  Versamm- 
lung zu  Langensalza  trat  er  an  Peifer’s  Stelle  in’s  Kanzleramt,  ein 
Wechsel,  der  offenbar  mit  dem  bei  jener  Versammlung  (siehe  unten) 
entschiedenen  Wechsel  der  sächsischen  Politik  zu  Gunsten  Frank- 
reichs zusammenhängt.  Endlich  bezeugte  er  auch  im  Jahre  1591 
von  sich : ‘nihil  mihi  regis  regnique  Gallici  salute  et  rei  publicae 
Christianae  et  patriae  causa  est  antiquius/  (an  Bongars  Janu.  16.  a.  a.  0.) 

2 Sie  allein  begleiteten  ihn  nebst  Hans  von  Ponikau  zu  dem  Tag  von 
Langensalza  (vgl.  Krell’s  oben  angeführte  Aussage),  ein  Beweis, 
dass  sie  in  diesen  franz.  Sachen  vornehmlich  zugezogen  wurden. 

3 Chursachsen  an  Lgr.  Wilhelm.  1589  Mai  22.  und  Juni  13.  (A.  a.  0.) 

^ Protokoll  des  Tags  zu  Langensalza  (D  9306  Franz.  Kriegshändel 

4.  Buch).  Abschied  des  Tags.  1589  Juni  29.  (Franz.  Kriegshändel 
1.  Buch.)  Chursachsen  an  Lgr.  Wilhelm.  1589  Oct.  7.  (a.  a.  0.) 

Chursachsen  zahlte  von  den  100,000  fl.  60,000. 
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Johann  Casimir  bewilligte  für  das  Haus  Pfalz  und  Baden  - Durlach 
ein  Anlehen  von  80,000  Gulden,  der  Administrator  von  Magdeburg 
eins  von  30,000  Gulden, 1 und  nur  der  Churfürst  Johann  Georg  von 
Brandenburg  erneuerte  zu  Anfang  die  alten  Bedenklichkeiten  gegen  die 
gesuchte  Hülfe. 2 Allein  auch  er  sonderte  sich  auf  die  Dauer  nicht 
ab,  sondern  bewilligte  die  sparsame  Anleihe  von  34,000  Gulden. 3 

Von  den  Stibsidien  der  deutschen  Fürsten  war  indess  noch  nichts 
erlegt,  als  Heinrich  III.  seinen  Gegnern  durch  Meuchelmord  erlag. 
An  seine  Stelle  trat  der  protestantische  König  Heinrich  IV.,  anerkannt 
von  den  Huguenotten  und  dem  Heere  seines  Vorgängers,  sowie  von 
ungefähr  dem  sechsten  Theile  des  Reichs,  das  er  beherrschen  sollte. 
Da  er  seine  Krone  erst  durch  Besiegung  der  verbündeten  Liguisten 
und  Spanier  zu  erringen  hatte,  so  suchte  er  seine  Macht  durch  die 
Feinde  Spaniens  und  die  Feinde  der  katholischen  Religion  zu  ver- 
wirken. Und  so  erneuerte  er,  um  die  Hülfe  der  protestantischen 
Sünde  in  Deutschland  zu  gewinnen,  dem  Herrn  von  Schönberg  den 
ihm  von  Heinrich  III.  gewordenen  Auftrag,4  wodurch  er  nebenbei 
einen  gewandten,  der  deutschen  Dinge  wol  kundigen  Agenten  für 
seine  Sache  gewann. 

Aber  es  dauerte  einige  Monate,  bis  Schönberg  und  der  neue  . 
König  sich  verständigt  hatten,  und  viele  Monate  noch  konnten  hin- 
gehen, bis  Schönberg  das  deutsche  Heer  auf  die  Beine  brachte: 
Heinrich  IV.  jedoch  bedurfte  einer  Unterstützung  ohne  Säumen.  Des- 
halb gab  er  zugleich  Sancy  den  Befehl,  die  von  Baradat  begonnenen 
Unterhandlungen  fortzusetzen,  von  dem  gewünschten  Anlehen  der 
300,000  Ecus  die  Hälfte  zusammenzubringen  und  dafür  Truppen  in 
Deutschland  zu  werben.5 

Begreiflicher  Weise  machten  die  deutschen  Fürsten  keine  Schwie- 
rigkeiten, das  Anlehen,  welches  sie  dem  katholischen  Heinrich  III. 
bewilligt  hatten,  auf  den  protestantischen  Nachfolger  desselben  zu 
Übertragen, 6 Nicht  nur  an  den  Höfen,  die  Baradat  schon  besucht 


1 Krell  an  Chursachsen.  1589  Oct.  6.  (a.  a.  0.)  Lgr.  Wilhelm  an 
dens.  Oct.  19.  (a.  a.  0.) 

2 Churbrandenburg  an  Chursachsen.  1589  Mai  17.  (a.  a.  0.) 

3 Lgr.  Wilhelm  an  Chursachsen  1589  Oct.  19.  (a.  a.  0.) 

4 Heinrich  III.  an  Schernberg.  1590  Januar  29.  (Lettres  missives  III. 
S.  129.) 

5 Thuanus  IV.  S.  833  (98  2.) 

6 Chursachsen  an  Lgr.  Wilhelm.  1589  Oct.  7.  (D  9305  Franz.  Kriegs- 
händel 1.  Buch.)  Krell  an  Chursachseu.  Oct.  6.  (a.  a.  0.)  Lgr. 
Wilhelm  an  denselben,  (a.  a.  0.) 
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hatte,  sondern  auch  bei  dem  Herzoge  Ludwig  von  Würtemberg  und 
dem  Grafen  Friedrich  von  Mömpelgart  hatte  Sancy  guten  Erfolg: 
ersterer  bewilligte  10,000  Kronen,  letzterer  aber,  der  freilich  die 
Sicherheit  seines  Landes  durch  die  Freundschaft  des  französischen 
Königs  zu  erkaufen  hatte,  56,000  Kronen. 1 Zu  gleicher  Zeit  er- 
langte Heinrich’s  Gesandter  de  Fresne  von  der  Stadt  Strassburg  ein 
Anlehen  von  40,000  Gulden,2  und  handelte  der  Herr  von  Reaux  mit 
den  Städten  Nürnberg  und  Ulm. 3 Am  Ende  des  Jahres  1589  war 
von  diesen  bewilligten  Summen  schon  so  viel  wirklich  erlegt,  dass 
man  etwa  150,000  Gulden  beisammen  hatte. 4 

Allein  bei  der  Verwendung  dieses  Geldes  ereignete  sich  ein  Un- 
glück, welches  die  ersten  Anstrengungen  der  Fürsten  fast  unfrucht- 
bar machte.  Gleich  beim  Beginne  seiner  Reise  nämlich  hatte  Sancy 
dafür  gesorgt,  dass  Obersten  bestellt  wurden,  welche  die  von  den 
Reichsständen  zugleich  mit  den  gewährten  Anlehen  gestattete  Werbung 
deutscher  Truppen  übernehmen  sollten.  Diese  stellten  im  Bisthum 
Strassburg  ein  Heer  von  etwa  6000  Mann  Infanterie  und  1000  Rei- 
tern auf,  während  die  deutschen  Stände  nach  einander  das  Geld  für 
deren  Unterhaltung  bewilligten.  Schon  war  Sancy  auf  der  Rückreise 
nach  dem  Eisass,  um  diese  Truppen  seinem  Könige  zuzuführen,  als 
plötzlich  im  December  1589  der  Herzog  von  Lothringen,  der  Bundes- 
genosse der  Ligue,  an  der  Spitze  seiner  Armee  in  das  Eisass  ein- 
drang, die  nach  einzelnen  Fähnlein  zerstreute  Macht  seines  Feindes 
überfiel,  und  das  Fussvolk  zum  grössten  Theil  zersprengte.  Als  Sancy 
herbeikam , war  es  hauptsächlich  nur  noch  die  Reiterei , welche  er 
auf  das  Baseler  Gebiet  rettete,  um  sie  von  da  nach  Frankreich 
hinüberzuführen.  Er  musste  diese  Rettung  so  schleunig  vollführen,  dass 
er  1200  Reiter  und  1500  Mann  Infanterie,  die  er  in  Sachsen  hatte 
werben  lassen,  einstweilen  zurückliess  und  erst  nachher,  um  auch 
diese  zu  holen,  sich  neuerdings  nach  Deutschland  begab. 5 

1 Verzeichniss  der  würtembergischcn  Anlehen  an  Frankreich.  (St  Alen- 
con.  Acten  III.  vgl.  Sattler,  würtemb.  Gesch.  V.  S.  119.  Die  hier 
angegebenen  18,000  fl.  = 10,000  Kronen,  1 Krone  = 27  Batzen) 

2 Heinrich  IV.  an  Strassburg.  1589  0ct20.  (Lettres  missivesIII.  S.  62  ) 

3 Thuanus  a.  a.  0. 

4 Heinrich  IV.  an  Fresne.  (Memoires  d’estat  en  suite  de  ceux  de 
Villeroy  II.  S.  284.)  Nicht  jeder  erlegte  gleich  Alles,  was  er  be- 
willigt hatte,  z.  B.  Churbrandenburg.  (Churbrandenburg  an  Chur- 
sachsen. 1590  August  26.  D.  a.  a.  0.) 

5 Discours  fait  pur  Sancy.  Memoires  d’estat  etc.  III.  S.  164  fg.  Vgl. 
Heinrich  IV.  an  Fresne.  1590  Janu.  29.  (a.  a.  0.  II.  S.  277.) 
Thuanus  a.  a.  0.  Strobel,  Geschichte  des  Elsasses  IV.  S.  195. 
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Mit  diesem  durch  Sancy’s  Nachlässigkeit  um  mehr  als  die  Hälfte 
verkürzten  Beistand  der  deutschen  Fürsten,  war  dem  Bedürfnisse  des 
Königs  Heinrich  so  wenig  abgeholfen,  dass  er  sofort  den  Sancy  und 
mit  ihm  den  Herrn  von  Schönberg  mit  neuen  Hülfsgesuchen  nach 
Deutschland  schickte.  Zunächst  sollten  dieselben  die  Darstreckung 
der  an  der  Summe  von  300,000  Ecus  noch  fehlenden  Gelder  nach- 
suchen 1 und  wo  möglich  noch  eine  Erhöhung  des  Anlehens  bewirken. 
Was  sie  dann  von  Geldmitteln  erlangten,  sollte  Schönberg  dazu  ver- 
wenden , um  das  seinem  Befehl  unterstellte  deutsche  Heer  zu  werben. 
Nun  hatte  aber  Heinrich  die  Stärke  dieser  Armee  inzwischen  auf 
20,000,  oder,  falls  seinen  Feinden  keine  Werbungen  in  Deutschland 
gestattet  würden , auf  15,000  Mann  bestimmt. 2 Bei  der  Aufstellung 
einer  solchen  Truppenzahl  konnten  die  von  den  deutschen  Fürsten 
erwarteten  Hilfsgelder  höchstens  zur  Bestreitung  der  Kosten  der 
Werbung  und  Ausrüstung  genügen. 3 Um  also  weitere  Geldmittel  zu 
erlange n,  schickte  er  noch  in  den  letzten  Monaten  des  Jahres  1589 
den  Herrn  de  Fresue  mit  einem  Subsidiengesuche  nach  England. 

Sehr  verschieden  waren  die  Erfolge  beider  Gesandtschaften.  Wäh- 
rend die  Königin  Elisabeth  auf  Heinrich’s  Ansuchen  nicht  nur  ein 
Anlehen  von  200,000  Francs  bewilligte,  sondern  auf  de  Fresnes  Bitte 
ihm  auch  ihren  Gesandten  Horazio  Pallavicino  beiordnete,  damit  beide 
nach  Deutschland  reisend  die  Stände  zu  desto  ausgiebigem  Subsidien 
bewögen, 4 verschleppten  die  deutschen  Fürsten  die  Sachen  dadurch, 
dass  sie  gegen  die  Persönlichkeit  der  ihnen  zugeschickten  Gesandten 
nach  einander  ihre  Einwände  machten.  Zunächt  gegen  Sancy,  den 
Führer  der  zersprengten  Truppen,  der  das  ihnen  so  kostbare  Geld 
verschleudert  hatte,  waren  sie  alle  so  erbittert,  dass  sie  von  diesem 
Manne  gar  nichts  mehr  hören  wollten.  5 Sodann  aber  wandte  einer 
von  ihnen , nachdem  Schönberg  in  seiner  Sache  einen  glücklichen 
Anfang  gemacht  hatte,  auch  gegen  diesen  einen  solchen  Unwillen, 
dass  er  seine  Erfolge  verdarb. 

Zu  Anfang  des  Jahres  1590  nämlich  war  Schönberg  an  den  chur- 
sachsischen  Hof  gekommen.  Auf  sein  Wort,  welches  in  Dresden  be- 

1 Heinrich  IV.  an  Sancy.  1590  Janu.  22.  (Memoires  d’estatll.  S.  262.) 

Ders.  an  Würtemberg.  (Lettres  missives  III.  S.  155.) 

2 Heinrich  IV.  an  Schönberg.  1590  Janu.  29.  (Lettres  miss.  III. 

S.  129)  Ders.  an  Sancy.  März  7.  (Memoires  d’est&t  II.  S.  304.) 

Derselbe  an  Schönberg.  Marz  7.  (a.  a.  0.  S.  311.) 

3 Heinrich  IV.  an  Sancy.  1590  März  7.  (a.  a.  0.  S.  303.) 

4 Heinrich  an  Sancy.  1590  Janu.  22.  (a.  a.  0.)  Ders.  an  Schönberg. 

März  7.  (a.  a.  0.) 

5 Vgl.  den  angef.  discours  fait  par  Sancy. 
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sonderes  Gewicht  hatte, 1 betrieb  Christian  I.  eine  Zusammenkunft 
mit  dem  Landgrafen  Wilhelm  von  Hessen  und  dem  Pfalzgrafen  Johann 
Casimir,  um  über  die  dem  Könige  zu  gewährende  Hülfe  zu  berathen.2 
Diese  Fürstenversammlung  fand  im  April  zu  Cassel  statt.  3 Bei  ihr 
aber  scheint  es  gewesen  zu  sein,  wo  Johann  Casimir  zuerst  und  un- 
erwartet mit  seinen  Ein  wänden  gegen  die  Person  Schönbergs  hervor- 
trat. Was  ihn  dazu  bewog,  war  zunächst  der  Widerwille  gegen  die 
fremde  Führung  deutscher  Truppen.  Deshalb  hatte  er  schon  im 
Jahre  1589,  als  Heinrich  III.  den  Beistand  der  Deutschen  nach- 
suchte, die  Ernennung  des  jungen  Fürsten  Christian  von  Anhalt  zum 
Führer  der  Hülfstruppen  gewünscht.  4 Und  deshalb  suchte  er  jetzt 
den  französischen  Obersten  vor  allem  von  dem  ihm  zugedachten 
Oberbefehl  zu  verdrängen.  Allein  er  ging  weiter,  er  wollte  dem 
Herrn  von  Schönberg  auch  seine  gesandtschaftlichen  Verrichtungen 
bei  den  deutschen  Reichständen  abnehmen , sei  es  nun , dass  er  nur 
durch  die  völlige  Entfernung  des  Mannes  seine  Bewerbung  um  den 
Oberbefehl  zu  nichte  machen  zu  können  glaubte,  sei  es  dass  er,  wie 
Schönberg  behauptete,  persönliche  Feindschaft  gegen  ihn  hegte,  sei 
es  endlich,  dass  er,  wie  er  selbst  sagte,  dem  abgcfallenen  Protestan- 
ten, dem  ehemaligen  Diener  der  katholischen  Könige  Frankreichs 
kein  Vertrauen  schenkte. 

Es  gelang  dem  Pfalzgrafen  in  derThat,  das  Misstrauen  der  bei- 
den Fürsten,  welches  sie  iu  Sancy  setzten,  auf  Schönberg  auszudehnen. 
Der  erstere,  so  bedachten  sie,  habe  kein  Geschick,  der  andere  viel- 
leicht keine  ehrlichen  Absichten,  beide  haben  ihren  König  seit  lange 
nicht  gesehen,  und  seien  vielleicht  nicht  einmal  ordentlich  von  ihm 
bevollmächtigt.  Deshalb  könne  man  dem  König  erst  dann  eine  Hülfe 
versprechen , wenn  er  sie  durch  einen  ihm  persönlich  nahestehenden 
hoch  angesehenen  Mann  von  der  reformirten  Religion  in  Deutschland 
nachsuchen  lasse.  Gab  Heinrich  diesem  Verlangen  der  Fürsten  nach,  so 
wollten  auch  sie  seinen  Wünschen  entgegenkommen.  Um  ihre  Bereit- 
willigkeit sofort  zu  bezeugen,  beschlossen  sie,  dass  wenn  es  für  nöthig 
befunden  werde,  ein  deutsches  Heer  von  8000  Knechten  und  5—6000 
Reitern  für  den  König  zu  werben,  und  dass  zur  Bestreitung  der  ersten 


1 Heinrich  IV.  an  Fresne.  1590  Janu.  29.  (Memoiresd’estat  11.  S.277.) 

2 Schönberg  an  Chursachsen.  1590  März  13.  (D  7281  Caspar  v.  Schön- 
berg’s  Schreiben  an  Churfürst  Christian  1.  1589-  91.) 

3 Nach  Rommel,  hess.  Gesch.  V.  S.  565,  568  Anm.  71,  wäre  auch  ein 
Herzog  v.  Weimar  und  H.  Wolfgang  v.  Grubenhagen  zugegen  gewesen. 

4 Peucer  an  F.  Christian  von  Anhalt.  1589  Juni  18.  (Beckmann,  An- 
lialtische  Historie,  B.  III.  S.  134.) 
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Ausgaben  für  diese  Truppen  von  den  deutschen  Ständen  die  Sum 
von  274, OOO  Golden  bereit  zu  halten  sei.  Allerdings  knüpften 
die  Ausführung  des  letztem  Beschlusses  an  die  Voraussetzung,  it 
werde  den  König  von  Dänemark,  die  Churfürsten  von  Sachsen  t 
Brandenburg,  die  Herzoge  von  Sachsen,  Würtemberg,  Braunschwc 
Holstein,  Mecklenburg,  den  Administrator  von  Magdeburg,  den  Ma 
grafen  von  Anspach  und  die  Landgrafen  von  Hessen  - Darmstadt  i 
Marburg,  deren  jedem  man  seine  Quote  zudachte,  zur  Annahme  < 
Casseler  Beschlüsse  bewegen.  Die  ganze  Bewilligung  endlich  mac 
mau  noch  von  einer  Bedingung  - und  dies  war  das  zweite,  \ 
Johann  Casimir  durchsetzte  — abhängig:  es  sollte  nämlich  der  Ob 
befehl  über  die  deutschen  Truppen  einem  deutschen  Fürsten,  i 
zwar  am  Besten  dem  Christian  von  Anhalt  übertragen  werden.1 

Als  nach  solchen  Vorgängen  der  englische  Gesandte  Palla 
cino  im  Juni  nach  Dresden  kam,  blieb  ihm  nichts  übrig,  als 
Anerbietungen  der  deutschen  Fürsten  nebst  ihren  Bedingungen  e 
gegenzunehmen,  sich  dann  nach  Frankreich  zu  begeben  und  d 
Könige  darüber  zu  berichten.  Dieser,  statt  sich  durch  den  abermalig 
Verzug  entmuthigen  zu*  lassen,  beschloss  alsbald,  einen  seiner  v 
trautesten  Käthe,  den  Herrn  von  Turenne,  nach  Deutschland  zu  s 
den , damit  er  den  deutschen  Fürsten  den  von  ihnen  gewünsch 
Oberbefehl  Christians  von  Anhalt  selber  antrage  und  die  Stärke  < 


l Die  Notizen  bei  Rommel  (hess  Gesell.  V S.  506,  5G8  Anm.  71)  ü 
den  Casseler  Tag  sagen  nichts  über  die  Einwände  gegen  die  Per 
Schönbergs  und  nichts  über  die  von  den  Fürsten  gestellten  ! 
dingungen  hinsichtlich  de.r  Gesandtschaft  und  Anhalts  Oberbefe; 
Allein  in  den  Schreiben  des  Dresdener  Archivs  von  Schönberg 
Cbursacbsen  finden  wir  beide  vor  dem  Casseler  Tag  im  besten  E 
verständniss ; nach  diesem  Tag  schreibt  der  Churfürst  einen  Bi 
an  Heinrich  IV.  und  gibt  darauf  Erklärungen  an  den  engliscl 
Gesandten,  in  welchen  sich  alle  jene  Bedenken  und  Bedingung 
finden  (Chursachsen  an  Pallavicino.  1590  Juni  5.  D Franz,  lvrie 
händel  1.  Buch.  Anhalt’s  Proposition  an  Pallavicino.  1590  Ji 
A.  a.  0.  Schriftliche  Erklärung  an  Pallavicino.  A.  a.  0 ),  und  ' 
denen  der  Churfürst  nachher  selber  sagt,  dass  er  sie  im  Einverstä 
niss  mit  etlichen  Fürsten,  die  später  im  Jahr  1591  deu  Torga 
Tag  besuchten  (d.  h.  Johann  Casimir  und  Lgr.  Wilhelm)  gegel 
habe.  (Chnrsächs.  Instr.  zum  Torgauer  Tag  1591  Jauu.  21.  Ilicha 
der  churf.  sachs.  Kanzler  Krell  II  S.  29t).)  Dass  aber  die  dem  Sch 
berg  ungünstigen  Beschlüsse  durch. Johann  Casimir  bervorgeru 
seien,  behauptete  Schönberg  selber.  (Vgl.  die  von  Thuanus  V S. 
(101.  2.)  ex  adversariis  Schombergii  geschöpften  Nachrichten, 
übrigens  viel  Verkehrtes  enthalten.) 

Acten  des  30jähr.  Kriegs  I.  V 
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Heeres  nach  einem  Vorschläge,  den  Churfürst  Christian  dem  Pal- 
lavicino  gemacht  hatte,  auf  8(XX)  Mann  zu  Fuss  und  GOOO  Pferde 
bestimme.1  Für  diese  Macht  sollten,  wie  der  englische  Gesandte 
schon  vorgeschlagen  hatte,  die  Fürsten  und  die  Königin  Elisabeth 
die  Kosten  der  Werbung  und  Ausrüstung  nebst  einem  Monatssolde 
zusammenbringen. 

Zu  gleicher  Zeit  aber  beschloss  der  König,  um  den  Nachtheil, 
der  ihm  aus  der  Verzögerung  seines  Plaues  erwachsen  war,  durch 
eine  Ausdehnung  desselben  zu  ersetzen,  nicht  nur  die  deutschen 
Fürsten,  sondern  vor  ihnen  auch  England  und  die  Niederlande 
durch  Herrn  von  Turenne  um  ihren  Beistand  anzugehen.  Hei 
Elisabeth  sollte  der  Gesandte,  abgesehen  von  dem  für  die  deutschen 
Werbungen  schon  versprochenen  Zuschuss,  noch  die  Hereithaltung 
von  4000  Mann  verlangen,  welche  nöthigenfalls  einen  Angriff  gegen 
den  Herzog  von  Parma  zu  unterstützen  hätten;  mit  den  Nieder- 
landen sollte  er  die  Verbindung  gegen  den  gemeinschaftlichen  Feind 
durch  das  Gesuch  um  30,000  Ecus  zum  ersten  Male  anknüpfen. 2 

Inzwischen  blieben  auch  in  Deutschland  die  Casseler  Beschlüsse 
nicht  ohne  Erfolg.  Nachdem  der  Churfürst*  von  Sachsen  dem  Pal- 
lavicino,  wie  gesagt,  die  Stärke  des  zu  werbenden  Heeres  auf 
8000  Mann  Infanterie  und  5 — GtXKJ  Mann  Cavalerie  veranschlagt 
hatte,  suchte  er  ausser  Churpfalz  und  Hessen -Cassel  den  Chur- 
fürsten von  Hrandenhurg  und  Markgrafen  von  Anspach  für  die 
Mitübernahme  der  ersten  Kosten  desselben  zu  stimmen.*  Neben 
ihm  wirkte  in  gleichem  Geiste  der  Administrator  von  Magde- 
burg bei  den  Herzogen  von  Braunschweig  und  Mecklenburg- 
Güstrow,4  während,  wie  wir  voraussetzen  ' dürfen , Landgraf  Wil- 
helm von  Hessen-Cassel  die  Landgrafen  in  Darmstadt  und  Marburg 
gewann.  Und  als  man  der  Zustimmung  dieser  Fürsten  ziemlich 
sicher  zu  sein  glaubte,  berief  Churfürst  Christian,  nachdem  er  sich 
mit  Johann  Casimir  darüber  verständigt,  die  Gesandten  derselben 
auf  den  30.  Januar  1591  nach  Torgau,  damit  man  beschliesse, 
welche  Hülfe  unter  welchen  Bedingungen  dem  Könige  von  Frank- 
reich zu  leisten  sei. 5 

•t  Instruction  für  Tureune  nach  Deutschland.  1590  Oct.  (Memoires 
d’estat  II.  S.  494.) 

2 Instruction  für  Turenne  nach  England.  1590  Oct.  (.Memoires  d'estat 
II  S.  475.) 

3 Chursachsen  an  Anspach.  1590  Aug.  23.  (D.  a.  a.  0.) 

J Instruction  des  Admin.  für  Löben.  1590  Oct.  23.  (A.  a.  0.) 

5 Ausschreiben  Chursachsens.  1590  Dec.  20.  (D.  Franz.  Kriegssachen 
2.  Buch. 
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Als  dieser  Tag  am  13.  Februar  1591  geschlossen  ward,  hatte 
man  sich  darüber  geeinigt,  dass  dem  Küiiige  von  Frankreich  durch 
eine  Anleihe  und  durch  Gestattung  von  Truppenwerbungen  zu 
helfen  sei,  sobald  er  darum  nachsuchen  lasse  und  einen  deutschen 
Forsten  für  die  Führung  der  zu  werbenden  Truppen  gewinne.  Als 
deu  geeigneten  Mann  für  die  Uebernahme  des  Commando’s  und 
die  damit  verbundene  Leitung  der  Truppenwerbung  bezeichneten 
die  meisten  den  Fürsten  Christian  von  Anhalt;  allein  die  Ent- 
scheidung darüber  behielt  man  der  Verständigung  zwischen  Hein- 
rich und  den  hülfeleistenden  Fürsten  vor.1  Für’s  nächste  begnügte 
mau  sich  mit  der  Bestimmung  der  Jedem  zufallenden  Geldbeiträge. 
l)ie  Gesandten  von  Churpfalz  sagten  die  Erlegung  von  20,000  Gul- 
den zu,  die  von  Chursachsen  versprachen  25,000,  die  von  Hessen 
10.ÜUU  Gulden.  Von  den  Vertretern  Churbrandenburgs  wurden 
Jö,(XX)  Thaler,  von  denen  Magdeburgs  10, (XX)  Gulden  bewilligt. 
Fad  obgleich  Anspach  und  Braunschweig  ihren  Gesandten  keine 
bestimmten  Instructionen  gegeben  hatten,  so  stellten  dieselben  doch 
die  Bewilligung  von  je  20.000  Gulden  in  Aussicht.  Nur  von  Meck- 
lenburg wird  nichts  in  dem  Abschiede  erwähnt,  weil  dessen  Ge- 
sandte, wie  unten  erzählt  werden  wird,  die  Tagsatzung  bald  nach 
der  Eröffnung  wieder  verlassen  hatten. 

Zwischen  den  aufgeführten  Summen  und  den  Kosten,  welche 
das  von  Heinrich  gewünschte  Heer  auch  nur  für  die  Aufstellung 
und  den  ersten  Monatssold  erforderte,  fand  nun  freilich  ein  ge- 
waltiges Missverhältnis  statt.  Indess  es  war  von  den  Gesandten 
zugleich  eine  Erhöhung  der  fest  zugesagten  Summen  in  Aussicht 
genommen.  Man  hatte  ferner  den  Zuschuss  von  England  zu  er- 
warten, und  endlich  fasste  man  den  Plan,  alle  bedeutenden  prote- 
stantischen Fürsten  und  eine  Anzahl  protestantischer  Reichsstädte 
zur  Betheiligung  an  dem  französischen  Kriege  zu  vereinigen.  Man 
wies  nämlich  jedem  der  vertretenen  Fürsten  bestimmte  protestan- 
tische Stände  zu,  welche  er  zur  Theilnahme  an  der  Hülfeleistung 
bewegen  sollte.  Aus  der  Reihe  der  Fürsten  liess  man  dabei  vor- 
nehmlich nur  die  Administratoren  von  Bisthümern  (Bremen  aus- 
genommen) unberücksichtigt.  Und  auch  dies  geschah  vermuthlich 
nur  deshalb,  weil  die  Administratoren  an  ihre  Kapitel  gebunden 
waren,  von  denen  einige  noch  katholische  Mitglieder  zählten,  und 
die  sich  alle  vor  den  Gefahren  und  noch  mehr  vor  den  Kosten 
einer  selbständigen  protestantischen  Politik  scheuten.2 


1 Torgauer  Abschied.  1591  Febr.  13.  (D.  a.  a.  0.) 

2 Ritter,  Geschichte  der  deutschen  Union  I.  S.  53,  Anm.  4. 

2* 
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Einige  Wochen  nach  dieser  Versammlung  kam  Turenne  an 
dem  Hofe  Christian’s  I.  an.  Derselbe  hatte  von  Elisabeth  die 
Zusage  erhalten,  dass  sie  Htilfstruppen  für  Heinrich  IV.  bereit 
halten  wolle;1  für  die  deutschen  Werbungen  hatte  er  statt  der 
versprochenen  200,000  Francs  immerhin  die  Zusage  von  75,000 
Gulden  von  ihr  erlangt  Der  Prinz  Moritz  von  Oranien  war  von 
ihm  bewogen,  dem  Könige  2000  Mann  Iltilfstruppen  mit  zwei- 
monatlicher Besoldung  zu  versprechen. 2 Und  als  er  nun  an  dem 
Hofe  des  Churfürsten,  den  er  als  den  angesehensten  und  einfluss- 
reichsten unter  den  Fürsten  zuerst  zu  besuchen  hatte,  anlangte, 
fand  er  auch  in  Deutschland  die  Erfüllung  der  Wünsche  seines 
Königs  einigermassen  vorbereitet.  Denn  nicht  nur  hatte  Johann 
Casimir  sich  zur  Erlegung  von  25,000  statt  20,000  Gulden  bereit 
erklärt,3  und  hatte  der  Churfürst  Christian  seine  Ilülfeleistung 
auf  40,000  Gulden  bestimmt  und  diese  Summe  durch  einen  von 
den  Herzogen  von  Weimar  erlangten  Beitrag  auf  00,000  Gulden 
erhöht, 4 sondern  auch  die  Verhandlungen,  welche  nach  dem  Tor- 
gauer  Abschied  mit  andern  protestantischen  Ständen  und  Städten 
zu  führen  waren,  hatten  zum  Theil  schon  erfolgreich  begonnen,5 
zum  Theil  begannen  sic  wenige  Tage  nachher. 

Die  erste,  zugleich  aber  auch  leichteste  Aufgabe  des  Herrn 
von  Turenne  war,  sich  mit  dem  Fürsten  Christian  von  Anhalt 
wegen  der  Uebernahme  des  Oberbefehls  zu  verständigen.  Deuu 
obgleich  die  Führung  einer  bedeutenden  Armee,  deren  Sold  für 
den  ersten  Monat  den  deutschen  Ständen  mit  Mühe  entrungen 
wurde , für  die  folgende  Zeit  aber  auf  die  gänzlich  zerrütteten 
Finanzen  Heinrich’s  IV.  angewiesen  war,  von  keinem  der  ange- 
sehenem Fürsten  begehrt  ward,6  so  hatte  sie  doch  Verlockendes 
genug  für  einen  erst  dreiundzwanzigjährigcn  Herrn,  dessen  hohes 
Streben  in  seinem  winzigen  Händchen  keine  Befriedigung  finden 
konnte.  Nur  seine  Klugheit,  die  er  auch  später  bei  ähnlichen 


1 Marsollier,  vie  du  Duc  de  Bouillon  II.  S.  22. 

2 Thuanus  II.  S.  46.  (101.  2.) 

3 Johann  Casimir  an  Chursachsen.  1591  Febr.  27.  (D  Franz.  Kriegs- 
sachen 2.  Buch.  f.  56.) 

4 Chursachsen  an  die  II.  Weimar.  1591  März  23.  (A.  a.  0.  f.  134.) 

Resolution  des  Churf.  auf  Turenne’s  Werbung.  1591  März  3.  (Richard, 
der  chursächsische  Kanzler  Krell  II.  S.  305.) 

5 Eberhard  v.  Weihe  an  Chursachsen.  1591  Febr.  28.  (D.  a.  a.  O. 
f.  65)  etc. 

6 Chursächs.  Instruction  zum  Torgauer  Tag. 
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Gelegenheiten  zeigte,  hatte  Christian  bisher  abgehalten,  die  Stelle, 
die  er  dringend  wönchte,  selber  zu  begehren.  Jetzt,  da  er  um 
ihre  Annahme  gebeten  wurde,  nahm  er  sie  ohne  Bedenken  an.1 

Viel  grössere  Schwierigkeiten  als  der  Vertrag  mit  Anhalt 
machten  die  weitern  Verhandlun  en  zur  Erlangung  von  Hülfs- 
geldern.  Zwar  fuhren  nicht  nur  die  Unterzeichner  des  Torgauer 
Abschieds  fort,  die  Beisteuern  andererStände  durch  Gesandtschaften 
und  Briefe  zu  betreiben,  sondern  auch  Fürst  Christian  und  Herr 
von  Turenne  begannen  zu  demselben  Zweke  die  Höfe  der  Fürsten 
zu  bereisen:  der  Kurfürst  von  Brandenburg,  der  Herzog  von 
Braunschweig,  der  Landgraf  Wilhelm  von  Hessen  wurden  nach 
einander  von  ihnen  besucht.  Sie  begaben  sich  alsdann  zu  Johann 
Casimir  nach  Heidelberg,  um  sich  gelegentlich  mit  ihm** über  die 
Einzelheiten  der  Truppen  Werbung,  die  anzustcllenden  Befehlshaber 
und  die  Ausrüstung  des  Heeres  zu  verständigen.  Von  Heidelberg 
reiste  Turenne  zum  Herzog  von  Würtemberg,  während  Fürst  Chri- 
stian sich  wieder  nach  Norddeutschland  wandte.  Allein  die  Erfolge 
dieser  Verhandlungen  waren  langsam  und  geringfügig.  Denn 
wenngleich  jetzt  nach  dem  Wechsel  der  chursächsischen  Politik 
der  strenge  Grundsatz  der  Neutralität  deutscher  Stände  nur  noch 
von  wenigen,  vor  allem  vom  Herzog  Heinrich  Julius  von  Braun- 
schweig,2  aufrecht  erhalten  wurde,  so  zeigte  sich’s  doch  ander- 
seits, dass  (1er  Theilnahme  der  Stände  an  der  grossen  Politik  nicht 
ihre  Grundsätze  allein,  sondern  beinahe  ebensosehr  ihre  Armuth 
oder  ihre  Sparsamkeit  im  Wege  stand.  Denn  abgesehen  von  Chur- 
sachsen und  Churpfalz,  deren  Beiträge  schon  erwähnt  sind,  waren 
es  bis  zum  Mai  nur  Churbrandenburg,  der  Administrator  von 
Magdeburg,  der  Markgraf  von  Anspach,  der  Landgraf  Wilhelm 
von  Hessen  und  der  Herzog  Ludwig  von  Würtemberg,  welche  jeder 
etwa  20,000  Gulden,  der  eine  etwas  mehr,  der  andere  etwas  weni- 
ger, bewilligt  hatten.  Dagegen  sagte  Ernst  Friedrich  von  Baden- 
Durlach  8000  Gulden,  Mecklenburg  blos  5700  Gulden,  die  Herzoge 
von  Lüneburg  6000  Gulden  zu;  und  der  Herzog  von  Zweibrücken 
war  erbötig,  sich  zu  Gunsten  Heinrich’s  IV.  2000  Gulden  von 
einem  Ausstand  abstreichen  zu  lassen,  falls  Chursachsen  ihm  die 
Rückzahlung  des  Restes  dieser  Schuld  sicher  stelle.  Von  den 
Städten  zahlte  Braunschweig  5700  Gulden,  Mühlhausen  3000  Gulden, 


1 Pencer  an  Anhalt.  1589  Juni  25.  (Beckmann.  Historie  des  Fürsten- 
thums Anhalt  III.  S.  130.)  Ders.  an  Dens.  1591  Febr.  28.  (A.  a. 
0.  S.  149.) 

1 Relation  eines  Ungen.  1591.  (D.  a.  a.  0.) 
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während  sieh  etwas  später  Nürnberg  und  Strassburg  so  weit  her- 
vorthatcn,  dass  die  eine  30,000,  die  andere  24,000  Gulden  erlegte,1 
Abgesehen  dagegen  vom  Administrator  von  Magdeburg  behielten 
sämmtliclie  Bisthumsadministratoren  ihr  Geld  für  sich,  wurden 
auch  — wol  aus  dem  oben  angeführten  Grunde  — gar  nicht  einmal 
angegangen.  Die  Herzoge  von  Pommern  weigerten  die  Hülfe,  weil 
ihre  Stände  nicht  dazu  beisteuern  wollten;2  Landgraf  Ludwig  von 
Hessen -Marburg,  weil  sein  Schatz  erschöpft  sei,3  und  Landgraf 
Georg  von  Hessen -Darmstadt,  weil,  wie  er  sagte,  man  ihn  nicht 
zeitig  genug  darum  ersucht  habe,  iu  Wahrheit  wol  deshalb,  weil 
er  von  der  Einmischung  in  auswärtige  Angelegenheiten  nichts 
wissen  wollte. 4 

So  kam  es,  dass  der  Fürst  Christian  im  Monat  Mai  die  be- 
willigten englischen5  und  deutschen  Subsidien  erst  auf  278,481 
Gulden  berechnen  konnte,  während  er  die  Kosten  der  Aufstellung 
und  Ausrüstung  sowie  den  ersten  Monatssold  einer  Armee  von 
6000  Knechten,  6000  Reitern  und  1200  Schanzgräbern  auf  307,842 
Gulden  veranschlagte. 6 

Nachdem  also  Jahre  lange  Verhandlungen  zu  einem  Beschlüsse 
geführt  hatten,  musste  man  fürchten,  dass  die  Ausführung  desselben 
noch  in  letzter  Stunde  zur  Unmöglichkeit  werde.  Da  entschloss  sich 
selbst  Johann  Georg  von  Brandenburg,  der  sich  zwar  auch  diesmal 
nur  ungern  aus  seiner  Neutralität  hatte  ziehen  lassen,  der  aber  sei- 
nen Glaubensgenossen  den  offnen  Beweis  ihrer  Ohnmacht,  und  dem 
jungen  Fürsten  Entmuthigung  und  Schande  ersparen  wollte,  zu 
seiner  frühem  Bewilligung  noch  10,000  Thaler  hinzuzufügen. 7 
Turenne  bat  den  Grafen  von  Nassau,  dass  er  doch  hei  seinen  be- 
nachbarten Grafen  und  Herren,  bei  den  protestantischen  Gemeinden 
in  Köln,  Aachen,  Frankfurt  und  anderwärts  sich  um  Anlehen  für 

* Rechnung  des  F.  Anhalt  vom  Mai  1591.  (D.  a.  a.  0.)  Zweibröcken 
an  Chursachsen.  1591  Juli  4.  (a.  a.  0.)  Nürnberg  an  Chursachsen. 
1591  Juni  21.  (a.  a.  0.)  Thuanns  V.  S.  50.  (101,  3.) 

2 Johann  Friedrich  II.  Pommern  an  Chursachsen.  1591  Juni  17.  (D. 
a.  a.  0.) 

3 Lgr.  Ludwig  an  Chursachsen  und  Churbrandenburg.  1591  Juli  20. 
(a.  a.  0.) 

t Lgr.  Georg  an  dieselben.  1591  Juli  23.  (a.  a.  0) 

5 Von  England  waren  damals  50,000  Gulden  wirklich  erlegt,  die  hier 
statt  der  75,000  Gulden,  die  versprochen  waren,  allein  in  Rechnung 
gebracht  sind. 

fi  Vgl.  die  oben  angeführte  Rechnung  des  F. 

7 Churbrandenburg  an  Chursachsen.  1591  Juni  14-  (a.  a.  0.) 


Digitized  by  Google 


Einleitung. 


23 


das  Kriegsvolk  bewerbe.1  Und  so  brachte  man  endlich  nach 
doppelt  dringendem  Ansuchen  das  erforderliche  Geld  für  die  Auf- 
stellung und  den  ersten  Monatssold  der  Truppen,  mit  deren 
Werbung  Fürst  Christian  und  Turenne  seit  ihrer  Anwesenheit  in 
Heidelberg  begonnen  hatten,  zusamfnen.  Am  10.  Juni  ward  das 
Volk  angenommen,  und  am  10.  August  zu  Hochheim  gemustert. 
Es  belief  sich  damals  seine  Zahl  auf  9000  Mann  zu  Fuss  und  0200 
Mann  zu  Pferde. 2 

Zu  erzählen,  welche  Dienste  diese  Truppen  in  den  Kämpfen 
lleinrich’s  IV.  geleistet  haben,  ist  Sache  der  französischen  Ge- 
schichte. Hier  soll  nur  Dasjenige  erwähnt  werden,  was  mit  den 
bisher  geschilderten  Verhandlungen  zusammenhängt,  wie  nämlich 
Heinrich  IV.  seinem  Versprechen,  er  werde  die  Besoldung  der 
Truppen  nach  dem  ersten  Monate  seihst  bestreiten,  nachkam. 
Früh  genug  hatte  der  König  dem  Herrn  du  Plessis  Auftrag 
gegeben,  durch  Verkauf  von  Domänen  das  hierzu  nöthige  Geld 
zusammeuzubringen.  Allein  als  dieser  eine  ansehnliche  Summe 
aufgetrieben  hatte,  Hess  sich  der  König  theils  durch  das  augen- 
blickliche Bedftrfniss,  theils  durch  den  Einfluss  katholischer 
Rathgeber,  welche  die  Verbindung  mit  den  deutschen  Prote- 
stanten ungern  sahen,  zu  einer  Aenderung  seiner  Absichten  be- 
wegen: im  Juni  1591  befahl  er  die  Uebersendung  des  bis  dahin 
gelösten  Geldes,  um  es  zu  andern  Zwecken , vornehmlich  zur  Be- 
zahlung von  schweizerischen  Truppen  zu  verwenden. 3 So  kam  es, 
dass  die  deutschen  Söldner  vom  August  bis  in  den  December 
binein  dienten,  ohne  mehr  als  den  ersten  Monatssold  zu  empfangen. 
Schon  im  October  ging  Vielen  darüber  die  Geduld  aus;  einzelne 
Abtheilungen  begannen  zu  meutern,  und  die  Königin  Elisabeth, 
von  Fürst  Christian  um  ihre  Fürsprache  angegangen,  drohte  dem 
König  mit  Zurückhaltung  ihrer  Ilülfsgelder,  wenn  er  die  deutschen 
Truppen  nicht  befriedige.4  Zum  Glück  für  Heinrich  kam  endlich 
im  November  du  Plessis -Mornay  mit  einer  aus  dem  fortgesetzten 
Domänen- Verkauf  gelösten  Summe  an,  welche  zur  Bestreitung 
des  zweiten  Monatssoldes  ausreichte. 5 Die  Zahlung  desselben 

t Turenne  an  Nassau  1591  Juni  17.  (Groen  v.  Pr.  II.  1 S.  107.) 

2 Bongars  an  Joch.  Camerarius.  1591  Aug.  18  (Bongarsii  epistolae 
ad  Joach.  Camerarium.  Leiden  1047.) 

3 I)u  Plessis-Momay,  m6m.  et  correspondance  I.  S.  198,  202  fg.  V.  S.  59. 

1 Elisabeth  an  Anhalt.  1591  Dec.  18.  (Itymer,  foedera..  acta  publica 

inter  Angliae  reges  et  alios  quosvis  imperatores  etc.  tractata.  Haag 
1742.  VII.  1 S.  78.) 

5 Beckmann  II.  S.  804.  Du  Plessis  1.  S.  202  fg. 
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geschah  im  December  1591;  von  da  an  bis  zum  Juli  1592  erhiel- 
ten aber  die  Truppen  trotz  aller  Verhandlungen  und  Zusagen1  des 
Königs  keinen  Pfennig  mehr.  Das  Ende  war,  dass  sie  am  13.  Juli 
ihre  Abdankung  vom  König  erwirkten  und  für  den  rückständigen 
Sold  eine  Schuldverschreibung  erhielten,  um  die  sich  weder  Hein- 
rich noch  seine  Nachfolger  bekümmert  haben.2 3 

2.  Die  Torgauer  Union  (1590  — 91). 

Als  Kurfürst  Christian  I.  den  französischen  Hülfegesuchen 
Statt  gab,  erkannte  er  nicht  allein  die  Bedrohung  der  deutschen 
Protestanten  durch  katholische  Mächte  an,  sondern  er  suchte  auch 
gegen  diese  Gefahren  einen  Schutz,  der  durch  die  Reichsverfassung 
nicht  gegeben  war.  Gleich  bei  der  ersten  Hülfe  nämlich,  die  er 
mit  Landgraf  Wilhelm  dem  König  Heinrich  III.  bewilligte,  machten 
beide  es  zur  Bedingung,  dass  in  ähnlichen  Nöthen  ihrerseits  der 
Beistand  des  Königs  ihnen  gewährt  werde.®  Auf  dem  Casseler 
Tage  sodann  scheint  die  verlangte  Gegenleistung  bestimmter  ge- 
fasst zu  sein.  Denn  in  der  Antwort,  welche  Kursachsen  dem 
Pallavicino  gab,  findet  man  die  Armee,  mit  der  Heinrich  IV.,  wenn 
erst  im  Besitze  der  Krone,  den  ihn  unterstützenden  Ständen  im 
Falle  der  Noth  beistehen  sollte,  genauer  bestimmt:  es  sind  2000 Mann 
zu  Pferde  und  (5000  zu  Fasse,  drei  Monat  lang  auf  des  Königs 
eigene  Kosten  zu  unterhalten. 4 Heinrich  IV.  nahm  diese  Forderung 
an.5  Und  so  bestand  zwischen  ihm  und  den  Ständen,  welche  im 
Jahre  1591  die  deutschen  Truppen  nach  Frankreich  sandten,  ein 
Vertrag  zu  gegenseitiger  Hülfe. 

Damit  war  zu  der  Verwirklichung  von  Johann  Casimirs  Ge- 
danken ein  Anfang,  aber  auch  nur  ein  Anfang  gemacht.  Denn  die 
Hülfe,  wie  die  Gegenhülfe,  um  die  es  sich  hier  handelte,  war  und 
sollte  sein  eine  einmal  geleistete.  Johann  Casimir  aber  erstrebte 
dauernde  Anstalten  zum  Schutze  seiner  Parteigenossen:  ein  allge- 
meines Bündniss  derselben  unter  sich  und  mit  gleichgesinnten 
fremden  Mächten.  Vor  solchen  Verbindungen  bewahrte  Christian 

1 Vgl.  u.  a.  Kymer  VII.  I S.  104 

2 Beckmann  II.  S.  308. 

3 Abschied  von  Langensalza.  1589  Juni  29.  (D  franz.  Kriegshändel 

I.  Buch  ) 

i Schriftliche  Antwort  an  Pallavicino.  (a.  a.  0.  f.  321.) 

3 Instruction  für  Turenne.  1590  Oct.  (Memoires  (Testat  II.  S.  494.) 

Chursüchs,  Antwort  auf  Turenne’s  Werbung.  1591  März  3.  (Richard 

II.  S.  305.) 


Digitized  by  Google 


Einleitung. 


25 


uud  sein  Kanzler  Krell  dieselbe  Scheu,  die  Churfürst  August  da- 
vor getragen  hatte:  der  Bund  mit  den  Fremden,  so  meinten  sie, 
verstosse  gegen  die  Reichsgesetze,  er  werde  Deutschland,  indem 
er  die  katholischen  Stände  zu  einem  Gegenbündniss  mit  ihren 
Glaubensgenossen  im  Auslande  treibe,  in  Zerrüttung  und  innern 
Krieg  stürzen.1 

War  indess  ein  Staudpunkt,  welcher  die  Schutzbedürftigkeit 
der  Protestanten  zngab,  und  beständige  Anstalten  zum  Schutze 
abwies,  auf  die  Dauer  zu  behaupten?  Konnte  man  nicht,  wenn 
man  die  besondere  Schutzbedürftigkeit  der  Protestanten  zugab,  das 
Bündniss  mit  den  Fremden  aber  scheute,  einen  rein  deutschen 
Bund  betreiben?  Allerdings  hatte  Churfürst  August,  dem  auch 
hierin  die  meisten  Stände  gefolgt  waren,  gegen  die  deutsche  Ver- 
bindung ähnliche  Einwendungen  erhoben,  wie  gegen  die  fremde. 
Er  wollte  die  Aussicht  nicht  verschliessen  helfen,  dass  das  Reich 
mir  seiner  Autorität  noch  einmal  die  Streitigkeiten  der  religiösen 
Parteien  entscheide:  die  Union  aber  gab  durch  ihr  Bestehen  schon 
dasZeugniss,  dass  das  Reich  es  nicht  vermöge,  die  Rechte  beider 
Parteien  zu  wahren.  Er  hoffte  noch  immer  auf  eine  Versöhnung 
der  streitenden  Parteien,  ein  gemeinschaftliches  Handeln  beider 
im  Interesse  des  deutschen  Reichs:  die  protestantische  Union  aber 
musste  eine  katholische  zur  Folge  haben,  und  von  beiden  Ver- 
einigungen war  zu  fürchten,  dass  sie,  nachdem  sie  die  Reichs- 
gewalt gebrochen  und  die  Möglichkeit  einer  Vermittlung  abge- 
schnitten hätten,  zum  Vernichtungskampfe  gegen  einander  los- 
brächen. Diese  Einwendungen  hatten  auch  Christian  überzeugt; 
allein  auch  gegen  sie  liess  sich  eine  Ausflucht  finden.  Man  konnte 
sagen,  die  bisherige  Politik  des  Churfürsten  berücksichtige  zunächst 
nur  die  Gefahren,  die  vom  Auslande,  nicht  aber  jene,  die  von  den 
katholischen  Reichsständen  drohten.  Das  Bündniss,  welches  sie 
erfordere,  sei  daher  nicht  gegen  des  Churfttrsten  katholische  Lands- 
leute, sondern  gegen  ungerechte  Gewalt,  die  von  Fremden  verübt 
würde,  gerichtet. 

Nun  geschah  es,  dass  gerade  um  die  Zeit,  in  welcher  Christian 
in  die  französischen  Verhältnisse  einzugreifen  begann,  sich  alle 
Ereignisse  darnach  anliessen,  um  mit  den  Gefahren,  welche  dem 


5 Präposition  der  chursiicbsischen  Räthc  zu  Langensalza.  1589.  (D 
a a.  0 4.  Buch.)  Chursachsen  an  Johann  Casimir.  1590  Febr  17 
(D  7280  Englische  Sachen  und  Bündnisse.)  Chursächsische  Antwort 
auf  Pallavicino’s  Werbung.  1590  Juni  15.  (D.  Franz.  Kriegshändel 
1.  Buch  ) 
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Reiche  von  Aussen  drohten,  zugleich  die  Unfähigkeit  des  Reiches, 
seine  Mitglieder  gegen  fremde  Gewalt  zu  schützen , ira  klarsten 
Lichte  zu  zeigen.  Im  Jahre  1587,  als  Fabian  von  Dohna  mit  sei- 
nen den  Huguenotten  zugeführten  Truppen  aus  Frankreich  entfloh, 
verfolgte  ihn  das  guisisch -lothringische  Heer  in  die  Reichsgrafschaft 
Mümpelgart,  wo  dann  die  Bevölkerung  mit  der  gewöhnlichen  Bar- 
barei der  damaligen  Soldateska  misshandelt  ward.  Graf  Friedrich 
rief  den  schwäbischen  Kreis  um  Hülfe  an:  dieser  aber  befand, 
da  ss  die  Grafschaft  nicht  zu  ihm  gehöre,  und  versagte  die  Hülfe.1 
Zwei  Jahre  später  drang  der  Herzog  von  Lothringen  in’s  Strass- 
burger Stift  ein,  um,  wie  oben  erzählt  ist,  die  von  Sancy  gewor- 
benen Truppen  zu  zerstreuen  und  zugleich  die  Güter  der  prote- 
stantischen Capitularen  zu  verwüsten.2  Der  oberrheinische  Kreis 
kümmerte  sich  nicht  um  den  feindlichen  Einfall. 

Noch  ärgere  Dinge  geschahen  am  Niederrhein.  Seit  dem  Be- 
ginne des  niederländischen  Krieges  wurden  die  dortigen  I^ande 
von  spanischen  und  niederländischen  Truppen  durchzogen  und 
folglich  geplündert:  von  jenen,  wenn  sie  aus  ihren  Landen  süd- 
wärts der  Maas  nach  denen  im  Osten  von  der  Jjssel  zogen,  von 
diesen,  je  nachdem  sie  solche  Zuzüge  abzuwehren  oder  in  das 
Gebiet  ihrer  Feinde  einzudringen  versuchten.  Dazu  kam,  dass  seit 
der  Niederlage  Gebhards  zwei  seiner  Anhänger,  der  Graf  Neuenahr 
und  der  Oberst  Schenk  in  die  Dienste  der  Staaten  traten  und  mit 
staatischen  Mitteln  einen  Verwüstungskrieg  gegen  die  Stifter  Köln 
und  Münster  führten,  «lass  ferner  Spanier  und  Niederländer,  um 
sich  ihre  Durchzüge  zu  sichern  oder  zu  hindern,  um  den  Besitz 
fester  Plätze  am  Niederrhein  kämpften.  So  gründete  Schenk  im 
Jahre  1586  auf  clevischem  Gebiete  die  Schenkenschanze,  während 
der  Herzog  von  Parma  Mörs  und  die  im  Jahre  vorher  von  Neuenahr 
eingenommene  Festung  Neuss  eroberte.  Ein  heftiger  und  wechsel- 
voller Kampf  entspann  sich  um  die  churkölnische  Festung  Rhein- 
berg. Neuenahr  hatte  diese  Stadt  während  des  Gebhardischen 
Krieges  eingenommen  und  im  Jahre  1584  den  Staaten  übergeben; 
zwei  Jahre  später  versuchte  Parma  sie  zu  nehmen;  und  nachdem 
dieser  Versuch  misslungen  war,  Hess  er  im  Jahre  1589  die  Belagerung 
durch  Karl  von  Mansfeld  von  neuem  beginnen , worauf  die  Stadt 
im  folgenden  Jahre  von  den  Spaniern  genommen  und  besetzt  ward.3 

i Sattler  V.  S.  105,  108. 

z Johann  Casimir  an  Chursachsen.  1590  Janu.  9.  (D  Schriften  betreff. 

Lothringens  Einfall  in's  Eisass.  9305.) 

3 Bericht  des  Berger  Magistrats.  (Labomblet,  Urkundenbuch  zur 

Gesch.  des  Niederrheins  IV.  S.  755.) 
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Um  gegen  solche  Verwüstung*-  und  Eroberungsztige,  deren  er 
sich  allein  nicht  erwehren  konnte,  die  Hülfe  seiner  Nachbarn  zu 
erlangen,  berief  der  westfälische  Kreis  im  März  1590  die  beiden 
rheinischen  Kreise  zu  einer  Zusammenkunft  mit  ihm  nach  Köln: 
allein  die  versammelten  Stände  fanden  sich  zu  schwach,  um  den 
beiden  kriegenden  Mächten  zu  widerstehen,  sie  schrieben  eine 
Tagsatzung  von  fünf  Kreisen  aus;  diese  trat  zusammen  und 
fand  wiederum  die  Sache  so  schwer,  dass  ein  allgemeiner  Reichs- 
deputationstag darüber  berathen  müsse.  Es  kam  das  Ende  des 
Septembers  heran,  bis  die  Deputaten  des  Reichs  in  Frankfurt  zu- 
sammentrafen. 

Hier  nun  zeigten  sich  die  Protestanten,  vor  allem  die  welt- 
lichen Churfürsten,  von  Furcht  und  Erbitterung  über  die  Fort- 
schritte der  Spanier  erfüllt.  Denn  nicht  nur,  dass  die  üble  Lage 
derStaaten  noch  verschlimmert  war:  es  wurde  auch  mit  der  Fest- 
setzung der  Spanier  am  Niederrhein  deren  Einfluss  auf  die  Jülicher 
Regierung  befestigt,  und  somit  die  Besorgniss,  dass  die  Nachfolge 
der  beiden  letzten  Jülicher  Herzoge  nach  spanischen  Wünschen 
geregelt  werde,  vergrössert. 1 Mit  grossem  Eifer  drangen  daher 
die  Protestanten  auf  sofortige  Aufstellung  eines  Heeres,  damit 
man  das  Reich  von  beiderlei  Eindringlingen  befreie  und  beide  zum 
Krsatz  der  angerichteten  Schäden  zwinge.  Allein  wie  der  cigeue 
Vortheil  die  Protestanten  für  die  Ehre  des  Reichs  eintreten  liess, 
so  bestimmte  er  den  Kaiser  und  die  Katholiken,  für  das  Gegen- 
teil zu  sprechen.  Denn  sic  hatten  keine  Lust,  den  Einfluss  der 
Spanier  auf  die  schwachsinnigen  Jülicher  Herzoge  durch  den  der 
protestantischen  Fürsten,  welche  die  Nachfolge  in  Jülich  bean- 
spruchten, zu  ersetzen ; sie  wussten  auch , wie  eng  die  Interessen 
der  Spanier  und  katholischen  Stände  einerseits,  und  die  der  Staaten 
und  protestantischen  Stände  anderseits  verbunden  waren:  der 
Nachtheil,  so  gedachten  sie,  welcher  den  Spaniern  erwachse,  so- 
bald man  sie  aus  ihren  festen  Plätzen  am  Rheine  verjage,  werde 
nicht  nur  den  Staaten , sondern  auch  der  protestantischen  Partei 
im  Reiche  zur  Stärkung  gedeihen. 

Auf  Antrag  des  Kaisers  entschloss  sich  daher  die  katholische 
Mehrheit  des  Deputationstags,  dass  statt  eines  Heeres  friedliche 
Gesandte  die  Räumung  des  Reichs  und  den  Ersatz  der  Schäden 
von  den  kriegenden  Mächten  verlangen  sollten , dass  das  Reich 
statt  des  Krieges  gegen  seine  Bedränger  denselben  die  gütliche 


1 Joh.  Casimir  an  Neuburg.  1590  Aug.  28.  (Tagebuch  des  H Neu- 
burg tom  I.  Mb  l°i/b  f 63.) 


Digitized  by  Google 


28 


Einleitung. 


Vermittlung  ihres  Streites,  der  eben,  wie  die  Erfahrung  lehrte, 
nicht  zu  vermitteln  war,  von  neuem  antragen  sollte. 

Die  Protestanten  geriethen  über  diese  Beschlüsse  in  die  grösste 
Aufregung.  Die  Gesandten  der  weltlichen  Churfürsten  warfen  ihren 
Gegnern  den  Bruch  der  Reichsgesetze  vor,  weil  sie  mehr  Rück- 
sicht auf  eigennützige  Fremde  als  auf  ihre  Mitstände  nähmen: 
‘für  die  protestantischen  Churfürsten  sei  diese  Wehrlosigkeit  des 
Reichs  um  so  bedenklicher,  wenn  sic  die  Anschläge  fremder  Mächte 
bald  auf  dies  bald  auf  jenes  Königreich,  dann  auf  die  Fürsten- 
tümer und  Herrschaften  des  Reichs  beachteten.  Man  wolle  wissen, 
wie  diese  Absonderung  der  katholischen  Stände  von  den  ver- 
fassungstreuen zu  verstehen  sei.  Denn  die  Folge  solchen  Zwie- 
spaltes könne  der  Untergang  des  Reiches  sein.3  Sodann,  um  eher 
gar  keinen,  als  den  von  ihren  Gegnern  gewünschten  Beschluss  zu 
Stande  kommen  zu  lassen,  trennten  sich  die  Protestanten  von  der 
Versammlung.  Das  Ende  der  siebenmonatlichen  Verhandlungen 
war,  dass  das  Reich  sich  um  den  westfälischen  Kreis  nicht  be- 
kümmerte. 1 

Aus  der  angeführten  Erklärung,  welche  auch  die  chursäch- 
sischen Gesandten  Unterzeichneten,  ist  ersichtlich,  wie  die  letzten 
Begebenheiten  die  Besorgnisse  des  sächsischen  Hofs  gesteigert  und 
sein  Vertrauen  auf  den  Schutz  der  Reichsverfassung  gebrochen 
hatten.  Wenn  aber  darauf  ein  Mann,  wie  Christian  I.,  auch  wirk- 
liche Entschlüsse  zur  Erlangung  eines  andern  Schutzes  fassen 
sollte,  so  war  es  nöthig,  dass  zu  dem  Drange  der  Ereignisse  die 
Ueberredung  eines  einflussreichen  Mannes  hinzukam.  Ein  solcher 
fand  sich  in  Caspar  von  Schönberg,  dem  Bruder  jenes  Wolfgang, 
der  die  Wendung  der  sächsischen  Politik  zu  Gunsten  Frankreichs 
befördert  hatte.  Dieser,  ein  Deutscher  und  Sachse  von  Geburt, 
hatte  sich  in  seiner  Jugend  nach  Frankreich  begeben  und  war  dort 
von  der  Partei  der  lluguenottcn  zur  katholischen  Religion  und  in 
den  Dienst  der  französischen  Könige  getreten.  Als  dann  Hein- 
rich III.  sich  den  Plänen  der  Ligue  dienstbar  machte,  fand  er  es 
für  rathsamer,  sich  der  aufgehenden  Sonne  zuzuwenden:  er  trat 
mit  König  Heinrich  von  Navarra  in  Verständniss  und  diente  ihm 
durch  seinen  guten  Rath. 2 Gleichwohl  blieb  er  äusserlich  im  Dieuste 

1 Relation  über  den  Frankfurter  DT.  (Bg.  VI.  P.  5.  vol.  2.)  Schrift 
der  weltlichen  Churf.  (Tagebuch  des  II.  Neuburg  tom.  I.  Mb *  *oi/ß 
f.  73.)  Ilelbig,  zur  Gesch.  der  chursächs.  Politik  1590  und  1591. 
Archiv  f.  d.  sächs.  Geschichte  VII  S.  300  fg. 

* Schönberg  an  Du  Plessis.  1588  Sept.  9.  (Du  Plessis,  memoires  IV. 
S.  254.) 
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Heinrich’s  III.,  für  den  er  gerade,  als  die  Kunde  von  dessen  Tode 
eintraf,  mit  den  italienischen  Mächten  unterhandelte. 4 Auf  diese 
Nachricht  reiste  Schönberg  alsbald  nach  Deutschland,  indem 
er  Heinrich  IV.  seine  Dienste  anbot  und , ehe  sie  angenommen 
waren,  zu  leisten  begann.  Welcher  Art  aber  diese  Dienste  waren, 
und  wie  ganz  unerwartet  ihre  Folgen,  will  ich  aus  den  leider  sehr 
ungenügenden  Nachrichten  wenigstens  anzudeuten  versuchen. 

Es  ist  gewiss,  dass  Schönberg,  der  zunächst  nach  Chur- 
sachsen reiste,  den  Churfürsten  Christian  zu  Verhandlungen  mit 
Churbrandenburg  und  dem  Landgrafen  Wilhelm  bewog. 1 * Mau 
beschloss  bei  denselben,  eine  persönliche  Zusammenkunft  zwischen 
den  Churfftrsten  von  Sachsen  und  Mainz  zu  betreiben,3 * 5  zu 
welchem  Zwecke  sich  Schönberg  alsbald  an  den  erzbischöflichen 
Hof  zu  Aschaffenburg  begab,  aber  bei  dem  Erzbischof  auf  seine 
Anträge  eine  ziemlich  kalte  Ablehnung  fand. 4 Was  war  nun  der 
Zweck  all’  dieser  Verhandlungen?  In  einer  Instruction  Heinrichs  IV. 
für  Schönberg,  die  vom  7.  März,  also  einem  Tage,  da  Schönbergs 
Berichte  vom  Januar  oder  Februar  im  frischen  Gedächtniss  waren, 
datirt  ist , wird  der  Gesandte  gelobt,  dass  er  ein  Bündniss  zwischen 
den  weltlichen  Churfürsten  und  dem  Erzbischöfe  von  Mainz  be- 
treibe; denn  von  einem  solchen  erwartet  der  König  zwei  Erfolge: 
einmal , dass  der  Kaiser  von  seiner  Parteinahme  für  Spanien  ab- 
gebracht werde,  sodann,  dass,  wenn  noch  mehrere  katholische  und 
protestantische  Stände  der  Einigung  beitreten,  den  Feinden  des 
Königs  ihre  Werbungen  in  Deutschland  untersagt  werden. 5 

Hiernach  ist  es  klar,  dass  der  Zweck  der  Verhandlungen  jener 
drei  Fürsten  sowie  der  gewünschten  Zusammenkunft  des  Chur- 
fürsten von  Sachsen  und  Mainz  ein  Bündniss  katholischer  und 


1 Nachdem  er  nämlich  den  oben  erwähnten  Auftrag  nach  Deutschland 
erhalten  hatte,  fand  Heinrich  III.  es  hinterher  für  nöthig,  dass  er 
zunächst  mit  den  italienischen  Mächten  verhandle.  (De  Thou,  rae- 
moires.  Petitot,  cullection  des  memoires  etc.  37  S.  427.) 

Nach  Thuanus  (V.  S.  48.  101,  2)  waren  es  persönliche  Verhand- 
lungen. Imless  die  Angaben  der  Thuanus  über  den  Inhalt  dieser  Ver‘ 
handlungen  stimmen  so  wenig  mit  dem,  was  aus  den  Acten  hervorgeht, 
dass  ich  einfach  an  der  anderweitig  (Schönberg’s  Werbung  bei  Lgr. 
Wilhelm.  1590  Janu.  D7281  C.  v.  Schönbergs  Schreiben  an  Churf.  Chri- 
stian I.)  bezeugten  Thatsache  der  Verhandlungen  überhaupt  festhalte. 

3 Vgl.  die  eben  angeführte  Werbung  Schönbergs. 

* Heinr.  v.  Heusenstamm,  Mainzer  Hofmarschall,  an  Schönberg.  1590 
Janu.  12.  (D.  a.  a.  0.) 

5 Instruction  für  Schönberg.  1590  März  7.  (Memoires  d’estat  II.  S.  311.) 
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protestantischer  Stände  war.  lieber  die  Natur  dieses  Bündnisses 
gibt  ein  Gutachten  Aufschluss,  welches  Schönberg  am  1.  Februar 
1500,  d.  h.  etwa  einen  Monat  nach  seiner  Anwesenheit  in  Aschaffen- 
burg, für  Christian  I.  verfasste.  In  demselben  wird  ausgeführt, 
wie  die  Reichsstünde,  besonders  die  protestantischen,  durch  Spanier 
und  Liguisten  angegriffen  und  bedroht  seien,  wie  ferner  die  Trup- 
pen der  Spanier  nicht  ohne  Begünstigung  katholischer  Stände  sich 
schon  mehrfach  in  Deutschland  feste  und  bedrohliche  Positionen 
errungen  haben.  Dieses  und  die  feindliche  Stellung  ihrer  katho- 
lischen Mitstünde  müsse  die  protestantischen  Reichsstäude  zu  einem 
Yertheidigungsbündnisse  veranlassen.  Da  aber  die  Folge  eines 
solchen  sein  könne,  dass  die  deutschen  Katholiken,  hierdurch  ge- 
reizt, den  Verbündeten  feindlich  entgegenträten,  so  solle  man,  um 
dies  zu  vermeiden,  zunächst  alle  fremden  protestantischen  Mächte 
von  dem  Bunde  ausschliessen , sodann  als  Zweck  desselben  nicht 
so  sehr  die  Abwehr  der  aus  dem  Reiche,  als  vielmehr  der  vom 
Auslande  kommenden  Gewalt  bestimmen.  Auf  dieser  Grundlage 
geeinigt,  sollen  dann  die  Protestanten  die  katholischen  Stände, 
selbst  den  Kaiser  als  Herrn  seiner  Erblande,  zum  Beitritt  auf- 
fordern; sie  sollen  auch,  um  die  kathoFschen  Stände  desto  weni- 
ger zu  reizen,  die  Verfassung  ihrer  Union  mit  der  des  frühem 
Landsberger  Bundes  in  Einklang  bringen.1 

Wenn  man  beachtet,  dass  dieses  Gutachten  abgefasst  ist,  nach- 
dem der  Erzbischof  von  Mainz  die  Zusammenkunft  mit  Chur- 
sachsen abgelehnt  hatte,  so  kann  man  vermuthen,  dass  die 
schärfere  Betonung  der  protestantischen  Interessen,  ferner  der 
Satz,  dass  die  protestantischen  Stände  verbündet  sein  sollten,  ehe 
sie  die  katholischen  zuzögen,  erst  in  Folge  jener  Ablehnung  in 
das  Gutachten  gekommen  seien.  Indess  die  Hauptsache  steht  fest: 
Christian  I.  war  von  Schönberg  für  eine  rein  deutsche  Union  ge- 
wonnen, welche  die  Protestanten  schützen  sollte,  indem  sie  ge- 
meinschaftlich mit  den  Katholiken  das  Reich  gegen  fremde  Ein- 
griffe vertheidigte.  Nur  die  Frage  bleibt  noch  übrig,  wie  dieser 
Bund  zugleich  die  beiden  von  Heinrich  genannten  Vortheile  er- 
reichen konnte?  Man  muss  zunächst,  nm  dies  zu  erklären,  be- 
denken, dass  Schönberg  zu  derselben  Zeit,  da  er  bei  dem  Erz- 
bischof von  Mainz  die  Zusammenkunft  mit  Chursachsen  auregte, 
sich  erkundigte,  ob  jener  zur  Anerkennung  Heinrich’s  IV.  bereit 


1 D.  7277.  Vorstehende  Schirmvereinigung  der  prot  Stände.  Das  Gut- 
achten ist  unterzeichnet  C.  v.  S.,  d.  h.,  wie  die  Handschrift  beweist, 
Caspar  von  Schönberg. 
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sei,  dass  ferner  die  Besprechung  dieser  Angelegenheit  bei  der 
erwähnten  Zusammenkunft  in  Aussicht  genommen  war. 1 2 Vielleicht 
also  hegte  der  Gesandte  den  Plan,  es  sollten  gegenüber  denjenigen 
Katholiken,  welche  einen  Ketzer  als  des  Throns  unfähig  und  den 
Papst  als  Richter  über  diese  Unfähigkeit  ansahen,  der  Kaiser  und 
die  andern  Katholiken  des  deutschen  Bundes  sich  als  Verfechter 
legitimer  Thronrechte  gegenüber  den  demokratischen  und  hierarchi- 
schen Ansprüchen  bekennen.  Leichter  lässt  sich  der  zweite  von 
Heinrich  erwartete  Vortheil  erklären.  Spanier  und  Liguisten  hatten 
wiederholt  das  Reich  geplündert;  sie  blieben  also  Feinde  des- 
selben, bis  sie  Entschädigung  und  Caution  gegen  die  Wiederholung 
ihrer  Angriffe  geleistet  hatten.  Die  gewöhnliche  uud  gelindeste 
Massregel  aber,  welche  nach  des  Reichs  Brauch  gegen  solche 
Feinde  anzuwenden  war,  und  welche  ein  Bund  zur  Beschützung 
des  Reichs  gegen  sie  anwenden  musste,  bestund  darin,  dass  die 
Stände  ihren  Unterthanen  verboten,  sowol  Kriegsdienste  bei  dem 
Gegner  anzunehmen  als  angenommene  ferner  zu  leisten. 

Wie  nun  erzählt  ist,  ward  Schönberg’s  Plan  vom  Erzbischöfe 
von  Mainz  zurückgewiesen.  Die  Folge  davon  war  aber  nicht  der 
gänzliche  Untergang,  sondern  eine  überraschende  Wendung  des- 
selben. In  derselben  Zeit  nämlich,  da  Christian  mit  jenen  Unions- 
gedanken erfüllt  war,  richtete  Johann  Casimir  eine  Reihe  von 
Briefen  an  den  Churfürsten,  welchen  die  Aufregung  über  die 
Kriegsereignisse  in  Frankreich  und  die  jüngsten  Einfälle  in’s  Reich 
eine  eindringliche  Bercdtsamkeit  verlieh.  Er  zeigte  dem  Churfürsten 
aas  den  Ereignissen  der  Gegenwart,  dass  in  den  am  meisten  be- 
drohten Kreisen,  dem  westfälischen  und  den  beiden  rheinischen, 
die  Kxecutionsordnung  recht  eigentlich  gebrochen  und  nicht  mehr 
vorhanden  sei.  Dies  komme  von  der  Begünstigung  der  Spanier  und 
Liguisten  durch  die  katholischen  Stände,  welche  für  die  gelegene 
Zeit,  da  sie  die  Vertilgung  des  Evangeliums  in  Deutschland  unter- 
nehmen Würden,  den  Preis  für  die  Hülfe  jener  Fremden  im  voraus 
bezahlen  wollten.  Bei  so  augenscheinlicher  Gefahr  dürfe  mau  die 
Gegenmassregelü  nicht  länger  verschieben.  Es  mögen,  um  darüber  zu 
berathen,  die  weltlichen  Churfürsten  persönlich  Zusammenkommen.  * 

1 Vgl.  das  oben  angeführte  Schreiben  Heusenstamms  und  die  Wer- 
bung Schönbergs. 

2 Johann  Casimir  an  Chursachsen.  1590  Janu.  9.  (I)  9305  Schriften 
betr.  Lothringens  Einfall  in’s  Eisass.)  Ders.  an  Dens.  Febr.  3.  (a. 
a 0.)  Ders.  an  Dens.  Janu.  16.  (I)  10164  Irrungen  zw'.  den  ev.  und 
päpstl.  Capitularen  zu  Strassburg.)  Ders.  an  Dens.  Febr.  3.  (D 
10735  Schriften  die  Zusammenkunft  in  Plauen  betr.) 
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Konnte  Christian  nach  dem  Wechsel  seiner  Politik  den  Vor- 
schlägen des  alten  Agitators  widerstehen?  Offenbar  gingen  der 
Pfalzgraf  und  Schönberg  von  denselben  Grundlagen  aus:  von  den 
Angriffen  der  Fremden  und  dem  Fall  der  Executionsordnung.  Beide 
suchten  auch  den  mangelhaften  Schutz,  welchen  das  Reich  seinen 
Mitgliedern  bot,  zu  ergänzen.  Allein  Schönberg  hatte  seinen  Plan 
auf  das  Zusammenwirken  katholischer,  wie  protestantischer  Stände 
gebaut : der  Pfalzgraf  sah  in  der  gesammten  katholischen  Partei 
die  Feinde  der  Protestanten , er  dachte  nur  an  den  Schutz  prote- 
stantischer Interessen  durch  protestantische  Bundesgenossen.  Schön- 
berg hatte  den  Schutz  des  Reichs  nach  aussen  betont:  Johann 
Casimir  liess  einfliessen,  dass  bei  der  von  ihm  gewünschten  Zu- 
sammenkunft auch  über  die  Abstellung  der  protestantischen  Be- 
schwerden, vor  allem  über  die  Wegräumung  des  geistlichen  Vor- 
behaltes, zu  reden  sei. 

Indess  diese  Verschiedenheiten  wurden  von  Christian  nicht 
beachtet.  Er  entschloss  sich,  da  eine  Zusammenkunft  aller  drei 
weltlichen  Churfürsten  ihm  noch  immer  wegen  des  Argwohns  der 
katholischen  Stände  zu  bedenklich  war,  dem  Pfalzgrafen  allein 
eine  persönliche  und  geheime  Unterredung  zu  bewilligen.  Und  so 
kamen  beide  Fürsten  am  28.  Februar  oder  1.  März  in  Plauen  zu- 
sammen. Ohne  die  Einzelheiten  der  dort  gepflogenen  Verhandlung 
zu  kennen,  sehen  wir  aus  dem  Ergebniss  derselben  soviel,  dass 
das  Wort  Johann  Casimirs  den  Churfürsten  Christian  abermals  zu 
weitergehetiden  Entschlüssen  bewog.  Denn  in  dem  Abschied,  über 
den  beide  am  2.  März  sich  vereinigten,  wiesen  sie  allerdings  vor- 
nehmlich auf  diejenigen  Gefahren  hin,  welche  den  Protestanten 
von  fremden  katholischen  Mächten  drohten;  allein  indem  sie  zur 
Abwehr  dieser  Gefahren  ein  Vertheidigungsbündniss  für  nöthig  er- 
klärten, dehnten  sie  den  Wirkungskreis  desselben  auf  alle  wider- 
rechtlichen Verletzungen  aus.  Die  chursächsischen  Räthe  hatten, 
als  die  Plauener  Tagsatzung  schon  bestimmt  war,  an  dem  Gedanken 
eines  mit  Zuziehung  des  Kaisers  und  katholischer  Stände  zu  grün- 
denden Bundes  festgehalten: 1 jetzt  einigte  man  sich  darüber,  dass 
das  rechte  Mittel  zur  Abwehr  der  Gefahren  und  das  zu  erstrebende 
Ziel  ein  Vertheidigungsbündniss  zwischen  allen  protestantischen 
Ständen  sei.  Fürs  erste  schien  es  nur  zu  schwer,  einen  so  all- 
gemeinen Bund  zu  gründen;  deshalb  beschied  mau  sich,  zunächst 
die  sechs  vornehmsten  protestantischen  Fürstenhäuser,  nämlich 


1 Gutachteu  vom  24.  Febr.  1590.  (D  7277.  Vorstehende  Schirmvereinig, 
der  protest.  Stände) 


Digitized  by  Google 


Einleitung. 


33 


Pfalz,  Sachsen,  Brandenburg,  Braunschweig,  Mecklenburg  und 
Hessen  für  die  Einigung  anzuwerben. 

Nachdem  so  der  Churfürst  Christian  für  das  protestantische 
Bündniss  gewonnen , war  es  auch  in  seinem  oder  seiner  Käthe 
Sinn,  wenn  ein  ganzes  Werk  gethan,  wenn  vor  allem  mit  der 
Herausgabe  des  nöthigen  Geldes  nicht  gegeizt  ward.  Und  so 
beschloss  man  weiter,  dass  der  Bund  für  alle  Zeiten  bestehen 
bleibe:  von  seinen  Mitgliedern  sollte  alsbald  ein  Geldfonds  zu- 
^ammengeschossen  werden,  aus  dem  ein  Ueer  von  12,000  Mauu 
zu  Fuss  und  6000  Mann  zu  Pferde  auf  drei  Monate  unterhalten 
werden  könne.  Jährliche  Zuschüsse  endlich  sollten  zur  Ver- 
grösserung  der  Bundesmittel  dienen.1 

Die  Plauener  Beschlüsse  riefen  nun  zweierlei  Verhandlungen 
Uer\#r:  einmal  hatte  man  die  genannten  Fürstenhäuser  für  den 
t’oionsplan  zu  gewinnen;  sodann,  da  die  dem  Plane  günstigen 
JFfirsten  sich  über  die  Ausführung  desselben  durch  eine  Versamm- 
lung ihrer  Gesandten  vergleichen  sollten,  hatten  Chursachsen  und 
Churpfalz  sich  über  die  der  Tagsatzung  vorzulegende  und  von 
Churpfalz  entworfene  Bundesverfassung  zu  verständigen.  Bei  die- 
sen letztem  Verhandlungen  traten  nochmals  die  Verschiedenheiten 
in  Christians  und  Johann  Casimirs  Auffassung  des  Bundes  hervor. 
Wenn  Christian  seinem  überlegenen  Freunde  soviel  nachgegeben 
hatte,  dass  der  Bund  auf  protestantische  Mitglieder  zu  beschränken 
sei,  so  wollte  er  doch  in  der  Bundesacte  jede  Herausforderung 
der  Katholikeu,  vor  allem  des  Kaisers  und  der  katholischen  Reichs- 
stände vermieden  sehen.  Dies  glaubte  er  durch  Unbestimmtheit 
der  Ausdrücke  zu  erreichen.  Es  sollte  also  die  Verpflichtung  zum 
gegenseitigen  Beistände  gegen  alle  Angriffe,  auch  wenn  sie  aus 
dem  Reiche  kämen,  nicht  gänzlich  umgangen,  aber  hauptsächlich 
die  von  fremden  Mächten  zu  besorgende  Gewalt  berücksichtigt 
werden.  Die  Namen  dieser  fremden  Mächte , vor  allem  also  die 
des  Papstes  und  Spaniens,  sollten  nicht  genannt,  und  ebensowenig 
der  allgemeine  Grund  der  protestantischen  Besorgnisse,  nämlich 
die  feindliche  Gesinnung  der  Katholiken  gegen  die  protestantische 
Religion  und  deren  Anhänger,  bezeichnet  werden.  Vollends  waren 
nach  des  Churfürsten  Ansicht  alle  diejenigen  Ausdrücke  zu  um- 
gehen, aus  denen  man  eine  Neigung  der  Protestanten  zum  Angriff 
gegen  das  Recht  der  katholischen  Partei  hätte  herausdeuten  können. 

Keineswegs  war  es  dagegen  im  Sinne  Johann  Casimirs  ,v  dass 
er  seine  gehassten  Feinde  und  seine  Absichten  gegen  dieselben 

1 Plauener  Abschied.  1590  März  2.  (B  Unionsacta  1.) 

Acten  des  30jähr.  Kriegs  1.  ^ 
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verschweigen  sollte.  Er  entwarf  zu  der  Bundesacte  eine  Einleitung, 
in  welcher  beides,  der  Verfall  der  Reichsverfassung  und  die  Ge- 
fahren der  Protestanten  von  den  Anschlägen  der  Katholiken  inner- 
halb, wie  ausserhalb  Deutschlands  hergeleitet  ward.  Gewaltsame 
Ausrottung  der  protestantischen  Religion,  Entsetzung  protestanti- 
scher Herrscher  war  nach  ihm  der  Inhalt  jener  Anschläge,  die 
Gelegenheit  das  einzige,  was  in  Deutschland  zu  ihrer  völligen 
Durchführung  noch  fehlte.  Mit  dieser  Rücksichtslosigkeit  gegen 
seine  Feinde  verband  der  Pfalzgraf  die  gleiche  Schroffheit  in  der 
Bezeichnung  seiner  Ansprüche.  Wenn  sich  die  Verbündeten  gegen 
widerrechtliche  Angriffe  Beistand  versprachen,  zugleich  aber  ihren 
Gehorsam  gegen  alle  Reichsgesetze  betheuerten,  so  verlangte  er 
die  Erklärung,  dass  zu  letztem  der  geistliche  Vorbehalt  nicht  ge- 
höre, d.  h.  dass  der  Bund  seine  Mitglieder  im  Besitz  und  Erwerb 
der  Bisthümer  zu  vertheidigen  habe.  Ja  wenn  Chursachsen  die 
Bundeshülfe  auf  die  Verbündeten  beschränken  wollte,  so  dachte 
er,  und  so  verlangte  einer  seiner  vornehmsten  Räthe,  der  Burggraf 
von  Dohna,  der  Bund  solle  atffch  andern  bedrängten  evangelischen 
Christen,  z.  B.  den  Bürgern  in  Aachen,  Wesel  und  Köln  gegen 
ihre  katholischen  Herren  Beistand  leisten.1 

So  wenig  über  den  eigentlichen  Zweck  ihres  Unternehmens 
einig,  sparten  jedoch  die  beiden  Fürsten  keine  persönlichen  Be- 
mühungen, um  die  in  dem  Plauener  Abschied  bezeichneten  Stände 
für  ihren  Plan  zu  gewinnen.  Theils  allein,  theils  gemeinschaftlich 
reisten  sie  selber  nach  Hof,  Kassel,  Marburg,  Cöln  an  der  Spree 
und  Wolfenbüttel,  um  mit  dem  Markgrafen  Georg  Friedrich  von 
Anspach,  den  Landgrafen  Wilhelm  und  Ludwig  von  Hessen,  dem 
Churfürsten  Johann  Georg  von  Brandenburg,  den  Herzogen  Hein- 
rich Julius  von  Braunschweig-Wolfenbüttel  und  Ulrich  von  Meck- 
lenburg-Güstrow zu  unterhandeln.  Desgleichen  brachten  sie,  ich 
weiss  nicht,  ob  persönlich  oder  schriftlich,  ihr  Gesuch  an  den 
Administrator  Joachim  Friedrich  von  Magdeburg  und  den  Land- 
grafen Georg  von  Hessen- Darmstadt. 

Unter  diesen  Fürsten  nahm  der  alte  Landgraf  Wilhelm  den 
Unionsplan,  dessen  Ausführung  er  schon  lange  gewünscht  hatte, 
mit  der  reinsten  Bereitwilligkeit  auf.  Denn  er  hatte  bei  seiner 
nicht  gar  grossen  Entfernung  von  den  spanischen  Niederlanden 


1 Dohna’s  Bedenken.  1590.  (An  der  Handschrift  kenntlich.  M.  c. 
Geheime  Verstentnussen  zw.  Churpfalz,  Sachsen  etc.)  Churj'fälz. 
Instruction  zum  Torgauer  Tag.  1591  Januar  17.  (a.  a.  0.)  Chursächs. 
iDStr.  zum  Torgauer  Tag.  1591  Jan.  21.  (D  7281.) 
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nnd  mehr  noch  wegen  seiner  freundschaftlichen  Beziehungen  zum 
Fürsten  Wilhelm  von  Oranien  die  Kämpfe  der  Spanier  gegen 
Niederländer  und  Huguenotten  mit  besonderem  Interesse,  oder,  was 
hei  einem  protestantischen  Fürsten  dasselbe  sagen  will,  mit  be- 
sonderer Angst  für  die  eigene  Sicherheit  verfolgt.  Dazu  kam, 
dass,  wie  gleich  noch  zu  erzählen  ist,  die  Angelegenheiten  der 
Jülicher  Lande  sich  seit  1590  immer  tiefer  verwickelten,  und  der 
landgraf  die  Einnahme  dieser  Länder  durch  die  Spanier  fürchten 
zn  müssen  glaubte.  Dies  erhöhte  seine  Unruhe.  „Der  alte  fromme 
Herr,“  so  schreibt  Schönberg,1  ..hat  mir  mit  herzlichem  Seufzen 
die  Xoth  und  Gefahr,  darinnen  er  von  wegen  der  spanischen 
Trntriebe  in  Jülich  stecke,  etlichemal  kläglich  widerholt.  Denu  die 
Spanier,  sagte  er,  würden  also  seine  Nachbarn  auf  4 Meilen,  und 
«ie  Hessen  sich  schon  öffentlich  vernehmen,  sic  wollten  nächstens 
eißen  Herrn  heimsuchen,  der  sich  ihrer  am  wenigsten  versehe.“ 

Dieser  Grund  indess,  welcher  den  Landgrafen  der  Union  be- 
freundete, nämlich  die  Nähe  der  spanischen  Waffen  und  die  durch 
die  Verbindung  mit  den  Niederländern  und  Huguenotten  erregte  Lust 
zur  selbständigen  Politik,  war  den  Ständen  des  ober-  und  nieder- 
sächsischen  Kreises  fremd,  und  man  wusste,  dass  auch  deshalb 
der  Unionsgedanke  ihnen  fremd  blieb.  Ihrer  Abneigung  gaben 
dann  vornehmlich  die  couservativen  Einwendungen , welche  Cbur- 
fürst  August  gegen  die  Union  erhoben,  einen  prinzipiellen  Grund. 
Sollte  aber  beides,  die  Abneigung  und  der  Grundsatz  überwunden 
werden,  so  musste  man  ihnen  gewöhnlich  neben  den  allgemeinen 
die  Befriedigung  besonderer  Interessen  darbieten.  Dies  war  der 
Fall  bei  dem  Hause  Brandenburg,  von  welchem  Churfürst  Christian 
und  Johann  Casimir  drei  Fürsten,  nämlich  den  Churfürsten  Johann 
Georg,  den  Administrator  von  Magdeburg  und  den  Markgrafen 
von  Anspach  zu  dem  Bündnisse  einluden. 

Brandenburg  erwartete  im  Westen  und  im  Osten  den  Anfall 
bedeutender  Lande,  hatte  dabei  aber  auf  beiden  Seiten  den  Wider- 
stand katholisch  gesinnter  Mächte  zu  gewärtigen.  Die  Lande  im 
Westen  waren  die  Herzogtümer  Jülich,  Cleve,  Berg,  die  Graf- 
schaften Mark  und  Ravensberg  und  die  Herrschaft  Ravenstein. 
Die  Regenten  dieser  Lande,  der  altersschwache  Herzog  Wilhelm 
und  sein  wahnsinniger  Sohn  Johann  Wilhelm,  waren  die  letzten 
männlichen  Erben  ihres  Stammes.  Zu  ihrer  Nachfolge  waren  durch 
kaiserliches  Privileg  die  vier  Schwestern  Johann  Wilhelms  be- 


1 Schönberg  an  Chursacbsen.  1590  März  13.  (D  7281  Caspar  von  Scbön- 
bergs  Schreiben  an  Churf.  Christian  ) 
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rufen,  von  denen  die  älteste,  Marie  Leonore,  an  den  branden- 
burgischen  Fürsten  Herzog  Albreclit  Friedrich  die  zweite  an  den 
Herzog  von  Neuburg,  die  dritte  an  den  Herzog  von  Zweibrücken 
verheirathet  war.  Feber  die  Ordnung  dieser  Nachfolgp  aber  gab 
es  zwischen  den  drei  letzgenannten,  durch  die  Heirath  der  Prin- 
zessinnen berechtigten  Fürsten  und  ihren  Verwandten  zweierlei 
Streitigkeiten:  erstens  nämlich,  oh  die  Schwestern  insgesammt, 
oder  immer  nur  die  älteste  mit  dem  ganzen  Stamm  ihrer  Erben 
zur  Nachfolge  berufen  sei ; zweitens,  ob  nur  die  männlichen  oder  in 
deren  Ermangelung  auch  die  weiblichen  Nachkommen  der  Schwestern 
erbfähig  seien  ? In  beiden  Fragen  entschieden  sich  die  Fürsten 
für  diejenige  Alternative,  welche  ihr  Interesse  begünstigte:  näm- 
lich Brandenburg  für  die  letzte,  Zweibrücken  für  die  erste  und 
Neuburg  zunächst  für  keine  von  beiden.  Denn  Marie  Leonore, 
die  Gemahlin  von  Albreclit  Friedrich  war  die  älteste  unter  den 
Prinzessinnen;  es  fehlten  i!  r aber  männliche  Nachkommen,  wäh- 
rend die  älteste  ihrer  Töchter  im  Jahre  1592  an  Markgraf  Johann 
Sigismund  den  Enkel  des  Kurfürsten  von  Brandenburg  vermählt 
ward.  Der  Herzog  von  Zweibrücken  als  Gemahl  der  drittältesten 

Princessin  und  Vater  mehrerer  Söhne  fand  seinen  Vortheil  bei 

$ 

gleicher  Berechtigung  der  Schwestern  von  Johann  Wilhelm  und 
dem  Ausschluss  ihrer  weiblichen  Nachkommen.  Der  Herzog  von 
Neuburg  endlich  hatte  alle  Aussicht,  dass  nach  dem  Tode  Marie 
Leonorens  und  dem  Ausschluss  ihrer  Töchter  seine  Gemahlin  und 
deren  Söhne  die  Erbschaft  allein  übernähmen;  allein  er  wollte  das 
Zusammenwirken  der  interessirten  Fürsten  zur  Vertheidigung  ihrer 
gemeinschaftlichen  Rechte  nicht  durch  voreilige  Ansprüche  ver- 
hindern. Denn  dass  diese  Rechte  sämmtlich  bedroht  seien,  dar- 
über waren  die  Fürsten  sowol,  wie  die  den  Jülicher  Landen  be- 
nachbarten Protestanten  einig.  Man  sah,  wie  Spanien  durch 
Festsetzung  der  französischen  Thronfolge  seine  Macht  über  Frank- 
reich auszudehnen  suchte,  ebenso,  glaubte  man,  gedenke  es  die 
Jülicher  Regierung  in  einer  Weise  zu  ordnen,  dass  ihm  diese 
Lande  zur  Grundlage  für  seinen  Einfluss  auf  Deutschland  dienten. 
Und  in  der  That  bekam  man  seit  1590  sichere  Beweisse,  dass  die 
spanische  Politik  darauf  ausging,  die  Ketzer  von  der  Jülicher 
Nachfolge  auszuschliesseu.  Diese  Ansschläge  aber  schienen  um 
so  gefährlicher  zu  sein,  da  man  glaubte,  sie  würden  vom  Kaiser 
begünstigt.  Denn  warum  weigerte  er  sich  sonst,  die  Privilegien, 
welche  die  Untheilbarkeit  der  Jülicher  Lande  und  das  Nachfolge- 
recht der  Töchter  des  Herzogs  Wilhelm  feststellten,  zu  bestätigen? 
Warum  erhob  er  seit  dem  Jahre  1590,  als  der  alte  Herzog  und 
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sein  Sohn  sich  zur  Regierung  unfähig  zeigten,  den  Anspruch,  die 
Regentschaft  der  Lande  eigenmächtig  zu  bestellen?  und  warum 
führte  er  diesen  Anspruch  im  folgenden  Jahre  durch,  statt  dass 
er  die  Curatel  über  Johann  Wilhelm  und  die  Verwaltung  seiner 
Lande  den  zunächst  berechtigten  Nachfolgern  überliess?1 

Die  Lande  am  Niederrhein  also  gaben  dem  Hause  Branden- 
burg glänzende  Aussichten  und  schwere  Befürchtungen  zugleich. 
Aehnliche  Verhältnisse  bildeten  sich  ihm  an  den  Ufern  der  Ost- 
see. In  dem  Herzogthum  Preussen  regierte  in  der  zweiten  Hälfte 
des  16.  Jahrhunderts  Herzog  Albreeht  Friedrich,  jener  Gemahl  der 
Marie  Leonore,  der  mit  seinem  Schwager  in  Jülich  das  Schicksal 
des  Wahnsinnes  und  des  Mangels  an  männlichen  Nachkommen 
theilte.  Nach  seinem  Tode  sollte  das  Herzogthum  an  den  Mark- 
grafen Georg  Friedrich  von  Anspach  fallen,  der  aber  hoch  betagt  und 
ebenfalls  ohne  Kinder  war.  Als  dessen  Nachfolger  nun  hatte  König 
Sigismund  II.  von  Polen  im  Jahre  1569  den  Churfürsten  von  Bran- 
denburg anerkannt,  indem  er  die  Gesandten  desselben  zur  Mit- 
belehnung zuliess. 2 Allein  der  neue  Anspruch  des  Churhauses 
fand  bald  allgemeinen  Widerstand  in  Polen.  Seitdem  in  diesem 
Reiche  mit  der  Regierung  des  Stephan  Bathory  erst  der  König, 
dann  der  Senat  sich  der  Fortpflanzung  des  Katholicismus  zu  wid- 
men begannen,  schien  es  beiden  bedenklich,  dass  Preussen  aber- 
mals einem  Protestanten  anheimfallen  sollte.  Stephan  Bathory 
zwar  verstand  sich  noch  dazu,  dem  Curfürsten  die  Mitbelelinung 
zu  ertheilen;  allein  von  seinem  Nachfolger,  von  Sigismund  III. 
war  sie  nicht  zu  erlangen;  um  die  Einführung  der  katholischen 
Religion  in  Preussen  zu  ermöglichen^  war  der  König  nach  der 
Versicherung  des  päpstlichen  Nuntius  entschlossen,  das  Herzogtlium 
der  Krone  Polens  einzuverleiben. 3 Dieser  Entschluss  konnte  aber 
Brandenburg  um  so  gefährlicher  werden , da  mit  dem  religiösen 
das  politische  Interesse  zusammenliing.  Seitdem  nämlich  im  Jahr 
1561  der  Heermeister  Gottfried  von  Kettler  sich  gegen  die  au- 
stürmenden Russen  dadurch  zu  schützen  gesucht  hatte,  dass  er 
Tiefland  an  Polen  abtrat,  und  Churland  und  Semgallen  als  pol- 
nisches Lehen  behielt,  hatte  Polen  diesen  neuen  Erwerb  in  ab- 
wechselnden Kriegen  gegen  Russen  und  Schweden  zu  vertheidigen. 
Nun  schien  das  Herzogthum  Preussen  sowol  zur  Verteidigung, 
wie  zum  Angriff  der  polnischen  Ostseelande  eine  vortreffliche 


* M.  Ritter,  Gesch.  der  deutschen  Union  I.  S.  56  fg. 

* Droysen,  Gesch  der  preussischen  Politik  II.  2 S.  437. 

3 Rauke,  röin.  Päpste  (5.  Aufl.  II.  S.  382.) 
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Basis.  Deshalb  wünschten  am  polnischen  Reichstag  protestantische 
und  katholische  Adeliehe  den  Heimfall  dieses  Landes;  und  als 
Stephan  Bathory  im  Jahre  1578  die  churbrandenburger  Abgeord- 
neten zur  Mitbelehnung  zuliess,  protcstirte  ein  Edelmann  im  Na- 
men seiner  Standesgenossen,  „dass  der  Churfürst  und  dessen  Kin- 
der hier  kein  Beeilt  haben.“  1 

So  in  seinen  Ansprüchen  von  Spanien  und  Oesterreich  im 
Westen,  von  Polen  im  Osten  angefeindet,  hoffte  das  Haus  Branden- 
burg durch  Annahme  des  Unionsplanes  sein  Recht  zu  stärken. 
Denn  die  Verbündeten  sollten  sich  ja  gegen  gewaltsame  Rechts- 
verletzungen schützen;  für  seine  Jülicher  und  Prcussische  Erb- 
schaft also  konnte  Brandenburg  ihren  Schutz  verlangen,  wenn  mau 
unter  den  verletzten  Rechten  nicht  blos  solche  verstand,  die  sich 
auf  die  Person  und  ihren  dermaligen  Besitz,  sondern  auch  die- 
jenigen, welche  sich  auf  den  Erwerb  von  Land  und  Leuten  be- 
zogen. 

Neben  dem  Widerstand,  welchen  der  Unionsplan  in  den  con- 
servativen  Grundsätzen  und  dem  Sicherheitsgefühl  der  Reichsstände 
fand,  entsprang  eine  dritte  Schwierigkeit  aus  dem  Zwiespalte, 
welchen  die  lutherische  und  calvinische  Abendmahlslehre  unter 
den  Protestanten  angerichtet  hatte.  Seitdem  sich  die  Churpfalz 
zu  letzerer  gewandt  hatte,  gab  es  unter  den  lutherischen  Ständen 
eine  strengste  Partei,  nach  deren  Ansicht  diese  calvinische  Lehre 
nicht  nur  der  ewigen  Seligkeit,  sondern  auch  der  zeitlichen  Vor- 
theile des  Religionsfriedens  verlustig  machte.  Sich  mit  ihren  Be- 
kennern  zu  verbinden,  verbot  diesen  Männern  das  Gewissen  und 
die  politische  Klugheit.  Denn  einerseits  wären  sie  alsdann  zu 
Beschützern  eines  seelenverderbenden  Irrthums  geworden,  und 
anderseits  konnten  sic  dadurch,  dass  sie  die  Ansprüche  der 
Calvinisten  auf  den  Schutz  des  Religionsfriedens  zu  den  ihrigen 
machten,  mit  ihnen  zugleich  aus  diesem  Frieden  ausgeschlossen 
werden.  Einen  Mann  von  dieser  Partei  trafen  die  Unterzeichner 
des  Plauencr  Abschieds  in  dem  alten  Herzog  Ulrich  von  Mecklen- 
burg-Güstrow, demselben  Fürsten,  der  mit  Herzog  Johann  Friedrich 
dem  mittleren  schon  im  Jahre  1561  die  Unterzeichnung  des  Naum- 
burger  Abschieds  verweigert  hatte,  weil  Calvinisten  und  andere 
Irrgläubige  darin  nicht  ausdrücklich  verdammt  wurden. 2 


’ 1 Droysen  II.  2 S.  483,  555. 

ü Mecklenburg  an  Churbrandenbiirg.  1590  Juli  15.  (M.  c.  Geh.  Ver- 
stentnussen.)  Mecklenburg.  Instruction  zum  Torgauer  Tag.  1591 
Janu.  24.  (B  Unionsacta  I.) 
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Indes»  trotz  all’  dieser  Gegensätze  waren  sämmtliche  einge- 
ladene Fürsten  bereit,  die  zur  Vereinbarung  des  Bündnisses  vor- 
geschlagene Zusammenkunft  durch  Gesandte  besuchen  zu  lassen.  In 
der  sächsischen  Stadt  Torgau  wurde  diese  Tagsatzung  am  2.  Februar 
1591  eröffnet.  Den  Vorsitz  bei  den  Berathungen,  welcher  dem 
Churfürsteu  von  der  Pfalz  als  vornehmstem  weltlichen  Fürsten  zu- 
kam, hatte  Johann  Casimir,  vermuthlich  weil  er  nur  Administrator 
der  Churpfalz  war,  dem  Churfürsteu  Christian  überlassen. 1 

Gleich  bei  der  ersten  Verhandlung  dieser  Tagsatzung  jedoch 
kam  es  über  einen  der  eben  erzählten  Gegensätze  zum  Bruch.  Wie 
nämlich  Chursachsen  nach  gethancr  Proposition  die  erste  Umfrage 
hielt,  erklärten  die  Mecklenburger  Gesandten,  dass  ihr  Herr  sich 
mit  Niemanden,  der  in  der  Religion  mit  ihm  nicht  einig  sei,  in 
ein  Bündniss  einlassen  werde.  Auch  müsse  ein  Bund,  dem  er 
betreten  könne,  nur  geringfügige  Kosten  verursachen;  denn  wenn 
er  in  Folge  des  Bundes  seinem  Lande  neue  Lasten  aufiegen  müsse, 
so  bedürfe  sein  Beitritt  der  Zustimmung  der  Landstände.  Deshalb 
möge  man  den  Zweck  des  Bundes  auf  den  Schutz  gegen  solche 
Angriffe,  die  der  Religion  wegen  unternommen  würden,  einschrän- 
k»  n. 2 Auf  solche  Forderungen  einzugehen,  lag  nun  keineswegs 
im  Aufträge  der  andern  Gesandten.  Die  Folge  davon  war,  dass 
die  Mecklenburger  den  Torgauer  Tag  verliesscn. 

Die  Uebrigen,  nachdem  sie  sich  über  die  Nothwendigkeit  eines 
protestantischen  Bündnisses  geeinigt  hatten,  traten  dann  in  die 
Berathung  der  auf  Grund  des  Plauener  Abschieds  von  Churpfalz 
entworfenen  Unionsacte  ein.  Schon  bei  den  ersten  Sätzen  der- 
selben kam  ihnen  eine  neue  Schwierigkeit,  der  Gegensatz  nämlich 
der  pfälzischen  und  sächsischen  Auffassung  entgegen.  Man  suchte 
diese  zu  umgehen,  indem  man  beiden  Meinungen  Rechnung  trug. 
In  einer  neuen  Fassung  der  Einleitung  nämlich  sprach  man  zu- 
nächst von  Feindseligkeiten  im  Allgemeinen,  die  inner-  und  ausser- 
halb des  Reichs  den  friedliebenden  Ständen  drohten,  gleich  hinter- 
her aber  bemerkte  man,  dass  die  bedrohten  vornehmlich  die  prote- 
stantischen Stände  und  deren  Religion  seien,  und  dann  beschrieb 
man  die  fremden  Mächte,  vor  denen  man  sich  fürchtete,  mit 

1 P;otokoll  des  Torgauer  Tags.  1591  Febr.  2—12.  (M.  c.  Geh.  Ver- 
stentnussen.  D Vorstehende  Schirmvereinig,  protest.  Stände  7277. 
B Unionsacta  I.) 

2 Protokoll.  Sitzung  Febr.  2.  Vgl.  die  Mecklenburgische  Instruction. 
1591  Janu.  24.  (B.  Unionsacta  I.)  Mecklenburg  an  Churbranden- 
bürg.  1591  Janu.  6.  (M.  c.  Geh.  Verstentnussen.) 
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solchen  Worten,  dass  Jeder  den  Papst,  die  Spanier  und  die 
Liguisten  herauslesen  konnte.  Der  Schluss  der  Einleitung  sprach 
daher  auch  nicht  von  friedliebenden,  sondern  von  den  protestan- 
tischen Ständen,  welche  zu  einem  Bündnisse  genöthigt  seien.1 

Wie  stand  es  nun  mit  dem  Abschlüsse  dieses  Bündnisses? 
Die  Absicht  von  Churpfalz  und  Chursachsen  war,  dass  sich  die 
Gesandten  über  alle  Punkte  der  vorgelegten  Unionsacte  schliesslich 
einigen,  ihren  Herren  aber  nichts  übrig  bleiben  sollte,  als  sich  mit 
Ja  oder  Nein  über  deren  Annahme  zu  entscheiden  und  in  per- 
sönlicher Zusammenkunft  den  Bund  zu  vollziehen.2  Nach  solchem 
Anfänge,  meinten  sie,  habe  man  den  Beitritt  anderer,  wo  möglich 
aller  protestantischen  Stände  zu  betreiben. 

Indess  wenn  bloss  neun  Fürsten  es  übernehmen  sollten,  sich 
selbst,  ja  das  Reich  gegen  deutsche  und  ausscrdeutsche  Feinde 
zu  vertheidigen,  und  wenn  sie  demgemäss,  wie  der  Plaueuer  Ab- 
schied besagte,  zur  sofortigen  Aufstellung  von  18,000  Soldaten 
gefasst  sein  sollten,  so  mussten  die  Bundesbeiträge  derselben  eine 
Höhe  erreichen,  welche  bei  vielen  die  Mittel,  bei  den  meisten 
die  Opferwilligkeit  überstieg.  Allerdings  der  Churftirst  von  Sachsen 
war  bereit,  als  ersten  Beitrag  100,000  Gulden  zu  erlegen  und 
dann  jährlich  den  dritten  oder  vierten  Theil  dieser  Summe  nach- 
zuschiessen.3  Allein  schon  Johann  Casimir  dachte  nur  an  einen 
ersten  Beitrag  von  20 — 25  Römermonaten,  d.  h.  etwa  40 — 50,000 
Gulden4  und  an  einen  jährlichen  Zuschuss  von  2 Monaten.5  Chur- 
brandenburg, Anspach  und  Magdeburg  gingen  auf  10 — 15,  die 
Landgrafen  von  Hessen  auf  15 — 20  Monate  und  Braunschweig 
behielt  sich  seine  Entscheidung  vor. 6 Erst  nachdem  Christian 
dem  Churfürsten  von  Brandenburg,  der  ihn  gerade  damals  iu 
Dresden  besuchte,  persönlich  zugeredet  hatte,  beschlossen  die 
Räthe  auf  Ratification  ihrer  Herren,  es  solle  jeder  zunächst  20 
Monate,  dann  in  den  vier  ersten  Jahren  je  4,  in  den  eilf  folgenden 


1 Protokoll.  Sitzung.  Febr.  5.  Torgauer  Unionsacte.  ^Mc.  Geh.  Ver- 
stentnussen.) 

2 Die  churpfälz.  Gesandtcu  in  Torgau  an  Johann  Casimir.  1591  Febr.  2. 
(Mc.  Geh.  Vcrstentnussen.) 

3 Chursächs.  Instruction. 

4 Genau  39,440—  49,300. 

5 Churpfälz.  Instruction. 

* Protokoll.  Febr.  6.  Büttner  an  Anspach.  1591  Febr.  6.  (B  Unions- 
acta  I.) 
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je  2 Monate  erlegen. 1 Die  erste  und  grösste  Anlage  hätte  hiernach 
gegen  260, (XX.)  Gulden2  ertragen.  In  welchem  Verhältnisse  dieser 
Vorrath  aber  zu  den  Aufgaben  der  Union  stand,  mag  man  darnach 
ermessen,  dass  die  protestantischen  Fürsten,  als  sie  1599  ein  um 
2000  Reiter  kleineres  Heer  als  das  im  Plauener  Abschied  be- 
stimmte aufzubringen  gedachten,  die  Kosten  der  Aufstellung  und 
dreimonatlichen  Unterhaltung  desselben  auf  eine  Million  Gulden 
berechneten. 3 

Dies  Missverhältnis  mussten  gerade  diejenigen  am  lebhaftesten 
empfinden,  welche  durch  Sparsamkeit  oder  Mittellosigkeit  es  selber 
herbeigeffthrt  hatten.  Zu  den  erstem  gehörte  aber  vor  allem  der 
Churfürst  Johann  Georg  von  Brandenburg.  Dieser  alte  und  eigen- 
sinnige Herr,  der  nichts  mehr  verlangte,  als  seinen  beschränkten 
landesherrlichen  und  reichsständischen  Pflichten  bequem  und  ehrbar 
nachzukommen,  erlebte  es  mit  Missmuth,  dass  gerade  ihm  so  glän- 
zende und  schwere  Aufgaben,  wie  der  Erwerb  der  Jülicher  und 
Preassischen  Erbschaft  entgegenkamen,  und  dass  gerade  in  seinem 
älter  die  mächtig  wachsenden  Gegensätze  zwischen  Katholiken  und 
Protestanten  Keinen  mehr  in  Frieden  und  Neutralität  dahinleben 
Hessen.  Nur  langsam  war  er  dem  Drängen  seines  Sohnes  Joachim 
Friedrich,  der  ihn  zur  Vertretung  der  Hausinteressen,  den  Zureden* 
des  Churfürsten  Christian,  der  ihn  zum  Schutz  der  protestantischen 
Partei  antrieb,  gewichen.  Allein  wenn  er  ihnen  auch  in  das  Ge- 
triebe grosser  Politik  folgte,  so  wollte  er  doch  zwei  Dinge,  seinen 
lVolstand  nämlich  und  seine  Sicherheit,  in  keiner  Weise  verlieren. 
Deshalb  bewährte  er  seine  Sparsamkeit  in  den  Beiträgen  zur 
französischen  Hülfe,  und  deshalb  wollte  er  jetzt  nur  einem  solchen 
Bunde  beitreten,  der  alle  oder  doch  die  vornehmsten  protestan- 
tischen Stände  umfassend,  die  Gefahren  und  Opfer  des  Einzelnen 
verminderte. 

Dieser  Erklärung  des  Ersten  ihres  Hauses  schlossen  sich  der 
Margkraf  von  Anspach  und  Joachim  Friedrich  von  Magdeburg  an, 
nnd  ihnen  folgte,  aber  wol  aus  ganz  anderen  Gründen,  der  Herzog 

1 Büttner  an  Anspach.  1591  Febr.  fl.  (a  a.  0.)  Chursachsen  an  seine 
Räthe  in  Torgau.  1591  Febr.  10.  (I)  Protokoll.  Sitzung.  Febr.  9.) 

2 Nach  Verzeichnissen  von  1599  betrug  ein  Römermouat  für  Churpfalz 
(und  Waldsassen)  1972  fl.,  für  Churbrandenburg  1826  (od.  1828?), 
für  Chursachsen  2800  fl.,  für  Braunschweig  2360  fl.,  für  Anspach 
1032  fl.,  für  Hessen  1688  fl.  Magdeburgs  Anschlag  beträgt  nach 
der  Usualmatrikel  1300  fl. 

3 Ritter,  Gesch.  der  Union  I.  S.  128  (dort  heisst  es  irrig  „Goldgtilden“. 
Vgl  das  Protokoll  des  Frankfurter  Tags  von  1599.  Sitzung  Febr.  17.) 
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von  Braunschweig.  Denn  dass  Heinrick  Julius,  der  sich  selber 
durch  die  Einfülle  der  Spanier  bedroht  sah,  weder  durch  Furcht- 
samkeit noch  durch  Geiz  an  der  Vertheidigung  des  Reichs  ver- 
hindert werde,  das  hatte  er  im  vorigen  Jahre  beim  Frankfurter 
Deputationstage  bewiesen,1  und  dasselbe  bewies  er,  als  es  sich 
acht  Jahre  später  um  Vertreibung  der  Spanier  vom  Reichsboden 
handelte.  Der  wahre  Grund  lag  wol  in  den  Ansichten  seines 
Vaters  Julius,  welche  in  diesem  erst  seit  zwei  Jahren  zur  Re- 
gierung gelangten  Fürsten  in  derselben  "Weise  fort  wirkten,  wie 
Anfangs  bei  Christian  1.  die  Grundsätze  des  Churfürsten  August. 
Verlass  auf  die  Reichsverfassung,  Anhänglichkeit  an  das  Haus 
Oesterreich  und  Abneigung  gegen  alle  neuen  Sonderbündnisse,  das 
waren  die  Grundsätze,  welche  Julius  befolgt  und  deren  Befolguug 
er  seinem  Sohne  durch  ein  Testament2  geboten  hatte.  Nur  wider- 
strebend gab  deshalb  der  Herzog  den  dringenden  Einladungen  zum 
Torgauer  Tage  nach;  allein  er  gab  nach  in  der  Meinung,  dass, 
wenn  ein  Bund  geschlossen  werden  solle,  derselbe  den  gemeinen 
Interessen  der  Protestanten  ^und  auch  des  ganzen  Reichs  dienen, 
und  dass  die  Garantie  seines  Gemeinsinnes,  wie  seiner  Kraft  durch 
den  Beitritt  sämmtlicher  Protestanten  gegeben  werden  müsse. 

Nun  waren  noch  die  Landgrafen  von  Hessen  übrig.  Auch 
bei  diesen  fand  der  sofortige  Schluss  des  Bündnisses  keinen  vollen 
Auklang.  Denn  die  Landgrafen  hatten  besondere  Vertheidigungs- 
bündnisse,  und  diese  fürchteten  sie  aufzulösen,  wenn  sic  ohne 
Wissen  ihrer  Vereinigten  in  ein  anderes  Biindniss  einträten.  Das 
eine  dieser  Bündnisse  war  die  Erbeinung,  welche  seit  dem  fünf- 
zehnten Jahrhundert  zwischen  den  Häusern  Sachsen,  Brandenburg 
und  Hessen  bestand.  Sie  konnte  kein  Bedenken  erregen,  da  ihre 
Hauptmitglieder  in  Torgau  vertreten  waren.  Aber  neben  dieser 
Vereinigung  bestand  eine  zweite,  welche  der  Landgraf  Philipp 
von  Hessen  und  Herzog  Ulrich  von  Wtirtemberg  im  Jahr  1534  für 
sich  und  ihre  Erben  abgeschlossen  hatten.  Und  aus  Rücksicht 
auf  diese  machte  Hessen  seinen  Beitritt  zur  Union  von  dem  des 
Herzogs  von  Wtirtemberg  abhängig.3 

Wenn  also  nach  Ansicht  dieser  Fürsten  das  Bündniss  in  der 
nächsten  Zeit  gar  nicht  abgeschlossen  werden  sollte,  so  sahen  sie 
auch  keinen  Grund,  weshalb  man  die  schliesslichc  Fassung  der 
Bundesacte  übereilen  solle.  Im  Gegensatz  zu  Pfalz  und  Sachsen 


t Ritter,  Gesch.  der  Union  I.  S.  87. 

^ Rehtemeyer,  Brauuschweig.-lüueburgcr  Chronik.  (1722)  B.  11.  S.  1037. 
3 Protokoll.  Sitzung  Febr.  5,  6. 
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befahlen  sie  vielmehr  ihren  Gesandten,  sich  nur  vorläufig  über 
dieselbe  zu  einigen,  ihren  Herrn  es  überlassend,  sich  in  besonder^ 
Erklärungen  die  Verbesserung  einzelner  Punkte  zu  bedingen.* 1 

Sachsen  konnte  in  diesem  letztem  Puucte  die  Instructionen 
der  Gesandten  nicht  ändern.  Allein  denen  wollte  es  doch  nicht 
naebgeben,  welche  mit  dem  Abschluss  der  Union  auch  noch  auf 
die  Beitrittserklärungen  anderer  als  der  in  Torgau  vertretenen 
Stäude  warten  wollten.2  Die  Folge  davon  war  wieder  eine  halbe 
Auskunft:  einerseits  nämlich  stellte  man  den  pfälzisch-sächsischen 
Vorschlag  zur  Entscheidung  der  vertretenen  Fürsten ; anderseits 
aber  nahin  man  in  die  Bundesacte  eine  Bestimmung  auf,  nach  der 
«egen  der  Geringfügigkeit  der  zunächst  eingehenden  Geldbeiträge 
die  Bestimmung  der  Normalstärke  des  Bundesheeres  und  die  Er- 
uenuuQg  des  Obersten  desselben  bis  auf  den  Beitritt  mehrerer 
Stände  ausgesetzt  ward.  So  konnte  freilich  der  Bund  abgeschlossen 
werden,  ohne  dass  die  Furchtsamen  und  Sparsamen  sich  davor  zu 
scheuen  hatten.  Denn  so  lange  jene  Bestimmungen  in  Rückstand 
blieben,  war  der  Bund  unfähig,  den  Schutz  seiner  Mitglieder  zu 
übernehmen.  3 

Die  letzte  Schwierigkeit,  welche  von  den  Versammelten  aus- 
zugleichen war,  betraf  den  Zweck  der  Bundeshülfe.  Hier  stellte 
Churbrandenburg,  und  mit  ihm  Magdeburg  und  Anspach  das  Ver- 
langen, dass  bei  rechtswidrigen  Angriffen  sowol  auf  diejenigen 
Lande,  die  der  Verbündete  besitze,  wie  auch  solche,  die  ihm  Zu- 
sehen, die  Bundeshülfe  eiutreteu  müsse.  Dagegen  erhoben  sich 
zwei  Einwürfe.  Zunächst  erklärte  sich  Hessen  gegen  die  unbe- 
stimmte Fassung:  nach  ihr  könne  man  eine  Hülfe  verlangen,  be- 
vor noch  der  fragliche  Rechtsanspruch  an  die  Lande  fällig  geworden 
und  die  Lande  in  Besitz  genommen  seien.  Dies  Bedenken  wurde 
beseitigt,  indem  man  die  Zeit  der  Hülfe  auf  den  Moment  bestimmte, 
da  die  Lande  einem  Verbündeten  von  Rechtswegen  ‘zugefallen 
seien. 4 Ein  anderer  Einwurf  lag  in  der  pfälzisch- sfichsichen 
Bundesacte , welche  die  Hülfe  nur  für  die  im  Reich  gelegenen 
Lande  versprach.  Die  (Jhurbrandenburger  Gesandten  bemerkten, 


t Die  cburpfälzischen  Gesandten  an  Johann  Casimir.  1591  Febr.  2. 
(Mc.  Geh.  Verstentnussen.) 

Chursachsen  an  Biinau  und  Weihe.  1591  Febr.  7.  (D  9304  Na- 
varrische  Sachen  und  Hiilfeleistuug.) 

3 Torgauer  Nebenabschied.  1591  Febr.  13.  Bundesacte.  (Mc.  Geh- 
Verstentnussen.) 

1 Protokoll.  Sitzung  Febr.  8. 
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dass  hierdurch  Preussen  ausgeschlossen  werde;  sie  erklärten  daher 
sofort,  wenn  ihr  Herr  für  Preussen  keine  Hülfe  erwarten  sollte, 
so  werde  er  besser  seine  Bundesbeiträge  für  sich  behalten.  Darauf 
gab  man  abermals  dem  Brandenburger  Hausinteresse  nach,  indem 
man  die  nähere  Bestimmung  der  Bande  weg  liess. 1 

Noch  einmal  kämen  Brandenburgs  Machtansprüche  in  Frage, 
als  Johann  Casimir,  um  keinen  Zweifel  darüber  zu  lassen,  das> 
ein  Angriff  zur  Handhabung  des  geistlichen  Vorbehaltes  als  wider- 
rechtlicher zu  betrachten  sei,  sein  oben  erwähntes  Ansinnen  be- 
züglich der  Ausnahme  desselben  von  den  Reichsgesetzen  wieder- 
holte. Die  Gesandten  von  Magdeburg  erklärten  darauf,  ihr  Herr 
habe  nichts  in  dem  Bunde  zu  suchen,  wenn  er  nicht  gegen  den 
geistlichen  Vorbehalt  gesichert  werde.  Sie  und  die  Käthe  von 
Churbrandenburg  und  Anspach  schlossen  sich  dem  Vorschläge 
Johann  Casimirs  an.  Allein  die  übrigen,  wenngleich  in  der  Sache 
einverstanden , hielten  es  doch  für  unräthlich , durch  zu  offene 
Bezeichnung  ihrer  Ansprüche  den  Gegner  zu  reizen.  Der  Antrag 
ward  daher  nicht  in  die  Bundesacte  aufgenommen,  sondern  gleich 
andern  zur  besondern  Entschließung  der  Fürsten  gestellt.2 3 

Als  am  12.  Februar  die  Torgauer  Tagsatzung  gsschlossen 
wurde,  hatte  man  sich  also,  einzelne  Meinungsverschiedenheiten 
abgerechnet,  über  einen  protestantischen  Bund  und  dessen  Ver- 
fassung2 vorläufig  geeinigt.  In  dieser  wird  als  Zweck  des  Bundes 
aufgestellt:  die  Abwehr  widerrechtlicher  Gewalt,  welche  gegen 
die  Person  des  Verbündeten  oder  gegen  die  Lande,  die  bereits 
in  seinem  Besitze  oder  doch  von  Rechtswegen  ihm  „zugefallena 
sind,  ausgettbt  wird.  An  der  Spitze  des  Bundes  steht  ein  ge- 
wählter Oberster,  neben  ihm  ein  Ausschuss,  in  dem  die  drei  welt- 
lichen Churftirsten,  die  Häuser  Hessen  und  Braunschweig,  ferner 
die  Gesammtheit  der  noch  später  zutretenden  Fürsten  sowol , w ie 
der  Städte  durch  Abgeordnete  und  je  ein  votum  vertreten  sind. 
Diese  beschliessen  nach  Stimmenmehrheit,  so  zwar,  dass  des 
Obersten  Meinung  bei  gleichen  Stimmen  den  Ausschlag  gibt.  Ihre 
Hauptaufgabe  ist  die  Handhabung  der  Bundeshtilfe.  Wenn  nämlich 
ein  Verbündeter  widerrechtlich  angegriffen  wird,  so  hat  er  zu 
gleicher  Zeit  sich  selbst  nach  Kräften  zu  vertheidigen , die  Kreis- 
httlfe  nachzusuchen,  und  dem  Obersten  eine  schriftliche  Anzeige 


1 A.  a.  0.  Culmann  an  Johann  Casimir  1591.  (Mc.  Geh.  Verstentnussen.) 

2 Protokoll.  Sitzung  Febr.  5.  Chursachsen  an  Bünau  und  Weihe.  1591 
Fcbr.  7.  (D.  a.  a.  0.) 

3 Torgauer  Unionsacte.  (Mc.  Geh.  Verstentnussen.) 


Digitized  by  Google 


Einleitung. 


45 


zu  machen.  Der  Oberste  und  der  Ausschuss  suchen  dann  den 
Streit  gütlich  beizulegen;  misslingt  dies,  so  erkennen  sie  (oder 
wenn  die  Gelegenheit  es  leidet,  sämmtliche  Verbündeten),  ob  und 
in  welcher  Stärke  die  Bundeshtilfe  zu  leisten  sei.  Die  Hülfe  wird 
geleistet  durch  geworbene  Truppen  unter  Führung  des  Obersten. 
Das  Geld  dazu  wird  in  dem  von  ihm  und  dem  Ausschuss  bestimmten 
Betrage  aus  der  Bundescasse  genommen.  Zur  Füllung  dieser  Casse 
zahlt  jeder  Verbündete  innnrhalb  der  nächsten  2 Monate  nach 
Abschluss  des  Bundes  20  Römermonate,  dann  in  den  vier  nächsten 
Jahren-  je  4 und  in  den  elf  folgenden  (denn  auf  15  Jahre  ist  das 
Bündniss  geschlossen)  je  2 Römermonate.  Später  eintretende 
zahlen  sämmtliche  Beiträge  nach.  Wenn  das  Bundesheer  oder  der 
Bundesvorratli  zur  Leistung  der  Hülfe  nicht  ausreicht,  so  ver- 
mehren Oberst  und  Ausschus  die  Truppen  oder  bestimmen  den 
nöthigen  Zuschuss  an  Geld,  der  in  6 Wochen  zu  erlegen  ist.  Wenn 
die  Vergewaltigung  plötzlich,  und  im  Verzüge  Gefahr  ist,  so  kann 
der  Oberst,  ja  im  Nothfall  der  Angegriffene  selbst  die  nöthigen 
Truppen  eigenmächtig  und  auf  Kosten  des  Bundes  aufstellen  und 
die  Yertheidigung  beginneu.  Wie  gross  die  Normalstärke  des 
Bundesheeres,  wer  sein  Befehlshaber  sein  soll,  wird  bestimmt,  wenn 
mehrere  Stände  dem  Bündnisse  beitreten.  Beendigt  wird  der 
Bundeskrieg  durch  einen  Frieden,  zu  dessen  Abschluss  der  Oberste 
und  Ausschuss  unter  Bewilligung  des  Angegriffenen  ermächtigt 
sind.  Jedoch  sollen  sie  sich  nur  unter  der  Bedingung  mit  dem 
Feinde  vertragen,  dass  alles,  was  den  Bundesgenossen  entrissen 
ist,  erstattet,  und  die  Schäden,  welche  angerichtet  sind,  ersetzt 
werden.  Neben  der  Leitung  der  Bundeshülfe  liegt  es  dem  Obersten 
und  Ausschüsse  ob,  die  sonstigen  Bundesinteressen  in  Acht  zu 
nehmen.  Jährlich  einmal  wird  eine  Tagsatzung  ihrer  Abgeord- 
neten über  solche  berathen,  und  das  Ergebniss  dieser  Beratbungen 
sämmtlichen  Verbündeten  zur  Entscheidung  vorgelegt  werden.  Wie 
der  Bund  insgesammt  sich  gegen  Rechtsverletzungen  von  aussen 
vertbeidigen  soll,  so  muss  vor  allem  unter  seinen  Mitgliedern 
selber  Recht  und  Friede  bestehen.  Dieselben  verpflichten  sich 
daher,  die  Reichsgesetze  zu  befolgen.  Sie  werden  gegeneinander 
nichts  unfreundliches  vornehmen.  Wenn  Streitigkeiten  unter  ihnen 
Vorkommen,  so  werden  sie  erst  dann  die  rechtliche  Entscheidung 
nachsuchen,  wenn  vorher  2 oder  3 Verbündete  eine  gütliche  Ver- 
mittlung umsonst  versucht  haben.  Die  Dauer  des  Bundes  ist  auf 
io  Jahre  bestimmt , und  es  sind  während  dieser  Zeit  sowol  die 
gegenwärtigen  Mitglieder,  wie  deren  Erben  dem  Bunde  verpflichtet. 
Ein  oder  zwei  Jahre  vor  Ablauf  der  Frist,  beschliesst  eine  Ver- 
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Sammlung  der  Unirten,  ob  und  auf  wie  lange  das  Bündniss  zu 
erneuern  sei. 

Es  ist  erzählt,  dass  die  Torgauer  Versammlung  es  der  Ent- 
scheidung der  Fürsten  Vorbehalten  hatte,  ob  sie  sofort  zum  Abschluss 
der  also  entworfenen  Union  bereit  seien,  und  ob  sie  Veränderungen 
in  den  Bestimmungen  der  Bundesacte  angebracht  selten  wollten. 
Ausser  dem  aber  gedachte  man  sämmtliche  protestantische  Reichs- 
stände, ja  selbst  Landstädte  zu  dem  Bündnisse  allmählich  zuzu- 
ziehen. Deshalb  vortheilte  man  zunächst  unter  die  vertretenen 
Stände  die  Einladung  aller  vornehmem  weltlichen  Fürsten,  und 
der  Bisthumsadministratoren  von  Bremen  und  Verden.  Nach  diesen 
wollte  man  die  bedeutendem  Grafen  und  zuletzt  die  Städte  ge- 
winnen. 1 

Das  Richtige  wäre  nun  gewesen,  dass  der  Churfürst  von 
Sachsen  erst  von  den  in  Torgau  vertretenen  Fürsten  die  fragliche 
Entscheidung  eingeholt,  den  Bund  mit  ihnen  abgeschlossen,  und 
darauf  mit  den  Einladungen  anderer  Staude  begonnen  hätte.  Indess 
er  fand  es  für  gut  beides  zugleich  zu  betreiben.  Und  es  schieu 
zu  Anfang,  als  ob  die  unmittelbaren  Verhandlungen  mit  den 
Fürsten  dem  Ziele  rascher  entgegenführten  als  die  Berathungen 
der  Gesandten.2  Denn  noch  im  Laufe  des  April  erklärten  sich 
Johann  Casimir,  die  Landgrafen  von  Hessen,  der  Churfürst  von 
Brandenburg,  der  Markgraf  von  Anspach  und  der  Administrator 
von  Magdeburg  zum  Abschlüsse  der  Union  mit  den  in  Torgau 
vertretenen  Fürsten  bereit.  Der  Churfürst  von  Sachsen  erlangte 
die  gleiche  Erklärung  von  den  Herzogen  von  Coburg,  "Weimar, 
Braunschweig -Grubenhagen  und  den  Fürsten  von  Anhalt.3  Johann 
Casimir  gewann  den  Markgrafen  Ernst  Friedrich  von  Baden-Durlach 
und  den  Herzog  Johann  von  Zweibrücken. 

Im  August  des  Jahres  1591  war  man  so  weit,  dass  Chur- 
sachsen nur  noch  auf  die  Beitrittserklärungen  von  Neuburg,  Wttr- 

1 Torgauer  Js'ebenabschied.  (Mc.  Geh.  Yerstentnussen.) 

2 Ueber  die  Verhandlungen  nach  dem  Torgauer  Tag  s.  Muft’at,  die  Ver- 
handlungen der  prot.  Fürsten  in  den  Jahren  1590  und  1591  zur 
Gründung  einer  Union  S.  14  fg.  Hessen  machte  den  Vorbehalt,  dass 
nach  seiner  Auffassung  die  Bundesacte  nicht  zur  Eroberung  solcher 
Lande,  die  einem  zwar  rechtmässig  zugefallen,  aber  noch  vor  dem  Heim- 
fall von  einer  andern  Macht  gewaltsam  an  sich  gerissen  seien,  ver- 
pflichte. Nach  seiner  Interpretation  hatte,  solange  die  Lande  nicht 
in  Besitz  genommen  waren,  der  Bund  mit  ihnen  nichts  zu  thuen. 

3 Churbrandenburg  an  Anspach.  1591  März  22.  Ders.  an  dens.  April  22. 
(B  Unionsacte  tom.  I.) 
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femberg  und  Braunschweig -Wolfenbüttcl  warten  und  dann  ohne 
Berüchsichtigung  dos  Herzogs  von  Mecklenburg,  der  an  seinen 
alten  Einwendungen  festhielt,  die  Union  zum  Abschlüsse  bringen 
wollte. 1 Allein  hier  begann  der  Widerstand.  Herzog  Heinrich 
Julius  war  seit  dem  Torgauer  Tag  offenbar  von  seiner  halben 
Annäherung  an  die  Unionspolitik  zurückgekommen.  Um  sich  da- 
her mit  Anstand  von  derselben  zurückzuziehen,  stellte  er  für 
seinen  Eintritt  die  unmögliche  Bedingung,  es  sollten  alle  prote- 
stantischen Stände,  keiner  ausgenommen,  dem  Bündnisse  beitreten.2 
Es  war  nicht  Geiz  oder  Aengstlichkeit , was  ihn  zu  diesem  Rück- 
züge bestimmte,  denn  er  war  bereit,  sich  förmlich  zu  verpflichten, 
dass  er  den  Verbündeten  sowol  wie  andern  Mitständen  jederzeit 
mit  2—3000  Mann,  ja  den  erstem  im  Nothfalle  durch  Erlegung 
der  in  Torgau  bestimmten  Bundesbeiträge,  die  er  von  Termin  zu 
Termin  hintorlegen  wollte,  gegen  ungerechte  Gewalt  beistehen 
werde.  Nur  eben  ein  Sonderbündniss  wollte  er  nicht  eingehen,  er 
wollte  seine  Hülfe  weder  auf  die  Verbündeten,  noch  auch  nur 
auf  die  protestantischen  Stände  eingeschränkt  sehen. 3 4 

Bei  den  Herzogen  Ludwig  von  Würtemberg  und  Philipp 
Ludwig  von  Neuburg  traten  dieselben  religiösen  Bedenken  her- 
vor, welche  Mecklenburg  von  der  Torgauer  Tagsatzung  getrennt 
hatten. A Dazu  kam  bei  dem  Herzog  von  Würtemberg  noch  die 
Rücksicht  auf  das  Haus  Oesterreich  und  auf  seine  Landstände. 
Ersteres  wollte  er  nicht  beleidigen,  da  sein  Land  von  ihm  zu  Lehen 
ging,  von  letztem  hatte  er  nach  dem  Tübinger  Vertrag  von  1514 
die  Zustimmung  einzuholen,  bevor  er  ein  Bündniss  einging,  aus 
welchem  Krieg  entstehen  konnte. 5 Trotzdem  wiesen  beide  Fürsten 
den  Eintritt  in  die  Union  nicht  sogleich  von  der  Hand.  Denn 
besondere  Rücksichten,  welche  andere  für  den  Bund  günstig 
stimmten,  wirkten  auch  bei  ihnen:  Neuburg  dachte  wie  Branden- 

1 Churpfalz  an  Zweibrücken.  1591  Aug.  25.  (Mc.  Geb.  Verstentuussen.) 

2 Muffat  a.  a.  0.  Braunschweig  an  Chursachsen  und  Churbrandenburg. 
1591  Juli  5.  (Mc.  Geh.  Verstentuussen.) 

3 Braunschweigs  Erklärung  auf  die  Werbung  der  churbrandenburg 
und  chursächs.  Gesandten.  1591  Aug.  20.  Chursachsen  an  Chur* 
pfalz.  Sept.  4.  (Mc.  Geh.  Verstentuussen.  Etwas  abweichende  Aus- 
züge bei  Muffat  S.  10.) 

4 Der  Anspacher  Kanzler  Statmann  an  seinen  Herrn.  1591  Juni.  (B. 
Unionsacta  I.)  Ritter,  Gesell,  der  Union  I.  S.  55. 

5 Streng  genommen  bedurfte  er  nur  der  landständischen  Genehmigung 
für  den  Beginn  eines  Krieges,  falls  er  nämlich  der  Geldhülfe  seiner 
Stände  bedurfte. 
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bürg  an  den  Erwerb  der  Jtilicber  Lande ; der  Herzog  vonWtirtem- 
berg  war  wegen  der  Lage  seines  eignen  Landes 1 und  mehr  noch 
wegen  der  Grafschaft  Mümpelgart,  in  welcher  sein  Verwandter  und 
Nachfolger  Friedrich  regierte,  in  steter  Besorgniss  vor ‘spanischen 
und  französischen  Uebergriffen.  Es  ist  erzählt,  wie  im  Jahre  1587 
die  guisischen  Truppen  in  Mümpelgard  einfielen.  Damals  hatte 
der  Herzog,  vom  schwäbischen  Kreise  verlassen,  die  Grafschaft 
mit  eigenen  Truppen  befreit.  Von  da  an  aber  verliess  ihn  auch 
die  Furcht  nicht  mehr,  dass  Liguisten  oder  Spanier  sich  Mümpel- 
gart zur  Beute  ausersehen  hätten,  dass  den  deutschen  Protestanten 
überhaupt  ein  Angriff  von  ihnen  bevorstehe,  und  dass  dieser  sich 
zunächst  gegen  Würtcmberg  oder  das  Bisthum  Strassburg  richten 
möchte.2  Um  sich  hiergegen  zu  schützen,  begann  er  mit  dem 
erfolglosen  Versuche , ein  stehendes  Heer  zu  errichten ; 3 dauu 
unterstützte  er  Heinrich  III.  und  Heinrich  IV.  gegen  seine  Feinde; 
und  als  jetzt  die  Einladung  der  Union  an  ihn  kam,  vergass  er 
freilich  seine  religiösen  Scrupel  nicht,  aber  ihm  sowol  wie  Neu- 
burg schien  die  Sache  doch  so  wichtig,  dass  sie  sich  eine  Be- 
denkzeit aushieltcn,  in  der  sie  zusammen  über  die  Sache  berathen 
wollten.4  Diese  Antwort  war  keine  leere  Ausflucht.  Denn  als- 
bald wandte  sich  Herzog  Ludwig  an  seinen  landschaftlichen  Aus- 
schuss, um  sich  seiner  Zustimmung  zu  dem  Bündnisse  zu  ver- 
sichern, ohne  das  Geheimniss  der  Torgauer  Beschlüsse  zu  ver- 
rathen.  In  wunderlich  verdrehter  Sprache  stellte  er  demselben 
vor,  dass  der  Religion-  und  Landfriede  an  sich  die  Stände  genug- 
sam versichere  und  dass  Sonderbtindnisse  gefährlich  seien.  Allein, 
bemerkte  er  hinterher,  der  Religion-  und  Landfriede  w’erde  nicht 
gehalten,  und  ein  Sonderbündniss  könne  nothwendig  werden.  Da 
die  Vorbedingung  des  letztem  ein  Geldvorrath  sei,  so  bitte  er  zur 
Bildung  eines  solchen  um  die  Beisteuer  seiner  Landschaft.  Der 
Ausschuss  verstand  diese  dunkeln  Worte,  und  er  zeigte  sein  Ver- 
trauen zum  Hcrzeg,  indem  er  die  gewünschte  Steuer  bewilligte.  5 
Liessen  nun  die  religiösen  Bedenken  von  Neuburg  undWürtem- 
berg  sich  wirklich  beseitigen?  Durfte  man  hoffen,  dass,  wenn  es 
geschah,  die  übrigen  Fürsten  auch  trotz  der  Ablehnung  vou 
Mecklenburg  und  Braunschweig  zum  Abschlüsse  des  Bundes  be- 
reit blieben?  Diese  zwei  Fragen,  die  allein  noch  vor  der  Ver- 

i Ausgesetzt  waren  besonders  Horburg  und  Reichenweiher. 

* Sattler  V.  S.  104  sg.,  108  fg.,  121  fg. 

3 Sattler  V.  S.  108  fg. 

4 Churpfalz  an  Anspach.  1591  Aug.  29.  (B  Unionsacta  I.) 

3 Sattler  V.  S.  136  fg. 
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wirklichung  des  Bundes  standen,  wurden  nicht  erledigt.  Denn 
Dach  einander  traten  drei  Ereignisse  ein,  welche  ausserhalb 
menschlicher  Willkür  lagen  und  alle  Bundesverhandlungen  zu 
Dichte  machten.  Dies  war  der  Tod  des  Churfürsten  Christian,  der 
am  5.  October  1591,  der  Tod  Johann  Casimirs,  der  am  16.  Januar 
1592,  und  endlich  der  Tod  des  Landgrafen  Wilhelm,  der  am 
4.  September  1592  erfolgte,  drei  Sterbefälle,  von  denen  die  beiden 
letztem  wenigstens  eine  Verschleppung  der  Unionsverhandlungen 
bewirken  mussten,  während  der  erstere  dieselben  nicht  nur  für 
diesmal  zu  nichte  machte,  sondern  durch  seine  Folgen  auch  die 
Aussicht  auf  das  allgemeine  protestantische  Bündniss  vereitelte. 
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Acten  des  30jähr.  Kriegs  I. 
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Zweites  Capitel. 

Friedrichs  IV.  Anfänge.  Spaltung  der  protestantischen  Partei  und 
Herrschaft  der  Sonderinteresseu  in  den  l'nionsrersucheu. 

1592  — 1597. 

1.  Die  neuen  Regierungen  in  Dresden  und  Heidelberg. 

Mit  dem  Tode  des  Churfürsten  Christian  verlor  die  Unions- 
partei den  Mann,  der  allein  die  Macht  der  chursächsischen  Laude 
ihren  Plänen  dienstbar  gemacht  hatte.  Denn  unter  deu  dortigen 
Landständen  hatten  des  Churfürsten  August  Grundsätze,  dass  man 
sich  in  die  französischen  und  niederländischen  Kriege  nicht  ein- 
mischen,  noch  seinen  Schutz  anderswo  als  in  der  Reichsverfassung 
suchen  dürfe,  ihre  Geltung  um  so  weniger  verloren,  da  hier  wie 
anderswo  den  Ständen  eine  selbständige  Politik  ihrer  Fürsten 
wegen  der  damit  verbundenen  Gefahren  und  Kosten  verhasst  war. 
Nun  wussten  freilich  die  Stände  nichts  näheres  von  den  geheim 
betriebenen  Unionsverhaudlungen,  aber  mit  grossem  Widerwillen 
hatten  sie  des  Churfürsten  Verbindungen  mit  Frankreich  angesehen. 
Dass  bei  diesen  ihre  Einwilligung  gar  nicht  erholt  war,  schien 
ihnen  sogar  eine  Verletzung  ihrer  Rechte.  Denn  nach  einem 
Reverse,  den  Moritz  gegeben  und  August  erneuert  hatte,  durfte 
der  Churfürst  sich  in  kein  Bündniss,  in  keinen  Krieg,  in  nichts, 
daraus  dem  Lande  Schaden  erwachsen  konnte,  einlassen  ohne  die 
Zustimmung  der  Landstände.  Wenn  aber  so  die  äussere  Politik 
Christians  den  Unwillen  seiner  Stände  hervorrief,  so  verletzte  er 
sie  noch  tiefer,  da  er  auch  in  religiöser  Hinsicht  mit  Augusts 
Ueberlieferungen  brach.  Er  hob  nämlich  die  Verpflichtung  geist- 
licher und  weltlicher  Beamten  auf  die  Concordienformel  auf  und 
gestattete  damit  die  Auffassung  der  Abendmahlslehre  im  melanch- 
thonischen  Sinne.  Als  dann  die  eifrigen  Prediger  über  Einführung 
des  calvinischen  Giftes  zu  schimpfen  begannen,  untersagte  er  ihnen 
die  persönliche  Polemik,  verjagte  die  Ungehorsamen  und  setzte 
Anhänger  der  calvinischen  Abendmahlslehre  in  die  Pfarreien  und 
Universitätsstellen  ein. 
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Hierdurch  bildete  sich  eine  ständische  Opposition  gegen  Chri- 
stians I.  Regierungsgrundsätze.  Und  sie  erhielt  eine  gefährliche 
Schärfe,  da  sie  sich  mit  persönlichem  Hass  gegen  den  Träger 
des  Systems  verband , und  da  dieser  persönliche  Hass  die  Stände 
und  die  Räthe  des  Churfürsten  zu  Bundesgenossen  machte.  Der 
Träger  des  Systems  nämlich  war  nicht  der  von  seinen  Räthen 
abhängige  Churfürst  Christian,  sondern  sein  Kanzler  Dr.  Nicolaus 
Krell.  Nicht  zwar,  als  ob  dieser  Mann  in  Bezug  auf  die  aus-* 
wärtigen  Angelegenheiten  der  eigentliche  Urheber  der  neuen 
Richtung  * chursächsischer  Politik  gewesen  wäre.  Denn  dass  in 
dieser  Hinsicht  die  beiden  Schönberge,  der  Landgraf  Wilhelm  und 
der  Herzog  Johann  Casimir  den  Ausschlag  gaben,  ist  oben  erzählt, 
und  ebenso  ist  bemerkt,  dass  alle  Wandlungen,  welche  der  Chur- 
fürst durchmachte,  auch  die  Wege  seines  Kanzlers  bezeichueten. 
Allein  nachdem  die  neuen  Grundsätze  einmal  festgestellt  waren, 
sachte  der  ehrgeizige  Kanzler  wenigstens  die  fernere  Leitung  der 
Regierung  in  seine  Hand  allein  zu  bringen.  Dies  Ziel  wusste  er 
durch  eine  Aenderung  der  sächsischen  Rathsverfassung  zu  er- 
reichen. Als  er  nämlich  im  Jahre  1589  die  Kanzlerwürde  erlangte, 
wurde  der  geheime  Rath,  welchen  Churfürst  August  zur  Behandlung 
der  wichtigsten  Regierungsangelegcnheiten  eingerichtet  hatte,  wie- 
der aufgelöst  und  die  Geschäfte  desselben  fast  ganz  unter  die 
Leitung  des  neuen  Kanzlers  gestellt.  Es  sollen,  so  verordnete 
damals  der  Churfürst,  alle  fürstlichen  und  alle  zu  seinen  eigenen 
Händen  gestellten  Briefe  vom  Kanzler  eröffnet,  alle  Werbungen 
fremder  Gesandten  von  ihm  vernommen  werden,  damit  er  sehe, 
ob  der  Inhalt  gewöhnliche  Regierungssachen,  oder  ganz  geheime 
Angelegenheiten  betreffe.  Im  letztem  Falle  weist  er  die  Sache 
nicht  an  den  gesammten  Ilofrath,  sondern  hält  dem  Churfürsten 
darüber  Vortrag,  und  erholt  von  ihm  sich  Bescheid,  welche  Räthe 
ihm  zur  Behandlung  der  Sache  zuzuordnen  seien.  Die  Folge 
dieser  neuen  Ordnung  der  Dinge  war,  dass  zum  Schein  der  un- 
selbständige Churfürst,  in  Wahrheit  der  Kanzler  entschied,  welche 
Räthe  zu  den  wichtigsten  Regierungsgeschäften  zuzuziehen  seien. 
Bei  dieser  Auswahl  fand  sich  aber  bald  die  grosse  Zahl  der  Räthe 
ausgeschlossen;  der  Kanzler  allein  mit  einer  kleinen  Zahl  ergebner 
Anhänger,  unter  deuen  Dr.  Andreas  Paul,  Dr.  Heinrich  Bünau 
und  Eberhard  von  Weihe  hervorragten,  waren  eingeweiht  in  die 
Geheimnisse  sächsischer  Politik. 1 Viele  der  also  zurückgesetzten, 


1 Vgl  meine  Bemerkungen  im  Archiv  für  die  sächs.  Geschichte  VII. 

8.  211  3g. 
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zum  Theil  auch  förmlich  abgesetzten  Käthe  hatten  aber,  wie 
Wolfgang  von  Schönberg  und  Ilans  .Georg  von  Ponikau,  ihren 
Sitz  unter  den  adelichen  Landständen.  Hier,  unter  ihren  Ver- 
wandten und  Freunden,  fand  ihre  persönliche  Feindschaft  gegen 
den  Kanzler  um  so  bereitwilligere  Tkeiluahme,  da  Krell  auch 
diese  in  ihrem  Interesse  verletzt  hatte,  und  zwar  theils,  wie  es 
scheint,  dadurch,  dass  er  das  von  Churfürst  August1  eingeführte 
•Jagdregal  rücksichtslos  weiter  ausbildete,2  theils  dadurch,  dass 
er  die  Absicht  zeigte,  den  adelichen  Hofstaat  seines  Churfürsten 
zu  vermindern.3 

Mit  dem  Tode  Christians  I.  traten  nun  Verhältnisse  ein,  welche 
allen  Gegnern  Krells  die  Zeit  zur  Rache  günstig  erscheinen 
Hessen.  Die  Regierung  des  Landes  kam,  da  Christian  II.  erst 
8 Jahre  zählte,  an  seine  Vormünder  Churfürst  Johann  Georg  von 
Brandenburg  und  Friedrich  Wilhelm  von  Sachsen -Weimar.  Letz- 
terer, welcher  die  Leitung  der  gewöhnlichen  Regierungsgeschäfte 
allein  übernahm,  hatte  Christians  religiöse  Neuerungen  so  ungern 
gesehen,  dass  sein  Verhältnis  zum  Churfürsten  dadurch  getrübt 
war. 4 5 Da  er  wol  nicht  ohne  Grund  voraussetzte,  dass  Krell,  wie 
an  den  religiösen  Neuerungen,  so  auch  an  der  verbitterten  Stimmung 
des  Churfürsten  gegen  ihn  die  Schuld  trage,6  so  verband  er  mit 
der  Abneigung  gegen  die  Grundsätze  den  Hass  gegen  die  Person 
des  Kanzlers.  Ausserdem  war  er  von  einer  Schwäche  des  Geistes, 
die  ihn  ohnehin  der  unter  den  Landständen  und  den  alten  Rüthen 
gewaltig  sich  erhebenden  Bewegung  dienstbar  machte. 

So  forderte  denn,  noch  ehe  Christian  I.  begraben  war,  der 
Ausschuss  der  chursächsischen  Ritterschaft  die  Gefangennahme 
Krells  und  die  Berufung  eines  Landtags  zur  Ordnung  der  Re- 
gierung in  geistlichen  und  weltlichen  Dingen.6  Beiden  Forderungen 
gehorchte  der  Administrator.  Als  aber  der  Landtag  im  März  1592 

i Gretschel,  Gesch.  des  sächs.  Volkes  und  Staates  II.  S.  84. 

'<*  Weck,  der  Residenz  Dresden  Beschreibung  S.  315.  Auch  in  der 
Klageschrift  bei  Klotzsch  und  Grundig  (Sammlung  verra.  Nach- 
richten zur  sächs.  Gesch.  IV.  S.  71  fg.)  wird  über  Beeinträchtigung 
der  Jagdrechte  geklagt. 

3 Kiesling,  Fortsetzung  von  Löschers  historia  motuum  S.  6C  fg. 

* Hasse,  über  Krell’s  Process.  Niedner,  Zeitschrift  für  historische 
Theologie  XVIII.  S.  329. 

5 Kiesling,  Fortsetzung  von  Löschers  historia  motuum.  S.  65.  Klotzch, 
und  Grundig,  Sammlung  verm.  Nachrichten  zur  sächs.  Gesch.  IV. 
S.  164  sg. 

6 Klotsch  und  Grundig  V.  S.  233. 
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za  Torgau  eröffnet  ward,  erklärten  ihm  die  Stände,  wie  sie  die 
Ordnung  der  Regierung  verstanden:  nach  aussen  sollte  er  sich 
aller  fremden  Bündnisse  entschlagen,  und  dafür  seinen  Schutz  in 
treuem  Festhalten  an  der  Reichsverfassung  und  der  brandenburgisch- 
hessischen  Erbvereinigung  suchen;1  im  innern  sollte  vor  allem 
der  eingedrungene  Calvinismus  entfernt,  und  zu  dem  Zweck  eine 
Commission  ernannt  werden,  die,  indem  sie  geistliche  und  weltliche 
Beamte  von  neuem  auf  die  Concordienformel  verpflichtete,  die 
neuen  Lehren  verdammen  Hess,  die  unter  dem  Schutz  der 
letzten  Regierung  verfochten  waren.  Dann  wandte  man  sich  gegen 
Krell.  Nachdem  der  Adel  die  Bedenken  der  Städte,  ja  eines 
Theiles  seiner  Mitglieder  gegen  die  Verfolgung  dieses  Mannes 
überwunden  hatte,  erklärten  die  Stände  dem  Herzog,  dass  sie  be- 
absichtigten, den  Process  gegen  den  abgesetzten  Kanzler  zu  führen.2 

in  allen  Puukteii  kam  Friedrich  Wilhelm  den  Wünschen  des 
Landtags  entgegen.  Die  Visitationscommission  wurde  ernannt, 
die  Erhebung  der  Anklage  gegen  Krell  ward  den  Ständen  auferlegt, 
und  was  die  leitenden  Grundsätze  der  Politik  betraf,  so  thaten 
beide  Vormünder  ein  übriges,  indem  sie  sich  verpflichteten,  in 
wichtigen  Angelegenheiten  nichts  ohne  das  Gutachten  der  sämmt- 
lichea  Räthe,  sowie  des  Ausschusses  der  Landstände  zu  beschliessen.3 

Mit  dem  Torgauer  Landtag  war  die  Wendung  der  chursächsi- 
schcu  Politik  entschieden.  Als  dann  die  Stände  9 Jahre  lang 
gegen  Krell  processirt,  als  der  Administrator  ihn  auf  Grund  seiner 
innern  und  auswärtigen  Politik  zum  Tode  verurtheilt,  und  die  Aus- 
führung dieses  Urthcils  den  Regierungsantritt  Christians  II.  be- 
zeichnet hatte,  war  die  Trennung  der  sächsischen  von  der  pfälzi- 
schen Politik  durch  ein  Unrecht  und  eine  Blutschuld  besiegelt.* 


1 Richard,  der  chifrBächsische  Kanzler  Krell  I.  S.  107  fg. 

2 Klotzsch  und  Gruudig  IV.  S.  15  fg.  Weisse,  neues  Musseum  für 
sächs.  Gesch  I.  1 S.  95  sg. 

3 Ritter,  Gesch.  der  Union  I.  S 47.  Dass  diese  Verpflichtung  während 
des  Torgauer  Landtags  geschah,  ist  wahrscheinlich,  weil  es  der  erste  war, 
und  auf  ihm  die  vormundschaftliche  Regierung  überhaupt  geregelt 
wurde.  Vgl.  Gretscbel,  Gesch.  des  sächs.  Volks  und  Staates  II.  S.  128. 

1 Zum  richtigen  Verstäudniss  der  Verfolgung  Krells  darf  man  nicht 
vergessen,  dass  der  Administrator  an  dem  Verbrechen  der  franz. 
Hülfe  selber  Theil  genommen  hatte,  dass  er  sich  zu  dem  Land- 
fri«'densbruche  der  Torgauer  Union  ebenfalls  bereit  erklärt  hatte, 
und  dass  Krells  heuchlerischer  Verfolger  Hans  Georg  von  Ponikau 
bei  Christians  II.  Regierungsantritt  wegen  seiner  Theilnahme  an 
Krells  Unthaten  seiner  Aemter  entsetzt  wurde.  ^D  9675.  Joh.  Georg 
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Die  Abwendung  Chursachsens  von  der  Unionspolitik  war  nun 
aber  um  so  folgenschwerer,  da  gerade  seine  Annäherung  an  die- 
selbe auch  die  der  meisten  andern  Stände  entschieden  hatte.  Als 
daher  Landgraf  Wilhelm  den  Tod  Christians  und  die  stürmischen 
Vorgänge,  welche  ihm  folgten,  vernahm,  war  sein  Vertrauen  auf 
ein  erspriessliches  Ende  der  begonnenen  Unionsverhandlungen 
verloren.* 1  Und  mehr  noch  als  ihm,  wurden  diese  Verhandlungen 
dem  Markgrafen  von  Anspach  verleidet,  da  bei  ihm  sich  mit  der 
Entmuthigung  das  Misstrauen  verband.  Er  wollte  nun  immer 
vorausgesetzt  haben,  dass  für  Johann  Casimir  die  Union  lediglich 
ein  Mittel  sei,  um  seinem  calvinischen  Irrthum  den  Schutz  der 
Rechtgläubigen  zu  verschaffen. 2 

Johann  Casimir  allein  setzte  jetzt,  da  sich  alle  zur  Ruhe  be- 
gaben, seine  Bemühungen  um  den  Abschluss  des  Buudes  fort. 
Aber  die  ausweichenden  Antworten,  welche  Landgraf  Wilhelm  und 
Markgraf  Georg  Friedrich  auf  seine  Anfrage,  wie  das  Bündniss 
zu  verwirklichen  sei,  ertheilten , 3 waren  lediglich  geeignet,  um 
ihn  über  das  vollständige  Scheitern  der  Pläne  seines  Lebens, 
bevor  er  aus  demselben  schied,  zu  belehren.  Nur  wenige  Wochen 
überlebte  er  den  Empfang  jener  Briefe  und  nur  um  3 Monate  den 
Tod  des  Churfürsten  Christian.  Auch  ihm  aber  folgte  eine  Re- 
gierung, die  anfangs  wenig  zur  Verwirklichung  seiner  Absichten 
befähigt  schien. 

Der  Nachfolger  des  Pfalzgrafen  war  Churfürst  Friedrich  IV., 
der  Sohn  des  streng  lutherischen  Churfürsten  Ludwig,  der  aber 
unter  der  Vormundschaft  Johann  Casimirs  in  den  Grundsätzen  der 
calvinischen  Lehre  erzogen  war.  Als  derselbe  in  die  Regierung 
trat,  fehlten  ihm  noch  einige  Wochen  zur  Grossjährigkeit,  d.  h. 
zum  Alter  von  18  Jahren;  durch  sein  ganzes  Leben  aber  ging 
ihm  die  geistige  Begabtheit  ab,  um  ein  politisches  System  zu  ge- 
stalten, der  Ernst,  um  sich  einem  wichtigen  Geschäfte  ganz  und 
auf  die  Dauer  zu  widmen.  Ihn  zeichnete  vornehmlich  der  gute 
Wille  aus,  mit  dem  er  seiner  Regentenaufgabc  gerecht  zu  werden 
wünschte,  und  die  Nachgiebigkeit,  mit  der  er  seinen  Räthcn  die 


von  Ponikaus  Sachen  1602—4.)  Eine  Andeutung,  dass  Krells  An- 
kläger auch  von  den  Unionsbestrebungen  wussten,  scheint  in  der 
Anklageschrift  von  1597  Art.  2 (Klotzsch  und  Grundig  IV.  S.  147) 
zu  liegen.) 

1 Muffat  S.  20. 

2 Anspach  an  Churbrandenburg.  1591  Dec.  21.  (B  Unionsactn  I.) 

3 Muffat  S.  20. 
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Lösung  dieser  Aufgabe  übcrlies. 1 Diese  Räthe,  nicht  den  Chur- 
fürsten  muss  man  vor  allein  kennen  lernen,  wenn  man  wissen 
will,  wer  die  Leiter  der  pfälzischen  Politik  waren. 

Nun  bestand  in  Heidelberg  zur  Leitung  der  äussern  Angelegen- 
heiten und  der  Bundesregierung  der  collegialisch  eingerichtete  Ober- 
rath.2 Nach  einer  vom  Churfürsten  Ott’  Heinrich  erlassenen  Kanzlei- 
ordnung3 zählte  derselbe  als  vornehmste  Mitglieder  einen  adclichen 
Grosshofmeister,  einen  rechtsgelehrten  Kanzler  und  einen  adclichen 
Marschall.  Nach  ihnen  kamen  0 Räthe,  von  denen  3 oder  4 von  Adel, 
die  andern  vom  Stande  der  Rechtsgelehrten  sein  sollten,  alle  womög- 
lich in  der  Pfalz  geboren  und  sesshaft.  Wichtige  Angelegenheiten 
wurden  von  diesem  Collegium  unter  Vorsitz  des  Grosshofmeisters  bc- 
rathen,  das  Ergebniss  der  ßerathungen  dem  Churfürsten  — falls  der- 
selbe nicht  zugegen  war  und  unmittelbar  den  Ausschlag  gab  — als 
schriftliches  Gutachten  zur  Entschliessuug  übergeben.  Bei  ver- 
schiedenen Meinungen  pflegte  der  Vorsitzende  den  Schluss  nach 
der  Majorität  zu  machen,  konnte  ihn  aber  auch  aus  dem  Votum 
der  Minorität  bilden,  wenn  dieses  ihm  besser  gegründet  schien. 
Sachen  von  geringerer  Wichtigkeit  wurden  durch  den  Gross- 
hofmeister, oder  in  seiner  Vertretung  durch  den  Kanzler  oder 
Marschall  einem  oder  einigen  Räthen  zugewiesen,  um  dieselben 
zu  erledigen  oder  ein  Gutachten  darüber  dem  gesummten  Rathe 
vorzulegen.  Umgekehrt  wurde  auch  wol  zur  Behandlung  ganz 
geheimer  Sachen,  z.  B.  der  Unionsangelegeuheit  vom  Churfürsten 
eine  kleine  Zahl  von  Räthen  ausgewählt. 

Neben  dem  Oberrathe  erscheinen  noch  Räthe  von  Haus  aus 
und  sogenannten  Nebenräthe. 4 Erstere  wurden  zu  besondern 
Sitzuugen  und  Geschäften  von  ihrem  Wohnsitze  aus  berufen,  letztem 


1 Ritter,  Gesch  der  Union  I.  S.  48.  Im  Jahre  1606  wird  unter  den 
Punkten,  die  in  Anhalts  Gegenwart  im  churpfälz.  Rathe  zu  be- 
sprechen sind,  folgender  aufgeführt:  „Es  sollen  dero  chf.  g.  Sachen 
under  banden  gegeben  werden,  die  sie  von  denen  dingen  abhielten, 
die  demselben  ire  gesundheit  verderben,  damit  i.  chf.  g.  öfter  in 
rat  kommen,  der  Sachen  gruntlichern  bericht  einnemmen  uud  desto 
bessern  auszschlag  geben  könten.“  (Ma  547/j,  f.  125) 

2 Ders.  scheint  auch  gleich  der  chursächs  Landesregierung  und  dem 
spätem  churpfälz.  Regierungsdicasterium  die  Criminaljustiz  ausgeübt 
zu  haben. 

3 Münchener  Bibi.  Cod.  lat.  10,409.  Vgl.  Gutachten  churpfälz.  Räthe 
über  Behandlung  von  Staats-  und  andern  wichtigen  Sachen  1603. 
(Ma  549/*  f.  518,  520,  521,  524,  525,  528.) 

* Ein  Ungen.  an  Dohna.  1594  Jan.  1.  (Mb  113/3  f.  92.) 
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scheint  der  Oberrath  Sachen  von  geringerer  Bedeutung  zuge- 
wiesen zu  haben.  Waren  Schreiben  auf  Grund  der  vom  Chur- 
fürsten oder  von  den  Rüthen  gefassten  Schlüsse  zu  fertigen,  so 
wurden  sie  entworfen  und  ausgefertigt  in  der  Kanzlei,  in  welcher 
unter  des  Kanzlers  Leitung  ein  Protonator,  Secretäre  und  Schreiber 
fungirten. 

In  den  ersten  Regierungsjahren  Friedrichs  IV.  finden  wir  die 
Stellen  des  Oberraths  zum  Theil  noch  von  Johann  Casimirs  Rüthen 
besetzt.  Doch  trat  von  diesen  gleich  zu  Anfang  der  Kanzler 
Justus  Reubcr  in  die  Dienste  der  Stadt  Strassburg  über,  und  seine 
Stelle  wurde  nur  durch  einen  Yicekanzler  Dr.  Ludwig  Culmann 
verwaltet. 4 Im  Jahre  1594  legte  der  Grosshofmeister  Ludwig 
von  Witgenstein  sein  Amt  nieder, 2 und  erst  2 Jahre  später  finden 
wir  einen  neuen  Grosshofmeister  in  Philipp  Wambolt  von  Umstadt. 
Die  Stelle  des  Marschalls  bekleidete  Wolf  Dieterich  von  Mörle, 
Burggraf  von  Starkenburg;  alsRätlie  kommen  vor  Ludwig  von  Hutten, 
Heinrich  von  Schwerin,  Volrat  von  Plessen,  Quadt  von  Wickerad, 
die  Doktoren  Dobbin,  Michael  Loefenius,  Georg  Lingelslieim, 
Leonhard  Schug  und  Paul  Hochfelder.  3 

Wie  die  Mitglieder  des  Oberrathes,  so  wurden  auch  die  Grund- 
sätze , nach  welchen  dieser  die  pfälzische  Politik  leitete , aus  der 
Regierung  Johann  Casimirs  wenigstens  zum  guten  Theile  herüber- 
genommen. Man  verfolgte  dem  Reiche  gegenüber  die  Ausbildung 
reichsständischer  Souveränität  und  suchte  die  Befriedigung  der 
protestantischen  Ansprüche  als  Bedingung  der  Mitwirkung  bei  den 
gemeinen  Reichsangelegenheiten  aufzustellen.  Für  die  protestan- 
tische Partei  sah  mau  den  Abschluss  eines  Defensivbündnisses  als 
notkwendig  zur  Erhaltung  an,  und  nur  darin  wichen  Friedrichs 
Räthe  von  dem  verstorbenen  Pfalzgrafen  ab,  dass  sie  den  förm- 
lichen Bund  mit  fremden  Mächten  widerriethen : man  solle  nur, 
meinten  sie,  die  gegen  gemeinschaftliche  Gegner  kämpfenden 
Mächte  durch  Subsidien  unterstützen  und  dafür  im  einzelnen  Falle 
sich  ihres  Beistandes  ebenfalls  bedienen. 

Viel  wichtiger  jedoch  als  diese  Abweichung  von  Johann  Casi- 
mirs Grundsätzen,  war  der  Unterschied  in  ihrem  beiderseitigen 
Verfahren.  Johann  Casimir  drängte  unermüdlich  den  protestanti- 
schen Fürsten  seine  Pläne  auf,  und  er  verstand  es,  die  Gelegenheit 


t Im  Jahre  1599  wurde  Heinrich  v.  Eberbach  Kanzler. 

2 Ein  Ungen.  an  Dohna.  1594  Febr.  21.  (Mb  113/3  f.  96.) 

3 Ob  diese  sämmtlich  ordentliche  Mitglieder  des  Oberraths  waren,  ist 
freilich  zu  bezweifeln. 
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für  seine  Vorschläge  zu  erspähen  und  zn  benutzen.  Das  Heidel- 
berger Collegium  war  ebenfalls  stets  bereit,  das  seinige  zu  thun, 
aber  selten  wusste  es  den  Punkt  zu  finden,  an  dem  die  Unter- 
handlung zu  beginnen  war.  Und  so  konnten  die  gemeinsamen 
Unternehmungen  protestantischer  Stände,  wenn  sie  einmal  angeregt 
waren,  auch  jetzt  von  den  Churpfälzern  geleitet  werden,  aber  der 
erste  Gedanken  musste  von  aussen  an  sie  herankommen. 

Bei  dieser  Unfähigkeit  des  Regenten  und  der  Schwerfälligkeit 
seiner  Räthe  ist  es  begreiflich,  dass  die  eingeschlafenen  Torgauer 
Unionsvcrhandlungen  durch  sie  nicht  wieder  in’s  Leben  zu  rufen 
waren.  Alleiu  es  kamen  auch  äussere  Verhältnisse  dazu,  um  die 
Chnrpfälzer  in  der  ersten  Zeit  vollends  von  einer  thatkräftigen 
Politik  abzulenken.  Die  junge  Regierung  sah  sich  in  ihrer  Au- 
torität bekämpft  durch  Unterthanen  und  einen  verwandten  Fürsten, 
die  beide  von  der  Absicht  geleitet  waren,  das  streng  lutherische 
ßekenntniss  in  der  Pfalz  zu  schützen  oder  zur  Herrschaft  zu 
führen.  In  der  Oberpfalz  nämlich,  welche  seit  Johann  Casimir 
mit  der  Einführung  des  Calvinismus  bedroht  war,  standen  die 
Bürger  verschiedener  Orte  gegen  die  pfälzischen  Beamten  auf,  um 
die  Herrschaft  der  unverfälschten  Augsburger  Confession  in  ihren 
Kirchen  zu  beschützen.  Der  Grossonkel  Friedrichs  IV.  aber,  Pfalzgraf 
Reichard  vonSimraern,  ging  darauf  aus,  den  Calvinismus,  welcher 
durch  Johann  Casimirs  Vormundschaft  in  die  Pfalz  eingeführt 
war,  durch  seine  eigne  Vormundschaft  wieder  abzuschaffen..  Zu 
dem  Zwecke  machte  er  die  Entdeckung,  dass  die  goldne  Bulle 
einem  Churfürsten  von  der  Pfalz  nach  vollendetem  18.  Jahre  aller- 
dings die  Fähigkeit  zur  Ausübung  der  Chur  beilege,  dass  aber 
die  Führung  der  Landesregierung  nach  Ausweis  zweier  Bullen  des 
Kaisers  Sigismund  ihm  erst  nach  vollendetem  fünf  und  zwanzigsten 
Jahre  zukomme.  Da  nun  Friedrich  IV*.  sogar  an  der  Vollendung 
des  achtzehnten  Jahres  noch  einige  Wochen  fehlten , so  verlangte 
der  Pfalzgraf  für  volle  7 Jahre  die  Administration  der  churfürst- 
lichen Pfalz.  Sein  Begehren  wurde  abgeschlagen,  er  aber  wandte 
sich  au  den  Kaiser  und  befreundete  Fürsten.  Beim  Kaiser  er- 
reichte er  so. viel,  dass  sich  des  Churfürsten  Belehnung  bis  in’s 
Jahr  1594  verzögerte,  bei  den  lutherischen  Fürsten  in  Anspach, 
Hessen -Marburg,  Würtemberg  und  Neuburg  wenigstens  die  Er- 
klärung ihres  lebhaften  Wunsches,  dass  der  Calvinismus  in  der 
Unterpfalz  ausgerottet  und  in  die  Oberpfalz  nicht  eingeführt  werde. 

So  hatten  die  churpfälzischen  Räthe  genug  zu  thun,  um  die 
neue  Regierung  gegen  offene  und  versteckte  Feinde  zu  schützen. 
Sie  konnten  sich  dabei  um  so  weniger  zu  einer  kräftigen  äussern 
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Politik  ermuthigt  fühlen,  da  sich  zu  diesen  Schwierigkeiten  noch 
eine  andere  und  nicht  geringere  gesellte,  nämlich  der  Mangel  an 
Geld.  Derselbe  rührte  zum  Thcil  schon  von  der  Ungleichheit  des 
Ansehens  und  der  Macht  der  churfürstlichen  Pfalz.  Denn  obgleich 
das  vornehmste  der  weltlichen  Churfürstonthümer,  war  sie  doch 
nach  Umfang  und  Einkünften  das  geringste.  Die  Rhein-  und 
Oberpfalz  umfasste  etwas  mehr  als  250  □Meilen1  und  die  jähr- 
lichen Einnahmen  des  Churfürten  beliefen  sich  im  Jahre  1599  auf 
etwa  250,000  Gulden.  * Diese  Einkünfte  aber  hatte  Johann  Casimir 
mit  bedeutenden  Schulden  belastet,  und  unter  Friedrich  IV.  that 
eine  schlechte  Finanzverwaltung  das  ihrige,  um  die  Geldverlegen- 
heit des  Churfürsten  zu  vollenden. 

Die  beiden  Männer,  welche  damals  der  churpfälzischen  Reut- 
kammer  vorstanden,  Wolf  von  Riedesel  und  Dr.  Gernand,  schildert 
Kolbinger,  ein  Secretär  der  Heidelberger  Kanzlei,  seinem  Gönner 
Fabian  von  Dohna  als  die  ‘Pest  und  das  Verderben  der  Pfalz. 
*Du  wirst  fragen’,  schreibt  er,  nachdem  er  erzählt  hat,  wie  beide 
einen  Finanzbeamten  ungerechter  Weise  verklagt  hatten,  ob  diese 


1 Fach  Kolb,  Statistik  (5  Aull  ) S.  136. 

'■*  Ritter,  Gesch.  der  Union  I S.  50.  Boi  der  dortigen  Angabe  von 
200,000  Gulden  ist  der  Ertrag  der  Schatzung  der  Oberpfalz  nicht 
eingerechnet.  Dieser  belief  sich  ini  Jahr  1615  auf  76,565  fl.  (Mün- 
chener Bibi.  Cod.  lat.  10,409.)  Allein  es  ist  die  Frage,  ob  die  ganze 
Summe  nach  Heidelberg  gesandt  ward.  Jedenfalls  wird  man  für  das 
Jahr  1599,  in  dem  die  Schatzung  der  Rheinpfalz  60,000  fl.  ein- 
brachte, den  Ertrag  der  Oberpfälzer  Schatzung  nicht  höher,  wol 
aber  niedriger  als  diese  Summe  annehmen  dürfen  Uebrigens  ist  zu 
bemerken  , (lass  zur  Bestreitung  der  Türkensteuer  eine  besondere 
Abgabe  erhoben  ward,  die  in  der  Oborpfalz  um  1615  93,464  fl.  er- 
trug. Die  ordentlichen  Einkünfte  flössen  aus  der  Schatzung  (Abgabe 
für  den  in  Geld  angeschlagenen  Werth  der  liegenden  Güter  und  Er- 
werbszweige, im  Jahr  1592  u.  fgg.  3/4  H.  auf  100.  Vgl.  Oberamts  Neu- 
stadt dreimonatl.  Kriegssoldanlage  a.  1592.  Speirer  Archiv  n.  191. 
Belegregister  der  5jährigen  Schatzung  des  Oberamts  Neustadt  a 1617. 
A.  a.  0.  n.  192.  J.  J.  Moser,  Einleitung  in  das  churpfälz.  Staats- 
recht S.  5-40),  dem  Ungeld  (Abgabe  von  Wein  und  Bier),  den  Zöllen, 
den  Kammergütern,  Regalien  und  herkömmlichen  Leistungen  der 
Amtsinsassen  in  Geld  und  Naturalien.  Die  Gefälle  aus  den  einge- 
zogenen  geistlichen  Gütern  bleiben  hierbei  unberücksichtigt,  da  sie 
wenigstens  grösstentheils  für  Kirchen  und  Schulen  bestimmt  waren. 
(Der  venetianische  Gesandte  giebt  übrigens  im  Jahre  1576  die  Ein- 
künfte des  Cburfürsten  vou  der  Pfalz  auf  300,000  fl.  au.  Alberi, 
relazioni  degli  ambasciadori  Vcueti  I.  6 S.  183.) 
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grossen  Herren  über  ihre  Schändlichkeit  erröthet  seien.  Aber  du 
»eist,  der  eine  kann  nicht  erröthen,  da  sein  Antlitz  immer  glüht 
von  der  Gier  nach  Erwerb,  und  der  andere,  ebenso  kenntniss-  wie 
gewissenlos,  vermag  nicht  zu  erblassen’.1  Ein  anderes  Mal  klagt 
derselbe,  dass  die  früher  zwischen  Reutkammer  und  Verwaltung 
getrennten  Geschäfte  des  Einnehmens  und  Ausgcbeus  nunmehr  in 
der  Hand  Ricdesels  vereinigt  seien.  'Und  es  wird’,  so  fügt  er 
hinzu,  später  einer  ein  scharfes  Auge  haben  müssen,  wenn  er 
suchen  und  linden  will,  wo  die  einzelnen  Posten  geblieben  sind’.2 
Diese  Aeusserungeu  mögen  übertrieben  sein,  wie  denn  alle  Ur- 
theile,  die  der  zurückgesetzte  Secretär  über  den  churpfälzischen 
Hof  ausspricht,  aus  giftiger  Stimmung  hervorgehen.  Allein  sicher 
ist  es,  dass  die  Verwaltung  der  beiden  Männer  drückend  und 
schlecht  war.  Als  sie  ihr  Amt  antraten,  versprachen  sie,  die 
Pfalz  in  zehn  Jahren  von  den  Schulden  zu  befreien.3  Statt  ihr 
Versprechen  zu  halten,  mussten  sie  im  Jahre  159t)  bekennen,  die 
Kammer  habe  den  Credit  verloren,  die  gewönlichen  Ausgaben 
übersteigen  bei  weitem  die  Einnahmen,  und  zur  Abwehr  unerwar- 
teter Noth  seien  keine  Mittel  vorhanden. 

Als  Hauptgründe  dieses  Zustandes  finden  wir  die  ebenso  ver- 
schwenderische, wie  unordentliche  Hofhaltung  und  die  schlechte 
Verwaltung  der  Kammergüter.  Friedrich  IV.  suchte  sein  leeres 
Dasein  durch  immer  neue  Feste,  durch  kostspielige  Reisen  und 
den  reichen  Glanz  einer  fürstlichen  Hofhaltung  zu  erfüllen.  So 
kam  es,  dass  im  Jahr  1599  die  Zahl  der  am  Heidelberger  Hof 
unterhaltenen  Personen  auf  078  stieg, 4 während  zu  gleicher  Zeit 
der  Hofstaat  des  bei  weitem  mächtigem  und  reichern  Herzogthums 
von  Baiern  nur  540  Personen  zählte. 5 Zur  Unterhaltung  dieses 
Personals,  zur  Anrichtung  der  grossen  Gast-  und  Trinkgelage  wur- 
den die  Xaturaleinkünfte  der  pfälzischen  Lande  verprasst,  ohne 
dass  Jemand  den  Verbrauch  von  Küche  und  Keller  im  einzelnen 
controlirte. 6 Und  wie  der  Herr  des  Laudes  in  der  Verschwendung 
vorangiug,  so  wollten  auch  seine  Räthe  die  Macht  der  Regierung 

1 1594  Mb  113/3  V-  147. 

1 1594  Juli  5.  Mb  II3/3  f.  119. 

} Kolbinger  an  Dohna  1594  Juli  5.  (Mb  113/g  f.  119.) 

4 Diese  und  die  folgenden  Angaben  nach  dein  in  ineiuer  Gesch.  der 
Inion  I.  S.  50  citirten  Protokoll. 

J Wolf,  Gesch.  Maximilians  I.  B.  I.  S.  217  Anm. 

6 Man  brauchte  jährlich  400  Fuder  Wein,  2000  Malter  Korn,  2500 
Malter  Spelz,  9000  Malter  Hafer. 
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nicht  umsonst  in  den  Händen  haben.  Sie  bedachten  sich  mit 
glänzender  Besoldung  und  mit  gehäuften  Nebeneinkünften.1 

Die  Männer,  welche  diese  unordentliche  Wirthschaft  leiteten, 
wurden,  wie  bemerkt  ist,  von  dem  Secretär  Kolbinger  nicht  nur 
der  Unfähigkeit,  sondern  der  Unehrlichkeit  beschuldigt.  Diese 
Ansicht  scheint,  wenn  auch  erst  spät,  hinsichtlich  des  Gernand 
am  churpfälzischen  Ilofe  allgemein  geworden  zu  sein.  Denn  im 
Jahre  1612  hat  Kolbinger  die  Gcnugthuung,  seinem  Freunde  zu 
schreiben,  dass  nunmehr  die  Frevel  dieses  Mannes  an’s  Tageslicht 
gekommen  seien,2  und  dass  endlich  sein  Ansehen  ganz  ausser- 
ordentlich dahin  sinke. 3 

Bei  so  gehäuften  Verlegenheiten  der  churpfälzischen  Regierung 
ging  den  Heidelberger  Käthen  neben  der  Fähigkeit  auch  die  Zeit 
und  der  Muth  zur  Anregung  eiucr  kräftigen  auswärtigen  Politik 
ab.  Und  so  kam  es,  dass  in  Folge  der  pfälzischen  Veränderungen 
die  Politik  der  Unionspartei  in  den  nächsten  zwei  Jahren  (15U2 — 94) 
üb  rhaupt  in’s  Stocken  gerieth,  und  dass,  als  sie  dann  wieder  in 
Gang  kam,  sie  durch  den  in  Sachsen  sowol,  wie  in  der  Pfalz 
vollzogenen  Wechsel  der  Dinge  wesentlich  verändert  und  geschwächt 
erscheint.  Es  gab  nämlich  im  Norden  und  Süden  des  Reichs 
viele  protestantische  Stände,  welche  aus  religiösen  und  weltlichen 
Gründen  den  Bestrebungen  der  Unionspartei  fremd  bleiben  wollten, 
und  doch  zu  schwach  waren,  um  zwischen  Unirten  und  Katholiken 
eine  eigne  Partei  zu  bilden.  Sic  fanden  jetzt  in  Sachsen  ein 
mächtiges  Haupt;  unter  ihm  zusammentretend  vollzogen  sie  die 
Spaltung  der  protestantischen  Partei  und  machten  die  Hoffnung 
auf  eine  allgemeine  protestantische  Union  zu  nichte.  Andere 
Stände  blieben  den  Gedanken  der  Torgauer  Versammlung  getreu, 
hatten  aber  in  den  Churpfälzern  für  ihre  Bestrebungen  eineu 
Führer  bekommen,  der  sie  zu  leiten  nicht  im  Stande  war:  in 
diesem  Kreise  gingen  fortan  die  Anregungen  zu  weitgreifenden 
Entschlüssen  nicht  mehr  vom  Haupte,  sondern  von  einzelnen 

1 Ueber  die  Einkünfte  eines  Hofrichters  und  Vogts  von  Heidelberg  schreibt 
Kolbinger  an  Dohna,  1603  Mai  10.:  „Der  Ilofrichter  und  nunmer  faut 
alhier  hat  sein  bestallung  richtig  gemacht : ad  placitum  650  fl.  an  gelt 
4 fuder  wein,  50  malter  körn,  fuetter  und  mal  von  hof,  freie  wonung  und 
noch  50  H.  darzu  für  hauszins,  item  2000  fl.  par  ans  der  kammer. 
Also  heisst  es:  wer  das  nit  kan,  der  kann  nitvil.“  (Mb  113  g f.  332.) 

2 März  2.  „Gernandi  perpetrata  hactenus  impune  scelera  iam  tandem 
non  minus  innotuerunt  quam  Kranicii  furta  et  peculatus.“  (Mb  113/g 
f.  412.) 

3 Mai  4.  (Mb  113/4  f.  410.) 
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Stinden  aus;  und  wenn  das  Haupt  sich  berufen  fühlen  musste, 
gemeinsame  Unternehmungen  auf  Grund  der  gemeinsamen  Interessen 
Yorzaschlagen , so  Hessen  sieh  hingegen  die  Einzelnen  durch  ihre 
Sonderinteressen  bestimmen  und  bestimmten  durch  ihre  Souder- 
interessen  die  Politik  der  Unionspartei. 

2.  Der  Regensburger  Reichstag.  1594. 

Die  Spaltung  der  protestantischen  Partei  trat  zwei  Jahre  nach 
Friedrichs  Regierungsantritt  offen  hervor.  Der  Kaiser  berief  da- 
mals einen  Reichstag  nach  Regensburg,  vornehmlich  um  bei  dem 
nenerdings  ausgebrochenen  Kriege  zwischen  ihm  und  den  Türken 
die  Hülfe  des  Reichs  zu  erlangen.  Nun  pflegten  bei  solchen  Ver- 
sammlungen die  protestantischen  Stände  ihre  Ansprüche  sowol 
zu  Gansteu  ihres  Bekenntnisses,  wie  zur  Aeuderung  der  Reichs- 
Verfassung  unter  • churpfälzischer  Leitung  zusammenzutragen,  um 
daun  die  Befriedigung  derselben  bei  Kaiser  und  Reich  zu  suchen. 
Da  der  Gang  dieser  Dinge  durch  eine  Reihe  vorhergehender 
Reichsversammlungen  vorgeschrieben  war,  so  vermochten  die  chur- 
pfälzischen Räthe  in  dieser  Sache  die  Leitung  vollständig  zu  über- 
nehmen. Nachdem  sie  in  Speier  sich  mit  einigen  protestantischen 
Gesandten  vorläufig  besprochen  hatten,  und  nachdem  dann  auf 
einer  zu  Heilbronn  gehaltenen  Tagsätzung,  wo  der  Churfürst  von 
der  Pfalz,  die  Herzoge  von  Zweibrücken  und  Würtemberg,  die 
Markgrafen  von  Anspach  und  Baden- Durlach  persönlich  erschie- 
nen, und  den  Administrator  von  Magdeburg  Gesandte  vertraten, 
ein  weitläufiges  Verzeichniss  der  protestantischen  Beschwerden 
and  Ansprüche  entworfen  war,  suchten  sie  zur  Befriedigung  der 
letztem  und  zur  Abstellung  der  erstem  die  sämmtlichen  prote- 
stantischen Stände  am  Reichstage  zu  vereinigen. 

Ihr  Unternehmen  zeichnete  sich  vor  den  frühem  nur  insofern 
an?,  als  die  Beschwerdeschrift,  welche  ohne  Zweifel  in  der  Heidel- 
berger Kanzlei  verfasst  war,  weiter  ging  als  die  früher  über- 
reichten. Sie  umfasste  so  ziemlich  alle  Forderungen  und  alle 
Klagen,  welche,  erzeugt  durch  den  vierzigjährigen  Zwiespalt  der 
Protestanten  und  Katholiken,  gepflegt  durch  die  Hartnäckigkeit 
der  Parteien,  die  Versöhnung  derselben  zugleich  bedingten  .und 
anmöglich  machten,  den  baldigen  Verfall  des  deutschen  Staats- 
Lesens  aber  deutlich  genug  voraussagten.  Es  wurde  in  dieser 
Schrift  das  Verlangen  nach  Abschaffung  des  geistlichen  Vorbehaltes, 
Leiches  die  Protestanten  an  den  Reichstagen  von  1576  und  1582 
abgegeben  hatten,  wieder  aufgeuommen,  indem  der  freie  Zutritt 
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zu  Prälaturen  und  Bisthümern  für  die  Protestanten  begehrt 
ward.  Man  verlangte  ferner,  dass  in  den  katholischeu  Reichs- 
städten den  Bürgern  wie  dem  Rathe  der  Uebertritt  zur  prote-  . 
stantischen  Religion  und  deren  Ausübung  freisteben  müsse:  zu- 
gleich aber  fand  man  sich  in  seinem  Rechte  gekränkt,  wenn 
einem  protestantischen  Rathe  die  Einziehung  katholischer  Klöster 
untersagt  wurde.  Für  die  eigenen  Glaubensgenossen  forderten  die 
Protestanten  die  Freiheit  ihres  Bekenntnisses  nicht  nur  in  geist- 
lichen, sondern  in  allen  katholischen  Territorien:  für  sich  selbst 
behaupteten  sie  trotz  dem  Religionsfrieden  das  Recht,  unterthänige 
Klöster  und  Stifte  einzuziehen.  Die  Reichsgerichte  wurden  diesen 
Ansprüchen  nicht  gerecht;  dies  aber  lag  nach  ihnen  an  der  Be- 
setzung derselben  und  an  Uebergriffen  über  ihre  Competenz.  Denn 
als  ungerechte  Anmassung  sahen  sie  es  an,  dass  der  kaiserliche 
mit  katholischen  Käthen  besetzte  Reichshofrath  eine  mit  dem 
Kammcrgeritht  concurrircnde  Jurisdiction  ausübe,  und  eine  grosse 
Parteilichkeit  fanden  sie  darin,  dass  die  vom  Kaiser  zu  ernennen- 
den Vorsitzer  des  Kammergerichts,  der  Kammerrichter  nämlich 
und  die  beiden  Präsidenten  ausschliesslich  aus  der  Zahl  der  Katho- 
liken gewählt  wurden.  Indess  / was  konnte  diese  Klage  über  die 
Rechtssprechung  helfen?  Indem  die  Protestanten  sich  weiter  be- 
schwerten, dass  die  Kammergerichtsvisitationen  durch  die  ver- 
weigerte Zulassung  des  Administrators  von  Magdeburg  eingestellt 
seien,  und  die  Executionsordnung  den  Ständen,  besonders  den 
Protestanten,  keinen  Schutz  mehr  gewähre,  sprachen  sie  ja  die 
Lähmung  der  Reichsjustiz  überhaupt  und  das  Unvermögen  des 
deutschen  Staates,  seine  Mitglieder  gegen  Gewalt  zu  beschützen, 
offen  aus.  Ja  in  diesem  verfallenden  Staatswesen  meinten  sie  be- 
reits das  Recht  ihres  Bestandes  offen  und  heimlich  bestritten  zu 
sehen.  Sie  erklärten,  ohne  ihre  Gegner  näher  zu  bezeichnen,  dass 
man  den  Religionsfrieden  öffentlich  für  nichtig  ausgebe,  dass  man 
auf  die  Execution  des  päpstlichen  Bannes  gegen  die  Protestanten 
dringe. 1 

Nach  der  Absicht  der  Churpfälzer  sollten  am  Reichstag 
sämmtliche  protestantische  Stände  nicht  nur  diese  Beschwerden 
dem  Kaiser  übergeben,  sondern  auch  ohne  deren  Erledigung  keine 
Steuern  bewilligen.  Es  gelang  ihnen  auch,  am  5.  Juni  die  Vertreter 


l Beschwerden  der  ev.  Stände  bei  dem  Reichstag  von  1594.  (Lehmann, 
de  pace  religionis  acta  publica.  Frankf.  1707.  I.  S.  213.  Höchst 
incorrecter  Abdruck.  Correcter  aber  nur  im  Auszug  bei  Häberlin 
XVIII.  S.  474.) 
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aller  protestantischen  Stände  zu  versammeln,  um  über  Annahme 
und  Verbesserung  der  Beschwerdeschrift  zu  berathen.  Allein  gleich 
bei  dieser  Versammlung  zeigte  sich  die  Spaltung  der  protestanti- 
schen Partei.  Es  befanden  sich  nämlich  unter  den  geladenen  die- 
selben strengen  Lutheraner,  welche  gegen  die  Torgauer  Union 
protestirt  und  nun  in  dem  Administrator  von  Chursachsen  ein 
Haupt  bekommen  hatten.  Die  hervorragendsten  unter  ihnen  waren 
neben  dem  Administrator  die  Herzoge  Philipp  Ludwig  von  Neu- 
burg und  Friedrich  von  Wtirtemberg,  letzterer  ein  zweideutiger 
Herr,  der,  wie  wir  sehen  werden,  sich  gerade  damals  mit  Chur- 
pfalz über  gemeinschaftliches  Handeln  in  sehr  wichtigen  prote- 
stantischen Interessen  benahm,  und  der  sich  auch  später  zu  gleicher 
Zeit  mit  Calvinisten  und  Lutheranern  einzulassen  pflegte.  Es 
scheint,  dass  er  diese,  übrigens  seiner  Natur  entsprechende  zwei- 
züngige  Haltung  vornehmlich  aus  Rücksicht  auf  seinen  Vortheil 
wählte,  dass  er  aber  auch  daran  dachte,  sich  zum  Vermittler  und 
schliesslich  zum  Einiger  beider  Parteien  zu  erheben,  wie  ihm  dann 
dieses  im  Jahre  1608  zum  Theil  wenigstens  auch  gelungen  ist. 
Damals  mochte  ihm  das  Zusammengehen  mit  der  gemässigten 
chursächsischen  Partei  deshalb  vorteilhaft  erscheinen,  weil  er  mit 
grossem  Eifer  nach  der  Befreiung  seines  Landes  von  der  öster- 
reichischen Lehensherrlichkeit  trachtete,  hierbei  aber  vor  allem 
der  Gunst  des  Kaisers  bedurfte. 1 

Die  genannten  drei  Fürsten  nun  fassten  die  Sache  der  prote- 
stantischen Beschwerden  so  sehr  von  der  religiösen  Seite  auf,  dass 
sie  sich  dabei  nicht  nur  von  ihren  Käthen,  sondern  wol  noch  mehr 
durch  Theologen  beeinflussen  Hessen : der  Administrator  durch 
Hunnius,2  Neuburg  durch  Heilbrunner,  Würtemberg  durch  sein 
ganzes  Consistorium. 3 Nach  der  Ansicht  der  Theologen  aber 
durften  Lutheraner  und  Calvinisten  in  Sachen,  welche  die  Religion 
betreffen,  nicht  gemeinschaftlich  handeln.  Denn  indem  man  letztem 
helfe,  Ansprüche  zu  Gunsten  ihres  Bekenntnisses  durchzusetzeu, 
befördere  man  ihren  der  Seligkeit  beraubenden  Irrthum;  indem 
ferner  die  Lutheraner  sich  mit  ihnen  trotz  ihrer  Abweichung  von 
der  wahren  Augsburger  Confession  für  die  eine  im  Religionsfrieden 


1 Leber  seine  Besorgniss,  sich  durch  die  gravamina  des  Kaisers  Un- 
gnade zuzuziehen,  vgl.  Sattler  V.  S.  170. 

2 Gutachten  von  Hunnius  und  Seleis  bei  Häberlin  XIX.  Vorr.  S.  28. 
Andere  Bedenken  des  Hunnius,  den  auch  der  H.  von  Neuburg  zu 
Rathe  zog,  Mb  275/j. 

1 Bedenken  Heilbrunners  und  des  WürtembergerConsistoriums.  (Mb  275/j.) 
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zugelassene  protestantische  Partei  erklären  und  die  durch  den 
Religionsfriedcn  gewährten  Rechte  für  sie  wie  für  sich  selbst  in 
Anspruch  nehmen,  werden  die  Katholiken  die  Lutheraner  ebcnsowol 
aus  dem  Religionsfrieden  auszuschliessen  suchen,  wie  die  Calvinisten 
aus  demselben  ausgeschlossen  seien. 

Diese  Grundsätze  regelteu  das  Verhalten  der  streng  lutheri- 
schen Fürsten.  Durch  dieselben  bestimmt  hatte  Herzog  Friedrich 
schon  bei  dem  Heilbronner  Tag  eine  bindende  Erklärung  hinsicht- 
lich der  Religionsbeschw'erden  aufgeschoben. 1 Und  wenn  die 
Mahnungen  des  Herzogs  Philipp  Ludwig  Erfolg  gehabt  hätten,  so 
würden  die  strengen  Lutheraner  bei  der  Versammlung  vom  5.  Juni, 
welche  von  den  calvinistischcn  Churpfälzern  geleitet  und  den 
calvinistischen  Zweibrückenern  besucht  wurde,  von  vorneherein 
nicht  erschienen  sein.  Indess  Chursachsen  entschied  sich  für  den 
Besuch  und  zog  dadurch  seine  Anhänger  nach  sich. 2 Erst  bei 
den  Berathungen  über  die  churpfälzische  Schrift  trat  der  Gegensatz 
der  Parteien  hervor.  Chursachsen  erklärte,  es  könne  diese  Schrift 
sowol  wegen  ihres  Inhalts  als  der  zur  Unterzeichnung  berufenen 
nicht  unterschreiben.  Denn  nach  des  Churfürsten  August  Grund- 
sätzen hatten  die  religiösen  Parteien  die  Einigkeit  im  Reiche  zu 
erhalten,  indem  sie  ihre  weitgehendsten,  auf  verschiedener  Aus- 
legung des  Religionsfriedens  gegründeten  Ansprüche  soviel  als 
möglich  einander  verschwiegen:  folglich  konnte  der  Erbe  dieser 
Grundsätze  es  nicht  gestatten , dass  man  den  geistlichen  Vorbehalt 
wieder  angreife,  dass  man  die  Einziehung  geistlicher  Güter  nach 
1552  für  unbestreitbares  Recht  erkläre.  Churfürst  August  hatte 
ferner  gehofft,  man  könne  das  deutsche  Staatswesen  in  Kraft  er- 
halten, wenn  man  das  kaiserliche  Ansehen  nicht  noch  tiefer  er- 
niedrige, als  es  damals  schon  war:  in  keiner  Weise  konnte  also 
sein  eifriger  Schüler  es  zugeben,  dass  die  Gerichtsbarkeit  des 
Reichshofraths  bestritten  werde.  Was  er  überhaupt  als  Beschwer- 
den der  protestantischen  Partei  dem  Kaiser  und  den  Katholiken 
gegenüber  vertreten  wollte,  beruhte  vornehmlich  auf  zwei  Forde- 
rungen: es  sollte  in  katholischen  Territorien  den  Untertbanen  das 
Bekenntuiss  der  protestantischen  Religion  mit  Ausschluss  des 
Gottesdienstes  gestattet  werden,  und  in  Reichsstädten  sollte  sowol 
der  Rath  wie  die  Bürgerschaft  die  volle  Freiheit  zum  Bekenntniss 
und  zur  Ausübung  der  protestantischen  Religion  besitzen.  Ausser- 


1 Würtemberg  an  Churpfalz.  1594  Juli  23.  (Mb  114/2  f.  12.  Sattler 
V.  S.  172) 

2 Gutachten  der  Neuburger  Räthe.  1594  Mai  25.  (Mb  275^  f.  52.) 
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dem  war  er  bereit,  den  Kaiser  zu  bitten,  er  möge  die  Religions- 
streitigkeiten in  Aachen  ohne  Anwendung  von  Gewalt  beilegen, 
dem  Administrator  von  Magdeburg  die  hergebrachte  Session 
wieder  verschaffen  und  am  Kammergerichte  protestantische  und 
katholische  Kammerrichter  abwechseln  lassen.*  1 Wenn  aber  die 
Churpfälzer  ihren  Beschwerden  dadurch  das  Hauptgewicht  geben 
wollten,  dass  sie  die  Abstellung  derselben  zur  Bedingung  der 
Steuerbewilligung  machten,  so  erklärte  der  Administrator,  das 
Reich  habe  Ungarn  und  den  Kaiser  um  jeden  Preis  gegen  die 
Türken  zu  schützen,  und  die  innern  Angelegenheiten  dürfen  es 
nicht  hindern , sich  gegen  fremde  Angreifer  zu  vertheidigen. 2 
t’ebrigeus  hatte  die  Mehrzahl  der  churpfiilzischen  Beschwerden 
mit  den  chursächsischen  eins  gemeinsam:  beide  erhoben  ihre  An- 
sprüche zu  Gunsten  der  protestantischen  Religion  und  begründeten 
dieselben  durch  den  Religionsfrieden.  Es  lag  also  hier  der  Fall 
vor,  wo  Lutheraner  und  Calvinisten  keine  gemeinschaftliche  Sache 
machen  konnten.  Demgemäss  erklärte  Sachsen  ferner,  es  könne 
über  diejenigen  Beschwerden,  welche  die  Religion  und  den  Reli- 
gionsfrieden  betreffen,  nur  mit  den  Ständen  der  ungeänderten 
Augsburger  Confcssion  verhandeln  und  keineswegs  dem  Churfürsten 
von  der  Pfalz  die  Leitung  solcher  Berathungen  zugestehen. 3 Mit 
dieser  Ansi  cht  stimmten  aber  überein  Sachsen -Weimar  und  Coburg, 
ferner  Neuburg,  Würtemberg,  Pommern,  Mecklenburg,  Simmern, 
Veldenz  und  Henneberg. 

Wäre  nun  der  Administrator  von  Chursachsen  in  seinen  An- 
sichten klar  und  in  seinen  Handlungen  entschieden  gewesen , so 
würde  er  sich  nach  seiner  Erklärung  von  den  Berathungen  der 
Calvinisten  und  ihrer  Begünstiger  zurückgezogen  haben.  Allein 
so  gross  war  seine  Scheu,  die  religiöse  Spaltung  der  Partei  durch 
Thatsachen  zu  bezeugen , dass  seine  Vertreter  am  16.  Juni  aber- 
mals auf  einer  von  Churpfalz  berufenen  protestantischen  Versamm- 
lung erschienen.  Als  ob  sie  ihren  Protest  gegen  die  Gemeinschaft 
mit  den  Calvinisten  vergessen  hätten,  legten  sie  hier  eine  Be- 
schwerdeschrift vor,  welche  nach  ihren  oben  bezeichneten  beschei- 
denem Ansprüchen  verfasst  war.  Wie  nun  wenn  Churpfalz  und 
Zweibrücken  sich  zur  Annahme  dieser  Schrift  bereit  erklärten? 


1 Sächsischer  Beschwerdeentwurf.  (Mb  275/t  f.  258.) 

1 Die  churpfälz.  Reichstagsgesandten  an  ihren  Herrn.  1594  Juni  12. 
(Mb  114/2  f-  100.) 

1 Relation  der  Neuburger  Reichstagsgesandten  (M  b 275/j  f.  89).  Rela- 

tion der  churpfälzischen  Gesandten  Juni  7.  (Mb  114/2  f.  92.) 

Acten  des  30jähr.  Kriegs  I.  {j 
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Allerdings  stand  in  derselben  einigemal  statt  ‘evangelische  Religion" 
‘wahre5  oder  ‘rechte  Augsburger  Confession5.  Allein  schon  vor 
30  Jahren  hatte  der  Churfürst  von  der  Pfalz  es  mit  seinem  Ge- 
wissen vereinbar  gefunden,  diese  wahre  Augsburger  Confession 
zu  unterzeichnen,  und  auch  jetzt  fürchtete  Aegidius  Hunnius,  dass 
den  Calvinisten  Ausflüchte  zur  Hand  seien,  um  den  Widerspruch 
zwischen  dieser  Confession  und  ihren  Irrtbtimern  wegzudeuten. 1 
ludess  man  ersparte  dem  Administrator  dieses  Dilemma.  Die 
Churpfälzer  erklärten  sich  schon  deshalb  gegen  den  Entwurf,  weil 
er  ihnen  zu  wenig  verlangte.  Mit  ihnen  stimmte  die  Mehrheit 
der  protestantischen  Fürsten  überein.  Ohne  weitere  Rücksicht  auf 
Sachsen  entschied  sich  dieselbe  mit  einzelnen  Aeudcrungen  und 
Zusätzen  für  den  churpfälzischen  Entwurf  und  beschloss  alsdann, 
die  Schrift  dem  Kaiser  zu  übergeben. 2 

Die  Stände,  welche  sich  also  dafür  entschieden,  dass  Lutheraner 
und  Calvinisten  gleiche  Rechte  und  gleiche  Vortheile  beanspruchen 
sollten , waren  die  Churfürsten  von  der  Pfalz  und  Brandenburg, 
die  Herzoge  von  Zweibrücken  und  Braunschweig  (Wolfenbüttel. 
Grubenhagen  und  Zelle),  die  Markgrafen  von  Anspach  und  Baden, 
die  3 Landgrafen  von  Hessen,  die  Fürsten  von  Anhalt,  die  Admini- 
stratoren von  Magdeburg,  Strassburg  und  Halberstadt,  die  Grafen 
von  der  Wetterau,  ferner  Oettiugcn,  Hohenlohe  und  die.  prote- 
stantischen Reichsstädte. 8 

Ihnen  gegenüber  wäre,  wenn  die  Bemühungen  des  Herzogs 
von  Neuburg  Erfolg  gehabt  hätten,  die  sächsische  Partei  auch 
vor  dem  Kaiser  und  den  Katholiken  besonders  aufgetreten.  Denn 
nach  der  Versammlung  vom  16.  Juni  drang  dieser  starrköptige 
Herr  sowol  durch  seine  Gesandten,  als  auch  persönlich  bei  einem 
Besuche,  den  der  Administrator  Friedrich  Wilhelm  ihm  abstattete, 
mit  grossem  Eifer  darauf,  dass  nun  die  von  Chursachsen  vorge- 
legte Beschwerdeschrift  von  seinen  Anhängern  unterzeichnet  und 
dem  Kaiser  neben  und  trotz  der  churpfälzischen  Schrift  überreicht 
werde.  Nur  die  Mässigung  der  Sachsen  wandte  diese  offne  Erklärung 
des  zwischen  den  Protestanten  eingerissenen  Zwiespaltes  ab.  4 

t Er  empfiehlt  deshalb  dem  Admin.  in  einem  Gutachten  nachdrück- 
lichere Cautclen.  (Mb  175/j.) 

* Die  churpfälz.  Reichstagsgesandten  an  ihren  Herrn.  1594  Juni  26. 
(Mb  114/.2  f.  140.) 

3 Vgl.  den  Bericht  der  churpfälz.  Reichstagsgesandten  vom  26.  Juni 
und  die  Unterschriften  der  Beschwerdeschrift  bei  Häberlin. 

4 Bedenken  des  Neuburger  Raths.  1594  Juni  11.  Relationen  der  Neu- 
burger Reichstagsgesandten.  (Mb  275/j,  f.  178,  264,  295,  303) 
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Allein  diese  Uneinigkeit  war  ohnehin  bekannt  genug,1  um 
den  Nachdruck  der  protestantischen  Forderungen  bedeutend  zu 
vermindern.  Der  Kaiser  gab  auf  dieselben  die  einer  Ablehnung 
gleichkommeude  Erwiderung,  er  müsse  zunächst  die  Verantwortung 
der  Katholiken  darauf  vernehmen.2  Die  Katholiken  aber  waren 
bei  der  Hand,  nicht  nur  die  sämmtlichen  Beschwerden  ihrer  Geg- 
ner in  einer  langen  Schrift  zu  bestreiten, 3 sondern  auch  denselben 
eine  ebenso  lauge  und  bittere  Beschwerdeschrift 4 5 entgegenzusetzen, 
die  um  so  scharfer  traf,  da  sie  die  Ursache  der  Zwietracht  zwi- 
schen Katholiken  und  Protestanten  den  Calvinisten  zuschrieb  und 
den  Ausschluss  der  letztem  aus  dem  Religionsfrieden  erklärte. 
Ehe  die  Protestanten  auf  diese  Schriften  ihrerseits  antworten 
konnten,  war  der  Reichstag  lange  geschlossen. 

Inzwischen  gelang  es  dem  Kaiser  Dank  der  Willfährigkeit 
Sachsens  und  der  katholischen  Majorität,  die  Reichsstände  bis  zur 
ßenilliguug  von  80  Monaten  zu  bringen.  Freilich  stimmten  Chur- 
pfalz,  Churbrandenburg  und  eine  Anzahl  protestantischer  Fürsten 
nur  bedingungsweise  für  die  Steuer:  vor  Erlegung  des  Geldes 
sollten  ihre  Beschwerden  abgestellt  werden.8  Allein  die  Relationen 
an  den  Kaiser  enthielten  statt  der  Bedingung  eine  höfliche  Bitte, 
dass  die  vornehmsten  Beschwerden  der  Reichstände  noch  am 
Reichstage,  die  übrigen  aber  durch  einen  paritätischen  Deputations- 
tag abgestellt  würden. 6 Und  diese  Bitte  wurde  nicht  allein  nicht 
erfnllt.  «sondern  am  Reichstage  selber  gingen  Dinge  vor,  welche 
die  Befürchtungen  und  Beschwerden  der  Protestanten  vergrösserten. 

Schon  bei  der  Reichsversammlung  von  1582  hatte  der  Admini- 
strator des  Erzbisthums  Magdeburg  in  Folge  des  Protestes  der 
geistlichen  Fürsten,  vornehmlich  des  Erzbischofs  von  Salzburg, 
auf  seine  Session  verzichten  müssen.  Dass  dieser  Angriff  auf  die 
Reichsstandschaft  der  Bisthumsadministratoren  sich  bei  dem  neuen 
Reichstage  in  verstärktem  Masse  wiederholen  werde,  Hess  sich  um 


1 Dazu  diente  noch  besonders  eine  auf  Chursachsens  Befehl  verfasste  und 
am  Reichstag  veröffentlichte  Schrift:  „Motiven  und  Ursachen,  warum 
man  mit  den  Calvinisten  in  Religionssachen  nicht  kann  für  einen 
Mann  stehen.“  (Arumaeus,  commentarius  de  comitiis  Rom. — Germ, 
imperii.  Jena  1GG0.  S.  424.) 

2 1594  Juli  27.  (Häl>.  XVIII.  S.  552) 

1 Lehmann  I.  S.  224. 

4 Wolf,  Gesch.  Maximilians  I.  B.  I.  S.  155.  (Die  Schrift  bei  Leh- 
mann 1.  S.  232  ist  nicht  übergeben.) 

5 Relation  der  churpfälz.  Reichstagsgesandten.  (Ma  545/V) 

4 kjuadruplik  der  Reichsstände.  (Hab.  XVIII.  S.  267.) 

5* 
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so  eher  voraussehen,  da  der  Kaiser  nicht  die  Administratoren 
selbst,  sondern  ihre  Capitel  zu  der  Reichs  Versammlung  beschrieben 
hatte.1  Joachim  Friedrich  von  Magdeburg  und  sein  Vater,  der 
Churfürst  von  Brandenburg,  gedachten  daher  die  Sache  derselben 
zur  gemeinsamen  protestantischen  Angelegenheit  zu  machen:  ent- 
weder sollte  den  Administratoren  die  Session  eingeräumt  werden, 
oder  alle  Protestanten  sich  der  ihrigen  enthalten.*  Dem  Admini- 
strator von  Chursachsen  hingegen,  als  er  an  die  bedrohte  Magde- 
burger Session  erinnert  wurde,  schien  es  vor  allem  nöthig,  die 
Spaltung  der  Reichsstände  zu  verhüten:  durch  einstweiligen  Ver- 
zicht auf  die  Session  sollte  der  Administrator  den  Streit  über 
seine  Befugniss  zu  derselben  vertagen. 3 

Ueber  beide  Vorschläge  kamen  nun  die  übrigen  Protestanten  um 
so  weniger  zu  einem  Beschlüsse,  da  Sachsen,  um  den  Kaiser  nicht 
zu  beleidigen,  vor  der  Proposition  keine  allgemeine  protestantische 
Zusammenkunft  zugeben  wollte,4  inzwischen  aber  die  Gesandten 
des  Administrators  durch  abgesonderte  Verhandlungen  mit  dem 
Kaiser  mehr  zu  erreichen  hofften,  als  durch  ihre  uneinigen  Glau- 
bensgenossen. Diese  Verhandlungen  jedoch  hatten  keinen  Erfolg, 
und  so  erschienen  am  13.  Juli  die  Magdeburger  Gesandten  zum 
ersten  Male  am  Reichstag,  gerade  da  alle  3 Räthe  versammelt 
waren. 5 Alsbald  protestirten  die  Salzburger  gegen  ihre  Session 
und  entfernten  sich,  gefolgt  von  den  katholischen  Fürsten,  aus 
dem  Saale. 6 Einige  Tage  später  erklärte  die  Mehrzahl  der  katho- 
lischen Stände  dem  Kaiser,  wenn  man  dem  Verlangen  der  Magde- 
burger nachgebe,  so  werde  die  Folge  sein  Untergang  der  katho- 
lischen Stifter,  ja  der  katholischen  Religion  in  Deutschland. 7 
"Wiederum  zogen  es  jetzt  die  Magdeburger  vor,  sich  einzeln  mit 

1 Ranke,  sämmtliche  Werke  VII.  S.  129. 

2 Die  churpfälz.  Gesandten  an  ihren  Herrn.  1591  Mai  20.  (Mb  114/j 
f.  55.)  Denkschrift  der  Magdeburger  Gesandten  an  die  ev.  Stände. 
Mai  21.  (Ranke,  sämmtliche  "Werke  VII.  S.  266.) 

3 Hüb.  XVIII.  S.  133.  Droysen,  Gesch.  der  preuss.  Politik  II.  2 S.  524 
Anm.  Der  bei  Hüb.  a.  a.  0.  erwähnte  Beschluss  der  protest.  Stände 
war  weder  von  allen,  noch  definitiv  gefasst.  (Die  churpfälz.  Ge- 
sandten an  ihren  Herrn.  1594  Mai  20.  Mb  1 14/^  f.  55.) 

4 Die  churpfälz.  Reichstagsgesandten  an  ihren  Herrn.  1594  Mai  16. 
(Mb  114/2  f-  40.) 

5 Die  churpfälz.  Reichstagsgesandten  an  ihren  Herrn.  1594  Juli. 
(Mb  114/2  f-  49.) 

6 Häb.  XVIII.  S.  136. 

7 Herzog  Maximilian  an  II.  Wilhelm  von  Baiern.  1594  Juli  17.  (Aretin 
Geschichte  Maximilians  I.  B.  I.  S.  505.) 
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dem  Kaiser  abzufinden.  Sie  verglichen  sich  mit  ihm,  indem  sie 
für  diesmal  ihre  Session  aufgaben  und  dafür  einen  kaiserlichen 
Revers  empfingen,  dass  dem  Administrator  weder  hinsichtlich  des 
Besitzes  noch  des  rechtlichen  Anspruchs  auf  das  Erzstift  durch 
diesen  Verzicht  etwas  benommen  sein  solle. 1 

Ermuthigt  durch  ihren  Erfolg  dehnten  nun  aber  die  Katholiken 
ihren  Protest  auf  die  Session  aller  protestantischen  geistlichen 
Fürsten  aus.  Sie  setzten  es  durch,  dass  ihr  Votum  nicht  berück- 
sichtigt, der  Reichsabschied  von  ihnen  nicht  unterschrieben 
wurde.2  Und  so  hatte  die  Spaltung  der  protestantischen  Partei 
statt  des  Erfolges  ihnen  eine  Niederlage  verursacht.  Gleichwol 
wagte  es  keiner,  bei  seinen  der  Steuerbewiiligung  angellängten 
Bedingungen  zu  beharren.  Nach  dem  Reichstage  zahlten  die  Chur- 
pfalzer  so  gut  ihre  Steuer,  wie  die  Chursachsen. 

3.  Die  Strassburger  Sache  und  der  II eilbronner  Unions- 
versuch. (1594  — 1595.) 

Mit  dem  Jahre  1592  trat,  wie  vorhin  bemerkt  ist,  in  den  be- 
stimmenden Kräften  der  Unionspolitik  ein  Wechsel  ein.  Als  noch 
doliaun  Casimir  und  Christian  I.  den  protestantischen  Fürsten  die 
/.u  fassenden  Beschlüsse  vorlegten,  waren  es  die  gemeinen  Interessen 
der  Partei,  welche  zur  Unterstützung  Heinrichs  IV.,  zum  Entwurf 
der  Torgauer  Bundesacte  trieben.  Als  aber  das  Ungeschick  der 
churpfälzischen  Küthe  die  schwierigen  Unternehmungen  von  frem- 
der Anregung  abhängig  machte,  waren  es  zunächst  die  Sonder- 
interessen  Brandenburgs  und  Würtembergs,  welche  zu  neuen 
Interhandlungcn  mit  Frankreich,  zu  neuen  Unionsversuchen  führ- 
ten. Diese  Interessen  hafteten  am  Bisthum  Strassburg  und  an  den 
Jülicher  Landen.  Im  erstem  waren  seit  1583  die  protestantischen 
Domherrn  von  dem  Papst  und  den  katholischen  Capitularen  ihrer 
Würden  entsetzt.  Im  Jahre  1592  ernannten  die  katholischen  Dom- 
herren den  Cardinal  Carl,  einen  Sohn  des  Herzogs  von  Lothringen 
zum  Bischof,  die  protestantischen  den  Markgrafen  Johann  Georg 
*dnen  Lnkel  des  Churfürsten  von  Brandenburg  zum  Administrator 
des  Stiftes.  Zwischen  beiden  Prätendenten  entbrannte  der  Krieg; 
mul  zwei  Versammlungen  des  oberrheinischen  Kreises,  der  zu- 
nächst dazu  berufen  war,  die  Gewaltthätigen  zur  Ruhe  zu  verweisen, 

1 Häb.  X VIII.  S.  141.  H.  Max  an  H.  Wilhelm.  Juli  17.  (Aretin  I. 

S.  505.)  Ranke,  sämwtl.  Werke  VII.  S.  272. 

2 Häb.  XVIII.  S.  143  fg.,  149,  153. 
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wurden  durch  Parteinahme  für  und  wider  die  Kämpfenden  zersprengt.1 
Erst  zu  Anfang  des  Jahres  1593  gelang  einer  kaiserlichen  Commission 
die  Vermittlung  des  Waffenstillstandes.  Allein  auch  dieser  ver- 
sprach keine  Dauer,  da  eine  seiner  Bedingungen,  nämlich  Abtretung 
des  Stiftes  an  die  kaiserliche  Commission,  bis  der  Hauptstreit 
durch  eine  Auzahl  vom  Kaiser  verordneter  Fürsten  gütlich  oder 
rechtlich  entschieden  sei,  in  Folge  des  Widerstandes  Johann 
Georgs  unerfüllt  blieb. 

In  Jülich -Cleve  war  Herzog  Johann  Wilhelm  kinderlos  und 
wahnsinnig  zugleich.  Den  protestantischen  Fürsten  der  Häuser 
Brandenburg,  Neuburg  und  Zweibrücken  aber,  welche  fürs  erste 
die  Curatel  und  für  später  die  Nachfolge  des  Herzogs  beanspruch- 
ten, war,  wie  schon  erzählt  ist,  die  mit  der  Curatel  verbundene 
Administration  der  Lande  durch  den  Kaiser  und  die  herzoglichen 
Käthe  entzogen;  dass  Spanien  sich  bemühe,  ihnen  auch  die  Nach- 
folge daselbst  zu  entziehen,  war  gewiss,  dass  es  die  Lande  unter 
die  eigne  Botmässigkeit  zu  bringen  suchte,  war  eine  von  den 
Prätendenten  kaum  bezweifelte  Voraussetzung. 

In  Strassburg  und  in  Jülich  suchten  nun  die  Fürsten  ihr 
Interesse  mit  Hülfe  derselben  Stände  zu  sichern,  welche  durch 
ein  Bündniss  unter  sich  und  durch  Verträge  mit  fremden  Mächten 
die  Ansprüche  der  protestantischen  Partei  im  Reiche  zu  verthei- 
digen  gedachten.  Wie  diese  den  König  Heinrich  IV.  mit  Geld  und 
Truppen  unterstützt  hatten,  damit  er  im  Kampf  geg  n seine  katho- 
lischen Gegner  auch  ihre  Sache  vertheidige,  so  sollten  sie  jetzt 
ihm  oder  den  Staaten  gleiche  Unterstützung  zukommen  lassen, 
damit  sic  das  Bisthum  Strassburg  und  die  Administration  der 
Jülicher  Lande  den  protestantischen  Prätendenten  erkämpften.  Wie 
dieselben  Stände  sich  in  Torgau  versammelt  hatten,  um  die  prote- 
stantische Union  zu  Stande  zu  bringen,  so  sollten  sie  jetzt  diese 
Versuche  wieder  aufnehmen,  um  auch  mit  eigenen  Mitteln  die 
Ansprüche  einzelner  Fürsten  in  Strassburg  und  Jülich  zu  vertreten. 

Der  Mann,  der  zuerst  die  Ausführung  dieses  Gedankens  über- 
nahm, war  der  brandenburgische  Markgraf  Georg  Friedrich  von 
Anspach,  und  die  Strassburger  Sache  war  die  erste,  welche  er 
dabei  in’s  Auge  fasste.  Der  Besitz  des  halben  Ristlmms  Strass- 
burg  nämlich,  der  seinem  Verwandten  Johann  Georg  nicht  so  sehr 
durch,  die  Hülfe  deutscher  Glaubensgenossen,  als  durch  die  Be- 
schäftigung der  lothringischen  Macht  mit  den  französischen  Un- 
ruhen gesichert  wurde,  schien  plötzlich  aufs  höchste  gefährdet,  als 

i Acten  darüber  Mb  114^. 
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man  gegen  Ende  des  Jahres  1593  vernahm,  dass  Heinrich  IV.  mit 
Herzog  Karl  von  Lothringen  über  den  Frieden  verhandle.  Diese 
üblen  Aussichten,  dazu  die  Mahnungen  des  Strassburger  Capitels 
trieben  den  Markgrafen  von  Anspach  zu  dem  Versuche,  entweder 
den  lothringischen  Frieden  zu  vereiteln,  oder  die  Uebergabe  des 
Bisthums  an  Johann  Georg  zur  Bedi:  gung  desselben  zu  machen. 
Heinrich  IV.  sollte,  das  war  sein  Plan,  die  Lothringer  mit  Güte 
• der  Gewalt  zur  Abtretung  des  Stiftes  Strassburg  an  den  Admini- 
strator nöthigen,  Brandenburg  und  andere  protestantische  Fürsten 
dagegen  sollten  dem  König  auf  etliche  Jahre  ein  Truppencorps 
unterhalten  zum  Lohne  für  diesen  Dienst. 

Noch  im  Jahr  1593  überbrachte  der  Anspacher  geheime  Rath 
von  Wallenfels  dem  König  von  Frankreich  diese  Anträge  seines 
Herrn.1  Heinrich  IV.  schienen  dieselben  in  einen  Plan  zu  passen, 
deu  er  von  Anbeginn  seiner  Kämpfe  mit  der  Ligue  verfolgt  hatte, 
dass  nämlich  ausser  den  Staaten  und  England  auch  Dänemark 
und  die  protestantischen  Reichsstände  in  den  Krieg  mit  Spanien 
und  der  Ligue  verwickelt  würden.  Rasch  entschlossen,  erklärte 
er  sich  daher  bereit,2  die  Ansprüche  Johann  Georgs  auf  das 
Bisthum  Strassburg  mit  Güte  oder  Gewalt  zu  verwirklichen;  nur 
sollten  ihm  dafür  der  Markgraf  und  die  von  ihm  gewonnenen 
Fürsten  auf  4 Jahre  0000  Mann  zu  Fuss,  1200  zu  Pferde  stellen 
und  unterhalten  Durch  Hinzufügung  französischer  Truppen  wollte 
er  dann  ein  Heer  von  1800  Mann  zu  Pferde  und  9000  Mann  zu 
Fuss  bilden,  an  dessen  Spitze  der  Herzog  von  Bouillon  die 
Lothringer  im  Nuthfalle  mit  Gewalt  zur  Abtretung  des  Bistbums 
Strassburg  zwingen  sollte.  Die  Fürsten  wären  auf  solche  Weise 
— was  übrigens  Heinrich  auch  gar  nicht  verhehlte3  — in  den 
Krieg  mit  Lothringen  gebracht.  Um  sie  dann  aber  auch  noch  tiefer 
zu  verwickeln,  behielt  der  König  sich  vor,  dass  die  neu  gebildete 
Armee  ihn  überhaupt  in  seinen  Kämpfen  unterstützen  solle,  d.  h. 
dass  die  deutschen  Truppen  ebensowol  gegen  Spanien  und  die  Ligue 
wie  gegen  Lothringen  zu  verwenden  seien. 

Der  Antrag  des  Markgrafen  sowie  die  Antwort  des  Königs 
netzte  die  Mitwirkung  mehrerer  protestantischer  Fürsten  voraus. 
Deshalb  wandte  sich  Georg  Friedrich  jetzt  an  einen  Fürsten,  bei 

1 Anspach  an  Würteinberg,  1594  Jan.  15.  (St.  Strassburg.  C.  11.) 

'l  Instruction  ries  Königs  fürBongars.  1593  Dec.  3.  (Meni.  de  Bongars 
III.  f.  4.  P ms.  frang.  n.  7129  fg.) 

3 z.  B.  in  dein  Schreiben  Bongars  an  den  Heilbronner  Convent.  (Satt- 
ler V.  Anh.'  S.  95.) 
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dem  der  Eifer  für  gemeine  protestantische  Interessen  sowol,  wie 
die  Rücksicht  auf  besondere  Vortheile  seine  Pläne  begünstigte. 
Dies  war  Friedrich,  Graf  von  Mümpelgart,  seit  August  1593  Nach- 
folger des  Herzogs  Ludwig  von  Wftrtemberg.  Schon  im  Jahre 
1587,  als  die  liguistischen  Truppen  in  Mümpelgart  eindrangen, 
mochte  diesem  Fürsten  die  gefährdete  Lage  seines  Gebietes  und 
die  Nothwendigkeit  eines  protestantischen  Rundes  klar  geworden 
sein.  Jetzt,  da  er  Würtemberg  mit  jener  Grafschaft  vereinigte, 
schienen  ihm  seine  alten  wie  seine  neuen  Lande  bei  den  be- 
nachbarten Wirren  in  Frankreich  und  dem  Eisass  gleich  sehr  be- 
droht. Er  glaubte  nicht  eher  gesichert  zu  sein,  bis  in  Strassburg 
die  protestantische  Partei  den  Sieg  erringe,  und  in  seiner  Nach- 
barschaft die  protestantischen  Fürsten  sich  zu  einem  Bunde  ver- 
einten. Und  nicht  auf  der  Furcht  vor  den  Waffen  Lothringens 
und  der  Ligue  allein  beruhten  diese  Unionsgedanken  des  Herzogs; 
er  stimmte  auch  in  seinen  Ansichten  über  die  Rechte  der  prote- 
stantischen Stände,  über  die  Reichsverfassung,  über  die  Art,  wie 
die  Ansprüche  der  Protestanten  durchzusetzen  seien,  mit  den 
Churpfälzcrn  überein.  Nur  die  Rücksicht  auf  Oesterreich,  von 
dessen  Lehensherrlichkeit  er  sich  befreien  wollte,  und  die  lutheri- 
schen Bedenklichkeiten,  die  wol  nicht  so  sehr  sein  Gewissen,  als  seine 
Theologen  und  Landstände  beherrschten,  hielten  ihn  noch  ab,  sich 
an  den  Reichstagen  mit  der  clmrpfälzischen  Partei  zu  verbinden. 
Dass  aber  ein  protestantisches  Bündniss  nöthig,  und  zur  Gründung 
desselben  eine  Tagsatzung  zu  halten  sei,  darüber  sprach  er  schon 
im  November  1593  mit  den  ihn  besuchenden  Fürsten  von  Anspach. 
Zweibrticken  und  Neuburg. 1 

So  machten  die  Grundsätze  des  Herzogs  ihn  zu  einer  ent- 
schiedenen Vertretung  der  protestantischen  Ansprüche  in  Strass- 
burg geneigt.  Allein  Grundsätze  reichten  nicht  aus,  um  diesen 
Fürsten  zum  Entschlüsse  zu  bringen.  Er  war  in  seinem  Wesen 
ebenso  rastlos  wie  unstät,  ebenso  gierig  wie  treulos;  immer  ge- 
schäftig arbeitete  er  bald  in  grossen,  bald  in  kleinlichen,  selbst 
unsaubern  Händeln,  um  eine  Summe  Geld,  ein  Stück  Land  zu 
erwerben.2  Wenn  die  Fürsten  zu  gemeinsamen  Unternehmungen 

t Sattler  V.  S.  165. 

2 Selbst  die  bedeutenden  Geldhülfen  für  Heinrich  111.  und  IV.  wusste 
er  wol  zu  verwerthen.  Sic  waren  meist  zu  SU*  Procent  verzinslich 
(Vgl.  das  Verzeichniss  derselben  St.  Alenyon.  Acten  3.),  so  dass 
das  von  Würtemberg  und  Mümpelgart  geliehene  Capital  von  175,777 
Kronen  durch  aufgelaufene  Zinsen  sich  bis  zum  Jahr  1603  auf 
342,540  Krouen  vermehrt  hatte.  (Verzeichniss  der  einzelnen  Schuld- 
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ihre  Kräfte  vereinten,  so  wirkte  er  nur  dann  mit,  wenn  nebenbei 
ein  besonderer  Vortkeil  zu  erringen  war.  Wenn  in  grossen  An- 
gelegenheiten die  Parteien  sich  entzweiten,  so  liess  er  sich  am 
liebsten  mit  beiden  zugleich  ein  x um  schliesslich  nach  seinem 
Nutzen  zu  entscheiden.  Nun  war  die  Strassburger  Sache  dazu 
angethan,  dass  die  Yertheidigung  der  protestantischen  Ansprüche 
in  derselben  zum  Vortheile  dos  Herzogs  ausschlagen  musste.  Im 
Jahre  1592  nämlich  war  auf  Friedrichs  Wunsch  sein  zweiter  Sohn 
Ludwig  Friedrich  unter  die  Strassburger  protestantischen  Dom- 
herrn aufgenommen. 1 Zum  mindesten  also  erhielt  er  mit  der 
Vertheidigung  des  Administrators  seinem  Hause  ein  Canonicat. 
Wenn  wir  aber  sehen,  wie  der  Herzog  seit  dem  Jahre  1594  den 
Plan  verfolgte,  das  Bisthum  selber  an  sein  Haus  zu  bringen,  so 
mögen  wir  auch  vermuthen,  dass  er  schon  damals,  als  der  Mark- 
graf von  Anspach  ihm  seine  Vorschläge  machte,  mit  derartigen 
Absichten  umging. 

Also  seinen  Antrag  an  Heinrich  IV.  und  den  Gegenvorschlag 
des  Königs  t heilte  der  Markgraf  von  Anspach  dein  Herzoge  Friedrich 
mit.  Derselbe  zeigte  sich  alsbald  bereit,  für  die  Erwerbung  des 
ßisthums  Strassburg  ein  Opfer -zu  bringen.  Allein  einen  Krieg  zu 
wagen,  sich  durch  den  Bund  mit  dem  übermächtigen  König  Hein- 
rich vielleicht  zum  Diener  unbekannter  Absichten  zu  machen,  da- 
zu fehlte  dem  Herzog  wie  andern  Fürsten  der  Muth.  Mit  jener 
Schlauheit , mit  der  die  damaligen  Fürsten  zur  Erreichung  der 
höchsten  Ziele  die  billigsten  Wege  auszuklügeln  wussten,  berechnete 
er,  wie  wichtig  es  für  König  Heinrich  sei,  in  Strassburg,  dem 
Passe  zwischen  Deutschland  und  Frankreich,  einen  befreundeten 
^Fürsten  zu  haben.  Da  ferner  der  Herzog  von  Lothringen  seit 
1593  einen  Waffenstillstand  mit  Frankreich  geschlossen  und  Frie- 
(lensvcrhandlungen  begonnen  hatte,  schi*  n ihm  das  Wort  des 
Königs  mächtig  genug,  um  von  dem  Herzog  und  seinem  Sohne 
die  Abtretung  des  Bisthums  Strassburg  an  Johann  Georg  zu  er- 
langen, sobald  er  nämlich  dieselbe  als  Bedingung  des  Friedens 
aufstelle,  sobald  er  für  den  Fall  der  Annahme  dieser  Bedingung 
fine  von  protestantischen  Fürsten  zu  zahlende  Entschädigungs- 
summe, für  den  Fall  ihrer  Verwerfung  die  P'ortdauer  des  Kriegs 
unter  Betheiligung  jener  Fürsten  in  Aussicht  stelle. 1 

Posten  St.  Alen^on.  Acten  3.)  Chursachsen  nahm,  wenigstens  für 

das  in  Langensalza  beschlossene  Anlehen,  nur  5 Procent. 

1 Gerbclius  an  Graf  Friedrich.  1592  Juni  18.  St.  Strassburg.  3 b. 

1 Des  II.  Würtemberg  Instruction  für  Gcrbelius  und  Melch.  y.  Euest 

an  Anspach.  1594  Jan.  23.  (St.  Strassburg  C.  11.) 
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Der  Markgraf  ging  auf  diesen  Gedanken  ein.  Nur  fand  er 
cs  einerseits  für  besser,  dass  man  die  Entschädigungssumme  dem 
Könige  selbst  erlege,  ihm  es  überlassend,  wie  er  Lothringen  ab- 
linden  wolle.  Anderseits  blieb  ihm  das  Bedenken,  was  denn 
zu  thun  sei,  falls  Lothringen  sicli  nicht  so  friedlich  zur  Ab- 
tretung des  Bisthums  verstehe.  Um  hierüber  zu  berathen  und 
zugleich  andere  Fürsten  zur  Theilnahme  an  der  ganzen  Sache  zu 
bewegen,  wünschte  er,  dass  eine  persönliche  Zusammenkunft  prote- 
stantischer Fürsten  in  Ileilbronn  gehalten  werde.  Er  gedachte 
sodann  auch  des  Vorschlages,  den  Herzog  Friedrich  hinsichtlich 
eines  protestantischen  Bündnisses  in  Stuttgart  gemacht  hatte.  Offen- 
bar hing  derselbe  eng  mit  den  Strassburger  Plänen  zusammen. 
Denn  Würtemberg  brauchte  das  Bündniss,  um  das  Uebergreifen 
der  Elsässer  Unruhen  in  seinem  Lande  zu  verhindern,  Brandenburg 
konnte  es  benützen,  um  die  Ansprüche  des  Administrators  gegen 
Lothringen  zu  vertheidigen.  Und  so  meinte  der  Markgraf,  mau 
solle  bei  der  fraglichen  Tagsatzung  auch  über  die  Stiftung  des 
Vertheidigungsbündnisses  berathen. 1 

Auf  alle  diese  Vorschläge  ging  Würtemberg  ein.  Um  sie  aber 
auszuführen,  handelte  es  sich  zunächst  darum,  dass  man  noch 
andere  Fürsten  dafür  gewinne.  Derjenige  nun,  auf  dessen  Mit- 
wirkung man  in  beiden  Dingen,  in  der  Unionssache  sowol,  wie  ii: 
der  Strassburger  Angelegenheit  vor  allem  rechnen  konnte,  war 
Churfürst  Friedrich  von  der  Pfalz.  Nur  musste  inan , wenn  man 
ihn  zur  Theilnahme  an  dem  Heilbronner  Tag  bewog,  ihm  zugleich 
das  formelle  Ausschreiben  und  die  Leitung  der  Verhandlungen 
übergeben.  Herzog  Friedrich  bequemte  sich  dieser  Folgerung:  er, 
. der  am  Reichstage  die  Verbindung  mit  der  lutherischen  Partei 
vorzog,  gab  sich  in  der  Strassburger  Sache  und  der  Unions- 
angclegenheit  unter  die  Führung  der  Calvinisteu. 

Bereitwillig,  wie  immer,  übernahmen  die  Churpfälzer,  als  sie 
von  den  Berathungen  der  beiden  Fürsten  hörten,  die  Ausschreibung 
der  Heilbronner  Tagsatzung.  Von  ihnen  berufen,  erschienen  im  März 
15P4  diejenigen  Fürst«  n zu  Heilbronn,  die  wegen  der  Nachbarschaft 
oder  der  Hausintercssen  an  den  Folgen  der  Strassburger  Sache 
betlieiligt  waren:  nämlich  Churpfalz,  Zweibrücken,  Anspach,  Wur- 
temberg  und  Badeu-Durlach  in  Person,  desgleichen  Gesandten  <ler 
Administratoren  Joachim  Friedrich  von  Magdeburg  und  Johann 
Georg  von  Strassburg,  von  denen  jedoch  die  des  letzteren  zu  den 

i Vortrag  der  Anspacher  Gesandten  au  Würtemberg.  1591  März  4. 

(St.  a.  a.  0.) 
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enger»  Verhandlungen  nicht  zugelassen  wurden,  vielleicht  auch 
nicht  einmal  beschrieben  waren. 

Die  vornehmsten  Gegenstände  der  Berathung  waren,  wie  ge- 
sagt, der  Gewinn  des  Bisthnms  Strassburg  für  Johann  Georg  und 
die  Gründung  eines  Bündnisses  zum  Schutz  gegen  widerrechtliche 
Gewalt.  Hinsichtlich  des  erstem  hatte  man  sich  zu  entscheiden 
zwischen  den  schon  erwähnten  Forderungen  Heiurich’s  IV.  und 
den  Verabredungen  von  Würtemberg  und  Anspach.  Denn  der 
französische  Gesandte  Bongars,  der  auf  Anspachs  Anträge  von 
«einem  König  an  die  deutschen  Fürsten  geschickt  war,  erklärte 
drni  Heilbronner  Convent,  er  habe  nur  über  die  zu  stellenden 
Truppen  und  den  mit  Heinrich  IV.  gemeinschaftlich  zu  führenden 
Krieg  gegen  Lothringen  zu  unterhandeln.  Ueber  die  gewünschte 
friedliche  Abfindung  mit  Lothringen  bemerkte  er  — ohne  aus- 
drücklich dazu  beauftragt  zu  sein  — , dass  weder  die  Höhe  der 
dem  König  dafür  in  Aussicht  gestellten  Geldentschädigung  ange- 
niesseu,  noch  ein  anderer  Verzicht  auf  Strassburg  als  eiu  er- 
rungener von  Lothringen  zu  erreichen  sei. 1 Allein  solchen  Vor- 
schlägen gegenüber  zeigte  der  Heilbronner  Convent  dieselbe 
Stimmung,  die  Herzog  Friedrich  von  Würtemberg  gezeigt  hatte. 
Man  blieb  dabei,  dass  Lothringen  durch  König  Heinrich  zur  güt- 
lichen Abtretung  des  Bisthums  bewogen  werden  mü§se.  Gelinge 
ihm  «las,  so  wolle  man  ihm  400,000,  im  Nothfalle  sogar  600,000 
Gulden  erlegen. 2 

Hasch  wie  in  dieser  Sache  kam  man  auch  bei  den  Berathungeu 
über  die  Union  zur  vorläufigen  Vereinbarung  einer  Bundesacte.  3 
beim  Anspach  und  Würtemberg  hatten  sich  ja  bereits  für  den 
Bund  entschieden;  die  übrigen  gehörten  seit  lange  zu  den  eifrigem 
Vertretern  des  Unionsplanes,  und  ausserdem  waren  sowol  durch 
die  niedrigeu  Ansätze  der  zu  leistenden  Hülfe,  als  dadurch,  dass 
man  die  Gesandten  des  Administrators  von  Strassburg,  der  die 
erste»  u»d  gefährlichsten  Ansprüche  an  die  Bundeshülfe  gemacht 
hätte,  vorläufig  von  den  Berathungeu  ausschloss,  die  Haupt- 
Schwierigkeiten  des  Abschlusses  der  Union,  nämlich  bedeutende 
Geldopfer  und  die  Aussicht  auf  schlimme  Verwicklungen,  glücklich 
üttMngen.  Wie  aber  der  Torgaucr  Unionsentw  urf  aus  der  Absicht, 

Bongars  an  den  Heilbronner  Convent.  1594  März  19.  (Sattler  V. 

Anh.  S.  95.) 

1 Sattler  V'.  S.  169.  Heilbronner  Abschied  1594  März  26.  (Archiviuui 

l'nito-Protestantium.  Appendix  S.  2.) 

Ä Mb  114/2  f*.  34. 
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die  gesamrate  protestantische  Partei  gegen  ihre  gcsammten  Feinde 
inner-  und  ausserhalb  Deutschlands  zu  vertheidigen , entsprungen 
war,  die  Heilbrunner  Acte  hingegen  vornehmlich  dem  Bedürfnisse, 
die  aus  Frankreich,  Lothringen  und  Strassburg  über  die  Grenzen 
neutraler  Länder  dringenden  Kriegssehaaren  abzuwehren,  ihre  Ent- 
stehung verdankte,  so  zeigten  sich  in  allen  wichtigen  Bestimmungen 
beider  Entwürfe  dort  die  Folgen  der  allgemeinen,  hier  die  der 
besondern  Veranlassung.  In  der  Torgauer  Acte  kündigten  die 
Unterzeichner  ihre  Absicht  an,  sämmtlichc  protestantische  Stände 
in  das  Bündniss  zu  ziehen , und  noch  während  der  Tagsatzung 
bestimmte  man  die  einzelnen  Stände,  welche  sofort  für  den  Bund 
zu  gewinnen  seien:  in  Heilbronn  begnügte  man  sich,  den  Bund 
als  empfehlenswerth  für  die  verfassungstreuen,  besonders  aber  die  in 
und  um  den  oberrheinischen  Kreis  gesessenen  Stände  zu  bezeich- 
nen , und  auf  weitere  Massregeln  für  die  Zuziehung  anderer  Stände 
war  man  nicht  bedacht.  Die  Torgauer  Acte  verpflichtete  zurVer- 
theidigung  auch  derjenigen  Lande,  welche  dem  Verbündeten  von 
Rechtswegen  zugefallen  sein  würden:  in  Ileilbronn  war  von  künftig 
zu  erwerbenden  Landen  keine  Rede.  Zur  Leistung  der  Bunde*- 
hülfe  hatte  man  in  Torgau  eine  Bundeskassc  errichten  wollen, 
einen  Obersten  und  Ausschuss  bestimmt,  welche  im  Falle  der  Notb 
ein  bedeutendes  Heer  anwerben  sollten : die  Ileilbronncr  Ver- 
sammlung gedachte  den  angegriffenen  Bundesgenossen  durch  einig* 
Fähnlein  Soldaten  zu  schützen,  die  man  einander  im  Falle  der 
Xoth  zuzuschicken  und  auf  eigene  Kosten  zu  unterhalten  hatte. 
Den  Eintritt  und  die  Höhe  der  Bundeshülfe  sollte  nach  der  neuen 
Verfassung  bei  drängender  Gefahr  der  Angegriffene  allein,  sonst 
mit  Zuziehung  von  Kriegsrüthen  seiner  nächstgesessenen  Bundes- 
genossen bestimmen:  ihm  nebst  den  Kricgsräthen  der  Verbündeten 
fiel  auch  der  Oberbefehl  über  das  Bundesheer  zu.  Ob  sie  die  zu 
stellenden  Truppen  durch  Werbung  zusammenbriugen,  oder  die 
militärisch  eingetheilten  und  eingeübten  Unterthancn  zur  Bundes- 
hülfe verwenden  wollten,  stand  den  Verbündeten  frei,  vornehmlich 
aber  fasste  man  die  letztere  Weise  in’s  Auge.  Die  Stärke  der 
einzelnen  Bundescontingente  wurde  einstweilen  nur  für  zwei  Fürsten 
bestimmt:  der  Churfürst  von  der  Pfalz  hatte  als  höchste  gewöhn- 
liche Hülfe  — über  eine  ausserordentliche  und  stärkere  Leistung 
sollten  sieh  im  Nothfalle  die  Bundesgenossen  eigens  vergleichen  — 
0 Fähnlein  Infanterie  zu  je  300  Mann  und  zu  jedem  Fähnlein 
wenigstens  10  Reiter  zu  stellen;  des  Herzogs  von  Zweibrücken 
Hülfe  wurde  bis  zu  3 Fähnlein  Infanterie  bestimmt. 

Eine  Eigentümlichkeit  des  Entwurfes  bestand  darin,  dass  jede 
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Beziehung  auf  den  protestantischen  Charakter  des  Bundes,  die 
Erwähnung  religiöser  Interessen  überhaupt  vermieden  wurde.  Es 
geschah  dies  ohne  Zweifel  aus  Rücksicht  auf  die  rechtgläubigen 
Bedenken  Würtembergs , nach  denen  die  Vereinigung  mit  den 
Calviuisten,  wol  in  politischen,  nicht  aber  in  religiösen  Dingen 
erlaubt  war.  Uebrigens  änderte  es  nichts  an  der  Thatsache,  dass 
der  Bund  von  Protestanten  geschlossen  werden  sollte,  dass  die 
Feinde,  welche  er  fürchtete,  katholische  Mächte  und  der  Grund 
der  Feindschaft  der  Gegensatz  katholischer  und  protestantischer 
Bestrebungen  war. 

Der  Abschluss  der  bescheidenen  Landrettung  wurde  einer  be- 
hindern Zusammenkunft  Vorbehalten.  Vor  derselben  sollte  jeder 
sein  Gutachten  über  die  Verbesserung  des  Entwurfs  dem  Chur- 
(örsten  von  der  Pfalz  zuschicken.  Und  diese  Begutachtung  sowol 
nie  deu  Besuch  der  neuen  Tagsatzuug  gestattete  man  auch  dem 
Administrator  von  Strassburg.  Denn,  wie  gesagt,  der  Schutz  der 
Brandenburger  Ansprüche  in  Strassburg  war  für  die  Branden- 
burger ein  Grund  zur  Betheiligung  an  dem  Unionsversuch,  für  die 
Aengstlichen  und  dem  Administrator  nicht  Verwandten  aber  höchst 
bedenklich.  Diese  letztem  nun  waren  beruhigt , da  der  Entwurf, 
«ie  er  vorlag,  allen  übermässigen  Ansprüchen  an  die  Opferwillig- 
keit der  Bundesgenossen  vorbeugte , da  man  ausserdem  hoffen 
konnte,  die  Strassburger  Sache  werde  bis  zur  nächsten  Tagsatzung 
Ton  Heinrich  IV.  in  Ordnung  gebracht  sein. 

Die  Verhandlungen  über  den  Abschluss  des  Bundes  schienen 
anfangs  ziemlich  gerade  zum  Ziel  zu  führen.  Denn  wenn  auch 
der  inzwischen  gehaltene  Regensburger  Reichstag  durch  die  ander- 
weitigen Geschäfte  Verzögerung  iu  die  Verhandlungen  brachte, 
and  die  dort  vollzogene  Verbindung  Würtembergs  mit  der  lutheri- 
schen Partei  die  Ileilbronner  mit  Misstrauen  erfüllte,  so  war  man 
doch  bis  zum  März  1595  soweit  gekommen,  dass  sämmtliche  Gut- 
achten über  die  Bundesacte  mit  Ausnahme  eines  einzigen  in  Chur- 
fürst  Friedrichs  Händen  waren.  Dies  einzige,  welches  fehlte,  war 
aber  gerade  das  des  Herzogs  von  Würtembcrg.  Und  wenn  ich  nicht 
irre,  so  war  der  andere  Gegenstand  der  Heilbronner  Berathungen,  die 
Strassburger  Sache,  der  Grund  dieses  Mangels  sowol,  wie  des  spä- 
tem Misslingen«  des  Unionsversuches. 

Zwei  Dinge  nämlich  hatte  der  Herzog  nach  und  während  der 
Heilbronuer  Tagsatzung  erfahren:  einmal,  dass  Heinrich  IV.  auf 
die  Zuwuthung,  den  Protestanten  das  Bisthum  Strassburg  ohne 
deren  tkätliche  Mitwirkung  zu  verschaffen,  nicht  eingeheu  werde, 
iodann,  dass  das  Haus  Brandenburg  iu  jenem  Bisthum  hohe 
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Ansprüche  erhebe,  und  doch  mit  fast  allen  zu  deren  Verwirk- 
lichung nüthigen  Opfern  zurückhnlte.  Denn  das  Haupt  der  Bran- 
denburger, der  Churfürst  Johann  Georg,  war  gegen  alles,  was  über 
gütliche  Verhandlungen  mit  Lothringen  hinausging. 1 * Der  Sohn 
des  Churfürsten  und  Vater  des  Administrators  Joachim  Friedrich 
von  Magdeburg,  war  wol  bereit,  seinen  Antheil  an  der  in  Heil- 
bronn  bestimmten  Geldsumme  für  den  Erwerb  des  Stiftes  zu  er- 
legen, allein  den  Waffenstillstand  mit  Lothringen  von  1593  gedachte 
er  in  keiner  Weise  zu  verletzen.  * Zu  diesen  Erfahrungen  kam  nun 
noch  ein  eigenthümlicher  Zwischenfall,  ganz  geeignet,  um  des  Herzogs 
Friedrich  Theilnahme  für  die  Strassburger  Sache  zu  erhöhen,  und 
zugleich  seinen  selbstsüchtigen  Absichten  feste  Gestalt  zu  verleihen. 

Am  Kegensburgcr  Reichstag  nämlich  kam  der  Einfall  der 
liguistischen  Truppen  in  Mümpelgart  wieder  zur  Sprache.  Da 
Friedrich  von  Würtemberg  von  Herzog  Karl  von  Lothringen,  dessen 
Truppen  bei  dem  Einfalle  betheiligt  gewesen  waren,  für  die  auf 
mehrere  hundert  tausend  Gulden  veranschlagten  Schäden  Ersatz 
forderte,  so  hatte  der  Kaiser  eine  Commission  zur  Untersuchung 
der  Sache  ernannt.  Nun  erklärten  die  protestantischen  Stände  in 
ihren  Beschwerden,  dass  Lothringen  der  Untersuchung  ausweiche, 
die  Katholiken  säumten  nicht  mit  der  Gegenerklärung,  dass  Herzog 
Karl  solchen  Beschuldigungen  widerspreche:  der  Magdeburger 
Kanzler  Meckbach  aber  meinte  hier  das  rechte  Mittel  zu  entdecken, 
um  das  Bisthum  Strassburg  den  Protestanten  zu  gewinnen.  Da 
nämlich  von  der  durch  den  Heilbronner  Abschied  bestimmten 
Entschädigungssumme  die  Hälfte  von  dem  Hause  Brandenburg 
erlegt  werden  sollte,  und  selbst  diese  Leistung  den  sparsamen 
Fürsten  zu  schwer  dünkte,  so  machte  er  dem  Herzog  von  Wür- 
temberg, sei  es,  wie  er  später  behauptete,  auf  eignen  Antrieb,  sei 
es,  wie  der  Herzog  erklärte,  auf  Befehl  seines  Herrn,  den  Vor- 
schlag, er  möge  dem  Herzog  von  Lothringen  seine  Forderung 
gegen  Abtretung  des  von  Cardinal  Karl  besessenen  Theiles  von 
Strassburg  erlassen.  Dieser  Theil  solle  dann  demWürtembergischen 
Prinzen  Ludwig  Friedrich  eingeräumt,  und  demselben  einige  Zeit 
später  durch  Resignation  des  Administrators  auch  die  andere  Hälfte 
übergeben  werden.  3 

t Droysen  II.  2 S.  522. 

Joachim  Friedrich  von  Churbrandenburg.  1595  Juni  S.  (B.  XI  237.) 

3 Reuber  an  Gr.  Konrad  von  Tübingen.  1594  Dec.  14.  (St.  a.  a.  O.) 
Würtemberg  an  das  Strassb.  Capitel.  1594  Nov.  12.  Meckbach  (der 
Name  dieses  Mannes  wird  in  Büchern  irrig  Merckelbach  und  Merck- 
bach  geschrieben)  an  Würtemberg.  1594  Sept.  26.  (a.  a.  0.) 
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Was  Meckbach  bei  diesem  Vorschläge  beabsichtigte,  war  Ueber- 
tragung  der  dem  Hause  Brandenburg  angesonnenen  Geldleistung 
auf  Würtemberg.  Ob  er  sonst  in  seinen  Forderungen  an  den 
Herzog  weiter  gegangen  sei,  ob  er  seinen  Plan  bis  in’s  einzelne 
ausgeführt  habe,  ist  mir  nicht  bekannt;  sicher  ist  nur,  dass  des 
Herzogs  Gier  alsbald  erweckt  war,  dass  er  sich  entschloss,  das 
Bisthnm  für  sein  Haus  zu  gewinnen,  wenn  es  auch  mehr  kosten 
sollte,  als  das  Preisgeben  einer  blossen  Forderung,  mehr  als  die 
dem  Hause  Brandenburg  angesonnene  Zahlung.  Zu  dem  Zwecke 
aber  musste  er  vornehmlich  dreierlei  erreichen:  die  Einwilligung 
des  Strassburger  Capiteis  in  die  Wahl  seines  Sohnes,  die  Zu- 
stimmung des  Hauses  Brandenburg  zur  Resignation  des  noch  min- 
derjährigen Johann  Georg,  endlich  — da  Lothringen  so  ohne  wei- 
tem weder  die  an  es  gestellte  Forderung  anzuerkennen,  noch  von 
Strasburg  zu  weichen  gedachte  — den  Beistand  Heinrichs  IV. 
zur  Erwerbung  des  Bisthums.  Am  leichtesten  gelang  ihm  das 
erste.  Denn  dem  Capitel,  welches  die  von  Brandenburg  gehoffte 
Hälfe  nicht  fand,  wurde  auch  die  Herrschaft  dieses  Hauses  wieder  ' 
leid.  Einer  der  Domhorren,  Graf  Ernst  vou  Mansfeld,  von  dein 
wir  nur  sagen  können,  dass  er  seit  September  1594  die  Ersetzung 
Johann  Georgs  durch  den  würtembergischen  Prinzen  betrieb,  nicht 
aber  ob  eigne  Ueberlegung  oder  fremder  Einfluss  ihn  auf  diese 
Oedanken  gebracht  hatte, 1 gewann  seine  Amtsgenossen  für  folgen- 
den Plan:  das  Haus  Brandenburg  soll  bestimmt  erklären,  ob  o« 
die  von  der  Heilbronner  Versammlung  ihm  zugedachte  Geldhülfe, 
überhaupt  dasjenige,  was  Frankreich  für  die  Vertretung  der  prote- 
stantischen Sache  in  Strassburg  verlangen  wird,  leisten  wolle.  Auf 
die  zu  erwartende  Verneinung  dieser  Frage  soll  Brandenburg  zur 
Resignation  des  Stiftes  bewogen,  Johann  Friedrich  aber,  nachdem 
tfin  Vater  sich  zu  jenen  Leistungen  bereit  erklärt  hat,  zum 
Administrator  gewählt  werden.  Diesen  Absichten  gemäss  begann 
der  Herzog  mit  dem  Capitel  über  einen  Vertrag  zu  unterhandeln. 
Er  zeigte  sich  sogar  bereit,  seine  Hülfe  zu  bewilligen,  falls  Johann 
Georg  nicht  sofort  resignire,  wenn  nur  das  Capitel  ihn  versichere, 
dass  es  nach  des  Administrators  Resignation  oder  Tod  einen  seiner 
jüngern  Söhne  erwählen  wolle.  Nur  darüber  waren  beide  Theile 
üoeh  uneinig,  welche  Vortheile  dem  Herzog  zuzusagen,  wie  die 
Rückzahlung  seiner  in  dieser  Sache  aufgewandten  Gelder  zu 


1 Nach  Sattler  (V.  S.  179)  hätte  Meckbach  ihm  den  Gedanken  bei- 
gebracht. Ich  finde  in  den  Acten  keinen  Beweis  dafür. 
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versichern,  und  wie  die  Capitulation  seines  Sohnes  in  einzelnen 
Puncten  zu  fassen  sei. 1 

Wie  nun  aber  wollte  Herzog  Friedrich  den  König  von  Frank- 
reich für  die  Ausführung  seiner  Absichten  gewinnen?  Einige 
Monate  nach  dem  Heilbronner  Tag  erschien  dessen  Gesandter 
Bongars  von  neuem  bei  den  Fürsten,  um  sie  zu  überzeugen,  dass 
ihr  gescheidter  Gedanke,  Heinrich  IV.  solle  ihre  hohen  Ansprüche 
für  einige  hunderttausend  Gulden  durchkämpfen,  bei  diesem  keine 
Aufnahme  fand.  Da  entschloss  sich  Friedrich  in  einer  Besprechung 
mit  Bongars,  den  frühem  Forderungen  des  Königs  theilweise  statt 
zu  gehen:  er  war  bereit,  demselben  Truppen  statt  des  Geldes  zu 
stellen ; nur  sollte  zugleich  der  Sparsamkeit  und  Acngstlichkeit 
der  Fürsten  Rechnung  getragen  werden,  indem  sowol  die  Ansätze 
Heinrichs  in  Betreff  der  Zahl  der  Soldaten  und  der  Dauer  ihrer 
Unterhaltung  um  die  Hälfte  vermindert,  als  auch  über  die  Ver- 
wendung der  Truppen  ganz  veränderte  Bestimmungen  getrotfen 
würden.  Heinrich  IV.  hatte  die  Armee  benützen  wollen,  um  die 
deutschen  Protestanten  in  den  Krieg  erst  mit  Lothringen , dann 
mit  Spanien  und  der  Ligue  zu  verwickeln:  der  Herzog  erklärte, 
erst  müsse  der  König  die  Lothringer  zur  Abtretung  des  Stiftes 
nöthigen,  und  dann  erst,  nachdem  diese  Sache  geordnet  sei,  werde 
man  ihm  die  Truppen  zur  Bekämpfung  seiner  sonstigen  Feinde 
zusenden.  Von  den  Kosten  dieser  Hülfe,  wollte  er  selbst  die 
Hälfte  übernehmen,  das  übrige  dachte  er  Churpfalz,  Brandenburg. 
Zweibrücken,  der  Stadt  Strassburg' und  dem  Capitel  zu.2  Wies 
dann  der  König  dies  Angebot  als  zu  gering  zurück  — und  wie 
konnte  er  anders,  da  die  Kosten  der  Truppenhülfe  nur  auf  600,000 
Gulden,  also  auf  die  Höhe  des  Heilbronner  Anerbietens  berechnet 
wurden?  — für  den  Fall  gedachte  der  Herzog  von  Würtemberg 
weiter  zu  handeln,  indem  er  seine  Forderungen  an  Lothringen, 
und  die  Schulden  des  Königs  an  ihn  zu  Markte  brächte. 3 

Waren  nun  aber  zunächst  die  genannten  Fürsten  zur  Ueber- 

i Actenmässige  Darstellung  der  Verhandlungen  des  H.  mit  dem  Capitel. 
(St.  Strassburg  C.  12.)  Memorial  des  Rittmeister  Schür  an  Würtem- 
berg. 1594.  Mansfeld  an  Schar.  1594  Nov.  5.  Memorial  des  II. 
von  Würtemberg.  1594  Nov.  5.  Würtemberg  an  Churpfalz.  1594 
Nov.  7.  Gr.  Adolf  v.  Solms  und  Reuber  an  das  Strassburger  Capitel. 
1594  Dec.  4.  Das  Capitel  an  Würtemberg.  1595  Jan.  G,  Febr.  10. 
(St  Strassburg  C 11,  12.) 

* Würtemberg  an  Bongars.  1594  Dec.  17.  Mansfeld  au  Bongars. 
Dec.  18.  (M6m.  de  Bongars  II.) 

3 Würtemberg  an  Churpfalz.  1594  Nov.  7 (St.  Strassburg  C.  11.) 
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nähme  der  ihnen  vom  Herzog  zugewiesenen  Lasten  bereit?  Man 
sollte  denken,  dass  zur  Entscheidung  dieser  Frage  die  durch  den 
Heilbrunner  Abschied  bestimmte  Tagsatzung  eine  günstige'Gelegen- 
heit  bot.  Und  dennoch  war  es  gerade  der  Herzog  Friedrich,  dem 
deshalb,  weil  er  mit  seinem  Gutachten  über  die  Landrettung  zu- 
röckhielt,  schon  seit  Juli  1594  die  Schuld  der  Verzögerung  dieses 
Conventes  zugeschrieben  ward. 1 Welche  Gründe  ihn  dabei  leite- 
ten, können  wir  nur  vermuthen.  Es  ist  wahrscheinlich,  dass  er 
die  Versammlung  deshalb  verzögerte,  weil  er  zu  gleicher  Zeit  über 
meinen  Plan  mit  Frankreich  zu  verhandeln  wünschte,  zu  dieser 
Unterhandlung  aber  erst  in  einer  von  Heinrich  IV.  vertrösteten 
Tagsatzung  die  rechte  Gelegenheit  erblickte.  Der  König  von' 
Frankreich  nämlich  hatte,  als  er  die  Heilbronner  Beschlüsse 
erfuhr  und  als  unannehmbar  erkannte,  die  Absicht  eines  gemein- 
schaftlichen Unternehmens  mit  den  deutschen  Fürsten  aufgegeben 
und  die  Friedensverhaudlungen  mit  dem  Herzog  von  Lothringen 
nachdrücklich  wieder  begonnen.  Zwar  vergass  er  dabei  nicht, 
die  Strassburger  Sache  unter  seinen  Forderungen  aufzuführen, 
allein  er  gedachte  hinsichtlich  ihrer  nur  noch  das  zu  erreichen, 
*as  sich  in  Güte  erreichen  liess.  Und  so  stellte  und  mässigte  er 
seine  Forderungen  in  zwei  Hauptabsätzen:  an  erster  Stelle  ver- 
langte er,  dass  der  Sohn  des  Herzogs  gegen  eine  Entschädigung 
mit  französischen  Beneficien  das  Bisthum  abtrete , sei  es  an  den 
Administrator  selbst,  sei  es,  wenn  er  dies  weigere,  an  einen  katho- 
lischen Domherrn,  der  bereit  wäre,  es  hinterher  dem  Administrator 
zu  überlassen.  Wurde  dies  abgewiesen  — und  der  König  kannte 
den  Entschluss  Lothringens,  hierin  nicht  nachzugeben,  — so 
*ollte  er  schliesslich  nur  die  Schleifung  der  Befestigungen,  welche 
Lothringen  seit  den  jüngsten  Unruhen  im  Stifte  erbaut  hatte,  be- 
gehren. Zum  Lohne  für  einen  die  deutschen  Fürsten  befriedigen- 
den Ausgleich  aber  sollten  diese  ihm  die  Unterhaltungskosten  von 
W Mann  zu  Fuss  und  800  Mann  zu  Pferde  möglichst  viele 
^hre  lang  erlegen. 

Im  August  des  Jahres  1594  war  Heinrich  mit  diesen  Ver- 
handlungen so  weit  gekommen,  dass  auf  den  December  ein  Tag 
uach  Metz  zum  Abschlüsse  derselben  bestimmt  ward:  hier  sollte 
Harlay  de  Sancy  als  Vertreter  Frankreichs  erscheinen,  es  sollten 
sich  zugleich  Gesandte  der  an  der  Strassburger  Sache  betheiligten 
Fürsten  einfinden,  um  sich  an  der  Unterhandlung  zu  betheiligen, 

1 Charpfalz  an  Zweibrücken.  1594  Juli  6.  (Mb  114/2  f.  2.)  Ders.  an 

Würtemberg.  1595  März  7.  (a.  a.  0.  f.  58.) 

<es  30jihr.  Krieg«  I.  (J 
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soweit  sie  diese  Angelegenheit  betraf, 1 Auch  hatte  Heinrich  schon 
die  Fürsten  zur  Beschickung  der  Tagsatzung  aufgefordert,  als  er 
seinem  Bevollmächtigten  Sancy  so  viele  andere  Geschäfte  aufzu- 
tragen hatte,  dass  sich  die  Sendung  desselben  bis  in  den  August 
1595  verzog. 

Herzog  Friedrich,  so  scheint  es,  wollte  nun  diese  Versamm- 
lung beschicken,  aber  er  wollte  nicht  zu  einem  friedlichen  Aus- 
gleiche helfen,  sondern  er  gedachte  dort  seine  neuen  Anerbietun- 
gen vorzubringen,  er  wollte  den  König  dazu  bewegen,  dass  er  seine 
Entschliessung  ändre  und  Lothringen  mit  Güte  oder  Gewalt  zur 
Abtretung  des  Bisthums  an  die  Protestanten  nöthige.  Nach  Hein- 
richs Ansicht  war  aber  die  Abtretung  durch  keine  Unterhandlung, 
sondern  nur  durch  Zwang  zu  erreichen;  er  hätte  also,  um  den 
Herzog  zu  befriedigen,  den  Waffenstillstand  mit  Lothringen  und 
den  fast  sichern  Frieden  mit  neuem  Kriege  vertauschen  müssen. 
Hierzu  war  er,  als  der  Bund  der  Liguistcn  noch  fest , der  Papst 
noch  unversöhnlich  war,  nur  für  den  Preis  eines  Offensivbundes 
mit  den  deutschen  Fürsten  bereit  gewesen:  jetzt,  da  die  Häupter 
der  Ligue  nach  einander  zu  ihm  übertraten , da  die  Absolution 
des  Papstes  in  naher  Aussicht  stand,  und  der  Krieg  gegen  Spanien 
die  Zusammenfassung  all’  seiner  Mittel  erheischte , war  ihm  auch 
dieser  Preis  zu  hoch , und  das  um  so  mehr,  weil  der  Krieg  mit 
Lothringen  den  Liguistcn  einen  neuen  Rückhalt  geboten,  und  die 
Eroberung  eines  katholischen  Bisthums  für  einen  protestantischen 
Fürsten  ihm  den  Papst  von  neuem  entfremdet  hätte.  Fortan  ge- 
dachte der  König  den  protestantischen  Fürsten  nur  solche  Vor- 
theile zu  erwerben,  die  Lothringen  ihm  gütlich  einräumen  werde 


l Heinrichs  Instruction  für  Bongars  1594  Aug.  G.  (Mcm.  de  Bon- 
gars  III  f.  51.)  Drei  Monate  nach  der  Abfassung  dieser  Instruction 
vereinbarte  Heinrich  mit  dem  lothringischen  Gesandten  Bassompierre 
die  Artikel  des  Friedens  zu  St.  Germain  an  Laye.  Definitiv  ge- 
schlossen war  damit  aber  der  Friede  noch  nicht,  wie  u.  a.  die  Worte 
zeigen : la  trefve  qu’il  a este  trouve  bon  continuer  jusques  ä la  fin 
de  la  presente  annee  avant  que  venir  ä la  publication  et  executioo 
du  present  traite.  Da  der  Admin.  Strassburg  und  sein  Capitel  nach 
diesen  Artikeln  in  dem  Frieden  einbegriffen  sein  sollten,  zwischen 
ihnen  und  Lothringen  aber  verschiedene  Streitigkeiten  wegen  Ver- 
letzung des  Strassbnrger  Pacificationsabschicdes  schwebten  (siehe 
unten),  so  musste  zur  Vollendung  des  Friedenswerkes  zwischen 
ihnen  und  Lothringen  noch  ein  Ausgleich  getroffen  werden.  (Text 
der  Friedensartikel  u.  a.  bei  Cayet,  ebronique  novenaire.  Petitot, 
collection  des  memoires  etc.  42  S.  329.) 
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and  dafür  eine  so  hoho  Geldhiilfc  sich  von  ihnen  zahlen  zu  lassen, 
wie  sie  der  Gesandte  eben  erringen  könne. 1 

Indess  die  wirklichen  Ansichten  des  Königs  und  die  wirk- 
liche Lage  der  Dinge  störten  die  würtembergischen  Erwägungen 
keineswegs.  Erst  im  Jahre  1595  finden  wir,  dass  des  Herzogs 
Rathgeber  sich  mit  dem  Gedanken  befassten,  man  werde  sich  wol 
entscbliessn  müssen,  gegen  Lothringen  in  Gemeinschaft  mit  König 
Heinrich  auch  kriegerische  Massregeln  zu  ergreifen. 2 Ein  Ent- 
schluss aber  ist  darüber  nicht  gefasst.  Einstweilen  dachte  der 
Herzog  dem  Könige  das  Bisthum  durch  langsames  und  stufenweises 
Angebot  abzuhandeln:  damals,  als  der  Plan  des  Königs  bereits 
entschieden  war,  und  er  die  Ausführung  desselben  durch  die  Be- 
denken der  deutschen  Fürstsn  schwerlich  zu  verzögern  gedachte! 
Min  wird  diese  naiven  Berechnungen  des  Herzogs  unbegreiflich 
finden,  wenn  man  nicht  bedenkt,  dass  eine  bei  den  Reichsfürsten 
seim Zeit  fast  allgemeine  Eigenschaft  bei  ihm  in  besonderer  Aus- 
bildung erscheint*  diese  Herren  ohne  Macht  und  ohne  genaue 
Kenntniss  grossartiger  politischer  Verhältnisse  befriedigten  ihr  Ver- 
langen nach  selbständiger  Politik,  indem  sie  auf  Grund  einer 
kalben  Erkenntniss  der  Lage  der  Dinge,  im  Vertrauen  auf  fremde 
Mittel,  über  die  sie  nicht  zu  verfügen  hatten,  grpsse  Projecte  von 
lindergewinn,  von  Kriegen  und  Umgestaltung  der  politischen 
Machtverbältnisse  entwarfen,  um  schliesslich  in  windigen  Ver- 
tändlungen über  windige  Pläne  ihre  Wichtigkeit  zu  erproben. 
& gab  nur  ein  Gebiet , auf  dem  sie  die  Verhältnisse  genauer 
kannten,  das  Reich  nämlich  und  seine  ständischen  Institute;  hier 
*ar  ihre  Politik  eine  consequente,  weil  sie  nicht  durch  neue 
schöpferische  Gedanken,  sondern  durch  das  Herkommen  bestimmt 
*ar,  sie  war  eine  erfolgreiche,  weil  nicht  die  kühne  und  gewalt- 
atne  That,  sondern  das  zähe  Behaupten  und  ein  nur  gelegentliches 
rod  gefahrloses  Durchführen  erhobener  Ansprüche  gefordert  ward. 

Wenn  indess  Würtemberg  aus  dem  angegebenen  Grunde  die 
protestantische  Tagsatzung  verschleppte,  so  kam  es  damit  nicht 
m seinem  Ziele.  Denn  nachdem  der  Churfürst  Friedrich,  getrieben 
von  der  Ungeduld  der  andern,  die  Tagsatzung  zweimal  vergeblich 
angesetzt  hatte,  geschah  es,  dass  der  Administrator  von  Magde- 
hurg  mit  dem  Markgrafen  Georg  Friedrich  in  Anspach  zusammen- 
'raf,  und  beide  sich  über  einen  Besuch  des  Churfürsten  Friedrich 

1 S&ncy  an  Bongara.  1594  Nov.  27.  (Memoires  de  Bongars  III  f.  24.) 

Sancys  Auftrag  für  Bongars  an  Anspach.  1595  Aug.  20.  (a.  a.O.  II  f.  35). 

1 Enzlin  an  Würtemberg.  1595  Juni  17.  (St  Strasaburg  C 12.) 
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verglichen.  Auf  die  Ankündigung  dieses  Besuches  meinten  sie, 
werden  auch  Würteraberg,  Zweibrücken,  Baden  und  der  Admini- 
strator von  Strassburg  nach  Heidelberg  berufen  werden,  damit 
man  gemeinschaftlich  die  beiden  Punkte  des  Heilbronner  Abschieds 
in’s  reine  bringen  könne.  Und  da  sie  ferner  mit  der  Absicht  um- 
gingen, sich  der  Administration  der  Jülicher  Lande  in  Gemein- 
schaft mit  Neuburg  und  Zweibrticken  und  mit  Hülfe  der  Staaten 
und  protestantischer  Landstände  zu  bemächtigen , so  hofften  sie 
auch  für  diesen  Plan  sich  des  Beistandes  der  versammelten  Fürsten 
zu  versichern:  eine  Hoffnung  freilich,  die  so  eitel  war,  dass  ihren 
Untergang  zu  erzählen  sich  nicht  verlohnt. 1 

Die  Churpfälzer  benutzten  in  der  That  den  Besuch  der 
Brandenburger,  um  die  übrigen  in  Heilbronn  zusammengewesenen 
Fürsten  nach  Heidelberg  zu  berufen.  Ihrer  dritten  Einladung 
aber  glaubte  Herzog  Friedrich  nicht  mehr  widerstehen  zu  dürfen; 
und  so  begab  er  sich  im  Juni  1595  zu  der  neuen  Tagsatzung, 
ohne  dass  er  auf  seine  Anträge  von  Heinrich  IV.  eine  Entschei- 
dung erlangt  hätte. 

Indess  auch  ohne  diese  Entscheidung  klärte  der  Heidelberger 
Tag  den  Herzog  über  die  Nichtigkeit  seiner  Pläne  auf.  Penn 
beide  Fragen,  ob  Brandenburg  das  Bisthum  Strassburg  aufzugeben, 
und  ob  die  andern  Fürsten  über  die  in  Heilbronn  bestimmte« 
Geldleistungen  hinauszugehen  gedächten,  fanden  jetzt  ihre  Beant- 
wortung. Ais  das  Strassburger  Capitel  die  Brandenburger  Fürsten 
ersuchte,  entweder  dasjenige  zu  leisten,  was  König  Heinrich  für 
die  Vertreibung  des  Cardinais  von  Lothringen  verlange,  oder  den 
Uebergang  des  Stiftes  an  Wtirtemberg  zu  genehmigen,  erhielt  es 
die  Antwort,  da  Brandenburg  leisten  wolle,  was  in  Heilbronn  be- 
schlossen sei,  so  könne  die  Abtretung  des  Stiftes  von  ihm  nicht 
verlangt  werden.  Das  Capitel  erinnerte  darauf,  dass  mit  dem 
Heilbronner  Anerbieten  bei  König  Heinrich  nichts  auszurichten 
sei,  dass  man  folglich  zu  grösseren  Opfern  bereit  sein  müsse: 
aber  dieser  Zuinuthung  gegenüber  fand  Brandenburg  die  Unter- 
stützung von  Churpfalz  und  Baden,  mit  ihnen  setzte  es  einen 
Mehrheitsbeschluss  durch , vermöge  dessen  weder  die  im  vorigen 

* Der  Admin.  Strassburg  an  Churpfalz.  1595  März  20.  (Mb  lHji 
f.  GO.)  Kolbinger  an  F.  Christian  von  Anhalt.  1595  Juni  7.  (Mb 
II3/3  f.  167.)  Der  Administrator  von  Magdeburg  an  Churbranden- 
bürg.  1595  Juni  8.  (B  XI 237.)  Ders.  an  dens.  1595  Juni  30.  (B  XXX^ 
D lit.  m.)  Concept  eines  Anbringens  Magdeburgs,  Anspachs,  Zwei- 
brückens  und  der  neuburger  Bevollmächtigten  an  die  Heidelberger 
Versammlung,  (a.  a.  0.) 
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•Jahre  bestimmte  Geldsumme,  noch  die  an  die  Erlegung  derselben 
geknüpfte  Bedingung  verändert  ward. 

Diese  Berathungen  führten  zu  einem  Streite  der  ver- 
schiedenen Meinungen,  der  mit  einer  verbitterten  Stimmung 
endete.  Es  kam  so  weit,  dass  der  Markgraf  von  Anspach  dem 
Herzo;  Friedrich  zurief : ‘euer  Liebden  scheinen  zu  glauben,  wir 
seien  hierher  gekommen  , um  ihre  Narren  zu  spielen/  Um  dann 
noch  alles  zu  verderben , war  gerade  in  jener  Zeit  der  Churfürst 
von  der  Pfalz  wegen  des  Geleitrechts  in  der  Gegend  von  Sins- 
heim mit  dem  Herzog  von  Würtemberg  in  einen  Streit  gerathen. 
Und  da  man  letzterm  nun  in  keiner  Sache  nachgab , so  trieb  ihn 
>eiue  heftige  Natur,  d e Gier,  mit  der  er  bei  wichtigen  Angelegen- 
heiten auf  kleinlichen  Interessen  zu  bestehen  pflegte,  zum  gewalt- 
samen Abbruche  aller  Verhandlungen.  Er  reiste  plötzlich  von 
Heidelberg  ab  und  Oberliess  es  seinem  Kanzler  Enzlin,  das  Er- 
gehniss der  fernem  Berathungen  „ad  referendum“  zu  nehmen.1 

Hierdurch  und  durch  die  blosse  Wiederholung  der  Ileilbronner 
Beschlüsse  war  das  Misslingsn  des  Versuches,  den  Cardinal  von 
Lothringen  durch  König  Heinrich  aus  Strassburg  zu  verjageu, 
entschieden.  Nun  beruhte  aber  die  im  vorigen  Jahre  entworfene 
I nion  auf  der  Voraussetzung,  dass  der  Besitz  des  Bisthums  dem 
Harkgrafen  Johann  Georg  durch  Frankreich  zu  gewinnen,  durch 
4ie  Unirten  zu  schützen  sei.  Da  diese  Hoffnung  sich  als  trüge- 
risch erwies,  so  darf  man  vermuthen , dass  die  Brandenburger 
nunmehr  einen  ausgedehnteren  Schutz  der  Ansprüche  Johann 
Georgs  von  der  Union  verlangten,  den  Uebrigen  aber  jeder  Schutz 
desselben  zu  gefährlich  erschien.*  Gewiss  ist,  dass  in  der 
Bundesangelegenheit  nur  ein  Scheinbeschluss  gefasst  wurde.  Man 
verfertigte  uämlieh  einen  neuen  Unionsentwurf,  der  die  von  der 
ileilbronner  Acte  den  Chnrpfälzern  und  Würtembergern  zugedachte 

1 Aubringen  der  Gesandten  des  Strassburger  Capitels  an  die  Branden- 
burger Fürsten.  1695  Juni  19.  Replik  derselben  an  dieselben.  Juni  23. 
(St  Strassburg  C 12)  der  Admin.  von  Magdeburg  an  Churbrandenburg. 
1595  Juni  30.  (B  35  D lit.  m.)  Kolbinger  an  Dohna.  1595  Juni  24. 
<Mb  U3/3  f- 174.)  Heidelberger  Abschied.  1593  Juni  23.  (Ma  545/jj  f.  52.) 

1 Zwei  Thatsachen  bestätigen  diese  Vermuthung  : einmal  dass  Enzlin 
in  einem  bei  Gelegenheit  der  Heidelberger  Berathungen  abgestatteten 
Gutachten  die  Union  bloss  aus  dem  Gesichtspuncte  der  ihr  zufallen- 
den Vertretung  der  protestantischen  Ansprüche  in  Strassburg  auffasst, 
sodann,  dass  Baden  einen  Bund  bloss  zwischen  ihm  selbst,  Chur- 
pfalz und  Würtemberg,  also  mit  Ausschluss  der  Brandenburger  ver- 
schlug. (Bedenken  Enzlins.  0.  D.  St  Strassburg  C.  12.) 
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Bundeshtilfe  um  ein  bedeutendes  verminderte, 1 und  von  dem 
Kolbinger  meint,  er  verspreche  Niemanden  den  geringsten  Schutz.* 
Ausserdem  aber  behielt  man  sich  die  Ratification  des  Entwurfes 
vor,  und  wenngleich  ich  nicht'  weiss,  ob  dieselbe  erfolgt  ist, 3 so 
ist  doch  soviel  gewiss,  dass  der  Bund  kein  Lebenszeichen  von 
sich  gegeben  hat. 

Die  Union  also  kam  nicht  zu  Stande  ; die  Heilbronner  Beschlüsse 
hinsichtlich  Strassburgs,  welche  man  einfach  wiederholte,  hatte 
Heinrich  IV.  schon  lange  als  unannehmbar  bezeichnet;  und  so 
wären  die  von  Wtirtemberg  und  Anspach  gefassten  Pläne  völlig 
misslungen,  wenn  sie  nicht  den  einen  Erfolg  gehabt  hätten,  dass 
König  Heinrich, 'wie  oben  erzählt  ist,  seine  Gegenvorschläge  dar- 
auf entworfen  hatte,  und  dieselben  durch  seinen  Gesandten  Sancy 
auszuführen  versprach.  Dieser  nun  erschien,  um  das  Versprechen 
zu  erfüllen,  im  August  1595  zu  Strassburg;  er  hatte  den  Auftrag, 
r mit  den  Vertretern  Lothringens  und  des  Administrators,  unter 
Zuziehung  der  Bevollmächtigten  der  in  Heilbronn  zusammen  ge- 
wesenen Fürsten  und  der  Stadt  Strassburg,  über  die  Befriedigung 
der  um  das  Elsässer  Bisthum  streitenden  Parteien  zu  handeln. 
Erst  in  den  letzten  Tagen  des  August  kamen  die  Conferenzen 
darüber  zu  Stande;  sie  wurden  begonnen  in  Strassburg,  fortgesetzt 
in  Hagenau  und  gelangten  zum  Abschlüsse  in  Saarburg  am 
20.  des  genannten  Monats. 4 

Natürlich  konnte  bei  diesen  Verhandlungen  das  Ansinnen, 
dass  der  Cardinal  von  Lothringen  das  Stift  an  den  Administrator 
oder  einen  katholischen  Domherrn  freiwillig  abtrete,  im  Ernste 
nicht  gestellt  werden.  Es  kam  vielmehr  die  dritte  der  früher  vom 
König  in  Aussicht  genommenen  Forderungen,  nämlich  die  Scldei- 
* fung  der  Befestigungen,  welche  Lothringen  im  Bisthum  errichtet 

hatte,  in  ernstliche  Erwägung.  Diese  Befestigungswerke  waren 
aber  errichtet  um  Benfeld,  Zabern  und  Molzheim. 5 Ausserdem 
hatte  Heinrich  inzwischen  noch  bedacht,  dass,  wenn  er  den  Admi- 
nistrator nicht  vollständig  zu  befriedigen  vermöge,  er  ihm  wenigstens 


t Enzlin  an  Würtemberg.  1595  Juni  26.  (A.  a.  0.) 

2 Kolbinger  an  Dohna.  1595  Juni  24.  (Mb  1 13  3 f.  174.) 

3 Würtemberg  erklärte  sich  für  die  Ratification  (an  Enzlin.  1595 
Juni  27.  St  a.  a.  0.) 

4 Werbung  Bongars’  bei  Anspach.  1595  Sept.  3.  (B  XI  237.)  Bongars 
an  Camerarius.  1595  Sept.  17.  (Bongarsii  epist.  ad  Cauierarium  S.  251.) 
Röhrich,  Gesch.  der  Reformation  im  Eisass  III  S.  87. 

5 Sancy  an  Bongars.  1594  Nov.  27.  (Mem.  de  Bongars  III  f.  24.) 
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den  Besitz  dessen,  was  er  habe,  einstweilen  sichern  und  einem 
Heuen  Ausbruche  der  Unruhen  in  Strassburg  zuvorkommen  könne. 
Er  glaubte,  dies  zu  erreichen,  wenn  beide  Parteien  sich  ver- 
pflichteten, einander  in  ihrem  Besitze  nicht  zu  stören,  bis  der 
llauptstreit  durch  die  vom  Kaiser  ernannte  Fürstencommission 
gütlich  oder  rechtlich  entschieden  sei.  Denn  freilich  war  ein 
solcher  Vergleich,  wie  vorher  erwähnt  ist,  schon  im  Jahre  1593 
geschlossen;  aber  damals  war  Niemand  bestellt,  der,  mit  der 
uöthigen  Macht  ausgerüstet,  die  Ausführung  des  Vertrages  gesichert 
hätte,  and  schon  ein  Jahr  nach  seinem  Abschlüsse  klagte  der 
Administrator  vergeblich  über  die  Verletzung  desselben  von  Seiten 
des  Cardinais. 1 Jetzt  war  Heinrich  IV.  bereit,  nicht  nur  den 
Vergleich  zu  erneuern,  sondern  auch  selbst  die  Bürgschaft  für 
seine  Ausführung  zu  übernehmen. 

Es  gelang  in  der  That  dem  französischen  Gesandten , die 
Lothringer  und  den  Administrator  zur  Annahme  der  letztem  For- 
derung zu  bewegen;  und  hinsichtlich  der  erstem  versprach  ihm 
Lothringen  wenigstens  die  Schleifung  des  Forts  zu  Benfeld.  Am 
20.  September  wurde  demgemäss  der  Vertrag  zu  Saarburg  geschlos- 
sen und  am  22.  November  genehmigte  Heinrich  IV.  das  dabei 
abgelegte  Versprechen  seines  Gesandten,  dass  er  demjenigen  von 
den  Strassburger  Prätendenten,  dessen  Besitz  durch  den  andern 
gewaltsam  und  vor  der  rechtlichen  Entscheidung  verletzt  werde, 
bewaffnete  Hülfe  leisten  werde. 2 Allein  da  der  König  solche 
Vortheile  den  Fürsten  keineswegs  umsonst  zu  erringen  gedachte, 
*o  hatte  er  seinem  Gesandten  den  weitern  Auftrag  gegeben,  ein 
deutsches  Infanterie-Regiment  von  3000  Mann  zu  werben  und  zur 
Inürhaltung  desselben  sich  möglichst  grosse  Beisteuern  von  den 
Reichsständen  zu  erbitten.  Noch  bevor  der  Saarburger  Vertrag 
erhandelt  war,  begehrte  daher  Sancy  als  Bedingung  der  französi- 
schen Vermittlung  und  unter  der  Voraussetzung,  dass  die  vor- 
erwähnten beiden  Forderungen  gewährt  würden,  ein  Anlehen  von 

500.000  Gulden.3  Die  meisten  der  interessirten  Stände  nahmen 
dies  Begehren  an  sich  günstig  auf,  allein  in  hergebrachte  Weise 
»ccordirtcu  sie  die  Summe  herunter  und  stellten  die  Bedingungen 
höher.  Die  Churpfälzer  erklärten  sich  zu  einem  Beitrage  von 

20.000  H.  bereit,  falls  nicht  nur  die  Strassburger  Festungen  ge- 

1 Sattler  V,  S.  179. 

2 Schöpflin , Alsatia  diplomatica  II.  S.  479.  Kentziuger,  documents 
historiques  tires  des  archives  de  Strasbourg  I.  S.  184. 

3 Sancys  Auftrag  für  Bongars.  1595  Aug.  20.  (Mem.de  Bongarsll  f.  35.) 
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schleift  , sondern  auch  das  deutsche  Regiment  möglichst  nahe  an 
der  Grenze  der  Franche  Comte  gehalten  und  Churpfalz  in  den 
Frieden  zwischen  Frankreich  und  Lothringen  eingeschlossen 
werde.1 2  Vom  Hause  Brandenburg,  von  dem  Sancy  100,000  Gul- 
den begehrt  hatte,  liess  sich,  wie  es  scheint  , bloss  der  Markgraf 
von  Anspach  zu  einem  Anlehen  von  14,000  Gulden  herbei;*  und 
der  Markeraf  Ernst  Friedrich  von  Baden  scheint  sich  vollends 
damit  begnügt  zu  haben,  dass  er  ein  bei  seinem  damaligen  Streite 
mit  dem  Markgrafen  Eduard  Fortunat  geworbenes  Regiment  - dem 
Sancy  überliess  und  somit  demselben  die  Mühe  der  Werbung 
ersparte. 3 Der  freigebigste  war  auch  diesmal  wieder  der  Herzog 
Friedrich  von  Würtemberg,  welcher  sich,  sei  es,  dass  die  hohen 
Zinsen  ihn  lockten, 4 sei  es,  dass  er  sich  für  seine  später  wieder 
aufgenommenen  Verhandlungen  zur  Abtretung  Strassburgs  das 
dortige  Capitel  noch  günstiger  stimmen  wollte,  zu  einem  Anlehen 
von  45,000  Kronen  herbeiliess. 5 6 Neben  ihm  bewilligte  noch  die 
Stadt  Strassburg  eine  wahrscheinlich  hohe  aber  nicht  genau  zu 
bestimmende  Summe.  * 

Sancy  nahm  das  Geld  an,  erfüllte  dann  durch  den  Saarburger 
Vertrag  einen  Theil  seiner  Zusagen  und  stellte  auch  die  Chur- 
pfälzer bezüglich  der  Verwendung  der  deutschen  Truppen  zufrieden. 
Als  freilich  das  Geld  erlegt  war,  zerstörte  weder  Lothringen  das 
Fort  Benfeld,  noch  liess  König  Heinrich  sich  abhalten,  die  Trup- 
pen nach  der  Picardie  zur  Belagerung  von  la  F&re  zu  berufen.  7 

Der  Versuch  der  protestantischen  Fürsten  also,  das  Bisthum 
Strassburg  sich  durch  Frankreich  erobern  zu  lassen,  endigte  mit 
einer  Erneuerung  des  Waffenstillstandes  von  1593;  der  Versuch 
Heinrich’s  IV.,  die  protestantischen  Fürsten  zum  Kampfe  gegen 
Spanien  mit  sich  zu  verbinden , brachte  ihm  nichts  als  ein  massi- 
ges Darlehen  zu  Wege.  Trotz  dieses  kleinen  Ergebnisses  grosser 
Entwürfe  wurden  dieselben  in  den  folgenden  Jahren  von  beiden 
Theilen  nacheinander  wieder  aufgenommen,  und  zwar  zunächst 


1 Gutachten  churpfalz.  Räthe.  1596  Febr.  10.  (Ma  543/j  f.  57.) 

2 Obligation  Sancys.  1595  Sept.  30.  (Mcm.  de  Bongars  II  f.  41) 

8 Schöpflin,  hist.  Zaringo  — Badensiß  IV  S.  94. 

4 Vgl.  S.  72  Amu.  2. 

5 Verzeichniss  der  würtembergischen  Anlehen  an  Frankreich  1603. 
(St  Alenvon.  Acten  III.) 

6 Discours  fait  par  Sancy.  Memoires  de  Villeroy  (Paris  1665)  ni  S.  172. 

7 Heinrich  IV.  an  Churpfalz.  1594  Nov.  23.  (Lettres  missives  de 
Henri  IV  B.  IV  S.  460.)  Kolbinger  an  Dohna.  1595  Dec.  30.  (Mb 
llS/3  f.  188.) 
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der  Plan  des  Königs  Heinrich,  indem  diesem  die  Gelegenheit 
dazu  durch  ein  Unternehmen  geboten  ward,  welches,  vom  Stand- 
punkte der  französischen  Geschichte  hochwichtig,  in  seiner  Be- 
ziehung zu  den  deutschen  Dingen  aber  von  so  geringer  Bedeu- 
tung ist,  dass  es  füglich  als  ein  Nachspiel  dieser  französisch- 
strassburgi sehen  Verhandlungen  erzählt  werden  kann. 

Zu  Anfang  des  Jahres  1596  schwankte  Heinrichs  Geschick 
zwischen  grossen  Hoffnungen  und  grossen  Gefahren.  Einerseits 
war  die  Empörung  seiner  Unterthanen  am  Erlöschen  und  die  Zeit 
ihrer  gänzlichen  Unterdrückung  schien  nicht  mehr  fern;  zugleich 
aber  hatten  die  Spanier  unter  Führung  des  Grafen  Fuentes  so 
gefährliche  Fortschritte  im  Norden  seines  Reiches  gemacht,  und 
waren  die  Geldmittel  des  Königs  so  tief  erschöpft,  dass  er,  wenn 
ohne  Hülfe  gelassen,  nach  der  Ansicht  des  niederländischen 
Gesandten  einen  Frieden  mit  Philipp  II.  nicht  verweigern  konnte. 1 * 
£inen  solchen  Frieden  betrieb  damals  Papst  Clemens  VIII.,  ihn 
zu  hindern  war  das  Ziel  der  Königin  Elisabeth  von  England. 
Sie  bot  daher  im  Januar  1596  dein  König  Heinrich  ein  gross- 
artigfes  Schutz-  und  Trutzbündniss  gegen  Spanien  an,  für  welches 
nicht  nur  England,  sondern  auch  die  Staaten,  Schottland  und  die 
protestantischen  Fürsten  zu  gewinnen  seien.  'L  Dies  Anerbieten, 
von  Heinrich3  und  den  Staaten  gleichsehr  gewünscht,  hatte  noch 
in  demselben  Jahre  ein  englisch-französisch-niederländisches  Bürnl- 
niss  zur  Folge.  Und  da  iu  demselben  bestimmt  ward,  dass  man 
alle  von  Spanien  bedrohten  Mächte , vornehmlich  Schottland  und 
Dänemark,  Venedig  und  die  vornehmem  protestantischen  Reichs- 
fürsten zum  Beitritt  zu  bewegen  suchen  werde,  so  erschien  im 
December  1596  der  französische  Gesandte  Anccl  in  Anspach,  um 
bei  dem  dort  anwesenden  Churfürsten  von  der  Pfalz  die  Einladung 
der  deutschen  Fürsten  zu  beginnen.  4 

"Wie  Heinrich  IV.  vor  3 Jahren  seinen  Bundes  - Antrag  den 
deutschen  Fürsten  dadurch  annehmlich  zu  machen  gesucht  hatte, 
dass  er  ihnen  die  Befriedigung  ihrer  besondern  Ansprüche  in  der 
Strassburger  Sache  in  Aussicht  stellte,  so  sagte  er  ihnen  jetzt  als 
Preis  ihres  Eintrittes  in  den  Bund  die  Vertheidigung  der  Jülichcr 
Lande  gegen  bewaffnete  Eingriffe  des  Kaisers  oder  Spaniens  zu; 

1 Deventer,  Gedenkstukken  van  Johan  v.  Oldenbarnevelt  II  S.  93.  Anm. 

1 Deventer  II  Vorrede  S.  17  und  die  dort  angeführten  Actcnstücke, 
besonders  Nr.  93. 

3 Vgl.  u.  a.  Heinrich  IV  an  Elisabeth.  1595  Oct.  5.  (Lettres  missi- 
ves  III  S.  417.) 

4 Ancela  Werbung  bei  Churpfalz.  1596  Dec.  -27.  (Ma  543/ 1 f.  254.) 
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ja  noch  eher  als  sein  eigener  Gesandter  erschien  ein  Abgeordneter 
der  Staaten  am  Ifofe  des  Administrators  von  Magdeburg,  welcher 
den  intcressirtcn  Fürsten  zur  eigenmächtigen  Ergreifung  der  Ad- 
ministration der  Jtilicher  Lande  den  Beistand  der  verbündeten 
Mächte  versprach.1  Allein  schon  das  Strassburger  Anerbieten 
war  zurückgewiesen , obgleich  damals  die  Bedingung  desselben, 
der  Offensiv -Bund,  nur  verblümt  gestellt  war.  Jetzt  wurde  «las 
Schutz-  und  Trutzbrtndniss,  der  erklärte  Krieg  gegen  Spanien  offen 
verlangt;  und  diese  Offenheit  hatte  wenigstens  deu  Erfolg,  dass 
die  Churpfälzer  ihre  Ansichten  über  solche  Pläne,  die  sie  früher 
nur  angedeutet,  mit  Ausführlichkeit  begründeten. 

Darin  nun  waren  sie  mit  dem  Könige  gänzlich  einverstanden, 
dass  Spanien,  wenn  in  Frankreich  oder  den  Niederlanden  sieg- 
reich, alsbald  die  religiöse  wie  politische  Freiheit  der  deutschen 
Stände  unter  seine  Herrschaft  beugen  werde;  allein  in  der  Frage, 
ob  der  Versuch,  diese  Gefahren  durch  das  französische  Bündniss 
abzuwenden,  nicht  zu  gewagt  sei,  standen  sie  alle  den  B<>haup- 
tungen  Frankreichs  entgegen,  und  über  die  Vorfrage,  ob  solch  ein 
Bündniss  einem  Reichsstande  überhaupt  gesattet  sei,  geriethea  sie 
unter  sich  selber  in  Streit.  Das  Bündniss  schien  zu  gefährlich : 
denn,  meinten  die  Räthc,  die  pfälzischen  Lande,  von  Festungen 
eutblösst  und  durch  einen  Strom  get heil t , seien  «len  spanisch- 
burgundiseben  und  vorderösterreichischen  Gebieten  so  nahe  be- 
nachbart, dass  spanische  und  österreichische  Truppen  sie  ohne 
Mühe  einnehmen  und  verheeren  könnt-  n,  ehe  die  entfernt  woh- 
nenden Bundesgenossen  zur  Hülfe  kommen  würden.  Die  Noth- 
wendigkeit  aber,  sich  gegen  solche  Angriffe  zu  schützen  und  zu- 
gleich dem  Bunde  seine  Leistungen  darzuhrjngen,  werde  die  schon 
geschwächten  Mittel  des  Churfürsten  völlig  erschöpfen.  Grösser 
noch  mussten  diese  Gefahren  werden,  wenn,  wie  mit  Gewissheit 
vorauszusehen  war,  fast  kein  anderer  protestantischer  Fürst  neben 
Churpfalz  dem  Bündnisse  beitrat,  und  dagegen,  wie  mit  Wahr- 
scheinlichkeit zu  berechnen  war,  das  Bündniss  der  Churpflüzer 
mit  Frankreich  die  Vereinigung  der  katholischen  Stände  mit 
Spanien  hervorrief.  Und  durfte  endlich  ein  kleiner  deutscher 
Fürst  erwarten , dass  mächtige  Bundesgenossen,  wie  Frankreich 
und  England,  ihm  etwas  mehr  als  die  Gemeinschaft  der  Gefahren 
und  Opfer  zukommen  lassen,  dass  sie  ihr  eignes  Handeln  nach 
seinen  Interessen  irgendwie  bestimmen  würden  ? Die  Churpfftlzer 
wagten  diese  Frage  nicht  zu  bejahen,  einzelne  von  ihnen  aber 

t Thuanus  V S.  006  (118,  1.)  Werbung  des  Dr  Weier  bei  Joachim 
Friedrich.  1590  Nov.  3.  (B  XXXV  C 19.) 
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fürchteten,  cs  möchte  Heinrehs  Uebertritt  zur  katholischen  Reli- 
gion einen  Gegensatz  zwischen  seinen  Zwecken  und  denen  der 
Verbündeten  zur  Folge  haben,  andere  besorgten,  er  oder  sein 
Nachfolger  werde  sich  nicht  abhalten  lassen,  einen  Frieden  zu 
schliessen,  der  ihm  Vortheil  bringe,  seine  Verbündeten  aber  der 
Rache  Spaniens  preisgebe. 

Gründe  der  Klugheit  also  widerriethen  den  Abschluss  des 
Bündnisses.  "War  aber  dasselbe  nicht  auch  schon  durch  die 
Reichsverfassung  untersagt?  Ein  Theil  der  churpfälzischen  Käthe 
an  ihrer  Spitze  der  Grosshofmeister  und  unter  ihnen  Volrat  von 
Blessen  entschieden,  dass  ihr  Herr  sich  ohne  Bewilligung  des 
Kaisers  und  der  Churfürsten  in  keine  fremden  Bündnisse  noch 
Kriege  einlassen  dürfe.  Löfenius,  dem  der  Churfürst  beistimmte, 
naterschied  zwischen  defensiven  und  offensiven  Bündnissen  und 
fand  nur  letztere  durch  die  Reichsgesetze  verboten. 1 

Wie  die  Churpfälzer,  so  dachte  der  Markgraf  von  Anspach. 
Beide  jedoch  wollten  dem  französischen  Gesandten  nicht  eher 
eine  entscheidende  Antwort  geben,  bis  sie  die  Meinungen  anderer 
Fürsten  über  seine  Werbung  vernommen  hätten. 2 Und  so  reiste 
Ancel  zunächst  weiter,  um  seinen  Auftrag  dem  Herzoge  von  Neu- 
burg, Würtemberg,  Baden,  Zweibrücken,  Hesse u- Cassel,  Braun- 
schweig-Wolfenbüttel,  dem  Administrator  von  Magdeburg,  den 
Fürsten  von  Anhalt  und  dem  Churfürsten  von  Brandenburg  vor- 
zutragen.3 Wol  keiner  von  diesen  Fürsten,  vielleicht,  Baden,  Zwei- 
brücken und  Magdeburg  ausgenommen, . brachte  dem  Plan  eine 
geneigte  Stimmung  entgegen.  Churbrandenburg  vor  allem  sali  in 
dein  Bündnisse  einen  offenbaren  Widerspruch  gegen  die  Verfassung 
des  Reiths,  und  für  unerlaubt,  gefährlich  und  unzuverlässig  zu- 
gleich hielten  es  die  Räthe  des  Landgrafen  Moritz. 4 Der  Herzog 
von  Braunschweig  erklärte,  dass  er  nach  seines  Vaters  Testament 


1  Gutachten  der  eburpfälz.  Räthe.  1597  März  13.  (Ma  543,  j f.  397. 
Vgl.  der  Grosshofm.,  Lutter  Quardt  etc.  an  Churpfalz.  1597  März  13. 
Ma  545/q  f.  185.)  Protokoll  über  die  zwischen  Churpfalz,  Anspach 
und  den  franz.  Gesandten  Ancel  und  Bongars  geführten  Verhand- 
lungen. 1596  I)ec.  27.  — 1597  April  12.  (Ma  543/j  f.  321.) 

2  Churpfalz  an  die  Räthe  in  Heidelberg.  1597  Febr.  15.  (Ma  543/j 
f.  320 ) 

3 Thnanus  V S.  668  (118,  3.)  Das  ebenangeführte  Protokoll.  Sitzung 
März  29. 

4 Rommel  VII  S.  246.  Desselben  corrcspondance  inedite  S.  13. 
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kein  Bündniss  ohne  Zustimmung  der  Landstände  schliesscn  dürfe,1 
und  Würtemberg  wollte  um  so  weniger  von  dem  Bündnisse  wissen, 
da  seine  Verhandlungen  mit  dem  Kaiser  wegen  Abschaffung  der 
österreichischen  Lehenshoheit  in  vollem  Zuge  waren.  Alle  aber, 
die  nicht  wie  Churbrandenburg  den  Antrag  geradezu  abwiesen, 
gaben  die  ausweichende  Erklärung,  dass  sie  erst  nach  Berathung 
mit  ihren  Freunden  sich  entscheiden  könnten. 

Noch  einmal  kam  darauf  Ancel  nach  Anspach  und  bat  den 
Churfürsten  Friedrich , durch  eine  willfährige  Erklärung  die  Un- 
schlüssigen nach  sich  zu  ziehen.  Das  gerade  Gegentheil  geschah. 
Am  28.  März  erwiderte  der  Churfürst,  es  sei  ihm  vermöge  der 
Verbindung  der  Fürsten  mit  ihrem  gewühlten  Haupte  der  Eintritt 
in  den  Bund  zu  bedenklich;2  und  mit  dieser  Entscheidung  hatten 
die  Verhandlungen  das  Ende  erreicht,  welches  vorauszusehen  war. 

Vielleicht  weil  er  sich  dies  Ende  nicht  verhehlte,  hatte  König 
Heinrich  die  Fürsten  zugleich  auffordern  lassen,  sie  möchten,  ohne 
den  Abschluss  des  Bündnisses  abzuwarten,  ihm  schon  im  Monat 
März  eine  mässige  Geldhülfe,  Churpfalz  z.  B.  die  einjährigen 
Unterhaltungs- Kosten  von  2 Fähnlein  Infanterie  vorstrecken. 3 * 
Allein  auch  dies  Begehren  blieb  unerfüllt,  da  die  einen,  wie  Cliur- 
brandenburg  grundsätzlich  dagegen  waren,  andre,  wie  die  Chur- 
pfälzer,  sich  wol  gerne  durch  einzelne  Geldspenden  die  Hülfe 
Frankreichs  für  künftige  Verwicklungen  gesichert  hätten,  aber 
durch  Geldmangel  oder  Sparsamkeit  an  ihrem  Vorhaben  gehindert 
wurden.  Und  so  misslang  die  Werbung  bei  den  deutschen  Fürsten 
in  vollständigerer  Weise,  als  Heinrich  es  erwartet  hatte.  Voll  Er- 
bitterung über  diese  Enttäuschung  schrieb  er  an  Bongars:  ‘es  ist 
eine  Schande,  dass  Ancel  so  unablässig  die  Hülfe  erbettelt,  die 
man  mir  aufdrängen  sollte.  Beharrt  man  dabei , mich  ohne  Bei- 
stand zu  lassen,  so  werde  ich  meine  Politik  ändern  müssen.94 

Dass  die  letztem  Worte  keine  leere  Drohung  war,  bewies  der 
König,  als  gerade  jetzt  der  alte  Verbünd  te  der  Ligue,  der  Herzog 
Karl  von  Lothringen,  seine  Freundschaft  und  als  Bürgschaft  der- 
selben die  Hand  der  königlichen  Schwester  für  seinen  Sohn  nach- 
suchte.5 Ging  Heinrich  auf  des  Herzog  Wunsch  ein,  so  musste 

1 Conferenz  zwischen  Ancel  und  braunschw.  Käthen.  1597  Febr.  19. 
(W  XXII  8.) 

'i  Vgl.  das  citirte  Protocoll. 

3 Churpfalz  an  die  Käthe  von  Heidelberg.  1597  Febr.  15.  (Ma  543/j 
f.  320.) 

■*  Heinrich  IV.  an  Bongars.  1597  März  14.  (Mem.  de  Bongars  II  f 187.) 

3 Calmet,  hist,  de  Lorraine  (Nancy  1728)  II  S.  1439. 
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sein  Entschluss,  das  Stift  Strassburg  den  Protestanten  nicht  mit 
Gewalt  zu  erobern,  befestigt  werden,  ja  es  musste  ihm  die  gütliche 
Vertretung  der  Ansprüche  des  Administrators  erschwert,  mithin 
die  Freundschaft  zwischen  dem  König  und  den  protestantischen 
Fürsten  geschwächt  werden.  Im  Rathe  des  Königs  erkannte  man 
diese  Nachtheile,  allein  die  jüngsten  Erfahrungen  Hessen  ihn  nicht 
zweifeln,  dass  der  Gewinn  der  lothringischen  Freundschaft  höher 
zu  schätzen  sei  als  eine  Abnahme  des  Vertrauens  protestantischer 
Fürsten. 1 Und  so  nahm  man  die  Heirathsverhandlungen  auf, 
welche  am  5.  August  1598  mit  einem  Ehe  vertrage  schlossen.2 

4.  Die  Jülicher  Sache  und  der  Amberger 
Unions  versuch. 

Mit  dem  Saarburger  Vertrag  war  die  Bewegung,  welche  die 
Strassburger  Sache  in  die  protestantische  Fürstenpolitik  gebracht' 
batte,  für  einstweilen  gestillt.  Allein  dadurch  erhielt  ein  anderes 
fürstliches  Sonderinteresse  Raum,  um  den  Unionsversuch , der  in 
Heidelberg  misslungen  war,  in  neuer  Gestalt  wieder  an’s  Licht  zu 
bringen.  Jener  Markgraf  Georg  Friedrich  von  Anspach,  der 
im  Jahre  1593  zu  den  Strassburger  Verhandlungen  den  Anstoss 
gegeben  hatte,  giug  seit  demselben  Jahre  mit  dem  Gedanken  um, 
dass  die  Administration  der  Jülicher  Lande,  welche  der  Kaiser 
den  protestantischen  Prätendenten  gütlich  nicht  gewähren  wollte, 
mit  Gewalt  von  ihnen  zu  nehmen  und  mit  eignen  und  fremden 
Mitteln  zu  behaupten  sei.  Um  sich  der  fremden  Hülfe  zu  ver- 
sichern, stand  er  nebst  dem  Administrator  von  Magdeburg  seit 
1594  mit  den  Staaten  sowol,  wie  mit  protestantischen  Ständen  der 
Jülicher  Lande  in  Unterhandlung,  er  machte  mit  ihnen  Entwürfe 
zur  Ergreifung  der  Administration,  die  in  letzter  Instanz  freilich 
stets  an  der  Unentschlossenheit  der  Prätendenten  scheiterten. 

Darüber  aber  drang  kaiserlicher  und  spanischer  Einfluss  immer 
tiefer  in  die  Jülicher  Lande  ein.  Das  Jahr  1595  wurde  dadurch 
bezeichnet,  dass  der  Kaiser  die  letzte  Bitte  der  Prätendenten  um 
die  Administration  zurückwies,  dass  die  Gewalt,  welche  in  den 
Jülicher  Landen  die  Herzogin  Jacobäa  an  sich  gerissen  hatte,  ver- 
nichtet, und  das  alte  Regiment  der  herzoglichen  Käthe  unter 
Oberleitung  des  Kaisers  wieder  hergestellt  wurde,  dass  endlich 
diese  Räthe  sich  verglichen , vor  und  nach  ihres  Herzogs  Tode 
keinen  Prätendenten  in  die  Lande  kommen  zu  lassen,  bis  Kaiser 


1 Sancy  an  Bongars  0.  D.  (1597)  a.  a.  0.  f.  192. 

a Calmet  a.  a.  0. 
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und  Reich  über  ihre  Ansprüche  entschieden  haben,  und  einer  von  ihnen 
durch  die  Stände  und  Räthe  als  Regent  anerkannt  sei.  I>a  diese 
Ma  ss  re  ge  ln  unter  Zustimmung  des  Kaisers  und  der  Spanier  vor- 
genommen wurden , so  schien  den  Prätendenten  der  Zweck  der- 
selben klar  zu  sein:  es  sollten  nach  Johann  Wilhelms  Tode  seine 
hinterlassenen  Länder  mit  den  spanischen  Niederlanden  vereinigt 
werden. 1 

Die  Brandenburger  Ansprüche  schienen  also  schärfer  bedroht 
als  je;  mit  stärkerem  Eifer  suchte  daher  der  Markgraf  you  Ans- 
pach seit  1596  einen  Schutz  für  dieselben  zu  linden.  Diesen  nun 
boten  die  Staaten  ihm  an;  aber  da  er  glaubte,  dass  Brandenburg 
allein  oder  auch  mit  Neuburg  und  Zweibrücken  zusammen  zur 
Einnahme  der  Lande  und  dem  gefährlichen  Bunde  mit  den  Staaten 
zu  schwach  sei,  so  wünschte  er,  dies  Haus  möge  zunächst  seine 
Kräfte  durch  ein  Vcrtheidigungs-Btindniss  mit  protestantischen 
Fürsten  verstärken.  Gelang  es  ihm,  ein  solches  in’s  Leben  zu 
rufen , so  konnten  die  Bundesgenossen  sich  im  günstigsten  Falle 
verpflichten,  die  gefährdeten  Rechte  der  Brandenburger  zu  schützen, 
indem  sie  ihnen  vereint  mit  den  Staaten  den  Besitz  der  mit  oder 
ohne  Neuburg  und  Zweibrücken  zu  ergreifenden  Administration 
vertheidigten;  auf  jeden  Fall  aber  konnte  er  von  dem  Bunde 
verlangen,  dass  er  nach  Johann  Wilhelms  Tode,  und  nachdem  der 
Besitz  seiner  Lande  durch  die  dem  Bunde  zugehörigen  Präten- 
denten ergriffen  sei,  diese  seine  Mitglieder  in  ihrem  für  rechtlich 
erkannten  Besitzstände  zu  schützen  habe. 

Ein  bedeutender  Erfolg  nicht  nur  für  diese  Absichten  des 
Markgrafen,  sondern  für  die  Unionspolitik  überhaupt  war  cs  nun, 
dass  Georg  Friedrich  für  seine  Pläne  den  jungen  Landgrafen 
Moritz  von  Hessen-Cassel  gewann.  Denn  anfangs,  als  dieser  Fürst 
im  September  1592  seinem  Vater  Wilhelm  in  der  Regierung  nach- 
folgte, hatte  es  geschienen,  als  ob  der  Thronwechsel  in  Hessen 
für  die  Unionsbestrebungen  ähnliche  Folgen  haben  sollte,  wie  der 
Tod  Christians  I.  von  Sachsen.  Schon  in  den  ersten  Monaten 
seiner  Regierung  sprach  Moritz  es  als  seinen  Grundsatz  aus,  dass 
man  nicht  in  einem  deutschen  Sonderbündnisse,  das  seinen  Mit- 
gliedern selbst  verderblich  sein  werde,  sondern  in  treuem  Fest- 
halten an  den  Reichsgesetzen  seinen  Schutz  zu  suchen  habe. 2 
Und  demgemäss  hielt  sich  das  Haus  Hessen,  da  es  in  Sachen  der 


1 Ritter,  Gcsch.  der  Union  I S.  67  fg. 

2 Lgr.  Moritz  an  Churpfalz  und  Zweibrücken.  1593  März  26.  (Mb 
H4 k f-  57.) 
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äussern  Politik  gemeinschaftlich  zu  handeln  pflegte  solche  Grund- 
sätze aber,  welche  die  Enthaltung  von  gefährlichen  und  aufregen- 
den Händeln  riethen,  den  Landgrafen  in  Darmstadt  und  Marburg 
ohnehin  genehm  waren,  sowol  von  den  Heilbronner,  wie  den 
Heidelberger  Verhandlungen  zurück. 

Allein  wie  bei-  dem  Landgrafen  Wilhelm,  so  war  es  nach 
einigen  Jahren  auch  bei  seinem  Nachfolger  die  Furcht  vor 
Spaniens  und  Oesterreichs  Anschlägen  auf  die  Jülicher  Lande, 
welche  ihn  mit  der  Unionspolitik  befreundete.'  Er  kam  zu  der 
Ansicht,  es  bedürfe  neben  der  Reichsverfassung  docli  noch  beson- 
derer Anstalten,  um  Jülich  und  dessen  Nachbarlande,  vor  allem 
also  auch  Hessen  gegen  die  Uebergriffe  der  katholischen  Mächte 
zu  wahren.  Indem  nun,  wie  man  vermuthen  darf,  der  Markgraf 
von  Anspach  ihm  zeigte,  dass  er  diesen  Schutz  nur  iu  einem 
protestantischen  Bündnisse  linden  werde,  indem  er  auch  selbst 
bedenken  mochte,  dass,  nachdem  er  sich  am  Regensburger  Reichs- 
tage mit  den  Churpfälzern  hinsichtlich  der  gravatnina  verglichen, 
der  Vergleich  mit  ihnen  hinsichtlich  der  Union  eine  naheliegende 
Gonsequenz  sei,  entschied  sich  der  Wechsel  seiner  Gesinnung. 
Es  war  im  September  oder  October  1596,  als  er  mit  dem  Mark- 
grafen über  die  Notwendigkeit  einer  Union  nach  .dem  Muster  der 
in  Torgau  versuchten  übereinkam,  als  beide  sich  einigten,  die 
Gründung  eines  solchen  Bundes  unter  Leitung  des  Churfürsteu 
von  der  Pfalz  zu  betreiben. 1 


1 Dass  Anspach  und  Hessen  zuerst  den  Gedanken  einer  Union  auf 
Grundlage  des  Torgauer  Entwurfs  fassten,  und  Churpfalz  denselben  auf 
ihre  Vorstellungen  annahm,  ist  in  dem  Protocoll  der  Amberger  Ver- 
handlungen (Sitzung  Octob.  11.)  ausdrücklich  bemerkt.  Dass  Lgr. 
Moritz  den  Gedanken  von  Anspach  empfing,  dieser  aber  dabei  durch 
die  brandenburgisch  - jülich’schen  Interessen  bestimmt  ward  und 
durch  dieselben  den  Landgrafen  ebenfalls  bestimmte,  schließe  ich 
aus  Folgendem : der  Landgraf  nahm  sich  gerade  um  die  Zeit  vor 
dem  Amberger  Convent  der  Jülicher  Sache  so  an,  „als  wenn’s 
s.  f.  g selbs  betreffen  thete“,  und  erklärte  sich  bereit,  den  Branden- 
burgern in  denselben  beizustehen:  denn,  sagte  er,  seine  Lande 
seien  durch  die  Spanier  gefährdet,  wenn  sich  diese  in  Jülich  fest- 
setzen. (Meckbach  an  den  Admin.  von  Magdeburg.  1596  Oct.  2. 
B XXXV  D lit.  s.)  Natürlich  trafen  diese  Gedanken  des  Land- 
grafen mit  denen  Anspachs  zusammen.  Sieht  man  nun  aber  die  Am- 
berger Unionsacte  genauer  an,  so  findet  man,  dass  dieselbe  nur  in 
wenigen  Punkten  von  dem  Torgauer  Entwürfe  abweicht,  vornehmlich 
aber  durch  2 Stellen,  in  denen  die  Verpflichtung  der  Union  zum  Schutz 
der  Jülicher  Ansprüche  ihrer  Mitglieder  nicht  nur  genauer  bestimmt, 
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Friedrich  IV.  vernahm  diesen  Beschluss,  als  er  in  Amberg 
verweilte , und  die  Taufe  seines  ersten  Sohnes  eine  passende  Ge- 
legenheit zum  Besuche  beider  Fürsten  entweder  schon  geboten 
hatte  oder  bot.  Wie  gewöhnlich  ging  er  darauf  ein,  und  es 
begannen  also  am  10.  October  theils  die  drei  Fürsten  in  Person, 
theils  ihre  Käthe  über  die  Gründung  eines  protestantischen  Bundes 
zu  berathen. 

Wenn  der  so  erneute  Unionsversuch  gleich  dem  in  Heilbronn 
gemachten  von  fürstlichen  Sonderinteressen  ausging,  so  unter- 
schieden sich  beide  doch  wieder  dadurch , dass  man  in  Heilbronn 
die  Entscheidung  der  Strassburger  Sache  vornehmlich  dem  Könige 
von  Frankreich  zugedacht  und  sich  nur  gegen  die  Gefahren, 
welche  in  Folge  der  Strassburger  und  französischen  Unruhen  die 
Nachbarlande  bedrohten,  durch  eine  bescheidene  Landrettung  hatte 
schützen  wollen,  dass  dagegen  jetzt  der  Schutz  der  Jülicher  An- 
sprüche als  eine  Hauptaufgabe  des  Bundes  hingestellt  war,  und 
demgemäss  der  viel  weiter  gehende  Torgauer  Entwurf  den  Be- 
rathungen zu  Grunde  gelegt  ward.  Bevor  diese  Berathungen 
begannen,  einigte  man  sich  über  zweierlei:  über  die  Nothwendig- 
keit  des  Bundes  und  über  die  Verschiebung  seines  wirklichen 
Abschlusses  bis  zu  der  Zeit,  da  man  mehrere  Fürsten  für  den 
Beitritt  gewonnen  habe. 1 Es  handelte  sich  also  zunächst  nur 
darum,  wer  zum  Beitritte  einzuladen,  und  in  wie  weit  die  Tor- 
gauer Akte  vorläufig  zu  verbessern  sei. 

Hinsichtlich  der  Verbesserung  machte  Anspach  einen  Vor- 
schlag, der  die  Jülicher  Sache,  Hessen  einen  andern,  der  die 
Leitung  des  Bundes  betraf.  Der  Markgraf  w-ünschte  eine  Bestim- 


sondern  auch  erweitert  wird.  (s.  u.  im  Texte.)  Diese  Zusätze  beweisen, 
dass  der,  welcher  sie  vorgeschlagen  hat  (und  jedenfalls  sind  sie 
von  Churpfalz  nicht  vorgeschlagen) , bei  seinen  Unionsbestrebungen 
den  Schutz  der  Jülicher  Interessen  im  Auge  hatte.  Bedenkt  man 
nun  weiter,  dass  gerade  diese  Interessen  vor  dem  Amberger  Convent 
die  Seele  des  Landgrafen  und  Anspachs  erfüllten , so  wird  man  zu 
der  Vermuthung  geführt,  dass  dieselben  ihnen  den  Vorschlag  nicht 
nur  jener  Zusätze,  sondern  des  Unionsversuches  überhaupt  ein- 
gegeben haben.  Nur  fragt  es  sich  noch,  wer  zuerst  auf  den  Ge- 
danken gekommen  sei,  eine  protestantische  Union  zu  diesem  Zwecke 
zu  betreiben.  Hier  spricht  offenbar  alles  für  den  Markgrafen,  denn 
derselbe  hatte,  wie  oben  berührt  ist,  schon  beim  Heidelberger  Con- 
vent derartige  Gedanken  verfolgt,  während  der  Landgraf  vor  1596 
von  einer  Union  nichts  wissen  wollte, 
l Protokoll  des  Amberger  Tags.  (Ma  545/9)  Sitzungen  Oct.  10,  11. 
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mung,  dass  demjenigen  zu  helfen  sei,  cdem  seiner  Anwartschaft 
halber  gegenwärtig  oder  in  Zukunft  zugesetzt  werde.*1  Mit 
andern  Worten:  wenn  Brandenburg  darthue,  dass  Spanien  oder 
Oesterreich  durch  widerrechtliche  Einmischung  in  die  Jülicher 
Angelegenheiten  — z.  B.  durch  die  Bestellung  der  Landesregierung, 
eegen  welche  Stände  und  Prätendenten  als  widerrechtlich  prote- 
stirt  hatten  — sein  Nachfolgerecht  zu  vernichten  suche,  so  sollte 
der  Bund  ihm  zur  Wahrung  seines  Rechtes  gewaffneten  Beistand 
leisten.  Eine  so  weit  gehende  Verpflichtung  der  Union  setzte  nun 
der  Markgraf  nicht  durch;  allein  man  kam  seinen  Interessen 
durch  eine  deutlichere  Fassung  derjenigen  Worte  der  Torgauer 
Acte  entgegen,  welche  von  der  Hülfe  für  die  einem  Verbündeten 
rechtmässig  zugefallenen  Lande  sprachen.  Da  es  nämlich  nach 
dem  Torgauer  Entwürfe  zweifelhaft  schien,  ob  der  Bund  auch 
dann  zur  Hülfe  verpflichtet  sei,  wenn  vor  der  Besitznahme  der 
ieimgefallenen  Lande  durch  die  Berechtigten  sich  ein  anderer 
derselben  gewaltsam  bemächtige,  so  schob  man  jetzt  eine  Bestim- 
mung ein , nach  welcher  die  Hülfe  zu  leisten  war,  so  oft  dem 
Verbündeten  der  ihm  durch  Erbschaft  oder  sonst  gebührende 
Besitz  ‘gefährlich  vorenthalten5  werde.2 * 

Die  Einwendungen  des  Landgrafen  Moritz,  wrelche  die  in  der 
Torgauer  Acte  bestimmte  Leitung  des  Buudes  durch  einen  Ober- 
sten und  Ausschuss  trafen,  hatten  den  Erfolg,  dass  man  für  die 
Friedenszeit  ein  zwischen  Churpfalz,  Anspach  und  Hessen-Cassel 
wechselndes  Directorium  bestellte,  für  den  Kriegsfall  aber  den 
Angegriffenen  selbst  zum  Obersten  ernannte.  Man  erreichte  dadurch 
eine  Schwächung  der  obersten  Gewalt,  die  freilich  die  Verfassung 
des  Bundes  nur  schwerfälliger  machte.  Denn  wenn  die  Torgauer 
Acte  den  Beschluss  über  die  Bundeshttlfe  und  die  vor  diesem 
Beschluss  zu  versuchende  gütliche  Beilegung  des  Streits  dem 
Obersten  und  Ausschüsse  ITeimgestellt  hatte,  so  wollte  man  solche 
Befugnisse  dem  einzelnen  Dircctor  jetzt  nicht  anvertrauen,  son- 
dern übertrug  dieselben  der  Gesammtheit  des  Verbündeten.  Nur 
zum  Abschluss  des  Friedeus  mit  Bewilligung  der  Angegriffenen 

man  sowol  den  Verbündeten  insgesammt,  wie  dem  Director 
illein  die  Vollmacht. 

Wie  in  den  übrigen  Punkten,  so  ging  man  auch  bei  der  Frage 
&t>er  die  an  andere  Fürsten  zu  richtenden  Beitrittsgesuche  auf 


1 Protokoll.  Sitzung  Oct.  12. 

2 Amberger  Unionsacte  (Ml  545/9  f.  75.) 

Acten  des  JOjähr.  Kriegs  L 
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die  Torgauer  Beschlüsse  zurück.  Allein  man  vergass  dabei  nicht 
die  Veränderungen,  welche  seit  Christians  I.  Tode  sich  in  der 
protestantischen  Partei  ereignet  hatten.  Vor  allem  gestand  man 
sich,  dass  auf  Chursachsen  für’s  erste  keine  Rechnung  zu  machen 
sei;  sodann  stellte  man  auf  gleiche  Linie  eine  Reihe  von  Fürsten, 
die  man  in  Torgau  zu  gewinnen  gehofft,  die  jetzt  aber  unter 
chursächsischer  Führung  den  Unionsbestrebungen  entgegenstanden: 
man  nannte  die  Herzoge  von  Sachsen,  dann  Neuburg,  Mecklen- 
burg, Pommern,  Holstein,  Dänemark  und  auch  Churbrandenburg. 
Unter  diejenigen,  deren  Beitritt  man  erhoffen  konnte,  zählte  man 
nur  noch  Zweibrücken  und  Baden,  Braunschweig -Wolfenbüttel 
und  Lüneburg,  Hessen -Marburg  und  Darmstadt,  Würtemberg, 
Anhalt  und  den  Administrator  von  Magdeburg.  Sie  und  den 
Churfürsten  von  Brandenburg  sollten  die  einzelnen  Fürsten  für 
den  Bund  gewinnen,  sich  dann  über  die  Unionsacte  mit  ihnen  ver- 
gleic1  en  und  den  Bund  zum  Abschlüsse  führen. 1 

Wäre  es  nun  mit  diesem  Unionsversuche  gelungen,  vielleicht 
hätte  man  den  weitern  Versuch  daran  geknüpft,  die  Administration 
oder  doch  den  spätem  Heimfall  der  Jftlicher  Lande  an  die  prote- 
stantischen Prätendenten  in  entscheidender  Weise  zu  sichern. 
Denn  wenn  ich  es  auch  nicht  wage,  auf  Grund  einzelner  Andeu- 
tungen dem  Landgrafen  Moritz  und  Markgrafen  von  Anspach  einen 
w’ol  durchdachten  Plan  über  die  Benutzung  der  Kräfte  des  jungen 
Bundes  zuzuschr^iben,  so  erinnere  ich  doch  an  folgende  Thatsachen, 
aus  denen  ein  Schluss  auf  derartige  Pläne  gezogen  werden  kann. 
Am  2.  October  1596  schrieb  dem  Administrator  von  Magdeburg 
sein  Kanzler  Meckbach,  dass  ihm  der  Landgraf  bezüglich  der 
Jülicher  Sache  Anschläge  eröffnet  habe,  von  denen  besser  zu 
.reden  als  zu  schreiben  sei.  Er  gehe  ‘auf  grosser  Potentaten 
Assistenz,  nicht  in  Truppen,  sondern  in  Geld/2  Nun  wusste 
damals  Landgraf  Moritz  schon,  dass  die  Assistenz  der  drei  grossen 
Potentaten  von  England,  Frankreich  und  den  Niederlanden  zu 
erringen  sei  durch  den  Beitritt  zu  ihrem  eben  geschlossenen 
Bunde;  und  damals,  noch  ehe  Ancel  seine  Werbung  bei  ihm  ab- 
gelegt hatte,  war  er  geneigt,  in  Gemeinschaft  mit  andern  Ständen 
diese  Bedingung  zu  erfüllen,3  ja  er  wünschte  den  baldigen  Ab- 
schluss des  in  Arnberg  entworfenen  Bundes  auch  darum,  damit 


1 Protokoll.  Sitzungen  Oct.  10,  11,  12,  13.  Amberger  Abschied. 
1596  Oct  14.  (Ma  545/9  f.  67  ) 

2 B XXXV  D lit.  s. 

3 Rommel  VII  S.  244. 
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die  Fürsten  unter  sich  vereinigt,  den  Bundesantrag  der  drei 
Mächte  besser  empfangen  könnten.  'Er  habe  Nachrichten , 
äusserte  er  beim  Amberger  Tag,  'dass  mehrere  fremde  christliche 
Potentaten  sich  zusammengethan , uud  gemeint  wären,  auch 
etliche  deutsche  Stände  zu  ihrer  Vereinigung  einzuladen.  Wenn 
es  geschehe,  wäre  es  reputirlich,  dass  man  die  Sachen  präparire 
und  sich  vorher  zusammen  thue.5 1 Nun  that  man  sich,  wie  gleich 
zu  erzählen  ist,  nicht  zusammen,  und  eben  desshalb  erfolgte  viel- 
leicht die  vorher  erwähnte  ablehnende  Erklärung  des  Landgrafen 
gegen  Ancel.  Was  aber  den  Markgrafen  von  Anspach  betrifft, 
so  bemerke  ich  nur,  dass  derselbe  an  seinem  Gedanken,  die 
Prätendenten  möchten,  mit  protestantischen  Fürsten  vereint  und 
von  den  Staaten  unterstützt,  sich  der  Jülicher  Administration 
bemächtigen,  festhielt,  dass  er  das  Jahr  1597  hindurch  mit  den 
Staaten , dem  Administrator  von  Magdeburg,  mit  Churpfalz,  Neu- 
burg und  Zweibrticken  darüber  unterhandelte.  * 

Indess  der  Versuch,  den  Torgauer  Bund  zu  erneuern,  schei- 
terte an  der  ganz  veränderten  Lage  der  Dinge.  Nachdem  man 
sich  schon  in  Amberg  gestanden  hatte , dass  der  alte  Churfürst 
von  Brandenburg  über  die  Union  ähnlich  denke  wie  die  sächsischen 
Staatsmänner,  fand  man  diese  Einsicht,  als  man  ihn  trotzdem 
durch  Fürst  Christian  von  Anhalt  zu  dem  Bündnisse  einlud,  wol 
begründet;  denn  Johann  Georg  lehnte  seinen  Beitritt  mit  aller 
Bestimmtheit  ab. 3 Von  denjenigen  sodann,  deren  Geneigtheit  zu 
dem  Bünduisse  man  sich  in  Amberg  versprochen  hatte,  erhoben 
zunächst  die  Landgrafen  von  Hessen  - Darmstadt  und-  Marburg 
Bedenken  sowol  über  die  geringe  Zahl  der  Verbündeten,  wie  über 
dieZwecke  des  Bundes.  Auch  sie  beherrschte  der  eben  angedeutete 
Verdacht,  dass  die  Union  benutzt  werden  solle,  um  Brandenburg 
und  Pfalz  in  der  gewaltsam  zu  ergreifenden  Administration  der 
Jülicher  Laude  zu  schützen;  sie  verlangten  daher,  um  sich  zu 
sichern,  die  Einschränkung  des  Bundeszweckes  auf  blosse  Ver- 
teidigung des  dermaligen  Besitzes  der  Verbündeten.  Ueberhaupt 
aber,  meinten  sie,  dürfe  Hessen  ohne  die  erbvereinigten  Häuser 
von  Brandenburg  und  Sachsen  dem  Bunde  nicht  beitreten. 4 


1 Amberger  Protocoll.  Sitzung  Oct.  11 

2 Nach  Acten  des  Berliner  Archivs,  deren  Ergebnisse  hier  eingehen- 
der zu  berichten  ich  für  überflüssig  halte. 

3 Anhalt  an  Churpfalz.  1597  März  3.  (Ma  545/9  f.  182.) 

4 Anhalt  an  Churpfalz.  1595  Dec.  19.  (Ma  5159  f.  119)  Lgr.  Ludwig 
d.  ä.  au  Lgr.  Moritz  1597  Januar  3.  (Cb  Ileidelbergische , Amber- 
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Glücklicher  wäre  man  bei  Wtirtemberg  gewesen,  wenn  nicht 
hier,  wie  gewöhnlich,  das  Sonderinteresse  dazwischen  getreten 
wäre.  Nachdem  nämlich  Herzog  Friedrich  sich  durch  die  Heil- 
bronner  Verhandlungen  mit  dem  Plan  des  Bündnisses  zu  befreunden 
angefangeu , hatte  er  seine  Gedanken  erweitert  und  dem  Chur- 
fürsten von  der  Pfalz  die  Nothwendigkeit  einer  Vereinigung  aller 
protestantischen  Stände  vorgestellt.* 1  Als  jetzt  ein  Gesandter 
des  Markgrafen  von  Anspach  ihn  zur  Annahme  der  Amberger 
Beschlüsse  aufforderte,  entschied  er  sich  für  eine  willfährige  Er- 
klärung, nur,  meinte  er,  müssten  vorher  die  Privatstreitigkeiten 
zwischen  den  zu  verbündenden  gütlich  beigelegt  werden. 

Eine  der  wichtigsten  Streitigkeiten  aber,  welche  zwischen 
Würtemberg  und  Churpfalz  schwebten,  stammte  aus  dem  An- 
fänge des  16.  Jahrhunderts,  als  Pfalz  und  Baiern  um  die  Erb- 
schaft Herzogs  Georg  des  Reichen  in  Kampf  gcriethen.  Damals 
hatte  sich  Würtemberg  im  Bunde  mit  Baiern  einiger  Städte  und 
Aemter  des  Churfürsten  Philipp  von  der  Pfalz  bemächtigt  und 
diesen  Erwerb  durch  einen  Vertrag  mit  Philipps  Söhnen  und 
Nachfolgern,  den  Churfürsten  Ludwig  und  Friedrich  II.  zu  sichern 
gesucht.  Nachdem  aber  mit  Friedrich  ni.  die  Regierung  der 
Churpfalz  an  die  simmernsche  Linie,  welche  jenen  Vergleich  nicht 
genehmigt  hatte,  gekommen  war,  klagte  Johann  Casimir  am  Kammer- 
gericht auf  Zurückgabe  der  entrissenen  Ortschaften.  Dies  erklärte 
sich,  weil  unter  den  streitigen  Stücken  Reichslehen  befindlich 
seien,  für  incompetent;  und  so  wusste  Churfürst  Friedrich  IV.  kein 
auderes  Mittel,  als  die  Sache  an  den  Kaiser  zu  bringen.  Da  er 
jedoch  die  Gerichtsbarkeit  des  kaiserlichen  Hofraths  umgehen 
wollte,  so  bemerkte  er  dem  Kaiser,  er  sei  als  Haupt  des  öster- 
reichischen Hauses,  welches  sich  die  Anwartschaft  auf  Würtem- 
berg Vorbehalte,  in  der  Sache  selber  Partei;  desshalb  möge  er  die 
Entscheidung  derselben  dem  Kammergei  ichte  oder  vier  Churfürsten 
übertragen. 2 ' 

Nun  langte  gerade,  als  der  Herzog  Friedrich  jenen  der 
Unionssache  günstigen  Beschluss  gefasst  hatte,  ein  kaiserliches 
Schreiben  an,  in  welchem  der  churpfälzische  Antrag  berichtet 
ward.  Dass  Churpfalz  sich  unterstand,  dem  Herzoge  ansehnliche 
Besitzungen  streitig  zu  machen,  musste  an  sich  den  Ingrimm  des- 


gische  und  Friedbergische  Unionsacta  d.  a.  1595—99.)  Ders.  an 
dens.  Juni  24.  (a.  a.  0.) 

1 Gutachten  der  churjfalz.  Rathe.  1596  April 26.  (Ma  545,9  f.  9) 

2 Weibungdes  churpfülz.  Gesandten  beim  Kaiser.  0.  D.  (Ma  545/9 f.  104) 
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selben  erwecken,  aber  erhöht  wurde  sein  Zorn  noch  dadurch,  dass 
Cburfürst  Friedrich  von  Oesterreichs  Anwartschaft  auf  Wttrtem- 
berg,  welche  in  Folge  der  vom  Herzog  bestrittenen  österreichischen 
Lebenshoheit  beansprucht  wurde,  in  dem  Anbringen  an  den  Kaiser 
gesprochen,  dass  er  dabei  sogar  den  von  demselben  geführten 
Titel  eines  Herzogs  von  Würtemberg  erwähnt  hatte.  Darauf  griff 
der  Herzog  alsbald  zu  seinem  gewöhnlichen  Verfahren : er  erklärte, 
sich  in  der  Unionssache  zu  nichts  entschliesseu  zu  können,  bevor 
er  in  diesem  Privatstreite  die  Absichten  des  Churfürsten  näher 
kennen  g lernt  habe. 1 

Auf  diese  Weise  kam  es,  dass  nach  den  Verhandlungen  meh- 
rerer Monate  sich  nur  zwei  kleine  Fürsten,  Zweibrücken  nämlich 
und  Baden,  der  eine  unbedingt,  der  andere  mit  dem  Vorbehalt, 
dass  die  für  die  Torgauer  Acte  gewonnenen  sich  auf  jetzt  nicht 
aosschlössen,  für  den  Amberger  Bundesentwurf  entschieden  hatten. 2 
Tnd  auch  von  diesen  beiden  konnte  man  dem  Markgrafen  von 
Baden  seine  klare  Entscheidung  noch  sehr  wenig  zum  Verdienste 
anreehnen;  denn  er  war  durch  die  Einnahme  der  Lande  seines 
Vetters  Eduard  Fortunat  und  durch  die  Verletzung  des  Testa- 
mentes seines  Bruders  Jacob  mit  dem  Kaiser  und  katholischen 
Fürsten  in  Streitigkeiten  gerathen,  die  ihm  den  Beistand  eines 
protestantischen  Bundes  sehr  wünschenswerth  machten. 3 Der 
Administrator  von  Magdeburg,  dem  die  Jülicher  Angelegenheiten 
den  Abschluss  des  Bundes  so  sehr  empfahlen,  hatte  dagegen  auf 
die  Einladung  des  Landgrafen  Moritz  mit  dem  Vorschläge  einer 
allgemeinen  protestantischen  Tagsatzung  erwidert,  um  eiu  allge- 
meines Bündniss  zu  Stande  zu  bringen. 4 5 Und  von  den  sonst  in 
Aussicht  genommenen  Fürsten  war  bis  zum  April  1597  noch 
keiner  ersucht. 

Beunruhigt  durch  diese  Zögerungen  und  Misserfolge  fasste 
damals  der  Markgraf  von  Baden  den  Plan , mau  möge  den  Bund 
ohne  weiteres  mit  denjenigen,  die  dazu  bereit  seien,  zum  Abschlüsse 
bringen.6  Allein  dieser  Vorschlag  hatte,  indem  er  das  Ende 


1 Würtembergs  Erklärung  auf  Wallenfels’  Werbung.  1596  Nov.  25. 
(Ma  545/9  f.  108.)  Protokoll  churpfülz.  Katlibsitzungen.  1596  Dec.  6. 
- 1597  Jan.  10.  (a.  a.  0.  f.  36) 

2 Zweibrücken  an  Churpfalz.  1597  Jan.  29.  (Ma  545/9  f.  157.)  Baden 
an  Churpfalz.  1597  Febr.  6.  (a.  a.  0.  f.  162.) 

3 Ritter,  Gesch.  der  Union  I S.  72. 

4 Lgr.  Moritz  an  Churpfalz.  1596  Dec.  26  (nebst  Beilage)  Ma545/9f.  122.) 

5 Baden  an  Churpfalz.  1597  April  18.  (Ma  545/9  f.  212.) 
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der  Verhandlungen  herbeiführte,  nur  das  Gute,  dass  er  die  Ver- 
schiedenheit in  den  Unionsbestrebungen  derjenigen,  welche  mehr 
die  gemeinsamen,  und  deren,  welche  besondere  Interessen  ver- 
folgten, aufdeckte.  Denn  abgesehen  von  den  Churpfälzern , die 
sich  als  Leiter  der  Bundespolitik  für  den  kräftigem  Vorschlag 
entscheiden  mussten, 1 trat  alsbald  der  durch  die  Jülicher  Interessen 
bestimmte  Anspacher  dem  badischen  Vorschläge  bei,  nur,  meinte 
er,  sollte  man  vorher  noch  einen  Versuch  zur  Gewinnung 
Churbraudenburg,  Hessen-Marburg  und  andern  Fürsten  anstellen. 2 
Landgraf  Moritz  hingegen  argwohnte  gerade  in  der  Eilfertigkeit 
der  Markgrafen  von  Baden  und  Anspach  das  Vorwalten  ihrer 
Privatzwecke.  Ein  Bund , der  durch  die  gemeinen  Interessen 
bestimmt  werde,  müsse,  so  meinte  er,  wenn  nicht  alle,  so  doch 
eine  ansehnliche  Zahl  protestantischer  Stände  umfassen.  Er  wollte 
sich  daher  nicht  zum  Abschluss  mit  den  wenigen,  die  sich  bis 
dahin  für  den  Bund  erklärt  Latten  oder  in  nächster  Zeit  sich  für 
denselben  entscheiden  möchten,  im  voraus  verpflichten;  sondern 
er  stellte  als  Bedingung  seines  Beitrittes  die  Gewinnung  Chur- 
brandenburgs, Würtembcrgs  und  noch  mehrerer  vornehmer  Fürste». 
Selbst  mit  Chursachsen  sollten  Verhandlungen  angeknüpft  werden. 3 

Diese  ablehnende  Antwort  des  Landgrafen  benahm  denUebrigen 
den  Muth  zur  Fortsetzung  ihrer  Verhandlungen.  Die  zweite  vou 
Sonder-Interessen  ausgehende,  von  den  Churpfälzern  aufgenommene 
Anregung  zur  Gründung  einer  Union  zerging  somit  ohne  Erfolg. 
Sollten  diese  Bestrebungen  grössere  Kraft  erhalten,  so  war  es 
nöthig,  dass  Ereignisse  eintraten,  welche,  indem  sie  das  Recht 
oder  die  Ansprüche  oder  den  Bestand  der  gesammten  protestan- 
tischen Partei  verletzten  oder  bedrohten,  den  Churpfälzern  sowol, 
wie  den  übrigen  protestantischen  Ständen  die  Zweckmässigkeit 
eines  Bundes  klar  vor  Augen  legten;  es  war  nöthig,  »lass  die 
Churpfälzer  den  Antrieb  zu  einem  neuen  Bundesversuche  nicht 
von  eigennützigen  Parteigenossen,  sondern  durch  die  Forderungen 
der  augenscheinlichen  Gefahr  und  Noth  erhielten.  Eine  solche 
Lage  der  Dinge  aber  führte  im  Jahre  1T>98  der  Reichstag  z» 
Regensburg  und  der  Krieg  in  den  Niederlanden  herbei,  jener,  weil 


1 Churpfalz  an  Baden.  1597  Apiii  27.  (a.  a.  0.  f.  215)  Ders.  an 
Lgr.  Moritz.  Juni  3.  (f  223.) 

2 Anspach  an  Churpfalz.  1597  Mai  23.  (a.  a.  0.  f.  219.) 

3 Lgr.  Moritz  an  Churpfalz.  1597  Juni  23.  (a.  a.  0.  f.  231 ) Die  lies* 
sen-Casselschen  Käthe  an  ihren  Herrn.  Juni  17.  (Cb  Heidelber- 
gische  etc.  Uuionsacta  d.  a.  1595—99.) 
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er  die  protestantischen  Stände  zur  Steuerverweigerung  trieb,  dieser, 
weil  er  den  Einfall  einer  spanischen  Armee  in’s  deutsche  Reich 
reranlasste.  Mit  den  Folgen  beider  Ereignisse  beginnt  die  vor- 
liegende Quellensaminlung. 1 

i Da  die  Sammlung  erst  mit  den  an  den  Regensburger  Reichstag  sich 
anschliessenden  Verhandlungen  beginnt,  so  müsste  vorliegende  Ein- 
leitung, wenn  sie  vollständig  wäre,  mit  einer  Darstellung  des  ge- 
nannten Reichstages  schliessen.  Um  jedoch  nicht  zu  w.iuotholen, 
was  in  andern  Büchern  zu  lesen  ist,  bringe  ich  an  dieser  Stelle 
bloss  folgende  die  bisher  bekannte  Geschichte  der  Regensburger 
Rcichsversammlung  ergänzende  Bemerkungen  an : Am  13.  Januar 
15l'7  ersuchten  die  kaiserl  chen  Gesandten  Reichard  von  Schönenburg 
nnd  Ludwig  von  Ulm  den  Churfürsten  von  der  Pfalz  um  ein  Gutachten,  ob 
dem  Kaiser  zur  Erlangung  einer  Reichshülfe,  die  Anfang  Mai  im  Felde 
sein  müsse,  ein  Reichstag  oder  eine  Versammlung  aller  Kreise  oder 
die  Berufung  einzelner  Kreistage  dienlicher  sei.  Der  Churfürst 
erwiderte : dies  Gutachten  erfordere  eine  vorherige  Verständigung 
mit  den  übrigen  Churfürsten.  — Das  gleiche  Anbringen  hatten  die 
Gesandten  vorher  hei  Churmainz  verrichtet.  (Churpfalz  an  Chur- 
mainz. Januar  17.  Mb  115/3  f.  440.)  Darauf  begehrte  der  Kaiser 
vom  Cbf.  Mainz,  er  möge  einen  churrheinischen  Kreistag  ansetzen, 
damit  dort  die  rheinischen  Chnrfürstcn  sich  u.  a.  über  die  Bewilli- 
gung eines  Reichstages  verglichen.  Der  Churfürst  berief  die  Kreis- 
ständc  nach  Oberwesel  auf  den  23.  Mürz.  (Churpfälz  Kreistags- 
Instruction.  1597  März  IG.  Mb  116/1  f.  278)  Auf  dem  Kreistag  ver- 
einbarten die  Gesandten  der  rhein.  Cliui fürsten  2 Schreiben:  eins 
an  den  Kaiser,  welches,  im  Namen  der  sämmtlichen  Churfürsten 
abgefasst,  den  Reichstag  bewilligte,  ein  anderes  an  die  Chf.  Sachsen 
und  Brandenburg,  in  welchem  dieselben  von  den  rheinischen  Chur- 
fürsten  ersucht  wurden,  jenes  Schreiben  an  den  Kaiser  zu  geneh- 
migen. Das  ersteie  Schreiben  ward  von  den  chm  pfälzischen  Ge- 
sandten nur  ad  referendnm  genommen,  weil  ihr  Herr  darauf  bestand, 
man  solle  den  Reichstag  nicht  einfach  bewilligen,  sondern  zugleich 
den  Kaiser  auffordern,  dass  er  neben  der  Gefahr,  der  türkischen 
und  anderer  feindlicher  Einfälle  auch  die  sonstigen  im  Reiche  vor- 
kommenden Mängel  behandeln  lasse.  Da  die  geistlichen  Churfürsten 
aber  das  Schreiben  »('fort  Unterzeichneten , und  man  die  Entschei- 
dung der  Chf.  Sachsen  und  Brandenburg  für  das  ungeänderte 
Schreiben  voraussah,  so  gab  Churpfalz  bald  darauf  nach  (Churpfalz 
an  Churmainz.  April  18.  Mb  114/4  f.  1021.  Churmainz  an  Churpfalz. 
Mai  30.  f.  1029.  Gutachten  churpfälzischer  Räthe.  Juni  5.  f.  1031. 
Churpfalz  an  Chursachsen  und  Churbrandenburg.  Juni  15.  f 1035. 
Churbrandenburg  an  Churpfalz.  Juli  2.  f.  1080.  Churpfalz  an  Chur- 
mainz. Juli  15.  f.  1074.)  Indess  schrieben  auf  des  Chf.  Pfalz  Ver- 
anlassung die  weltlichen  Churfürsten  dem  Kaiser  noch  besonders : 
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die  Türkengefahr  sei  zwar  die  wichtigste  Angelegenheit  des  Reichs- 
tages; doch  werde  der  Kaiser  auch  die  übrigen  Anliegen  des  Reichs, 
sowie  die  dem  letzten  Reichstag  vorgebrachten  Beschwerden  in 
billiger  Weise  zur  Erledigung  bringen,  (luli  30.  f.  1102.)  — Darauf 
am  23.  August  1597  das  kaiserliche  Ausschreiben  des  Reichstags 
nach  Regensburg  auf  den  1.  December.  (Auszug:  Hüberlin  XXI  S.  73.) 

Am  7.  Octoher  bat  der  Chf.  Pfalz  den  Mgr.  Anspach  um  ein  Gut- 
achten Über  dies  Ausschreiben.  Er  bemerkt,  dass  ein  Deputations- 
Tag,  auf  welchen  dasselbe  alle  Angelegenheiten  mit  Ausnahme  der 
Türkenhülfe  verweise,  den  Evangelischen  wenig  Gutes  zu  bringen 
pflege,  dass  ferner  eine  beständige  Defensivordnung  nach  Art  der- 
jenigen von  1542,  welche  man  vielleicht  am  Reichstag  duschzusetzen 
suchen  werde,  den  Ständen  die  Kosten,  nicht  aber  die  Vortheile 
des  Türkenkrieges  zuwenden  werde,  auch  gegen  die  Evangelischen 
gebraucht  werden  könne.  (Mb  114,4  f 1139.)  Am  9.  Nov.  schrieben 
darauf  Churpfalz  und  Anspach  gemeinschaftlich  an  die  H.  Braun- 
schweig-Wolfenbüttel  und  Lüneburg,  Würtemberg  und  Zweibrücken, 
an  den  Admin.  Magdeburg,  den  Mgr.  Baden-Durlach,  den  Lgr.  Ilcssen- 
Cassel,  die  F.  Anhalt:  ‘Nach  der  Meinung  der  weltlichen  Churfürsten 
sei  am  Reichstag  nicht  nur  von  der  Türkcnhttlfe,  sondern  auch  von 
den  andern  Anliegen  des  Reichs  zu  handeln.  Man  müsse  dem  Kai- 
ser gegen  die  Türken  beistehen,  da  sich  dieselben  dem  Reiche 
immer  mehr  nähern.  Allein  eine  Steuer  neben  der  noch  nicht  fällig 
gewordenen  Terminen  der  Reichshülfe  von  1594  sei  den  Ständen 
theils  schwer,  theils  unerschwinglich.  Also  könne  man  sich  begnü- 
gen , die  noch  fällig  werdenden  Termine  der  Steuer  von  1594  in 
zwei  Jahre  zusammenzuziehen.  Vorher  aber  sollen  alle  oder  doch 
etliche  Evangelische  sich  darüber  einigen,  dass  sie  sich  durch  die 
Beschlüsse  Anderer  hinsichtlich  der  Contribution  nicht  verpflichten 
lassen,  noch  künftig  in  Kreisversamralungen  Nebenhülfen  gegen  die 
Türken  bewilligen  werden.  Die  Bewilligung  selbst  möge  man 
an  folgende  Bedingungen  knüpfen : 1.  der  Kaiser  habe  innerhalb 
der  nächsten  zwei  Jahre  die  Wiedereroberung  von  Raab  und  Erlau 
zu  versuchen  und  dann  unter  Zuziehung  einiger  Fürsten  mit  den 
Türken  über  den  Frieden  zu  verhandeln;  2.  er  solle  diejenigen  gra- 
vamina,  deren  Abschaffung  in  seiner  Hand  liege  (z.  B.  die  Huf- 
processe)  abstellen.  — Ueber  diese  Dinge  mögen  sich  die  Gesandten 
der  genannten  Fürsten  unter  einander  und  mit  denen  andrer  evan- 
gelischer Stände  am  Reichstage  vergleichen.*  (a.  a.  0.  f.  1383)  In 
einem  Nachschreiben  wird  bemerkt,  wenn  die  vorgesclilageue  Türken- 
hülfe zu  niedrig  erscheine,  so  könne  man  stufenweise  noch  24  Mo- 
nate, in  2 Jahren  zahlbar,  bewilligen  (f.  1389) 

Am  12.  Dec.  1597  wurde  die  chnrpfälzische  Reichstngsinstruction 
ausgefertigt,  die  u.  a.  folgendes  enthält:  ‘Vor  jeder  Berathung  soll 
bescheiden  angedeutet  werden,  dass  neben  der  Türkenhülfe  die 
übrigen  Anliegen  des  Reichs  nicht  zu  vernachlässigen  seien.  Was 
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nnn  jene  Hülfe  betrifft,  so  dürfte  der  Kaiser  von  dem  Reiche  ver- 
langen: Kriegsbereitschaft  der  einzelnen  Kreise,  um  jederzeit  auf 
Eifordern  des  Kaisers  und  auf  eigne  Kosten  zur  Vertheid  gung 
Oesterreichs  aufzubrechen.  Darauf  ist  folgendes  zu  bedenken : die 
Türken  werden  das  Reich  bei  Gelegenheit  gewiss  angreifen,  eine 
Gelegenheit  aber  bieten  ihnen  ihre  jüngsten  Eroberungen  (besonders 
Raab  und  Erlau),  die  ihnen  den  Pass  längs  der  Donau  und  durch 
Oberungarn  eröffnet  haben.  Also  ist  eine  Türkenhülfe  zu  bewilligen. 
Aber  das  Reich  ist  so  erschöpft,  dass  es  die  Lasten  eines  Kriegs 
mit  den  an  Festungen,  streitbarer  Mannschaft  und  Steuerfähigkeit 
überlegenen  Türken  nicht  ertragen  kann , zumal  die  Grundlagen 
jedes  Staates,  Friede  und  gleiches  Recht  in  ihm  erschüttert  sind; 
die  benachbarten  christlichen  Mächte  sind  in  so  unversöhnliche 
Kriege  mit  einander  verwickelt,  dass  das  Reich  von  ihnen  nicht 
viel  Hülfe  erwarten  kann.  Ehe  daher  des  Churfürsten  Reichstags- 
gesandte eine  Steuer  bew  illigen,  muss  über  folgende  vom  Churfürsten 
zur  Bedingung  seine  Bewilligung  gemachten  Puncte  berathen  wer- 
werden  : a.  Verbesserung  der  Mängel  im  Kriegswesen ; b.  Abstellung 
der  Beschwerden  der  evangelischen  Stände,  besonders  derjenigen, 
deren  Abschaffung  in  des  Kaisers  Macht  allein  steht  (z.  B.  Hof- 
proccsse);  c.  Einrückung  der  vom  Speirer  Deputationstag  entschie- 
denen dubia  camcrnlia  in  den  Reichsabschied  und  Erledigung  der 
norh  nicht  entschiedenen  ; d.  Anknüpfung  von  Friedens-  oderWaffen- 
stillstandsverhandlungen  mit  den  Türken , während  das  kaiserliche 
Heer  noch  zur  Gegenwehr  gefasst  ist  (Zu  diesen  Verhandlungen 
wäre  England,  Frankreich,  2 Churfürsten  und  einige  Reichsstände 
beider  Religionen  zuzuziehen.):  e.  Eintreibung  der  rückständigen 
Steuern;  f.  Versprechen  des  Kaisers,  dass  er  Spanien  zu  einer  be- 
stimmten Erklärung  über  den  von  ihm  zu  leistenden  Beistand  oder 
gar  zum  Angriffe  gegen  die  Tüiken,  dessglcichen,  dass  er  den  Papst 
und  die  italienischen  Fürsten  zur  Fortsetzung  ihrer  Hülfe  bewegen 
wolle;  g.  die  Vorschläge  der  churpfälz  sehen  Ileichstags-Instructionen 
von  1576  und  1582  in  Betreff  des  deutschen  Ordens  sind  zu  wieder- 
holen. — Ueber  die  Höhe  seiner  Bewilligung  wird  der  Churfürst 
sich  erst  entschlossen  , wenn  seine  Gesandten  ihm  über  die  dies- 
fallsigen  Absichten  der  übrigen  correspondirenden  Stände  berichtet 
haben.  Ein  Ausschusstag  aller  Kreise,  wenn  der  Kaiser  ihn  begehrt, 
ist  nicht  zu  bewilligen.  — Gegen  die  Verschiebung  des  Justizwesens, 
der  Kammergerichtsvisitation  und  andrer  Sachen  auf  einen  Depu- 
tationstag ist  einzuwenden , dass  Deputntionstage  nur  für  Unruhen 
im  Reiche  angeordnet  sind.  Wird  diese  Verschiebung  dennoch  von 
der  Majorität  beschlossen , so  ist  wenigstens  die  Ernennung  einer 
neuen  paritätischen  Deputation  zu  fordern,  und  darauf  zu  dringen, 
dass  Oesterreich  und  Burgund  nicht  jedesmal  bei  Abfassung  und 
Erklärung  von  Reichsgesetzen  zitgezogen  werden,  die  sie  gar  nicht 
genug  schärfen  können , da  sie  doch  hinterher  selbst  kraft  vor- 
gewandter Privilegien  sich  von  ihnen  eximiren.*  (Ma  54G/1  f.  253.) 
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Eine  churpfälziscbe  Nebeninstruction  vom  13.  Dec.  1597  enthält 
folgendes:  ‘Zur  Widerlegung  der  Papisten  und  sogen.  Lutheraner, 
die  am  Reichstage  den  Churfürsten  vom  Religionsfrieden  auszu- 
schliessen  suchen  dürften,  erhalten  die  Gesandten  eine  DeductionC 
Sic  wahren  des  Churfürsten  Dircctorium  in  Religionssachen  and 
legen  den  Unterzeichnern  der  gravamina  von  1594  die  im  Auftrag 
des  Churfürsten  verfasste  Widerlegung  der  katholischen  gravamina 
vor.  Sie  befragen  die  Versammlung,  ob  auch  Chursachsen,  Neu- 
burg u.  a.  zu  den  Berathungen  zuzuziehen  seien.*  (Mb  116  1 f.  144). 
Auszüge  und  Anführungen  aus  andern  Reichstagsinstructionen  finden 
sich:  Häberlin  XXI  S.  136.  (Braunschweig- Wolfenbüttel),  167  (Lauen- 
burg), 169,  177  (Chursachsen  und  Sachsen  - Weimar) ; Rommel  YI 
S.  116  (Hessen);  Sattler  V S.  206,  207  (Würtemberg);  Wolf  II 
S.  139  (Salzburg);  von  Aretin,  Baierns  ausw.  Verhältnisse.  Urkunden 
zum  3.  und  4.  Abschnitt.  (Baiern).  — Ueber  die  Verhandlungen,  die 
hinsichtlich  der  Session  der  Administratoren  von  Magdeburg  und 
Halberstadt  vor  dem  Reichstag  gepHogon  wurden,  vgl  Häberlin  XXI 
S.  81  fg . Droysen,  Geschichte  der  preussischen  Politik  II  2 S.  530, 
Ranke,  sämmtl.  Werke  VII  S.  139  fg. 

Ueber  die  Verhandlungen  des  Reichstags  vgl.  Häberlin  XXI 
S.  182  fg.,  Sattler  V S 208,  Wolf  II  S.  147  fg.,  Ritter,  deutsche 
Union  I S.  85  fg , Ranke  VII  S.  141  fg.  — Bezüglich  der  Verhand- 
lungen im  evangelischen  Religionsrath  ist  folgendes  nachzutragen  : am 
28.  Dec.  1597  beriefen  die  Churpfälzer  die  Gesandten  von  Chur- 
sachsen, Churbrandenburg,  Simmern,  Neuburg,  Zweibrücken,  Veldenz. 
Weimar,  Coburg,  Anspach,  Lüneburg,  Wolfenbüttel,  Mecklenburg, 
Würtemberg,  den  drei  Hessen,  Pommern,  Durlach,  Anhalt,  den  Wetter- 
auer Grafen  und  den  Städten.  Von  den  berufenen  blieben  der  da- 
mals gehaltenen  und  den  folgenden  Sitzungen  fern : die  Gesandten 
des  Hauses  Sachsen,  die  von  Neuburg,  Veldenz,  Mecklenburg, 
Würtemberg,  Pommern ; zu  den  berufenen  aber  traten  am  6.  Jan. 
1598  die  Gesandten  des  Admin.  Magdeburg  hinzu.  Gegenstand  der 
Berathungen  war:  Verbesserung,  Annahme  und  Uebergabe  zweier 
von  den  Churpfälzern  überreichten  Schriften , nämlich  einer  Replik 
auf  die  katholische  Widerlegung  der  evangelischen  gravamina  von 
1594  und  einer  Widerlegung  der  katholischen  gravamina  von  1594. 
(Relationen  der  churpfälz.  Gesandten.  1598  Febr.  12,  14.  Mb  116/j 
f.  280,  297.  Protokoll  bei  Häberlin  XXI  S.  320.)  Gegen  diese 
Schriften  gaben  die  Anspacher  am  16.  Februar  folgendes  Beden- 
ken ein:  ‘Churpfalz  weise  die  Angriffe,  welche  in  den  katholi- 
schen Schriften  gegen  sein  Bekcnntniss  als  nicht  zur  Augsburger 
Confession  gehörig  gerichtet  seien , im  Namen  aller  Unterzeichner 
zurück.  Darnach  dürften  Andre  zu  der  Ansicht  kommen,  mau  wolle 


1 Sie  ist  von  Leonh.  Schug  und  besteht  in  einer  Zusammenstellung  von  Verhandlungen, 
die  bei  frühem  Reichsversammlungen  seit  1566  in  dieser  und  damit  in  Verbindung 
stehenden  Sachen  vorgekommen  sind.  (Mt  545/9  t 256.) 
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nicht  so  sehr  die  gravamina  betreiben  und  die  rechte  Auffassung 
der  Augsburger  Confession  bewahren,  als  des  Churfürsten  Bekennt- 
niss  rechtfertigen.  Darum  möge  der  Churfürst  sich  auf  das  seine 
Religion  betreffende  in  einer  Beilage  für  sich  verantworten  * Mb  116  1 
f.  3"0.  Relation  der  Cliurpfälzer.  Febr.  17.  f.  329  Vgl  Häberlin  XXI 
S.  322)  Der  Churfürst  schrieb  auf  diese  Zumuthung  am  21.  Febr. 
an  seine  Gesandten:  ‘Dem  Bedenken  liege  der  Gedanke  zu  Grunde, 
dass  er  kein  BePenner  der  Augsburger  Confession  sei,  mithin  nicht 
unter  dem  Schutze  des  Religionsfriedens  stehe.  Die  Gesandten 
sollen  keinen  Convent  der  Evangelischen  mehr  abhalten , bis  die 
Schriften  einfach  angenommen  seien,  „dan  eh’  wir  uns  sonderbar 
darin  . . entschuldigen  wolten , eh’  gedenken  wir  alle  gravamina 
beisammen  ersitzen  und  andere  erfaren  zu  laszen,  wen  solche  am 
härtesten  trucken  werden.“  (Mb  116/1  f.  335.)  Gleichwol  hielten  die 
Churpfälzer  am  10.  März  einen  neuen  Convent  ohne  Berufung  der 
Städte.  (Relation  März  11.  f.  368)  Ueber  das  Ergebniss  dieses  Con- 
tents vgl  das  Piotokoll  bei  Häberlin  XXI  S.  323.  Wie  man  sich 
schliesslich  einigte,  zeigt  die  Vergleichung  der  bei  Lehmann  (de  pace 
rcligiouis  acta  publica.  Ausgabe  von  1707.  I S.  238,  248)  nach  der  ur- 
sprünglichen Fassung  gedruckten  Schriften  mit  den  bei  Häberlin 
(XXI  S.  339,  327)  befindlichen  Auszügen  aus  den  revidirten  und 
angenommenen  Entwürfen.  — Ueber  den  Versuch  Neuburgs,  Würtcm- 
hergs  und  Chursachsens,  die  Bekenner  der  ‘reinen  Augsburger  Con- 
fession'  zur  Uebergabe  einer  besondern  Beschwerdeschrift  zu  ver- 
einigen vgl.  Häberlin  XXI  S.  318  Anm.  X.  Sattler  V S.  206  Ritter 
I S 55  Anm.  3. 
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1.  Churpfalz,  Churbrandenbnrg,  Zweibrücken,  Anspach, 
Baden -Durlach,  drei  Hessen,  Anhalt1  an  den  Kaiser. 

Der  Rcichsabschied  ist  hinsichtlich  der  Türkenhülfe,  des  Xach- 
zngs  u.  dgl.  blos  nach  den  Beschlüssen  der  Mehrheit  verfasst. 
Die  übersteigen  aber  die  Bewilligungen  und  das  Vermögen  der 
Unterzeichneten  und  lassen  ihre  angefügten  Bedingungen  ausser 
Acht.  Die  Türkenhülfe  ist  eine  freiwillige  Sache;  die  Mehrheit, 
die  übrigens  vornehmlich  durch  ganz  geringe  geistliche  Fürsten 
«Stande  kommt,  darf  dabei  die  Minderheit  nicht  verpflichten, 
*enn  nicht  die  deutsche  Freiheit  verletzt  werden  soll.  Die  Unter- 
zeichneten werden  also  nicht  mehr,  noch  in  andern  Terminen 
zahlen,  als  sie  am  Reichstag  erklärt  haben,  zumal  da  sie  nicht 
auf  die  Abstellung  der  Beschwerden  hoffen.  Demgemäss  möge  der 
Kaiser  dem  Fiscal  die  nöthigen  Verhaltungsmassregeln  geben.  — 
Datum  den  4.  Maii  a.  98.  2 

München  Staatsarchiv  pf.  113  1 f.  5.  Cpt.  Auszug:  Hüberlin  XXI  S.  41t. 

1 Ueber  die  Unterschriften  und  den  Tag  der  Absendumr  (18  Aug.) 

Ritter  I S.  8G  Anm.  2,  4 lieber  ein  gleichartiges  Schreiben  der 
Wetteraner  Grafen  vgl.  Ritter  1 S.  85  Anm  5. 

1 Dies  Datum  ist  geändert,  wie  das  kaiserliche  recepisse  vom 
9- Sept.  zeigt. 

2.  Kaiserliches  Recepisse  auf  das  Schreiben  evangeli- 

scher Stände  vom  10.  Juni. 

Statt  einer  Antwort  bezieht  sich  der  Kaiser  auf  seine  an  die 
Unterzeichner  des  Schreibens  abgefertigten  Briefe  und  Gesandt- 
schaften. 1 — Actum  zu  Prag  den  neunten  September  anno  98. 

München  Staatsarchiv  pf.  115,4  f.  241.  Cpt. 

1 Schreiben  des  Kaisers  an  Churbrandenburg  vom  22  Juni,  in  dem  er 
ihm ‘ernstlich  befiehlt',  die  jedesmal  fälligen  Quoten  der  im  letzten  Reichs- 
»bsebied  bestimmten  Türkenbülfe  zu  erlegen;  widrigen  Falls  habe  er 
rücksichtslose  Ausführung  der  gesetzlichen  Massregeln  zu  gewärtigen, 
thnrbrandenbuig  an  Churpfalz  Aug.  2.  a.  a.  0.  f.  84.)  Gleichartige 
Schreiben  an  die  Lgr.  Hessen  (l.gr.  Moritz  an  Churpfalz.  Aug.  3.  M. 
™>'l  f.  15G),  Anspach  und  Churpfalz.  Letztere  forderte  auch  der  kaiser- 
liche Gesandte  Ludwig  von  Ulm  zur  Erlegung  der  Steuer  auf.  (Churpfalz 

Anspach  Aug  6.  M.  pf.  115/4  f.  51.) 

3-  Friedrich  IV.  an  Churbrandenburg,  Hessen-Cassel, 
ßraunsch w eig,  Zw* eibrücken,  Anhalt,  Anspach,  Baden. 

Der  Churfürst  ist  benachrichtigt,  dass  das  vom  Kaiser  gewor- 
dene wallonische  Kriegsvolk  im  Widerspruch  mit  dein  jüngsten 
Reichsabschied  nicht  allein  gegen  die  Türken,  sondern  auch  gegen 
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alle  des  Kaisers  und  Reichs  Rebellen  zu  dienen,  verpflichtet  ist. 
Dies  ist  um  so  bedenklicher,  weil  die  Papisten  das  Wort  ‘Rebellen5 6 
sehr  weit  auslegen , weil  man  hört , es  sollten  ,,die  papisten  mit 
execution  irer  liga  schwanger  gehen,“  und  allerhand  Gerüchte 
von  einer  grossen  Veränderung  im  Reiche  umgehen.  Der  Churfürst 
bittet  die  Fürsten,  ihm  mitzutheilen , was  sie  über  diese  Dinge 
weiter  erfahren,  und  ihr  rathsames  Bedenken  darüber  beizufügen.  — 
Datum  Heidelberg  den  17.  September  a.  98. 

München  Staatsarchiv  516,1  f.  170.  Cpt. 

4.  Georg  Friedrich  Markgraf  von  Anspach  an  Churpfalz. 

Hat  das  Schreiben  des  Churfürsten  vom  16.  Sept.  empfangen. 
Eine  Vereinigung  der  Evangelischen  ist  nöthiger  als  je;  denn  der 
Churfürst  weiss  selbst,  wer  noch  bei  den  gemeinen  evangelischen 
Anliegen  und  ihren  gravamina,  wer  jüngst  mit  den  Fürsten,  die 
das  Gesamintschreiben  an  den  Kaiser  abfertigten,  ausgeharrt  hat. 
Gegen  Braunschweigs  Vorschlag1  ist  aber  zu  bemerken,  dass  eine 
Versammlung  der  Räthe  aller  evangelischen  Fürsten  ohne  vorherige 
Vorbereitungen  wol  nur  alles  „ad  refereudum“  nehmen  und  das 
Werk  mehr  hindern  als  fördern  wird.  Der  Markgraf  schlagt 
deshalb  Wiederaufnahme  der  a.  1596  in  Amberg  begonnenen  Unions- 
verhandlungen vor:  der  Churfürst  und  er  suchen  Baden,  Braun- 
schweig, Hessen,  Anhalt,  Würtemberg,  Lüneburg,  die  Herzoge  von 
Coburg,  den  Churfürsteu  von  Brandenburg,  und  durch  diesen  Däne- 
mark, Mecklenburg,  Holstein  und  Pommern  für  den  Bund  zu  ge- 
winnen. Gelingt  es  wenigstens  bei  den  meisten  von  diesen,  so 
könnte  ein  Convent  ihrer  Räthe  die  Union  nach  Massgabe  der 
Torgauer  Notel  in’s  Werk  setzen.  — Onolzbach  den  22.  Septembris 
anno  1598. 

München  Staatsarchiv  516  1 f.  196.  Orig. 

1 Ueber  diesen  Vorschlag  hatte  Churpfalz  auch  an  Lgr.  Moritz  ge- 
schrieben. (Der  Landgraf  an  Churpfalz,  üct.  1.  a.  a.  0.  f.  192.) 

5.  Die  Churpfälzischen  Räthe  an  ihren  Herrn. 

Die  vorgeschlagene  Zusammenkunft  des  Churfürsten  mit  dem 
Markgrafen  von  Anspach  würde,  da  sich  ersterer  wegen  der  ge- 
fährlichen Zeitläufc  nicht  zu  weit  von  seinem  Hoflager  entfernen 
darf,  am  besten  in  Rotenburg  an  der  Tauber,  Boxberg,  oder  Kreils- 
heim innerhalb  8 — 10  Tagen  statt  finden.  Was  aber  bei  derselben 
vornehmlich  zu  besprechen  ist,  darüber  wird  man  nicht  wol  ohne 
des  Churfürsten  Anwesenheit  berathen  können.  — Den  6.  Octob.  a.  93. 

München  Staatsarchiv  pf.  11*, 4 f.  827.  Cpt. 

6.  Georg  Friedrich  Markgraf  von  Anspach  an  Churpfalz. 

Der  Markgraf  übersendet  eine  Ladung  des  kaiserlichen  Kam- 
mergerichts: *36  Tage  nach  Empfang  derselben  soll  er  erscheinen 
und  hören,  dass  er  wegen  Nichterlegung  der  2 ersten  Termine  der 
im  jüngsten  Reichsabschied  bestimmten  Türkensteuer  in  die  Acht 
gefallen  sei,  worauf  er  etwaige  Exceptionen  Vorbringen  wird,  oder 
die  „nothwendige  process  auDgen“  werden5.  Da  das  Mandat  am 
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5.  August,  also  bevor  der  Kaiser  das  Gesammtschreibeu  der  Fürsten 
vom  10.  Juni  und  das  besondere  des  Markgrafen  erhalten  hatte, 
aasgegangen  ist,  so  möge  der  Churfürst  mittheilen,  ob  er  ein  solches 
auch  empfangen , und  was  man  darauf  zu  thun  habe. 1 Die  auf 
Johannis  Bapt.  verfallenen  10  Monate  der  vom  Markgraf  wirklich 
bewilligten  Hülfe  hat  Nürnberg  erst  dann  angenommen  und  quittirt, 
als  der  Markgraf  das  Formular  einer  Quittung  vorlegte,  darin  die 
Hölfe  als  jene  bezeichnet  ward,  über  welche  er  und  andere  Stünde 
sich  dem  Kaiser  besonders  erklärt  hätten.  — Datum  Onoltzbach 
den  9.  Octobris  anno  1598. 

Manchen  Staatsarchiv  pf.  115/4  f.  124.  Orig. 

1 Schreiben  mit  gleicher  Mittheilung  und  gleicher  Bitte  von  den 
Lgr  Hessen  (Oct  22.  a.  a.  0.  f.  143),  Zweibrücken  (Oct.  26.  f.  152.), 
Churbrandenburg  (Nov.  26.  f.  259). 

Friedrich  IV.  an  Anspach. 

Hat  das  Schreiben  dos  Markgrafen  vom  19.  Octoher  empfangen, 
her  Churfürst  hat  vom  Kammergericht  kein  Mandat  erhalten,  wie 
der  Markgraf.  Seine  Rückstände  von  der  alten  und  die  fälligen 
Ziele  von  der  neuen  Türkonhülfe  hat  Frankfurt  seit  Ostern  mehr- 
mals zurückgewiesen,  weil  sie  nach  der  Landes-,  nicht  nach  der 
Reichswährung  berechnet  waren.  Endlich  bei  der  letzten  Messe 
sind  sie  „in  specie  und  sortenweiß“  angenommen.  Der  Churfürst 
übersendet  einen  auf  sein  Geheiss  gefertigten  Aufsatz,  daraus  der 
Markgraf  Einwendungen  gegen  das  Kammergerichtsmandat  ent- 
nehmen kann.  Fährt  dies  Gericht  trotzdem  mit  seinen  Processen 
gegen  die,  welche  nur  10  Monate  bewilligt  haben,  fort,  so  könnteu 
diese  sich  über  ein  Schreiben  und  eine  Schickung  an  dasselbe  ver- 
gleichen, oder  einen  Convent  ihrer  Advokaten  ansetzen.  — Datum 
Heidelberg  den  16.  October  anno  98. 

Manchen  Staatsarchiv  pf.  115/4  f.  140.  Cpt. 

8.  Bürgermeister  und  Rath  zu  Frankenthal  an  das 

pfälzische  Amt  Neusta  d f. 

Das  spanische  Kriegsvolk  am  Niederrhein  soll,  erbittert  darüber, 
dass  Churpfalz  die  Passage  bei  Baeharach  und  Caub  geschlossen 
hat,1  mit  2000  Mann  zu  Pferde  und  6000  zu  Fuss  über  die  Mosel 
in’s  Fürstenthum  Simmern  einzufallen  entschlossen  sein.  — Raptim 
Erankenthal  den  18.  Octobris  a.  98. 

München  Staatsarchiv  546/1  f.  218.  Orig. 

1 Der  Churfürst  Hess  alle  Getreideschiffe  anbalten,  um  den  einge- 
fallenen Spaniern  den  Proviant  abzuschneiden.  Aitzinger,  relationes 
historicae  1598—99  (Cöln  1599)  S.  81. 

0.  Friedrich  IV.  an  Ludwig  d.  ä.  Landgraf  von  Hessen. 

Anschläge  und  Mittel  der  papistischen  Liga  sind  durch  den 
Einfall  der  Spanier  klar,1  sofortiger  Widerstand  nöthig.  Deshalb 
schlägt  der  Churfürst  vor,  die  bereits  „veranlaste  zusammenordnung 
unserer  . . raete“  förderlichst  am  5.  December  zu  Frankfurt  abzu- 
h&lten,  zumal  der  Deputatioustag  herannaht,  und  über  die  dort 

Actea  de*  30jihr.  Kriege*  I.  $ 


Oct. 

26 


Oct. 

28 


Oct. 

31 


Digitized  by  Google 


114 


1598 


N o v. 
14 


No  v. 
20 


vorkommenden  Punkte  zu  berathen  ist.  Es  wäre  dann  zu  be- 
schliesseu,  „wass  zu  wurklicher  abwendung  des  Spanischen  kriegs- 
volcks  . . einlegerung  . . fürzuueminen,“  ferner,  wie  in  Aachen  dem 
Rath  und  den  Bürgern  zu  helfen,  und  der  Fortgang  andrer  den 
Aachischeu  gleichartiger  Processe  zu  hindern  sei,  ob,  da  weder 
Friede,  noch  gleichmässige  Justiz  im  Reiche  herrscht,  die  bedräng- 
ten Evangelischen  die  Türkenhülfe  zurückhalten  dürfen,  endlich 

— und  davon  hängt  alles  im  wesentlichen  ab  — , wie  eine  bestän- 
dige Vereinigung  unter  wolgesinnten  Ständen  der  Augsburger  Con- 
fession  zu  bilden,  und  dann  andere  Evangelische  dazu  zu  bringen 
seien.  — Ausser  dem  Landgrafen  wird  der  Churfürst  zunächst 
Churbrandenburg,  Anspach,  Zweibrücken,  Braunschweig,  Anhalt. 
Baden,  Hessen  - Cassel  für  diesen  seinen  Vorschlag  zu  gewinnen 
snchen.  — Datum  den  21.  Octobris  a.  1598. 

1 Churpfalz  schreibt  am  30.  Oct.  an  Johann  d.  ä.  Gr.  Nassau:  Nach 
den  Zeitungen  hat  der  ermordete  Gr.  Bruch,  als  er  um  „salva  guardia“ 
bat.  zur  Antwort  bekommen,  der  Papst,  der  Kaiser  und  der  K.  Spanien 
haben  befohlen,  die  von  der  Religion  auszurotten,  und  es  soll  ein  der- 
artiges Befehlsschreiben  vorhanden  sein.  Wäre  dasselbe  im  Original  oder 
in  beglaubigter  Abschrift  zu  erlangen , so  könnte  man  sich  seiner  wol 
bedienen.  (M.  546/j  f.  222.) 

Cassel  Regicrungsarrhiv  , Hispanisches  Kriegsvolk,  so  sich  in  die  Jülirh'- 
schen  . . . Lande  gelagert,  d.  a.  1598.  Cop. 

10.  Die  churpfälzischen  Rätlie  an  Zweibrückeu  (z.  Th.) 

Churpfalz  hat  bei  den  gegenwärtigen  grossen  Gefahren  einen 
Convent  unerwartet  der  darüber  noch  rückständigen  Erklärungen 
auf  den  5.  December  nach  Frankfurt  ausgeschrieben.  Daselbst 
wird  man  auch  über  die  Contributionsangelegenbeit  handeln  können. 

— Datum  Heidelberg  den  4.  November  anno  98. 

München  Staatsarchiv  pf.  1(5/4  f.  163.  Cpt. 

11.  Friedrich  IV.  an  Landgraf  Moritz  von  Hessen. 

Der  Churfürst  hat  sich  mit  dem  Markgrafen  von  Anspach 
über  den  Frankfurter  Convent  besprochen  und  darauf  die  beiliegen- 
den Berathungsgegenstände  für  den  Convent  zu  Papier  bringen 
lassen.  — Datum  Onoltzbach  den  10.  Novembris  anno  98. 

Beilage.  ■ Die  Frankfurter  Tagsatzung  bat  über  folgende 
Gegenstände  zu  berathen:  1.  Ob  eine  Gesandtschaft  benachbarter 
Kreise  an  die  Obersten  der  in’s  Reich  gedrungenen  spanischen 
Truppen  dieselben  von  ihren  Feindseligkeiten  abbringen  werde. 
Ferner:  wenn  die  Gesandtschaft  nichts  hilft,  zumal  wenn  ein  evan- 
gelischer Reichsstand  bedroht  wird,  „ob  dan  man  sich  des  reiebs 
executionsordnung  allein  gebrauchen  . .,  oder  ob  mer  andere 
weg  zu  finden,  sich  zu  defendiren  . Ob  hierzwischen  die 
dem  betrangten  Westphalischen  craisz  bewilligte  hulf  der  drei 
inonat  allenthalben  wo  möglich  einzutreiben  . .,  und  hernach 
neben  anderm  auf  solchen  notfal  zu  verwenden,  und  ob  nicht  zoin 
wenigsten  die  evangelische  zu  dem  ent  ir  quotam  zu  erlegen 
betten?  Wie  ein  jeder  stant  vor  sich  dem  andern  uf  solchen 
notfal  onerwartet  der  kraitthulf  zuzuspringen  gesinuet.“  Ueber 
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die  Ersuchung  Dänemarks  und  anderer  um  Hülfe,  Anstellung  fleis- 
siger  Kundschaft  ist  ebenfalls  zn  berathen.  2.  Wie  der  durch  die 
Hofprocesse  fast  zu  Grunde  gerichteten  Stadt  Aachen  zu  helfen 
sei,  und  wie  „mans  solcher  proceß  halben  furthin  in  andern  stant 
pringen  konte.“  3.  Ub  in  die  fiskalischen  Processe,  welche  in 
Folge  der  Contribution  von  1598  denen,  welche  nur  40  Monate 
bewilligt  haben,  insinuirt  sind,  sich  jeder  Stand  einzeln  einlassen 
solle,  oder  ob  man  sich  „gesampter  exceptionum  vergleichen  und 
die  auch  jedesmals,  wan  der  staent  einer  citirt  würt,  in  gesaniptem 
namen  . . übergeben  wolle.  Und  im  fal  solche  exceptiones 
wollten  . . verworfen  werden,  was  man  dargegen  vor  weitere 
erlaubte  mittel  gebrauchen,  ob  man  alsbalt  a primo  gravamine 
revision  suchen  wolle.“  Ob  man  nicht  das  Kammergericht  ins- 
gesannnt  über  die  Natur  der  Steuerbewilligung  belehren  und  es 
ermahnen  solle,  „bedechtlicher  mit  erkennung  dergleichen  proceß 
in  rerfaren.“  Ob  die  in  dieser  Sache  vom  Kaiser  erlassenen 
Schreiben  von  den  Einzelnen,  oder  von  Allen,  die  nur  40  Monate 
bewilligt  haben,  zu  beantworten  und  i.  Mt.  „das  herkommen,  und 
wann  maiora  gültig,  zu  gemut  zu  füren  seie  . .,  oder  ob  . . 
solche  streitige  20  monat  mit  einer  solchen  aussfurlichen  pro- 
testation  . . zu  erlegen  sein  wolle  . . , das  nemblich  . . , 
dardurch  keineswegs  in  angezogene  pluralitatem  votorum  gewil- 
ligt . sondern  nochmals  lauter  widersprochen  sein  sol.  . . 
4.  Was  man  sich  des  verabschieten  deputationstags1  wegen  ver- 
halten wölle,  wan  es  mit  der  pluralitet  votorum  die  mainung  be- 
halten thete,  weiln  unter  den  deputatis  mer  nicht  als  sieben  evan- 
gelische und  dargegen  13  pabstischer  voten,  die  nach  gelegenheit 
deren  uf  den  deputationtagk  verschobener  Sachen  jeder  zeit  den 
evangelischen  zuwieder  maiora  machen  und  dardurch  viel  beschwer- 
liches statuiren  konten.“  5.  Ob,  „weiln  auch  fried  und  Sicher- 
heit im  reich  nicht  verpleiben  wurde“,  man  die  wirklich  be- 
willigte Steuer  erlegen  solle.  6.  „Ob  dan  nicht  auch  zu  bedenken, 
uf  was  weiß,  die  Vorgesetzte  ongelegenheit  umb  sovil  besser  abzu- 
wenden, ein  rechtes  vertraw'en  und  weitere  Zusammensetzung 
under  den  evangelischen  staeuden  anzurichten  und  zu  underhalten 
sein  möchte,  alles  zu  dem  ent,  damit  das  reich,  dessen  haupt  und 
glieder  soviel  lenger  mochten  in  bestendigem  wesen  verpleiben.“ 

Cassel  Staatsarchiv.  Kriegssachen  1598.  Cop. 

1 Reichsabschied  von  1598.  Koch’sche  Sammlung  III  S.  452.  §.  58  fg. 

12.  Ludwig  d.  ä.  Landgraf  von  Hessen,  Instruction  für 
Johann  Riedesel  (Erbmarschall)  und  Klotz  (Kanzler)  zu 
den  Verhandlungen  mit  Landgraf  Moritz  über  eine  Ge- 

sammtinstruction  zum  Frankfurter  Tag.  (z.  Th.) 

1.  Ausführung,  dass  die  vom  Churfürsten  von  der  Pfalz  vor- 
geschlagene Vereinigung  zur  Abwehr  der  eingefallenen  Spanier 
nöthig  ist  (die  Spanier  bedrohen  auch  die  von  ihnen  noch  ver- 
schonten Länder,  denn  sie  sollen  die  päpstlichen  Pläne  zur  Durch- 
führung des  Tridentinum  verwirklichen,  und  werden  ausserdem 
durch  Mangel  und  Beutelust  vorwärts  getrieben;  die  Executions- 
Ördnung  aber  wird  gegen  sie  nicht  angewandt),  erlaubt  und  ihrer 
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Aufgabe  gewachsen.  Die  Bestimmungen  über  den  gegenseitig  zu 
leistenden  Beistand  wären  nach  dem  Muster  der  Executions- Ord- 
nung zu  treffen.  Zum  Dircctor  des  Bundes  wäre  der  Churfürst 
von  der  Pfalz  zu  ernennen.  Landgraf  Moritz  möge  nachdenkeu. 
ob  er  das  Amt  des  Feldobersten  übernehmen  wolle.  Der  Bund 
hat  sich  durchaus  auf  die  Defensive  zu  beschränken,  ist  aber,  da 
die  Spanier  das  Reich  auch  fernerhin  mit  ihren  Einlagerungen 
bedrohen  werden,  auf  mehrere  Jahre  zu  erstrecken.  Allein  zur 
Erneuerung  der  „hiebevor  zwischen  etzlichen  Augsburger  confessiou 
verwanten  staenden  vorgewesenen  . . . einigungu  kann  sich  der 
Landgraf,  so  nöthig  dieselbe  an  sich  ist,  nicht  entschliessen,  wenn 
nicht  noch  mehrere,  als  die  im  Ausschreiben  des  Churfürsteu  von 
der  Pfalz  genannten  Stände,  besonders  die  Erbvereinigten  Hessens, 
sich  dazu  herbeilassen.  Ein  Bund  von  wenig  Ständen  dürfte  seiner 
Aufgabe  nicht  gewachsen  sein  und  Sonder  - Interessen,  besonders 
den  Jülicher  Ansprüchen,  dienstbar  gemacht  werden.  Wenn  mau 
die  Jülicher  Lande  den  Interessenten  gewinnen  heifeu  sollte  , so 
würden  die  Spanier  sich  dem  widersetzen;  und  so  könnte  man  den 
Krieg  in  die  eignen  Lande  ziehen,  nachdem  man  aus  der  Defeu- 
sive  in  die  Offensive  geschritten  wäre.  2.  Die  Stände,  welche  von 
den  Spaniern  angegriffen,  vom  Kaiser  und  den  Kreisen  aber  hülf* 
los  gelassen  werden,  dürfen  die  Türkenhülfe  zur  eigeuen  Vertiiei* 
digung  verwenden.  3.  Die  bedrängten  Aachener  thätlich  zu  resti* 
tuiren,  ist  nicht  verantwortlich;  es  wäre  auch  gefährlich,  weil  man 
das  spanische  Kriegsvolk  dadurch  gegen  sich  aufreizen  würde. 1 
4.  Der  im  letzen  Reichs- Abschied  bestimmte  Deputationstag  ist 
nicht  zu  hindern.  — Geben  zu  Marpurgk . . den  zehenden  Novem- 
bris  anno  1598. 

Cassel  Staatsarchiv.  Kriegssachen  1599,9.  Orig. 

t Vgl.  Rommel  VI.  S.  49. 
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13.  Heinrich  Julius  Herzog  von  Braunschweig  an 

Neuburg. 1 

Der  Herzog  beklagt,  dass  seine  und  anderer  Fürsten  Warnungen, 
als  dem  nunmehr  eingebrochenen  Unheil  des  spanischen  Eiufalls 
hätte  vorgebeugt  werden  können,  nicht  beachtet  sind.  Er  will 
den  vornehmem  Churfürsten  und  Fürsten  nicht  vorgreifen;  wenn 
sie  aber  sich  fester,  als  bis  dahin  einigen  — und  dazu  kann  der 
Herzog  von  Neuburg  und  die,  bei  denen  seiue  Stimme  Gewicht 
hat,  viel  thun  — , so  wird  man  weiteres  Unheil  abwehren  können. 
Der  Herzog  von  Braunschweig  wird  in  kurzem  einen  Kreistag 
halten,  auch  mit  den  Nachbarkreisen  conferiren.  — Datum  Grunin- 
geu  den  15.  Novembris  anno  1598. 

München  Staatsarchiv  pf.  115/3  f.  1060.  Cop. 

1 Neuburg  hatte  am  21.0ct.  dem  II.  Braunschweig  sowol  (M.  pf.  Ws 
f.  1054),  wie  den  Lgr.  Hessen  (C.  St.  Kriegssachen  1598)  den  Einbruch 
der  Spanier  und  die  ihnen  damals  schon  zugeschriebene  Absicht,  in 
den  Jülicher  Landen  Winterquartier  zu  nehmen,  mitgetheilt.  Zugleich 
bat  er  den  Herzog  (die  Landgrafen),  er  möge  den  Kaiser  um  Abschaf- 
fung dieser  Gewalttbätigkeiten  ersuchen  und,  wenn  dies  Gesuch  erfolg' 


k. 


Digitized  by  Google 


1598 


117 


los  sei,  in  seinem  Kreise  thätlichen  Beistand  für  die  Bedrängten  be- 
treiben. Wie  dieser  Beistand  aber  anzustellen  sei,  darüber  möge  er 
alsbald  sein  Gutachten  abgeben. 


14.  Hessische  Gesammt-Instruction  zum 

Frankfurter  Tag. 

1.  Gegen  die  eingefallenen  Spanier  wäre  zunächst  die  Befol- 
gung der  Executions-Ordnung  zu  befördern.1  Man  hat  sich  zugleich 
über  die  einander  zu  leistende  Hülfe,  falls  einer  durch  das  nieder- 
ländische Kriegswesen  angefoehten  wird,  zu  vergleichen.  Es  wären 
hierzu  300,000  fl.  zusammenzulegen,  um  davon  nöthigeu  Falls 
Truppen  zu  werben,  als  deren  Haupt  Christian  Fürst  von  Anhalt 
vorgeschlagen  werden  kann.  Sachsen,  Neuburg,  Würtemberg 
wären  für  den  Hund  zu  gewinnen.  Verlangen  Brandenburg  und 
Zweibrticken  die  Bundeshülfe  zur  Befreiung  der  Jiilicher  Lande, 
so  würde,  da  der  Erbfall  noch  nicht  vorhanden,  die  Interessenten 
über  ihre  Erbansprüche  noch  nicht  einig  sind,  die  Erfüllung  dieses 
Begehrens  bei  dem  Kaiser,  Lothringen,  Frankreich,  allen  Reichs- 
ständen verweislich  sein.  Sind  aber  die  Interessenten  nach  dem 
Erbfall  im  Besitze  der  Lande,  so  haben  sie  die  Hülfe  zu  bean- 
spruchen. 2.  Der  religiöse  Zwiespalt  der  Evangelischen  würde 
durch  eine  Vereinigung  weniger  Stände  befördert.  Man  soll  dahin 
trachten,  dass  statt  des  engern  Bundes  alle,  die  sich  zur  Augs- 
burger Confession  bekennen  und  mit  den  übrigen  gegen  die 
Papisten  zusammentreten,  als  unter  der  Augsburger  Confession 
begriffen  anerkannt  werden.  3.  Die  Landgrafen  wollen  sich  mit 
den  übrigen  vergleichen,  ob  einer,  der  angegriffen  wird , die  im  Jahr 
1598  bewilligte  Türkenhülfe  zurückhalten  darf.  4.  Dem  Deputations- 
Tag  ist  sein  Fortgang  zu  lassen.  — Signatum  — , — 2 

Cassel  Staatsarchiv.  Kriegssaehen  1596.9-  Cpt  \ 

1 Schon  am  7.  Nov.  hatte  Lgr.  Moritz  im  Hinblick  auf  die  drohenden 
Gefahren  dem  Chf.  Pfalz  die  Beschreibung  der  oberrheinischen  Kreis- 
stände vorgeschlagen.  (Die  churpfalz.  Käthe  an  ihren  Herrn.  Nov.  18. 
M.  pf.  114/4  830) 

2 Das  Concept  wird  am  26.  Nov.  vom  Lgr.  Moritz  an  Lgr.  Ludwig 
geschickt.  Es  ist  verfasst  bei  den  Conferenzen  derbeiderseitigen  Käthe. 
(Lgr.  Moritz  an  Lgr.  Ludwig  d.  ä.  A.  a.  0 ) 


Nov. 

26 


U.  Joachi  m Friedrich  Churfürst  von  Brandenburg 

an  Churpfalz. 

Hat  das  Schreiben  des  Churfürsten  vom  31.  October  empfangen. 
Kine  engere  Verbindung,  von  Churbrandenburg  schon  seit  etlichen 
Jahren  für  nöthig  angesehen,  wird  um  so  nöthiger,  da  die  Gefahren 
wachsen,  und  die  Spanier  in’s  Reich  gebrochen  sind.  Der  beste 
Weg  scheint  nun  der,  dass  Churpfalz,  Churbrandenburg  und  Chur- 
sachsen (falls  letzterer  dazu  zu  vermögen  ist)  alle  evangelischen 
Stände  zu  einer  persönlichen  Zusammenkunft  beschrieben  (die 
Jurch  Ehhafte  verhinderten  schicken  Käthe).  Um  Bedenklichkeiten 
zu  vermeiden,  wäre  das  Aussclireiben  bloss  auf  politische  Dinge 
zu  richten,  mit  der  Versicherung,  über  die  Verhandlungen  dem 
Kaiser  zu  berichten.  Die  Gegenstände  der  Verhandlung  sind  aus 
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dem  Ausschreiben  des  Churfürsten  von  der  Pfalz  zu  entnehmen 
(besonders:  Verteidigung  gegen  die  Spanier,  Anbringung  der 
„andern  gravamina“  bei  dem  Kaiser,  Erhaltung  der  Freiheit  in 
Contributionssachen);  es  ist  hinzuzufügen:  für  den  Fall,  dass  der 
Kaiser  jenen  Beschwerden  nicht  abhelfen  könne,  müsse  man  sich 
über  Anstalten  zur  Selbstverteidigung  beratheu.  Werden  nicht 
alle  evangelischen  Stände  geladen,  so  dürfte  man  nur  Erbitterung 
und  Misstrauen  erwecken.  Wol  aber  mag  Churpfalz  durch  die 
von  ihm  beschriebene  Versammlung  zu  jener  grössern  die  Vor- 
bereitungen treffen.  Zwar  kann  Churbrandenburg  dieselbe  wegen 
Kürze  der  Zeit,  und  weil  er  seine  Räte  nicht  bei  der  Hand  hat, 
nicht  beschicken;  er  wird  sich  aber  nachher  auf  die  ihm  mitzn- 
theilenden  Beschlüsse  gleichfalls  resolviren. 1 — Datum  Marien- 
walde den  16.  Novembris  anno  98. 

Mönchen  Staatsarchiv  pf.  115/3  f.  1102.  Orig. 

t Churbrandenburg  schreibt  vom  28.  Nov.  an  seinen  Sohn  Johann  Sigis- 
mund (B.  35  c.  16):  man  könnte  den  eingefallenen  Spaniern  widerstehen, 
wenn  sich  mehrere  Churflirsten  und  Fürsten  zum  Widerstande  vereinigten. 
Aber  die  Einigkeit  derselben  sei  sehr  gering.  „Sollen  wir  nun  mit  un* 
sers  vettern  1.  (Anspach)  was  furnehmen  und  hernacher  cum  despeettr 
sonderlichen  weil  des  hertzogen  von  Gulichs  1.  noch  am  leben,  wieder 
ersitzen  lassen,  dasselbige  ist.  bedenklichen.“  — Er  sei  daher  noch  unent- 
schieden, was  zu  thun  sei. 

D e c.  16.  Die  Käthe  in  Heidelberg  an  die  churpfäizischen 
8 Gesandten  in  Frankfurt  (z.  Th.) 

Die  Käthe  „sind  im  werck,  i.  chf.  g.  die  höchste  ungelegen- 
heit  ires  abwesens  nachmalen  zu  erkennen  zu  geben.“  — Datum 
Heidelberg  den  28.  Novembris  anno  98. 

Mö  neben  Staatsarchiv  pf.  115/3  1081.  Orig 

1 Schon  am  18.  Nov.  stellen  die  Räthe  an  den  Churfürsten  die  ‘wieder- 
holte* Bitte,  er  möge  zurückkommen,  um  den  Vorberathungen  über  den 
Frankfurter  Convent  beizuwohnen.  (M.  pf.  114/4  f.  830.) 

vor  Dec.  17.  Friedrich  IV.,  Instruction  für  Volrat  von  Plesscn, 
10  Ludwig  Culmann  und  Leonhard  Schug  zum  Frank- 
furter Tag. 

Einleitung:  über  die  Proposition  und  die  Behandlung  der 
Gesandten  von  Neuburg  uud  Würtemberg.  §.  1.  Vorschläge  zur 
Verteidigung  der  nach  Frankfurt  berufenen  Stände  gegen  die  ein- 
gefallenen Spanier.  §.  2.  Ueber  Aufrechthaltung  des  hinsichtlich 
der  Türkenhülfe  am  jüngsten  Reichstage  von  der  Minorität  ge- 
fassten Beschlusses.  §.  3.  Ueber  Massregelu  zur  Restitution  der 
Stadt  Aachen.  §.  4.  Vereitlung  des  Deputationstages  oder  doch 
Abwendung  des  daselbst  den  Evangelischen  drohenden  Nachtheils. 
§.  5.  Zurückhaltung  der  Türkenhülfe.  §.  6.  Union.  — 0.  D. 

München  Staatsarchiv  5461  f.  224.  CpL  Gedruckt;  Archivium  S.  1. 

Dec.  18.  Protocoll  des  Convents  zu  Frankfurt  (z.  Th.) 

10—22  Vertretene  Stände:  1.  Churpfalz  (Dr.  Ludwig  Culmann, 

Vicekanzler,  Volrat  von  Plessen,  Leonhard  Schug.)  — 2.  Neu* 
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borg  (Ludwig  von  Sperwerseck,  Hofmeister,  Johann  Zeschlin.)  — 
3.  Zwei  brücken  (Ruprecht  Silberbronner,  Kanzler,  Dr.  Peter 
de  Pötter.)  — 4.  Anspach  (Christoph  von  Wallenfels,  geh.  Rath, 
Dr.  Simon  Eisen,  Vicekanzler.)  — 5.  Braunschweig  (Dr.  Johann 
Jagemann,  Kanzler,  Dr.  Joachim  Götze,  Ernst  Wrampe.)  — 
6.  Hessen-Cassel  (Otto  von  Starschedel,  geh.  Rath,  Dr.  Johann 
Antrecht,  Vicekanzler.)  — 7.  Hessen-Marburg  Dr.  Siegfried 
Klotz,  Kanzler.)  — 8.  Baden-Dur  lach  (Wilhelm  Pebliss,  Statt- 
halter, Karl  Paul.)  — 9.  Anhalt-Dessau  (Dr.  Barthol.  Gericke). 
— 10.  Nassau- Dillenburg  (Johann  Engelbert  von  Lautern, 
Barthold  Schorci.) 


Dez. 

10-22 


„Den  30.  November  anno  98.“ 

Culmann  (Churpfalz)  eröffnet  die  Tagsatzung:  der  Haupt- 
zweck der  Berathungen  sei  Abwehr  der  spanischen  Feindseligkeiten. 
-Van  könne  sich  denken,  was  von  den  Spaniern  für’s  Frühjahr  zu 
erwarten  sei  „derer  ents,  do  man  deereta  concilii  zu  verrichten 
gemeint.“  — Man  beschliesst  darauf,  die  Berathungen  über  den 
genannten  Gegenstand  zu  beginnen,  und  zwar  ohne  die  Ankunft 
der  Brandenburger  Gesandten  abzuwarten. 

„Den  1.  December.“ 

Generaldiscussion  über  die  Abwehr  der  Spanier.  — Neu- 
bnrg1  erklärt,  man  müsse  sich  gegen  sie  wehren,  denn  „sie 
möchten  die  ketzer  wollen  ausrotten,  wie  zu  Brussel  geschlossen, 
wie  etliche  schreiben  und  instructiones  iutercipirt,  daraus  zu  ver- 
muten, das  ir  intent  dahin  gericht,  das  sie  auf  die  Jülehische 
lande  ein  äuge  haben  und  warten  auf  den  tot  des  hertzogs  und 
mochten  die  andern  ausschliesseu.“  Zur  Yertheidigung  wären  auf 
Beschluss  der  Kreistage  die  3 für  den  westfälischen  Kreis  bewil- 
ligten Monate  baldigst  zu  erlegen.  Weigern  die  Katholiken  sich, 
so  bezahlen  die  Evangelischen  sie  gleichwol.  Dazu  wären  2 oder 
3 Monate  zuzulegen.  — Wenn  aber  ein  Evangelischer  angegriffen 
wird,  so  muss  man  einander  helfen.  Um  gleich  bereit  zu  sein, 
werden  etliche  Monate  hinterlegt,  ein  Director  ernannt,  der  „doch 
nichts  thu  one  rat  der  benachbarten  kreisse.“  Zwei  brücken: 
„Die  Spanier  wolten  hem  am  Rein  werden  und  monarchi  anrichten,  v 
Tridentinum  concilium  exequiren;  darumb  das  wergh  mit  mererm 
ernst  auzugreiffen.“  Die  Spanier  sagen,  „die  (evangelischen)  chur- 
nnd  fürsten  hetten  sie  an  irem  intent  gehindert,  und  inen  (den 
Staaten?)  hulf  geleistet.  Würden  derhalben  ehe  ein  evangelischen 

1 lieber  des  Herzogs  Bedenklichkeiten  bei  der  Beschickung  des 
Frankfurter  Tages,  vgl.  Sattler  V S.  213. 
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18.  stant  angreiffen,  darumb  die  zusamsetzung  vonnöten.“  Diese  soll 
bestimmen  „wie  ein  jeder  stant  dem  betrangten  sol  succurriren.“ 
Die  Executions-Ordnung  ist  zu  langsam  und  wegen  der  meist  papi- 
stischen Majoritäten  für  die  Evangelischen  ohne  Nutzen.  Zu  dem 
erwähnten  Bündnisse  könnten  dann  die  andern  evangelischen 
Fürsten,  Dänemark,  die  Staaten  zugezogen  werden. 

„Post  prandhim.“ 

Anspach,  Braunschweig,  Baden,  Nassau  erklären  sich 
für  eine  Vereinigung  zur  Abwehr  der  Spanier.  Die  Z weibrück e- 
. ner  sind  hierzu  nicht  speciell  instruirt,  weil  ihr  Herr  für  diese 
Sachen  einen  besondern  Convent  erwartete;  sie  wollen  sich  aber 
mit  den  andern  vergleichen  auf  Ratification , welche  ihr  Herr  ge- 
wiss ertheilen  wird.  Neuburg  will  eine  Vereinigung,  in  der  man 
einander  nach  den  Reichsconstitutionen  zu  helfen  hat,  zu  der  auch 
Papisten  zuzulassen  sind.  Zu  einer  andern  Verbindung  sind  die 
Gesandten  nicht  instruirt.  Die  Executions-Ordnung  ist  in’s  Werk 
zu  setzen;  „dan  wan  gleich  andere  nicht  fort  wollen,  weren 
doch  die  andern  schuldig,  das  irige  zu  thun.“  Der  spanische 
Einfall  dürfte  „ursach  geben,  die  pacification  (Frankreichs  mit 
Spanien)  umbzustossen,  darumb  man  Frankreich  bei  guter  affectiou 
erhalten  solte.“  — Anspach  (mit  ihm  Baden  und  Nassau) 
erklären,  man  müsse  sich  verbinden,  „nicht  alleine  in  diser,  sondern 
andern  Sachen  . . , das  sic  (die  Verbündeten)  allem  einprechcnden 
unlieil  itzo  und  künftig  möchten  begegnen.“  Chur pfalz  erklärt 
sich  gegen  die  Vermischung  des  letzten  Berathungsgegenstands 
mit  dem  ersten.  „Was  die  exccutionsordnung  anlangt,  darf  es 
keiner  weitern  Verbindung,  dan  es  albereit  geschehen,  sondern 
(dass  man  sich)  des  Spanischen  wesens  halben  verbundlich  mache 
auf  die  mittel  und  wege,  derer  man  sich  alhier  communi  consilio 
würde  vergleichen.“  Diese  Verpflichtung  sprechen  aus  Anspach, 
Baden,  Braunschweig.  Hessen  votirt:  „des  Spanischen  kriegs- 
volck  wegen  sich  mit  den  stenden  in  specie  zu  verbinden.“  r- 
Zweibrücken  entschuldigt  sich  wegen  mangelnder  Instruction. 
— Neuburg  will  sich  „verobligiren  auf  die  execution,“  denn, 
wie  die  Gesandten  am  folgenden  Tag  erklären:  „das  sie  i.  g.  h. 
auf  mittel,  so  sie  nicht  gehört,  zu  obligiren,  können  sie  nicht  thun.“ 

„Den  3.1  December.“ 

Es  handelt  sich  um  die  Mittel  zur  Abwehr  der  Spanier.  — 
Neu  bürg:  Die  Gesandten  wollen  der  Andern  Vorschläge  hören; 

1 Muss  heissen:  deu  2/vl  Dec.  (Die  Churpfäbs.  Gesandten  au  ihren 
Herrn.  Dec.  13.  M.  pf.  115/3  f.  1127.) 
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,.da  sie  befunden,  das  solche  mittel  Vorkommen,  so  annehmlich  und 
bequem  . weren  sie  auf  ratification  sich  zu  erkleren  erbotig,  das 
man  verhoffentlich  darmit  zufrieden.“  — Z w c i b r ü c k e n : Ist  ohne 
«peciclle  Instruction.  Eine  Vereinigung,  bis  die  Spanier  völlig 
vertrieben  sind,  ist  dringend  nöthig.  Frankreich,  die  Staaten, 
Dänemark  könnte  man  um  Hülfe  angehen.  Die  Papisten  in  die 
Verbindung  zu  nehmen,  ist  nicht  rathsam;  werden  sie  aber  von 
den  Spaniern  angegriffen,  so  soll  „inen  auf  gebürende  mas  und 
Vergleichung  die  hant  gebotten  (werden)  wegen  der  nachbarschaft, 
die  ein  andern  stant  mit  betrift,  und  der  execution.“ — Anspach: 
Die  geistlichen  und  weltlichen  Stände  erlegen  die  3 für  den  west- 
fälischen Kreis  bewilligten  Monate.  Dazu  schiesst  etwa  jeder  30 
Monate,  die  im  Nothfall  vennehrt  werden.  Die  einzelnen  Stände 
«erben  Truppen,  welche  Anfang  März  in  Bereitschaft  sind.  Direc- 
toren  (die  nächstgesessenen  Churfürsten  und  Fürsten)  und  ein 
Feldoberster  (Graf  Philipp  von  Hohenlohe,  Fürst  Christian  von 
Anhalt  oder  ein  anderer)  werden  ernannt.  Man  soll  den  Feind 
anzreifen  und  verfolgen,  wo  er  ist.  Von  Frankreich,  England,  den 
Staatcu,  Dänemark,  der  Schweiz  und  der  Hanse  wäre  Hülfe  zu 
beanspruchen. 

Braunschweig:  „Were  ime  bedenklich,  sich  zu  ercleren, 
die  vorhersitzenden  hetten  sich  dan  ercleret;  dan  sie  wüsten  nicht, 
ob  man  es  mit  inen  halten  wolle  oder  nicht ; sie  sehen  wol , wo 
die  Sachen  naus  wollten.  — Ita  sequentes  sese  declararuut.“  — 
hierauf  X e u b u r g:  „Dise  tagsatzung  were  kurtz  angestelt,  das 

kaum  zwene  tage  zeit.  I.  f.  g.  hetten  inen  befelich  geben , sich 
zur  assistentz  zu  erbieten,  aber  iu  specie  hetten  sich  i.  f.  g.  nicht 
erkleret.  Hetten  gehalten,  das  man  praeparation  machen  und  sich 
vorgleichen  können.  10  monat  solten  hinderlegt  werden.  Item  (dass 
man)  directoren,  auch  befehlsleute  gefast  mache  und  consistorium  der 
kriegsrete.  Halten  dafür,  die  Brandenburgischen  mittel  werden 
irem  heru  nicht  unannemlich  sein.“  — Zweibrücken:  „Ir  her 
«erde  sich  nicht  absondern;  wollen  es  inmittelst  lassen  an  iren 
bern  gelangen.“  — Hessen  hat  kein  Bedenken,  in  den  Verhand- 
lungen fortzufahren,  wenn  Neuburg  und  Zweibrücken  Geheimhaltung 
in  allen  Fällen  Zusagen.  — Anspach  ist  damit  einverstanden; 
denn  es  ist  keine  Zeit  zu  versäumen.  Die  Spanier  können  Vor- 
dringen, die  Staaten  Frieden  machen.  — Braun  schweig:  „Die 
hfeltzischen  hetten  über  das  publicum  auch  privatum  interessc. 
Parum  tempus  deliberandi ! Den  inen  dies  thun  desto  frembder 
vorkeme.“ 

Einige  Zeit  später  Sitzung  in  Abwesenheit  der  Zweibrückener. 


De  c. 
10—22 
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18.  — Anspach:  „Als  die  Pfaltzischen  sie  avisiren  lassen,  die 
Pfaltzische  anzusprechen,  hetten  inen  die  sache  aufs  glimpflichste 
angebracht.  Hetten  sie  replicirt,  das  diese  exclusio  i.  f.  g.  frembd 
Vorkommen  . . . Hetten  gewilliget,  sie  wollten  noch  heute  warten. 
Beten,  das  sie  möchten  bei  diesem  wergk  bleiben,  dan  ir  her  sich 
erboten,  das  euserste  zuzusetzen  ...  sie  hätten  je  noch  ein  punct 
in  der  instruction,  der  sich  villeicht  bequemen  mochte  mit  unsenn 
Vorhaben.“  — Anspach,  Hessen,  Baden  und  Churpfalz  er- 
klären sich  nach  mehrern  Umfragen  für  die  Zulassung  der  Neu- 
burger, die  Churpfälzer  mit  dem  Zusatz:  „wen  mans  dahin 
stellen  wil,  das  sie  sich  bescheit  erholen  wollen.“  — Braun- 
schweig  ist  dagegen.  Nicht  die  Gesandten,  wol  aber  der  Herzog 
von  Neuburg  würde  die  Verhandlungen  „weiter  lassen  gelangen, 
wie  sie  es  in  andern  auch  erfaren  ...  Sie  hetten  dis  wergk 
varie  gesucht;  auf  jüngsten  reichstage  hetten  sie  etliche  . . . keine 
convocation  bei  Pfaltz  nicht  haben  wollen,  sondern  haben  mit 
etlichen  ad  partem  wollen  reden.  Drumb  hetten  sie  inen  auch 
eine  abschlegige  antwort  gegeben.  Ires  teils  kernen  in  dahero 
die  sachen  fast  bedencklich  vor.“  Die  Sachen  bloss  ad  referendum 
zu  nehmen  gehe  nicht  an. 

„5. 4 De  ce  mb  er.“ 

Anspach:  Die  Neuburger  „hetten  produciret  ein  schreiben 

ires  hern,  daraus  zu  sehen,  das  sie  sich  nicht  würden  absondern. 
Die  wort  stunden  im  schreiben,  das  zu  wirckl  eher  abwendung 
man  sich  einer  gelthülf  mit  einander  vergleichen  solte  . . . , und 
das  Hessen  und  Braunschweig  das  volck  solten  aufpringen,  den 
sie  solches  desto  unvorinerkter  wurden  thun  können“  — Braun- 
schweig (mit  ihm  die  übrigen)  erklärt  hierauf,  dass  die  aus- 
geschlossenen wieder  zuzulassen  seien,  dass  aber,  zumal  auch  nach 
Churbrandenburgs  Erklärung  nur  „praeparatorie  solle  gehandelt 
werden“,  man  nur  ad  referendum  mit  Bestimmung  einer  weitern 
Tagsatzung  handle.  — Chur pfalz  schliesst:  „Man  werde  sich 
auch  vergleichen  alliier,  zusammenzuhalten.  Was  aber  in  mediis 
nicht  könte  geschlossen  werden,  das  konte  verschoben  werden.“ 

„4.  December  a ineridie.2“ 

Die  Neuburger  bedauern,  dass  ihre  Instruction  falsch  ver 
stauden  worden.  Sie  haben  ihrem  Herrn  berichtet  und  hoffen,  in 

1 Muss  heissen:  4/j4.  Dec.  (Die  Churpfalz.  Gesandten  an  ihren  Herrn. 
Dec.  15.  M.  pf.  115/3  f 1180.) 

2 Diese  Sitzung  ist  nach  dem  Bruchstücke  des  churpfälz.  Protokolls 
excerpirt 
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10  Tagen 1 Antwort  zu  bekommen.  Die  Anspacher  widerholen 
ihr  früheres  votum.  — Brau  n schw  eig:  Man  muss  den  bedräng- 
ten ohne  Unterschied  der  Religion  helfen.  Man  stelle  ein  Heer 
von  6000  Mann  zu  Fuss  und  4000  zu  Pferde  auf  und  verlange 
von  den  Kreisobristen,  dass  sie  gleichfalls  die  Execution  beginnen. 
In  jedes  Herrn  Land  sollen  sich  die  Unterthanen  gefasst  halten, 
„damit  man  uf  den  notfal  fernem  nachdruck  haben  könne.“  Die 
Direction  biete  man  den  drei  dem  Unwresen  zunächst  wohnenden 
an,  ..Hessen,  Nassaw  und  noch  einem,  so  am  negsten  gesessen.“ 
Zum  Generalobersten  wird  Fürst  Christian  von  Anhalt,  zum  Lieute- 
nant Graf  Eberhard  von  Solms  vorgeschlagen.  Es  ist  ein  Kriegs- 
rath zu  bilden,  zu  dem  die  3 Directoren  3 Käthe  ernennen.  Der 
Feldzug  beginnt  ain  besten  schon  im  Februar.  Zur  Bestreitung 
der  Kosten  wären  die  drei  für  den  westfälischen  Kreis  bew  illigten, 
and  noch  20  — 30  Monate  in  3 Terminen  (bis  Michaelis)  zu  er- 
legeu.  — Man  wird  andere  zu  diesem  Werk  hinzuzuziehen  suchen; 
•.mit  allen  es  zu  thun,  werde  sich  nicht  schicken , sondern  wolle 
fürsichtig  gegangen  sein.“  Die  Stände  des  niedersächsischen  Krei- 
ses wären  alle  anzugehen;  da  aber  „etliche  ungleich  gesinnet  sein 
möchten,“  so  darf  man  denen,  bei  welchen  man  zweifelt,  nicht 
eher  etwas  bestimmtes  eröffnen,  bis  sie  „willigen,  etwas  zu  thun.“ 
Xar  Hildesheim  wäre  erst  gleich  den  papistischen  Ständen  um 
seinen  Beistand  zu  ersuchen,  wann  man  schon  im  Anzug  ist.  Lübeck 
kann  ersucht  werden,  mit  einigen  Städten  zu  unterhandeln.  „Andere 
anlMendisehe  potentaten  betreffent,  wer  i.  g.  h.  ausserhalb  Denne- 
mark  nicht  resolvirt;  dan  zu  sehen,  das  man  nicht  etwan  den 
krieg,  so  andere  haben,  auf  sich  lade.  Doch  inöcht  guttc  corre- 
«pondentz  mit  inen  gehalten  werden.  Sehe  man,  was  für  mutationes 
bei  Frankreich  fürgangen,  und  ungewiß,  was  da  zu  trawen.  Engel- 
lant  werde  per  se  den  Staden  beistand  thun.  Auch  bei  den  Staden 
erinnerung  zu  thun,  sei  unnötig,  dieweil  sie  selbst  das  ir  thun 
werden.“  — Baden  „wil  sich  vom  gemeinen  Schluß  nicht  ah- 
nendem und  sonderlich  zu  welchem  churfürstl.  Pfalz  verstell  würt.“ 

Hesse n -Cassel:  Das  Geld,  welches  die  correspondirenden 
Stände  zusannnenschiessen , wird  unzureichend  sein,  ob  andre 
Stände  nnd  Kreise  ihnen  beitreten  werden,  ist  ungewiss.  Wenn 
nun  das  Vorgesetzte  Werk  vom  Kaiser  und  Spanien  als  ein  Angriff 
aufgefasst  wird,  so  fragt  es  sich,  wie  man  sich  dann  schützen  wolle, 
lui  Jahr  1586  und  90  wollten  Kaiser  und  Papisten  dem  Beschluss 
der  Evangelischen  auf  die  Kreisexecution  auch  nicht  beifallen. 

1 Nach  dem  Münchener  Protocoll.  Nach  dem  Casseler  Protocoll:  in 
8 Tagen. 
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18.  Demnach  sollte  jeder  in  seinem  Kreise  die  Httlfe  für  die  bedräng- 
ten befördern,  und  man  diesen  Beschluss  dem  Kaiser  anzeigen. 
Um  gleich  bei  der  Hand  zu  sein,  wenn  ein  evangelischer  Stand 
angegriffen  wird,  und  nicht  auf  die  Kreishülfe  warten  zu  müssen, 
kann  man  einen  Geld  vorrath  bilden,  der,  wenn  man  zu  Werbungen 
schreitet,  durch  Zuschüsse  vermehrt  wird.  Ein  Krieg  darf  aber 
nur  begonnen  werden  mit  „schlug  aller  deren,  so  geld  zusammen- 
gelegt/1 Man  suche  andre  Stände  sich  beizugesellen,  „zu  den 
Staden  zu  schicken,  wisse  ir  her  nicht  darzu  zu  raten.  Spannien 
sage,  er  sei  ein  stant  des  reichs,  und  sei  man  ime  schuldig,  gegen 
underthanen  zu  helfen.  Aber  da  man  sich  allein  zu  dcfendiren 
understehe,  were  man  nicht  zu  verdencken.  Franckreich  belangent 
wiP*  man  die  gelegenheit  mit  dem  heurat  mit  Gülch.  Da  man 
etwas  tbette  dürfte  Frankreich  sich  untersten,  sich  Gülchs  zu  im- 
patroniren  und  das  Reinstrams  maechtig  zu  machen.“  Dänemark 
hinzuzuziehen,  wäre  sehr  gut. 

Hessen-Marburg:  Man  hat  sich  nur  zu  vertheidigen.  Die 
ordentlichen  Mittel  dazu  weist  die  Executionsordnung  an.  Da  aber 
die  Papisten  nicht  in  die  Kreishülfe  willigen  werden,  so  soll  jeder 
in  seinem  Kreis  auf  die  Bildung  eines  Geldvorraths  dringen.  Für 
den  Fall,  dass  einer  der  Correspondirenden  angegriffen  würde, 
werden  Vorschläge  gemacht  gleich  den  Hessen -Casselschen.  Man 
suche  Würtcmberg  und  Sachsen  zu  gewinnen.  Dänemark  wäre 
durch  Brandenburg  zu  der  Vereinigung  zu  ziehen.  Auf  Frankreich 
kann  man  wegen  des  Friedens  mit  Spanien  nicht  bauen.  England 
ist  mit  den  Staaten  verbunden  und  wird  „sich  selbst  wissen  zu 
verhalten.“  Sich  öffentlich  mit  den  Staaten  einzulassen,  wäre  sehr 
bedenklich.  Auf  die  Eidgenossen  kann  man  keine  Rechnung 
machen.  „Hansestet  möchten  auch  andere  humores  haben.“  — 
Anhalt:  Der  Gesandte  glaubt,  ohne  darüber  instruirt  zu  sein, 
Fürst  Christian  werde  sich  „uf  zumuten  (des  Oberbefehls)  gepürlieh 
verhalten.“  Die  Spanier  sind  nicht  so  furchtbar,  da  es  ihnen  an 
Mitteln  fehlt.  Dänemark  wäre  um  seine  Mitwirkung  anzugehen, 
mit  England,  den  Staaten  und  Frankreich,  dessen  Frieden  mit 
Spanien  vielleicht  nicht  lange  dauern  wird,  Correspondenz  zu 
halten.  Der  Gesandte  ist  mit  der  Erlegung  von  20 — 30  Monaten 
zufrieden.  — Nassau:  Da  der  Graf  das  „memorial  und  puncten 
consultatiouis“  erst  von  Frankfurt  aus  erhalten  hat,  so  erwartet 
der  Gesandte  noch  Instruction.  Man  muss  nicht  nur  auf  Abwehr 
der  gegenwärtigen  Gefahr  denken,  sondern  „uf  solche  mittel,  deren 
man  alle  zeit  könne  gewiss  sein“. 
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„Den  5.  December“ 

Churpfalz:1  „Praesupponiren  erst  dises,  das  man  dessen 
vorglicheu  sei,  das  man  den  betrangten  in  Jülich  helfen  . . wölle.“ 
Cm  die  Spanier  aus  dem  Reich  zu  treiben,  würde  man  etwa 
4 Regimenter  Knechte  und  3 — 4000  Reiter,  6 Carthaunen,  4 Feld- 
schlangen und  anderes  nöthiges  Geschütz  auf  wenigstens  6 Monate 
brauchen.  Die  Soldaten  würden  in  den  6 Monaten  1,200,000,  die 
Artillerie  400,00011.,  der  An-  und  Abzug  130,00011.  kosten.  Noch 
ein  anderer  Weg  wäre,  den  Staaten  heimlich  Geld  zu  liefern, 
damit  sie  die  Spanier  von  des  Reichs  Boden  abwenden.  Der  Chur- 
fürst von  der  Pfalz  verlangt  für  den  Fall,  dass  die  Spanier  über 
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1 Nach  den  Verhandlungen  vom  11.  Dec.  hatten  die  churpfälz.  Ge- 
»sdten  ihren  Herrn  um  Resolution  ersucht,  was  er  bei  der  Vereinigung 
mlbwehr  der  Spanier  zn  leisten  gedenke  (Dec.  12  M.  pf.  115/3  f.  1112), 
nad  dies  Gesuch  wurde  nach  der  Sitzung  vom  14.  Dec.  von  ihnen  wieder- 
holt (Dec.  15.  f.  1180).  Am  14.  Dec.  erwiderte  der  Churfürst  auf  die 
erste  Aufforderung,  er  sei  geneigt,  zur  Bildung  eines  Fonds  für  die  be- 
absichtigte Vereinigung  10-12  Monate  zu  erlegen,  falls  auch  die  übri- 
gen sich  dazu  verstehen.  Zugleich  sei  zu  beschliessen , wie , wenn  die 
Bedrängniss  der  Vereinigten  länger  daure,  als  der  Geldvorrath  ausreiche, 
denselben  von  Monat  zu  Monat  beizustehen  sei.  (Dec.  14.  f.  1198.)  Dieser 
Vorschlag,  so  schreibt  der  Churfürst  am  15.  Dec.  an  die  Gesandten, 
stimme  ziemlich  mit  dem  der  Neuburger  überein.  * Zwar  reiche  die 
erwähnte  Beisteuer  nicht  aus,  um  die  Anschläge  der  Spanier  zu  ver- 
eiteln, aber  auf  diese  Weise  müsse  man  die  bereits  in  Frankfurt  ver- 
tretenen Fürsten  zu  einhelligem  Schlüsse,  andre  Evangelische  zum  Bei- 
tritte zu  der  Vereinigung  zu  bewegen  suchen.  Uebrigeus  sei  der  Wahn 
ru  bekämpfen , dass  die  Executions- Ordnung  die  den  Evangelischen 
drohende  Gefahr  abwenden  könne,  (f.  1201).  Am  17.  Dec.  schreibt  der 
Churfürst  an  die  Gesandten : Die  Kreise  zu  bewegen  , sich  mit  Mitteln 
gefasst  zu  machen,  scheine  mehr  schädlich  als  nützlich  zu  sein.  Denn 
da  in  denselben  meistens  Evangelische  und  Papisten  zusammen  wohnen, 
so  könnten  auf  Befehl  des  Kaisers  oder  durch  Ueberstimmung  diese 
Mittel  wol  zu  fremden  Zwecken,  auch  gegen  der  Evangelischen  Wol- 
fahrt  verwendet  werden.  Um  keine  zu  grosse  Last  auf  sich  zu  laden, 
noch  andre  vom  Beitritte  zu  der  Vereinigung  abzuschrecken,  möge  man 
als  deren  Zweck  zunächst  nur  den  Schutz  der  Vereinigten  gegen  Angriffe 
(also  nicht  Vertreibung  der  Spanier  aus  dem  Reiche)  bestimmen.  Mit 
allen  Gründen  aber,  besonders  mit  Hinweis  auf  die  höchste  Gefahr  sollen 
die  Gesandten  wo  nicht  alle,  so  doch  etliche  der  Versammelten  zu  bin- 
denden Beschlüssen  bewegen,  (f.  1204.)  Am  15.  und  19.  Dec.  befiehlt  der 
Churfürst  seinen  Gesandten , die  übrigen  dafür  zu  gewinnen , dass  man 
dem  K.  Frankreich,  weil  er  Jülich,  Churpfalz  und  andre  evangelische 
Fürsten  in  seinen  Frieden  mit  Spanien  eingeschlossen  habe,  wegen  des 
spanischen  Einfalls  Vorstellungen  mache.  (£.  1201,  1229.) 
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18.  den  Rhein  getrieben,  ihn  von  der  linken  Rheinseite  angreifeu, 
eine  Erklärung,  was  er  alsdann  von  den  Correspondirenden  zu 
erwarten  habe. 

„Den  5.  Decembcr  post  prandium.“ 

Neuburg:  „Hilten  vor  vorglichen  sein,  das  den  Westfalischen 
stenden  die  hant  zu  biten,  auch  so  eilents  als  muglich,  auch  one 
unterschiet  einer  und  der  andern  religion.  In  den  mittein  discre- 
pantien;  dan  die  Brandenburgischen  und  Jlraunschweigischen  halten 
dafür,  das  man  inen  entkegen  schicken,  die  Hessischen  aber,  das 
man  die  executionsorduung  gebrauchen  und,  wan  sie  weiter  ein 
stant  angreiffen,  man  auf  ein  mittel  und  zusammenschissung 
(denken  solle).“  Bei  dem  von  Anspach  und  Braunschweig  vor 
geschlagenen  Weg  sind  die  Kosten  unerschwinglich.  Es  dürften 
selbst  die  von  Churpfalz  berechneten  1,700,000  fl.  noch  nicht  den 
vierten  Theil  derselben  betragen.  Statt  dessen  wäre  vielmehr  eine 
Gcldhülfe  von  12 — 15  Monaten  zu  bestimmen,  uud  später  im  Not- 
fall mehr  zu  beschliessen.  Dieselbe  sollte  man  „nach  gelcgeuheit 
der  itzigen  not  in  volck  vorwenden  und  sich  damit  recta  den 
Spanischen  unter  äugen  stellen,  und  solches  auf  dise  weise“ : Man 
fordert  den  westfälischen  Kreis  auf,  sich  zur  Vertheidigung  bereit 
zu  machen  und  sagt  ihm  Hülfe  zu.  Die  Kreise  ermahnt  man,  die 
3 für  den  westfälischen  Kreis  bewilligten  Monate  auf  „purificatio 
Mariae“  zu  erlegen,  und  hätte  der  Kreistag  zu  Cöln  über  deren 
Verwendung  zu  beschliessen.  „Und  obwol  die  direction  dem 
Westphalischen  kreisobristen  gebtiren  würdet,  so  hette  man  doch 
gleichfals  bei  solchem  creistag  die  Vorsehung  zu  thun,  und  were 
sich  ander  gestalt  nicht  einzulassen,  dan  das  (er)  solch  gelt  zur  wirck- 
lichen  defension  . . . anwenden  sol.“  Die  Werbung  übernimmt  der 
Feldoberste;  einen  bestimmten  vorzuschlagen,  sind  die  Gesandten 
nicht  befehlicht,  glauben  aber,  dass  Christian  von  Anhalt  ihrem  Herrn 
genehm  sein  wird.  Man  zieht  besser  schon  im  Februar,  als  im 
März  gegen  den  Feind,  bekämpft  ihn  bis  er  aus  dem  Reich  ge* 
trieben  ist.  Frankreich  ist  in  guter  Affection  zu  halten,  Dänemark 
nicht  auszuschliessen.  — Anspach  wiederholt  z.  Th.  seine  frühem 
Vorschläge.  Es  ist  die  von  Churpfalz  vorgeschlagene  Truppen* 
zahl  zu  werben,  aber  nur  auf  3 Monate  (dieser  Zeitbestimmung 
stimmt  Braunschweig  bei).  Die  Executions-Ordnung  ist  „nickt 
zu  practiciren.  . . Die  zusammenfoderung  der  creisse  werde  nicht 
dienstlich  sein,  sondern  das  sie  sonsten  ersucht  würden,  zuzu- 
schicen.“  Braunschweig  bleibt  bei  seinen  Vorschlägen.  Nassau: 
In  wenig  Monaten  wird  man  das  Unternehmen  schwerlich  durch* 
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führen.  Man  könnte  daher  bedenken,  wie  fremde  Mächte  hinzu- 
zuziehen seien.  Zweibrücken,  Baden,  Anhalt  werden  der 

Majorität  folgen. 

Der  chnrpfälzische  Vorschlag  hinsichtlich  der  Staaten  wird 
..ad  referendum“  genommen.  Neuburg,  Anspach,  Anhalt 
erheben  dabei  Bedenken.  Man  könnte  dadurch  die  Last  des 
niederländischen  Kriegs  auf  sich  laden,  den  Kaiser  und  die 
Katholiken  gegen  sich  in  Waffen  bringen,  andere  Stände  vom  Bei- 
tritt zn  den  Correspondirenden  abhalten.  Hessen  meint,  dies 
Mittel  „were  nicht  so  gar  insolens.“  Nässau  erklärt,  gegen  den 
gemeinsamen  Feind  solle  man  den  Staaten  die  Hand  bieten,  sie 
von  einem  Frieden  mit  den  Spaniern  abmahnen.  Anspach, 
Braun  schweig  und  Nassau  erinnern,  dass,  da  man  gegen- 
*irtig  nur  „ad  referendum“  handle,  baldigst  ein  neuer  Tag  zur 
schiiesslichen  Abhandlung  der  Sachen  bestimmt  werde. 

„Den  6.  December.“ 

Fortsetzung  der  Discussion  vom  vorigen  Tage  (ohne  neue 
Gesichtspunkte).  Man  beräth  über  Zeit  und  Ort  der  nächsten 
Zusammenkunft  und  über  die  Einladung  anderer  Stände  zu  der 
Vereinigung.  Hiebei  bemerkt  Braunschweig:  Würtemberg 1 
wird  sich  schwerlich  einlassen;  „dan  man  weis,  was  s.  f.  g.  zu 
suchen  zu  Präge.  Sollte  es  nicht  auf  andere  wege  gericht  werden, 
so  ist  Wirtembergk  so  verwant  dem  haus  Oesterreich , das  one 
verweis  sie  nichts  hierinnen  thun  köunen.“ 

„A  prandio.“ 

Berathung,  wie  der  Stadt  Aachen  zu  helfen  und  die  beschwer- 
lichen Hofprocesse  künftig  abzuwenden  seien.  Hinsichtlich  des 
ersten  Punctes  beschliesst  man  Schreiben  an  den  Kaiser  und  die 
Jülicher  Käthe  nnd  den  Rath  zu  Aachen.  Neuburg  ist  nicht 
instruirt;  es  meint,  über  die  Abhülfe  der  Beschwerden  Aachens 
hätten  alle  Reichsstände  zu  handeln.  Zweibrticken  und  Hessen 
halten  die  Intercession  im  voraus  für  erfolglos.  Nach  erstem  wird 
uur  eine  treue  Vereinigung  gegen  diese  und  gegen  die  Beschwer- 
ungen der  Hofprocesse  überhaupt  etwas  ausrichten;  ähnlich  Baden. 
Zweibrücken  bringt  die  Hinterhaltung  der  Contribution  als 
oft  gebrauchtes  Mittel  gegen  solche  Beschwerden  in  Anregung. 
Chur pfalz  erklärt:  „Was  man  in  diser  Sachen  thun  und  lassen 
wirt,  das  werden  wir  uns  selbsten  thun  und  lassen;  dan  auf  beide 

1 Der  Herzog  hatte  auf  Anspachs  Einladung  zur  Beschickung  des 
Frankfurter  Tags  eine  abschlägige  Antwort  gegeben.  (Nov.  28.  M.  pf.  115/3 
*•1291.  Sattler  VS.  213.) 
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18.  feile  wir  ein  praeiudieium  auf  uns  nemen  oder  ab  wenden  werden; 
deslialben  unsere  hem  10  jar  sich  diser  Sachen  angenommen." 
Es  handelt  sich  hier  um  eine  Bestätigung  der  Hofprocesse  und 
der  kaiserlichen  Jurisdiction  in  Religionssachcu.  Es  fragt  sich 
dabei  ferner,  „ob  eine  stat,  so  tempore  des  religionsfriedens  die 
religion  nicht  gehabt,  auch  macht  habe,  sich  zur  Augspurger  con- 
fession  (zu)  begeben.“  (Die  Frage  wird  bejaht.)  Folgen  Vorschläge 
zur  Abwendung  der  Hofprocesse  im  Allgemeinen.  Gegen  die 
prätendirte  Concurrenz  des  Hofraths  mit  dem  Kammergericht  hat 
man  sich  auch  nach  Neuburgs  Ansicht  zu  wahren. 

Von  den  nun  folgenden  Berathungen,  welche  die  Türken- 
hülfe und  den  Deputatioustag  betreffen,  werden  die  Neuburger 
wegen  mangelnder  Instruction  trotz  ihres  Widerstrebens  aus* 
geschlossen. 

„Den  9.  December  a prandio.“ 

Berathung  über  den  Deputationstag.  Anspach  ist  dafür, 
dass  die  Evangelischen  sich  vergleichen,  ihn  nicht  zu  beschicken. 
Brau  n schweig  erklärt:  „Unter  den  7 evangelischen  hinken 
auch  etliche.“  Sachsen  und  Pommern  1 werden  sich  nicht  abhalten 
lassen,  den  Tag  zu  beschicken,  und  mit  ihnen  werden  die  übrigen 
ungestört  in  den  Verhandlungen  fortfahren.  Der  Deputations-Tag 
ist  also  zu  beschicken;  machen  aber  die  Katholiken  gegen  die 
Evangelischen  Majoritätsbeschlüsse,  so  protestiren  diese  und  ziehen 
ab.  Ebenso  Anhalt.  Für  die  Beschickung  erklären  sich  auch 
Hessen-Cassel  und  Marburg;  erste  res  mit  der  Einschränkung: 
„unser  her  wolte  die  justitien  nit  gerne  stoppen;  doch  wan  sie 
sich  alle  würden  entschliessen , nicht  zu  schicken,  würden  sich 
i.  f.  g.  nicht  absondern.“  Marburg  bemerkt:  „Die  constitutiones 
et  pragmaticae  sanctiones  werden  per  maiora  gemacht,  ergo  etiam 
per  deputatos  fieri  possunt,  den  inen  das  ius  aufgetragen  et  ideo 
constituunt  nomine  imperii.“  Anders  Zweibrücken:  „Wen  die 
maiora  auf  dem  deputationstage  gelten  sollen,  so  würde  daraus 
ein  aufstant  im  reich  erfolgen,  den  die  evangelischen  recht  getrübt 
und  die  papisten  zu  irem  ende  gelangen  werden.  Were  (der 
deputationstag)  auch  nur  zu  lantfriedbrtichigen  Sachen  angesehen.“ 
Churpfalz  schliesst:  „Weil  von  disem  punct  nicht  protestiret, 
werde  man  dahin  schicken  müssen.“  Die  Evangelischen  müssen 
sich  aber  wahren,  dass  ihnen  nichts  präjudicirliches  zugezogen 
werde.  „Wolten  gerne  sehen,  das  diser  deputationstagk , der  auf 
die  alte  geige  gericht,  das  man  in  könte  zu  nichte  machen  . . . 

1 Der  Bericht  der  churpfälz.  Gesandten  an  ihren  Herrn  (Dec.  21. 
M.  pf.  115/3  f.  1232)  nennt  auch  Nürnberg. 
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(Han)  müsse  aber  sehen,  das  man  die  karten  aufstossc ; man  weis, 
wie  zuvor  hier  geschehen. 

„A  prandio.“ 

Berathung  über  die  Union.  1 Brannschweig  erklärt,  dar- 
auf nicht  instruirt  zu  sein,  weil  der  Herzog  das  Memorial  über 
die  zu  behandelnden  Puncte  nicht  erhalten  habe.  Bei  einer  Ver- 
einigung auf  Grundlage  des  Landfriedens,  und  des  Religions- 
friedens gegenüber  den  Katholiken  werde  er  kein  Bedenken  haben. 
„Würde  es  aber  auch  auf  etwas  anders  gemeint  sein,  w’ollen  sie 
es  ime  (dem  Herzog)  zuruckpringeu.“  Die  übrigen  erklären  die 
Vereinigung  für  nöthig.  Anspach  ist  bereit,  sofort  über  ihre 
Ausführung  zu  beschlossen.  Zweibrücken  meint,  man  solle 
erst  ordentliche  Vorbereitungen  machen;  den  Abschluss  des  Wer- 
te möge  dann  eine  Versammlung  der  Fürsten  selbst,  oder  ihrer 
rertrauten  Räthe  übernehmen.  Hessen-Cassel  will,  dass  alle 
Evangelischen  in  den  Bund  treten ; wenn  aber  etliche  Stände  bloss 
sich  einigen,  so  wird  der  ohnehin  vorhandene  Zwiespalt  unter  den 
Evangelischen  grösser;  zu  dem  allgemeinen  Bund  ,,were  ein  anfang 
gemacht,  wan  man  eine  summe  gelt  zusammengeschossen,  es  were 
auf  den  lant-  oder  religionfrieden.“  Mit  diesem  letztem  Vor- 
schlag stimmen  tiberein  Hessen -Marburg:  („wan  die  Sachen 
anders  liflfen,  bette  man  das  an  der  haut  und  konte  sich  des 
übrigen  desto  besser  vergleichen“)  und  Churpfalz.  Zwei- 
brücken, die  beiden  Hessen  und  Churpfalz  erinnern,  dass, 
da  die  religiösen  Misshelligkeiten  der  Vereinigung  hinderlich 
seien,  die  Schmähungen,  oder  unerbaulichen  Fragen  aus  theo- 
logischen Büchern  und  Predigten  fern  zu  halten  seien.  Diesem 
stimmt  Anspach  in  der  folgenden  Umfrage  bei.  Zweibr ticken, 
Anspach,  Nassau  treten  dem  hessischen  Vorschlag  hinsichtlich 
der  zu  hinterlegenden  Geldsumme  bei.  11  essen -Cassel  schlägt 
30  Monate  vor,  Churpfalz  will  nur  35,000  fl.  erlegen;  die 
übrigen  sollen  dann  proportioualiter  beisteuren. 

Dieser  Punct  wird  am  12.  December  in  der  letzten  Sitzung 
zum  Abschluss  gebracht. 2 Auf  Anspachs  Frage,  ob  das  Geld 

1 Am  15.  Sept  schreibt  Churpfalz  an  seine  Gesandten:  sie  sollen,  wenn 
»lies  im  reinen  sei,  die  Neuburger  und  die  andern  a parte  befragen,  was 
der  Churfürst,  wenn  er  wegen  seines  Bekenntnisses  angefochten  werde, 
von  ihnen  vermöge  der  Vereinigung  zu  erwarten  habe.  (M.  pf.  115 '3  f.  1201.) 

2 An  demselben  Tage  schreibt  Churpfalz  an  seine  Gesandten:  Ohne 
festen  Beschluss  über  die  Defensivvereinigung  wird  die  Tagsatzung 
wenig  Nutzen  bringen.  Die  Gesandten  sollen  nochmals  von  Anspach, 
Hessen  und  Braunschweig  eine  bestimmte  Zusage  zu  erlangen  suchen 

Aelen  des  3ojähr.  Krieges.  y 
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denn  zur  Abwehr  der  Spanier  solle  verwandt  werden,  erwidern 
Churpfalz,  Hessen-Marburg  und  Nassau  mit'ja*,  Hessen- 
Cassel  will  die  Entscheidung  über  die  Verwendung  des  Geldes 
dem  nächsten  Convent  Vorbehalten  wissen. 

Cassel  Regieiungsarcbiv.  Protocollmn  so  uf  dem  fürstentag  zu  Frankfurt 
gebalten  worden  a.  1599  (Neuburger  Protoroil  M.  pf.  36,30.  Bruchstück  des 
churpfiUz.  Protoeolls  M,  pf.  115/3  f.  1181.) 

Dec.  19.  Fried  rieh  WilhelmAdm  inist  ratorvouChursachsen 
16  an  Chur  brau  denburg. 

Hat  das  Schreiben  des  Churfürsten  vom  28.  November  über 
den  Einfall  der  Spanier  empfangen.  Das  Reich  soll  sich  um  die 
Kriege  und  Händel  auswärtiger  Mächte  nicht  kümmern.  Aber 
viele  Stände  haben  sich  unter  Missachtung  der  Reichsgesetze  deu 
kriegenden  Mächten  in  den  Niederlanden  augeschlossen,  darauf 
diese  ihre  Feinde  im  Reiche  selbst  aufsuchten.  Hie  Ausschrei- 
tungen der  spanischen  Truppen  sind  freilich  beschwerlich,  aber 
die  Staaten  entziehen  dem  Reich  Landschaften,  belastet»  seine 
Ströme  mit  willkührlichen  Abgaben,  sperren  allen  Verkehr,  voll- 
strecken Executioneu  gegen  Reichsglieder  in  Sachen,  die  vor  den 
Kaiser  und  das  Kammergericht  gehören,  ja  sie  verweigern  die 
vom  Reich  gesuchte  Audienz  und  Friedensverhandlungen.  Weun, 
wie  es  den  Anschein  hat , keine  Aussicht  auf  den  F<  ieden  vor- 
handen ist,  so  ist  die  Reichs-Executions-Oordnung  gegen  dies  Un- 
wesen in  Anwendung  zu  bringen.  Der  Churfürst  schlägt  dagegen 
eine"  Zusammenkunft  der  evangelischen  Stände  vor.  Aber  dadurch 
wird  das  Reich  mit  Zwietracht  und  Misstrauen  erfüllt.  Man  hat 
stets  dafür  gehalten,  dass  solche  Convente  der  Hoheit  des  Kaisers 
und  den  Reichsabschieden  zuwider  seien,  dass  sie  Gegenbündnisse 
verursachen,  während  die  Nachbarmächte  sich  das  Reich  zu  unter- 
werfen trachten.  Desshalb  und  in  Anbetracht  der  Trennungen 
und  ungewöhnlichen  Dinge,  die  „von  etlichen,  die  unserer  religion 
sein  wollen,  furgegeben  werden,“  kann  der  Administrator  sich  zu 
der  Zusammenkunft  nicht  verstehen.  Uebrigcns  hofft  er,  dass 
Erzherzog  Albert  zu  gütlicher  Vergleichung,  „one  welche  hierinne 
keine  richtigkeit  zu  hoffen,  geneigt  sei.“  — Datum  Augustusburgk 
den  6.  Deccmbris  anno  1598. 

Berlin  XXXV  c 16.  (Orig.) 


Dec. 

22 


20.  Frankfurter  Abschied. 

(Unterzeichnet  von  den  Gesandten  von  Churpfalz,  Neuburg,  Zweibrücken, 
Anspach,  Braunschweig,  Hessen -Cassel  und  Marburg,  Baden-Durlacb, 

Anhalt-Dessau,  N'assau-Dillcnburg.) 

Zur  Abwehr  der  begonnenen  und  noch  beabsichtigten  Feind- 
seligkeiten der  Spanier  ist  eine  Defensivvereiuigung  höchst  nöthig. 


über  die  Hülfe,  weTche  sie  dem  Churfürsten  im  Falle  eines  Angriffes 
leisten  wollen.  Man  möge  ferner  die  Beschlüsse  über  die  Reichssteuer 
und  den  Deputationstag  dahin  ändern,  dass  erstere  zurückzuhalten  sei, 
bis  die  Spanier  das  Reich  verlassen,  die  angerichteten  Schäden  ersetzt 
und  gegen  künftige  Feindseligkeiten  Caution  geleistet  haben,  und  dass 
letzterer  nicht  besucht  wTerde.  (M.  pf.  115/3  f.  1259.) 
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Die  Verhandlungen  über  einen  solchen  Bund  ohne  Unterschied 
der  Religion,  besonders  aber  für  die  evangelischen  Stände,  sind, 
weil  nicht  alle  darüber  zu  beschliessen  instruirt  waren,  ad  refe- 
rendum  genommen.  — Ein  am  7.  Februar  1599  zu  haltender  Con- 
vent in  Frankfurt  wird  über  alle  Puncte  dieses  Abschieds,  besonders 
über  folgende  beschliessen:  1.  Ist  das  begonnene  Unternehmen  gegen 
die  Spanier  fortzusetzen,  wenn  sich  auch  weiter  Niemand  anschliessen 
wird?  2.  Wird  inan  gegen  die  Spanier  ziehen,  wenn  sie  ihr  Heer  in- 
zwischen vom  Reich  abgezogen  haben?  3.  Wird  man  sich  durch 
kaiserliche  Verbote,  oder  4.  durch  den  Abzug  der  Spanier  während 
man  im  Anzug  ist,  abhalten  lassen,  oder  vorangehen  und  Schaden- 
ersatz erwirken?  Die  Reichs-Executions-Ordnung  soll  dir  Grund- 
lage des  Unternehmens  sein,  da  sie  aber  unzuverlässig  ist,  so 
schlug  man  vor  3 — 4000  Mann  zupferd  und  3 oder  4 Regimenter 
Knechte  aufzustellen,  zu  deren  Unterhaltung  die  3 für  den  west- 
fälischen Kreis  bewilligten  Monate  und  dazu  20 — ‘-sO,  später  wahr- 
scheinlich noch  mehr  Monate  zu  erlegen  wären.  Geher  a >dre 
hiermit  zusammenhängende  Puncte  uud  einige  andre  Mittel  wird 
der  nächste  Convent  berathen.  Churpfalz  wird  sich  nach  einem 
geeigneten  Feldobersten  Umsehen.  — Zum  Beitritt  zu  dieser  Ver- 
einigung werdeneingeladen:  Chursachsen,  Würtemberg  und  Oettin- 
gen  durch  Neuburg;  Churbrandenburg  und  die  fränkischen  Grafen 
durch  Anspach;  die  Evangelischen  am  Rhein  und  dpr  Ausschuss 
der  Reichsstädte  durch  Churpfalz,  die  Stände  im  niedersächsisclien 
Kreis  durch  Braunschweig;  die  wetterauischen  Grafen  durch  Graf 
Nassau-Dillenburg.  Da  Würtemberg  aus  gewissen  Ursachen  sich 
nicht  offen  zu  der  Sache  bekennen  möchte,  so  könnte  man  von 
ihm  eine  heimliche  Gelduntcrstützung  zu  erlangen  suchen.  An 
Churbrandenburg  zweifelt  man  nicht.  Da  Pommern  und  Coburg 
sich  schwerlich  abgesondert  vom  Hause  Sachsen  erklären  werden, 
so  wären  sie  nach  dem  kommenden  Convent  durch  Auspach  an- 
zugehen. Alsdann  könnte  sich  auch  Churbrandenburg  und  Braun- 
schweig an  Dänemark  wenden.  — Die  gepflogenen  Verhandlungen 
sind  geheim  zu  halten.  „Geschehen  ...  zu  Franckfurt  am  Main 
den  12.  monatstag  Decembris  anno  1598. 

Hü  neben  Staatsarchiv  546/1  f.  292.  (Cpt.) 

2L  Frankfurter  Nebenabschied. 

1.  Für  die  bedrängten  Aachener  sind  Schreiben  an  den  Kaiser,  Dec. 
die  jülisch-clevischen  Räthe  und  den  neuen  Stadtrath  im  Namen  22 
der  versammelten  Räthe  gefertigt.  Von  Hofprocessen  angefochten, 
verharrt  man  bei  „exceptiones  fori  declinatoriae.“  2.  Gegen  die 
wegen  der  Türkenhülfe  ausgebrachten  Citationen  des  Kammer- 
gerichtes werden  möglichst  gleichartige  Exceptionen  eingewandt. 
Begehrt  der  Kaiser  von  einem  die  streitigen  20  Monate,  indem 
er  die  „maiora“  fallen  lässt,  so  hat  man  sich  über  das  Verhalten 
hierauf  erst  insgemein  zu  vergleichen.  Jede  Schrift,  die  der  An- 
walt eines  Correspondircnden  am  Kammer-Gericht  einreicht  , wird 
vou  denen  der  übrigen  „repetirt.“  Auf  Verurtheilungen  wird  Revi- 
sion, und,  wenn  diese  an  den  Deputationstag  gelangt,  Revisoren 
beider  Religionen  in  gleicher  Zahl  begehrt.  Bis  man  darüber 
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einig  ist,  „mochten  die  Sachen  etwan  in  einen  andern  stant  geraten.“ 
Ein  Ausschuss  (die  Churpfälzer  und  Badischen)  ist  mit  einer 
Schickung  und  Uebergabe  eines  Schreibens1  an’s  Kammergericht 
betraut.  Ein  Schreiben  im  Namen  der  Herrschaften  an  den  Kaiser, 
dass  er  ihnen  keine  höhere  Steuer  zumuthen  möge,  als  sie  bewiligt, 
ist  entworfen.  3.  Wird  der  Friede  im  Reich  nicht  erhalten  und 
einer  beschwert,  so  mag  er  die  Reichssteuer  für  sich  selbst  ge- 
brauchen, und  soll  man  dann  für  einander  beim  Kaiser  eintreten. 

4.  Den  Deputationstag  zu  besuchen , ist  weniger  gefährlich,  als 
ihn  nicht  zu  besuchen.  Soll  aber  etwas  den  Evangelischen  nach- 
theiliges festgesetzt  werden,  so  widerspricht  man  und  zieht  ab. 

5.  Die  engere  Vereinigung,  über  die  zwar  die  Hessischen  nicht 
instruirt  waren , ist  baldigst  ins  Werk  zu  setzen.  Bei  dem  näch- 
sten Convent  hat  man  sich  über  die  Heilbronner  Notel  zu  erklären. 
Inzwischen  steht  man  zur  Handhabung  des  Land-  und  Religions- 
friedens gegen  das  immer  mehr  vordringende  Papstthum  wie  ein 
Mann.  Die  Theologen  dürfen  nichts  zur  Verbitterung  gereichendes 
auf  die  Kanzel  bringen.  Politische  Irrungen  sollen  die  Einigung 
nicht  hindern ; an  ihrer  Beilegung  haben  die  Herrschaften  zu 
arbeiten.  Zur  Bildung  eines  Geldfonds  hat  Churpfalz  35,000  d. 
bewilligt;  die  übrigen  erlegen  vor  dem  nächsten  Convent  je 
17  Monate.  Was  sich  die  Gesandten  von  Zweibrücken  und  Nassau 
dabei  Vorbehalten,  ist  mündlich  zu  referiren.  (Unterschriften  und 
Datum  wie  im  Hauptabschied,  nur  die  Namen  der  Neuburger  fehlen.) 

Cassel  Staatsarchiv.  Kriegssachen  1598.99.  (Orig.) 

i Dasselbe  ist  im  Namen  der  versammelten  Räthe  abgefasst.  Dem 
Kammergericht  wird  vorgestellt,  dass  es  den  kaiserlichen  Fiskal  mit  seinen 
Klagen  abzuweisen  habe;  dann  wird  bemerkt,  da  die  Türkenhülfe  nur 
unter  der  Bedingung  bewilligt  sei,  dass  der  Kaiser  die  Ruhe  im  Reich 
erhalte,  so  werde  es  Niemand  den  Ständen  verdenken  können,  wenn  sie 
bei  dem  gegenwärtigen  spanischen  Einfall  die  Steuer  zu  ihrer  Vertei- 
digung zurückhalten.  (M.  pf.  115/4  f.  £73.) 

Jan.  22,  Friedrich  IV.  an  Churb  ran  den  bürg,  Braun  schweig, 
2 Anspach,  Baden,  Anhalt- Dessau  und  Zweibrücken. 

Die  Spanier,  immer  weiter  hinaufrtickend,  bedrohen  den 
Grafen  Johann  von  Nassau-Dillenburg  nebst  andern  AVetterauischen 
Grafen  so  sehr,  dass  Graf  Johann  den  Churfürsten  um  eilende 
Hülfe  gebeten  hat.  Dieser  wird  ihm  300  wallonische  Soldaten  zu- 
schickcu 1 und  eine  Zeit  lang  unterhalten.  Er  hofft,  die  Fürsten 
w erden  alles  zur  Sicherheit  der  Evangelischen  nöthige  aufs  schleu- 
nigste befördern,  und  den  Churfürsteu,  wenn  er  selbst  angegriffen 
wird,2  nicht  ohne  Hülfe  lassen.3  — Datum  Heidelberg  den 
23.  Deceinber  a.  98. 

MOnchen  Staatsarchiv  pf.  115/3.  f.  1326.  (CpL) 

1 Im  Januar  1599  zogen  2 Fähnlein  zu  je  350  Mann  durch  Frank- 
furt^: es  sollen  die  in  dem  Schreiben  erwähnten  Hülfstruppen  gewesen 
sein.  (Aitzinger,  relationes  historicae  1598—99  S.  96.  Vgl.  E.  F.  Keller, 
Gesell.  Nassaus  1 S.  464.);  allein  Churpfalz  stellte  nicht  mehr  als 
300  Mann  (die  churpfälz.  Gesandten  in  Frankfurt  an  ihren  Herrn  1599 
Febr.  11.  M.  pf.  114/4  f.  869  ) 

2 Schon  am  28.  Nov.  1598  stellen  die  churpfälz.  Räthe  ihrem  Herrn 
vor,  dass  die  Spanier  immer  weiter  Vordringen,  und  dass  seine  Lande 
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Tor  allem  mit  einem  spanischen  Einfalle  bedroht  seien.  Schon  oft  haben 
sie  ihn  erinnert,  dass  jeder  evangelische  Stand  für  sich,  besonders  der 
Churfürst  sich  zur  eignen  Vertheidigung  und  zum  Schutze  andrer  gefasst 
machen  müsse.  (M.pf.  114/4  f.  834.)  Atn  7.  Jan.  1599  befiehlt  darauf  der 
Churfürst  den  sämintlichen  Amtleuten,  dass  sie  die  in  ihren  Aemtern 
wohnenden  „diener,  verrechnete  und  onverrechncte,  welchen  pfert  gehal- 
ten werden,“  mit  ihren  Pferden  und  ihrer  Ausrüstung  zur  Besichtigung 
vor  sich  fordern  und  ihnen  befehlen,  sich  zum  sofortigen  Erscheinen 
auf  des  Churfürteu  Einberufung  gefasst  zu  halten  (M.  pf.  115/3  f.  1353.) 

Ueber  die  um  dieselbe  Zeit  erlasseuen  Mandate  des  Churfürsten  an  seine 
Lehensleute  vgl.  Keller,  Gesch  Nassaus  I S 464.  An  Christian  F.  An- 
halt schreibt  der  Churfürst  am  2.  Jan.  1599,  der  Fürst  möge  in  der 
Oberpfalz  die  frühem  Mandate  wiederholen,  dass  Niemand  ohne  des 
Churfürsten  Erlaubniss  fremde  Kriegsdienste  annehmen  dürfe.  Auch 
Werbungen  ohne  Geheiss  des  Churfürsten  seien  zu  verbieten.  (M.  pf.  115/3 
f.  1321.1  Zur  Musterung  seiner  Unterthanen  gedachte  der  Churfürst  An- 
fangs Januar  1599  die  nöthigen  Anordnungen  baldigst  zu  treffen.  (Chur- 
pfalz an  Baden.  Jan.  8.  f.  1352.) 

5 Aehnliche  Schreiben  gleichen  Datums  an  Hessen-Cassel  und  Mar- 
burg. (M.  pf.  115/3  f.  1327.) 

23.  FriedrichlV.  an  Churbrandenburg,  Braunschweig,  Jan. 
Anhalt- Dessau,  Neuburg,  Anspach,  Zweibrücken,  7 
Hessen-Cassel  und  Marburg,  Baden  und  Johann  d.  ä. 

Graf  von  Nassau. 

Der  Churftirst  (Herzog,  Fürst  etc.)  möge  seine  Gesandten 
zum  Frankfurter  Convent  speciell  darüber  instruiren,  welchen 
Beistand  Churpfalz  zu  erwarten  hat,  wenn  die  Spanier  über  den 
Rhein  zurückgetrieben  werden,  die  Pfalz  aber  auf  dem  linken 
Rheinufer  noch  bedrohen. 1 — Datum  Heidelberg  den  28.  Dccein- 
bris  98. 

München  Staatsarchiv  pf.  115/3  f 1345.  (Cpt.) 

1 In  einem  besondern  Schreiben  gleichen  Datums  ersucht  der  Chur- 
fürst die  5 zuletzt  genannten  Fürsten,  sie  mögen  ihren  Gesandten  Voll- 
macht geben,  dass  sie,  wenn  der  Frankfurter  Tag  über  die  Abwehr  der 
Spanier  zu  keinem  Beschlüsse  komme,  wenigstens  mit  einigen  der  ver- 
sammelten eit  Defensivbündniss  vereinbaren.  M.pf.  115/3 f.  1342.) 

24.  Hessische  Ges amrat-Instruction  zum  Frankfurter  Jan. 

Tag.  (z.  Th.)  31 

Die  Landgrafen  sind  bereit,  in  einer  von  der  Frankfurter 
Versammlung  verglichenen  Einung,  welche  die  Spanier  vom  Reiche 
abwehrt,  sie  verfolgt,  soweit,  sich  dessen  Gebiet  erstreckt,  bis 
Schaden-  und  Kostenersatz  nebst,  „cautio  de  non  amplius  offendendo“ 
geleistet  und  die  Grenzen  besetzt  sind,  das  ihrige  zu  leisten.  Durch 
kaiserliche  Inhibitionen  darf  man  sich  dabei,  da  die  Spanier  keine 
kaiserlichen  Mandate  achten,  nicht  hindern  lassen.  Verlassen  die 
Spanier  aber  das  Reich,  bevor  man  im  Anzuge  ist,  so  ist,  der 
Fortzug  einzustellen,  die  erwähnte  Entschädigung  und  Caution 
aber  zu  verlangen.  Subsidien  für  die  Staaten  scheinen  eher  un- 
ehrenhaft, als  nützlich  zu  sein.  Betreffend  einen  Defensivbund 
evangelischer  Stände  gegen  gewaltsame  Angriffe  wegen  der  Reli- 
gion, so  mögen,  falls  die  in  den  Reichsgesetzen  bestimmte  Ver- 
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theidignng  sich  verzögerte,  die  Stände,  wie  gegenwärtig,  Zusammen- 
kommen und  gleichartige  Massregeln  treffen.  Machen  aber  die 
Stände  ihre  Theilnahme  an  der  Abwehr  der  Spanier,  „soviel  unß 
die  lantgraven  v.  H.  belangt,“  von  deren  Beitritt  zu  jenem  Bunde 
abhängig,  so  können  die  Landgrafen  die  Bedingungen  nicht  ein- 
gehen.  — Signatum  am  21.  Jauuarii  anno  99. 

Cassel  Staatsarchiv.  Kricgssachco  1599  99.  (Cop.)  Angeführt:  Rommel  TI 
S.  118  Anm.  53 

Febr.  25.  Friedrich  IV.,  Instruction  für  Graf  Otto  Solms, 
Culmann,  Blessen  und  Schug,  z um  Frankfurter  Convent. 

Der  Churfürst  ist  geneigt,  den  Kriegszug  gegen  die  Spanier 
neben  andern  zu  bewerkstelligen,  aber,  unter  folgenden  Bedin- 
gungen: 1.  Die  bei  dem  Convent  vertretenen  Stände  müssen  auch 
dazu  thun,  die  Unkosten  müssen  erschwinglich  und  die  Fortführung 
des  Unternehmens  sicher  sein.  2.  Der  Churfürst  erhält  hinsicht- 
lich sein*  r Interessen  an  den  Jülicher  Landen  von  den  bei  den- 
selben interessirten  und  den  übrigen  Ständen  eine  Versicherung, 
ihm  darin  keinen  Eintrag  zu  thun.  3.  Man  soll  erklären,  wenn 
die  Jülicher  und  Nachbarlande  von  dem  Feinde  befreit  werden, 
dieser  aber  auf  dem  linken  Bheinufer  die  Pfalz  bedroht,  eine  wie 
grosse  und  wie  lange  Hülfe  an  Geld  und  Volk  der  Churfürst 
dann  zu  erwarten  hat?  4.  Man  soll,  ivenn  das  Heer  auf  den  Bei- 
nen ist,  die  Reichsstädte  anhalten,  das  ihrige  auch  zu  thun. 
5.  Die  Reichs -Contribution  wird  dem  Frankfurter  Abschied  ge- 
mäss für  das  Unternehmen  verwandt.  6.  Wenn  ein  Herr  Geist- 
liche, die  in  seinen  Landen  Einkünfte  haben,  zu  Beiträgen  für 
das  Unternehmen  zwangsweise  anhalten  muss,  so  sollen  die  übri- 
gen dies  gutheissen.  7.  Wird  man  durch  die  so  zur  Hülfe  ange- 
haltenen Städte  und  Geistlichen  oder  von  dem  Kaiser  durch  Pro- 
cesse  am  Kammergericht  oder  sonst,  beschwert,  so  tritt  man  ge- 
meinsam dagegen  ein.  — Ein  genauer  Kostenüberschlag  ist  von 
den  Kriegsverständigen  zu  machen.  Churpfalz  wird  seine  Quote 
daran  erlegen;  bevor  sie  aber  etwas  bewilligen,  sollen  die  Ge- 
sandten seinen  Befehl  einholen.  — Hat  man  nun  aber  nicht  die 
vollen  Mittel  für  das  Unternehmen,  so  muss  man,  — und  das 
dürfte  der  beste  Weg  sein  — „den  krieg  an  andere  ort  zu  diver- 
tiren“  suchen.  Die  Gesandten  kennen  die  im  Rath  des  Churfürsteu 
für  und  gegen  die  Werbungen  bei  Frankreich  und  den  Staaten 
besprochnen  Gründe  und  werden  sich  wenigstens  mit  etlichen  zu 
vergleichen  suchen,  was  bei  den  fremden  Mächten  zu  suchen,  und 
welche  Gegenzusagen  ihnen  zu  machen  sind.  — Die  Gesandten 
sollen  sich  mit  denen,  die  sie  zu  einer  dauernden  Defensiveinigung 
willig  befinden,  nach  Massgabe  der  früher  verfassten  Bundesacten 
zu  vergleichen  suchen.  — Wenn  der  Kaiser  den  Feldzug  gegen 
die  Spanier  inhihiren  will,  so  wird  man  die  Unrechtmässigkeit 
seiner  Verbote  schon  nachzuweisen  wissen.  — Das  Directorium 
vor  dem  Kriege  muss  Churpfalz  haben , in  dem  Kriege  führt  es 
der  Feldoberste , dem  von  den  vornehmsten  Ständen  Kriegsräthe 
mit  bloss  berathender  Stimme  beizuordnen  sind.  Mit  Fürst  Christian 
von  Anhalt,  der  in  Frankfurt  erscheinen  wird,  kann  die  Versamm* 
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lang  wegen  des  Oberbefehls  selbst  verhandeln.  — Die  Reichsstädte 
zur  Betheiligung  au  dem  Werke  zu  ersuchen,  hat  Churpfalz  nach 
sorgsamer  Erkundigung  nicht  für  rathsam  befunden.  — Datum 
Heidelberg  . . . den  26.  monatstag  Januarii  im  99. 

München  Staatsarchiv  546/2  f.  64.  (Cpt.) 


26.  Protokoll  der  Frankfurter  Tagsatzung. 

Trrtretene  Stände  ♦ 1.  Churpfalz,  2.  Churbrandenburg,  3.  Neu- 
burg, 4.  Zweibrücken,  5.  Anspach,  6.  Braunschweig,  7.  Lüneburg, 
8.  Hessen  - Cassel , 9.  Hessen -Marburg,  10.  Hessen -Darmstadt, 
11.  Baden-Durlach,  12.  Anhalt-Dessau,  13.  Oettingen,  14.  Wetter- 
auer Grafen. 


Febr.  12 
bis 

März  30 


„Freitags  post  meridiem  den  2.  Februarii.“ 

Bericht  über  die  in  Folge  des  jüngsten  Frankfurter  Abschieds 
an  andre  Stände  gerichteten  Einladungen  und  deren  günstigen 
Erfolg  bei  Churbrandenburg,  Lüneburg,  Hessen -Darmstadt  und 
Oettingen  (des  letztem  Gesandte  sind  noch  nicht  augelangt.  *) 

„Samstag  den  .3.  Februarii.“ 

Beschluss,  den  Frankfurter  Abschied  vom  22.  December  1598 
8atz  für  Satz  durchzuberathen.  Man  einigt  sich  darüber,  dass  die 
im  Eingang  dieses  Abschieds  erwähnte  Defensivvereinigung  zu 
sekliesseu  sei,  obwol  andre  um  ihren  Beitritt  ersuchte  Stände 
denselben  abgelehnt,  haben.  Gründe:  wenn  die  Spanier  auch  ab- 
zielien,  so  werden  sie  doch  bald  wieder  kommen  (Anspach).  Sie 
können  gar  nicht  wol  zurückgehen,  weil  sie  „nichts  zu  essen“ 
finden  würden.  Sie  dringen  immer  weiter  vor  und  schlagen  spanische 
Wappen  an  (Hessen-Cassel).  Sie  wollen  die  Stände  unterjochen 
nnd  die  RePgion  ausrotten;  dem  nicht  zu  widerstehen,  wäre  un- 
verantwortlich; „ein  wurmbe  krumme  sich,  so  es  getretten  werde.“ 
Die  Macht  der  Spanier  wird  übertrieben  (Braunschweig). 

Neu  borg  bemerkt:  erst  wenn  die  in  Cöln  versammelten 
Kreise  die  Execution  gegen  die  Spanier  nicht  übernehmen  und 
oiclit  die  Stände  und  Kreise  zur  gemeinen  Vertheidigung  vereini- 
gen wollen,  habe  der  Bund  einzuschreiten.  Uebrigens  wolle  der 
Herzog  der  Religion  wegen  Niemanden  von  diesem  Bunde  aus- 
geschlossen wissen  noch  etwas  der  Augsburger  Confession  von 

1 Würtemberg  und  Chursachsen  hatten  dem  H.  Neubuig  erklärt,  sie 
würden  sich  nur  an  einem  gemeinsamen  auf  die  Executionsordnung  ge- 
gründeten Unternehmen  betheiligen  (Die  churpfälz  Gesandten  in  Frank- 
furt an  ihren  Herrn.  Febr.  12.  M.  pf.  114/4  f.  872.)  Das  Magdeburger 
Capitel  ei  klärte,  es  müsse  sich  erst  mit  Churbrandenburg  besprechen, 
und  die  Reichsstädte  waren  von  Churpfalz  gar  nicht  angegangen,  „weil 
sich  bei  inen  ganz  diversa  dubia  ereugten  (a.  a 0.)“ 
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26.  1530  widersprechendes  billigen.  Die  drei  Hessen1  wünschen,  dass 
bei  Abwehr  ungerechter  Gewalt  die  Executions-Ordnung  die  Grund- 
lage bleibe. 

„Sonntag  den  4.  Februarii  nachmittag.“ 

Man  beschliesst,  dass  die  Spanier,  auch  wenn  sie  vor  oder 
während  des  Anzuges  der  deutschen  Truppen  zurtickweichen,  zu 
verfolgen  seien,  „biß  man  erlangt,  was  sie  (dem)  reich  abgenom- 
men und  zu  Institution  der  schaden  angehalten,  auch  caution  und 
verwarung  der  grentzen  erlangt  were  dieser  oder  jener  seiten 
Reins.“  ' Abmahnungeu  oder  Inhibitionen  des  Kaisers  wird  man 
dabei  nicht  befolgen. 2 Gründe : die  Feinde  werden,  wenn  man 
sie  ungestört  abziehen  lässt,  ihren  Einfall  wiederholen  (Chur- 
brandenburg),  zumal  da  sie  im  westfälischen  Kreis  Vcrräther  auf 
ihrer  Seite  haben  (Braunschweig).  Uebrigens  denken  die  Spanier 
auch  gar  nicht  an’s  abziehen  (Zweibrücken).  Die  Mandate  des 
Kaisers,  welche  deu  Spaniern  den  Abzug  gebieten,  werden  von 
diesen  auch  nicht  befolgt  (Churbrandenburg);  sie  sind  übrigens 
dem  Kaiser  auch  nicht  einmal  ernst  gemeint  (Zweibrücken). 

Zw  ei  brücken  meint,  man  müsse  auch  diejenigen,  die  den 
Spaniern  geholfen  haben,  zum  Schadenersatz  heranziehen.  Neu- 
burg hingegen  (mit  ihm  Hessen-Marburg  und  Darmstadt) 
räth,  wenn  der  Feind  das  Land  räume,  bevor  die  Truppen  auf 
den  Beinen  seien,  so  solle  man  ihn  ruhig  ziehen  lassen.  3 

„Montags  den  5.  Februarii  raane“ 

Berathung  über  die  Mittel  zur  Vertheidigung.  Dabei  wird 
als  ein  Weg  angegeben:  „Staden  gelt  zuzuschiessen,  damit  sie 

1 Lgr.  Ludwig  d.  ä.  widerräth  in  einem  an  demselben  Tage  ver- 
fassten Schreiben  an  den  Lgr.  Moritz  die  Aufstellung  einer  von  der 
Kreishülfe  verschiedenen  Armee  : dadurch  dürften  nicht  nur  die  katho- 
lischen sondern  auch  andre  Stände  von  der  Theilnahme  an  der  Ab- 
wehr der  Spanier  abgehalten  werden.  (C.  St.  Kriegssachen  1598.) 

2 Es  scheint,  dass  dieser  Beschluss  den  Churpfälzern  nicht  weit 
genug  ging,  denn  am  18.  Febr.  schreibt  der  Churfürst  an  die  Gesandten: 
bei  den  Anschlägen  des  Kaisers  und  des  Erzh.  Albert  auf  die  Jülicher 
Lande  sei  zu  fürchten  , dass  der  erstere  gegen  das  Unternehmen  gegen 
die  Spanier  irgendwie  einschreite.  Für  diesen  Fall  aber  müsse  man 
einen  bindenden  Beschluss  fassen.  (M.  pf.  114/4  f.  895.) 

3 Den  gegenteiligen  Beschluss  der  Majorität  erklärt  Lgr.  Ludwig 
d.  ä.  in  einem  Schreiben  an  seinen  Gesancten  Dr.  Klotz  für  höchst  be- 
schwerlich: dadurch  durften  die  Kreisstände  von  der  Leistung  der  Kreis- 
hülfe ahgeschreckt  werden.  Die  Executionsordnung  müsse  aber  so  viel  wie 
möglich  Grundlage  des  Unternehmens  bleiben.  (C.  St.  Kriegssachen  1598/99.) 
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idem)  feind  desto  besser  konten  begegnen.“  Für  diesen  Vorschlag 
ist  Zweibrücke  n : „dan  ist  es  Frankreich  erlaubt  gewesen,  mit 
Staden  sich  einzulassen,  werde  es  uns  auch  unverbotten  sein,., 
and  ist  es  Frankreich  erlaubt,  sich  mit  papst  und  dessen  anhang 
zu  vereinbaren, . . warumb  wollte  man  es  stenden  für  übel  haben, 
mit  Staden  sich  zu  coniungiren?“  Ohne  Hülfe  der  Staaten  werde 
man  mit  den  4000  Pferden  und  3 oder  4 Regimentern  Knechte 
d«  letzten  Frankfurter  Abschiedes  nichts  ordentliches  ausrichten. 
Man  solle  sich  also  mit  denselben  in  ein  BQndniss  oder  doch  in 
Correspondenz  einlassen.  — Gegen  alles,  was  über  die  Corre- 
spondenz  hinausgeht  sind  Churbran  denbu  rg,  Neuburg,  Ans- 
pach, Braun  schwe  ig,  Hessen-Cassel  und  Marburg:  man 
gehe  sonst  aus  den  „terminis  executionis“  (Anspach,  Hessen-Cassel), 
die  Folge  eines  solchen  Bundes  würde  sein  „eversio  Status  im- 
pern“  (Marburg).  Braunschweig  meint,  es  sei  nicht  thuulich 
3nd rühmlich,  „das  man  anderer  leut  hilf,  so  stenden  reichs  am  her- 
kommen  nicht  gleich  sein,  solte  gebrauchen;  dahero  (die  Gesand- 
ten) menniglich  zu  ermessen  geben,  das  es- mit  Teutschen  so  weit 
kommen,  sie  nichts  mer  leisten  können.“  Durch  solch  ein  Vor- 
gehen würde  man  die  Entschuldigungen  des  Bündnisses  und  seiner 
^ecke  zu  nichte  machen  und  sich  die  Aussicht  auf  den  Beistand 
öderer  Stände  abschneideu.  Man  würde  dadurch  den  Krieg  nach 
Deutschland  versetzen;  und  die  papistischen  Stände  würden  sich 
mit  Spanien  verbinden.  Statt  dessen  sollte  man  sich  selbst  mit 
Ernst  und  Eile  rüsten,  6000  Reiter  und  8 Regimenter  Knechte 
ro  je  3000  Mann  aufstellen.  — Baden  giebt  zu  erwägen,  ob  die 
^ertheidigung  ohne  den  Beistand  der  Staaten,  die  allerdings 
ehrenhafter  sei,  auch  möglich  sei.  — Anhalt  meint,  die  Ver- 
bindung mit  den  Staaten  sollte  man  nicht  so  ganz  fahren  lassen, 
•doch  dieweil  andere  es  an  seinen  ort  stellen,  lasse  ers  auch 
dabei."  Churpfalz  hält  jene  Unterstützung  der  Staaten  für  vor- 
teilhaft und,  wenn  geschickt  angebracht,  für  unverweislich : „hettc 
ten  nicht  sonderbarer  conföderation  mit  Staden  bedürft.  . . 
rette  wol  dahin  gericht  werden  können , das  mans  nicht  gegen 
reichsconstitutiones  konte  anzihen.  Were  solch  mittel  auch  das 
Echteste  gewesen.“ 

„Din stags  den  6.  Februarii.“ 

Die  churpfälzischen  Gesandten  berichten  über  die  Ver- 
edlungen ihres  Herrn  mit  Christian  von  Anhalt  bezüglich  des 
Oberbefehls , und  dass  derselbe  seine  Entschliessuug  bis  auf  den 
Abschluss  der  Vereinigung  der  Stände  verschoben  habe.  Die 
übrigen  erklären  darauf,  dass  sie  sich  den  Fürsten  als  Feld- 
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26.  obersten  gefallen  lassen,1  und  es  wird  beschlossen,  ihn  zu  der 
Versammlung  zu  beschreiben.  Weiter  wird  geredet  über  eincu 
von  den  kriegverständigen  Rathen  entworfenen  Kostenanschlag 
für  die  im  letzten  Abschied  bestimmte  Truppenzahl  (4000  Pferde 
und  12000  Fussknechte)  auf  6,  dann  (am  folgenden  Tag)  auf 
drei  Monate. 

„Mittwoch  den  7.  Februar ii.“ 

Man  beschliesst,  die  Kosten  für  3 Monate  auf  1,000,000  Gul- 
den 2 anzusetzen  und  dieselben  dem  Matricularanschlag  nach  zu 
vertheilen.  Es  fallen  dabei  auf  jeden  75  Monate,  welche  in 
3 Terminen  (1.  März,  Ostern  und  Pfingsten)  zu  entrichten  sind. 
Dagegen  zeigt  Neuburgs  Gesandter  an,  dass  scjn  Herr  in  der 
Hoffnung,  es  würden  mehrere  der  Einigung  beitreten,  ihn  nur  auf 
30 — 40  Monate  zu  gehen,  instruirt  habe,  auch  Zweibrücken  hat 
, seine  Gesandten  zu  keiner  höhern  Bewilligung  instruirt,  wTird  aber, 
„da  es  auf  den  effect  gerichtet  werde,“  sich  zur  Zufriedenheit  der 
andern  bezeigen.  Anspach  hat  sich  „uf  3 Westfälische  monat 
und  Turkcnsteur  resolvirt,“  wenn  aber  noch  weiter  etwas  nöthig 
ist,  so  wird  er  das  auch  gern  genehmigen,  ebenso  äussert  sich 
der  An  haitische  Gesandte,  der  Badische  will  besondern  Be- 
fehl bei  seinem  Herrn  nachsuchen.  Die  Grafen  erbieten  sich  die 
Reichscontribution,  die  3 Monate  für  den  westfälischen  Kreis,  die 
vom  Oberrheinischen  Kreis  bewilligte  Hülfe  und  noch  20  Monate 
zu  erlegen.  Auf  mehr  seien  sie  nicht  instruirt.  Churpfalz  hat 
sich  mit  der  jüngst  verabschiedeten3  Summe  gefasst  gemacht  und 
will  „das  fernere  nach  und  nach  zuschiessen.“  Die  Gesandten  sind 

1 Die  Braunschweiger  bemerkten  jedoch,  wenn  Christian  das  Amt 
ablehne,  so  sei  ihr  Herr,  falls  sich  keine  kriegserfahrenem  Leute  mel- 
deten, bereit,  den  Oberbefehl  selbst  zu  übernehmen.  Tags  vorher  hatten 
dieselben  ein  eigenhändiges  Schreiben  des  Herzogs  verlesen,  „darin  i.  f g. 
sich  an  der  spitzen  finden  zu  lassen  und  (dass  sie)  dero  blut  für  das 
vatterland  zu  vergiessen  gesinneten,  geschrieben.“  (Starschedel  und  An- 
trecht  an  Lgr.  Moritz  1599  Febr.  16.  C.  R.  Frankfurtische  Unionshand- 
lungen a.  1599.) 

'4  Im  Protokoll  heisst  es  „ein  million  golts,“  auch  „1000,000  fl.“  die 
75  Monate,  auf  welche  die  Summe  veranschlagt  wird,  ergeben  bei  den 
vertretenen  Ständen  1,005  250  Gulden. 

3 Vom  jüngsten  Frankfurter  Abschied  nämlich.  Als  die  hessischen 
Gesandten  einige  Tage  vorher  an  diese  zu  leistenden  Beiträge  erinnerten, 
erklärten  die  Churpfülzer,  ihr  Herr  habe  eine  Summe  Geldes  bereit 
liegen,  die  Zweibrückener:  ihr  Herr  habe  20  Monate  nach  Heidelberg 
erlegt,  die  Anhalter:  wegen  Erlegung  ihres  Beitrages  sei  schon  Verord- 
nung geschehen.  (Dr.  Klotz  an  Lgr.  Ludwig d.  ä.  C.  St.  Kriegsacheu  1598,99.) 
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„zwar  uf  gewisse  summa  zu  gehen  instruirt,  hettens  doch  uf  ge- 
wisse monat  zu  resolvirn,  keinen  bevelch.“  Sie  wollen  weitere 
Instruction  nachsuchen.  Der  Lüneburgische  Gesandte  glaubt, 
sein  Herr  werde  sich  die  75  Monate  gefallen  lassen,  „er  liette 
gleicbwol  zu  schliessen  keinen  befelch.“ 

Demnach  muss  diese  Sache  ad  referendum  angenommen 
werden.  Churbrandenburg,  Hessen-Marburg  und  Darm- 
stadt und  Braunschweig  bemerken  dagegen,  es  solle  ja  nach 
dem  letzten  Abschied  nichts  ad  referendum  genommen  werden. 
Braunschweigs  Gesandte  sind  ermächtigt,  wenn’s  nöthig  sei,  noch 
über  75  Monate  zu  gehen.  II  essen -Cassel  meldet,  dass  es 
bereits  auf  eine  Vorstellung  der  Gefahr  durch  Churpfalz  und  Ans- 
pach für  1000  Pferde  und  3000  Kriegsknechte  Werbungen  vor- 
genommen und  am  15.  Februar  diese  Truppen  zu  mustern  gedenke, 
„Donnerstag  den  8.  Februarii.“ 

Fortsetzung  der  Berathung  über  die  Contribution.  Hessen- 
Cassel  erklärt:  „da  nun  wider  einer  absoluten  bevelch  hab,  der 
ander  nit,  . . könne  man  nicht  schliessen,  und  hab  man  sich  pro- 
stituirt,  dan  man  wisse  allenthalben,  das  man  derwegen  alhie  bei- 
sammen gewesen.“  Endlich  schliessen  Churpfalz,  Churbrandcn- 
barg,  die  drei  Hessen,  Braun  schweig  dahin,  dass  die  be- 
'timmte  Truppenzahl  auszurüsten  und  die  Kosten  von  denjenigen  zu 
tragen  seien,  die  bis  dahin  sich  für  die  75  Monate  ausgesprochen, 
und  von  denen,  welche  noch  zu  ihnen  treten  würden.  Die  übrigen 
werden  dies  ihren  Herrn  zu  weiterer  Entschlicssung  referiren. 

„10.  Februar  a.  99.“ 

Die  Gesandten  erbieten  sich,  dem  inzwischen  in  Frankfurt 
angekommenen  Fürsten  Christian,  „mit  s.  f.  g. . . . zu  tractiren  des 
veldobristenaiubts  und  stads  halben,  und  solches  durch  ein  aul>- 
*chuli,  und  wie  ferner  bestallungen  ufzurichten  mit  obersten,  und 
handlung  zu  pflegen  sein  solte.“ 

Fürst  Christian  erwidert:  die  Hülfe  an  Volk  und  Geld,  die 
aan  beschlossen,  reiche  nur  aus,  um  das  Unternehmen  zu  beginnen. 
Allein  was  wolle  mau  mit  dem  Beginnen  ausrichten,  wenn  für  die 
Fortsetzung  nicht  gesorgt  sei  ? „Mit  denen  man  es  zu  thun,  seien 
^eine  kinder,  sonder  solche  kriegsleut,  die  sich  lang  haben  ge- 
brauchen lassen.“  — Er,  der  Fürst , sei  dem  Oberbefehl  nicht 
gewachsen,  seine  Freunde  haben  ihm  gcrathen,  er  möge  sich  nicht 
'inbedacht  in  Dinge  einlassen,  die  keine  sichere  Grundlage  dar- 
bieten. Nur  wenn  einer  „von  den  (vereinigten)  1 stemlen  selbst“ 

’ ln  einer  andern  Form  desselben  Berichtes  heisst  es:  , jemand 
den  correspondirenden.“ 
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26.  den  Oberbefehl  übernehme,  könne  man  auf  Erfolg  rechnen,  ein 
solcher  würde  hoffentlich  bei  den  Soldaten  Autorität  haben.  Er 
wisse  keineu  andern  vorzuschlagen,  als  den  Landgrafen  Moritz; 
derselbe  „wüste  von  allen  Sachen  verstentlich  und  wol  zu  reden, 
were  auch  in  politicis  wol  erfaren,  habe  auch  gute  correspondentz 
mit  Franckreich,  Engellant  und  andern,  auch  in  Italia.  Es  könte 
auch  Hessen  vorlag  mit  dem  gcschütz  thun.“  Alsdann  wolle  er, 
Fürst  Christian,  dem  Landgrafen  gern  zur  Hand  gehen,  „doch  das 
sie  (Christians  f.  g.)  zuvor  sehen,  das  das  werk  . . also  angeordnet 
werde,  das  des  vatterlants  nutzen  zu  verhoffen;  ausserhalb  dessen 
weren  s.  f.  g.  nicht  zu  verdencken,  das  sie  sich  nicht  implicirten. 
Wolten  auch  uf  solchen  fal  der  recompens  ge  wertig  sein,  und  das 
der  termin  also  angesetzt  würde , das  s.  f.  g.  denselben  erreichen 
könten.“  (Einige  Seiten  weiter  heisst  es:)  „hetten  i.  f.  g.  auch  da- 
rum Hessen  ftirgeschlageu , dieweil  sonst  Sachsen  nicht  dazu 
würde  tretten ; aber  der  erbverein  halben  es  thun  müssen.  144 

„Sonntags  den  11.  Fe b ru arii.44 

licrathung  über  die  Antwort  des  Fürsten  Christian.  Da  der- 
selbe erklärt  hat,  dass  die  Vertheidigungsanstalten,  wenn’s  nöthig 
sei,  auch  nach  Ablauf  der  3 Monate  fortgesetzt  werden  müssen, 
so  besclilicsst  man  einstimmig  eine  Replik,  in  der  man  verspricht, 
dass  diese  Fortsetzung  stattfinden  werde,  und  somit  den  Fürsten 
ersucht,  den  Oberbefehl  selbst  zu  übernehmen. 

„Montags  den  12.  Februarii.44 

Man  bescliliesst  die  Puncte,  die  sich  im  Abschied  der  Tag- 
satzung I 6 finden.  Neu  b u rg  erinnert,  dass  nach  der  Executions- 
ordnung,  dem  Fundament  des  vorliegenden  Werkes,  der  Oberste 

1 Dieser  Antwort  des  F.  Christian  waren  Verhandlungen  mit  Lgr. 
Moritz  vorausgegangen.  Im  Januar  1599  (praes.  11.  Januarii  st.  vet ) 
schrieb  der  Landgraf  an  den  Fürsten:  „poiclie  la  dieta  (di)  Francforto  nou  e 
lontana,  sara  molto  necessario  da  conversar  con  v.  a.  di  quel  importan- 
tissimo  negotio.“  Der  Fürst  möge  den  Ort  bestimmen,  wo  der  Landgraf 
eintreffen  wird,  damit  „il  nostro  discorso  sia  fatto  inanzi  la  general  con- 
clusion  di  questa  dieta.“  (Bg.  I F 1;  225  f.  34.  Eigenh.)  Am  12.  Februar 
schreibt  der  Fürst  an  seine  Gemahlin:  er  gedenke  am  folgenden  Tag 
auf  8 Tage  zum  Lgr.  Moritz  nach  Cassel  zu  reisen.  Nach  den  Confe- 
renzen  mit  dem  Landgrafen  werde  er  dann  wissen,  „vers  ou  me  tourner. 
„Certes  si  je  debvroys  aller  a la  guerre,  le  temps  me  viendroyt  trop  court, 
que  je  ne  sachoys  point,  comment  m’equipper.  Mais  je  crois  ancores,  com- 
ment  je  vous  ay  escrit  dans  ma  premiere  lettre  “ ( Bg.  I F 1 ; 28  vol.  3.) 
Am  18.  Febr,  schreibt  Dr.  Clotz  an  Lgr.  Ludwig  d.  ä : Lgr.  Moritz  sei 
am  gegenwärtigen  Morgen  in  Rödelheim  eingetroffen,  wo  er  sich  mit 
F.  Christian  besprechen  werde.  (C  St.  Kriegssachen  1598/99.) 
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des  zunächst  angegriffenen  Kreises  die  Direction  bei  der  Execution  Febr.  12 
erhalte;  desshalb  solle  man  auch  jetzt  den  Obersten  des  west-  ^ 
fälischen  Kreises  in’s  Directorium  aufnehmen,  falls  nämlich  der- 
selbe auf  geschehenes  Ansuchen  seinen  Kreis  zur  Vertheidigung 
röste.  Dies  wird  verworfen. 


„Dienstags  den  13.  Februarii.“ 

Man  berät!) , ob  der  vorstehende  Deputationstag  und  ob  der 
Kreistag  zu  Coblenz  beschickt  werden  solle.  — Gegen  die  Be- 
schickung des  erstem  ist  Chur  branden  bürg,  Anspach  (ob- 
gleich nicht  speciell  instruirt)  und  Churpfalz.  Durch  die  ausser- 
ordentliche Visitation  des  Kammergerichts,  meinen  sie,  wolle  man 
das  Hecht  Magdeburgs  zur  Theilnahme  au  der  ordentlichen  Visi- 
tation vernichten ; man  werde  die  ordentliche  Visitation  dadurch 
überhaupt  aufheben.  Auf  dem  Reichstage  sei  der  Deputationstag 
nicht  einhellig  beschlossen.  Man  verschiebe  zum  Nachtheil  der 
irangelischen  dasjenige,  was  man  auf  Reichstagen  nicht  durch- 
bringen könne,  auf  einen  Deputationstag,  wie  man  denn  bei  dem 
bevorstehenden  Tag  den  spanischen  Einfall  in  Berathung  ziehen 
wolle,  um  daun  vielleicht  die  ganze  Sache  dem  Kaiser  anheim  zu 
geben,  oder  sie  zu  verschleppen.  Dazu  werde  auch  noch  der  bur- 
gnndiscbe. Gesandte  anwesend  sein.  Uebrigens  sei  dem  Deputations- 
tag vermöge  des  Reichsabschieds  von  1598  nur  die  Visitation 
übertragen.  Wenn  nun  eine  Stimme,  geschweige  zwei  Churfürsten 
fehlten,  so  würden  die  übrigen  nichts  vornehmen.  Für  Besuchung 
des  Tages  sind  Brau  nschweig,  die  drei  Hessen,  Anhalt,  die 
Wetterauer  Grafen,  ferner  Neuburg,  Lüneburg,  Zwei- 
brücken, welche  drei  letztem  jedoch  nicht  speciel  darüber  in- 
itruirt  sind.  Der  Tag  sei  einmal  durch  die  Majorität  beim  letzten 
Reichstag  beschlossen,  und  auch  bei  der  jüngsten  Frankfurter 
Versammlung  habe  man  sich  für  den  Besuch  des  Tages  entschieden. 
Bleiben  zwei  oder  drei  Stände  aus,  so  werden  die  andern  deshalb 
nicht  auseinandergehen. 

Hinsichtlich  des  Coblenzer  Tags  sprechen  theils  für  Nicht- 
beschickung, theils  für  Verlegung  Churbrandenburg,  Chur- 
pfalz,  Brau  nschweig,  Lüneburg.  Der  Ort  sei  gefährlich 
und  Churtrier  sei  gar  nicht  zu  trauen.  Ohnehin  suchen  die  Pa- 
pisten die  Vertheidigung  gegen  die  Spanier  zu  verschieben.  Cliur- 
pfalz  will  auch  das  Directorium  des  westfälischen  Kreises  nicht 
gestattet  haben. 

An  demselben  Tage  wird  eine  Antwort  des  Fürsten  von  An- 
halt auf  die  Replik  der  Gesandten  verlesen,  darin  er  den  Ober- 
befehl abermals  ausschlägt,  weil  „s.  f.  g.  das  Vorhaben  an  volck 
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26.  den  Oberbefehl  übernehme , könne  man 
solcher  würde  hoffentlich  bei  deu  Sole’  '*im 
wisse  keinen  andern  vorzuschlagen,  * /‘ 
derselbe  „wüste  von  allen  Sachen  v 
were  auch  in  politicis  wol  erfaren.  ** 
mit  Franckreich,  Engellant  und  o 
auch  Hessen  vorlag  mit  dem  gr 
Fürst  Christian,  dem  Landgraf? 
sie  (Christians  f.  g.)  zuvor  seb^  ^ 0. 
werde,  das  des  vatterlants  r % & 

fA  - 

weren  s.  f.  g.  nicht  zu  ver*  * 

Wolten  auch  uf  solchen  % 
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der  termin  also  angeset  v % 
könten.“  (Einige  Seite  ^ ' 

rum  Hessen  ftirgescl  ,, 
würde  tretten;  aber  7 ^ 
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Berathung  ül  ’1 
selbe  erklärt  hat 
sei,  auch  nach 
so  beschliesst  » 
dass  diese  Fo* 
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ersucht,  den 


Man  b 
Satzung  I 6 
Ordnung, 

i Die 
Moritz  v 
schrieb 
lontane 
tissinv 


.en  u. 

a,  die  beschloß 
jaden  die  Bedingung? 
zn  gegenseitiger  Vert heidi- 
^ Zweibrücken,  „das  nt  foa- 

.ck  nf  künftige  fei  gerichtet  and  zn 
ne  borg  behält  sich  vor,  „das  #***#* 
werde  ond  nf  reichsconstitutiouen  and  exe- 
.ifef  werde.“  Die  Gesandten  von  Anhalt,  Ken- 

Grafen  warten  noch  auf  die  Resolution  ihrer 
.esen  Punct.  — An  demselben  Tage  noch  kommt 
.je  dritte  Ablehnung  des  Oberbefehls  ein,  woran  man 
bei  dem  Fürsten  keinen  weitern  Versuch  zu  machen, 
eb  ßndet,  dass  die  meisten  auf  keinen  andern  Oberbefehl^ 
r instruirt  sind. 

i Am  selbigen  Tage  schreibt  Anhalt  an  Lgr.  Moritz  (eigenh^nach 
r seiner  Erklärung  werde  die  Sache  sich  spätestens  am  folgender, 
Mittag  entscheiden.  Der  Landgraf  möge  am  Abend  daran!  tu  Dann- 
des  Fürsten  Ankunft  oder  „fernere  zufertigung“  erwarten.  Er 
* Fürst)  hoffe  auf  einen  guten  Ausgang  ihres  gemeinschaftlichen 


*• » 


pjßties-  (0.  B.  Frankfurter  Unionsverbandlungen  a.  1599.) 

Y 2 Bevor  der  Fürst  dasselbe  erhielt,  benachrichtigte  er  schon  it 
(i  eigenhändigen  Schreiben  den  Lgr.  Moritz,  dass  er  seine  ablehnend« 
ftflärung  darauf  wiederholen  werde . Er  habe  Nachricht,  dass  die  Ge- 
lten, wenn  sie  sehen,  dass  er  nicht  umzustimmen  sei,  aus  der  Notfc 
Tugend  machen  müssen,  und  dann  „le  reste  succedera  bien.“  Die 
gn,  mit  denen  er  (der  Fürst)  spreche,  loben  seinen  Plan  und  haben 
das  Bedenken,  dass  Braunschweig  dadurch  gekränkt  werde.  Der 
graf  aber  müsse  vor  allem  seinen  Rüthen  die  Hoffnung  benehmen, 
ihm  „noch  von  solcher  inapresa  au  dissuadirn."  (C.  R.  Frankfurter 
‘ a 1699.), 
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* Defensions- 
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, weru 
a)  offcndire. 
nicht , weil  der 
heusern  sei,  was  wo. 

Auf  eine  Erneuerung  des  c 
.ger,  sie  wollten  die  Sache  ihrem  i. 

.eine  genügende  Vollmacht  hätten.  Da 
ssi scheu,  nachdem  sie  die  Vorzüge,  die 
jerbefehl  empfehlen,  hervorgehoben  und  dar- 
eine nahen  Beziehungen  zu  Chursachsen  und  Prinz 
auien  genannt  haben. 

uselben  Tag  proponiren  die  Churpfälzischen  Ver- 
jCU  zur  Beilegung  der  braunschweigisch-hessischen  Irrun- 
die  aber  Braunschweig  ablchnt. 

1 Bei  dieser  Entscheidung,  so  schreibt  Dr.  Clotz  am  26.  Febr.  an 
Lp.  Ludwig  d.  ä,  werden  Churbrandenburg,  Anspach  und  Neuburg  für 
Braunschweig,  Lüneburg,  Anhalt  und  die  Wetterauer  Grafen  für  Lgr. 
Jj  Moritz  stimmen.  Von  den  übrigen  dürften  noch  1 — 2 Stände  sich  für 
Braunschweig  erklären.  (C.  R.  Kriegssachen  1598/99 ) Am  25.  Febr.  schreibt 
Ckrpfalz  an  seine  Gesandten,  sie  sollen  bei  einer  derartigen  Verhand- 

Ih-g  der  Majorität  sich  anschliessen,  so  zwar,  dass  der  Churfürst  keinen 
<kr  beiden  Fürsten  vorzuziehen  scheine.  (M.  pf  114/4  f.  911.)  Am  10.  März 
Kbreibt  Dr.  Clotz  an  Lgr.  Ludwig  d.  ä.,  bei  einer  Abstimmung  über 
den  Oberbefehl  werden  nur  Neuburg  und  Anspach  für  Braunschweig 
Tonnen;  Churbrandenburg  wolle  der  Majorität  folgen,  die  voraussicht- 
lich auf  Lgr.  Moritz  fallen  werde.  (C.  R.  a.  a.  0.) 

1 Ucber  diese  Irrungen  vgl.  Ritter  I S.  120  und  den  Bericht  vom 
21  April  1599  (siehe  unten).  Am  2.  März  schrieb  Churpfalz  an  seine  Ge- 
fcüdtcn,  ohne  Versöhnung  zwischen  Hessen  und  Brauuschweig  könne 
d*»  beabsichtigte  Bündniss  nicht  zu  Stande  kommen.  (M.  pf.  114/4  f.  922.) 
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26.  und  gelt  für  ungenügsam  halten,“  und  mehr  „uf  continuation  zu 
gedencken  ist. 1 — Die  Gesandten  beschlossen,  ihre  Bitte  au  Fürst 
Christian  nochmals  schriftlich  anzubringen.  Dabei  erklärt  Braun- 
schweig, dem  diedreiHessen  beistimmen : „dubia  (des  Fürsten 
Christian)  abzuleinen,  were  wol  ein  weg,  wan  wir  selbs  einig 
weren.  Das  volck  gering,  das  hab  sein  her  auch  bedacht;  ge- 
schlossen worden,  drumb  vergebens,  zu  disputiren.  Das  gelt  da 
sein  müste  und  continuation  haben;  doch  etliche  noch  nicht  der 
monat  halben  geschlossen.  Was  solte  man  den  s.  f.  g.  vertrösten?“ 

„Mitwochs  den  14.  Februarii.“ 

Das  Schreiben  an  den  Fürsten  von  Anhalt2  wird  verlesen 
und  angenommen.  Hierauf  erklären  die  churpfälzischen, 
zweibrückischen,  anspachschen,  badischen  und  lüne- 
burgische  n Gesandten,  dass  sie  ermächtigt  sind,  die  beschlossene 
Bundeshülfe  zu  bewilligen;  jedoch  fügt  Baden  die  Bedingung 
bei,  dass  man  einen  dauernden  Bund  zu  gegenseitiger  Vcrtheidi- 
gung  schliesse.  Aehnlich  bedingt  Zweibrticken,  „das  gut  fun- 
dament  gelegt,  auch  das  werck  uf  künftige  fei  gerichtet  und  zu 
continuiren  bedacht.“  Lüneburg  behält  sich  vor,  „das  gemeines 
werck  daratiß  gemacht  werde  und  uf  reichsconstitutionen  und  exe- 
eutionsordnung  gerichtet  werde.“  Die  Gesandten  von  A n h.a  1 1,  N e u- 
burg  und  den  Grafen  warten  noch  auf  die  Resolution  ihrer 
Herren  über  diesen  Punct.  — An  demselben  Tage  noch  kommt 
von  Anhalt  die  dritte  Ablehnung  des  Oberbefehls  ein,  worauf  man 
beschliesst,  bei  dem  Fürsten  keinen  weitern  Versuch  zu  machen, 
aber  auch  findet,  dass  die  meisten  auf  keinen  andern  Oberbefehls- 
haber instruirt  sind. 

1 Am  selbigen  Tage  schreibt  Anhalt  an  Lgr.  Moritz  (eigenh):  nach 
dieser  seiner  Erklärung  werde  die  Sache  sich  spätestens  am  folgenden 
Vormittag  entscheiden.  Der  Landgraf  möge  am  Abend  darauf  zu  Darm- 
stadt des  Fürsten  Ankunft  oder  „fernere  zufertigung“  erwarten.  Er 
(der  Fürst)  hoffe  auf  einen  guten  Ausgang  ihres  gemeinschaftlichen 
Planes.  (C.  R.  Frankfurter  Unionsverhandlungen  a.  1599.) 

2 Bevor  der  Fürst  dasselbe  erhielt,  benachrichtigte  er  schon  in 
zwei  eigenhändigen  Schreiben  den  Lgr.  Moritz,  dass  er  seine  ablehnende 
Erklärung  darauf  wiederholen  werde.  Er  habe  Nachricht,  dass  die  Ge- 
sandten, wenn  sie  sehen,  dass  er  nicht  umzustimmen  sei,  aus  der  Noth 
eine  Tugend  machen  müssen,  und  dann  „le  reste  succedera  bien.“  Die 
meisten,  mit  denen  er  (der  Fürst)  spreche,  loben  seinen  Plan  und  haben 
nur  das  Bedenken,  dass  Braunschweig  dadurch  gekränkt  werde.  Der 
Landgraf  aber  müsse  vor  allem  seinen  Rathen  die  Hoffnung  benehmen, 
dass  ihm  „noch  von  solcher  impresa  zu  dissuadirn.“  (C.  R.  Frankfurter 
Unionshandlungen  a 1599.) , 
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„Donnerstags  den  15.  Feb ru ar i i man e.“  Febr.  12 

bis 

Die  Gesandten  bezeichnen  vorbehaltlich  der  Ratification  ihrer  März  30 
Herren  Brannschweig  und  Hessen  als  die  annehmbarsten  Befehls- 
haber nnd  fragen  die  Gesandten  des  erstem,  ob  beide  Fürsten  es 
gütlicher  Vergleichung  oder  dem  Loose  oder  der  Entscheidung 
der  andern  1 anheimgeben  wollen,  wer  von  beiden  den  Oberbefehl 
erhalte.  Die  Braunschweigischen  lehnen  diese  Alternativen 
ab  und  fügen  hinzu:  „stehe  nunmer  bei  den  hern,  was  sie  thun 
oder  lassen  wollen.  AVil  man  s.  f.  g.  bei  dem  werck  haben,  geits 
ir  gleich,  wurde  sonsten  wol  sehen,  wie  sie  für  sich  irer  schanzen 
warneminen  thue.“  Die  Gesandten  sind  bestürzt  über  diese  Ant- 
wort. Die  WVtterauer  sagen:  „Hab  ansehen,  das  got  strafen 
wölle  . . Man  legs  hin,  wo  man  wolle,  werde  man  eins  oder  an- 
ders  teil  (Braunschweig  oder  Hessen)  offendiren,  und  das  werck 
gar  zerschlagen  werden.  Wissen  nicht , weil  der  strit  zwischen 
so  förnemmen  zwein  fürstlichen  heusern  sei,  was  wol  für  media 
darunder  zu  brauchen  sein.“  Auf  eine  Erneuerung  des  Gesuches 
erklären  die  Braunschweiger,  sie  wollten  die  Sache  ihrem  Herrn 
referiren,  da  sie  selbst  keine  genügende  Vollmacht  hätten.  Das- 
selbe erklären  die  Hessischen,  nachdem  sie  die  Vorzüge,  die 
ihren  Herrn  zum  Oberbefehl  empfehlen , hervorgehoben  und  dar- 
unter besonders  seine  nahen  Beziehungen  zu  Chursaclisen  und  Prinz 
Moritz  von  Oranien  genannt  haben. 

An  demselben  Tag  proponiren  die  Churpfälzischen  Ver- 
handlungen zur  Beilegung  der  braunschweigisch-hessischen  Irrun- 
gen,2 die  aber  Braunschweig  ablehnt. 

1 Bei  dieser  Entscheidung,  so  schreibt  Dr.  Clotz  am  26.  Febr.  an 
Lgr.  Ludwig  d.  ä,  werden  Churbrandenburg,  Anspach  und  Neuburg  für 
Braanschweig,  Lüneburg,  Anhalt  und  die  Wetterauer  Grafen  für  Lgr. 

Moritz  stimmen.  Von  den  übrigen  dürften  noch  1—2  Stände  sich  für 
Braanschweig  erklären.  (C.  R.  Kriegssachen  1598/99  ) Am  25.  Febr.  schreibt 
Chorpfalz  an  seine  Gesandten,  sie  sollen  bei  einer  derartigen  Verhand- 
lung der  Majorität  sich  anschliessen,  so  zwar,  dass  der  Churfürst  keinen 
der  beiden  Fürsten  vorzuziehen  scheine.  (M.  pf  114/4  f.  911.)  Am  10.  März 
schreibt  Dr.  Clotz  an  Lgr.  Ludwig  d.  ä.,  bei  einer  Abstimmung  über 
den  Oberbefehl  werden  nur  Neuburg  und  Anspach  für  Braunschweig 
Kimmen:  Churbrandenburg  wolle  der  Majorität  folgen,  die  voraussicht- 
lich auf  Lgr.  Moritz  fallen  werde.  (C.  Ii.  a.  a.  0.) 

3 Ueber  diese  Irrungen  vgl.  Ritter  I S.  120  und  den  Bericht  vom 
•L  April  1599  (siehe  unten).  Am  2.  März  schrieb  Churpfalz  an  seine  Ge- 
lten, ohne  Versöhnung  zwischen  Hessen  und  Braunschweig  könne 
das  beabsichtigte  Bündniss  nicht  zu  Stande  kommen.  (M.  pf.  114/4  f.  922.) 
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26.  „Montags  den  19.  Februarii.“ 

Man  beschliesst,  dass  die  Werbungen  der  Truppen  durch  die 
Häuser  Churpfalz,  Brandenburg,  Braunschweig  und  Hessen  zn 
übernehmen  seien.  Hessen  und  Braunschweig  erhalten  für  ihre 
Vorwerbungen  Entschädigungen,  wenn  der  Stand  der  Finanzen 
solche  am  besten  zulässt. 

„Di  ns  tags  den  20.  Februarii.“ 

Nachdem  am  vorigen  Tag  gemeldet  worden,  dass  ein  Theil 
der  Grafen  in  die  Erlegung  der  75  Monate  eingewilligt  hat, 
verliest  der  Neuburger  Gesandte  ein  Schreiben  seines  Herrn  in 
Betreff  der  Bundeshülfe,  darin  er  meldet*  sein  Fürstenthura  sei 
im  Vergleich  mit  andern  zu  hoch  angeschlagen.  Deshalb  möge 
man  die  Beiträge  „nach  gelegenheit  der  chur-  und  fürsten  und 
dern  eiukommen,  und  nicht  nach  des  reichs  ungleichem  anschlag 
moderirn.“  Noch  nachtheiliger  werde  seine  Lage  dadurch,  dass. 
Während  andre  die  Türkenhülfe  und  die  3 Monate  für  den  west- 
fälischen Kreis  zu  ihren  Zahlungen  benutzten,  er  dieselben  erlegt 
habe  und  ferner  erlegen  müsse.  „Wer  ir  (i.  f.  g.)  mit  underloffendes 
interesse  nicht  unbewust,  und  wol  zu  1 , sie  deshalben  was  weit- 

ters  zu  spendiren  haben  möchten.“  Uebrigens  wolle  der  Herzog 
in  drei  Wochen  die  Landstände  berufen  und  sehen,  was  sich  thun 
lasse.  Alsdann  werde  er  seine  endliche  Entschliessung,  wenn  der 
Tag  inmittelst  beendigt,  an  Churpfalz  oder  Anspach  schicken.  Da 
die  Uebrigen  dies  Neuburger  Anerbieten  ablehnen,  bitten  die  Ge- 
sandten, man  möge  den  Anschlag  Neubnrgs  um  ein  Viertel,  oder 
bis  auf  40  Monate  ermässigen.  Alle  ausser  den  Zweibrückern 
und  Churpfälzi  sehen  (letztere  votiren  nicht)  erklären  darauf, 
dass  eine  Ermässigung  nicht  zulässig  sei.  Brau  ns  c h we  i g schlägt 
vor,  und  die  Andern  stimmen  ihm  bei,  dass  den  Ncuburgischen 
vorgehalten  werde:  i.  f.  g.  „het  neben  andern  interessirten  nun  vil 
jar  evangelische  chur-  und  fürsten  der  Gulchischen  sach  wegen 
angeloffen  . . . i.  f.  g.  betten  noch  disen  winter  außfürlich  an 
etliche  gesehriben  und  die  sach  zum  höchsten  urgirt,  der  jetzige 
außgang  were  denselben  auch  zuwider.  Jüngst  het  man  alhi  ge- 
meint, man  wölle  iren  einw  ürfen  abhelfen,  sonsten  one  sie  damals 
geschlossen  worden  were.  Hette  man  disen  tag  angesetzt,  one 
hinderbringen  abzufertigen.  Daruf  hettens  schliessen  helfen,  sonder 
lieh  uf  die  anzal  pfert  und  fußvolks.  Jetz  hettens  solche  wider 
schliessen  helfen.  Da  muß  man  auch  willig,  was  dazu  gehöre,  zu- 
dun. Hetten  auch  schliessen  helfen  uf  75  monat  und  nie  keiner 

i Unleserliches  Wort. 
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moderation  gedacht.  Also  es  bei  inen  kein  ander  ansehen,  als  Febr.  12 
«ias  sie  zuruck  begeren  zu  lauffeu.“  In  Betreff  der  Türkensteuer 
werden  die  Gesandten  erinnert:  „Würde  auch  gesandten  nicht 
unwissent  sein,  was  der  Türkensteur  wegen  jüngst  alhie  an  cam- 
merichtcr  und  beisitzer  zu  Speir  were  geschriben  worden  .... 
were  auch  offenbar,  wie  fiscalis  in  caraera  wider  einen  und  andern 
procedirt,  und  man  dagegen  excipirt.  Also  auch  bei  beratsehlagung 
dises  tags  der  Türkensteur,  das  die  hiezu  anzuwenden,  bedacht. 

Die  Gesandten  erwidern,  ihr  Herr  wolle  von  dem  Defensions- 
werke  nicht  ablassen , könne  aber  nichts  über  sein  Vermögen 
leisten.  Er  habe  auch  auf  den  Beitritt  anderer  gerechnet.  Uebri- 
gens  wollen  sie  (die  Gesandten),  wenn  es  gewünscht  werde,  eine 
nochmalige  Resolution  ihres  Herrn  nachsuchen.  „Ir  her  het  auch 
erregt,  das  sie  des  directorii  halben  sogar  solte  außgeschlagen 
sein,  wie  auch  vom  kriegsrath;  da  sie  solte  75  monat  geben,  würde 
sie  auch  wissen  wöllen,  wie  gelt  angelegt , und  zum  wenigsten  ad 
consilium  railitare  admittirt  sein  wollen.“  — Man  nimmt  darauf 
das  Anerbieten  der  Gesandten,  nochmals  zu  referiren,  an  und 
»eist  die  Ansprüche  in  Betreff  der  Moderation,  des  Directoriums 
und  Kriegsrathes  zurück.  Es  sollen  nicht  2 Fürsten  eines  Hauses 
ia’s  Direetorium  oder  den  Kriegsrath  genommen  werden. 

Die  Anhaitischen  bemerken,  dass  ihre  Herrn  in  Erlegung 
der  75  Monate  der  Majorität  folgen  werden. 

„Mitwochs  den  21.  Februarii.“ 

Man  beschliesst,  dass  die  Fürsten,  welchen  die  Werbung  ob- 
liegt, die  Truppen  am  11.  April  mustern.  Der  Sold  wird  vom 
17.  April  ab  gerechnet.  (Später  erhebt  Braunschweig  Bedenken 
gegen  diesen  frühen  Termin,  zufolge  deren  der  Beschluss  auf- 
gehoben wird.) 

„Freitags  den  23.  Februarii.“ 

Man  spricht  über  Werbungen  bei  einheimischen  und  fremden 
Achten  zur  Unterstützung  und  Verstärkung  des  Bundes.  (Vgl.  Ab- 
schied I,  ll.)  Zweibrücken  bemerkt:  „da  man  etwas  recuperire, 

»erde  es  one  ir  (der  Staaten)  zuthun  nicht  erhalten  werden  kön- 
nen.“ — An  England  wird  man  das  Vorhaben  des  Bundes  berich- 
ten und  es  um  Beförderung  desselben  bitten.  Ob  dies  etwas 
helfen  wird,  bezweifeln  mehrere.  England  habe  genug  zu  thun, 

seine  Zwecke  zu  erreichen  und  wirke  für  sich  den  Spaniern 
itets  entgegen  (Neuburg,  Braunschweig).  — An  Frankreich  ist 
;schickung  zu  thun,  ob  hantbietung  zu  erlangen.“  Dcf  Zwei- 
brücker Gesandte  meldet,  „es  habe  sein  her  nicht  underlassen, 

Actea  de«  30jähr.  Krieg«  I.  10 
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26.  jüngster  Verabschiedung  nach  s.  k.  w.  per  Schriften  und  legationes 
in  guter  affection  zu  halten.  — Hah  man  gesehen,  was  die  paci- 
tication  in  Franckrcich  für  Unheil  im  Westfälischen  kreis  erregt. 
Wan  Franckreich  nur  bewegt  werden  könnte,  friden  zu  brechen, 
wers  gut.“  Neuburg  weiss  von  Nachrichten,  dass  „dieselbe  (König 
von  Frankreich)  zu  aufhebung  fitles  mit  Spanien  nicht  wenig  lust,  und 
nur  sehen  wollen,  was  Teutsche  fürsten  thun  werden.“  Dagegen 
bemerken  die  Braunschweiger:  „wissen  nicht,  ob  sichs  gepurn 
wöl,  ine  (Frankreich)  anzuregen,  friden  zu  brechen,  ob  glück  und 
heil  dabei  sein  werde.  Will  nicht,  was  auch  imc  zu  trawen,  da 
er  gegen  pflicht  mit  Engellant  und  Staden  ufgericht  mit  Spanien 
sich  vertragen.  Dieweil  er  nun  so  unbestendig  erzeige,  wer  zwei- 
felig,  in  zu  ersuchen.  Wer  noch  damit  anzusten,  bil*  inan  sehe, 
wie  er  sich  werde  erzeigen. 

„Montags  den  20.  Februarii“  — „Samstags 
den  3.  Martii“  (incl.) 

Die  hessischen  und  braunschweigischen  Gesandten 
haben  Instructionen  erhalten  in  Betreff  des  Oberbefehls.  Erstere 
erklären,  dass  ihr  Herr  sich  in  dieser  Sache  dem  gemeinen  Be- 
schlüsse fügen  werde.  Die  Braunschweiger  trageu  vor : „Man 
wisse,  wie  s.  f.  g.  (Braunschweig)  jetzo  beschaffen  . . . iö  (sic!)  vestuu- 
gen  im  laut  ...  20  (sic!)  jar  schon  im  regiuient  gewesen.  Bis- 
tumb  Halberstat  gegen  pabst  reformirt,  ongeacht  was  Kaiser  ge- 
schriben  und  bevolhen.“  Demnach  glaube  Braunschweig  gerechte 
Ansprüche  auf  den  Oberbefehl  zu  machen.  Der  Entscheidung  der 
Majorität  zwischen  ihm  und  einem  andern  könne  der  Herzog  sich 
nicht  unterwerfen,  wol  aber  wolle  er  dieselbe  dem  Markgrafen 
von  Anspach  übergeben.  „Da  man  aber  s.  f.  g.  nicht  gern  bei 
den  Sachen  hette,  forchten  sie  sich  gegen  den  Spaniern  uicht. 
Wollen  mit  dero  verwanten  wol  mitl  wider  sie  finden  und  sich 
doch  also  erzeigen,  das  man  spüren  sol,  sie  es  mit  vatterlant  gut 
meinen.“  — Dagegen  erklären  die  Hessen:  der  einzig  zulässige 
Wahhnodus  sei  die  Entscheidung  durch  Majorität.  Der  Vorschlag, 
dass  Anspach  entscheiden  solle,  habe  für  Braunschweig  dieselbe 
Bedeutung,  wie  für  Hessen  etwa  der  Vorschlag,  dass  Landgraf 
Ludwig  d.  ä.  den  Ausschlag  geben  sollte.  „Da  man  einer  solchen 
union  solte  gewertig*sein,  da  ein  jeder  sein  privatrespect  und 
nicht  gemeines  wesen  in  acht  nemmen  wolt,  wer  besser  gewesen, 
man  liets  genzlich  eiugcstelt.“  — Sonst  konten  sich  s.  f.  g.  negst 
gütlicher  Verleihung  und  hilf  erbverbrüderten  ebensowol  gegen 
gewalt  schützen,  alß  ein  anderer.“ 

Die  Uebrigcn  ersuchen  die  Hessen,  den  Vorschlag  Braun* 
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«chweigs  wenigstens  ad  referendum  zu  nehmen  oder  selbst  einen 
neuen  zn  machen.  Sie  verweigern  dies  und  erklären:  „sie  konten 
auch  für  ire  porson  keiner  fernem  deliberation  beiwonen,  es  sei 
dan  diser  punct  richtig  gemacht.  — Da  inzwischen  der  Landgraf 
Moritz  in  Frankfurt  persönlich  erscheint,  so  halten  dessen  Gesandte 
nochmals  eine  Ber&thung  mit  ihm  und  widerholen  dann  ihre  ge- 
thane  Erklärung.  Sie  und  die  Braunschweiger  lassen  jedoch  zu, 
dass  die  Verhandlungen  über  die  andern  Puncte  fortgeben. 1 

„Montags  den  5.  Martii.“ 

Die  vor  8 Tagen  angelangteu  Gesandten  des  Grafen  von 
Dettingen  erklären  den  Beitritt  ihres  Herrn  zu  der  Vereinigung, 
falls  man  ihn  bei  Nicht erlegung  der  Türkenhülfe  gegenüber  dem 
Kaiser  schützen  werde.  Die  Versammelten  erwiedern,  dass  sich 
die  vereinigten  Stände  entschlossen  hätten,  die  noch  fällig  wer- 
dende Türkensteuer  nicht  zu  erlegen  und  sich  dabei  gegenseitig 
zn  unterstützen. 

Die  Oettinger  ersuchen  ferner  um  Beistand  für  ihren  Herrn 
in  seinem  Process  wegen  des  eingezogenen  Carthäuserklosters, 
darin  das  Kammergerielit  ihn  verurtbeilt,  worauf  er  Revision  ein- 
gelegt hat. 2 Die  Uebrigen,  obgleich  dazu  nicht  speciell  instruirt, 
finden,  dass  das  Urtheil  gegen  den  Religionsfrieden  sei,  dass  auch 
das  Kammergerielit  in  dieser  Sache,  die  vor  Kaiser  und  Reich  ge- 
höre, nicht  competent  gewesen  sei.  Das  Urtheil  sei  höchst  nachtheilig 
für  die  andern  Evangelischen;  „were  von  papisten  dahin  gemeint, 
bei  geringen  stenden  anfang  zu  machen  und  fürtcr  an  andere  zu 
gelangen  ....  Papisten  vermeinen , (geistliche)  güter  wieder  in 
hende  zu  bekommen.“  — Man  räth  dem  Grafen,  sich  in  die  Revi- 
sion einzulassen.  Churbrandenburg  glaubt  doch  nicht,  „das 
revisio  jetzo  werde  vortgel.cn,  und  auch  one  das  diese  die  letzte 
sei.“  — Man  hofft:  „da  sach  in  iudicio  revisorio  solte  fürkom- 
raen,  dazu  noch  zeit  gehen  mochte,  dieweil  der  revisionsachen  vil 

1 Unter  dem  Eindrücke  dieser  Streitigkeiten  schreibt  Lgr.  Lud- 
wig d.  4.  am  13.  März  au  Dr.  Ciotz : Bei  der  Uneinigkeit,  die  sich  im 
1 rankfurter  Convent  und  in  den  Kreisen  zeige,  wisse  er  nicht,  ob  dem 
Lgr.  Moritz  die  Uebernahme  des  Feldoberstenamtes  zu  ratlieu  sei,  zu- 
m*l  für  den  Fall,  „da  es  auß  den  terminis  eines  gemeinen  creißwercks 
geraten“  sollte,  und  die  geringen  Beiträge  der  Correspondirenden  viel- 
leicht rasch  aufgebraucht  werden  möchten.  Da  gute  Hoffnung  auf  den 
Abzug  der  Spanier  vorhanden  sei,  so  dürfte  es  das  sicherste  und  rath- 
•unstesein,  dass  man  sich  der  unerträglichen  Last  der  Defension  und 
daraus  entspringenden  Uneinigkeit  entledige.  Darnach  solle  der  Gesandte 
seine  ma  einrichten.  (C.  St.  Kriegsacten  1598/9.) 

1 Die  Gesandten  berechneten  den  Werth  des  Klosters  nebst  den 
• genossenen)  Einkünften  auf  2 1/.^  Tonnen  Goldes.  (Starschedel  und  Ant- 
ritt au  Lgr.  Moritz.  März  15.  C.  R.  F rankfurtische  Unionsbandlungen.) 
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26.  vorhanden.“  Der  Graf  soll  die  gleiche  Zahl  der  Revisoren  von 
beiden  Religionen  fordern,  und,  wenn  ihm  das  gicht  bewilligt 
wird,  sofort  an  Kaiser  und  Reich  appelliren.  Bei  der  Revision 
selbst  aber  hat  er  die  Exception,  dass  seine  Sache  gar  nicht 
vor’s  Kammergericht  gehört  habe,  mithin  auch  die  Revisoren  nicht 
competent  seien.  Braunschweig  schlägt  ausserdem  vor,  die  zur 
Revision  deputirten  Fürsten  sollten  ihren  Gesandten  befehlen,  in 
die  Vornahme  dieser  und  ähnlicher  Sachen  nicht  zu  willigen  und 
sie  dadurch  hindern.  — Ein  gemeinschaftliches  Schreiben  der  Ver- 
einigten an  den  Kaiser,  den  Churfürsten  von  Mainz  und  da' 
Kammergericht  über  die  Nichtigkeit  des  ergangenen  Urtheils  wolleu 
die  Rüthe  ihren  Herren  zur  Genehmigung  vorlegen. 

Am  selbigen  Tage  berichten  die  Hessen-Casserschen: 
die  Truppen,  welche  Chursachsen  ihrem  Herrn  gemäss  der  Erb- 
einigung zur  Hülfe  schicken  wolle,1  würden  gegen  den  20.  März 
auf  den  Beinen  sein  und  nach  der  westfälischen  Grenze  ziehen. 
Der  Landgraf  gedenke  sein  Volk  mit  diesen  sofort  zu  vereinige« 
und  bitte  die  übrigen,  ihre  Werbungen  so  zu  beschleunigen,  dass 
die  Generalmusterung  am  21. — 23.  April  geschehen  könne.  — 
Wegen  Abwesenheit  des  Anspacher  Gesandten  kann  hierüber  einst- 
weilen nichts  beschlossen  werden. 

„Mittwochs  den  7.  Martii.“ 

Churpfalz  proponirt,  über  die  Bildung  einer  Union  Zureden. 
Die  Churbrandenburger  sind  dazu  nicht  iustruirt , glauben 
aber,  ihr  Herr  werde  sich  von  diesem  Werke  nicht  absondern. 
H essen-CasseL  Man  hat  zu  unterscheiden  zwischen  der  ^er- 
einigung  zur  Abwehr  der  eingefallenen  Spanier  und  der  Union. 
Erstere  ist  auf  die  Executions- Ordnung  gegründet;  es  können  zu 
ihr  sowol  Papisten  als  Evangelische  gezogen  werden.  Die  Union 
hingegen  ist  ein  weit  aussehendes  Werk.  Man  muss  sich  hüten, 
etwas  gegen  das  öffentliche  Recht  des  Reiches  zu  thun.  MWiP 
man,  vil  Unionen  gemacht  worden,  aber  gefallen  sein.“  Neu  bürg 
hält  die  Unionssache  für  die  allerwichtigste  und  legt  gleich  einen 
schriftlichen  Entwurf  zu  einem  Bündnisse  vor.  Ebenso  hält  Zwei- 
brücken  die  Union  für  nöthig.  Die  w etterau ische  n Grafen 
meinen ' „Fundament  were  dahin  gesetzt,  das  man  sich  gegen 
papistische  weren  sol.  Were  es  noch  zu  thun  nötig,  die- 
weil papisten  sich  auch  zusammen  ligirt  und  verbunden,  evange- 
lische religiou  außzurotten.“  Neuburg  wünscht,  dass  zu  dieser 
Union  Jeder  ohne  Unterschied  der  Religion  zugelassen  werde.  Pa* 
gegen  sprechen  Zweibrücken  und  Oettingeu  für  Ausschluss 
* Vgl.  Rommel  VII,  S.  228  Anm.  205,  S.  231. 
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der  Papisten.  Wenn  dieselben  beitreteu  wollten,  so  würden  sie  es  Febr.  12 
anr  thun,  um  die  Pläne  der  Verbündeten  zu  verrathen. 

Marz  30 

Man  stellt  es  den  Churpfftlzern  anheim , eine  Unionsnotel  zu 
entwerfen. 

„Donnerstag  den  8.  Martii.“ 

ßerathung  über  die  Aachener  Angelegenheit.  Churbranden- 
burg meint,  man  müsse  den  katholischen  Aachenern  den  Verkehr 
'Perren  und  die  Staaten  zu  derselben  Massregel  auffordern.  Da- 
gegen Zw  ei  brücken-  „die  vornembsten  kaufleut  und  hendler 
*ern  aufi  der  stat  und  nichts,  den  lumpengesint,  darinnen  were  . . . 

Wan  got  solte  victori  verleihen  (den  Vereinigten  gegen  die  Spanier), 

»las  man  alßdon  cum  exercitu  das  erreicht  , so  man  durch  schick- 
es nicht  zuwegen  bringen  können.“  — Da  die  Uebrigen  auf  den 
Vorschlag  Brandenburgs  nicht  instruirt  sind,  so  kommt  kein  Be- 
schloss zu  Stande. 

Später  weitere  Unterredung  über  die  Union.  Die  Neuburger 
haben  keinen  Befehl,  über  eine  „engere  zusamensetzung  gegen 
papstumb“  zu  beschliessen , werden  aber,  wenn  etwas  derartiges 
fffschieht,  es  ihrem  Herrn  referiren.  Braunschweig  und  An- 
halt meinen,  man  müsse  wegen  der  Religion  keinen  vom  Bttnd- 
aiise  ausschliessen.  Dagegen  will  Zweibrücken  eine  „zusamen- 
^tznng  gegen  papstumb  und  allen  dessen  anhenger  und  factioni- 
Der  Oettinger  Gesandte  ist  zwar  hierzu  nicht  instruirt, 
weiss  aber,  dass  sein  Herr  einen  Bund  gegen  Versuche  der  Papi- 
'ten , den  Religionsfrieden  zu  brechen  für  nöthig  hält.  Ebenso 
'ieht  Churpfalz  die  Union  als  auch  gegen  die  Papisten  gerichtet 
au.  — .Als  Hemmungen  der  Union  werden  die  politischen  Irrungen 
fischen  den  Ständen  und  die  Religionsstreitigkeiten  besprochen. 

Io  Bezug  auf  letztere  schlägt  Neuburg  ein  Colloquium  der  Theo- 
logen vor.1  Zw  eibrücken  und  die  w et  te  ra  ui  sehen  Grafen 
‘«-Illagen  vor,  den  Theologen  unerbauliche  Streitigkeiten  in  Predig- 
en und  die  Schmähschriften  zu  untersagen  (Censur  der  Schriften). 

Aehnliches  will  Hessen-Marburg  eingeführt  wissen,  „doch  salva 
couscientia.“  Braunschweig,  Lüneburg,  Hessen-Cassel, 

Baden,  Anhalt  erklären,  dass  sie  den  Vorschlag  billigen  und  dass 
'ie  in  ihren  Ländern  dazu  dienliche  Massregelu  bereits  ergriffen 
babem  Churpfalz  gestattet  seinen  Theologen  wol,  „affirmative 
and  negative  zu  predigen,“  aber  mit  aller  „Sanftmut  und  gelindig- 

1 Diesen  Vorschlag  hatte  Neuburg  schon  in  der  Sitzung  vom  3/13.  Fe- 
bruar gemacht;  worauf  Braunschweig  erwiderte,  wenn  man  die  Theo- 
logen einmal  in  diese  Sachen  ziehe,  so  wollten  sie  schliesslich  Kriegs- 
UQd  alle  Angelegenheiten  dirigiren. 
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26.  kcit.“  — In  Betreff  der  politischen  Irrungen  erklärt  man,  dieselben 
gütlich  oder  rechtlich  beilegen  zu  wollen  und  sich  dadurch  nicht 
von  dem  gemeinsamen  Werke  abhalten  zu  lassen.  So  besonders 
Hessen -Cassel  und  Braunschweig. 

„Freitags  den  9.  Martii.“ 

Die  abermalige  Resolution  Neuburgs  in  Betreff  der  Bundes* 
hülfe  ist  eingekommen:  Die  Landstände  haben  dein  Pfalzgrafen 
bewilligt,  300  Reiter  5 oder  6 Monate  lang  zu  unterhalten  mit 
Ausnahme  des  An-  und  Abzuges.  Diese  Hülfe  bietet  er  den  ver- 
einigten Ständen  an  unter  der  Bedingung,  dass  ihm  in  Anbetracht 
seines  Interesses  an  den  Jülicher  Landen  eine  Stimme  im  Direc- 
torium  oder  wenigstens  im  Kriegsrath  eingeräumt  werde.  — Bk 
Uebrigen  lehnen  das  Anerbieten  ab,  versprechen  den  Neuburgern 
aber,  dass  die  Gesandten  der  liächstgesessenen  Stände  ihre  Herrn 
nochmals  um  Instnletion  hierüber  bitten  werden. 

„Mittwochs  den  14.  Martii.“ 

Die  churpfälzisch  cn  Gesandten  geben  ihren  Unionsentwurf 
zur  Dictatur. 1 


„Montags  den  19.  Marti i.“ 

Churpfalz  erinnert  an  den  Streit  zwischen  Hessen  und 
Braunsehweig  wegen  des  Feldoberstenamtes.  „Und  obwol  chur* 
und  fürsten  sich  angelegen  sein  lassen,  das  beide  heuser  sich  selbst 
verglichen,  oder  in  andere  wege  deshalben  eins  worden  wern,* 
betten  doch  über  angewanten  flciU  nichts  können  erhalten.“  — 
Anspach  und  Braun  schweig  haben  beschlossen,  „das  sie  nicht 
lenger  Zusehen  konten,  sondern  das  werk  angreiffen  und  sich  zu 
velt  begeben  wolten.“  Sie  wollen  „nichts  minder  vortfaren  und 
andern  freisteilen,  herbeizutretten.“  Die  Noth  erfordere  ein  ent- 
schiedenes Vorgehen.  „Neulicher  tagen  hab  Kai.  Mt.  Lottringen 

1 Lgr.  Ludwig  d.  j.  bittet  sich  über  denselben  am  25.  März  Lud- 
wigs d ä.  Gutachten  aus  Er  fragt,  ob  nicht  die  mit  Sachsen  erbverbrüder* 
ten  bloss  mit  dieses  Hauses  Yorwissen  der  Union  beitreten  sollen,  ob 
man  sich  nicht  vorsehen  müsse,  dass  man  durch  die  Verbindung  mit 
Nassau  nicht  in  Krieg  mit  Spanien  gerathe.  Lgr.  Moritz  dürfte  rasch 
auf  die  Unterschreibung  der  Acte  dringen,  aber  er  (Ludwig  d.'  j.)  wolle 
sich  nicht  übereilen , zumal  da  bei  den  in  Dannstadt  und  Heidelberg 
zwischen  Churpfalz,  Lgr.  Moritz,  Braunschweig  und  Anhalt  gepflogene11 
Verhandlungen  er  immer  ausgeschlossen  sei.  (C.  St  Kriegssachen  1599 
März,  April)  Ludwig  d.  ä.  erwidert  am  28.  März,  die  Union  sei  wegen 
der  von  Ludwig  d.  j.  angedeuteten  Verwicklungen  mit  Spanien  ein  ge- 
fährliches Werk.  Er  habe  seinem  Gesandten  noch  keine  bestimmten 
Instructionen  darüber  gegeben  (a.  a.  0). 

Uebcr  diese  Verhandlungen  vgl.  den  Bericht  vom  24.  April  1599.  (8.  u ) 
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mit  stift  Straßburg  belenet.  Item  wiß  man,  was  für  ein  Mandat 
an  Daden  außgangen.  Darau ß wol  zu  selien,  das  man  begcr,  vatter- 
lant  ins  verderben  zu  setzen.“  — Bei  der  Berathung  über  diesen 
Braunschweig-Anspacbischen  Vergleich  und  Vorschlag  erklären  sich 
die  Churbrandenburger  damit  einverstanden;  die  Uebrigen 
nehmen  ihn  wegen  Mangels  an  Instruction  ad  referendum. 

Darauf  zeigen  die  Gesandten  von  Churbrandenburg, 
Braunschweig,  Anspach  an,  dass  sie  am  folgenden  Tage  ab- 
reisen  werden.  Ihre  Herren  werden  den  getroffenen  Vergleich  iirs 
Werk  setzen  und  den  übrigen  den  Beitritt  dazu  freihalten. 

Man  beräth  hierauf  noch  über  den  zu  verfassenden  Abschied.  Die 
Churpfälzer  legen  den  Entwurf  eines  solchen  vor.  Neuburg 
möchte  alles  die  Religion  betreffende  daraus  entfernt  und  den 
Ständen  ohne  Unterschied  des  Bekenntnisses  den  Zutritt  gewahrt 
wissen.  — Da  man  zu  keinem  endlichen  Resultat  gekommen  ist, 
so  nehmen  die  Gesandten  den  Entwurf  des  Abschieds  als  Bericht 
über  die  vorgenommenen  Verhandlungen  an,  auf  den  ihre  Herren 
einen  endgültigen  Beschluss  fassen  mögen. 

T.  Die  churpfälzischen  Gesandten  in  Frankfurt 

an  ihren  Herrn. 

Die  Käthe  übersenden  ein  Schreiben  Anspachs  an  seine  Ge- 
sandten über  die  von  Landgraf  Moritz  geworbenen  1000  Reiter 
«ebst  einem  Regiment  Infanterie,  ferner  eines  von  demselben  an  den 
Grafen  Hohenlohe  darin  er  ihm  befiehlt,  m t der  Werbung  zu  be- 
ginnen. Nach  einem  Schreiben  von  Churpfalz  an  Landgraf  Moritz 
zu  urthcilen , hat  der  Churfürst  zu  dessen  Rüstungen  „zimblichc 
anleitung  gegeben.“  Da  dcsshalb  alle  auf  des  Churfürsten  Mass- 
regeln  und  Absichten  aufmerksam  geworden,  so  bitten  die  Käthe 
um  Bescheid,  was  sie  darüber  zu  erklären  haben.  Jedenfalls  hoffen 
Me,  der  Churfürst  habe  sich  wenigstens  mit  Geld  so  gefasst  gemacht,1 
•lass  er  stets  zu  einer  Werbung,  wenn’s  nöthig  ist,  schreiten  und 
'eine  Reputation  erhalten  könne.  Hohenlohe  soll  die  befohlene 
Werbung  noch  so  lange  aufschieben  wollen,  bis  die  Correspondiren- 
den  bestimmte  Beschlüsse  gefasst  haben,  „darvon  aber  noch  zu 
reden  sten  wtirt,  wie  es  anzugreiffen.“  I)a  Landgraf  Moritz  die 
I nippen  durch  die  Bewilligungen  des  oberrheinischen  Kreises  zu 
unterhalten  gedenkt, 2 so  sollte  der  Churfürst  beim  nächsten 
Kreistag  zu  Worms  dem  nicht  entgegen  sein,  weil  die  Kreishülfe 
vornehmlich  auch  seinen  Landen  zu  gute  kommen  wird.  — Datum 
Krauckfurt  den  4.  Febr.  a.  99. 

München  Staatsarchiv  pf.  114/4  f.  891.  Cpt. 

1 Schon  am  12.  Febr.  hatten  die  Gesandten  dem  Churfürsten  ge- 
schrieben, für  den  Fall,  dass  wirklich  ein  Kriegszug  gegen  die  Spanier 
»(■schlossen  werde,  müsse  er  sich  mit  einer  tüchtigen  Geldsumme  gefasst 
halten,  die  er  übrigens  zu  seiner  eignen  Verteidigung  schon  dringend 
beäürfe.  (M.  pf.  114/4  f.  872.) 

2 Der  Landgraf  solle,  so  berichteten  die  churpfälz.  Gesandten  beim 
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ersten  Frankfurter  Tag,  geneigt  sein,  das  Oberstenamt  des  oberrhein.  Kreises, 
wenn  es  ihm  angeboten  werde,  anzunehmen.  (M.  pf.  115/3  f.  1121.) 

28.  Friedrich  IV.  an  Anspach. 

Hat  das  Schreiben  des  Landgrafen  Moritz  an  den  Markgrafen 
über  die  geworbenen  1000  Reiter  und  ein  Regiment  Knechte  nebst 
des  Markgrafen  Antwort  darauf  empfangen.  Churpfalz  hatte  Aus* 
pachs  Vorschlag  wegen  schleuniger  Werbung  den  andern  Corre- 
spondirenden  sofort  mitgetheilt  und  sie  um  ihr  Gutachten  gebeten: 
denn  so  wenig  er  ihm  missfiel,  so  wollte  er  darin  doch  auf  gemei- 
nen Beschluss  gehandelt  wissen.  Darauf  hat  Landgraf  Moritz  die 
besagten  Truppen  aufgestellt,  um  sie,  sei  es  zur  Kreisexeeution, 
sei  es  zu  dem  „vertrautten  werk“  zu  verwenden  und  ein  gleiches 
von  dem  Churfürsten  erwartet.  Dieser  aber  ist  seinem  Beispiel 
nicht  gefolgt,  weil  er  von  den  andern  Ständen  noch  keine  Erklä- 
rung erhalten  hatte. 1 Der  Frankfurter  Convent  wird  nun  ent- 
scheiden, was  man  insgemein  zu  thun  hat.  — Datum  Heidelberg 
den  7.  Februarii  anno  99. 

31ünchen  Staatsarchiv  pf.  1 1 4/4  f.  889.  Cop. 

1 Beschliesse,  so  schreibt  der  Churfürst  am  17.  Febr.  an  seine  Ge- 
sandten, der  Frankfurter  Tag,  dass  die  Häuser  Pfalz,  Brandenburg, 
Braunschweig  und  Hessen  je  ein  Regiment  Infanterie  nebst  1000  Reitern 
aufstellen,  und  bestimme  er  das  damit  zusammenhängende  (z.  B.  Anfüh- 
rung der  Armee,  Zweck  derselben,  Beistand  für  einen  Stand,  der  ander- 
wartig  bedrängt  würde),  so  wolle  er  das  seinige  zur  Ausführung  des 
Beschlusses  thun.  Lgr.  Moritz  beanspruche  übrigens  zur  Unterhaltung 
seiner  schon  geworbenen  Truppen  die  jüngste  Bewilligung  des  oberrhein. 
Kreises.  Was  werde  nun  Churpfalz  erhalten,  wenn  er  die  gleiche 
Truppenzahl  aufstelle  V (M.  pf  114/4  f.  891.) 

29.  Die  churpfälzischen  und  churb rande nb urgischen 
Gesandten  in  Frankfurt  an  die  Deputirten  in  Speier. 

Die  spanische  Einlagerung  hat  die  Churfürsten  von  der  Pfalz 
und  Brandenburg  nebst  andern  Ständen  bewogen,  ihre  Räthe  nach 
Frankfurt  zusammeuzuordnen.  Da  sie  hierdurch  aber  keine  Räthe 
zur  Beschickung  des  Deputationstages  übrig  haben,  so  werden  die 
übrigen  Deputirten  bei  dem  Abgang  zweier  churfürstlicher  vota 
ihre  Verhandlungen  -abbrechen.  Wenn  sich  die  Sachen  im  Reich 
bessern,  und  dann  eine  Zusammenkunft  wieder  insgemein  für  gut 
erachtet,  wird,  so  werden  die  beiden  Churfürsten  sich  gebührlich 
verhalten. 1 — Datum  Franckfurt  am  Main  den  15.  Februarii  anno  99. 

München  Staatsarchiv  pf.  115/4  f 34.  Cop. 

1 In  einem  Schreiben  an  seine  Gesandten  in  Frankfurt  (Febr.  19.) 
hatte  der  Chf.  Pfalz  erklärt,  die  Hintertreibung  des  Deputationstages 
sei  wünschenswerth ; die  Gesandten  mögen  sich  mit  denen  von  Chur- 
brandonburg,  Braunschweig  und  Hessen  berathen , ob  man  nicht  an  die 
in  Speier  schon  eingetroffenen  Deputirten  der  meisten  kath.  Stände 
schreiben  solle,  mau  könne  den  Deputationstag  verschiedener  Gefahren 
wegen  nicht  beschicken.  (M.  pf.  115/1  f.  33.)  Nach  der  Sitzung  des  Frank- 
furter Convents  vom  23.  Febr.  entwarfen  die  Gesandten  von  Churpfalz 
und  Churbrandenburg  vorliegendes  Schreiben,  welches  erstere  am 
25.  Febr  ihrem  Herrn  zur  Annahme  zuschickten.  (M.  pf.  114/4  f.  910) 
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30.  Fürst  Christian  von  Anhalt  au  seine  Gemahlin. 

Zunahme  der  Gefahren  and  Nachtheile  in  den  öffentlichen  Angelegen- 
heiten. — Vergebliche  Bemühungen  des  Fürsten  um  die  Befreiung  des 
Reichs  von  den  Spaniern.  — In  sieben,  spätestens  fünf  Tagen  Entschei- 
dung, ob  der  Fürst  in  den  Krieg  ziehen  wird.  — Der  Krieg  ist  rath- 
sam.  — Vertrauen  des  Fürsten  auf  die  göttliche  Leitung  seines  Geschickes 
und  die  Kraft  der  Gebete  seiner  Gemahlin.  — Ergüsse  der  Zärtlichkeit 
gegen  seine  Gemahlin  und  Tochter. 

Ma  tres  honoree  et  tres  chere  compagnc  . . . Les  affaires 
publiques  s’avanccnt  uullement,  et  les  pereils  et  doinmagements 
accroysscnt  touts  les  jours,  ct  les  principaulx  des  nostres  mesnent 
une  vie  pas  seulcment  desordonnöc  mais  aussy  la  plus  detestahlc 
de  raoude,  en  sorte  qu’il  m’en  fault  croyre,  que  c’est  Dieu  qui 
nous  faict  chastier  avec  sa  juste  punition.  Voyla  moy  six  semai- 
nes  apres  eulx  courrir,  m’harrasser,  consulter,  crier,  proposer, 
m’opposer,  me  fascher,  prier,  adinonester  en  personne,  par  escrits, 
estant  sans  soineil,  sans  repos,  sans  plaisir,  mais  tout  saus  fruict, 
de  sorte  que  je  crois  fermement,  que  Dieu  les  a aveugle  de  tout, 
quTls  ne  veulent  pas  conoistre  le  temps  de  leur  Visitation.  Il-y-avoyt 
moyen  de  couserver  et  defendre  nostre  patrie,  de  delivrer  mr. 
vostre  pere  et  les  pays  circomvoysius  de  ce  joug  Espagnol  et 
den  avoir  sa  revange  de  ces  meschans  tyrans,  et  on  en  avoyet 
encores.  Mais  on  dict  eela  tout  en  air,  personne  ne  veult  suivre. 
Je  vous  asseure  sur  mon  honneur  et  par  l’inviolable  amour  que 
je  vous  porte  tousjours,  que  je  suis  encores  tres  incertain,  si 
jyray  a la  guerre  ou  non;  car  quand  je  croys  le  mattin,  qu’il 
tuen  fauldra  aller,  le  soir  voyla  uue  aultre  circonstance,  que  je 
n'iray  pas;  et  quand  je  croys  debvoir  demeurer  a la  maison,  il 
^urviennent  quelques  fois  nouveaux  alarmes: 

Fra  si  contrarij  venti  in  fraele  barca 

Truovo  mi  in  alto  mar  senza  governo 

Vuoto  di  saver,  d’error  si  carca  (sic!) 

Ch’io  medesimo  non  so,  quelch’io  mio  voglio  (sic!), 
tellement  que  je  ne  vous  scauray  mander  nulle  certitude.  Cela 
vous  ausseureray  — je  bien,  qu’avec  l’ayde  de  Dieu  la  guerre 
pourroyet  avenir  courte  et  bonne  et  sans  aulcun  pereil  et 
moindre  pour  le  moyns,  que  quand  on  la  lairroyet  en  tout. 
Mais  j’attens  en  tres  bonne  devotion  ce  que  Dieu  disposera  de 
moy.  Car  maintenant  je  puis  dire  a bon  esciant,  que  je  ne  scau- 
rois  faire  la  moindre  direction  de  nies  affaires  seulement  un  demy 
jour,  me  contiant  fort  a la  conförmite  des  vos  saintes  priores  les- 
quelles  ne  scauront  point  estre  jamais  vaines,  comment  certcs 
j’experimente  touts  les  moments,  que  je  ne  pourroys  trouver  ja- 
wais  tel  repos  de  mon  esprit  sans  icelles , estant  iutiniment  con- 
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30.  sol6  aussy,  que  je  connois  dans  vos  lettres  vostre  si  ferme  con- 
fiance  a la  seule  bontö  et  misericorde  de  nostre  si  bon  Dieu  lequel 
ne  nous  layrra  jamais  tant  opprimer,  que  nous  ne  pourrions  point 
porter  sa  Charge,  ain^ois  il  nous  Taydera  j>our  porter  et  monstrera 
a la  fin,  que  c’est  pour  nostre  bien  et  eontentement  present  et  a 
l’avenir.  Je  pense  qu’en  cinq  jours  pour  le  plus  tard  nous  auroos 
rcsolution  certaine  . . . 

II  fault  maintenant,  que  je  me  transporte  un  peu  pour  vous 
descouvrir  mes  licites  passions  lesquelles  sont  plus  que  fort  vehe- 
mentes. Vous  me  le  pardonnerez,  que  je  vous  coufesse  la  verite, 
que  ceste  abscnce  m’a  desia  senible  un  an  dans  lequel  nul  jour. 
nul  soleil  m’est  assez  clair,  nulle  nuicte  aggreable,  nul  someil 
doux,  nulle  Hesse  rejouissante.  Je  hays  mov  mesmes,  car  man 
amour  ne  s’estend  qu’en  vous  seul  . . . Deux  choses  j’ay  en  mov 
qui  me  donnent  tres  bon  contentement,  l’une,  que  je  trouvc  le  se* 
cours  divi«  que  je  sente  es  mes  prieres,  l’aultrc  c'est  la  contem- 
plation  de  vos  vertus,  beautez  et  dons  singuliers  et  de  nostre 
amour  s’inviolable.  Ces  deux  choses  me  consolent  et  conservcnt 
vrayement  ma  vie,  csperant,  que  vous  en  trouvcrez  le  mesme  en 
etfect,  m’asseurant,  que,  quand  Dieu  nous  fcra  la  grace  affin  que 
nous  nous  puissions  entreveoir,  que  nous  nous  contenterons  en- 
semble  de  teile  fa^on,  que  tout  nostre  amertume  sera  este  trans- 
formöe  en  Hesse  et  joie  continuellc,  moyennant  que  nous  demeu- 
rions  tousjours  dans  la  crainte  de  Dieu  lequel  ne  nous  dclaissera 
jamais.  Mon  ame,  pennettez  inoy  s’il  vous  plaist  un  doux  baiser  avcc 
lequel  je  vous  souhaitte  ce  reste  de  la  nuict  pour  un  heureux 
rcpos  et  le  mattin  tres  prosperable,  comment  le  reste  de  tonte 
nostre  vie  vous  baisant  encores  une  million  de  fois  avec  aultant 
de  vivacite,  que  nous  deux  nous  entreoublions  et  nous  tenions 
pour  une  seule  bouche  et  unis  pour  un  seul  pur,  beau  et  net 
corps.  La  chaleur  presse  ma  plume  d'escrire  en  avant,  un  million 
de  baisers  ne  accomplira  point  mon  souhait,  et  dix  million  jamais 
mon  contentement.  J’appris  maintenant  une  chose  singuliere  pour 
raccouchement  des  femmes  tres  certaine  et  dont  je  m’asseure,  que 
j’en  pourray  faire  bonne  preuve,  si  Dieu  vouloyet,  qu’en  eussiez 
de  besoing.  Le  fondement  dudiet  secret  procede  d’un  mary  qu’il 
fault  estre  sinccre  et  constant  envers  sa  coiupagno.  Sans  cela  la- 
dicte  art  n’auroyet  nul  effect,  dont  je  vous  asseure,  que  personnc 
ne  pourroyet  faire  meilleure  preuve  que  mov  envers  vous,  ma 

compagne,  ainsi  que  je  vous  appendray,  quand  je  seray  apres  de 

% 

vous.  Je  vous  baisc  encores  tant,  et  je  vous  supplie,  rehaiscz 
inoy  aussy  un  petit,  que  je  le  sentissc Et  ma  petitc  tille, 
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que  fais  tu?  Je  te  salouc  en  tres  bonne  affection.  Ma  tres  belle 
darae,  ta  merc,  te  baisera  en  nom  de  moy,  ton  pere,  tres  all’ee- 
tuousement.  Kt  dis  a ta  mere,  que  je  la  supplie,  affin  (prelle  ne 
vucille  oublier  la  digne  souvenance  du  pcllerin  vagabond  battu  du 
temps  et  pcrsecut£  de  la  fortune.  Et  inou  ame,  ma  tres  chcre 
compagne,  ne  prenez  point  en  mauvaise  part,  que  je  vous  escris 
alnsi  pesle  niesle,  vous  canoissez  mon  humeur  et  scavcz,  que  je 
deviens  tout  fol  de  vous;  niais  ces  follies  sinceres  et  legitimes  ne 
deplaisent  point  nullement  a Dicu  qui  est  rautheur  du  saint  mar- 
riage.  . . L’eternel  nous  fasse  sa  saintc  grace,  qu’en  su  crainte 
nous  jouyons  ses  benedictions  de  nostre  lien  si  doux  et  stiere  per- 
petuellement  en  tres  bonne  santö  avec  unc  tres  longue  et  tres  ber- 
eu« vie.  — De  Darmstat  ce  25.  Feb.  99. 

Vostre  tres  loyal  et  affcctionn6  raary  a vous  servir  tres  sin- 
•cerement.  Christian  prince  d’Anhalt. 

Bern  burg  I F.  1;  28  vol.  3.  tEigrnh.) 

31.  Marsilius  Rergner  an  die  churpfälzischen  Käthe. 

Das  Schreiben  der  churpfälzischen  und  churbrandcnburgischen 
Gesandten  vom  25.  Februar  ist  den  Deputaten 1 eingeliefert  und 
mit  eigner  Post  an  den  Kaiser  geschickt.  Ilis  dessen  Resolution 
einkomme,  haben  die  kaiserlichen  Commissarien  die  Deputirten  zu 
*arteu  gebeten,  welchen  Wunsch  diese  gewiss  erfüllen  werden.  — 
batum  Speier  den  27.  Februarii  a.  99. 

München  Staatsarchiv  pf.  115,4  f.  47.  lOrig  ) 

1 Am  l.  März  nämlich  waren  in  Speier  bereits  eingetroffeu  die  kai- 
serlichen CotDmissarien,  die  Gesandten  von  Churniainz,  Churtrier,  Chur- 
sach'en,  Churbrandenburg,  Oesterreich,  Burgund,  Wftrzburg.  Constanz, 
Münster,  Braunsclnveig,  Jülich,  Hessen,  den  Prälaten  und  schwäbischen 
Grafen.  (Bergner  an  Churpfalz.  März  1.  M.  pf.  1 15/4  f 36.) 

32.  Schriftli c h e W e rb u n g des  f r a n z ö s i s ch e n Ges a n d t c n 

Bongars  an  Friedrich  IV. 

Die  Werbung  ist  gleichlautend  mit  der  bei  Rommel  (corrc- 
'pondance  S.  19)  gedruckten  Werbung  des  Bongars  an  Landgraf 
Moritz.1  — Heidelbergae  X.  Martii  st.  n.  1599. 

.München  Staatsarchiv  513  1 f.  118.  (Orig.) 

Bongars  sandte  gleichlautende  Schreiben  an  Braunschweig  tyor  dem 
15.  März.  Starschedel  undAntrecht  an  Lgr  Moritz.  März  15.  C.  K.  Frank- 
furt. llnionshandlungen),  an  die  3 Lgr.  Hessen  (März  14.  C.  St.  1598/9), 
an  Zweibrficken  (März  16  Zweibrücken  an  Lgr.  Moritz.  März  27.  C.  R. 
Rep  11  cell.  33  v.  2t.  lieber  vorhergehende  Verhandlungen  von  Beauf- 
lagten des  Chf  Pfalz  und  Lgr.  Moritz  mit  Heinrich  IV.  vgl.  Aerssens 
Ju  die  Staaten.  1599  Febr.  22.  (Vreede,  lettres  et  negociations  de  . . . 
Buzanval  S 88),  ders.  an  dieselben.  März  9 (a.  a.  0 S.  112)  lieber 
den  Zweck  der  Sendung  des  Bongars  vgl.  Du  Plessis-Mornai  an  Buza- 
T»1  1 599  (Du  Plessis-M  , memoires  et  correspondance  IX  S.  230).  Hein- 
nch  IV.  schreibt  am  29.  Mürz  an  Bongars  (P.  ms.  fr.  7126  Memoires 
‘k  Bongars  t.  II):  Wenn  die  Spanier  das  Reich  räumen,  so  werden,  wie 
der  Kaiser  noch  immer  glaubt,  die  deutschen  Fürsten  mit  Vergnügen 
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dem  Kriege  entsagen.  Die  Folge  davon  wird  sein,  dass  die  Spanier 
ihren  Fiinfall  noch  öfter  wiederholen.  Deshalb  „il  seroit  a desirer  pour 
leur  honneur  et  seurete,  qu’ils  (les  princes)  poursuivissent  leur  dessein 
en  chassant  de  l’empire  a force  d’armes  ceulx  qui  les  ont  offensez  avec 
tant  de  mespris,  chose  qui  leur  sera  plus  facille  maintenant,  qu’elle  ne 
sera  a l’avanture  cy  aprös,  estans  les  Estats  forts  comme  ils  sont  pour 
les  seconder  et  leur  cause  si  juste,  que  l’einpereur  a este  contraint  de 
Tapprouver.  Doncques  je  ne  serois  d’advis  qu’ils  perdissent  ceste  occa- 
sion,  en  laquelle  il  ne  fault  point  doubter,  que  je  ne  les  assiste  de  tout 
mon  pouvoir,  comme  je  vous  ay  command6  leur  dire.“  Am  14.  April 
schreibt  der  König  noch  an  Bongars:  die  Fürsten  sollten  die  Spanier 
über  den  Rhein  jagen  und  in  den  Jülicher  Landen  solche  Anstalten 
treffen,  dass  dieselben  den  Spaniern  nicht  mehr  zu  ihrem  Vortheil  und 
der  Fürsten  Nachtheil  dienen.  Wollen  sie  dies  nicht  thun,  so  mögen 
sie  die  Staaten  dermassen  unterstützen,  dass  diese  die  Spanier  im  Zaume 
halten  (a.  a.  0.  f.  245).  — lieber  des  Lgr.  Moritz  Antwort  auf  die  Wer- 
bung vgl  Rommel,  correspondance  S.  33.  Ueber  Bongars’  Verhandlung 
mit  Würtemberg,  vgl.  die  missverständlichen  Notizen  bei  Sattler  V S.  225. 

März  33.  Der  Kaiser  an  C h u r p f a 1 z. 

17 

Die  kaiserlichen  Commissarien  in  Speier  haben  über  das 
Schreiben  der  churpfälzischen  und  churbrandenburgischen  Räthe 
an  die  Deputirten  vom  25.  Februar  berichtet.  Dasselbe  befremdet 
den  Kaiser  um  so  mehr,  da  die  Commissarien  und  meisten  Depu- 
tirten  schon  in  Speier. erschienen  sind,  und  die  Revisionen  aus- 
geschrieben. Der  Churfürst  weiss,  wie  wichtig  die  Deputations- 
geschäfte sind,  wie  oft  auf  ihre  Erledigung  gedrungen  ist;  in  Be- 
treff der  niederländischen  Kriegsbeschwerniss  kennt  er  des  Kaisers 
ernste  Bemühungen.  Den  durch  die  niederländischen  Truppen 
bedrückten  Ständen  wird  gewiss  nicht  dadurch  geholfen,  dass  die 
Reform  der  Justiz,  die  Revisionen  und  andre  so  lang  geklagte 
Mängel  auf  die  Seite  geschoben  werden;  vielmehr  wird  dadurch 
für  sie  und  alle  Stände  das  Unheil  nur  vergrössert.  Die  Commis* 
sarien  haben  Befehl,  den  Deputationstag  auch  über  die  Abstellung 
des  niederländischen  Kriegsunwesens  verhandeln  zu  lassen.  Der 
Churfürst  möge  also  seine  Gesandten  zum  Deputationstag,  der 
nicht  einzustellen  ist,  abfertigen,  und  dem  Ueberbringer  dieses 
Schreibens  eine  schriftliche  Antwort  gehen.1  — Geben  ..  zu  Prajr 
den  17.  Martii  anno  99. 

Manchen  Staatsarchiv  pf.  115  I f.  49.  lOrig.i 

1 Chursachsen  schreibt  am  21.  März  in  derselben  Sache  an  den 
Cbf.  Pfalz:  sein  und  Churbrandenburgs  Verfahren  sei  ohne  Beispiel,  cs 
könne  den  Kaiser  bedenklich,  die  Fürsten  zwieträchtig  machen  und  dem 
Churfürstenrath  Missachtung  eintragen.  Schon  das  spanische  Unwesen 
sei  ein  ausreichend  wichtiger  Gegenstand  des  Deputationstages,  da  es 
nur  durch  gemeinsame  Bemühungen  des  Kaisers  und  der  Reichsständc 
abgcstellt  werden  könne.  (M.  pf.  115/4  f 68.) 

März  34-.  Friedrich  IV Instruction  für  Ludwig  von  Hutten 
17  uud  Albrecht  Fraiss  zum  Convent  der  fünf  Kreise  i» 

C ob  1 e n z. 1 (z.  Th.) 

Die  versammelten  Kreise  sollen  über  die  Mittel  beschliessen, 
wie  die  Spanier  für  Gegenwart  und  Zukunft  (letzteres  dhrch  cautio 
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de  non  amplius  offeudendo)  vom  Reich  abzuwehren  und  zum  Er- 
satz des  angerichteten  Schadens  zu  bringen  sind.  Dazu  müssen 
die  Kreise  durch  Vorstellung  der  Beschimpfung  von  Kaiser  und 
Reich,  der  vorauszusehenden  weitern  Feindseligkeiten , der  wider- 
sprechenden Dinge  in  Albreehts  und  Cardinal  Andreas  Entschul- 
digungsschreiben angeregt  werden,  und  das  um  so  mehr,  da  die 
Spanier  vornehmlich  die  Evangelischen  unterdrücken  wollen.  (Be- 
weis: Brief  des  Mendoza  an  den  Bischof  von  Paderborn),  und  da 
die  Papisten  durch  Vorwendung  des  bevorstehenden  Abzugs  der 
Spanier  den  Zweck  des  Conventes  zu  hintertreiben  suchen  werden, 
obgleich  sie  widerlegt  werden  durch  die  Fortsetzung  der  Barba- 
reien trotz  kaiserlicher  Mandate,  durch  die  Aeusserungen  der  Spanier, 
vor  Ende  April  nicht  abziehen  zu  wollen,  durch  die  Vorbereitungen 
derselben  zur  Ueberbrückung  des  Rheins  und  die  Gefahr  eines  erneu- 
ten Einfalls  nach  straflosem  Abzug.  Die  Direction  der  Vertheidi- 
gnng  sollen  die  Räthe  nicht  dem  westfälischen  Kreis,  oder  einem 
Papisten,  sondern  einem  Evangelischen  in  die  Hände  zu  bringen 
suchen,  weil  die  Evangelischen  vornehmlich  angegriffen  sind,  die 
Spanier  selbst  aber  ihren  Einfall  aus  Verträgen  mit  Jülich  ab- 
kiteu.  Die  Hülfe  geschieht  am  zweckmässigsten  in  Geld,  besonders 
wenn  ein  Evangelischer  Director  ist.  Die  Räthe  haben  den  Krei- 
sen, welche  Zurückhaltung  der  Türkcnhtilfe  beschlossen  haben, 
eine  Replik  auf  die  Mahnschreiben  des  Kaisers  zu  gemeinschaft- 
licher Annahme  vorzulegen  und  andre  zur  Nachfolge  in  dieser 
Sache  anzumahnen.  Nachzahlung  der  Ttirkenhülfe  mit  Abzug  der 
gegen  die  Spanier  aufgewandten  Kosten  kann  man  dem  Kaiser 
erst  für  dann  Zusagen,  wann  der  von  gegenwärtigem  Convent  Vor- 
gesetzte Zweck  völlig  erreicht  ist.  Die  fünf  Kreise  sollen  füglich 
die  Stadt  Cöln  von  ihren  Unterstützungen  des  Feindes  abmahnen 
und  sieh  über  Gegenmittel  gegen  solche  Vergehen  vergleichen. 

Sie  sollen  den  Spaniern  allen  Verkehr  sperren  und  die  Ueber- 
brückung  des  Rheins  hindern.  Die  Räthe  sollen  Acht  haben  auf 
alles,  was  zum  Vortheil  der  Staaten  und  zur  Verhütung  des  Vor- 
teils der  Spanier  gereicht.  — Datum  Heidelberg  den  7.  Martii  1599. 

München  Staatsarchiv  546/2  f.  8.  (Orig.) 

1 Ueber  die  vorhergehenden  Kreis^erhandlungen  und  die  Coblenzer 
Tagsatzung  vgl.  Ritter  I,  S.  100  fg  Die  genannten  Räthe  fertigte  übri- 
gens Churpfalz  als  Stand  des  churrbein.  Kreises  ab.  Als  Stand  des 
oberrhein.  Kreises  schickte  er  noch  eine  besondere  Gesandtschaft.  (Deren 
Instruction  M.  546/2  f.  13.) 

55.  Die  churpfälzischen  Gesandten  in  Frankfurt  an  März 

ihren  Herrn,  (z.  Th.)  • 30 

Anspach  und  Braunschweig  haben  zur  Durchführung  ihres  Vor- 
habens mehrere  Evangelische  auf  den  3.  Mai  nach  Magdeburg 
beschrieben;  ob  auch  den  Churfürsten?  ist  den  Räthen  nicht 
bewusst.  Ein  Theil  der  Gesandten  reist  am  gegenwärtigen  Tage 
ab.  Anspach  ist  am  27.,  Braunschweig  am  29.  März  abgereist.  — 
batum  Frankfurt  den  20.  Martii  a.  99. 

Mönchen  Staatsarchiv  pf.  114/4  f.  950.  (Cpt.  Culmann.) 
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36.  Frankfurter  Abschied.  (Nicht  unterzeichnet.) 

I.  1.  Seit  lange  und  mit  allem  Ernste  arbeitet  man  an  Ver- 
wirklichung der  spanischen  „monarchia“,  Exeeution  des  Triden- 
tinums  und  Ausrottung  der  Evangelischen.  Deshalb  haben  die  ver- 
sammelten Stände  lediglich  zur  Vertheidigung  und  auf  Grundlage 
der  Executionsordnung  sich  verbunden,  die  ins  Reich  eingefallenen 
Spanier,  wenngleich  dieselben  abziehen,  ehe  oder  während  man 
im  Anzuge  ist,  zu  bekämpfen,  bis  man  vor  ihnen  sicher  ist,  auch 
wo  möglich  Restitution  der  dem  Reich  abgenommenen  Plätze,  der 
angerichteten  Schäden  und  aufgewandten  Kosten  und  „eautio  de 
non  amplius  offendendo“  erlangt  hat.  2.  Die  Verbündeten  werden 
sich  überhaupt  gegen  widerrechtliche  Angriffe  die  „itzt  vorhabende 
rettungshülf“  zukommen  lassen.  3.  Nichts  ungütliches  soll  vor- 
genommen  werden  gegen  den  Kaiser  und  die  Reichsstände,  welche 
sich  an  den  Land-  und  Religionsfrieden  halten.  Sucht  der  Kaiser 
die  besehlossne  Bekämpfung  der  Spanier  durch  Worte  oder  Gewalt 
zu  hindern,  so  wird  man  sein  Vorhaben  in  entsprechender  Weise 
dagegen  behaupten.  4.  4000  Reiter  und  4 Regimenter  Infanterie 
zu  je  3000  Mann  werden  (je  1000  Reiter  und  ein  Regiment  von 
Churpfalz,  Churbrandenburg  und  Anspach,  Braunschweig,  Hessen- 
Cassel)  auf  3 Monate  angeworben  und  zu  gleicher  Zeit  zur 
Generalmustemng  zusammengeführt.  Ueber  Zeit  und  Ort  der  Mu- 
sterung ist  noch  zu  beschliessen.  5.  Zur  Unterhaltung  der  Truppen 
haben  die  Verbündeten  eine  Anzahl  Römermonate  in  3 zu  bestim- 
menden Terminen  des  laufenden  Jahrs  nach  Heidelberg,  Wolfen- 
büttel oder  Cassel  zu  erlegen  „sub  poeua  dupli.“  Was  von  der 
jüngst  bewilligten  Ttirkenhülfe  noch  nicht  erlegt  ist,  ebenso  die 
3 für  den  westfälischen  Kreis  bewilligten  Monate  dürfen  für  die 
Abwehr  der  Spanier  verwandt  werden.  Die  Verbündeten  dürfen 
zum  gleichen  Zwecke  geistliche  Stifter,  die  bedeutende  Einkünfte 
aus  ihren  Landen  haben,  um  eine  Beisteuer  angehen  und  im  Wei- 
gerungsfälle die  nöthigeu  Massregeln  gegen  sie  ergreifen.  Die- 
jenigen, besonders  Geistliche  und  Städte,  welchen  durch  den  Zug 
gegen  die  Spanier  geholfen  wird,  ohne  dass  sie  denselben  durch 
die  That  oder  Uebcrnahine  eines  Theils  der  Kosten  befördern,  sind 
zu  letztem  „durch  geziemete  mittel  anzuhalten.41  Wenn  nach  Be- 
endigung des  Unternehmens  einer  das,  was  er  dazu  gegeben,  durch 
fiscalische  Processe  von  den  Verbündeten  wieder  erlangen  will,  so 
wird  man  sich  dagegen  „insgemein  einlassen.“  6.  Churpfalz,  Chur- 
brandenburg, Braunschweig  und  Hessen -Cassel  ordnen  als  Diree- 
toren  der  Unternehmung  dem  Feldobersten  je  einen  Kriegsratb 
zu,  welcher  ihm  „einraten  und  schliesson  helfen“  soll.  Der  Feld- 
oberste  wird  zu  den  Berathungen  auch  die  nach  Kriegsgebrauch 
dazu  gehörigen  zuzichen;  Umfrage  und  Schluss  aber  bleibt  ihm. 
Die  Directoren  wachen  besonders  über  Befolgung  dieses  Abschieds, 
ferner  darüber,  dass  der  Feldoberste  seinen  Auftrag  getreulich 
erfüllt;  sie  dürfen  sich  ohne  Bewilligung  der  Verbündeten  nicht 
in  den  Krieg  zwischen  Spanien  und  den  Niederlanden  mischen, 
noch  Verträge  oder  Stillstände  schliessen,  noch  die  Truppen  ab- 
danken, noch  wichtige  Entsehliessungen,  die  Verzögerung  gestatten, 
fassen.  7.  Mit  dem  Feldobristen  (desgleichen  mit  den  Christen 
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«gen  Truppensold  und  sonstiger  Bedingungen  der  Truppenannahme) 
hat  man  sich  über  eine  besondere  Bestallung  verglichen.  8.  Braun- 
schweig und  Hessen -Cassel  haben  bereits  ausser  je  1000  Reitern 
und  einem  Regiment  Infanterie  ersterer  noch  G00  Reiter  und 
1500  Kuechte,  letzterer  300  Reiter  geworben.  Der  Ersatz  ihrer 
Auslagen  für  diese  Truppen,  den  sie  beanspruchen,  ist,  soweit  er 
die  erstgenannte  Anzahl  betrifft , billig  aus  den  gemeinen  Zu- 
schüssen zu  leisten,  doch  erst  bei  Erlegung  des  dritten  Termins. 
Oie  Kosten  der  überschüssig  geworbenen  Truppen  sind  aus  den 
Beiträgen  der  noch  zu  der  Einigung  tretenden  zu  ersetzen.  9.  Ge- 
schütz und  Munition  haben  der  Feldoberste  und  seine  Kriegsräthe 
je  nach  Bedarf  von  dem  nächstbenachbarten  verbündeten  Stand 
zu  entleihen.  Beschädigung  und  Verlust  der  Geschütze  wird  ersetzt. 
10.  Der  Coblonzer  Kreisconvent  ist  schriftlich  zum  Widerstand 
gegen  den  Feind  „durch  gesampte  wirckliche  hulf‘  ermahnt,  hat 
aber  dein  Briefboten  ein  blosses  recepisse  gegeben.  Anspach  und 
einer  der  Landgrafen  von  Hessen  werden  Chursachsen  durch  Ge- 
sandte ermahnen , das  seinige  zum  gemeinen  Werk  beizutragen. 
Dieselben  nebst  Neuburg  ermahnen  Würtemberg  durch  eine  Gesandt- 
schaft, er  möge  zu  der  Vereinigung  treten,  oder  doch  einen  an- 
sehnlichen Gcldzuschuss  thun.  lu  Niedersachsen  ist  das  Magde- 
burger Domcapitel  am  schwierigsten.  Da  es  mit  des  Churfürsten 
ron  Brandenburg  Rath  zu  handeln  gedenkt,  so  wird  dieser  es  ermah- 
nen, „sich  auch  in  die  sach  zu  schicken,“  wie  denn  auch  Braun- 
schweig hier  und  bei  den  andern  niedersächsischen  Ständen  gute 
Beförderung  thun  wird.  Churpfalz  ermahnt  die  rheinischen,  Neu- 
burg die  schwäbischen  Reichsstädte  zur  Hülfeleistung,  ersterer  auch 
die  rheinischen,  Anspach  die  fränkischen  Ritter;  sich  an  die  schwäbi- 
schen zu  wenden,  scheint  noch  nicht  rathsam.  11.  Die  Directoren 
dürfen  beim  Beginn  der  Expedition  eine  vertraute  Person  an  den 
König  von  Frankreich  unter  anderm  Vorwand  abordnen ; im  übri- 
gen ist  dessen  Gesandtschaft,  die  er  zu  den  Reichsständen  zu 
schicken  gedenken  soll,  zu  erwarten.  Verhandlungen  mit  Däne- 
mark hat  Churbrandenburg  begonnen  und  wird  sie  fortsetzen. 
Mit  den  Staaten  ist  kein  Bündniss  zu  schliessen,  aber  gute  Corre- 
spondenz  zu  halten,  „nicht  mit  bloßen  Worten , sondern  auch  mit 
der  that,“  und  sind  sie  zu  derselben  durch  einen  von  Churpfalz 
abzuordnenden  Gesandten  aufzufordern.  12.  Was  demgemäss  nach 
Beginn  der  Execution  jederzeit  zu  thun  ist,  besorgen  die  Direc- 
toren und  Feldobersten,  desgleichen  fernere  nöthige  Ersuchungen, 
an  andre  geistliche  und  weltliche  Stände.  (Folgt  eine  Stelle  über 
den  Durchzug  der  für  Ungarn  geworbenen  Truppen.) 

II.  Die  geächteten  evangelischen  Rathsherren  von  Aachen 
haben  bei  der  Versammlung  um  Beistand  angesucht.  Fürschreiben 
bat  man  darauf  für  erfolglos  erachtet.  Mittel,  um  dem  gegen- 
wärtigen Rath  und  den  papistiseben  Bürgern  seine  Unzufrieden- 
heit zu'  bezeigen , hat  man  besprochen.  Die  Herrschaften  werden 
fia$  nöthige  darauf  (für  sich)  vornehmen. 

III.  Oettingen  hat  um  Rath  gebeten  in  Bezug  auf  ein  im 
•Januar  gegen  ihn  ergangenes  höchst  beschwerliches  Urtheil  des 
Bäßimergerichts.  Da  dies  allen  evangelischen  Reichständeu  zum 
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Präjudiz  gereicht,  so  hat  man  den  Gesandten  des  Grafen  geant- 
wortet und  Schreiben  an  den  Kaiser,  Churmainz  und  das  Kammer- 
gericht entworfen,  über  deren  Ausfertigung  die  Herrschaften  sich 
gegen  Churpfalz  erklären  werden. 

IV.  Man  hat  ein  Schreiben  entworfen  an  Simon  Graf  von 
Lippe  als  Obersten  des  westfälischen  Kreises,  „sich  in  bereit- 
schaft  zu  schicken  und  zusprungs  zu  getrosten.“  (Folgen  noch 
andere  Schreiben.) 

V.  Ueber  das  Feldoberstenamt  haben  sich  Streitigkeiten  zwi- 
schen IJraunschweig  und  Hessen  erhoben.  Darauf  haben  sich,  da  ein 
Versuch  der  Ausgleichung  ohne  Erfolg  war,  Churbrandenburg,  Ans- 
pach, ßraunschweig  verglichen,  „daß  werck . . fort  (zu)  setzen  und 
sich  zu  feit  (zu)  begeben,“  indem  sie  jedem  den  Beitritt  zu  ihrer 
Einigung  offen  lassen  und  bei  den  von  der  Versammlung  gefassten 
Beschlüssen  verharren.  Hierauf  waren  die  Gesandten  der  übrigen 
Herren  nicht  instruirt;  sie  haben  deshalb  alle  in  vorliegendem 
Abschied  verzeichnete  Puncten  statt  einer  Relation  zu  sich  genom- 
men, damit  ihre  Herren  sich  darüber  bei  Churpfalz  erklären,  und 
ihre  Resolutionen  von  da  aus  an  Churbrandenburg,  Anspach  und 
Braunschweig  berichtet  werden.  — Signatum  Franckfurt  am  Main 
den  20.  Marti  a.  99. 

Ca s sei  Staatsarchiv.  Kriegssachen  1598  9.  (Cop.) 


April 

2 


37.  Moritz  Landgraf  von  Hessen  an  Ludwig  d.  ä.  Land- 
graf von  Hessen. 

Wenn  man  den  „zerfallenen  sacheu  nicht  maturo  consilio 
hilft,  so  wirt  nicht  allein  Pfaltz,  Hessen  und  andere  sowol  itzo 
als  bei  der  posteritet  in  grossen  schimpf  kommen,  sondern  auch 
dem  haus  Hessen  einmal  leichtlich  der  garaus  gemacht  werden 
können  . . . Das  man  des  geworbenen  kriegsvolcks  solte  so  leicht- 
lich los  werden  können,  ist  nicht  zu  vermuten,  und  were  mir 
lieber  uf  solchen  fal,  das  man  pro  retineuda  reputatione  et  acqui- 
rendo  scopo  salvandae  patriae  ein  noch  viel  grössere  anzal  kriegs- 
volcks beisammen  bette,  damit  in  effectu  etwas  verrichtet,  und 
(man)  neben  andern  bestehen  könte.“  Er  will  über  diese  Sache 
gern  persönlich  oder  durch  Käthe  mit  Ludwig  d.  ä.  confcriren.  — 
Datum  Ziegenhein  den  23.  Martii  a.  1599. 

Cassel  Staatsarchiv  Kriegssachen  1599  März,  April.  (Eigenh  ) 


April  38.  Friedrich  IV.  an  Churbrandenburg. 

3 

Bericht  über  das  Schreiben  des  Kaisers  an  den  Churfürsten 
vom  17.  März.  Ein  gleiches  ist  an  Churbrandeuburg  geschickt. 
Da  Churpfalz  noch  glaubt,  dass  das  Interesse  der  Evangelischen 
die  Hintertreibung  des  Deputationstages  anräth,  so  übersendet  er 
ein  in  seinem  und  Churbrandenburgs  Namen  abgefasstes,  von  ihm 
schon  unterzeichnetes  Schreiben  an  den  Kaiser,  darin  ihre  Nicht- 
beschickung des  Deputationstages  begründet  wird.  Hat  Chur- 
brandenburg nichts  daran  zu  verbessern,  so  möge  er  es  gleich- 
falls unterzeichnen  und  an  seinen  Ort  befördern.  Ein  Schreiben 
in  ihrer  beider  Namen  an  die  Deputierten,  welches  sie  von  diesen 
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Dingen  benachrichtigen,  etliche  vielleicht  auch  zum  Abzug  bewegen 
soll,  wird  ebenfalls  dem  Churfürsten  zur  Unterzeichnung  übersandt. 
— Datum  Heidlberg  den  24.  Martii  a.  99. 

Manche Q Staatsarchiv  pf.  115/4  f.  74.  (Cpt.) 

39.  Friedrich  IV.,  Resolution  auf  die  Werbung  Ottos 
von  Starschedel,  Gesandten  des  Landgrafen  Moritz. 

Die  in  Frankfurt  grösstentheils  verglichene  Vereinigung  ist 
durch  Churpfalz,  Zweibrticken , das  Haus  Hessen,  Anhalt,  Baden 
and  die  Wetterauer  Grafen  auf  einem  neuen  Convent  der  Räthe 
oder  sonst  zum  Abschluss  zu  bringen.  Der  Churfürst  hat  die 
bestimmten  Geldbeiträge  bereit  und  wird  sich  nach  Kräften  um 
die  Gewinnung  mehrerer  Stände,  besonders  Brandenburgs  und 
Braunschweigs  bemühen,  auch  dafür,  dass  die  vom  oberrheinischen 
Kreis  bewilligten  9 Monate  für  die  Unterhaltung  des  vom  Land- 
grafen  geworbenen  Kriegsvolkes  verwandt  werden.  Dazu  hätten 
die  bei  der  Vereinigung  beharrenden  das  ihrige  zuzuschiessen. 
Kommt  zu  wenig  ein,  so  ist  der  Churfürst  zu  einem  Zuschuss  von 
50,000  fl.  bereit,  mag  nun  das  Volk  den  Staaten  „uf  die  jüngst- 
hin zu  Darmbstat  in  specie  vorgeschlagene  . . conditiones“  zugesandt, 
oder  im  Lande  behalten  werden,  wenn  nur  dem  gemeinen  Wesen 
damit  genutzt  wird,  doch  auf  die  schriftliche  Versicherung,  dass 
ihm,  wenn  er  zu  seiner  und  der  gemeinen  Sicherheit  Truppen 
wirbt,  die  gleiche  Hülfe  zu  Theil  wird.  Dieselbe  wird  aus  den 
Beiträgen  der  Kreise  und  Vereinigten  später  ersetzt.  Der  Gesandte 
wird  dem  Landgrafen  die  Gründe  berichten,  weshalb  es  ihm  nicht 
zu  rathen  sei,  persönlich  in’s  Feld  zu  ziehen,  oder  sich  mit  den 
Staaten  zu  verbinden. 1 — Actum  Heidelberg  den  27.  Martii  a.  99. 

Cassel  Staatsarchiv.  Kriegssachen  1599  März,  April.  (Cop.) 

1 Ueber  die  aus  diesen  Verhandlungen  hervorgehende  Spannung 
zwischen  dem  Landgrafen  und  dem  Churfürsten  siehe  Rommel  VII, 
S.  229  Anm.  206. 

*0.  Friedrich  IV.  an  Churbrandenburg. 

Hat  das  Schreiben  des  Churfürsten  vom  27.  März  empfangen 1 ; 
derselbe  wird  nunmehr  auch  des  Churfürsten  von  der  Pfalz  Schrei- 
ben vom  3.  April  erhalten  haben.  Ausser  ihnen  beiden  haben 
alle  den  Deputationstag  beschickt,  nur  die  Braunschweiger  sind 
abgezogen,  haben  aber  ihre  Rückkunft  zugesagt,  sobald  das  chur- 
fürstliche Collegium  ergänzt  sei.  Der  Cardinal  Andreas  hat  dem 
Coblenzer  Convent  Zurückziehung  der  Truppen  in  8 — 10  Tagen 
zugesagt,  gleichwol  aber  dem  Herzog  von  Jülich  erklärt,  Rees, 
Emmerich,  Calcar,  Goch  und  Gennep  müssten,  solange  das  Heer 
auf  des  Feindes  Boden  stehe , zur  Sicherung  des  Passes  besetzt 
bleiben.  Wenn  nun  nach  Brandenburgs  Anerbieten  die  beiden 
Churfürsten  den  Deputationtag  wol  beschicken  werden , so  wäre 
doch,  wenn  die  Feindseligkeiten  fortdauern,  oder  etwas  zum  be- 
sondern  Nachtheil  der  Evangelischen  geschieht,  die  im  ersten 
Frankfurter  Abschied  hierfür  getroffene  Bestimmung  zu  beobachten. 
Churbrandenburg  möge  ferner  bedenken,  ob  man  Burgund  und 
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Costnitz  als  Beleidiger  des  Reichs  zum  Deputationstag  zulassen 
solle.  — Datum  Heidlberg  den  28.  Martii  a.  99. 

München  Staatsarchiv  pf.  115/4  f 87.  (Cop.) 

1 Churbrandenburg  übersendet  mit  diesem  Schreiben  eine  ohne  Be- 
fragung des  Chf.  Pfalz  an  den  Kaiser  gerichtete  Antwort  auf  dessen 
Brief  vom  17.  März,  in  der  er  (Churbr.)  sich  bereit  erklärt,  den  Depn- 
tationstag  zu  beschicken,  wenn  alle  Stände,  keiner  ausgenommen,  das- 
selbe thun.  (M.  pf  115/4  f.  81.)  In  einem  Schreiben  aus  Heidelberg  anCul* 
mann  vom  29.  März  wird  diese  Nachgiebigkeit  als  eine  zu  befürchtende 
angedeutet  und  als  Grund  angegeben,  „weiln  umb  die  belenung  zu  Prag 
schon  angehalten  wirt.  (M.  pf.  115/4  if.  58 )“ 

4L  Heinrich  IV.  an  Bon  gar  s. 

Anhalts  Vorschläge  bezüglich  eines  Krieges  gegen  Spanien.  — Gründe 
des  Königs,  einen  solchen  nicht  zu  unternehmen.  — Stellung  der  deut- 
schen Fürsten  gegenüber  den  eingefallenen  Spaniern  und  dem  von  An- 
halt vorgeschlagenen  Unternehmen.  — Was  die  Fürsten  gegen  die  sie 
bedrohenden  Spanier  thun  sollen,  und  in  welchen  Fällen  der  König 

ihnen  beistehen  wird 

l 

Monsieur  de  Bongars.  J’ay  bien  considere  les  propos  que  vous 
a tenuz  Anhalt  lesquels  vous  m’avez  representez  par  vostre  lettre 
du  5.  de  ce  mois  que  j’ay  receue  depuis  avoir  faict  responce  a 
voz  precedentes.  Enfin  ils  vont  droict  m’engager  eu  une  nouvelle 
guerre  contre  les  Espagnols  pour  delivrer  l’empire  des  incomrao- 
ditez  et  de  la  crainte  de  leurs  armes,  sur  les  promesses  et  obli- 
gations  d’y  estre  assist6  par  les  princes  interessez , dont  je  n’au- 
rois  autre  caution  et  asseurance  que  lern*  parole  accoinpaguee  des 
interests  qu’ils  y auroient,  dont  los  choses  passees,  durant  que 
je  combattois  pour  eux  conune  pour  moy  m’out  donnd  plus  grande 
occasion  de  nie  defier  que  je  n’eusse  voulu.  Personne  ne  me  cou- 
seillera  d’entrer  cn  ce  marche  plein  de  peril  et  de  reproche,  raon 
royaume  estant  en  Testat  qu’il  est  et  n’ayant  encores  a grande 
peiue  repris  haieine  des  derniers  cffects  qu’il  a soubsteuuz,  qoi 
Pont  tellement  affoibli,  que  c’est  tout  ce  qu’il  peult  faire  que  de 
deineurer  en  pied.  Davantage  je  s^ay,  que  l’Angleterre  est  bien 
avant  eu  traiete  avec  l’Espagne,  et  qu’elle  n’attend  que  le  retour 
de  l’archiduc  et  de  l’infante  en  Flandres  pour  le  conclure  et  mani- 
fester, de  sorte  que  le  fait  d’une  teile  guerre  entreprise  pour  au- 
truy  me  demeureroit  sur  les  bras  saus  moyen  de  la  soustenir  et 
avec  plus  d’apparence  d’y  perdre  que  d’y  proficter.  Car  je  ne  pre- 
tcnds  npaggrandir  du  bien  d’autruy  et  suis  eucores  moins  euvieux 
de  ce  tiltre  de  protecteur  de  la  Germanie  que  vous  a proposc  led. 
Anhalt  ny  d'autres  semblables  imaginations  qui  sout  plus  propres 
pour  contenter  ceux  qui  ont  moings  d’experience  des  choses  du 
monde  et  des  travaulx  de  la  guerre  que  moy.  J’ay  aussy  a re- 
couvrer  encores  le  marquisat  de  Saluces,  devaut  que  je  puisse 


Digitized  by  Google 


1609 


163 


dire  avoir  remis  mon  royaume  en  son  entier,  comme  il  fault  que  April 

1 ft 

je  face  pour  bien  disposer  des  forces  d’iceluy,  ainsy  qu’ont  faict 
ies  roys  mes  predecesseurs.  J’adjousteray,  que  mes  subjets  de 
tonts  estats  sont  si  las  de  la  guerre,  que,  si  je  m’y  engageois  le- 
geremeut,  j’en  serois  plus  blasme  qu’assist^,  de  sorte  que  j’avois 
antant  a faire  a gouverner  le  dedans  qu'a  combattre  le  dehors. 

Davantage  avec  quelle  raison  et  justice  pourrois  — je  commencer 
lad.  guerre  mesmes  a present,  que  le  Cardinal  Andrea  retire  des 
terres  de  l’empire  i’armee  qui  les  opprimoit? 

Les  princes  qui  s’en  formalisent  ne  m’ont  pas  seullement 
prtf  de  intervenir  pour  les  en  faire  delivrer,  j’ay  prcvenu  par 
m nffres  l’instance  et  recherche  qu’ils  m’en  devoyent  faire  meu 
ma  gratitude  pour  les  plaisirs  que  j’ay  receu  d’eulx  et  de  l’af- 
fection  que  je  leur  porte-  et  de  l’interest  qui  j’ay  a leur  sonser- 
vation.  A grand  peine  sont  ils  d’accord  de  ce  qu'ils  veullent  et 
jment  faire  pour  leur  propre  salut  ni  de  ce  a quov  ils  veulent 
enployer  leur  arinee;  cependant  l’admiral  d’ Aragon  les  offence  en 
faictz  et  en  dicts  indignement,  ils  contestent  de  leurs  preeminences, 
qnoy  faisant  ils  adjoustent  aux  plainctcs  des  injures  que  leurs  sub- 
jects  ont  receuz  desd.  Espagnols  les  regrets  de  leur  discorde 
frt  de  l’oppression  qu’ils  re^oivent  des  gens  de  guerre  qu’ils  ont 
fcseroblez  pour  les  en  delivrer.  Cependant  ilz  ont  dress6  et. 
öseur£  un  pont  sur  le  Rhin  pour  retourner  les  visiter  toutes  les 
fois  que  ses  genz  de  la  guerre  ils  se  voudront  rafraischir;  car  le 
mesme  pretexte  avec  lequel  ils  sont  venuz  la  premiere  fois  ne 
ieur  manquera  lors  non  plus  qu’il  a faict.  Au  contraire  ils  le 
krönt  avec  plus  d’audaee  que  devant,  d’autant  qu’ils  aurout  per* 
la  craincte  de  tel  Union  et  de  tels  armes  qui  (les)  contenoit 
quelque  bride.  II  y a plus,  c’est  que  j’ay  estAadverty,  que 
lesd.  Espagnols  assistez  de  rempereur  et  des  amiz  d’Austriche 
ont  si  bien  joue  leur  rooles  en  l’assembl£e  des  cinq  ccrcles  qui 
* tient  a Contiuence  qu’ils  ont  obtenu,  qu’ils  signifieront  aux 
Kstats,  que,  s’ils  refusent  la  paix  que  le  archiduc  et  l’infante  of* 

•rent  ieur  donner,  ils  denonceront  et  feront  la  guerre,  d’autant,  di- 
^nt  ils,  que  ils  seront  causes  de  leurs  maulx,  parceque,  tant  la 
enerre  durera,  il  est  impossible  d’empescher,  que  leurs  pays  ne 
-oyent  ruinez.  C’est  la  Boderye  qui  m’en  a donn£  l’advis  qui 
nest  sans  apparence  de  raison.  Je  ne  doubte  poinet  aussi  que  ce 
iesseing  ne  soit  favoris6  du  duc  de  Lorraine  qui  marie  sa  fille 
avec  le  duc  de  Juliers,  les  conseillers  duquel,  qui  sont  touts  im- 
periaux,  avec  l’electeur  de  Cologne  on  dict  estre  aucteurs  de  ceste 
proposition.  Ainsy  le  battu  payera  l’ainende  et  le  malfaicteur 

11* 
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41.  tirera  honneur  et  proffict  de  son  delict.  1'out  cela  ne  seroit  ad- 
venu  si  les  princcs  que  vous  avez  veu  eussent  port£  la  raain  a 
la  playe,  aussitost  qu’ils  l’ont  receue  en  employant  le  teraps  et 
leur  puissance  a repousser  par  effect  les  injures  receues,  au  lieu 
de  consulter  et  deliberer  par  reprises  a la  fa^ou  du  pays  de  ce 
qu’ils  auroieut  a faire,  comme  ils  ont  faict.  pour  en  fin  s’arrester 
a uu  re  me  de  tel  que  est  celuy  que  vous  a propos6  led.  Anhalt,  qui 
depcnd  d’autruy  plus  que  de  eux.  Veritablement  je  suis  tres  mal 
edifi6  de  leurs  conseilz  et  actions,  neantmoius  je  veulx  avoir  plus 
de  soing  de  eulx  qu’ils.  n’en  out  eulx  mesmes. 

Je  vous  ay  escrit  par  mes  derniers  ce  qu’il  me  scnible  qu’ils 
doivent  et  peuvent  faire  pour  leur  salut,  surtout  il  fault  qu’ils 
buttent  et  travailleut  a fortitier  et  coifserver  les  Estats.  Car  soit 
qu’ils  soccombent  par  amour  ou  par  force,  tout  le  mal  en  tom- 
bera  sur  lesd.  princes  comme  la  partye  la  plus  foible  et  facile  a 
domter.  Le  raeilleur  marche  qu’ils  en  auroyent  seroit  de  perdre 
leur  liberte.  Si  le  Cardinal  retire  de  leur  pays  l’armee  Espagnoll^. 
comme  il  leur  a promis  de  faire,  et  ayt  quittö  les  villes  et  place? 
dont  ils  s’estoient  emparö,  je  n’estime  pas,  que  la  colere  desd. 
princes  soit  si  difticile  a appaiser,  qu’ils  vueillent  assaillir  les 
pays  dud.  archiduc  subjects  d’Espagne  pour  se  revancher  des  torts 
qu’ils  en  out  receuz.  Partant  j’estime,  qu’ils  doivent  adviser  a 
secourir  vivemeut  les  Estats  de  forces  ou  d’argent  ou  bien,  s il 
est  possible,  des  deux  ensemble , comme  plus  commodement  ils 
pourront  faire.  Et  si  pour  ce  faire  lesd.  Espagnols  s’attaquent 
apres  a eux,  asseurez  les  toujours,  que  je  ne  les  abandonneray 
point.  Je  ne  croy  pas,  qu’ils  le  facent,  parcequ’ils  n’eu  auront 
le  moyen  tant  que  les  Estats  les  occuperont. 

Voilä  doneques  ce  que  je  suis  d’advis,  qu’ils  facent,  si,  comme 
je  vous  ay  dict,  ils  ne  veullent  ou  peuvent  dresser  une  armee 
ensemble  qui  soit  puissante  assez  pour  assaillir  le  pays  de  leurs 
enuemys,  ni  convenir  du  chef  d’icelle.  Car  il  n’y  a nulle  appa* 
renee  de  croire,  qu’ils  prosperent,  s’ils  font  la  guerre  separement, 
de  sorte  qu’il  sera  plus  expödieut,  ne  se  pouvans  accorder,  qu’ils 
n’entrepreunent  rien  par  voye  de  faict,  et  qu’ils  se  contentent  faire 
couler  des  forces  ou  de  l’argent  aux  Estats.  En  toutes  (sic!)  tra* 
vaillez  a les  reunir  et  leur  remonstrez,  qu’il  ne  fault  pas,  qu’il3 
euvoyent  devers  moy,  s'ils  ne  s’accordent.  Car  quand  je  voudrois 
ou  pourrois  des  a present  m’eugager  plus  avant  en  leurs  desseings 
ouvertement,  leur  division  m’en  desgousteroit.  Toutesfois  ne  leur 
donnez  aulcune  esperance  de  me  persuader  a recommencer  la 
guerre  affin  qu’ils  ne  s’attachent  a cc  remede,  car  ils  s'abuseroie1^ 
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Veantmoings  gouvernez  vous  en  cela  de  fa^on,  qu’ils  n’entrent  April  18 
en  desespoir  de  mon  assistance,  quand  ils  mettront  la  main  ä la 
besogne  effectiveraent;  et  si  vous  cognoissez,  qu’ils  vueillent  se 
reunir  et  accorder  ensemble  a un  dessein  honorable  et  utile,  en 
ce  cas  ne  leur  refusez  de  me  venir  trouver  et  vous  charger  de 
me  rapporter  leur  deliberation,  s’ils  vous  en  prient,  affin  de  des- 
toorner  la  venue  d’un  autre  et  principalement  d’un  prince.  Car 
j'ay  plus  grand  besoing  d’cffects  que  d’ostentation,  d’6spargne  que 
*ie  despense  nouvelle.  Neantmoins  s’ils  estoient  bien  d’accord  et 
determinez  a bien  faire  de  la  fa^on  que  je  l’enteuds,  je  recevray 
et  verray  volontiers  celuy  qu’ils  m’envoyeront.  Auquel  cas  il  ne 
fauldra  pas  que  vous  veniez  avec  celuy  la,  de  peur  qu’on  ne  dise, 
que  vous  le  soyez  allö  querir,  et  surtout  que  l’on  ne  m’apporte 
point  d’incertitudes,1  — irresolutions  suivies  de  demandes  d’ar- 
geof;  car  mes  affaires  n’ont  besoing  de  cela  estans  encores  en 
l'estat  qu’elles  sont. 2 Je  prie  Dieu  etc. 

Escrit  ä Fontainebleau  ce  XVIII  jour  d’April  1599. 

(Eigenh.)  Henry. 

De  Neufville. 

Paris  bibi.  imp.  ms  fr.  7126.  Memoires  de  Bongars  t.  II  f.  249.  (Orig.  Chif.) 

1 Lücke  von  2 Sylben. 

7 Am  14.  April  schreibt  der  König  an  Bongars:  Si  vous  ne  pouvez 
wrter  lesd.  princes  ä se  prevaloir  des  forces  qu’ils  ont  assembl£es,  . . 
exbortez  les  au  moins  de  se  liguer  et  reunir  ensemble  pour  leur  mu* 
melle  deffence  en  cas  de  necessite  et  de  convenir  ensemble  des  deniers 
et  forces  que  chacun  d’eux  y contribuera,  afin  qu’ils  tirent  quelque  pro- 
fict  des  injures  qu’ils  ont  re'ceues  desd.  Espagnols  et  de  la  belle  levöe 
de  boucliers  qu’ils  ont  faicte.  (a.  a.  ().  f.  245 ) In  einem  Schreiben  an 
Bongars  vom  2.  Juni  wiederholt  der  König  diesen  Auftrag  und  fügt  hin- 
zu: Considerez  sur  cela,  si  l’on  ponrroit  les  (princes)  disposer  et  faire 
resondre  premierement  a se  bien  reunir,  puis  estans  uniz  ä s’allier  avec 
moy  et  autres  que  nous  y pourrions  associer  pour  la  commune  et  reci- 
procque  deffence  et  Conservation  de  noz  pays  et  subjects  contre  ceux 
qnivondroyententreprendresur  iceux,  et  m’enmandez  vostre  advis.  (f.  255.) 

12.  Bericht  über  die  vor  und  bei  der  Frankfurter  April 
ragsatzung  von  und  mit  dem  Fürsten  Christian  von  ^4 

Anhalt  gepflogenen  Verhandlungen. 

Am  3.  December  1598  hat  Fürst  Christian  in  einer  Confereuz 
mit  Wallenfels  erklärt,  „das  dieselbe  einen  öffentlichen  feltzug 

der  correspondirenden  chur-  und  fürsten  anstellung  und  un- 
kten jetziger  zeit  rebus  sic  stantibus  für  unerschwinglich,  uner- 
träglich, ja  schädlich  und  unmöglich  hielten  und  viam  divcrsionis 
mit  dem  allerehisten  für  die  hant  zu  nemen  rieten.“  Darauf 
schrieb  Wallenfels,  während  des  ersten  Frankfurter  Tags,  wo  er 
diesen  Rath  vorzubriugen  versprochen  hatte,  am  17.  December 
dem  Fürsten,  „que  le  moyen  proposd  de  s.  c.  n’a  sembl6  seur  ny 
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^2.  praticable , qu’il  se  falloyet  mettre  en  Campagne , ä quoy  son 
maistre  le  marquis  v dependroyet  (sic!)  pour  ceste  annce  60  jus- 
que  70,000  fl Und  hat  sich  nachmals  weder  in  der  schrift- 

lichen noch  müntlichen  relation  befunden,  daß  der  von  Wallenfels 
s.  f.  g.  fttrschlajzs  noch  consilii  gedacht , sondern  ist  nur  der  di- 
version  mit  den  Staten  allein  envenung  geschehen.*4  % 

„Als  nun  die  damalige  Frankfurtisehc  relation  fürgenoiumen, 
under  andern  aber  auch  darinnen  erwent  worden,  daß  Pfalz  ge- 
betten  würde,  mit  illustrissimo  zu  handeln,  daß  s.  f.  g.  das  genc- 
ralat  uf  sich  neinen  möchten,  so  ist  solches  s.  f.  g.  in  pleno  für- 
gehalten, . . auch  derselben  darnach  angezeigt  worden,  das  die- 
selben uf  solchen  fal  ein  regiment  reutter  alß  1000  pferd  werben 
und  zugeeignet  werden  solten.“  Darauf  gab  der  Fürst  seiue  Er- 
widerung am  7.  Januar  1599.  1 Am  1.  Fcbruer  1599  wurden 
diese  Dinge  in  Heidelberg  ferner  berathen.  Der  Fürst  beharrte 
dabei,*  „man  seie  dem  öffentlichen  feltzug nicht  gewachsen  gnug... 
Haben  auch  protestirt,  daß,  wofern  man  nicht  balt  die  media 
diversionis  für  die  haut  neme,  so  würde  die  occasio  verloren  wer- 
den . . . Item,  weil  sie  befunden,  daß  in  gemein  P(falz)  consiliarii 
ad  viam  facti  et  aperti  Murtis  inclinirt , so  wolten  s.  f.  g.  sich 
außtrücklich  bedingen,  im  fal  dieselben  mit  solchen  meinungen 
sich  conformirteu  propter  maiora  . . , daß  sie  es  P.  doch  hieinit 
in  pleno  angezeigt  haben  wolten.  daß  s.  f.  g.  es  darfür  hielten, 
daß  kein  fundament  uf  solchen  feltzug  zu  machen.“  Seine  Gründe 
waren  folgende  •*  Man  sei  so  schwerer  Unternehmungen  entwöhnt. 
Das  Bündniss  sei  nicht  fest , die  Absichten  verschieden.  Die 
Meisten  verfolgen  Privatinteressen  Die  Mittel  reichen  nicht  ein- 
mal für  den  ersten  Anfang.  Der  Feldzug  habe  ferner  folgendes 
zur  Voraussetzung:  man  müsse  s ch  mit  den  Staaten  verbünden 
und  ihre  Sache  zur  gemeinsamen  machen.  Darüber  aber  werde 
man  mit  dem  ‘Kaiser  in  Krieg  gcrathen.  Zu  Krsterra  seien  die 
Stände  nicht  geneigt,  zu  beidem  zu  schwach.  Dem  Kaiser  habe 
man  „nun  ein  zeit  hero  die  arma  et  uervuin  cum  plenaria  et  ab- 
soluta directioue  in  die  hendc  gegeben  . . . Were  auch  nicht  zu 
vermuten,  daß  es  ime  an  mittein  wegen  inhaltuug  der  contribu- 
tion  mangeln  mocht,  dieweil  er  nun  ein  jar  etzliche  hero  im  crc- 

1 In  derselben  erklärt  der  Fürst,  er  zweifle,  ob  er  der  ihm  zuge- 
mutheteu  Aufgabe  gewachsen  sei.  Kr  könne  sich  nicht  schliesslich  er- 
klären, bis  man  aus  den  Verhandlungen  des  zweiten  Frankfurter  Tages 
ersehe,  ob  man  sich  zu  einem  Feldzug  hinreichend  gefasst  machen 
könne  und  wolle.  (Dg.  VI  K 19  f.  2.  Vgl.  Beckmann,  Historie  des 
Fürstenthums  Anhalt  11,  S.  316.) 

2 Vgl.  Beckmann  II,  S-  316. 
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dit  und  ime  dieselbe  dieß  jar  auch  nicht  mangeln  würde.  So  April 
bette  er  von  Würtenberg  allein  in  die  400,000  H.  zu  gewarten, 
alles  inmittelst  jarsfrist  und  die  helfte  ante  Aprilem.  Es  würden 
anch  die  geistlichen  sich  desto  sicherer  anspannen,  alß  die  gehor- 
samen, de  qnorum  corio  luderetur.  Item  der  pabst  würde  nicht 
anderlassen,  seiner  Zusage  naehzukommen  und  i.  Mt.  die  haut 
bieten.  Und  were  vergeblich,  daß  man  vermeinte,  Kai.  Mt.  wür- 
den nicht  continniren  können  und  drüber  meuterei  bekommen. 

Wir  hetten  uns  vielmer  desselben  zu  befaren.  Und  könte  s.  Mt. 
ein  meuterisch  kriegsvolck  gar  leicht  wiederum!)  lustig  und  willig 
machen,  \tan  er  inen  eine  Oberpfaltz  oder  ein  lant  zu  Francken 
eine  zeit  lang  zu  Mündern  und  zu  saccagirn  erlaubte.  Und  daß 
würde  man  mit  unserm  kriegen  gewinnen/4 

„Im  fal  man  aber  ja  fort  wolte,  muß  für  allen  dingen  diese 
uiiima  für  äugen  gehabt  sein:  es  seie  besser  alles  underlassen, 
all*  übel  angefangen  und  unvollendet  gelassen.“  Ferner  ist  der 
Zweck  des  Feldzuges  vorher  festzustellen.  Dieser  kann  in  dreierlei 
Weise  bestimmt  werden:  1.  man  beschränkt  sich  auf  Verteidigung 
und  sieht  nur,  dass  man  nicht  geschlagen  werde;  2.  man  macht 
sich  zur  Schlacht  gefasst;  8.  man  macht  sich  ausserdem  noch  zu 
Belagerungen  gefasst. 

Der  erste  Weg  ist  erfolglos  und  unehrenhaft;  der  letzte  er- 
fordert zu  grosse  Mittel.  Also  wäre  der  zweite  zu  wählen. 

..Grave  Philips  von  Hohenlohe  getrauet  im,  die  Spanier  mit  9000 
man  zu  verjagen.  Im  fal  man  drauf  fußen  könten,  rieten  sie 
fo.  f.  g.)  ime  alßbalt  dieselben  zu  undergeben.“  Allein  der  Fürst 
hält  auch  16,000  Mann  für  nicht  ausreichend,  um  das  zw  eite  Ziel, 

<Us  er  bezeichnet  hat,  mit  Glück  zu  verfolgen.  Die  Zahl  der 
Truppen  wäre  wenigstens  der  des  Feindes  gleich  zu  machen. 

Das  Heer  muss  unter  anderem  stark  genug  sein,  dass  man,  „wo 
man  hin  wolle,  fortziehen  und  mit  den  Staten  (im  fal  es  mit  inen 
abgehandolt)  sich  coniungirn  möge.  Alsdan  könne  der  tertius 
liim  mit  mercr  Sicherheit  und  opportunitet  auch  für  die  haut  ge- 
nommen werden.“ 

, „Ob  nun  wol  auß  solchen  angeregten  motiven  allerhant  under- 
^bietliche  considerationes  fürgefallen,  so  ist  man  doch  in  gemein 
darüber  etwas  stntzig  worden  und,  wie  die  meinung  zu  sagen,  des 
•uidern  tags  abermals  an  s.  f.  g.  gekommen.“  Der  Fürst  erklärte: 

»aau  sei  über  folgendes  einig  geworden:  dass  mit  dem  Admiral 
nicht  mehr  zn  verhandeln,  dass  „die  diversiones  keineswegs  auß- 
zusetzen“  und  dass  die  Sache  des  Feldzuges  von  der  Vcrtheidigung 
der  eignen  Lande  zu  trennen  sei;  ferner*  dass  alles,  was  thunlich, 


A 


Digitized  by  Google 


168 


1599 


42.  gegen  den  Feind  aufzubieten,  derselbe  wo  möglich  ganz  zu 
vertilgen,  und  nichts  zu  beginnen  sei,  was  man  sich  nicht  durch* 
zuführen  getraue.  Auch  „würde  man  einig  sein,  daß,  wan  man 
sieht,  man  könne  mit  der  öffentlichen  gewalt  nicht  fortkommen, 
so  sol  man  desto  eher  zu  den  übrigen  und  thunlichen  mittein 
schrcitten,  und  wan  man  künftig  befinden  würt,  daß  man  darzu 
gefasst,  so  sol  man  es  auch  nicht  underlassen.“  Er  schlug  darauf 
noch  sieben  Puncte  vor,  welche  in  die  churpfälzische  Instruction  zum 
Frankfurter  Tag  einzurücken  seien.  (Es  sind  die  in  der  Instruc- 
tion befindlichen  Bedingungen,  unter  den  Churpfalz  sich  zu  dem 
Unternehmen  gegen  die  Spanier  willig  erklärt.)  „Auf  dieses  ist 
man  wiederum!)  ein  wenig  animirt  worden,  und  haben  es  sambt- 
lich  unanimirter  bei  den  conclusionibus  bleiben  laßen , auch  die 
übrigen  7 puncta  in  die  instruction  zu  rücken  nöttig  geachtet.“1 
(Folgen  die  Verhandlungen  zwichen  Fürst  Christian  und  der 
Frankfurter  Versammlung.)  Am  25.  Februar  reiste  der  Fürst  nach 
Darmstadt,  wo  er  Landgraf  Moritz  traf. 2 Von  da  reiste  er  am 

t Am  folgenden  Tag  nach  diesen  Berathungen  (Febr.  3)  schrieb  der 
Fürst  an  seine  Gemahlin : „S.  a.  (Churpfalz)  faict  lanterner  d’un  coste  a 
l’aultre  et  n’est  pas  ancores  de  retour,  chose  qui  me  rend  merveilleuse- 
ment  empesche,  dont  je  vous  asseure  bien , que  je  ne  peux  augurer  pas 
bonnc  yssieu.  Prions  Dieu  tres  touts,  car  il  est  tres  besoing.  Les  Espag- 
nols  ils  menacent  fort.  Hormis  la  confiance  en  la  seule  honte  et  miseri- 
corde  de  nostre  bon  Dieu  du  reste  je  ne  fais  nul  estat.  (Bg.  I F 1 ; 28 
' vol.  3.  Eigenh.)  Am  6.  Febr.  schrieb  der  Fürst  an  seine  Gemahlin: 
Churpfalz  ist  endlich  von  Darmstadt  zurück.  Während  seiner  Abwesen- 
heit konnte  der  Fürst  seiner  Gemahlin  nicht  „escrire  la  muindre  certi- 
tude  de  l’isseue  dont  vous  avez  teile  peur.  Mais  vos  prieres  sont  de 
tres  grande  efficace,  touttefois  si  vous  les  coutinuerez,  vous  en  trouverez 
l’effect  tant  plus  vivement.  Au  pis  aller  cela  pourroyet  estre  pour  la 
France  et  touttefois  pour  quelque  eloiguement  tousjours  dur  assez  pour 
devoir  estre  separez  pour  l’espace  de  quelques  deux  moys  et  non  plus 
Tout  le  monde  me  veult  avoir  a la  guerre,  et  nostre  grand  pereil  on 
nous  sommes  touts  constituez  le  requerroyet  bien ; mais  pour  cela  je  ne 
vous  peux  ancores  faire  nulle  peur,  et  me  semble  il,  que  vos  prieres 
sont  tres  fortes.“  Der  Fürst  reist  am  folgenden  Tag  nach  Durlach,  dann  nach 
Darmstadt,  wo  er  etwa  8 Tage  bleibt,  um  zu  hören,  was  man  in  Frank- 
furt von  ihm  will.  (A.  a.  0.  Eigenh.)  Am  11.  Febr.  schrieb  der  Fürst 
an  dieselbe : Die  Untertbanen  des  Gr.  Bentheim  müssen  monatlich 

13,000  Gulden  contribuiren.  „Il  y a apparance,  qu’avec  ayde  de  Dieu 
nous  pouissions  avoir  bien  nostre  revange  de  ces  meschants  Espagnols 
ennemys  de  Dieu  et  de  tonte  vertu  J’employeray  volontiere  tout  ce  que 
Dieu  m’a  donne.  Et  il  est  certes  mieulx  d’endurer  pour  une  demye  annee 
l’amertume  de  nostre  absence  que  nous  veoir  tous  en  rouine  avec  touts 
les  nostres,  voirc  avec  deshonneur  par  toute  nostre  vie.  Et  Dieu  ne  nous 
delaissera  pas.“  (A.  a.  0.  Eigenh.) 

2 Am  26.  Febr.  schrieb  der  Fürst  an  seine  Gemahlin:  „J’ay  este 
irresolu  jusques  icy,  tellement  qifa  la  fin  je  croy,  que  le  voyage  de 
France  se  pourra  changer  en  cela  que  vous  craignez  tant,  la  ou  je  me 
meslerav  sans  doubte  Dieu  aydant.“  Er  fürchtet,  durch  die  endlosen 
Verhandlungen  noch  10—12  Tage  in  Darmstadt  aufgehalten  za  werden. 
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27.,  der  Landgraf  am  28.  Februar  nach  Heidelberg,  wo  der  Fürst  April 
dem  Churfürsten  zunächst  den  Plan  ausredete,  300  Reiter  zu  wer-  24 
ben  und  an  deren  Spitze  dem  Feldzug  beizuwohnen.  Desgleichen 
brachte  er  und  die  andern  Räthe  ihn  von  dem  Entschlüsse  ab, 
sofort  das  Anrittgeld  für  1000  Mann  Cavalerie  auszugeben.*  1 Am 
3.  März  reiste  der  Churfürst  mit  den  Landgrafen  Moritz  (mit 
diesem  hatte  er  in  Heidelberg  unter  anderem  über  die  Gewinnung 
von  Sachsen  und  Würtemberg  verhandelt)  und  Ludwig  d.  j.  nach 
Darrastadt.  Am  7. 2 reiste  Moritz  nach  Hanau,  von  wo  er  am 
8.  März  dem  Fürsten  schrieb : „Puis  que  j’enteudu,  que  le  duc  de 
Brunsvig  est  arrivS  ä Francfurt  je  u’ay  voulu  pas  faillir  de  vous 
dgnifier  cela,  priant  pour  l’amour  de  nostre  alliance,  que  vous 
me  dignez  trouver  icy  et  me  donner  vostre  noble  et  tres  bon 
conseil,  ce  que  j’estime  plus  que  tous  les  promesses  que  mr.  X. 
m’a  faict.  Haste z,  hastez,  taut  que  vous  pouvez.“  Sofort  eilte  der 
Fürst  nach  Hanau,  wo  zwischen  ihm,  dem  Landgrafen,  dem  Grafen 
Johann  d.  j.  von  Nassau3  und  dem  Herrn  von  Dohna  „allerhant 
gute  bedencken  gemacht  wurden.“ 

Am  8.  März  schrieb  Brauuschweig  an  Churpfalz  und  bat  um 
den  vom  I^andgrafen  verfassten  und  bei  seiner  Durchreise  nach 
Hanau  den  pfälzischen  Räthen  (in  Frankfurt?)  hinterlassenen  Dis- 
cars. Dessen  Inhalt  war  folgender:  Die  Armee  von  12,000  Mann 
za  Fuss  und  4000  zu  Pferd,  deren  Werbung  man  vorgeschlagen, 
ist  nicht  geeignet  für  ihren  Zweck;  denn  der  Reiter  sind  zu  viele, 
des  Fusvolks  zu  wenige;  unter  jedem  Tausend  deutscher  Reiter 
fand  an  solche  denkt  man  allein)  befinden  sich  200  Stalljungen; 
die  deutschen  Reiter  kennen  die  Eigenthümlichkeiten  des  Feindes 
nicht  hinlänglich;  sie  sind  übel  armirt.  Die  Cavalerie  hat  zu 
wenige  (4)  und  zu  junge  Obersten.  Die  Infanterie  ist  in  zu  wenige 


nAossy  espere  je  m’amie,  que  vous  ne  me  refuserez  aussy  la  faveur  du 
Tostre  conge  et  permission  pour  un  peu  de  temps,  lequel  par  la  grace 
de  Dieu  se  pourroyet  terminer  plus  tost,  que  tout  le  monde  eust  jamais 
pensc.  (A.  a Ü.  Eigenh.) 

1 Am  29.  Febr.  schrieb  der  Fürst  an  seine  Gemahlin:  „Si  je  vous 
deusse  ancores  affirmer  pour  tout  certain , que  je  debroys  aller  a la 
guerre,  ou  que  la  guerre  se  debvroyet  laisser  ou  rompre,  je  ne  le  scau- 
roys  point  faire.  Ces  irresolutions  sont  causees  de  vos  prieres  continuants 
et  reraettans.  Pourtant  priez  Dieu  ce  que  vous  voulez  expressement  et 
uw  en  trouverez  avec  de  joye  vostre  contentement  et  bonne  et  heu- 
reuse  yssue.  (A.  a.  0.  Eigenh.) 

1 Vgl.  das  Schreiben  des  Fürsten  an  seine  Gemahlin  n 30. 

3 lieber  dessen  Absichten  und  Verhandlungen  s.  die  beiden  Schrei* 
ben  von  Wilhelm  Ludwig  Gr.  Nassau  (15.  März)  und  Johann  d.  ä.  Gr. 
Nmau  (11.  April)  bei  Groen  vau  Prinsterer,  archives  de  la  maison 
d'Orange-Nassau  II,  1.  p.  412,  414. 


Digitized  by  Google 


170 


1599 


42.  Regimenter  eingctheilt  und  bedarf  dringend  eines  besondern  Gene- 
rals. (Johann  d.  j.  von  Nassau  wird  vorgeschlagen.)  Der  General 
der  Infanterie  muss  ein  besonderes  Regiment  von  1500  bis 
2000  Mann  unter  sich  haben  etc.  etc.  Ueber  Werbungen,  Bestal- 
lungen der  Obersten  und  hoben  Aemter,  Artillerie  etc.  muss  mit 
Xuthun  des  Feldobersten  gehandelt  werden,  daher  ein  solcher 
baldigst  zu  ernennen  ist.  — Datum  Darmbstatt  den  22.  Februarii 
anno  1599. 

Als  der  Fürst  Christian  hörte,  dass  Braunschweig  in  Frank- 
furt sei,  bedachte  er,  dass  alles,  was  man  vorbereite,  zu  nichte 
werde,  wenn  nicht  der  Injurienstreit  zwischen  ihm  und  dem  Land- 
grafen Moritz  beigelegt  werde.1  Nachdem  er  von  letztem  gehört, 
dass  Churpfalz  die  Sache  vermitteln  könne,  und  nachdem  Braun- 
schweig nach  Heidelberg  gereist  war, 2 eilte  der  Fürst  am  14. 
dorthin3  und  bewog  den  Churfttrsten  zur  Vermittlung  eines  Ver- 
gleichs, welcher  am  10.,  an  dem  der  Landgraf  gleichfalls  in  Heidelberg 
eintraf,  zu  Stande  kam.  Am  18.  März  reiste  Braunschweig  nach 
Speier,  die  übrigen  Herren  nach  Durlach,  wo  am  20.  mit  dem 
Markgrafen  von  Baden  berathen  ward,  ob  das  Unternehmen,  wie 
es  in  Frankfurt  festgestellt  sei,  fortgehen  solle,  auch  wenn  mau 
nicht  über  das  Geueralat  einig  werde.  Am  21.  Rückkehr  nach 
Heidelberg,  wo  in  Folge  jener  Conferenz  folgendes  Bedenken  ab- 
gefasst wurde. 

Die  Maxime : „cs  seic  besser . . . alles  underlaDen  als  irgend 
ein  unvollkommen  werck  angericht  werde,“  ist  genugsam  aus- 
geführt. Nun  hat  aber  die  Frankfurter  Versammlung  in  ihren 
Beschlüssen  über  den  Feldzug  sich  übereilt;  die  Ernennung  eines 
Generals  ist  noch  zweifelhaft  und  der  wichtigste  Punct,  „neinblich 
der  conföderation  halber,“  ist  noch  nicht  im  reinen.  In  die  drei 
Monate  ferner,  die  der  Feldzug,  währen  soll,  und  die  viel  zu  wenig 

i Ueber  einen  solchen  Vergleich  hatten  schon  vor  dem  Frankfurter 
Tag  die  Kanzler  beider  Fürsten,  Jagemann  und  Antrecht,  zu  Münden 
verhandelt. 

'■*  Auf  desChf.  Pfalz  Einladung.  (Die  churpf&lz.  Gesandten  in  Frank- 
furt an  ihren  Herrn.  1599  März  11.  M.  pf.  1444.  f.  937) 

3 Am  14  März  schrieb  der  Fürst  an  seino  Gemahlin : „Je  suis  tons- 
jours  ancores  en  possession  d’incertitudc  tant  pour  la  guerre  quant  pour 
mon  arrivec  ...  Je  ne  plains  rien  tant,  horsrais  que  rinfinite  des  affai- 
res m’accable  de  teile  fa»;on,  qu’ils  me  causent  quelques  fois  l’intermission 
de  mes  prieres  a mon  tres  grand  regret,  dont  je  sents  aussy,  qae  pln- 
sieurs  difficultez  se  presentent  que  je  n’eussc  espere  pas.“  Die  Fürstin 
möge  um  so  eifriger  in  ihren  Gebeten  sein.  - P s.  Brannschweig  ist 
in  Heidelberg  angelangt.  Der  Lgr.  Moritz,  selbst  der  Mgr.  Anspach  wer- 
den vielleicht  noch  kommen.  Der  Fürst  wünscht,  dass  letzterer  weg- 
bliebe „estaut  seulemeut  precepteur  de  boire  et  des  vices.“  (Bg.  1 F.  I ; 
28  vol.  3.  Eigenh.) 
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>ind,  um  etwas  darin  anzufangen,  haben  etliche  nur  auf  Ratifica-  - 
tion  gewilligt.  Hinsichtlich  der  Vertheilung  (außteilung)  der  hohen 
Aemter  und  deren  Besetzung  ist  man  noch  weit  vom  Ziel.  Wenn 
etliche  der  Designirten  nicht  annehmen  und  jeder  bei  der  Desig- 
nation auf  seinem  Kopf  und  seinem  Vortheil  besteht,  so  wird  die 
Sache  erst  recht  schlimm.  Man  berücksichtige  die  Zeit  und  Kosten, 
welche  Vorspann  und  „Zusammenrichtung“  der  Artillerie  erfordert, 
sowie,  dass  für  die  Einrichtung  des  Proviantwesens  wenigstens 
3 Monate  bei  solchen,  die  darin  geübt  sind,  erfordert  werden. 
Das  deutsche  Heer  ist  dem  Feinde  w<  der  an  Zahl  noch  an  Tüchtig- 
keit gewachsen.  Hinsichtlich  der  zeitigen  Erlegung  des  Geldes 
für  die  Unterhaltung  der  Truppen  dürften  gleichfalls  Unordnungen 
Vorkommen;  ist  doch  noch  kein  vollkommncr  „etat  de  la  guerre“ 
gemacht,  und  zeigen  sich  jetzt  schon  Mäugcl,  welche  auf  grössere 
Mängel  bei  grösser«  Ausgaben  deute«.  Man  spricht  nicht  von 
der  Fortführung  des  Krieges  nach  den  3 Monaten.  Das  Directo- 
rium  dürfte  den  General  zu  sehr  einschränken.  Man  wird  sich 
über  Musterung  und  Musterplatz  schwer  einigen.  Man  bedarf  zu 
dem  Feldzug  einer  Schiffbrücke  „hieobwarts  Beins,“  vou  der 
gleichwol  gar  nicht  die  Rede  gewesen  ist.  Das  Vcrhältniss  der 
Cavalerie  und  Infanterie  ist  nicht  recht,  in  letzterer  „ist  nur 
ein  eintziger  obrister,  so  en  chef  comwandirn  kan.“  Uebcr 
Zuziehung  französischer  Reiter,  die  nöthig  sind,  ist  noch  nichts 
beschlossen.  Nicht  einmal  über  den  Zweck  des  Feldzugs  ist  man 
einig.  Endlich  „ob  mit  den  State«  zu  tractiru,  ist  noch  zweiffelich, 
viel  ungewisser,  waß  man  und  wie  es  tractiru  sol,  am  aller  ünge- 
wissesten, was  bei  den  Staten  zu  erhalten.  „Hieraus  folgt,  dass 
man  zu  dem  Feldzug  nicht  genügend  vorbereitet  ist.  Aber  wenn 
man  auch  alles,  was  gegenwärtig  vermisst  wird,  zur  Hand  hätte, 
so  dürfte  der  Krieg  dennoch  nicht  gewagt  werden.  Denn  es  ist 
zu  besorgen,  dass  man  nach  Eröffnung  des  Krieges  keine  weitern 
Bundesgenossen  gewinne,  und  dann  ist  die  „contiuuatio  contra 
Perpetuum  et  potentem  hostem  unmöglich.“  Weil  auch  inzwischen 
die  Strassburger  Unruhen  wieder  augehen  würden,  so  hat  man 
sich  auch  nach  der  Seite  gefasst  zu  halten , „daß  wo  möglich  ein 
Schwert  das  ander  in  der  scheiden  behalte.“ 

Deshalb  suche  man  zunächst  nur  folgendes  zu  erreichen : 
b ein  Bündniss  der  Correspondirenden  „uf  alle  cventualfällc 
-•  Erlegung  der  bewilligten  Gelder  und  jährliche  Zuschüsse  zu 
denselben;  3.  „daß  sich  eines  gewissen  haupts  verglichen  würde, 
daß  uf  alle  fälle  mit  dem  ehrten  uf  die  bei«  kommen,  auch  die 
angehörige  beschreiben  und  der  Sachen  notturft  resolvirn 
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42.  kßnt,  daß  man  also  non  amplius  de  praeparando,  sondern 
vielmer  de  gerendo  et  conservando  bello  zu  deliberirn;“  4.  dass 
man  Sachsen  und  Wflrtemberg  gewinne;  5.  „mit  Franckreich  trac- 
tation,  auch  denStaten  undEngellant  gute  correspondeutz  anstelt ;** 

H.  dass  man  sich  vor  den  gegenwärtig  begangenen  Irrthümern 
künftig  hüte;  7.  „bei  der  Kai.  Mt.  allerbant  notwendige  und  nütz- 
liche sachen,  wie  auch  bei  Florentz  tractirt  und  underbawet;“ 

8.  dass  man  die  Unterthanen  bewahre  und  einübe,  und  9.  „das 
lant  mit  paßen,  graben  und  vöstungen  versehen  würt.  — Wan 
dieses  (der  in  Frankfurt  beschlossene  Krieg)  ein  zug  in  Franck- 
reich oder  ins  Niederlant  were,  dem  kogig  und  Staten  wider  den 
Spaniern  zum  besten  gemeint,  so  bette  es  um  soviel  weniger  be- 
dcnckens;  dan  waß  ir  scopus  were,  waß  sie  vor  mittel  betten  an 
gelt,  artüllerie,  proviant,  dafür  ließe  man  sie  sorgen.  Dieweil 
aber  dieß  wesen  von  etlichen  chur-  und  fürsten  selbst  angefangen 
würt,  welche  mererteil  des  kriegens  entwont,  so  ist  es  ein  hohe 
notturft , daß  man  die  Sachen  wol  reif  und  uf  alle  ecken  lege, 
ponderire  und  beratschlage,  uf  das  alles  consilio  prius  quam  armi« 
versucht  werde.  Und  obwol  in  gemein  dafür  gehalten  würt,  ein 
solchev  occasio  rei  bene  gerendae  werde  sich  nimmermer  zutragen, 
so  ist  man  doch  anderseits  der  meinung,  daß,  so  lang  Spanier 
werden  Spanier  sein,  so  lang  werden  sie  ir  monarehiam  fortzu- 
setzen und  einen  nach  dem  andern  herumbzurticken  nicht  under- 
laßen,  also  daß,  wan  man  sich  nicht  würt  wollen  gutwillig  irer 
tyrannei  underwerfen,  so  würt  man  alzeit  occasion  haben,  sich  zu 
weren,  allein  möcht  es  künftig  mit  beßerm  fnudament  geschehen, 
alß  wan  man  es  jetzo  alßbalt  thun  solte.“ 

Was  das  gegenwärtig  beabsichtigte  Unternehmen  gegen  die 
Spanier  angeht,  so  „ist  auch  von  der  di version  nicht  wenig  geret 
worden.  Diweil  man  aber  ipsa  ratione  hoc  dictante  leichtlich  er- 
messen kan , daß  die  hern  Staten  nicht  ungern  sehen , daß  der 
feint  sich  von  inen  hinweg  und  naher  Teutschland  gewendet,  so 
werden  sie  in  soviel  müglich  nicht  allein  nicht  wiederumb  sich 
uf  den  hals  ziehen,  ‘Sondern  je  lenger  je  mer  in  Teutschland  fort- 
treiben, darin  sie  dan  auch  gar  nicht  zu  verdrucken.  Und  wie 
wir  biß  anhero  gantz  ungern  gesehen,  daß  die  Spanier  so  lange 
jar  hero  inen  allerlei  betrübnuß  zugefügt,  aber  doch  nichts  darzu 
gethan,  also  werden  sie  es  auch  ungern  sehen,  daß  die  Spanier 
jetzo  in  Teutschlant  sein;  aber  sie  werden  in  nicht  gern  wieder- 
umb sich  uf  den  hals  ziehen,  wofern  es  inen  menschlich  und  müg- 
lich sein  würt.  Solte  man  nun  den  Uern  Staten  ein  summam  gelts 
geben,  were  zu  besorgen  (mau  hette  dan  dessen  gnugsame  asse- 
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curation),  sie  würden  mit  demselben  gelt  die  Spanier  je  lenger  je  April 
weiter  ins  Teutschlant  treiben.  Aüoruin  indicio  salvo.  — Actum 
Heidelberg,  Sontags  den  11.  Martii  anno  1599.“ 

Auf  des  Landgrafen  Vorschlag  luden  sodann  er  und  der  Chur- 
fürst von  der  Pfalz  den  Herzog  von  Braunschweig  und  Markgrafen 
von  Anspach  zu  einer  Besprechung  ein,  welche  am  20.  März  in 
Offenbach  stattfand. 1 — Actum  den  14.  Aprilis  anno  1599. 

Bern  bürg  VI  P 9.  (Orig.) 

1 Hier  wurde  zwischen  Braunschweig  und  Lgr.  Moritz  von  den  übri- 
gen Fürsten  verhandelt  über  einen  Ausgleich  hinsichtlich  des  Oberbefehls. 

Dr.  Clotz  schreibt,  es  solle  eine  Theilung  des  Heeres  unter  beide  vor- 
geschlagen sein.  Die  zweitägigen  Verhandlungen  hatten  keinen  Erfolg. 

(Clotz  an  Lgr.  Ludwig  d.  ä.  März  26.  C.  St.  Kriegssachen  1598/9.)  Am 
27.  März  kam  Lgr.  Moritz  nach  Frankfurt  und  i heilte  dem  Clotz  mit, 
dass  Brandenburg  und  Brauuschweig  schleunigst  9000  Mann  zu  Fuss  und 
3000  zu  Pferde  aufstellen  und  gegen  die  Spanier  führen  wollten.  Er 
(der  Landgraf)  gedenke  dagegen , mit  Churpfalz,  der  sich  schon  bereit 
erkürt  habe,  mit  Zweibrücken,  Baden-Durlach,  den  Wetterauer  Grafen 
die  dreimonatliche  Defension  zu  übernehmen.  Clotz  möge  darüber  seines 
Herrn  Resolution  einholen.  — Von  Frankfurt  reiste  der  Landgraf  noch 
&m  27.  März  wieder  nach  Offenbach  zu  Churpfalz.  (Dr.  Clotz  an  Lgr. 

Ludwigd.  ä.  März  27.  C St.  Kriegssachen  1598/9.)  Lgr.  Ludwig  d.  ä.  schrieb 
am  29.  März  an  Dr.  Clotz,  der  ihm  diese  Nachrichten  mitgetheilt:  es 
sei  das  rathsamste,  dass  man  das  Unternehmen  gegen  die  Spanier  wieder 
anfgebe,  zumal  wenn  die  Spanier  abziehen  und  dann  der  Coblenzer 
Kreisconvent  sich  zu  keiner  Hülfe  herbeilasse.  Der  Plan  des  Lgr  Moritz 
erfordere  unsägliche  Kosten,  und  es  werde  schimpflich  sein,  wenn  bei 
der  Ausführung  desselben  die  Mittel  fehlten,  (a.  a.  O ) Fürst  Christian 
schrieb  am  1.  April  an  seine  Gemahlin:  „De  Fun  coste  Dieu  en  a exauctr 
ros  si  constÄntes  prieres  . . , de  l’aultre  coste  je  suis  infiniment  marry, 
que  je  ne  peux  ancores  dans  quelques  moys  secourir  . . ie  pauvre  pays 
de  mr.  vostre  pere  ...  Je  veois  ancores  la  disposition  bien  esloignee, 
croyant  fertement,  que  Dieu  aveugle  ceux  qui  debvuyent  veoir.“  Er 
reist  von  Heidelberg  nach  Stuttgart.  (Bg.  I Fl;  28  vol.  3.  Eigenh.) 

43.  Der  Kaiser  an  Churpfalz.  April 

Da  der  Churfürst  auf  des  Kaisers  Schreiben  vom  17.  Mürz  ^ 
noch  nicht  geantwortet  hat,  so  ermahnt  dieser  ihn  „gnedig  und 
entlieh,“  das  gemeinnützige  Werk  des  Deputationstages  nicht 
weiter  zu  hindern,  sondern  gemäss  der  ihm  durch  den  Reichs- 
abschied auferlegteu  Pflicht  seine  Gesandten  sofort  nach  Speier 
zu  schicken.  — Geben  . . zu  Prag  den  letzten  tag  Aprilis  anno  im  99. 

München  Staatsarchiv  pf.  115/*  f.  111.  (Orig.) 

*4.  Friedrich  IV.,  an  Moritz  Landgraf  von  Hessen.  Mai 

Der  Landgraf  hat  in  seinem  Schreiben  vom  27.  April  den  Chiu- 
fürsten  gebeten:  da  er  (der  Landgraf)  sein  geworbenes  Kriegsvolk 
gemäss  dem  Coblenzer  Abschied  im  Namen  des  oberrheinischen 
Kreises  dem  westfälischen  Kreis  zuschicken  wolle,  so  möge  der 
Churfürst  mit  seinem  raitausschreibenden  Fürsten  dahin  wirken, 
dass  die  vom  oberrheinischen  Kreis  bewilligten  9 Monate  späte- 
stens beim  nächsten  Probationstag  zur  Bezahlung  der  Truppen 
öbersandt  werden.  Aber  der  oberrheinische  Kreis  hat  in  des 


174 


1599 


Landgrafen  Werbungen  nicht  gewilligt;  der  Coblenzer  Convent 
war  nicht  einig,  und  Churpfalz  hat  gegen  seinen  Abschied  Prote- 
st irt  wegen  des  Directoriums  des  westfälischen  Kreises.  Da  die 
Stände  dieses  Kreises  zum  Theil  die  Spanier  in's  Land  gelockt 
und  begünstigt  haben,  und  die  Zugeordneten  des  westfälischen 
Kreisobersten,  Jülich  und  Münster,  die  spanische  Partei  offen  be- 
fördern, so  dürfte  das  vom  Landgrafen  geworbene  Volk  mehr  zur 
Beförderung  der  spanischen  Anschläge  und  Unterdrückung  der 
Niederlande  gebraucht  werden,  als  für  die  gemeine  Sache.  Des- 
halb kann  der  Churfürst  des  Landgrafen  Absicht  nicht  befördern. 
Uebrigens  will  er  im  oberrheinischen  Kreise  sich  dafür  bemühen, 
dass  der  Landgraf  die  Last  der  Unternehmung  nicht  allein  trage, 
aber  nur  unter  der  Bedingung,  dass  sie  dem  gemeinen  Wesen  zum 
besten  gereiche.  — Datum  Geckenheim  den  28.  Aprilis  a.  1599. 

Cassel  Staatsarchiv.  Bayern.  (Cop.) 

M a i 45.  Friedrich  IV.  an  B r a u n s c h w e i g. 

1 ' Der  Churfürst  übersendet  sein  Schreiben  an  Churbrandenburg 

vom  7.  April.  Die  churbrandenburger  Gesandten  zum  Deputations- 
tag1 sind  ganz  kürzlich  durch  Heidelberg  durchgezogen  und  haben 
merken  lassen,  dass  ihr  Herr  die  Zurückstellung  des  Deputations- 
tages nicht  ungern  sehen  werde.  Gleicher  Meinung  ist  Churpfalz 
stets  gewesen.  Er  schlägt  deshalb  dem  Herzog  vor,  dass  ihre 
und  anderer  Evangelischer  Gesandte  instruirt  werden,  sich  nach 
Massgabe  der  bei  den  2 Conventen  zu  Frankfurt  über  diesen 
Punct  gepflogenen  Verhandlungen  mit  einander  zu  vergleichen.  — 
Datum  den  7.  Maii  a.  99. 

München  Staatsarchiv  pf.  115/4  f.  108.  (Cpt.) 

1 Der  Deputationstag  war  am  13.  Mai,  da  viele  Deputirten  abgereist 
waren,  und  Churtrier  wegen  des  Todes  seines  Erzbischofs  nicht  vertreten 
war,  von  den  kaiserlichen  Commissarien  auf  Pfingsten  a.  St.  vertagt  Die 
Commissarien  erklärten,  das  Trierer  Capitel  werde  während  der  Sedis- 
vacanz  die  Gesandten  selber  abfertigen.  (Bergner  an  Hückel.  Mai  14. 
M.  pf.  115,4  f.  104.) 

Mai  4(>.  St  ursch  edel  an  Moritz  Landgraf  von  Hessen. 

19 

Starschedel  hat  gleich,  als  die  Spanier  in’s  Reich  einfielen, 
gesehen,  dass  Hessen  nicht  bedroht  sei ; als  andere  dann  ausstreuten, 
die  Spanier  hätten  mehr  Volk  geworben,  das  nach  kaiserlichen 
Patenten  durch  Hessen  nach  Paderborn  zur  Musterung  zu  führen 
sei,  erinnerte  er,  dass  dies  von  gewissen  Leuten  „zu  sondern)  vor- 
teil“ erfunden  sei.  Bei  dem  Plan  eines  Bundes  etlicher  Fürsten 
sagte  Starschedel  dem  Landgrafen  die  gegenwärtigen  misslichen 
Begcgnisse  voraus;  er  rieth  ihm  gleich , die  Hülfe  der  Erb- 
vereinigten  zu  gebrauchen,  worauf  der  Landgraf,  „das  derent- 
wegen nichts  zu  erhalten,  mit  mir  hierauf  eine  wettung  auf  hundert 
tnler  angeschlagen ; ist  gleichwol  . . zu  werck  . . gerichtet  worden.“ 
Der  Landgraf  wollte  auch  nicht  glauben,  dass  die  zu  Cobleuz  be- 
schlossene Execution  ausgeführt  werde,  noch  weniger,  dass  Anspach 
und  Braunschweig  ihre  vorherige  Vergleichung  aufgebend,  sieb 
diesem  Ahschied  fügen  würden;  dass  beide  persönlich  iu’s  Feld 
ziehen  und  nicht  ruhig  daheim  bleiben  werden,  darüber  hat  dei 
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Landgraf  in  Darmstadt  mit  Starschedel  „umb  hundert  taler  im 
bisein  des  graven  zu  Nassau  gewettet.“  Nun  haben  sie  dem 
*e$tfälischon  Kreis  sagen  lassen,  sie  wollten  sich  ganz  dem  Coblen- 
zer  Abschied  gemäss  erzeigen,  ihr  Kreiscontingent  schicken  an  den 
Ort  und  zu  der  Zeit,  die  der  westfälische  Kreisoberste,  an  den 
das  Volk  gewiesen  werden  solle,  bestimmen  werde.  Starschedel 
hofft  „hirdurch  nicht  alleine  die  zwei  hundert  taler  erlich  gewonnen, 
sondern  auch  . . ein  gut  bottenbrot  verdient  zu  haben.“  Ohne  des 
Landgrafen  eifriges  Drängen  würde  der  westfälische  Kreis  noch 
nicht  so  weit  fortgeschritten  sein,  wie  er  wirklich  gethan  hat;  .Star- 
schedel aber  hat  bei  der  ganzen  Sache  mehr  gearbeitet  als  irgend 
ein  Fürstendieuer,  die  Ungnade  von  Fürsten  und  Grafen  sich  zu- 
gezogen;  er  freut  sich  aber,  dem  Landgrafen  in  so  grosser  Gefahr 
redlich  geholfen  und  die  Sachen  so  weit  gebracht  zu  haben,  dass 
ier  Landgraf  zu  seinem  Ruhm  und  seines  Landes  Sicherheit  noch 
uel  gutes  dabei  tbun  kann.  „Vor  meine  person  wil  ich  gern  dar- 
ait  beschließen , einem  andern,  der  es  beßer  machen  kann,  platz 
(ffiaehen)  und  mit  der  alten  hofregel:  iniarias  tollerando  et  insuper 
gratias  agendo*  auch  vorlieb  Kiemen.“  — Datum  Münster  am 
l 3Iaii  a.  99. 

Cassel  Staatsarchiv.  Kriegssachen  1599  Mai,  Juni.  (Cop  ) 

4L  Friedrich  IV.,  Resolution  auf  Bongars’  Werbung.1  Mai 

TT  1 

üeber  den  Frieden  des  Königs  von  Frankreich  mit  Spanien 
bat  der  Churfürst  nie  Argwohn  geschöpft.  Zur  Abwehr  der  spani- 
schen Feindseligkeiten  haben  der  Churfürst  und  etliche  wolgesinnte 
Stände  Truppen  ausgerüstet.  Wenn  nun  unter  diesen  Ständen 
Hisshelligkeiten  entstanden  zu  sein  scheinen,  so  wird  sich  hoffent- 
lich alles  zum  Wole  des  Reichs  wenden  lassen,  wie  auch  der 
König  der  Spanier  böse  Anschläge  nach  Kräften  brechen  helfen 
ittd,  was  er  von  solchen  hört,  den  Ständen  mittheilen  wird.  Der 
Papst  sucht  auf  allerhand  Wegen  alle  christlichen  Stände  seiner 
Tyrannei  zu  unterwerfen;  deshalb  muss  man  gegenüber  seinen 
Bemühungen  um  das  Bündniss  gegen  die  Türken  wol  vorsichtig 
'ein.  Ueber  die  Strassburger  Sache  kann  der  Churfürst  sich  erst 
erklären,  nachdem  er  — wozu  hoffentlich  bald  Gelegenheit  sein 
'ird  — mit  andern  Ständen  berathen  und  „dem  werk  ein  gewisses 
Fundament“  gelegt  hat.  Er  dankt  dem  König  dafür,  dass  er  durch 
^inen  Gesandten  beim  Kaiser  die  Interessen  der  Fürsten  nach 
Kräften  fördern  wolle.  Von  den  Obligationen,  für  die  der  Krone 
Frankreich  vorgestreckten  Summen  hat  der  Gesandte  Copien 
“rhalten,  und  hofft  der  Churfürst,  der  König  werde  ihm  baldigst 
in  etwas  wilfarig  sich  erweisen.“  — Datum  den  13.  Maii  a.  1599. 

München  Staatsarchiv  543,1  f.  447.  Cpt. 

1 Nach  seiner  Werbung  vom  10.  März  hatte  Bongars’  am  17.  Mai 
wi  Churpfalz  und  davor  bei  Würtemberg  und  Baden  „etwas  fernere 
inzeig  gethan“  (Grosshofin.,  Kanzler  und  verordnete  Käthe  an  Churpfalz. 

Mai  1&.  M.  543/1  f.  439),  desgleichen  im  April  bei  Lgr.  Moritz.  (Koui- 
ael.  correspondance  p.  48,  50.) 
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48.  Ludwig  d.  ä.  Landgraf  von  Hessen  an  Moritz 

Landgraf  von  Hessen. 

Der  Landgraf  übersendet  ein  Schreiben  des  Churfürsten  von 
der  Pfalz,  darin  er  auf  Anregung  des  Magdeburger  Convents1  zur 
Fortsetzung  der  in  Frankfurt  begonnenen  Unionshandlungen  einen 
Tag  zu  Friedberg  vorschlägt.  Churbrandenburg,  Anspach  und 
Braunschweig  scheinen,  da  der  genannte  Convent  ihren  Wünschen 
nicht  entsprochen  hat,  nun  wider  die  Frankfurter  Vereinigung 
fortsetzen  zu  wollen.  Selbst  wenn  diese  verwirklicht  werden  sollte, 
so  ist  nach  dem  in  Frankfurt  geoffenbarten  Zwiespalt  und  Vorzug 
der  Sonderinteressen  vor  dem  gemeinen  Besten  ihre  Beständigkeit 
und  Wirksamkeit  dem  Landgrafen  noch  nicht  denkbar.  Auch  Chor 
pfalz  scheint  Schwierigkeiten  dabei  zu  sehen  und  zögert  deshalb 
mit  der  Ausschreibung  des  Tags.  Der  Landgraf  wünscht  des 
Landgrafen  Moritz  Gutachten  über  diese  Sache.  — Datum  Mar* 
purgk  den  18.  Maii  anno  99. 

Cassel  Staatsarchiv.  Kriegssachen  1598,9.  (Cpt.)  Vgl.  Rommel  VI,  S.  50. 

t Ueber  diese  Tagsatzung  vgl.  Ritter  I,  S.  137. 

49.  Friedrich  IV.,  Resolution  auf  die  Werbung  A Ut- 

rechts, Gesandten  des  Landgrafen  Moritz. 

Der  Churfürst  ist  bereit,  die  vom  oberrheinischen  Kreis  be- 
willigten 9 Monate  sofort  zu  erlegen  und  dasselbe  bei  den  andern 
Ständen  zu  befördern;  „were  also  deren  von  des  lantgraven  f.  g. 
gethanen  protestation  und  etwas  harten  erinnerung  unnötig  gewe- 
sen/1 1 Der  Coblenzer  Abschied  ist  den  evangelischen  Ständen  in 
einigen  Punetcn  sehr  schädlich.  Im  westfälischen  Kreis  wider- 
streben Jülich  und  Münster  der  Execution ; gegen  diese  kann  Graf 
Lippe,  auch  wenn  er,  wie  der  Landgraf  behauptet,  ohne  den  Chur 
fürsten  zu  überzeugen,  wol  gesinnt  wäre,  das  Unternehmen  nicht 
allein  durchführen.  Dass  Anspach  und  Braunschweig  dem  Grafen 
Lippe  das  Directorium  völlig  einräumen  werden,  bezweifelt  der 
Churfürst  ebenfalls.  Aus  diesen  Gründen  kann  der  Churfürst  in 
die  Untergebung  der  von  Landgraf  Moritz  geworbenen  Truppen 
unter  Lippes  Directorium  nicht  willigen,  man  habe  denu  Garantien, 
dass  dadurch  der  gesuchte  Zweck  wirklich  erreicht  werde.  — 
Datum  den  25.  Maii  anno  99. 

Cassel  Staatsarchiv.  Kricgssachen  1599  Mai,  Juni.  (Cop.) 

1 I.gr.  Moritz  hatte  am  26.  Mai  an  Lgr.  Ludwig  d.  &.  geschrieben: 
die  oberrhein.  Kreisstände  haben,  weil  ihnen  der  Coblenzer  Abschied 
nicht  mitgetheilt  sei,  noch  nichts  gezahlt.  Nun  habe  er  den  Dr.  Antrecbt 
an  Churpfalz  geschickt,  damit  der  Churfürst  entweder  die  Kreisstände 
zur  Erlegung  des  Geldes  für  die  Unterhaltung  der  oberrhein  Kreistruppen 
ermahne  oder  einen  Kreistag  ausschreibe.  Werde  beides  abgeschlagen, 
so  solle  der  Gesandte  sich  mit  seinem  Gesuche  an  den  Bischof  von 
Worms  wenden.  (C.  8t.  Kriegssachen  1599  Mai,  Juni.) 

50.  Heinrich  IV.  an  Bongars.  (z.  Th.) 

Nach  dem  Beschlüsse  des  Magdeburger  Convents  soll  Chur- 
pfalz zum  Zweck  der  Kriegführung  gegen  Spanien  eine  zweite 
Tagsatzung  berufen.  Diese  soll  Bongars’,  wenn  sie  zu  Stande 
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kommt,  zum  Abschlüsse  eines  Bündnisses  zu  bewegen  suchen  und 
ihr  erklären:  wenn  der  Bund  unter  den  Fürsten  erst  abgeschlossen 
<ei,  wolle  der  König  selber  ihm  beitreten;  und  wenn  die  Ver- 
pflichtung zum  Beistände  zwischen  dem  Könige  und  dem  Bunde 
eine  gegenseitige  sei,  und  letzterer  sich  bestimmt  über  die  von 
ihm  zu  leistende  Hülfe  erkläre,  so  wolle  auch  der  König  eine 
bestimmte  Truppenhülfe  Zusagen.  Es  scheint  dem  König,  dass  er 
den  Fürsten  mit  10 — 12,000  Mann  zu  Fass  und  4000  zu  Pferde, 
und  diese  ihm  mit  der  Hälfte  von  beidein  zur  Hülfe  kommen 
konnten.  Zu  leisten  aber  wäre  diese  Hülfe  „en  cas  d’oppression 
on  de  guerre  faicte  au  prejudice  de  la  neutralite  de  Fempire  et 
de  sa  libertä,  ou  pour  envahir  nion  royaume  et  soubstenir  une 
Usurpation  de  partie  d'ieeluy,  comme  a vous  parier  plus  claire- 
nient  j’ay  advis,  que  le  roy  d’Espagne  pretend  faire  celle  du  mar- 
»luisat  de  Saluces.  Toutesfoys  j’estime,  qu’il  ne  fault  faire  connoi- 
streauxd.  princes,  que  j’en  aye  opinion.  Car  peult-estre  feroyent 
üs  moins  de  corupte  de  me  recevoir  en  leur  association,  s’ils  esti- 
morent,  que  j'entrasse  si  tost  en  guerre  avec  led.  roy  d’Espagne 
h pour  celu  avois  besoing  d’eulx.  C’est  en  verite  chose  aussi  qui 
est  en cores  fort  incertaine,  et  fault  que  je  vous  die,  que  j’ay  opi- 
Rion,  que  led.  roy  d’Espagne  emploira  plustost  son  credit  pour 
composer  le  different  dud.  marquisat  que  pour  l’aigrir.“  Bougars 
möge  diese  Mittheilungen  benutzen  „pour  favoriscr  l’union  desd. 
princes  a laquelle  il  fault  teudre  principallement.“  Er  möge,  da 
der  König  dem  Muth  und  der  Entschlossenheit  der  Fürsten  miss- 
traut, es  so  einrichten,  dass  das  Bünduiss  mehr  von  den  Fürsten 
gesucht,  als  vom  König  angetragen  werde.  Im  letztem  Falle 
dürften  sie  bei  ihrer  misstrauischen  Art  nicht  darauf  eingehen. 
Öie  Verhandlungen  sind  in  strengem  Geheimniss  zu  führen.  — 
Escript  au  bois  Malesherbes  du  XU.  jour  deJuing  1599. 

Paris  Afemoires  de  Bongars  II.  f.  257.  (Orig.  Chiffrirt.) 


51.  Friedrich  IV.  anChurbrandenburg,  N e u b u r g , Zwei-  J u n 
brücken,  Anspach,  Braunschweig,  Lüneburg,  die  drei  IC 
Hessen,  Baden,  Anhalt,  Nassau  (für  die  Wetterauer 

Grafen)  und  Oettingen. 

Der  Churfürst  hält  die  Fortsetzung  der  Unionsverhandlungen, 
zn  der  er  zufolge  des  Magdeburger  Abschieds  zur  Ausschreibung 
eines  neuen  Convents  aufgefordert  ist , für  nöthig.  Somit  mögen 
die  Fürsten  (Grafen)  am  1.  August  in  Friedberg  zum  Abschluss 
der  in  Frankfurt  verfassten  Unionsnotcl  Zusammenkommen.  Da 
aber  für  die  Abwehr  der  Spanier  andere  Mittel  ergriffen  sind,  als 
der  Frankfurter  Abschied  angiebt , so  hat  man  nun  vornehmlich 
auf  Errichtung  des  Bündnisses,  Bildung  und  Verwendung  eines 
Geldfonds  zu  sehen.  Da  durch  des  Papstes,  seiner  Nuntien  und 
Jesuiten  Bemühungen,  den  Religionsfrieden  und  weltliche  Ord- 
nungen zu  zerrütten  und  Zwiespalt  zu  säen , den  Ständen  am 
Kammr-rgoricht,  am  kaiserlichen  Hofrath , bei  Reichs-,  Kreis-  und 
beputationstagen  viele  Beschwerden  erwachsen  sind,  so  dürfte  auch 
darüber  zu  berathen  nöthig  sein.  Die  Gesandten  der  Fürsten 
«Grafen)  mögen  hinreichend  bevollmächtigt  werden.  Das  ganze 

Acten  des  3ujähr.  Krieges  I.  12 
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Werk  ist  sehr  geheim  zu  halten. 1 — Datum  Heidelberg  den 
6.  Junii  a.  1599. 

München  Staatsarchiv  pf.  114/4  f.  543.  (Cpt.) 

i Aehnlicke  Schreiben  an  die  Administratoren  von  Bremen,  Osna- 
brück und  Lübeck,  an  Mecklenburg,  Lauenburg,  Oldenburg  und  Schaum- 
burg  (letzteres  wird  dem  H.  Braunschweig  übersandt,  um  es  nach  Be- 
tinden 2ii  übergeben  oder  zurückzuhalten).  In  einem  Gutachten  von 
Culmann  (praes.  ult.  Maii  a.  99)  wird  gesagt : es  seien  zu  der  neuen 
Tagsatzung  zu  beschreiben  diejenigen,  welche  den  Frankfurter,  und  die- 
jenigen, welche  den  Magdeburger  Tag  beschickt  oder  besucht  haben 
Die  Stände,  mit  denen  nach  dem  Frankfurter  Abschied  zum  Zweck  der 
Annahme  der  Frankfurter  Beschlüsse  zu  unterhandeln  wäre,  seien  nicht 
zu  beschreiben,  weil  jene  Verhandlungen  unterblieben  seien.  (M  pf. 
114/4  f.  532.) 

52.  Die  chur pfälzischen  Deputationstag s gesandten 

Culmann  und  Schug  an  ihren  Herrn. 

Gleich  nach  Ankunft  der  beiden  Räthe  besuchte  sie  der  chur- 
braudenburger  Gesandte  Dr.  Bruckmann  und  erklärte:  er  sei  in* 
struirt,  den  Deputationstag  nach  Kräften  zu  hintertreiben  und 
keiner  Verhandlung  zugleich  mit  Burgund  und  Constanz  beizu- 
wohnen.  Dies  letztere  möchten  die  Churpfälzer  am  folgenden 
Tag  in  einer  Versammlung  der  evangelischen  Gesandten  besprechen 
lassen.  Er  (Dr.  Bruckmann)  werde,  wenn  auch  nur  Churpfalz 
und  Braunschweig  sich  zu  ihm  gesellten,  der  Mainzer  Canzlei  an* 
zeigen,  dass  man  mit  Burgund  und  Constanz  keiner  Versammlung 
beiwohnen  werde.  Zu  diesem  Schritt  erklärte  sich  dann  der 
Braunschweiger  Gesandte,  den  Schug  besuchte,  gleichfalls  bevoll* 
mächtigt.  Er  bemerkte,  von  Hessen  und  Nürnberg  habe  man  gar 
keinen  Beistaud  zu  erwarten.  (Ebensowenig  hatte  Dr.  Bruckmann 
Hoffnung  auf  Sachsen.)  — Die  Räthe  werden  nunmehr  die  von 
Dr.  Bruckmann  erwähnte  Versammlung  für  den  folgenden  Tag 
ansagen.  — Datum  Speier  den  14.  Junii  anno  99. 

München  Staatsarchiv  pf.  115/4.  f.  135.  (.Orig.) 

» 

53.  Culmann  an  den  Kanzler  Eberbach. 

Die  Churpfälzer,  Churbrandenburger  und  Braunschweiger  haben 
am  gegenwärtigen  Tage,  da  die  Hessischen  „das  werck“  bis  nach 
der  Proposition  und  bis  Sachsen  gewonnen  wäre,  „welches  meo 
iudicio  vergeblich,“  verschoben  wissen  wollten,  in  der  Mainzer 
Canzlei  angezeigt,  dass  sic  weder  der  Proposition,  noch  irgend 
einer  Verhandlung  beiwohnen  könnten,  wenn  Burgund  und  Con- 
stanz dabei  wären.  Sie  haben  sich  unter  einander  verglichen, 
dass  sich  Niemand  ohne  den  andern  in  etwas  einlasse.  — Datain 
Spcir  16.  Junii  a.  99. 

Beilage.  „Acta  Sabbati  16.  Junii  a.  99.“  Bericht  über  die 
von  den  Gesandten  von  Churpfalz,  Churbrandenburg  und  Braun- 
schweig bei  der  Mainzer  Kanzlei , und  darauf  dem  kaiserlichen 
Commissä r Dr.  Streit  gethane  Anzeige.  Letzterer  schlägt  — „für 
sich,  wie  er  sagt“  — vor,  man  möge  nur  bei  solchen  Verhand- 
lungen, in  denen  Burgund  und  Costnitz  Partei  sein  möchten,  z.  B. 
über  die  Bedrängnisse  des  westfälischen  Kreises,  deren  Abtritt 
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begehren.  Die  unbedingte  Aussehliessung  hindere  die  Justiz  und 
dürfte  ein  Feuer  wieder  anzünden,  das  der  Kaiser  kaum  gelöscht 
habe.  Viele  haben  bei  dem  Kaiser  geklagt,  dass  ihnen  die  Kammer- 
gerichtsurtheile  der  Revision  wegen  nutzlos  blieben,  und  ange- 
deutet, „wolten  selbst  sich  einsetzen.“  Die  Gesandten  erwidern: 
.,<ie  zweifeln,  ob  ihre  Herren  darauf  eingehen  werden ; einstweilen 
haben  sie  keineu  Befehl  dazu. 

München  Staatsarchiv  pf  1154  f.  144.  «Orig.) 


54.  Culmaun  an  Eberbach.  Juni 

0*7 

Der  Yicekanzler  übersendet  den  nachfolgenden  Bericht.  Man 
^gt,  Chursachsen  werde  ohne  Churpfalz,  Churbrnr.denburg  und 
Braunschweig  dem  Deputationstag  auch  nicht  beiwohnen.  — Datum 
Speir  17.  .Junii  a.  99. 

Beilage.  „Acta  die  solis  17.  Junii  a.  99.“  Audienz  der 
Küthe  von  Churpfalz,  Churbrandenburg,  Braunschweig  bei  den 
kaiserlichen  Commissarien  (Bischof  von  Worms,  Graf  Montfort, 

Kbert  Warabolt,  Dr.  Streit.)  Dr.  Streit,  erklärt,:  zum  Ausschluss 
Burgunds  und  Costnitz’  sei  die  Deputation  nicht  befugt,  noch  sei 
es  bräuchlidi,  wegen  des  Vergehens  einer  Person  ein  ganzes  Haus 
oder  Stift  der  Session  zu  berauben.  Wenn  auch  alle  der  Propo- 
rtion beiwohnen  (wozu  der  Commissar  auffordert)  so  solle  docli 
nachher,  bei  Verhandlungen,  in  denen  Burguud  und  Costnitz  Partei 
^eien , deren  Abtritt  verlangt  werden.  In  den  Justizgeschäften 
aber  seien  sie  nicht  Partei.  Die  Räthe  erwidern:  Zu  Disputa- 
tionen seien  sie  nicht  befehlicht.  Man  begehre  nur  den  Aus- 
schluss beider  Häuser  für  so  lange,  als  die  dafür  angeführten 
Motive  dauern.  Hierauf  aber  zu  bestehen,  sei  ihnen  unbedingt 
befohlen.  Dr.  Streit  erwidert,  den  Commissarien  sei  ernstlich 
befohlen,  mit  der  Proposition  vorzugehen.  Die  Räthe  beharren 
bei  ihrem  Verlangen. 

Mü  neben  Staatsarchiv  pf.  115/4  f.  156.  (Orig.) 


55.  Culmann  an  Eberbach. 

Tags  vorher  am  Abend  hat  Wambolt  dem  Culmann  berichtet: 
die  Burgundischen  und  Constanzer  Gesandten  haben  das  Begehren 
der  churpfälzischen  etc.  Gesaudten  mit  Hinweisung  auf  den  Abzug 
der  spanischen  Truppen  und  ihrer  frühem  Erklärungen  von  sielt 
gewiesen.  Am  folgenden  Tag  solle  die  Proposition  noch  nicht 
'tattfinden,  sondern  die  Sache  den  übrigen  Deputirten  zur  Ver- 
gleichung der  streitenden  Parteien  vorgele«t  werden.  Hierauf 
haben  die  Räthe  von  Chnrpfalz,  Churhrandenburg  und  Braun- 
schweig beschlossen,  einfach  bei  ihrer  Forderung  zu  beharren  und 
fflit  den  Deputirten,  die  ihre  Richter  nicht  sind,  sich  darüber 
weiter  nicht  einzulassen.  — Datum  Speir  den  18.  Junii  a.  99. 

München  Staatsarchiv  pf.  115/4  f.  161.  (Orig.) 
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°b.  Culmann  au  Eberbach. 

Uebersendet  den  nachstehenden  Bericht.  — Datum  Speir  den 
19.  Junii  a.  99. 

Beilage.  „Den  18.  Junii  a.  99.  a prandio  3.  liora  bei  com- 
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missariis  Wambolt,  Streiften.“  Stroit  berichtet  den  Rathen  von 
Churpfalz  etc.,  dass  der  Churfürstenrath  und  die  Mehrheit  «les 
Fürstenrathes  beschlossen  haben,  Burgund  und  Costnitz  seien  zu- 
zulassen und  mit  den  churpfälzischen  etc.  Käthen  zu  verhandeln, 
dass  sie  von  ihrer  Forderung  abstehen.  Wambolt  fügt  hinzu, 
dass  alle  die  schweren  Folgen  eines  Ausschlusses  Burgunds,  das 
die  Lasten  zweier  Churfürsten  trage,  bedacht  hätten;  man  sei  mit 
Burgund  „in  termino  paritionis  ,“  habe  schon  die  Unterhandlung 
wegen  Genugthuung  begonnen.  Um  diese  Sachen  in’s  reine  zu 
bringen,  sei  man  ja  eben  versammelt.  Die  Rätlie  erwidern: 
sie  haben  keinen  Befehl,  sich  gleich  einer  streitenden  Partei  der 
Vermittlung  der  Deputirten  zu  unterwerfen;  sie  haben  nur  anzu- 
zeigen, dass  entweder  Burgund  und  Costnitz  ausgeschlossen  wer- 
den, oder  dass  sie  abziehen  werden.“ 

München  Staatsarchiv  pf.  115/4  f.  165.  (Orig.1 

57.  Christian  Fürst  von  Anhalt  an  Churpfalz. 

Die  Abwehr  der  Spanier  ist  nunmehr  ganz  den  Kreisen  an- 
heimgegeben, und  hat  Churpfalz  nur  darauf  zu  sehen,  dass  die 
Kreishülfen  wirklich  ftir’s  gemeine  Beste  angewandt  werden.  Ferner 
hat  der  Churfürst  sich  zu/bemühen,  dass  die  engere  Vereinigung 
auf  dem  ausgeschriebenen  Convent  mit  Ernst  betrieben  werde, 
dann,  dass  die  zusammeuzuschiessenden  Bundesgelder  nur  mit 
des  Churfürsten  als  des  vornehmsten  Directors  Bewilligung  und 
nur  zum  gemeinen  Besten  verwandt  werden,  damit  nicht  wieder 
der  unzeitige  Eifer  anderer  die  Hilfeleistung  selbst  bestimme  und 
den  Churftirsten,  ohne  ihn  gefragt  zu  haben,  die  Kosten  rait- 
bezahlen  lasse.  — Datum  Amberg  den  19.  Junii  anno  1599. 

München  Staatsarchiv  pf.  114,4  f.  641.  (Orig.) 

58.  Bericht  über  die  Verhandlungen  der  kaiserlichen 
Commissarien  am  Deputationstag  mit  den  Gesandten 
von  Churpfalz,  Churbrandenburg  und  Braunschweig, 

Dr.  Streit  erklärt  im  Auftrag  des  Churfürsten-  und  Fürsten- 
raths: Die  Weigerung,  die  Proposition  anzuhören,  heist  soviel, 
als  man  versage  dem  Kaiser  die  begehrte  Audienz,  und  ist  unver* 
antwortlich.  Wenn  man  nach  Anhörung  der  Proposition  der  Un- 
ruhen oder  anderer  Gründe  wegen  nicht  weiter  handeln  will,  so  kann 
man  alsdann  die  Verhandlungen  aufschicben.  Wambolt  fügt  hinzu: 
Jene  Weigerung  hat  bei  allen  ein  scandalöses  Aussehen  und  beschwer- 
liche Folgen.  Die  Gesandten  antworten:  Dem  Kaiser  wird  nicht  die 
Audienz,  sondern  Burgund  und  Costnitz  die  Befuguiss,  bei  den 
Sitzungen  zu  erscheinen,  verweigert.  Im  Jahr  1583  ist  auch  ein 
Deputationstag  ohne  Proposition  eingestellt.  Eineu  Vorschlag 
hinsichtlich  der  Prorogation  des  Deputationstags  werden  sie  ad 
referendura  nehmen.  Es  lässt  sich  „inter  arma  nit  de  legibus  han- 
deln.“ Streit:  wird  den  übrigen  Commissarien  hierüber  berichten. 
— Acta  den  20.  Junii  99. 

München  Staatsarchiv  pf.  H5/4  f.  171.  (Orig.  Sehug.) 
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59.  Bericht  über  die  Verhandlungen  der  kaiserlichen  .Juli 
Commissarien  am  Deputationstag  mit  den  Gesandten  1 
von  Churpfalz,  Churbrandenburg  und  Braunschweig. 

Dr.  Streit  wünschte  das  Anbringen  der  Gesandten  schriftlich, 
um  es  dem  Kaiser  zu  übersenden:  diese  erklärten  das  für  unnöthig. 

Kr  eröffnete,  dass  die  fürstlichen  Gesandten  die  Prorogation  des 
Deputationstages  bis  zur  Ankunft  der  kaiserlichen  Resolution  be- 
willigen, und  die  churfürstlichen  Gesandten  derselben  nicht  abge- 
neigt seien:  sie  erwiderten,  die  Resolution  würde  lange  auf  sich 
warten  lassen;  im  Jahr  1595  sei  man  ohne  eine  solche  auseinander 
gegangen.  Sie  wünschten  Urlaub  zu  ihrem  Abzug:  Streit  antwor- 
tete, die  kaiserlichen  Commissarien  seien  nicht  befugt,  denselben 
za  ertheilen.  — Hierauf  sind  die  Churpfälzer  abgezogen,  die 
Cburbraudenburger  und  Braunschweiger  noch  geblieben. 1 — Acta 
dea  21.  Junii  99. 

München  Staatsarchiv  pf.  115  J f.  171.  (Orig.  Schng.) 

i Am  10.  Juli  schreibt  Churpfalz  an  Anspach:  man  dürft*  sich  von 
der  Execution  gegen  die  Truppen  Mendozas  durch  spanische  Jntriguen, 
welche  dieselbe  hemmen  und  die  Sache  auf  einen  Deputationstag  ver- 
schieben sollen,  nicht  abhalten  lassen.  Einstweilen  habe  man  von  einem 
Deputationstag  hoffentlich  nichts  mehr  zu  befahreu.  (M.  pf.  114/4  f.  719.) 

60.  Friedrich  IV.,  Instruction  für  Ludwig  von  Hutten,  Juli 
Dietrich  von  Scliönberg  und  Frais  zum  churrheini-  * 

sehen  Kreistag  in  Oberwesel,  (z.  Th.) 

Der  Tag,  den  der  Graf  Lippe  auf  den  13.  Juni  nach  Höxter 
angesetzt,  damit  die  rheinischen  Churfürsten  sich  mit  den  4 corre- 
«pondireiiden  Kreisobersten  verglichen,  wie  die  in  Coblenz  be- 
schlossene Execution  in’sWerk  zu  setzen  sei,  konnte  wegen  Kürze 
des  Termins  nicht  beschickt  werden.  Am  7.  Juni  haben  sich 
daher  die  4 Obersten  zu  Göttingen  entschlossen,  die  Execution  zu 
beginnen,  und  den  churrheinischen  Kreis  gebeten,  die  Werbungen, 
zu  denen  es  zu  spät,  zu  unterlassen,  dagegen  die  ihnen  zufallende 
Gehlhülfe  zu  erlegen.  Deshalb  hat  Churmainz  den  Tag  zu  Ober- 
wesel ausgeschrieben.  Churpfalz  will  den  Coblenzer  Beschlüssen, 
zumal  darin  der  Streit  wegen  des  Directoriums  theilweise  befrie- 
digend gelöst  ist,  nachgehen  und  sich  auch  dann  zur  Erlegung 
der  Hülfe  erbieten,  wenn  die  andern  Churfürsten  unter  verschie- 
denen Vorwänden  Schwierigkeiten  machen.  Erinnern  die  geist- 
lichen Churfürsten,  dass  die  Niederländer  eben  so  gut  wie  die 
Spanier  von  des  Reich-  Boden  zu  entfernen  seien,  so  ist  zu  be- 
denken, dass  die  Angehörigkeit  der  Schenken  schanze  zum  Reich 
noch  nicht  bewiesen  ist,  dass  die  Staaten  nur  Orte  besetzt  haben, 
die  die  Neutralität  gegen  sie  verletzt,  dass  sie  sich  auch  der  Re- 
stitution wegen  stets  so  erzeigt  (z.  B.  im  Jahr  90  in  ihrer  Antwort  an 
die  Kreistagsgesandten)  „das  der  merer  glimpf  auf  irer  seiten  ge- 
bliben.“  Sonst  haben  die  Käthe  dahin  besonders  zu'  arbeiten, 
dass  auch  die  andern  die  zu  Coblenz  beschlossene  Hülfe  erlegen, 
und  sollen  sie  sich  durch  entgegengesetzte  Bemühungen  von  viel- 
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leicht  erscheinenden  kaiserlichen  Commissarien  nicht  irren  lassen.1 
— Datum  Heidelberg  den  21.  Junii  a.  99. 

München  Staatsarchiv  546/2  f 402  fC.pt.) 

1 Der  Abschied  des  churrhein.  Kreistages  bei  Fr.  C.  Moser.  Samm- 
lung der  Kreisabschiede  III  S.  478. 

01.  Heinrich  IV.  a* n Bong  a r s.  (z.  Th.) 

Der  König  hat  über  das,  was  Fürst  Christian  von  Anhali 
dem  Bongars  gesagt  hat,  nachgedacht.  Kr  ist  bereit,  der  Union 
der  Fürsten  beizutreten ; aber  vorher  müssen  diese  den  Bund 
unter  sich  selbst  abgeschlossen  haben.  Können  sie  sich  nicht 
gleich  sämmtlich  einigen,  so  mögen  die  vornehmsten  unter  ihnen, 
wie  Churpfalz,  das  Haus  Brandenburg,  Braunschweig,  Wtirtcmberg. 
Hessen,  Anhalt  und  andere  wolgesinnte  das  Bündniss  vorläufig 
abscbliessen.  Diesem  wird  alsdann  der  König  beitreten.  — F> 
cript  a Paris  le  VI.  jour  de  Juillet  1599. 

Memoircs  de  Bongars  U f.  261.  (Orig.  Chiffrirt  ) 

02.  Joachim  Friedrich,  Chur  für  st  von  Brandenbarg. 
Instruction  für  Joachim  Hübner  zum  Friedberger 

Tag.  (z.  Th.) 

Die  Union  muss,  „wan  es  land  und  leutc  betritt,  so  weit  ab 
ein  jeder  befugt,  extendirt  . . werden  . . . Dan  wir  wissen  nicht, 
wan  die  Juliseben  lande  wo  nicht  expresse,  doch  implicite  . . mit 
begriffen,  wie  auch  was  uns  und  unserm  bans  auch  one  das  wegen 
anderer  lande  begegnen  koute , (wie  uns)  mit  dieser  Zusammen- 
setzung gedienet  sein  wurde,  weil  wir  dein  Spanischen  Unwesen 
noch  zimblich  entsetzen.“  — Geben  zu  Cöln  an  der  Sprew  den 
6.  Julii  anno  99. 

Berlin  XIV,  11 

03.  Die  drei  Landgrafen  von  Hessen  an  Churpfalz. 

Haben  das  Schreiben  des  Churfürsten  vom  16.  Juni  empfangen. 
Weder  die  Beschaffenheit  der  Personen,  noch  die  Geldmittel  geben 
Aussicht  auf  gedeihlichere  Beschlüsse,  als  bis  dahin.  Um  aber 
nicht  unbekümmert  um  das  gemeine  Beste  zu  erscheinen , werden 
die  Landgrafen  den  bestimmten  Convent  beschicken  und  ver- 
nehmen, ob  und  wie  der  Bund  zu  Stande  gebracht  werden  soll, 
und  alsdann  auch  das  ihrige  für  des  Reichs  und  der  Stände  Wol- 
fahrt  leisten.1  — Datum  den  9.  Julii  anno  99. 

München  Staatsarchiv  pf.  114/4  f.  790.  (.Orig.) 

1 Lgr.  Ludwig  d ä.  schreibt  am  26.  Juni  an  Lgr  Moritz:  die  Be- 
schickung des  Friedberger  Tages  sei  ihm  bedenklich.  Zwar  sei  eine 
Vereinigung  aller  Fivangelischen  zur  Wahrung  des  Land-  und  Religion- 
friedens nöthig,  aber  bei  der  Uneinigkeit  der  Stände  schwerlich  auch 
nur  zwischen  den  im  churpfälzischen  Ausschreiben  genannten  möglich- 
Geldleistungen  seien  bei  einem  Bunde  vor  allem  erforderlich;  nachdem 
aber  nicht  einmal  die  vom  ersten  Frankfurter  Tag  beschlossene  Geld- 
summe erlegt  sei , zweifle  er  sehr,  ob  diesmal  auf  Geldleistungen 
hoffen  sei.  (C.  R.  Heideibergische,  Amberg.  etc.  Unionsacten  d.  a.  159ö, 
96,  97,  99.) 
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1.  Die  1‘roposition  ist  aus  dem  Ausschreiben  zu  nehmen. 

Die  Katholischen,  ihrer  Einigkeit  bewusst,  werden  durch  der  Evan- 
gelischen Uneinigkeit  zu  deren  Unterdrückung  ermuthigt.  Eine 
Vereinigung  der  Evangelischen  ist  also  hochnötliig.  Mit  sorgfäl- 
tigem Ausschluss  des  spanischen  Kriegswesens  soll  ein  dauerndes 
DefensivbQndniss  aller,  oder  wenigstens  etlicher  der  vertretenen 
Stände  der  Hauptzweck  des  Conventes  sein.  Etlichen,  die  die  Ge- 
fahr der  Evangelischen  nicht  genug  beachten  möchten,  ist  zu  er- 
klären, w ie  durch  papistische  und  spanische  Intriguen,  durch  Nun- 
tien und  Jesuiten  die  Reichsgesetze  zum  Vortheil  der  Katholischen 
und  Nacht  heil  der  Evangelischen  verkehrt  werden  sollen  (Weg- 
erklärung der  Religionsfreiheit  der  Untcrthancn  aus  dem  Iieligions- 
frieden;  Bestreben,  fremde  Kricgsbestalluugen  und  Werbungen  ohne 
kaiserliche  Patente  zu  verbieten;  Vermischung  der  Jurisdiction 
des  Hofraths  mit  der  des  Kammergerichts;  Zunahme  der  gravamina 
statt  Erörterung  derselben).  Die  Katholiken  suchten  beim  Cob- 
leuzer  Kreistag  die  Massregeln  gegen  die  Spanier  zu  hemmen.  Nun 
möchten  etliche  glauben,  der  Spanier  Gewaltsamkeiten  im  Reich 
seien  bloss  der  Staaten  wegen  vorgenommen,  und  gegen  diese 
roibsc  man  ihnen  beistehen.  Solchen  ist  zu  zeigen,  dass  Spanien 
das  Reich  zu  unterjochen , die  Evangelischen  auszurotten  trachte, 
wenn  es  erst  mit  den  Staaten  fertig  sei.  2.  Bei  der  Unionsnotel 1 
ist  im  Eingang  das  spanische  Kriegswesen  bloss  beispielsweise, 
nicht  als  Hauptgrund  anzuführen.  Wegen  der  Religion  angefoch- 
teno  Orte,  wie  Aachen  und  Wesel  sind  im  allgemeinen,  nicht 
namentlich  zu  bezeichnen,  um  „ungleiche  gcdancken“  zu  ver- 
meiden. Beim  § „wir  wollen  uns  auch“ 2 ist.  neben  Spanien  des 
Papstes  zu  gedenken.  Preussen,  da  man’s  nicht  zum  Reich  rech- 
net, ist  nicht  einzurücken,  falls  dies  begehrt  würde.  Der  § „und 
soviel  gogei’wertige  Spanische  inlegerung“3  ist,  da  die  Sache  den 
Kreisen  übergehen  ist,  ausznlassen.  Einmalige  Geldbeiträge  können 
bis  zu  50  Monaten,  und  jährliche  von  etwa  10  Monaten  bewilligt 
werden.  Die  Hülfeleistung  ist  nur  auf  die  Länder,  die  man  besitzt, 
oder  unbestreitbarerlangcn  möchte,  zu  erstrecken.  (Folgen  Bestimm- 
ungen über  das  Directorium,  die  Hülfeleistung  etc.)  Das  Direc- 
torium  des  Churfürsten  ausserhalb  des  Kriegs  ist  sorgsam  zu  be- 
haupten. Dauer  des  Bundes  15 — 18  Jahre.  Da  über  den  Bund  wol 
nur  ad  referendum  verhandelt  wird,  so  ist  doch  zu  bestimmen,  w(e 
er,  wenn  die  Resolutionen  der  Herren  darüber  in  Einklang  ge- 
bracht sind,  zu  beschliesseu  sei.  Der  Churfürst  empfiehlt  einen  Con- 
vent der  Räthe.  K 3.  Verhandlungen  über  die  gravamina  sind  nach 
Massgabe  derer  von  1594  und  98  zu  führen.  Besonders  sind  die 
nitdersächsischen  Stände  zu  belehren  über  Hof-  und  Kammergerichts- 
processe,  Deputations-  und  andere  Tage  und  Kammergerichts- 
visitatiom  n,  damit  sie  die  den  Evangelischen  daher  drohende  Ge- 
fahr besser  verstehen.  Hinsichtlich  der  Contribution  bleibt  es 
beim  Frankfurter  Abschied  von  1598.  Auf  das  etwaige  Begehren 
eines  Vorschusses  für  die  spanische  Execution  wird  der  Churfürst 


64.  Friedrich  IV.,  Instruction  für  Dietrich  vonMörle, 
C ulmann  und  Volrat  von  Plcsseu  zum  Friedberger 

Convent. 
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sich  von  dem,  was  die  andern  fiir’s  Gcmeinwol  dienlich  erachten, 
nicht  absondern.  Wenn  etliche  nicht  erscheinen  oder  die  Hand- 
lung nicht  fortsetzen  wollen,  so  suche  man  möglichst  mit  den 
andern  fortzufahren.  — Datum  Heidelberg  den  11.  Julii  a.  1599. 

München  Staatsarchiv  5*6,2  f.  75.  (Cpt.) 

1 Derjenigen  nämlich,  die  dem  Frankfurter  Tag  (Protoc.  Sitzung. 
1599  März  24)  vorgelegt  war  und  den  Friedberger  Berathungen  eben- 
falls zu  Grunde  gelegt  wurde. 

2 In  der  Zusammenstellung  der  Bundesacten  (s.  u.  zum  Jahr  1608.)  1.3. 

3 In  der  erwähnten  Zusammenstellung  1,  4. 

•*  § 2 der  Instruction  ist  auf  Grund  eines  Gutachtens  von  Culmaun 
(M.  546.4  f.  3)  verfasst. 


Juli 

23 


V 


65.  Christian  Fürst  von  Anhalt  an  Churpfalz. 


Hat  die  Schreiben  des  Churfürsten  vom  2.  und  8.  Juli  em- 
pfangen. Der  Churftlrst  wird  bei  dem  Friedberger  Tage  wol  dar- 
auf achten  müssen,  dass  nicht  die  Kreisobersten,  wie  es  nach 
ihren  Conventen  den  Anschein  hat,  mehr  gelten  wolleu  als  die 
Churfürten.  Ueberhaupt  ist  zu  besorgen,  der  Tag  werde  wenig 
fruchten.  Denn  die  spanische  Expedition  ist  den  Kreisen  über- 
geben, wobei  dann  wol  durch  die  Einmischung  der  papistischen 
und  spaniolisirten  Stände  mehr  schädliche  als  nützliche  Pläne  ge- 
fasst, und  die  Kräfte  der  Evangelischen  ausgekundschaftet  werden 
können.  Die  Fortführung  des  Krieges,  die  grossen  Kosten  und 
Anderes  dürften  die  Kreise  zwiespältig  machen,  die,  welche  noch 
nichts  bewilligt,  dürften  auch  ferner  nichts  geben  und  selbst  die 
andern  vom  geben  abwendig  machen.  Es  ist  sehr  zu  fürchten, 
dass  England  und  die  Staaten  Frieden  mit  Spanien  scliliessen. 
und  der  Krieg  dann  allein  auf  das  durch  Verschwendung  der 
Mittel  und  innere  Zwietracht  entkräftete  Vaterland  fällt.  Deshalb 
rftth  der  Fürst,  man  solle  die  Stände  zu  Friedberg  zu  Verhand- 
lungen mit  Frankreich  nach  Massgabe  seiner  frühem  Vorschläge 
bewegen.  Nachrichten  von  Bouillon  zufolge  1 solle  man  in  Frank- 
reich denselben  nicht  gar  abgeneigt  sein.  Auf  diese  Weise  wür- 
den die  Kosten  erschwinglicher,  die  Missverständnisse  wegen  der 
Dircction  unter  Anderem  beseitigt,  England  und  die  Staaten  um 
so  entschiedener  zum  Kampf  gegen  Spanien  bewogen.  — Datum 
Amberg  den  13.  Julii  anno  1599. 


München  Staatsarchiv  pf.  114/*  f.  7SS.  (Orig.) 

t Bouillon  schreibt  im  Mai  1599  an  den  Fürsten  (eigenh.  Bg.  I F 1: 
18  f.  14.):  „J’ay  eu  communicassion  des  despesches  du  sr.  Bongars  au 
roy,  ou  j’ay  veu  au  long  ce  que  vous  me  disiez  inoins  estandu.  Si  vostre 
union  et  vos  moyens  nons  paroyssoyent  non  propre  a nous  agrandir,  mes 
proportionnes  avec  ce  que  nous  y pourrions  porter  du  nostre  pour  s'opo- 
ser  a ce  quy  vous  veut  assujectir , je  croy , que  le  geuereus  naturel  du 
roy,  la  souvenance  des  bons  olisses  que  vous  luy  aves  randus  et  que  il 
vous  doit  moins  (sic!)  ayuier  et  moius  ciindre,  que  sy  la  mayson  d’Au- 
strische  vous  angloustissoit,  feroyent,  que  il  prandroit  l’afirmative  'de 
vostre  conservassion.“  Aber  vorher  müssen  die  Fürsten  dem  König  zei- 
gen, wie  sic  unter  sich  selbst  geeinigt,  wozu  entschlossen,  und  mit  wel- 
chen Mitteln  versehen  sind.  Bouillon  widerräth  ihnen  das  Unternehmen 
gegen  die  Spanier,  weil  sie  dazu  nicht  hinreichend  gerüstet  sind.  Sie 
mögen  die  Staaten,  die  ihr  Schutz  sind,  unterstützen. 
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66.  Philipp  Ludwig  Herzog  von  Neu  bürg,  Instruction  Juli 
für  seine  Gesandten  zum  Friedberger  Convent,  (z.  Th.)  23 

Vor  den  Unionsberathungen  erklären  sich  die  Gesandten  für 
bevollmächtigt  zum  Abschluss  einer  Union,  nur  dass  sie  1.  nicht 
..intuitu  religionis“  geschlossen,  also  2.  Mitglieder  ohne  Unter- 
'(  hied  der  Religion  zugelassen , und  3.  weder  der  Religionsfriede 
noch  die  Evangelischen  noch  die  Augsburger  Confession  genannt 
werde,  damit  der  Bund  nicht  gegen  die  Katholischen  gerichtet 
erscheine  und  starke  Gegenbündnisse  veranlasse , 4.  dass  der 
Hund  ohne  Namensnennung  und  ohne  „offen siva“  nur  allgemein 
gegen  unrechtmässige  Gewalt  gerichtet  werde.  Im  2.  und  3.  Punct 
dürfen  die  Gesandten  nachgeben,  ohne  dass  jedoch  ihr  Herr  der 
rechten  Auffassung  des  Religionsfriedens  oder  der  Augsburger  Con- 
fession von  1530  dadurch  etwas  vergeben  will.  Die  in  Frankfurt 
<ler  Religion  wegen  gethanen  Erinnerungen  sind  zu  wiederholen. 
Hinsichtlich  der  Geldbeiträge  ist  Moderation  nachzusuchen,  wird 
die  nicht  bewilligt,  der  gemeine  Pfennig  vorzuschlagen,  die  Anlage 
flach  der  Reichsmatrikel  aber  nur  ad  ratiiieandum  anzunehmen. 

Erste  Anlage  höchstens  20  Monate,  Dauer  der  Union  bis  zu 
* Jahren.  Beim  Bundeskrieg  erhält  der  Kreisoberste  des  beleidig- 
ten Standes  das  Directorium  und  ruft  im  Nothfall  2,  dann  noch  2 
benachbarte  Obersten  zur  Hülfe,  vorausgesetzt.,  dass  die  Kreis- 
obersten  im  Bund  und  nicht  säumig  sind,  sonst  ist  der  Beleidigte 
selbst  Director  und  ruft  2 und  noch  mehr  vornehme  Nachbar- 
Stände  zur  Hülfe.  — Datum  Neuwburg  an  derTonaw  13.  Julii  1599. 

Nebeninstruction  für  dieselben.  Etwaigen  Vorschlägen 
dnes  Bündnisses  mit  den  Staaten  ist  durchaus  mit  den  in  der 
Instruction  zum  letzten  Frankfurter  Convent  angeführten  Gründen 
entgegenzutreten.  — Datum  Neuburg  an  der  Tonaw  14.  Julii. 

München  Staatsarchiv  pf.  34119  f.  13.  (Auszug.) 

6o  Die  Landgrafen  von  Hessen,  Gesammtinstruction  Juli 
für  Ber  1 e p sch , Aufrecht,  Klotz  und  Pistorius  zum  26 

Friedberger  Tag. 

Zweck  des  Tages  ist  eine  Defensiveinigung.  Die  Räthe  wer- 
den an  die  fruchtlosen  frühem  Unionsversuche  erinnern:  der 
Kaiser,  schon  mit  der  Execution  gegen  die  Spanier  unzufrieden, 
dürfte  durch  die  Union  höchlich  beleidigt,  die  Papisten,  die  kaum 
zum  Beistand  bei  der  Execution  bewogen  seien,  stutzig  gemacht, 
ja  zu  einem  Gegenbund  bewogen  werden.  Verbindungen,  die  aufs 
beste  verfasst,  seien  bis  dahin,  wenn  es  galt  zu  bandeln,  aus  frivolen 
Gründen  zertrennt.  Trotz  dieser  Bedenken  — so  haben  die  Gc- 
^ndten  zu  erklären  — wollen  sie,  was  verhandelt  wird,  ihren 
Herren  berichten,  die  sich  darauf  resolvireu  werden.  Stimmen 
a|>er  nun  die  andern  Gesandten  dieser  Ausführung  bei,  so  ist 
Grschiebung  des  Planes  auf  bessere  Gelegenheit  anzurathen.  Zu- 
nächst jedoch  werden  die  Gesandten  „die  Sachen  etwas  protc- 
liren,”  die  Gesinnung  der  andern  erforschen,  und  den  Landgrafen 
berichten,  die  sich  dann  ferner  erklären  werden.  Zur  Zeit  mit 
Ausgaben  überladen,  mit  Sachsen,  Brandenburg  und  andern  in 
brbvereinigung,  haben  sie  Bedenken,  sich  neue  Lasten  aufzuladen, 
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die  ausserdem  andern  noch  weniger  erträglich  sein  möchten. 
Indcss  möge  man  sich  zu  gegenseitigem  Schutz  gegen  die  wider- 
rechtlichen  Angriffe  so  weit  vergleichen,  dass  der  Kaiser  oder 
andere  keinen  Vorwurf  daraus  ableiten  können.  Wird  aber  „üf 
einung“  geschlossen,  so  nehmen  die  Räthe  dies  ad  referendum. 1 
— Signatum  den  16.  Julii  anno  99. 

Cassel  Kctjierungsarchiv.  lieidelbergische,  Ambergische  etc.  Union*acta  (On* 

i Nach  Unterzeichnung  dieser  Instruction  versicherte  Lgr.  Lud- 
wig d,  ä noch  ausdrücklich,  er  werde  sich  ohne  Hessens  Erbverbrüdem 
in  keine  Union  einlassen.  Das  sicherste,  sagte  er,  scheine  ihm,  dass 
inan  baldigst  die  Auflösung  des  gegen  seinen  Wunsch  zu  Stande  ge- 
kommenen Tags  herbeiführe  und  dadurch  andern,  besonders  papistischen 
Ständen  keine  Ursache  zum  Argwohn  gebe.  (Ludwig  d.  ä an  Lgr.  Moritz. 
Juli  28.  C.  R.  lieidelbergische  etc.  Unionsacten  d.  a 1595—  99  Ders 
an  Ludwig  d j.  C-  R.  Rep.  5.  cell.  17  vol.  2.) 


A u g. 
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68.  Georg  Friedrich,  M a r k g r a f von  Anspach,  I n s t r u i- 
t i o n für  den  Vioekanzler  Eisen  zum  Friedberger 

C o n v c n t. 


Der  Gesandte  wird  sich  möglichst  nach  den  Churbrandeu- 
burger  Gesandten  richten  und  mit  ihnen  vergleichen.  Hinsichtlich 
der  Union,  zu  der  der  Markgraf  nach  wie  vor  geneigt  ist,  wird 
der  Gesandte  mit  der  Majorität  stimmen.  Mit  Frankreich  und 
England  ist  gute  Correspondenz  zu  halten.  — Mit  besonderm 
Eifer  hat  man  zu  bedenken,  wie  die  für  die  Execution  gegen  die 
Spanier  nöthigen  Kreishülfen  einzutreiben  und  die  Executions- 
truppen  im  Feld  zu  halten  sind,  bis  die  Restimmungen  des  Coblen- 
zer  Abschieds  erfüllt  sind.  Der  Gesandte  soll  sich  mit  denen  von 
Churbrandenburg,  Braunschweig  und  Ilessen-Cassel  darüber  he* 
sprechen,  dass  ihren  Herren,  weil  sie  „nicht  als  craii^obersteu,  son- 
dern in  craft  der Franckfurtischen  handlung  zur  Werbung  griffen,“ 
nunmehr,  da  die  Kreise  sie  im  Stich  lassen,  die  Correspondirenden 
billig  zur  Hülfe  kommen,  zumal  dies  auch  der  Frankfurter  Unions- 
notel gemäss  ist.  — Wegen  der  Beschwerden  der  Evangelischen  be- 
züglich des  Kammergerichtes,  des  kaiserlichen  Hofs,  der  Reichs-  und 
Deputationstage  soll  der  Gesandte  mit  den  übrigen  das  nöthige 
beschliessen.  — Der  Gesandte  wird,  wenn  die  churbraudenburgi- 
seben  damit  einig  sind,  auch  darüber  berathen  lasscu,  wie  die 
Neuerungen  in  der  Strassburger  Sache,  daraus  allen  Evangelischen 
ein  grosses  Präjudiz  entspringen  würde,  abzuwenden  seien.  Er 
bat  endlich  mit  den  übrigen  zu  berathen,  wie  das  den  Evangeli- 
schen sehr  präjudicirliche  Urtheil  gegen  den  Grafen  vou  Oettiugen 
wegen  Restitution  eines  Kloster  rückgängig  zu  machen,  oder  die 
Execution  aufzuhalten  sei.  — So  geben  ist  zu  Rot  den  23.  Julii  a.  99. 

Berlin.  Unionsacta  turn.  II  (Cpt.) 


A u g 69.  Churpfälzischelnstruction  für  Ludwig  vou  Hu  t te  u 
5 und  I) r.  Georg  zur  Glocke  zum  oberrheinischen 

Kreistag  in  Wor in s. 

Landgraf  Moritz  von  Hessen  hat  Churpfalz  und  Worms  um 
Ausschreibung  des  bevorstehenden  Kreistages  ersucht,  damit,  da 
der  fränkische,  oberrheinische,  niedersächsische  und  westfalische 
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Kreis  die  Execution  gegen  die  Spanier  begonnen,  das  Geld  zur  Aug. 
Unterhaltung  der  Truppen  und  seine  zu  diesem  Zweck  gemachten  5 
Vorschüsse  bei  Zeiten  erstattet  würden.  Der  Cburfürst  hat  die 
ihm  für  Lautern  und  Simmern  obliegenden  9 Monate  am  13.  Juni 
erlegt. 1 Die  Gesandten  müssen  die  andern  ermahnen , ihm  darin 
uachznfolgen,  und  es  dahin  zu  bringen  suchen,  dass  das  Geld  bal- 
digst, auch  vor  Ablauf  der  3 Termine,  entrichtet  werde.  Gegen 
die  zu  vermuthenden  Einwände  der  Papisten,  dass  die  Hülfe  nicht 
einstimmig  bewilligt,  also. nicht  für  alle  verbindlich  sei,  ist  aus 
dem  Reichsabschied  von  1559  die  Verbindlichkeit  von  Majoritäts- 
beschlüssen der  Kreise  zur  Handhabung  des  gemeinen  Friedens 
zu  beweisen.  Werfen  sie  ein,  dass  die  Spanier  „parirt“  hätteu, 
eine  Execution  also  überflüssig  sei,  dass  der  Landgraf  ohne  Auf- 
trag und  zu  früh  geworben  habe,  der  Ersatz  also  nicht  zu  fordern 
und  zu  kostspielig  sei,  so  wird  erwidert,  dass  die  Spanier  die  vor- 
nehmsten Orte  und  Pässe  noch  inne  haben,  sich  darin  befestigen 
and  verstärken,  dass  sie  die  Gräfin  Bruch  und  andere  Stände  noch 
nicht  restituirt  haben.  Man  ist  gegen  Wiederholung  ihres  Ein- 
falles nicht  gesichert,  vielmehr  einer  solchen  um  so  eher  gewärtig, 
da  sie  in  dem  ausgesogenen  und  über  das  Wütheu  der  Soldaten 
erbitterten  Burgund  kein  Winterlager  nehmen  können.  Da  der 
bandgraf  dem  plötzlichen  und  höchst  gefährlichen  Einfall  der 
Spanier  rasch  widerstehen  musste,  so  konnte  er  nicht  alle  Vor- 
schriften dabei  erfüllen;  aber  bei  seinem  gemeinnützigen  Handeln 
ist  mau  schuldig,  ihm  Beistand  zü  leisten,  statt  ihm  daraus  Nach- 
theil erwachsen  , zu  lassen.  Uebrigens  sind  die  Kosten  der  ganzen 
Kxecution  nach  dem  Reicksabschied  von  1555  auf  alle  Kreise  zu 
vertheilen.  — Die  „3  monat  Vorrats“  sind,  da  der  Termin  von 

2 Monaten  verflossen,  sofort  zu  erlegen.  Churpfalz  erbietet  sich, 
mit  den  Uebrigen  3 bis  6 Monate  dazuzuschicssen,  da  bei  der  grossen 
Gefahr  die  9 und  3 Monate  nicht  ausreichen.  Wird  dies  jedoch 
ad  refereiidum  genommen , so  soll  man  sich  über  eine  nach 

3 Wochen  zu  haltende  Zusammenkunft  vergleichen,  wo  diese  und 
vielleicht  auch  andere  verschobene  Punkte  zu  entscheiden  sind, 
i-  B.  die  gemäss  dem  Ansuchen  des  Landgrafen  zu  proponirende 
Krage  über  die  Zwecke  der  Kreishülfe,  obgleich  diese  eigentlich 
durch  die  Coblenzer  Zusammenkunft  schon  entschieden  ist.  Da 
der  Landgraf  Moritz  die  definitive  Annahme  des  Oberstenamtes 
wegen  etlicher  Mängel  in  der  Kreisverfassung  bis  dahin  verweigert, 
so  ist  über  erstere  eine  endliche  Entschliessung  von  ihm  zu  ver- 
langen und  von  letztem  ein  Verzeichniss,  damit  man  auch  darüber 
nächstens  verhandle.  * — Datum  Heidelberg  den  26.  Julii  a.  99. 

Manchen  Staatsarchiv  546/2  f.  408.  (Cpt.) 

1 Auch  die  9 im  churrheiu.  Kreis  zu  erlegenden  Monate  (15,588  fl.) 

Hess  der  Churfürst  am  26.  Juli  bereit  stellen,  damit  sie  dem  Kreis- 
pfemiigmeister,  wenn  er  sie  einfordere,  sofort  erlegt  würden.  (Churpfalz 
an  den  Kammermeister  M.  pf.  115/4  f.  342  ) 

1 Leber  die  Verhandlungen  und  Beschlüsse  dieses  oberrhein.  Kreis- 
tages vgl.  Ritter  I S.  146  fg. 
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g*  70.  Die  c hur  pfälzischen  Gesandten  in  Friedberg 

an  ihren  Herrn. 

Die  Braunschweiger  Gesandten  sind  nach  wie  vor  dem  „werk 
wol  gewogen.“  Ihr  Herr  bereut  aber,  dass  er  gerathen  hat,  die 
niedersächsischen  Stände,  welche  zu  Magdeburg  beisammen  gewesen 
und  ausser  Lauenburg  alle  ihrem  dort  gegebenen  Versprechen  ent- 
gegengehaudelt  haben, 1 zu  dem  Tag  zu  beschreiben.  Das  Magde- 
burger Capit el,  so  berichten  sie,  wolle  die  zu  Coblenz  beschlossene 
Hülfe  nur  dann  erlegen,  wenn’s  der  Kaiser  nicht  verbiete:  daraus 
sei  zu  schliessen,  was  solche  Herren  zu  einer  besondern  Vereini- 
gung leisten  werden.  Der  Herzog  von  Braunschweig  hat  das 
Ausschreiben  zum  Friedberger  Convent  dem  Administrator  von  Bre- 
men nicht  mitgetheilt,  weil  er  in  solchen  Sachen  ohne  sein  Capitel, 
das  dem  Magdeburger  gleichgesinnt  ist,  und  ohne  seine  Landstände 
nichts  thun  kann;  dem  Grafen  Schaumburg  hat  er’s  vorenthalten, 
weil  dieser  früher  seine  Zusagen,  beim  Frankfurter,  dann  beim 
Magdeburger  Tag  durch  Gesandte  oder  persönlich  zu  erscheinen, 
nicht  gehalten  hat.  — Datum  Friedberg  den  26.  Julii  a.  09. 

3Iiinchon  Staatsarchiv  546  4 f.  91.  (Orig.) 

i Vgl.  Kitter  I,  S.  151. 

Aug.  71.  Protokoll  der  Friedberger  Zusammenkunft,  (z.  Th.) 

** ~ ^ Vertretene  Stände:  Churpfalz  (v.  Mörle,  Culmann,  Plessen). 

Churbrandenburg  (Joachim  lltibeiier).  Ncuburg  (Ludwig 
v.  Sperwerseck,  Zeseklin).  Anspach  (Simon  Eisen),  Braun- 
schweig  und  Osnabrück  (Joh.  Jagemann,  Werner  König). 
Hessen-Cassel  (Joh.  Antrccht,  Willi,  v.  Berlepsch).  Hessen- 
Marburg  (Siegfried  Klotz).  H essen  - Darm  st  ad  t (Pistorius). 
Baden  (Peblis,  Carl  Paul).  Lauenburg  (Willi.  Neonobel).  Üet- 
tingen  (Burkhard  v.  Hersberg).  Wetterauer  Grafen  (Engel- 
bert von  Lautern,  Andreas  Christiaui). 1 

i Von  den  übrigen  eingeladenen  Fürsten  schrieb  Johann  Adolf 
II  Holstein  am  8.  Juli  an  Churpfalz:  er  könne  den  Friedbeiger  Tag 
nicht  beschicken,  weil  er  über  die  dort  zu  verhandelnden  Dinge  erst 
mit  seinem  Mitregenten,  dem  K.  Dänemark,  conferiren  müsste,  dazn  aber 
keine  Zeit  sei.  (M.  546/4  f.  14.)  PI  rieh  H.  Mecklenburg-Güstrow 
entschuldigt  sich  (am  12  Juli)  damit,  dass  seine  zum  Braunschweiger 
Kreistag  abgesandteu  Käthe  bei  Eröffnung  des  Friedberger  Tags  noch 
nicht  zurückgekehrt  und  also  zur  Beschickung  des  letztem  nicht  ver- 
wendbar sein  weiden  (a.  a.  O.  f.  12.)  Johann  Gr.  Oldenburg  erklärt 
(15.  Juli)  ebenfalls,  er  habe  keine  Räthe  zur  Beschickung  des  Tages 
disponibel,  bitte  aber  um  Mittheilung  der  dort  vorgehenden  Verhand- 
lungen (f.  18.)  Johann  Georg  F.  Anhalt-Dessau  schreibt  am 
19.  Juli:  da  er  des  Churfürsten  Aussckreiben  erst  vor  einigen  Tagen 
erhalten  und  die  in  den  fraglichen  Angelegenheiten  früher  gebrauchten 
Räthe  nicht  zur  Hand  habe,  so  entschuldige  er  sich  im  voraus,  wenn 
seine  Gesandten  zu  spät  kommen  sollten  Febrigens  halte  er  sich  für 
verpflichtet,  den  Tag  zu  beschicken,  (f.  10.)  Der  II.  Zwei  brücken 
schreibt  am  21.  Juni:  er  werde  den  Friedberger  Tag  beschicken.  Die 
Fortsetzung  der  Unionsverhandlungen  sei  nöthig;  allein  die  Einigung 
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„27.  Juli  1599.  Aug. 

6—9 

Verlesung  iler  Proposition:  man  habe  zu  handeln  1.  über  den 
Absehlnss  der  dem  Frankfurter  Tag  vorgelegten  Unionsacte,  2.  über 
die  mannigfachen  Beschwerden  am  kaiserlichen  Hof,  am  Kammer- 
gericht, bei  Reichs-  und  Deputations-  und  Kreistagen.1  Die 
Bra u n s ch  wei ge  r erklären:  sie  haben  keine  Vollmacht  zum  be- 
schliessen.  Der  Bischof  von  Osnabrück  wolle  sich  von  den  gemeinen 
Beschlüssen  nicht  absondern:  „aber  Osnabrück  und  Verden  seien 
mit  einander  verglichen , das  keiner  one  der  seinigen  capitularen 
Torwissen  in  einige  verbtindnuss  einlassen  wolle.  Seien  aber  noch 
vil  papistische,  sonderlich  in  Osnabrück,  und  gut  Span niisch,  denen 
er  es  nit  offenbaren  wolle.  Aber  ausser  diser  beider  stift  sei  er 
für  sein  person  für  einen  man  zu  stehen  und  darvon  nit  abzuson- 
lern  gemeint.“  Die  hessischen  Gesandten  erklären,  sie  sollen 
vernehmen,  was  man  beschlossen  werde,  und  dies  ihren  Herren 
referiren,  die  sich  darauf  resolviren  werden.  — Man  beginnt  dar- 


trerde  dadurch  erschwert,  dass  etliche  den  in  Frankfurt  entworfenen  Plan 
einer  Bundesexecution  ganz  umgesaltet  haben.  Man  müsse  sich  sofort 
znr  Hülfe  für  die  gegenwärtig  bedrängten  Nachbarn  entschlossen ; und 
der  Herzog  wünsche  vom, Churfürsten  und  andern  zu  hören,  ob  sie  zu 
dieser  Hülfe  bereit  seien.  Damit  man  in  Friedberg  nicht  bloss  conver- 
;ire,  sondern  auch  berathe  und  beschliesse,  möge  der  Churfürst  dem 
Herzog  die  einzelnen  Berathungsgegenstände  bezeichnen.  (M.  pf.  114,4 
L 597.)  Darauf  antwortet  der  Churfürst  am  28.  Juni:  über  die  dem  west- 
uhschen  Kreis  zu  leistende  Hülfe  habe  die  Göttinger  Versammlung 
(rgL  Ritter  I S.  141)  sich  geeinigt.  Die  Berathungsgegenstände  des 
Friedberger  Tages  seien  in  dem  Ausschreiben  genügend  bezeichnet, 
(a  a.  O f.  606.1  Hierauf  der  Herzog  am  8.  Juli:  den  westfälischen 
Kreisständen  müsse  geholfen  werden.  Von  den  Kreisen  aber  habe  seit 
30  Jahren  Niemand,  am  wenigsten  ein  evangelischer  Stand  Hülfe  erhal- 
ten. Die  Beschlüsse  der  Göttinger  Versammlung,  die  weder  durch  den 
Coblenzer  Abschied  noch  die  Kreise  bevollmächtigt  sei,  halte  er  für 
anverbindlich.  Er  bitte  nochmals  um  genauere  Bezeichnung  der  Be- 
rathangsgegenstände. (f.  729.)  Der  Churfürst  erwidert  am  20.  Juli:  die 
Executioo  gegen  die  Spanier  sei  den  Reichsgesetzen  gemäss  begonnen 
and  werde  von  ihm  nach  Massgabe  der  Kreisbeschlüsse  unterstützt. 
Hauptgegenstand  der  Friedberger  Berathungen  sei  die  Gründung  einer 
i'nion  (f.  741.)  Darauf  widerholt  der  Herzog  am  28.  Juli  nochmals  seine 
Bitte  nm  genauere  Bezeichnung  der  Berathungsgegenstände  und  bemerkt, 
da  seine  Räthe  theils  abwesend,  theils  krank  seien,  theils  zum  oberrhein. 
Kreistag  reisen  müssen  , so  fürchte  er,  seine  Gesandten  zum  bestimmten 
Termine  nicht  abfertigen  zu  können.  (M.  546/4  f.  f.  20.)  Ernst 
11.  Lüneburg  schreibt  am  28.  Juli:  er  habe  sich  mit  andern  Ständen 
la  Magdeburg  verglichen,  in  den  Sachen,  die  in  Friedberg  Vorkommen 
werden,  nur  auf  vorherige  Verständigung  unter  einander  etwas  zu  ver- 
handeln. Durch  Kreissteuern  erschöpft,  könne  er  sich  ohne  eine  neue 
Steuerbewilligung  seiner  Landstände  zu  keinen  Ausgaben  verpflichten. 
Bis  nun  jene  Verständigung  und  diese  Bewilligung  erlangt  sei,  werde  die 
Zeit  des  Friedberger  Tags  verstrichen  sein.  (M.  546/4  f.  38.) 

1 Copie  der  Projfosition  M.  546/4  f.  89. 
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71.  auf,  die  einzelnen  Paragraphen  der  zu  Frankfurt  bei  der  jüngsten 
Versammlung  entworfenen  Notel  durchzuberathen.  Neuburger- 
klärt, der  Bund  sei  kein  Religionswerk,  daher  die  Spanier  und 
der  Nuntius  nicht  speciel  in  der  Notel  zu  erwähnen  seien.  Da- 
gegen erklärt  Braunschweig:  gerade  im  Hinblick  auf  die  Reli- 
gion solle  der  Bund  auch  geschlosseu  werden.  Die  Katholiken 
haben  kein  anderes  Ziel,  „dan  daß  man  die  religion  wolle  gar  her* 
uider  bringen  . . . Die  papisten  werden  bald  einen  couventum  zu 
Prüssel  halten.  Hat  es  irne  einer  in  grossem  vertrau  wen,  welcher 
einem  catholischcn  hohen  potentaten  dienet,  communiciert“  Der 
Nuntius  und  die  Spanier  seien  daher  nicht  auszulassen.  Für  ihre 
Nennung  entscheidet  sich  auch  Churpfalz.  Dass  der  Bund  vor- 
nehmlich auch  die  evangelische  Religion  und  den  Religionsfrieden 
vertheidigen  solle,  erinnern  Anspach,  Baden,  Lauen  bürg 
und  Nassau.  Die  Hessen  enthalten  sich  des  Votirens. 

Bei  der  zweiten  Umfrage  wünscht  Neuburg  zu  wissen,  oh. 
man  eigentlich  schliesslich  oder  ad  referendjum  handeln  solle. 
Sämmtliche  Gesandten  ausser  den  Hessischen  und  Braunschweigern 
sind  zu  ersterm  bevollmächtigt,  die  Braun  Schweiger  haben 
Instruction  über  alles  zu  handeln  und  sich  zu  resolviren,  nur  mit 
Vorbehalt  der  Ratification  ihres  Herrn.  Die  Hessischen  wieder- 
holen ihre  Erklärung,  dass  sie  bloss  anhören  und  referiren,  nicht 
aber  votiren  sollen,  worauf  es  den  Braun  Schweigern  uutbun- 
lich  scheint,  bei  solcher  Sachlage  ihr  Bedenken  bei  der  Umfrage 
zu  eröffnen.  Churpfalz  schliesst:  „Weilen  andere  allein  ad  rati- 
ficandum  abgefertiget,  wissen  sie  iren  hern  weiter  nit  zu  astringireu, 
das  aber  die  Hessischen  allein  anhören  und  nit  votiem  wollen, 
sei  ungewonlich.“  — Auf  Antrag  der  Churpfälzer  einigt  man  sich 
mit  den  Hessen  dahin,  dass  sie  ihre  Herren  um  Bescheid  bitten, 
ob  sie  nicht  an  den  Berathungen  sich  betheiligen  sollen. 

Auf  die -weitere  Frage,  ob  man  unerwartet  der  hessischeu 
Resolution  mit  den  Berathungen  fortfahren  solle,  antworten  Chur- 
brandenbnrg,  Neu  bürg,  Anspach,  Baden  mit  „ja“,  Braun- 
schweig  stimmt  dagegen,  die  übrigen  bleiben  indifferent.  Indem 
daher  Churpfalz  die  Berathungen  fortsetzen  lässt,  erklären  die 
Gesandten  von  Braun  schweig:  „sie  seien  nit  bevelcht,  was  sie 
sich  zu  verhalten,  wan  andere  allein  anhören  und  nit  votieren 
wollen.  Werde  inen  verweislich  sten.  Seien  urbietig,  auch  auzu- 
hören  und  irem  hern  zu  schreiben.  Kinde  vil  zeit  ervoderen.“  Die 
Churpfälzer  sagen  darauf:  „Uf  solchen  unverhoften  fal  seien  sie 
nit  instruiret . . . Sie  haben  vermeint,  in  anderen  puncten  fortzu- 
faren,  alß  in  der  Türckeusteuer,  deputation  und  anderen.  So 
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werde  zu  hören  sein , ob  die  Hessische  uf  dise  puncten  instruiret  Aug. 

* n Q 

5eien.“  Churbrandenburg,  Neuburg,  Anspach  undBraun-  D — v 
schweig  lassen  sich  diesen  Vorschlag  gefallen,  die  Hessischen 
aber  wiederholen,  dass  sie  nur  „anhören  sollen,  wie  gute  mittel 
zn  finden,  eine  Union  zu  machen;  dan  man  wisse,  was  für  ein  dis- 
crepanz  zu  Frankfort  sei  gewesen..  . Rinden  es  nit  für  onbillich 
halten,  weilen  sie  daß  sacramentum  taciturnitatis  geleistet.  Wollen 
de  aber  mit  einander  abgesiimlert  tractieren  und  dan  uf  das  papier 
bringen,  inen  communicieren,  wollen  sie  sich  im  losament  ufhalten, 
daselbsten  gewarten  und  dan  referiren.“ 

Man  heschliesst,  einstweilen,  bis  die  Hessische  Resolution  an- 
konnne,  in  den  übrigen  Puncten  (ausser  der  Union)  fortzufahren ; 
wobei  aber  Churbrandenburg  und  Neuburg  bemerken:  „wei- 
let die  Braunschweigischen  ad  ratificandum  abgeförtiget,  so  werde 
es  von  andern  . . . auch  ad  ratificandum  genommen  werden.“  Ob 
aber  inzwischen  die  Hessischen  zuzulassen  oder  auszuschliessen 
sden,  darüber  erklären  Neuburg,  Anspach,  Baden  und 
Churpfalz  ohne  Instruction  zu  sein.  Gleichwohl  schliesst  die 
Mehrheit  dahin,  dass  sie  zuzulasseu  seien.  Dagegen  Braun- 
schweig:  die  Art,  wie  Hessen  die  Gesandten  abgefertigt  habe, 

..sei  inen  fremt  und  nit  der  recht  weg,  unionem  aufzurichten,  son- 
der die  zu  hindern  ...  So  es  i.  g.  h.  gewist,  er  und  andere  wur- 
den ire  knecht  und  diener  anderer  ort  gebraucht  worden“  (sic!)... 

Erhalten  die  hessischen  Gesandten  den  Bescheid,  mit  zu  votiren, 
so  könne  man  fortfahren ; wo  nicht,  „wissen  wir  nit,  was  wir  thun, 
oder  inen  das  communiciren  solten.“  Lauenburg:  „So  sie,  die 
Hessische,  ad  votandnm  instruiert  würden,  wol  inen,  was  geschlossen 
wirt,  communiciert  werden,  anderst  nit.  Den  Hessischen,  die 
während  dieser  Bprathung  abgetreten  sind,  wird  der  Beschluss 
mitgetheilt,  und  sie  geben  sich  damit  zufrieden.  Sie  wollen  so- 
fort an  ihre  Herren  berichten,  können  aber  vor  zwei  Tagen  keine 
Antwort  bekommen. 1 

„28.  Juli.“ 

Die  Hessischen  sind  nicht  zugegen,  Churpfalz  proponirt: 

^Weiln  zu  besorgen,  man  werde  zu  execution  der  zu  Franckfort 


1 Am  6.  Aug.  berichten  Berlepsch  und  Antrecht  an  Lgr.  Moritz: 
sie,  die  Gesandten  von  Hessen,  haben  gleich  bei  Eröffnung  des  Tages 
erkannt,  dass  man,  wenn  sie  ihrer  Instruction  gemäss  offen  die  Einstel- 
lung der  Unionsverhandlungen  anriethen,  sie  sofort  ausschliessen  werde. 
Daher  die  Erklärung,  sie  seien  befehlicht,  die  vorkommenden  Vorschläge 
ad  referendum  zu  nehmen  und  nicht  selber  zu  votiren.  (C.  R.  Ileidel- 
bergiäche  etc.  Unionsacta  d.  a.  1595—99.) 
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71.  begrifnen  unionsnotul  nit  kommen  kinden,  sei  zu  bedenckeu,  was 
am  nützlichsten • fürzunemmen.“  Es  erklären  nun  Neuburg, 
Lauen  bürg  und  Churpfalz  selbst  die  Zulassung  der  Hessen 
zum  blossen  Hören  für  bedenklich,  Baden  hingegen  trägt  seiner- 
seits kein  solches  Bedenken , seine  Gesandten  haben  auch  Befehl, 
„wen  schon  etliche  nit  wolten  zu  disem  wcrck 1 versten,  solten 
sie  doch  mit  den  churfürsten  und  anderen  schliesen.“  Chur- 
brandenburg schlägt  vor:  „Weilen  aber  die  Hessischen  nit  vil 
lust  betten  zu  votiren,  Hessen  aber  ein  fürnemer  stand  des  reiche, 
und  man  one  sie  nit  wol  fort  faren  kan,  hielten  darfur,  man  solte 
mit  disem  werck  ein  zeit  lang  in  ruh  sten  und  allerseits  die  her- 
schaften  müntlicli  berichten  . . . Kinten  die  herren  einen  anderen 
tag  ansetzen. Anspach,  Braun  s ch  w e i g,  Baden,  Lauen- 
bürg  undOettingen  stimmen  bei.  Braunschweig  fügt  hinzu, 
dass  jede  Herrschaft  in  14  Tagen  dem  Churfürsten  von  der  Pfalz 
erklären  solle,  „ob  er  zu  diser  Union  verstehen  weite,  und  wie 
weit.“  Hierauf  solle  ein  neuer  Gesandteuconvent  das  Werk 
Abschluss  bringen.  Neu  bürg  fürchtet,  das  plötzliche  Abbrecheu 
des  Tags  möchte  auffallend  sein,  und  die  Sachlage  beim  nächst- 
folgenden Tag  deshalb  doch  dieselbe  bleiben.  Man  solle  also  er>t 
seine  Ansichten  über  die  Unionsartikel  austauseken  und  so  ein** 
Grundlage  für  die  späteren  Berathungen  gewinnen.  Auch  die 
Wette  rauer  Grafen  fürchten  das  Aufsehen  eines  plötzlicher 
Abzuges  und  wünschen  die  Vornahme  der  andern  Puncte  aussei 
der  Union.  Cliurpfalz  schliesst  sich  den  Vorschlägen  von  Chur 
brandenburg  und  Braunschweig  an,  aber  so,  dass  zugleich  dei 
wetterauische , als  Modification  derselben,  empfohlen  wird.  (Ab 
bruch  der  Unionsverhandlungen.  Vornahme  der  übrigen  Puncte. 

Man  beschliesst  demnach,  den  Hessen  mitzutheilen,  mause 
Vorhabens  mit  ihnen,  in  die  Berathung  der  andern  Puncte  einzu 
treten,  wenn  sie  dazu  ermächtigt  seien. 

Die  Hessen  werden  herbeigerufen,  und  ihnen  die  gefasste: 
Beschlüsse  mitgetheilt.  Die  „andern  Puncte“  betreffen:  1.  Pi 
Türkenhülfe,  2.  den  Deputationstag,  3.  „Das  kriegsvolck,  wie  t 
in  den  kreisen  stet;  darvon  zu  reden,  was  man  bei  den  kreise 
suchen  wol  und  demselben  forthelfen,“  4.  die  Erziehung  der  bad 
sehen  Fräulein,  5.  des  Grafen  von  Dettingen  Streit  über  das  Kb 
ster  Christgarten.  — Es  wird  darauf  von  den  Hessen  die  frühei 
Erklärung  wiederholt,  dass  sie  nur  „in  geueralitate  abgeferti 
seien,“  dass  übrigens  ihre  Herren  sich  an  die  hinsichtlich  der  Türke 
hülfe  und  des  Deputatioustages  gefassten  Beschlüssen  halten  we 

* Der  Union. 
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den.  „Creißfag  belangent  liab  ir  her  versucht,  was  die  craißfag  A ag. 
in  sich  halten;  man  werde  bald  verneinen,  was  der  tag  zu  Wurmbs 
bringen  werde.“ 

Churpfalz  proponirt  nun:  „Steh  darvon  zu  reden,  welcher 
gestalt  ein  abschid  zu  begreifen  . . . Einte  er  concipiert,  abgelesen 
und  verfertiget  werden,  damit  disen  Sachen  ein  beschluß  gemacht 
würde.“  — Man  beräth  also  die  in  dem  Abschied  des  Tages  an- 
geführten Puncte.  Die  von  Baden1  und  Dettingen 2 der  Versamm- 
lung zur  Begutachtung  und  Betheiligung  vorgelegten  Angelegen- 
heiten werden  wegen  Mangels  an  Instruction  ad  referendum  ge- 
nommen. — Die  Türkenhülfe  erklärt  Churbrandenburg  hinterhalten 
zu  wollen,  „so  sich  die  andern  herren  auch  dazu  erkennen  wollen; 
im  fal  es  aber  andern  bedenklich,  wer  i.  chf.  g.  gemeint,  sich  auch 
dahin  zu  bemühen,  dal*  der  unglimpf  nit  uf  im  ligen  bleibe.“ 
hie  Neuburger  erinnern,  dass  sie  an  den  frühem  Beschlüssen 
hinsichtlich  der  Tfirkenhtilfe  sich  nicht  betheiligt  haben. 

Diese  Berathungen  werden  an  den  2 folgenden  Tagen  fort- 
gesetzt. Man  bespricht  sich  schliesslich  noch  über  die  Strass- 
burger Sachen,  die  Anliegen  Badens  und  Octtingens.  lieber  letz- 
teres bemerkt  Churbrandenburg:  „Die  occupierung  des  closters 
sei  lang  nach  dem  Passauwischen  vertrag  geschehen.  Der  prior 
hab  nit  macht  geliapt,  das  closter  zu  vergeben.  Der  grave  werde 
sich  diDmals  anderst  nit,  dan  per  revisionem  schützen  kinden.“ 
hie  Uebrigeu  empfehlen  gleichfalls  die  Revision,  so  dass  Chur- 
pfalz  schliesst:  „Revisio  vor  die  band  genommen,  und  pares  revi- 
sores  zu  verordnen.“ 

üeber  die  Strassburger  und  andere  Sachen  ist  „ein  neben- 
abschid  begriffen,  aber  nit  underschriben,  auch  von  unß  (den  Neu- 
burgern) nit,  den  allein  ad  referendum  angenommen.“ 

1 Der  Markgraf  hatte  bereits  dem  Frankfurter  Tag  von  1599  (Protoc. 

Sitzung  März  24)  seinen  Streit  über  die  Erziehung  der  Töchter  des 

Jacob  (vgl.  Schöpfün,  historia  Zaringo-Badensis  IV  S.  78  fg.,  106  fg. 

Ritter  I S.  72  fg.,  164.)  vorgetragen  und  um  ein  Gutachten  ersucht,  was 
er  auf  das  kaiserliche  Mandat  vom  19.  Februar  1599  thun  solle.  Gegen 
die  Auslieferung  der  Töchter  an  Zollern  bemerkte  er  damals : „privignus 
suche  der  kinder  nutz  nicht  . . .;  bekomme  mit  diser  gemahlin  vil  kin- 
der, gehe  druf  umb,  das  selbige  kinder  mit  den  andern  erben  mögen, 

°der  sein  eltister  son  an  der  freulein  eins  verheurat  werden  mögte.“  -- 
fine  Verhandlung  über  diesen  Antrag  findet  sich  in  dem  Protokoll  des 
frankfurter  Tages  nicht. 

2 Churpfalz  schreibt  am  6.  Juli  an  die  den  Friedberger  Tag  be- 
schickenden Fürsten:  Oettingen  ersuche  sie,  dass  sie  ihre  Gesandten  zu 
Verhandlungen  über  das  im  Januar  gegen  ihn  ergangene  Urtheil  des 
Kammergerichts  instruiren  mögen.  (M.  pf.  114/4  f.  637.) 

Acttu  des  30jihr.  Krieges  I.  13 
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Aug.  72.  Abschied  der  Friedberger  Tagsatzung.  (Unter- 
9 Zeichner:  die  Gesandten  von  Churpfalz,  Churbrandenburg,  Neuburg, 
Anspach,  Braunschweig,  dem  Bischof  von  Osnabrück,  drei  Hessen, 
Baden- Durlach,  Lauenburg,  Nassau  [zugleich  mit  Vollmacht  von 
andern  Wetterauer  Grafen]  und  Dettingen. ) 

Der  Abschied  betrifft:  1.  die  an  den  Churfürsten  von  der 

Pfalz  einzusendenden  Erklärungen  über  die  Frankfurter  Unions- 
acte; 2.  die  Zurückhaltung  der  Türkenhülfe;  3.  die  Ausschliessung 
Burgund’s  und  Coustanz’  von  Verhandlungen  über  Reichs&ngelegen* 
beiten  am  Deputationstag  und  andern  Tagen;  4.  Befolgung  der 
Beschlüsse  des  Coblenzer  Kreisconventes.  — Datum  . . Fridherg 
in  der  Wetteraw  den  30.  monatstag  Julii  im  1599.  jar. 

München  Staatsarchiv  pf.  it 5/4  f.  2.  Orig.  Gedruckt:  Archivium  S-  40. 


Aug 

9 


73.  Friedberger  N e b e n a b s c h i e d. 1 

1.  Da  das  Kammergericht  wider  Ludwig  Grafen  von  Sain  und  Wit- 
geustein  in  Betreff  der  Türkenhülfe  einen  beschwerlichen  Bescheid 
sub  eventuali  declaratioue  banni  verkündet  haben  soll,  so  wird 
man  den  Procuratoren  die  Befehle  wegen  gegenseitigen  Beistandes 
erneuern.  2.  So  lange  die  Bestimmungen  des  Coblenzer  Abschieds 
nicht  erfüllt  sind,  werden  weder  die  Legationskosten  zu  der  Nieder- 
ländischen Pacification  erlegt,  noch  lässt  man  sich  in  irgend  eine 
Friedenshandlung  ein.  3.  Man  wird  den  Administrator  von  Strass- 
burg mit  seinem  Capitel  zu  vergleichen  suchen.  Das  Haus  Branden- 
burg bat  den  evangelischen  Fürsten  und  Herren  über  die  „Lottriu- 
gischen  innovationes“  zu  berichten.  Der  König  von  F rankreich  ist 
zu  ersuchen,  dass  er  den  Cardinal  von  Lothringen  zum  Festhalten 
an  dem  von  Sancy  vermittelten  Vertrage  ermahne.  — Actum  die 
et  loco  quo  supra. 

München  Staatsarchiv  pf.  114-4  f.  6 Orig 

1 Vgl.  das  Friedberger  Protokoll  S.  193. 


Aug.  74.  Dietrichs  von  Mörle  Relation  an  Churpfalz. 

* Am  28.  Juli  Ankunft  in  Wolfenbüttel. 1 Der  Herzog  von 

Braunschweig  liess  sich  wegen  Nichtempfang  des  Gesandten  mit 
Unwolsein  entschuldigen  und  ihm  durch  den  Kanzler  Jagemaun 
eröffnen:  ‘etliche  Stände,  besonders  Pommern  und  Mecklenburg, 
haben  trotz  der  zu  Magdeburg  und  an  andern  Orteu  gefassten 
Beschlüsse  wegen  Zurückhaltung  der  Türkenhülfe  sich  zur  Erlegung 
derselben  an  den  Kaiser  bereden  lassen.  Dabei  sei  Chursaehseri 
ohne  Zweifel  im  Spiele.  Man  möge  daher  jene  Stände,  denen 
man  nicht  trauen,  und  mit  denen  man  nicht  mit  Erfolg  handeln 
könne,  vom  Friedberger  Tag  ausschliessen.  Auch  von  ihm  habt* 
der  Kaiser  durch  Herrn  von  Schleinitz  die  Erlegung  der  Türkenhülfe1 
begehrt,  darauf  er  erwidert  habe,  er  könne  sich  erst  nach  vor- 
heriger Berathung  mit  seinen  Freunden  erklären/  Der  Gesandtei- 
erwiderte: ‘der  Ausschluss  der  bezeichneten  Stände  möchte  diese- 
völlig  auf  die  Seite  der  Gegner  treiben;  mau  möge  sie  also  znt 
den  allgemein  gehaltenen  Verhandlungen  zulassen.  Die  vornehm- 
sten gutgesinnten  Stände  aber,  Churpfalz,  Brandenburg,  Brauu- 
schweig  und  Hessen,  mögen  die  beabsichtigte  Einigung  ad  parier» 
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unter  sich  ad  refereuduin  richtig  machen/  Jagemann  fragte  dar- 
aaf,  welche  Gesandten  der  Churfürst  von  der  Pfalz  nach  Fried- 
berg senden  werde,  und  ob  er  mit  ihnen  über  diese  Dinge  ver- 
traulich berathen  könne.  Auf  ersteres  antwortete  Mörle:  so  viel 
er  wisse,  „dieselben,  die  in  Frankfurt  gewesen;“  auf  letzteres  be- 
jahend. Vom  Herzog  ersucht,  verweilte  der  Gesandte  noch  den 
19.  über  in  Wolfenbüttel,  ohne  eine  Audienz  zu  erhalten.  Die 
von  ihm  bemerkten  Anzeichen  widersprachen  der  Angabe , dass 
der  Herzog  krank  sei.  — Datum  Starekenburg  am  3.  Augusti 
anno  99. 

Mfl  nchen  Staatsarchiv  pf.  546' 4 f.  53.  Orig, 
t Auf  des  Chrf.  Pfalz  Ausschreiben  der  Friedberger  Tagsatzung 
haue  ihm  der  H.  Braunschweig  am  30.  Juni  geschrieben:  da  er  zu 
Frankfurt  und  bei  den  Kreistagen  des  laufenden  Jahres  die  Gesinnungen 
etlicher  Leute  kennen  gelernt  habe,  so  wünsche  er  einem  churpfälzischen 
Gesandten  vor  dem  Friedberger  Tage  die  Sachlage  auseinander  zu  setzen. 
F.r  werde  auch  aus  demselben  Grunde  seine  Gesandten  nach  Friedberg 
om  mit  Vorbehalt  seiner  Ratification  abfertigen.  (M.  546/4  f.  197.) 

<5.  Georg  Friedrich  Markgraf  vou  Anspach,  Instruc- 
tion für  D r.  Eisen  an  Churpfalz. 

Der  Friedberger  Convent  war  aufgelöst,  bevor  die  Schreiben 
Anspachs  an  Churpfalz  ( August  8)  und  andere  Correspondireude 
angekommen  waren.1  Der  Markgraf  hat  bis  dahiu  die  Kosten  der 
1000  Reiter  und  des  Regiments  Knechte  des  fränkischen  Kreises 
(weit  über  100,000  fl.)  allem  ausgelegt  mit  Ausnahme  eines  von 
Churbrandenburg  gezahlten  zweimonatlichen  Soldes  für  die  1000  Rei- 
ter. Der  fräukische  Kreistag  zu  Nürnberg  bat  nur  12  Monate 
(97.296  6.)  bewilligt.  Erlegen  nun  aber  die  Geistlichen  und  Chur- 
achsen  (für  Henneberg-Schleusiugen)  nichts,  so  bleiben  nach  Ab- 
rug  des  Anschlages  des  Margkrafen  37,488  tl.  Für  die  Kosten 
der  Fortsetzung  des  Defcnsionswerks,  für  das  Winterlager  hat  der 
kreis  vollends  gar  nichts  bewilligt.  Demnach  schlägt  der  Mark- 
ttraf vor,  der  Churfürst  solle  spätestens  in  einem  Monat  eine  Zu- 
sammenkunft der  Correspondirenden  ausschreiben,  damit  man  be- 
schliesse  über  gemeinsame  Auslage  der  Kosten  und  die  Fortsetzung 
des  Defensiouswerkes,  ferner,  ob,  wenn  der  westfälische  Kreis  sich 
zurückziehe,  der  Krieg  von  den  andern  so  lauge  fortzusetzeu  sei, 
bis  die  Bestimmungen  des  Coblenzer  Abschiedes  erfüllt  und  alle 
Keichskreise  zur  Zahlung  ihrer  Gebühr  gebracht  seien  (denn  das 
letztere  wird -nach  Niederlegung  der  Waffen  schwerlich  zu  errei- 
chen sein).  Wenn  man  aber,  wie  der  Friedberger  Abschied,  das 
ganze  Werk  auf  die  Kreise  schiebt,  so  werden  die  Geldmittel  nicht 
Zeit  einkommen,  und,  da  ein  Stand  dieselben  nicht  allein  er- 
logen kann,  das  Kriegsvolk  vor  der  Zeit  zum  grössten  Schimpf  der 
Fürsten  abgedankt  werden.  Zu  solch  einer  Zusammenkunft  for- 
dern auch  die  vielen  in  Friedberg  unerledigt  gebliebenen  geinein- 
'amen  Angelegenheiten  auf  (Union.  Strassburg.  Deputationstag. 
Kaaunergerichtsurthcil  gegen  Sain-Witgenstein  wegen  der  Türken- 
steuer. — Actum  Guntzenhauseu  10.  Augusti  a.  1599. 

Mänehrn  Staatsarchiv  pf.  546  4 f.  148.  Cop. 

1 ln  diesem  Schreiben  berichtet  der  Markgraf  über  den  fränkischen 
hreisabschied  vom  31.  Juli  (F.  C.  Moser,  Sammlung  der  Kreis- 

13* 
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abschiede  III  S.  487)  und  ersucht  die  Stände,  ihre  Gesandten  in  Fried- 
berg dahin  zu  instruiren , dass  sie  ihm  und  andern  Fürsten  Vorschüsse 
bewilligen,  bis  dem  Coblenzer  Abschied  Genüge  gethan  sei  Die  Vor- 
schüsse seien  von  den  Reichstiinden  insgemein  zu  erstatten.  (M.  546  4 
f.  100.) 


Aug. 

23 


76.  Kaiser  Rudolph  II.,  Instruction  für  Ludwig  von 
Ulm  an  den  Churfürsten  von  der  Pfalz  und  die  Land- 
grafen von  Hessen. 


Der  Kaiser  hat  aus  Geldmangel  den  Krieg  gegen  die  Türken 
nicht  mit  dem  nöthigen  Nachdruck  führen  können  und  zur  Unter- 
haltung der  Truppen  so  viel  Geld  aufnehmen  müssen,  dass  sein 
Credit  nunmehr  erschöpft  ist.  Der  Grund  dieses  Mangels  liegt 
darin,  dass  viele  Stünde  in  Erlegung  der  Ttirkensteuer  von  1594 
und  1598  säumig  gewesen  sind,  dass  mehrere  (darunter  Cliurpfalz 
und  Hessen)  von  der  1598  beschlossenen  Türkenhülfe  nur  so  viel 
erlegen  wollen,  als  sie  selber  bewilligt  haben,  und  dass  endlich 
wegen  dos  Einfalls  niederländischer  Truppen  in  Westfalen  mehrere 
Stände  und  Kreise  die  Steuer  ganz  zurückgehalten  haben.  Die 
Ansicht  nun,  dass  ein  von  der  Majorität  am  Reichstag  gefasster 
Beschluss  die  dissentirenden  Stände  nicht  binde,  ist  von  keinem 
Reichstag  oder  Depntationstag  gebilligt.  Wae  re  sie  richtig,  so  be- 
dürfte es  der  solchen  Steuerbewilligungen  angehängten  Bestimmung, 
dass  der  Säumige  in  die  Acht  falle,  nicht.  Das  Herkommen  zeigt, 
dass  der  nach  dem  Majoritätsbeschluss  abgefasste  Reichsabschied 
ausschliessliche  Geltung  hat.  Es  würden  auch  fast  alle  Reichs- 
gesetze nichtig  werden,  wenn  bei  Reichstagen  und  Kreistagen 
neben  dem  Beschlüsse  der  Majorität  der  Wille  jedes  Einzelnen 
gelten  sollte.  Als  im  Jahre  1582  die  Reichsstädte  der  im  Reichs- 
abschied  bestimmten  Türkenhülfe  sich  nicht  fügen  wollten,  wurde 
dies  von  den  höhern  Ständen  nicht  gebilligt,  und  die  Städte  selbst 
gaben  schliesslich  nach.  Frühere  Reichsabschiede  von  1495  ab- 
erkennen an,  dass  die  Türkenhülfe  für  Deutschland  nöthig,  also 
keine  dem  Reich  fremde  Sache  sei.  Ihre  Bewilligung  ist  Sache 
des  freien  Willens;  sobald  sie  aber  durch  einen  Reichsschluss  be- 
willigt ist,  wird  ihre  Leistung  zur  PHicht.  Wenn  ferner  die 
Türkensteuer  wegen  des  niederländischen  Einfalles  zurückgelmlten 
wird  mit  dem  Vorwenden,  sie  sei  unter  der  Bedingung  inneren 
Friedens  bewilligt,  so  ist  diese  Bedingung  im  Reichsabschied  nicht 
zu  finden;  und  es  wäre  unverantwortlich,  wollte  man  das  Reich 
einer  zweiten  Gefahr  wegen  den  Türken  wehrlos  preis  geben.  — 
Also  möge  der  Churfürst  (Landgraf)  die  Rückstände  an  der  Türken- 
hülfc  von  1594  und  1598  und  dann  die  jedesmal  fälligen  Ziele 
erlegen.  Widrigen  Falls  muss  der  Kaiser  die  im  Reichsabschied 
bestimmten  Mittel  anwenden. 1 — Geben  . . zu  Prag  den  23.  tag 
des  monats  Augusti  a.  99. 

München  Staatsarchiv  pf.  11.)  4 f.  409.  Cop. 

t Schriftliche  Aufforderungen  des  Kaisers  an  Churpfalz  zur  Erleg- 
ung der  rückständigen  Türkensteuern  nach  Massgabe  der  Reichsabschiede 
von  1594  und  1598  waren  bereits  ergangen  am  5 Juli  (M.  pf.  114  4 
f.  761),  am  27  Juli  (M.  546/4  f.  119),  am  23.  August  (M.  pf.  115/4  f.  370). 
Ueber  ein  gleiches  Schreiben  des  Kaisers  au  den  Chf.  Brandenburg  vgl 
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dessen  Brief  an  Churpfalz  vom  6.  August  (M.  546/4  f.  190),  über  ein 
Anbringen  des  kaiserlichen  Gesandten  von  Schleinitz  bei  Braunschweig 
von  gleichem  Inhalt  s.  Bericht  der  churpfälz.  Gesandten  in  Friedberg 
August  5.  (Al  pf  115/4  f.  361.) 

77.  Der  Rath  der  Stadt  Strassburg  an  Churpfalz. 

Der  Rath  übersendet  dem  Churfürsten  ein  Alandat,  darin  der 
Kaiser  allen  denen,  welche  ein  dem  Gürtlerhof  zuständiges  Besitz- 
tum auf  irgend  welche  Weise  an  sich  gebracht  haben,  oder  zu 
Leistungen  an  denselben  verpflichtet  sind,  gebietet,  dies  alles  den 
hatholischen  Capitularen  verabfolgen  zu  lassen.  Da  der  Churfürst 
kürzlich  dein  Strassburger  Gesandten  erklärt  hat,  dass  er  wegen 
der  Stiftsangelegenheiten,  besonders  der  Lothringischen  Belehnung 
mit  andern  Ständen  communiciren  wolle,  aus  diesem  Mandat  aber 
erhellt,  dass  man  nach  der  Beleimung  nunmehr  mit  der  Execution 
beginnen  will,  und  man  dabei  Zumuthungen  an  die  Stadt  machen 
wird,  so  möge  der  Churfürst  derselben  mittheileu,  was  man,  und 
speciell  was  Strassburg  hierin  zu  thun  habe.  Ein  gleiches  Gesuch 
ist  an  Anspach  gelangt.  — Geben  Donnerstag  den  16.  Augusti  a.  99. 

München  Staatsarchiv  546,2  f.  499.  Orijj. 

Friedrich  IV.,  Resolution  auf  die  Werbung  des 
Anspacher  Gesandten  Dr.  Eisen,  (z.  Th.) 

Die  Execution  gegen  die  Spanier  ist.  fortzusetzen ; dazu  hat 
Chtirpfalz  bis  daliin  all'  das  seinige  getlian  und  wird  es  künftig 
auch  thun.  Die  papistischen  und  säumigen  Stände  muss  mail  (Chur- 
pfalz im  oberrheinischen,  Anspach  im  fränkischen,  Braunschweig 
im  niedersächsischen  Kreis),  zu  den  Leistungen  zu  bringen  suchen, 
«eiche  der  Coblenzer  Abschied,  der  durch  Particularkreistage  nicht 
aufgehoben  werden  kann,  ihnen  auferlegt  sonst  wird  man  später 
schwerlich  noch  etwas  von  ihnen  erlangen.  An  der  Zweckmässig- 
keit des  vom  Markgrafen  vorgeschlagenen  Conventes  zweifelt  der 
Churfürst  stark,  da  sich  die  correspondirenden  Stände  in  viel  ge- 
ringem Sachen  nicht  einigen  konnten,  und  die,  welche  am  meisten 
thun  würden,  schon  am  tiefsten  in  den  Kreishülfen  stecken.  Im 
Friedberger  Abschied  und  von  etlichen  Kreisobersten  ist  auch 
erklärt,  die  Sache  sei  den  Kreisen  zu  überlassen.  Der  Churfürst 
erbietet  sich  übrigens,  die  in  Friedberg  beisammen  gewesenen 
Stände  um  Resolution  zu  ersuchen , was  sie  für  das  Executions- 
werk  thun  wollen,  falls  sich  etliche  Stände  davon  absondern  wer- 
den.1 — Datum  Hagenbach  den  21.  Augusti  a.  99. 

München  Staatsarchiv  546  4 f.  234.  C|>t. 

1 In  einem  Schreiben  an  die  genannten  Stände  nebst  Zweibrücken 
und  Anhalt  vom  6.  Sept  berichtet  der  Churfürst  über  des  Markgrafen 
Antrag  und  seine  Erklärung.  Er  bittet  die  Stände,  ,,ubcr  des  hern 
marggraven  1.  anjetzo  beschehenes  begeren  sich  zu  resolviren.  (Al.  546/4 
f 252.) 

79.  Friedrich  TV.,  Instruction  für  Erasmus  Schregel, 
Heinrich  von  Schwerin,  Ludwig  von  Hutten,  Leonhard 
^chug  zum  oberrheinischen  Kreistag  in  Worms,  (z.  Th.) 

Die  Puncte  des  letzten  Kreisabschiedes  werden  bei  «lern  bevor- 
stehenden Tage  zur  Berathung  und  Entscheidung  kommen,  daher 
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die  Instruction  dieselben  einzeln  durchgeht:  1.  Bei  dem  Majoritäts- 
beschluss, die  9 und  8 Monate  zu  erlegen,  lässt  der  Churftirst  es 
bewenden.  Kr  wird  die  3 Monate  in  laufender  Woche  erlegen. 

2.  In  Betreff  des  Anbringens  des  Landgrafen  Moritz,  das  ad  refe* 
rendum  genommen  ist,  sollen  die  Käthe  für  die  Fortsetzung  de* 
Vertheidigungswerkes  stimmen  und  dazu  aufs  höchste  18  Mouate 
bewilligen.  Ueberhaupt  sollen  die  Käthe  in  Gemeinschaft  mit  Zwei- 
briicken  und  Strassburg,  denen  der  Churfürst  deshalb  geschrieben 
hat,  darauf  dringen,  dass  der  im  Coblenzer  Abschied  aufgcstellte 
Zweck  ohne  Absonderung  der  Papisten  erreicht  werde.  Die  Evan- 
gelischen müssen  zusammen  dahin  arbeiten,  dass  die  Costnitzer 
Gesandten  (für  Murbach)  nicht  wieder,  wie  beim  letzten  Kreistag 
zugelassen  werden. 1 — Datum  den  25.  Augusti  a.  99. 

München  Staatsarchiv  516/2  f.  559.  Cpt. 

1 Ueber  die  Beschlüsse  dieses  Kreistages  vgl.  F.  C.  Moser,  Samm- 
lung der  Kreisabschiede  III  S.  506. 

80.  Franz  Herzog  von  Lauen  bürg  an  Churpfalz. 

Der  Herzog  hält  eine  Union  gegen  die  stets  gefährlicher  wer 
dende  Gewalt  und  List  der  Papisten  und  ihres  Anhanges  für  nötliie. 
Er  ist  bereit,  eine  solche  abzuschliessen  nach  Massgabe  der  Frank- 
furter Unionsnotel  und  der  in  Friedberg  durch  die  Mehrheit  ge- 
machten Erinnerungen  hinsichtlich  des  Einganges  derselben.  Der 
Herzog  genehmigt  auch  die  3 andern,  dem  Passus  über  die  Union 
folgenden  Puncte  des  Friedberger  Abschieds.  Zum  Abschluss  der 
Union  empfiehlt  er,  um  Weitläufigkeiten  zu  vermeiden,  eine  per- 
sönliche Zusammenkunft  der  Stände.  — Datum  Lauenburgk  den 
28.  Augusti  anno  1599. 

München  Staatsarchiv  pf.  1 15/4  f.  300.  Orig. 

81.  Albrecht  Erzherzog  von  Oesterreich  an  Churpfalz. 

Während  des  Erzherzogs  Abwesenheit  haben  sieb  etliche  Für- 
sten zur  Verfolgung  des  Kriegsvolks  des  Königreichs  Spanien  ver- 
bunden, ja  mit  des  Königs  Rebellen  verglichen,  so  dass  der  Erz- 
herzog ihre  Truppen  nicht  mehr  als  des  Reichs  Kriegsvolk  aner- 
kennen kann  und  ihnen  zu  widerstehen  genöthigt  ist.  Verschie- 
denen Andeutungen,  dass  der  Churfttrst  mit  diesen  Fürsten  im 
Einverständnis«  sei,  hat  der  Erzherzog  nicht  geglaubt,  weil  er. 
vielmehr  zum  Schutz  der  dem  Reich  getreuen  Glieder  verbunden 
ist,  und  der  Erzherzog  stets  seine  Freundschaft  gesucht  hat.  Da 
der  Erzherzog  nichts  mehr  wünscht,  als  mit  des  Reichs  Hülfe  den 
Krieg  mit  den  Rebellen  endlich  zu  beendigen,  so  ersucht  er  den 
Churfürsten,  Freundschaft  und  gute  Correspondenz  mit  ihm  zu 
halten.  — Datum  . . Brüssel  den  10.  Septembris  anno  1599. 

München  Staatsarchiv  pf.  115/4  f 238.  Cop. 

82.  Der  Landgrafen  von  Hessen  Erklärung  über  die 

dem  Friedberger  Tag  vorgelegte  Unionsnotel.* 

Die  Union  ist  nöthig  und  nützlich.  Handelt  man  aber  gegen- 
wärtig darüber,  so  dürften  die  Papisten  der  Thcilnahme  an  der 
Execution  gegen  die  Spanier  entsagen.  Der  Unionsplan  ist  nur 
ausführbar,  wenn  wenigstens  die  meisten  vermögenden  evangeli- 
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sehen  Stände  sich  vereinigen.  Die  schweren  Ausgaben,  die  der 
Bnnd  zumal  gegenwärtig,  da  der  Kaiser  schon  durch  die  Execution, 
die  Verweigerung  der  Türkenhülfe  und  die  Trennung  des  Depu- 
tationstages gereizt  ist,  erfordert,  pflegen  die  Stände  zurückzu- 
schrecken, und  sind  neben  den  Execntionskosten  unerschwinglich. 

Hessen  kann  nicht  ohne  Sachsen  der  Erbvereinigung  wegen  dem 
Hunde  beitreten.2  — Gleichwol  werden  die  Landgrafen  einem 
Bunde  beitreten,  aus  dessen  Programm  die  Privatstreitigkeiten  und 
Interessen, 3 welche  die  meisten  Stände  mitbringen,  ausgeschieden 
werden,  und  der  nur  die  Verteidigung  der  widerrechtlich,  etwa 
der  gegenwärtigen  Execution  wegen,  angegriffenen  Stände  bezweckt. 

— Vom  31.  Augusti  a.  99. 

München  Staatsarchiv  pf.  1154  f.  388.  Auszug'  von  Culmann. 

5 Diese  Erklärung  wurde  verfasst  auf  Grund  einer  in  Gemünden 
getroffenen  Verabredung  der  Lgr.  Ludwig  d.  ä.  und  Moritz.  (Die  Räthe 
des  Lgr.  Moritz  an  ihren  Hefrn.  Sept.  7.  C.  R.  Heideibergische  etc. 
Inionsacta  d.  a.  1595—99.) 

2 Ludwig  d.  j.  berichtete  am  22.  August  dem  Admin.  Chursachsen 
aber  den  Friedberger  Tag  und  fügte  dann  hinzu : „es  ist  unser  (der 
Landgrafen)  allerseits  meinung  bißdahero  gewesen,  wan  e.  1.  und  das 
chur-  und  fürstlich  bauß  Sachsen  in  solche  engere  Zusammensetzung 
nicht  zu  pringen,  das  wir  unß  auch  nicht  einlaßen  könten,  deren  mein- 
nng  wir  auch  noch  soint.“  Ucbrigens  möge  der  Administrator  diese  Mit- 
theilungen geheim  halten.  (I).  9313  11.  Buch  des  span.  Kriegsvolk  Ein- 
lagerung . betreffend.) 

3 Lgr.  Moritz  schreibt  am  8.  üct.  an  Ludwig  d.  ii. : wie  andere 
Stande  in  der  I nionsfrage  vornehmlich  Sonderinteressen  verfolgen,  so 
scheine  der  Bund  dem  H.  Neuburg  mir  für  den  Fall  zu  behagen , „da 
es  zum  successionsfa!  der  Gulichschen  landen  gereichen  solte , welche 
sache  wir  diesen  interessirenden  Stenden  mit  beschwerung  und  gefar 
unserer  lande  und  leuten  ausfuren  helfen,  aber  dagegen  nichts  als  einer 
blofen  wörtlichen  Vertröstung  uf  ein  geringe  anzal  jar  gewertig  sein 
sollen.  (C.  R.  a.  a 0.) 

83.  Georg  Friedrich  Markgraf  von  Anspach  an  Sept. 

Churpfalz,  (z.  Th.)  14 

Die  Ausführung  des  Coblcnzer  Abschiedes  ist  von  dem  grössern 
Theil  der  Kreise  nicht  zu  hoffen.  Der  Markgraf  will  die  papisti- 
*chen  Stände  seines  Kreises,  die  noch  nichts  geleistet  haben  und, 
wie  er  hört,  nichts  leisten  wollen,  erst  dann  mahnen,  wenn  er  sich 
mit  dem  Churfürsten  und  den  4 andern  Kreisobersten  über  die 
Maßregeln  verglichen  hat,  die  bei  fortgesetzter  Verweigerung  der 
Zahlungen  zu  ergreifen  sind.  Hiervon  könnte  man  am  besten  auf 
dein  Tag  zu  Dortmund,1  und,  wenn’s  nöthig  ist,  bei  dem  nächsten 
Con\ent  der  Correspondirenden  verhandeln.  Will  der  Churfürst 
letztere  sich  erst  über  ihre  Gesinnungen  in  Betreff  der  zu  der 
Execution  zu  leistenden  Hülfe  erklären  lassen , bevor  er  sie  zu- 
'ammen  beschreibt,  so  wird  die  Sache  verzögert.  Da  aber  die 
Correspondirenden  noch  in  Friedberg  erklärt  haben,  die  Execution 
sei  fortzuführen,  so  möge  der  Churfürst,  und  auf  seine  Veranlassung 
die  übrigen,  innerhalb  3 Wochen  35  Monate  dazu  erlegen  und 
zugleich  wegen  der  Fortsetzung  des  Werkes  und  anderer  Angelegen- 
sten einen  Convent  der  Räthe  ausschreiben/  Was  einer  in 
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seinem  Kreis  bezahlt  hat,  ist  ihm  von  den  35  Monaten  abzuziehen. 
— Datum  Onoltzbach  den  4.  Septembris  anno  1599. 

Miln  eben  Staatsarchiv  546,4  f.  269.  Orijj. 

i Braunschweig,  Anspach  und  Lgr.  Müritz  wollten  in  Dortmund 
eine  Zusammenkunft  der  Obersten  der  4 kriegführenden  Kreise  und  der 
Vertreter  von  Churpfalz  veranstalten,  um  über  die  Fortführung  der  Exe- 
cution  zu  beratheu.  (Anspach  an  Churpfalz.  Sept.  9.  M.  546/4  f.  265) 
Churpfalz  ging  nicht  darauf  ein.  (an  Anspach.  Sept.  14.  a.  a.  0.  f.  268.) 

Sept.  84.  Heinrich  Julius  Herzog  von  Braunschweig,  Er- 
14  klärung  über  die  dem  Friedberger  Tag  vorgelegte 

Unionsnotel,  (z.  Th.) 

Statt  des  § „und  soviel  gegenwertige  Spanische  einlagerunge“ 
ist  zu  bestimmen,  dass  die  Union  Anspach,  Braunschweig  und 
Hessen  in  Darstreckung  der  Kxecutionskostcn  beistehe  und  das 
ansgelegte  von  den  Kreisen  wieder  fordere.  Denn  sonst  „were  io 
künftig  dieser  union  viel  weniger  zu  trauen.“  Von  Geldleistungen 
für  „zukünftige“  Lande  soll  nichts  erwähnt  werden.  Auf  den 
Bericht  des  Vergewaltigten  sollen  die  Directoren  sofort  einen  Con- 
vent über  die  Bundeshülfe  beschliessen  lassen.  Daneben,  aber 
nicht  davor  — was  zu  viel  Zeit  kosten  würde  — ist  die  Kreishülfe 
nachzusuchen.  Bei  den  Beschlüsse  n über  die  Iiülfeleistuug  soll 
die  Majorität  nicht  gelten;  auch  die  Bestimmung,  dass  vor  dein 
Beschluss  gütliche  Mittel  zu  versuchen  seien,  ist  auszulassen.  — 
Datum  Gruningen  den  4.  Septembris  anno  99. 

München  Staatsarchiv  pf  115/4  f.  276.  Orig. 

Sept.  85.  Georg  Friedrich  Markgraf  von  Anspach  an 

Churpfalz. 

Der  Markgraf  übersendet  ein  Mahnschreiben  des  Kaisers  an 
ihn  vom  23.  August,  gleichlautend  mit  dem  an  Churpfalz  von  dem- 
selben Datum. 1 Da  die  Contributionssache  unter  den  unerledigten 
Puncten  nicht  der  geringste  ist,  so  hofft  er  nun,  der  Churfürst 
werde  mit  der  von  ihm  gewünschten  Ausschreibung  eines  neuen 
Correspondenztages  um  so  eher  Vorgehen.  — Datum  Onoltzbach 
den  6.  Septembris  anno  99. 

31  ü neben  Staatsarchiv  pf  115  4 f 376.  Orig 

t Vgl.  n.  76  Anm. 

Sept.  86.  Johannes  Herzog  von  Zweibrücken  an  Churpfalz. 
16  .. 

Ohne  Einsicht  des  zu  Friedberg  geführten  Protokolls  kann 
der  Herzog  sich  auf  den  Friedberger  Abschied  nicht  rcsolviren. 
Er  begehrt  ferner  nicht  des  Churfürsteu  Gutachten  über  anderer 
Stände  Erklärungen,  sondern  dass  er  ihm  einfach  eröffne,  was  er, 
der  Churfürst,  zu  tliun  gedenke,  und  was  er  ihm,  dem  Herzog  zu 
thun  rat  he.  Wenn  er  aber  das  nicht  will,  so  möge  er  der  andern 
Stände  Erklärungen  mittheilen.  1 — Datum  Zweibruck  den  6.  Sep- 
tembris anno  1599. 

31ünchen  Staatsarchiv  pf.  115  4 f 270.  Orig. 

* Am  18.  August  hatte  der  Churfürst  dem  F.  Auhalt-Dessau  und 
dem  II.  Zweibrücken  den  Friedberger  Abschied  und  Nebenabschied  zu- 
gesandt, damit  sie  sich  gleich  den  in  Friedberg  vertretenen  Ständen  dar- 
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auf  erklärten.  (M.  546/4  f.  127,  128.)  Letzterer  bat  sich  darauf  das 
Friedberger  Protokoll  und  ein  Bedenken  des  Churfürsten  über  die  in 
Friedberg  verhandelten  Sachen  aus.  Einem  Gutachten  seiner  Käthe  ge- 
mäss lehnte  der  Churfürst  dies  Gesuch  ab.  (M.  pf.  114/4  f.  970.) 

87.  Christian  Fürst  von  Anhalt  und  Fabian  Burggraf  Sept. 

von  Dohna  an  Churpfalz.  28 

Das  Schreiben  Anspachs  und  der  churfürstlichen  Käthe  betref- 
fend die  Hülfe  für  die  spanische  Execution  ist  durchgelesen.  Die 
Stände,  welche  dem  Churfürsten  die  ihm  gebührende  Leitung  des 
l'nternehmens  gegen  die  Spanier  zu  entziehen  suchten,  sich  dann 
zegen  sein  Gutachten,  ohne  Zustimmung  der  Correspondirenden 
iu  die  Execution  einliessen,  begehren  jetzt  des  Churfürsten  und 
anderer  Beistand,  als  ob  Churpfalz  nur  da,  wo  Geld  herzuschiessen 
ist,  Üirector  sein  sollte.  Ihnen  zu  willfahren,  scheint  nicht  räth- 
lieh.  Das  Unternehmen  gegen  die  Spanier  ist  den  Kreisen  anheim- 
?egeben,  und  es  ist  nicht  rathsam,  dass  der  Churfürst  sich  durch 
besondere  Zuschüsse  neben  den  Kreishülfen  gänzlich  erschöpfe, 
noch  dass  er  diese  in  dem  von  Anspach  gewünschten  Sinne  ver- 
sende. — Datum  Amberg  den  18.  Septembris  anno  1599. 

München  Staatsarchiv  546  4 f.  316.  Orig. 

88.  Philipp  Ludwig  Herzog  von  Neu  bürg  an  Sept. 

Churpfalz,  (z.  Th.) 

Der  Herzog  ist  bereit  zum  Abschluss  der  in  Friedberg  bc- 
rathenen  Union,  falls  sie  nicht  spcciell  gegen  das  Papstthum  noch 
>on«t  Jemanden  gerichtet,  und  alle  „offeusiva“  aus  der  Notel  gelassen 
werden,  zumal  der  Herzog,  von  Papisten  umringt,  diesen  unter- 
liegen müsste,  ehe  man  ihm  zur  Hülfe  käme.  Ueberhaupt  soll  die 
Inion  mit  der  Religion  nichts  zu  schaffen  haben,  es  sei  denn,  dass 
man  den  Religionsstreit  unter  den  Evangelischen,  etwa  durch  ein 
Colloquium,  vergleiche.  (Demgemäss  wird  die  Notel  verändert, 
die  Erwähnung  der  spanischen  Einlagerung  wird  ausgestrichen ; 
cs  werden  Zusätze  gemacht  hinsichtlich  des  Anschlages  und  der 
Kosten  der  Vertheidigung  noch  zu  erwerbender  Länder,  sodann 
Vorschläge  über  Directorium,  Ausschuss  und  Bundeshttlfe  ähnlich 
wie  in  der  Instruction  zum  Friedberger  Convent).  Hinsichtlich 
der  Bundesbeiträge  bittet  der  Herzog  um  Moderation  seines  Ma- 
?ricularanschlages  und  will,  wenn  noch  andere  Stände  hinzutreten, 
zunächst  10  Monate  erlegen.  Dauer  des  Bundes  3 — 6 Jahre. 

^fan  muss  sich  nächstens  über  eine  Instruction  vergleichen,  wie 
andere  Stände,  z.  B.  Sachsen,  Würteraberg,  Mecklenburg,  Pommern 
znm  Bunde  zu  ziehen  sind.  — 0.  D. 

München  Staatsarchiv  pf.  115  4 f.  3S1.  Auszug  von  Culmann 

8®.  Joachim  Friedrich  Churfürst  von  Brandenburg  Oct. 

an  Churpfalz,  (z.  Th.)  4 

Der  Churftirst  hat  sich  hinsichtlich  der  Union  durch  seine 
be, sandten  in  Friedberg  genügend  erklärt.  Sobald  die  übrigen 
Resolutionen  über  die  Unionsnotel  eingekommen  sind,  ist  zum 
Abschluss  des  Bundes  ein  neuer  Convent  zu  berufen.  — Datum 
Gi  imnitz  den  24.  Septemb.  a.  99. 

München  Staatsarchiv  pf.  115/1  f.  310.  Orig. 
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Oct.  90.  Johann  d.  ä.  Graf  von  Nassau  an  Churpfalz.  (z.  Th.) 

5 

Die  Versammlung  der  Wetterauer  Grafen  zu  Butzbach  vom 
31.  Juli  hat  durch  Majorität  beschlossen,  falls  die  Uniousnotel 
nach  Massgabe  der  in  dem  beiliegenden  Auszug  der  Instruction 
zum  Friedberger  Convent  aufgeführten  Gesichtspunkte  gebessert 
würde,  alsdann  sich  derselben,  „soviel  gestalten  Sachen  nach  immer 
thunlich . auch  zu  accommodiren.“  — Datum  Dillenbergk  am 
25.  Septembris  a.  99. 

Beilage.  Auszug  aus  der  Instruction  der  Wetterauer  Grafen 
zum  Friedberger  Convent  (z.  Th.)  — Die  Union  soll  unter  ande- 
rem auch  bezwecken:  Abstellung  der  evangelischen  gravamina  von 
1594  und  98,  Abschaffung  der  Geltung  der  Majorität  auf  den  Reichs- 
tagen in  puncto  contributionis,  Freistellung  in  den  Stiftern,  Beschir- 
mung der  Verbündeten  ohne  Unterschied.  Die  Geldbeiträge  müssen 
erschwinglich  sein  und  aus  der  im  Jahr  1598  bewilligten  Türken- 
hülfe  genommen  werden,  wobei  man  sich  gemeinschaftlich  gegen 
fiskalische  Processe  schützt,  ln  den  Vorstand  ernennen  die  Chur- 
fürsten, Fürsten,  Grafen  und,  wenn  sie  hinzukommen,  Städte  und 
Ritter  je  2 Personen.  An  diesen  bringen  die  Beschwerten  ihre 
Klagen.  Dauer  des  Bundes  5 — 6 Jahre.  Da  die  Defension  gegen 
die  Spanier  nunmehr  zur  Reichsexecution  geworden,  so  hat  inan 
nur  für  künftige  Angriffe  auf  eine  eilende  Hülfe  zu  denken,  um 
den  Beschwerten  so  lange  zu  schützen,  bis  die  Kreishülfe  bereit 
ist.  Zu  dem  Zweck  übt  jeder  sein  Landvolk  ein , so  dass  er  den 
1 — 5fachen  Anschlag  an  Volk  jeder  Zeit  stellen  kann.  Wird  wider 
Erwarten  von  den  Correspondirenden  noch  eine  Geldhülfc  beschlo- 
sen, so  dürfen  2 — 3 Monate  jährlich  bewilligt  werden. 

München  Staatsarchiv  pf.  115  4 f.  292  Orig. 

Oct.  91.  Friedrich  IV.  an  Anspach. 

7 

Hat  das  Schreiben  des  Markgrafen  vom  14.  Scpt.  empfangen. 
Als  die  Execution  gegen  die  Spanier  nach  dem  Frankfurter  Convent 
trotz  alles  Abrathens  den  Kreisen  übergeben  ward,  hat  der  Chur- 
fürs!  sich  auch  das  gefallen  lassen  und  die  Sache  nach  Kräften 
befördert.  Dass  nun  aber  der  Churfürst  und  die  Correspondiren- 
den auch  noch  das  bezahlen  sollen,  was  durch  die  Verweigerungen 
der  Papisten  im  Rückstand  bleibt,  dazu  sehen  sic  sich  nicht 
verpflichtet.  Der  Churfürst  kann  dem  Markgrafen  unmöglich  will- 
fahren , da  die  Pfalz  und  die  Umgegend  selbst  einen  Einfall  der 
Spanier  besorgt.1  — Datum  Heidelberg  den  27.  Septembris  a.  W. 

München  Staatsarchiv  5164  f 324  Cpt. 

i In  derselben  Sache  hatten  auf  des  Churfürsten  Schreiben  vom 
6 Sept.  (vgl.  n.  78  Anui.)  inzwischen  folgende  Stände  folgendes  geant- 
wortet: 1.  Churbrandenburg  (Oct.  4.  M.  pf.  1 15 '4  f.  319,  322.):  D*r 
Krieg  gegen  die  Spanier  sei  fortzufühlen,  bis  die  Bestimmungen  des 
Coblenzer  Abschieds  erfüllt  seien.  Die  Mittel  dazu  habe  Anspach  richtig 
angedeutet.  Zum  Beschluss  darüber  sei  ein  Correspondenztag  zu  berufen 
2.  Zw  ei  brücken  (Sept.  17.  M.  pf.  115/4  f.  272):  Die  Fortführung 
des  Krieges  sei,  so  lange  nicht  alle  im  Coblenzer  Abschied  aufgestelltec 
Forderungen  erfüllt  seien,  nöthig ; und  da  die  Kreise  ihre  Beiträge  daxu 
verweigern  dürften,  so  mögen  die  Correspondirenden  die  Kriogskosten 
vorschiessen  Allein  vorher  müssen  dieselben  dem  ganzen  Unternehmen 
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eine  bessere  Gruodlage  geben  als  den  Coblenzer  Abschied.  Dazu  sei 
ein  neuer  Convent  nöthig,  der  aber  wieder  erst  nach  gehörigen  Vor- 
bereitungen zu  berufen  sei.  3.  Neu  bürg  (Oct.  4.  M.  pf.  115/4  f.  331): 
Die  Excctition  sei  dem  Coblenzer  Abschiede  gemäss  von  allen  Kreisen 
fortzuführen.  Nach  Abstellung  desjenigen,  was  gegen  den  Coblenzer  Ab- 
schied und  die  Executionsordnung  vorgekommen  sei,  werden  die  Kreise 
ihre  Unterstützung  hoffentlich  nicht  versagen. 

9*2.  Das  protestantische  Capitel  in  Strassburg  an 

Ch urp falz.  (z.  Th.) 

Der  Churfürst  hat  mehrere  Fürsten  ersucht,  ihre  Räthe  am 
17.  nach  Heidelberg  zu  schicken  um  unter  andern)  über  Abwen- 
dung der  von  den  Gegnern  des  Capitels  ausgebrachten  kaiserlichen 
Mandate  zu  berathen  Im  Bisthum  Strassburg  beginnen  die  Obrig- 
keiten den  Gültleuten  zu  verbieten,  die  Gefälle  an  den  Gürtler- 
trnd  Brüderhof  zu  liefern.  Die  Lehensleute  des  Stifts  sind  bei 
Verlost  ihrer  Lehen  zur  Lehensempfängniss  nach  Zabern  beschrie- 
ben. worauf  die  Ritter  bei  einem  Convent  beschlossen  haben,  den 
Kaiser  zu  fragen,  was  sie  zu  thun  haben.  Der  Cardinal  von  Loth- 
ringen soll  schon  im  Werk  sein,  vom  Strassburger  Rath  seine 
Anerkennung  zu  begehren,  welcher,  vom  Haus  Brandenburg  keines 
Beistandes  vertröstet,  wie  man  vernimmt  nachgeben  wird,  wofern 
er  nicht  sofortiger  Hülfe  versichert  wird.  Deshalb,  und  weil  ihm 
ohnehin  alle  Schuld  gegeben  wird,  besucht  der  Rath  auch  den  vom 
Churfürsten  ausgeschriebenen  Tag  nicht.  — Datum  Straßburg 
den  6.  Octobris  a.  1599. 

München  Staatsarchiv  pf.  115/4  f.  525.  Orig. 

93  Ernst  Friedrich  Markgraf  von  Baden  anChurpfalz. 

Statt  einer  Erklärung  über  die  Unionsnotel  übersendet  der 
Markgraf  einen  Auszug  aus  seiner  Instruction  zum  Friedberger 
Convent,  in  der  er  unter  andern)  erklärt:  Da  die  Abwehr  der 
Spanier  in  anderer  Weise  übernommen  ist,  so  ist  der  § „Und  so 
viel  gegenwertige  Spanische  inlegcrung“  aus  der  Notel  zu  entfernen. 
Der  Markgraf  schlägt  vor,  Churpfalz  und  Churbrandenburg,  Braun- 
schweig und  Landgraf  Moritz  zu  Directoren  zu  ernennen,  unter 
«eichen  das  Oberstenamt  umgehen  könnte.  Aus  jedem  Kreis,  der 
keinen  Director  hergiebt,  wäre  ein  Fürst,  ferner  aus  den  Grafen 
und  Reichsstädten  je  einer  zum  Zugeordneten  zu  ernennen.  Wenn 
nur  Churpfalz  und  mit  ihm  auch  noch  so  wenige  Stände  sich  zu 
dem  Bund  verstehen,  so  tritt  der  Markgraf  auch  bei.  — Den 
10.  Octobris  a.  99. 

München  Staatsarchiv  pf.  115,4  f 389.  Auszug  von  Culniann. 

94.  Christian  Fürst  von  Anhalt  an  seine  Gemahlin. 

Gefahr  eines  neuen  Einfalls  der  Spanier.  — Plan  des  Fürsten  zu  einem 
I ntemehmen , durch  welches  Deutschland  hoffentlich  gesichert  würde. 
- Die  andern  Fürsten  sind  darüber  noch  nicht  schlüssig  geworden.  — 
Aussprüche  Christians  über  seine  Liebe  zur  Gemahlin,  über  das  edle 
Ziel  seines  beabsichtigten  Unternehmens. 

Mon  ame  . . . Les  Espagnols  menacent  fort  de  visiter  leurs 
vieux  quartiers  et  pour  prendre  quand  et  quand  des  fresches 
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aussy.  Certes,  madame,  je  ne  dy  point  pour  vous  rendre  triste 
ou  melanconique , mais  je  me  sens  oblige  en  ma  conscieuce  a nia 
patrie,  envers  nies  parens  et  a vous  et  moy  mesmes,  tellement 
qtie,  s’on  me  vouloyet  donner  lcs  moyens,  je  voudrois  accepter 
d’entreprendre  avee  l’ayde  du  tout  pouissant  sur  lesd.  tyrans 
et  meschants  Espagnols  csperant  a la  bont4  de  Dieu,  que  par  mon 
moyen  il  pourroyet  envoyer  une  bonne  asseuranee  a nostre  ditto 
patrie.  Je  ne  suis  pas  temeraire,  aussy  je  n’ay  ja  mais  atfectö  des 
grandcs  eh  arges,  mais  pour  amour  de  vous  j’ay  laissö  touts  ces 
honneurs  la  qu’on  m’a  plusieurs  fois  presentes  m’ayant  estim£  assez 
honnore  et  beni  en  ayant  receu  un  si  eher  gage  de  vertu,  piete 
et  amour,  cliose  inestimable  et  la  plus  cherissable  de  moy  devaut 
tout  qui  est  en  monde.  Mais  voyant,  que  sera  a la  fin  impossihlp. 
que  je  puisse  demeurer  en  seure  possession  d’un  tel  si  eher  gage, 
certes  vostre  amour  et  le  mien  me  contraignent  de 1 refuser  un 
hasard  que  me  sera  presentö  de  la  main  de  Dieu,  auquel  je  seray 
appellö  par  tant  de  supplications  des  pauvres  iunocens  tounuentes. 
eonvie  de  nies  parens  et  sang  mesmes,  pousse  de  conscience,  incito 
d’un  vray,  constant  et  genercux  amour,  incite  d’un  zele  a bien 
faire  a la  desolee  et  affligöe  patrie,  asseure  en  mon  amc  d'une 
heureuse  issieu  a cause  de  l’assisfance  divine  laquelle  seroyet  tant 
sollicitee  par  un  million  des  saintes  prieres  accompagn£es  sourtout 
avec  la  sincere  devotion  continuelle  (que  par  necessitö  il  falloyet, 
que  tout  alloyt  bien)  d’icelle  laquelle  j’ayme  et  cheris  apres  Dien 
sur  tout  en  vivant,  mouraut  et  apres,  sachant,  que  cest  inviolable 
amour  sera  immortel.  Voyla  me  tout  transportö,  mon  amc.  Ne 
craignez  rien,  nous  ne  sommes  jusques  la  ancores,  mais  priez  Dieu, 
affin  que  nos  priuces  veuillent  prendre  une  bonne  resolution  et 
suivre  avec  coustanee  les  bons  et  utiles  advis;  asseurez  vous  en, 
que  cesdictes  prieres  ne  seront  pas  contre  vous,  mais  pour  vous; 
moyenuant  que  nous  demeurions  eil  sa  crainte,  et  que  nous  uous 
gouvernions  saintement,  il  ne  nous  delaissera  pas  ...  — A Et- 
lingen  ee  12.  octobrc  l’an  99. 

Bern  bürg  I F i ; 28.3  f.  30.  Eigenh. 

• Lies:  de  ne  pas  refuser. 

0 c t.  95.  Bruchstück  aus  dem  Protokoll  des  Heidelberger 
2b  Convents. 

„Dinstags  den  16.  Octobris,  vormittags.“ 

Churpfalz  hat  zu  berathen  gegeben,  was  einer  gewaltsamen 
Execution  der  llochprocesse  gegenüber  zu  tliun,  und  wie  den 
Aachenern  beizustehen  sei.  — Zweibrücken  (ähnlich  Baden) 
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erklärt:  Gewalt  sei  mit  Gewalt  zu  vertreiben.  „Einmütig  sol  man 
sich  vergleichen,  einer  dem  andern  litllf  und  beistand  leisten. 

Zeitlich  darzue  zu  tliun,  ehe  ein  stand  nach  dem  andern  unter- 
truckt;  man  fangs  an  den  riugern  an  . . . Laß  sich  im  reich  an- 
sehen.  das  man  einmal  wider  ad  arma  greiffen  raüß;  dan  der  Ur- 
sachen und  beschwerungen  soviel,  das  es  zu  einem  ufstand  ge- 
langen würt,  das  es  mit  der  faust  auszufüren,  weil  weder  recht 
noch  güete  verfangen  wollen.“  Der  Anspacher  Gesandte  ist 
nicht  speciell  instruirt.  Er  meint,  die  fraglichen  Massregeln  wür- 
den besser  erst,  nachdem  Schreiheu  und  Schickung  nichts  geholfen, 
von  den  Herren  persönlich  berathen.  Die  Strassburger  Gesand- 
ten sind  gleichfalls  ohne  Instruction.  Sie  halten  dafür,  wenn  „es 
recht  gewest  zue  vorigen  zeitten,  sich  hei  recht  handzuhaben,  sei 
es  auch  jetzt  unverbotten.“  Die  Reichsstädte  werden  dabei  das 
ihrige  thuu.  Chur pfalz:  Es  genügt  nicht,  sich  mit  Intercessionen 
beizustehen.  „Dieweil  aber  . . die  gesandte  nicht  instruirt  . ., 
vermeinen  doch  die  churfürstlichen  raet,  man  het  zu  referircn, 
aber  also,  das  inner  zwölf  oder  vierzehn  tagen  gewisse  resolutio 
erfolgete,  und  hernacher  ein  anderer  tag  auszuschreiben,  wie  man 
Lottriugen,  da  er  was  anfangen  würde,  zu  widerstehen. 

Hinsichtlich  Aachens  geben  die  Gesandten  keine  bestimmten 
Erklärungen.  — Auf  eine  Anfrage  Badens,  ob  es  hinsichtlich 
der  Reichscontribution  beim  Frankfurter  und  Friedberger  Abschied 
bleibe,  wird  mit  „ja“  geantwortet.  — (Hierzu  eine  Bemerkung  im 
Protocoll:  „Notandum,  das  Baden  weder  der  Kai.  Mt.,  noch  zum 
Xiderlendischen  wesen,  oder  in  dem  Schwaebischen  creis  nie  nichts 
contribuiret;  et  tarnen  inde  petuntur  consilia!) 

Berlin  Unionsact*  d.  a.  1600  1.  Cop.  Anspachisch. 

96.  Heidelbe  rger  Abschied.  Unterzeichner:  die  Gesandten  Oct. 
von  Churpfalz,  Anspach,  Zweibrticken,  Baden-Durlach,  Stadt  27 

Strassburg.) 

Von  etlichen  Ständen  um  Rath  gefragt,  wie  man  sich  hinsicht- 
lich der  Befolgung  der  vom  kaiserlichen  Hofrath,  besonders  jüngst 
in  der  Strassburger  Sache  ergangenen  Mandate  verhalten  solle, 
wünschte  der  Churfürst,  über  diese  Dinge  wegen  ihres  Interesses 
für  alle  evangelischen  Stände  mit  mehreren  zu  berathen.  Weil 
äber  Verzug  nicht  zulässig  war,  so  beschrieb  er  nur  die  der  Ge- 
!ahr  am  nächsten  gesessenen  wolgesinnten  Stände.  1.  Nach  Er- 
wägung eines  von  einem  churpfälzischen  Rath  verfassten  Gut- 
achtens1 fand  man  sich  für  befugt  zum  Widerstand  gegen  die 
Hofprocesse.  2.  Die  Gründe  gegen  die  angemasste  Jurisdiction 
des  Hofraths  ^oll  eine  Gesandtschaft  dem  Kaiser  Vorbringen  und 
erklären,  dass  man  sich  solchen  Processen  nicht  zu  unterwerfen 
gedenke. 2 Die  Instruction  derselben  nebst  der  erwähnten,  nicht 
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Oct.  völlig  durchberathenen  Deduction  soll  baldigst  von  Churpfalz  den 
27  Herrschaften  übersandt  werden.  Die  Gesandten  werden  ernannt 
von  Churpfalz  und  dem  noch  dafür  zu  gewinnenden  Churfürsten 
von  Brandenburg  und  Herzog  von  Braunschweig.  Geht  Chur- 
brandenburg  nicht  darauf  ein,  so  wird  hoffentlich  Anspach  an 
seine  Stelle  treten.  Dieselben  Herren  im  Namen  aller  lassen 
durch  Gesandte  den  König  von  Frankreich  ersuchen , dass  er  den 
Cardinal  von  Lothringen  ermahne,  sich  in  der  Strassburger  Sache 
nicht  zu  übereilen.  Vorher  könnten  Churpfalz,  Anspach  und 
Baden  dies  dem  König  durch  ein  Schreiben  im  Namen  der  Ver- 
sammelten an’s  Herz  legen,  und  ebenso  den  Cardinal  und  Herzog 
zum  Festhalten  am  Pacifieations-  und  Saarburger  Abschied  ernst- 
lich ermahnen,3  worauf  an  beide  eine  Schickung,  wie  an  Frank- 
reich, zu  erfolgen  hätte.  Churpfalz  und  Badeu,  nach  wie  vor  zur 
gütlichen  Vermittlung  zwischen  dem  Administrator  von  Strassburg 
und  seinen  Capitularen  bereit,  haben  sich  über  einen  Termin  zur 
Vornahme  derselben  zu  einigen.  3.  Auf  die  Frage,  was  zu  thun 
sei,  wenn  der  Kaiser  die  Hofprocesse  fortsetze  oder  exequire,  waren 
die  meisten  nicht  genügend  instuirt.  Bezüglich  der  darüber  ge- 
pflogenen Verhandlungen  sollen  die  Herrschaften  in  14  Tagen  dem 
Churfürsten  von  der  Pfalz  ihre  Meinung  erklären,  damit  dieser 
über  eine  neue  Tagsatzung  und  Zuziehung  mehrerer  Stände  nach- 
dcnken  könne.  — Die  Verhandlungen  des  Tages  werden  geheim 
gehalten.  — So  geschehen  zu  Heidelberg  Mitwochs  den  17.  mo- 
natstag Octobris  anno  im  1599. 

München  Staatsarchiv  pf.  1 15/4  f.  7.  Oriff. 

1 Das  Gutachten  ist  von  Leonh.  Schug  und  wurde  abgefasst  am 
15.  Juni,  nachdem  Neuburg  dem  Chf.  I’fafz  mitgetheilt  hatte,  es  sei  zum 
ersten  Male  eine  Appellation  von  seinem  Gerichte  an  den  kaiserlichen 
Hofrath  vorgekommen  und  von  diesem  angenommen : der  Churfürst  möge 
daher  seiu  Gutachten  geben,  was  er  (der  Herzog)  thun  solle  (1599  Mai  6. 
M.  546/2  f.  23).  In  dem  Gutachten  nun  bemerkt  Schug,  der  kaiserliche 
Ilofrath  sei  aus  dem  im  Jahre  1521  errichteten  Reichsregimente  ent- 
standen, damals  nämlich,  als  Karl  V.  im  Jahr  1531  die  Kosten  desselben 
allein  übernommen  und  es  an  seinen  Hof  gezogen  habe.  Sodann  wird 
weitläufig  ausgeführt,  dass  dem  Kammergericht  seine  Jurisdiction  vom 
kaiserlichen  Hofe  so  gänzlich  übertragen  sei,  dass  dem  kaiserlichen  Hof- 
rathe  eine  mit  dem  Kammergericht  concurrirende  Gerichtsbarkeit  nicht 
übrig  geblieben  sei.  (M.  546  2 f.  41.) 

* Entwurf  einer  von  den  Gesandten  dem  Kaiser  zu  übergebenden 
Schrift  M.  546/3  f.  40.  Die  Forderungen  der  Stände  werden  in  dieser 
Schrift  also  zusammengefasst : die  Unterthanen  der  Reichsstände  sind 
zunächst  bei  ihren  Untergerichten  zu  lassen:  die  Reichsstände,  welche 
Austräge  haben,  sollen  vor  diesen,  die  andern  vor  dem  Kammergericht 
Recht  nehmen.  Die  letzten  Appellationen  gehören  vor  das  Kammer- 
gericht Der  Hofrath  hat  keine  mit  diesen  Gerichten  concurrirede  Juris- 
diction. Ihm  können  die  evangelischen  Stände  vor  allem  auch  in  Reli- 
gionssachen, weil  er  katholisch  und  für  die  Katholiken  parteiisch  ist, 
keine  Gerichtsbarkeit  einräumen.  Sie  gestehen  ihm  überhaupt  keine 
Gerichtsbarkeit  über  Reichsstände  zu,  da  er  meisteus  ohne  ordentliches 
Verhör,  ohne  Rücksicht  auf  Litispendenz  am  Kammergericht  und  nach 
Gunst  verfährt,  über  Fürsten  Reichsstädte  zu  Commissarien  verord- 
net, in  Religionssachen  den  Beklagten  Schriften  der  Gegner  verheim- 
licht, die  Relationen  nach  besondern  Zwecken  verstümmelt  u.  dgl.  m. 
Der  Kaiser  möge  die  ergangenen  Hofrathsprocesse,  besonders  die  gegen 
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Aachen  and  die  in  der  Strassburger  Sache  ergangenen,  cassiren;  wenn 
nicht,  so  werden  die  Petenten  die  erlaubten  Gegenmittel  anwenden. 

3 Diese  Schreiben  sind  am  28.  Nov.  verfasst.  Es  wird  in  denselben 
ausgeführt,  dass  die  Belehnung  des  Cardinais,  seine  Aufforderung  an  die 
Vasallen  zur  Lehensempfiingniss  den  Bruch  des  Saarburger  Vertrags  und 
des  Strassburger  Pacificationsabschieds  in  sich  schliesse  Der  Kaiser 
wird  gebeten , er  möge  den  Cardinal  zur  Befolgung  des  Saarburger  Ver- 
trages ermahnen.  Der  Herzog  von  Lothringen  soll  seinen  Sohn  zur 
Befolgung  beider  Verträge  bewegen ; der  Cardinal  endlich  wird  ersucht, 
im  Interesse  des  Friedens  an  jenen  Verträgen  festzuhalten.  (M.  pf.  115/4 
f.  437,  449,  451  ) Heinrichs  IV.  Antwort  (1600  Jan.  14.)  ist  gedruckt  bei 
Berger  de  Xivrey,  lettres  missives  de  Henri  IV  t.  V S.  201. 

97.  Friedrich  IV.  Resolution  auf  die  Werbung  des 

kaiserlichen  Gesandten  von  Ulm. 

Der  Churfürst  hat  dem  Kaiser  schon  öfter  erklärt , weshalb 
seit  dein  spanischen  Einfall  er  und  andere  diesem  Feuer  nahe 
Wohnende  ihrer  Vertheidigungsmittel  zu  Gunsten  des  fremden 
Undes  Ungarn  sich  nicht  berauben  könnten.  Die  Zurückhaltung 
iier  Steuer  wird  um  so  nöthiger,  da  ein  neues  spanisches  Winter- 
lager auf  deutschem  Boden  bevorstehen  soll  und  allerhand  Be- 
drohungen, besonders  gegen  Churpfalz,  Vorkommen.  Wenn  die 
Beunruhigungen  des  Reichs  und  Bedrohungen  der  Reichsstände 
aufhuren,  die  Schäden  und  Unkosten,  die  der  spanische  Einfall 
veranlasst  hat,  ersetzt  werden,  so  wird  der  Churfürst  mit  andern 
Ständen  nachdenkcn,  wie  dem  Kaiser  weiter  zu  helfen  sei.  Dass 
derselbe  aber  ernste  Mittel  gegen  sie  ergreife,  hoffen  sie  nicht, 
veil  sie  die  Türkenhülfe  nur  unter  der  Bedingung  der  Aufrecht- 
iialtung  von  Friede  und  Recht  im  Reich  bewilligt  haben,  und  der 
Kaiser  im  Reichsabschied  gegen  diese  Bewilligung  den  Ständen 
wieder  verspricht  , sich  zu  befleissigen,  dass  innerlicher  Friede, 
gleiches  Recht,  der  Profan-  und  Religionsfriede  erhalten  werde. 
- Datum  Heidelberg  . . . den  23.  Octobris  a.  90. 

Manchen  Staatsarchiv  pf.  115/4  f.  422.  Cpt. 

98.  Auszüge  aus  dem  Protokoll  churpfälzischer 

Rathssitzungen. 

Christian  Fürst  von  Anhalt,  vom  Churfürst  von  der  Pfalz  um 
ein  Gutachten  ersticht,  ob  und  was  er  thun  solle,  damit  die  Exe- 
cutionstruppen  sich  nicht  ganz  zerstreuen,  und  was  zur  Verteidi- 
gung seiner  Lande  nöthig  sei,  trägt  vor:  Den  Gegnern  wird  es 
nun  Vorkommen,  als  vermöchten  die  evangelischen  Stände  keine 
19,000  Mann  wenige  Monate  im  Feld  zu  erhalten.  Nie  haben 
diese  seit  Auflösung  des  schmalkaldischeu  Bundes  solchen  Schimpf 
Angelegt.  Die  Kreise  werden  schwerlich  noch  etwas  zur  Fort- 
‘ührung  der  Executiou  thun.  Die  Staaten,  über  die  Zerfahrenheit 
der  deutschen  Dinge  aufgeklärt,  haben  nun  mehr  Grund  als  je 
zum  Frieden  und  werden  sich  schwer  zu  einer  Verbindung  mit 
den  Ständen  herbeilassen.  „So  würdet  es  sich  auch  mit  den  vori- 
anschlegen  mit  Frankreich  nicht  mer  thun  lassen.“  Der  Kaiser 
NeiDt,  das  Unternehmen  gegen  die  Spanier  im  Interesse  seines 
Ansehens  uud  der  päpstlichen  Religion  nicht  dulden  zu  dürfen, 
und  Erzherzog  Albert  möchten  sich  daher  an  diesem  oder 
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Nov.  jeuein  Stande  rächen  wollen.  Sind  ein  oder  zwei  evangelische 

1—0  Stände  unterworfen,  so  sind  es  auch  die  andern.  Hessen  ist  leicht 
von  Rees,  Anspach  ist  von  dem  Lager  in  Ungarn  aus  unter  an* 
denn  Vorwand  mit  etwa  1500  Reitern  zu  überfallen.  Haette  man 
bei  dem  Frankfurter  Tag  seine  Mittel  auf  bessere  Gelegenheit  ge- 
spart, so  wäre  man  gegenwärtig  gesicherter.  Nun  hat  man  keine 
Mittel,  um  das  begonnene  Unternehmen  fortzuführen;  legt  mau 
aber  die  Waffen  nieder,  so  ist  man  der  Gegner  Willkühr  preis- 
gegeben.  Die  Kaiserlichen  suchen  die  Deutschen  zu  friedlicher 
Ruhe  zu  bewegen  und  sie  durch  Contributionen  zu  entkräften, 
um  eine  absolute  Regierung  einzuführen.  Erzherzog  Albert  aber, 
wenn  er  keinen  Frieden  mit  England  und  den  Staaten  macht, 
muss  aus  Mangel  an  Geld  die  Truppen  ihren  Unterhalt  anderswo 
suchen  lassen , zumal  da  die  ausgesöhnten  Provinzen  die  Besat- 
zungen von  fremdem  Kriegsvolk  nicht  gestatten  wollen.  Man  wird, 
wenn  die  Staaten  die  Friedensanerbietungen  abweisen,  das  Reich 
zum  Kriege  gegen  sie  zwingen.  Wird  aber  der  Frieden  mit  Eng- 
land und  den  Staaten  geschlossen,  so  wird  ohne  jeden  Zweifel  der 
Krieg  in  Deutschland  ausbrechen.  In  Strassburg,  Durlach,  bei  den 
evangelischen  Ständen,  welche  die  Contribution  zurückhalten,  wird 
man  den  Anlass  finden.  — Was  ist  nun  diesen  Gefahren  gegen- 
über zu  thun?  Früher  hat  der  Fürst  vergeblich  gerathen, 
man  solle  die  Sachen  besser  reif  werden  lassen.  Gegenwärtig  hat 
man  die  Wahl  zwischen  dem  äussersten  Verderben  und  dem  äusser- 
steu  Wagniss  zur  Rettung.  Eigene  Mittel  hat  man  nicht,  oder 
weiss  sie  nicht  zu  gebrauchen ; darum  muss  man  sich  mit  den 
Staaten  verbinden.  Im  tiefsten  Geheimniss  muss  eine  Gesandsehaft 
an  sie  geschickt  werden.  (Vorschläge  für  deren  Instruction  über- 
einstimmend mit  dem  Inhalt  der  Haupt-  und  Nebeninstruction  für 
Johann  d.  J.  Graf  von  Nassau  vom  6.  Nov.  1599.)  Churpfalz  er- 
biete sich  den  Correspondirenden,  das  Anritt-  und  Laufgeld  und 
die  Kosten  des  ersten  Monats  (220,000  H.)  zu  erlegen  und  die 
Wehren  zu  stellen  (im  Werth  nicht  unter  40,000  fl.) ; die  Corre- 
spondirenden tragen  die  Kosten  zweier  Monate,  und  die  Staaten 
ebensoviel.  Dafür  erhält  der  Churfürst  das  Feldoberstcnamt,  oder 
ernennt  statt  seiner  den  Befehlshaber,  der  unbeschränkte  Vollmacht 
hat,  Truppen  wirbt,  die  hohen  militärischen  Aemter  besetzt,  und 
bestimmt,  wann  und  wo  er  sich  mit  den  staatischen  Truppen  ver- 
binde. — Man  muss  ferner  noch  bedenken,  was  im  Interesse  dieses 
Plan  s „bei  Frankreich,  Engellant,  den  Schweizern,  Venetianern 
und  Jtalianischen  fürsten  aufgebracht  werden  möchte. 1 — Den 
22.  25.  26.  und  27.  Octobris. 

München  Staatsarchiv  546  2 f.  678.  Cop. 

t Zur  Eläuterung  der  Pläne  Anhalts  dient  das  Schreiben  des  Grafen 
Wilhelm  Ludwig  von  Nassau  an  ihn  vom  29.  October  (a.  St.  ?).  (Groen 
v.  Prinsterer,  archives  II  1 S.  454.) 

Nov.  99.  Friedrich  IV.  Instruction  für  Johann  d.  j.  Graf 
fl  von  Nassau  an  die  Staaten. 

Vorstellung  der  Gefahr,  welche  fast  der  ganzen  Christenheit 
von  den  Spaniern  und  ihrem  Anhang  droht.  Es  ist  zu  hoffen, 
dass  etliche  evangelische  Churfürsten  find  Fürsten  im  nächsten 
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Jahr  10,000  Mann  zu  Fuss  und  2000  zu  Pferd  in’s  Feld  stellen,  uni 
•las  Reich  von  den  spanischen  Unterdrückungsversuchen  zu  befreien, 
die  ihm  von  den  Spaniern  entrissenen  Orte  wieder  zu  gewinnen, 
die  Stände  gegen  fernere  Drangsale  zu  schützen  und  den  Staaten 
Beistand  zu  leisten,  wenn  folgende  Bedingungen  erfüllt  werden: 
1.  die  Staaten  besolden  jene  Truppen  zwei  Monate  lang  und  stellen 
ihnen  bei  Belagerungen  Geschütz  und  Munition  und  eine  der  ge- 
nannten gleiche  Truppenzahl.  Der  Plan  würde  ferner  sehr  geför- 
dert, wenn  2.  die  Staaten  die  Schenkenschanze  dem  Reiche  ab- 
träten,  3.  sich  selbst  in  dessen  Schutz  begäben,  die  Steuern  gleich 
andern  Kreisen  erlegen  und  „demselben  nochmalen  ein  genügen 
thun  wolten“.  Dahingegen  erbieten  sich  der  Churfürst  von  der  Pfalz 
und  die  mit  ihm  verbundenen  Stände,  die  genannte  Truppenzahl 
drei  Monate  lang  zu  besolden  und  sie  nach  Kinnahme  der  dem  Reich 
entrissenen  Orte  im  Interesse  der  Staaten  zu  verwenden.  — Datum 
Heidelberg  den  27.  Octobris  anno  99. 

X e be  n in  st r uc t ion  für  Graf  Johann.  Machen  die  Staa- 
ten hinsichtlich  der  dritten  an  sie  gestellten  Forderung  Schwierig- 
keiten, so  verlange  der  Gesandte  nur  das  Anerbieten,  dass  sie  die- 
selbe nach  hergestelltem  Frieden  erfüllen  werden.  Der  Monatssold 
der  genannten  Truppenzahl  ist  auf  180,000  Reichsgulden  berechnet. 
Bestehen  die  Staaten  auf  dem  Ersatz  ihrer  hei  dieser  Verbindung 
aafgewandten  Kosten,  so  mag  der  Gesandte  die  sichere  Erwartung 
aussprechen,  dass  die  Correspondirenden  sich  mit  ihnen  wegen  der 
zwei  Monatssolde  innerhalb  einiger  Jahre  abfinden  werden.  Hin- 
sichtlich des  Feldobersten  hat  der  Gesandte  mündliche  Instruc- 
tionen. — Datum  den  27.  Octobris  anno  99. 

München  Staatsarchiv  546/2  f.  652.  Cpt. 

100.  Friedrich  IV.  an  Moritz  Landgraf  von  Hessen. 

Christian,  Fürst  von  Anhalt,  hat  des  Landgrafen  Handschrei- 
ben über  die  bewussten  Missverständnisse  übergeben  und  berichtet, 
weshalb  der  Landgraf  an  einem  Besuch  des  Churfürsten  gehindert  sei. 
Es  ist  dem  Churfürsten  „in  warheit,  dasjenig,  was  uns  vor  diesem 
gantz  unverhofter  weiß  fürkommen,  tiermaßen  zu  hertzen  getrungen, 
das  wir  fast  nicht  gewust,  wie  wir  es  gebürlich  überwinden  könten.“ 
Er  freut  sich,  dass  die  beiden  Fürsten  so  gute  Auswege  zu  er- 
mitteln wussten , und  hat  nun  der  .Landgraf  beständige  Freund- 
schaft von  ihm  zu  gewärtigen.  Da  der  Churfürst  am  20.  Novem- 
ber in  Marburg  bei  Landgraf  Ludwig  d.  ü.  einzutreffen  gedenkt, 
so  schlägt  er  dem  Landgrafen  vor,  ihn  dort  zu  besuchen.  — Da- 
tum Heidelberg  den  28.  Octobris  anno  99. 

Cassel  Staatsarchiv.  Baiern  Orig. 


101.  Friedrich  IV.  an  Churbrandenbu rg  und 

Braunschweig. 

Trotz  der  seit  1590  gegen  die  kaiserlichen  Ilofprocesse  erho- 
benen Beschwerden  hat  der  Hofrath  gegen  der  Stadt  Aachen 
Rathsherren  die  Acht  ausgesprochen,  darauf  die  evangelische  Ro- 
ligionsübung  dort  eingestellt,  und  über  80  Rathsherren  in’s  Elend 

Actea  des  30jähr.  Krieges  I. 
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gejagt  sind.  Hierdurch  errnuthigt  hat  er  dann  noch  viele  Stände 
in  Religions-  und  andern  Sachen  mit  Processen  angefochten,  von 
denen  etliche  (Neuburg,  Baden,  (Jöln  etc.)  den  Cliurfürsten  von 
der  Pfalz  um  Rath  ersuchten.  Dieser  befand,  dass  daraus  eine 
weitere  Verfolgung  der  Evangelischen  entstehen,  und  der  Admini- 
strator von  Strassburg  nebst  dem  Capitcl  und  der  Stadt  wie  Aachen 
behandelt  worden  möchte.  Da  nun  die  lothringische  Exoeution  naht1 
hevorstand,  so  hat  er  eiligst  Zweibrücken,  Anspach,  Baden  und  den 
Rath  zu  Strassburg  nach  Heidelberg  beschrieben.  (Bericht  über 
den  Heidelberger  Convent.  Der  Abschied  nebst  der  Deductiou  in 
Betreff  der  Hofproeesse  liegt  bei.)  Die  Instruction  für  die  in 
Heidelberg  beschlossene  Gesandtschaft  an  den  Kaiser  wird  dein 
Churfürsten  (Fürsten)  zur  Verbesserung  übersandt.  Ist  der  Cliur- 
fürst  (Fürst)  mit  der  Gesandtschaft  einverstanden , so  möge  er 
gegen  den  1(5.  December  eiuen  Rath  nach  einem  zu  vereinbaren- 
den Ort  absenden.  Da  jedoch  der  kaiserliche  Ilof  schwerlich 
nachgeben  wird,  so  möge  der  Churfürst  (Fürst)  nackdenken,  was 
hei  einem  weitern  Convent  zum  Zweck  gegenseitiger  Vertheidigunu 
der  Evangelischen  gegen  die  Executiou  der  Hofprocessc  zu  rat  hon 
und  zuzusagen  sei.  Der  Churfürst  (Fürst)  möge  sich  auch  über 
die  Gesandtschaft  an  den  Herzog  und  Cardinal  von  Lothringen 
und  die  ihr  zu  ertheilende  Instruction  erklären.  — Datum  Heidel- 
berg letzten  Octobris  a.  99. 

Mönchen  Staatsarchiv  pf.  115*  f.  *56.  Cpt. 


102.  F r i e d r i c h IV.  a n C h u r b r a n d e n b u r g , B r a u n- 

schwcig,  Baden,  Moritz  Landgraf  von  Hessen. 

In  den  Erklärungen  über  die  dem  Friedberger  Tag  vorgelegte 
Unionsacte  ergeben  sich  vornehmlich  folgende  Gegensätze:  1 

1.  Neuburg  will  in  der  Acte  den  Papst,  Spanien,  den  Religions- 
frieden,  die  Augsburger  Confession  nicht  genannt,  alles,  was  be- 
leidigen kann,  weggelassen  wissen.  Dagegen  sind  fast  alle  andern. 

2.  Neuburg  und  die  Grafen  verlangen  noch  mehrere  Legstätten, 
damit  sie  „das  gelt  in  iren  banden  behalten.  3.  Neuburg  verlangt 
weitere  Bestimmungen  über  die  noch  zu  erwerbenden  Lande,  Braun- 
schweig  und  Hessen  verlangen  hingegen  Auslassung  des  betref- 
fenden Paragraphen.  4.  Zur  Bildung  eines  Fonds  schlägt  Neuburg 
die  Erlegung  von  10,  die  Grafen  3 Monate  vor,  andere  stellen  die* 
auf  Vergleichung,  andere  umgehen  diesen  Punct.  Von  Zuschüssen  wird 


nichts  gesagt.  5.  Braunschweig  will  die  Thätigkeit  der  Union  auf 


die  gegenwärtige  spanische  Expedition,  andere  auf  künftige  Fälle 
lenken.  (5.  Die  Dauer  des  Bundes  setzen  etliche  auf  fünf  Jahre, 
andere  auf  Vergleichung.  7.  Die  Direction  im  Frieden  wird  von  der 
im  Feld  unterschieden,  einige  verlangen  vier,  andere  einen  Direc* 
tor;  die  Grafen  wollen  auch  hei  der  Direction  sein.  8.  Differenzen 
über  Ausschuss  und  Kregsrütlie.  Das  Truppencommando  soll  nacli 
dem  einen  unter  den  Directoren  umgehen,  nach  den  andern  regiert 
„ein  jeder  das  volck  in  seinem  laut.“  9.  Feber  die  Vota  und 
Geltung  der  Majorität  sind  die  Meinungen  verschieden.  10.  Nach 
Neuburgs  Meinung  sollen  die  Directoren  nur  mit  „vorwissen  und 
willen“  (wessen?)  handeln,  Braunschweig  verlangt,  dass  sie  io 
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offenbaren  Fällen,  „one  die  raete  ufzumanen“,  Truppen  werben 
and  Hülfe  leisten  dürfen.  11.  Einige  wollen  Gebrauch  der  Kreis- 
hülfe vor  allen  Dingen,  andere  verlangen  den  Bundesbeistand  als 
eilende  Hülfe,  bis  die  der  Kreise  zu  Stande  komme.  12.  Der- 
jenige, dem  Entrissenes  wieder  gewonnen  wird,  soll  nach  Braun* 
schweig  Versicherung  leisten,  dass  der  Feind  es  nicht  wieder  ein- 
nehme. Dagegen  Neuburg.  13.  Braunsc  .weig  verlangt  „Verordnung 
des  veltobristen  halben, “ wie  auch  darüber,  ob  nicht  der  Oberste  die 
Truppen  allein  werben  solle.  14.  Ein  Theil  will  Erlangung  der 
Freistellung  in  den  Stiftern  unter  die  Bundeszwecke  aufgenoinmen 
haben.  Andere  werden  schwerlich  beistimmen.  15.  Neuburg  will 
sich  der  Strassburger  Sachen  nicht  aunehmen.  — Theilt  man  nun 
so  widersprechende  Resolutionen  den  Ständen  mit,  so  ist  grösserer 
Zwiespalt  zu  besorgen,  unterlässt  man’s,  so  können  die  Stände  für  die 
nächste  Tagsatzung  keine  bestimmten  Instructionen  verfassen.  Einen 
Tag  ansetzen  und  einen  oder  den  andern  nicht  beschreiben,  scheint 
auch  unthuulich  zu  sein.  Der  Churfürst  bittet  daher  um  des  Chur- 
fürsten (Herzogs  etc.)  Bedenken,  was  „in  diesem  verwirten  werk 
ferner  zu  thun  sein  möchte.“ — Datum  den  3.  Novembris  a.  1599. 

Hü nchen  Staatsarchiv  pf  115  4 f.  490.  Cpt. 

1 Diese  sind  wörtlich  einem  Gutachten  Culinanns  (a.  a 0.  f 396) 
entnommen.  Die  Namen  der  Stände  sind  nicht  in  dem  Schreiben,  wohl 
aber  in  dem  Gutachten  genannt. 

103.  Friedrich  IV.  an  Christian  Fürst  von  Anhalt. 

Auf  die  in  Anwesenheit  des  Fürsten  vorgenommenen  Bera- 
tungen hatte  der  Churfürst  die  Reise  zu  Landgraf  Ludwig  d.  ü. 
schon  angetreten,  als  dieser  ihn  um  Einstellung  derselben  hat, 
weil  er  krank  sei.  Die  demgemäss  eingetretene  Veränderung 
seines  Planes  schrieb  der  Churfürst  dem  Landgrafen  Moritz  und 
bat  ihn,  wichtiger  Conferonzen  wegen  am  27.  November  nach 
Heidelberg  zu  kommen.  Der  Fürst  möge  nun  sein  Gutachten 
abgeben,  wie,  falls  mit  dem  Landgrafen  „das  bewust  gescheft  ver- 
richtet würdet,“  und  durch  wen  bei  dem  Herzog  von  Braun- 
schweig „die  gebür  auch  anzubringen  were.“  — Datum  Heidel- 
berg den  13.  Novembris  a.  99. 

Bern  bürg  VI  P 5;  vol.  2 f.  99.  Orig 


104.  Joachim  Friedrich  Cliurfürst  von  Branden- 
burg an  Churpfalz,  (z.  Th.) 

Hat  das  Schreiben  des  Churfürsten  vom  10.  Nov.  empfangen. 
Es  ist  wohl  nöthig,  dem  Kaiser  wegen  der  Hofprocesse  Vorstel- 
lungen zu  machen.  Wenn  aber  schon  im  Jahr  90  die  weltlichen  Chur- 
fürsten auf  ein  derartiges  Anbringen  eine  barte  Antwort  erhalten, 
*enn  man  beim  letzten  Reichstag  insgemein  nichts  ausgerichfet 
bat,  so  wird  gegenwärtig,  da  Chursachsen  sich  ausschliesse»  wird, 
und  statt  der  früheren  vertraulichen  Zusammensetzungen  nur 
wenige  die  Gesandtschaft  an  den  Kaiser  abfertigen  sollen , ein 
ähulickes  Anbringen  wenig  Gewicht  haben  , vielleicht  aber  unter 
den  Evangelischen  selbst  Misstrauen  erregen  und  denen,  welche 
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die  Gesandtschaft  speciell  auf  sich  nehmen,  grosse  Ungnade  bei 
dem  Kaiser  erwerben.  Demnach  möge  Churpfalz  erst  alle  evan- 
gelischen Stände  auffordern,  sich  dem  Vorhaben  anzuschliessen. 
Zu  der  Gesandtschaft  an  Frankreich  wird  der  Churfürst,  da  er 
selbst  keinen  seiner  Käthe  dazu  deputiren  kann,  sein  Creditiv 
mitgeben.  — Datum  Grimnitz  den  14.  Novombris  a.  99. 

Manchen  Staatsarchiv  546'3  f.  3.  Orig. 

N oy.  105.  Friedrich  IV.  an  Alb  recht,  Erzherzog 
29  von  Oesterreich. 

Hat  das  Schreiben  des  Erzherzogs  vom  10.  September  em- 
pfangen. Als  der  Erzherzog  vor  seiner  spanischen  Heise  sich  dem 
Chur  fürsten  und  andern  Fürsten  zu  friedfertiger  Nachbarschaft 
erbot,  erwartete  der  Churfürst  nicht,  dass  nach  einem  damals  schon 
im  Rath  zu  Krüssel  gefassten  Beschluss  Mendoza  wider  alles  Recht 
in’s  Reich  einfallen , Gräuel  ausüben  würde  gleich  den  Türken 
und  Tataren,  dass  er  dadurch  den  Türken  den  besten  Vorschub 
leisten  würde,  und  er  und  seine  Officiere  Kaiser  und  Reich  mit 
Verachtung  behandeln  würden.  Der  Admiral  hat  auf  des  Reichs 
Boden  das  geistliche  und  politische  Regiment  umgekehrt , benach- 
barte Reichsstände  bedroht  und  vergewaltigt,  so  dass  man  endlich 
in  all’  den  Vorgängen  einen  wohlbedachten  Plan  zur  Einnahme 
von  Reichsländern  erkennen  musste.  Wenn  der  Churfürst  früher 
glaubte,  diese  Dinge  würden  dem  Erzherzog  missfallen  und  von 
ihm  abgestellt  werden,  so  sieht  er  ihn  nun  in  seinem  Schreiben 
dieselben  entschuldigen  und  allen  Unglimpf  den  gehorsamen 
Reichsständen  zuschieben.  Die  fünf  Kreise  haben  nur  den  Reichs- 
gesetzen gemäss  gehandelt  und  zwar  so,  dass  man  sah,  wie  sehr 
sie  lieber  glimpflich  als  scharf  zu  verfahren  wünschten.  Wenn 
man  dies  nun  aber  als  ein  Privatwerk  darstellt,  die  Vollstrecker 
der  Exccution  bedroht,  so  möchte  man  darin  freilich  einen  Vor- 
wand sehen,  dasjenige  gegen  Deutschland  auszuführen,  was  man 
längst  gefürchtet  hat.  — Demnach,  und  in  Erwägung,  dass  durch 
diese  Dinge  die  Mittel  zur  Abwehr  den  Türken  verkürzt  werden, 
hofft  der  Churfürst,  der  Erzherzog  werde  das  Reich  räumen  lassen, 
die  Schäden  und  Executionskosten  ersetzen,  den  Verkehr  frei  ge- 
beu  und  genügende  Caution  leisten,  damit  das  Misstrauen  und  die 
Erbitterung  der  Stände  der  vertraulichen  Nachbarschaft  Platz 
mache.  1 — Datum  Heidelberg  den  19.  Novembris  anno  1599. 

MQnchen  Staatsarchiv  pf.  115  4 f.  654.  Cop 

1 Im  folgenden  Jahre  (1600  Mai)  verhandelte  eine  Gesandtschaft 
des  Erzherzogs  Albert  über  dieselben  Sachen  mit  Churpfalz  und  andern 
Fürsten,  vgl.  van  Reyd,  Oorspronck  ende  Yoortganck  van  de  Neder- 
lantsche  Oorloghen  (Amsterdam  1614)  S.  618.  Meteren  II  S.  57.  Langels- 
heim an  Bongars.  1600  Mai  22.  (Bongarsi  et  Lingelshemi  epistolae  S.  1210 

I)ec.  106.  Heinrich  Julius  Herzog  von  Braun  schweig 
1 an  Churpfalz. 

Beantwortend  das  Schreiben  des  Churfürsten  vom  10.  Nov. 
übersendet  der  Herzog  ihm  seine  dem  Markgrafen  von  Anspach 
gegebene  Erklärung  über  den  Heidelberger  Abschied.  In  Betreff 
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des  audern  Sehreibens  des  Churfürsten  vom  13.  November  erwidert 
er,  dass  zur  Verständigung  über  die  zu  bildende  Union,  dann 
wegen  der  Kriegsexpedition  gegen  die  Spanier,  wegen  des  bevor- 
stehenden Deputat ionstages  und  anderer  Dinge  eine  Zu>ainmcn- 
knnft  der  Käthe  evangelischer  Stände  höchst  nöthig  sei.  Von  der- 
>elben  wurden  aber  wohl  diejenigen  auszuschliessen  sein,  aus  deren 
Erklärungen  auf  die  Friedberger  Unionsnotel  erhellt,  dass  sie  das 
Werk  nur  hindern  wollen.  — Datum  Wolfenbuttel  den  21.  Xovem- 
bris  anno  99. 

Beilage.  Braun  sch  weig  an  Anspach  (November  22. 
Cop. L — Der  Herzog  kann  sieh  auf  den  Heidelberger  Abschied 
nicht  schliesslich  erklären,  einmal  weil  er  über  die  Strassburgischen 
sacheu  gar  nicht  ordentlich  unterrichtet  ist,  dann  weil  diese  An- 
gelegenheit, wenn  dabei  in  Güte  nichts  auszurichten  ist,  von  einer 
grösseren  Anzahl  von  Ständen  in  die  Hand  genommen  werden 
muss.  — Datum  Wolfenbuttel  den  12.  Novembris  anno  99. 

Mtinrhrn  Staatsarchiv  pf.  .'>♦63  f.  10.  Ori|f . 

ldi.  Werbung  Bongars’  vor  Churpfalz  und  seinem 

Kanzle  r. 

Bonga  rs  tnogt  vor:‘l.  Nach  dem  schlechten  Ausgang  der  spani- 
'dten  Expedition  ist  den  Feinden  der  Correspondirenden  der  Muth  ge- 
wachsen. (Beweis:  Kxecution  gegen  Aachen,  Belehnung  des  Cardinais 
ton  Lothringen.)  Wenn  diese  nun  sich  nicht  einigen  und  gegen- 
'eitigm  Beistands  versichern,  so  wird  noch  ärgeres  erfolgen.  Der 
König  Heinrich  bietet  aber  allen  ihm  möglichen  Beistand  an.  Wenn 
inan  ferner  die  Staaten  hülflos  lässt,  so  dürften  sie,  zumal  wenn 
England  ihnen  darin  vorginge,  die  Friedensauerhiefungeu  des 
Erzherzogs  Albert  annehmen.  Alsdann  aber  würden  die  Spanier 
die  Jftlicher  Lande  für  Albert  einnehmen  — denn  dahin  ..gen  die 
coiisilia  zu  Brüssel“  — und  darnach  weiter  greifen.  Deshall» 
mögen  die  Fürsten  nach  des  Königs  Beispiel  mit  ihm  vereint  Geld 
für  die  Staaten  herschiessen.  2.  Pfalz  möge  nachdenken,  was 
hinter  dem  erneuten  Drängen  des  Papstes  bei  König  Heinrich  auf 
»in  Bftndniss  gegen  die  Türken  stecke.  3.  Auf  Anspachs  Bericht 
hat  der  König  beschlossen,  den  Herzog  und  Cardinal  von  Lothringen 
durch  den  an  den  Kaiser  abzusendenden  Boisdauphin  zum  Fest- 
halten am  Saarlmrger  Vertrage  aufzufordern;  doch  hält  er’s  für 
rathsam,  dass  derselbe  erst  von  den  Beschlüssen  des  Heidelberger 
Convents  unterrichtet  werde.  Der  Kanzler  erwidert  darauf: 

äbev  die  vorgebracliten  Dinge  wolle  der  Churfürst  nach  Berathung 
mit  andern  Ständen  dem  König  das  rathsam  befundene  mittheilen. 
Hinsichtlich  Strassburgs  werde  Bongars  bald  ein  Schreiben  etlicher 
Ersten  zur  Beförderung  an  den  König  erhalten.5  Darauf  Boil- 
ers: ‘Die  Strassburger  Sache  ist,  wenn  die  Stadt  Strassburg,  die 
'chon  .nach  Lothringen  hinneigt,  sich  absondert,  verloren.  Worte 
helfen  gegen  den  Cardinal  von  Lothringen  nichts.  Die  lothringische 
Nation  ist  zu  Intriguen  und  Uebergriffen  geboren.  Da  Bongai> 
tiesdben  Dinge  in  Anspach  proponirte,  erwiderte  man,  zu  Heidcl- 
^•rg  sei  alles  beschlossen.  Der  Markgraf  war  zur  Hülfe  für  die 
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Staaten  nicht  ungeneigt  und  erbot  sich,  darüber  auch  andern  Mit- 
theilung zu  machen.  Ist  Pfalz  derselben  Meinung,  so  würden 
Brauusehweig  und  Hessen  um  so  eher  folgen. 1 

München  Staatsarchiv  pf  tlä  1 f.  665.  Proloc. 

i Aeusserungen  über  diese  Gesandtschaft  in  einem  Briefe  Lingels* 
heims  an  Bougars  1GU0  Jan.  Bi.  (Bongarsi  et  Lingelshemi  epistolae  S.  97 ) 

108,  Der  Rath  der  Stadt  Strassburg  an  Churpfalz. 

Die  zufolge  des  Heidelberger  Abschiedes  gefertigte  Instruction 
an  den  Kaiser  (betreffend  die  Hofrathsproccsse),  welche  der  Stadt 
vom  Churfürsten  zugesandt  ist,  wird  durchaus  gebilligt.  Gleich* 
wol  wird  der  Churfürst  gebeten,  dass  die  Gesandtschaft  nicht  auch 
im  Namen  Strassburgs  verrichtet  werde,  ehe  noch  mehrere  Stände, 
besonders  die  Reichstädte  sich  beigesellt  haben.  Denn  da  da* 
Anbringen  am  kaiserlichen  Hofe  sehr  missliebig,  die  Stadt  Stras- 
burg daselbst  aber  besonders  verhasst  ist,  so  würde  ihr  die  Urheber 
schaft  der  ganzen  Sache  zugoschrieben  werden,  und  noch  mehr 
Ungnade  auf  sie  fallen.  Da  auch  die  Reichsstädte  sich  im  Jahr  1596 
heim  Kaiser  Ober  die  Ilofprocessc  beschwert  haben,  so  würden  sic 
es  vielleicht  übel  aufiiehmen.  wenn  Strassburg  sich  abgesondert 
von  ihnen  in  diese  Sache  einliesse.  Geber -den  letzten  Punct  de* 
Heidelberger  Abschiedes  will  die  Stadt  sich  erst  erklären,  wenn 
sie  von  den  Entsehliessungcn  der  andern  vornehmeren  Stände 
unterrichtet  ist.  — Geben  Samstag  den  1.  Decembris  a.  99. 

München  Staatsarchiv  5W3  f.  I(>.  Orijj 

109.  Verhandlungen  zwischen  churpfäl zischen  (C ul- 
mann, P)  essen)  und  h essen- ca  s se  1 se  he  n (Stars  c h edel, 

Job.  v.  Dodenhausen)  Rät  heu.  I. 

Die  Cli  urpfälzer:  rl.  Der  Landgraf  von  Hessen  liat  sich 
zur  Thcilnalune  an  den  Massregeln  gegen  den  Ilofrath  bereit  er 
klärt , aber  eingewandt,  er  könne  ein  von  ihm  erlangtes  Decrct 
nicht  fahren  lassen.  Kann  Hessen  nicht  vom  Ilofrath  Abstand 
nehmt  n,  ohne  sein  Interesse  zu  verletzen?  2.  Hessen  möge  seine 
Meinung  über  einen  Rund  abgehen,  der  vornehmlich  die  gegen  den 
Land-  und  Religionsfrieden  beschwerten,  die  wegen  der  spanischen 
Expedition,  der  hinterhaltenen  Türkensteuer  oder  Hofprocesse  an- 
gefochtenen schützen  soll.  Ist  dieser  Bund  zunächst  mit  viele« 
oder  wenigen  aufzurichten?  Wird  Hessen  durch  die  Erbeinung  mit 
Sachsen  und  Brandenburg  am  Beitritt  zu  der  Union  gehindert? 
3.  Hessen  möge  sein  Bedenken  über  den  Deputationstag,  die  Ans* 
schliessung  Burgunds  und  Costnitz’  abgeben.  4.  (Bericht  über 
,. Bougars’  Werbung  vom  3.  December  und  deren  Beantwortung.) 
5.  Bloss  durch  die  [Unterhaltung  der  Türkenhülfe  können  die 
drei  b ürsten,  welche  die  Expedition  gegen  die  Spanier  unternommen, 
zum  Ersatz  ihrer  Auslagen  kommen.  Hinsichtlich  der  Bcfugniss 
zu  derselben  wird  den  Hessischen  eine  auf  Cliurpfals’  Befehl 
\ erfasste  Deduetiou  übergeben  werden/  Die  Hessischen: 
1.  Braunseliweig  hat  Hessen  das  Haus  Rollsbausen  entrissen. 
Wenn  Churpfalz  und  andere  in  diesem  Streite  „glütlichc  handlang 
befördern,“  so  wird  Hessen  helfen,  aufs  heftigste  zu  „urgiren,  das 
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hofproceD  nicht  also  getriben  würden.  2.  Die  Union  ist  nütliig. 
Werden  die  Staaten  nicht  erhalten,  so  auch  die  Stände  nicht. 
Der  Landgraf  hatte  verschiedene  Gedanken,  was  zu  thun  sei:  „oh 
nicht  gemein  werek  darauf  zu  machen  und  papistische  stende 
dabei  zu  behalten?“  ob  den  Staaten  heimlich  zu  helfen  sei?  Ob 
zwischen  Pfalz,  Anspach,  Brandenburg,  Hessen  ein  partieularwerck 
za  machen?5  — 8.  December  manc  zu  hof. 

München  Staatsarchiv  5463  f.  92.  Protoe. 


110.  Verhandlungen  zwischen  ciiurp  fäl  zisch  c n und 

h e s se  n - ca  ss  el  selten  Rüthen.  II. 

• 

Die  Hessischen:  Nach  empfangenem  Bericht  über  die 
Conferenzen  vom  18.  December  hat  ihr  Herr  sich  resolvirt:  1.  Er 
wird  die  Türkenhülfe  zurtickhalten , begehrt  aber  ein  Gutachten, 
was  zu  thun,  wenn  deswegen  einer  mit  der  Acht  oder  sonst  bedroht 
werde.  Einen  zur  Vergleichung  hierüber  von  Churpfalz  angesetzten 
lag  würde  er,  hoffentlich  auch  seine  Vettern  besuchen.  2.  In 
Betreff  der  Fortsetzung  „bisher  gebrauchter  execution  und  ver- 
trewlicher  Zusammensetzung“  ist  zu  beachten,  dass  ein  römischer 
König  ernannt,  Erzherzog  Albert  „der  land  darunden  mcchtig“ 
and  vom  Kaiser  zum  Administrator  der  Jttlieher  Lande  ernannt 
werden  könnte,  dass  aber  wenigen  Ständen  die  Unkosten  zur  Ab- 
wehr solcher  Uebel  zu  schwer  sind,  und  die  Executionsordnung, 
wie  die  gegenwärtige  Execution  durch  die  Pfaffen  gelähmt  wird. 
Deshalb  müssen  die  „hern“  sich  entweder  alle  mit  einander,  oder 
etliche  von  ihnen  mit  Fremden  verbünden.  Frankreich  und  die 
Staaten,  wenn  man  sich  an  sie  wendet,  werden  aber  keinem  Btind- 
»iss  mit  Reichständen  beitreten,  wenn  diese  den  Bund  nicht  vor- 
her unter  sich  geschlossen  haben.  Dies  aber  scheint  bei  dem 
Zwiespalt  der  Erklärungen  über  die  Unionsnotel  nicht  leicht  mög- 
lich. Also  beschränke  man  sich  zunächst  darauf,  diese  und  jen< 
Stände  „mor  zu  conformirn.“  Der  Landgraf  wünscht  , dass  auch 
'ler  Herzog  von  lVürtemberg,  der  durch  Oesterreich  nicht  mehr 
gehindert  wird,  gewonnen  werde.  3.  (Resolution  hinsichtlich  der 
Hofprocesse  gleichlautend  mit  der  Erklärung  vom  18.  December.) 
L Der  Deputationstag  ist  zu  beschicken.  Der  Ausschluss  Bur- 
guuds  und  Costnitz’  von  denjenigen  Sachen,  dabei  sie  intercs- 
drt  sind,  ist  zu  wünschen,  schwerlich  aber  zu  erreichen.  5.  Es 
"äre  sehr  gefährlich,  wenn  Oesterreich  Strassburgs  mächtig  würde. 

muss  den  König  von  Frankreich  vereint  angchen,  dass  er 
bothringei)  zum  Festhalten  an  den  „abschieden“  bewege.  — 
b*.  December  a prandio  zu  hof. 

München  Staatsarchiv  546.3  f.  92.  Protoe. 


Friedrich  IV.  an  Braun  schweig. 

Hat  das  Schreiben  des  Herzogs  vom  1.  December  empfangen. 
Dtsandtschaft  an  den  Kaiser  wegen  der  Hofprocesse  ist  inm- 
„btt»  zu  fernerer  deliberation  eiugestelt.“  Ucber  die  8t ras s- 
;'urSt‘T  Sachen,  besonders  die  Verhandlungen  zwischen  Uliurbranden- 
Ulvt?  und  Würtemberg,  ist  der  Uliurfürst  nicht  besser  unterrichtet, 
als  der  Herzog,  aber  er  meint,  das  „hauptfundament  der  Sachen 
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ist  also  beschatten , das  . . sonderlich  die  evangelischen  Ursachen 
haben,  sich  deren  nicht  gentzlichen  zu  cntschlagen.“  Der  Chur- 
fttrst  ist  mit  dem  Herzog  einig,  dass  die  Grundlage  der  zu  bil- 
denden Union  durch  eine  Versammlung  einiger  weniger  Stande  zu 
legen  sei.  (Es  folgt  die  Beschreibung  zu  dem  Tage  in  Frankfurt, 
wie  in  dem  Schreiben  an  Churbrandenburg  und  Hessen  vom 
23.  Üeccinber).  — Datum  Heidelberg  den  13.  Decembris  a.  99. 

Mflnchen  Staatsarchiv  546.3  f.  119.  Cpl. 


Dcc.  112. 
23 


Friedrich  IV.  an  Churbrandeuburg  und 
Moritz  Landgraf  von  Hessen.1 


Die  Erklärungen  über  die  dem  Friedberger  Tag  vorgelegte 
Unionsacte  sind  meist  eingekommen,  aber  so  widersprechend,  dass 
sich  der  Churfürst  von  dem  Nutzen  einer  neuen  Tagsatzung  nicht 
überzeugen  konnte.  Nun  misst  man  aber  ihm  fast  allgemein  die 
Schuld  der  Verschleppung  der  Unionsverhandlungen  zu.  Erschlägt 
daher  vor,  dass  nur  wenige  wolgesinnte  Stände,  nämlich  Chur- 
brandenburg, Hessen -Cassel,  Anspach,  Braunschweig  von  ihm  be- 
schrieben werden,  und  durch  schliessliche  Vergleichung  Uber  nach- 
folgende Bunde  einen  bestimmten  Anfang  in  dem  Einigungswerk 
machen:  1.  Wie  ist  die  Union  auszuführen V Wenn  man  sie  nach 
Massgabe  der  jüngst  vorgelegten  Unionsacte  nicht  zu  Stande  brin- 
gen kann,  wie  haben  sich  sofort,  wenigstens  etliche  Stände,  so 
wenige  es  sein  mögen,  zu  gegenseitiger  bestimmter  Volkhtilfe  gegeu 
thätliche  Angriffe  zu  verbünden?  (Der  Beitritt  zur  Union  wird 
andern,  besonders  correspondirenden  Ständen  offen  gehalten). 
2.  "Wie  hält  inan’s  mit  Besuchung  des  Deputatioustages  und  Aus- 
schliessung  der  Gesandten  von  Burgund  und  Constanz?2  3.  Was 
ist  gegen  schärfere  Proeesse  über  die  hinterhaltenen  TürkenhüllV 
zu  tliun,  wie  hat  man  sich  gegen  Thätlichkoiten,  die  daraus  ent- 
springen, zu  vereinigen?  4.  Was  ist  zur  Abstellung  der  kaiser- 
lichen Hofproccsse  und  anderer  Beschwerden  zu  thnn,  wie  in  der 
Strassburgor  Sache  zu  helfen?  — Ist  der  Churfürst  (Landgraf) 
mit  diesen  Vorschlägen  einverstanden,  so  sende  er  bevollmächtigte 
Käthe  auf  den  6.  Februar  nach  Frankfurt.  — Datum  Heidelberg 
den  13.  Decembris  anno  1599. 

Nachtrag:  Bei  dem  vorgeschlagenen  Convent  hat  man  ferner 
zu  beschlossen : ad  4.  was  „zu  abwendung  solcher  beschwerlich- 
keiten,  sonderlich  der  evangelischen  stende  merer  Versicherung 
mit  dem  König  von  Frankreich  zu  verhandeln,  welche  Gegcn- 
orhietungen  ihm  zu  thun  seien;  wie  die  fünf  und  sämmtliche  übrigen 
Kreise  zur  Leistung  ihrer  Gebühr  bei  der  westfälischen  Execution, 
und  Erzherzog  Albert  zur  Befolgung  des  Coblenzer  und  anderer 
ihm  gefolgter  Abschiede  zu  bewegen  sei.  (>.  Ob,  und  wie  weit  auf 
Be  ehs-,  Deputat ions-  und  Kreistagen  die  Majorität  gelte. 

Mil  neben  Staatsarchiv  543,3  f.  112.  Cpl. 

1 Ein  im  wesentlichen  gleichlautendes  Schreiben  an  Anspach  von 
gleichem  Datum:  M.  546/3  f 117.  Dem  Mgr.  Baden  theilte  der  Churfürst, 
den  Inhalt  dieses  Ausschreibens  durch  einen  Gesandten  mit  und  erklärte: 
er  (der  Markgraf)  sei  bloss  deshalb  nicht  eingeladcn,  damit  andere 
gleichfalls  übergangene  keinen  Grund  zur  Beschwerde  haben.  Der  Ver- 
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lauf  des  Tages  solle  ihm  berichtet  werden.  (Churpf&lz.  Instruction  an 
Baden.  0 D.  M.  54(1/3  f.  207.) 

* Schon  am  28.  Sept.  hatte  Churpfalz  an  Braunschweig  geschrieben: 
die  kaiserlichen  Commissarien  haben  sich  nebst  etlichen  Deputirten  unter- 
fangen, den  Deputationstag  auf  Quasi  modo  geniti  kommenden  Jahres 
zu  prorogiren.  Darum  möge  der  Herzog  sein  Gutachten  geben,  wie 
etliche  wolgesinnte  Evangelische  sich  vorher  über  die  am  Deputationstag 
zu  verhandelnden  Sachen  verständigen  könnten.  (M.  pf.  115/4  f.  220.) 
Oer  Herzog  erwiderte  am  26.  Oct  : da  sich  in  den  Angelegenheiten  des 
hej.utationstages  einige  evangelische  Deputirte  von  Churpfalz  und  Braun- 
schweig  abgesondert  haben,  so  seien  nicht  nur  Hessen  und  andere  depu- 
tirte Stände,  denen  man  vertraue,  sondern  noch  mehrere  evangelische 
Sünde  zu  versammeln,  um  sich  über  den  Deputationstag  sowol,  wie  über 
andere  Sachen  zu  besprechen,  (a.  a.  0.  f.  231.) 

U3.  Kolbinger  an  Fabian  von  Dohna,  (z.  Th.)  ' 

Negotium  foederis  cum  provinciis  feederatis  quod  tractatur  per 
Jmnem  Nassoviensem 1 princeps  Christiemus  unum  esse  remedium 
nliquum  existimavit  quo  contra  vim  Hispanorum  nostri  principes 
suaque  conservare  possint.  Verbis  quidem  a nostris  communi 
ealculo  approbatuiu , intrinsecus  vero  execrari  et  in  eam  partem 
accipi  a Palatino  et  189  (?)  (qtii  procul  dubio  hoc  virus  illi  att'ri- 
cuit),  quasi  Anhaltinus  reut  potius  suam  agere  quam  rei  publicac 
rationibus  consulere  inalit,  heri  ex  ore  ipsius  563  (?)  intelligere 
ruactus  sum,  quem  iain  Heidelberg  am  accersitum  ad  Kal.  Jan.  com- 
monefacere  fides  mea  et  natura  postulat.  Quoties  ego  beatos  prac- 
dico  absentes  et  longius  remotos.  — Datac  lleidelbergae  20.  De- 
' eiDh.  a.  99. 

München  Staatsarchiv  pf.  113/3  f.  314.  Orig.  z.  Th.  ChifTrirt. 

1 Leber  den  Verlauf  dieser  Verhandlungen  vrgl  Everh.  van  Reyd, 
•knpronck  ende  Vourtganck  van  de  Nederlantsche  Oorloghen  S.  594  fg. 
Huzanval  an  Villcroy.  1599  I>ec.  8.  (Vreede,  Lettres  etc.  de  Buzanval 
324.)  Deventer,  Gedenkstukken  van  Joh.  van  Oldenbaruevelt  II  Vor- 
ffde  S.  3*J  Anm.  3.  Am  27.  Sept.  (St.?)  1600  quittirte  der  Empfänger 
•kr  Staaten  Doublet  den  Empfang  des  churpfälzischen  Anlehens  von 
10O,(JOO  bru bantischen  Gulden  = 60,000  Keichsgulden.  (M.  pf.  102/2  f 95) 

H4.  Carl  Bischof  von  Strassburg  an  Churpfalz,  Ans- 
pach und  Baden. 

Hat  das  Schreiben  des  Fürsten  vom  28.  Nov  1599  (u.  96  Anm.  3) 
empfangen.  Indem  der  Kaiser  den  Bischof  mit  dem  Stift  Strassburg 
belohnte,  ward  der  Streit  über  dasselbe  entschieden,  und  die  interi- 
mistischen Vergleiche  zu  Strassburg  und  Saarburg  aufgehoben. 
Jus  Rücksicht  auf  das  Haus  Brandenburg  hat  der  Bischof  bis  da- 
Riu  zur  Erlangung  seines  Hechts  weiter  nichts  getlian,  als  dass 
die  Lehensleute  zur  Lehensempfängniss  aufforderte.  Er  ersucht 
die  Fürsten,  den  Markgrafen  Johann  Georg  zu  bewogen,  dass  er 
v,,n  seinem  Ansprüche  auf  das  Stift  abstehe. 1 — Datum  Nancy 
den  15.  Januarii  anno  1600. 

München  Staatsarchiv  543  3 f.  169.  Orig. 

1 I)er  Vater  des  Bischofs,  der  H.  Lothringen , hatte  den  Fürsteu 
y:hon  am  iO.  Dec.  1599  geantwortet:  er  werde  mit  seinem  Sohne  redeD,  so- 
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bald  er  von  einer  Krankheit,  die  ihn  befallen,  genesen  sei.  Er  wünsche 
sehr  einen  gütlichen  Ausgleich  in  der  Strassburger  Sache.  iM.  54** '3  f.  104.) 

115.  F rie drich  IV.,  Instruction  fürCulmanu  und  S cliug 

z um  F ra n k f u r t e r T a g. 

1.  Hinsichtlich  der  Union  ist  die  Instruction  zum  Friedberger 
Tag  zu  befolgen.  Geht  man  statt  der  ausführlichen  Unionsacte 
auf  „ein  particularvergloicliung,“  so  schlagen  die  Gesandten  vor, 
dass  zunächst  wenige  sich  vergleichen , in  Sachen,  die  des  Vater- 
lands Wol,  seine  Freiheit,  den  Land-  und  Religionsfrieden  betreffen, 
einander  die  Hand  zu  bieten:  wenn,  wie  zu  besorgen,  einer  von 
den  Niederlanden  aus  durch  spanische  Truppen,  oder  nach  Been- 
digung des  Türkenkrieges  auf  Anstiften  des  Papstes  bedrängt 
werde,  so  sollen  die  übrigen  ihm  mit  einer  bestimmten  Anzahl 
Truppen  helfen.  Diese  Truppen  hätte  der,  welcher  sie  sendet, 
nicht  unter  drei  Monaten  zu  unterhalten.  Dauer  des  Hundes  vier  bi» 
fünf  Jahre.  Findet  auch  dieser  Plan  keinen  Anklang,  so  suchen  die 
Gesandten  wenigstens  die  Braunschweigischen  ad  partem  für  einen 
solchen  Bund  mit  Churpfalz  allein  zu  gewinnen.  2.  In  Betreff  des 
Dcputationstagcs  werden  sich  die  übrigen  schwerlich  über  die  Be- 
stimmung des  Frankfurter  Abschieds  hinaus  treiben  lassen,  weil 
Justiz-  und  Revisionswesen  der  Beförderung  bedarf.  Burgund 
unterwirft  sich  den  Roichsgesetzen  nicht  und  hatte  im  Jahr  1595  an 
Kammerzielern  einen  Rückstand  von  etlichen  20.000  H.  Deshalb 
ist  zu  bedenken,  ob  Burgunds  Gesandter  nicht  vom  Deputations- 
tag  überhaupt  auszuschliessen  und  seine  Kammergerichtsassessoren 
so  lange  nicht  zu  besolden  seien,  bis  jener  Rückstand  berichtigt 
ist.  Lässt  man  die  Gesandten  von  Burgund  und  Costnitz  zu  «len 
Verhandlungen  über  Justiz-  und  Münzwesen  zu,  so  muss  es  cuui 
protestatione  geschehen;  von  allem  andern,  besonders  den  Ver- 
handlungen in  Betreff  des  niederländischen  Kriegs,  sind  sie  aus- 
zuschliessen als  parteiisch.  Der  Deputationstag  hat  unter  anderem 
über  die  niederländische  Pacitication  zu  handeln.  Da  man  die 
Stände  zu  Feindseligkeiten  gegen  die  Staaten  zu  bewegen  sucht, 
so  hat  man  sich  zu  vergleichen,  zu  nichts  den  Staaten  nachtheili- 
gem die  Hand  zu  bieten.  Churbrandenburg,  Anspach  und  Hessen 
müssen  den  Administrator  von  Chursachsen  bewegen,  sich  am 
Deputationstag  fester  mit  den  Evangelischen  zusaminenzuschliessen. 
3.  Die  Gesandten  nehmen  Deductioncn  über  Recht  und  Nothwendig- 
keit  der  Hinterhaltung  der  Türkenhülfe  mit.  Die  vorigen  Bestim- 
mungen hierüber  sind,  obgleich  etliche  andere  Gedanken  haben 
dürften,  möglichst  aufrecht  zu  erhalten,  und  ist  zu  beschliossen,  wie 
man  Achtsurthcilen  und  deren  Execution  gegenüber  einander  bei- 
stehen solle.1  4.  Es  muss  den  Gesandten  wol  vorgestellt  werden, 
dass,  wenn  der  Hofrath  in  allen  Rechtssachen  competent  wird,  da« 
Reich  ruinirt,  die  Stände  unterjocht  werden  möchten.  Man  muss 
sich  vergleichen  über  die  Form  und  die  „forttreibung“  «1er  an  die 
beschriebenen  Stände  geschickten  Deduetion,  und  wie  mehr  Stände 
zur  Thcilnahme  an  den  Massregeln  in  dieser  Sache  zu  bewegen 
seien.  Der  Strnssburger  Sachen  soll  man  sich  annehmen,  jedoch 
nicht  so  weit,  dass  man  am  Reichstag  von  Verhandlungen  darüber 
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ausgeschlossen  werden  kann.  Von  einer,  wahrscheinlich  Übrigens 
fruchtlosen  Gesandtschaft  an  den  Kaiser  haben  sich  die  Gesandten  nicht 
auszuschliessen.  Die  in  Heidelberg  beschlossene  Gesandtschaft  an 
Frankreich  wird  auch  nicht  wol  ausgesetzt  werden  können.  Ausser 
der  Strassburger  Sachen  ist  dem  König  die  Unterstützung  der  Staaten 
ans  Herz  zu  legen.  Wie  im  Jahr  1597  ist  der  Churfürst  noch  der  An- 
>icht,  man  solle  zur  Zeit  gute  Correspondenz  mit  dem  König 
halten,  nicht  aber  sich  mit  ihm  verbünden;  doch  höre  man  der 
andern  Vorschläge,  welche  Gegenanbietungen  dem  König  zu  machen 
H*ien,  um  zu  sehen,  was  sich  verantwortlich  thun  lasse,  zumal 
"enn  inan  sich  über  die  Union  vergleicht.  5.  Die  Kosten  der 
'panischen  Execution,  deren  Ersatz  man  von  Churpfalz  und  andern 
fordern  wird,  haben  die  Kreise  allein  herzugeben.  6.  Eine  Deduc- 
tion  über  Geltung  der  Majorität  am  Reichstag  ist  den  versammel- 
Un.  um  sich  über  diese  Frage  zu  einigen,  mitzutheilen.  Man  darf 
M künftigen  Reichstagen  nicht  mehr  in  die  scharfen  fiskalischen 
1‘rocesse  willigen.  Viele  Fürsten,  die  sehr  wenig  contribuiren, 
beschweren  durch  ihre  Bereitwilligkeit  im  bewilligen  die  hohem 
•Stände.  Die  Gesandten  sollen  die  andern  befragen,  wie  diese 
Beschwerde  abzustellen  und  ad  partem  dem  einen  und  andern 
Vorschlägen,  man  solle  beim  nächsten  Reichstag  begehren,  dass 
stets  mchrern  solcher  Stände,  deren  Anschläge  zusammen  einem 
churfürstlichen  Anschlag  gleichkommen , je  ein  Votum  verliehen 
werde.  — Datum  Heidelberg  . . den  21.  Januarii  a.  1600. 

München  Staatsarchiv  546/5  f.  17.  Cpt 

* Ein  Bericht  aus  der  churpfälzischen  Canzlei  vom  27.  I)ec.  1599 
'teilt  des  Churfürsten  Rückstände  an  der  Türkenhülfe  zusammen:  von 
den  im  Jahre  1591  bewilligten  80  Monaten  sind  32  erlegt,  von  den  im 
•Uhr  1598  bewilligten  40  Monaten  bloss  10.  (M.  pf.  115/4  f 481.)  Ein 
Bericht  vom  28.  August  1602  (M.  540/8  f.  38.)  lässt  dagegen  den  Chur- 
fürsten  an  der  Hülfe  von  1594  nur  30,989 11.  (ein Römermonat  betrug  für  Chur- 
jdalz  und  Simmern  2,048  fl.)  schuldig  sein  und  behauptet,  von  der  Steuer 
v«<n  1598  sei  nichts  erlegt.  Das  letztere  ist  gewiss  falsch.  Vgl.  n.  7. 

116.  Moritz  Landgraf  von  Hessen,  Instruction  für  Fel» 
Star  sehe  de  1 und  Eberhard  von  Weihe  zum  Frank-  0 

furter  Convent. 

1.  Zu  der  an  und  für  sich  nöthigrn  Union  bedarf  es  einer 
Vereinigung  aller,  oder  der  meisten  vornehmen  evangelischen 
Stände.  Auch  einen  blossen  Anfang  derselben  kann  der  Landgraf 
mit  etlichen  Fürsten  nicht  machen,  weil  seine  beiden  Vettern  zur 
/•>'it  sich  nicht  dazu  verstehen  wollen,  und  er  theils  ihrer  Gründe, 
thoils  der  hessischen  Erbverträge  wegen  nicht  abgesondert  vor- 
?*  hen  kann.  Die  fast  wöchentlich  vorkommenden  Thätlichkeiten 
braunschweigischer  Beamten  gegen  des  Landgrafen  Unterthanen 
demselben  noch  mehr  Grund  zu  seiner  Zurückhaltung.  Man 
50]1  die  Union  auf  bessere  Zeiten  verschieben.  Churfürst  Chri- 
stian von  Sachsen  wird  dann  hoffentlich  auch  zur  Politik  seines 
Liters  zurüHkehren.  Inzwischen  erbietet,  sich  der  Landgraf,  dem 
P'gen  den  Land-  und  Religionsfrieden  oder  der  spanischen  Exe- 
cution wegen  vergewaltigten  Stand  mit  seinen  Vettern  Hülfe  zu 
leisten.  2.  Wenn  des  Landgrafen  Gesandte  nach  solchen  Er- 
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klärungeu  nickt,  wie  doch  wahrscheinlich  ist,  ausgeschlossen  wer- 
den, so  verfechten  sie  die  Nichtaussetzung  des  Deputationstage'. 
Burgund  und  Costnitz  können  wol  nur  von  Sachen,  in  denen  sic 
interessirt  sind,  ausgeschlossen  werden;  denn  ersteres  hat  seiue 
Vertretung  am  Kammergericht,  letzteres  an  den  Kreistagen  behauptet. 
Wird  am  Deputationstag  etwas  den  Evangelischen  Nachtheiliges 
durchgesetzt,  so  kann  man  abziehen.  Man  biete  dein  Kaiser 
die  Rückstände  der  Türkeuhülfe  von  1594,  die  40  Monate  von 
1598  an,  falls  er  dem  Reiche  die  Assecuration  des  Ersatzes  der 
spanischen  Executionskosten  verschaffe.  Von  den  streitigen  20  Mo- 
naten könnte  man  dem  Kaiser  „etwas  verereu“  und  so  den  Streit 
über  die  Majorität  vertagen. 1 4.  Nur  die  Ausdehnung  der  Gerichts- 

barkeit des  Hofraths  auf  Sachen,  welche  die  Kammergerichtsordnuug 
nicht  an  ihn  weist,  ist  zu  bestreiten.  5.  In  Strassburg  sind  zu- 
nächst die  daselbst  vorgefallenen  Misshelligkeiten  zu  vergleichen. 
Frankreich  kann  man  durch  Gesandte  auffordern,  dass  er  Lothringen 
zur  Haltung  des  Saarburger  Vertrags  anweise.  0.  Um  die  Kreise  zur 
Aufbringung  der  spanischen  Executionskosten  zu  bewegen,  könnte 
man  sich  an  den  Kaiser  wenden.  Die  Gesandten  können  »ich  mit 
den  übrigen  auch  über  andere  .Mittel  vergleichen.  0.  Die  Majorität 
hat  keine  Geltung  in  Religionssachen  und  bei  den  Steuern  für 
den  ungarischen  Krieg.  — Signatum  Cassel  am  24.  .lanuarii  a.  1600. 


Cassel  Rogierunf^arehiv.  Frankfurlische  Unioiivacla  d.  a.  1*KH)  f.  1.  Orig 

1 ln  einem  gutachtlichen  Schreiben  bezüglich  der  in  Frankfurt  zu 
verhandelnden  Angelegenheiten  (vom  G.  Januar)  stellt  Lgr.  Ludwig  d.  ä 
dem  Lgr.  Moritz  vor:  er  sehe  nicht,  wie  sich  wenige  Stände  gegen  schär- 
fere fiskalische  Rrocesse  und  deren  Execution  wehren  können  Die  Yer- 
theidigungsmittel,  von  denen  man  spreche,  seien  theils  zweifelhaft,  theiU 
höchst  gefährlich,  ja  sie  können  zum  allgemeinen  Aufstande  führen. 
Deshalb  möge  man,  „wofern  die  vertröstete  abschaft'ung  der  Spanischen 
einlegerung  und  vorsicherung  erfolgte,“  die  Restanten  von  1594  und  die 
im  Jahr  1598  bewilligten  40  Monate  erlegen.  Hinsichtlich  der  streitigen 
20  Monate  möge  Lgr.  Moritz,  der  mit  ihm  (dem  Lgr.  Ludwig)  gepfloge- 
nen Unterredung  gedenken  (C.  R.  lleidelbergische  etc.  Lnionsacta  1595 
— 1599)  Schon  am  12.  Dec.  1599  schrieb  Churpfalz  an  Chmbranden- 
bürg,  Anspach  und  Raden:  der  Erzherzog  Maximilian  solle  den  Lgi. 
Ludwig  d.  ä.  bei  einem  Besuche  in  Marburg  durch  die  Vorstellung  von 
„allerhant  ongelegeuheit“  in  dem  Entschlüsse,  die  Türkenlüilfe  zurück- 
zuhalten, wankend  gemacht  haben.  (M.  pf.  115/4  f.  458.» 
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117.  W e r h u n g B o u g a r s’  v o r tl e m diu  r p f ä 1 z i s c h «* n R a t h . 

Der  König  von  Frankreich  wollte  in  der  Strassburger  Sache 
bei  Lothringen  oder  «lein  Kaiser  nichts  anbringen,  bevor  seine 
Verwicklung  mit  Savoyen  beendet,1  oder  „ein  solhe  resolutiou  ge- 
nommen. darauf  sie  Ci.  k.  w.)  bette  zu  verharren.“  Er  begehrt  zu 
wissen,  was  zu  thun  sei,  wenn  Lothringen  auf  die  bei  ihm  (dem 
König)  gesuchte  Werbung  abschlägig  antworte.  Denn  wenn  man 
die  Sache  bloss  mit  Worten  führen  wolle,  so  dürfte  man  Lothringen 
nur  zu  fernem  Unternehmungen  ermuthigen.  Im  Besitze  des  Stifte 
Strasssburg  möchte  Lothringen  den  Nachbarn  sehr  beschwerlich  sein, 
daher  man  sich  der  Stadt  Strassburg  bei  Zeiten  annehmen  sollte.  — - 
Des  König*  Zuneigung  zu  der  reformirten  Religion  ist  durch  sein 
katholisches  Bekenntniss  nicht  vermindert;  er  erklärt,  sich  noch 
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«tets  der  reformirteu  Stände  annehmen  zu  wollen.  Diesen  möchten 
aber  mancherlei  Gefahren  drohen,  in  Anbetracht  der  Verfolgungen 
fcr  Erzherzoge  Ferdinand  und  Albert,  und  da  in  England  nach 
der  Beschimpfung  des  Essex  spanisch  Gesinnte  die  Regierung 
führen  und  öffentlich  von  Aenderung  der  Religion  in  England 
reden.  Das  beste  Mittel  hiergegen  ist  Beistand  für  die  Staaten, 
dazu  der  König  nach  wie  vor  gewillt  ist.  Von  den  Staaten  aus 
kann  den  Gegnern  der  spanischen  Faction  in  England,  wenn  sie 
'olche  Pläne  ausftthrt,  am  besten  Hülfe  geleistet  werden.  Oester- 
reich hat  zwei  Feinde:  die  Türken,  mit  denen  es  nunmehr  Frieden 
«cbliessen  kann,  wenn  es  will,  die  Staaten,  die  zu  keinen  Friedens- 
Verhandlungen  geneigt  sind.  — Der  Gesandte  mahnt,  als  Summe 
'einer  Werbung,  dass  man  sich  etwas  enger  vereinige.  Wenn 
man  Gesandte  an  den  König  schicken  wolle,  so  möge  es  nicht, 
zum  Zeitvertreib  geschehen,  sondern  so,  dass  etwas  wirkliches  dar- 
an erfolge.  — Der  König  hat  Bongars’  zum  dritten  Male  geschrie- 
ener möge  erwägen,  was  es  mit  der  Liga  auf  sich  habe,  wegen 
drren  der  Papst  heftig  in  ihn  dringe.  — Den  25.  Januarii  a.  1600. 

Mönchen  Staatsarchiv  546  3 f 24S.  Protoc. 

1 In  einem  Bedenken  über  diese  Werbung  (vom  7.  Febr.)  bemerken 
M churpfälzischeu  Küthe:  der  wahre  Grund  der  Zurückhaltung  des 
Königs  möchte  wol  darin  liegen,  dass  noch  verschiedenes  andere  als  die 
Vernehmungen  Savoyens  gegen  ihn  practicirt  werde.  Die  evangelischen 
-lande,  besonders  Churpfalz , seien  ebenfalls  bedroht  durch  Mercoeurs 
’erbungen,  durch  die  Absicht  des  Card.  Lothringen,  das  Stift,  Strass- 
hurg  zu  erobern,  durch  den  in  England  zu  besorgenden  Umschlag  und 
durch  ein  für  das  Frühjahr  zu  vermuthendes  Unternehmen  des  Erzh. 

Albert:  sie  müssen  sich  also  gegen  einen  plötzlichen  Ueberfall  gefasst 
Wien.  (M.  546/3  f.  251.) 

118.  Georg  Friedrich  Markgraf  von  Anspach,  Inst  ruc-  Febr. 
tion  für  den  Vicekanzler  Eisen  zum  Frankfurter  5 

C o n ve  n t. 

1.  Eine  Union  nach  Massgabe  der  zu  Torgau  und  Frankfurt 
'erfassten  Entwürfe  würde  sich  der  Markgraf,  wenn  Churbranden- 
“flfg  damit  übereinstimmt,  nicht  missfallen  lassen,  doch  uuter  der 
Dingung,  dass  er  von  den  Verbündeten  Beistand  bei  der  Exe- 
mtion gegen  die  Spanier  und  Erstattung  seines  dabei  ausgelegten 
Oeldes  erhält.  2.  Der  Deputationstag,  der  durch  Ueberstimmungen 
QD(1  Abschaffung  der  ordentlichen  Kammergerichtsvisitation  den 
Evangelischen  schädlich  ist,  wird  am  besten  nicht  beschickt.  Man 
auf  die  Herstellung  der  ordentlichen  Visitationen  dringen, 
mit  nicht  auch  die.  unverheirateten  evangelischen  Administ ra- 
!oren  der  Stifte  (wie  gegenwärtig  der  von  Magdeburg)  davon  aus- 
^chlossen  zu  sein  scheinen.  3.  Hiusichtlich  der  Türkensteuer 
bleibt  es  bei  den  vorigen  Beschlüssen,  t.  Zur  Abwehr  der  kaiser- 
■mlien  Hofprocessc  würden  sich  besser  mehr  evangelische  Stände, 
^diejenigen,  welche  den  vorstehenden  Convent  beschicken,  we- 
nigstens säwmtliche  Correspondirende,  vereinigen.  Der  Strassburger 
hat  sich  das  Haus  Brandenburg  mit  mehr  Schaden  als 
Götzen  angenommen,  vornehmlich  weil  sie  alle  Evangelische  be- 
deshalb  haben  aber  auch  die  Correspondirenden  sie  als  eine 
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gemeinsame  Angelegenheit  zu  vertreten.  5.  Um  die  Kreise  zur 
Befolgung  des  Coblcnzer  Abschieds  zu  bewegen,  räth  der  Mark- 
graf, da  man  keine  Zwangsmittel  zur  Hand  hat,  zu  einem  Schrei- 
ben an  den  Kaiser.  I)a  aber  er  und  Churbrandenburg  sich  gegen 
die  Truppen  und  den  Obersten  verpflichtet  haben,  die  rückstän- 
digen Summen  auf  Ostern  und  Michaelis  zu  erlegen,  so  sind  die 
Versammelten  dahin  zu  bewegen,  dass  ihre  Herren  den  Ersatz  der 
Auslagen  des  Markgrafen  1 einstweilen  übernehmen  und  auch  die 
übrigen  Bestimmungen  des  Coblcnzer  Abschieds  mit  ihm  durch- 
führen. fl.  Die  Majorität  gilt  in  Sachen,  welche  die  Executions- 
ordnung  betreffen,  nicht  aber  „in  gelt-  und  religionsachen.“ — 
So  geben  ist  zu  Onoltzbach  den  26.  Januarii  anno  1600. 

Berlin.  Uniunsacla  d.  a.  tliÜO,  1.  Orig. 

1 Ueber  den  Betrag  dieser  Auslagen  vgl.  Ritter  I S.  173. 

Febr.  119.  Protocoll  des  Tags  zu  Frankfurt  (z.  Th.) 

11  ^ Vertretene  Stände:  Churpfalz  (Dr.  Ludwig  Culmann,  Dr. 

Leonhard  Schug) , Anspach  (Vicekanzler  Dr.  Simon  Eisen), 
Braunschweig  (Kanzler  Dr.  Johann  Jagemann,)  Hessen -Cas- 
sel (Otto  v.  Starschedel,  Dr.  Eberhanl  v.  Weihe). 

„Freittags  den  1.  Februarii  anno  1600  inane  8.  hora.u 

Chur pfalz  proponirt  die  Gegenstände  der  Berathung.  (Vgl. 
das  Ausschreiben  des  Churfürsten  von  der  Pfalz  vom  23.  Decem- 
her  1599.)  Bei  der  ersten  Umfrage  entschuldigt  Anspach  das 
Ausbleiben  der  chnrhrandenburger  Gesandten  1 mit  der  Weite  ihre* 


l Churbrandenburgs  Stellung  zum  Frankfurter  Tag  ergibt  sich  ans 
folgendem:  am  14.  Jan.  1600  schreibt  Churbrandenburg  an  Anspach: 
die  Bemühungen  um  die  Gründung  eines  Bundes  scheinen  ihm  vergeb- 
lich zu  sein.  Sie  vergrössern  das  Misstrauen  unter  den  Ständen  und 
beleidigen  den  Kaiser,  welches  letztere  ihm  (dem  Churfürsten)  bei  sei- 
nen Bändeln  mit  seinen  Brüdern  doppelt  bedenklich  sein  müsse.  Gleicb- 
wol  sei  er  nicht  abgeneigt,  deu  Frankfurter  Tag  zu  beschicken;  nur 
fürchte  er,  dass  durch  die  Beschreibung  bloss  etlicher  von  denjenigen, 
welche  die  letzten  Tagsatzungen  besucht  haben,  die  Zwietracht  vergrös* 
sert  werde.  Wenige  Fürsten  werden  auch  die  Kosten  der  Union  nicht 
erschwingen  können.  Er  z.  B.  habe  weder  die  Gelder  bereit,  noch  könne 
er  seinen  Ständen  neue  Abgaben  zumuthen , noch  dürfe  er  sich  Ober- 
haupt ohne  deren  Wissen  in  ein  Bündniss  einlassen.  Vollends  bedenk- 
lich sei  es  ihm,  der  als  Churfürst  dem  Kaiser  besonders  verpflichtet  sei. 
dass  man  sich  mit  Frankreich  über  Sachen  , die  den  König  nichts  an- 
gehen,  in  Verhandlungen  tief  einlassen  solle.  Er  sehe  nicht,  wie  er 
sich  mit  dem  H.  Braunschweig  verbinden  könne,  der  dem  Hause  Bran- 
denburg ungerechter  Weise  entzogen,  was  dieses  bisher  als  sein  Eigen 
bewahrt  habe,  der  dem  Churfürsten  in  Derneburg  einen  Schimpf  über 
den  andern  bereite.  Auch  dass  der  F.  Anhalt,  dessen  Gesinnung  gegen 
ihn  dem  Markgrafen  bekannt  sei , von  Churpfalz  zu  allen  Sachen  zuge- 
zogen werde,  sei  ihm  sehr  bedenklich.  (B.  XIV  11.)  Auf  die  Gegen- 
vorstellungen des  Markgrafen  (Jan.  25.  a.  a.  ü.),  iu  denen  er  hervor- 
hebt,  dass  Brandenburg  wegen  der  Jülicher  und  Strassburger  Sache, 
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Weges  und  ersucht,  die  Berathungen  bis  zu  ihrer  Ankunft  auszu- 
setzen. Die  hessischen  Gesandten  sind  befehlieht,  den  ersten 
ßcrathungsgegenstand  (die  ITnion  betreffend)  auszusetzen,  falls 
einer  von  den  beschriebenen  nicht  erscheine.  Da  Churpfalz 
(mit  ihm  Brannschweig)  Unordnung  fürchtet,  wenn  man  den 
ersten  Punct  aussetze  und  die  übrigen  zunächst  vornehme,  erwi- 
dern die  Hessen,  sie  seien  durch  die  hessisch -brandenburgische 
Erbeinigung  zu  ihrem  Ansinnen  genöthigt.  Man  vergleicht  sich 
aho  schliesslich,  mit  Aussetzung  des  ersten  Punctes  die  übrigen 
vorzanehmen. 

„Den  2.  Februarii.“ 

Bei  der  Berathuug  über  Hofprocesse  und  Strassburger  Ange- 
legenheit schlägt  Anspach  (mit  ihm  Chur pfalz)  in  Betreff  der 
letzteren  eine  Gesandtschaft  an  Frankreich  vor.  Die  hessischen 
und  der  braun  schweigische  Gesandte  sind  über  dieselbe  nicht 
instruirt,  erstere,  weil  ihrem  Herrn  das  Ausschreiben  sich  nur  auf  die 
Hofprocesse  im  allgemeinen  zu  beziehen  schien,  letzterer,  weil  sein 
Herr  trotz  wiederholter  Schreiben  an  den  frühem  und  gegenwär- 
tigen Churfürsten  von  Brandenburg  seit  6 — 7 Jahren  keine  Nach- 
richt über  diese  Angelegenheit  erhalten  hat:  „müßen  dafür  halten, 
man  hab  die  sach  absonderlich  treiben  wollen.“  Beide  rathen  zu 
einem  blossen  Schreiben  an  Frankreich,  „das  er  den  Lottringer 
abinane.“  Denn:  „der  könig  hab  umbgesetzt;  natura  Gallorum 
sei  bekaut,  wie  freuntschaft  mit  Lottringen  vorgangen.  Frantzosen 
haben  laug  ein  Aug  uf  die  stat  geschlagen.  Wert  den  stenden 
unverantwortlich  fallen , das  man  solch  leut  an  sich  ziehe.“ 
•Braun schweig.  Aehnlich  Hessen.) 

Bei  Vornahme  des  fünften  Punktes  fragt  Anspach,  ob  die 


»egen  der  hinterhaltcnen  Türkenhülfe  und  des  rückständigen  Soldes  für 
das  gegen  die  Spanier  geführte  Kriegsvolk  des  Beistandes  bedürfe,  er- 
widert der  Churfürst  in  einem  Handschreiben  am  3.  Febr. : er  habe  einen 
Gesandten  nach  Frankfurt  geschickt,  könne  aber  weder  für  ein  ßünd- 
niss  noch  für  Besoldung  des  erwähnten  Kriegsvolkes  etwas  erlegen. 
„Weil  es  in  dem  betruebten  wesen  haftet,  so  bitte  ich  gar  freuntlich, 
e l wolle  mer  ein  mitleiden  mit  mir  habeu,  alb  ein  Unwillen  faßen.“ 
(a.  a.  0.)  Seinen  Gesandten  Pruckmann  fertigte  der  Churfürst  nach 
1 rankfurt  ab  mit  dem  Aufträge:  er  möge  dahin  arbeiten,  dass  eine 
eigentliche  Beschlussfassung  bis  zur  Gewinnung  mehrerer  Stände  vertagt 
*erde.  Einen  Bund  dürfe  er  nicht  eingehen.  Man  möge  den  K.  Frank- 
reich ersuchen , dass  er  Lothringen  zur  Befolgung  des  Saarburger  Ver- 
tl^gs  ermahne;  aber  weiter  möge  man  sich  mit  Heinrich  nicht  einlassen, 
'lehr.  3.  a.  a.  0.)  Pruckmann  traf  in  Frankfurt  ein,  als  die  Versainm- 
btQg  schon  geschlossen  war  Er  schrieb  dem  Chf.  Pfalz,  wenn  er  die 
Beschlüsse  der  Tagsatzung  seinem  Herrn  mittheile,  so  werde  sich  dieser 
darauf  gebührlich  bezeigen.  (M.  pf.  102/2  f.  3B.) 


Febr. 
11  — 14 
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119.  Correspondirenden , das  Geld  für  die  Bezahlung  der  Execntions- 
truppen,  welches  von  den  Kreisen  noch  nicht  eingekommen,  vor- 
schiessen  wollen.  Braunschweig  schlägt  vor,  man  solle  die  3 
Kreise  wieder  versammeln,  inzwischen  aber  mögen  die  im  vorigen 
Jahr  in  Frankfurt  zusammen  gewesenen  Stände  75  Monate  erlegen 
..gegen  den  3 craisobersten“  Die  Hessischen  sind  bevollmäch- 
tigt, über  das  beste  Mittel  zu  beschlossen.  Churpfalz:  „Des 
unkostens  halben  instruetion  gelesen.“ 

Nota.  Braunschweig  sagt,  „sein  her  halt  diese  erstattung 
des  uncostens  von  den  correspondirenden  stenden  für  die  prob 
der  union.  Damit  hab  man  sein  votum  hinweg.  Sei  kain  crais- 
werck,  sondern  alliie  tractirt,  ehe  Coblentzisch  craisabschiet  ge- 
macht. Sic  et  Anspach.  Item  Hessen  eodem  inclinare  vide- 
hatur.“ 

„Braun schweig  urgirt  es  forter,  wie  auch  die  überige.  Be- 
gerten.  Pf(aelzische)  solten  es  ad  referendum  nemen.  Churfürst- 
lich Pf(aelzische)  pleiben  bei  irer  instruetion.  Braunschweig 
manet  alta  mente.  Ilah  viel  hinder  sich.  Sein  instruetion  laute: 
nach  dem  5.  puncten  sol  der  erst  gesetzt  werden. 

„1.  Punct“:  Churfürstlich  Pf(acl  zische):  befelch  in 
der  instruetion  sei,  wo  nit  uf  union,  ob  sonst  uf  mutuum  auxi- 
lium  zu  handlen.  Hessen:  das  were  per  se.  Man  het  Braun- 
sch(weigisch)  votum  schon  gehört:  ab  ultimo  ad  primum.  Damit 
endet  sich  die  ganze  Beratschlagung. 

München  Staatsarchiv  D46/5  f.  612.  Cop.  Pfälzisch. 

Febr.  120.  Frankfurter  Abschied.  (Unterzeichner:  die  Ge- 
14  sandten  von  Churpfalz,  Anspach,  BraunschwTcig,  Hessen-Cassel.) 

Der  Abschied  betritit:  1.  die  verschobenen  Unionsverhand- 
lungen, 2.  Verhalten  der  Correspondirenden  und  der  Evange- 
lischen beim  nächsten  Deputationstag,  3.  die  zurückbehaltene 
und  die  nicht  bewilligte  Türkenhülfe,  4.  die  kaiserlichen  Hofpro- 
cesse  und  die  Strassburger  Sache,  5.  die  Befolgung  des  Coblenzer 
Abschieds  und  den  Ersatz  der  von  Anspach,  Braunschweig  und 
Hessen  bei  der  spanischen  Expedition  gemachten  Auslagen,  6. 
Geltung  der  Majorität  bei  Reichsversammlungen.  — Actum  et  da- 
tum Franckfurt  am  Main  den  4.  Febr.  an.  Christi  1600. 

München  Staatsarchiv  pf.  102  2 f.  17.  Orig.  Gedruckt  (nach  der  Cop»  M 
546'5  f 28")  Archivium  S.  47. 

Febr.  121.  Die  churpfä  lzischen  Räthe  in  Heidelberg 

iq  1 

an  ihren  Herrn. 

Bericht  über  den  Frankfurter  Tag.  Als  man  bei  dem  braun- 
schweigischen Kanzler  ad  partem  auf  die  engere  Verbindung  zwi- 
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sehen  seinem  Herrn  und  Churpfulz  deutete,  erwiderte  er  mit  un- 
geduldigem Bezeigen,  die  Erklärungen  Uber  den  fünften  Punct  der 
Verhandlungen  seien  die  Probe,  nach  der  ihr  Herr  sich  über  den 
ersten  erklären  werde.  Es  ist  nunmehr  klar,  dass  kein  Mittel, 
sich  irgend  eines  gegenseitigen  Beistandes  zu  versichern,  gefunden 
wird,  wie  auch  in  den  übrigen  Puucten  des  Abschieds  kein  Zu- 
sammenhalten zu  erwarten  ist.  Ohne  Aufschub  hat  nun  der  Chur- 
fürst selbst  für  die  Verteidigung  seines  Landes  zu  sorgen.  Hin- 
sichtlich der  Türkenhülfe  möchten  die  drei  in  Frankfurt  vertre- 
tenen Fürsten  sich  mit  möglichst  geringen  Kosten  mit  dem  Kaiser 
vergleichen  trachten.  Geschieht  dies,  so  müsste  der  Churfürst 
ihrem  Beispiel  folgen,  und  er  hätte  zugleich  mit  andern  dringen- 
den Ausgaben  und  der  höchst  nöthigen  Bildung  eines  Geldvorrats 
eine  stattliche  Summe  zu  erlegen.  Um  so  weniger  darf  der  Chur- 
fürst sich  zu  weitern  Auslagen  für  die  spanische  Execution  bewe- 
gen lassen,  als  die  Kreisabschiede  von  ihm  verlangen.  Die  Hof- 
processe  werden  um  so  gefährlicher,  je  länger  man  unthätig  bleibt. 
Der  Churfürst  möge  die  Folgen,  die  besonders  ihm  erwachsen, 
wenn  man  Executioncn  gegen  Strassburg  und  Baden  gleich  der 
g gen  Aachen  zulässt,  ermessen.  Lothringen  soll  vom  Kaiser  die 
Einräumung  des  Stifts  Strassburg  verlangen , oder  sich  desselben 
anf  eigene  Faust  bemächtigen  wollen.  Damit  dürften  Mercoeurs 
Werbungen,  der  dem  Kaiser  französische  Truppen  zuführen  soll, 
Zusammenhängen,  und  Unruhen  bevorstchen,  die  weiter  um  sich 
greifen  möchten.  Nach  Luxemburg  sollen  spanische  Truppen  ver- 
hetzt sein,  zum  Theil  so,  dass  sie  in  1 — IV2  Tag  in  die  Pfalz 
einfallen  können;  diese  Gefahr  wird  um  so  grösser,  wenn  ein 
Friede  zwischen  England  und  Erzherzog  Albert  zu  Stande  kommt. 
Der  Churfürst  sollte  endlich  die  früher  für  gut  erachtete  Werbung 
an  Frankreich  durch  Schickung  oder  Schreiben  nicht  „gentzlich 
nndorlassen.“  — Um  nun  alle  diese  schworen  und  dringlichen 
Angelegenheiten  zu  berathen,  müssen  mehr  Räthe,  vor  allem  der 
Cburfürst  selbst  gegenwärtig  sein.  Die  Räthe  bitten  ihn,  bei  den 
drohenden  Gefahren  seine  Rückreise  möglichst  za  beschleunigen 
und  überflüssige  Unkosten  zu  sparen.  — Datum  Heidelberg  den 
9.  Fehl*,  a.  1600. 

München  Staatsarchiv  pf.  114/4  f.  9S3.  Cpt. 

1*2.  Bericht  Lingelsheims  im  churpfälzischen 
Rath  über  Bongars’  Werbung. 

Aubringen  Bongars’  am  15.  Mürz  vor  Lingelshcim  und  Ples- 
spß:  Lenoncourt 1 hat  dem  König  von  Frankreich  eine  Schrift  zur 
Hechtfertigung  des  Cardinals  von  Lothringen  übergeben,  worauf 
‘kr  König  eine  Replik  hat  abfassen  lassen  und  diese  den  interessirten 
fänden  mitzutheilen  befohlen  hat.  Diese  mögen  bedenken,  dass 
Eotbriugen,  wenn  er  das  Stift  behauptet,  ein  böser  Nachbar  wäre. 
Sollte  dann  Erzherzog  Leopold  an  seine  Stelle  treten,  so  weiss 
niaik  wie  Oesterreich  gegen  die  Religion  gesinnt  ist.  Der  König 
lascht  zu  wissen,  welchen  Beschluss  die  Fürsten  gefasst  haben 
gegenüber  dem  ihnen  in  dieser  Angelegenheit  zugefügten  Schaden, 
der  sich  nicht  mit  guten  Worten  heilen  lässt,  ferner,  was  sie  mei- 
det« des  30jähr.  Krieges  I.  15 
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nen,  dass  er  ihnen  zum  besten  tliun  könne.  Der  Rath  beschliesst, 
dies  Anbringeu  dem  Churfürsten  von  der  Pfalz  zu  referiren.  — 
6.  Martii  a.  1600. 

M fine  hon  Staatsarchiv  pf.  102  2 f.  90.  Protocollauszug. 

i Dieser  war  von  dem  Cardinal  von  Lothringen  an  Heinrich  ges&adt. 
um  seinen  Herrn  gegen  die  ihm  bezeigte  Unzufriedenheit  des  Königs  zu 
rechtfertigen.  Heinrich  liess  dem  Gesandten  vorstellen,  es  befremde  ihn. 
dass  der  Cardinal  die  Belehnung  nachge9ucht  und  zu  exequiren  begon- 
nen habe  gegen  den  Saarburger  Vertrag  und  ohne  sein  (des  Königs» 
Wissen.  Die  königliche  Gnade  sei  dem  Cardinal  nöthig,  diese  aber 
werde  denjenigen  entzogen,  die  dem  König  oder  seinen  Freunden  zu 
schaden  suchen.  Der  Cardinal  habe  an  seine  Güter  in  Frankreich,  an 
die  Vortheile,  welche  die  Seinigcn  vom  Könige  empfangen,  denken  sol- 
len. Lenoncourt  entgegnete  : erst  als  die  Gegner  seines  Herrn  sich  ge- 
weigert haben,  vor  den  kaiserlichen  Commissarieu  zu  erscheinen,  und 
als  sie  die  Hauptplätze  ihres  Antheils  am  Stift  an  Würtemberg  abgetre- 
ten haben,  sei  die  Belehnung  vom  Cardinal  nachgesucht.  Er  also  habe 
den  Saarburger  Vertrag  nicht  verletzt.  (Bongars  an  die  churpfalz 
Käthe  Febr.  20.  M.  pf  102/2  f.  29.  Lingelsheim  au  Bongars  Febr.  24. 
Bongarsi  et  Lingelshemi  epistolae  S.  101 ) 

123.  Friedrich  IV.  au  die  Räthe  in  Heidelberg,  (z.  Tb.l 

Auf  das  Schreiben  der  Räthe  vom  19.  Februar  hat  der  Chur* 
fürst  bei  den  Herrn,  die  er  besucht  hat,1  ,,so  fern  underbawt, 
daß  wir  das  werck  nicht  gar  fttr  desperat  hallen,  sonder  beruhet 
daruf,  ob  weitere  Zusammenkunft  ratsam  sei,  darunder  wir  nach* 
zudencken,  und  andere  auch  darüber  zu  hören  uns  erkleret.“  — 
Datum  Dessau  den  8.  Martii  a.  1600. 

München  Staatsarchiv  pf.  102  2 C.  145  Orig. 

1 Ueber  des  Churfürsteu  Reise  vgl  Ritter  1 S.  181.  Lingelsheim 
an  Bongars  1600  März  29.  (Bongarsi  et  Liogelsh  epistolae  S 110)  Jo- 
hann d j.  Gr.  Nassau  schreibt  darüber  an  Christian  von  Anhalt:  nach- 
dem der  jüngste  Frankfurter  Tag  ohne  Ergebniss  geblieben,  „bat  man 
vor  eine  noturft  erachtet,  das  m.  gg.  h.  dabero  occasion  neme , mit  den 
hern,  dahin  i.  chf.  g uf  dieser  grose  reise  kernen , und  damit  die  zeit 
und  kosten  nicht  gar  vergebens  angewendet,  oder  zum  wenigsten  pro 
forma,  damit  man  den  gegenteil  irre  machen  möchte,  von  diesen  Sachen 
etwas  zu  tractiren.  (Bg  VI  P ft;  2 f.  13.) 

124.  Friedrich  IV.,  Instruction  für  Citlmann, 

Schwerin,  Loefcnius,  Hochfelder,  Schugzum 

Speirer  Deputations ta g. 1 (z.  Th.) 

1.  Die  Münzordnungen  bedürfen  keiner  Verbesserung.  Man 
muss  das  Mttnzedict  soviel  als  möglich  wieder  in  Kraft  zu  setzen 
suchen.  2.  lieber  neue  dubia  cameralia  ist  erst  des  Churfürsteu 
Erklärung  einzuholen;  hinsichtlich  der  im  Jahr  1595  ausgesetzten  i<t 
folgendes  zu  beobachten : a.  Es  bleibt  bei  der  im  Jahr  1595  abgegebe- 
nen Erklärung  des  Churfürsten  in  Betreff  des  mutuum.  b.  Der 
damals  von  den  Churfürsten  gemachte  Vorschlag  hinsichtlich  des 
eilften  dubiums  wird  wiederholt,  c.  Die  Execution  eines  Kamtner- 
gerichtsurtheils  pendente  revisione  ist  nicht  zulässig,  zumal  dies 
den  Evangelischen  sehr  nachtheilig  sein  dürfte,  d.  Man  muss  auf 
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die  Publication  der  im  Jahr  1595  entschiedenen  dubia  dringen.  3.  Die 
Verordnungen  über  Thätlichkciten,  welche  Benachbarte  auf  des 
Reichs  Boden  gegen  einander  vornehmen,  sind  genügend,  nur 
dass  sie  gegen  die  Katholiken  wenig  oder  gar  nicht  ausgeführt 
werden.  Ihre  Schärfung  wäre  den  Evangelischen  gefährlich.  4. 
Die  Mittel  zur  Verhütung  überflüssiger  Revisionen  sind  nicht  zu 
schärfen;  dagegen  ist  auf  Erneuerung  der  ordentlichen  Kammer- 
gerichtsvisitationen zu  dringen.  Was  Churpfalz  über  die  Zulas- 
sung Burgunds  und  Costnitz’  zu  dem  Deputationstag,  und  über 
den  Deputationstag  überhaupt  mit  andern  Evangelischen  beschlos- 
sen, wird  den  Gesandten  in  einer  Beilage  mitgetheilt.  In  Revi- 
sionssachen, welche  die  Religion  betreffen,  sollen  die  Gesandten 
aut  der  Verordnung  von  Revisoren  beider  Religionen  in  gleicher 
Zahl  bestehen.  4.  Sie  werden  sich  in  allen  Puncten  vorher  mit  den 
übrigen  Evangelischen2  zu  vergleichen  suchen  und  besonders  den 
Gesandten  von  Churbrandenburg,  Braunschweig,  Hessen  und,  wenn 
es  von  andern  für  rathsam  erachtet  wird,  denen  von  Nürnberg 
wohl  vorstellen,  wie  parteiisch  der  Deputationstag  sei,  und  dass 
nun  bei  einem  künftigen  Reichstage  keinen  Deputationstag  be- 
willige, ohne  dass  Stände  beider  Religionen  in  gleicher  Zahl  dazu 
verordnet  werden.  3 — Datum  Heidelberg  den  14.  Aprilis  a.  1600. 

München  Staatsarchiv  pf.  115/1  f.  I.  Orig. 

1 Am  18.  Februar  hatte  Mainz  auf  kaiserlichen  Befehl  den  Deputa- 
tioastag  auf  den  10.  April  ausgeschrieben  (an  Churpfalz  M.  pf.  115/1 
f R).  Am  21.  Februar  trug  der  kaiserliche  Gesandte  Wambolt  dem 
Od.  Pfalz  vor : ‘der  Erzherzog  Albert  habe  am  17.  November  1599  dem 
Kaiser  auf  ein  sehr  scharfes  Schreiben  erwidert,  dass  seine  Truppen 
das  Reich  geräumt  haben  ausser  einigen  Orten , die  noch  geräumt  wer* 
den  sollen,  und  dass  er  mit  den  verletzten  Reichständen  über  eine  Ent- 
schädigung verhandeln  wolle.  Der  niedersächsische  Kreis  habe  die  Ab- 
dankung seiner  Truppen  dem  Kaiser  gemeldet  und  ihm  den  Ausgleich 
zwischen  dem  Reich  und  Erzherzog  Albert  übertragen.  Demgemäss 
könne  der  Deputationstag  seine  Arbeiten  nun  wieder  ruhig  aufnehmen/ 
(Werbung  Wainbolts.  M.  pf.  115/3  f.  227.) 

1 Bei  des  Churfürsten  Friedrich  und  Landgrafen  Moritz  Anwesen- 
heit in  Torgau  trugen  Räthe  beider  Fürsten  den  chursächsischen  Rathen 
am  25.  März  vor:  ‘die  Papisten  suchen  die  Evangelischen  wenn  nicht  zu 
unterdrücken , so  doch  möglichst  zu  schwächen.  Da  die  Absonderung 
fkursachsens  von  den  gravamina  ihre  Absicht  begünstigt,  so  möchten 

Räthe  Mittel  hören,  wie  diese  Trennung  zu  heilen  sei  Die  evan- 
?elischen  Gesandten  müssen  am  Deprtationstag  gute  Correspondenz  hal- 
ben, damit  sie  von  den  Papisten  nicht  überstimmt  werden , und  damit 
der  Ersatz  der  durch  den  spanischen  Einfall  verursachten  Schäden  und 
Kosten  erwirkt  werde.  Ohne  diesen  Ersatz  könne  die  Reichssteuer  von 
15S8  nicht  erlegt  werden/  (M.  pf.  115/1  f.  63.)  Darauf  liess  der  Ad- 
ministrator am  27.  März  erwidern  : ‘Das  höchst  gefährliche  Misstrauen 
fischen  den  Ständen  werde  am  besten  durch  das  Festhalten  an  der 
i’fcichsverfassung  geheilt.  Die  Zurückhaltung  der  Türkenhülfe  könnte 
,e®  Kaiser  und  andern  allerlei  Gedanken  machen'  (a.  a.  0.  f.  64.).  — 
',fcm  Chf.  Brandenburg,  der  dem  Administrator  vorgeschlagen  hatte,  ein 
-onvent  evangelischer  Fürsten  solle  dem  Kaiser  die  Gründe  vorstellen, 
^eshalb  der  Deputationstag  nicht  fortzusetzen  sei,  erwiderte  der  Admi- 
nistrator am  14.  Febr. : durch  Einstellung  des  Deputatioustages  werde 
Justiz  gehemmt.  Besondere  evangelische  Convente  zerrütten  die 
Grundlage  des  deutschen  Reiches,  nämlich  das  einträchtige  Zusammen- 
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halten  der  Stände  vermöge  der  Reiclisverfassung  (Löben  an  Volrat  v. 
Plessen.  März  12.  M pf.  102/2  f 73) 

3 In  einem  Gutachten  des  Löfenius  bezüglich  des  Deputationstags 
(0.  D.  M.  pf.  115/1  f.  108)  heisst  es:  da  die  papistische  Majorität  mit 

den  kaiserlichen  Commissarien  am  Deputationstag  die  beste  Gelegenheit 
habe,  den  Evangelischen  nachtheiliges  zu  verhandeln,  „so  were  das 
ratsamst,  die  gantze  action  umbzustoßen.“  Besonders  eifrig  sei  die 
Schärfung  der  Gesetze,  Processe  und  Strafen  des  Reichs  zu  verhindern, 
weil  dadurch  die  Freiheit  der  Fürsten  geschmälert,  und  die  Schärfe  der 
neuen  Ordnungen  fast  mir  gegen  die  Evangelischen  gekehrt  werde, 
während  Oesterreich  und  Burgund  sich  davon  eximiren. 

125.  Heinrich  IV.  an  Bon  gar  s.  (z.  Th.) 

Da  der  Kaiser  in  der  Strassburger  Sache  den  Fürsten  ihr 
Recht  weigert,  da  er  den  Cardinal  von  Lothringen  begünstigt  hat. 
um  schliesslich  das  Bisthum  Strassburg  seinem  Bruder  Leopold  zu 
verschaffen,  so  müssen  die  Fürsten  diesem  Vorgehen  widerstehen, 
falls  ihnen  nicht  noch  mehr  derartiges  widerfahren  soll.  Denn 
schon  betreiben  Papst  und  Spanien  die  Wahl  des  Erzherzogs  Al- 
bert zum  römischen  Könige.  Wenn  nun  der  Churfürst  von  der 
Pfalz  1 „vouloit  se  resouldre  . . . pour  garantir  l’evesche  de  Stras- 
bourg (ies  mains  de  ceux  qui  s'en  veullent  emparer  avec  ceux  de 
la  rnaison  de  Brandenbourg,  je  me  joiudrois  volontiers  avec  eux 
pour  un  si  hon  effect.“  Bongars  möge  den  Markgrafen  von  Ans- 
pach ersuchen,  dass  er  einen  solchen  Entschluss  befördere.  Aller- 
dings hat  man,  wenn  man  also  geeinigt  und  entschlossen  ist,  zu- 
erst alle  gütlichen  Mittel  zum  Austrag  des  Strassburger  Streites 
anzuwenden.  Da  aber  die  Coadjutorei  des  Erzherzogs  Leopold 
anders  als  durch  Gewalt  sehr  schwer  rückgängig  zu  machen  sein 
wird,  so.  muss  man  auch  zur  Anwendung  der  Gewalt  gefasst  sein. 
— Bongars  möge  über  dies  alles  mit  geeigneten  Leuten  sprechen 
und  sein  Gutachten  dem  Könige  melden.  „Car  j’ny  tres  bonne 
volonte  d’empcscher  lad.  coadjutorerie  laquelle  a estc  recherehee 
malicieusement.“  — Escript  ä Fontainebleau  le  XXIX.  jour 
d’Apvril  1600. 

Paris  Bibliotbequr  imp.  Mt'nioires  de  Bongars  V f 37. 

1 Dieser  hatte  inzwischen  auf  Bongars’  Werbung  vom  15  März 
(n.  122)  an  Anspach  geschrieben:  es  scheine  ihm  nicht  rathsam  , dass 
man  hinsichtlich  der  Strassburger  Sache  den  Heidelberger  Abschied 
(n.  96)  unbefolgt  lasse.  Er  bitte  um  ein  Gutachten,  was  man  von  Heiu- 
rich  IV.  begehren  und  ihm  dagegen  anbieten  solle  (nämlich  durch  die 
im  Heidelberger  Abschied  bestimmte  Gesandtschaft.  — April  7 M.  pf 
102/2  f.  191.)  Der  Markgraf  erwiderte  am  28  April:  man  möge  die 
kaiserliche  Resolution  auf  die  pfälzisch-brandenburgiscbe  Gesandtschatt 
(u.  128  Anm.  1 ) abwarten  und  dann  der  Strassburger  und  anderer  Sa* 
chen,  besonders  der  kaiserlichen  Uofprocesse  wegen  einen  neuen  Con- 
vent beschreiben,  (a.  a.  0.  f.  224.)  Darauf  Churpfalz:  Verzug  in  der 
Strassburger  Sache  sei  höchst  gefährlich.  Des  Kaisers  Resolution  werde 
schwerlich  günstig,  noch  der  evangelische  Convent  so  leicht  zur  Einigung 
zu  bringen  sein.  Die  Gesandtschaft  an  den  König  Heinrich  wäre  als- 
bald von  denen,  die  sich  dazu  versieben,  im  Nothfalle  von  Churpfalz 
und  Anspaah  allein  abzufertigen.  (Mai  5.  a.  a.  0.  f.  227.) 
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12fi.  Friedrich  TV.  an  Chnrbrandenburg,  Ans- 
pach, Anhalt,  Braunschweig  und  Hessen-Cassel. 

Der  Churfürst  (Fürst,  Landgraf)  wird  sich  erinnern,  was 
Churpfalz  jüngst  durch  Johann  d.  j.  Grafen  von  Nassau  bei  ihm 
hat  werben  lassen.  [An  Anspach:  der  Markgraf  erinnert  sich, 

Christian  Fürst  von  Anhalt  in  des  Churfürsten  Auftrag  mit 
Wallenfels  jüngst  verhandelt  und  dann  bei  dem  Markgrafen  ge- 
worben hat.] 1 Churpfalz  übersendet  nunmehr  eine  Schrift,*  da- 
rin Gründe  für  „die  gebetne  handbiettung“  ausgeführt  werden,  er 
littet,  die  Resolution  auf  Nassaus  (Anhalts)  Werbung  zu  be- 
'••lileunigen  und  spätestens  zur  Frankfurter  Herbstmesse  — — zu 
«legen.  Der  Churfürst  hat  bereits  eine  Summe  hergegebcu.  Für 
Geheimhaltung  wird  gesorgt  werden.  Diejenigen,  welche  die  Hülfe 
«halten,  werden  sich  schriftlich  erbieten,  „e.  1.  der  orts,  da  sie 
wes  beistants  bedürfen  möchten  [sonderlich  aber  in  den  Gülchi- 
landen],  hinwider  nach  vermögen  . . . die  hant  treulich  zu 
hielten.“  — Datum  Heidelberg  den  21.  Aprilis  anno  1G00. 

München  Staatsarchiv  5 16  5 f t.'>V  Cpt. 

1 Am  26.  März  schreibt  Johann  d j.  Gr.  Nassau  an  Christian  von 
Anhalt : wie  Anhalt  mit  Wallenfels,  so  habe  er  (der  Graf)  im  Namen 
<1«  Chf.  Pfalz  mit  Landgraf  Moritz  und  Braunschweig  über  die  nieder- 
ländische Sache  unterhandelt.  ,.Also  ist  dis  werck  zu  Heidelberg  geno- 
ffienem  abscheit  nach  bei  den  principalesten  neben  m.  gg  h.  unterbawet.“ 
B«  dem  Chf.  Brandenburg  habe  er  dieselbe  Sache  am  gegenwärtigen 
Tuge  angebracht , worauf  Putlitz  ihm  gesprächsweise  vorgestellt  habe, 
*ie  sich  die  evangelischen  Fürsten  durch  Geld-  und  Truppenhülfen  für 
Frankreich  geschwächt  haben,  ohne  von  dort  die  geringste  Gegenleistung 
harten  zu  können : ebenso  werde  es  ihnen  gehen,  wenn  sie  den  Staa- 
ten helfen.  Dazu  komme,  dass  die  Staaten  sich,  weil  sie  es  nicht  mehr 
mit  Spanien,  sondern  einem  vornehmen  Reichsfürsten  zu  thun  haben, 
»irht  länger  mehr  werden  behaupten  können,  besonders  wenn  Dänemark, 
*ie  zu  fürchten  sei  , ihnen  den  Sund  sperre.  In  seinen  Erwiderungen 
auf  diese  und  andere  „faule  argumente“  habe  indess  der  Graf  den  Put- 
Üu  zu  dem  Geständnisse  gebracht,  „das  kein  besser  Vorschlag  itziger 
zeit,  als  eben  was  proponirt  worden,  zu  finden/4  (Bg.  VI  P 5:  vol  2 
£13.)  Am  28.  März  schreibt  Kolbinger  an  Dohna:  Negotiatio  Joannis 
^mtorifnsis  cum  Ordinibus  foederalis  eo  redacta  est,  ut  Palatinos  illis  per 

hic  sexaginta  millia  aureorum  nnmerare  curaverit  Et  alios  idem 
hauros  non  desunt  qui  spern  faciuut.  (M.  pf.  113/3  f.  318.  vgl.  n.  113 
Anm.)  Leber  Anhalts  Neigung,  sich  an  dem  Kriege  in  den  Niederlan- 
den zu  betheiligen,  vgl.  Wilhelm  Ludwig  Gr.  Nassau  an  seinen  Vater. 
Juni  17.  (Groen  v Pr  archives  II  2 S 12.) 

2 Es  ist  ein  Gutachten  Culmanns  vom  1.  Mai  1600  (M.  546/5 
£ 141),  davon  sich  ein  Auszug  bei  van  lleyd,  Oorsprouck  ende  Voort- 
ganck  van  de  Nederlantsche  Oorloghcn  findet.  S.  616.  Vgl.  Ritter  I.  S.  263. 

12i.  Churpfalz,  Ch  urb  ran  de  nburg  und  Anspach 

an  den  K a i s e r. 

Wortgetreue  Recapitulation  eines  Schreibens  der  Strassburger 
Capitularen  an  Churpfalz  vom  22.  April.1  Die  Mandate  des  kai- 
serlichen Hofes  sind  gegen  den  Pacificationsabschicd,  der  bis  zu 
ordentlicher  Erörterung  innegehalten  werden  muss,  gegen  den 
Keligionsfrieden,  zumal  der  geistliche  Vorbehalt  von  den  Evange- 
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lischen  nicht  bewilligt  ist.  Auch  sind  evangelische  Capitularen 
am  Stift  Strassburg  seit  70  Jahren,  und  sind  papistische  Kxcom- 
mnnicationen  auch  gegen  Katholiken  dort  für  unkräftig  erachtet. 
Wenn  aber  so  trotz  der  Klagen  der  Evangelischen  die,  „welche 
alles  bei  e.  Kai.  Ml-  hof  treiben,“  fortfahren,  gegen  die  Reichs- 
gesetze alle  Sachen  ohne  Unterschied  vor  den  Hof  zu  ziehen  uu4 
ohne  ordentliches  Verhör  zu  entscheiden  und  den  Kaiser  gegen 
die  Evangelischen  eiuzunehmen , so  muss  Zwiespalt  unter  den 
Ständen  entstehen,  und  die  gemeinsame  Erörterung  der  schweren 
Anliegen  des  Reichs  gehemmt  werden.  Besonders  muss  es  die 
Reichstände  befremden,  dass  Unterthanen  ohne  ordentliches  Reehts- 
verfahren  ihrer  Pflichten  gegen  die  Obrigkeit  entbunden  werden. 
Um  daher  Weiterungen  und  Unruhen  zu  verhüten,  möge  der  Kai- 
ser die  Strassburger  Sache,  in  der  als  einer  Religionssache  die 
evangelischen  Stände  dem  Hofrath  durchaus  kein  Urtheil  anver* 
trauen  können,  an  die  gesummten  Reichsstünde,  vor  die  sie  gehört, 
weisen,  inzwischen  aber  alles  beim  Strassburger  Paciticatioasah* 
schied  und  Saarburger  Vertrag  lassen.2  — Datum  den  28.  Aprilh 
a.  1600. 

München  Staatsarchiv  102  2 f.  211.  Cpt. 

1 In  diesem  Schreiben  wird  erzählt,  dass  ein  kaiserliches  am  17 
April  insinuirtes,  vom  3.  Februar  datirtes  Mandat  (vgl.  Laguille,  histoire 
de  l’Alsace  II  S.  73.)  den  evangelischen  Capitularen  bei  Strafe  der  Acht 
gebiete,  alle  Güter  des  Capitels  nebst  den  gezogenen  Erträgen  an  du 
katholische  Capitel  auszuliefern,  und  zugleich  die  Unterthanen  des  evan- 
gelischen Capitels  in  Bersch,  Geispolzheirn  und  Lampertheim  ihrer 
Pflichten  entbinde  und  die  Censiten  desselben  an  ihre  Gegenpartei  weise 
Der  Churfürst  wird  gebeten,  er  möge  mit  andern  Fürsten  den  Kaiser 
dazu  bewegen,  dass  er  die  Strassburger  Sache  dem  Reichstag  zur  Erör- 
terung übergebe.  (M.  pf.  102/2  f.  207.)  Darauf  liess  Churpfalz  vor- 
stehendes Schreiben  an  den  Kaiser  fertigen  und  schickte  es  an  Chnr- 
brandenburg  und  Anspach  zur  Mitunterzeichnung  mit  dem  Bemerken, 
dass,  wenn  Brandenburg  das  Stift  Strassbrrg  verliere,  es  fraglich  sei.  ob 
die  in  des  Chf.  Brandenburg  Gebiet  oder  der  Umgegend  gelegenen  Stif- 
ter sich  in  einem  unversehenen  Fall  bei  der  evangelischen  Religion  be- 
haupten können,  (an  Churbrandenburg.  April  29.  a.  a.  0.  f.  218.) 

2 Am  8.  Mai  sandte  Churpfalz  vorstehendes  Schreiben  an  Braun- 
schweig,  Hessen- Cassel,  Zweibrücken  und  Baden,  indem  er  ihnen  zu- 
gleich vorstellte,  dass  die  Hofprocesse  den  Evangelischen  unersetzlichen 
Schaden  bringen  würden,  wie  man  dies  in  der  Aachener  Sache  schon 
gesehen  habe:  er  bitte  daher  um  ein  Gutachten,  wie  die  begonnenen 
Massregeln  gegen  die  Hofprocesse  eitriger  lortzufrthren  seien.  (M  pf 
102/2  f.  242,  244.)  ln  einem  besondern  Schreiben  gleichen  Datums  bat 
ferner  der  Churfürst  den  II.  Braunschweig,  er  möge  den  H.  Pommern 
bewegen,  dass  er  seinen  Deputationstagsgesandten  auftrage,  mit  den 
Chnrpfälzern  und  andern  Evangelischen  über  Abstellung  der  Hofproces?? 
zu  berathen  und  zu  beschliessen.  (a.  a.  0.  f.  246.) 

Mai  128.  Joachim  Friedrich  Churfürst  vou  Branden- 

burganChurpfalz. 

Etliche  evangelische  Capitularen  iu  Strassburg  haben  durch 
ihre  Intrigueu  gegen  deu  Administrator,  durch  unnöthiges  Gezäuk 
den  Kaiser  und  die  Gegenpartei  zu  ihrem  Vorgehen  getrieben. 
Haben  doch  kaiserliche  Rüthc  erklärt,  wenn  mau  den  Cardinal 
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von  Lothringen  nicht  belehnt  und  die  evangelischen  Capitnlaren 
hätte  gewähren  lassen,  so  würden  sie  den  Administrator  abgesetzt 
und  ein  anderes  Haupt  erwählt  haben.  Gleichwol  hat  der  Cliur- 
fürst  das  von  Churpfalz  verfasste  Schreiben  1 vollzogen  und  abge- 
schickt, obgleich  Anspach  seinerseits  die  Vollziehung  verweigerte. 
— Datum  Coln  au  der  Sprewf  den  7.  Maii  a.  1600. 

München  Staatsarchiv  pf.  102, >2  f.  322.  Orig. 

1 Vgl.  n.  127.  Kurz  vor  diesem  Schreiben  hatte  Churbrandenburg  auch 
einen  Gesandten  an  den  Kaiser  geschickt,  da  er  sich  mit  dem  Chf.  Pfalz 
bei  dessen  Anwesenheit  in  Berlin  (n.  123  Anin.)  verabredet  hatte,  dem  Kaiser 
durch  eine  gemeinschaftliche  Gesandtschaft  Vorstellungen  über  die  Strass- 
burger Sache  zu  machen,  (an  Churpfalz  Mai  13  a.  a.  0.  f.  312.)  Am 
18.  März  schrieb  indess  Churbrandenburg  an  Anspach : er  hohe  von 
solchen  Massregelungen  wenig  Erfolg.  Das  beste  dürfte  sein  „auf  mittel 
zu  dencken,  wie  wir  gcntzlich  aus  den  hendeln  kernen.“  (B.  Unionsacta 
d a.  1600,  1.) 

129.  Friedrich  IV.  an  Anspach. 

Hat  das  Schreiben  des  Markgrafen  über  des  Kaisers  Zustand 
empfangen 1 und  nach  Wunsch  desselben  weiter  befördert.  Bei 
der  gegenwärtigen  Lage  des  Vaterlandes  möchte  er  dem  Kaiser 
«ohl  gesunden  Verstand  gönnen.  Er  wird  weitere  Nachrichten 
einziehen  und  sie  dem  Markgrafen  mittheilen.  — Datum  Heidel- 
berg den  13.  Maii  a.  1600. 

München  Staatsarchiv  546/5  f,  160.  Cpl. 

1 Churpfalz  schreibt  an  demselben  Tage  an  Anhalt,  er  sei  durch 
eine  hohe  Person  benachrichtigt , „als  wan  i.  ML  gar  verrückt  sein 
solte.“  (a.  a.  0.  f.  159.) 

130.  Die  churpfälzische  n Deputirten  an  ihren  Herrn. 

Am  gegenwärtigen  Tage  Verlesung  der  kaiserlichen  Proposi- 
tion, 1 darin  der  Kaiser  begehrt , bloss  die  von  den  zwei  letzten 
Reichstagen  verschobenen  und  noch  unerörterten  Sachen  vorzu- 
nehnien,  alles  fremde  aber  auszuschliessen,  ferner,  dass  die  Ge- 
sandten nicht  wieder  abreisen , ohne  dass  die  Arbeiten  zu  Ende 
geführt  seien,  oder  wenigstens  eine  gemeinsame  Einwilligung  dazu 
vorliege.  Nachdem  darauf  Mainz  die  gewöhnliche  Antwort  gege- 
ben, erklärten  die  Churpfälzer  für  sich  und  für  Churbrandenburg, 
Brauuschweig  und  Hessen,  dass  sie  nur  mit  einer  besondern  Pro- 
testation in  die  Anhörung  der  Proposition  gewilligt  hätten;  die 
Instrumente  darüber  sollten  gefertigt  und  an  den  gebührenden 
Orten  insinuirt  werden.  Man  müsse  dies  so  vermelden,  da  Mainz 
es  nicht  habe  thun  wollen.  — Datum  Speier  den  9.  Junii  a.  1600. 

München  Staatsarchiv  pf.  115/t  f.  175.  Orig. 

1 Heber  den  Beginn  der  Deputationsversammlung  vgl  Lingelsheim 
an  Bongars.  Mai  29.  (Bongarsi  et  L.  epistolae  S.  124.)  Bezüglich  der 
Verbandlungen  des  Deputationstags  vgl.  den  Abschied  1600  üct.  30. 
(Koch’sche  Sammlung  der  Reichsabschiede  III  S.  471.)  Hinsichtlich  der 
Kammergericbtsvisitatiou  s.  Wolf  II  S.  167.  Lünig,  Rcichsarcbiv  pars 
gen.  Cont.  I.  S 534  fg. 
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131.  Protestatio n der  Depot irten  von  Churpfalz, 

Chur b randenburg,  ßraunschweig  u n d Hesse n. 

Die  Gesandten  erklären:  sie  haben  auf  die  Verhandlung  mit 
den  kaiserlichen  Commissarien  vom  11.  Juni  eingewilligt,  der  Pro- 
position beizuwohnen,  aber  mit  dein  Vorbehalte,  dass,  wenn  die 
Gesandten  von  Burgund  und  Costnitz  die  in  bestimmter  Zeit  ge- 
schehende Befolgung  der  Executionsordnung  und  des  Coblenzer 
Abschieds  nicht  Zusagen,  alle  aus  diesen  Messenden  Ansprüche 
aufrecht  bleiben,  und  dass  sie  selbst  ihr  geschehenes  Ansuchen 
um  eine  solche  Zusage  nach  wie  vor  wiederholen  dürfen.  Per 
Notar,  vor  dem  diese  Protestation  abgelegt  ist,  wird  sie  den  fie- 
sandten  von  Burgund  und  Costnitz,  der  Mainzer  Kanzlei  und  den 
kaiserlichen  Commissarien  insinuiren. 1 0.  D.2 

München  Staatsarchiv  pf  115/3  f.  296.  Cpt 

1 Geber  die  diesem  Protest  vorhergehenden  Verhandlungen  zwischen 
den  Gesandten  und  den  kaiserlichen  (’oinmissarien  und  die  Vorgänge 
bei  der  Insinuation  des  Protestes  vgl.  Ritter  I.  S 190  fg 

2 Das  Datum  ergibt  sich  aus  n.  130  und  einem  Schreiben  Schug* 
an  Gulmann  (.Tuni  27.  M.  pf.  115/3  f 319),  nach  welchem  der  Protest 
den  Gesandten  von  Costnitz  am  23.  Juni  übergeben  ward. 

Juni  132.  E r i e d r i c h IV.  an  Sc h u g. 

24 

Der  Churfürst  bevollmächtigt  Schug  zu  der  in  zwei  Tagen 
beginnenden  Visitation. 1 — Datum  Heidelberg  den  14.  Junii  a.  16<>0. 

München  Staatsarchiv  pf  115,3  f.  316.  Orip. 

t Zu  den  Revisionen  wurden  vom  Churfürsten  bevollmächtigt : Schug. 
Camcrarius,  Langelsheim  (Churpfalz  an  Schug  Juni  29.  Juli  13.  Archi* 
vium  S.  53,  59.  Schugs  Bericht  vom  28.  Juni  a.  a.  0.  S.  52.)  Zu  den  Pe- 
putationsgeschäfton  im  engem  Sinne  wurden  bevollmächtigt : Heinrich  von 
Schwerin  und  I.öfcnius.  (Churpfalz  an  Schug.  Juli  8 M.  pf.  115/3  f.  320. 
Ritter  I S 204  Anm.  2.)  Am  28.  März  schreibt  Kolbinger  an  Dohna: 
„Man  bedarf  sich  nicht  besorgen,  das  man  (am  Deputationstag)  sich 
des  vatterlants  wolfart  so  heiß  angelegen  sein  lassen  und  derwegen  ein- 
ander schmeißen  werde.  Jam  pridern  enira  huic  inalo  cauturn  est  eli- 
gendis  iis  qui  pedibus  in  sententiam  p nuificiorum  eunt.“  (M.  pf.  113/3 
f.  318.) 

Juü  133.  Friedrich  IV.  an  Baden. 

13 

Churbrandenburg  hat  auf  Churpfalz’  Erinnerung  seinen  De- 
putationstagsgesandten  jüngst  befohlen,  die  Verhandlungen  über 
die  Hofprocesse  neben  andern  wieder  aufzunchmen.  Da  Churpfalz 
demgemäss  auch  seine  Gesandten  instruiren  wird,1  so  schlägt  er 
dem  Markgrafen  vor,  für  seine  Beschwerden  in  Betreff  der  Hof- 
processc  bei  Chursachsen  und  bei  andern  evangelischen  Deputir* 
ten  in  Speier  durch  einen  Gesandten  Rath  und  Beistand  zu  er- 
bitten. Es  ist  dann  noch  zu  bedenken,  oh  mit  Sachsen  und  deu 
übrigen  insgemein  oder  nur  unter  den  Correspondirenden  darüber 
zu  verhandeln  ist.  — Datum  Heidelberg  den  3.  Julii  anno  1600. 

München  Slaalsarrbiv  pf.  I1.r>  3 f.  873.  Cpt. 

l Diese  Instruction  in  dem  Schreiben  an  die  churpfälzischen  Ge- 
sandten vom  13  Juli.  (Archivium  p.  59.) 
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134.  Die  ch urpfälziscke  n Deputirten  au  ihren  Herrn. 

Die  Räthc  haben  dem  Markgrafen  von  Baden  geschrieben,  er 
möge  seine  Gesandten  so  bald  als  möglich  nach  :Speicr  schicken. 
Diese  könnten  alsdann  erst  Chursachens  und  Hessens  Gesinnun- 
gen in  Betreff  der  Hofprocesse  erforschen,  darauf  säinmtlichen 
evangelischen  Deputirten  ihre  Beschwerden  Vorbringen  und  um 
Rath  und  eventuell  um  Beistand  bitten.  Da  nun  die  Gesandten 
alles  ad  referendum  nehmen  werden , so  begehren  die  churpfälzi- 
schen  als  Directoren , dass  sie  sich  Instructionen  erholen,  um  in 
4—5  Wochen  nach  Massgabe  der  im  verflossenen  October  aufge- 
stellten  drei  Fragen  über  die  Hofprocesse  zu  berathen  und  zu 
beschliessen.  Stimmt  dann  Chursachsen  gleich  in  der  ersten  Frage 
nicht  mit  den  andern,  so  wird  es  von  den  Verhandlungen  über 
die  folgenden  ausgeschlossen.  Ebenso  hält  man’s  mit  den  andern, 
hie  Käthe  bitten  um  des  Churfürsten  Resolution  über  diese  Vor- 
schläge. — Datum  Speier  8.  Juli  1600. 

.Münch  pn  Staatsarchiv  pf.  115  3 f.  893.  Cpt.  LOfenius 


135.  Friedrich  IV.,  Instruction  für  Volrat  von 

Plessen  an  Braunschweig. 

Aus  des  Herzogs  Schreiben  vom  14.  Mai  hat  der  Churfürst 
ersehen,  weshalb  der  Herzog  damals  seinem  Ansuchen  in  der 
..geheimen  sach“  nicht  willfahren  mochte.  Aber  die  in  dem  Be- 
denken, welches  dem  Herzog  zugesandt  war,  ausgeführten  Motive 
nnd  seitdem  noch  gewichtiger  geworden , und  ohne  die  baldige 
l’nterstützung  der  evangelischen  Stände  dürften  die  Staaten  einen 
Ausweg  ergreifen,  nach  dem  die  Spanier  ihre  ganze  Macht  gegen 
das  Reich , besonders  die  evangelischen  Stände  kehren  könnten. 
Es  ist  sehr  zu  zweifeln,  ob  sich  dann  die  Stände  mit  Aufbietung 
aller  Kräfte  zu  vertheidigen  vermögen.  So  sind  vor  allem,  so  oft 
es  sich  um  die  Beschützung  und  Hoheit  des  Reichs  handelt,  die 
Stände  nicht  zu  einigen,  noch  Ruhe  und  gleichförmiges  Recht  zu 
erhoffen,  so  lange  die  papistischen  Stände  auf  die  spanische  Uni- 
versalherrschaft und  den  Beistand  der  Spanier  in  den  Niederlan- 
den sich  Rechnung  machen.  Nach  dem  jüngsten  Erfolg  der  Staa- 
ten können  sie  mit  einer  geringen  Hülfe  kampftüchtig  erhalten 
werden,  ja  vielleicht  die  Spanier  zur  Räumung  der  Niederlande 
und  der  den  Privilegien  gemässen  Ueberlassung  der  Regierung  an 
die  Laudstände  und  Eingebornen  zwingen.  Deshalb  möge  der 
Herzog  die  „vormals  gesuchte“  30,000  Thlr.,  oder  wenigstens  die 
Hälfte,  zur  nächsten  Herbstmesse  am  bewussten  Ort  erlegen,  oder 
doch  jene  Summe  auf  1 — 2 Jahre  den  Staaten  ohne  Zinsen  vor- 
streckeu.  Der  Herzog  erinnert  freilich  in  seinem  Schreiben,  wie 
er  hei  dem  Frankfurter  Tag  gegen  ein  Bündniss  mit  den  Staaten 
und  die  Vereinigung  ihrer  Armee  mit  der  der  deutschen  Stände 
bedenken  erhoben  habe ; aber  gegenwärtig  handelt  es  sich  nur  um  eine 
seheime,  freiwillige  Gcldhülfe,  wie  auch  früher  vornehme  Stände 
Dänemark  gegen  Schweden  mit  Geld  unterstützt  haben.  Der  Herzog 
beruft  sich  ferner  auf  Privatirrungen;  aber  durch  diese  darf  das 
gemeine  Beste  nicht  gehindert  werden.  — Da  endlich  der  Admiral 
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von  Arragon  durch  die  Staaten  gefangen  ist,  so  schlägt  der  Chur- 
fürst vor,  die  Staaten  zu  ersuchen,  dass  sie  ihn  und  andere  Belei- 
diger des  Reichs  ohne  vorherige  Befriedigung  der  Ansprüche  de? 
Reichs  an  ihn  nicht  freigeben,  dass  sie  vermittelst  seiuer  und 
anderer  vornehmer  Gefangener  die  Stadt  Rheinberg  dem  Reiche  wieder 
gewinnen  möchten.  Der  Gesandte  wird  erklären,  dass  der  Chur- 
fürst an  den  Beschlüssen  wegen  Zurückhaltung  der  Ttirkenkülfe 
festbalten  werde  und  das  gleiche  von  dem  Herzog  erwarte.  — 
Signatum  den  16.  Julii  anno  1600. 

Mü neben  Staatsarchiv  pf.  516/5  f.  229.  Orig. 

136.  Friedrich  IW,  Instruction  für  Volrat  von 
Blessen  an  Moritz  Landgraf  von  Hessen. 

Der  Landgraf  hat  in  seinem  Schreiben  vom  16.  Mai  das  vom 
Churfürsten  von  der  Pfalz  nachgesuchte  dem  gemeinen  Wesen 
sehr  erspriesslich  erklärt.  (Das  folgende  übereinstimmend  mit 
der  Instruction  an  Braunschweig  gleichen  Datums  von  Aberdie  in  dem 
Bedenken5  — ‘Der  Herzog  erinnert.5  Die  Summe  der  Gcldhülfe 
wird  auf  30,000  fl.  bestimmt.)  Die  in  dem  letzten  Schreiben  des 
Landgrafen  gemachten , sowie  die  aus  dem  schlechten  Ausgang 
des  Wormser  Kreistages1  hervorgehenden  Einwände  gegen  die 
Hülfe  werden  durch  den  Geldvorrath  des  Hauses  Hessen  entkräf- 
tet. (Das  folgende  von  ‘Da  endlich’  bis  zum  Schluss  übereinstim- 
mend mit  der  Instruction  an  Braunschweig.)  — Signatum  Heidel- 
berg den  16,  Julii  anno  1600. 

München  Staatsarchiv  pf.  546  5 f 260.  Orig. 

1 Nachdem  ein  im  Nov.  1599  gehaltener  oberrheinischer  Kreistag 
(churpfälz.  Instruction  Nov.  15.  M.  546/2  f.  658)  die  Frage  über  den 
Ersatz  der  vom  Landgrafen  Moritz  bei  der  niederländischen  Expedition 
gemachten  Auslagen  abermals  auf  einen  neuen  Kreistag  verschoben 
hatte,  wurde  ein  solcher  auf  den  13.  Juni  1600  beschrieben.  Churpfälz 
bevollmächtigte  seine  Gesandten  zu  einer  Bewilligung  von  18  Monaten. 
(Instruction.  Juni  10.  M.  546/5.  f.  161.)  Ueber  den  Betrag  der  Auslagen 
des  Landgrafen  vgl.  Rommel  VII  S.  223  Anm.  196,  S.  232,  239. 

137.  Friedrich  IV.,  Instruction  für  Dietrich  von  M ö r 1 e 
an  Churbrandenburg,  Anspach  und  Johann  Georg 

Fürst  von  Anhalt. 

Der  Churfürst  von  Brandenburg  hat  in  seinem  Schreiben  vom 
17.  Mai  erklärt,  er  wolle  über  die  bewusste  Sache  weiter  nach* 
deuken.  [An  Anspach:  Der  Markgraf  hat  des  Churfürsten  von 
der  Pfalz  Schreiben  noch  nicht  beantwortet,  wird  aber  mit  Chur- 
brandenburg darüber  conferirt  haben.  An  Anhalt:  Der  Fürst  hat 
in  seinem  Schreiben  vom  19.  Mai  das,  was  Churpfälz  bei  ihm  nach- 
gesucht, für  nöthig  erklärt.]  (Das  folgende  übereinstimmend  mit 
der  Instruction  an  Braunschweig  gleichen  Datums  von  Aber  die  in  dem 
Bedenken5  — ‘der  Herzog  erinnert5,  nur  dass  die  Summe  der  Hülfs- 
gelder  bei  Anspach  auf  25,000  fl.,  bei  Anhalt  gar  nicht  bestimmt 
wird.)  Der  Jülicher  Landtag  hat  jüngst  die  Herzogin  von  Jülicl 
zur  Regentin  gemacht.  Der  Churfürst  (Markgraf)  wird  wissen 
was  dabei  beabsichtigt  werden  möchte,  wie  dringend  nöthig  es  sei 
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sich  in  den  Jölicher  Angelegenheiten  des  Beistandes  der  Staaten 
zn  versichern.  [Dieser  Passus  bleibt  bei  Anhalt  weg.]  (Das  fol- 
gende von  cDa  endlich*  bis  zum  Schluss  übereinstimmend  mit  der 
Instruction  an  Braunschweig.)  Fordert  Churbrandenburg  oder 
Anspach  die  Erlegung  der  vom  Frankfurter  Tag  bewilligten 
75  Monate  für  die  spanische  Expedition,  so  erwidert  der  Gesandte, 
Churpfalz  überlasse  diese  Sache  den  Kreisen.  — Siguatum  Heidel- 
berg den  16.  Julii  anno  1600. 

Mönchen  Staatsarchiv  546/5  f.  26t.  Orig. 

138.  Der  churpfälzische  Kanzler  und  Vicekanzler  an  Juli 

ihren  Herrn.  ‘31 

Am  gegenwärtigen  Tage  legte  Bongars  vor  dem  Vicekanzler 
folgende  Werbung  ab:  (1.  Bericht  über  die  Verwicklungen  des 
Königs  Heinrich  mit  Savoyen.)  2.  Die  Cardinäle  haben  nach 
glaublichen  Berichten  dem  König  von  Spanien  durch  eine  beson- 
dere Gesandtschaft  vorgestellt:  es  sei  nöthig,  nunmehr  auf  die 
Wahl  eines  römischen  Königs  aus  dem  Hause  Oesterreich  be- 
dacht zu  sein.  Die  Erzherzoge  haben  weder  die  Macht,  dies 
durchzusetzen , noch  können  sie  sich  unter  einandern  vergleichen. 

Darum  möge  Spanien  die  Wahl  auf  sich  zu  lenken  suchen.  Dar- 
auf soll  der  König  sich  erboten  haben,  den  „conte  Olivario“  nach 
Deutschland  zu  senden,  um  über  diesen  Plan  Unterhandlungen 
anzuknüpfen.  Weitere  Nachrichten  hierüber  sollen  dem  Churfürsten 
stets  mitgetheilt  werden. 1 — Die  Räthe  erinnern,  dass  „die  gemeine 
Italianische  zeittungen  gleichen  inhalts  schon  mit  sich  gebracht.“ 

— Datum  Heidelberg  den  21.  Julii  anno  1600. 

München  Staatsarchiv  513.1  f.  461.  Orig. 

1 Am  2.  Febr.  1600  hatte  Heinrich  IV.  an  Bongars  geschrieben:  er 
stimme  darin  mit  ihm  überein,  dass  der  Kaiser,  wenn  er  den  Erzherzog 
Matthias  zum  römischen  Könige  machen  wolle,  diesen  Zweck  leicht  er- 
reichen könne,  da  die  Katholiken  ihm  zu  Diensten  stehen,  die  andern 
aber  schwach  und  uneinig  seien.  Er  (Heinrich)  habe  niemals  nach  die- 
ser Würde  gestrebt,  was  Bongars  den  Fürsten  klar  zu  machen  fortfahren 
solle.  (P.  Mem.  de  Bongars  V f.  10.)  Am  16.  Juli  schreibt  er  an  den- 
selben: nach  Berichten  aus  Rom  wolle  der  K.  Spanien  den  Gr.  Olivarez 
nach  Deutschland  schicken,  damit  dieser  seine  Wahl  zum  römischen 
Könige  betreibe.  Bongars  möge  den  befreundeten  Fürsten  vorstellen, 
wie  wichtig  es  für  sie  sei,  diese  Wahl  zu  hintertreiben.  Er  (Heinrich) 
habe  noch  nicht  daran  gedacht,  nach  der  römischen  Königswürde  zu 
streben.  „Toutesfois  je  recognois,  qu’il  m’importe  tant  d’empescher,  que 
led.  roy  n’y  parvienne , que , si  mes  amys  jugent,  que  pour  ce  faire  je 
doibve  rnettre  mon  nom  cn  jeu,  je  le  feray  ainsy  qu’ils  me  le  conseille- 
ront.  J’adjousteray  encores,  que,  si  eux  et  vous  estes  d’advis,  que  je 
butte  plutost  ä favoriser  Mattias  ou  quelqne  autre  de  lad.  meison  d’Au- 
striche,  exceptö  Albert,  que  ay  pretendre  (lies:  je  n’ay  a pretendre)  pour 
moy,  je  le  feray  aussy  volontiers.  Car  il  me  suffira  d’empescher  la  pro- 
motion  dud.  roy  et  dud.  Albert.  Vous  y penserez  doneques  et  m’en  man- 
derez  vostre  advis,  et  si  au  defifault  de  ceux  de  lad.  maison  d’Austriche 
nous  pourrions  jetter  les  yeulx  et  rnettre  sur  le  tapis  quelque  autre 
prince  d’Allemagne  qni  y peust  frapper  coup.  Car  ainsy  que  led.  roy 
embrassera  ceste  poursuitte,  je  desire  aussy  la  traverser  de  tout  mon 
pouvoir.  J’en  escrips  autant  au  s»“  Ancel  par  la  depesche  que  je  vous 
enwye  pour  luy  faire  tenir.“  (a.  a.  0.  f.  59.)  Am  8.  August  schreibt  Bon- 
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gars  an  Ancel : „L’electeur  (Palatin)  s’est  fort  corrige  de  boire.  J’ay 
donne  advis  aux  gens  dud.  eiet  teur  de  ce  q«e  m’escrit  le  roy  de  la 
brigue  que  pretend  faire  le  roy  d’Kspagne,  a laquelle  toutefois  je  nc 
voy  point  de  foodement,  moins  ä celle  qu’il  semble  que  led.  roy  vueillc 
entreprendre.  C’est  ii  vous  k le  conseiller  qtii  vovez  en  cela  et  en  tonte 
autre  chose  plus  clair  que  moy  et  k luy  dire,  qu’il  doibt  porter  Je  de- 
sirerois,  que  l’empire  fast  hors  des  mains  de  la  maison  d’Austriche. 
S’il  se  trouvoit  quelque  sujet  gaillard,  il  me  semble  que  ce  seroit  chose 
faisable.  Mais  ce  sujet  nous  inanque  ce  me  semble.“  (Mein,  de  ßong&rsVl.) 
l’ebrigcns  vgl.  das  Schreiben  von  Neville  an  Cecil  (Winwood,  memorials 
of  aft’airs  of  State.  London  1725.  I S.  29)  über  eine  schon  im  Juni  15W 
gethane  Aeusserung  Heinrichs  IV.  bezüglich  der  Möglichkeit  seiner 
Wahl  zum  Kaiser. 

Aug.  130.  Protokoll  der  Verhandlungen  evangelischer  Ge- 
sa n d t e n am  Deputations  tag  zu  S p e i e r.  (z.  Th.) 

Die  churpfälzischen  Käthe  erfordern  Freitags  den  4.  Aug. 
die  chursächsischen,  churbrandenburgischen,  braun- 
schweigischen, hessischen,  pommerschcn  und  Nürn- 
berger Gesandten  am  Deputationstag  in  ihre  Wohnung,  um  ein 
Anbringen  des  badischen  Gesandten  Carl  Paul  zu  vernehmen. 
— Der  Gesandte  berichtet  darauf  über  den  Vormundschaftsstreit 
seines  Herrn  wegen  der  Töchter  des  Markgrafen  Jacob.  (Vgl. 
Schöpflin,  historia  Zaringo-Badensis  IV.  S.  1 Of>  fg.  Kitter  I,  S.  164. 
1 65  fg.,  206)  und  fährt  dann  fort:  Diese  ganze  Sache  betreffe  die 
Religion  und  die  bestrittene  Gerichtsbarkeit  des  Hofrathes.  Des- 
halb wende  sich  der  Markgraf  an  die  evangelischen  Deputaten 
und  bitte  sie  um  ihren  Rath,  was  er  zu  thun  habe. 

Da  nun  allein  Cli urbranden bürg  und  Braunschweig 
hierauf  instruirt  sind,  so  versprechen  die  übrigen,  ihre  Herren  uni 
Instruction  zu  ersuchen.  Damit  aber  die  Gesandten  ihren  Herren 
die  Sache  vollständig  referiren  können,  schlägt  Churpfalz  eint* 
Discussion  über  folgende  zwei  Puncto  vor:  1.  Ob  der  Hofrath  solche 
Jurisdiction  habe,  „das  alle  religion-  und  andere  suchen  sollen  da- 
hin gezogen  werden  mögen?“  — Churpfalz  verneint  diese  Frage 
und  erbietet  sich,  eine  Deduction  darüber  mitzutheilen.  2.  Falb 
er  zu  jener  Jurisdiction  nicht  befugt  sei,  wie  man  sich  deren  er- 
wehren solle.  — Da  die  Räthc  von  Sachsen,  Hessen,  Pom- 
mern und  Nürnberg  auch  hierzu  ohne  Instruction  sind,  so  ver- 
sprechen sie,  dies  alles  ihren  Herren  zu  referiren.  Auch  Bra u li- 
sch weig  wird  von  seinem  Gesandten  darüber  benachrichtigt 
werden. 

München  Staatsarchiv  546  5 f.  205.  Orig.  Pfäliisch. 

g.  140.  Acte  der  Einigung  zwischen  C h u r p f a 1 z und 

W ü r t e m b e r g. 

Zur  Abwehr  der  bösen  Anschläge  und  Gefahren  in  und  ausser 
dem  Reiche,  der  unleidlichen  Beschwerden,  welche  die  Hofproccse 
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über  die  Fürsten  bringen,  haben  der  Churfürst  und  Herzog  sich 
verglichen:  1.  dass  sie  die  schädlichen  Hofprocesse  möglichst  ver- 
hindern, gegen  deren  Execution  und  andere  widerrechtliche  An- 
fechtungen einander  mit  äussersten  Kräften  beistehen  wollen,  2.  dass 
baldigst  ihre  Käthe  Zusammenkommen  und  berathen  sollen,  wie  das 
Böndniss  zwischen  ihnen  auszuführen  sei  (gleichwol  werden  die 
Fürsten  bis  dahin,  wenn’s  nöthig  ist,  einander  alle  mögliche  Hülfe 
leisten),  3.  dass  alle  dies  Bündniss  betreffenden  Verhandlungen  ge- 
heim bleiben  werden,  und  deshalb  jeder  Fürst  nur  zwei  bis  drei 
seiner  vertrauten  Rätlie  dabei  verwende.  — Actum  Pfullingen  den 
26.  Julii  a.  1600. 

München  Staatsarchiv  543,5  f.  Sl.  Cop. 

Hl.  Churpfalz  an  den  Grosshofmarschall  Warn- 
halt  und  Kanzler  Eh  er  hach. 

Der  Churfürst  redete  in  Pfullingen  mit  Würtombcrg  über  die 
überhandnehmenden  Hofprocesse.  Auf  des  Herzogs  Erklärung, 
dass  man  zu  deren  Hintertreibung  sich  allerseits  näher  vereinigen 
müsse,  bat  der  Churfürst  ihn  um  einen  Entwurf,  „wie  der  Zusam- 
mensetzung ein  anfaug  zu  machen.“  Diesen  erhielt  er  Tags  vor- 
her und  übersendet  ihn  den  beiden  Käthen,  damit  sie,  unter  Zu- 
ziehung noch  eines  Kaths,  wenn’s  ilineu  nöthig  erscheint,  über 
Annahme  oder  Verbesserung  desselben  ein  Bedenken  abgeben. 
Die  Sache  kommt  dem  Churfürsten  so  rasch  und  unerwartet,  dass 
er  nicht  weiss,  „was  irgent  daßelbe  (Conccpt)  itzo  dergestalt  trei- 
ben möchte.“  — Datum  Pfullingen  den  27.  Julii  a.  1600. 

München  Staatsarchiv  543  5 f.  79. 

142.  Heinrich  Julius  Herzog  von  Braunschweig, 
Resolution  auf  Volrats  v.  Plessen  Werbung. 

1.  Die  Besorgnisse  des  Churfttrsten  hinsichtlich  der  nieder- 
ländischen Angelegenheiten  sind  gerechtfertigt.  Aber  der  Herzog 
weiss  nicht , was  andere  Correspondirende  thun  wollen , und  er 
muss,  da  die  meisten  Evangelischen  ihn  trotz  der  zu  Frankfurt 
und  sonst  gepflogenen  Verhandlungen,  trotz  der  Bestimmungen 
der  Reichsabschiede  da,  wo  es  Geld  kostete , verlassen  haben , in 
diesem  Benehmen  eine  Probe  für  die  Zukunft  erkennen  und  sicli 
künftighin  besser  vorsehen.1  2.  Wegen  des  Admirals  von  Arragon 
und  anderer  Gefangener  erbietet  sich  der  Herzog,  mit  den  im  Jahr 
1598  und  99  in  Frankfurt  vertretenen  Ständen,  oder  den  vornehm- 
sten derselben  an  die  Staaten  zu  schreiben.  3.  Hinsichtlich  der 
Türkenhülfe  bleibt  der  Herzog  bei  dem  in  Frankfurt  gefassten 
Beschluss  und  wird  ohne  des  Churfürsten  Vorwissen  davon  nicht 
abweichen.  — Signatum  Erichsberg  den  3.  Augusti  a.  1600. 

München  Staatsarchiv  5465  f.  272.  Cop 

1 Auf  diese  ablehnende  Antwort  liess  der  Churfürt  nach  einigen 
Wochen  sein  Ansinnen  durch  Johann  d.  j.  Gr.  Nassau  wiederholen.  Die- 
sem gab  der  Herzog  am  2.  Nov.  nochmals  eine  ablehnende  Antwort  und 
bat  dabei,  der  Churfürst  möge  ihm  dieselbe  nicht  übel  nehmen,  zumal 
da  ihm  (dem  Herzog)  am  kaiserlichen  Hofe  durch  etliche  Correspon- 
dirende und  andere,  denen  es  noch  weniger  gezieme,  „allerhant  gefer- 
liche  practicken  zugezogeu  werden  wollen.  (M.  545/5  f.  463.) 
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143.  Friedrich  IV.,  Instruction  für  Ludwig  Cul- 
mann an  den  Herzog  von  Würtemberg  persönlich. 

Der  Churfürst  hat  die  Einigungsacte  vom  5.  August  geheim, 
mit  bloss  drei  Käthen  erwogen.  Er  ist  mit  dem  Defensivbund 
gegen  widerrechtliche  Gewalt  einverstanden  und  bis  zum  Ab- 
schlüsse desselben  durch  beiderseitige  Käthe  zur  gegenseitigen 
Hülfeleistung  erbietig,  wünscht  aber  im  §.  1 bei  dem  Wort  ‘reichs- 
constitutiones’  namentliche  Aufführung  der  Austräge  der  Fürsten, 
des  Land-  und  Religionsfriedens,  ferner  den  Zusatz:  dass  Hülfe 
zu  leisten  sei,  wenn  einem  an  seinen  Rechten,  Freiheiten  und 
Herkommen  etwas  entzogen  werden  solle.  Der  Religionsstreit  soll 
deu  Churfürsten  nicht  hindern.  In  der  Acte  wäre  Vorkehrung  zu 
treffen,  dass  nicht  die  Landstände  in  den  Verein  und  die  Hülfe- 
leistung „einreden,“  es  wäre  zuzusetzen,  dass  der  Churfürst  und 
Herzog  sich  hinsichtlich  der  Reichsconstitutionen  und  gravamina 
über  eine  gleiche  Auffassung  einigen  und  dieser  gemäss  bei  Reichs-, 
Deputations-,  Kreis-  und  andern  Tagen  votiren  möchten.  So  wer- 
den sich  auch  des  Churfürsten  und  andrer  Stände  am  Deputations- 
tage versammelte  Räthe  über  Mittel  zum  Widerstand  gegen  die 
Hofprocesse  vergleichen  und  räth  der  Churfürst,  dass  auch  der 
Herzog  zu  diesen  Beratungen  abordne.  — Diesen  Verbesserungs- 
vorschlägen gemäss  erbietet  sich  Culmann  mit  dazu  verordneten 
Käthen  des  Herzogs  die  Acte  auf  seines  Herrn  Ratification  zu 
ändern.  Culmann  soll  über  diese  Dinge  mit  Dr.  Matth.  Enzliu 
ad  partem  zu  conferiren  suchen. 1 — Datum  Heidelberg  den  5. 
Augusti  anno  1600. 

Erste  Nebeninstruction.  — Der  Kaiser  hat  sich  er- 
klärt, in  Sachen  der  bei  der  ‘pfälzischen  Fehde’  von  Churpfalz 
an  Würtemberg  gekommenen  Landstücke  den  Herzog  von  Würtem- 
berg hören  zu  wollen.  Da  dies  den  Herzog  befremden  möchte, 
so  stellt  Culmann  ihm  oder  Enzlin  vor,  dass  der  Churfürst  seines 
und  seiner  Agnaten  Interesses  wegen  in  dieser  Sache,  nachdem 
sie  früher  angebracht,  nothwendig  habe  sollicitiren  müssen.  Er 
begehre  dabei  nur,  dass  das  Urtheil  einem  Churfürsten  oder  dem 
Kammergerichte  übertragen  werde,  und  wolle  sich  dadurch  in  der 
Vertraulichkeit  mit  dem  Herzog  durchaus  nicht  hindern  lassen.  — 
Signatum  Heidelberg  den  6.  Augusti  a.  1600. 

Zweite  Nebeninstruction.  — Urtheile  des  Kammergerichts 
in  den  vier  Klostersachen  (vgl.  n.  144);  Gefahr,  die  daraus  zu 
besorgen  ist.  Da  weder  das  Kammergericht  noch  die  Revisoren 
in  den  Sachen  competent  sind,  so  möge  der  Herzog  nachdenken, 
wie  hier  Rath  zu  schaffen.  Er  wird  das  Schreiben  des  Churfür- 
sten über  diese  Angelegenheit  an  etliche  der  vornehmsten  Stände 
erhalten,  und  meint  der  Churfürst,  man  solle  dieselbe  in  dem 
Bündniss  auch  berücksichtigen.  — Signatum  Heidelberg  den  6. 
Augusti  anno  1600. 

München  Staatsarchiv  513/5  f.  84.  Orig. 

1 Diese  Instruction  wurde  am  12.  Aug.  vom  churpfälzischen  Kanz- 
ler und  Vicekanzler  berathen.  Ersterer  bemerkte:  „er  wüst  nicht,  was 
Würtemberg  hirzu  (zu  dem  Unionsvorschlag)  treiben  mochte,  er  wiJß  dan 
etwan  hofproceß  wider  sich,  oder  hüte  auch  Pfaltz  suchen  am  hot  vor 


Digitized  by  Google 


1600 


239 


bofproceß.“  Darauf  der  Vicekanzler : „verhof,  Hessen,  Anspach  möchten 
den  herren  bewegt  haben.  Entzlin  hab  ime  vor  2 jaren  gesagt,  wan 
’A'ürtemberg  nur  mit  der  afterlehenschaft  durch , so  würde  er  sich  gern 
mit  Pfaltz  in  ein  engere  verstentnus  einlassen,  sonderlich  der  hofproceß 
h«lben.u  Es  sei  zunächst  dafür  zu  sorgen , „das  man  nicht  ausschlüpfe.“ 

• Protocolle  1600  Aug.  12  — 1601  Juni  8.  M.  543/5  f.  101.) 

144.  Memorial  für  Friedrich  IV.  zu  seinen  Verband-  Aug. 
langen  mit  Chursachsen,  Hessen  und  andern  bei  der  16 
Kind  taufe  in  Cassel  erscheinenden  Fürsten. 

1.  Nachdem  es  den  Geistlichen  mit  den  Hofprocessen  in  Aachen 
geglückt,  sollen  dieselben  nunmehr  auch  gegeu  Reichsfürsten  (Ba- 
den, Strassburger  Capitel  und  Administrator)  zu  deren  Verderben 
durchgesetzt  werden.  Diese  Anschläge  sind  um  so  gefährlicher, 
da  noch  der  meisten  Herren  Käthe  fälschlich  an  eine  concurrirende 
hrisdictiou  des  Hofraths  mit  dem  Kammergericht  glauben.  Der 
Ctarfürst  möge  die  Fürsten  in  Cassel  dahin  zu  bewegen  suchen, 
di«  sie  ihre  Gesandteu  am  Deputationstag  dermassen  instruiren, 
di#  die  Hofprocesse  abgestellt  werden.  Die  an  den  Hofrath  ge- 
brachten Irrungen  zwischen  Braunschweig  und  Hessen  können 
solchen  Massregeln  nicht  im  Wege  stehen,  wenn  man  erklärt,  dass 
sie  nur  „craft  prorogationis  der  jurisdiction“  dort  angebracht  sind, 
also  für  andere  Fälle  nicht  präjudiciren  können. 1 2.  Erreichen 

die  Papisten  bei  der  Revision  der  vier  Klostersachen  2 ihre  Ab- 
sicht, so  würde  vornehmlich  Churpfalz  nicht  allein  um  die  ihm 
künftig  anheimfallenden  geistlichen  Güter,  sondern  auch  um  die  seit- 
her genossenen  nebst  ihren  getragenen  Früchtengebracht.  Dies,  wenn 
nicht  zeitig  abgewehrt,  wird  der  Evangelischen  Untergang  oder  ein 
Rosses  Blutbad  verursachen.  Lässt  man  aber  die  Revision  zu,  so 
werden  die  Evangelischen  überstimmt;  auch  bei  gleicher  Vertre- 
tung beider  Religionen  könnte  ein  Evangelischer  durch  der  Ka- 
tholiken Geld  leicht  auf  deren  Seite  gelockt  werden.  Indess  die 
Revision  ist  gar  nicht  zulässig,  weil  bei  dem  Streit  eine  Erklärung 
des  Religionsfriedens  vorkommt,  die  Urtheile  des  Kainmergerichts 
in  den  fraglichen  Sachen  sind  ferner  nichtig,  weil  es  vorher  der- 
artige Fälle  selbst  als  dubia  dem  Reichstag  vorgelegt  hat.  Chur- 
pfalz möge  sich  also  mit  den  Fürsten  vergleichen,  die  betreffen- 
den Revisionen  nicht  zu  gestatten  und,  wenn  man  darin  nicht 
Dachgebe,  ihre  Gesandten  abziehen  zu  lassen  mit  der  Protestation, 
dass  mit  dem  Reformationsrecht  das  Recht,  geistliche  Güter  ein- 
zuziehen, nothwendig  verbunden  sei. 3 Will  Chursachsen  sich  zu 
diesen  Dingen  nicht  verstehen,  in  der  Meinung,  es  bandle  sich 
Dur  um  Calvinisten,  so  ist  auszuführen,  dass  die  Lutherischen 
Diehr  angefochten  sind,  als  jene  (Beispiel:  Aachen,  Cöln,  Speier, 
Strassburg,  Weil,  Erfurd,  v.  Andlaw),  dass  Churpfalz  auch  gerade 
Dkht  viel  zu  besorgen  habe  von  Hofprocessen.  — Signatum  Hei- 
delberg den  6.  Augusti  a.  1600. 

Mönchen  Staatsarchiv  pf.  115,3  f.  351.  Cop. 

1 Feber  die  in  Cassel  gepflogenen  Verhandlungen  hinsichtlich  der 
Hofprocesse  vgl.  Churpfalz  an  seine  Räthe.  Aug.  28.  (Archivium  S.  71.) 

' Feber  diese  Sachen  vgl.  Ritter  I S.  192  und  die  dort  angeführten 
^hrifien.  Ueber  Frauenalb  vgl.  noch  Sachs,  Einleitung  in  die  badische 
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Geschichte  III,  S.  374  fg.  IV  237  fg.  Deductionen  bezüglich  der  Kloster- 
sachen sind  angeführt  bei  Ilolzschuher , Peductionsbibliothek  1,  8.  6 fg. 
70,  424  fg. 

3 Als  Hauptquelle  für  den  Verlauf  des  Vierklosterstrcites  in  den 
Jahren  1600  und  1601  sei  hier  ein-  für  allemal  auf  die  im  Archivium 
S 63  fg.  gedruckten  Actenstücke  hingewiesen.  Vorliegende  Sammlung 
wird  nur  Ergänzungen  zu  denselben  geben 


Aug.  145.  Friedrich  TV.  au  Churbrandenburg,  Hessen- 
2*  Cassel  und  Braun  schweig. 

(Gleichlautend  mit  dem  Schreiben  gleichen  Datums  an  Wür- 
temberg,  1 nur  der  Schluss  lautet  anders  und  folgendermassen:) 
Deshalb  wird  der  Churfürst  seinen  Gesandten  eher  abzuziehen 
befehlen,  2 als  sich  in  die  Vornahme  der  vierSachen  einzulassen; 
er  bittet  den  Churfürsten  (Landgrafen,  Herzog),  das  gleiche  tu 
tliun.  Man  hätte  um  so  mehr  Ursache  zum  Abzug,  da  des  Car- 
dinal von  Lothringen  Statthalter  von  Kriechingen  dem  evangelischen 
Capitol  das  Städtchen  Bersch  und  Dorf  Geispolzheim  gewaltsam 
entrissen  hat,  und  man  nach  dieser  geschehenen  und  weiter  ange- 
drohten Tlnltlichkeiten  nicht  weiss,  was  man  sich  von  den  Papisten 
zu  versehen  hat.  Werden  die  vier  Revisionen  nicht  schleunigst 
hintertrieben,  so  ist  der  Evangelischen  Untergang  oder  ein  Blut- 
bad als  Folge  derselben  höchlichst  zu  besorgen.  Dies  wäre  den 
Katholischen  beim  Abzug  vorzurücken.  — Auf  die  vom  Churfürsten 
vorgeschlagene  Weise  hätte  man  der  Sache  für’s  erste  geholfen.  — 
Datum  Caßel  den  14.  Augusti  a.  1600. 

München  Staatsarchiv  239,5  f.  41.  Cpt. 

1 Archivium  S.  67.  Durchaus  gleichlautende  Schreiben  tuit  dem  an 
Würtenberg  gingen  an  Zweibrücken,  Neuburg  und  Baden  ab  (M.  239  5 

‘ f.  41  ) 

2 An  demselben  Tage  übersendet  der  Churfürst  seinen  Rüthen  ein 
Schreiben  zur  Verbesserung  und  Ausfertigung,  darin  den  churpfülzischen 
Deputirten  befohlen  wird,  ihre  Vollmacht  in  Bezug  auf  die  Revision  der 
vier  Kloster-  und  gleichartiger  Sachen  zu  widerrufen  und  gegen  die 
etwaige  Revision  derselben  zu  protestiren.  (a.  a.  ü.  f.  48.) 


Sept.  146. 
7 


Joachim  Friedrich  Churfürst  von  Branden- 
burg an  Churpfalz,  (z.  Th.) 


Der  Churfürst  hätte  gewünscht,  dass  der  Strassburger  Sache 
wegen  ein  besonderer  Convent  berufen  wäre,  weil  man  am  Depu- 
tationstage nicht  wol  heimlich  davon  verhandeln  kann.  Iudess 
wenn  andere  Churfürsten  und  Fürsten  das  ihrige  in  der  Sache 
thun  wolleu,  und  in  der  Güte  etwas  zu  erreichen  ist,  so  wird  der 
Churfürst  nach  Kräften  mitwirken,  er  hat  auch  seinen  Käthen  am 
Deputationstage  Vollmacht  ertheilt,  darüber  zu  verhandeln.  Läs^t 
sich  jenes  aber  nicht  durchsetzen,  so  muss  „weil  unO  das  stift  so 
weit  abgelegen,  uf  eiu  gütlich  medium  gedacht  werden.“  Will  inan 
sonst  etwas  vollbringen  (in  der  Strassburger  und  Badischen  Sache), 
so  muss  man  den  Hofprocessen  als  Ursprung  der  Verwicklung 
steuern.  — Datum  Colu  an  der  Sprew  den  28.  Augusti  a.  1600. 

München  Staatsarchiv  546  5 f.  311.  Orig. 
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147.  Friedrich  IV.  an  seine  Rätlie  zu  Heidelberg. 

Hat  das  Schreiben  der  Käthe  vom  10.  September  empfangen. 
Der  Sinn  des  Schreibens  des  Churfürsten  vom  28.  August 1 war 
der,  dass  man  nach  Erlangung  einer  paritätischen  Revisionscom- 
missiou  die  Incompetenz  des  Kammergerichts  in  den  betreffenden 
Sachen  nachweise  und  hierüber,  nicht  aber  darüber,  ob  recht  oder 
übel  geurtheilt  sei,  paria  vota  mache.  Finden  aber  die  Räthe 
dies  nicht  für  ratbsam,  so  bleibt  es  bei  dem  vorherigen  Beschluss. 
- Datum  Hanau  den  2.  Septembris  a.  1600. 

, Manchen  Staatsarchiv  239/5  f.  61.  Orig. 

1 Die  beiden  erwähnten  Schreiben  im  Archivium  S.  71,  77. 

148.  Relation  Dieterichs  von  Mörle  an  Chur- 

pfalz. (z.  Th.) 

Nach  abgelegter  Werbung  bei  dem  Fürsten  von  Anhalt  in  Dessau, 
aa  19.  August  Audienz  bei  Churbrandenburg,  dessen  Resolution 
J0  20.  folgendermassen  mündlich  eröffnet  wird : *1.  Wenn  die  Unter- 
stützung der  Staaten  ruchbar  würde,  so  dürfte  sie,  da  sich  nun- 
mehr die  Niederlande  in  der  Iland  des  Bruders  des  Kaisers  befin- 
dcn,  bei  diesem  grossen  Anstoss  erregen,  und  davor  habe  der 
Churfürst  sich  mehr  als  andere  zu  hüten.  Gleichwol  wolle  er  den 
Maaten  zur  Frankfurter  Herbstmesse  10,000  Thlr.  als  Darlehen 
snd  drei  Jahre  lang  ohne  Zinsen  erlegen,1  dagegen  aber,  wenn  er 
der  Staaten  Hülfe  der  Jülicher  oder  preussischen  Lande  wegen 
erfordere,  ein  gleiches  von  ihnen  gewärtigen.  2.  Die  Vorschläge 
Ünsichtlick  des  Admirals  und  der  gefangenen  Spanier  seien  dem 
Churfürsten  genehm.  3.  Hinsichtlich  der  zurückgehaltenen  Tür- 
kenhülfe  gedenke  er  sich  ohne  des  Churfürsten  von  der  Pfalz 
'orwissen  von  den  frühem  Beschlüssen  nicht  zu  entfernen;  schwer- 
lich aber  werde  man  sich  bei  diesen , wenn  der  Kaiser  „durch 
glimpfliche  wegeu  heftiger  um  die  Steuer  nachsuche,  behaupten 
können.  4.  Hinsichtlich  der  französischen  Werbung  vom  31.  Juli 
*he  er  nicht,  was  zur  Zeit  in  diesen  Sachen  zu  thun  sei.*  Der 
Marschall  v.  Putlitz  hatte  dem  Gesandten  vor  der  Werbung  ge- 
?agt,  wenn  der  Churfürst  diesmal  nur  etwas  für  die  Staaten  he- 
ilige, so  solle  er  zufrieden  sein.  Das  Haupthinderniss  war,  dass 
aan  sich  vor  der  Verlautbarung  der  Ilülfeleistung  fürchtete.  — 
Hierauf  Reise  zum  Markgrafen  von  Anspach , der  dem  Gesandten 
am  10.  September  zu  Kreilsheim  seine  Resolution  durch  Wallen- 
fels in  seiner  Gegenwart  eröffnen  lässt:  ‘l.  Da  der  Markgraf  sich 
dem  gemeinen  Wesen  zum  besten  in  schwere  Unkosten  gestürzt, 
deren  Erstattung  noch  ungewiss  sei,  wegen  deren  er  von  dem 
Cburfürsten  von  der  Pfalz  nicht  einmal  die  Beschreibung  eines 
Convents  habe  erlangen  können  , so  dürfe  er  wol  mit  weiteren 
Auslagen  zurückhalten.  Gleichwol  werde  er,  wenn  der  Churfürst 
ihm  die  Anerbietungen  anderer  Stände  berichte  und  den  Convent 
berufe,  sich  mit  dem  Churfürsten  von  Brandenburg  über  eine  jeden 
befriedigende  Resolution  vergleichen. 2 2.  Bei  dem  erwähnten 

Convent  sei  über  den  zweiten  Punct  am  besten  zu  handeln.  3.  Er 

hinsichtlich  der  Türkenhülfe  ganz  mit  Churpfalz  einig.  Doch 

AtW»  des  30jlkr.  Krieges  I.  4G 
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müsse  bei  Zeiten  ein  Convent  beschlossen,  was  zu  tbun,  wenn  des- 
halb ein  Stand  beschwert  werde/  Hochtönender  als  diese  Erklü- 
rung  waren  freilich  die  Privatäusserungen  des  Wallenfels:  Der 

Markgraf  erachte,  die  Correspond irenden  sollten  sich  über  sechs- 
jährige Beiträge  zur  Erhaltung  des  niederländischen  Kriegs  ver- 
gleichen, das  geringe  Anerbieten  Churbrandenburgs  sei  schimpflich 
zu  hören’  u.  s.  w.  — Datum  Heidelberg  den  4.  Septcmbris  a.  1600. 

München  Staatsarchiv  546  5 f.  327.  Orig 

1 Den  Empfang  dieses  Darlehens  quitlirte  Stövcr  am  lö.  April  1601 
(M.  pf.  102/2  f.  05,  101.) 

2 Da  diese  Erklärung  den  Churfürsten  nicht  befriedigte,  so  licss  er 
am  8.  Oct.  seinen  Antrag  durch  Christian  von  Anhalt  wiederholen.  Der 
Markgraf  erklärte:  ‘er  wolle  dieselbe  Summe  liefern  wie  Churbranden- 
burg,  bitte  aber  den  Churfürst  nochmals  um  Beförderung  des  erwähnten 
Conventes.  Die  Vorschläge  des  Churfürsten  wegen  Ansammlung  eines 
Geldfonds  seien  gut ; er  (der  Markgraf)  werde  sich  darüber  nach  vor- 
heriger Besprechung  mit  Cburbrandcnburg  cntschliessen.  (Anhalt  an 
Churpfalz  Oct.  18.  M.  546/5  f.  306.)  Am  21.  Sept.  1601  quittirtc  Störer 
den  Empfang  des  Anspacher  Darlehens,  bestehend  aiis  5300  llandrischen 
Ducaten,  210  lteichsthalern.  (M.  pf.  102/2  f.  05,  101.) 

Sept  149.  Friedrich  IV.  an  seine  Dcputirten  in  Speie r. 

19 

(Erklärung  des  Wechsels  seiner  Absicht  in  Bezug  auf  die 
vier  Klostcrsachen,  wie  in  dem  Schreiben  au  die  Käthe  in  Heidel- 
berg vom  12.  September.)  Seitdem  ist  wieder  der  erste  Plan  als 
der  beste  angesehen.  Demgemäss  übersendet  der  Churfürst  das 
Schreiben  an  die  kaiserlichen  Commissarien  und  Dcputirten,  in 
welchem  er  seine  Vollmacht  in  Betreff  der  Revision  der  vier 
Kloster-  und  gleichartiger  Sachen  widerruft  und  gegen  deren  et- 
waige Vornahme  protestirt.  Die  Gesandten  sollen  dasselbe  „zu 
seiner  zeit“  übergeben.  — Datum  Heidelberg  deu  9.  Septcmbris 
anno  1600. 

München  Staatsarchiv  239,5  f.  G6.  Cpt. 

Oct.  150.  Die  cburpfälzischen  Dcputirten  an  ihren  Herrn. 

1 

Leber  Scliugs  Bedenken  hinsichtlich  etlicher  Revisionssachen 
hat  Löfeuius 1 ein  Gutachten  entworfen  und  sich  darüber  mit  Cul- 
mann  verglichen.  Dasselbe  liegt  dem  Schreiben  bei.  — Datum 
Speier  den  21.  Septcmbris  a.  1600. 

München  Staatsarchiv  239/5.  f.  90.  Cpt. 

1 Ucber  des  Löfenius  Wirksamkeit  in  der  Ivlosterangelegenhcit  vgl. 
Ritter  I S.  204  Anm.  2.  Das  Gutachten  des  Löfenius  ist  nicht  vorhanden. 


Oct. 

1 


151.  Johann  Georg  Fürst  von  Anhalt  an  Chur p falz. 

Nach  seiner  Resolution  auf  Morles  Werbung  hat  der  Fürst 
mit  seinen  Brüdern  Vorsorge  getroffen,  dass  „die  bogerte  10,000  H. 
um  Martini  dem  Churfürsten  geliefert  werden. 1 — Datum  Dessau 
den  21.  Scptemb.  a.  1600. 

Mümchcn  Staatsarchiv  516'3  f 369  Org. 

1 Am  18.  April  1601  quittirte  Stövcr  den  Empfang  von  7,662  Pbi- 
lippsthalern,  70  lteichsthalern,  2 ReichsguldcD,  welche  Anhalt  ihm  über- 
sandt hatte.  (M.  pf.  102/2  f.  95,  lül.) 
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152.  Protokoll  der  Verhandlungen  evangelischer  Ge- 
sandten am  Deputationstag  zu  S p e i e r.  (z.  Th.) 

0 c t o b e r 2. 

Culmann  und  Loefenius  bitten  die  chursächsischen 
Räthe  um  Aufschluss  über  die  Instruction,  welche  ihnen  ihr  Herr 
von  Cassel  aus  mitgetheilt  hat.  Diese  geben  den  Inhalt  derselben 
folgendermassen  an:  Die  badische  Sache  stehe  rechtlich  auf  so 
schwachen  Füssen,  dass  der  Administrator  sic  am  liebsten  ganz 
bei  Seite  geschoben  sähe.  Glcichwol  werde  er,  wenn  die  andern 
eine  bescheidene  Intercession  bei  dem  Kaiser  oder  seinen  Commis- 
sarien ohne  Einmischung  anderer  Dinge  beschliessen , sich  davon 
nicht  absondern.  Da  die  Gesandtschaft  vom  Jahre  1590  in  Betreff 
hr  Hofprocesse  vom  Kaiser  als  auf  eine  Schmälerung  seiner  Ho- 
heit abzielcnd  ausgedeutet  sei,  da  auch  evangelische  Fürsten,  die 
ftgenwärtig  am  eifrigsten  in  dieser  Frage  sind,  früher  selbst  mandata 
avocatoria  des  Hofraths  gebraucht  haben,  und  man  sich  im  Jahr  1594 
*chon  keines  gemeinsamen  Schreibens  darüber  an  den  Kaiser 
habe  vergleichen  können,  so  werde  Chursachsen  sich  auch  dies- 
mal ohne  Rath  anderer  in  diese  Dinge  nicht  einlassen.  Die  chur- 
pfälzischen Räthe  erwidern:  im  Leonberger  Vergleich  sei  ver- 
abredet, „das  zu  vergleichen  sein  solte,  wo  die  frewlein  solten 
erzogen  werden  , darzu  doch  Baiern  damaln  und  seithero  nit  ver- 
dien wollen,  in  deme  dan  Baden  seine  Ursachen  und  bedencken 
schabt,  all*  das  man  angedeut,  dieselben  bei  dem  vitrico  erziehen 
za  lassen,  Baden  nicht  wenig  bedenckens  gehabt,  weiln  es  den 
rechten  ungemeß.“  — Uebrigens  werden  sie  über  das  eben  Ver- 
nommene ihrem  Herrn  berichten. 

October  5. 

Die  ch ur pfälzischen  Räthe  berufen  die  Gesandten  von 
Churbrandenburg,  Braunschweig,  Hessen,  Pommern 
and  Nürnberg  und  fordern  sie  auf,  über  die  zwei  in  der  ersten 
Sitzung  gestellten  Fragen  in  Betreff  des  Hofrathes,  auf  denen  die 
badische  Sache  beruhe,  sich  zu  erklären.  Die  Churbran  de  n- 
bargischen  und  Braunschweigischen  sind  zu  der  Erklä- 
rung bevollmächtigt,  dass  man  sich  der  Jurisdiction  des  Hofrathes 
nicht  zu  unterwerfen  schuldig  sei.  Vorschläge  über  die  Mittel, 
sich  dagegen  zu  schützen,  wollen  erstcre  ad  referenduin  neh- 
®e&i  letztere  sind  auch  zu  solchen  instruirt,  werden  sie  aber,  um 
thiirbrandenburg  und  Chursachsen  nicht  vorzugreifen , bei  sich 
behalten.  Die  Hessischen  haben,  wahrscheinlich  wegen  des 
Dranges  der  Geschäfte,  und  weil  Weihe,  der  die  Sache  betreiben 
s°Hte,  krauk  geworden,  wider  Erwarten  keine  Instruction  erhalten, 
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ebensowenig  die  Pom  morschen,  weil  ihr  Herr  von  der  badi- 
schen Sache  zu  wenig  unterrichtet  ist ; beide  Fürsten  werden  jedoch, 
über  die  vorzunehmenden  Verhandlungen  unterrichtet,  sich  zur 
Zufriedenheit  erklären.  Nürnberg  vermag  sich  als  einzelne 
Stadt  in  so  wichtige  Dinge  nicht  einzulassen,  wird  dieselben  aber 
dem  nächsten  Städtetag  vortragen.1  Die  Churpfälzer  erklären 
darauf : sie  wollen  gar  nicht  die  der  Gerichtsbarkeit  des  Hofrathes 
durch  Gesetze  vorbehaltenen  Fälle  abdisputiren,  wol  aber  sich 
dagegen  setzen,  dass  der  Hofrath  alle  andern  Sachen  auch  vor 
sein  Forum  ziehe.  Da  der  kaiserliche  Hof  in  der  Badischen  Sache 
rasch  vorangehen  werde,  so  sei  zu  wünschen  gewesen,  dass  die 
Gesandten  besonders  über  jene  zweite  Frage  instruirt  worden  wären. 

Es  ist  nunmehr  zu  entscheiden,  welche  Antwort  den  Badischen 
zu  geben  ist.  Churbrandenburg  schlägt  ein  Schreiben  an  den 
Kaiser  vor,  dass  er  die  Execution  der  Processe  gegen  Baden  ein- 
stelle; dem  stimmt  Braunschweig  bei.  Hessen  und  Pom- 
mern nehmen  es  ad  referendum.  Die  Churpfälzer  werden 
ihrem  Herrn  darüber  berichten,  damit  er  das  Concept  eines  sol- 
chen Schreibens  verfassen  und  denen,  welche  sich  dazu  verstehen 
wollen,  zur  Unterschrift  zusenden  lasse.  Einer  der  Käthe  von 
Churbrandenburg  erklärt,  wenn  das  Schreiben  nichts  helfe, 
so  müsse  man  auf  andere  Mittel  denken,  „darvon  sich  s.  g.  k.  one 
sondere  grosse  Ursachen  nicht  werde  absonderen.  Sein  her  were 
eifferig;  wolte  ir  ungern  lassen  nachsagen,  das  sie,  was  zu  erhal- 
tung  der  reichsstonde  reputation  dienlich,  an  sich  bette  ichtwas 
lassen  ermanglen.“ 

München  Staatsarchiv  546/5  f.  612.  Orig.  Pfälzisch. 

l Zwei  Tage  nach  dieser  Sitzung  schreibt  Culmann  an  Valentin 
Dürr:  ausser  Brandenburg  und  Braunschweig  habe  Niemand  zu  ernst- 
licher Hintertreibung  der  Hofprocesse  Lust.  (M.  540/5  f.  385.) 

0 c t.  153.  Löfenius  an  die  churpfälzischen  Käthe. 

**  Löfenius  übersendet  den  Käthen  eine  Schrift  über  die  Hof- 
rathsprocesse , die  er  für  die  evangelischen  deputirten  Käthe  ver- 
fasst hat,  zur  Berathung  und  Verbesserung.  Da  die  pneparatoria 
revisionum  beendet  sind,1  (wobei  der  „religionsachen  notturft,  biß 
das  man  an  dieselbe  kommen  wirt,  eingestellt,“)  auch  der  Depu- 
tationstag sich  dem  Ende  nähert,  so  mögen  die  Räthe  eine  Instruc- 
tion in  Betreff  der  Hofrathsangelegenheit  baldigst  übersenden.  — 
Datum  Speir  4.  Octobris. 

München  Staatsarchiv  5465  f.  316.  Cpt. 

i Die  erste  Sitzung  des  Revisionsrathes  fand  am  5.  Sept.  statt  (Be- 
richt der  chursächsischen  Deputirten.  'ept.  5.  D.  10131  Ander  Buch 
der  Deputationshandlung  zu  Speier.)  Leber  Fortgang  und  Schluss  der 
Verhandlungen  des  Revisionsrathes  im  Jahr  1600  vgl.  den  Bericht  der 
chursächsischen  Gesaudteu  bei  Richard,  der  churf.  sächsische  Kauzier 
Krell  II  S.  70. 
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154.  Friedrich  IV.  an  Moritz  Landgraf  von  Hessen. 

Auf  die  jüngsten  Anmahnungen  des  Kaisers  wegen  der  Ttirken- 
steuer  ist  eine  gemeinsame  Antwort  nöthig. 4 Der  Landgraf  möge 
seinen  Deputirten  in  Speier  noch  vor  dem  29.  Oct.  Instructionen 
zu  Verhandlungen  über  diese  Sache  mit  den  churpfälzischen  und 
andern  Räthen  zukommen  lassen.  Zugleich  möge  er  ihnen  auf- 
tragen, was  er  in  der  Strassburger  und  in  der  Angelegenheit  der 
Hofprocesse  uebeu  andern  zu  thun  gedenke.  — Datum  den 
8.  Octob.  anno  1600. 

Cassel  Staatsarchiv.  Baiern  Orig. 

1 Seit  August  1599  (vgl  n.  76.)  war  Churpfalz  zweimal  (1599  Sept.  11, 
1600  März  4.  M.  pf.  115/4  f 382,  503)  von  Geizkofler  zur  Erlegung  der 
alten  und  neuen  Rückstände  an  der  Türkenhülfe  aufgefordert.  Letzte- 
rer bemerkte  dabei,  ohne  Einnahme  der  Rückstände  könne  er  weder  den 
Interhalt  der  Truppen  in  Ungarn  bestreiten,  noch  die  viele  100,000  fl. 
^tragenden,  theils  auf  sich  selbst  ausgestellten  Wechsel  bezahlen. 
F.bmo  erliess  der  Kaiser  am  7.  März  1600  eine  Mahnung,  am  26.  Aug. 
eiten  'ernstlichen  Befehl'  an  den  Churfürsten,  dass  er  seine  Rückstände 
erlege  (M.  pf.  115/4  f.  501.  M.  546  5 f.  307.)  Was  die  fiscalischen  Pro- 
fuse am  Kammergerichte  betrifft,  so  berichtet  Schug  am  13.  März  1600, 
die  Instructionen  des  churpfälzischen  procurator  camerae  beziehen  sich 
nur  auf  die  bestrittenen  20  Monate  der  Türkenhülfe  von  1598,  nicht 
auf  die  Zurückhaltung  der  gesammten  Steuer.  (M.  pf.  115/4  f.  498.)  Am 
17.  Mai  1GQP  erliess  das  Kammergericht  gegen  den  II.  Lauenburg  ein 
Contumacialurtheil,  in  welchem  ihm,  wenn  er  in  6 Monaten  die  Türken- 
steuer nicht  erlege,  die  Acht  angekündigt  wurde.  Dies  kam  daher,  dass 
der  niedersächsische  Kreis,  als  er  bei  dem  spanischen  Einfall  die  Türken- 
hülfe zurückzuhalten  beschloss,  einen  Procurator  am  Kammergericht 
fflit  der  Vertretung  seiner  Mitglieder  in  dieser  Sache  betraute,  der  Pro- 
curator aber,  als  nachher  viele  niedersächsische  Stände  die  Türkenhülfe 
zu  erlegen  beschlossen  (Ritter  I S.  151),  vom  Magdeburger  Capitel  in 
seinem  Aufträge  ‘stutzig  gemacht’  wurde  und  die  Termine,  in  denen  des 
Herzogs  Sache  verhandelt  ward,  versäumte.  Der  Herzog  suchte  darauf 
restitutio  in  integrum  nach.  (Braunschweig  an  Lauenburg  1600  Juni  29. 
Lauenburg  an  den  Kaiser.  Aug.  8.  W.  lit.  B 3,  10.)  Von  den  correspon- 
direnden  Ständen  hatte  Georg  F.  Anhalt  die  Türkenhülfe  im  Jahr  1600 
erlegt.  (Resolution  Anhalts  auf  Mörles  Werbung.  1600  Aug.  13. 
M-  546/5  f.  277.) 

155.  Friedrich  Herzog  von  Würtemberg  an  Churpfalz. 

Nimmt  Bezug  auf  die  Werbung  Heinrichs  von  Eherbach.1 
Her  Herzog  ist  mit  des  Churfürsten  Erklärung  über  die  Unions- 
notel  vom  5.  Aug.  einverstanden,  besonders  damit,  dass  ohne  Be- 
rücksichtigung des  Religionsstroites  das  zwischen  ihm  und  dem 
f-hurfürsten  „in  diesem  politischen  werck“  Verglichne  vollzogen 
^rdon  soll.  Der  Churfürst  möge  sich  wegen  der  Zusammenkunft 
‘kr  beiderseitigen  Käthe  zum  Abschluss  der  Sache  erklären.  — 
Hatuin  Stutgarten  den  11.  Octob.  anno  1600. 

MOncbro  Staatsarchiv  543  5 f.  94.  Orig. 

1 Vgl  n 143.  Statt  Culmanns  wurde  Eberbach  geschickt,  der  seine 
Werbung  in  den  ersten  Tagen  des  September  verrichtete.  (Würtemberg 
at>  Churpfalz.  Sept.  5.  M.  543/5  f.  92.) 
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Oct.  31  156.  Pr  otok  ol  1 cl  c s C orrc  spo  ndcnztageszuSpeier.  (z.  Th.) 

v%is 

(An  wesend  die  Gesandten  von  Chur pfalz  (Culmann,  Löfe- 
nius),  Cliurb randenburg  (Dr.  Arnoldus  Rciger),  dem  Admi- 
nistrator von  Strassburg  (Dr.  Steph.  Bcrchtold),  Zwei- 
b rück  cn  (Peter  de  Pötter),  Anspach  (Wallenfels),  Braun- 
schweig (Dr.  Werner  König,  Dr.  Giseier  Ruman),  Baden  (Karl 
Paul),  Pommern  (Franz  Jugert) , Nassau  (Andreas  Christiani). 

„Di  ns  tags  den  21.  Octobris  a.  1G00  Spirac.“ 

Proposition  (durch  Culmann),  betreffend:  1.  Die  Hofproccsse, 
2.  die  Türkensteuer,  3.  die  Strassburger  Sache,  4.  die  Kosten  der 
Execution  gegen  die  Spanier  (dass  dieser  Punct  proponirt  werde, 
hat  Anspach  gewünscht,  worauf  Churpfalz  es  Zweibrücken  und 
Baden  vorher  mitgcthcilt  hat,  nicht  aber  Hessen  und  Braunschweig, 
weil  die  Zeit  zu  kurz  war),  5.  die  Revision  von  Klostersachen.  — 
Die  Hessischen,  so  berichtet  Culmann,  waren  zu  dem  Tag  ciuge- 
laden,  haben  aber  „das  hievor  hierin  gebrauchte  einwenden,  all' 
teils  tötliche,  wie  dr.  Weien,  teils  geferlich  Krankheit,  wie  dr- 
Antrechts,  widerholt;  dr.  Schöffen  gcsiclits  beraubt.  Wolteu  aber 
noch  heut  verwarten,  sonsten  hettens  bevelch,  balt  zu  haut*  zu 
ziehen  nach  vollenter  deputation.“  1 


„Mitwochs  den  22.  Octobris.44 

Es  wird  in  Gegenwart  von  Gesandten  der  Stadt  Strassburg, 
die  den  sonstigen  Berathungen  nicht  beiwohnen,  die  Strassburger 
Angelegenheit  vorgenommen.  Die  Gesandten  des  A dm  ini & t ra t ors 
tragen  vor:  Der  Cardinal  von  Lothringen  hat  sich  geilussert,  er 
habe  Mandate  zur  Entsetzung  des  Administrators  und  zur  Ent- 
bindung seiner  Diener  von  ihren  Pflichten.  Sie  brauchten  nur 
insinuirt  zu  werden.  Der  Convent  möge  nun  entscheiden,  „ob 
dise  sach  ein  gemeine  rcichs-  und  religionssach  zu  achten,  und 
ob  sic  zu  defendiren , zu  erhalten  oder  zu  verlassen.44  Dass  sie 
eine  den  Evangelischen  gemeinsame  sei,  führt  eine  Deduction  aus, 
die  der  Administrator  dem  Convente  vorlegen  lässt.  Zur  Ver- 
tretung nun  des  evangelischen  Standpunctes  in  dieser  Sache,  dazu 
der  Administrator  allein  zu  schwach  ist,  werden  folgende  Maß- 
regeln von  ihm  vorgeschlagen:  1.  Gesandtschaft  an  den  Kaiser, 
welche  ihm  eine  Widerlegung  seiner  jüngsten  abschlägigen  Reso- 
lution auf  das  Anbringen  der  Churfürsten  von  Pfalz  und  Branden- 


1 Lgr.  Moritz  schreibt  am  30.  October  an  Churpfalz,  er  habe 
seine  Gesandten  wegen  Kürze  des  Termins  nicht  instruirc-n  können,  bitte 
aber  um  Mitteilung  der  Verhandlungen,  damit  er  sich  nach  vorgäugi- 
ger  Besprechung  mit  Ludwig  d.  ä.  darauf  erklären  könne.  (C.  St  Baiern.) 
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barg1  abergibt.  2.  Eine  andere  Gesandtschaft  ermahnt  den  Her-  Oct.  31 
zog  und  den  Cardinal  von  Lothringen,  die  Verträge  zu  halten:  wo  ^ 
nicht,  so  müsse  man  sich  gegen  ihre  Uebcrgriffc  wehren.  3.  Hel- 
fen diese  Mittel  nichts,  so  legt  man  eine  Besatzung  nach  Dach- 
sleiu.  „Daruf  könig  würde  verursacht  werden,  sein  glauben  zu 
retten,  dan  bet  sich  zum  vade  dargcbcii.  Itzt  wolle  er  wissen, 
wall  andere  thun  woltcn,  die  interessirt.  Wan  man  etwas  thet, 
niöst  könig  in  Frankrich  herauf.“  4.  Deshalb  soll  eine  Gesandt- 
schaft den  König  befragen,  was  er  tlmn  wolle.  (Ausserdem  werden 
verschiedene  Schreiben  vorgeschlagen.) 

„Donnerstags  23.  Octobris  manc.“ 

Man  bcschliesst  einstimmig,  dass  die  Strassburger  Sache  eine 
alle  Evangelischen  angehende,  gemeine  Reichs-  und  Religions- 
ugclcgcuheit  sei  und  gemeinsam  zu  vertreten.  „Dan  sonsten  der 
geistlich  Vorbehalt  dardurch  gesterckt , und  von  pfaffen  gehalten, 
das  solcher  per  etlich  prmiudicia  confirmirt;  den  betten  exempel 
auch  mit  Cöln.“  (Zweibrücken.)  Nur  die  Braun  sch  wc  i gor,  die 
wegen  Kürze  der  Zeit  nach  dem  Ausschreibcn  keine  Instruction 
einholen  konnten,  nehmen  alles  ad  referendum.  — Man  bespricht 
die  Vorschläge  des  Administrators,  über  die  sich  jedoch,  da  man 
sie  nicht  vorherwissen  konnte,  die  Churpfälzer,  Zweibrücke- 
ner, Badischen,  Pommern  und  Nassauer  nicht  speciell  in- 
stmirt  erklären.  C h u r b r a n d e u b u r g hält  die  Vorschläge  nicht 
für  unthunlich,  wenn  gütliche  Mittel  nichts  helfen,  so  ist  zu  wirk- 
lichem Beistand  zu  greifen.  Weder  das  Haus  Brandenburg,  noch 
der  Administrator  suchen  in  der  Sache  ihren  Vortheil,  denn  daun 
hätten  sie  wol  zugesehen,  „wie  administrator  ongeschlagen  darvon 
kaenie.“  Aber  allein  kann  das  Haus  diese  Last  nicht  tragen; 

..woltcn  alle,  so  evangelischer  religion,  mit  zudretten,  woltens  das 
irig  dabei  thun.“  Anspach  erklärt,  die  vorgeschlagcnen  Mittel 
seien  nur  „intermedia  und  galgenfristen.  Müssen  in  etlichen  sich  be- 
quemen, weil»  wenig  stend  vorhanden  und  wenig  instruirt.“  Die 
Schickungen  und  Schreiben  ausser  denen  an  den  Kaiser  sind  un- 
thunlich, weil  man  durch  das  viele  disputiren  sich  das  Ansehen 
gäbe,  ob  „wolt  man  von  andern  Sachen  abspringen.“  Eine  Schick- 
ung an  Lothringen  würde  einer  Supplication  gleichen.  Frankreich 
hat  einmal  erklärt,  gütlich  sei  nichts  zu  erreichen.  Anspach  ist 
bereit,  an  gemeinsamen  Thaten  Theil  zu  nehmen;  „aber  da  es  zu- 
ging, wie  verndig  mit  Spannischem  wesen,  gcdochtcu  sich  im  ge- 
ringsten iiit  cinzulassen.“  Zunächst  räth  er,  um  die  Sachen  auf- 

1 Vgl.  n.  128  Anm. 
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156.  recht  zu  halten,  die  gütliche  Handlung,  „die  zu  Prag  fürgeschlagen,“ 
zu  der  „von  Leuchtenberg  der  November  angesetzt,“  vorzunehmen. 
Ueber  die  gütliche  Verhandlung  sind  die  Gesandten  von  Strass- 
burg allein  instruirt.  Zweibrücken  (mit  ihm  Baden  und 
Nassau)  schlägt  vor,  diese  Sache  auf  einen  zu  beschreibenden 
„algemeinen  religionstag“  zu  proponiren. 

„Freitags  den  24.  Octobris.“ 

Der  4 Punct  der  Proposition  wird  berathen  und,  da  Niemand 
darauf  instruirt  ist  (Baden  und  Zwcib  rücken  erhielten  das 
darauf  bezügliche  Schreiben  des  Churfürsten  von  der  Pfalz  erst, 
als  ihre  Gesandten  schon  auf  Reisen  waren),  ad  reforendum  ge- 
nommen. — Churbrandenburg  und  der  Administrator 
von  Strassburg  halten  das  Begehren,  welches  Anspach,  Braun- 
schweig  und  Hessen  jüngst  in  einem  Schreiben  an  Churpfalz  aus- 
gesprochen haben,  nicht  für  unbillig.  Z weih  rücken,  Nassau 
und  Churpfalz  erinnern  dagegen,  dass  der  Frankfurter  Abschied 
zu  nichts  verpflichte:  der  Kostenersatz  sei  durch  gemeinschaftliche 
Bemühungen  von  den  Kreisen  zu  sollicitiren,  das  bewilligte  durch 
fiskalische  Proeesse  einzutreiben.  Baden  (mit  ihm  Zweibrücken) 
beruft  sich  auf  seine  frühem  Erklärungen,  es  werde  an  dem  Werke 
keinen  Anthcil  nehmen,  wenn  man  kein  besseres  Fundament  lege. 

„S  a m b s t a gs  den  25.  0 c t o b r i s.“  1 

Chur  pfalz  berichtet  über  die  Angelegenheit  der  vier  Klöster. 
Das  Kammergericht  ist  der  Ansicht,  dass  alle  nach  dem  Religions- 
frieden eingezogenen  geistlichen  Güter  nebst  den  getragenen  Früch- 
ten zu  restituiren  seien.  Churpfalz  dagegen  zweifelt  nicht  an  dem 
Reformationsrecht  jedes  zur  Augsburger  Confession  sich  bekennen- 
den Standes.  „Da  nun  reforniation  erlaubt,  sei  auch  . . alle  . . 
Verordnung  auch  von  gefellen  und  einkommen  und  allem  dem,  was 
zu  erhaltung  und  vortsetzung  religionswesens  dienlich,  mit  begriffen.“ 
Diese  Auslegung  ist  „communi  observatione  seither  üblich  herge- 
bracht und  nit  nur  1 oder  20,  sondern  wol  etlich  100  ortcr  ein- 
gezogen und  reformirt,  auch  wenig  stend  zu  finden,  die  nit  a.  55 
vor  oder  nach  gentzlich  reformirt.“  Der  Rcligionsfriede  trifft  eine 
Bestimmung  über  die  zuvor  eingezogenen  Klöster;  „aber  dal*  sei 
nit  beigesetzt,  wal*  künftig  geschehe,  das  solch  nit  stat  haben  solt; 
dan  zuvor  reforniation  verstattet.“  Mehr  noch  beruft  das  Kammer- 
gericht sich  auf  den  § des  Religionsfriedens,  „dagegen  sollen  die 
stent,“  aus  dem  es  die  Auslegung  erzwingt , dass  allen  den  Bi- 

* Ein  anderes  Protokoll  dieser  Sitzung  (gleichfalls  Orig.)  M.  239/5 
f.  121.  Citirt  mit  B. 
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sehöfen  als  Ordinarien  untergebenen  Stiftern  und  Klöstern  keine  Güter  Oc  t.  31 
entzogen  werden  dürfen.  Aber  dgr  Paragraph  betrifft  nur  Stifter  und  ^ j 
Klöster,  die  in  der  Bischöfe  Gebiet  liegen.  „Und  obwol  die  fol- 
gende wort  (verrücken)  das  ansehen,  wan  schon  pfatfen  residentz 
verrücken,  das  gefel  zu  folgen,  hoffe  man  doch,  das  solcher  ver- 
staut nit  merito  gemacht  werden  sol,  (auch  propter  passum  sequen- 
tem,  und  das  man  exempla  wüste,  das  Stift  auf*  einem  und  dem 
andern  ort  verrückt,  alß) J)  Odenheim  gen  Brussel,  das  man  sol- 
chen die  gefel  folgen  lal*e.“  I)a  man  nun  aber  das  Gegentheil  hier- 
von durchsetzen  will,  so  könnte  man  die  Revisionssachen  in  Betreff 
Dettingens,  Hirschhorns  und  Badens  au  den  Reichstag  weisen, 
weil  dabei  ein  Zweifel  über  die  Auslegung  des  Religionsfriedens 
obwaltet.  Bericht  über  das  dem  Reichstag  1566  vorgelegte  dubium 
cameralc  in  Betreff  der  Klöster,  welche,  wie  die  gegen  Oeffingen 
ond  Hirschhorn  klagenden,  nur  den  Papst  als  Ordinarius  aner- 
kennen. Dieses  dubium  ist  noch  nicht  entschieden,  mithin  sind 
die  Urtheile  gegen  Oettingen  und  Hirschhorn  nichtig.  Die  Strass- 
burger Revisionssache  „bestehe  nit  uf  declaration  religionfridens, 
sonder  nur  uf  freier  administration,  welche  . . über  meuschen  ge- 
denken bei  der  stat  gewesen.“  Uebrigens  möge  die  Stadt  Strass- 
burg hierüber  ihre  Gedanken  eröffnen. 

Die  übrigen  stimmen  mit  Churpfalz  überein.  Anspach, 
Pommern  erklären  über  den  Punct,  der  im  Ausschreiben  nicht 
erwähnt  ist,  ohne  specielle,  Strassburg  erklärt,  ohne  alle  In- 
struction zu  sein.  — Die  Berathung  über  die  Mittel  zur  Hinter- 
treibung der  betreffenden  Revisionen  wird  wegen  Mangels  an  In- 
struction auf  den  nächsten  Convent  verschoben. 

München  Staatsarchiv  pf.  1151  Orig  pfälzisch. 

1 Das  Eingeklammerte  vou  Löfenius  Hand  folgendermassen  ver- 
bessert: sonder  von  dem  fal,  wan  die  verruckung  beschehc,  wie  in  exem- 
pb>  Odenheim  naher  Brußel  etc.  B 

157.  Christian  Fürst  von  Anhalt  an  Churpfalz.  Nov. 

Der  Fürst  stattet  auf  Befehl  des  Churfürsten  folgendes  Gut- 
achten ab:  In  seinem  vorherigen  Bedenken1  ging  er  dahin,  dass 
1-  der  Kaiser  auf  dem  Vaterland  nützlichere  Wege  geleitet  werde, 

2.  der  Churfürst  von  der  Pfalz  „desto  mer  platz  für  andern“  er- 
lange. Dies  und  eine  mündlich  zu  eröffnende  Ursache  bewog 
dun  Fürsten  zu  der  nunmehr  vollbrachten  Reise.  Aber  er  hat  den 
Ursachen  der  Aenderung  am  kaiserlichen  Hofe  noch  nicht  auf  den 
Grund  kommen  können.  Etliche  verinuthen , die  Entlassung  der 
Häthe  sei  mehr  im  Ungestüm  als  mit  Berechnung  geschehen;  ist 
doch  auch  der  spanische  Gesandte  am  kaiserlichen  Ilof  noch  in 
gutem  Ansehen.  Deshalb  möge  der  Churfürst  die  Gesandtschaft 
noch  so  lange  aufschieben,  bis  er  gründlichem  Bericht  erhält. 
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Die  Verrichtung  der  Gesandtschaft  durch  Anhalt  möchte  zu  viel 
Aufsehen  und  bei  den  Correspoudiremlcn  Misstrauen  erregen;  der 
Kaiser  aber  würde  gleich  mit  ihm  um  Kriegs-  und  andere  Diente 
handeln,  was  or  zu  vermeiden  wünscht.  — Datum  Atnbcrgk  «ku 
21.  Octobris  a.  1600. 

München  Staatsarchiv  546  5 f.  465  Eigcnh 

1 Am  13.  Oct.  übersandte  der  Fürst  einen  Bericht  aus  Prag,  von 
dem  er  sagt,  er  komme  von  keinem  gemeinem  noch  unbeglaubtein  ort.“ 
ln  demselben  wird  erzählt,  wie  der  Kaiser,  da  die  Umtriebe  des  Papstes 
und  Spaniens  (der  Verl,  nennt  sie  „unsere  Widersacher“)  gegen  ihn 
und  das  Vaterland  offenbar  geworden,  den  Kumpf  und  Trautson  ent- 
lassen habe.  Den  Churfürsten  und  Fürsten  wird  gerathen,  sie  mochten 
eine  fürstliche  Gesandtschaft  an  den  Kaiser  schicken,  die  ihm  mittheilen 
solle,  was  man  sonst  von  jenen  Umtrieben  wisse,  und  der  Reformation 
der  ganz  zerrütteten  Regierung,  zu  der  man  wol  die  Absicht,  aber  keine 
taugliche  Leute  habe,  „beiwonen“  möge.  Der  Kaiser,  heisst  es  schliess- 
lich, setze  grosses  Vertrauen  auf  die  Churfürsten  von  der  Pfalz  und 
von  Brandenburg.  — Anhalt  empfahl  dem  Churfürsten  diese  Gesandt- 
schaft, da  er  durch  sie  den  andern  Churfürsten  „einen  glitten  vortel  ab- 
laufl'cn  könne.  (M.  546/5  f.  3DG.) 


N o v. 
2 


158. 


Die  Staaten  an  Churpfalz. 


Die  Staaten  danken  dem  Churfürsten  für  den  ihnen  er- 
zeigten Beistand  und  bitten , bei  den  übrigen  Fürsten  ein  glei- 
ches zn  vermitteln.  Die  Absicht  der  Spanier,  sich  bei  Rhein* 
borg  einzulagern,  von  «1er  auch  die  Staaten  Nachricht  haben, 
wurde  durch  deren  Zug  nach  Flandern  vereitelt.  Noch  seit  Augu>t 
liess  der  Feind  sich  vernehmen,  er  wolle  über  den  Rhein  ziehen, 
aber  sein  starker  Verlust  in  Flandern  und  der  Entschluss  der 
Staaten,  ihm  überall  Abbruch  zu  thun,  hat  dies  bis  dabin  verhin- 
dert, und  sie  werden  cs  noch  ferner  hindern,  wenn  die  deutschen 
Fürsten  ihnen  Beistand  leisten.  Die  Staaten  haben  nie  eine  Ein* 
Lagerung  in  Westfalen  vorgehabt.  Der  von  dem  Churfürsten  ge- 
klagte Einfall  niederländischer  Reiter  in  Jülich  und  das  St:t: 
Münster  ist  ohne  ihr  Wissen  geschehen;  die  dabei  begangenen 
Verbrechen  werden  sie  nach  genauerer  Ermittlung  gehörig  bestra- 
fen. — Datum  Hagen  am  2.  Novembris  1600. 

München  Staatsarchiv  516  5 T.  511.  Orig. 


Nov.  159.  Spcirer  Abschied.  (Unterzeichner:  die  Gesandten  vou 
6 Churpfalz,  Clmrbrandenburg,  dem  Administrator  von  Strassburg. 

Anspach,  Zweihrücken,  Brauusehweig- Wolfcnbüttel,  Baden, 

Pommern,  Nassau.) 

Einleitung:  Vollmachten  der  Gesandten.  1.  Massregeln  zur 
Abstellung  der  llofproeessc.  2.  Zurückhaltung  der  Türkenhülfe. 
3.  Massregeln  zu  Gunsten  «1er  Ansprüche  «les  Administrators  von 
Strassburg.  4.  Begehren  von  Anspach,  Braunschweig  und  Iles>cu 
bezüglich  «les  Ersatzes  ihrer  Auslagen  hei  der  spanischen  Ex- 
pedition. 5.  Vierklosterstreit,  Erneuerung  der  ordentlichen 
Kammergerichtsvisitationen , glcichmfissige  Auffassung  streitiger 
Stelleu  des  Religionsfriedeus.  — Neuer  Convent  zu«  Friedberg  am 
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28.  Januar  1601.  — Geschehen  und  geben  zu  Spcir  den  27.  monats- 
tag Octobr.  im  1G00.  jar. 

>1  uneben  Staatsarchiv  540  5 f.  476.  Cup.  Gedruckt  Arebivium  S.  122 

160.  Bongars  an  die  Gesandten  der  correspon-  N o v 

direnden  Stände  in  Speie r.  1? 

Hat  das  Schreiben  der  Gesandten  vom  7.  November  empfan- 
gen. 1 Der  König  von  Frankreich  wird  gar  nicht  glauben,  dass 
vieler  Fürsten  Küthe  in  einer  so  wichtigen,  aufs  äusserste  getrie- 
benen Angelegenheit  so  oft  Zusammenkommen,  ohne  in  ihren  Ver- 
handlungen über  den  Anfang  hiuauszukommen.  Der  König  hat 
deu  vornehmsten  bei  der  Sache  interessirten  Fürsten  mitgetheilt, 
was  er  dem  Cardinal  gesagt,  was  dieser  darauf  erwidert  habe, 
olme  dass  die  Fürsten  darauf  einen  Widerspruch  oder  ferneres 
Gesuch  an  ihn  hätten  kommen  lassen.  Es  ist,  nachdem  der  Car- 
dinal damals  so  entschieden  ablehnend  geantwortet  hat,  ein  wei- 
teres Verhandeln  den  Fürsten  wie  dem  König  unehrenhaft,  da  sie 
in  dieser  Sache  mehr  zu  Worten  , als  zu  Thaten  fähig  zu  sein 
scheinen.  Die  gütliche  Handlung  wird  wenigstens,  so  lange  sie 
dauert,  die  Parteien  in  ihrem  Stand  und  Frieden  halten.  Dem  Ge- 
such der  Gesandten  wird  Bongars  willfahren,  so  viel  Ursache  er 
hätte,  es  abzulehnen.  — Zu  Strasburg  den  12.  Noveinb.  1600. 

Berlin.  Unionsacta  d.  a.  1000,  I.  Url»erselzun}j. 

1 In  diesem  Schreiben  wird  über  die  Speirer  Beschlüsse  hinsichtlich 
der  Strassburger  Sache  berichtet  und  hinzugefügt:  da  man  die  vom 

Kaiser  dem  Administrator  vorgoschlagene  gütliche  Unterhandlung  an- 
nohmen  wolle,  so  hoffe  man,  der  K.  Frankreich  werde  den  Bongars  zu 
derselben  abnrdneu , um  auf  die  Haltung  des  Saarburger  Vertrags  zu 
dringen  Bongars  möge  seinen  König  ersuchen,  dass  er  den  Cardinal  von 
Lothringen  zur  Befolgung  jenes  Vertiags  bewege  (a  a 0.) 

161.  Johann  d.  j.  Graf  von  Nassau,  Relation  über 

seine  Gesandtschaft  in  Hessen-Cassel.1 

Audienz  am  22.  Üctober.  Nach  einigem  Widerstreben  erklärte 
sich  Landgraf  Moritz  bereit,  wenn  ihm  seine  Auslagen  im  spani- 
schen Krieg  erstattet  würden,  den  dritten  oder  vierten  Theil  davon 
zu  der  bewusten  sachc’  herzugeben.  Er  müsse  dieses  aber,  da 
nachtheilige  Folgen  für  das  ganze  Haus  Hessen  daraus  entsprin- 
gen könnten,  seinen  beiden  Vettern  mitthcilen.  Der  Graf  erwi- 
derte, es  sei  dies  ja  kein  Bündniss,  sondern  ‘ein  lenen’,  und  das 
düi ft»  der  Landgraf  wol  geheim  halten;  er  suchte  ihn  vergeblich 
zu  einer  unbedingten  Zusage  zu  bewegen.  Bei  einer  neuen  Audienz 
auf  des  Grafen  Rückreise  von  Braunschweig  wiederholte  der  Land- 
graf die  gethane  Erklärung,  erbot  sich  aber  schliesslich,  künftigen 
Frühling  den  Staaten  eine  ansehnliche  Subsidie  zu  zahlen. — 0.  D. 

M Uneben  Staatsarchiv  546  5 f.  379.  Cpl. 

1 Nachdem  der  Landgraf  auf  die  Werbung  Plcssens  (u.  136)  eine 
ablehnende  Antwort  ertheilt  hatte,  liess  Churpfalz  seinen  Antrag  durch 
dohann  d.  j.  Gr.  Nassau,  wiederholen,  indem  er  besonders  darauf  hin- 
wies, dass  die  Spanier,  wie  es  heisse,  ihr  Winterlager  wieder  auf 
des  Reichs  Boden  nehmen  wollen.  Dagegen  solle  man  sich  die  Hülfe 
der  Staaten  sichern.  (Instruction  für  Gr.  Johann.  Oct.  3.  M 546/5 f.  370.) 
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Dec.  162.  Ludwig  Fürst  von  Anhalt  an  Christian 

Fürst  von  Anhalt,  (z.  Th.) 

Kürzlich  ist  der  Cardinal  von  Dietrichstehl,  von  Rom  kom- 
mend, durch  Florenz  gereist.  „Lequel  ayant  assez  bien  mange  le 
matin  ä disner  a dict  en  secret  ä un  gentilhommc  qui  estoit  or- 
donne  du  grand  duc  de  l’entretenir  et  scrvir,  qu’il  estoit  envoye 
cn  Allemagnc  pour  dcux  choses:  premicreinent  pour  assister  ä la 
election  du  roy  des  Romains  lequel  les  Kspagnols  veulent  a lear 
devotion  et  puis  nprcs  pour  faire  une  liguc  de  sieur  Clemcnte  (sic!), 
Kspaguc  et  ceux  qui  (Pelle  pendent  en  Allemagne  contre  le  roy 
de  France.  Les  Kspagnols  desircnt  1’archidnc  Albert  pour  roy 
ries  Romains1  afin  de  le  pouvoir  aussi  bien  gouverner,  commc 
ils  luy  font  ä ceste  hcure  cy  anx  Pays-bas;  mais  il  semble,  que 
les  nultrcs  freres  n’v  veuillent  consentir.“2  — De  Florence  du 
an.  1600. 

V.  Oeremlt. 

Bern  bürg  I F I ; 20  f.  1.  Eigenh. 

J Quant  ä la  succession  de  rempereur,“  so  schreibt  F.  Ludwig  am 
26  Mai  1601  an  F.  Christian,  „ccla  cst  certain,  que  le  pape  parmy  les 
archiducs  est  du  tont  incline  au  Ferdinand  trouvant  en  luy  un  si  bon 
zele  de  sa  religion“  (a.  a.  0.  f 25.) 

2 Dies  Schreiben  scheint  dem  Chf.  Pfalz  mitgetheilt  zu  sein;  denn 
am  9.  Jan.  1601  schreibt  derselbe  an  Chnrmainz,  Churtrier  und  Chur- 
Sachsen:  er  habe  Nachrichten,  dass  über  die  Wahl  eines  römischen  Kö- 
nigs verhandelt  werde,  und  dass  Dietrichstein  deshalb  nach  Deutschland 
gekommen  sei.  Kr  bitte  die  Churfürsten,  ihm  mitzutheilen,  was  sie  etwa 
von  diesen  Dingeu  wissen  (M.  5-16  5 f.  603.)  Am  selben  Tage  theilte 
er  dem  Chf.  Brandenburg  die  in  obigem  Schreiben  des  F.  Ludwig  ent- 
haltenen Nachrichten  als  solche,  an  deren  Genauigkeit  er  noch  zweifle, 
mit.  Kr  fügte  hinzu : nach  glaubwürdigen  Nachrichten  gestatte  der 
Kaiser,  die  Wahl  eines  römischen  Königs  zu  besprechen,  unter  der  Be- 
digung,  dass  ihm  die  Reichsregierung  bis  an  sein  Ende  verbleibe.  Seine 
(des  Kaisers)  Brüder  machen  sich  Hoffnungen.  Da  nun  solche  Dinge 
besonders  die  Churfürsten  angehen,  und  die  geistlichen  Churfürsten  der 
Wahlangclegenheit  wegen,  wie  man  verniuthe,  in  Aschaffenburg  beisam- 
men gewesen  seien,  so  müsse  auch  „diser  seits  ‘ die  Wolfahrt  des  Vater- 
lands und  der  Evangelischen  in  Acht  genommen  werden.  ( M.  546,5 
f 606.)  Auch  an  Anspach,  Braunschweig  und  Baden  machte  der  Chor* 
fürst  die  gleichen  Mittheilungen,  bat  um  etwaige  weitere  Nachrichten 
und  um  einen  Rath,  was  hei  der  Wahl  eines  römischen  Königs  beson- 
ders in  Acht  zu  nehmen  sei  (a.  a.  0.  f.  604.) 

Dec.  168.  Eberbachs  Bericht  an  den  c hur  pfälzischen  Ober- 
5*3  rath  über  des  Landgrafen  Moritz  von  Hessen  Resolu- 
tion auf  Culma n n s Werbung  v o m 27.  N o v.  1 

Der  Landgraf  schlägt  eine  Prorogation  des  Friedberger  Tags 
vor:  denn  durch  Uebereilung  dürfte  man  nicht  einiger,  sondern 
misstrauischer  werden , auch  den  Kaiser  und  andere  geistliehe 
Stünde  durch  so  häufige  Zusammenkünfte  argwöhnisch  machen 
und  zu  (icgenmassregeln  veranlassen.  Man  hätte  zu  warten  bis 
Ostern,  da  der  junge  Churfürst  von  Sachsen  die  Regierung  über- 
nehmen und  dann  nothwendig  das  gegenwärtige  System  verlassen 
und  in  seines  Vaters  Bahnen  cinlenken  werde.  Ohne  ihn  und  Wür* 
temberg  vorher  zu  gewinnen,  werde  man  schwerlich  etwas  ausrich- 
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ten.  Die  vier  Klostersachen  gehören  vor  den  Reichstag.  Der 
Hofprocesse  wegen  könne  er  (der  Landgraf)  da  er  selbst  solche  führe, 
nichts  bestimmtes  erklären.  Stifte  aber  Churpfalz  zwischen  ihm 
und  Braunschweig  einen  Vergleich,  so  werde  er  auch  seine  Vet- 
tern zur  Theilnahme  au  den  Massregeln  gegen  dieselben  bewegen 
können.  Von  «1er  Gontribution  habe  Churbrandenburg , wie  er 
glaube,  etwas,  seine  (des  Landgrafen)  Vettern  trotz  seines  Widerstan- 
des 10  Monate  erlegt.  Da  Canicsa  gefallen,  Sachsen  und  Bran- 
denburg nun  auch  von  den  Türken  bedroht  sei,  so  schlage  er 
vor,  die  40  bewilligten  Monate  dem  Kaiser  als  Geschenk  zu 
erlegen.  In  der  Strassburger  Sache  werde  schwerlich  einer  mit 
der  That  etwas  leisten.  Er,  der  ohne  Interesse  dabei  sei, 
sein  Vetter  Ludwig,  der  seihst  Commissarius  gewesen,  können 
nichts  darin  thun.  Uebrigens  sollte  inan  den  Administrator  rnit 
dem  Capitel  zu  vergleichen  suchen , den  König  von  Frankreich 
erinnern,  dass  er  Lothringen  im  Zaum  halte.  Churpfalz  sollte  sich 
der  von  Baiern  angebotenen  Vergleichshandlung  unterziehen.  Di- 
recte  Opposition  gegeu  den  Kaiser  wäre  unzeitig  und  fruchtlos. 
— Den  13.  December  anno  1600. 

München  Staatsarchiv  11.V3  f 343.  Protoooll. 

1 Culmann  übergab  dem  Landgrafen  den  Speirer  Abschied  nebst 
den  zugehörigen  Schriftstücken  und  einem  Auszug  aus  dem  Protocolle 
der  Tagsatzung.  Er  bat  ihn,  sich  über  seine  Betheiligung  an  den  be- 
treffenden Angelegenheiten  zu  erklären.  (M.  pf.  115/3  f 343.) 


164.  Der  chur  pfälzische  Grosshofmeister,  Canz- 
ler  und  verordne  te  Rät  he  an  ihren  Herrn. 


D e c. 
‘26 


. Bongars  hat  im  Auftrag  seines  Königs  berichtet,  dass  das 
Haus  Oesterreich  auf’s  eifrigste  für  die  Wahl  eines  römischen  Kö- 
nigs aus  seinen  Mitgliedern  intriguire.  Der  König  halte  es  nicht 
für  verantwortlich,  diese  Intrigucn  so  weit  kommen  zu  lassen, 
dass  die  freien  Wahlstimmen  dadurch  im  voraus  bestimmt  werden. 1 
Spanien,  so  berichtete  er  ferner,  habe  Gesandten  in  Dänemark, 
Polen  und  Schweden  und  grosse  Anschläge,  die  dem  Reich  hei  der 
Nähe  jener  Länder  Nachtheil  bringen  könnten.  — Datum  Heidel- 
berg den  16.  Decembris  anno  1600. 

München  Staatsarchiv  pf.  115/3  f.  812.  Cpt. 

1 Am  31.  December  schreibt  Heinrich  IV.  an  Bongars:  Daure  des 
Kaisers  Krankheit  fort,  so  müssen  die  Fürsten  auf  die  Wahl  eines  rö- 
mischen Königs  bedacht  sein.  „Auquel  cas  je  prevoy,  que  ceux  d’Austriche 
sont  d’accord  de  proposer  Matthias,  ä quoy  je  ne  pi;etens  m’opposer 
pour  m’en  prevalloir  en  particulier  ny  pour  autre  . . . Mais  je  desire, 
qae  mes  anris  ayent  teile  pari  qu’ils  meritent  en  lad.  eslection,  quand 
il  fauldra  qu’elle  se  face,  pour  la  Conservation  de  leur  autorite.  (P.  Mem. 
de  Bongars  V f.  86.) 


165.  Heinrich  IV.  an  Bongars.  (z.  Tb.)  J 

Erwähnung  der  Strassburger  Sache.  „Je  rae  doibs  contenter, 
que  ces  princes  qui  sont  mes  amys  soyent  d’accord  et  vivent  en 
amiti6  sans  prendre  plus  grande  cognoissatice  des  interests  des 
uqs  et  des  autres.  Le  seul  point  de  la  coadjutorerie  me  doibt 
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doplaire,  coramc  il  faict,  plus  neantmoins  pour  lc  respcct  de  lad. 
villc  (Strasbourg)  et  dcsd.  princes  que  pour  la  consideration  de 
mon  estat.  Car  cest  evesque  ne  me  fcroit  pas  grand  mal,  quand 
bien  il  seroit  establi,  et  suis  asseurö,  que  la  maison  de  Lorraine 
qui  l’aura  plantd  lä  rcccvra  ä la  tin  plus  d’incommoditö  que  moy 
eomme  cclle  qui  en  est  plus  voisine.  Le  pis  que  j’y  trouve  est, 
que  lc  coup  en  cstant  ruö  il  nc  peult  estre  reparö  que  par  une 
ferme  et  genöreuse  resolution  desd.  princes  bien  uniz  lesquels  nc 
la  prendront  jamais  que  trop  tard,  s’ils  ne  changent  de  conseil 
et  de  procedeure.  Quoy  estant  je  doibs,  ec  me  semble,  plustost 
rctirer  doulccmcnt  la  reputation  engagöe  en  cc  fait  ö tres  bonne 
tin  que  de  l’y  embarquer  plus  avant  iuutillement  et  avec  gens  si 
peu  prevoyans  et  sensibles  que  se  monstrent  lesd.  princes.“  1 — 
Escript  ä Lyon  le  II.  jour  de  Janvier  1001. 

Paris  Bibliothoque  imp.  Mem.  dr  Bongars  V f.  90.  Orig. 

1 Weitere  Aeusscrungen  Heinrichs  über  die  Strassburger  Sache  in 
seinen  Schreiben  an  Bongars:  April  13:  Der  König  lobt  den  Beschluss 
der  Friedberger  Versammlung,  dass  Baiern  und  Pfalz  den  Strassburger 
Streit  gütlich  zu  vermitteln  suchen  sollen.  Mai  4 : Der  König  wünscht, 
dass  er  nicht  ersucht  werde , sich  an  den  Strassburger  Vergleichsband- 
hingen  zu  betheiligen.  Denn  der  Cardinal  von  Lothringen  und  sein  Ca- 
pitol seien  nur  zu  einem  Vergleiche  auf  Grund  völliger  Abtretung  des 
Stiftes  gewillt.  Vermittle  er  nun  einen  solchen,  so  werde  er  den 
ihm  befreundeten  interessirten  evangelischen  Fürsten  Nachtheil  zufügen. 
Aug.  17:  Wenn  Brandenburg  will,  dass  der  Oberehenheimer  Vertrag 
(vgl.  Sattler  V S.  203)  in  Kraft  trete,  Je  les  y conforteray,  pourveu  que 
ceux  de  la  villc  de  Strasbourg  et  les  comtes  de  Solms  et  Ernest  de 
Mansfeld  soyent  compris,  comme  ils  doivent  estre.“  (A.  a.  0.  f.  107, 
111,  135.) 


.1  a n. 
13 


166.  Wolfgaug  Erzbischof  von  Mainz,  an  Churpfalz. 

Der  Erzbischof  hat  keine  Nachrichten  von  Reden  und  Unter- 
handlungen über  die  Wahl  eines  römischen  Königs,  nicht  einmal 
von  Dietrichsteins  Reise  nach  Deutschland.  Die  drei  geistlichen 
Churfürsten  wussten  bei  ihrer  Zusammenkunft  in  Aschaffenburg 1 
wol,  dass  sie  über  solch  eine  Angelegenheit  nur  mit  allen  Chur 
fürsten,  und  mit  Bewilligung  des  Kaisers  handeln  dürfen.  Uebrigens 
scheint  dem  Erzbischof  bei  so  mancherlei  beschwerlichen  Dingen 
im  Reich  eine  Collegialversammlung  der  Churfürsten  rathsnm,  aaf 
der  man  von  dem  Zustande  des  Reiches  verhandeln  und  sich  persön- 
lich kennen  lernen  würde.  Er  bittet  Churpfalz  um  sein  Gutachten 
darüber.  — Datum  Ascbaffenburg  den  13.  Januarii  anno  1601. 

München  Staatsarchiv  546  6 f.  61.  Orig. 


t lieber  diese  Zusammenkunft  und  ihre  Vorbereitung  ist  folgendes 
zu  bemerken:  am  16.  Oct.  1600  schreibt  Erzh.  Matthias  an  Chursachsen: 
er  habe  den  Kaiser  in  einer  „zimlichen  starken  melancolia“  gefunden 
und  befürchte  noch  ärgeres.  Der  Administrator  möge  „auf  mitl  geden- 
ken, damit  durch  solchen  zustant  . . i.  Kai.  M*-  selbst  person,  dero  kai- 
serlicher hocheit,  unserm  löblichen  hauß  Österreich  kein  Schimpf  ge- 
schehe , sonder  die  suchen  zum  besten  gewent  werden.“  (D.  10675 
Schriften  der  Churfürsten  Zusammenkunft  . . betr.)  Auf  diese  Nach- 
richt ersuchte  der  Administrator  den  Chf.  Brandenburg  um  eine  persön- 
liche Zusammenkunft  (an  die  Churf.  Sophie.  Oct.  31.  a.  a.  0.),  zu  der 
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dieser  am  10.  Nov.  nach  Annaberg  zti  kommen  versprach  (an  Chursach- 
sen. Nov.  2.  a.  a.  0.)  Zugleich  hatte  der  Administrator  sich  an  Chur- 
mainz gewandt;  denn  am  3.  Nov.  schreibt  ihm  der  Erzbischof:  auf  sei- 
nen bericht  von  des  Kaisers  Zustand  habe  er  Churcöln  und  Trier  erin- 
nert. „wab  anno  34  . . wegen  einer  succe^sion  in  liegenspurg  Vorgän- 
gen“, nnd  sie  um  ihr  Gutachten  ersucht,  „wie  etwan  diese  ding  zu  einer 
gneten  praeparation  gepracht“  werden  möchten,  (a.  a.  0.)  Am  9.  Dec. 
schreibt  der  Erzbischof  an  den  Administrator:  er  habe  mit  Churcöln 
nnd  Churtrier,  die  ihn  in  Aschafi'enbnrg  besucht,  befunden,  dass  ein 
Churfflrstentag  nötbig  sei,  der  des  Kaisers  Beistimmung  zur  Designation 
eines  Nachfolgers  zu  erlangen  suchen  solle,  (a  a.  0.)  Der  Administra- 
tor erwiderte  am  25.  Dec.:  er  sei  dem  Tage  nicht  abgeneigt,  doch  solle 
er  nicht  ohne  Wissen  nnd  Willen  des  Kaisers  gehalten  werden,  zumal 
Ja  von  fremden  Mächten  und  andern  so  gefährliche  Practiken  getrieben 
werden,  und  ungleiche  Gedanken  des  Kaisers  zu  verhüten  seien,  (a.  a.  0.) 

167.  Joachim  Friedrich  Churfürst  von  Brandenburg, 
hstructio»  für  Christo])!)  von  Behren  (Cons  ist  o rial- 
prisident  und  Kamme  r ge  rieht  s rat  h)  und  D r.  Johann 
Uppen  d.  j.  (Kammergerichtsrath)  zum  Friedberger 

Tag.  (z.  Th.) 

Die  Gesandten  werden,  wenn  sie  die  übrigen  zu  gewaltsamen 
Massregeln  in  der  Strassburger  Sache  instruirt  finden,  „soviel  pro 
et  contra  movicren  . . das  der  entliehe  schloß  wol  verbleiben 
wirt,“  Sie  werden  ebenfalls  eine  gütliche  Verhandlung  mit  Lo- 
thringen, durch  welche  man  Zeit  gewinnen  will,  widerrathen.  Denn 
„weil  keiner  schuldig,  mit  gepfandtcr  haut  zu  handlen,  so  konte 
die  rcstitution  der  klöstcr  und  waß  darneben  erfolget  gebeten 
werden.“  Das  aber  würde  Lothringen  verweigern,  und  so  die 
Verhandlung  sich  gleich  am  Anfänge  zerschlagen.  Einem  Be- 
sehlussc , dass  Heinrich  IV.  durch  den  Administrator  ersucht 
werde,  er  möge  den  Saarburger  Vertrag  aufrecht  halten,  mögen 
die  Gesandten,  wenn  derselbe  Aussicht  auf  Erfolg  hat,  beistimmen. 
Indess  auf  die  Dauer  ist  kein  Weg  zu  finden,  um  die  protestan- 
tischen Ansprüche  in  Strassburg  aufrecht  zu  halten.  Denn  Lothrin- 
gen, Oesterreich,  die  gesummten  Papisten  sind  gegen  den  Admini- 
strator intercssirt,  die  Evangelischen  aber  nicht  geeinigt.  Deshalb 
ronss  man  auf  einen  gütlichen  Ausgleich  dringen.  Jedoch  werden 
die  Gesandten  einen  solchen  durchaus  nicht  zuerst  vorschlagen, 
sondern  sie  „sollen,  da  andere  eben  in  den  gedancken,  dahin 
schließen,  das  von  unsere  sons  1.  das  Stift  zu  resigniren.“  Die 
Resignation  hätte  zu  Gunsten  Würtembergs  zu  geschehen.  — Ge- 
geben Custrin  den  siebenden  Januarii  anno  1601. 

Berlin.  XIV.  14  Orig. 

168»  Heinrich  IV.  an  Bon  gar  s.  (z.  Th.) 

Der  Zweck  der  jüngsten  Versammlung  der  geistlichen  Chur- 
fürsten war  Berathung  über  die  Wahl  eines  römischen  Königs. 
Sie  waren  dazu  vom  Papst,  von  Spanien,  durch  ihr  eigenes  Interesse 
aufgefordert.  Der  Kaiser  widersteht  solchen  Bestrebungen,  wird 
aber  beim  Fortgang  seiner  Krankheit  genöthigt.  werden,  ihnen 
naebzugeben.  Die  geistlichen  Churfürsten  werden  ohne  Zweifel 
den  Erzherzog  Matthias  zum  römischen  Könige  nusersehen,  „lequcl 
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il  m’a  sembl6  aussy  debvoir  cstre  portö  par  les  protestans  plustost 
que  Ferdinand  ni  celny  de  Flandres  ou  le  duc  de  Bavifcres  qu’ao* 
cuns  disent  y aspirer  pour  les  raisons  que  vous  s^avez  tres  bien. 
Au  moyen  de  quoy  lesd.  prinees  feront  sagement  de  favoriser  lad. 
esleet  on  comme  la  plus  propre  pour  eux  et  d’avoir  part  au  gre 
d’icelle,  et  d’aultant  plus,  qu’il  est  eertain,  que  l’empereur  la  fera 
tousjours  röussir  saus  eux,  quand  bon  luy  semblera.  Advertissez 
doncques  lesd.  prinees  de  mon  advis.“  Ein  den  Protestanten  dank- 
barer römischer  König  wird  auch  den  Missbrauch,  den  des  Kaisers 
Diener  täglich  mit  dessen  Ansehen  treiben  (Beispiele:  die  kaiser- 
lichen Mandate  gegen  Baden  und  den  Administrator  von  Strass- 
bürg),  abstellen.  — Escript  ü Lyon  ce  XX.  jour  de  Janvier  1601. 

Paris  Bibliolheque  imp.  Mem.  de  Bongars  V f.  %.  Orig. 


.1  a 11. 
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169.  Friedrich  IV.,  Instruction  für  Culmann,  Plessen, 
Lüfenius,  Schregel  und  Schug  zum  Fried berger 

Convent,  (z.  Th.) 


1.  Das  in  Speier  entworfene  Schreiben  wegen  der  Hofprocesse 
ist  nochmals  durchzuberathen.  Schwerlich  wird  man  sich  mit  allen 
darüber  vergleichen.  Wenigstens  diejenigen,  die  es  schon  appro- 
birt,  1 sollen  sich  über  seine  sofortige  Ausfertigung  einigen.  Die 
übrigen  sollen  wenigstens  für  sich , so  glimpflich  oder  scharf  sie 
wollen,  dem  Kaiser  schreiben,  nur  dass  sie  den  unterschiedslosen 
llofprocessen  widersprechen.  Die  Gesandtschaft  an  den  Kaiser 
fertige  man  erst  ab,  wenn  das  Schreiben  ohne  Erfolg  bleibt.  Ohne 
Massrcgeln  zur  Verhinderung  gewaltsamer  Execution  der  Hofpro- 
ccsse  werden  diese  immer  weiter  durchgesetzt,  und  möchte  bald 
die  deutsche  Freiheit  vernichtet  werden.  Nach  Massgabe  der  Er 
klürungen  der  andern  über  die  zu  ergreifenden  Massregeln  und 
„voriger  handlungen“  haben  sich  die  Gesandten  zu  erklären.  Es 
hann,  nachdem  die  Gesinnungen  der  andern  vorher  ad  partem  er- 
forscht sind,  der  vorher  verfassten  Unionsnotel  „etlicher  massen 
gedacht  werden.“  Denn  trotz  der  vielen  vergeblichen  Versuche 
zu  einer  Vereinigung  darf  man  die  Hoffnung  darauf  „noch  nicht 
allerdings  verloren  geben,  sonder  soviel  thun,  alß  man  kan." 
Kommt  man  mit  dem  Bunde  nicht  vorwärts,  so  suche  man  seinen 
Zweck  durch  „allerlei  andere  wege“  zu  erreichen,  z.  B.:  den 
Hofprocessen,  welche  gegen  einen  Correspondirenden  ausgehen, 
wird  von  diesen  insgesammt  als  nichtig  widersprochen;  mau  er 
suche  die  Churfürsten,  dass  sie  die  Abstellung  derselben  beim 
Kaiser  erwirken,  gewinne  seine  Nachbarn  und  Verwandte  für  die 
Verwerfung  derselben,  mahne  denjenigen,  der  sich  zur  Execution 
der  Hofprocesse  gebrauchen  lässt,  insgesammt  ab,  bewillige  dem 
Kaiser  nur  noch  unter  der  Bedingung  etwas,  dass  die  Hofprocesse 
und  gravamina  der  Evangelischen  abgeschafft  werden.  Die  in  der 
Angelegenheit  der  Hofprocesse  eifrigen  sind  ad  partem  zu  bestär- 
ken, den  kaltsinnigen  ist  ad  partem  vorzustellen,  dass  die  spanische 
Macht,  zumal  wenn  man  sicli  ernstlicher  vereinigte,  so  gar  furcht- 
bar nicht  sei;  ihre  Herren  möchten  sich  daher  „ires  fernem  ge* 
müts  gegen  uns . . erklären.“  Mit  den  Churbrandenburgern  ist 
darüber  zu  conferireu,  dass  man  mit  den  geistlichen  Churfürstea 
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unterhandle,  und  wie  der  Churfürst  von  Sachsen,  wann  er  zur  Re-  Jan. 
eierung  gelangt,  „uf  rechten  weg  gebracht  werden  möchte.“  2.  Der  22 
Churförst  wird  bei  der  Zurückhaltung  der  Türkenhülfe  so  lange, 
aber  auch  nur  so  lange  beharren,  als  andere  es  thun,  daher  sich 
die  andern  über  ihrer  Herren  Absicht  kategorisch  zu  erklären 
haben.  Das  in  Speier  entworfene  Schreiben  an  den  Kaiser  ist 
von  denen,  welche  sich  dazu  bereit  erklären,  auszufertigen.  In 
den  fiskalischen  Processeu  geht  man  bis  zur  Revision.  Hoffentlich 
wird  der  Kaiser  festem  Zusammenhalten  gegenüber  zu  keinen 
«cliärferen  Massregeln  greifen.  3.  In  der  Strassburger  Angelegen- 
beit  wird  man  bei  ihrer  gegenwärtigen  Lage  und  weil  die  Haupt- 
betheiligten  nicht  mit  dem  nöthigen  Ernst  gehandelt  haben,  wol 
allein  zu  gütlicher  Handlung  greifen  können.  2 Vorschläge  über 
die  Art  derselben  haben  die  Gesandten  nach  Befinden  zu  appro- 
biren.  Der  Churfürst  ist  bereit,  das  in  Speier  besprochene  Schrei- 
ben an  den  Kaiser  nebst  der  Confutation  mit  andern  auszufertigen. 
h einem  Geldvorschuss  an  das  Capitel  wird  kaum  Jemand  geneigt 
*in.  4.  Ueber  das  Gesuch  Anspachs  und  Braunschweigs  und 
Hessens  sind  trotz  des  Ansuchens  des  Churfürsten  keine  Resolu- 
tionen erfolgt ; diese  sind  also  bei  dem  Convente  zu  eröffnen.  Die 
Gesandten  werden  mit  möglichstem  Glimpf,  nach  vorheriger  Er- 
hebung der  Gesinnung  der  übrigen  die  Sache  an  die  Kreise 
verweisen.  5.  Zur  Verhütung  der  Revision  der  vier  Klostersachen 
möge  man  nicht,  wie  einige  meinen  dürften,  warten,  bis  der  De- 
pntationstag  an  deren  Vornahme  kommt,  sondern  vor  Leistung  des 
Revisionseides  gegen  die  Revision  aller  Sacken,  darin  die  Refor- 
mation von  Klöstern  und  die  Erklärung  des  Rcligionsfriedens  vor- 
iommt,  protestiren.  Wird  die  Aussetzung  dieser  Sachen  nicht 
bewilligt,  so  ziehen  Churpfalz,  Churbrandenburg,  Braunschweig 
and  Pommern  ab,  und  dann  ist  das  Revisionswerk,  bei  dem  nach 
dem  Beicbsabschied  von  1598  nicht  mehr  als  drei  Stimmen  fehlen 
dürfen,  zerschlagen.  Die  Correspondirenden  könnten  andere  Evan- 
gelische zu  einem  Schreiben  an  die  evangelischen  Deputirten  be- 
legen. darin  die  Aussetzung  der  vier  Klostersachen  nachgesucht 
würde.  Chursachsen  und  Landgraf  Moritz,  wenn  er  den  Tag  nicht 
beschickt,  wären  schriftlich  zu  bitten,  sich  in  dieser  Angelegen- 
heit von  den  übrigen  Evangelischen  nicht  abzusundern.  Erstem 
Zimten  Churpfalz  und  Churbrandenburg  durch  ein  besonderes 
>ehreiben  an  die  Pflichten  des  Churfürsten  erinnern.  Auch  das 
»äre  etwa  anzuregen,  dass  etliche  Stände  sich  durch  Briefe  und 
Siegel  gegen  die  Restitution  der  „stift  und  praclaturen“  geschützt 
glaubten;  wie  aber  diese  gegenwärtig  gehalten  werden,  das  sehe  man 
au  Her  Ferdinandeischen  Declaration.  6.  Die  Correspondirenden  mö- 
gen beim  künftigen  Reichstage  auf  Erneuerung  der  ordentlichen  Kam- 
®ergerichtsvisitationen  driugen  und  keine  ausserordentlichen  mehr 
bewilligen.  Hinsichtlich  der  Auffassung  des  Religionsfriedens  hat  man 
'leb  zum  Festhalten  an  der,  welche  in  den  gravamina  von  1594  und  98 
nnd  darauf  erfolgten  Repliken  und  Confutationcn  ausgesprochen  ist, 

2U  vergleichen.  — Datum  Heidelberg  deu  12.  Januarii  unuo  1601. 

München  Staatsarchiv  546,6  f.  23.  Cpt. 

1 Zur  Unterzeichnung  des  Schreiben  hatten  sich  bereit  erklärt: 

Acltn  de*  30jähr.  Krieges  I.  17 
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169.  Churbrandenburg  (1000  Nov.  26.  M.  pf.  115/3  f.  849.),  Braunschweig 
(Dec.  12.  f.  810.),  Baden  (Dec.  18.  f.  837.),  der  Admin.  Strassburg  (Dec. 
21.  f.  841.),  Anspuch  (1601  Jan.  1.  f.  861.).  Nachdem  Würtemberg  sich 
auf  eine  Aufforderung  des  Chf  Pfalz  zur  Unterzeichnung  bereit  erklärt 
hatte  (1600  Dec.  20.  f.  855.),  sandte  der  Churfürst  ihm  am  9.  Jan.  1601 
das  Schreiben  zur  Annahme  und  etwaigen  Verbesserungsvorschlägen  zu 
(f.  856.)  Der  Gr.  Oettingen,  dem  Anspach  die  Beschlüsse  des  Speirer 
Tags  mittheilte,  erklärte  sich  darauf  ganz  willfährig  (Anspach  anChnr- 
pfalz.  1601  Jan.  1.  f.  861.)  Der  II.  Neuburg,  dem  Anspach  die  Beschlüsse 
über  den  Ilofrath,  die  Strassburger-  und  Viei klostersache  roitgetheilt 
hatte,  erklärte  dem  Gesandten  des  Markgrafen  am  9.  Dec.  16ü0:  au 
einem  bescheidenen  Anträge  an  den  Kaiser  durch  Schreiben  oder  Ge- 
sandte um  Abstellung  der  Ilofprocesse  wolle  er  sich  betheiligeu,  doch 
rathe  er,  dass  man  erst  alle,  wenigstens  die  weltlichen  Churfürsten  da- 
für gewinne.  In  der  Strassburger  Sache  könne  er  sich  erst  nach  ge- 
nommener Rücksprache  mit  seinen  Mitcommissarien , besonders  Chnr- 
sacbsen  und  Hessen-Marburg,  erklären,  lieber  die  Vierklostersacben 
mögen  die  evangelischen  Stände  sich  vor  oder  bei  nächstem  Reichstag 
erst  unter  einander,  dann  mit  dem  Kaiser  und  andern  Ständen  über  eine 
Norm  vergleichen , nach  der  das  Kammergericht  und  uie  Revisoren  in 
solchen  Sachen  zu  urtheilen  haben,  (f.  828.)  Als  Neubu;g  auf  diese  Er- 
klärung das  Schreiben  hinsichtlich  der  Hofprocesse  erhalten  halt«*, 
schrieb  er  am  26  Dec.  an  Churpfalz  : ‘er  rathe,  dass  man  das  Schreiben 
kürzer  und  bescheidener  fasse  , alles,  wodurch  der  Kaiser  seine  Person 
oder  sein  Amt  verkleinert  sehen  möchte,  auslasse  und  eine  ausführliche 
Deduction  beilege/  Nach  diesen  Gesichtspuncten  machte  er  mehrere 
Verbesserungsvorschläge  und  rieth  schliesslich,  man  möge  die  Religion»- 
Sachen  nicht  erwähnen:  dann  könne  man  am  nächsten  Reichstag  um  so 
eher  säiumtliche  Stände  zur  Betheiligung  an  dieser  Sache  bewegen, 
(f.  833)  Mecklenburg,  dem  Churbrandenburg  die  Speirer  Beschlüsse 
mittheilte,  ei  klärte,  er  könne  an  den  Massregeln  gegen  den  Ilofrath 
nicht  Theil  nehmen , da  er  dessen  mit  dem  Kammergcrichte  concar- 
rirende  Jurisdiction  anerkenne.  (Churbrandenburg  an  Churpfalz  1600 
Dec.  19.  f.  817.) 

2 Vgl.  die  Aeusserungen  Langelsheims  über  die  Strassburger  Sache 
(an  Bongars.  1601  Jan.  5.  Bongarsi  et  L.  epistolae  S.  138)  und  über  eine 
damalige  Gesandtschaft  Lothringens  an  Churpfalz.  (Avrmannus,  sylloge 
S.  556,  557  ) 

Jan.  170.  Friedrich  IV.,  Instruction  für  den  Fürsten 
31  Christian  von  Anhalt  an  den  Kaiser. 

Der  Fürst  suche  „abgesonderte  audientz“  zu  erlangen  und 
trage  dem  Kaiser  vor:  der  Churfürst  sei  sehr  bekümmert  dnreh 
Nachrichten,  dass  der  Kaiser  es  zugeben  wolle,  dass  man  seiet* 
Regierung  durch  einen  römischen  König  einzuschränken  suche. 
Wol  sei  das  Reich  schwerer  angefochten,  als  lange  vorher;  aber 
der  Kaiser  habe  nun  auch  seine  besten  Jahre  erreicht  und  die 
Mängel  des  Reichs  kennen  gelernt;  deshalb  werde  er  sich  dem 
von  Gott  übertragenen  Amte  nicht  entziehen,  volleuds  nicht  auf 
Antrieb  anderer,  die  nicht  des  Kaisers  und  Reiches  Hoheit  zu 
bewahren,  sondern  ihm  Leben  und  Regierung  schwerer  zu  machen 
suchen.  Ungetheilt  werde  der  Kaiser  die  Regierung  besser  führen, 
als  getheilt,  und  der  Churfürst  werde  ihm  lieber  gehorchen,  als 
irgend  einem  andern.  Mit  den  im  Reich  zu  des  Kaisers  ,,rat 
und  trost  verordneten  mittein“  werde  er  die  seiner  Regierung  zu- 
gewachsenen  Beschwerden  vermindern  und  die  Kraft  der  Regie* 
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rung  vermehren  können.  Wenn  er  z.  B.,  um  anderer  Klagen  zu 
gesohweigen,  die  ungehöriger  Weise  vom  Kammergerichte  an  seinen 
ilofrath  gezogenen  Processe  an  jenes  zurückweise , so  könnte  er 
um  so  emsiger  die  übrigen  Regierungsgeschäfte  besorgen,  hätte 
von  seinen  gehorsamen  und,  wenn  ihnen  Recht  und  Frieden  garan- 
tirt  wird,  zu  jedem  Opfer  bereiten  Ständen  bessern  Rath  und  Bei- 
stand zu  gewärtigen,  als  von  einem  der  bald  über,  oder  doch 
neben  ihm  regieren  würde.  Diese  und  andere  wichtige  Reichs- 
angelegenheiten möge  der  Kaiser  mit  den  Reichsfürsten,  die  seinen 
und  des  Reichs  Vortheil,  nicht  dcuen,  die  beider  Unterdrückung 
Sachen,  erwägen.  — Erwähnt  dann  der  Kaiser  im  weitern  Gespräch 
der  Türkenhftlfe,  so  erwiedert  der  Fürst,  die  durch  den  nieder- 
ländischen Krieg  erlittenen  Verluste,  die  neuen  zu  gewärtigenden 
Angriffe  und  durch  Hofprocesse  täglich  empfundenen  Ungelegen- 
beiten veranlassen  die  Hinterhaltung  der  Steuer;  werden  solche 
wler  doch  die  wichtigsten  Beschwerden  abgestellt  — und  der 
Kaiser  sei  dazu  verpflichtet,  — so  werde  die  Steuer  erlegt  und 
fernere  Hülfe  nach  Möglichkeit  geleistet  werden.  Auf  Alles,  was 
der  Kaiser  vorbringt,  ist  stets  die  Abstellung  der  Hofprocesse,  der 
Vergewaltigungen  durch  die  spanischen  Truppen , der  religiösen 
Verfolgungen  zu  begehren.  — Datum  Heidelberg  den  21.  Januarii 
anno  1601. 

München  Staatsarchiv  5466  f.  129.  Orig 

171.  Behren  und  Koppe  an  Churbrandenburg,  (z.  Th.)  Febr. 

Die  Anspacher  Gesandten  sind  beauftragt,  in  der  Strassburger  * 
Sache  auf  gütliche  Vergleichung  zu  dringen.  „Erachten  auch, 
das  die  extrema  gar  nicht  zu  behaupten  propter  defectum  coniunc- 
tionis,  und  sei  mit  Lottringen  numer  darumb  zu  tractireu,  weil  sie 
die  gewiße  nachrichtimg,  das  Wirtenbergk  mit  Lottringen  dem 
Stuckardischen  receß  zuwider  gebandelt  und  geschlossen.“  — 

Datum  Friedeburgk  den  22.  Januarii  a.  1601. 

Berlin  XIV  14.  Orig 

172.  Protokoll  des  Friedberger  Con  vents.  (z.  Th.)  Febr. 

2 12 

Anwesend  die  Gesandten  von  Churpfalz  (Culmann,  Plessen, 

Schug),  Churbrandenburg  (Dr.  Köppen,  Christoph  v.  Behren), 
dem  Administrator  zu  Strassburg  (Dr.  Berchtolt),  von 
Anspach  (Simon  Eisen,  der  Secretär  Sam.  Greiss) , Braun- 
schweig (Joacb.  Götz,  Dr.  König,  zugleich  mit  Vollmachten  vom 
Bischof  von  Osua brück),  Baden  (Carl  Paul),  Lauenburg 
tbr.  Neonobel),  den  Wetterauer  Grafen  (Dr.  Andr.  Christiani, 

Br.  Schorei),  von  Strassburg  (Ammeister  Kips,  Dr.  Hartlieb, 

•Juate),  Mecklenburg  (unbekannt),  Zw  ei  brücken  (Peter 
v.  Pötter)  und  Dettingen  (Dr.  Leussler). 

.«Freitags  den  23.  Januarii  anno  1601.  .Zu  Fridberg.“ 

Die  churpfälzischen  Gesandten  proponiren  für  die  Ver- 
handlung die  Puncte  des  vorigjährigen  Speirer  Abschieds.  Zu 
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172.  den  Hofprocessen  bemerken  sie:  „dabei  Baden  am  meisten  interes- 
sirt  were,  sintemal  i.  f.  g.  mit  solchen  processen  albereit  biß  uf 
comminatiou  der  acht  were  procedirt  worden.  Darumben  s.  f.  g. 
gebetten  . . . dieweil  angesetzter  termin  kurtze,  solhe  am  ersten 
möchten  furgenommen  werden.“ 

„Ködern  die  nachmittag,  abwesent  der  stat  Straßburg 

gesandten.“ 

Der  badische  Gesandte  berichtet  über  den  Verlauf  des  badi- 
schen Vormundschaftsstreites,  von  dem  kaiserlichen  Mandate  vom 
19.  Februar  1599  bis  zu  den  Mandaten  vom  December  1600. 
(Vgl.  Ritter  I,  S.  164,  165,  206,  221.)  Er  bemerkt:  der  Fried- 
berger Convent  von  1599  habe  seinem  Herrn  gerathen,  dass  er 
die  „frewlein  an  papistischen  ort  ordnen  sollen,  alßdan  betten 
hern  ursach,  sich  s.  f.  g.  anzunemmen.  Derne  were  Baden  also 
nachkommen;  frewlein  gen  Baden  geschickt.  Zum  Schlüsse  schlägt 
der  Gesandte  folgendes  vor:  1.  Diejenigen,  welche  dazu  bevoll- 
mächtigt sind,  erlassen  ein  Schreiben  au  den  Kaiser  und  zeigen 
an,  dass  ihre  Herren  solche  Processe  nicht  dulden  wollen.  2.  Für 
den  Fall,  dass  dies  Schreiben  ohne  Erfolg  bleibt,  wünscht  der 
Markgraf  von  Baden  zu  wissen,  was  er  von  den  Correspondiren- 
den  zu  erwarten  habe.  — Der  erste  dieser  Vorschläge  wird  ange- 
nommen, hinsichtlich  des  zweiten  aber  erklärt,  dass  er  durch  den 
weitern  Beschluss  über  eine  Zusammensetzung  gegen  gewaltsame 
Durchführung  der  Hofprocesse  überhaupt  zu  erledigen  sei.  Dar- 
auf bemerkt  der  Gesandte  Badens,  wenn  vor  dem  Schreiben 
nicht  „resolvirt  sei,  ob  und  wie  man  bei  i.  f.  g.  sten  wolle,  würde 
sich  i.  f.  g.  einzulassen1  bedenckens  tragen.  Da  aber  coneept  ge- 
fertigt, wolt  ers  i.  f.  g.  zuvorderst  zusenden.“ 

„Sam b stags  den  24.  Januarii.“ 

Ankunft  des  mecklenburgischen  Gesandten,  der  vermöge 
seiner  Vollmacht  nur  den  die  Strassburger  Sache  betreffenden 
Sitzungen  beiwohnt. 

„Son tags  den  25.  J anuari i.“ 

Ankunft  des  Zweibrückener  und  des  öttingischen  Ge- 
sandten. Gegen  des  erstem  Zulassung  erklärt  sich  der  Gesandte 
Anspachs,  weil  dem  zu  Zweibrtteken  weilenden  Strassburger  Capi- 
tularen  Grafen  v.  Mansfeld,  einem  Gegner  des  Hauses  Branden- 
burg. Abschied  und  Protocoll  des  Tages  zu  Speier  trotz  der  ver- 
sprochenen Geheimhaltung  mitgetheilt  sei.  Man  vermuthet  indess, 

1 „der  acht  zu  erwarten.“  W. 
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dass  diese  Mittheilung  durch  den  Herzog  von  Zweibrücken  selbst 
geschehen  sei,  und  ohne  böse  Absicht,  beschliesst  daher,  den  Ge- 
sandten zuzulassen.  — Die  Churbrandenburger  melden,  dass 
Dänemark  sich  bereit  erklärt  habe,  das  Schreiben  und  die  Gesandt- 
schaft an  den  Kaiser  wegen  der  Hofprocesse  mit  abzufertigen. 

Später  wird  der  Gesandte  der  Stadt  Strassburg1  vorgelas- 
sen,  um  folgenden  Bericht  anzubringen:  Da  das  Gesuch  der  Städte 
an  deu  Kaiser  von  1597,  betreffend  die  Hofprocesse,  weder  eine 
Antwort  noch  sonst  einen  Erfolg  erwirkt  hatte,  so  verlangte 
Uegeusburg,  es  solle  ein  Städtetag  gehalten  werden.  Dies  geschah 
im  vergangenen  September  zu  Eslingen.  Augsburg  und  Aachen, 
welche  sich  der  Hofprocesse  bedient  haben,  erschienen  dabei  nicht. 
Hei  dem  folgenden  Tag2 3  zu  Worms  forderte  dann  Löfenius  im 
Namen  des  Churfürsten  von  der  Pfalz  die  Städte  auf,  sich  dem 
<chreiben  der  Correspondirenden  an  den  Kaiser  in  Betreff  der 
Hofprocesse  beizugesellen.  Da  aber  „andere  stette  nicht  genug- 
sam befelh  hierüber  hatten,“  so  beschloss  mau,8  dass  die  Städte 
Mch  sofort  den  vier  ausschreibenden  darüber  erklären  sollten. 
Diese  Erklärungen  gingen  meist  dahin,  dass  die  Städte,  um  den 
Schein  eiuer  Conspiration  zu  vermeiden,  für  sich  handeln  sollten : 
sie  möchten  also,  wo  möglich  gleichzeitig  mit  den  Correspondiren- 
den, dem  Kaiser  vorstellen,  dass  der  von  seinen  Commissarien 
Neuburg  und  Baiern  in  Regensburg  begonnene  Process  des  Prediger- 
klosters wegen  nichtig  und  gegen  ihre  Privilegien  sei. 4 — Die 
Gesandten  der  Correspondirenden  fragen  hierauf,  was  die  Städte 
zu  thun  gedenken,  wenn  ihr  Gesuch  erfolglos  bleibe?  — Darauf 
wird  erwidert;  „Obwol  stette  zum  teil5 * *  gern  gesehen,  man  sich 
toit  höhern  eoniungirn  mögen,  hets  doch  allerhant  bedenken  ge- 
hoben. Wcren  stette  bericht,  als  ob  reichstag  vorhanden  sein 
solte,  da  dafür  gehalten  wurde,  sich  besser  thun  lassen , die  ding 
an  höhere  stände  zu  gelangen,  dieweil  man  wisse,  das  fürsten  auch 
mit  processcn  angegriffen.  Darumben  solhs  nun  geschlossen,  die 


Febr. 

2-12 


1 Die  Strassburger  Gesandten  sind  nur  bei  solchen  Sitzungen  an- 
wesend, bei  denen  ihre  Anwesenheit  besonders  bemerkt  ist. 

2 Als  Ausschusstag  bezeichnet  in  einem  Vortrag  der  Churpfälzer  bei 
der  Sitzung  vom  3.  Eebr. 

3 Statt  des  nun  folgenden  hat  B. : „Zum  ausschuß  verordnet  Coln, 
Straßburg,  und  Speier  uf  der  Reinischen  banck,  obern  banck : Nürnberg, 

klm  und  Eslingen.  Die  andern  stet  solten  sich  resolviren,  was  zu  thun. 

Januarii  zu  Speir  wider  zusammen  kommen.  Maiora  vota  dahin 
langen“  etc. 


1 Nach  B.  ist  ein  derartiges  Schreiben  an  Neuburg  und  Baiern  zu 

richten,  an  den  Kaiser  aber  eines  über  die  Hofprocesse  überhaupt. 

$ Strassburg  und  Speier.  B. 
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172.  hoehern  stcndc  zu  ersuchen,  die  abscliaffung  der  proceß  zu  be- 
ordern.“ 

Am  Nachmittage  desselben  Tages  wird  die  Frage  discutirt. 
was  zu  thun  sei,  wenn  Hofprocesse  trotz  aller  Verwahrungen  mit 
Gewalt  exequirt  werden.  Hierauf  votirt  Churbrandenburg: 
„in  omnem  eventum  haltens,  zusamensetzung  sei  hochnotig,  doch 
nicht  nur  etlicher,  sonder  aller  e(vangelischcr)  stende.  Darumben 
sei  zuvor  für  gut  angesehen , auch  Sachsen  administratorn  dazu 
zu  vermögen.  Und  het  irher  auch  nicht  vermutet,  das1  Pommern 
solte  absprungen  sein.  Wie  aber  zusamenzusetzen,  und  uf  was 
maß,  het  ir  her  nicht  gewiß  instruiren  können,  dieweil  sic  nicht 
wissen  können,  was  für  stende  herbei  tretten,  und  wie  hoch  sich 
jeder  angreiffen  mochte.“  Ein  Ueberfall  ist  sobald  nicht  zu  fürch- 
ten, da  der  Kaiser  der  Stände  gegen  die  Türken  bedarf,  und  er 
überhaupt  so  gemässigt  ist.  Alle  bisherigen  Verhandlungen  sind 
nicht  verschwiegen  geblieben.  „Mochte  kommen,  das  i.  Mt.  auch 
nacbrichtung  von  hieiger  handlung  erlangte,  würde  sie  vielleicht 
uf  andere  wege  zu  gedenken  Ursachen  sehepfen  und  etwan  mit  Türken 
friden  machen  und  hilf  hiehcr  vorwenden . . . Aber  wie  dem,  wollen 
s.  chf.  g.  sich  vom  gemeinen  werk  nicht  absondern,  wan  nur  vor- 
an twortl' che  mitl  und  weg  können  erfunden  werden.  Aber  uf  gewisse 
mitl  werens  nicht  abgefertigt.“  Der  Gesandte  des  Administra- 
tors von  Strassburg:  ohne  eine  Vereinigung  werde  man  sich  der 
Hofprocesse  und  anderer  gravamina  nicht  entledigen.  „Darumben 
sich  einer  hilfleistung  wol  zu  vergleichen.  Uf  was  mitl  aber  solhe 
Union  zu  stellen,  liettens  ine  nicht  instruirn  können,  dieweil  sic 
(der  Administrator)  gehalten,  ime  andern  höhern  hausern  in  dem 
fal  furzugreiffen  (nicht  gezieme),  sondern  halte,  da  etwan  initl  an 
hand  geben  werde,  wie  sie  verstanden,  churf.  P(falz)  uf  ban  brin- 
gen werde,  da  könt  man  sich  vergleichen.“  2 Zweibrücken  will, 
dass  den  Beschwerten  wirklicher  Beistand  gesichert  werde:  „und 
were  in  dergleichen  feilen  nicht  unbreuchlich,  das  hern  selbst  zu- 
samen  kernen  mit  wenig  dienern  und  sich  verglichen,  was  zu 
thun  sein  wolle.“  Alle  evangelischen  Stände  zu  vereinigen,  i>t 
gegenwärtig  kaum  möglich,  darum  müssen  einige  den  Anfan? 
machen.  „Obwol  er  nicht  instiuirt,  wie  weit  er  gen  sol,  het  doch 
s.  f.  g.  sich  gegen  P(falz)  und  auch  i.  Mt.  seihst  erkleret,  das  sic 
Baden  nicht  verlassen  könne  nicht  allein  mit  schreiben,  sondern 
auch  mit  der  that  uf  gut  alt  Teutsch.  Und  hab  er  befelh,  sich 


1 „Hessen  und  P.*‘  (W.  B.) 

2 „Sei  er  befelcht,  sich  mit  inen  (den  Pfälzern)  zu  vergleichen.“  W. 
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von  dem,  so  gemeinem  werk  zu  besten  gelangen  mag,  nicht 
abzusondern,  sovil  s.  f.  g.  anlag  ertragen  mag.“  Zu  dein  Zwecke 
gemeinsamer  Sicherstellung  könnte  man  die  hinterhaltenc  Türken- 
steuer verwenden.  Anspach  wird  sich  vom  gemeinen  Werk  nicht 
absondern,  doch  „dergestalt,  da  i.  f.  g.  kriegscosten  erstattet  und 
Strassburger  sach  uf  gut  initl  zu  bringen  geholfen  wurde.  Andere 
mitl  haben  sie  nicht,  wollen  aber  chur  P(falz)  anhören,  was  sie 
haben.“  Die  Gesandten  Braunschweigs:  hotten  von  ircin  hern 
anderst  nicht  versten  können,  als  daß  sich  gesauten  wurden  anhero 
zusam  tliun,  auch  uf  gewisse  Verfassung  zu  gen,  so  nicht  allein  uf 
praesens,  sonder  auch  futurum  zu  gen  gemeint  sein  sol.“  Das 
Schreiben  und  die  Gesandtschaft  an  den  Kaiser  wird  ohne  eine 
solche  Zusammensetzung  erfolglos  sein.  Dass  die  Verhandlungen 
tekannt  werden,  ist  nicht  zu  fürchten.  „Darumb  liberc  mit  ein- 
ander zu  reden  und  sich  eines  gewissen  zu  vergleichen,  doch  uf 
ratification  der  hern.  Dan  verbliebe  diß,  so  hab  man  bald  ein 
newe  zusamenkunft.“  Der  badische  Gesandte  sagt:  ohne  eine 
Zusammensetzung  zu  gegenseitigem  Schutz  werde  sein  Herr  den 
kaiserlichen  Mandaten  gehorchen  müssen.  Er  empfiehlt  den  Ab- 
schluss der  früher  bedachten  Unionsnotel ; nur  der  hohen  Anschläge 
bedürfe  es  zunächst  nicht.  Lauen  bürg  will  gleichfalls  eine 
Union  zur  Verhinderung  der  Execution  der  Hofprocesse,  empfiehlt 
aber  zur  Verhandlung  darüber  eine  persönliche  Zusammenkunft 
derStäude.  Die  Gesandten  der  w e tterau ischen  Grafen  sollen 
den  andern  nicht  vorgreifen,  sondern  deren  Meinung  anhören  und 
referiren.  Gleichen  Auftrag  hat  der  Gesandte  Dettingens. 
Churpfalz:  der  Churfürst  würde  damit  einverstanden  sein,  wenn 
man  die  früher  verfasste  Unionsnotel  „uf  jetzige  gelegenheit  accom- 
modiren“  wollte,  oder  wenn  sich  jeder  zu  erklären  hätte,  wie  viel 
Monate  er  auf  jeden  Notlifall  bereit  haben  werde.  Vor  solch 
einer  Zusammensetzung  würde  der  Kaiser  hoffentlich  zurückweichen. 
E s ist  „resolntio  zu  nemmen,  ob  man  uf  fal  thatlickheit  sich  auch 
de  facto  wolle  widersetzen  und  sich  jeder  darzu  gefast  wolle  hal- 
ten . . Obwol  etlich  nicht  instruirt,  so  wolle  es  doch  gesetzt  und 
verglichen  sein  . . . Stünde  also  bei  den  hern  sich  in  etwas  mer 
spccialiter  zu  erklären,  welcher  gestalt  sich  zu  widersetzen , da 
mit  der  that  einer  solte  angegriffen  werden.“ 


Febr. 

2-12 


Hierauf  erklärt  der  Gesandte  des  Administrators  von 
Strassburg,  er  werde  die  Vorschläge  anderer  abwarten  und  sich 
dann  äussern.  Zweibrücken  verlangt  thätlichen  Beistand  für 
denjenigen,  der  angegriffen  wird.  Er  will  sich  von  einen»  Beschluss 
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172.  auf  Geld-  oder  Volkshülfe1  nicht  absondern.  Die  Anspacher 
Gesandten  sind  ermächtigt  zum  Abschluss  einer  Union,  falls  die 
andern  Stände  sich  der  Strassburger  Sachen  und  der  Erstattung 
der  Auslagen  des  Markgrafen  in  dem  spanischen  Kriege  annehmen. 
Braunschweig  schlägt  vor:  1.  Vor  Abschaffung  der  Hofproeesse 
wird  dem  Kaiser  keinerlei  Contribution  bewilligt.  2.  Wenn  der 
Kaiser  trotz  aller  gütlichen  Mittel  einem  Stande  die  Execution 
überträgt,  so  zeigen  die  Correspondirenden  diesem  an,  sie  würden 
die  Execution  nicht  dulden.  Hört  er  darauf  nicht,  so  treibt  man 
Gewalt  mit  Gewalt  ab.  Jeder  macht  seine  Unterthanen  wehrhaft, 
damit  sie  jederzeit  bereit  seien.  — Mit  diesem  Votum  stimmt  der 
Lauen  burgische  Gesandte  überein.  Baden  stimmt  ebenfalls 
für  gegenseitigen  thätlichen  Beistand  und  wird  sich  wegen  der  zu 
hinterlegenden  Geldsumme  mit  den  andern  vergleichen.  Chur- 
brandenburgs, der  Wetterauischcn  Grafen  und  Oettin- 
gens  Gesandte  nehmen  aus  Mangel  an  Instruction  die  Vorschläge 
ad  referendum. 

„Mitwochs  den  28.  Januarii  ante  meridiem.“ 

Die  Strassburger  Angelegenheit  wird  proponirt.2  Der  Gesandte 
des  Administrators  bemerkt:  dieser  Sache  müsse  man  sich  an- 
nehmen; denn,  da  sie  allein  durch  Hofproeesse  so  weit  gebracht 
sei,  so  w ürde  man,  sie  fallen  lassend,  zugleich  in  jenen  nachgeben, 
man  würde  zugleich  des  Papstes  Jurisdiction  in  Deutschland  ein- 
führen und  den  Anlass  zur  Einziehung  aller  evangelischen  Stifte 
durch  die  Katholischen  geben,  man  würde  den  geistlichen  Vorbe- 
halt contirmiren.  den  evangelischen  Fürsten  und  Grafen  den  Zu- 
gang zu  dem  Stift  Strassburg  abschneiden  und  die  Stadt  selbst 
zum  Lohn  ihrer  guten  Dienste  der  Herstellung  des  Papismus,  da- 
von die  Papisten  schon  sprechen,  aussetzen.  Er  hoffe  daher,  man 
werde  ein  Defesivbündniss  abschliessen ; sobald  dies  geschehen, 
werde  er  Vorschläge  machen  in  Betreff  der  Strassburger  Sache. 
Der  anspachisehe  Gesandte  ist  instruirt,  dahin  zu  arbeiten, 
dass  diese  Angelegenheit  ganz  gleich  der  der  Hofproeesse  in  An- 
griff genommen  werde.  Die  Brau  nschwcige  r Gesandten  erklären, 
ihr  Herr  hätte  sie  gern  ausführlich  hierin  instruirt,  wenn  er  nur 
über  den  Verlauf  dieser  Sache  gründlicher  unterrichtet  worden  wäre: 
aber  vergeblich  habe  er  den  Dr.  Götz  zu  dem  Zwecke  nach  Strass 


1 Auf  Hinterlegung  einer  Geldsumme.  W.  B. 

2 An  der  Berathung  nehmen  die  Gesandten  von  Mecklenburg  und 
der  Stadt  Strassburg  Theil 
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bürg  geschickt. 1 2 Zweibrücken  findet  es  bedenklich,  sich  der 
Strassburger  Sachen  anzunehmen,  bevor  man  den  Vergleich*  zur 
Beilegung  des  Zwistes  zwischen  dem  Administrator  und  seinem 
Capitel  ersehen  habe,  in  welchen  einige  Capitnlaren  nicht  ein- 
gewilligt haben  sollen.  Der  Herzog  ist  dabei  wegen  seines  Sohnes 
besonders  interessirt. 

Die  Gesandten  stimmen  darin  überein,  dass  man  die  Sache 
des  Administrators  aufrecht  halten  müsse.  Dieser  selbst  wünscht 
eine  Vereinigung  wenn  auch  nur  etlicher  Stände,  die  nöthigen 
Falls  zur  Gewalt  zu  schreiten  bereit  wären.  Zum  Kriege  würde 
es  doch  nicht  kommen,  und  nur  so  würde  Lothringen  zu  einer 
unnräjudirlichen  Ausgleichung  sich  herbeilassen. 3 Anspach  ist 
bereit  zu  wirklichem  Beistand , wenn  es  die  übrigen  auch  sind. 
Zweibrücken  hat  seinen  Gesandten  nicht  speciell  instruirt, 
wird  sich  aber  von  dem  gemeinen  Beschluss  nicht  absondern,  falls 
er  den  verlangten  Bericht  erhält.  Dagegen  hält  Churbrandenburg 
eine  gawaltsaine  Durchführung  dieser  Sachen  nur  bei  einer  Ver- 
bindung aller  evangelischen  Stände  für  möglich.  Diesem  stimmt 
Braunschweig  bei,  räth  aber,  da  eine  solche  Conföderation 
kaum  zu  hoffen  sei,  zu  gütlicher  Verhandlung  zu  greifen,  oder  den 
Kaiser  zur  Aufrechthaltung  (resp.  Wiederherstellung)  des  Pacifica* 
tionsabschiedes  für  so  lange,  bis  die  Sache  rcchtpch  oder  gütlich 
entschieden  sei,  zu  drängen.  Dieser  Vorschlag  findet  bei  den 
t’ebri gen  Beifall.  Meckle  n bürg  bemerkt:  „weil  bereits  in  paei- 
ficationshandlung  sovil  nachgegeben,  das  Lottringen  bei  seins  teils 
eingenommener  possesion  zu  lassen,  Lottringen  seithero  gar  vom 
Kaiser  iuvestirt,  mandata  ergangen,  sehe  sein  her  nicht,  wie  Lot- 
hringen stift  ganz  wider  auß  banden  zu  bringen.  Dan  raanuten- 
tion  wttrklich  ftirzunemmen,  wurde  zu  befaren  stehen,  Kai.  Mt. 
und  papistische  stende  ime  beisten , und  er  auDwerdige  hilf  auch 
erlangen  wurde.“  Die  Kriegskosten  werden  bei  der  allgemeinen 
Erschöpfung  schwerlich  aufzubringen  sein.  „Eudlich  hette  auch 
hottringen  . . . stift  fast  gar  einbekommen , also  ganzen  wider- 

1 Der  Herzog  verlangte  Mittheilung  der  Acten  über  die  seit  Jahren 
in  der  Strassburger  Sache  ohne  seine  Zuziehung  gepflogenen  Unterhand- 
lungen, ferner  einen  Bericht,  wie  die  Sachen  zwischen  Anspach  und 
^ürteinberg,  dem  Administrator  und  seinem  Capitel  stehen,  (an  Chur- 
Plalz.  1600  Dec.  12.  M.  pf.  115/3  f.  810.) 

2 Derselbe  ist  vom  19.  Juli  1600:  eine  Copie  findet  sich  W.  II  5 47. 

3 Randbemerkung  des  Braunschweiger  Gesandten : Von  diesem  und 
Churbrandenburgs  votum  haben  die  Gesandten  der  Stadt  Stra8sburg  „fast 
schimpflich  gesagt  me  (Götz)  assidente,  das  es  umb  region  und  nicht 
rcligion  zu  thun.  Es  sei  keine  Versicherung  für  ire  hern  und  stad,  mus- 
ten  sagen,  wo  es  ime  steckte."  W. 
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172.  stand  auß  Stift  und  eigen  landen  werde  thun  können.“  Die  Stadt 
Strassburg  zweifelt  an  dem  Gelingen  eines  Krieges,  „dieweil 
man  nicht,  wie  wol  sein  solte,  im  werk  zusammenzusetzen  pflege. 
Wer  auch  an  dem,  da  sach  umschluge,  das  höher  steude  allemal 
sehen,  wie  sie  durchkommen,  aber  stat  Straßburg  het  sich  eines 
andern  zu  befaren  ....  Capitl  were  auch  getreut,  das  mau 
nicht  weiß,  da  mit  ime  zu  handeln,  wen  man  sol  ansprechen  . . . 
Alß  zuvor  via  facti  furgeuommen,  wers  nicht  durch  rat,  sonder 
von  300  mannen,  wie  breuchlich,  geschlossen.  Solte  uun  uf  sol- 
chen weg  wider  geschlossen,  müste  an  solhc  300  wider  gebracht 
werden.  Der  rat  gewiß,  das  nicht  zu  erhalten.  Dörft  auch  uf  die 
zunfteil  gewisen  werden,  da  merer  trennung  zu  befaren.“  Von 
den  wette rauischen  Grafen  haben  beim  jüngsten  Grafentag 
mehrere  sich  geweigert,  sich  der  Sachen  ferner  anzunehmen. 

Chur pfalz  wünscht  über  die  braunschweigischen  Vorschläge 
die  Meinung  Brandenburgs  zu  vernehmen.  Indem  es  so  zur  zweiten 
Umfrage  kommt,  erklären  Churbrandenburg  und  Anspach, 
dass  sie,  so  sehr  eine  entschiedene  Zusammensetzung  von  ihnen 
gewünscht  werde,  sich  auch  die  gütliche  Handlung  gefallen  lassen. 
Die  Uebrigen  stimmen  bei,  nur  der  Gesandte  des  Admini- 
strators wiederholt,  dass  ohne  eine  schlagfertige  Union  alle  Ver- 
handlungen fruchtlos  bleiben  werden. 

„Donnerstags  den  29.  Januarii  vormittag.“ 

Bei  dem  Beschlüsse,  dass  die  Türkenhülfe  noch  nicht  zu  er- 
legen sei,  votirt  Churbrandenburg:  In  Betreff  der  bewilligten 
40  Monate  sei  zu  bedenken,  dass  der  Krieg  in  Ungarn  doch  auch 
die  Nachbarländer  betreffe;  „schlagen  für,  ob  nicht  (ein)  weg. 
40  monat  zu  erlegen  und  anzuhalten,  die  20  monat  dagegen  fallen 
zu  lassen,  und  proces  in  camera  einzustellen.  Dan  obwol  Caesar 
hingegen  versprochen,  frieden  zu  erhalten,  hab  sie  einzuwenden, 
sie  das  ir  gethon  hab,  sovil  möglich.“  — Schliesslich  stimmt 
indess  Churbrandenburg  dem  strengem  Beschluss  bei.  Die  Ge- 
sandten der  wetterauischen  Grafen  haben  Befehl,  „sich  zu 
erkundigen,  da  i.  gg.  etwan  in  acht  solten  erklärt  werden,  wessen 
sich  der  assistenz  halben  zu  verhalten?“  Churpfalz  und  die 
Uebrigen  vermögen  darauf  keine  Antwort  zu  geben.  — Lauen- 
burg ist  durch  ein  Verdammungsurtheil  zur  Erlegung  von  drei 
Zielen  der  Türkenhülfe  von  1598  gezwungen.  Solms-Lich  ist 
gleichfalls  eventualibiter  condemnirt  und  hat  den  Fiskal  befriedigt. 
Octtingen  erinnert.,  dass  er  die  Hülfe  schon  vor  dem  Frank- 
furter und  Friedberger  Tag  erlegt  habe. 


Digitized  by  Google 


1601 


267 


„Freitags  den  30.  Januarii  vormittag.“  Febr. 

„ 2-12 
Es  wird  beratben  über  die  Entschädigung  der  drei  Kreis- 

obersten.  C h urbranden bn rg  und  der  Administrator  von 
Strassburg  balten  die  Entschädigung  für  billig ; desgleiclien  Zwei- 
brücken, der  aber  nicht  siebt,  wie  dieselbe  geschehen  könne. 

Baden  will  in  dieser  Sache  thun,  was  die  andern  thun,  wenn 
man  auch  ihm  in  der  Noth  beistehen  wird.  Lauenburg  hält 
die  Entschädigung  gleichfalls  für  billig;  aber  zunächst  soll  man 
die  Kreise  zur  Erlegung  ihrer  schuldigen  Beiträge  auffordern  und 
dein  Kaiser  nichts  bewilligen,  bevor  man  diesen  Punct  in’s  reine 
gebracht  hat.  Die  wettera  ui  sehen  Grafen  haben  dem  ober- 
rheinischen Kreise  12  Monate,  dem  schwäbischen  4000  Gulden 
Hegt.  „So  hab  sie  damals  das  werk  auch  uf  40,000  fl.  gecostet.“ 

Sie  hoffen  nun,  mit  weiteren  Kosten  verschont  zu  bleiben.  Oet- 
t in  gen  will  dasjenige  leisten,  was  der  schwäbische  Kreis  bewilli- 
gen möchte.  Anspach  und  Braunschweig  erklären,  dass  sie 
ohne  Ersatz  ihrer  Kosten  „sich  in  gemeinen  Sachen  schwerlich 
werden  weiter  einlassen  können.“  Churpfalz  schlägt  vor,  auf  der 
Grundlage  des  Coblenzer  Abschiedes  zu  bleiben  und  sich  um  die 
Aasführung  desselben  durch  die  Kreise  zu  bemühen.  — Hierauf 
ersuchen  Anspach  und  Braun  schweig  die  übrigen,  ihnen  die 
-Mittel  zu  nennen,  wie  doch  die  Kreise  zur  Bezahlung  der  Kriegs- 
kosten zu  bewegen  seien.  Man  beschliesst  darauf,  bei  Gelegenheit 
der  Gesandtschaft  an  den  Kaiser  diesen  zu  bitten,  er  möge  die 
fünf  Kreise  zu  gleichmässiger  Erstattung  der  Kosten  antreiben. 
Anspach  und  Braunschweig  finden  dies  Mittel  ungewiss  und 
behalten  sich  ihre  Forderungen  an  alle  bei  der  Unternehmung 
gegen  die  Spanier  Betheiligten  vor. 

Mö  neben  Staatsarchiv  046-4  f.  344.  Orig.  Pfälzisch.  Verglichen  mit  dem 
Prolocoll  des  Archivs  zu  Wolfenbüttcl  (II  5,  47,  citirt  als  W.)  und  dem  im 
Berliner  Staatsarchiv.  (.Unionsacta  tont.  II.,  citirt  als  B ) 

173.  Joachim  Friedrich  Churfürst  von  Branden-  ' p 

bürg  an  Churpfalz. 

Mit  einem  Convent  der  Churfürsten  1 braucht  man  sich  nicht 
zu  eilen,  einmal  weil  man  nicht  weiss,  was  die  geistlichen  Chur- 
fürsten zu  Aschaffenburg  vorgehabt,  noch  wie  der  Administrator 
von  Chursachsen  ‘darzu  affectionirt’  ist,  und  weil  überhaupt  kein 
genügendes  Vertrauen  unter  den  Churfürsten  herrscht,  dann  weil 
man  über  des  Kaisers  Stellung  zur  Wahl  und  die  Absichten  der 
geistlichen  Churfürsten  täglich  mehr  erfahren  wird.  Wiederholt 
daher  Churrnainz  sein  Ansuchen  au  Churpfalz,  so  räth  ihm  Chur- 
brandenburg, es  „uf  communication  mit  uns  andern  zu  stellen.  — 

Datum  Custrin  den  24.  Januarii  a.  1601. 

Müitchan  Staatsarchiv  546  6 f.  147.  Orig. 
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t Noch  bevor  der  Chf.  Brandenburg  dem  Chf.  Friedrich  auf  dessen 
Schreiben  vom  9.  Jan.  (vgl.  n.  162  Anm.  2)  erwiedert  hatte,  er  habe 
keine  Nachrichten  von  Wahlverhandlungen,  wolle  aber  mit  ihm  über  diese 
Sachen  fernerhin  vertraulich  correspondiren  (Jan.  28.  a.  a.  0.  f.  65),  er- 
suchte letzterer  ihn  am  18.  Jan  um  ein  Gutachten  über  des  Chf.  Mainz 
Schreiben  vom  13.  Jan.  (vgl.  n.  166.  — A.  a.  ü f.  11.) 

Febr.  174.  Fri  edberger  Abschied.  (Unterzeichner:  die  Gesandten 
12  von  Churpfalz,  Churbrandenburg,  dem  Administrator  von  Strass- 
burg, Zweibrücken,  Anspach,  Brauuschweig,  dem  Bischof  von  Os- 
nabrück, Baden,  Lauenburg,  Oettingen,  den  Wetterauer  Grafen.) 

1.  Massregeln  zur  Abstellung  der  Hofprocesse.  2.  Zurück- 
haltung der  Türkenhülfe.  3.  Ersatz  der  bei  der  westfälischen 
Expedition  von  Brauuschweig,  Hessen  und  Anspach  ausgelegten 
Gelder.  4.  Herstellung  der  ordentlichen  und  Nichtbewilligung  von 
ausserordentlichen  Kammergerichtsvisitationen.  5.  Gleiche  Auf- 
fassung des  Religionsfriedens.  — Actum  et  Datum  Fridberg... 
den  2.  monatstag  Februarii  a.  1601. 

Gedruckt:  Archivium  S.  148. 

Febr.  175.  Friedberger  N e b e n a b sc h i e d.  (Unterschrieben  von 
12  den  Unterzeichnern  des  Hauptabschiedes  und  den  Gesandten  der 

Stadt  Strassburg.) 

1.  Massregeln  in  der  Strassburger  Sache,  welche  als  gemeine 
Reichs-  und  Religiossache  anerkannt  w ird.  2.  Aussetzung  der  vier 
Klostersachen  von  der  Revision.  — Geschehen  - - zu  Fridberg  - * 
den  2.  monatstag  Febr.  anno  1601. 

Gfdruckt:  Archivium  S.  164 


Febr.  176.  Wolfgang  Churfürst  von  Mainz  an  Churpfalz. 

16 

Der  Erzbischof  übersendet  die  Werbung  des  kaiserlichen  Hof- 
raths Heinrich  von  Neubaus,  welche  gleichlautend  ist  mit  der 
Westernachs  bei  Churpfalz  vom  24.  Febr.,1  ferner  seine  Resolu- 
tion darauf,  nach  welcher  die  Bewilligung  des  Reichstags  nur  von 
den  Churfürsten  insgemein  ert heilt  werden  kaun,  die  dann  der 
Erzbischof  bestens  zu  befördern  verspricht.  Er  schlägt  nun  dem 
Churfürsten  einen  sofortigen  Convent  der  Rätlie  der  rheinischen 
Churfürsten  vor,  um  sich  hierüber  zu  vergleichen  und  das  Ver- 
glichene Churbrandenburg  und  Sachsen  mitzutheilen.  Den  gleichen 
Vorschlag  hat  er  den  Churfürsten  von  Trier  und  Cöln  schon  ge- 
macht. — Datum  Aschaffenburg  den  16.  Februarii  anno  1601. 

München  Staatsarchiv  pf.  115/4  f.  2.  Orig. 

1 Dieselbe  findet  sich  M.  pf.  115/4  f.  23.  Ihren  Inhalt  und  die  Ant- 
wort des  Cburfürsten  berichtet  Lingelsheim  dem  Bongars  am  2.  März 
(Bongarsi  et  Lingelshemi  epist.  S.  141.)  Ueber  des  Chf.  Pfalz  Schreiben 
an  Würtemberg  und  dessen  Antwort  in  Sachen  des  Reichstags  vgl.  Satt- 
ler V.  S 251  fg. 


Febr. 

20 


177.  Friedrich  Wilhelm  Administrator  von  Chur* 
Sachsen,  an  Ncuburg.  (z.  Th.) 

1.  Den  Räthen  des  Administrators  stellten  bei  dessen  vorig- 
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jähriger  Anwesenheit  in  Cassel  des  Landgrafen  Moritz*  Räthe  im 
Xamen  ihres  Herrn  und  des  Churfrtrsten  von  der  Pfalz,  den  ge- 
lammten evangelischen  Gesandten  am  Speirer  Deputationstage  stellten 
die  churpfälzischen  Gesandten  die  Angelegenheit  der  Hofproeesse 
vor.  Beide  Male  liess  der  Administrator  erwidern : in  der  seinen  Ge- 
sandten mitgetheiltcn  Schrift  werde  die  Jurisdiction  des  Kaisers 
in  policticis  bloss  in  Lehens-  und  Landfriedensbruchsachen  zuge- 
standen, auch  Sachen,  die  nicht  vor  die  Austrage  gehörten,  ihr 
entzogen.  Dieses  zugegeben,  so  werde  „i.  Ml-  deterioris  conditio- 
nis  als  jeder  gemeine  stant  im  reich  sein.“  Kr,  der  Admini- 
strator, könne  sich  nicht  „dergestalt  wieder  i.  Ml*  einlaßen.“  2. 
In  den  vier  Klostersacheu  1 liess  er  sich  den  Vorschlag,  welchen 
bei  seiner  Anwesenheit  in  Cassel  des  Landgrafen  Moritz  Rätlie 
den  seinigen  u.  a.  machten,  dass  man  bei  deren  Revision  paritas 
votorum  begehre,  nicht  missfallen,  erinnerte  aber,  dass  die  andern, 
besonders  die  katholischen  Deputirten,  dies  nicht  bewilligen  möch- 
ten. Wenn  es  aber  auch  geschieht,  so  zweifelt  er,  ob  „es  nach 
Gelegenheit  . . des  ausdrücklichen  buchstabens  des  religionfrie- 
dens  die  clagende  parteien  releviren  würde.“  Jedenfalls  aber,  er- 
klärte er,  dürfe  das  Begehren  der  Parität,  wenn  streitig  gemacht, 
den  Fortgang  der  Arbeiten  des  Deputationstags  nicht  hindern. 
Der  Administrator  wünscht,  „das  alles,  so  inen“  (den  in  den  Klo- 
stersachen Verurtheilten)  „oder  den  evangelischen  stenden  in  gemein 
kanftigk  zum  praeindicio  gereichen  oder  darfur  angezogen,  ver- 
knetet werden  könte.“  — Datum  Torgau  den  10.  Febr.  a.  1601. 

Dresden.  1013t.  Schriften  des  Churf.  Pfaizgr.  und  Landgr.  Moritzen  etc.  f.  103« 

1 l'eber  die  Ansichten  der  chursächsischen  Räthe  in  diesen  Sachen 
vgl.  Ritter  I S 199. 


178.  Joachim  Friedrich  Churfürst  von  Branden- 
burg an  Ch  urpfal z. 

Erzherzog  Maximilian  hat  nicht  nur  bei  Chursachsen,  sondern 
auch  bei  Churbrandenburg  ein  kaiserliches  Creditiv  überreicht. 
„Weil  uns  nun  von  den  practicken  nichts  bewust,  so  haben  wir 
uns  mit  der  unwißenheit  entschuldiget.“  In  einer  Generalantwort 
erklärte  der  Churfürst  dem  Erzherzog,  er  gedenke  bei  der  golde- 
neu  Bulle  und  dem  Herkommen  zu  verharren.  1 — Datum  Coln 
an  der  Sprew  den  13.  Februarii  1601. 

München  Staatsarchiv  546/6  f.  162.  Extract. 

1 Der  Kaiser  trug  dem  Erzherzog  in  einer  Instruction  vom  10.  Fe- 
bruar tolgende  Werbung  an  Chursachsen  auf:  Da  man  im  Reiche  vieler- 
lei von  Umtrieben  höre,  die  dem  Kaiser  und  seinem  Hause  nachtheilig 
sein  möchten,  so  möge  der  Administrator  nach  solchen  Anschlägen  sich 
erkundigen  und  ihnen  entgegentreten.  Er  möge  ferner  sich  mit  dem 
Erzherzog  berathen,  ob  und  wie  derselbe  mit  dem  Chf.  Brandenburg 
dieser  Anschläge  wegen  und  „der  succession  halben“  unterhandeln  solle. 
Denn  zum  Administrator  und  dem  churfürstlichen  Hause  Sachsen  ver- 
sehe sich  der  Kaiser,  „sie  werden  der  succession  halben,  damit  dieselbe 
1 Kai  M*  intention  nach  bei  irem  hause  vorbleibe , nicht  allein  ires 
teils  gerne  helfen,  sondern  auch  i.  Kai.  raetliche  mittel  und  wege 
andeuten  und  bei  andern  alle  gutte  ersprießliche  officia  leisten.  (D. 


Febr. 

23 


Digitized  by  Google 


F eb  r. 
28 


Febr. 

28 


270  1601 

10675  Schriften  der  Churfürsten  Zusammenkunft  betr.  a.  1600,  1)  Auf 
diese  Werbung  schrieb  der  Administrator  am  17.  Febr.  an  den  Kaiser: 
es  sei  ihm  in  Anbetracht  der  Verfassung  des  churfürstlichen  Collegiums 
bedenklich,  sich  hinsichtlich  der  Succession  zu  erklären,  (a.  a.  0.)  Der 
Chf.  Brandenburg,  dem  Erzh.  Maximilian  jene  Werbung  ebenfalls  vor- 
trug, erwiederte  darauf  am  21.  Febr. : er  wisse  nichts  von  in-  noch  aus- 
ländischen Umtrieben.  Er  sei  der  Vorschriften  der  goldenen  Bulle,  des 
Herkommens  und  seiner  Pflichten  gegen  Kaiser  und  Reich  eingedenk 
•Wenn  es  „inhalts  des  heiligen  reichs  vorfassungen“  zur  Wahl  komme, 
so  wolle  er  „nach  befindting  one  erhebliche,  grosse,  bewegende  ursacb 
vom  hochlöbiichen  hause  Österreich  nicht  absetzen.“  Er  erinnere  je- 
doch, dass  der  Kaiser  seit  einiger  Zeit  ihm  und  seinem  Hause  sich  nicht 
gar  günstig  bezeigt  habe,  wie  die  fiscalischen  Processe , die  Verweige- 
rung des  Curatoriums  in  Jülich,  die  Belehnung  des  Cardinais  von  Lothrin- 
gen beweise.  Der  Erzherzog  möge  sich  bei  dem  Kaiser  verwenden, 
dass  diese  Beschwerden  abgestellt  werden , ihm  besonders  auch  ratben. 
dass  er  mit  den  Churfürsten  vertraulichen  Verkehr  unterhalte,  (a.  a.  0.) 
— Uebrigens  theilte  der  Admin.  Chursachsen  dem  Erzherzog  auch  das 
Schreiben  mit,  welches  Churpfalz  am  9.  Jan.  (n.  162  Anm.  2)  an  ihn 
gerichtet  hatte.  Maximilian  übergab  dasselbe  dem  Kaiser  uud  erhielt 
von  diesem  am  23.  März  folgende  Antwort  zur  Mittheilnng  an  Chur- 
sachseh : als  Dietrichstein  nach  Rom  zum  Jubiläum  reiste,  habe  er  (der 
Kaiser)  ihn  beauftragt,  den  Papst  um  Hülfe  gegen  die  Türken  anzu- 
gehen. Darauf  habe  er  ihm  eine  Antwort  überbracht,  und  in  derselben 
Sache  reise  er  gegenwärtig  abermals  nach  Rom.  (Maximilian  an  Chur- 
sachsen. 1601  April  7.  a a.  0 ) 

179.  Christian  Fürst  von  Anhalt  an  Churpfalz. 

Gegen  Aller  Erwartung  hat  der  Kaiser  dem  Fürsten  am  gegen- 
wärtigen Tage  1 Audienz  ertheilt.  Er  begehrte  nichts  Schriftliches 
und  war  damit  zufrieden,  dass  mit  Niemanden  sonst  über  die 
Sachen  gehandelt  werde.  Der  Fürst  hofft  einen  guten  Erfolg  der 
Werbung,  und  dass  der  Kaiser  sich  bei  seiner  Verabschiedung 
specieller  erklären  werde.  — Datum  Prag  den  18.  Febr.  a.  1601. 

München  Staatsarchiv  546  6 f 175.  Eigcnh. 

1 Anhalt  war  am  21.  Februar  in  Prag  eingetroffen  und  batte  als- 
bald erfahren,  dass  der  Kaiser  so  sparsam  in  der  Ertheilung  von  Audien- 
zen sei,  dass  Dietrichstein  acht  Wochen  auf  eine  habe  warten  müssen. 
(Anhalt  an  Churpfalz.  Febr.  24.  a a.  0.  f.  164 ) 

180.  Joachim  Friedrich  Churfürst  von  Branden- 

burg an  C h u r p f a 1 z. 

Der  Churfürst  übersendet  die  Werbung  des  kaiserlichen  Hof- 
raths von  Ulm,  die  mit  der  Westernachs  bei  Churpfalz  vom  24. 
Februar  (vgl.  n.  176  Anm.)  stimmt,  sowie  seine  Resolution  darauf, 
in  der  er  erklärt:  ‘Nachdem  man  die  Freiwilligkeit  der  Türken- 
hülfe angetastet,  und  andere  Hindernisse  eingefallen  sind,  die  in 
den  Entschuldigungen  mehrerer  Stände  gegen  den  Kaiser  ausge- 
führt  sind,  so  sieht  der  Churfürst  nicht,  wie  des  Kaisers  Begehren 
zu  erfüllen  sei.  Bei  einem  Reichstage  werden,  wenu  die  tiscali- 
schen  und  Hofprocesse,  sowie  andere  gravamiua  nicht  vorher  ab- 
geschafft werden,  die  Beschwerten  vielleicht  einmüthiger  und  ent- 
schiedener als  je  auf  die  Abstellung  derselben  dringen,  so  dass 
des  Kaisers  Absicht  schwerlich  erreicht  wird.  Uebrigens  muss 
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der  Churfürst  in  Betreff  des  Reichstages  erst  mit  den  andern  Chur- 
fürsten conferiren  und  seiner  Landrütke  Gutachten  einholen/  Es 
macht  dem  Churfftrsten  viel  Sorge,  wie  man  den  Kaiser  nicht  gar 
bülflos  lassen  und  zugleich  sich  keine  Nachtheile  zuziehen  solle. 
— Datum  Coln  an  der  Sprew  den  18.  Febr.  1601. 

München  Staatsarchiv  pf.  115,4  f 44.  Orig. 


181.  Der  correspondirenden  Stände  Beschwerdeschrift  Febr. 
über  den  Hofrath  an  den  Kaiser.  (Unterzeichner:  Chur-  28 
pfalz,  Churbrandenburg,  Zweibrückeu,  Anspach,  Braunsckweig- 
Wolfenbüttel,  Würtemberg,  Baden,  Lauenburg,  Nassau  (für  sich 
und  die  correspondirenden  Wetterauer  Grafen),  Oettingen.) 

Verschiedene  Male  haben  die  Unterzeichneten  und  andere 
Reichsstände  den  Kaiser  ersucht,  gewisse  Processe , die  ihrer  An- 
sicht nach  der  Reichsverfassung  zuwider  und  der  Gerichtsbarkeit 
des  Kammergerichtes  abbrüchig  sind,  abzustellen.  Trotzdem  wer- 
den immer  häufiger  Reichsstände,  Adeliche  und  Unterthanen  in 
Keligions-  und  Profansachen,  Civil-  und  Criminalsachen,  in  Ebe- 
and  Appellationssaclien  vor  den  kaiserlichen  Hofrath,  „ja  auch 
ausserhalb  Teutseher  nation  geladen.“  Berufen  sich  die  Geladeneu 
dagegen  auf  die  Ueichsgesetze  und  bitten,  man  möge  sie  bei  ihren 
ordentlichen  Gerichten  lassen,  so  deutet  man  das  als  Verletzung 
der  kaiserlichen  Hoheit  aus  und  sucht  es  durch  Strafen  und 
Drohungen  zu  hindern.  Da  diese  Processe,  an  denen  übrigens 
nur  die  Reichshofräthe  schuldig  sind,  zu  der  Stände  Unterdrück- 
ung und  Verderben  führen  müssen,  so  stellen  die  Unterzeichneten 
dem  Kaiser , dessen  wahre  Jurisdiction  und  nach  Gott  höchstes 
Ansehen  sie  gar  nicht  schmälern  wollen,  folgendes  vor:  1.  Die 

f nterthanen  der  Reichsständc  gehören  in  den  ersten  Instanzen  vor 
die  Gerichte  ihrer  Herren.  Es  ist  also  beschwerlich,  dass  sie  in 
erster  Instanz  vor  den  Hofrath,  ja  ausserhalb  Deutschlands,  auch 
wol  in  Person  citirt  werden.  2.  Die  Reichsstände  haben  ihr  Forum 
entweder  vor  ihren  Austrägen  in  erster  und  dem  Kammergerichte 
in  zweiter  Instanz,  oder  vor  dem  Kammergerichte  allein  (Kammer- 
gerichtsordnung von  1555  p.  2.  tit.  27).  Wenn  die  Kammer- 
gerichtsorduuug  Friedensbruch  nach  Wahl  des  Klägers,  Streit  über 
Reichsleheu  lediglich  an  den  Kaiser  weist,  so  fügt  sie  hinzu  „doch 
'Onsten  in  andern  sacken  diser  Ordnung  unabbrüchig;“  sie  und 
die  Reichsabschiede  wissen  sonst  von  keiner  Jurisdiction  des  Hof- 
rathes.  3.  Klagen  über  verweigertes  oder  verzogenes  Recht  und 
Appellationen  gehören  vor’s  Kammergericht,  nicht  vor  den  Hofrath, 
de;  ausserdem  nicht  einmal  die  fatalia  interponendae  et  introdu- 
cendae  appellationis  wahrt.  — Dass  das  Kammergericht  keinen 
Concurrenten  hat,  beweisen  die  in  den  Reichsabschieden  von  ihm 
gebrauchten  Worte:  „das  obrist,  höchst  und  letzt  gericht.“  Die 
Stände  können  sich  auch  keinem  Gericht  unterwerfen,  das  nicht 
von  ihnen  und  dem  Kaiser  aufgerichtet  oder  bestätigt  ist.  — Die 
Vertheidiger  des  Hofraths  sagen,  der  Kaiser  habe  seine  Gerichts- 
barkeit dem  Kammergerichte  wol  mitgetheilt,  nicht  aber  sich  der- 
selben begeben.  Dagegen  sagt  die  Kammergerichtsordnung  nicht, 
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dass  etliche,  sondern,  dass  „alle  personen  und  Sachen,  die 
on  mittel  der  kaiserlichen  jurisdiction  underworfen,  an  dem  cam- 
mergericht  fürgenommen  . . werden  sollen.“  Auch  kann  dabei 
von  keiner  Begehung  der  kaiserlichen  Jurisdiction  die  Bede  sein, 
da  vielmehr  gerade  diese  mit  der  der  Stände  vereint  im  Kaui- 
mergericht  ihren  Wirkungskreis  hat.  Vollends  können  die  Evan- 
gelischen sich  nicht  in  Religionssachen  dem  gegen  ihre  Religion 
feindlichen  und  parteiischen  Hofrath  unterwerfen,  wie  ihre  Vor- 
fahren dies  auch  nie  gethan  und  im  Jahr  1566  erklärt  haben,  in  Re- 
ligionssachen könnten  sie  sich  Niemanden  von  einer  fremden  Re- 
ligion unterwerfen.  — Der  Kaiser  w ird  demnach  gebeten,  die  ver- 
fassungswidrige Jurisdiction  des  Hofraths  abzuschaffen.  Weuu 
aber  dessen  Processe  dennoch  fortgehen  und  zur  Execution  kom- 
men solleu,  so  werden  die  Correspondirenden  solches  nicht  ge- 
schehen lassen.  — Datum  den  18.  Fehruarii  anno  1601. 

München  Staatsarchiv  546/6  T.  67.  Cop. 

März  182.  Friedrich  IV.  an  Ch urhran de  nh  urg. 

8 

Hat  das  Schreiben  des  Churfürsten  vom  23.  Februar  nebst 
Beilagen  empfangen.  Es  heisst  in  des  Kaisers  Instruction  filr 
Maximilian  : nach  seiner  Absicht  sollte  die  Kaiserwürde  bei  seinem 
Hause  bleiben.  Wenn  das  verwirklicht  würde,  so  wäre  die  gol- 
dene Bulle  vernichtet.  Ueberhaupt  scheint  des  Erzherzogs  Reise, 
da  wegen  der  Wahl  noch  nichts  ordentlich  an  die  Churfürsten 
gelangt  ist,  verfrüht  zu  sein.  — Datum  Heidelberg  «len  26.  Fe- 
bruarii  anno  1601. 

München  Staatsarchiv  546  6 f.  205.  Cpt. 

März  183.  Rede  des  Hippolyt  a Colli  am  polnischen 
9 Reichstage. 

Empfehlung  des  Gesuches  der  churhrandenburgischen  Gesandt- 
schaft. 1 — Die  27.  Febr.  anno  1601. 

Gedruckt:  Monumcnta  pietatis  et  literaria  . . selecta (Frankfurt  1702 ) II.  S «00. 

l Dieselbe  verlangte,  dass  der  König  und  die  Stände  das  Recht 
ihres  Herrn  auf  die  Succession  in  Preussen  bestätigen  uud  ihm  für  den 
Fall  des  Todes  des  Mgr.  Anspach  die  Curatel  über  den  H.  Preussen 
zuerkennen  möchten.  Den  brandenburger  Gesandten  ordneten  Churpfalx. 
Chursachsen,  Neuburg,  Sulzbach,  einer  der  sächsischen  Herzoge,  Anspach, 
Lüneburg,  der  Adinin.  Minden,  Pommern,  Würtemberg,  Hessen  , Baden- 
Durlach  ihre  Vertreter  zu.  Colli  vertrat  Churpfalz,  Neuburg,  Sulzbach. 
Baden.  (Acten  dieser  Verhandlungen  M.  pf  94  3.  Vgl.  Bucholtz,  Gesch. 
der  Churmark  Brandenburg  III  S.  517.) 

M ä r z 184.  Joachim  Friedrich  Churfürst  von  Branden- 

bürg  an  Chur pfalz. 

So  lange  sich  nicht  alle  Evangelischen  zu  Remonstrationen 
gegen  die  Ilofprocesse,  deren  sich  doch  noch  etliche  von  ikneu 
selbst  bedienen,  vereinigen,  wird  man  mit  Gesuchen  der  wenigen 
Correspondirenden  um  so  weniger  erreichen,  da  von  diesen  die 
Mehrzahl  durch  Ilofprocesse  angefochten , also  interessirt  ist. 
Gleichwol  will  Churbrandenburg  das  in  Friedberg  beschlossene 
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Schreiben  an  den  Kaiser  mit  ausfertigen,  mit  dem  Wunsche  je- 
doch, dass  es  eingestellt  bleibe , bis  mehr  Stände  sich  dazu  be- 
kennen. Zu  der  Gesandtschaft  aber  kann  er  seine  Zustimmung 
nicht  geben.  Er  besorgt  überhaupt , dass  die  gegen  die  Ilofpro- 
cesse  bedachten  Mittel,  wenn  ausgeführt,  das  Reich  gänzlich  in  Zwie- 
spalt stürzen  werden,  und  dass  es  den  Churfürsten  nicht  verantwort- 
lich sein  möchte,  i.  Kai.  M1 * III*  „dergleichen  extrema  in  effectu  zu  bie- 
ten." Man  hat  auch  dabei  „inhalt  des  abschiedes  alle  particula- 
ria  mit  eingezogen,“  die  doch  z.  Th.  der  Art  sind,  dass  man  ihnen 
keinen  Beifall  geben  kann.  Uebrigens  haben  sich  die  Gesandten 
des  Churfürsten  auch  in  nichts  Verbindliches  eingelassen.  — Da- 
tum Coln  an  der  Sprew  den  3.  Martii  a.  1601. 

Berlin  Unionsacta  tom.  IL  Cop. 

185.  Wolfgang  Erzbischof  von  Mainz  an  Cliurpfalz.  Märx 

13 

Der  Erzbischof  übersendet  ein  Schreiben  des  Kaisers  an  ihn, 

«iariu  dieser  meldet:  cDie  Türken  und  Tataren  würden  mit  solcher 
Macht  und  so  frühe  ins  Feld  ziehen,  dass  die  Mittel  des  Kaisers 
und  die  Subsidicn  fremder  Mächte  dagegen  nicht  ausreichen,  die 
Bewilligung  des  Reichstags  aber  zu  spät  kommen  würde.  Deshalb 
müsse  er  die  Kreise  um  Hülfe  ansprechen  und  ersuche  den  Erz- 
bischof, den  churrheinischen  Kreis  so  bald  als  möglich  zu  be- 
schreiben 1 und  dem  Ueberbringer  des  Briefes  Zeit  und  Ort  des 
Kreistags  angeben,  damit  die  kaiserlichen  Commissarien  sich  dort- 
hin verfügen  können,’  Demgemäss  setzt  der  Erzbischof  einen 
Kreistag  nach  Coblenz  auf  den  1.  Mai  an,  wo  dann  neben  der  Pro- 
position der  kaiserlichen  Commissarien  auch  die  Bewilligung  des 
Reichstages,  „Wirtenbergisch  zols  werben,“  und  die  Beschwerden 
des  westfälischen  Kreises  behandelt  werden  sollen.  — Datum 
Aschaffenburgk  den  13.  Martii  a.  1601. 

Mönchen  Staatsarchiv  pf.  115/4  f.  65.  Orig. 

1 Zu  demselben  Zwecke  ersuchte  der  Kaiser  damals  Braunschweig 
und  Magdeburg  um  die  Beschreibung  der  niedersächsischen  Kreisstände. 
(Braunschweig  an  Churpfalz.  März  14.  M.  pf.  115/4  f.  102.)  Einige  Wo- 
chen später  wurde  der  oberrheinische  und  schwäbische  Kreis  beschrie- 
ben, uni  über  eine  Türkeuhülfe  zu  handeln.  (Churpfalz  an  Baden.  April 
20.  a.  a.  0.  f.  157.)  Leber  die  Bewilligungen  des  niedersächsischen  und 
schwäbischen  Kreises  vgl.  Häberlin  XXII  S.  26,  20.  Der  bairische  Kreis 
bewilligte  auf  Abzug  von  der  künftigen  Reichshülfe  dem  Kaiser  ein  Re- 
giment von  3000  Mann  zu  Fuss  auf  4 Monate.  (Neuburg  an  Churpfalz. 

April  18.  M.  pf.  115/4  f.  168.)  Ueber  die  Bewilligung  des  fränkischen 
Kreises  vgl.  K.  H.  Lang,  neuere  Geschichte  des  Fürstenthums  Baireuth 

III  S.  74.  Der  oberrheinische  Kreistag  zerschlug  sich  in  diesem,  wie 
in  dem  vorhergehenden  Jahre,  weil  die  katholischen  Stände  dem  Admin. 
Strassbnrg  die  Session  nicht  gestatten  wollten.  (Droysen,  Gesch.  der 
preuss.  Politik.  II  2.  S.  554.)  — Wie  der  Kaiser  sich  also  neue  Steuern 
zu  verschaffen  strebte,  so  suchte  er  auch  die  Rückstände  an  den  alten 
Reichssteuern , die  er  auf  drei  Millionen  berechnete  (Chursachsen  an 
Churpfalz.  Febr.  25.  a.  a.  0.  f.  35.  Vgl.  Geizkoflers  Berechnung  bei 
Rommel  VII  S.  217  Anm.  185.),  einzubringen.  Am  22.  Febr.  bat  er  den 
Chf.  Pfalz  „in  gnaden  gantz  beweglich“,  er  möge  seine  Rückstände  an 
uen  Steuern  von  1594  und  1598  erlegen.  (M.  546/6  f.  202.)  Aehnliche 
Mahnschreiben  richtete  er  an  Churbrandenburg,  Anspach,  Braunschweig 

Acten  des  30jähr.  Krieges  I.  1$ 
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und  Baden.  (Churpfalz  an  Baden.  März  26.  a.  a.  0.  f.  226  Braun- 
schweig  an  Churpfalz.  April  12.  f.  232.  Churbrandenburg  an  Churpfalz 
April  16.  f.  234.)  Inzwischen  wurde  aber  vom  Chf  Pfalz  das  im  Fried- 
berger Abschied  vom  12.  Febr.  1601  erwähnte  Entschuldigungsschreiben 
an  den  Kaiser  wegen  der  Zurückhaltung  der  Türkenhülfe  (es  ist  datirt 
vom  28.  Febr.)  an  Churbrandenburg,  Zweibrücken,  Anspach,  Braun- 
schweig, Baden,  Nassau  und  die  Wette  rauer  Grafen  zur  Unterzeichnung 
gesandt,  (f.  170.) 


M ärz 
23 


186.  Forget  de  Fresnes  an  Bongar s.  (z.  Th.) 

De  ce  que  vous  trouverez  ceste  ditc  depesche  (depeche  du 
roy)  de  peu  d’instruetion , tonte  la  cause  en  est  en  l’absence  de 
mr.  de  Villeroy  qui  a empörte  avec  luy  toute  la  connoissance  des 
affaires  d’AUemagne.  Mais  je  croy,  que  vous  n’en  patirez  que 
pour  ceste  fois,  et  que  nous  aurons  icy  mr.  de  Villeroy  de  retour 
dans  la  fin  de  ce  moys.  — A Paris  ce  23.  Mars  1601. 

Paris  Bibliotheque  imp.  Memoires  de  Bongars  V f.  105.  Orig. 


März  187.  Protokoll  der  Verhandlungen  churpfälzischer 
^ und  w ürtembe  r gisch  er  Rät  he.  (z.  Th.) 

„Diu  stags  den  17.  Marti  i a.  1601  seint  Würtembergische 
abgeordnete  Schenk  Eberhart  von  Limpurg,  Dr.  Mattes  Kntzlin 
und  Sticker  (Burkhard  Stickel)  erschinen.“  1 

Die  Würtemberger  tragen  vor:  Der  Herzog  ist  mit  den 
Vorschlägen,  die  der  churpfälzischc  Kanzler  in  Betreff  der  Eini- 
gungsacte im  vorigen  Jahre  bei  ihm  angebracht,  einverstanden. 
„Helten  befelch,  auch  in  andern  puncten  zu  vergleichen , dan  ir 


\ Auf  des  Herzogs  von  Würtemberg  Schreiben  vom  21.  Oct  1600 
hatte  Churpfalz  am  30.  Oct.  erwidert,  er  werde  Zeit  und  Ort  der  Zu- 
sammenkunft bestimmen,  sobald  er  Nachricht  habe,  was  die  in  Speicr 
versammelten  Käthe  protestantischer  Stände  bezüglich  der  Hofprocesse 
beschlossen  haben.  (M.  543/5  f.  96.)  Am  21.  Nov.  ersuchte  er  den  Herzog, 
er  möge  seine  Gesandten  auf  den  3.  Dec.  nach  Heidelberg  schicken, 
(a.  a.  0 f.  37.)  Der  Herzog  aber  bat  zunächst  um  Aufschub  wegen 
wichtiger  Geschäfte  (Nov.  28.  f.  98.),  dann  schlug  er  den  11.,  schliess- 
lich den  21.  März  1601  als  Termin  für  die  Tagsatzung  vor.  (1601  Febr.  11, 
März  13.  f.  129)  Am  2.  Dec.  1600  wurde  vom  churpfälzischen  Grosshof- 
meister, Kanzler  und  Vicekanzler  über  die  mit  Würtemberg  zu  pflegen- 
den Verhandlungen  berathen.  Man  fand,  dass  in  der  Bundesacte  die 
Ilülfeleistung  in  Religionssachen  klar  zu  bestimmen  sei  und  vorzubeugen, 
dass  der  Herzog  durch  seine  Landschaft  an  der  Hülfeleistung  nicht  ge- 
hindert werde.  Auf  des  Vicekanzlers  Erinnerung,  dass  man  vermöge  des 
Speierschen  Abschiedes  mit  Würtemberg  über  die  Hofprocesse  reden 
müsse,  bemerkte  der  Grosshofmeister:  „hofprocess  wert  er  (der  Herzog) 
helfen  treiben,  so  vil  ime  zu  nutz  gelange.“  Derselbe  bemerkt  über  die 
Union  mit  Würtemberg:  „Furcht,  er  (der  Herzog)  werde  auch  in  sein 
machten  uit  haben,  die  ding  zu  schliesen  one  die  lantschaft,  die  auch 
nicht  mit  ime  am  besten  zufriden ; greif  zu  den  edelleuten  und  iren 
güttern,  darüber  man  sawer  sehe.  Werde  also  wol  zu  erwegen  sein. 
Consideretur  Ilailbronnisch  tag.  Lauffen  wanckelmütigkeit,  vitia  mit 
under.  Doch  wan  man  einen  feffeln  könde,  ne  noceat,  sol  mans  nicht 
underlaffen.  (M.  543/5  f.  101.) 
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her  sei  nachmals  geneint,  mit  P(falz)  ein  solche  vertreuliche  ver- 
ein aufzurichten.“  Die  Churpf&lzer  erwidern:  Der  Entwurf 
der  Einigungsacte  bedarf  näherer  Bestimmungen,  besonders  in 
Betreff  der  zu  leistenden  Hülfe. 

„A  prandio  praes.  Can tzlers,  vi ce cantzier s,  Plessen 
und  L e v e n i o (ohne  die  Würtemberger).“ 

Man  beräth  über  die  Erweiterung  der  pfälzisch- würtembergi- 
schen  Unionsacte.  Die  Zahl  der  zur  Hülfe  zu  sendenden  Truppen  be- 
stimmt Löfenius  zuerst,  auf  2000  Mann  zu  Fuss  und  eine  ver- 
hältnissmässige  Zahl  Reiter,  Plessen  auf  1000  Mann  zu  Fuss 
und  100 Reiter,  der  Kanzler  auf  700  Mann  zu  Fuss  und  75  Rei- 
ter. — Hinsichtlich  der  Hofprocesse  bemerkt  Löfenius:  „Man 
müß  auch  nachdenken,  wan  fad  sich  zutragen,  die  an  hof  gehören, 
Jnbs  nicht  die  meinung,  das  hofrat  erkennen,  sondern  das  oberste 
gcricht,  welches  mit  vornemen  und  den  parteien  gleichen  leutten 
besetzt,  wie  selbigs  underschitliche  Urteilsbrief  werden  zeigen. 
Sonsten  hab  man  schlechten  Urteils  zu  gewarten.“  — lieber  den 
Herzog  bemerkt  derselbe:  „Wan  Wurtenberg  ernst,  so  het  cs  ein 
ansehen  . . . Man  hab  sich  zu  Hailbron  allerlei  verglichen,  aber 
wie  man  zum  reichstag  kommen,  sei  er  ongefar  abgesprungen,  hab 
P(falz)  selbst  directorium  disputiren  wollen.  Besorg,  sie  werden 
suchen,  das  rcvocatoreisach  falle.“ 

..Mitwochs  den  18.  Martii  manc  praes.  Pfaltz,  cantz- 
ler  s,  mars  chalcks,  vi  c e cantzlers,  Plessen,  Levenio.“ 

Fortsetzung  der  Berathung  1 über  die  nach  den  vorigen  Erin- 
nerungen erweiterte  Bundesacte.  Dieselbe  erhält  verschiedene 
Zusätze.  — Der  Bundesentwurf2  lautet,  wie  folgt:  Als  der  Chur- 
fürst von  der  Pfalz  und  Herzog  von  Wtirtemberg  su  Pfullingen 
im  Juli  „des  verschinen“  Jahrs  1000  zusammenkamen,  um  sich 
ihrer  „nahen  blutsverwantnus  nach  mit  einander  freuntlich  und 
vertraulich  zu  besprechen,“  haben  sie  der  gefahrdrohenden  Zustände 
in  Deutschland  gedacht,  besonders  wie  neben  andern  auf  Unter- 
drückung der  evangelischen  Fürsten  abzielenden  Practikcn  mehrere 
derselben  durch  widerrechtliche  Hofprocesse  bedrängt  werden  und, 
wenn  sie  sich  nicht  gleich  denselben  unterwerfen , mit  Achts- 
erklärungen und  deren  Execution  bedroht  sind.  Für  den  Fall 
üQn,  dass  man  auch  den  Churfürsten  oder  Herzog  durch  der- 
gleichen Achtserklärungen  angreifen  wollte,  haben  beide  aus  Treue 
gegen  den  Kaiser  und  Sorge  für  dessen  Erhaltung  sich  verglichen: 

1 Ohne  Betheiligung  des  Churfürsten. 

1 Er  findet  sich  am  angeführten  Orte  f.  73. 
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187.  1.  Der  Churfürst  und  Herzog  werden  „auf  alle  fael,  die  uns  voran- 
gezogener gülden  btilla,  des  reiclis  Constitutionen,  dem  religion- 
und  lantfrieden,  auch  sonderbaren  austriegen,  eines  ieden  freiheit 
und  dem  herkommen  zuwider  wolten  zugezogen  werden,  mit  rech- 
tem trewen  von  hertzen  mainen  nachfolgender  maßen,  ongehindert 
der  leidigen  in  religionssachen  eingerißener  mißverstaent,  die  wir 
uns  keineswegs,  es  werde  auch  versucht,  durch  wen,  oder  auf  was 
weis  es  immer  sein  kan,  trennen  oder  abfüren  zu  laßen  gemeint, 
treulich  und  fleißig  beispringen  und  wider  meniglich,  welche  unser 
einen  oder  andern  seiner  glaubensbekantnus  wegen  anfechten  und 
mit  der  that  beschweren  wolten,  für  einen  man  sten.“  2.  Die 
schwebenden  Irrungen  zwischen  beiden  Fürsten  werden  durch  eine 
Zusammenkunft  der  beiderseitigen  Räthe,  oder,  wenn  die  erfolg- 
los bleibt,  durch  einen  schleunigen  Austrag  ohne  Appellation,  dar- 
über sich  beide  Theile  zu  vergleichen  haben,  beigelegt  werden. 
Entstehen  neue  Streitigkeiten  zwischen  den  beiderseitigen  Beamten, 
so  wird  damit  in  derselben  Weise  verfahren.  Kann  man  sich 
über  den  Austrag  nicht  einigen,  so  bleibt  es  bei  den  ordentlichen 
Austrägen  gemäss  der  Kammergerichtsordnung.  3.  Die  Bundcs- 
hülfe  erstreckt  sich  auf  die  gesammten  Reichslande  beider  Fürsten. 
Weder  ihre  Landstände,  noch  irgend  einer  ihrer  Angehörigen  und 
Unterthanen  wird  sie  an  der  Leistung  der  Hülfe  hindern.  4.  Auch 
soll  die  Leistung  der  BundeshUlfc  nicht  gehindert  werden  durch 
„einiche  andere  versprüchnus,  die  rüren  von  sonderbaren  eini- 
gungen,  contracten,  oder  leben  her.“  — 5.  Die  Hülfe  wird  auch 
dann  geleistet,  ,,wan  einer  oder  ander  aus  uns  in  die  acht,  da  got 
für  seie,  entweder  aus  fiscalischen  oder  hofprocessen  erklert  würde, 
und  keine  exceptiones,  appellationes,  oder  protestationes  helfen 
wolten.“  — 6.  Wer  trotz  ordentlichen  Rechtserbietens,  Appel- 
lirens  und  Protestirens  gegen  die  Reichsconstitutionen  und  Austräge 
„mit  achtprocessen  würcklich  angefochten  wird,“  hat  dies  dem 
andern  mitzutheilen.  Derselbe  berathschlagt  sofort,  ob  die  Sache 
durch  schreiben  oder  schicken  beizulegen  sei.  Hat  dies  keinen 
Erfolg,  so  sendet  er  ungesäumt  die  Bundeshülfe.  — 7.  Hält  einer 
gütliche  Mittel  vor  thätlicher  Hülfe  für  überflüssig,  der  andere  nicht, 
so  hat  der  beschwerte  einem  ihm  befreundeten,  dem  Bunde  nicht 
angehörigen  Stande  den  Ausschlag  zu  übertragen.  Es  soll  „aber  auch 
die  htilf  auf  die  fael  verstanden  werden , wo  einer  under  uns  in 
Sachen,  die  vor  der  Kai.  Mt.  hof  gehören,  und  vor  i.  Mt.  hof  ge- 
fordert, der  rat  aber  nicht,  wie  von  alters,  und  des  stants  perso- 
nen,  wie  die  Parteien  sein,  besetzt,  und  doch  erkent  auch  exequirt 
werden  wolte,  so  lang  und  vil,  bis  der  hofrat  gebürlich  besetzt 
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worden,  und  an  der  richter  qualitct  kein  mangel  erscheinet.“ 
8.  Als  ßundeshülfe  sind  zu  senden  100  Reiter  und  1000  Mann  zu 
Fass,  seien  es  Landleute  oder  anders  aufgebrachte,  drei  Monate 
lang  von  dem,  der  sie  sendet,  zu  besolden.  Dies  Heer  ist  dem 
Befehlshaber  des  Bedrängten  zu  untergeben.  9.  Der  Bedrängte 
«teilt  dreimal  soviel  Truppen  auf,  als  er  zur  Hülfe  ruft.  10.  Werden 
der  Churfürst  und  Herzog  zugleich  durch  „wtirckliclie“  Acht- 
processe  bedrängt,  so  sendet  doch  jeder  dem  andern  die  Buudes- 
hnlfe.  11.  Das  Bündniss  dauert  5 Jahre.  Ein  halbes  Jahr  vor 
der  Beendigung  beräth  ein  Convent  der  Käthe  über  seine  Erneue- 
rung. — 0.  D. 

„Donnerstags  den  19.  Martii  a prandio.“ 

Die  Würtemberger  tragen  den  Churpfälzern  das  verlangte 
Bedenken  über  die  ihnen  Tags  vorher  übergebene  Bundesacte  vor: 
Einleitung:  placet.  §.  1.  placet  mit  dem  Zusatz  „sondern  die  reli- 
gionssach  durchaus  solte  ausgesetzt  sein.“  (Die  Erklärungen  über 
die  nun  folgenden  Puncte  ad  ratiticandum.)  §.  2.  placet.  §.  3.  pla- 
cet Lin  V'ertrag  Zwischen  der  Landschaft*  unter  Herzog  Ulrich 
bestimmt,  dass  der  Herzog  ohne  ihr  Vorwissen  in  kein  Bündniss 
treten  solle.  Trotzdem  sind  Herzog  Ulrich , Christoph , Ludwig 
Bündnissen  ohne  Wissen  der  Landschaft  beigetreten,  und  legt  man 
den  Vertrag  seither  so  aus , dass  die  Stände  zuzuziehen  seien, 
wenn  es  sich  um  Offensivbündnisse  mit  Fremden  handelt.  Obgleich 
sich  daher  der  Herzog  an  den  Consens  seiner  Stände  nicht  für 
gebunden  erachtet,  wird  er  doch,  um  dem  Churfürsten  allcu  Zweifel 
za  benehmen,  dem  engern  Ausschuss  einige  Functc  des  Bündnisses 
mittheilen.  §.  4.  Sie  wünschen  den  Zusatz : ‘wenn  einer  wider 
Recht  und  Reichsconstitutionen  beschwert  werde.  In  dem  Ver- 
trag zwischen  dem  Herzog  und  Oestreich  ist  weiter  nichts  als 
gute  Correspondenz  bedungen.  §.  5,  6.  placet.  §.  7.  placet.  Auch 
der  Anhang  über  die  vor  den  kaiserlichen  Hof  gehörigen  Processe 
ist  begründet;  aber  er  muss  erläutert  werden,  damit  es  nicht 
beisse,  man  wolle  dem  Kaiser  die  Regierung  aus  der  Hand  reissen. 
§•  Sie  haben  Befehl  als  erste  Hülfe  mindestens  2000  Mann  zu 
Fass  und  200  Reiter  vorzuschlagen.  Ist  die  Noth  geringer,  so 
kann  weniger  gefordert  werden ; steigt  sie  aber,  so  meint  ihr  Herr, 
uian  solle  einander  bis  zur  Aufbietung  der  äussersten  Kräfte  helfen. 

9,  10,  11  placent. 

rFreitags  den  20.  Martii  mane  praes.  Canzlers,  mar- 
schalcks,  vice canzl ers,  Plessen,  Levenio.“ 
Berathung  über  das  Würtembergische  Bedenken.  Nehme  man, 
ttgt  Plessen,  die  Clausel  zu  §.  1 an,  so  hab  „man  sich  auf 
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187.  religionstreit  nicht  zu  zilien;  dan  das  sei  ire  meinung,  auch  wer 
anderer,  die  I’(falz)  nicht  für  Augspurger  confessionsverwandten 
hielten,  also  auch  religionsfridens  nicht  fsehig.“  Die  Würteraberger 
„werden  landschaft  und  geistliche  schewen.“  Würtemberg,  sagt 
der  Kanzler,  „behalt  ime  vor,  uf  reichstagen,  colloquiis  P(falz) 
zu  condemniren,  helfen  exequiren.  Pfaffen  heißens  geistliche  ding, 
welches  doch  politisch.“  Man  soll  beide  in  der  Notel  als  Beken- 
ner der  Augsburger  Confession  bezeichnen,  die  sich  auch  in  Religions- 
sachen helfen  sollen.  Und  könne  man  sich  darüber  nicht  ver- 
gleichen, „sol  maus  ehe  zerschlagen.“  So  auch  Löfenius. 

A prandio.“ 

Den  Wtirtembergern  wird  eröffnet:  dem  Churfürsten  ist  ihr 
Bedenken  berichtet.  In  Betreff  des  §.  1 ist  zu  bedenken,  dass 
man  nach  der  Einleitung  der  Bundesacte  einander  auch  bei  dem 
Religionsfriden  schützen  soll.  Der  Churfürst  wird  von  dem  Kaiser 
und  den  übrigen  Churfürsten  als  in  dem  Religionsfrieden  be- 
griffen anerkannt.  Er  hat  bestimmte  Nachrichten,  dass  die  Jesuiten 
Beweise  sammeln,  nach  denen  die  Ubiquitisteu,  die  Bekenner  der 
Concordienformel  eher  aus  dein  Religionsfrieden  auszusehliessen 
seien  als  die  Calvinisten.  „Pabisten  suchen  pabstumbs  feint,  seien 
welche  sie  wöllen.“  Churpfalz  und  Würtemberg  sind  in  den  zur 
Seligkeit  gehörigen  Stücken  einig.  Der  1.  § soll  demgemäss  un- 
verändert bleiben.  Die  Bemerkungen  zu  §.  4 und  5 werden  an- 
genommen. §.  7.  Churpfalz  will  dem  Kaiser  wegen  Aendernng 
des  Hofraths  keine  Vorschriften  machen,  wenn  er  mit  unparteii- 
schen Leuten  besetzt  wird,  doch  muss  über  Sachen  der  Churfürsten 
und  Fürsten  mit  Zuziehung  von  ihres  Gleichen  erkannt  werden. 
§.  8.  Als  erste  Hülfe  sind  1000  Mann  zu  Fuss  und  100  zu  Pferd 
zu  schicken,  wenn  trotzdem  der  „feint  fortruckte,“  so  wird  die 
gleiche  Anzahl  nachgesandt;  „wan  aber  feint  durchtringe,  haubt- 
belegerung  anfang,“  so  zieht  der  um  Hülfe  ersuchte  mit  seiner 
ganzen  Macht  (diese  ist  aber  genau  zu  bestimmen)  zu. 

Die  Würtemberg  er  erwidern:  §.  1.  Der  Herzog  „hab  sich 
auf  veranlassen  canzlers  anpringens  des  mißverstants  in  religione 
erinnert,  dahin  verstanden,  das  rcligion  außzusetzen,  und  allein 
politisch  wcrck  sein  ....  Ir  her  wol  idem  sein  religion  gern  sal- 
virt  haben,  das  man  keinem  fürwerfe , weder  P(falz) , das  sie  ge- 
wichen, noch  das  Würtemberg  sich  geendert.  Suchen  weiter  nicht, 
als  was  er  conscientz  halben  notwendig  ermeße ...  Ir  her  beger 
sich  nicht  zu  alienireu,  vil  weniger  beschweren  zu  helfen  ...  Be- 
gerens  dahin  zu  richten , das  es  nicht  das  ansehen,  als  wan  reli- 
giones  adprobirt.  §.  7.  Hilten  sie  es  für  ein  notturft,  wolleus 
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referiren.“  §.  8.  Glauben,  dass  ihr  Herr  damit  einverstanden 
sein  wird. 

Mönchen  Staatsarchiv.  543/5  f.  101.  Orig.  Pfalz. 

188.  Friedrich  IV.  an  den  Kaiser. 

Der  Cliurfürst  dankt  für  die  dem  Fürst  von  Anhalt  ertheilte 
Audienz1  und  wird  sich  des  Kaisers  Begehren  nach  „die  sach 
ferner  sorgfeltig  angelegen  sein  laßen.“  Er  wünscht  zu  erfahren, 
ob  der  Kaiser  es  gestatte,  dass  er  darüber  mit  Churbrandenburg 
conferire  und  sich  mit  ihm  vergleiche.  — Datum  Heidelberg  den 
31.  Martii  a.  1601. 

München  Staatsarchiv  546,6  f.  230.  Cpt. 

1 Nach  seiner  ersten  Audienz  erhielt  der  Fürst  noch  eine  zweite 
and  reiste  dann  am  13.  März  wieder  nach  Amberg.  (Anhalt  an  Chur- 
pfalz. März  14  a.  a.  0.  f.  215.) 

189.  Friedrich  IV.  an  Braunschweig. 

Dem  Herzog  von  Lauenburg  ist  von  den  drei  in  Friedberg 
bedachten  Schreiben  an  den  Kaiser  das  Dritte  hinsichtlich  der 
Türkensteuer  nicht  zur  Ausfertigung  zugeschickt,  weil  er  die  Con- 
tribution  bereits  völlig  erlegt  hat. 1 — Datum  Heidelberg  den 
16.  Apr.  a.  1601. 

Wolfcnbfittel.  H.  Hcnrici  Julii  correspondcnz  mit  dem  churf.  Friedrich  IV. 
lit.  B 3,  10  Orig. 

1 In  einem  Schreiben  an  die  Braunschweiger  Itäthe  vom  13.  Mai 
erklärt  Lauenburg:  er  habe  nur  die  Steuer  von  1508,  nicht  aber  die 
Rückstände  an  der  von  1594  erlegt  und  zugleich  gegen  das  betreffende 
Unheil  des  Kammergerichts  um  restitutio  in  integrum  gebeten.  Er  hätte 
daher  das  Schreiben,  von  dem  der  Churfürst  spricht,  wol  unterzeichnet. 
(A.  a.  0.) 

190.  S p e i c r an  Churpfalz. 

Dank  für  den  Bericht  des  Churfürsten  über  die  Gesandtschaft 
der  Correspondirenden  an  den  Kaiser.  Als  die  vier  ausschreiben- 
den  Städte  am  Tage  der  heiligen  drei  Könige  im  Auftrag  sämmt- 
licker  Reichsstädte  in  Speier  zusammengewosen , haben  sic  ein 
gleichzeitig  mit  jener  Gesandtschaft  an  den  Kaiser  abzusendendes 
Schreiben  über  die  Hofprocesse  beschlossen.  Demnach  wird  Speier 
an  die  eine  von  ihnen,  an  Strassburg,  den  Bericht  des  Churfürsten 
sofort  einsenden,  damit  sie  mit  den  drei  andern  das  Beschlossene 
ansführe.  — Datum  den  21.  Aprilis  a.  1601. 

München  Staatsarchiv  546  6 f.  268.  Orig. 

191.  Friedrich  Herzog  von  Wtirtembcrg  an  Churpfalz. 

Erklärung  des  Herzogs  über  die  bei  den  Conferenzen  seiner 
nnd  der  churpfälzischen  Käthe  entworfene  Unionsnotel:  Mit  Ein- 
leitung und  §.  1 einverstanden.  Das  die  Religion  Betreffende  wäre 
der  beiderseitigen  Auffassung  gemäss  dahin  zu  erläutern,  dass  der 
Beligionsstreit  durchaus  ausgesetzt  bleibe,  und  nur,  wenn  einer 
ntmderm  schein  der  religion  mit  ofnem  gewalt  (darzu  doch  kein 
teil  ursach  geben  sol)  wider  alles  reebterpieten“  augefochten  wird, 
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die  Bundeshülfe  eintrete.  Mit  §.  2 einverstanden ; doch  wären  zu- 
nächst die  Irrungen  und  „derselben  beschaffenheit“  zu  verzeichnen. 
Mit  den  §§  3,  4,  5,  6,  7 einverstanden,  nur  möchte  der  Herzog 
die  Worte  „uD  fiscalischen  processen“  in  §.  5 erklärt  sehen,  damit 
sie  der  Einleitung,  den  §§  1,  4,  ß nicht  widersprechen.  §.  8 Die 
letzte  Hülfe  wäre  auf  300  Reiter  und  2000  Mann  zu  Fuss,  drei 
Monate  lang  zu  unterhalten,  zu  bestimmen.  Hierüber  wird  sich 
übrigens  der  Herzog  leicht  mit  dem  Churfürsten  vergleichen.  Mit 
den  übrigen  §§  einverstanden.  — Datum  Htfhen  Tüwingen  den 
25.  Aprilis  anno  1601. 

München  Staatsarchiv  543'5  f.  149.  Orig. 

Mai  192.  Christoph  von  Beulwitz  und  Leonhard  Schug, 

1 d 

churpfälzische  Gesandten  in  Prag,  an  die  Räthe  in 

Heidelberg. 

Am  12.  Mai  in  Prag  angekommeu,  fanden  die  Gesandten  dort 
bereits  die  Räthe  von  Churbrandenburg  (Dr.  Koppe) , Anspach 
(Wallenfels  und  Dr.  Eisen),  Braunschweig  (Dr.  Werner  König) 
und  Würtemberg  (Welling  von  Vehingen).  Von  der  Wetterau 
ist  noch  Niemand  angekommen. 1 Der  kaiserliche  Rath  Burkhard 
von  Berlichingen  rätli,  erst  nach  drei  bis  vier  Tagen  durch  einen 
Rath  des  Kaisers,  dem  er  am  ehesten  willfahren  wird  (einen  sol- 
chen wird  er  bezeichnen),  um  Audienz  anzuhalten.  Er  und  andere 
wollen  gar  vermuthen,  dass  die  Gesandten  mit  ihrer  Werbung, 
besonders  in  Hinsicht  der  Hofprocesse  nicht  so  übel  fahren  wür- 
den; nur  Würtemberg  sehe  der  Kaiser  wegen  eines  kürzlich  an 
ihn  gerichteten  hitzigen  Schreibens  ungern  bei  der  Sache.  — 
Datum  Prag  den  4.  Maii  anno  1601. 

München  Staatsarchiv  546,6  f.  296.  Orig. 

i In  einem  Verzeichnisse  der  Gesandten  (f.  299)  wird  als  Gesandter 
der  Wetterauer  Grafen  Valentin  Salzmann  genannt.  — Ueber  den  Zweck 
der  Gesandtschaft  vgl.  den  Friedberger  Abschied,  (n.  174.) 

Mai  193.  Friedrich  IV.  an  Baden. 

14 

Da  der  Churfürst  „vom  bewusten  ort“  des  Vorschusses  wegen 
nochmals  angemahnt  ist,  und  man  denselben  dort  auch  bald  sehr 
nöthig  haben  wird,  so  bittet  er  den  Markgrafen  nochmals,  sich 
über  diese  Sache  unverzüglich  zu  erklären. 1 — Datum  Altzei 
den  4.  Maii  a.  1601. 

München  Staatsarchiv  5466  f.  253.  Cpt. 

l Es  handelt  sich  um  ein  Darlehen  für  die  Staaten.  Schon  am  26.  Not. 
1600  schrieb  der  Churfürst  an  den  Markgrafen  : da  er  auf  des  Gr.  Johann 
von  Nassau  Anbringen  sich  „Schwachheit  halber“  nicht  bestimmt  habe 
erklären  können,  so  möge  er  dies  nunmehr  schriftlich  thun.  (M.  5465 
f.  549.)  Der  Markgraf  erwiderte  am  29.  Nov. : da  es  ihm  noch  an  genü- 
genden Aufklärungen  mangle,  so  werde  er,  wenn  völlig  genesen,  den 
Churfürsten  besuchen  und  die  Sache  persönlich  erledigen,  (a  a.  0.  f.  586.) 
Am  1.  März  1601  bat  der  Churfürst  den  Markgrafen  abermals  vergeblich 
um  seine  Entschliessung.  UI.  546/6  f.  201.) 
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194. 


Prinz  Moritz  von  Oranien  an  Johann 

von  Nassau. 


d.  j.  Graf  Mai 
30 


Erzherzog  Albert  machte  und  macht  noch  bei  Cöln  und  Rhein- 
berg grosse  Anstalten,  um  seine  Truppen  über  den  Rhein  zu 
führen. 1 Um  dies  zu  verhindern , haben  die  Staaten  die  Belage- 
rung von  Rheinberg  beschlossen, 2 die  am  4.  Juni  beginnt.  Da- 
gegen wird  der  Erzherzog  all’  seine  Macht  gegen  die  etwas 
schwachen  Kräfte  des  Prinzen  entfalten.  Da  das  Reich  an  der 
Eroberung  der  Stadt  und  Befreiung  des  Rheins  soviel  Interesse 
hat,  wie  die  Staaten  selbst,  so  möge  der  Graf  etliche  Churfürsten 
und  Fürsten  um  eine  Hülfe  an  Geld  oder  Volk  ersuchen. 3 — 

Datum  in  Grafenhagen  den  30.  Maii  1601  stilo  novo. 

München  Staatsarchiv  pF.  102/2  f.  159.  Cop. 

1 Vgl.  Johann  d.  j.  Gr.  Nassau  an  Wilh.  Ludwig  Gr.  Nassau.  März  30. 

(Groen.  v.  Pr.  archives  II  2 S.  72.) 

2 üeber  den  angeblichen  Zusammenhang  zwischen  der  im  Jahr  1600 
erhandelten  und  im  Jan.  1601  abgelieferten  Geldhülfe  für  die  Staaten 
and  diesem  Unternehmen  vgl.  Deventer,  Gedenkstukken  van  Joh.  v.  Olden- 
barnevelt  II  Yorr.  S.  65.  Dagegen  Lingelsheim  an  Bongars.  Juli  2.  (Bon- 
garsi  et  Ling.  epist.  S.  145.) 

3 Vgl.  das  Schreiben  Oldenbarnevelts  an  Gr.  Johann  vom  23.  Juni, 
welches  ähnlichen  Inhalts  ist.  (Groen.  v.  Pr.  archives  II  2 S.  95.) 

195.  Christoph  von  Beulwitz  und  Leonhard  Schug  Juni 

an  C h urp  falz.  10 

Vor  zwei  Tagen  Audienz  1 der  Gesandten  der  Correspondiren- 
•len  bei  dem  Kaiser.  Der  Vortrag  war,  wie  man  es  begehrt,  so 
kurz,  wie  möglich.  Zugleich  Uebergabe  sämmtlicher  Schreiben2 
und  der  Specialbeschwerden  Braunschweigs, 3 Badens  und  Oettin- 
gens, 4 gegen  den  Hofrath,  Braunschweigs  und  Anspachs  wegen 
Erstattung  der  Kosten  der  spanischen  Exccution. 5 Der  Kaiser 
erwiderte  durch  Hornstein:  er  habe  nie  Jemanden  beschweren  wollen, 
werde  die  Sachen  ernstlich  untersuchen  und  sich  baldigst  resol- 
nren.  Hierauf  entliess  er  die  Gesandten  „serenissimo  vultu“  und 
indem  er  ihnen,  wie  er  auch  bei  ihrem  Eintritt  gethan,  die  Hand 
bot.  Wären  die  mitgegebenen  Schreiben  vor  der  Audienz  über- 
geben, und  also  sie  oder  nur  eiu  Extract  den  kaiserlichen  Räthen 
in  die  Hände  gekommen,  so  würden  diese,  wie  den  Gesandten  vor- 
her bedeutet  ward , die  persönliche  Audienz  beim  Kaiser  hinter- 
trieben haben.  Burkhard  von  Berlichingen, b der  viel  bei  dem 
Kaiser  vermag,  und  den  Gesandten  warnend  und  berichtend  sehr 
znr  Hand  geht , bewirkte,  dass  der  polnische  Gesandte  nicht  vor 
'lenen  der  Correspondirenden  gehört  ward.  Das  Zweibrückische 
Creditiv  ist  erst  Tags  vorher,  das  lauenburgische  noch  gar  nicht 
angekominen.  Man  wird  sehen,  dass  ersteres  durch  einen  Secretär 
Lichtensteins  ohne  Umstände  zu  den  übrigen  Acten  gelegt  werde. 

Datum  Prag.,  den  letzten  Maii  anno  1601. 

München  Staatsarchiv  546/6  f.  379.  Orig. 

1 Dieselbe  war  nachgesucht  am  29.  Mai  bei  dem  Oberhofrceister- 
Mntsverweser  Karl  von  Lichtenstein.  (Relation  der  Gesandten  der  Corre- 
spondirenden. Aug.  26.  M.  pf.  115/3  f.  36.) 
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2 Nämlich  der  drei  vom  Friedberger  Convent  beschlossenen  Schrei- 
ben über  die  Hofprocesse  (vgl.  n.  181),  die  Tiirkeuhülfe  (vgl.  n.  185 
Anm.)  und  die  Strassburger  Sache. 

3 Vgl.  Ritter  I S.  207  fg. 

4 Oettingen  beschwerte  sich  über  ein  Mandat  des  kaiserlichen  Hofes, 
welches  die  Stadt  Dinkelsbühl  in  ihrem  Streit  mit  ihm  wegen  der  Pfarre 
Schopfenloch  gegen  ihn  ausgebraeht  hatte,  ferner  über  einen  Process, 
den  eben  damals  der  deutsche  Orden  wegen  Besetzung  der  Pfarre  Möt- 
tingen  am  kaiserlichen  Ilofe  gegen  ihn  begann.  (Häberlin  XXII  S.524fg 
Oettingen  an  Churpfalz.  Mai  7.  M.  546/6  f.  270.) 

3 Ausserdem  hatte  Lauenburg  drei  Beschwerdeu  gegen  den  Ilofrath: 
die  erste  betraf  den  Process  in  der  „Stitischen  sache“  über  das  Gut  Crum- 
messe,  die  zweite  den  Streit  mit  Bülow,  Wackerbart  und  Winterfeld 
über  das  Gut  Gudow,  die  dritte  den  Streit  mit  Joachim  Lützow  seiner 
Injurien  wegen.  (Lauenburg  an  Churpfalz.  Mai  13.  M.  546/6  f.  300. 
v.  Kobbe,  Geschichte  Lauenburgs  III  S.  304.)  Diese  Beschwerden  kamen 
drei  Tage  nach  der  Audienz  an  und  wurden  dem  Lichtenstein  übergeben. 
(Relation  der  Gesandten  der  Cori espondirenden.  Aug.  26.)  Am  22.  Juni 
endlich  richtete  Churpfalz  folgende  Vorstellung  an  den  Kaiser:  ‘die 
Reichsritter  von  Andlaw  haben  vor  mehreren  30  Jahren  in  ihrer  Stadt 
Andlaw  die  Spitalkirche  reformirt.  Nun  habe  die  Abtissin  des  fürst- 
lichen Stiftes  Andlaw  im  Jahr  1596  am  kaiserlichen  Hofe  ein  Mandat 
ausgebracht  auf  Abstellung  der  protestantischen  Religion  in  jener  Stadt. 
Im  Jahre  1600  habe  sodann  eine  kaiserliche  Commission  einige  der  von 
Andlaw  zu  einer  sehr  beschwerlichen  Resolution  genöthigt  und  die  pro- 
testantische Religion  in  der  Stadt  abgeschafft.  Das  Mandat,  ohne  recht- 
liches Verhör  und  gegen  den  Religionsfrieden  erlassen,  fusse  darauf, 
dass  die  Stadt  Andlaw  von  der  Abtissin  zu  Lehen  rühre.  Allein  nach 
diesem  Grundsätze  werden  unter  den  mit  Lehen  verwandten  Ständen  un- 
leidliche Verwirrungen  entstehen.  Der  Kaiser  möge  also  die  Störungen 
der  protestantischen  Religion  in  Andlaw  abstellen.  (M  546/6.  f.  405.) 
Auch  dies  Schreiben  wurde  von  den  Gesandten  in  Prag  dem  Lichten- 
stein übergeben.  (Die  churpfälzischen  Gesandten  an  ihren  Herrn.  Juli  25. 
a.  a.  0.  f.  504.) 

6 Beulwitz  berichtet  in  einem  Schreiben  au  einen  Fürsten  (ohne 
Zweifel  Christian  von  Anhalt.  Der  Brief  hat  weder  Datum  noch  Adresse): 
er  habe  diesem  Berlichingen  die  allgemeinen  Klagen  über  die  Eingriffe 
des  Hofraths  in  fremde  Jurisdiction  vorgestellt.  Darauf  habe  derselbe 
erwidert:  ‘die  Gerichtsbarkeit  des  Hofraths  gewähre  den  geringem  Stän- 
den Schutz  gegen  ihre  Unterdrückung  durch  die  stärkern.  Vornehme 
Stände  bitten  den  Kaiser  oftmals,  ihre  Sachen  an  seiuen  Hof  zu  ziehen, 
da  sie,  wenn  dieselben  an’s  Kammergericht  kommen,  das  Ende  der  Pro- 
cesse  schwerlich  erleben  würden.  In  der  Sache  Meichsclrain  contra 
Fugger  habe  das  Kammergericht  selbst  erkannt,  dass  dieselbe  ,.für  die 
Kai.  Mt.“  gehöre,  und  die  Appellation  Meichselrains  gegen  dies  Erkenot- 
niss  habe  der  Reichstag  von  1594  verworfen.  Allerdings  werde  am  Hof- 
rathe  „bißweilen  etwas  unrichtig  und  unordentlich  procedirt.“  Aber  der 
Kaiser  werde  leicht  zu  bewegen  sein,  den  Hofrath  sowol  wie  den  ge- 
heimen Rath  zur  Hälfte  mit  Evangelischen  zu  besetzen,  wenn  nur  die 
evangelischen  Fürsten  beim  nächsten  Reichstage  mit  Ernst  auf  dieser 
Forderung  bestehen.*  (M.  546/4  f.  263.) 

Juni  196.  Friedrich  IV.  an  Würtcmberg. 

19 

Hat  das  Schreiben  des  Herzogs  vom  5.  Mai  empfangen.1  Die 
Unionsnotel  soll  die  Möglichkeit  einer  Missdeutung  überall  aus- 
scbliessen.  Der  Zusatz  zu  §.  1 wäre  deshalb  dahiii  zu  l’asseu,  dass, 
obgleich  der  Churfürst  und  Herzog  hinsichtlich  ihres  Bekenntnisses 
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sich  volle  Freiheit  bewahren,  sie  einander  gegen  Gewalttätigkeiten 
der  Religion  wegen  die  Bundeshüfc  zu  leisten  haben.  Hierüber 
einig,  kann  man  sich  das  Verzeichniss  der  Irrungen  gegenseitig 
mittheilen  und  die  gütlichen  Verhandlungen  beginnen.  Die  Er- 
wähnung der  fiscalischen  Processe  in  §.  5 beruht  darauf,  dass  man 
am  kaiserlichen  Hof  die  Stände  mit  unherkömmlichen  Hofprocessen 
beschwert  „und  hernacher  solche  sowol  am  hof  alß  auch  in  camera 
zu  Speir  mittelst  des  fiscals  anruffung  und  proceß  durchzudrucken“ 
sucht.  Durch  solche  Processe  will  man  die  Reichscontribution 
trotz  der  Proteste  gegen  dre  Verbindlichkeit  der  Majorität,  trotz 
der  die  Zurückhaltung  der  wirklich  bewilligten  Steuer  rechtferti- 
genden Vorbehalte  von  verschiedenen  Ständen  in  einer  von  ihnen 
sicht  bewilligten  Höhe  erzwingen.  Wird  deshalb  einer  gewaltsam 
angefochteu,  so  ist  die  Bundeshülfe  zu  leisten.  Mit  dem  Ansatz 
der  letzten  Hülfe  ist  der  Churfürst  einverstanden.  — Datum 
Tranckental  den  9.  Junii  a.  1601. 

Mönchen  Staatsarchiv  543, '5  f.  152.  Cpt. 

1 lieber  dies  Schreiben  wurde  am  8.  Juni  von  dem  churpfälzischen 
Kanzler,  Vicekanzler,  Plessen  und  Löfenius  berathen.  Man  fand,  dass 
in  den  Zusätzen  zu  §.  1 der  Unionsacte  die  Worte:  „darzu  doch  kein 
teil  ursach  geben  sol“  und:  „wider  alles  rechtserpieten,“  zweideutig  seien. 

’eber  das  letztere,  sagte  Löfenius,  könne  ein  Streit  Vorfällen,  für  den 
es  dann  keinen  Richter  gebe;  bezüglich  der  ersten  Stelle  werde  Würtem- 
berg  stets  sagen , „Pfalz  liet  ursach  geben , wolten  friden  machen.“  Es 
sei  überhaupt  verdächtig,  dass  die  Würteinberger  hinsichtlich  der  Reli- 
gion so  viele  Schwierigkeiten  machen.  (Protoc.  der  Verhandlungen  chur- 
pfalzischer  und  wiirtembergischer  Räthe.  M.  543 '5  f.  101.) 

19?.  Heinrich  von  Eberbach  und  Volrat  von  Plessen  Juli 

an  Churpfalz.  2 

Prinz  Moritz  und  die  Staaten  haben  sowol  einige  Correspon- 
dirende  als  den  Churfürsten  selbst  um  Beistand  gebeten  und  ihren 
Vorsatz,  Rheinberg  zu  belagern,  mitgetheilt.  Demgemäss  haben 
die  Räthe  Schreiben  an  Anspach,  Braunschweig  und  Baden  auf 
des  Churfürsten  Ratification  verfassen  und  „in  eveutum  ingrossiren 
lassen.“  — Datum  Heidelberg  den  22.  Junii  anno  1601. 

Beilage:  Ein  Schreiben  an  Braunschweig  und  Baden,  darin 
die  Fürsten  gebeten  werden,  eine  Subsidie  für  die  Staaten  zu  be- 
willigeu,  und  eins  an  Anspach,  darin  der  Markgraf  um  förderliche 
Erlegung  seiner  bewilligten  oder  einer  grossem  Summe  gebeten  wird. 

München  Staatsarchiv  546  G f.  436  Cpt. 

198.  Die  churpfälzischen  Gesandten  i n P r a g an  ihren  Juli 

Herrn,  (z.  Th.)  4 

Die  Gesandten  hoffen,  da  ihr  Anbringen  durch  „alle  rät  kom- 
men,*'  ihre  baldige  Abfertigung.  Einige  vermutheu,  des  Kaisers 
Antwort  werde  die  Sache  bloss  aufschieben,  andere,  er  sei  über- 
redet, dass  seine  ganze  Autorität  auf  Behauptung  der  Hofproessee 
beruhe.  Die  gravaniina  der  Städte  über  den  Hofrath  sind  am 
23.  Juni  angekommen  und  dem  Licentiat  Holz  zur  Eingabe  Über- 
macht. — Datum  Prag  den  24.  Junii  anno  1601. 

München  Staatsarchiv  546  6 f.  439.  Orig. 
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Jul»  199.  Friedrich  H.  anJohann  d.  ä. Grafen  von  Nassau. 

4 

Beim  bevorstehenden  churrheinischen  Kreistag  wird  vermut  h- 
lieh  Churcöln, 1 wol  auch  Erzherzog  Albert  Klagen  über  die  Be- 
lagerung Rheinbergs  Vorbringen  und  etwas  den  Staaten  Nachthei* 
liges  durchzusetzen  suchen.  Deshalb  wünscht  Churpfalz,  der  Graf 
möge  den  Prinzen  Moritz  und  die  Staaten  davon  benachrichtigen, 
ob  sie  nicht  auch  etwas  an  den  Kreistag  gelangen  lassen  wollen.1 
— Datum  Alzei  den  24.  Junii  a.  1601. 

Mönchen  Staatsarchiv  pf.  115/4  f.  220.  Cpt 

* Der  Coadjutor  Ferdinand  hatte  dem  Chf.  Pfalz  schon  am  24.  Juni 
angezeigt,  dass  die  Staaten  Rheinberg  belagerten,  und  dass  hierdurch 
die  Truppen  der  Spanier  ebenfalls  wieder  in’s  Stift  Cöln  gezogen  werden 
möchten.  Der  Churfürst  möge  daher  seine  Gesandten  zum  churrheini- 
schen Kreistag  so  instruiren,  dass  sie  über  Abstellung  dieses  und  weitem 
Unwesens  auf  des  Reichs  Boden  berathen  können.  (M.  pf.  115,4  f.  213.) 

*4  Ein  Gutachten  des  Löfenius  (praes.  4.  Juli)  macht  diesen  Vorschlag 
und  meint,  die  Staaten  hätten  unter  anderm  folgendes  zu  schreiben: 
Sie  hätten  Churcöln  oft  („si  nempc  factum  sit,  ut  speramus“)  ersucht,  d-e 
Spanier  aus  Rheinberg  zu  schaffen.  Als  der  Erzbischof  dann  die  statt- 
liche Kreishülfe  zur  Gewinnung  der  Stadt  erhalten,  habe  er  diese  mehr 
gehindert  als  gefördert.  Ja  Mendoza  habe  bekannt,  dass  er  mit  Chur* 
cölns  und  des  Commissärs  Nützels  Vorwissen  in  den  westfälischen  Kreis 
eingefallen  sei.  Wenn  nun  der  Erzbischof  sich  um  die  Befreiung  der 
Stadt  nicht  bekümmere,  so  könnten  die  Staaten,  wegen  des  grossen 
Nachtheils,  den  sie  durch  ihre  Lage  ihnen  bringt,  sie  nicht  in  den 
Händen  der  Spanier  lassen.  Deshalb  möchten  die  rheinischen  Chur- 
fürsten Churcöln  zu  wahrhafter  Neutralität  weisen  und  es  auffordern, 
den  Staaten  zur  Eroberung  Rheinbergs  Hülfe  zu  leisten  und  nach  der 
Einnahme  wegen  der  Kosten  und  fernerer  Sicherung  der  Stadt  gegen 
die  Spanier  sich  mit  ihnen  zu  vergleichen.  Zur  Unterhandlung  dieser 
Vergleichung  schlügen  sie,  die  Staaten,  den  Chf.  Pfalz  vor,  und  möchte 
Churcöln  gleichfalls  einen  Churfürsten  vorschlagen,  (a.  a.  0.  f.  222, 
und  225.) 

Juli  200.  Georg  Friedrich  Markgraf  von  Anspach  an 
4 Churpfalz. 

Der  Markgraf  übersendet  Berichte  über  des  Kaisers  und  seiner 
Regierung  Zustand.  Er  bittet  um  ein  Bedenken,  wie  den  An- 
schlägen der  Gegner  vorzubauen.  — Datum  Onoltzbacli  den 
24.  Junii  a.  1601. 

Beilage:  Bericht  überdenZustand  desKaisers  und 
seiner  R eg  i e r u ng  (z.  Th.)  Es  wird  den  protestantischen  Ständen 
folgender  Rath  ertheilt:  Die  evangelischen  Fürsten  müssen  den  Ent- 
schluss fassen  und  dabei  beharren,  sich  dem  Hofrath  nicht  zu 
unterwerfen.  Es  geht  dort  alles  „nach  affection  und  vercrung.' 
Der  Kaiser  beabsichtigt,  die  begonnene  Reformation  seines  Hofes 
fortzusetzen.  Wenn  ihm  hierin  die  Evangelischen  nicht  helfen, 
so  werden  die  Katholischen  den  gegenwärtigen  Zustand  so  benutzen, 
dass  jene  den  kürzern  ziehen.  Zu  dem  Zweck  hätten  die  Chor- 
fürsten  den  Kaiser  zum  persönlichen  Besuch  des  nächsten  Reichs- 
tages oder  seiner  Erblandc  — zu  beidem  soll  er  nicht  ungeneigt 
sein  — zu  bewegeu.  Würde  so  der  Zutritt  zum  Kaiser  frei,  so 
würde  er  den  Evangelischen  mehr  als  den  Katholischen  offen  stehen, 
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wie  auch  jüngst  Tschernembl  Audienz  erhielt,  als  die  Gesandten 
von  Baiern  und  Wtirzburg  keine  erlangen  konnten.  Jeder,  der 
mit  dem  Kaiser  umgeht,  spricht  von  seiner  Zuneigung  zu  „unsern 
religiousverwanten.“  Diese  würde  bestärkt,  wenn  evangelische 
Fürsten  am  Reichstag  mit  dem  Kaiser  persönlich  verhandelten. 

Ist  aber  der  Kaiser  zu  jener  Reise  nicht  zu  bewegen,  so  müsste 
im  Namen  der  Evangelischen,  oder  doch,  wenn  Sachsen  dem  im 
Wege  steht,  etlicher  correspondirender  Fürsten  ein  Reichsgraf  am 
kaiserlichen  Hof  residiren,  der,  wenn  er  dem  Kaiser  angenehm 
würde,  unsäglich  viel  Gutes  verrichten  könnte.  Haben  doch  „zwen 
evangelische  männer“  in  etlichen  Religionssachen  schon  viel  ge- 
nutzt z.  B.  die  evangelische  Predigt  in  Linz  bis  auf  gegenwärtige 
Stunde  erhalten.  Der  Kaiser  gestattet  den  Papisten  keinen  öffent- 
lichen Angriff  gegen  „die  religion;“  bei  heimlichen  Angriffen  könnte 
der  evangelische  Resident  stets  das  Nöthige  durch  Frank  oder  Ber- 
iichingen  an  den  Kaiser  bringen.  In  seiner  Furcht  vor  Attentaten 
hat  der  Kaiser  lieber  schriftliche  als  mündliche  Werbungen.  — 

Deo  3.  Junii  anno  1601. 

München  Staatsarchiv  546  6 f.  446.  Orig.  (Die  Beilage  Cop.)  Gedruckt  (die 
Beilage  nur  zum  Tiieil,  die  hier  mitgetheilte  Stelle  fehlt):  von  Ranke, 
gämmtliche  Werke  Vli  '281  Vgl.  Ritter  I S.  247  Anm  3. 

201.  Chur  pfalz  an  den  Kanzler  Hein  rieh  von  Eberbach.  Juli 

7 

Der  Churfürst  übersendet  Anspachs  fernere  Berichte  über  den 
Kaiser  und  seine  Regierung  und  des  Markgrafen  Erinnerungen 
dazu.  Der  Kanzler  soll  umgehend  sein  Bedenken  abgeben,  ob  der 
Churfürst  am  folgenden  Tag  zur  Berathung  über  diese  Dinge  nach 
Heidelberg  kommen  solle.  Hält  er’s  für  uunöthig,  so  soll  er  am 
folgenden  Tag  nach  Frankenthal  kommen,  um  sein  Gutachten  über 
die  Sachen  zu  eröffnen.  — Datum  NewschloD  den  27.  Junii  a.  1601. 

Beilage:  Vier  Berichte  über  den  Zustand  des  Kaisers  und 
seiner  Regierung. 

München  Staatsarchiv  546  7 f.  466,  Orig.  Der  erste  dieser  Berichte  ist  theii- 
weise  gedruckt  bei  v.  Ranke,  sämmtliche  Werke  VII  S.  284.  Vgl.  Ritter  I, 

S.  247  Anm.  3. 

202.  Friedrich  IV.,  Instruction  für  Hutten,  Schregel  Juli 

und  Camerarius  zum  churrheini sehen  Kreistag  9 

in  Coblenz. 1 

1.  Wenn  die  geistlichen  Churftirsten,  wie  wahrscheinlich,  den 
Reichstag  bewilligen,  so  wird  Churpfalz  ihnen,  wenn  auch  ungern, 
folgen,  dabei  aber  bedingen:  a.  dass  der  Kaiser  erkläre,  die  gra- 
vamina,  die  in  seiner  Hand  liegen,  vor  allen  Dingen  abzuschaffen, 
in  den  andern  solche  Dispositionen  zu  treffen,  dass  man  sic  bald 
los  werde,  b.  dass  die  Religionsverfolgungen,  welche  in  den  Nach- 
Wgegenden  der  Türkei  stattfinden,  und  diejenigen,  welche  vom 
kaiserlichen  Hof  ausgehen,  aufhören,  c.  dass  bei  der  Türkenhülfe 
jeder  nur  das  zu  leisten  habe,  was  er  bewilligt,  d.  dass  der  Kaiser 
dagegen  einschreite,  wenn  im  oberrheinischen  Kreis  die  Katholi- 
schen den  Evangelischen  Gehör  verweigern  und  unverrichteter 
Sache  abziehen,  oder  wenn  der  bairische  Kreis  gegen  den  Reli- 
gionsfrieden bei  seinen  dem  Kaiser  bewilligten  Truppen  keine 
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evangelischen  Hauptleute  leiden  will;  d.  der  Kaiser  soll  erinnert 
werden,  die  Bemühungen  um  Frieden  und  den  Beistand  fremder 
Mächte  fortzusetzen.  — Da  die  Geistlichen  wahrscheinlich  wider 
stehen  und  einwenden  werden,  im  Churfürstenrath  sei  nach  der 
goldenen  Bulle  die  Majorität  zulässig,  so  ist  zu  erwidern,  in 
Sachen,  welche  Contribution  und  Gewissen  betreffeu,  gelte  auch 
hier  keine  Majorität,  und  wenn  den  gravamina  nicht  vorher  abge- 
holfen  werde,  so  dürfte  der  Reichstag  fruchtlos  ablaufen.  Wenig- 
stens sollen  die  genannten  Puncte  der  Resolution  an  die  kaiser- 
lichen Commissarien  und  dem  Schreiben  der  Churfürsten  an  den 
Kaiser  angehängt  werden.  2.  Eine  Particulartürkeuhülfe  soll  in 
keinem  Falle  bewilligt  werden  aus  den  oft  deducirten  Gründen. 
3.  Hinsichtlich  der  Belagerung  Rheinbergs, 2 der  Befreiung  des 
Rheins  sind  erst  der  andern  vota  zu  hören.  Sie  werden  alle 
Schuld  auf  die  Staaten  schieben  und  vielleicht  ein  Schreiben  des 
Kaisers  au  sie  mit  Befehl  zu  sofortiger  Räumung  des  Reichs  be- 
antragen. Darauf  ist  zu  erwidern:  die  spanische  Besatzung  in 
Rheinberg  habe  allen  Verkehr  gehemmt  und  feindliche  Einfälle 
gethan;  hierdurch  sei  fast  alles  vertheuert  und  reichten  die  Zoll- 
einkünfte der  rheinischen  Churfürsten  bisweilen  kaum  zur  Besol- 
dung der  dabei  angestellten  Beamten  aus.  Als  die  Staaten  aber 
Rheinberg  inne  hatten,  liessen  sie  den  Rhein  und  den  Verkehr 
überhaupt  frei.  Ein  Schreiben  au  den  Kaiser,  nach  welchem  er 
zunächst  Erzherzog  Albert  zur  Befolgung  des  Coblenzer  Abschieds 
von  1599  bewegen  soll,  wird  Churpfalz  mit  unterzeichnen.  Ge- 
horcht Albert,  so  hat  man  von  den  Staaten,  so  lange  man  sich 
wahrhaft  neutral  hält,  nichts  zu  fürchten.  Eine  Versammlung 
mehrerer  Kreise  oder  eine  Kreishülfe  wird  nicht  bewilligt,  zumal 
da  die  im  Jahr  1599  bewilligte  Hülfe  von  den  Meisten  noch  nicht 
erlegt  ist,  und  die  Executioustruppen  damals,  mehr  gehindert  als 
gefördert  wurden.  Alle  andern,  besonders  den  Staaten  uachtheilige 
Vorschläge  sind  ad  referendum  zu  nehmen. 3 4.  Das  Gesuch  des 
westfälischen  Kreises  um  beharrliche  Geldhülfe  ist  abzuweisen; 
denn  er  hält,  wie  auch  Mendoza  ausgesagt,  keine  Neutralität 
5.  Wird  in  Betreff  der  Retardaten  etwas  begehrt,  so  beziehen  sich 
die  Gesandten  auf  die  Erklärungen  des  Churfürsten  und  anderer 
Stände  an  den  Kaiser.  — Datum  Heidelberg  den  29.  Junii  a.  1601. 

München  Staatsarchiv  pf.  115/4  f.  260.  Orig 

l Nachdem  der  Erzb.  Wolfgang  von  Mainz  den  churrheiniscben 
Kreis-  und  Collegialtag  am  13.  März  beschrieben  hatte,  trat  am  5.  April 
sein  Tod  ein.  Das  Mainzer  Capitel  schrieb  darauf  am  21.  April  an 
Churpfalz:  da  der  Erzbischof  eine  fertige  Instruction  für  den  Kreistag 
hinterlassen  habe,  so  werde  es  kraft  der  ihm  zugefallenen  Administration 
den  Tag  selber  beschicken.  (M.  pf.  115/4  f.  151.)  Der  Churfürst  erwiderte 
darauf  am  2G.  April : des  Capitels  Administration  erstrecke  sich  nicht 
auf  solche  Dingo,  „so  der  churfürsteu  selbst  Verrichtung  in  specie  allein 
ist.“  Sein  (des  Capitel)  Anspruch  sei  gegen,  die  goldeue  Bulle  und  die 
Churfürsteneinigung  (a.  a.  0.  f.  152.)  Nachdem  darauf  Adam  von  Bicken 
am  15  Mai  gewählt  war,  setzte  er  am  17.  Juni  den  Kreis-  und  Collegial- 
tag auf  den  15.  Juli  an.  f.  208.) 

* Vgl.  n.  199  Anm.  1. 

3 Am  8.  Mai,  als  die  Staaten  noch  nicht  gegen  Rheinberg  gezogen 
waren,  wurden  die  churpfälzischen  Gesandten  zum  oberrheinischen  Kreis- 
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tag  (vgl  n.  185  Anm.  1)  unter  anderem  folgendermassen  instruirt:  sie  sollen 
darauf  sehen,  dass  der  dein  Bischof  von  Worms  missliebige  Punct  des  Aus- 
schreibens, betreffend  die  Befreiung  des  Rheins,  zur  Beratbung  komme. 
Dabei  haben  sie  den  Schaden,  den  die  im  Reich  befindlichen  spanischen 
Besatzungen  anrichten,  auszuführen.  Und  wenn  dann  die  Andern  — da 
zur  Annahme  gewaltsamer  Mittel  wol  Niemand  bevollmächtigt  sein  wird 
— ein  Schreiben  an  den  Kaiser  vorschlagen , darin  er  gebeten  wird,  er 
möge  den  Erzh.  Albert  zur  Räumung  des  Reichs  ermahnen,  und  den 
dem  Reich  unterthänigen  Kriegsleuten  diese  Räumung  bei  Strafe  der 
Acht  befehlen,  so  sollen  die  Gesandten  diesem  Vorschläge  beistimmen. 
Aber  selber  werden  sie  ihn  nicht  anregen,  da  der  Kaiser  seine  Befehle 
auch  gegen  die  Staaten  wenden  könnte.  Wenn  ferner  verlangt  wird, 
man  solle  den  Kaiser  geradezu  bitten,  die  erwähnten  Aufforderungen  au 
die  Staaten  sowol,  wie  an  die  Spanier  zu  richten,  so  sollen  die  Gesandten 
erinnern,  dass  die  Staaten  nichts  mehr  im  Reiche  besetzt  halten  — denn 
die  Zugehörigkeit  der  Schenkenschanze  zum  Reiche  sei  noch  nicht  be- 
wiesen, — dass  auch  die  spanischen  Besatzungen  vorzugsweise  gegen 
das  Reich,  nicht  gegen  die  Staaten  gerichtet  seien.  (M.  546/6  f.  283.) 

203.  Friedrich  IV.  an  Churbrandenburg. 

Der  Churfürst  hat  Nachricht,  dass  man  in  den  Wahlintriguen 
fortfährt,  und  dass  der  Tod  des  in  Schwermuth  versunkenen 
Kaisers  zu  befürchten  ist.  Dies  wird  durch  den  beiliegenden  Be- 
richt Anspachs  (vgl.  n.  200)  an  den  Churfürsten  bestätigt.  Es 
droht  nunmehr  dem  Reich,  besonders  den  Evangelischen,  wenn 
sie  sich  nicht  zeitig  vereinigen,  die  äusserste  Gefahr,  ja  der  Unter- 
gang. In  Anbetracht  der  Verpflichtungen  der  Churfürsten  bei  ein- 
tretender Schwäche  des  Kaisers,  bittet  Churpfalz  den  Churfürsten 
von  Brandenburg,  dem  Ueberbringer  dieses  Schreibens  seine  Mei- 
nung zu  eröffnen,  was  sie  beide  bei  dem  Kaiser,  da  er  sich  „so 
gar  verlaßen  achtet,“  zu  thun  haben,  mit  welchen  Fürsten,  und 
worüber  sie  sich  besprechen  sollen,  und  was  heim  plötzlichen  Tode 
des  Kaisers  („über  das,  das  gewiße  vicarii  im  reich  bestimbt“)  zu 
thun  sei.  Darauf  wäre  der  Churfürst  von  der'  Pfalz  einer  Zu- 
sammenkunft beiderseitiger  Räthe,  um  sich  über  diese  Dinge  völlig 
zn  vergleichen,  nicht  abgeneigt.  — Datum  Heidelberg  den  1.  Julii 
anno  1601. 

München  Staatsarchiv  546  6 f.  492.  Cpt. 

204.  Die  ch  urpfälzischen  Räthe  an  ihrenHerrn.  (z.  Th.) 

Als  am  Deputationstag1  die  Protestatiori  hinsichtlich  der  vier 
Klostersachen  (vgl.  Archivium  S.  197.)  verlesen  ward,  wollten  die 
■Sachsen,  weil  Churpfalz,  Churbrandenburg  und  Braunschweig  nicht 
vertreten  waren , sich  nicht  niedersetzen.  Mau  hörte  die  Schrift 
also  stehend  an.  Zum  Erscheinen  bei  der  auf  den  17.  Juli  be- 
stimmten Berathung  über  die  Protestation  suchten  die  kaiserlichen 
Commissarien  die  Churpfälzer  (Culmann,  Löfenius,  Lingelsheim) 
vergeblich  zu  bereden;  vielmehr  reisten  dieselben  am  selbigen 
Tage  ausser  Lingelsheim  wieder  nach  Heidelberg.  Nach  aber- 
maliger Berathung  resolvirten  sich  sodann  die  übrigen  Deputirten 
gegen  die  Gesandten  der  drei  protestirenden  Stände:  Nachdem 
Sehug  im  Oct.  1600  mit  beschlossen  habe,  dass  die  Revisionen 
gegenwärtig  vorgenommen,  und  von  den  Klostersachen  erst  geredet 


Juli 
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werden  solle,  wenn  man  in  der  Reihe  der  Geschäfte  an  dieselben 
komme,  habe  man  den  Fortgang  der  Revisionen  erhofft.  Ueber 
die  sofortige  Aussetzung  der  Klostersachen  müsse  man  erst  neue 
Instructionen  nachsuchen.  Inzwischen  mögen  die  übrigen  Revisions- 
suchen  vorgenommen,  und  der  Revisionseid  auf  die  vier  Kloster 
Sachen  nicht  erstreckt  werden.3  2 Hierüber  bat  man  schliesslich 
Lingelsheim,  sich  bei  dem  Churftirsten  von  der  Pfalz  Bescheid  zn 
erholen.  — Datum  Heidelberg  den  10.  Julii  a.  1601. 

München  Staatsarchiv  239/6  f.  39.  Orig. 

1 Die  Eröffnung  des  prorogirten  Deputationstages  war  verzögert  erst 
durch  den  Tod  des  Erzb.  Wolfgang  von  Mainz.  (Churpfalz  an  Braun- 
schweig. Juni  1.  A.  a.  0.  f.  21.),  dann  durch  das  verspätete  Eintreffen 
vieler  Deputirten.  (Bergner  an  Churpfalz.  Juni  22.  f.  27.) 

2 Vgl.  Lingelsheim  an  Junte.  Juli  25.  (Ayrmannu9,  sylloge  aneedo- 
torum  omnis  aevi  chronicorum  etc.  Frankf.  1746.  S.  160.) 

Juli  205.  Die  Deputirten  von  Chur pfalz,  Ch  urbrand  en- 

24  bürg  und  Braunschweig  an  ihre  Collegen  und  die 

kaiserlichen  Commissarien. 

Die  Räthe  haben  das  Schreiben  ihrer  Collegen  dahin  verstan- 
den, dass  sie  den  Revisionen  beiwohnen  möchten  auf  die  Ver- 
sicherung hin,  dass  die  vier  Klostersachen  so  lange  ausgesetzt 
bleiben,  bis  man  an  sie  komme  und  daun  über  ihre  Vornahme 
berathe,  dass  sie  also  zunächst  nicht  vertheilt  , noch  darauf  ge- 
schworen werde.  Auf  diese  Zusage,  und  wenn  durch  die  Revi- 
sionen kein  praeiudicium  gegen  die  Protestation  in  Betreff  der  vier 
Klostersachen  geschaffen  werden  soll,  wollen  die  Gesandten  dem 
Gesuch  willfahren.  — Ubergeben  den  14.  Julii  1601. 

München  Staatsarchiv  546,8  f.  35.  Cop. 

Juli  206.  Die  churpfälzischen  Gesandten  in  Prag  an  ihren 

25  Herrn,  (z.  Th.) 

Die  Gesandten  haben  über  die  Reformation  „und  ins  gemein 
des  hofrats  cognition‘‘  mit  den  andern,  besonders  dem  anspach- 
seben  Gesandten  gesprochen;  aber  keiner  will  darauf  instruirt, 
noch  dazu  geneigt  sein. 1 Nach  Lichtenstcins  Eröffnung  ist  auf 
das  Hauptanbringen  der  Gesandten  eine  Vorantwort  beschlossen, 
deren  Ausfertigung  durch  den  Secretarius  Mechtel,  „dieweil  er 
gar  nit  studirt“  und  mit  Geschäften  überhäuft  ist,  verzögert  wird. 
— Datum  Prag  den  15.  Julii  anno  1601. 

v München  Staatsarchiv  546 '6  f.  504.  Orijj. 

1 Dies  hängt  mit  einem  Vorschläge  Anspachs  zusammen,  über  den 
sich  folgendes  findet:  Am  8.  März  1601  schreibt  der  Markgraf  an  Fried- 
rich IV:  er  habe  dem  Plessen  Dinge  mitgetheilt,  die  hochwichtig  seien, 
und  über  die  Friedrich  als  erster  weltlicher  Churfürst  und  Director  der 
Evangelischen  nachdenken  möge.  (M.  546/6  f.  207.)  Der  Churfürst  fragt 
darauf  am  7 Mai,  ob  der  Markgraf  über  diese  Sachen  auch  mit  Chur- 
brandenburg correspondirt  habe,  was  wol  dringend  nöthig  sei.  (f.  2£0.) 
Anspach  erwidert  am  12.  Mai:  er  habe  nicht  nur  an  Churbrandenburg 
geschrieben,  sondern  auch  dem  Wallenfels  befohlen,  dass  er  sich  mit 
den  übrigen  Gesandten  der  Correspondirenden  in  Prag  darüber  verstän- 
dige, was  sie  bei  ihrem  ersten  Vortrage  dem  Kaiser  „dero  angefangenec 
reformation  und  anders  halben“  vorzubringen  und  anzubieten  hätten. 
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(M.  546 '6  f.  293.)  Dieser  Auftrag  an  Wallenfels  hatte  keinen  Erfolg; 
denn  am  18.  Juni  schreibt  Anspach  an  Churpfalz:  auf  den  Vorschlag, 
dass  man  dem  Kaiser  den  übeln  Zustand  seiner  Räthe  vorstelle,  ihn  um 
Fortsetzung  der  begonnenen  Reformation  ersuche  und  ihm  den  Beistand 
der  Corrospondirenden  anbiete,  haben  die  Gesandten  Mangel  an  Instruc- 
tion vorgeschützt,  (f.  402.)  Auf  dies  Schreiben  erwiedert  Churpfalz  am 
26.  Juni : Wenn  es  den  Gesandten  gelinge,  die  Eingriffe  des  Hofraths 
in  andere  Jurisdictionen  abzustellen,  so  sei  vorläufig  wol  genug  geschehen, 
und  könne  man  von  der  Reformation  des  Hofraths  schweigen.  „Dan  sovil 
anbelangt  andere  Sachen  und  fei,  und  ob  auch  in  denselben  der  Kai.  Mt. 
hofräte  zuzulaßen,  oder  nicht,  vilmer  die  cognitio  von  Kai.  Mt.  mit  Zu- 
hebung etlicher  churfürsten,  fürsten  und  stende  des  reichs  geschehen 
«>If“  darüber  etwas  anzubringen , sei  wol  noch  zu  früh.  Doch  können 
die  Gesandten  darüber  unter  sich  conferiren , damit  man  später  weitere 
Massregeln  ergreifen  könne,  (f.  416.) 

207.  Joachim  Friedrich  Churfürst  von  Brandenburg 

an  Churpfalz. 

Hat  das  Schreiben  des  Churfürsten  vom  11.  Juli  empfangen. 
Von  den  darin  berührten  Dingen , besonders  dem  Zustande  des 
Kaisers  hat  der  Churfürst  von  Brandenburg  trotz  der  Anwesenheit 
«eines  Gesandten  in  Prag  nichts  vernommen.  Es  ist  ihm  daher 
bedenklich,  sich  sofort  zu  etwas  bestimmtem,  z.  B.  dem  Convent 
der  Räthe  zu  entschlicssen.  Dagegen  wird  er  eifrig  Nachforschun- 
gen über  diese  Dinge  anstellen  und  dem  Churfürsten  von  der  Pfalz 
mittheilen,  was  er  erfährt.  — Datum  Chorin  den  16.  Julii  a.  1600. 

ii  .......  »urchiv  546.6  f.  507.  Orig. 

208.  Erklärung  der  kaiserlichen  Commissarien  und 
der  Deputi rte n an  ihre  churpfälzischen,  cliurb randen- 
burgischen und  braunschweigischen  College  n. 

Des  Anerbietens,  welches  die  Deputirten  der  drei  Churfürsten 
in  ihrem  am  24.  Juli  übergebenen  Schreiben  ihren  C. »Hegen  in 
den  Mund  legen,  wissen  diese  sich  nicht  zu  erinnern;  vielmehr 
beharren  sie  beim  Reichsabschied  von  1598,  dem  einhelligen  Be- 
schluss des  Deputationstages  vom  7.  Oct.  1600,  und  dem  damals 
ton  den  Parteien  angenommenen  Bescheid,  und  lassen  das  Gesuch 
in  Betreff  der  vier  Klostersachen  unberücksichtigt,  bis  man  zu 
deren  Vornahme  kommt.  — Publicatum  in  cousilio  dominoruin  com- 
missarierum  et  revisorum  27.  Julii  Spirae  anno  1601. 

Mönchen  Staatsarchiv  546  7 f.  36.  Cop. 

209.  Die  rheinischen  Chur  fürsten  an  Churbranden- 

burg  und  Sachsen. 

Obgleich  ein  Reichstag  von  den  Churfürsten  collegialiter  be- 
willigt werden  soll,  so  haben  die  rheinischen  Churfürsten  doch 
*cgen  der  grossen  Türkengefahr  und  des  Nachtheils  eines  noch 
läugern  Aufschubs  des  Reichstags  zunächst  nur  ihre  Räthe  dar- 
über berathen  lassen.  Es  ergab  sich  dabei,  dass  ein  Reichstag 
durch  die  Gefahr,  darin  die  Vormauer  des  Reichs  sich  befinde, 
geboten  sei.  Nun  besorgt  aber  Churpfalz,  ohne  Ahhülfe  der  grava- 
tuina  werde  der  Kaiser  am  Reichstag  seine  Absicht  nicht  erreichen, 
und  hält  deshalb  für  sich  und  auf  das  Ansucheu  anderer  Cliur- 
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fürsten  und  Fürsten  für  nftthig,  den  Kaiser  zu  bitten,  folgende 
Beschwerden  theils  so  weit  sie  in  seiner  lland  liegen,  vor  dem 
Reichstag  abzuschaffen,  theils  am  Reichstag  selbst  entscheiden  zu 
lassen.  (Folgen  die  in  der  churpfälzischen  Kreistagsinstruction 
vom  9.  Juli  als  Bedingungen  aufgeführtcu  Puncte.)  Die  geistlichen 
Churfürsten  wollten  aber  die  Bewilligung  des  Reichstags  nicht  so 
beschränken.  Etliche  meinten  auch , die  erregten  Puncte  würden 
theils  bei  der  Bewilligung  der  Contribution  ohnehin  behandelt 
werden,  theils  die  Einwilligung  aller  Stände  verlangen.  Dagegen 
sind  die  geistlichen  Churfürsten  bereit,  folgende  allgemeine  Clausel 
der  Bewilligung  des  Reichstags  anzuhängen  (folgt  die  in  dem 
Schreiben  des  Churfürsten  an  den  Kaiser  vom  28.  Febr.  1602) 
enthaltene  Erinnerung  in  Betreff  der  gravamina.)  Das  nach  dem 
Willen  der  Mehrheit  somit  entworfene  Schreiben  an  den  Kaiser 
wird  Churbrandenburg  und  Sachsen  überschickt,  damit  sie  ihr 
Bedenken  und  Verbesserungsvorschläge  abgeben.  — Datum  den 
27.  Julii  a.  1601. 

München  Staatsarchiv  pf.  115/4  f.  302.  Cop. 


Juli  210. 

28 


Der  hessische  Dcputirte  Johann  Grothe  a n M o r i tz 
Landgraf  von  Hessen. 


Bei  dem  Streit  über  Revision  der  Klostersachen  nahmen  die 
Churpfälzer  schliesslich  die  ad  partem  gethane  Erklärung  der 
Churmainzer  ad  referendum.  Darauf  am  24.  Juli  beiliegende  Re- 
solution (vgl.  n.  205.)  Die  Papisten  bestanden  auf  Vornahme  der 
Revisionen,  Aussetzung  des  Gesuchs  der  Evangelischen,  bis  man 
an  die  Klostersachen  komme.  Die  anwesenden  Evangelischen  ver- 
harrten auch  bei  ihrer  Meinung.  Am  26.  übergab  Mainz  eine  \on 

den  Pfälzern  gegebene  Erklärung  der  Resolution,  dahin  gehend, 

dass  die  vier  und  andere  auf  Erklärung  des  Religionsfriedens  be- 
ruhende „clostersachen“  weder  vor  die  Revisoren,  noch  irgend 
einen  Deputationstag  kommen  dürfen,  daher  Pfalz,  Brandenburg. 
Braunschweig  hei  ihrem  Verlangen  beharren  und  versichert  sein 
wollen,  dass  demselben  durch  Vornahme  der  den  Klostersachen 
vorgehenden  Revisionen  nicht  präjudicirt  werde.  Die  Papisten 

wiederholten  darauf  ihre  Erklärungen  von  früher.  Und  obgleich 

„etzliche  aus  den  andern  ständen“  der  in  der  Erklärung  der 
Gesandten  jener  drei  Stände  vom  24.  Juli  verlangten  Ver- 
sicherung nicht  abgeneigt  waren,  so  erklärten  doch  die  Mainzer, 
sie  hätten  von  den  Pfälzern  vernommen,  dass  sie  auch  damit  nicht 
zufrieden  sein  würden.  Somit  ward  am  27.  per  inaiora  unter  Bei- 
stimmung der  kaiserlichen  Commissarien  ein  mit  den  frühem  Voten 
der  Katholiken  übereinstimmendes  Decret  (vgl.  u.  208)  gefaxt, 
trotzdem  dass  die  anwesenden  Evangelischen  sich  demselben  weiter 
nicht  „bequemen“  zu  wollen  erklärten,  als  Pfalz,  Brandenburg  und 
Bratinsehweig  es  annähmen.  Die  Gesandten  dieser  drei  Stände 
erklärten  darauf  den  Mainzern,  dass  sie  das  Decret  „nicht  depn- 
tirn  könten,“  dass  sie  wegen  Nichtannahme  ihres  Begehrens  Ab- 
ziehen müssten,  mit  dem  Anhang,  dass  sie  gegen  jedes  weitere 
Vorgehen  in  dem  Revisionsgeschäft  protestirten.  Darauf  (am  28.) 
beschloss  mau  per  maiora,  das  Revisionsgeschäft  einzustellen,  io 
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der  Hoffnung,  dass  der  Kaiser  Mittel  finden  werde,  um  die  drei 
Stände  zu  der  Revision  zu  vermögen.  — Datum  Speir  den  18.  Julii 
anno  1601. 

Cassel  Staatsarchiv.  Diplomatische  Corrcspondrnz.  Cop. 

211.  Lingelsheim  an  Cliurpfalz. 

Am  28.  Juli  theilte  Lingelsheim  den  Gesandten  von  Branden- 
burg, Braunschweig  und  Pommern  die  Resolution  des  Churfürsten 
auf  das  Anerbieten  der  übrigen  Deputirten  (vgl.  u.  204)  mit.  Der 
churbrandenburgisclie  Gesandte  (Arnold  de  Reiger)  war  sofort  da- 
mit einverstanden,  der  braunschweigische  (Dr.  Ruman)  meinte, 
mau  solle  an  der  ersten  Protestation  festhalten,  da  er  befehlicht 
sei,  weder  direct  noch  indirect  vom  Friedberger  Abschied  abzu- 
weiehen,  erklärte  sich  aber  schliesslich  einverstanden,  mit  der, 
übrigens  geheim  zu  haltenden  Protestation,  dass  er’s  auf  seines 
form  Ratification  tliue.  Die  pommerschen  Gesandten  versprachen, 
ü'ch  in  ihren  votis  nach  der  Resolution  zu  richten.  Darauf  Ueber- 
gabe  der  Erklärung  vom  24.  Juli.  Am  26.  Juli  sagten  die  Main- 
zer Gesandten  dem  Lingelsheim,  die  Deputirten  seien  bei  dieser 
Erklärung  zweifelhaft,  ob  ihre  Unterzeichner  die  Revision  der  vier 
Klostersachen  überhaupt  nicht  zugeben,  oder  die  Bcrathung,  ob 
and  wie  sie  zu  revidiren,  verschoben  wissen  wollten.  Lingelsheim 
erwiderte,  inan  gebe  keinen  Buchstaben  von  der  ersten  Protesta- 
tion preis.  Die  Mainzer  wollten  nun  verschiedene  verfängliche 
Forme l:i  „i  ,i  ta'.t  rs begeren  in  den  schriftlichen  schein  setzen“ 
'deuten?).  Lingelsheim  aber  beharrte  bei  der  in  der  Erklärung 
begehrten  Versicherung,  worauf  sie  sich  endlich  verabschiedeten. 
Am  27.  stellten  sie  den  Gesandten  von  Churpfalz,  Churbranden- 
burg,  Braunschweig  beiliegendes  Decret  der  Majorität  der  Depu- 
tirten (vgl.  n.  208)  zu.  Jene  wiederholten  die  „protestation“  und 
erklärten,  keinem  Rathgange  beiwohnen  und  nach  Hause  reisen 
zu  wollen.  Es  befremde  sie,  „das  im  decret  man  der  vertrösten 
Versicherung  in  abrede  sein  wolle . . . Darauf  sie  (die  Mainzer) 
die  Versicherung  zu  Verdrehen  sich  understanden , daraus  augen- 
scheinlich zu  spüren,  das  sie  vermeint,  mit  guten  Worten  uns  ins 
spiel  zu  pringen  und  iren  vorteil  wol  betten  in  acht  zu  nemmen 
??wist.“  (Folgt  ein  Bericht  über  den  Beschluss  der  Deputirten  vom 
2$.  Juli.  Vgl.  n.  210.)  — Signatum  Heidelberg  den  20.  Julii  1601. 

Mönchen  Staatsarchiv  239.6  f.  53.  Orig. 

212.  Relation  der  churpfälzischenKreistagsgesandten 

Hutten,  Schregel  und  Camerarius. 

1.  Die  Gesandten  erreichten  am  churrheinisclien  Kreistag  von 
den  Geistlichen  hinsichtlich  des  Reichstags  nur  soviel,  dass  diese 
schreiben  an  den  Kaiser,  Churbrandeuburg  und  Chursachsen  be- 
schlossen, über  deren  Beschaffenheit  man  sich  durch  Einsicht  der- 
selben unterrichten  kann,  und  welche  sie,  die  Churpfälzer,  nur  adrati- 
hcHudum  anuahmen.  Die  Geistlichen  scheinen  über  alles,  was  hierin 
und  über  die  Ttirkenlitilfe  gehandelt  ist,  mit  den  kaiserlichen 
( ommissarien  conferirt  zu  haben;  sie  suchten  ihnen,  und  also  dem 
Kaiser,  die  Opposition  des  Churfürsten  von  der  Pfalz  gehässig  an- 
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zubringen.  Sie  erklärten  die  churpfälzischen  Bedingungen  für 
unherkömmlich:  die  gravamina  könnten  nur  durch  den  Reichstag 
behandelt  werden.  Die  kaiserlichen  Commissarien  baten  die  Ge- 
sandten, den  Reichstag  nicht  zu  verzögern,  dem  Kaiser  nicht 
zuzumuthen,  was  gegen  sein  Amt  und  Gewissen  sei.  2.  Zur  Türken- 
hülfe haben  die  Geistlichen  erst  sechs,  dann  auf  Anhalten  der 
Commissarien,  die  Mainz  besonders  unterstützte,  zwölf  Monate  aut 
Abzug  von  der  künftigen  Reichssteuer  bewilligt,  obgleich  sie  gar 
keine  Lust  zu  dieser  Bewilligung  hatten.  Die  Churpfälzer  beharr- 
ten  bei  der  Verweigerung  und  bekämpften  die  Geltung  der  Majo- 
rität, auf  die  sich  die  Geistlichen  und  Commissarien  beriefen.  Die 
Mainzer  und  die  andern  widersprachen  ihnen  hierin,  erklärten 
aber  auf  weitere  Gegenausführungen , sie  hätten  durch  ihre  all- 
gemeine Behauptung  nur  ihren  Standpunct  wahren  und  andern 
Kreisen  kein  Präjudiz  zuziehen  wollen,  übrigens  wollten  sie  in 
diesem  Falle  Churpfalz  durch  die  Majorität  nicht  verbinden.  3.  In 
Betreff  der  Belagerung  Rheinbergs  und  der  damit  verbundenen 
Zollerhebung  am  Rhein  durch  die  Staaten  schlug  Churcöln  eine 
Gesandtschaft  der  rheinischen  Churfürsten  an  die  Staaten  nnd 
Spanier  vor,  mit  der  Aufforderung  an  beide,  das  Reich  zu  räumen 
und  fernere  Thätlichkeiten  gegen  daselbe  zu  unterlassen.  Mainz 
erklärte,  dies  Mittel  werde  vergeblich  sein,  Cöln  habe,  weil  es 
beiden  Theilen  keine  befriedigenden  Versicherungen  gegeben,  das 
Unheil  selbst  verschuldet.  Alle  nahmen  Cölns  Vorschlag  ad  refe- 
rendum.  Auf  weiteres  Bitten  der  Cölner  bewilligte  man  ihnen 
zwei  von  den  Herrschaften  zu  ratificirende  Schreiben,  eins  an  die 
Staaten,  eins  an  Albert,1  darin  diese  um  Räumung  der  Stadt  und 
des  Reichs  ersucht  werden.  Uebrigens  dürften  des  Erzbischofs  von 
Mainz  Bedenken  gegen  die  Ausfertigung  dieser  Schreiben  durch 
ein  am  20.  angekommenes  Schreiben  der  Staaten  vermehrt  werden. 
4.  Der  westfälische  Kreis  ist  mit  seinem  Begehren  trotz  der  eifrigen 
Verwendung  Churcölns  an  einen  Reichstag  verwiesen.  Die  Cliur- 
pfälzer  folgten  ihrer  Instruktion.  — Signatum  den  21.  Julii  a.  IG01. 

München  Staatsarchiv  pf.  115,4  f.  427.  Orig.  • 

* Indem  Churpfalz  das  Schreiben  an  Churbrandenburg  und  Chur- 
Sachsen  Unterzeichnete,  erklärte  er,  die  Schreiben  an  Albert  und  die 
Staaten  nicht  unterzeichnen  zu  können,  da  nach  Rheinbergs  Einnahme 
wol  nur  chimpf  mit  denselben  einzuärndten  sei.  (an  Churmainz.  Aug.  19- 
a.  a.  0.  f.  455.) 

Aug.  213.  Schug  und  Beulwitz  an  Churpfalz,  (z.  Th.) 

16 

Haben  das  Abforderungsschreiben  des  Churfürsten  vom 
4.  Aug.  empfangen.  Eiue  Resolution  in  Betreff  der  Hofprocesse. 
zwei  Resolutionen  auf  die  übrigen  Anbringen  sind  vom  Kaiser, 
Vicckanzler  und  Secretär  Mechtl  unterzeichnet.  Auf  tägliches 
Anhalten  um  ihre  Zustellung  erwidert  der  Vicekanzlcr,  „es  mangle 
noch  an  eim  sächlein wahrscheinlich  will  er  „mit  gelt  geschmie- 
ret“  sein.  Wenn  nicht  alle  Gesandten  von  ihrer  Abreise  sprechen, 
so  dürfte  des  Wartens  auf  die  Resolutionen  kein  Ende  sein.  Des- 
halb ist  Bculwitz  am  gegenwärtigen  Tage  nbgereist;  Schug  will 
mit  den  übrigen  spätestens  Ende  August  abzureisen  suchen.  Der 
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charbrandenburgische  Gesandte  ist  am  11.  August  abgezogen.  — 

Datum  Prag  den  6.  Augusti  a.  1. 

Mönchen  Staatsarchiv  546  6 f.  538.  Orig. 

214.  Friedrich  IV.,  Instruction  für  Fabian  Burggraf  Aug. 

von  Dohna  an  Churbrandenburg.1  ID 

Christian  Fürst  von  Anhalt  wird  dem  Landgrafen  ein  Credenz- 
scbreiben  nebst  mündlichen  Instructionen  geben.  Dem  Churfürsten 
von  Brandenburg  trägt  Dohna  vor:  Nach  glaubhaftem  Bericht  aus 
den  Niederlanden  suche  Erzherzog  Albert  sich  der  Stimmen  der 
Chnrfürsten  für  seine  Wahl  zum  römischen  König  durch  grosse 
Verheissungen  zu  versichern,  biete  besonders  dem  Churfürsten 
von  Brandenburg  deshalb  grosse  Zusagen  in  Betreff  der  Jülicher 
Lande  an  und  suche  daneben  dessen  Hülfe  zu  einem  Frieden 
mit  den  Staaten  zu  gewinnen.  Der  Churfürst  werde  aber  der 
goldenen  Bulle  und  beschwornen  Churfürsteneinung  eingedenk 
«ein,  nach  denen  kein  Churfürst  wegen  der  Wahl  zum  römi- 
schen Kaiser  eine  abgesonderte  Zusage  geben  dürfe.  Viele 
fürchten,  dass  Alberts  Wahl  dem  Reich  verderblich  sein  möchte, 
denn  er  sei  geistlichen  Stands  gewesen,  und  man  wisse  nicht,  gegen 
welche  Zusagen  aus  demselben  entlassen ; er  sei  an  fremden  Orten, 
wo  man  absolut  regiere  und  er  die  Verfolgung  der  Evangelischen 
gesehen,  vielleicht  dazu  gerathen  habe,  erzogen:  er  möchte  also 
im  Reich  absolut,  nach  dem  Willen  Fremder,  ja  eines  Weibes 
regieren,  die  Evangelischen  verfolgen.  Er  könne  den  Krieg  mit 
den  Staaten  auf  die  Dauer  nicht  fortführen  und  habe  das  Reich 
geschwächt  und  verhöhnt:  solle  man  ihm  nun  wieder  in  den  Sattel 
helfen?  Als  Herr  des  Reiches  würde  er  dasselbe  in  den  nieder- 
ländischen Krieg  verwickeln,  den  es  neben  dem  türkischen  nicht 
ertragen  könne,  schliesse  er  aber  Frieden  mit  den  Staaten,  so  möchte 
er  ein  absolutes  Regiment  aufricliten  und  mit  den  Nachbarn  Hän- 
del anfangen.  Nachbarmächte,  die  ihm  seine  Erhebung  nicht 
gönnen,  dürften  in  das  Reich  fallen,  ja  seine  Brüder,  der  Kaiser  selbst 
innern  Krieg  gegen  ihn  erregen.  Nach  etlicher  Leute  Meinung 
dürfte  Albert  stets  den  Vorwand  finden,  um  seine  Verheissungen 
rückgängig  zu  machen,  namentlich  hinsichtlich  der  Jülicher  Lande, 
an  denen  Churpfalz  sich  auch  das  Seinige  nicht  nehmen  lassen 
werde.  Leicht  möchte  er  es  ferner  mit  Polen  dahin  bringen,  dass, 
nm  den  Verkehr  der  Staaten  zu  schmälern,  Preussen  dem  Chur- 
fürsten von  Brandenburg  entzogen  würde.  — Datum  Manheim  den 
9.  Angusti  a.  1601. 

München  Staatsarchiv  5466  f.  612.  Orig. 

1 Die  Sendung  Dohnas  wurde  durch  folgende  Vorgänge  veranlasst: 

Christian  von  Anhalt  hatte  von  einem  Schreiben  des  spanischen  Capi- 
täns  Johann  Molzer  über  Unterhandlungen  mit  Churbrandenburg,  betref- 
fend die  Wahl  des  Erzherzogs  Albert  zum  römischen  Könige  und  die 
Pacification  der  Niederlande  gehört.  Er  und  sein  Bruder  Johann  Georg 
wussten  es  darauf  zu  bewirken,  dass  ., diejenige  person,  so  sich  furnemb- 
Uch  in  dieser  handlung  gebrauchen  lassen,“  selber  zu  ihnen  kam  und 
ihnen  eröffnete:  ‘Gr.  Peter  Ernst  v.  Mansfeld  und  Erzh.  Albert  haben 
ihm  seit  drei  Jahren  angelegen,  er  möge  sich  nm  des  letztem  Wahl  zum 
römischen  Könige  bemühen.  Nun  habe  Churbrandenburg  ihm  mündlich 
“Dd  schriftlich  sein  Votum  unter  der  Bedingung  für  Albert  zugesagt, 
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dass  dieser  ihn  nach  des  H.  Jülich  Tod  ruhig  in  den  Besitz  der 
Lande  kommen  lasse.  Auch  die  geistlichen  Churfürsten  werden  der 
Wahl  Alberts  nicht  entgegen  sein,  Churcüln  werde  sie  sogar  in  Prag 
aufs  eifrigste  betreiben.’  Der  Berichterstatter  zeigte  sodann  drei  Acten- 
stücke,  von  denen  F.  Christian  das  zweite  und  dritte  für  Originalien 
hielt,  und  die  er  sämmtlich  abschreiben  liess.  Das  erste  enthält  die 
Friedensbedingungen,  die  Albert  den  Niederländern  zugesteben  will,  und 
auf  Grund  deren  Churbrandenburg  sich  bereit  erklärt  hat,  an  den  Frie- 
densverhandlungen Theii  zu  nehmen  (exercitium  religionis  liberrimun, 
Garantie  aller  unter  Karl  V.  genossenen  Rechte,  Entfernung  der  spani- 
schen Truppen,  Vereinigung  der  Niederlande  mit  dem  Reich;  ferner: 
die  staatischen  Provinzen  behalten  „formam  rei  publicae“  und  freie  Ver- 
fügung über  die  Festungen,  die  sie  inne  haben.)  Das  zweite  Actenstüek 
ist  ein  Brief  des  Erzh.  Albert  an  den  Berichterstatter  vom  20.  Sept 
1600,  in  welchem  er  ihm  für  seine  in  der  ,,bewusten  Sachen“  angewand- 
ten Bemühungen , die  drei  Reisen,  welche  er  mit  Molzer  gemeinschaft- 
lich zum  Churfürsten  von  Brandenburg  unternommen  hat,  dankt  und  ihm 
anzeigt,  dass  Molzer  wiederum  an  Churbrandenburg  abgefertigt  sei:  er 
(Berichterstatter)  möge  dem  Molzer  mit  seinem  Rathe  beistehen  und 
„daß  werck  also  dirigiren  und  befürderen  helfen,“  wie  es  ihm  für  den 
Erzherzog,  für  dessen  Freundschaft  mit  anderen  Fürsten  und  den  Frie- 
den seiner  Lande  am  dienlichsten  scheine.  Das  dritte  Actenstüek  ist 
ein  Brief  des  F.  Peter  Ernst  von  Mansfeld  an  denselben  vom  22.  Oet 
1600,  ähnlichen  Inhalts.  — Zu  dem  zweiten  Actenstüek  bemerkt  der 
Glossator  der  protestantischen  Correspondenz : dass  dasselbe  eine  Fäl- 
schung sei,  gehe  aus  der  Aufschrift,  in  der  des  Erzherzogs  Titel  nicht 
richtig  seien,  und  aus  dem  Stile,  der  nicht  canzleimässig  sei,  hervor. 
Allein  die  Titulatur  des  Erzherzogs  ist  in  diesem  Brief  genau  dieselbe, 
wie  z.  B in  dem  Schreiben  bei  Londorp  I S.  580.  Der  Stil  dürfe  insofern 
nicht  canzleimässig  sein,  als,  wie  schon  aus  dem  Auszüge  zu  ersehen 
ist,  der  Adressat  mit  zu  grosser  Auszeichnung  behandelt  wird,  ln  dem 
Schreiben  von  Mansfeld  ist  auffällig,  dass  der  Fürst  sich  unterschreibt 
„eueralzeit  williger  Peter  Ernst  fürst  und  graf  zu  Mansfelt,“  dass  er  von 
Albrecht  spricht  mit  den  Worten  „der  durchleuchtigste  fürst  und  heretc‘ 
und  dass  er  den  Churfürsten  von  Brandenburg  nicht  „Liebden,“  sondern 
„Gnaden“  nennt.  In  dem  Eingang  von  Alberts  Schreiben  heisst  es:  „Ge- 
strenger, lieber  besonder;“  in  dem  von  Mansfeld:  „unsern  günstigen 
grüß  und  alles  guts  zuvor,  edler,  besonder  lieber.“  — Indess  Anhalt  hielt 
die  Schreiben  für  echt.  Um  mehr  herauszulocken,  erbot  er  sich  dem 
Berichterstatter,  er  wolle  dem  Churfürsten  von  der  Pfalz . von  dem  die- 
ser gesagt  hatte,  man  müsse  ihn  auch  noch  gewinnen,  über  die  betreffen- 
den Dinge  berichten.  Diesen  Bericht  erstattete  er  auch  am  12.  Aug.  1601, 
aber  natürlich  nicht  um  die  Sache  zu  befürworten  Vielmehr  schlug  er 
dem  Churfürsten  vor,  er  möge  dem  Kaiser  Alherts  Bemühungen  um  die 
Wahl  berichten  und  ihn  davor  w arnen , er  möge  ferner  eine  Gesandt- 
schaft an  Churbrandenburg  schicken  mit  Aufträgen  ungefähr,  wie  sie  iß 
vorliegender  Instruction  ausgeführt  werden.  (Christian  F.  Anhalt  an  Chnr- 
pfalz.  1601  Aug.  12.  Beilagen.  M 546/6  f.  525.) 

Aug.  215.  Kaiserliche  Resolution  auf  der  Correspond i re n* 
20  den  Sc h reiben  und  Gesandtschaft  in  Betreff  der 

II  ofproc  esse. 

Die  Unterzeichner  des  Schreibens  vom  28.  Febr.  sprechen 
dem  Kaiser  zu  seiner  Kränkung  und  Verwunderung  seiue  Juris- 
diction, die  ihm  nach  Aller  Wissen  zukommt,  fast  gänzlich  ab.  ja 
sie  begehren  die  Abschaffung  des  Reichshofraths,  der  doch  seine 
Gewalt  nur  so  weit  ausdehnt,  als  es  der  Kaiser  befiehlt,  und  der  ohne 
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sein  Wissen  in  keiner  wichtigen  Sache  vorgeht.  Die  Hoheit  der 
Stände  fliesst  aus  der  des  Kaisers  und  kann  nur  mit  dieser  be- 
stehen. In  des  Kaisers  Macht  stellt  es  nicht,  sich  dessen,  was 
ihm  zusteht,  zu  entäussern.  Obgleich  nach  des  Kaisers  Wissen 
die  Erkenntnisse  des  Hofraths  seit  seinem  Regierungsantritt  den 
Rechten  gern  «Iss  waren,  und  mit  Commissionen  nichts  vorgegangen 
ist.  was  ihm  nicht  gebührte,  so  wird  er  doch  die  Einzelbeschwer- 
den untersuchen  lassen  und,  wo  sie  gegründet  sind,  abstelleu. 
Dagegen  werden  die  Stände  die  Jurisdiction  seines  Hofraths,  über 
die  ihm  weitläufige  Disputationen  mit  ihren  Gesandten  unnötlrg 
erscheinen,  nicht  heinmen,  damit  dein  Kaiser  die  für  solche  Fälle 
verordneten  Massregeln  erspart  bleiben.  Wenn  aber  die  Stände 
llthmen  als  ein  fremdes  Land  bezeichnen,  so  wünscht  der  Kaiser, 
dass  dessen  Zugehörigkeit  zum  Reich  nicht  bestritten,  noch  der 
Streit  fremden  Nationen  bekannt  werde.  1 — Signatum  Prag  den 
'X  Augusti  a.  1601. 

Btünchen  Staatsarchiv  5)66  f.  550.  Cop. 

1 Schug  berichtet  am  28.  Aug.  an  Churpfalz:  dass  diese  Resolution 
so  gar  abschlägig  ausgefallen  sei,  stehe  im  Widerspruch  mit  den  frühem 
Aeussenmgen  der  kaiserlichen  Käthe  und  des  Vicekanzlers.  Nach 
Dr.  Mecker  rühre  es  daher,  dass  die  Revisionen  sich  zerschlagen  haben: 
oanmehr  können,  so  sagen  die  kaiserlichen  Käthe,  die  hohem  Stände 
a<n  Kammergericht  nicht  mehr  zum  Rechte  angehalten  werden;  wenn 
der  Kaiser  ihnen  auch  noch  die  Gerichtsbarkeit  des  Hofraths  preis  gebe, 
so  sei  die  Reichsjustiz  vernichtet.  (M.  pf.  115,2  f.  128.) 

216.  Kaiserliche  Resolution  auf  die  Werbung  der  Ge- 

sandten Anspachs  und  Brauns c h w e i g s. 

Der  Werbung  betrifft  die  von  beiden  Fürsten  gemachten  Aus- 
lagen bei  der  westfälischen  Execution.  Der  Kaiser  wird  darüber 
vom  fränkischen  und  niedersächsischen  Kreis  Bericht  einfordern 
ud(1  sich  dann  ferner  erklären. 1 — Signatum  zu  Prag  . . den 
20.  monatstag  Augusti  a.  1601. 

.München  Staatsarchiv  pf.  9),  5 f.  1*6.  Cpt. 

1 l'eber  des  Kaisers  Bemühungen  im  Jahr  1602,  um  die  Kreise  zur 
Befriedigung  Hessens  und  Ansjmchs  zu  bewegen,  vgl.  Lingelsheim  an 
Bongars  1602  Juni  10.  (Ayrmannus,  syllogc  aneedotorum  S.  579.) 

217.  Kaiserliche  Resolution  auf  das  Schreiben  der 

Cor  rc  sp  on  d i reu  de  n in  Betreff  der  Türken  hülfe. 

Der  Kaiser  wiederholt  seine  in  vielen  Schreiben  und  Gesandt- 
schaften gegebene  Erklärung  über  den  Sinn  der  Reichstagsbewilli- 
2ößgeu  zur  Türkenhülfe.  Hätten  alle  mit  solchen  Mühen  und 
Kosten  für  Erhaltung  des  Friedens  und  Rechtes  gearbeitet,  wie 
•kr  Kaiser,  so  würde  man  dabei  vielleicht  bessern  Erfolg  gehabt 
haben.  Trotz  einiger  Unrichtigkeiten  im  Reich  aber  kann  dem 
Kaiser  die  Reichshülfe  nicht  entzogen,  noch  statt  der  im  Reichs- 
abschied bestimmten  bloss  das,  was  einem  einzelnen  Stande  be- 
liebt, erlegt  werden.  Jeder  weiss,  mit  welcher  Macht  die  Türken 
Engaru  immer  mehr  bedrängen;  ihr  Angriff  geht  vornehmlich  das 
Reich  an.  Deshalb  werden  die  Stände  bei  der  höher  als  je  ge- 
diegenen Türkengefahr  sich  in  Erlegung  ihrer  Rückstände  so  ver- 
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halten,  dass  dem  Kaiser  die  in  dem  Reiehsabschied  bestimmten 
Massrcgeln  erspart  bleiben.  — Signatum  zu  Prag  . . den  21.  tag 
monats  Augusti  anno  1601. 

Mönchen  Staatsarchiv  546  6 f.  589.  Orig 

Aug.  218.  Protestation  der  Gesandten  der  Correspondiren- 
den  gegen  die  kaiserliche  Resolution  vom  20.  August. 

Es  schmerzt  die  Gesandten,  dass  der  Kaiser  ihrer  Herren 
Gesuch  so  aufgenommen  hat,  als  wäre  es  gegen  ihn  selbst  gerichtet, 
als  wolle  man  ihm  seine  Jurisdiction  fast  ganz  absprechen  und 
begehre  die  Abschaffung  des  Hofraths.  Zur  Widerlegung  dessen 
wiederholen  sie  das  schriftliche  und  mündliche  Anbringen.  Ihre 
Herren  können  sich  den  Hofprocessen , wie  sie  bis  dahin  gegeu 
das  Herkommen  geführt  sind,  nicht  unterwerfen.  — Signatum  Prag 
den  16.  Augusti  a.  1601. 

BI  ü neben  Staatsarchiv  5466  f.  548.  Cop 

Sept.  219.  Relation  Fabians  Burggrafen  von  Dohna 
16  an  Churpfalz. 

Als  der  Churfürst  von  Brandenburg  dem  Dohna  Audienz  gab. 
erzählte  dieser  auf  Christians  von  Anhalt  Rath  die  bewussten 
Dinge  als  bevorstehend,  nicht  als  geschehen.  Er  fasste  sich  so  milde, 
als  möglich,  besonders  weil  man  die  Copie  der  Churbrandenburger 
Erklärung  nicht  hat  erlangen  können.  Am  andern  Tag  Antwort 
durch  den  Marschall  v.  Putlitz  und  Kanzler  Löben : 'gar  nichts 
von  der  Wahl  eines  römischen  Königs  sei  an  ihren  Herrn  gelangt; 
er  wisse  nichts  von  Alberts  Gesandtschaft,  noch  seien  ihm  Ver- 
tröstungen wegen  der  Jülicher  Lande  geschehen.  Churpfalz  möge 
ihm  fernerhin  mittheilcn,  was  er  in  solchen  Sachen  erfahre;  er 
werde  das  gleiche  thun.  Er  beharre  bei  seiner  dem  Churfürsten 
von  der  Pfalz  früher  gegebenen  Erklärung,  dass  er  an  der 
goldenen  Bulle  und  andern  Verordnungen  festhalten  wolle.  Ob- 
gleich er  sich  übrigens  mit  diesem  verglichen  habe,  dass  sie  in 
wichtigen  Reichssachen  collegialiter  handeln,  haben  die  pfälzischen 
Gesandten  beim  Coblenzer  Tag  ohne  sein  Wissen  den  Reichstag 
bedingungsweise  bewilligt.  Churpfalz  möge  künftig  in  solchen 
Dingen  communicato  consilio  mit  ihm  handeln.  Churbrandenburg 
habe  Nachricht,  dass  man  die  Churfürsten  durch  den  Reichstag  zum 
Wahltage  treiben  möchte.5  Trotz  eifriger  Aufmerksamkeit  ent- 
deckte Dohna  keine  Zeichen,  dass  in  der  fraglichen  Sache  schon 
etwas  vorgegangen  sei.  Nachdenklich  war  es  ihm,  dass  man  dar- 
über mit  ihm  ausser  der  ofticiellen  Antwort  kein  Wort  redete.  — 
Datum  Jegersburgk  den  6.  Septeinbris  1601. 

Mönchen  Staatsarchiv  546  6 f.  608.  Orig. 

Oct.  220.  Moritz  Landgraf  von  Hessen  an  Churpfalz. 

* Hat  das  Schreiben  des  Churfürsten  vom  4.  August  empfangen.  Ls 

war  dringend  nöthig,  dass  die  Evangelischen  bei  dem  Deputations- 
tag  in  fester  Einigkeit  die  aus  der  Cognition  der  Kloster-  und 
Religionssachen  entspringenden  Gefahren,  soviel  thunlich,  abwen- 
deten. Diesem  Grundsatz  gemäss  hat  der  Landgraf  seinen  Gesand- 
ten instruirt,  und  hat  auch  die  Majorität  der  Evangelischen  für 
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Aussetzung  der  Klostersachen  gestimmt.  Damit  hat  der  Landgraf 
zugleich  die  vorigjährige  Abrede  zwischen  seinen,  des  Churfürsten 
und  den  sächsischen  Räthen  befolgt.  Denn  dass  damals  beschlos- 
sen wäre , 'auf  „ew  ger  aussetzung  der  clöstersachcn  allerdings“ 
zu  bestehen,  ist  ihm  nicht  bewusst,  noch  ist  beim  Deputationstag 
des  vorigen  Jahres  etwas  davon  erwähnt.  Als  daher  die  chur- 
ptalzischen  Gesandten  hierüber  erst  nach  Uebcrgebung  der  Protc- 
station  mit  dem  Gesandten  des  Landgrafen  sprachen,  erwiderte 
dieser,  dass  er  mit  der  Majorität  der  Evangelischen  zu  gehen  be- 
fehlicht  sei.  Der  Landgraf  sieht  also  keinen  Grund,  ihn  zu  be- 
schuldigen. Er  hatte  sich  mit  der  Zuversicht  getröstet,  die  Revi- 
sionen würden  mit  Aussetzung  der  vier  Klostersachen  vorgenom- 
men werden.  Nun  aber  ist  der  Lauf  der  Gerechtigkeit  gehemmt. 

..Wir  müssen  fast  bekennen , das  neben  andern  verhindernussen 
diese  der  justitien  Versperrung  on  zweifei  zu  wolverdienter  straffe 
unserer  vielfältigen  Sünde  dem  gemeinen  vatterlande  nicht  one 
frolocken  anderer  nationen  nach  Schickung  gottes  also  zugestanden, 
das  wir  auch  nicht  absehen  können,  wie  diesem  Unwesen  zu  helfen. 

Das  aber  ist  mit  schmertzen  zu  besorgen,  es  werde  daraus  hohen 
und  niedrigen  ständen  allerhant  beschwerliche  ungelegenheit  be- 
gegnen und  untergangk  oder  Zerrüttung  des  gemeinen  wolstandes 
daraus  erfolgen.“  — Wie  nun  die  eingewandte  Protestation  zu  be-  ' 
hauptejn  sei,  darüber  möchte  der  Landgraf  erst  des  Churfttrsten 
und  Churbrandenburgs  Rath  hören.  Er  schlägt  vor,  dass  des 
Churfürsten  von  Sachsen  Gutachten  einzuholen  sei.  Worüber  man 
sich  dann  in  dieser  Sache  vergleicht,  davon  wird  er  sich  nicht 
absoudern.  — Datum  Cassel  am  21.  Septembris  anno  1601. 

Mönchen  Staatsarchiv  239,6  f.  9).  Orig. 

221.  Werbung  der  staatischen  Gesandten  (Heinrich  Nov. 
Friedrich  Prinz  vonOranien  u.  a.)  bei  dem  Churfürsten  14 

von  d e r P f a 1 z. 

Die  Staaten  sind  entschlossen,  den  Krieg  gegen  Spanien,  der 
jährlich  6,000,000  Thlr.  kostet,  fortzuführen.  Ohne  der  Stände 
Beistand  müssen  sie  sich  der  unerträglichen  Kosten  wegen  auf  die 
Defensive  beschränken.  Alsdann  würde  der  Feind,  weil  die  Staa- 
ten im  Süden  durch  Ostende,  Rheinberg,  Gertrujdenburg  und  andere 
Orte  gegen  ihn  geschützt  sind,  und  Erzherzog  Albert  der  Infantin 
eidlich  verpflichtet  ist,  den  Krieg  auf  der  Staaten  oder  neutralem 
Boden  zu  führen,  in  das  Reich  einrücken.  Nur  durch  die  Staaten 
ist  er  schon  1599  und  1600  (Einfall  in  Flandern)  vom  Rhein  ab- 
gezogen. Er  begann  sodann  Ostende  zu  belagern,  weil  er  ohne 
dessen  Besitz  seine  Truppen  nicht  auf  neutrales  Gebiet  werfen 
konnte,  während  er,  wenn  er  die  Stadt  erobert,  ein  Observations- 
corps von  5000  Mann  zur  freien  Verfügung  und  einen  Hafen  für 
viele  Schiffe  bekommt.  Pis  gilt  also,  die  für  das  Reich,  wie  die 
Staaten  grossen  Hebel  der  Defensive  zu  meiden  und  zum  Schutz 
Ostendes  gegen  neue  Angriffe  früh  in’s  Feld  zu  rücken.  Deshalb 
möge  der  Churfürst,  zumal  auch  Pfalz  bei  dem  Tode  des  Herzogs 
von  Jülich  keinen  beständigem  Beistand,  als  den  der  Staaten,  Eng- 
lands und  Frankreichs  zu  erwarten  hat,  den  Staaten  mit  Rath  und 
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That  beistchen  und  den  Beistand  anderer  Stände  befördern.  — 
Mitwochs  den  4.  Novembris  a.  1601. 

München  Staatsarchiv  pf.  102/2  f.  i.r>2.  Protoc. 


Nov.  222.  Friedrich  IV.,  Resolution  auf  die  Werbung  Prinz 
11  Heinrich  Friedrichs  von  Oranien  und  der  übrigen 

Gesandten  der  Staaten. 

Der  Churfürst  ist  geneigt,  den  Staaten  zu  helfen ; aber  durch 
tlie  Schwierigkeiten  seines  Regierungsantrittes,  durch  die  Geld- 
leistungen für  den  Kaiser  und  andere  Stände,  bei  den  Aussichten 
in  die  Zukunft  und  andern  Beschwernissen  würde  dem  Churfürsten 
gegenwärtig  eine  Geldhülfe  sehr  schwer  fallen.  Da  er  jedoch  im 
Begriff  ist,  die  Rückzahlung  eines  Anlehens  an  Frankreich  zu  be- 
treiben, so  wird  er,  wenn  er  etwas  erhält,  den  Staaten  zur  Hülfe 
kommen ; wenn  aber  dies  sich  verzögert  oder  ungenügend  ausfällt, 
so  wird  er  in  drei  bis  vier  Monaten  ihnen  sonst  eine  Summe  zu 
Wege  zu  bringen  suchen.  Wollen  die  Staaten  auch  andere  Stünde 
um  Hülfe  angehen,  so  müssen  sie  sich  sehr  hüten,  dass  ihre  Ge- 
sandten nicht  darüber  betreten  werden  und  sich  und  den  Ständen 
Gefahren  zuziehen.  Der  Churfürst  erbietet  sich  nach  wie  vor,  bei 
andern  Ständen  die  Unterstützung  der  Staaten  zu  befürworten.1 
— Datum  Heidelberg  den  7.  Novembris  a.  1601. 

Bemerkung,  dass  der  Canzler  diese  Resolution  mündlich  eröff- 
net und  eine  Copie  davon  den  Gesandten  übergeben  hat. 

München  Staatsarchiv  pf  102,2  f.  149.  Cpt. 

1 In  einem  Schreiben  vom  22.  Nov.  empfiehlt  der  Churfürst  dem 
II.  Braunschweig  und  Lgr.  Moritz  das  ihnen  bevorstehende  AnbriDgen 
der  Gesandten  der  Staaten.  (M.  pf.  102/2  f.  146.) 


Nov.  223.  Leonhard  Schug  an  C ul  manu. 


Der  Churfürst  scheint  die  freie  Meinungsäusserung  seiner 
Räthe  nicht  dulden  zn  wollen.  — Gefahren,  welche  die  äussere 
und  innere  churpfälzische  Politik  ihren  Leitern  bereitet.  Die 
Verantwortung  dieser  Politik  dürfte  den  Rüthen  zugeschoben  wer- 
den. — Schug  möchte  dieser  Gefahren  wegen  aus  dem  Oberrathe 
austreten.  — Sign,  et  praesent.  Heidelberg  den  16.  Noveinb.  a.  1601. 

Gedruckt:  Archivimn  S.  201. 


224.  Gutachten  A n c e 1 s für  Heinrich  IV. 

Gegenstand  des  vom  Könige  befohlenen  Bedenkens.  — Aussichten  des 
Königs,  die  römische  Königswürde  zu  erlangen,  und  Mittel  dazu.  — 
Mittel  zur  Hintertreibung  der  Wahl  des  Erzherzogs  Mathias  durch  Be- 
förderung eines  andern  Candidaten. 

Sire.  Sur  l’honneur  que  v.  Mw*  me  fait  d’ordonuer,  que  je 
luy  mande  mon  avis  sur  la  future  creation  d’un  rov  des  Romain> 
en  la  personne  de  l’archiduc  Matthias  je  luy  diray,  que,  encores 
que  je  ne  spache  les  motifs  de  ceux  qui  persuadent  v.  M1*-  de 
s'y  opposer  et  aussy  pen  les  raoyens  qu’elle  pourroit  avoir  d'y 
parvenir  eile  mesmes , si  est  ce  que  votre  qualite  et  la  voix  pu- 
blique des  amiz  et  ennemiz,  les  uns  de  desir  et  les  autres  de 
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crainte,  vous  attribuent  le  merite  de  ceste  dignit6  qui  vous  con- 
duiroit  infaliblement  i\  la  monarchie  de  FEurope,  voire  du  tont 
le  monde.  Si  Dien  vous  donnoit  autant  de  bien,  ce  seroit  rorapre 
le  cours  du  bonheur  qui  vous  est  destin4  d’en  hault,  d’en  vouloir 
rejetter  Foecasion,  quand  eile  se  presenteroit  comrae  par  aventure. 
La  neeessitö  des  atfaires  de  la  Chrestiente  y portera  encores  quel- 
que  jour  v.  M,c-,  sans  qu’elle  en  prenne  graud  soucy.  Mais  que 
pour  ceste  heure  sans  autre  prealable  fondement  eile  y doive  soi- 
gner,  je  n’y  voy  grande  apparence,  n’y  ayant  aucun  des  electeurs 
dont  eile  se  puisse  promettre  de  disposer:  Mayence  cntiereraent 
alemand,  jaloux  de  l’honneur  de  sa  nation,  a laquelle  il  ne  vou- 
droit,  que  ceste  dignit6  fust  enlevtfe  par  les  estrangers,  Colognc 
de  peu  de  fiance  au  duc  de  Ila viere  son  neveu,  mais  conune 
jentens  engaig6  de  parole  h ceste  maison  et  specialement  aud. 
Matthias,  Treves  nouveau  et  de  peu  d’autorite,  tous  trois  sans 
affection  et  sans  particuliere  Obligation  que  je  sache  ä v.  Mte,  le 
Palatiu  inalconteut  d’icelle  pour  n’estre  dressö  de  sornmes  qui  luy 
sont  deues  en  France  ny  reconneu  par  aucune  gratification  pour 
tant  de  plaisirs  et  Services  renduz  par  le  duc  Casimir  et  nutrcs 
ses  predecesseurs  a la  propre  personne  de  v.  Mlc-,  davanta^e  moius 
desireux  que  aucun  autre  de  Facroissement  du  Francois  en  Ale- 
magne  de  peur  qu’il  auroit  d’en  estre  ä cause  de  la  voisinauce, 
•Saxe,  tant  que  gouvernera  cest  administrateur,  entierement  depen- 
dant  de  de^a,  mal  satisfait  aussy  pour  les  mesmes  raisons  que  le 
Palatin,  Brandenbourg  pareillement , qui  sans  autre  meseontcnte- 
ment  pousseroit  plustost  en  avant  le  roy  de  Üanemarc  son  gcndre 
qne  aucun  autre  prince.  Neantmoins  toutes  ces  diffieultez  sc 
pourroient  amander  ii  mon  avis  preparant  de  loin  les  miuistres 
des  uns  et  des  autres  et  leur  favoriz  par  bienfaits  et  liberalitez 
royales  et  surtout  donnant  satisfaction  aux  princes  mesmes  es 
choses  qu'ils  peuvent  pretendre , comme  v.  M1**  en  a assez  la 
dextprit^  et  le  moyen.  San  cela,  Sire,  tant  s’en  fault,  que  v.  Mw* 
puisse  aspirer,  que  selon  mon  foible  jugement  et  sous  correetion 
eile  ne  doit  pas  seulement  faire  semblant  d’y  entendre  ny  prester 
(sie!),  quand  on  luy  entameroit  les  propos.  Car  ce  seroit  s’em- 
barquer  en  un  labirinte  dont  il  ne  reussiroit  que  honte  et  con- 
fusion.  Pour  la  position  a Farchiduc  Matthias  et  pour  la  faveur 
*t  promotion  de  quelque  autre  contre  luy  de  la  part  de  v.  Ml®  il 
seroit  aussy  necessaire  d’avoir  .premierement  surmont^  sinon  toll- 
te an  moins  Partie  des  diffieultez  cy  dessus  alle  guöeset  estre  as- 
sfcure  d’antre  coste  d’un  prince  plus  propre  et  plus  a la  devotion 
de  v.  Mu-  que  led.  archiduc , lequel  estant  un  parent  si  prochc 
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224.  du  roy  d’Espagne  et  Chevalier  de  la  toison,  fort  approchant  de 
l’humeur  de  l’cmpereur,  ne  promet  grande  difference  d’intention 
et  d’inclination  de  ses  predecesseurs,  encores  que  quelques  uns  de 
ses  familiers  me  certifient,  qu’il  ne  soit  aucunement  Espagnol. 
Aussy  ne  voy  je  personne  eu  cest  empire  qui  luy  puisse  faire  for- 
tune  que  l’archiduc  Maximilian  sou  frere,  populaire  et  plus  accort, 
lequel  toutefois  ä ce  que  je  puis  connoistre  luy  veut  ceder  en 
son  rang  et  ne  pretendre  ä cest  estat  que  apres  luy.  D’autre  part 
je  ne  say  point,  qu’il  se  soit  presente  aucun  pour  rechercher 
v.  M!®  de  le  porter  ou  favoriser,  comme  il  seroit  besoin  devant 
que  s’eu  declarer.  Mais  pour  faire  la  voie  ii  v.  M1®-  ou  ä quelque 
prince  autre  que  de  la  maison  d’Austriche,  il  seroit  ä la  verite 
fort  ä propos,  que  les  archiducs  entrassent  ensemble  en  quelque 
division;  car  par  l’ouverture  que  les  deux  partiz  feroient  entre 
eux  un  tiers  se  couleroit  plus  aisement.  Vray  est,  que  durant  la 
vie  de  cest  empereur  qui  donnera  tousjours  tel  contrepoid  h la 
balance  qu’il  luy  plaira  teile  chose  ne  peult  avenir.  C’est  pour- 
quoy  il  est  a souhaiter,  que  de  son  coste  il  ne  se  resolve  point 
k lad.  crcation,  afin  qu’apres  son  decez  le  jeu  en  soit  d’autant 
plus  beau,  et  qui  pourroit  ayder  ou  par  voie  de  Rome  ou  aultrc 
au  retardement  de  ceste  resolution,  ^a  seroit  bien  le  meilleur. 
Comme  de  moy,  quand  (sic!)  en  mon  discours  des  instances  qui 
en  sont  faites  de  la  part  d’Espagne,  je  dis  librement,  qu’  on  fait 
tort  ä l’empereur  de  luy  en  parier  et  l’en  presser  devant  le  temps. 
— 0.  D. 1 

Paris  Bibliothcque  imp.  Dupuy  63  f.  133.  Orig.  Chif. 

1 Das  Gutachten  fällt  entweder  noch  in  das  Jahr  1600,  in  weichem 
Heinrich  sich  mit  der  Wahl  des  Nachfolgers  des  Kaisers  eingehender 
zu  beschäftigen  anfing  (vgl.  n 125,  13b.),  oder  in’s  Jahr  1601,  und  zwar  vor 
den  3.  Oct.,  da  in  dem  Gutachten  selbst  die  vormundschaftliche  Regie- 
rung in  Chursachsen  als  noch  bestehend  erwähnt  wird.  — Mit  diesem 
Actenstücke  sind  zu  vergleichen  die  bei  Lacombe,  Henri  IV  et  sa  poli- 
tique  S.  4113,  gedruckten  Gutachten,  welche  gegen  Anfang  des  Jahres 
1601  verfasst  sind,  als  Heinrich  nach  Beendigung  des  Krieges  mit  Sa- 
voyen nach  Paris  zurückgekehrt  (vgl.  das  dritte  Gutachten),  und  die  Ein- 
nahme von  Canicsa  noch  in  frischem  Angedenken  (vgl.  die  Einleitung 
zu  den  Gutachten)  war.  Bezüglich  der  Aussichten  Heinrichs  zur  römi- 
schen Königswürde  vgl.  auch  üssat  an  Villeroy.  1600  Nov.  15.  (Lettres 
du  card.  d’Ossat  IV  S.  159.  Amsterdam  1732.) 

Jan.  225.  Joachim  Friedrich  Churfürst  von  Brandenburg 
^ und  Christian  II.  Churfürst  von  Sachsen  an  Churpfalz. 

Haben  das  Schreiben  der  rheinischen  Churfürsten  vom  27.  Juli 
empfangen.  Ein  längerer  Verzug  des  Reichstages  kann  so  schwere 
Folgen  für  das  Reich  und  die  Christenheit  haben,  und  der  Kaiser 
hat  die  Beförderung  des  Reichstages  durch  Schreiben  und  den 
Erzherzog  Maximilian  bei  Chursachsen  und  Brandenburg  mit  sol* 
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chem  Ernst  betrieben,  dass  diese  mit  Uebergehung  der  von  Chur- 
pfalz vorgeschlagenen  Bedingungen  es  bei  dem  von  den  rheini- 
schen Churfürsten  übersandten  Schreiben  an  den  Kaiser  bewenden 
lassen.  — Datum  den  2.  Januarii  des  angehenden  1602ten  jares. 

München  Staatsarchiv  pf.  115  4 f.  4SI.  Orig 

*2*26.  Friedrich  IV.  an  Churbrandenburg,  den  Ad  mini-  Jan. 
strator  von  Strassb  u rg,  Zweibrücken,  Anspach,  Braun-  15 
schweig,  Baden,  Lauenburg,  Johann  d.  ü.  Graf  Nassau, 
Oettingen  und  den  Administrator  von  Osnabrück. 

Man  muss  bedenken,  was  auf  die  von  dem  Kaiser  den  Gesand- 
ten der  Correspondirendeu  ertheilten  Resolutionen  ferner  zu  thun 
sei.  Dies  geschieht  am  besten  auf  einem  Convent  der  Räthe. 
Deshalb,  und  weil  in  kurzem  ein  Reichstag  ausgeschrieben  werden 
wird,  setzt  der  Churfürst  einen  solchen  Tag  auf  den  10.  März  nach 
Friedberg  i.  d.  Wetterau  an.  Vornehmlich  dürfte  hier  Folgendes  zu 
berathen  sein:  1.  In  Betreff  der  Hofprocesse:  der  Kaiser  will  auf 
Antrieb  der  päpstlichen  und  spanischen  Gesandten  seine  Hrrr- 
schaft  zur  absoluten  machen.  Was  ist  dagegen  zur  Erhaltung 
der  deutschen  Freiheit  zu  thun?  Darf  man  „a  Cäsare  male  infor- 
mato  ad  eundem  mabius  informandum  et  Status  imperii“  appelli- 
ren?  Wenn  in  Folge  der  Hofprocesse  und  in  den  andern  nachgesetzten 
Fällen  Einer  trotz  aller  gütlichen  Gegenmassregcln  thätlich  ange- 
griffen wird,  was  ist  daun  zu  thun?  Welche  andere  Stände  sind 
für  die  Vereinigung  der  Correspondirenden  zu  gewinnen,  und  wie? 

Jeder  hat  ferner  zu  erklären,  was  er  in  der  Strassburger  Sache 
zu  thun  Willens  sei.  Wie  ist  des  Ilofraths  Parteilichkeit  gegen 
die  Evangelischen  auch  in  den  ihm  zukommenden  Geschäften  ab- 
zustellen, und  derselbe  wieder,  wie  vor  Alters  mit  Churfürsten, 

Grafen  und  vornehmen  Adelichen  zu  besetzen?  2.  Was  ist  dem 
Kaiser  der  hinterhaltenen  Türkonhtilfe  1 wegen  schliesslich  zu  er- 
klären? Der  Kaiser  gründet  sich  in  seiner  letzten  Resolution  dar- 
über vornehmlich  auf  die  Mehrheitsschlüsse  der  Reichstage.  Wie 
soll  man  sich  daher  beim  nächsten  Reichstag  in  Betreff  einer 
neuen  Hülfe  verhalten,  zumal  diejenigen,  die  nichts  oder  wenig 
leisten,  tapfer  die  Majorität  machen  helfen,  um  die  Evangelischen 
zu  schwächen?  3.  Wie  ist  dem  fränkischen,  oberrheinischen  und 
niedersächsischen  Kreisobersten  zum  Ersatz  ihrer  Auslagen  bei 
der  westfälischen  Expedition  zu  verhelfen?  4.  Was  ist  in  den  vier 
Klostersachen  und  so  vielen  gleichartigen  am  Kammergericht  hän- 
genden Sachen  zu  thun?  5.  Wie  sind  die  im  Jahr  1594  und  98 
übergebenen  gravamina  zu  verfolgen,  damit  sie  abgestellt,  und  man 
nicht,  wie  die  Aachener,  nacheinander  unterdrückt  werde  ? 6.  Wie 
ist  die  Reichsjustiz  zu  bessern?  Das  Kammergericht  ist  überhäuft. 

Die  in  der  Kammergerichtsordnung  II  23  genannten  vier  Fälle 
werden  zum  Nachtheil,  vielleicht  schliesslichem  Untergang  der 
reichsständischen  Gerichtsbarkeit  ausgedehnt.  Unter  dem  Vorwand 
„continentiae  causarum“  sucht  man  fast  alles  an’s  Kammergericht 
zu  bringen.  Wie  kann  die  Unterhaltung  des  Kammergerichts  ohne 
Belastung  der  Stände  beschaffen  werden?  Unbilliger  Weise  suchen 
sich  etliche  von  den  Beiträgen  zu  der  Unterhaltung  des  Gerichts  zu  be- 
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freien.  Der  Fiskal  verfährt  gegen  vornehme  Stände,  die  viele  1000  fl. 
im  Rückstände  haben,  nicht  so  wie  gegen  andere,  besonders  evange- 
lische, deren  Rückstände  gering  sind.  Processe  zum  Vortheil  der 
Katholiken  erkennt  das  Kammergericht  gar  rasch,  während  die 
Evanglischen  in  entsprechenden  Fällen  nicht  zu  ihrem  Rechte 
kommen.  7.  Man  vergleiche  sich  über  einhellige  Auffassung  des 
Religionsfriedens.  8.  Jeder  theile  mit,  was  er  von  den  Anschlägen 
der  Papisten  erfahren  hat,  und  wie  ihnen  zu  wehren  sei.  — Datum 
Darmstat  den  5.  Januarii  a.  1G02. 

München  Staatsarchiv  pf.  115,2  f.  135.  Cpl. 

* Neue  Aufforderungen  zur  Erlegung  der  rückständigen  Türkenhülfe 
von  1594  und  1598  richtete  der  Kaiser  durch  seinen  Gesandten,  den 
I,gr.  Leuchtenberg  an  Churpfalz  am  29.  Oct.  1601  und  3.  Febr.  1602. 
(M.  546/6  f.  638,  546/7  f 8.)  und  an  den  Mgr.  Anspach  im  Oct.  1601. 
(Anspach  an  Churpfalz.  Oct.  24.  M.  546.6  f.  628.)  Er  sandte  ferner  Mahn- 
schreiben gleichen  Inhalts  an  Churpfalz  vom  28.  Nov.  1601  und  8.  Febr. 
1602  (M.  546/6  f.  655,  546/7  f.  16)  und  an  Zweibrücken  gegeu  Ende  1601. 
(Zweibrücken  an  Churpfalz.  1602  Jan.  10.  M.  546  6 f.  671.)  Churpfalz 
wie  Anspach  erwiderten,  sie  könnten  auf  diese  Anträge  nur  nach  genom- 
mener Verständigung  mit  denjenigen  Reichsständen,  die  in  den  betreffen- 
den Angelegenheiten  bis  dahin  gemeinsam  mit  ihnen  gehandelt  hätten, 
antworten.  (M.  546  6 f.  636,  654,  668.  546/7  f.  8.)  Am  8.  Nov.  sodanu 
schrieb  Churpfalz  an  Churbrandenburg,  Zweibrücken,  Anspach,  Braun- 
schweig,  Baden  und  Nassau : er  bitte  um  ihr  Gutachten  über  die  in 
Leuchtenbergs  Werbung  und  seiner  (des  Churfürsten)  Antwort  vom 
29.  Oct  behandelte  Angelegenheit,  damit  man  sich  nun  , zumal  da  auch 
des  Kaisers  Antwort  auf  das  Anbringen  der  Correspondirenden  in  der- 
selben Sache  erlassen  sei,  über  weiteres  gemeinschaftliches  Vorgehen 
vergleiche  (M.  546/6  f.  643.  644.)  Anspach  erwiderte  darauf  am  3.  Dec.: 
Der  Churfürst  möge,  damit  die  Correspondirenden  auf  des  Kaisers  An- 
träge gemeinschaftlich  antworten  und  sich  wiegen  des  bevorstehenden 
Reichstags  besprechen  können , eine  neue  Tagsatzung  beschreiben. 
(A.  a.  0.  f.  654.) 

Jan.  227.  Bericht  über  Bongars’  Anbringen  bei  Churpfalz. 

16 

Churpfalz  möge  das,  was  die  Staaten  bei  ihm  und  andern 
geworben,  wie  seine  eigene  Angelegenheit  in  Acht  nehmen.  Der 
König  hat  den  Staaten  bereits  einen  grossen  Theil  seiner  Schul- 
den abgetragen.  Dies  Jahr  gedenkt  er  ihnen  das  Doppelte  zu 
leisten.  Churpfalz  möge  andern  Fürsten  zur  Nachfolge  den  Staaten 
gleichfalls  Beistand  leisten.  Der  König  muss  zugleich  den  Staaten 
und  England  (wegen  Irlands)  helfen.  Er  wird  dem  Churfürsten 
seine  Schulden  bezahlen,  wenn  das  Büuduiss  mit  den  Schweizern, 
dessen  guter  Fortgang  nunmehr  gesichert  ist,  abgeschlossen  ist. 
Der  Churfürst  möge  dem  König  sagen,  wie  er  die  Erhaltung  des 
Friedens  im  Reich  befördern  könne.  Spanien  hat  dem  Erzherzog 
Albert  in  diesem  Jahr  vier  Millionen  Goldes  zu  liefern  zugesagt. 
— Den  6.  Januarii  602. 

München  Staatsarchiv  115  2 f.  59.  Kanzleiconcept.  ' 

Jan.  228.  Bedenken  des  Lud  wigCamerarius  fürFriedrichlV. 

22 

Camerarius  stattet  nachfolgendes  Gutachten  auf  den  Befehl 
des  Oberraths  vom  15.  Januar  ab. 1 Da  er  niemals  Reichsactea 
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unter  Händen  gehabt,  noch  gelesen  hat,  so  will  er  Vorbringen, 
was  ihm  „auß  etlichen  documentis  publicis“  erinnerlich  ist.  — 
Nachdem  die  goldene  Bulle  und  die  kaiserlichen  Capitulationen 
die  Freiheit  der  deutschen , besonders  der  Reichsstände  befestigt, 
und  die  kaiserliche  Regierung  nach  gewissen  Bestimmungen  geord- 
net hat,  ist  „noch  bei  unser  eitern  gedcnckeu“  die  deutsche 
Freiheit  unter  dem  Schein  der  Religion  und  kaiserlichen  Gewalt 
vielfach,  zuletzt  mit  Gewalt  angefochten.  Wolgesinnte  Stände  be- 
freiten das  Reich  durch  thätlichen  Widerstand  vou  dem  ihm 
drohenden  Joche.  Die  so  vereitelten  Anschläge  sucht  man  aber 
nun  bei  dem  Zwiespalt  der  Stände  und  der  Evangelischen  unter 
einander  selbst  durch  Rescripte,  Pönalmandate,  Executorialien, 
Commissionen  u.  dgl.  allmählich  und  mit  mehr  Erfolg  auszuführen. 
Dazu  ist  ein  vornehmes  Mittel,  dass  man  die  Macht  des  Kaisers 
über  die  Stände  nach  den  römischen  Gesetzen  und  Lehren  be- 
stimmt. (Folgt  eine  Ausführung,  dass  das  öffentliche  Recht  der 
Römer  auf  das  Reich  nicht  anwendbar  sei.)  „Ein  Römisch  Teut- 
scher  könig  oder  keiser  hat  sein  macht  nicht  ex  veteri  lege 
regia,  sondern  aub  der  wal  der  churfürsten,  welche  zu  solcher  wal 
auD  allen  andern  Stenden  des  reiehs  erkoren  . . sein.“  Die  Chur- 
fürsten haben  die  Macht,  den  Kaiser  wieder  zu  entsetzen , mehr- 
fach gebraucht  (Adolf  und  Wenzel).  Kaiser  Maximilian  bezeugt 
in  seinem  Vortrag  an  die  Stände  in  Costnitz,  dass  „die  iura  maie- 
statis  imperialis  nicht  in  der  person  eines  keisers  allein,  sondern 
und  vielmer  in  der  churfürsten  und  stänt  des  reiehs  gantzem 
corpore  bestehen  thun.“  Die  Churfürsten  repräsentiren  bei  der 
Wahl  des  Kaisers  das  gesammte  Volk  und  die  Reichsstände;  sie 
legen  ihm  gewisse  Bestimmungen  auf,  so  dass  zwischen  beiden 
gegenseitige  Verpflichtungen  statt  Anden.  Demgemäss  darf  der 
Kaiser  ohne  Zuthun  der  Stände,  besonders  der  Churfürsten,  keine 
Gesetze  „oder  Ordnung  machen,“  keinen  Krieg  beginnen,  noch 
Frieden  oder  Bündniss  mit  fremden  Mächten  schliessen  etc. 
„wie  dan  auch  verraög  der  güldenen  bul  ein  Römischer  kaiser 
selbst  in  denen  Sachen,  darum  er  besprochen  für  einen  pfaltz- 
graven  churfürsten  . . andwort  geben  sol.“  Der  Kaiser  darf  wider 
die  Reichsgesetze  und  Rechte  der  Stände  nichts  handeln,  noch  ge- 
statten; was  dagegen  geschieht,  ist  nichtig.  (Folgt  eine  Aus- 
lührung gegen  die  kaiserliche,  mit  dem  Kammergericht  concur- 
rirende  Jurisdiction  des  Hofraths.)  Dass  Streitigkeiten  ohne  Unter- 
schied an  den  Hof  gezogen  werden , ist  gegen  der  Stände  Privi- 
legien und  die  Reichsgesetze,  und  besonders  nachtheilig  in  Reli- 
gionsangelegenheiten. Wenn  aber  ein  Stand  durch  llofprocessc 
«der  sonst  unbefugter  "Weise  vom  Kaiser  beschwert  wird,  so  darf 
er  hiervon  appelliren , wie  das  hervorgeht  aus  obiger  „deduction 
de  iure  et  potestate  tarn  Ctesaris  quam  statu  um  et  de  reciproca  ho- 
rura  inter  se  obligatione  et  pactis  iuratis.“  Ob  und  wie  solch’ 
eine  Appellation  aber  zu  verfolgen  sei,  darüber  weiss  Camerarius 
wegen  Unkenntniss  der  Präcedcnzfälle  nichts  zu  sagen.  Und  ,,ist 
doch  die  beisorg  zu  tragen , das,  dieweil  diesen  gravaminibus  we- 
der uf  reichstaegen  oder  sonst  abgeholfen  werden  wil,  el*  werden 
dermaleins  die  beschwerde  und  andere  stent  denen  des  vatterlauds 
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wolfart  und  der  Teutschen  so  hoch  berümbtc  freiheit  zu  hertzeu 
gehet,  beßer  zusammensetzen  und  auf  andere  mittel  und  weg  be- 
dacht sein  maßen,  wie  sie  nemlich  in  gemeiner  einhelligen  eiu- 
drmchtigkeit  . . diesen  dingen  . . remediirn  mögen.“  So  lange 
die  Evangelischen  getrennt,  die  Katholischen  geeinigt  sind,  muss 
man  wol  vorher  bedenken,  oh  und  was  für  ein  Erfolg  aus  der- 
artigen Appellationen  hervorgehen  werde.  (Als  zweiter  Theil 
folgt  eine  Auseinandersetzung  unterschiedlicher  Mangel  des  Kam- 
mergerichts.) — Sig.  12.  Jan.  anno  1602. 

Manchen  Staatsarchiv  pf.  115/2  f.  142.  Orig 

1  Vgl.  Londorp  I S.  21.  Ueber  die  Bedenken  anderer  Räthe  vgl. 
ltitter  I,  S.  235  fg. 


229.  Friedrich  IV.  an  Anhalt. 

Der  Churfürst  übersendet  etliche  Puncto,  über  die  sich  der 
Papst  beim  letzten  Jubiläum  mit  seinem  Anhang  geeinigt  hat,  um 
ihre  Anschläge  gegen  die  Evangelischen,  deren  Zwietracht  be- 
nutzend, gewaltsam  auszuführen.  Zur  Erreichung  des  in  beilie- 
gender Instruction  verfolgten  Zweckes,  möge  der  Fürst  dem  Mark- 
grafen von  Anspach  diese  Dinge,  jedoch  so  weit  sie  die  „k.  Mt.“ 
(Frankreich)  betreffen,  die  man  auch  in  das  Bündniss  verwickeln 
will,  nur  im  allgemeinen,  eröffnen  und  so  die  Nothwendigkeit 
der  Einigkeit  der  Stände  um  so  klarer  darthun.  Er  mag  auch  ver- 
nehmen, was  der  Markgraf  auf  das  Gesuch  der  Staaten  zu  tliun 
gedenke,  ihn  bitten,  in  dieser  Sache  auch  bei  Churbrandenburg. 
Braunschweig  und  Hessen  das  beste  befördern  zu  helfen  und  ihm 
eröffnen,  dass  Churpfalz  den  Staaten  40,000  darzuleihen  ent- 
schlossen sei.  — Datum  Heidelberg  den  22.  Januar  a.  1602. 

München  Staatsarchiv  pf.  102  2 f.  141.  Cpt. 

230.  Friedrich  IV.  an  die  Staaten. 

Die  in  seiner  Resolution  an  die  Abgeordneten  der  Staateu 
erwähnte  Gesandtschaft  an  Frankreich  hat  der  Churfürst  abgefer- 
tigt, aber  noch  keinen  Bericht  von  ihr  erhalten.1  In  Anbetracht 
des  Interesses  der  evangelischen  Stände  an  der  Erhaltung  der 
Staaten  wird  der  Churfürst,  so  schwer  es  ihm  fällt,  ihnen  noch 
40,000  H.  darleihen. 2 Er  hat  andere  von  den  Staaten  um  Hülfe 
angegangene  Stände  zu  ähnlichen  Leistungen  aufgefordert.3  — 
Datum  Heidelberg  den  25.  Januarii  a.  1602. 

München  Staatsarchiv  pf.  102/2  f.  136.  Cpt. 

1 Ueber  des  Königs  Antwort  auf  ihre  Werbung  vgl.  Lingelsbeim  an 
Bongars.  April  6.  (Botigarsi  et  Lingelsh.  epistolae  S.  158.) 

2 Den  Empfang  dieser  Summe  bescheinigte  Stöver  am  12.  Juni  1602. 
(M.  pf.  102/2  f.  95.)  Derselbe  quittirte  dem  Churfürsten  am  20.  Sept. 
1602  den  Empfang  von  20,000  fl.  (a  a.  0.) 

3 Solche  Aufforderungen  richtete  der  Churfürst  am  4.  Febr.  an 
Braunschweig,  Hessen-Cassel  und  Baden.  Er  bemerkte,  dass  er  seine 
den  Staaten  günstige  Entschlicssung  mit  besonderer  Rücksicht  auf  die 
neue  papistische  Liga,  über  die  er  demnächst  genaueres  mittheilen  werde, 
gefasst  habe.  (a.  a.  0.  f.  144,  158.)  Lgr.  Moritz  erwiderte  am  28.  Febr.: 
da  ihm  seine  bei  der  spanischen  Expedition  gemachten  Auslagen  grössten 
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Theils  noch  nicht  ersetzt  seien,  so  könne  er  den  Staaten  keinen  Vor- 
schuss leisten,  (f.  132).  Der  Mgr.  Baden  erwiderte  am  2.  März:  man 
möge  bei  dem  vorstehenden  Correspondenztage  zugleich  über  das  Be- 
gehren der  Staaten  und  das  „bewuste  hauptwerck“  (Union)  berathen. 
[I  134.) 

231.  Johann  Herzog  von  Zweibrücken  an 

Cliurp  fal  z.  (z.  Th.) 

Der  Herzog  ist  vom  Churfürsten  um  ein-'  Erklärung  über  des 
letztem  Schreiben  vom  15.  Jan.  angegangen.  Er  hofft  nicht,  dass 
der  Churfürst  oder  seine  Käthe  an  der  Erlaubtheit  der  Appellation 
aCtesare  male  informato  ad  eundem  melius  informandum  et  Status 
imperii  zweiflen.  Was  einer  gewaltsamen  Exccution  der  Hof- 
processe  gegenüber  zu  thun  sei,  das  wird  durch  das  Beispiel  der 
niederländischen  und  französischen  Religionsverwandten,  und  der 
eigenen  Vorfahren  vorgeschrieben.  Um  aber  eine  Einigung  zu 
stiften,  dazu  ist  eine  persönliche  Zusammenkunft  der  Stände  nöthig. 
ffenn  der  Administrator  von  Strassburg  nebst  andern  der  Capitu- 
lation  nicht  nachlebt  , so  kann  der  Herzog  sich  seiner  nicht  an- 
nehmen, um  so  weniger,  da  er  trotz  vielen  Anhaltens  keinen 
gründlichen  Bericht  über  die  gegenwärtige  Lage  der  Strassburger 
Dinge  hat.  Von  der  Reformation  der  kaiserlichen  Räthe  hängt 
Krieg  oder  Frieden  im  Reiche  ab;  doch  muss  hierüber  von  den 
gesammten  Ständen  gehandelt  werden.  Die  gravamina  werden 
langsam  oder  nie  abgeschafft  werden,  „so  lang  man  nit  serio,  das 
ist  armata  manu  ein  resolution  darüber  zu  wegen  pringt.“  Die 
überhäuften  Geschäfte  des  Kammergerichtes  werden  nur  dann  ex- 
pedirt  werden,  wenn  in  jedem  Kreis  „ein  sonder  pariament“ 
errichtet  wird.  _ Geschieht  dies  nicht,  so  wird  das  Faustrecht 
wieder  eingeführt  werden.  Der  Religionsfriede  muss  erklärt  und 
erhalten  werden,  so  wie  es  von  den  Vorfahren,  von  den  Franzosen 
und  Niederländern  bis  dahin  geschehen  ist,  und  geschieht,  „h.  e. 
eodem  modo,  wie  er  anfengklichs  erlangt  worden.  Sonst  ist  es 
vergebens.  Ubi  enim  verbis  res  geritur,  inopia  est.“  — Der  Her- 
zog verspricht  sich  von  den  Versammlungen , so  lange  die  Stände 
nicht  persönlich  Zusammenkommen,  keinen  Erfolg  und  trägt  des- 
halb Bedenken,  seinen  Gesandten  zum  Bcschliessen  zu  bevollmäch- 
tigen. — Datum  Zweibruck  den  30.  Januarii  a.  1602. 

München  Staatsarchiv  pf.  115/2  f 97.  Orig 

232.  Friedrich  IV.  an  Bouillon. 

„Vous  aurez  sceu  par  vostre  secretaire  1 ce  qui  m’a  est£  com- 
muniquö  des  pratiques  qui  se  brassent  contre  la  vraye  religion 
Chrestienne.“  Da  der  Herzog  wie  auch  Lesdiguieres  über  diese 
Dinge  „plus  amples  instructions“  besitzen,  so  übersendet  der  Chur- 
fürst ihm  — an  Lesdiguiöres  schreibt  er  das  gleiche  — ein  Ver- 
zeichniss von  denjenigen  Schriften,  um  deren  Mittheilung  er 
bittet.  — De  Heidelberg  ce  30.  Januarii  1602. 

München  Staatsarchiv  516  7 f.  13,  11.  Cpt 

1 In  dem  deutschen  Concepte  des  Briefes  wird  noch  erwähnt,  dass 
der  Secretür  von  Heidelberg  nach  England  gereist  sei,  und  dass  von 
ihm  und  keinem  andern  der  erwähnte  Bericht  abgestattet,  und  dabei 
Aden  des  30jahr.  Krieges  I.  20 
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auch  Schriftliches  übergeben  sei.  Man  denkt  dabei  zunächst  an  den  n.  233 
Anm.  4 erwähnten  Servoles.  Allein  in  der  Antwort,  welche  Lesdiguteres 
auf  das  dem  obstehenden  gleiche  Schreiben  des  Churfürsten  am  30.  April 
giebt  (a.  a.  0.  f.  194.)  wird  bemerkt,  dass  das  in  dem  Schreiben  erwähnte 
Verzeichniss  die  Titel  der  von  Baronio  mitgetheilten  Schriften  enthalte, 
und  Bouillons  Antwort  (n.  233,  besonders  die  Beilage)  setzt  voraus,  dass 
die  fraglichen  Mittheilungen  nicht  nur  von  Baronio  stammen , sondern 
auch  von  diesem  selber  dem  Churfürsten  und  dessen  Rathen  gemacht  sind, 
und  dass  Servoles  solchen  Eröffnungen  höchsten  beigewohnt  haben  kann. 

233.  Heinrich  Herzog  von  Bouillon  an  Churpfalz. 

„V.  a.  yerra  le  discours  naif  de  ce  que  je  sgay  de  Baronio.“ 
Der  Churfürst  möge  .bis  zum  15.  März  Jemanden,  der  mit  den 
niederländischen  Begebenheiten  wol  vertraut  ist,  an  den  Herzog 
abordnen , damit  er  demselben  Mittheilungen  machen  könne  über 
die  Gefahr  der  Evangelischen.1  — A Sedan  cc  23.  Febvrier. 

Beilage.  Bericht  des  Herzogs  von  Bouillon.2  — Der  Herzog 
weiss  über  diejenigen  Dinge,  darüber  der  Churfürst  in  seinem 
Schreiben  an  ihn  Aufschluss  begehrt,  folgendes  zu  berichten:  Als 
er  in  Paris  verweilte,  durch  die  ,,pretendue  conversion  de  Madame“ 
beschäftigt,  stellte  sich  Baronio3  dem  Prediger  Fugr6  vor,  sagte, 
wer  er  sei,  und  dass  er  Sachen  habe,  die  das  Wol  der  Reformirteu 
betreffen.  Der  Prediger  begab  sich  darauf  in  des  Verfassers  Woh- 
nung, wo  er  nicht  ihn,  aber  doch  „les  collocutcurs  de  cette  preten- 
duc  Conference“  beisammen  traf  und  ihnen  das  Gehörte  mittheilte. 
Einer  von  ihnen  ward  dem  Fugre  beigeordnet,  worauf  beide  von 
Baronio  im  wesentlichen  diejenigen  Dinge  erfuhren  „qu’il  dilata 
depuis,  ainsi  que  v.  a.  enteudra.“  Am  Abende  desselben  Tages 
liess  auch  der  Verfasser  den  Baronio  zu  sich  rufen,  der  ihm  ver- 
schiedene Mittheilungen  machte,  „conforuies  ä ce  que  depuis  il  me 
bailla  par  escript.“  Damals  hatte  er  die  einzige  eingehende  Unter- 
redung mit  ihm.  Zwei  Tage  später  sandte  Baronio  eine  Schrift  (son 
escript)  ein,  in  welcher  der  Verfasser  vorliegenden  Berichts  die  An- 
gelegenheiten der  Itcformirten  in  Frankreich  aus  den  vergangenen 
wie  den  gegenwärtigen  Tagen  so  genau  und  in  vielen  Einzelnheiten 
so  wahrhaft  dargestellt  fand,  „que  je  fis  jugemcnt,  qu’il  devoit 
avoir  une  pareille  connoissance  de  tous  les  aultres  estats.“  Des- 
halb bestimmte  nun  der  Verfasser  den  Baronio,  dass  er  statt  nach 
England  zum  Churfürsten  von  der  Pfalz  reise;  denn  dort  wird  er 
den  Gläubigen  wol  nützlicher  sein  und  ausserdem  sind  von  allen 
Angriffen  die  gegen  den  Churfttrsten  gerichteten  „les  prcmiers,  ou 
je  me  voudrois  opposer.“  Der  Verfasser  liess  Baronio  abreisen 
„sans  autre  connoisance  de  luy.“  Die  Papiere,  welche  Baronio 
ihm  übergeben  hat,  stimmen  mit  dem  vom  Churfürsten  übersandten 
Verzeichnisse  und  mit  denjenigen  „qu’il  a laiss£s  ä mr.  de  Lesdi- 
guieres  pour  la  Suisse,  Grisons  et  Genevc,  m’ayant  Servoles4  as- 
sur6,  qu’il  (Baronio)  avoit  dict  a vos  conseillers  conformement  i 
ce  qu’il  m’en  a laisse.“  Bezüglich  Deutschlands  hatte  er  jedoch 
dem  Verfasser  weniger  gesagt  als  den  churpfälzischen  Räthen,  und 
bezüglich  Frankreichs  hatte  er  die  Pensionnüre  im  Käthe  des 
Königs  nicht  genannt.  „Pour  les  autres  choses  en  vo:ci  ie  som- 
maire“:  Geschichte  des  Zustandes  der  Reformirten  in  Frankreich 
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seit  den  Tagen  des  Admirals  von  Chatilion;  Ausführung  ihrer  Eeb 
Schwächung  und  der  Ursachen  dieser  Abnahme;  Aufzählung  der  ** 
vornehmen  Heforinirten  in  jeder  Provinz,  ihrer  Städte,  Festungen 
und  waffenfähigen  Mannschaft;  Plan  des  Angriffs  gegen  die  Refor- 
mirten  und  Mittel,  tun  des  Kaisers  Hülfe  zu  gewinnen;  Vorschlag 
dreier  Mittel  zur  Ausrottung  der  Protestanten:  Massacre,  offener 
Krieg,  Verführung  der  Prediger  und  Unterdrückung  (abbaissement) 
der  Grossen.  „Voila  ce  que  contienuent  ccs  papiers  en  sommaire.“ 

Erst  nach  des  Verfassers  Abreise  von  Paris  hat  der  König  einiges 
von  diesen  Dingen  vernommen,  aber  nur  obenhin,  und  nicht  von 
erfindlich  Eingeweihten.  — Der  Verfasser  hat  keinen  Beweis,  dass 
Baronio  der  sei,  für  den  er  sich  ausgiebt.  Aber  seine  Papiere 
hat  er  geschöpft  „aux  plus  prccieux  conseils  tenus  pour  la  ruyne 
de  la  verite,  nous  (der  Verfasser)  sentans  tous  les  jours  observer 
le  moyen  des  corruptions  et  Pabaissement  des  grands,  et  s^avons, 
quon  tasche  avec  de  tres  vehements  artifices  a porter  le  roy  aux 
’ieux  autres  (sc.  moyens  de  massacre  et  de  guerre  ouverte) ; mais 
flons  navons  nulle  preuve,  qu’il  y consente,  ains  au  contraire  qu’il 

oppose.“  — 0.  D. 

.München  Staatsarchiv  546/7  f.  56.  Eigenh. 

1 Zur  Entgegennahme  dieser  Mittheilungen  sandte  der  Churfürst  den 
Lingelsheim  ab.  (Instruction  für  Lingelsheim.  0.  D.  M.  546/7  f.  67.) 
Bouillon  schrieb  damals  an  Bongars:  Er  sei  über  Baronio  noch  nicht 
vollständig  unterrichtet.  .,.Pay  cru,  que  toutes  occassions  qtti  pourroient 
resTeiller  ces  endormis  esprits  estoyent  utilles  Cela  y a travaille.  On  a 
envoye  vers  nioy  ung  de  vos  ainis,  Lingelsheim,  pour  me  consulter.  En 
trois  inots  qui  vous  regleront  sur  ce  qu’ils  pourront  traicter  avec  vous, 
s'ils  veulent  me  croire,  c’est:  de  s’unir,  de  se  maintenir  en  pied  en  don- 
nant  aux  Estats  des  moyens  non  seulement  suffisans  pour  occuper  les 
forces  de  leurs  ennemis,  mais  pour  leur  faire  quitter  le  pais;  . . . sui- 
vant  qu’il  fant  taire  au  roy  ce  qu’ils  feront,  s’ils  font  beaucoup,  mais 
luy  faire  desirer,  qu’ils  fassent  ce  qu’ils  auront  ja  resolu  de  faire,  afin 
que  s.  soit  conviee  pour  Putilite  qu’il  pensera  recepvoir  d’interesser 
ces  princes  ä s’interesser  luy  mesmes,  jugeant  et  le  vous  disant  entro 
vous  et  mov,  qu’il  faut  en  cela  le  tromper  pour  le  rendre  plus  fort 
contre  les  conseils  de  Rome  qui  sont  tres  forts  et  appuyes  pres  de  luy.“ 

(0.  D.  Orig.  Mem.  de  Bongars  III  f.  48.)  Uebcr  Bouillons  gleichzeitige 
Einmischung  in  die  niederländischen  Sachen  vgl.  Aerssens.  memoire  justi- 
ücätif  (Vreede,  lettres  etc  de  Buzauval  S.  418)  und  Deventer  II,  S.  316. 

2 Dass  dieser  Bericht  der  in  dem  vorhergehenden  Schreiben  er- 
wähnte „discours  naif“  von  Bouillon  ist,  laisst  sich  seusserlich  nicht 
erkennen  (er  steht  fünfzig  Blatter  hinter  dem  Brief  und  ist  von  anderer 
Haud  geschrieben):  aber  es  geht  aus  folgenden  Thatsachen  hervor:  die 
erwähnten  Conferenzen  zur  Conversion  der  Schwester  Heinrichs  IV. 
fanden  im  October  1601  statt,  und  damals  war  Bouillon  in  Paris  an- 
wesend. (Winwood  an  Cecil.  1601  Oct.  22  und  15.  Winwoods  memo- 
nals  of  affairs  of  State  I S.  357.  353.)  Diejenigen  Franzosen,  denen  Ba- 
ronio die  in  dem  Bericht  erwähnten  Schriftstücke  übergab,  waren  Les- 
digoieres  und  Bouillon  (n.  232),  und  derjenige,  dem  der  in  dem  Bericht 
erwähnte  Servoles  die  in  demselben  Bericht  erwähnten  Mittheilungen 
machte,  muss  wol  Bouillon  sein  (vgl.  Anm.  4). 

3 Ueber  die  Geschichte  dieses  Abenteurers  vgl.  Rosius  de  Porta, 
bist,  reformatioms  ecclesiarum  Rüticarum.  (Chur  1777)  III  S.  168  fg. 
Sprecher,  Historia  von  denen  Unruhen  . . , so  in  den  Rhätischen  Lan- 
den entstanden.  (S.  Gallen  1701)  S.  40.  Meteren,  Niederl.  Geschichten 
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(Uebers.  Arnheim  1614)  II  S.  153.  Heinrich  IV.  an  Beaumont.  1602 
Juni  13.  (Lettres  miss.  V S.  608.  Man  beachte  die  Bemerkung:  en  quoy 
j’ay  opinion,  qu’aulcuns  de  mon  royaulme  de  la  religion  pretendue  refor- 
mee  ont  mis  la  main  plus  que  aultres.)  Ossat  an  Villeroy.  1602  Juli  1. 
(Lettres  du  card.  d’Ossat.  (Amsterdam  1732)  V S.  121.  Die  zwei  Schrei- 
bei Londorp  I S.  898  fg. 

4 Dieser  Servoles  war  im  Dec.  1601  bei  dem  Churfürsten  mit  Auf- 
trägen vom  H.  Bouillon.  Er  bezeugte,  wie  Churpfalz  am  21.  Dec.  an 
Bouillon  schreibt,  des  Herzogs  Freude  über  die  Geburt  eines  Sohnes 
Friedrichs  IVt>  die  Sorge  des  Herzogs  für  den  Frieden  der  Kirche  and 
des  churpfälzischen  Staates , die  Standhaftigkeit  der  Schwester  Hein- 
richs IV.  in  der  Religion.  (M.  546/6  f.  665.) 


Febr.  234.  Friedrich  IT.  an  den  Kaiser. 

23 

Churpfalz  wird  das  Schreiben  der  Churfürsten  an  den  Kaiser 
wegen  Bewilligung  des  Reichstages  unterzeichnen.  Er  hat  es  beim 
Coblenzer  Tag  als  nothwendig  vorgestellt,  dass  in  dem  Ausschrei- 
ben des  Reichstags  neben  der  Türkenhülfe  auch  die  Beschwerden 
der  Reichsstände  zur  Erörterung  gestellt  werden:  dies  habe  man 
dem  Kaiser  zu  Gemüth  zu  führen,  sowie  auch  ferner,  dass  bei 
der  Türkenhülfe  keine  Majorität  gelte,  dass  die  Friedcnsverhand- 
lungcn  mit  den  Türken  fortzusetzen,  fremde  Mächte  vom  Kaiser 
um  Hülfe  zu  ersuchen,  und  dass  die  religiösen  Bedrängnisse  der 
dem  Kriegsschauplatz  am  nächsten  Gesessenen  beschwerlich  seien. 
Da  dies  keine  Annahme  gefunden,  so  bittet  der  Churfürst  für  sich 
den  Kaiser,  er  möge  den  in  seiner  Hand  liegenden  Beschwerden 
noch  vor  dem  Reichstage  abhelfen,  die  übrigen  daselbst  erörtern 
lassen,  wie  ja  auch  der  Speirer  Deputationsabschied  von  mehreren 
Puncten  spricht,  die  beim  nächsten  Reichstag  anzubringen  seien. 
Hiedurch  wird  der  Kaiser  die  Stände  um  so  geneigter  machen, 
auf  sein  Begehren  einzugehen,  im  andern  Fall  aber  dürften  Manche 
ihr  Unvermögen  einwenden.  — Datum  Heidelberg  den  13.  Fe- 
bruarii  anno  1602. 

Mönchen  Staatsarchiv  pf.  1 1 5/4  f 49*.  Cop 

Febr.  235.  Die  Chur  fürsten  an  den  Kaiser. 

28 

Bei  dem  gefährlichen  Stand  des  Türkenkriegs,  der  Deutsch 
land  und  die  ganze  Christenheit  bedroht,  halten  die  Chur  fürsten 
einen  Reichstag  für  unumgänglich  nöthig.  Sie  bewilligen  densel- 
ben also  und  stellen  dem  Kaiser  anheim,  wie  er  ihn  ausschreibeu 
wolle.  Ein  Theil  der  Churfürsten  bittet  ihn,  er  möge  ihn  nach 
dem  Rhein,  etwa  nach  Worms  oder  Speier  berufen.  Da  die  Stände 
noch  in  „zimblichen  beschwerungen  sten,“  so  bittet  man,  „e.  Kai.  Mt. 
wollen  auch,  wie  denselbigen  mit  bequembster  gelegenheit  abzu- 
helfen, in  kaiserlichen  gnaden  eingedenck  bleiben.“  — Datum  den 
letzten  Februarii  a.  1602. 

München  Staatsarchiv  pf.  1154  f.  306.  Cop. 


März 
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236.  Genf  an  Churpfalz. 

Auf  des  Churfürsten  Schreiben  vom  9.  Februar  übersendet 
die  Stadt  „les  inömoires  qui  nous  ont  estö  remises  des  tres  bon 
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lieu  et  asseurd  des  desseings  du  pape  et  de  ses  adherans“  nebst  März 
einigen  Specialitäten , betreffend  Genf  und  die  umliegenden  Kir-  1 
chen. 1 — A Geneve  ce  19.  Febvrier  1602. 

1.  Beilage  (f.  95).  Statuten  der  Brüderschaft  zur  Bekeh- 
rung der  Ketzer  und  Ausbreitung  der  katholischen  Religion:  Den 
Mitgliedern  werden  bestimmte  religiöse  Pflichten  auferlegt.  Die 
zur  theologischen  Controverse  Tauglichen  haben  sich  auf  vorgehende 
Ermächtigung  des  Papstes  und  der  Gesellschaft  durch  Wort  oder 
Schrift  um  die  Bekehrung  der  Ketzer  zu  bemühen;  sie  haben,  wenn 
die  Gesellschaft  sie  in  ketzerische  Orte  zum  Bekehrungswerke  aus- 
sendet, ihr  zu  gehorchen.  Die  kriegstüchtigen  Mitglieder,  die 
keine  genügende  Abhaltung  haben,  sollen  den  Fürsten,  welche  die 
Ketzer  bekriegen,  ihre  Dienste  leistet.  Massregeln  zur  Unter- 
stützung der  Bekehrten,  Errichtung  von  Kirchen  und  Schulen  für  die- 
selben und  Leitung  dieser  Schulen  und  Kirchen  durch  die  Brüder- 
schaft etc.  (Cop.) 

2.  Beilage  (f.  70).  Darlegung  des  Zustandes  der  Reformir- 
teu  in  Frankreich  und  der  Mittel,  sie  zu  ruiniren.  Letztere  sind: 
Reformation  des  katholischen  Klerus;  gute  katholische  Prediger 
in  ketzerischen  Orten,  wo  noch  Katholiken  sich  erhalten  haben; 
Einschwärzung  von  Leuten,  die  in  der  Controverse  gewandt  sind, 
in  drei  Gesellschaft  der  Ketzer;  Abfassung  zur  Bekehrung  dienen- 
der Bücher  in  französischer  Sprache  und  beredtem  Stile.  Zeit- 
liche Vortheile  für  die  Bekehrten  zur  Entschädigung  für  ihre 
Nachtheile.  Diesen  Aufgaben  kann  sich  die  Brüderschaft  zur  Be- 
kehrung der  Ketzer  in  Thonou  unterziehen.  Der  Papst  möge  der- 
selben die  erbetene  Bestätigung  ertheilen  und  zugeben,  „che  l’uni- 
versitä  de’  studij  ci  sia  stabilita,  la  cougregatione  dell’  oratorio, 
un  collegio  de’  Gesuiti  et  una  buona  stampa.u  Besonders  muss  die 
Brüderschaft  auch  eine  Zufluchtsstätte  für  bekehrte  Prediger  und 
..altri  belli  spirti“  aus  nahen  und  fernen  Landen  bieten.  Aus  den 
Anstalten  der  Brüderschaft  müssen  dann  die  Bekehrer  und  bekeh- 
renden Bücher,  wie  vorher  angegeben  ist,  hervorgehen.  Die  Er- 
folge der  Brüderschaft  werden  die  französischen  Prälaten  zur  Er- 
richtung ähnlicher  Gesellschaften  anregen.  (Cop,) 

3.  Beilage  (f.  52).  Beschreibung  der  Gelegenheiten  zur 
Ueberrumpelung  der  Stadt  Genf  durch  bewaffnete  Macht.  (Cop.) 

4.  Beilage  (f.  51).  Bericht,  wie  der  Herzog  von  Savoyen  in 
Turin  mit  neun  Menschen  sich  besprochen  habe,  die  seinen  Truppen 
den  Eingang  in  die  Stadt  Genf  verschaffen  wollten.  Der  Bericht 
ist  nach  den  Aussagen  des  Kaufmanns  Pelö  aus  Sens  verfasst.  (Cop.) 

5. 2 (f.  43).  Bericht  über  einen  jüngst  gestifteten  Bund  zur 
Bekehrung  der  Ketzer.  Derselbe  wird  geleitet  vom  Papst  und 
einer  Congregation  von  Cardinälcn.  Savoyen,  Lothringen,  fast  alle 
italienischen  Fürsten  sind  ihm  beigetreten,  Spaniens  Beitritt  ist 
durch  dessen  Gesandten,  den  Herzog  von  Scssa,  zugesagt.  Die 
Congregation  hat  im  vergangenen  Jahre  Jesuiten,  Capuziner  u.  a. 
ausgesandt,  um  die  vornehmsten  reformirten  Prediger  und  Adeli- 
chen  zu  gewinnen.  Dieselben  haben  von  katholischen  Fürsten 
Häuser  und  Güter  erlangt,  die  u.  a.  zur  Aufnahme  von  Kriegs- 
volk und  einem  Ueberfall  der  Reformirten  bestimmt  sind.  Bei  dem 
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236.  nach  Thonon  ausgeschriebenen  Jubiläum  soll  Savoyen  Genf  über* 
rumpeln , dann  sich  des  Waadlandes  bemächtigen  u.  s.  w.  „Ich 
kan  . . bei  meinem  ait  bezeugen , das  ich  diese  intelligentz  hah 
gesehen  mit  aiguen  handeu  der  obangezogeneu  fürsten  . . unter- 
schrieben.“ (Cop.) 

München  Staatsarchiv  5*6  7 f.  39.  Orig. 

1 Churpfalz  hatte  Genf  und  Bern  um  Aufschlüsse  über  des  Papstes 
Anschläge  gegen  Deutschland , Frankreich  und  die  Schweiz  gebeten. 
(M.  546/7  f.  9,  11.)  Beide  übersandten  darauf  Actenstücke.  Von  denen, 
welche  Bern  schickte,  wird  bemerkt,  dass  sie  der  Stadt  von  Lesdiguieres 
zugekommen  seien.  (Churpfalz  an  Bern.  Mai  24.  A a.  0.  f.  280.)  Man 
darf  für  gewiss  annchmen,  dass  auch  Genf  seine  Acten  von  Lesdiguieres 
und  dass  dieser  sie  von  Brocardo  Baronio  empfangen  hatte,  (vgl.  n 283 
Beilage.) 

2 Die  vier  ersten  Actenstücke  charakterisiren  sich  als  Beilagen  de1? 
Genfer  Schreibens,  weil  auf  diesem  sowol  wie  auf  ihnen  dieselbe  Pra- 
sentationszeit  (4/14.  März)  vermerkt  ist.  Das  fünfte  Actenstück  ist  ohne 
eine  solche  Bemerkung,  wird  also  vielleicht  zu  einem  andern  Schreiben 
gehören.  Jedenfalls  gehört  es,  wie  der  Schlusssatz  zeigt,  zu  den  von 
Baronio  übergebenen  Schriften.  Eine  andere  Schrift  des  Baronio  über 
die  päpstlichen  Anschläge  is  gedruckt  bei  Londorp  1 S.  891.  (Feber 
frühere  Drucke  derselben  vgl.  die  Vorbemerkungen  Londorps  und  die 
bei  ihm  zum  Theil  gedruckte  Abhandlung  von  Goldast  S.  908.  Nener 
Abdruck : Neues  Lausitzisches  Magazin  B.  41  S.  157.)  Ebendaselbst 
S.  899  und  bei  Goldast,  politica  imperialia  (Frankf.  1614)  S.  1140,  findet 
sich  ein  Bedenken  über  den  Zustand  der  Religion  in  Deutschland,  das 
wol  auch  von  Baronio  herrühren  dürfte.  Dasselbe  kam  dein  Chf.  Pfalz 
durch  den  Mgr.  Anspach  am  26.  Dec.  1602  zu  (M.  546/7  f.  80),  und  mit 
ihm  zugleich  ein  Bericht  über  die  Flauptartikel  eines  jüngst  geecblosse- 
nen  Bündnisses,  der  folgendes  enthält:  Der  Papst  verspricht  denen, 
welche  die  Waffen  gegen  die  Ketzer  ergreifen  , oder  den  Bekämpfern 
der  Ketzer  beistehen,  vollkommenen  Ablass.  Er  spendet  zur  Bekämpfung 
der  Türken  und  der  Ketzer  dem  Kaiser  300,000,  dem  Erzherzog  Fer- 
dinand 200.000  Kronen,  unterhält  dem  erstem  6000 , dem  letztem  3000 
Soldaten  auf  ein  Jahr.  Beide  bekriegen  zugleich  die  Türken  und  rotten 
die  Ketzerei  in  ihren  Landen  aus.  Der  Kaiser  spricht  dem  Papst  die 
von  den  Protestanten  eingenommenen  geistlichen  Güter  wieder  zu  und 
setzt  ihn  auf  sein  Verlangen  in  den  Besitz  derselben.  Beiträge  der 
italienischen  Fürsten  und  Spaniens  zu  einem  Heere , init  dem  der  H. 
Savoyen  im  nächsten  Sommer  Genf  entweder  zerstört  oder  erobert  und 
mit  Frankreich  theilt.  Plan  eines  Flottenangriffes  gegen  England. 
(Dies  Actenstück  dürfte  identisch  sein  mit  der  von  Goldast  in  der  ange- 
führten, bei  Londorp  theilweise  gedruckten  Dissertation  citirten  Summa 
capitum  confoederationis  a 1601  initiae.)  Andere  Angaben  aus  des  Ba- 
ronius  Fälschungen  finden  sich  endlich  noch  bei  Meteren,  Niederl.  Ge- 
schichten (Uebers.  Arnheim  1614)  II  S.  153.  Rommel  VII  S.  2(0 
Anm.  171. 

März  237.  Joachim  Friedrich  CJiurfürst  von  Brandenburg 
12  an  Anspach. 

Nach  so  vielen  vergeblichen  Versuchen  zur  Vereinigung  der 
evangelischen  Stände  trug  der  Churfürst  Bedenken,  den  Friedber- 
ger Tag  zu  beschicken.  Er  hat  weder  Vertrauen  auf  das  „parti- 
cularwerck“  noch  die  Mittel,  um  sich  in  weitläufige  Händel  cin- 
zulasscn,  „wie  dau  c.  1.  unser  betrübter  zustand  genugsam  bekant.“ 
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Churpfalz  hätte  übrigens  den  neuen  Convent  nicht  berufen  sollen, 
ohne  vorher  mit  ihm  (Churbrandenburg),  der  doch  die  Beschlüsse 
des  jüngsten  Friedberger  Tags  zum  Theil  angenommen  hat,  sich 
zu  benehmen.  Allein  dieses  ganze  Wesen  scheint  vom  Admini- 
strator auszugehen,  der  ohne  seines  Vaters  Wissen  den  Convent 
bei  Churpfalz  und  Anspach  betrieben  hat.  Weil  er  Lust  zum 
Kriege  hat,  benimmt  er  sich  in  seinen  Angelegenheiten  so  wenig 
mit  seinem  Vater,  was  dieser  sich  aber  wol  zu  Herzen  nimmt. 
Der  Chnrfürst  gedenkt  sich  vor  allem  mit  seinen  Brüdern  zu  ver- 
gleichen. Denn  ehe  man  vertrauliche  Beziehungen  mit  fremden 
Churfürsten  und  Fürsten  sucht,  muss  man  sie  im  eigenen  Hause 
und  mit  den  Erbvereinigten  lierstcllen.  Würde  ihm  vom  kaiser- 
lichen Hofe  oder  seinen  Brüdern  etwas  Widriges  bereitet,  so  wür- 
den die  Correspond irenden  grössten  Theils  mehr  seinen  Brüdern 
als  ihm  beipflichten.  Und  was  hat  die  Zusammensetzung  bisher 
geholfen,  da  Braunschweig  gegen  den  Churfürsten  so  grosse  Miss- 
achtung zeigen  durfte  ? Die  Ausführung  der  jüngsten  Friedberger 
Beschlüsse  fordert  grosse  Geldleistungen  und  des  Churfürsten 
Lande  sind  mit  alten  und  neuen  Schulden  beladen.  Was  werden 
also  die  Landstände,  denen  der  Churfürst  neuerdings  die  Voll- 
ziehung der  Reverse,  nach  denen  er  sich  ohne  Zustimmung  der 
Stände  in  kein  Bündniss  einlassen  darf,  zugesagt  hat,  zu  jenen 
Beschlüssen  sagen?  Trotzalledem  hat  der  Churfürst  seinen  Kam- 
mergerichtsrath  Hübner  nach  Friedberg  gesandt,  um  noch  den 
Schluss  der  Verhandlungen  zu  hören  und  alles  ad  refereudum  zu 
nehmen.  1 — Datum  Coln  an  der  Spreu  den  2.  Martii  a.  1602. 

B er  lin.  XIV.  14  Cpt. 

i Durch  eine  Gesandtschaft  (Instruction  vom  22.  Febr.  a.  a.  0.) 
hatte  Churbrandenburg  dem  Mgr.  Anspach  erklärt:  er  dürfe  den  Kaiser, 
weil  er  mit  seinen  Brüdern  noch  nicht  verglichen  sei,  und  vom  kaiserlichen 
Hofe  die  Sequestration  drohe,  nicht  weiter  beleidigen.  Er  könne  also 
vor  dem  Ausgleich  mit  seinen  Brüdern  sich  mit  den  Correspondirenden 
nicht  einlassen.  Die  Correspondenz  habe  bisher  in  JSoth  fällen  doch 
nichts  geholfen.  Die  Correspondirenden  haben  alle  möglichen  Privat- 
handel unter  einander. 

238.  Christian  Fürst  von  Anhalt  an  Churpfalz. 

Der  Fürst  verrichtete  die  ihm  vom  Churfürsten  aufgetragene 
Werbung  bei  dem  Markgrafen  von  Anspach  am  8.  März.  Dieser 
antwortete  am  12.:  ‘Die  gemeine  Sache  der  Evangelischen  gestalte 
sich  durch  Zwiespalt  immer  trüber.  Er  aber , als  der  vor  allen 
gehasste , sei  ein  schlechter  Mittelsmann  zur  Herstellung  einer 
Linigung.  Die  Gesandtschaft  an  Neuburg  zu  diesem  Zwecke  sei 
daher  nicht  von  ihm  allein,  sondern  mit  dem  Churfürsten  zu- 
sammen abzufertigen.  Wie  Chursachsen  zu  der  Vereinigung 
zu  bringen,  darüber  könne  man  erst  nach  genaueren  Nachrichten 
über  die  dort  herrschende  Stimmung  urtheilen.  Er  erwarte  solche 
von  Dr.  Aichmanu,  der  in  seinen  und  des  Churfürsten  Diensten 
stehe.  Würtemberg  werde  durch  den  Churfürsten  allein  zu  ge- 
winnen sein.  Das  übrige  zu  „solcher  correspondentz“  Nöthige 
werde  sich  aus  der  Friedberger  Handlung  ergeben.  Betreffend 
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die  Eröffnungen  über  die  neue  Liga  in  Italien  rathe  er,  dass  die 
Correspondirenden  durch  einen  Agenten  Erkundigungen  in  Italien 
einziehen  lassen,  sich  durch  eine  stattliche  Gesandtschaft  an  den 
König  von  Frankreich  versichern,  dass  dieser  sich  nicht  gegen  die 
evangelischen  Fürsten  gebrauchen  lassen  wolle,  dass  sie  ihre  eige- 
nen Streitigkeiten,  besonders  die  zwischen  Brauuschweig  und 
Hessen,  beilegen  und  endlich  sich  über  eine  Landrettung  einigen. 
Dies  alles  könne  bei  dem  Friedberger  Tag  bedacht  werden.  Vom 
kaiserlichen  Hof  habe  er  nichts  weiteres  vernommen,  „weil  die 
cammerdiener  . . alle  von  newem  weren  verpflicht  worden.“  üeber 
die  den  Staaten  zu  leistende  neue  Hülfe  stehe  er  noch  mit  Chur- 
brandeuburg  in  Unterhandlung,  Eine  ganz  geheime  Volkshülfe, 
die  man  im  Nothfalle  abfordern  und  gebrauchen  könnte  , scheine 
ihm  zweckmässiger  als  eine  Geldhülfe/  Auf  des  Fürsten  Anhalten 
versprach  der  Markgraf  endlich,  die  Gesandtschaft  an  Neuburg 
allein  zu  übernehmen.  Er  bat  um  des  Fürsten  Verwendung  bei 
dem  Churfürsten  zu  Gunsten  seiues  in  Friedberg  anzubringenden 
Gesuchs  um  Ersatz  der  Exccutionskosten  von  1599  und  dafür, 
dass  die  dem  Stift  Strassburg  benachbarten  Stände  zur  Behauptung 
Dachsteins  beisteuerten.  — Datum  Amberg  den  6.  Martii  a.  1602. 

München  Staatsarchiv  546/7  f.  106  Orig. 

239.  Friedrich  IV.,  Instruction  zum  Friedberger  Tag. 

(Bruchstück.) 

1.  Ueber  die  Gründung  eines  evangelischen  Bündnisses.  2.  Bei- 
stand für  den  Administrator  von  Strassburg.  Vermutliches  Gesuch 
seiner  Capitularen  um  ein  Anlehen.  — 0.  D. 

Gedruckt:  Archivium  S.  206. 

240.  Bruchstück  des  Protocolls  der  Friedberger  Tag- 

satzung. (z.  Th.) 

Vertretene  Stände1)2):  Churpfalz  (Dr.  Ludwig  Culmaun, 
Volrat  v.  Plessen,  Dr.  Leonh.  Scliug) ; Churbrandenburg  (Kam- 
mergerichtsrath Hübner);  Administrator  von  Strassburg 
(Dr.  Stephan  Berchtold,  Secretär  Hartwig  von  Stitteu);  Zwei- 
brücken (unbekannt) ; Anspach  (Christoph  v.  Wallenfels,  Secre- 
tär Sam.  Greiss);  Braun  schweig  (Dr.  Werner  König,  zu- 


1 Die  Namen  der  Gesandten  sind  angegeben  nach  den  Unterschriften 
des  Abschiedes  (M.  546/7  f.  137  ),  die  nicht  durchweg  mit  den  iu  dem 
Protocoll  angegebenen  Namen  stimmen.  Nur  die  Vertreter  der  Stadt 
Strassburg  , welche  den  Abschied  nieht  unterschrieben,  sind  nach  dem 
Protokoll  hinzugefügt. 

2 Lgr.  Moritz  war  ebenfalls  zur  Beschickung  des  Tages  aufgefor- 
dert; denn  in  einem  Schreiben  an  Churpfalz  vom  28.  Febr.  erklärt  er, 
dass  er  die  vorgcschlagene  Zusammenkunft  ohne  Zuthun  des  Lgr.  Lud- 
wig d.  ä.,  ohne  Bezeichnung  der  Berathungsgegenstände  und  ohne  Be- 
richt über  die  Verhandlungen  der  vorigen  von  ihm  nicht  besuchten  Con- 
vente nicht  wol  beschicken  könne.  (M.  pf.  102  2 f.  132.) 
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gleich  mit  Vollmacht  vom  Administrator  von  Osnabrück)1 2; 
Baden-Dur  lach  (Karl  Paul);  Lauenburg  (Kanzler  Dr.  Joh. 
Wilb.  Neonobel);  Wetterauer  Grafen  (Dr.  Hermann  Schild, 
Dr.  Berchtold  Schorei,  Dr.  Raimund  Jäger) ; Oettingen  (Dr.  Kasp. 
Leussler);  Strassburg  (alter  Ammeister  Jacob  Kips,  Dr.  Johann 
Hartlieb,  Stadtschreiber  Jos.  Junte.) 

„Mitwochs  den  10.  Martii.“ 

Man  beschliesst,  die  Verhandlungen  zu  beginnen,  obgleich  die 
Ihurbrandenburgcr  noch  nicht  angelangt  sind.  — Der  Zwei- 
brückener Gesandte  erklärt,  er  sei  nur  bevollmächtigt,  Proto- 
coll  zu  führen,  nicht  aber  zu  votiren.  Auf  seine  Relation  werde 
^inHerr  sich  schriftlich  erklären.  Das  dies  gegen  das  Herkommen 
wtösst,  so  beschliesst  man,  den  Gesandten  zu  den  Verhandlungen 
flicht  zuzulassen.  * 

Nachmittags  verlesen  die  Churpfälzer  die  Berathungs- 
cegenstände  nach  dem  Ausschreiben  ihres  Herrn  und  stellen  hin- 
sichtlich der  Ilofprocesse  folgende  Fragen:  1.  Ist  des  Kaisers  Reso- 
lution auf  das  vorigjährige  Anbringen  der  Stände  so  begründet, 
Hass  man  seine  Anträge  fallen  lassen  soll?  2.  Welche  gütlichen 
Mittel  sind  gegen  die  Hofprocesse,  wenn  man  sich  ihnen  nicht  zu 
anterwerfen  braucht,  anzuwenden?  Ist  nicht  unter  anderem  die 
Appellation  „a  Cäsare  male  informato  ad  eundem  melius  infor- 
tnandum“  zu  gebrauchen?  3.  Wie  hat  man  sich,  wenn  gütliche 
Mittel  nichts  helfen,  gegen  gewaltsame  Execution,  wie  speciell 
fegen  die,  welche  in  der  Strassburger  Sache  droht,  zu  schützen? 
4.  „Weil  gleichwol  etliche  fälle  sein,  da  i.  Kai.  Mt.  befugt,  als  do 
fMimb  grafschaften  oder  herschaften  zu  thun,  und  zum  zweiten 
»fl  fällen,  da  es  zu  des  clegers  wilkur  stehet,  am  kaiserlichen  hove 
oder  am  cammergericht  zu  clagen,  do  dan  präventio  locum  hat, 
wie  es  uf  dieselben  fälle  zu  halten,  das  gleich  recht  und  gericht 
ergehen  möchten?  darauf  sie  befelch  haben,  ir  bedenken,  wan  das 
rottim  an  sie  kompt,  zu  eröfnen.“ 

Hierauf  Umfrage : Nachdem  man  die  erste  Frage  verneint  hat, 
schlägt  des  Administrators  von  S t ras  s bürg  Gesandterhinsicht- 
hch  der  zweiten  unter  anderem  den  Gebrauch  der  „appellatio  a Cassare 
male  informato  ad  eundem  melius  informandum  et  Status  imperii“  vor. 


1 Der  indes»  bat,  „in  den  subscriptionibus  unbenennet  zu  sein  we- 
gen ires  (8.  f.  g.)  stifts.“  (Sitzung  März  20.) 

2 Bei  der  Berathung  wird  ein  Schreiben  Zweibrückens  an  Churpfalz 
'orgelesen  (vgl.  231),  aus  dem  erhellt,  „das  i.  f.  g.  nicht  gemeint  sein, 
0De  der  chur-  und  fürsten  persönliche  Zusammenkunft  durch  räthe 
^Miessen  zu  helfen.“ 
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240.  Mit  ihm  Braunschweig,  Lauenburg,  die  Wetterauer 
Grafen  und  Oettingen.  Anspach  dagegen  hält  dies  Mittel 
für  unnütz,  Baden  erklärt:  „guet  und  recht  sein  bishero  versucht. 
We'l  aber  die  hofräte  deren  ungeachtet  immer  vortfaren,  sehen 
i.  f.  g.  nicht,  was  für  ein  ander  mittel  übrig  sei  sich  zu  schutzeu 
als  gewalt,  doch  das  auch  die  guetliche  mittel  an  der  hant  behal- 
ten werden.“  — Man  berätk  über  die  dritte  Frage.  Der  Admi- 
nistrator: man  hat  zu  beschliesen,  wie  eine  Vereinigung  in's 
Werk  zu  setzen  sei.  Anspach:  eine  Verbindung  ist  das  einzige 
Mittel  gegen  die  Hofprocesse.  Braunschweig:  ist  zu  einer  Ver- 
einigung |>ereit.  Wie  dieselbe  aber  anzustellen  , darüber  sind  die 
Gesandten  nicht  instruirt.  Baden:  „zum  gewalt  (Anwendung 
der  Gewalt  gegen  die  Hofprocesse)  mus  ein  fundament  gelegt  wer- 
den durch  etlicher  weniger  Zusammensetzung,  weil  unmöglich  alle 
herbeizubringen.  Solte  das  nicht  sein  können,  mussens  i.  f.  g.  got 
befehlen,  und  wissen  sich  leuger  nicht  ufzuhalten,  weil  sie  fast 
an  dem  sein,  das  sie  i.  Kai.  Mt.  offeudiren  musten  . . . Ehe  der 
modus  einer  zusammensetzunge  richtig  gemacht  wirt,  sehen  sie 
keinen  rat.“  Lauenburg:  ist  hinsichtlich  der  Vereinigung  „die 
gebur  zu  leisten  erpöttig.“  Die  Wetterauer  Grafen:  inan 
möge  mit  „solchen  extremis“  warten,  bis  man  sieht,  was  die  güt- 
lichen Mittel  fruchten.  Oettingen:  „sol  mittel  hören,  wie  maß 
zusammensetzen  wolle.“  — Bezüglich  der  vierten  Frage  bemerkt 
der  Gesandte  des  Administrators:  man  ersuche  den  Kaiser, 
„in  reservatis  casibus  den  hofrat  und  die  proces  der  cammtr- 
geriehtsordnung  gemeß  zu  bestellen.“  Anspach:  mau  warte, 
„bis  der  drei  weltlichen  churfürsten  und  anderer  mer  vornemer 
fürsten  Zusammensetzung  erfolgt.“  Braunschweig:  man  verwende 
sich  am  Reichstag  dafür,  dass  der  Hofrath  mit  gebornen  Deut- 
schen besetzt,  und  derProcess  verbessert  werde.  Aehnlich  Lauen- 
bürg,  die  Wetterauer  Grafen  und  Oettingen. 

„Donnerstags  den  11.  Martii.“ 

Churpfalz:  bezieht  sich  auf  die  am  vorigen  Tag  gehalteue 
Berathung  über  die  vier  Fragen.  Zu  2 : die  vorgeschlagenen  fried- 
lichen Mittel  gegen  die  Hofprocesse  werden  genehmigt  und  noch 
andere  vorgeschlagen.  Hinsichtlich  der  Appellation  a Cffsare 
male  informato  etc.  hat  man  sich  zu  hüten:  „wan  der  procoss 
für  sich  nichtig  ist,  habe  man  die  nullitet  zu  clagen,  sonderlich 
in  causis,  die  an  den  hof  nicht  gehören  . . .,  in  andern  dem  kaiser- 
lichen hove  reservirten  casibus  konte  man  appelliren.“  Zu  3:  Eine 
Vereinigung  ist  vor  allen  Dingen  nöthig.  Der  Churfürst  ist  bereit, 
soviel  bei  derselben  zu  leisten,  „als  einiger  anderer  stant  thaen 
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mag.“  Zu  4:  Es  „sein  die  Keisere  vor  alters  selbst  zu  gericht 
gesessen ...  In  lehenssachen  ist  ludicium  parium,  uunmer  aber  ge- 
schieht es  nicht,  wollens  die  hofräte  in  irer  hant  haben....  Sei 
auch  eiu  underscheit  zu  machen,  das  der  hofrat  und  ein  iudicium 
nicht  eins  sei.  Man  erkente  itzund  gerichtlich,  hat  newe  procura- 
tores,  einen  neuen  hoffiscal,  so  inner  zwei  oder  drei  jaren  einge- 
fört,  zuvor  nie  erhört  ist.  Derhalben  wollen  sich  i.  chf.  g.  mit  den 
ständen ; wan  sie  vernemen  mögen,  was  denselben  gefellig,  gerne 
vergleichen.“ 

Hierauf  abermalige  Umfrage  über  die  vier  Puncte.  Zu  3 votiren 
•die Gesandten  des  Administrators:  „U.  gg.  f.  u.  h.  werde  sich  mit 
len  höhem  und  meisten  gerne  vergleichen.“  Anspach  wie  Chur- 
pfalz.  Br a u n s ch  w e i g,  wie  Tags  vorher.  „Was  die  meisten  für  guet 
uneben,  davon  werden  sich  i.  f.  g.  nicht  absondern.“  Baden:  „der 
Union  halben  müsse  man  naher  Zusammenkommen;  dazu  sich  sein  her 
'“rpiete  und  im  befelch  ufgetragen,  wohin  er  sich  erclären  sol.“ 
Lauenburg,  wie  Tags  vorher.  Wetterauer  Grafen:  „sollen 
hören  und  referiren,  was  höhere  stände  in  modo  defensionis  für 
guet  angesehen.“  Ebenso  Oettingen.  — Darauf  Churpfalz: 
-weil  Braunschweig  und  die  Wetterawische  graven  des  modi  hal- 
ben keinen  befelch,  könten  sich  die  andern,  so  befelch  haben, 
erclären.“ 

Zu  2 und  4 : Man  erklärt  im  allgemeinen  seine  Zustimmung 
zu  den  churpfälzischen  Vorschlägen.  Darauf  Churpfalz  in  Bezug 
auf  den  vierten  Punct:  „denselben  punctcn  ins  werck  zu  richten, 
*enle  sich  itzo  nicht  thun  lassen.  Es  gehören  die  churfürsten 
•iarzu.  Sol  aber  in  den  abschied  gebracht  werden,  und  was  sie 
angezogen,  erpieten  sie  sich  ad  describendum  zu  geben.“ 

Am  Nachmittage  wird  die  Berathung  fortgesetzt.  Da  der  Ad- 
ministrator bei  der  ersten  Umfrage  über  den  dritten  Punct  erklärt 
hatte:  über  die  Strassburger  Sache  sei  eine  besondere  Umfrage 
zu  halten,  so  proponirt  Churpfalz  nun:  „ob  man  von  der  Stras- 
burgischen  Sachen  handeln  wolle,  wie  den  herren  gesanten  vor- 
mittags gefallen,  so  werden  des  herren  administratoris  abgeordnete 
forderst  zu  hören  sein.“  Der  Administrator:  In  dem  Strass- 
burger Capitel  waren  evangelische  Domherren  vor  und  nach  dem 
Keligionsfrieden ; deshalb  können  und  sollen  nach  den  Bestim- 
mungen dieses  Friedens  solche  fernerhin  in  demselben  sein. 
Durch  kaiserliche  Mandate  und  Hofprocesse  soll  nun  den  Evan- 
gelischen dies  Recht  entzogen  werden,  und  zwar  deshalb,  weil  der 
Papst  seine  Excommunication  ausgesprochen  hat.  Lässt  man  dies 
zu,  so  wird  der  Religionsfriede  verletzt  und  der  geistliche  Vor- 
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240.  behalt  bestätigt,  es  wird  dem  Papst  eine  Gerichtsbarkeit  im  Reich 
und  dem  kaiserlichen  Hofrath  die  Gerichtsbarkeit  in  Religion«* 
Sachen  eingeräumt;  die  Evangelischen  werden  dann  auf  ewig  von 
dem  Strassburger  Stift  ausgeschlossen,  und  ein  Präjudiz  geschaffen, 
nach  dem  man  ihnen  vielleicht  alle  Bisthümer,  Prälaturen  und 
geistliche  Güter  entreissen  könnte;  in  der  Stadt  Strassburg  endlich 
wird  das  Papstthum  wieder  eingeführt  werden.  Deshalb  haben  sich 
die  Evangelischen,  wie  das  auch  auf  den  Tagen  von  Speier  ond 
Friedberg  anerkannt  ist,  dieser  Sache  insgemein  anzunehmen. 
Darstellung  der  gegenwärtigen  Lage  derselben.  Die  Versammlung 
möge  entscheiden,  „wie  man  sich  allein  für  dis  jar  uf  etlich  monat, 
einer  defensiou  zu  vergleichen,  bis  man  zu  einer  annemlichen  Ver- 
gleichung und  gutte  kommen  kann.“  Anspach:  ist  bereit,  neben 
Churbrandenburg  zu  einer  Defensivhülfe,  damit  der  stift  bei  den 
evangelischen  erhalten  werde,“  beizutragen.  Dieselbe  ist  gegen- 
wärtig zu  vereinbaren,  muss  aber  erschwinglich  sein,  damit  man 
noch  andere  Stände  dafür  gewinnen  könne.  B ra u n schweig: 
„repitirt  sein  erpieten,  das  er  vorm  jare  gethan,  aber  de  modo 
habe  er  in  seiner  instruction  nichts.  Wohin  die  andern  schliessen 
werden,  wil  er  referiren.“  Baden:  mit  den  gütlichen  Mitteln  ist 
man  zu  Ende.  „Nun  sei  man  aber  allerseits  zur  defensiou  nicht 
gefast,  wie  heut  gehört , dan  es  müsse  einem  sowol  als  dem  an- 
dern geholfen  werden.  Sein  her  stecke  so  tief  darin  als  andere 
und  wisse  sich  nicht  zu  erclären,  man  unire  sich  dan  ingeraein.44 

Lauenburg:  wird  referiren,  was  man  vereinbart ; der  Herzog 
wird  alles  leisten,  was  andere  leisten  unter  der  Bedingung,  das« 
ihm  „in  geburenden  suchen  hinwider  Beistand  geleistet  werde.“ 
Wetterauer  Grafen:  Etliche  von  ihnen  sind  Lothringen  be- 
nachbart, haben  Lehen  von  ihm  und  dem  Stift  Strassburg;  diese 
mögen  sich  der  Strassburger  Sache  nicht  annehmen.  Das  Gegen- 
theil  möchten  die  am  rechten  Rhein  gesessenen  (z.  B.  Nassau- 
Katzenellenbogen,  Witgenstein  und  Solms)  thun.  Sie  wissen  aber 
nicht,  „ob  die  vorm  jar  alhier  angedeutete  mittel  vermöge  ab- 
schieds  effectuiret,  und  haben  also  darauf  nicht  instruiren  können.“ 
Oe  tt  in  gen:  wird  hören  und  referiren.  Die  gegenwärtig  ver- 
tretenen Stände  sind  in  ihrer  geringen  Zahl  dem  Unternehmen 
nicht  gewachsen.  Churpfalz:  wird  das  seinige  thun,  wünscht 
aber  die  Vorschläge  der  Brandenburger  zu  vernehmen.  Der  Ad- 
ministrator: Alle  gütlichen  mittel  sind  vergeblich  versucht 
Da-  vorige  Jahr  sind  über  10,000  fl.  zur  Vertheidigung  verwandt. 
Ohne  Beistand  könnte  der  Administrator  solche  Ausgaben  nicht 
fortsetzen  und  möchte  dann  von  Lothringen  im  nächsten  Sommer  aus 
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dem  Stift  vertrieben  werden.  Also  möge  man  ihm  zur  Besetzung 
Dachsteins  400  Mann  zu  Fuss  und  100  zu  Pferd  unterhalten  oder 
für's  laufende  Jahr  8 Römermonate  erlegen.  Anspach:  ist  bereit 
zur  Erlegung  der  acht  Monate.  Die  Uebrigen  nehmen  den 
Vorschlag  „ad  referendum.“ 

Berlin.  XIV  15.  Cop.  (Geführt  ron  den  Gesandten  des  Admin.  Slrassburg.) 

241.  Friedberger  Abschied.  (Unterzeichnet  von  den  Ge- 
sandten von  Churpfalz,  Churbrandenburg,  dem  Administrator  von 
Strassburg,  Anspach,  Braunschweig,  Baden,  Lauenburg,  den  Wetter- 
auer Grafen  und  Dettingen.) 

Vor  den  Verhandlungen  hat  man  sich  zur  Geheimhaltung  der- 
selben verpflichtet.  I.  1.  Das  Anbringen  der  Correspondirendcn 
in  Betreff  der  Hofprocesse  haben  die  Hofräthe  dem  Kaiser  falsch 
berichtet,  um  ihm  die  Stände  verdächtig,  deren  Sache  verhasst  zu 
machen;  die  Gründe  gegen  die  neu  eingeführten  Hofprocesse  aber 
sind  in  der  kaiserlichen  Resolution  nicht  erschüttert.  Somit  braucht 
sich  kein  Reichsstand  denselben  zu  unterwerfen.  2.  Die  im  vorigen 
Jahr  zu  Friedberg  verabschiedeten  gütlichen  Mittel  sind  gegen 
die  Hofprocesse  anzuwenden.  Dem  Kaiser  ist  vor  dem  Reichstag 
noch  zu  schreiben:  man  habe  durch  die  Gesandtschaft  nicht  seiner 
Jurisdiction  überhaupt,  sondern  der  Ausübung  derselben  in  andern 
Dingen  und  anderer  Weise,  als  es  die  Reichsverfassung  zugebe, 
widersprochen.  Mail  bittet  sodann  um  Abschaffung  der  beschwer- 
lichen Hofprocesse  und  wiederholt  die  von  den  Gesandten  hinter- 
lassene  Protestation.  Dies  Schreiben,  dem  eine  Deduction  beizu- 
legen ist,  wird  von  Churpfalz  verfertigt  und  der  nächsten  Tag- 
satzung vorgelegt.  3.  Ein  trotzdem  mit  Hofprocessen  bedrängter 
Stand  hat  dagegen  schriftlich  zu  protestiren.  Der  gegen  einen 
Correspondirendcn  Hofprocesse  ausbringende  Stand  wird  von  den 
benachbarten  abgemahnt  und  bedroht  , man  werde  sich  wegen  des 
daraus  entstehenden  Schadens  bei  ihm  erholen.  Jeder  bemüht  sich, 
in  dieser  Angelegenheit  noch  andere  Stände,  besonders  die  Unter- 
zeichner der  gravamina  von  1594,  zu  vereinigen.  4.  Gegen  thät- 
Ücbe  Executionen  aber  ist  ohne  eine  engere  Einung  nichts  aus- 
zurichten. Dieser  aber  stehen  noch  etliche  Schwierigkeiten  ent- 
gegen; etliche  Gesandte  waren  nicht  hinreichend  instruirt.  Bei 
der  nächsten  Tagsatzung  aber  soll  jeder  eine  schliessliche  Erklärung 
auf  die  im  Jahr  1599  in  Frankfurt  verglichene  Unionsnotel  mitbringen, 
einstweilen  bleibt  es  bei  der  vom  vorigen  Convent  verglichenen 
Bereinigung.  5.  In  der  Strassburger  Sache  ist  die  gütliche  Iland- 
tong  zwischen  dem  Administrator  und  dem  Cardinal  von  Loth- 
ringen völlig  zu  nichte  geworden.  Unter  den  Hofrathssachen  ist 
diese  besonders  wichtig.  Der  Administrator  meint,  mit  8 Iiömer- 
föonaten  könnte  eine  Besatzung  Dachsteins  von  100  Mann  zu 
Pierd  und  400  Mann  zu  Fuss  ein  Jahr  unterhalten,  und  von  dort 
die  übrigen  Orte  des  Stifts  vertheidigt  werden.  Hierüber  sollen, 
da  man  zum  Theil  ohne  gründliche  Information,  zum  Theil  ohne 
hinreichende  Instruction  war,  die  Stände  sich  in  sechs  Wochen 
dem  Churfürst  von  der  Pfalz  erklären.  (Verschiedene  Gesuche 
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241.  der  Capitularen,  die  man  hat  „dahin  mußen  gestellt  sein  lassen.“) 
6.  Obgleich  man  davon  gesprochen,  dass  das  kaiserliche  Hofgericht 
für  die  zwei  ihm  vorbehaltenen  Fälle  vor  Errichtung  des  Kammer- 
gerichtes  ganz  anders  als  gegenwärtig  besetzt  worden  sei,  so  hat 
man  doch  „vor  dißmal“  dafür  gehalten,  dass,  wenn  der  Hofrath 
dem  Passauer  Vertrage  gemäss  mit  tauglichen,  ansehulichen,  im 
Reich  gebornen  Personen  besetzt  wird,  man  zufrieden  sein  könne. 
Gleiche  Vertretung  der  Religionen  dürfte  hier  kaum  zu  erlangen 
sein.  — II.  1.  Die  Ursachen  zur  Hinterhaltung  der  Türkenhülfe 
bestehen  noch.  Die  deshalb  am  Kammergericht  anhängigen  Pro* 
cesse  werden  daher  fortgeführt.  Der  nächsten  Tagsatzung  legt 
Churpfalz  ein  Entschuldigungsschreiben  an  den  Kaiser  vor. 
2.  In  Berathungen  über  Kreistürkenhülfen  lassen  sich  die  Corres- 
pondirenden  gar  nicht  ein.  3.  Am  Reichstage  haben  sie  gleich 
bei  der  ersten  Sitzung  vor  der  Berathung  über  die  Türkenhülfe 
beiliegende  Protestation  zu  „gebrauchen“,  und  folgende  Bedingun- 
gen für  die  Hülfe  zu  stellen:  Zur  Zeit  der  Contribution  muss 

Friede  und  Recht  im  Reiche  herrschen.  Ersatz  der  durch  Men- 
dozas  Einfall  und  andere  Durchzüge  verursachten  Schäden,  beson- 
ders der  Auslagen  der  drei  Kreisobersten.  Versicherung  gegen 
solche  Verletzungen  für  die  Zukunft.  Gleiche  Berücksichtigung 
der  Evangelischen  wie  der  Katholiken  bei  Besetzung  von  Befehle 
haberstellen  im  Türkenkrieg.  Im  Fall  des  Friedens  dürfen  die 
Truppen  oder  die  Steuer  nicht  zum  Schaden  der  Evangelischen 
verwandt  werden.  Die  Freiwilligkeit  der  Hülfe  ist  im  Abschied 
besonders  zu  bemerken.  Die  Majorität  hat  keine  Geltung.  Ab- 
schaffung der  Missbräuche  der  salva  guardia  und  continentia  cau- 
sarum.  Erneuerung  der  ordentlichen  Kammergerichts- Visitation 
ohne  Berücksichtigung  der  Religion.  Gestattung  beider  Religionen 
in  den  Reichsstiften.  Der  Reichspfennigmeister  hat  jedem  Stand 
auf  Verlangen  alle  halbe  Jahre  über  die  erlegten  uud  rückständi- 
gen Steuern  Rechenschaft  zu  geben.  4.  Wird  ein  Stand  der  Tür 
kenhülfe  W'egen  tkätlick  angegriffen,  so  bleibt  es  bei  dem  ein  Jahr 
vorher  Beschlossenen.  III.  Zur  Erstattung  der  von  den  drei  Kreis- 
obersten in  der  westfälischen  Expedition  ausgelegten  Kosten  haben 
Anspach  und  Braunschweig  sich  den  Regress  an  die  Corrcspon- 
direnden  Vorbehalten.  Vorschläge  Anspachs  zur  Betreibung  des 
Ersatzes  am  Reichstage  sind  wegen  mangelnder  Instruction  ad  re- 
ferendum  genommen.  IV’.  Soll  die  Revision  der  vier  Klostersachen 
wieder  vorgenomraen  werden,  so  beharrt  mau  bei  der  eingelegten 
Protestation.  Churbrandenburg  sucht  Chursachsen  und  Pommern. 
Anspach  (allein  oder  mit  Churpfalz)  Hessen,  die  Stadt  Strassborg 
Nürnberg  auf  der  Correspondirenden  Seite  zu  ziehen.  V.  Die 
gravamina  von  1594  haben  die  Evangelischen  beim  nächsten  Reichs- 
tag einhellig  in  den  votis  zu  urgiren  und  die  Abschaffung  dersel- 
ben , wenigstens  der  in  des  Kaisers  Hand  allein  stehenden  — 
welche  als  solche  zu  nennen  sind,  darüber  vergleicht  man  sich  am 
Reichstage  — zur  Bedingung  jeglicher  Steuerbewilligung  zu  ma- 
chen. VI.  Betreffend  die  Mängel  des  Kammergerichts  schlugen 
etliche  die  Errichtung  von  zwei  oder  drei  Provincialgerichten 
neben  dem  Kammergerichte , andere  die  weitere  Ernennung  von 
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drei  bis  vier  Definitivräthen  vor.  Man  sollte  bei  nächstem  Reichs-  Män 
tage  keine  Steuer  bewilligen,  wenn  nicht  die  in  dem  churpfälzi-  28 
scheu  Ausschreiben  vom  15.  Januar  bezeichneten  Mängel  am  Kam- 
mergerichte  abgeschafft  würden.  Da  auch  die  Unterhaltung  des 
Gerichts,  welche  die  Stände  freiwillig,  auf  gewisse  Zeit  übernom- 
men, allmählich  für  e;ne  Pflicht  angesehen  werden  möchte,  so  suche 
man  am  Reichstage  Anlass  zu  einer  ausdrücklichen  Erklärung  die- 
ser Freiwilligkeit.  VII.  Mit  der  Zusammenstellung  der  Puncte  des 
Religionsfriedens,  darüber  man  einig  ist,  und  derer,  darüber  man 
uneinig,  ist  Churpfalz  nicht  fertig  geworden.  Gelehrte  Räthe 
der  Herrschaften  werden  über  Widerlegung  des  Buchs  de  auto- 
nomia  conferiren.  VIII.  Die  Sendungen  päpstlicher  Nuntien  iu’s 
Reich  mehren  sich;  sie  setzen  sich  hier  immer  mehr  fest;  in  Ita- 
lien soll  geworben  werden  und  eine  neue  Liga  im  Werk  sein.  Die 
Correspondirenden  sollen  einen  ansehnlichen  Mann  in  Prag  bestel- 
len, um  ihnen  über  die  Vorgänge  in  Deutschland,  Italien,  Frank- 
reich und  Spanien  zu  berichten.  Bei  der  nächsten  Tagsatzung 
hat  jeder  eine  solche  Person  vorzuschlagen.  — Alle  Beschlüsse 
sind  nur  ad  referendum  gefasst,  Deshalb  soll,  jedoch  nach  vor- 
heriger in  6 Wochen  an  Churpfalz  zu  richtender  Resolution  der 
Herrschaften , ein  neuer  Tag  innerhalb  3 Monaten  ausgeschrieben 
werden.  — Geben  zu  Friedberg  in  der  Wetterau  den  18.  monats- 
tag Martii  1602. 

Mä  neben  Staatsarchiv  546/7  f.  137.  Cop. 


242.  Heinri eh  Julius  Herzog  von  Braunschweig  April 

an  Churpfalz.  28 

Der  Herzog  erklärt  sich  über  den  Friedberger  Abschied.  1.  Mit 
§.  1 einverstanden.  Das  Schreiben  an  den  Kaiser  will  er  neben 
den  üebrigen  ohne  fernere  Tagsatzung  unterzeichnen.  Hinsichtlich 
der  Union  aber  wird  man  nichts  erreichen,  so  lange  der  Eigen- 
nutz, durch  welchen  jene,  die  doch  die  Frankfurter  Unionsacte 
von  1599  haben  verfertigen  helfen,  sich  bei  dem  Kaiser  in- 
sinuiren  und  Correspondirende  gegen  die  Austräge  und  Kammer- 
gerichtsordnung beschweren,  nicht  gründlich  gehoben  ist.  Der 
Herzog  hat  dazu  noch  wenig  Hoffnung.  Mit  den  Sätzen  des  Ab- 
schieds, die  über  die  Union  handeln,  ist  er  somit  nicht  einver- 
standen, ebensowenig  mit  denen  über  die  Strassburger  Sache.  Denn 
diese  ist  durch  die  abgesonderten  Anschläge  der  speciell  Iuteres- 
sirten  in  ihren  betrübten  Stand  gebracht.  Dieselben  wollen  nun- 
mehr sehr  wenig  dabei  thun  und  sich  auf  andere  verlassen.  Einem 
Gegner  gegenüber,  dessen  Lande  und  Anhänger  in  der  Nähe  des 
Risthums  sind,  wird  man  bei  dem  schon  so  elenden  Zustande  der 
Sachen  mit  den  im  Abschied  benannten  Truppen  schwerlich  etwas 
Ausrichten.  Der  Herzog  empfiehlt  eine  gütliche  Unterhandlung, 
nach  der  evangelische  und  katholische  Capitularen  im  Capitel 
Reiben  und  nach  Resignation  des  Brandenburgers  und  Lothringers 
einen  Dritten  zum  Bischof  wählen,  der  sich  und  sie  verpflichtet, 
die  Capitularen  beider  Religionen  in  ihrer  hergebrachten  possessio 
vel  quasi  zu  lassen.  Der  Herzog  erbietet  sich,  das  seinige  bei  der 
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gütlichen  Handlung  zu  thun.  2.  Das  glimpfliche  Schreiben  an  den 
Kaiser  wegen  der  Türkenhülfe  will  der  Herzog  ohne  ferneren  Con- 
vent unterzeichnen.  Bei  dem  bevorstehenden  Kreistag  wird  er 
erklären,  die  Sache  der  Türkenhülfe  sei  nicht  dahin  gehörig  und 
die  Majorität  darin  nicht  verbindlich.  Mit  den  Vorschlägen  be- 
treffend den  Reichstag  einverstanden.  (Hinzugefügt  zwei  Bedin- 
gungen gegen  directe  Erlegung  der  Reichssteuer  an  den  Reichs- 
pfennigmeister durch  fürstliche  Unterthanen.)  3.  Hinsichtlich  der 
Kosten  der  spanischen  Expedition  behält  der  Herzog  sich  seine 
„notturft  tarn  in  genere  quam  in  specie“  vor.  Anspach  und  Hessen 
sind  in  ihnen  Auslagen  durch  Churbrandenburg  und  Churpfalz, 
der  Herzog,  der  die  grössten  hatte,  durch  keinen  unterstützt.  Da- 
her eigene  Gedanken  des  Herzogs.  Mit  §.  4,  5,  6,  8 einverstan- 
den. Die  abermalige  Zusammenkunft  aber  scheint  dem  Herzog 
mehr  hinderlich  als  nützlich:  der  eine  bleibt  aus,  der  andere 
kommt  zu  spät,  der  dritte  hat  zum  Votiren,  der  vierte  zum  Schlüs- 
sen keine  Vollmacht.  — Datum  uf  unser  veste  Wolfenbuttel  den 
18.  Aprilis  a.  1602. 

Manchen  Staatsarchiv  546  7 f.  169.  Orig. 


Mai  243. 

6 


Joachim  Friedrich  Churfürst  von  Branden- 
burg an  Churpfalz. 


Der  Churfürst  wird  über  die  vom  Friedberger  Convent  ad 
referendum  genommenen  Puncte  nachdenken.  Die  abermalige  Zu- 
sammenkunft der  Käthe  der  Correspondirenden  lässt  er  sich  ge- 
fallen, wünscht  aber,  da  bei  der  wahrscheinlichen  Verzögerung  des 
Reichstags  keine  grosse  Eile  nöthig  ist,  dass  man  dieselbe  noch 
etwas  aufschiebe.  Inzwischen  wird  er  dann  eine  Tagleistung  mit 
seinen  Erbverbrüderten  betreiben  und  sie  zum  Beitritt  zu  den 
Correspondirenden  aninahnen.  Ueberhaupt  muss  man  vor  einem 
gewissen  Beschluss  die  Zahl  der  Correspondirenden  zu  vermehren 
und  Frieden  im  Reiche  zu  erhalten  suchen.  — Datum  Coln  au  der 
Sprew  den  26.  Aprilis  a.  1602. 

München  Staatsarchiv  546  7 f.  179.  Orig. 


Mai  244.  Joachim  Friedrich  Churfürst  von  Branden* 

6 bürg  an  Churpfalz. 

Der  Churfürst  hat  sich  der  Strassburger  Sache  bis  dahin  nur 
im  allgemeinen  Interesse,  nicht  seines  Privatnutzens  wegen  ange- 
nommen und  war  mit  den  Correspondirenden  der  Meinung,  man 
solle  dabei  den  Weg  der  Güte  einschlagcn.  Nun  hat  der  Fried- 
berger Convent  den  Vorschlag  in  Betreff  der  Besetzung  Dachsteins 
ad  referendum  genommen.  Ehe  man  aber  zu  solchem  Mittel 
schreitet,  scheint  es  dem  Churfürsten  von  Brandenburg  rathsam, 
dass  man  den  Beistand  von  Dänemark,  Holstein,  Pommern,  Meck- 
lenburg, Lüneburg,  Anhalt,  Hessen  und  Würtemberg  uud  anderer 
Evangelischen  suche,  um  dem  Cardinal  von  Lothringen  mehr  Re- 
spect  einzuflössen.  Er  fürchtet  ferner,  der  Cardinal  werde  den 
Defensionsanstalten  ruhig  Zusehen  und  erst,  wann  die  bewilligten 
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acht  Monate  ausgegeben,  und  man  sich  von  Widerstandsmitteln 
entblösst  habe,  Uändel  anfangen.  Bcschlicsst  man  aber,  das  Werk 
fortzusetzen,  so  werden  die  Kosten  sehr  gross  werden.  Wenn  der 
Cardinal,  dem  auch  die  Katholiken  wenigstens  heimlich  beistehen 
werden,  sofort  zur  Gegenwehr  greift,  so  wird  es  Unruhen  geben, 
and  die  Hülfe  der  Correspondirenden  viel  zu  schwach  zum  Wider- 
stand sein.  Indcss  trotz  dieser  Bedenken,  und  obgleich  der  Chur- 
fürst vor  allem  den  Frieden  wünscht,  wird  er  sich  doch  dem  Be- 
schlüsse der  Correspondirenden  in  diesem  Puncte  fügen.  Uebri- 
gens  bittet  er  Churpfalz,  ihm  sein  und  der  Correspondirenden  Gut- 
achten hierüber  schleunigst  mitzutheilen.  — Datum  Cöln  an  der 
Sprew  den  26.  April  a.  1602. 

Mäncben  Staatsarchiv  546  7 f.  181.  Orig. 


245.  Bescheid  des  Kammergerichts  gegen  Churpfalz. 

In  Sachen  des  kaiserlichen  Fiskals  gegen  Churpfalz  betreffend 
die  vom  Reichstage  des  Jahrs  1598  bewilligte  Türkenhülfe  hatDr.  Berg- 
ner  die  Erlegung  des  geklagten  Ausstands  anzuzeigen.  Termin:  vier 
Wochen  sine  prorogationc.  Kommt  er  dem  nicht  nach,  so  soll  auf 
des  Fiskals  weiteres  Anrufen  der  Achtserklärung  wegen  das  er- 
folgen, was  recht  ist,1  — Veneris  30.  Aprilis  anno  1602. 

München  Staatsarchiv  546/7  f.  187.  Cop. 

1 An  demselben  Tage  übersandte  Dr.  Bergner  dem  Churfürsten  gleich- 
artige Crtheile  des  Kammergerichts  gegen  Churbrandenburg.  Anspach  und 
die  Lgr.  Hessen  (A.a.  0.  f.  191.)  Am  8.  und  10  Mai  berichtete  derselbe 
über  solche  Urtheile  gegen  Nassau-Wiesbaden,  Nassau-Katzcnellenbogen, 
^ied,  Hanau,  Veldenz,  (f.  186,  188.)  Ain  28.  Mai  schreibt  der  Herzog 
*on  Zweibrückeu  au  Churpfalz,  er  sei  in  gleicher  Weise  wie  der  Chur- 
fürst  verurtheilt.  (f.  292.) 

246.  Der  Kaiser  an  Churpfalz. 

Der  Kaiser  nimmt  die  vom  churrhcinischeu  Kreis 1 auf  Abzug 
von  der  künftigen  Reichsstcuer  per  maiora  bewilligten  10  Monate, 
obgleich  er  bei  der  grossen  Türkengefahr  die  ganze  von  ihm  ge- 
wünschte Hülfe  erwartet  hätte,  dankend  an.  Er  erwartet,  der 
Churfürst  werde  sich,  dem  Vaterland  zum  besten  und  ihm  zu  Ge- 
fallen zur  Erlegung  derselben  gleichfalls  bequemen2  und  beim 
nächsten  oberrheinischen  Kreistag  eine  bedeutendere  Hülfe,  als 
die  des  churrheinischen,  befürworten.  — Geben  zu  Prag  den  20. 
Maii  anno  1602. 

München  Staatsarchiv  pf.  114/4  f.  462.  Orig. 

1 Die  Versammlung  der  churrheinischen  Kreisstände  war  auf  des 
Kaisers  Begehren  ausgeschrieben  und  am  3.  Mai  eröffnet  Kaiserliche 
Commissarien  verlangten  daselbst,  der  Kreis  solle  10Ü0  Reiter  stellen 
and  6 Monate  lang  unterhalten  als  Hülfe  gegen  die  Türken.  Die  geist- 
lichen Churfürsten  bewilligten  10  Monate  auf  Abzug  von  der  künftigen 
keichssteucr.  Die  Churpfälzer  bewilligten  nichts.  (Berichte  der  cluir- 
pfalzischen  Gesandten.  (Mai  4,  9.  M.  pf.  114  4 f.  514,  492.)  Ueber 
gleichzeitige  Versammlungen  des  niedersächsischen  und  schwäbischen 
Kreises  mit  ähnlichen  Anträgen  des  Kaisers  (vgl.  Iläberlin  XXII  S.  50.) 
her  obersächsische  Kreis  bewilligte  dem  Kaiser  100,000  Thaler,  welchem 
Acten  des  30jähr.  Krieges  I.  21 


Mai 

10 


Mai 
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Beschlüsse  Churbrandenburg  unter  der  Bedingung  beistimmte,  dass  seine 
Landschaft  ihm  seinen  Beitrag  erlegen  werde.  (Churbrandenburg  an 
Churpfalz.  Juni  19.  M.  pf.  114/4  f.  495.)  Der  bairische  Kreis  zahlte 
dem  Kaiser  im  Jahr  1602  22  Römermonate  (Bedenken  Silbermaons  für 
Neuburg.  1602  Dec.  14.  M.  pf.  276/2  f.  2.) 

‘Z  Am  5 .Tuni  schrieb  der  Churfürst  an  Churbrandenburg,  Anspach 
und  Baden,  er  gedenke  bei  seiner  Weigerung  einstweilen  zu  verharren. 
(M.  pf.  114/4  f.  496.) 

247.  Friedrich  IV.  an  Ch  u rbrande  nburg,  Zweibrückern 
Anspach,  Braunschweig,  Baden,  Graf  Johann  d.  ä. 

von  Nassa u. 

Der  Churfürst  übersendet  das  Urtheil  des  Kainmergerichts 
gegen  ihn  vom  10.  Mai  nebst  seinem  Schreiben  an  Churmainz  vom 
28.  Mai.  1 Das  Ergreifen  der  Revision  gegen  dies  Urtheil  ist 
durch  die  Abschiede  der  Correspondenztage  bestimmt.  Der  Chur- 
fürst zweifelt  nicht,  dass  die  Fürsten  (der  Graf),  sobald  sie  durch 
ebenmässige  Urtheile  behelligt  werden,  dies  Rechtsmittel  gebrauchen 
werden.  — Datum  Newenscloß  den  18.  Maii  a.  1602. 

München  Staatsarchiv  546  7 f.  290.  Cpt. 

i In  demselben  theilt  der  Churfürst  dem  Erzbischöfe  mit,  dass  er 
gegeu  das  erwähnte  Urtheil  das  Rechtsmittel  der  Revision  gebrauchen 
wolle.  (M.  546/7  f.  288.) 

248.  Joachim  Friedrich  Chur  fürst  von  Brandenburg 

an  Churpfalz. 

Hat  die  Schreiben  des  Churfürsten  vom  28.  Mai  und  6.  Juni  em- 
pfangen. Das  Kammergericht  hat  am  7.  Mai  gegen  Churbrandenburg 
und  Anspach  ein  ähnliches  Urtheil  erlassen,  wie  gegen  Churpfalz. 
Beide  hielten  es  für  nöthig,  um  Revision  nachzusuchen.  1 Da  aber 
das  Urtheil  nicht  auf  die  20  nicht  bewilligten,  sondern  nur  auf 
die  im  Jahr  1598  verfallenen  25  Monate  geht,  2 und  die  Noth  in 
Ungarn  täglich  grösser  wird,  da  auch  der  Churfürst  von  Branden- 
burg stets  der  Ansicht  war,  dass  zwischen  den  bewilligten  40  und 
nicht  bewilligten  20  Monaten  zu  unterscheiden  sei,  so  räth  er  zu 
eiucr  gütlichen  Vergleichung,  dadurch  das  vertraute  Verhältnis 
zum  Kaiser  hergestellt,  und  derselbe  in  seinen  und  des  ganzen 
Vaterlands  Nöthen  nicht  ganz  verlassen  würde.  Er  erbittet  sich 
des  Churfürsten  von  der  Pfalz  Gutachten  hierüber.  — Datum  Cöln 
an  der  Sprew  den  9.  Juuii  a.  1602. 

München  Staatsarchiv  546.7  f.  326.  Orig. 

1 Dass  sie  Revision  nachgesucht  haben,  theilen  dem  Churfürsteu 
ferner  mit:  Zweibrücken  (Juni  30.  a.  a.  0.  f.  332.),  Gr.  Johann  d.  ü.  von 
Nassau  (Sept..  18.  M.  546/3  f.  299.) 

* Churbrandenburg  und  Anspach  waren  nämlich  bloss  vernrtheilt 
worden  in  Bezug  auf  ,. einen  rest  im  zweiten  und  das  dritte  ziel  gentr- 
lich“  von  der  im  Jahr  1598  bewilligten  Türkenhülfe.  Darunter  verstand 
Anspach  den  im  Laufe  des  Jahres  1598  zu  erlegenden  ersten  Theil 
der  Türkenhülfe,  nämlich  25  Monate,  die  in  3 Terminen  gezahlt  werden 
sollten,  und  von  denen  der  Markgraf  nur  das  erste  Ziel,  dies  aber  voll- 
ständig entrichtet  batte.  (Anspach  an  Churpfalz.  Mai  25.  M.  5467  t 
285.)  Uebrigens  dürfte  das  Kammergericht  wol  die  drei  Jabrestermine 
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1598,  1599  und  1600 , in  denen  die  gesammte  Steuer  zu  zahlen  war, 
und  nicht  die  drei  besondern  Termine,  in  die  jedes  Jahr  wieder  ge- 
teilt war,  gemeint  haben. 


‘249.  Georg  Friedrich  Markgraf  von  Anspach  A u g. 

• an  Chu  rpfa  lz.  5 

Der  Markgraf  entschuldigt  die  Verspätung  seiner  Erklärung 
über  den  Friedberger  Abschied  mit  Geschäften  und  der  Abwesen- 
heit mehrerer  Käthe.  1 Tn  der  Strassburger  Sache  haben  die  kai- 
serlichen Commissarien  neue  gütliche  Unterhandlung  nach  Inhalt 
des  „zwischen  Wurtenberg  und  Lottringen  hievor  zue  Oberenheim 
getroffenen  Vertrags“  vorgeschlagen.  Der  Markgraf  im  Widerspruch 
gegen  jenen  Vertrag  proponirte  eine  Verhandlung,  wie  sie  im  Fried- 
berger  Abschied  von  1G01  erwähnt  ist.  Die  Commissarien  und  der 
Herzog  von  Baicrn  versprachen,  dies  dem  Kaiser  und  Lothringen 
za  referiren,  um  dann  mit  dem  Administrator  von  Strassburg,  dem 
Markgrafen  und  Andern  darüber  zu  conferireu.  Indess  da  auf 
'ölche  Verhandlungen,  zumal  wenn  man  nicht  auch  ein  wenig  ge- 
ratet ist,  nicht  viel  Verlass  ist , so  erbietet  sich  der  Markgraf 
zur  Erlegung  der  im  Friedberger  Abschied  proponirten  8 Monate, 
falls  alle  oder  die  meisten  und  vornehmsten  Correspondirenden 
dasselbe  thun.  Er  billigt  die  weitere  Zusammenkunft  in  Worms 
und  räth  dem  Churfürsten,  sich  mit  Churbrandenburg  über  den 
Terrain  derselben  zu  vergleichen  und  die  Landgrafen  von  Hessen 
und  andere,  für  die  er  (der  Churfürst)  und  Churbrandenburg  sich 
entscheiden  werden,  zum  Beitritt  zu  ersuchen.  — Datum  Windels- 
pach den  26.  Julii  anno  1602. 

München  Staatsarchiv  5468  f 41.  Orig. 

* Am  5.  Juli  hatte  der  Churfürst  deu  Markgrafen  um  Einsendung 
seiner  Erklärung  gemahnt  mit  dem  Bemerken  , bevor  er  alle  Erklärun- 
gen über  den  Friedberger  Abschied  habe,  könne  er  das  in  Churhranden- 
borgs  Schreiben  vom  19.  Juni  erbetene  Gutachten  nicht  geben.  (M.  546/7 
f.  347.)  Abgesehen  von  Churbrandenburg  batten  inzwischen  noch  fol- 
gende Stände  über  einzelne  Puncte  des  Friedberger  Abschieds  folgendes 
erklärt : Laueuburg  (11.  Mai  a.  a.  0.  f.  201):  er  wolle  die  8 Monate  für 
den  Administrator  von  Strassburg  erlegen , falls  die  übrigen  Correspon- 
direnden  das  Gleiche  thun,  und  falls  auch  ihm  gegen  unbillige  Bedräng- 
niss.  namentlich  gegen  Execution  von  Hofprocessen  Beistand  geleistet 
verde.  Dettingen  (12.  Mai  f.  219):  wenn  alle  Correspondirenden  sich 
zur  Erlegung  der  8 Monate  entschlossen . so  werde  er  sich  bezüglich 
derselben  bei  der  nächsten  Tagsatzung  zur  Zufriedenheit  der  Uebrigen 
erklären.  Baden  (22.  Mai  f.  226):  er  sei  mit  der  abermals  anzustellen- 
den Tagsatzung  einverstanden.  Bezüglich  der  8 Monate  könne  er  sich, 
da  es  ihm  an  Nachrichten  über  die  Strassburger  Sache  fehle,  auch  wol 
die  Stadt  Strassburg  erBt  um  ihre  Zustimmung  zu  befragen  sei.  erst  er- 
klären, wenn  er  die  Entschließungen  der  ihm  vorgehenden  Correspon- 
direndnn  vernommen  habe.  — Graf  Johann  d.  ä.  von  Nassau  sclnicb  am 
* Sent.  an  Churpfalz:  die  Wetterauer  Grafen  haben  ihm  bisher  nur 
theilweise  ihre  Erklärungen  eingesandt,  doch  werde  er  die  Sache  an 
dem  schon  ausgeschriebenen  Grafentag  anregen,  (f.  284.)  — Ueber  des 
Administrators  von  Strassburg  Bemühungen  um  Ausschreibung  des  neueu 
Convents  „de  subsidiis  sibi  decernendis“  vgl.  I.ingelsheiin  an  Junte.  August 
19-  (Ayrmannus,  sylloge  aneedotorum  S.  583.) 

21* 
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250.  Philipp  Ludwig  Herzog  von  Neuburg  an 

Ludwig  d.  ä.  Landgraf  von  Hessen. 

Vor  einigen  Wochen  Hess  der  Churfürst  von  der  Pfalz,  von 
einer  schweren  Krankheit  befallen,  die  Unterthanen  seiner  „jungen 
herschaft“  abermals  huldigen  und  sich  verpflichten,  einem  Admini- 
strator für  seine  unmündigen  Erben  nicht  eher  zu  huldigen,  als 
bis  er  sein,  des  Churfürsten,  Testament  zu  befolgen  und  in  geist- 
lichen und  weltlichen  Dingen  keine  Aenderuug  vorzunehmen  ver- 
sprochen habe.  Kürzlich  Hess  dann  der  Churfürst  dem  Herzog 
durch  Gesandte  eröffnen:  (Folgt  ein  Bericht  über  die  Werbung 
der  churpfälzisclien  Gesandtschaft  vom  11.  August  und  des  Her- 
zogs Erklärung  darauf. *)  Die  von  Churpfalz  für  die  Ueberuahme 
der  Vormundschaft  gestellten  Bedingungen  sind  für  das  Gewissen 
des  Herzogs  sehr  bedenklich.  Er  erbittet  sich  des  Landgrafen 
Gutachten  über  diese  Sache.  — Datum  Neuburg  au  der  Tonau 
den  30.  Augusti  anno  1602. 

Cassel  Staatsarchiv.  Baicrn  Orig. 

* Ueber  diese  Gesandtschaft  und  überhaupt  über  die  von  1601—3 
zwischen  Cliurpfalz  und  Neuburg  gepflogenen  Verhandlungen  bezüglich 
der  Vormundschaft  für  den  Nachfolger  des  Churfürsten  s.  die  Acten 
bei  Meyer,  Londorpius  suppletus  et  continuatus  (Frankf.  1666)  I S.  264 
fg.  Vgl.  Kurzer  Bericht  von  churf.  Pfaltz  testamentarischer  Vormund- 
schaft und  Administration.  Arnberg  1610.  Ueber  des  Churfürsten  Testa- 
ment vgl.  Iläusser,  Geschichte  der  rheinischen  Pfalz  II  S.  247  fg.  Lin* 
gelsheim  an  Junte.  1602  Juli  5.  (Ayrmaunus,  sylloge  anccdotoruin 
S.  580.)  Fürst  Christian  von  Anhalt  an  Graf  Johann  d.  j.  von  Nassau 
1602.  Dec.  10.  (Groen  v.  Prinsterer,  archives  II  2 S.  168.) 

251.  Ludwig  d.  ä.  Landgraf  von  Hessen  an  Neuburg. 

Hat  das  Schreiben  des  Herzogs  vom  10.  Sept.  empfangen. 
Der  Landgraf  würde  Bedingungen,  wie  sie  dem  Herzog  vorgeschrie- 
ben sind,  seines  Gewissens  und  zu  besorgender  Präjudicien  wegen 
nicht  eingehen , sondern  sich  auf  die  goldene  Bulle  beziehen.  — 
Datum  Wolckersdorf  am  12.  Septcmbris  anno  1602. 

Cassel  Staatsarchiv.  Baicrn.  Cpt 


252.  Friedrich IV.  an  Churbrandenburg,  Anspach,  Brau n- 
schweig,  Zweibrücken,  Baden,  Johann  d.  ä. 

Graf  von  Nassau. 

Der  Kaiser  hat  einen  Reichstag  auf  den  1.  December  1602 
ausgeschrieben  (am  12.  August  Häberlin  XXII  S.  61.).  Es  wird 
dabei  gewiss  nicht  nur  eine  neue,  sondern  auch  die  bis  dahin 
hinterhaltene  Türkenhülfe  begehrt  werden.  Die  Proposition  wird 
den  Corrcspondirenden  die  Schuld  alles  Unglücks  in  dem  Türken- 
kriege zusclireiben ; man  wird  sic  zu  trennen  suchen,  um  schliess- 
lich auch  den  Widerstand  der  dem  Friedberger  Abschied  treu 
bleibenden  mit  Schimpf  und  Spott  zu  brechen.  Um  dies  zu  hin* 
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dern,  bittet  der  Churfürst  die  Fürsten  (den  Grafen)  um  ihre  Erklärung, 
ob  sie  in  Betreff  der  Contribution  am  Friedberger  Abschied  fest- 
halten  werden.  — Datum  Bergzabern  den  13.  Septembris  a.  1602. 

München  Staatsarchiv  546/8  f.  311  Cpt. 


253.  Heinrich  IV.  an  Bon  gar  s.  (z.  Th.) 

Der  Cardinal  von  Lothringen  hat  durch  die  jüngsten  kaiser- 
lichen Mandate  (vgl.  Ritter  I,  S.  241)  gegen  den  Administrator 
von  Strassburg  einen  Vortheil  erlangt,  den  er  durch  einen  neueu 
Vergleich  mit  diesem  nicht  aufgeben  wird.  Der  König  hat  darum 
dem  Administrator,  der  nach  Paris  gekommen  ist  und  ihn  gebeten 
bat,  er  möge  dem  Cardinal  und  seinem  Vertreter  einen  Ausgleich 
auf  bestimmte  Bedingungen  Vorschlägen,  seine  Bitte  abgeschlagen. 
Dagegen  hat  er  ihm,  der  ohne  Briefe  weder  von  seinem  Vater, 
Doch  seinem  Onkel,  noch  seinem  Capitel,  noch  der  Stadt  Strass- 
borg  gekommen  ist,  gerathen,  er  möge  ungesäumt  zurückkehren, 
um  sich  mit  den  Genannten  und  mit  seinen  Freunden  darüber  zu 
einigen,  was  sie  auf  die  kaiserlichen  Mandate  thun  wollen:  wenn 
sie  einen  kräftigen  Entschluss  fassen,  der  geeignet  sei , ihre  stets 
abnehmende  Hoheit  und  Freiheit  zu  erhalten,  so  werde  er  ihnen 
beistehen.  Der  Administrator  erwiderte:  wenn  er  seine  Verwand- 
ten und  Freunde  nebst  dem  Capitel  und  der  Stadt  Strassburg  dazu 
bewege,  dass  sic  sich  der  Execution  der  kaiserlichen  Mandate  mit 
den  Waffen  widersetzen,  so  möge  der  König  ihm  durch  Erlegung 
eines  Theils  seiner  Schuld  an  Churbrandenburg  und  Anspach  im 
nächsten  Jahre  beistehen.  Der  König  versprach  ihm,  falls  jener 
Entschluss  gefasst  werde,  und  er  ihn  als  zuverlässig,  nützlich  und 
ehrenvoll  erkenne,  von  jener  Schuld  100,000  fl.  und,  wenn’s  nöthig 
sei,  noch  mehr  zu  erlegen,  „(radministrateur)  m’ayant  dit,  que  les 
Estats  luy  ont  promis  de  l’assister  de  trois  millcs  liommcs  de 
pied  et  de  six  cents  chevaux  pour  un  tel  effet  durant  trois  ou 
quatre  mois,  leur  fournissant  lesd.  cent  milles  florins.“1  Durch 
solche  Rüstungen  und  seinen  Widerstand  gegen  die  Execution  der 
kaiserlichen  Mandate  will  der  Administrator  den  Cardinal  von 
Lothringen  zu  einem  neuen  vom  Könige  zu  vermittelnden  Vertrag 
bewegen.  Allein  der  Cardinal  dürfte,  unterstützt  durch  Spanien 
und  die  kaiserliche  Autorität,  gegen  des  Administrators  Hoffnung 
den  Krieg  aufnehmen,  und  so  dessen  Sache  nur  verschlimmern. 
„C’est  pourquoy  il  me  semble,  qu’il  ne  faut  entreprendre  ccstc 
Opposition  a demy.  Ce  faisant  tant  s’en  faut,  que  nous  perdions 
loccasion  d’en  sortir  a l’amiable,  que  cela  servira  a la  faciliter. 
Du  moins  ne  seront  ils  trompez,  quand  ils  bastiront,  leur  resolu- 
tiou  sur  un  tel  fondement.“  Bongars  möge  nun  des  Administra- 
tors Unternehmen  bei  den  Correspondirenden  befördern.  — Uebri- 
gens  wollte  der  Administrator  und  die  Seinigcn  mit  Berufung  auf 
den  Saarburger  Vertrag  den  König  zur  offenen  Vertretung  seiner 
Sache  gegen  Lothringen  verpflichten,  wogegen  dieser  erwiderte, 
Brandenburg  habe  diesen  Vertrag  zuerst  verletzt  durch  die  ohne 
sein  Wissen  gepflogenen  Verhandlungen  mit  Würtemberg.  — Es- 
cript  ä Paris  le  XXVI.  jour  de  Scptcmbre  1602. 

Paris  Bibliolheque  imp.  Mein,  de  Bongars  V f.  208.  Orig. 
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i In  einer  mündlichen  Werbung  zu  Rheinberg  am  4.  August  1601 
bat  der  Administrator  den  Pr.  Moritz  von  Uranien,  er  möge  die  Staaten 
ersuchen,  dass  sie  ihm  zu  einer  Zeit,  da  sie  ihre  Truppen  gegen  den 
Feind  nicht  brauchen,  2400  Mann  zu  Fuss  und  600  Mann  zu  Pferd  zur 
Vertheidigung  gegen  Lothringen  auf  vier  Monate  zur  Hülfe  senden  möchten 
Er  wolle  ihnen  dafür  100,000  Thaler  „oder  dergleichen  recompens“  erlegen 
und  neben  ihren  Truppen  die  ihm  zugesagte  Hülfe  Frankreichs  und 
deutscher  Fürsten  verwenden.  (C.  R.  Ileidelbergische  u.  a.  Unionsacta.) 
In  einer  Resolution  vom  9,19?  August  erklärten  darauf  die  Staaten, 
wenn  der  Administrator  andere  Churfürsten  und  Stände  bewege,  dass  sie 
die  Belagerungskosten  von  Rheinberg  den  Staaten  ersetzen  und  dafür  die 
Stadt  in  Verwahrung  nehmen  und  das  Reich  gegen  die  Einfälle  beider 
kriegenden  Tbeile  beschirmen,  so  wollen  die  Staaten  drei  Jahre  lang 
verpflichtet  sein , einen  Monat  nach  geschehener  Aufforderung  zum 
Schutz  der  Rechte  des  Administrators  und  des  Hauses  Brandenburg 
600  Mann  zu  Pferd  und  3000  Mann  zu  Fuss  zu  stellen  und  auf  eigene 
Kosten  zu  unterhalten.  Werde  dies  Anerbieten  nicht  angenommen,  da- 
gegen aber  vom  Administrator  mit  Zustimmung  Frankreichs,  Branden- 
burgs und  anderer  befreundeter  Fürsten  der  Schutz  seiues  Rechtes  mit 
den  Waffen  unternommen,  so  wollen  die  Staaten  ihm  die  von  ihm  ver- 
langte Truppenhülfe  gegen  Erlegung  von  100,000  Thalern  stellen,  (a.  a.  0.) 

Sept.  254.  Hu  winkhausen  an  Württemberg  (z.  Th.) 

28 

Der  geheime  Rath  des  Königs  von  Frankreich  hat  nach  Erwägung 
der  Angelegenheit  des  Administrators  von  Strassburg  dahin  geschlos- 
sen, dass  der  Herzog  von  Würtemberg  durch  den  Oherehenheimer 
Vertrag  unbefugter  Weise  statt  des  Hauses  Brandenburg,  und  zu 
dessen,  wie  aller  evangelischen  fürstlichen,  gräflichen  und  freiherr- 
lichen Häuser  Nachtheil  gehandelt  habe,  indem  dieselben  folge- 
richtig vom  Strassburger  und  andern  Stiften  ausgeschlossen  bleiben 
müssten,  dass  der  Herzog  ferner  durch  Billigung  der  in  der 
Strassburger  Sache  jüngst  ergangenen  kaiserlichen  Mandate  die 
Einführung  der  Hofprocesse  zum  Nachtheil  der  deutschen  Freiheit 
unterstütze.  Der  König  hat  darauf  dem  Buwinkhausen  sagen 
lassen,  bei  den  verschiedenen  Angaben  Würtembergs  und  Branden- 
burgs über  die  erwähnte  Angelegenheit  wünsche  er  einen  gründ- 
lichen Aufschluss  darüber,  „damit  i.  Mt.  sich  also  darin  legen 
mochten,  wie  sich  zwischen  freunden  gebürte.“  Derselbe  erwiderte, 
er  habe  hierüber  keinen  bosondern  Auftrag,  rechtfertigte  aber  sei- 
nen Herrn  gegen  die  Beschuldigungen. 1 Der  König  soll  über 
den  Herzog  einigermassen  unwillig  sein.  Derselbe  muss  ihm  da- 
her zu  seiner  Rechtfertigung  einen  Bericht  zusenden,  besonders 
auch  darüber,  inwieweit  er  von  Seiten  Brandenburgs  zu  der  Ober- 
chenheimer  Verhandlung  bevollmächtigt  war.  Denn  Lothringen 
bezieht  sich  lediglich  auf  den  Herzog.  Der  Administrator  nimmt 
am  gegenwärtigen  Tag  seinen  Abschied  und  bringt  nur  gute  Worte 
mit.  In  Paris  wäre  man  froh  gewesen,  wenn  er  gar  nicht  gekom- 
men wäre,  wie  denn  auch  Bongars  und  andere  ihm  von  der  Reise 
abgeratben  hatten.  — Datum  Paris  a.  1602  18/28.  Septembris. 

Stuttgart.  Alengoniscbc  Acten  2.  Orig. 

1 Am  5.  Scpt.  als  der  Administrator  seit  zehn  Tagen  in  Paris  war, 
schrieb  Buwinkhausen  an  Würtemberg : Villeroy  habe  ihn  im  Auftrag 
des  Königs  über  seines  Herrn  Gesinnungen  in  der  Strassburger  Sache 
befragt.  Darauf  habe  er  geantwortet:  da  der  König  dem  Herzog  erkllrt 
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habe,  er  sei  nicht  gegen  dessen  Vertrag  mit  Lothringen,  habe  derselbe 
ihm  in  der  Strassburger  Sache  weiter  keinen  Auftrag  gegeben,  (a.  a.  0 ) 

255.  Friedrich  IV.  au  Cb  urbran  deub  urg,  den  Admini-  Oct. 
strator  von  Strassburg,  Anspach,  Braunschweig,  1 
Baden,  Lauenburg,  Johann  d.  ä.  Graf 
von  Nassau  und  Oe t fingen. 

Churpfalz  konnte  den  im  Friedberger  Abschied  bestimmten 
Correspondenztag  nicht  ausschreiben,  da  abgesehen  von  andern 
Hindernissen  die  Erklärungen  auf  jenen  Abschied  nicht  alle  zur 
Zeit,  einige  gar  nicht  eingekommen  sind.  Da  nun  vor  dem  Reichs- 
tag der  Convent  schwerlich  noch  zusammentreten  kann,  so  schlägt 
der  Churfürst  vor,  dass  die  Reichstagsgesandten  acht  Tage  früher 
naeb  Regensburg  geschickt  werden,  um  sich  über  alle  im  Fried- 
berger Abschied  proponirten  Puncte  schliesslich  zu  vergleichen. 

Er  bittet  um  baldige  Antwort  nebst  etwaigen  Vorschlägen  sonstiger 
za  behandelnder  Gegenstände.  Es  wäre  gut,  wenn  man  sich  andere 
Stände  zur  Abstellung  der  Beschwerden  beigesellen  könnte.  Man 
muss  das  bekaunte  Ziel  aller  vorigen  Zusammenkünfte  fest  im 
Auge  behalten.1  — Datum  Igelheim  den  21.  Septembris  a.  1602. 

München  Staatsarchiv  546  8 f.  330.  Cpt. 

1 Aehnliche  Schreiben  an  Lgr.  Moritz,  der  ersucht  wird,  auch  seine 
Vettern  für  die  vorgeschlagene  Zusammenkunft  zu  gewinnen  (11.  Oct. 
a.  a.  0.  f.  335),  und  an  Zweibrücken  (f.  337.) 

256.  Heinrich  Julius  Herzog  von  Braunschweig  an  Oct. 

Churpfalz.  13 

Hat  die  Schreiben  des  Churfürsten  vom  28.  Mai  und  23.  Sept. 
empfangen.  Der  Herzog  hat  öfter  gerathen,  dass  man  sich  hin- 
sichtlich der  nicht  bewilligten  20  Monate  durch  das  Anerbieten 
einer  ungleichen  Summe  unter  gewissem  Vorbehalt  mit  dem  Kai- 
ser vergleichen  solle.  Nun  haben  sieb  in  dieser  Sache  etliche 
Correspondirende  dem  Kaiser  „bequemet,“  also  haben  die  Uebrigen 
allen  Unglimpf  allein  zu  tragen.  Ferner  ist  besonders  des  Her- 
zogs Verhalten  dem  Kaiser  als  vorsätzlicher  Ungehorsam  dargestellt, 
und  haben  daher  seine  rebellischen  Unterthanen  sich  unerhörte 
Gewaltsamkeiten  gegen  seine  „arme  leute“  erlaubt.  Er  hat  gegen 
diese  Gewalttaten  keine  Hülfe,  und  ebensowenig  die  Erstattung 
seiner  Auslagen  bei  der  westfälischen  Exccution  erlangt.  Deshalb 
bat  der  Herzog  auf  des  Kaisers  unablässiges,  bedrohliches  An- 
mahnen  sich  seinen  frühem  Bedenken  gemäss  bereit  erklärt,  eine 
bestimmte  Geldsumme  zu  erlegen,  mit  dem  Vorbehalt,  dass  es  frei- 
willig und  „zulagsweise“  geschehe.  Er  hat  darauf  noch  keine 
Antwort,  empfiehlt  aber  dem  Churfürsten  sein  Auskunftsmittel.  — 

Datum  uf  unser  veste  Wolfenbuttel  am  3.  Octobris  a.  1602. 

München  Staatsarchiv.  546,8  f.  34t.  Orig. 

257.  Joachim  Friedrich  Churfürst  von  Brandenburg  Oct. 

an  Churpfalz.  17 

Hat  das  Schreiben  des  Churfürsten  vom  4.  Oct.  empfangen. 

Fine  Zusammenordnung  der  Räthe  der  Correspondirenden  vor  Be- 
ginn des  Reichstages  möchte  Aufsehen  und  beim  Kaiser  und 
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Andern  ungleiche  Gedanken  erregen.  Da  es  mit  der  Proposition 
nicht  so  rasch  gehen  wird,  so  glaubt  Churbrandenburg,  die  Gesand- 
ten könnten,  wenn  sic  mit  dem  Termin  des  Reichstages  eintreffen, 
genugsam  deliberiren.  Er  wird  dann  seinen  Räthen  befehlen,  „alles, 
waD  nur  thunlich  und  verantwortlich,  in  guete  acht  zu  nemen“ 
— Datum  Cöln  an  der  Sprcw  den  7.  Octobris  a.  1602. 

P.  s.  Bezüglich  der  Türkenhülfe  kann  der  Churfürst  nichts 
Bestimmteres  erklären,  als  er  früher  erklärt  hat,  weil  er  die  Ab- 
sichten der  andern  Correspondirenden  nicht  kennt. 

Mönchen  Staatsarchiv  546/©  f.  347.  Orig. 


Oct.  258,  Friedrich  IV.  an  Anspach. 

19 

Des  Markgrafen  Gesandter,  v.  Wallenfels,  hat  sich  ad  partcra 
geäussert:  ein  Dcfcnsivbündniss  sei  das  einzige  Mittel  zur  Ab- 
wendung der  Beschwerden  und  Erhaltung  deutscher  Freiheit.  Des- 
halb und  in  Anbetracht  der  Verderblichkeit  etlicher  gravamina 
für  alle,  besonders  die  evangelischen  Rcichsstände  würde  Churpfalz 
wol  thun , eine  Unionsnotel  zu  entwerfen , deren  Annahme  sein 
(des  Wallenfels)  Herr  bei  Churbrandenburg,  Braunschweig,  Coburg 
und  andern  hoffentlich  erwirken  würde.5  Hiermit  einverstanden, 
übersendet  der  Churfürst  dem  Markgrafen  den  gewünschten  Ent- 
wurf und  überlässt  es  ihm,  dessen  Annahme  bei  den  genannten 
Ständen  zu  betreiben;  er  bittet  auch  um  sein  Gutachten,  bei  wel- 
chen Ständen  er  das  gleiche  betreiben  solle.  Die  Acte  ist  nicht 
eingehender,  weil  zu  besorgen  ist,  es  werde  sie  sonst  fast  Niemand 
annehmen.  — Datum  Heidelberg  den  9.  Octobris  anno  1602. 

Mönchen  Staatsarchiv  546,8  f.  354.  Cpt. 


259.  Buwinkhauscn  an  Würtemberg.  (z.  Th.) 

Seit  des  Landgrafen  Moritz  Ankunft  hat  König  Heinrich  seine 
Meinung  in  der  Strassburger  Sache  geändert  und  dem  in  Folge 
der  Ankunft  des  Landgrafen  noch  immer  in  Paris  verweilenden 
Administrator  eine  stattliche  Summe  Geld  bewilligt,  nachdem  der- 
selbe vorher  abschlägig  bcschiedcn  und  zur  Abreise  bereit  gewe- 
sen war.  Des  Königs  Absicht  ist:  1.  Das  Bisthum  Strassburg  dem 
Haus  Ocstrcich  nicht  zufallen  zu  lassen,  2.  den  deutschen  Für- 
sten beizustehen,  welche  durch  die  unbefugten  kaiserlichen  Man- 
date und  Hofprocesse  beschwert  werden,  3.  den  Ausschluss  der 
evangelischen  fürstlichen,  gräflichen  und  freiherrlichen  Häuser  vom 
Strassburger  und  den  andern  Stiften  zu  hindern.  Der  Administra- 
tor soll  nun  den  kaiserlichen  Mandaten  so  lange  widerstehen,  bis 
man  anders  Rath  schafft,  der  Landgraf  aber,  so  hat  dieser  mit 
dem  Könige  beschlossen,  soll  den  Herzog  von  Würtemberg  bewe- 
gen, dass  er  einen  seiner  Söhne  bei  dem  Stift  erhalte,  dem  der 
Administrator  dasselbe  resignire.  Denn  letzteren  zu  erhalten, 
sieht  man  für  unmöglich  an.  Der  König  und  der  Landgraf  haben 
den  Buwinkhauscn  zu  diesem  Wcrck  gezogen  und  gefragt,  wie  sein 
Herr  zu  der  ihm  zugedachten  Rolle  zu  bewegen  sei.  Buwinkhau- 
scn erwiderte,  er  sei  nicht  instruirt,  glaube  aber  nicht,  dass  sein 
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Herr  den  Oberehenheimer  Vertrag  brechen  werde.  Wolle  der 
König  Oestreich  von  dem  Stift  abhalten,  so  müsse  er  mit  Lothrin- 
gen handeln.  Der  König  fragte  darauf,  wenn  Lothringen  nichts 
gegen  Oestreich  thun  wolle,  er  aber  mit  allen  evangelischen 
Fürsten  des  Herzogs  von  Würtemberg  Sohn  oder  einen  andern 
hei  dem  Stifte  behaupten,  oder  nur  Oestreich  davon  abhalten 
wolle,  ob  dann  der  Herzog  sich  absondern  werde.  Buwinkhausen 
erwiderte,  das  könne  er  nicht  wissen;  man  möge  aber  bedenken, 
ob  der  Herzog  öffentlich  sein  Versprechen  brechen  könne.  Da  er 
sah,  dass  dies  den  König,  der  sich  nun  jener  Sachen  sehr  an- 
nimmt,  reizte,  so  erinnerte  er,  dass  sein  Herr  durch  Brandenburgs 
Schuld  in  diese  Händel  gekommen  sei,  und  dass  derselbe,  wenn 
man,  da  noch  res  integra  war,  die  rechten  Massregeln  ergriffen 
hätte,  gewiss  das  seinige  dabei  getlian  hätte.  Als  man  ihn  aber 
weiter  fragte , ob  er  denn  dem  Herzog  rathen  könne,  sich  von 
allen  (evangelischen)  Fürsten  abzusondern  und  von  Oestreich 
mit  Hofprocessen  quälen  zu  lassen,  sagte  er  dem  König  und  Land- 
grafen geradeaus,  seiner  Ansicht  nach  könne  der  Herzog  das  Lo- 
thringen gegebene  Wort  nicht  widerrufen;  dadurch  aber,  dass  der 
König  Lothringen  bewege,  die  evangelischen  Capitularen  zu  erhal- 
ten, könne,  wenn  Oestreich  das  nicht  zugebe,  zwischen  ihm  und 
Lothringen  Zwiespalt  erregt  werden.  Der  Herzog  werde  schwer- 
lich auf  den  Zutritt  der  evangelischen  Stände  zu  dem  Strassbur- 
ger Stift  verzichten.  — Man  hat  endlich  beschlossen,  dass  der 
Landgraf  im  Namen  des  Königs  mit  dom  Herzog  von  Würtemberg 
persönlich  verhandeln  solle;  desgleichen  mit  andern  Fürsten.  Der 
König  hat  dem  Buwinkhausen  befohlen:  er  solle  an  seinen  Herrn 
schreiben,  dass  er,  der  König,  alles,  was  er  dem  Landgrafen  ge- 
sagt habe,  bei  seiner  Ehre  und  seinem  Seelenheil  ehrlich  meine, 
dass  er  dasselbe  mit  Aufopferung  seines  Lebens  und  seiner  Kräfte 
erfüllen  wolle.  Er  wolle  den  deutschen  Fürsten  beweisen,  dass 
ihm  ihre  Freiheit  mehr  am  Herzen  liege,  als  sie  glauben.  Er  hat 
ihm  ferner  befohlen,  er  solle  „solchs  alles  (wie  auch  was  hocligcd. 
her  landgrave  auß  i.  M**  bcfelch  mit  mir  conferiert,  so  sich  alliie 
rit  schreiben  lest,  und  e.  f.  g.  von  i.  f.  g.  verstehen  werden)  ge- 
heim halten,  weil  niemand  darum!)  wisse,  als  i.  Ml  , der  landgrave, 
' illeroy  und  ich.“  — Die  Absicht  des  Königs  und  Landgrafen 
ist,  entweder  einem  Sohne  des  Herzogs  oder  sonst  Jemanden  das 
Stift  zu  verschaffen,  oder  aber  es  dahin  zu  richten,  dass  der  Her- 
zog Brandenburg  abfinde,  der  Oberehenheimer  Vertrag  bestelle,  und 
dass  der  Cardinal  von  Lothringen  Bischof,  die  evangelischen  Capitula- 
reuaberin  ihren  Würden  bleiben.  Durch  den  zweiten  Weg  will  man 
erreichen,  dass  Würtemberg  sich  nicht  absondere.  Der  König  ge- 
kaut sich , Lothringen  zur  Erhaltung  der  evangelischen  Capitu- 
kren  zu  bewegen.  Bewilligt  aber  Oestreich  dasselbe  nicht,  so 
wll  das  Ursache  sein,  den  Erzherzog  vom  Stift  abzuhalten.  Gewiss 
ist,  dass  der  König  sich  dieser  Sachen  mit  Ernst  annchmen  will, 
bor  Landgraf  ist  in  Paris  in  hohem  Ansehen.  Ihn  uud  Würtem- 
Lerg  nennt  der  König  seine  besten  Freunde.  — Datum  Paris 
* 1602  13/23.  Octob. 

Stuttgart.  Frankreich  Alen<;(m.  Aclcn  II.  Orig. 
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260.  Heinrich  IV.  an  Bon  gar  s. 

Abschied  des  Landgrafen  Moritz.  — Seine  militärische  Bestallung  und 
sein  Auftrag  bezüglich  der  Angelegenheiten  des  Königs  in  Deutschland. 
— Des  Königs  Verhandlungen  mit  ihm:  1.  über  die  Vereinigung  der 

deutschen  Fürsten,  2.  über  die  Strassburger  Sache  (hier  mit  Zuziehung 
Buwinkhausens)  — Was  ßongars  mit  den  deutschen  Fürsten,  der  Stad* 
Strassburg  und  dem  dortigen  Capitel  zu  verhandeln  hat.  — Bedingung 
des  Beistandes  des  Königs  in  der  Strassburger  Sache. 

Mr.  Bougars.  Mon  cousin  le  landgrave  Maurice  de  Hessen 
a piis  conge  de  moy  pour  s’en  retourner  eu  sou  pais.  Je  suis 
tres  aise  et  tres  eontent  de  l’avoir  veu.  Car  c'est  un  priuce  tres 
vertueux,  plein  de  bonne  volontö  ft  Fadvancement  du  bien  public, 
propre  et  capable  pour  y servil*  et  encorcs  plus  desireux  de  s’eu 
reudre  digue. 1 Partaut  non  seullement  j’ay  confcre  fort  particu* 
lierement  et  ouvertement  des  affaires  publicqnes  avec  luy  et  spe- 
eiallement  de  celles  d’Allemagne,  dont  je  luy  ay  dit  mon  advis 
avec  toute  fraucliise,  mais  j’ay  voulu  aussy  l’obliger  a m’aimer  et 
servir  ft  l’advenir  avec  toute  libertd  et  confiance.  Car  je  l'ay 
fait  et  cree  collonel  general  des  gens  de  guerre  allemans  que  je 
leveray  et  emploieray  cy  apres  pour  mon  Service  avec  trente  six 
milles  livres  de  pension  par  an  en  paix  et  en  guerre,  tout  ainsy 
qu’avoit  le  duc  Jehan  Guillaume  de  Saxe  du  temps  des  roys  Henry 
deuxiesme  et  Charles  neufviesme  mes  predecesseurs,  2 Charge  que 
j’avois  sceu,  devant  que  de  luy  aceorder,  qu’il  avoit  desire  et  qn'il 
a faict  demonstration  aussy  d’accepter  tres  volontiere.  Et  corame 
je  me  promets,  qu’il  me  sera  tres  utille,  je  veux  aussy  luy  inon* 
strer  ft  l’advenir  toute  contiance,  et  bienvcillance,  au  moyen  de 
quoy  je  fais  estat  luy  remettre  doresnavant  la  direction  et  adresse 
principalle  de  tout  ce  que  j’auray  ä faire  et  negotier  en  Alemagne, 
en  quoy  il  m’a  promis  de  s’employer  lidellement  et  soigneussement 3 

Je  luy  ay  dit  et  attestö  aussy,  que  mon  scul  et  principal  but 
est  de  procurer  de  tout  mou  pouvoir  le  bien  et  advantage  de* 
princes  antiens  alliez  et  amis  de  la  couronne  de  France,  desquels 


1 lieber  des  Landgrafen  Ankunft  iu  Paris  und  den  Eindruck  seiner 
Persönlichkeit  vgl.  Winwood  an  Cecil.  1602  Oct.  7.  (Winwood,  memo* 
rials  of  affairs  of  state  1 S.  430,  443.)  Buwinkhausen  schreibt  am  2& 
Oct.  an  Würtemberg:  am  Abend  vor  des  Landgrafen  Abi  eise  habe  der 
König  bei"  ihm  „privatim  gossen  und  ein  uberauß  vertreulichen  usd 
freuntlichen  abschied  genommen.  Und  ist  gleichsam  jederman  ob  der- 
selben (i.  f.  g.)  wegziehen  trawrig  gewesen , weil  sie  uienniglich  »b 
exemplo  regis  respectirt  und  lieb  gehabt,  dergestalt  daß  i f.  g ein  5er 
gutten  namen  hinderlassen.“  (St.  Strassburg  21.) 

2 Vgl  Rommel  VII  S 266  Anm.  244. 

3 Vgl.  Heinrich  IV.  an  Landgraf  Moritz.  1602  Nov.  22.  (Rommel, 
correspondance  S.  84.) 
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j’ay  esprouvd  l’affection  au  besohl?  que  j’av  cu  de  lern*  assistance.  Oct. 
Et  comme  je  reeognois,  combicn  leur  union  est  necessaire  a cest  27^ 
estat,  aussy  l’ay-je  prie  sur  toutcs  ehoses  les  voulloir  exhortcr  et 
animer  tons  de  ma  part  de  se  lier  et  unir  eusemble  non  de  pa- 
rolle  et  demonstrntion  extcrieure  seullement,  mais  eu  faicts  et  re- 
solntions  dignes  d’eux  et  propres  pour  defendre  et  asseurcr  leur 
liberte  et  autorite  contre  les  desseings  et  entreprises  de  l’Austriche, 
laqnelle  fortitiee  de  leur  mauvaise  intelligence  et  cultivöe  par  ses 
artifices  abtise  tous  les  jours  de  leur  patience  avec  trop  de  mes- 
pris  ct  indignitö  pour  leur  reputation  et  utilite.  A quoy  il  m’a 
promis  qu'il  s’employera  vertueusement,  avant  reeognu  mon  dire 
tres  rentable  et  rnon  conseil  tres  salutaire;  et  je  luy  ay  prornis 
et  prie  aussy  d’en  assurer  de  ma  part  les  auiis,  et  principalement 
aion  cousin  l’eslecteur  Palatin  ct  le  marquis  d’Anspach,  que  je 
joißdray  ma  fortnne  et  ma  puissance  aux  leurs  pour  les  assister 
et  fortitier  aux  occasions  qui  se  presenteront  tant  generalles  que 
particulieres,  quand  je  cognoistray  qu’ils  seront  resoluz  et  unis, 
comme  ils  doibvent  estre.  A coste  fin  j’ay  escript  aud.  eslecteur 
la  lettre  de  laquelle  je  vous  envoye  un  double.  Touttefois  vous 
le  tiendrez  secret,  comme  vous  ferez  le  reste  de  ce  que  je  vous 
mande  dud.  landgrave,  jusques  a ce  qu’il  vous  ayt  faict  syavoir 
de  ses  nouvelles,  ce  que  vous  avez  a dire  de  sa  venue  icv  et  les 
affaires  que  vous  avez  h faire  eu  mon  nom  envers  les  autres 
princes  .... 

J'ay  conferd  aussy  bien  au  long  avec  luy  des  differens  de 
l‘evesch6  de  Strasbourg.  C’est  aujourdbny  l’affaire  qui  importe  le 
plus  auxd.  princes  et  les  doibve  plus  presser  de  se  resouldre,  ce 
qu’il  m’a  advoue,  et  qu’on  a trop  attendu  a y pourveoir,  reco- 
gßoissant  que,  s’ils  se  fussent  oppossez  vertueusement  et  comme 
ils  debvoient  aux  premiers  mandements  de  l’empereur  faicts  en 
faveur  des  chanoines  de  Saverne  ct  du  Cardinal . qu’il  n’cust 
decernö  les  derniers  lesquels  sont  si  ex])res,  qu’il  estiinc  qu’il 
^ra  difficille  d’en  empescher  raccomplissement  que  par  la  force, 
ä quoy  il  craint  de  ne  trouver  lesd.  princes  si  disposez  et  pre- 
parez,  qu’il  est  necessaire.  Il  juge  aussy  que  l’accord  fait  pour  ce 
ttgard  avec  ceulx  de  la  ville,  si  tant  est,  qu’ils  l’aient  eonclu, 
Mavorisera*  fort  l’affaire,  comme  fera  lVngagemcnt  du  duc  de 
^irtemberg.  Car  il  ne  vouldra  se  departir  »le  l’accord  qu’il  a 
•aict  avec  la  maison  de  Lorraine,  quclque  desadvantage  que  l’on 
l«y  represente  luy  en  debvoir  arriver  a la  fin,  pour  y estre  sa 
parolle  engagee  comme  eile  est,  ce  qui  m’a  est4  confirmd  encores 
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260.  par  son  deputö  resident  icy,  atiquel  j’en  ay  vonlu  parier  mesmes 
ouvertement  et  avec  deraonstration  de  rescntiment;  mais  tout  ce 
que  j’en  ay  tir6  a estö,  qu’il  s’assure  que  son  maistre  scra  tres 
marri  de  mon  deplaysir  et  de  n’estre  libre  pour  y remedier  en 
nie  contentant.  Toutesfois  il  m’a  dict  que,  corame  son  maistre 
n’a  traicte  que  du  droict  dud.  administrateur  scullemeut  et  non 
de  ccluy  des  clianoiues  du  bruderhof,  contre  lesquels  neantmoins 
l’empereur  a prononcö  comme  coutre  led.  administrateur,  il  estirne 
aussy,  que  la  cause  desd.  clianoines  importante  en  soy  et  pour 
l’exeraple  a touts  les  autres  princes,  qu’il  y avoit  moyen  soubs 
pretexte  de  la  protection  d’iceulx  de  persuader  ti  son  maistre  de 
se  rallier  et  joindre  aux  autres  princes  pour  s’opposer  avec  eui 
ä,  l’expulsiou  desd.  capitulaires  protestants;  qu’il  n’a  jamais  cu  et 
n’aura  volontö  de  se  separer  de  la  corrcspondance  et  cause  com- 
mune et  n’avoit  aussy  traicte  avec  led.  Cardinal  que  pour  avoir 
recognu  trop  de  froideur  et  nonchalaucc  en  ce  fait  de  la  pari  des 
autres  princes  et  avoir  aprehende  la  poisanteur  du  fais  que  luy 
et  son  pai's  auroieut  a porter,  s’opposant  sans  support  et  assistanoe 
convenable  aux  pretentions  dud.  Cardinal  favoris^es  et  autorisdes 
dud.  empereur,  joinct  qu’il  a voulu  sortir  d’affaires  avec  la  maison 
de  Lorraine  pour  les  iueommoditez  et  fasclierics  qu’il  en  peult 
recepvoir  en  son  comtö  de  Montbcliard,  et  avoit  creu  me  faire 
plaisir  d’en  user  ainsy  a cause  de  l’alliance  que  j’ay  avec  lad. 
maison.  Quoy  entendant  je  n’ay  pas  estimö  debvoir  presser  davan- 
tage  led.  deputö,  mais  j’ay  prid  led.  landgrave  d’eu  traicter  avec 
le  duc  de  Wirtemberg  mesmes  et  me  donner  ad  vis  de  ce  que  l’oo 
en  peut  esperer  et  ce  que  j’auray  a faire  pour  apres  favoriser 
ceste  cause,  de  laquelle  comme  vous  cognoissez  mieux  que  nul 
autre  la  consequence  taut  pour  lesd.  princes  que  pour  mon  Ser- 
vice a cause  du  passage  et  voisinage  que  je  ne  doibs  trouver  bon 
tomber  entre  les  mains  de  ceux  d’ Austriebe,  je  me  conteuteray 
aussy  de  vous  commander  de  representer  aux  princes  ce  que  vous 
jugerez  estre  a propos  pour  les  exciter  a mettre  la  maiu  en  ce 
faict  et  seconder  les  Offices  que  fera  pour  ce  regard  envers  eux 
led.  landgrave,  a mesure  qu’il  vous  donuera  advis  de  ce  qu’il  J 
advaucera  et  mandera  estre  necessaire  que  vous  faciez  mesmes 
envers  les  citoyens  de  lad.  villc  de  Strasbourg,  auxquels  j’ay  i 
ceste  fiu  advise  d’escrirc  la  lettre  que  je  vous  envoye  pour 
responce  a cclle  qu’ils  m’escrivirent  par  lc  sr.  Anccl,  dont  je  vous 
envoyay  un  double,  comme  je  fais  de  celle  que  j’ay  aussy  advi$6 
d’escrire  sur  ce  subjcct  h ceulx  dud.  chapitre  de  brouderhof,  affin 
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que  les  uns  et  les  autres  adjoustent  plus  de  foy  et  de  creance  Oct. 
i ce  que  vous  leur  direz  de  ma  part,  s’il  fault  que  vous  les  voyez,  27 
de  quoy  je  me  remets  ä vostre  jugeraent,  apres  que  vous  aurez  eu 
advis  dud.  land grave  de  la  disposition  desd.  princes.  Car  je  ne 
desire  engager  mon  nom  en  ce  faict  mal  a propos  et  inutilement, 
aiusy  que  j’ay  dict  aud.  landgravc  et  encores  plus  expressement 
aud.  administrateur,  lequel  partira  aussy  dedans  deux  jours  pour 
s’en  retourner  par  delä.  Je  vous  ay  donnö  advis  de  la  responce 
qoe  j’avois  faicte  & sa  prcmierc  proposition  et  de  ce  que  j’cnten- 
dois  que  vous  fissiez  sur  icelle,  et  le  sr.  de  Villeroy  vous  a escript 
dcpuis  par  mon  commandement  la  requeste  qu’il  me  feist  lc  lende- 
main  qu’il  eust  pris  conge  de  moy.  Sur  laquelle  apres  en  avoir 
wnferd  avec  led.  landgravc  j'ay  pris  resolution  de  le  faire  secourir 
de  quatorze  milles  escuz  qui  font  quarante  deux  milles  livres,  a 
tompter  et  desduire  toutesfois  sur  les  deniers  que  je  doibs  a ceux 
de  sa  maison,  dont  je  luy  ay  fait  deslivrer  et  conter  iey  six 
milles  livres  et  ay  promis  de  luy  faire  tenir  le  reste  a Francfort 
par  lettres  de  change  que  je  vous  adrcsscray  avec  Charge  de  les 
luy  deslivrer,  apres  que  ses  parents  et  alliez  auront  pris  resolution 
en  son  affaire  teile,  que  j’aye  occasion  d’en  esperer  bonnc  issue. 

Je  luy  ay  faict  dirc  que  oultre  cela  je  luy  fairois  parfournir  les 
eeut  milles  talers  l’annee  prochaine  promis  par  ma  premiere  re- 
sponce, si  je  cognois  que  les  affaires  pregnent  bon  chemin. 

Maintenant  il  toucliera  a vous  de  veiller,  affin  de  s^avoir  au 
vray  la  deliberation  desd.  princes,  pour  m’en  infonner  fidellemcnt, 
former  sur  cela  ma  resolution.  Car  a vous  dire  la  verittj,  je  n’en- 
tends  employer  lesd.  deniers  et  moins  y engager  mon  nom  pour 
ne  faire  les  elioses  que  h demy,  d’aultant  que  je  ne  ferois  rien 
pour  ceux-cy  et  offenserois  les  autres  et  ma  reputation  aussy. 

J’estime  qu’il  en  arrivera  aultrement,  si  lesd.  princes  veulent 
croire  led.  administrateur  qui  n’a  faulte  de  courage,  ni  de  chaleur. 

Mais  je  me  defie  de  la  voloutö  de  l’clccteur  son  p&re  et  du  mar- 
‘luis  d’ Anspach.  Partant  il  fault  prendre  garde  que  led.  admini- 
strateur  ne  commence  le  jeu  par  precipitation  et  inconsideration, 
comme  font  souvent  ceux  de  son  age  et  qui  sont  transportez  de 
Passion.  Je  vous  envoieray  lad.  lettre  de  change  avec  la  premiere 
depcsche  que  je  vous  feray,  apres  que  vous  m’aurcz  adverty  de 
1 arrivee  par  dcla  dud.  administrateur  et  de  la  disposition  desd. 
princes.  Car  j’ay  opinion , s’il  trouve  que  ceux  de  la  ville  aient 
traict4,  qu’il  ne  persuadera  jamais  ä ses  parents  de  s’engager,  et 
je  vous  repeteray  que  je  ne  veulx  y mettre  mon  nom  et  mon 
argent,  qu’ä  bonnes  enseignes. 


Digitized  by  Google 


tc  o 


334 


1602 


Bongars  soll  über  diese  Dinge  mit  den  Fürsten  mündlich, 
nicht  schriftlich  handeln. 

Escript  ä Paris  le  XXVII.  jour  d’Octobre  1602. 

Paris  Bibliolheque  iuip.  .Memoire«»  de  Honjjars  V f.  215.  Orij.  Chif 

v.  261.  'Friedrich  IV.  an  Anspach. 

Der  Churfürst  übersendet  das  Schreiben  Cburbrandenburgs  \ 
vom  17.  Oct.  und  dasjenige  Braunschweigs  vom  13.  Oct.  Er 
fürchtet,  dass  die  frühem  Beschlüsse  in  Betreff  der  Contrihutioc1  j 
eine  bedenkliche  Wendung  nehmen.  Der  Markgraf  möge  ihm 
darüber  sein  Gutachten  geben.  — Datum  Heidelberg  23.  Oet.  a.  160*2.  : 

München  Staatsarchiv  546.8  f.  HK).  Cpl. 

* Von  den  andern  Correspondircnden  hatten  auf  des  Churfümea 
Schreiben  vom  23.  Sept.  sich  folgende  erklärt:  Zweibrücken:  er  werde, 
so  lange  die  Beschwerden  im  Reiche  dauern,  „wider  den  Türcken  oder 
andere“  weder  viel  noch  wenig  contribuiren  (Oct.  4.  a.  a.  O.  f.  327.1 
Anspach:  er  werde  au  der  betreffenden  Bestimmung  des  Friedberge: 
Abschieds  festhalten,  wenn  der  Churfürst  und  alle  oder  die  meisten 
Correspondirenden  sich  daran  halten  (Oct.  6.  f.  333).  Nassau  (für  sich 
und  die  Wetterauer  Grafen):  die  Türkenhülfe  sei  zurückzuhalten,  oder 
auf  Mittel  zu  denken,  wie  zugleich  der  Kaiser  befriedigt  und  des  Vater- 
lands Freiheit  erhalten  werde.  (Oct.  18  f.  352.) 

Nov.  262.  Bu wink hausen  an  Würtemberg.  (z.  Th.) 

C 

Das  in  den  Schreiben  des  Herzogs  vom  8.  und  10.  October 
befohlene  Anbringen  an  den  König  von  Frankreich  hinsichtlich 
der  Strassburger  Sachen  hat  Buwinkhausen  verrichtet.  Villeroy 
erklärte  ihm  darauf  im  Auftrag  des  Königs  die  Ansichten  desselben: 
'es  sei  allerdiugs  richtig,  dass  der  König  den  Vertrag  zwischen 
Lothringen  und  Würtemberg  gern  gesehen  habe;  der  König  glaube 
auch,  dass  der  Herzog  „i.  Mt.  (des  König)  halber  solchen  accord 
getroffen,  und  nit  etwan  schlechts  nutzens  halb“;  und  endlich 
wolle  der  König  sich  keineswegs  in  Reichssachen  einmischeu. 
Allein  des  Königs  Gegner  wollen,  die  Strassburger  Sache  benutzend, 
sich  der  Stadt  Strassburg  bemächtigen,  um  eine  Barriere  zwischen 
Frankreich  und  Deutschland  zu  errichten.  Dadurch  dass  sie  es 
dann  hindern  können,  „daß  hinfurter  kein  Teutsch  volck  leicht- 
lich  iren  fuß  in  Franckreich  setzen  möge,“  haben  sie  da«  beste 
Mittel,  um  den  König  zu  schwächen.  Ferner  sei  es  die  Folge  des 
in  der  Strassburger  Sache  drohenden  Ausschlags,  dass  die  evan- 
gelischen Stände  von  den  Stiften  ausgeschlossen  würden  und  also 
verarmen  müssten.  Das  sei  eine  Schwächung  der  Freunde  und 
Stärkung  der  Feinde  des  Königs,  gegen  welche  dieser  um  so  weni- 
ger gleichgültig  sein  könne,  da  er  den  evangelischen  Ständen 
Dank  und,  nach  ihren  hergebrachten  Beziehungen  zu  Frank- 
reich, Unterstützung  schuldig  sei.  Der  König  wundere  sich,  dass 
viele  deutsche  Fürsten  so  wenig  darauf  achten,  dass  Oestreich 
dahin  trachte,  Strassburg  mit  seinen  umliegenden  Erblanden  zn 
verbinden  und  eine  Macht  zu  gründen,  durch  die  es  den  Ober- 
rhein ebenso  beherrsche,  wio  durch  Jülich  den  Niederrhein.  D&5 
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zu  verhüten,  liege  sehr  in  des  Königs  Interesse  und  auch  in  dem 
Würtembergs  und  Lothringens,  wie  denn  auch  der  König  Bericht 
habe,  dass  die  Wahl  des  Erzherzogs  nicht  von  Lothringen,  sondern 
von  etlichen  unruhigen  Capitularen  in  Zabern  herrühre.  Der 
König  bitte  den  Herzog  ernstlich,  er  möge  in  dieser  Sache  zeigen, 
dass  ihm  das  Wol  des  Vaterlands  vor  allem  am  Herzen  liege,  und 
dass  er  die  Freundschaft  mit  Frankreich  fortsetzen  wolle.  Er 
warne  ihn  ,,als  ein  bruder  vor  widerwertigen  leuten“  und  spani- 
schen Practiken.  Er  begehre  nicht,  dass  der  Herzog  etwas  thue, 
..so  zu  derselben  unruh  gedeien  möchte,“  sondern  nur,  dass  er 
sich  von  andern  verwandten  Fürsten  nicht  absondere,  dass  daraus 
Misstrauen  zwischeu  ihnen  entstehe.5  Buwinkhausen  glaubt,  des 
Königs  Ziel  sei  allein  die  Erhaltung  der  evangelischen  Capitularen, 
„damit  uf  des  cardinals  abgang  das  stift  ins  hauses  Österreich 
hende  nit  komme.“  Er  will  die  „Österreichische  wal  . . durchaus 
verhindern.  . . Die  jalousie,  die  der  könig  wider  daß  liauß 
Österreich  hat,  ist  so  groß,  daß  es  erscheint,  i.  Mt.  kein  gut  hertz 
tragen  können  zu  deuen,  so  sie  vermeinen,  in  gutter  correspon- 
dentz  mit  demselben  zu  stehen,  denen  aber  . . helfen,  wo  sie 
lönnen,  so  sie  wissen,  daß  etwan  in  ein  misverstand  damit  sind.“ 
Kürzlich  stellte  der  König  den  Buwinkhausen  zur  Rede  wegen 
gegenseitiger  Höflichkeitsbesuche  zwischen  ihm  und  den  Gesandten 
Spaniens  und  des  Erzherzogs  Albert.  Da  er  sich  rechtfertigte, 
zagte  der  König,  er  möge  die  Gesandten  zu  Zeiten  besuchen,  „umb 
zu  hören,  wap  ire  anschlcg  seien.“  — Datum  Baris  a.  1602 

i-  Xorwabri*. 

«.  Ortobrit. 

Stuttgart  Alengon.  Acten  2.  Orig. 

Ä Georg  Friedrich  Markgraf  von  Anspach  an 

Churpfal  z. 

Hat  das  Schreiben  des  Churfürsten  vom  11).  Oct.  empfangen. 
Man  hat  zunächst  zu  sehen,  welche  Corrcspondirenden  durch  ihre 
zu  „disem  correspondentzwcrck“  besonders  instruirten  Reichstags- 
gesandten ir.  die  Vollziehung  der  neuen  Bundesnotel  willigen. 
Nachdem  diese  sich  verglichen,  wird  der  Markgraf  Vorschläge 
machen,  welche  andere  Stände  um  ihren  Beitritt  anzugehen  sind. 
~ Datum  Creilsheim  den  30.  Octobris  anno  1602. 

München  Staatsarchiv  546$  f.  412.  Orig. 

264.  LandgrafMoritz  von  Hessen,  mündlicher  Bericht 
an  Churpfalz  über  seine  Reise  nach  Frankreich. 
(Anwesend:  der  Churfürst,  sein  Kanzler  und  Blessen.) 

Der  Landgraf  trat  die  Reise  ohne  Wissen  seiner  Freunde  an, 
die  Zeit  drängte.  Zweck  derselben  war  allein  das  bonum  publi- 
cum; denn  er  sah  die  Evangelischen  unvermögend  zur  Abstellung 
der  Hofproeesse  und  zur  Verwirklichung  der  Union,  wie  sie  den 
Anschlägen  der  Katholischen  gegenüber  „ohne  fundament  und 
Versicherung  von  höheren  stenden“  waren;  er  war  unterrichtet 
die  nachher  erfolgten  Begebnisse  in  der  Strassburger  Sache 
und  andere  Gefahren,  die  er  dem  Churfürsten  ad  partem  anzeigen 
w'll,  „weiln  es  der  höhern  stent  person  sonderbar  betreffen  thet ;“ 
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er  bemerkte,  dass  die  Räthe  der  Stände  „nit  recht  herauf  gt- 
wolt,  weiln  sie  etlicher  fürsten  schwachait  vermerckt.“  Dies  Alles 
trieb  ihn  zu  desto  grösserer  Eile.  Er  entdeckte  dem  König  von 
Frankreich  „alle  gelegenheit  der  stellt  in  Teutschlant“  und  ersuchte 
ihn  um  Beistand  für  dieselben,  um  deren  Dienste  dagegen  zu  em- 
pfangen. Anfangs  behutsam  „wegen  der  dicner  ungleicheit,“  brachte 
der  Landgraf  den  König  doch  schliesslich  zu  der  Erklärung,  „das 
sic  (i.  Mt.)  es  ser  gut  mit  den  protcstirenden  stenden  gemeint/4 
Um  sich  zu  versichern,  was  der  König  specicll  bei  einzelnen 
Sachen  thun  werde,  erörterte  er  die  mit  der  Strassburger  Sache 
verbundenen  Interessen  der  Religion  (insofern  die  evangelischen 
Stände  sich  von  den  geistlichen  Würden  nicht  würden  ausschliesseu 
lassen)  und  der  Erhaltung  der  herrschaftlichen  Familien.  In  An- 
betracht dieser  Gründe  befahl  der  König  dem  Landgrafen,  dem 
Churfürsten  von  der  Pfalz  anzuzeigen:  wenn  nur  wenige  Stände 
sich  verbündeten,  so  wolle  er  sich  mit  ihnen  vereinigen  und  das 
äusserste  bei  dem  Bunde  aufwenden.  Der  Churfürst  möge  das 
schleunige  Zustandekommen  der  Union  betreiben.  Hinsichtlich 
der  Strassburger  Sache  versprach  er,  dem  Administrator  2000  Kronen 
für  seine  Reisekosten,  12000  Kronen  zur  Stärkung  der  Truppen 
zu  erlegen  und,  wenn  Pfalz  und  Andere  das  ihrige  tliätcn,  sich 
fernerhin  gebührlich  zu  erweisen.  Er  versprach,  Lothringen  so 
abzumahnen,  dass  im  Winter  nichts  von  ihm  zu  befahren  sei 
Auf  seiner  Rückreise  fand  der  Landgraf  Lothringen  einigermasson 
bestürzt,  zumal  der  König  400  Reiter  und  6 Compagnien  zu  Fuss 
nach  Metz  geschickt  hatte.  Der  König  licss  die  Stadt  Strassbunr 
durch  den  Landgrafen  und  Bongars  zur  Standhaftigkeit  „in  craft 
voriger  union“  ermahnen:  sie  erwiderte,  sie  wolle  die  Sache  in 
snspenso  halten,  bis  sie  sehe,  was  die  Stände  beschlössen.  Der 
Landgraf  wünscht  ein  Bedenken,  wie  eine  persönliche  Fürsten- 
zusammenkunft nunmehr  zu  bewirken,  wie  ferner  Würtemberg 
„von  dero  ungereumten  intent“  abzuhaltcn  sei.  Er  ist  erbietig. 
das  Aeusserste  bei  den  Sachen  zu  thun.  Zu  Würtemberg  wird  er 
sich  persönlich  begeben. 1 — Sontags  den  7.  Novembris  a.  1602. 

Mönchen  Staatsarchiv  546,8  f.  496.  Protoc. 

1 Vgl.  mit  diesem  Bericht  die  eigenhändigen  Aufzeichnungen  des 
Landgrafen  über  seine  Reise.  (Rommel  VII,  S.  446.) 

265.  Friedrich  IV.  an  Anspach. 

Da  die  meisten  Correspondircndcn  ihre  Erklärung  in  Betreff 
der  Türkeuhtilfe  auf  den  nächsten  Convent  verschoben  haben,  so 
hat  der  Churfürst  ihnen  geschrieben,  dass,  wenn  alsdann  einer 
oder  mehrere  von  den  frühem  Beschlüssen  in  Hinsicht  der  Con- 
tribution  abgewichen  seien,  oder  abweichen  wollen,  jeder  für  sich 
durch  seine  Gesandten  erklären  solle,  was  er  thun  werde.  Des- 
gleichen soll  bei  dem  Convent  jeder  erötfuen,  wie  er  sich  bei  der 
Forderung  einer  neuen  Coutribution  verhalten  werde.  Der  Mark- 
graf möge  Churbraudenburgs  Gesinnung  in  diesem  und  andern 
Puucten  erforschen.  Der  Churfürst  hofft,  dass  die  Correspondiren* 
den  von  den  früheren  Beschlüssen  nicht  abweichen  werden.  — 
Datum  Igelheim  den  15.  Novemb.  a.  1602. 

Mönchen  Staatsarchiv  546  8 f.  520.  Cpt. 
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266.  Georg  Friedrich  Markgraf  von  Anspach  an 

Churpfalz. 

Der  Markgraf  übersendet  ein  Schreiben  Churbrandenburgs  an 
ihn,  betreffend  die  gravamina  für  die  in  puncto  contributionis  ein- 
gelegte ‘Revision.  Er  ist  mit  diesem  einig,  dass  dieselben  am 
besten  von  den  churpfälzischen  Rüthen,  „welche  die  beste  Wissen- 
schaft und  bißher  das  directorium  gefurt“  haben,  verfertigt  werden 
können.  Churpfalz  möge  daher  die  Schrift  durch  seine  Käthe  auf- 
setzen lassen  und  sie  dem  Markgrafen  zuschicken , damit  „wir  unß 
•larin  ersehen,  auch  furter  das  unserige  darzue  tbun  könten.“  — 
Datum  Onoltzbach  den  16.  Novembris  a.  1602. 

München  Staatsarchiv  546  8 f.  523.  Orig. 

267.  Gutachten  Leonhard  Schugs  für  denChurftirsteu 

von  der  Pfalz. 

Schug  hat  Befehl  zu  einem  Gutachten  über  die  Befugniss  zur 
Hinterhaltung  der  Contribution  und  über  die  Geltung  der  Majori- 
tät. 1.  Hinsichtlich  ersterer  deducirt  man,  dass  Bewilligungen,  wie 
die  Türkenhülfe,  unter  der  stillschweigenden  Bedingung  geschehen, 
dass  Friede  und  Recht  im  Reiche  erhalten  werden.  Nun  könnte 
man  diese  Bedingung  gegen  den  Kaiser  anwenden , wenn  derselbe 
an  dem  spanischen  Einfalle  schuld  wäre.  Er  hat  aber  sein  Miss- 
fallen daran  offen  bezeugt.  Deshalb  sagen  der  Kaiser  und  fast 
alle,  besonders  auch  evangelische  Stände : während  des  spanischen 
Einfalles  möge  man  nicht  an  zwei  Stellen  zugleich  haben  contri- 
buiren  können ; nachdem  die  Spanier  längst  aus  dem  Reich  seien, 
müsse  die  Türkenhülfe  erlegt  werden.  Hiergegen,  räth  Schug, 
solle  der  Churfürst.  sich  nicht  so  „mordicus“  legen  und  sich  so  den 
Kaiser  gar  zum  Gegner  machen,  da  ihm  doch  gegenwärtig  die 
Gnade  des  Kaisers  für  „dero  andern  Sachen , auch  landen , leuten 
und  (so  es  got  also  schickte)  posteritati“  sehr  nützlich  sein  dürfte. 
2.  Die  Ausführungen  gegen  die  Majorität  sind  rechtlich  begründet; 
aber  Schug  hegt  den  unbezwinglichen  Zweifel,  dass,  nachdem  man 
den  Reichsabschied  (von  1598)  ohne  Vorbehalt  verlesen,  publiciren 
liess  und  untersiegelte,  das  Kammergericht  die  vor  und  lange  nach 
demselben  geschehenen  Protestationen  gegen  die  Majorität  mit 
Hecht  unbeachtet  lassen  möge.  3.  Endlich,  nachdem  der  Churfürst 
von  der  Pfalz  in  allen  Einwendungen  gegen  die  Majoritätsbewilli- 
gung die  Competenz  des  Kammergerichtes  in  dieser  Sache  bestritten 
hat,  prorogirt  er  durch  sein  Revisionsgesuch  die  Jurisdiction. 
„Hierwider  nun  einige  bestendige  oder  nur  scheinbare  gravamina 
revisionis  zu  stellen  kompt  mich  so  schwer  an,  als  ein  capitel  in 
bibliis  zu  refutiren.“  — Signatum  Heidelberg  den  19.  Novembris  a.  2. 

München  Staatsarchiv  546  8 f.  554.  Orig. 

268.  Landgraf  Moritz  von  Hessen  an  Friedrich  IV. 

Einleitung.  — Massregeln  in  der  Strassburger  Sache  am  Reichstag.  — 
Mittel  zur  Verwirklichung  des  Saarburger  Vertrags,  naitnlich:  1.  Erhal- 
tung der  Garnisonen  im  Bisthum  Strassburg,  2.  Gründung  einer  Union 
protestantischer  Stande  mit  Unterstützung  von  Frankreich,  England, 
Schottland,  Dänemark  und  den  Staaten  3.  Veranlassung  Lothringens 

Acten  des  30jähr.  Krieges  I.  22 
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268.  zur  Befolgung  des  Saarburger  Vertrags  auf  gütlichem  oder  kriegerischem 
Wege.  — Krieg  unter  dem  General  der  Union  mit  Unterstützung  der 

genannten  fremden  Mtechte. 

Nach  dem  Tode  seiner  Gemahlin  wird  sich  der  Landgraf  nicht  so  bald 
der  gemeinen  Angelegenheiten  halber  hei  dem  Churfürsten  einfinden 
können.  Gleichwol  will  er  sich  deshalb  denselben  nicht  entziehen,  wenn 
es  ihm  auch  , .an  widerwertigen  anregern  nit  mangelt,  die  mir  in  oren  ligen 
und  gerne  wolten,  das  ich  mich  hac  data  occasione,  quam  divinitus  missam 
reputant,  algemach  außdisen  schweren  hendeln  auszuwürcken  möchte.“ Dem- 
gemäss eröffnet  der  Landgraf  dem  Churfürsten  in  Erwartung  späterer  per- 
sönlicher Zusammenkunft  einstweilen  sein  Gutachten  schriftlich.  — DerChur- 
fttrst  soll  alle  oder  doch  die  meisten  evangelischen  Fürsten  zu  bereden  suchen, 
dass  man  heim  vorstehenden  Reichstag  bezüglich  der  Strasshurger  Sache 

abschaffung  der  geschwinden  verfarung  ernstlich  begerc,  restitu- 
tionem  sub  protestationc,  da  sie  nit  erfolgen  solte  gutwilig,  diesel- 
hig  durch  zugolassene  mittel  seihst  zu  erlangen,  suche,1  item  die 
catliolischc  stende  zu  admoniren,  daß  sie  sich  Lottringens  in  diser 
such  nit  würcklich  annenten  wollen,2  und  entlieh  sielt  erklere,  inan 
könne  oder  wolle  unangesehen  eusserster  Türckensnot  nit  weder 
alte  noch  neue,  disputirlichc  oder  undisputirliche  contribution 
geben,  willigen  oder  zalen,  es  sei  dan  daß  man  in  diser  sach  leid- 
licher weg  und  resolution  zuvor  erlangt  habe, 3 4 mit  dem  ankang, 
daß  e.  1.  dises  nit  allein  also  befördern,  sondern  auch  gewiß  dahin 
richten  und  bringen,  daß  mit  der  contribution  durchauß  ingehalten 
werde,  hiß  dise  sach  uf  andere  und  bessere  terminos  von  Kai.  Mt. 
und  iren  catholischen  jetzo  contraniolirenden  stenden  gestellet  sei. 

Ausserhalb  reichstags  aber  muß  meines  eraclitens  in  disem 
negotio  Argeutinensi  uf  dise  drei  hauptzweck  und  scopos  gesehen 
werden:  1.  daß  imnittels  die  guarnisonen  nit  ahgescliaft,  sondern 
erhalten  und  behalten,  auch  richtig  und  gebürlich  contentirt  wer- 
den;* 2.  daß  man  zu  der  lang  gewünschten  Union,  wo  nicht  vieler, 
jedoch  etlicher  vornemer  und  benugsamen  stende  gelangen5  und 
hei  beschliessung  derselben  einen  gewissen  starken  Vorrat  an  gelt 
mache,  damit  man  uf  zutragenden  notfal  den  Sachen  cum  reputa- 

1 Fürst  Christian  von  Anhalt  erklärt  sich  in  einem  Bedenken 
(0.  I).  Bg.  VI  8 1 ; 14  f.  15  Cop.!  mit  des  Landgrafen  Gutachten  bis 
hierher  einverstanden;  nur  zu  den  letzten  Worten  bemerkt  er:  ..wan  die 
prreces  nit  aliquo  modo  armatte  sein,  würt  dadurch  wenig  fruchtbarlichs 
außgericlu  werden.“ 

* Fürst  Christian  bemerkt  in  dem  angeführten  Bedenken : „sie  lassen 
inen  aber  nit  weren,  dem  pabst  und  teuffei  zu  dinen,  sie  werden  dan 
darzu  gezwungen.“ 

3 Fürst  Christian  bemerkt:  „daß  nmjß  mascule  vorbracht,  und  auf 
dieser  meinung  bestendig  verharret,  und  was  uf  diesen  zug  gewendet  an 
der  reichsstener  ahgekurtzet  werden.“ 

4 Fürst  Christian  bemerkt:  ,.das  ist  in  alweg  nötig.“ 

5 Vor  den  Verhandlungen  über  die  Union,  bemerkt  F.  Christian, 
„muss  eine  richtige  form  ungeferlick  wie  anno  15H1  begriffen  werden.“ 
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tione  assistiren  möge.  Darbei  dau  wol  in  acht  zu  nemmen  sein  Dec. 
wil,  dal*  man  bei  allem  leib  sehe,  dal*  die  stat  Strai*burg  aul*  der  J 
union,  so  sie  albereit  mit  dem  administratoren  und  capitl  hat, 
sowol  auch  dieser  neuen  union  nicht  excludirt  oder  omittirt  werde.1 
3.  Dal*  man  dise  sach  fundamentaliter  uf  den  Sarburgischen  ver- 
trag gründe  und  denselben  würcklich  wider  zu  redintegriren  ge- 
denke,2 und  da  man  schon  solte  müssen  pro  reputatione  etwas  mit 
offenem  krig  attentiren  und  amissa  recuperireu,3  dal*  dan  gleich- 
viel jehe  und  alweg  diser  scopus  vor  äugen  pleibe,  gedachten  ver- 
trag zu  renoviren  und  zu  erhalten. 

Dise  drei  scopos  nun  zu  erlangen,  werden  nachfolgende  mittel 
ernstlich  und  unseumlich  müssen  vor  die  haut  genommen  werden. 

1.  Pro  conservandis  priesidiis  intisten  jetzo  in  continenti  die  vom 
kern  administratore  gesuchte  12000  fl.  4 durch  e.  1.,  mich  und 
andere  stende  unfelbar  richtig  gemacht  werden,  darmit  man  liie- 
mit  inmittelst  diejenige  contentiren  könne,  so  man  on  eusserste 
gefar  nicht  malcontent  machen  mul*,  nemlich  die  guarnisonen. 5 

2.  So  wil  durch  e.  und  s.,  administratoris,  11.  selbst  neben  meinem 
ersuchungsschreiben  an  k.  w.  zu  Franekreich  vonnöten  sein,6 
dise  drei  puncten  schleunig  und  eifrig  zu  erlangen:  1.  dal*  der 
könig  wolle  gestatten,  dal*  man  die  bewuste  12000  fl.  zu  erhalt ung 
der  guarnisonen  dii*raals  brauchen  möge;  2.  dal*  i.  Mt.  jetzo  so- 
balt  in  eventum  die  Staden  wegen  der  100,000  talcr  versichern 
wolle,  damit  man  soviel  desto  eher  zu  der  resolution  kommen 
möge;7  3.  dal*  i.  Mt.  nit  underlassen  wollen,  Lottringen  zu  der 
restitution  und  einraumung  neuer  hantlung  auf  den  Sarburgischen 


1 Fürst  Christian:  „das  ist  in  alweg  nötig  . . . .,  da  sie  aber  die 
eine  nit  halten  wil,  sehe  ich  nit,  wab  man  in  der  andern  zu  inen  zu 
versehen. 

2 Fürst  Christian : „das  hat  dibmal  gute  weg.  Sonst  ist  in  dieser 
machen  das  fundament,  das  es  ein  religions- , reichs-  und  creibsach,  und 
das  . . . den  evangelischen  stenden  soviel  rechts  als  den  papistischen 
anf  den  stiften  und  sonsten  in  Teutschlant  gebürt.“ 

3 Fürst  Christian:  „So  lang  das  nit  geschieht,  hat  man  sich  keiner 
restitution  zu  getrosten.“ 

1 Am  9.  Dec.  schreibt  Churpfalz  an  Anspach,  er  habe,  da  Chur- 
brandenburg und  Anspach  bereit  seien,  die  Strassburger  Sache  mit  Auf- 
wand ihrer  Mittel  zu  fördern,  dem  Mgr.  Johann  Georg  wieder  4000  Tha- 
kr  geliehen.  (B.  Unionsacta  III.)  Anspach  erwiderte  am  12.  Dec.,  er 
habe  dein  Administrator  die  gleiche  Summe  gesandt  und  hoffe,  derselbe 
»werde  die  Soldaten  zu  Dachstein  darmit  gcstillet  haben.“  (a.  a.  0.) 

5 Fürst  Christian  : „die  12000  H.  haben  s.  1.  schon  und  vermög  be- 
richte, wie  billig,  darzu  gebraucht.“ 

6 Fürst  Christian:  „dab  ist  ser  gut;  dan  es  bibher  daran  nit  wenig 
gemangelt,  das  die  erhaltung  guter  correspondenz  mit  i.  k.  w.  ein  zeit 
lang  underlassen  worden.“ 

7 Fürst  Christian:  „das  ist  in  alweg  nötig.“ 

22  * 
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268.  vertrag  anzuhalten.1  Damit  aber  i.  Mt.  nit  in  die  gedancken 
hierdurch  geraten  möchten , all*  wolte  man  i.  Mt.  den  last  allein 
auf  den  hals  legen,  so  sol  man  sich  darneben  erbieten,  daß  man 
nichts  desto  weniger  ehistes  tags  zur  resolution  schreitten,  auch 
solche  Sachen  resolviren  wolle,  daß  es  den  Sachen  würcklich  zu 
gutem  kommen  sol, 2 mit  angehengter  clausel,  daß,  wofern  i.  Mt. 
ir  belieben  lassen  werden,  die  Versicherung  uf  die  100,000  taler 
zu  tliun,  daß  die  unirten  stende  oder  uf  den  fal  entstehender 
gentzlichen  union,  doch  e.  1.,  Brandenburg,  Hessen  und  alias  noti 
reliqui,  alß  Baden,  Anhalt,  Zweibrücken,  Wetterauische  graven 
darfür  gewislick  haften  und  i.  Mt.  uf  gepflogene  hautlung  dessen 
jeder  zeit  in  irer  notturft  wider  entheben  wolten. 

Zum  andern,  damit  man  zu  der  union  komme,  die  stat  Straß- 
burg an  uns  behalte  und  resolutionom  entweder  uf  gütliche  oder 
ungütliche  weg  richten  möge,  hierzu  gehören  dise  drei  mittel: 
1.  daß  die  fürnembste  correspondircnde  fürsten  sans  ceremonies. 
grands  convies  et  festins,  welches  mit  irritamenta  malorum  seint, 
selbst  aigener  person  dise  hochwichtige  sach  deliberiren  und  resol- 
viren;3 2.  daß  man  post  ibi  faetam  resolutionem  in  continenti 
dieselbe  Franckreich  zuschicke, 4 mit  den  Staden  handle  und  bei 
Engelland  und  Schotland  in  grosser  geheim,  welche  ich  e.  1.  wils 
got,  da  ich  bei  derselben  anlangen  werde,  vertraut  amnelden  wil, 
aiu  assistentz  iu  gelt  suche;5  3.  daß  man  nicht  feire  und  neben 
schleuniger  zuwerckstellung  der  genommenen  resolution  Denne- 
marck,  Saxen,  Braunschweig,  Holstein,  Lünenburg  et  reliquos  infra 
Saxones  cum  discretione  mit  in  die  Sachen  ziehe. 6 Hierbei  ich 
nit  vergessen  sol,  daß  inmitlels  e.  1.  keinen  fleiß  nit  sparen  wollen, 
Wirteinberg  von  seinem  vornemen  ab-,  und  in  vorige  correspon- 


1 Fürst  Christian : „das  ist  gleichfals  hochnötig,  und  würt  one  iuter- 
positionem  talis  autoritatis  sonst  schwerlich  geschehen.  Da  es  darzu 
konibt,  die  restitutionein  perceptorum  fructuum  et  expensarum  nit  zu 
vergessen;  die  pfaffen  lernen  sonst  nimmermer  Stil  sitzen“ 

2 Fürst  Christian:  „zu  aufhehung  des  Verdachts  muß  man  . . anch 
solches  auf  das  ehist  ins  werck  setzen.“ 

3 Fürst  Christian  : „disen  Vorschlag  laß  ich  mir  in  alweg  wol  gefallen.“ 

4 Fürst  Christian:  ,.daD  der  k.  w.  gesanter  wo  nit  in  loco,  doch  in 
der  ntehe  dabei  were,  das  were  auch  nit  unratsam  “ 

•r>  Fürst  Christian  : „dieses  halte  ich.,  für  hochnötig,  und  kan  durch 
s.  1.  am  besten  befördert  werden.“  • 

6 Fürst  Christian  : „darzu  muh  in  alweg  gute  discretion  gebraucht 
werden;  dan  ich  bei  mir  nit  befinden  kan,  das  die,  welche  unserer  waren 
religion  nit  zugethan,  auch  der  cron  Franckreich  oder  den  Staden  nit 
gewogen,  in  diesen  oder  dergleichen  Sachen  uns  viel  beistant  leisten 
werden.“ 
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dentz,  auch  wo  möglich  jotz  gemelte  persönliche  Zusammenkunft  Dec. 
zu  bewegen,  welches  e.  1.  mit  Zuziehung  Badens,  hertzog  Hansen,  5 
furst  Christians  und  pfaltzgraf  Philip  Ludwigs  uf  den  notfal  wol 
thun  können. 1 * 

Entlieh  und  zum  dritten,  damit  man  zu  erhaltung  des  ge- 
wünschten fridens  den  Sarburgischen  vertrag  erlange,  und  dardurch 
den  krig  soviel  möglich  verhütte,  * oder  da  er  jehe,  ehe  und  zuvor 
man  pro  reputatione  einen  lermen  angefangen,  nicht  zu  erlangen, 
damit  inan  uf  solchen  fal  cum  reputatione  und  nicht  wie  jenesraal 
ein  lumpengezenck  anfange, 3 wollen  nachfolgende  mittel  an  die 
haut  genommen  sein  et  pro  pace  obtinenda:  1.  daß  der  könig 
ersucht  werde,  den  uechsten  bede  teil  zur  hantlung  zu  beschreiben; 
i daß  der  her  administrator  zur  hantlung  erscheine,  zwar  aber 
ßit  sich  in  etwas  anders  einlasse,  biß  in  uf  ausuchen  sr.  1.  k.  w. 
zu  Franckreich  alß  transactor  et  causae  cognitor  in  pristinum  re- 
stituirt  haben  werde;4 5  3.  da  Lottringen  die  restitution  also  blos 
recusiren  wolte,  daß  dan  der  könig  die  restitution  würcklich  prae- 
stire. 5 Inmittels  aber,  und  ehe  man  den  könig  hierzu  bewogen, 
wärt  nicht  schimpf  noch  schant  sein,  daß  man  den  alten  hertzog 
von  Lottringen  durch  persönliche  underredung  disponire,  allerhant 
zu  gemüt  füre  und  ab  intento  abwende;  darzu  icli  meines  teils 
herzog  Hansen,  fürst  Christian  und  markgraf  Jochim  Ernsten,  so, 
wie  ich  vernemme,  jetzo  bei  der  haut,  vorschlage,  item  daß  der 
her  administrator  seine  mandata  publiciren  lasse,  item  daß  man 
ander  der  hant  durch  Rheingraf  Otten,  graf  Emrichen  von  Lei- 


i Fürst  Christian  : rechnet  weder  auf  Würtembcrg  noch  auf  Neuburg: 
ersterer  hat  sich  „in  vorigen  handlungen  und  reichstagen“  genügend 
offenbart,  letzterer  bat  „einmal  erklert,  gegen  die  papisten  nichts  de 
facto  verremmen  zu  helfen.“  Den  II.  Würtemberg  „zur  ersten  zusammen- 
kauft  zu  erfoidern.  dunckt  mich  ser  geferlich  sein.“ 

* Fürst  Christian:  „der  krieg  ist  nit  mer  zu  verhüten,  dan  das  feuer 
brent  schon.  Darumb  muß  es  gelöscht  oder  gedminpft  werden,  sonst 
reist  es  weiter  uinb  sich  “ 

3 Fürst  Christian:  „hettc  man,  da  es  noch  ein  lumpengeznenck  war, 
recht  darzu  getlmn,  were  es  zu  der  weitleuffigkeit  nit  kommen.  Jetz  er* 
fert  man  erst,  was  mit  glimpf  außgericht  würt.  Das  es  jetzt  verbesssert 
werde,  wo  möglich,  ist  hochnötig.“ 

* Fürst  Christian  ist  mit  diesen  drei  Vorschlägen  einverstanden; 
nur  „ob  neben  der  transactione  auch  causae  cognitio  der  k Mt.  allein 
heimzustellen,  das  stet  auch  noch  wol  zu  hedencken,  darmit  es  uns  nicht 
gebe,  wie  dem  mr.  du  Plessis.“ 

5 Fürst  Christian : „da  dieses  zu  erhalten,  ist  es  gut  Es  würt  aber 
dem  könig  hernacher  vor  seine  Unkosten  das  gantz  Stift  Metz  und  dem 
administrator  das  gantze  Stift  Straßburg  müssen  eingeraumt  werden,  wie 
der  gegenteil  auf  den  widrigen  fal  seine  gelegenheit  zu  suchen  auch  nit 
würt  underlassen,  und  bei  inen  schon  lengst  beschlossen.“  ' 


Digitized  by  Google 


342 


1602 


268.  ningen,  graf  Ludwig  von  Nassau  et  alios  Lottringen  mitigire,  warne 
vor  schaden  ct  aliis  artibus  abschrecke. 1 

Pro  bello,  da  es  darzu  kommen  müste,  so  seint  nach  meiner 
cinfalt  dise  mittel  an  die  hant  zu  nemmen:  1.  das  Stadische  volck. 
und  da  man  das  stercker  und  lenger  alß  vier  monat  habeu  können 
würde,  wcre  ser  gut;2  muß  durch  Nassau  und  e.  1.  befördert 
werden. 3 2.  Daß  man , doch  uf  der  corrcspondircnden  kosten, 
der Frantzöschen  frontir  guarnisonen  mechtig  sein  könne;4 *  3.  dal» 
man  noch  zum  Überrest  inter  nos  ipsos  eine  außteilung  mache 
zur  eilenden  nachhilfe  uf  800  pfert  und  2200  zu  fuß, 5 welchen 
rcst  man,  wofern,  wie  zu  hoffen,  man  bei  Engellant,  Schotlant 
und  dan  bei  den  Interessenten  directe  vel  oblique,  alß  Denmark, 
Holstein,  Braunschweig,  Lünenburg,  Lauenburg,  Pommern,  Meckel- 
burg, Preussen,  item  Saxen  was  guts  erlangen  w ürde, 6 jederzeit 
stercken  und  vorwaren  7 können  würt.  4.  Daß  hierzu,  zu  diser 
armada,  nemblich  uf  besagten  rest  und  Frantzöschcr  front  irr  guar* 
nisonen  der  droben  gewentc  Vorrat  angegriffen  werde  und  in  con- 
tinenti  von  quartain  zu  quartain  wider  erstattet  werde. 8 5.  Pal» 
man  nit  sedem  et  molem  belli  in  das  stift  lege  propter  has  4 
causas9:  1.  wegen  des  interessirenden  ritter-  und  pauersmans, 

2.  wegen  der  stat  Straßburir,  damit  die  nit  gantz  sicher  in  neutra- 
litate  sitze,  welches  unfailbar,  so  man  den  krig  würt  ins  stift 
legen,  würt  geschehen;  zum  3.  wegen  der  reputation,  daß  man 
sich  besser  in  Lottringons  stal  unser  genommenen  kue  wider  zu 
erholen  habe,  alß  daß  wir  sie  in  unserm  aigenen  wider  suchen 


l Fürst  Christian  ist  mit  diesen  Vorschlägen  der  Hauptsache  nach 
einverstanden.“ 

Fürst  Christian:  „darzu  hab  ich  lengst  geraten,  dan  es  ein  geübt 
kriegsvolck.  Es  stet  aber  noch  in  Zweifel,  ob  man  solches  und  wieviel 
davon  werde  gewiß  haben  können.“ 

3 Fürst  Christian  ist  damit  inverstanden. 

4 Fürst  Christian : „das  were  gut,  wer  solches  könte  zuwegen  bringen. 
Darzu  gehört  aber  nit  allein  gelt,  sondern  auch  bekante  und  vertraute 
leut  und  gute  discretion.“ 

■r»  Fürst  Christian  : „Wan  man  des  fundaments,  wie  obstet,  verglichen, 
ist  in  alweg  vonnöten,  diesen  puncten  auch  richtig  zu  machen,  darzu 
alsdan  auch  noch  mittel  zu  finden  sein  möchten.“ 

6 Fürst  Christian  besorgt:  das  „man  sich  auf»  ubgemeltcn  und  andern 
mer  Ursachen  one  legung  eines  richtigen  fundaments  uf  diese  oder  der- 
gleichen hülf  im  wenigsten  nit  zu  verlassen  haben  werde.“ 

< Wol  verschrieben  statt  „vermeren.“ 

8 Fürst  Christian;  „man  muss  besonders  beachten,  das  es  ein  teil 
bei  dem  andern  erschwingen  könne.“ 

9 Fürst  Christian:  „das  were  wol  gut,  wan  es  nit  schon  darinnen 
lege  und  mit  fügen  au  andere  ort  transferirt  werden  könte.“ 
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weiten;1  zum  4.  ne  videamur  Austriaco , sed  Lotaringo  sucte Il- 
se re.  2 — 5.  Daß  man  vielmer  wie  angedeuttet,  in  hostili  agro  sieb 
vindicire,  nemlich  daß  man,  die  Stadisclie  hülf  mit  den  verhoffent- 
lich  vom  könig  gelcnten  guarnisonen  oder  andern  probirten  solda- 
len,  den  ncchsten  ein  straif  in  Lottringen  selbst3  oder  in  des 
Lottringischen  stifts  teil,  alß  Moltzeim,  Zabern,  Benfelt  thue,  die- 
selbe occupire  oder  deserire,  4 den  Cardinal  beim  köpf  nemc  oder 
je  mit  seinem  langen  rock  in  Lottringen  jage5 *  und  also  zum  Sar- 
bnrgischen- abschiet- halten  weise.  6.  Und  weil  hierzu  dan  eines 
wegen  samptliclier  unirten  stende  generals,  gar  nicht  aber  Stadiscken 
oderFrantzösischen  generals  oder  feit  ha  upts  vonnöten  sein  wil  — dan 
sousten  so  man  ein  Stadischen  oder  Frantzösichen  darzu  gebrau- 
chen woltc,  welches*  weder  nominis,  excusationis,  noch  auch  repu- 
fationis  halb  sicher  were  — , so  muß  man  sich  entschlossen,  daß 
man  sine  ambitione  et  recusationc  dem  hern  administratorn  das 
generalat  alß  in  seiner  aigenen  Sachen  lasse. 7 Damit  aber  durch 
1.  als  einen  jungen  und  noch  nit  geübten,  wiewol  dapfern  hern 
nichts  versäumet  oder  verschertzt  werde,  so  wil  i.  1.  ein  quali- 
ficirter  lieutenant  adiungirt  sein,  darzu  ich  niemant  dienlicher  als 
graf  Joban  den  jüugeru  waiß,  qui  videtur  non  sine  diviuo  fato 
ad  hoc  ah  extremis  barbariae  oris  iam  ante  cxsuscitatus  et  jam 
pridem  nobis  remissus  esse,  vorzuschlagen  ...  8 

1 Fürst  Christian  : ,,es  verwart  aber  einer  underwcillen  seine  k übe 
und  stelle  besser  als  der  ander,  wiewol  es  deswegen  mit  dem  Stift  Metz 
villeicht  eher  als  mit  Lottringen  zu  thun  sein  möchte,  doch  zu  einem 
sowol  als  zu  dem  andern  mer  gehört  als  man  meinen  möclit.“ 

2 Fürst  Christian:  „daf>  werck  muß  wider  gottes  wort  und  des 
vatterlants  freiheit  feint  gerichtet,  sie  haben  darnach  namen  wie  sie 
wollen.“ 

3 Fürst  Christian:  „der  Ltitzcmburg  und  Dicdenhoffen  könt  einbe- 
kommen . der  künte  mit  gottes  hilf  diesen  langwiirigcn  kriegen  ein  ent 
machen.“ 

4 Fürst  Christian  : dazu  dürften  Belagerungen  nöthig  sein.  Gleich- 
wol  ist  die  Zerstörung  solcher  Orte  nöthig,  „dan  durch  die  darin  lie- 
gende garnisonen  sonsten  mer  Schadens  als  durch  öffentlichen  krieg 
geschieht.“ 

5 Fürst  Christian:  „der  lest  sich  onc  das  im  Stift  Straf'burg  nit  fin- 
den, sondern  spottet  der  Teutschen  auß  der  vestung  zu  Nancy,  wie  die 
geiP  des  wolfs  von  einem  hohen  felsen.  Darum  das,  so  obstet,  alles  wol 
zu  bedencken , und,  da  es  je  nit  anders  sein  kan,  besser  ein  unrüwig 
stift  verderbt,  als  dem  vatterlant  zu  nacliteil  in  gutem  wesen  erhalten. 
Delicta  euini  debent  teuere  suos  autores.“ 

* Statt  „solches.“ 

7 Fürst  Christian : „da  s.  1.  sich  dessen  undernemmen  und  der  not- 
turft  nach  gebrauchen  wollen  cum  iustitia,  sine  ambitione  et  avaritia, 
bin  ich  meines  teils  dessen  wol  zufrieden.“ 

8 Fürst  Christian  ist  damit  einverstanden. 


D e c. 
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Der  Churfürst  möge  dies  Schreiben  Niemanden , als  den  Fürsten 
Christian,  den  Grosshofmeiser  Grafen  Solms  * und  den  von  Plessen  sehen 
lassen.2 

Datum  Labach  den  25.  Novembris  a.  1602. 

Bernburg  VI  S f ; 1 4 f.  8.  Cop.  des  eigenh.  Orig. 

1 Ueber  diesen  neuen  Grosshofmeister  (Wambold  war  1601  gestor- 
ben : s.  Leichenpredigt  von  Scultetus)  vgl.  Gr.  Johann  von  Nassau  an 
Gr.  Wilh.  Ludwig  von  Nassau.  1602  Aug.  12.  (Groen  von  Prinsterer  112 
S.  145.) 

2 Fürst  Christian:  „Diese  erinnerung  waran  sich  Selbsten  bochnöttig 
Es  ist  aber,  da  andere  obstacula  nit  removirt  werden,  wie  ich  grof>  sorg 
trage,  darbei  schlechte  Verrichtung  zu  gewarteu,  wiewol  diese  drei  sambt 
andern,  so  es  gut  meinen,  an  inen  nichts  werden  erwinden  lassen.  Got 
schicke  alles  ime  zu  cren  und  dem  vatterlant  zu  gutem.“ 

269.  Heinrich  IV.  an  Bongar s. 

Aus  des  Bongars  letztem  Schreiben  hat  der  König  unter  an- 
derm  erfahren  „les  propos  que  vous  avoit  tenuz  le  landgrave  tou- 
chant  le  transport  dud.  övesche  (de  Strasbourg)  de  la  maison  de 
Brandcnbourg  en  une  autre,  l’opinion  que  vous  avez  du  but  auqnel 
aspire  led.  landgrave  en  proposant  aud.  duc  de  Wirtemberg  de 
faire  tomber  ldveschö  en  la  personne  de  son  frere.  . . Vous  nous 
mandez  . . avoir  recogneu  une  estrange  froideur  a Heidelberg  aux 
affaires  de  Strasbourg  1 que  vous  estimez  proceder  de  la  prnposi- 
tion  qu’en  a faiete  led.  landgrave  dont  on  estoit  fort  desgouste. 1 
Je  vous  diray  sur  toutes  ces  choses,  qu’il  fault  veoir  ce  qui  reus* 
sira  de  la  negotiation  dud.  landgrave  tant  avec  lesd.  electeur  et 
duc  de  Wirtemberg,  lesquels  vous  mandez  qu’il  debvoit  reveoir. 
Et  comme  je  recognois,  que  avec  les  autres  confederez  il  sera 
difficilc  qu’ils  preignent  resolution  promptement,  d’aultant  qu’il 
fauldra  que  l’administrateur  voye  devant  l’eslecteur  de  Brandcnbourg 
et  le  marquis  d’Anspach,  j’espere  que  le  meilleur  conseil  que  nous 
puissions  prendre  est  de  m&intenir  et  entretenir  les  affaires  cn 
l’estat  quclles  se  trouvent  a present.“  Deshalb  hat  der  König  ver- 
mittelst seiner  Schwester  den  Herzog  und  Cardinal  von  Lothrin- 
gen zu  dem  Versprechen  bewogen,  dass  sic  und  ihr  Capitcl  in  den 
Strassburger  Sachen  den  Status  quo  erhalten  wollen,  vorausgesetzt, 
dass  der  König  ihnen  das  gleiche  Verhalten  des  Administrators 
und  seiner  Verbündeten  versichere.  Dies  Versprechen  haben  sie 
dem  zu  diesem  Zweck  an  sie  abgesandten  Herrn  von  Chanvalon 
gegeben;3  und  zu  demselben  Versprechen  hat  man  nun  noch  den 
Administrator  und  seine  Verbündeten  zu  bewegen.  Sic  sowol,  wie 
die  Stadt  Strassburg  und  das  evangelische  Capitol  dürften  sich  gerne 
dazu  herbeilassen.  „Car  c’est  leur  bien  que  nous  tenions  ce  chemin, 
lequel  nous  donncra  loisir  de  sortir  d’affaires  par  quelque  bon 
accord  ou  de  forcer  une  union  et  resolution  teile  qu’il  convient 
pour  defendre  la  cause  commune.  C’est  ce  qui  feist  arrester  icy 
l’administrateur,  dont  il  me  pria  ä son  partement,  c’a  este  aussy 
l’advis  dud.  landgrave  et  est  ce  que  j’ay  recognu  par  la  derniire 
lettre  que  les  habitans  de  lad.  villc  desirent  comme  ceulx  qui  a 
bon  droit  redoubtent  la  guerre  et  les  charges  d’icelle.  J’escrb 
sur  cela  aud.  adrainistratcur,  auxd.  chapitrc  et  habitans  leslettres 
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que  je  vous  cnvoye,  suivant  lesquelles  vous  les  exhorterez  d’em- 
brasser  ceste  Suspension.  4 — Escript  a Fontainebleau  le  VII  jour 
de  Decembre  1602. 

Paria.  Bibliothrque  imp.  Mem.  de  Bongars  V f.  224.  Orig. 

1 Am  23.  Nov.  schreibt  Heim  ich  IV  bezüglich  der  Strassburger 
Sachen  an  Bongars:  II  semble,  que  du  coste  de  Lorraine  les  choses  se 
disposent  plus  ä la  guerre  que  ä la  paix.  . . S’il  (l’electeur  Palatin) 
oe  s'en  remue  et  formalise  a bon  escient,  . . ceux  qui  s’en  mesleront 
ny  aquerront  honneur  ny  profit.  Led.  landgrave  devoit  le  voir  et  par- 
ier a luy  de  ma  part  pour  l’echauffer  et  faire  resoudre  avec  les  autres. 

Je  desire  s$avoir,  s'il  l’aura  fait  et  ce  qu’il  y aura  gngne.  lieber  Bon- 
gars’  Anwesenheit  in  Heidelberg  vgl.  Lingelshcini  an  Junte.  1603  Jan.  1 
(Ayrmannus,  sylloge  anecdotoruin  S.  592.) 

2 Vgl.  dagegen  den  Brief  Lingelsheim  an  Junte.  1602  Dcc.  22. 
(Ayrmannus,  sylloge  aneedotorum  S.  591.)  Bongars  an  Junte.  Dec.  23. 

(i.  a.  0.  S.  471.) 

3 Der  kath.  Domherr  Franz  v.  Kriechingen  schreibt  am  7.  Febr.  1603 
as  Enzlin : seit  den  Verhandlungen  mit  Lgr.  Moritz  habe  K.  Heinrich 
dem  Cardinal  von  Lothringen  gesagt:  ‘er  lasse  seine  (des  Cardinais) 
Gegner  so  eben  zur  Niederlegung  der  Waffen  auffordern,  er  (der  Card.) 
möge  sie  gleichfalls  niederlegen.  „Dan  i.  k.  Mt.  viel  lieber  sehen  möchten, 
daf>  diese  Sachen  guetlichen  verglichen  wurden  “ Der  Cardinal  möge 
Mittel  zum  gütlichen  Ausgleich  vorschlagen/  Der  Cardinal  habe  sich 
darauf  zum  Waffenstillstand  bereit  erklärt,  wenn  der  König  ihm  die  Nieder- 
kgnng  der  Waffen  von  Seiten  seiner  Gegner  versichere.  Er  habe  zu- 
gleich erklärt:  das  beste  Mittel  zum  gütlichen  Ausgleich  scheine  ihm 
zu  sein,  dass  der  Administrator  den  Oberehenheimer  Vertrag  atinebnie. 

Oie  zwei  oder  drei  bruderhöfischen  Capitularen  könne  man  nach  den» 
bühern  Vorschlag  des  Königs  mit  einem  Jahresgchalt  abfinden.*  Hie-.auf 
sei  noch  keine  Antwort  des  Königs  erfolgt.  (St.  Strassburg  22.) 

4 Vgl.  mit  diesem  Schreiben  den  Brief  Heinrichs  an  Lgr.  Moritz, 
bec.  7.  (Rommel,  corrcspondance  S.  89 ) 

•70.  Vortrag  des  Dr.  Peter  von  Br  cd  e rode1  im  chur-  De 

pfälzischen  Rath.  10 

Spanien  sucht  alle  christlichen,  besonders  die  evangelischen 
Staaten  in  seine  Sclaverei,  in  Götzendienst  und  Unwissenheit  zu 
treiben.  Der  erlogene  Vorwand  für  seine  Anschläge,  die  durch 
kein  göttliches  noch  menschliches  Gesetz  zu  hemmen  sind,  ist  Aus- 
breitung der  katholischen  Religion.  Seine  Absichten  zeigen  sich 
wieder  in  der  jüngst  gegründeten  Liga  zur  Ausbreitung  der  katho- 
lischen Religion  und  Wiedererlangung  des  von  den  Ketzern  ein- 
(tezogenen  geistlichen  Guts.  Nach  wie  vor  werden  die  Staaten 
diese  Anschläge  bekämpfen,  an  ihrer  (der  Staaten)  Sache  hängt 
die  Erhaltung  des  göttlichen  Wortes,  der  Frömmigkeit,  Gerechtig- 
keit und  des  Wolstandes  aller  christlichen  Staaten.  Alle  an  der 
Erhaltung  der  religiösen  und  politischen  Freiheit  Interessirten 
eilten  sich  aber  zu  gegenseitigem  Beistand  gegen  die  Spanier, 
die  sie  wegen  ihrer  Sorglosigkeit  und  Uneinigkeit  verachten,  ver- 
binden. So  ist  Frankreich,  England,  Schottland  und  die  übrigen  be- 
nachbarten Mächte  zur  Unterstützung  der  Staaten  bewogen.  Der 
Chnrfürst  und  die  mit  ihm  in  Beziehung  stehenden  Stände  müssen 
sich  zunächst  unter  einander,  dann  mit  Frankreich , England  und 
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andern  Nachbarn , welche  den  spanischen  Anschlägen  entgegen 
sind,  verbünden.  Solch  ein  Bund  wird  auch  zur  Erhaltung  und 
Fortpflanzung  des  christlichen  Glaubens,  zur  Befestigung  der  Con- 
version  und  guten  Verwendung  des  unter  dem  Papstthum  miss- 
brauchten geistlichen  Gutes  dienen.  Der  Churfürst  möge  endlich 
auf  Mittel  zum  Beistand  für  die  Staaten  sinnen,  damit  sie  den 
Krieg  so  fortführen  können,  dass  auch  das  Reich  vor  den  Einfal- 
len der  Spanier  gesichert  bleibe.  — Brederode  soll  im  Aufträge 
der  Staaten  in  Deutschland  residiren,  um  die  Vereinigung  gegen 
die  Anschläge  der  Spanier  und  ihrer  Anhänger  bei  den  Reichsstän- 
den zu  betreiben.  — Ainsi  faict  et  prononc^  en  la  chancellerie 
de  s.  a.  ä Heidelberg  le  dernier  jour  de  Novemb.  st.  v.  1602. 

MQncbm  Staatsarchiv  r»H>8  f.  4ü9.  Cop. 

1 Vgl.  über  Brederodes  Gesandtschaft  Dcvcntcr  III  S.  32  Anm. 

• 271.  Buwi n k h a u se n an  Würtemberg.  (z.  Th.) 

Am  gegenwärtigen  Tage  hatte  Buwinkhatisen  eine  Audienz  bei 
König  Heinrich,  die  er  erbeten  hatte,  um  verschiedenen  nachthei- 
ligen Berichten,  welche  hinsichtlich  der  Strassburger  Sachen  gegen 
seinen  Herrn  erfunden  waren,  zu  begegnen.  Der  König  hörte  sei- 
nen Vortrag  gegen  seine  Gewohnheit  ohne  Unterbrechung  an  und 
gab  ihm  dann  eine  so  gnädige  Antwort,  dass  er  nie  so  zufrieden 
von  ihm  geschieden  ist.  Alle  Anwesenden  Hatte  er  während  der 
Audienz  entfernt.  Er  erklärte:  'dass  der  Herzog  nichts  anfangen 
wolle,  was  er  nicht  auszuführen  vertraue,  lobe  er.  Er  freue  sich 
seiner  guten  Gesinnung  und  bitte  ihn,  diejenigen  aufzumuntern, 
die  das  Ziel  der  spanischen  Prnctiken  nicht  bedenken  („subintellige 
Sachsen,  und  andere  protestirende  fürsten,  auch  Pfalz“),  denjenigen 
aber  zu  rathen,  die  zu  hitzig  seien.  „Dan  i.  M*  gwislich,  wie 
von  zwantzig  jahren  horo,  also  nochmaln  keinen  bestendigeren 
trost , noch  fundament  machen  können  als  uf  e.  f.  g.“  In  der 
Strassburger  Sache  billige  er  des  Herzogs  Vorschlag  und  sehe  die 
Erhaltung  des  evangelischen  Capitels  als  den  besten  Ausgang  der- 
selben an.  Er  hoffe,  der  Herzog  werde  zur  Erreichung  dieses 
Zieles  mithelfen,  wie  auch,  dass  er  (der  König)  den  Cardinal  von 
Lothringen  dafür'  gewinnen  werde.  Hinsichtlich  der  Abdankung 
des  Administrators  wolle  er,  wenn  er  versichert  sei,  „daß  e.  f.  g., 
wan  es  zum  fal  kommen  solt,  das  evangelisch  capitul  weiten  hel- 
fen favorisiren“  Brandenburg  bewegen,  des  Herzogs  Vorschläge  zur 
Güte  anzunehmen.  Inzwischen  aber  möge  der  Herzog  es  dahin 
richten  helfen,  dass  der  Kaiser  und  Andere  keine  Gewalt  brau- 
chen: denn  Brandenburg  werde  sich  nicht  gewaltsam  vertreiben 
lassen,  und  es  werden  „freund  vorhanden  sein,  so  sie  helfen  wider 
einsetzen,  wan  sie  gleich  vertrieben  weren.“  Damit  er  (der  König) 
ferner  um  so  besser  die  gütliche  Vermittlung  unternehmen  könne, 
möge  der  Herzog  ihm  den  Oberehenheimer  Vertrag  und  seine 
seitdem  an  Brandenburg  gemachten  Anerbieten  mittheilen.  Es  ist 
gewiss,  dass  der  König  sich  die  Strassburger  Sachen  mit  Ernst  an- 
gelegen sein  lässt.  Soviel  Buwinkhauscn  von  den  lothringischen 
Gesandten,  die  in  Paris  waren,  vernommen  hat,  wird  Lothringen 
alles  thun,  um  den  Krieg  zu  vermeiden;  denn  cs  hat  kein  Geld 
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und  darf  den  König  nicht  erzürnen.  Es  wird  daher  leicht  zur  Dec. 
Erhaltung  der  evangelischen  Capitularen  zu  bewegen  sein.  Aber  H 
es  wird  alle  Mittel  anwenden,  „damit  e.  f.  g.  sich  sonderlich  aflfec- 
tionirt  fürs  hanß  Österreich  und  Zaberisch  capitel  erzeige,  damit 
uf  derselben  der  unglimpf  verbleibe.“  Erklärt  der  Herzog  geradezu, 
dass  er  die  evangelischen  Capitularen  nicht  im  Stich  lassen  könne, 
den  Administrator  aber  „auskaufen“  wolle,  so  wird  Lothringen  sich 
in  die  Erhaltung  jener  ergeben.  — Datum  Fontainebleau  a.  1002 
1/11.  Decemb. 

P.  s.  Buwinkhausen  bittet  den  Herzog,  dass  dieser  und  seine 
nächsten  Berichte  „neben  der  fürstlichen  propositio  etwan  dero 
dieneren,  welche  solchs  bei  Oesterreich  und  Lottringen  ausbringen 
mochten,  nit  in  hand  kommen.“  Denn  dies  würde  ihm  in  Jülich, 
und  bei  dem  Erzherzog  (in  Brüssel)  oder  Spanien  sehr  zumSehaden 
gereichen.  1 

Stuttgart.  Alencon.  Acten  II. 

1 Mit  dem  II.  Würtemberg  hatten  inzwischen  auch  Lgr.  Moritz  und 
Friedrich  IV.  unterhandelt.  Ein  Gesandter  des  erstem,  Hans  von  Boden- 
hansen, brachte  bei  dem  Herzog  am  7.  N'nv.  folgende  Werbung  an:  der 
Undgraf  habe  mit  dent  Herzog  über  die  Strassburger  Sache  persönlich 
reden  wollen,  sei  aber  durch  die  Krankheit  seiner  Gemahlin  an  der 
Keise  zu  ihm  gehindert  Die  — dem  Landgrafen  übrigens  nicht  glaub- 
lieben — Nachrichten  von  einem  Vertrage  zwischen  dem  Herzog  und 
dem  Cardinal  von  Lothringen  seien  vom  K.  Frankreich  nicht  wol  ver- 
merkt. Gewinnen  die  Papisten  das  ßisthum  Strassburg  ganz,  so  beherr- 
>chen  sie  den  Rhein  und  benehmen  den  evangelischen  Fürsten  alle  Auf- 
sicht, ihre  Kinder  künftig  in  Stifter  zu  bringen.  Deshalb  möge  der 
Herzog  mit  andern  evangelischen  Ständen  dahin  trachten,  dass  Mgr. 

Johann  Georg  „bei  s.  f.  g stifts  teil  bleiben  und  wider  den  Cardinal  zu 
Luftringen  erhalten  werden  möchten.“  Dies  diene  ihm  auch  besonders 
zur  Fortsetzung  seiner  Corrcspondenz  mit  dem  K.  Frankreich.  K.  Hein- 
rich IV.  habe  den  Landgrafen  gebeten,  er  möge  dem  Herzog  über  diese 
Strassburger  Dinge  „allerbant  zu  gemuet  furen.“  Da  nun  der  Land- 
graf nicht  weit  verreisen  könne,  so  möge  ihm  der  Herzog  einen  Tag  zur 
Unterredung  in  Frankfurt  bestimmen.  Dort  werde  der  Landgraf  ihm 
eingehende  Mittheilungen  machen,  auch  „fast  gewisse  resolution  bringen, 
wie  e.  f.  g.  auf  ertregkliche  gute  wege  zu  dem  ampt  Oberkirchen  ge- 
langen können“  (St.  Strassburg  21  ) Am  selbigen  Tage  empfahl  der  chur- 
pfälzische  Gesandte,  Volrat  v.  Plessen,  diese  Vorstellungen  und  erklärte, 
dass  auch  sein  Herr  sich  bei  der  Frankfurter  Tagsatzung  einfinden 
werde:  man  habe  daselbst  zu  berathen , wie  die  Strassburger  Sache 
,.sowol  e.  f.  g.  selbst  all)  auch  allen  andern  evangelischen  Steuden  zu 
guetem  remediiret  . werden  möchte.“  (a.  a O)  Der  Herzog  schrieb 
darauf  am  9.  Dec.  an  den  Landgrafen:  mit  Unrecht  werde  ihm  in  der 
Werbung  des  hessischen  Gesandten  alle  Schuld  an  dem  Strassburger 
Inwesen  zugemessen  Brandenburg  habe  ihn  schimpflich  behandelt: 
mit  dem  Kaiser  handle  dies  Haus  seit  lange  (vgl.  Ayrmannus,  sylloge 
S.  463,  562.),  um  für  Jägejndorf  das  Stift  Strassbnrg  unmittelbar  an 
('Ostreich  abzutreten.  Der  Landgraf  möge  ihn  (den  Herzog)  künftighin 
mit  uhulichen  Anschuldigungen  verschonen,  damit  er  nicht  andere  Mittel 
zur  Wahrung  seiner  Ehre  ergreife.  K.  Heinrich  habe  ihm  geschrieben, 
er  möge  bei  dem  Oberehcnheimer  Vertrag  bleiben,  aber  so  dass  die  evan- 
gelischen Capitularen  nicht  vom  Stifte  ausgeschlossen  werden.  Darauf 
habe  er  dem  Könige  seine  schliessliche  Erklärung  gegeben  und  dem  Car- 
dinal von  Lothringen  das  Nöthige  geschrieben:  vor  beider  Antwort  könne 
er  sich  durchaus  in  keine  andern  Verhandlungen  einlassen.  (Cpt.  a.  a.  0.) 
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272.  Bii  w i n k li a u s e n an  Würtenberg.  (p.  s.  z.  Tb.) 

Am  gegenwärtigen  Tag  erklärte  Villcroy  dem  Buwinkhauseu 
im  Namen  des  Königs:  der  Herzog  möge  doch  Alles  thun,  um 
das  Haus  Brandenburg,  wenn  es  einmal  Strassburg  preis  geben 
sollte,  wenigstens  zum  gütlichen  Abtreten  vom  Stift  zu  bewegen, 
und  sich  zu  dem  Zweck  bemühen,  dass  der  Kaiser  die  Gewalt- 
massregeln  einstelle.  Lothringen  selbst  werde  Vernunft  annehraen. 
Der  Herzog  möge  sieh  dem  König  schriftlich  erklären  über  die 
Anerbietungen,  die  er  Brandenburg  gemacht  habe  und  noch  mache, 
sowie  über  die  Bedingungen,  unter  denen  er  die  Resignation  de4 
Administrators  geschehen  wissen  wolle.  Alsdann  werde  der  König 
das  Haus  Brandenburg  zum  Vergleich  mit  dem  Herzog  anmahnen. 
Hingegen  sei  er  (der  König)  fest  entschlossen,  eine  gewaltsamt 
Vertreibung  Brandenburgs  nicht  zu  gestatten.  Der  Herzog  möge 
ferner  ernstlich  dazu  helfeu , dass  die  evangelischen  Capitularen 
erhalten  werden,  und  diese  seine  Absicht  dem  Zabernschen  Capi- 
tol erklären,  da  bei  diesem  sonst  jene  Erhaltung  schwer  durch- 
zusotzen  sein  dürfte,  während  Lothringen  sich  wol  zu  derselben 
bewegen  lassen  möchte.  — Datum  ut  in  literis  (Fontaiueblean 
a.  1600  4/14.  Deccmb.) 

Stuttgart.  Alcn(,'on.  Arten  II. 

273.  Georg  Friedrich  Markgraf  von  Anspach,  Instruc- 
tion f ü r S amuel  Greis  a n C h u r b r a n d e n b u r g. 

Den  Evangelischen  wird  von  ihren  Gegnern  durch  im  Reich 
unerhörte,  widerrechtliche  Mittel  aufs  äusserste  zugesetzt.  Bei- 
spiel: der  Executionsprocess  in  Strassburg.  Der  Markgraf  sitzt 
mitten  zwischen  den  Pfaffen,  der  Gefahr  am  nächsten;  nicht  so 
der  Chuifürst,  der  sich  deshalb  wol  auch  noch  vom  Abschluss  der 
Union  ferngehalten  haben  dürfte.  Aber  nach  des  Markgrafen  und 
benachbarter  Evangelischen  Unterdrückung  wird  man  gewiss  den 
Churfürsten  und  die  entlegneren  Fürsten  nicht  verschonen.  Der 
Markgraf  will  die  Eingriffe  «1er  Papisten,  Jesuiten  und  Spanier, 
welche  die  Autorität  des  frommen  Kaisers  missbrauchen,  die.  von 
ihnen  beabsichtigte  Ausrottung  aller  Evangelischen  neben  andern 
Wolgesinnteu  mit  äusserstem  Vermögen  abwehren  , zumal  da  das 
wieder  publicirte  Religionsedict  des  Erzherzogs  Ferdinand,  der  die 
Türken  vor  der  Tliürc  hat,  beweist,  wie  den  Papisten  die  Vertil- 
gung der  Religionsverwandten  viel  wichtiger  ist,  als  der  Wider- 
stand gegen  die  Türken.  Nach  den  Anerbietungen  des  Königs  Hein- 
rich, dem  Eifer  des  Churfürsten  von  der  Pfalz  und  anderer  Cor- 
respondirender  ist  zu  hoffen,  dass  in  der  Strassburger  Sache,  wenn 
darin  „bewuster  massen“  verfahren  wird,  ein  guter  Ausgang  und  als 
Folge  davon  Abstellung  aller  andern  gravamina,  in  den  besondern 
Anliegen  des  Hauses  Brandenburg  aber  (Jülich  und  Preussen)  gute 
Beförderung  zu  erlangen  sei.  Deshalb  möge  der  Churfürst  Frank- 
reichs Erbieten  „s.  1.  schulden  halber“  annehmen,  die  Beschlüsse 
dc>  Uohringer  Tags,  die  dem  Gesandten  sofort  nachgeschickt  wer- 
den sollen,  „durch  leidenlicheu  Zuschuss“  ausführen  helfen  und  deu 
Bund  der  Correspondirenden,  dein  die  religiöse  Trennung  der  Lu- 
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theraner  und  Calvinisten  nicht  entgegenstehen  kann,  mit  absehlies- 
sen.  Wie  er,  so  meint  auch  Churpfalz,  der  bevorstehende  Reichs- 
tag sei  von  den  Correspondirenden  nicht  zu  beschicken,  sondern 
habe  man  sich  durch  ein  Schreiben  zu  entschuldigen;  dies  wird 
also  der  Churfürst  wol  mitunterzeichnen.  Der  Churfürst  möge  sich 
io  der  Strassburger  Sache  abgesondert  von  den  übrigen  interes- 
sirten  Fürsten  in  keine  gütliche  Handlung  einlassen.  — So  geben 
ist  zu  Onoltzbach  den  13.  Decembris  a.  1602. 

Berlin.  Unionsacla  III.  Cpt. 

274.  Joachim  Friedrich  Churfürst  von  Brandenburg 

an  A n s p a c h. 

Der  Markgraf  hat  Recht,  dass  der  Churfürst  den  von  Chur- 
pfalz vorgeschlagenen  Fürstenconvent  nicht  in  Person  zu  besuchen 
vermag,  ebensowenig  aber  hält  der  Churfürst  für  gut,  ihn  zu  be- 
schicken, denn  er  sieht  wol,  dass  es  zum  Kriege  kommen  will ; 
zain  Krieg  aber  ist  er  keineswegs  entschlossen , noch  hat  er  die 
•Mittel  dazu,  noch  kann  er  sich  ohne  Vorwissen  seiner  Stände,  die 
entschieden  dagegen  sind,  in  denselben,  einlassen.  „Zu  dem  ist 
leicht  zu  erachten,  wie  uns  gefallen  kan,  das  unsers  sons  1.  solche 
grosse  Sachen  dirigiren  wil,  und  uns  nicht  mit  einem  einigen  brief- 
iein  s.  1.  intention  zu  erkennen  gibt.4*  Obgleich  im  Stift  Strassburg 
beide  Theile  zu  den  Waffen  gegriffen  haben,  so  räth  der  Churfürst 
doch,  dass  sein  Sohn  sich  gegen  Frankreich  nochmals  „zur  hande- 
lang  erbiete.44  Er  erwartet  auch  täglich  Resolution  vom  kaiser- 
liche!! Hof.  Will  der  Kaiser  den  Fortgang  des  Reichstags,  so 
*ird  er  hoffentlich  auch  auf  Heilmittel  für  das  strassburgische  Un- 
wesen bedacht  sein.  — Datum  Grimnitz  den  13.  Decemb.  a.  1602. 

Berlin.  Unionsacla  III  Orig. 

2<5.  Friedrich  IV.  an  A n s p a c h. 

Da  Landgraf  Moritz  dem  Churfürsten  erklärt  hat,  dass  er  vor 
Weihnachten  zu  der  persönlichen  Zusammenkunft  der  Fürsten  1 
nicht  kommen  könne,  so  erachtet  der  Churfürst,  dass  der  Tag  erst 
am  16.  Jan.  1603  zu  Oehringen  zu  halten  sei.  — Datum  Heidel- 
berg den  17.  Decembris  a.  1602. 

Berlin.  Unionsacla  III.  Orig. 

1 Am  9.  Dec.  schreibt  Friedrich  IV.  an  Anspach:  die  der  Strass- 
hurger  Sache  wegen  nöthige  Zusammenkunft  wo  nicht  aller,  so  doch 
der  nächst  benachbarten  Correspondirenden  in  Person  scheine  ihm  am 
besten  vor  Weihnachten  abzuhalton  zu  sein.  (B.  Unionsacta  Hl.)  Anspach 
erwidert  am  12.  Dec. : sobald  der  Churfürst  diesen  Convent  nach  Oehrin- 
?en  ausschreibe,  werde  er  sich  einstellcn.  (a.  a.  0.) 

Bericht  über  die  Verhandlungen  des  französi- 
schen Gesandten  mit  dem  Cardinal  von  Lothringen. 

Der  Gesandte  erklärte:  el.  Der  König  gönnt  dem  Cardinal 

alleinigen  Besitz  des  Bisthums  Strassburg.  Er  und  seine  Vor- 
faliren  aber  hatten  in  Kriegsnöthen  freien  Durchzug  durch  das 
SfifL  um  deutsche  Truppen  herbeizuführen.  Nun  der  Cardinal 
einen  österreichischen  Erzherzog  zum  Coadjutor  angenommen, 
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dürften  Spanien  und  Savoyen  Frankreich  dieses  Passes  berauben. 
Der  König  kann  also  diesen  Coadjutor  nicht  dulden,  und  möge 
der  Cardinal  auf  seine  Entfernung  bedacht  sein.  Dann  wird  der 
Markgraf  von  Brandenburg  durch  eine  „recompens“  oder  Jahrgehalt 
zum  Abstehen  vom  Stift  zu  bewegen  sein.  2.  Die  evangelischen 
Capitularen,  zur  Zeit  des  Kriegs  des  Königs  mit  Lothringen  in  des 
ersteren  Schutz  aufgenommen,  rufen  ihn,  da  beide  Parteien  ira 
Stift  zu  den  Waffen  gegriffen,  um  Hülfe  an,  die  er  nicht  verwei- 
gern kann.  Er  wünscht  aber,  dass  der  Cardinal  sich  mit  ihnen 
vergleiche  und  Mittel  zum  Vertrage  seinem  Gesandten  vorschlage. 
Der  Cardinal  erwiderte:  1.  Nachdem  der  Erzherzog  von  ihm  und 
seinem  Capitel  mit  Mühe  zur  Uebernahme  der  Coadjutorei  beredet 
wäre  ihnen  ein  Abdankungsgesuch  an  ihn  schimpflich;  sie  könne! 
auch  nichts  gegen  seine  Confirmation  durch  Papst  und  Kaiser 
tliun.  Hätten  sie  aber  vor  seiner  Ernennung  irgend  ein  Missfallen 
des  Königs  an  seiner  Person  nur  geahnt,  so  würden  sie  seinen 
Wünschen  Rechnung  getragen  haben.  2.  Der  Cardinal  wird  mit 
seinem  Capitel  beratheu , ob  Mittel  zu  finden,  dadurch  sie  sich 
ohne  Verletzung  ihres  Gewissens  und  ihrer  Ehre  mit  den  evange- 
lischen Capitularen  vergleichen  können,  die  dann  der  Cardinal 
möglichst  befördern  wird.  Der  Gesandte  erwidert:  *1.  ob  nicht 
die  Aufhebung  der  päpstlichen  und  kaiserlichen  Confinuatioß 
erwirkt,  und  so  die  Coadjutorei  zurückgenommen  werdeu  könne. 
2.  Eine  jährliche  Competcnz  für  die  evangelischen  Capitularen 
scheine  ein  billiges  Mittel  zu  sein.  Der  Cardinal:  cl.  Er  undsein 
Capitel  können  den  Papst  nicht  um  Aufhebung  einer  Confirmation 
angohen,  die  sie  selbst  von  ihm  erbeten  haben.  2.  Den  audera 
Vorschlag  will  er  seinem  Capitel  vorlegen.  — Ausserdem  gewisse 
Narhricht  aus  Frankreich,  dass  Landgraf  Moritz,  der  jüngst  beim 
König  gewesen,  zum  Generalobersten  der  Truppen,  die  derselbe 
künftig  in  Deutschland  werben  wird,  ernannt  ist,  und  dafür  jähr- 
lich 12,000  Kronen  bezieht.  — ü.  D. 

München  Staatsarchiv  4S6/4  f.  43.  Cop. 


J a n. 
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277.  Heinrich  IV.  an  Bongars.  (z.  Th.) 

Der  König  erwartet  die  Entschliessung  der  Correspoudirendeu 
über  den  von  Lothringen  zugesagtea  Waffenstillstand.  Nach  die- 
ser Entschliessung  „il  faiidra  aprös  mettre  lamain  a Poeuvre  pour 
terminer  cc  different  par  unc  voie  ou  par  autre,  jugeant  toutefois 
celle  de  la  douceur  meillcure  et  plus  seure  que  l’autre,  pourveu 
que  nous  conservions  l’autorite  et  les  droits  pretenduz  par  lesd- 
princes,  et  que  nous  puissions  einpecher  la  coadjutorerie  et  Festa- 
blissement  and.  evesche  de  l’archiduc  Leopold.  Je  differeray  donc 
de  repondre  a la  creance  qui  vous  a este  apportec  de  la  part  du 
landgrave  de  Hessen  pour  le  sr.  de  Waldenfels,  jusques  a ce  que 
j’aye  receu  leur  reponce  susd.  Car  si  lesd.  administrateur  et 
princes  approuvent  la  surseance  aecordee  par  led.  Cardinal,  il 
fauldra  se  conduire  aultrement,  que  s'il  faloit  soustenir  une  guerre 
defensive.“  12  — Escrit  a St.  Gerinain  en  Laye  le  premier  jour  de 
Janvier  1603. 

Pari».  Bibi.  imp.  Mein,  de  Bongars  V f.  232. 
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1 Bongars  erwidert  hierauf  am  Januar:  die  Antwort  dos  II. 

Wfirtemberg  an  Churpfalz  werde  den  König  in  der  Ansicht  befestigen, 
dass  Cburpfalz  und  l,gr.  Moritz  von  diesem  Fürsten  wenig  zu  erwarten 
haben.  Derselbe  täusche  sich  sehr,  wenn  er  glaube,  matt  könne  den 
Administrator  atis  dem  Spiele  lassen  und  die  protestantischen  Capitu- 
laren  erkalten,  oder  letztere,  wenn  erhalten,  könnten  die  Wahl  des  Erzh. 

Leopold  Umstürzen.  ,,I1  me  scmble  bien,  Sire,  que  v Mte.  doibt  laisser 
tirer  los  princes,  tandis  qu’ils  sont  en  haieine,  et  j’ay  peur,  qu’ellc  ne 
lenr  dttrera  gueres.“  (P.  Harlay  340/1  f.  7.)  * 

2 Weitere  Aeusserungcn  Heinrichs  IV.  über  die  Strassburger  Sache 
io  den  Briefen  an  de  Fresnes  und  Breves  vom  17.  und  18.  Febr.  1603. 

Teures  miss.  VI  S.  28,  31.) 

'218,  Gutachten  des  Löfeuius  für  Chur pfalz.  Jan. 

2 

1.  Ausführung,  dass  ein  vom  Kaiser  iudicialiter  oder  extra- 
iadicialiter  beschwerter  Stand  an  den  Churfürsten  von  der  Pfalz 
ippelliren  könne,  und  dass  dieser  die  richterliche  Gewalt  über  den 
Kaiser  habe  in  Appellations-  und  simplicis  querelae  Sachen.  2. 

Gründe,  weshalb  (1er  Churfürst  diese  Gewalt  zur  Abstellung  der 
evangelischen  Beschwerden  wieder  in  Ausübung  bringen  soll.  — 
i Vergeben  28.  Dec.  an.  1602. 

HOnchen  Staatsarchiv  100  8 f.  356.  Cop  Gedruckt  (ohne  Angabe  des  Ver- 
fassers und  des  Monatsdatums) : Lünig,  europäische  Staatsconsilia  I S.  57t. 

Londorp  t S.  2t. 

*219.  Wür tem borg  an  Enzlin.  (z.  Th.)  Jan. 

7 

Das  von  Enzlin  übersandte  Concept  eines  Schreibens  des  Her- 
zogs an  den  König  von  Frankreich  1 braucht  nicht  abzugelten,  da 
der  Herzog  dem  Könige  schon  ausführlich  genug  darüber  geschrie- 
ben hat.  Zunächst  ist  des  Königs  Antwort  abzuwarten,  und  dies 
wn  so  mehr,  „dieweil  nns  wol  bcwust,  wie  die  Frantzosen  affection- 
nirt,  das  auch  nit  alle  zeit  uf  ire  reden  zu  gen  oder  vil  zu  hal- 
ten, sonder  das  sie  wanckelmuettiger  und  unbestcndiger  seint  als 
ein  wiotmül,  doch  wan  man  inen  etwas  zusagt  und  verspricht,  sel- 
biges gleich  und  richtig  gehalten  haben  wollen.“  — Datum  Stutgart 
den  28.  Decemb.  1602. 

Stuttgart.  Strassburg  2t.  Orig. 

t Dasselbe  enthält  eine  Rechtfertigung  des  Verfahrens  Würtembergs 
in  der  Strassburger  Sache  nebst  der  Ritte,  der  König  möge  seiner  gege- 
benen Erklärung  gemäss  die  Ausführung  des  Oberehenheimer  Vertrags 
befördern.  Bei  tJeberscndung  des  Conceptes  schrieb  Enzlin  an  Würtem- 
berg:  da  das  Schreiben  den  Brandenburgischen  zu  Gesiebte  kommen 
▼erde,  so  habe  er  sorgfältig  alles  Präjudicirliche  fern  gelialten,  beson- 
ders hinsichtlich  der  evangelischen  Capitularen.  Denn  diese  „manu 
militari“  zu  erhalten,  sei  in  Folge  des  Oberehenheimer  und  des  darauf 
gefolgten  Vertrags  (vgl  Sattler  V S.  204.),  sowie  aus  andern  Gründen 
flicht  zu  rathen.  (St.  a.  a.  0.) 

•SO.  Anbringen  des  h essen- casselschen  Gesandten  Jan. 

Otto  von  Starschcdel  bei  Chur  pfalz.  y 

Der  von  Cburpfalz  bestimmte  Fürstenconvent  sollte  besehlies- 

über  das  Anerbieten  Frankreichs,  in  der  Strassburger  Sache 
Hülfe  zu  leisten,  sowie  darüber,  was  die  Stände  dazu  tliun  wollten, 
m die  dem  Administrator  abgedrungeneu  Orte  wieder  zu  gewiß- 
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neu  und  die,  welche  er  inne  hat,,  zu  behaupten.  Nun  aber  schreibt 
der  König  von  Frankreich  dem  Landgrafen  am  23.  Dec.  1602,  der 
Cardinal  habe  sich  zur  Niederlegung  der  Waffen  und  gütlicher 
Handlung  erboten,  und  dies  Anerbieten  sei  nicht  wol  auszuschlagen. 
Weil  somit  die  Hülfe  Frankreichs  nicht  zu  erwarten  ist,  so  schlägt 
der  Landgraf  vor,  statt  der  Fürsten  sollten  zunächst  nur  die  Räthe 
zusammen  kommen  und  berathen,  was  auf  des  Königs  Schreiben 
zu  thun  sei;  zugleich  sollten  sie  den  Convent  der  Fürsten  in 
Person  vorbereiten.  — Den  30.  Decemb.  anno  1602. 

Berlin.  Unionsacta  III.  Cop. 

Jan.  281.  Friedrich  IV.  an  Moritz  Landgraf  von, Hessen. 

y 

Otto  v.  Starschedel  hat  am  gegenwärtigen  Tag  seine  Werbung 
bei  dem  Churfürsten  verrichtet.  Der  König  von  Frankreich  ha? 
des  Cardinais  von  Lothringen  Anerbieten  auch  bei  dem  Churfürsten 
durch  Bongars  befürworten  lassen.  Gerade  um  hierüber  zu  be- 
schliessen  scheint  dem  Churfürsten  die  persönliche  Zusammenkunft 
der  Fürsten  nöthig.  Was  ein  Convent  der  Räthe  in  diesem  and 
andern  Puncten  verrichten  kann,  ist  öfter  geschehen.  Der  Land- 
graf möge  sich  von  dem  seit  Jahren  gewünschten  Convent  nicht 
abwendig  machen  lassen.  — Datum  Heidelberg  den  30.  Decembris 
anno  1602. 

Berlin.  Unionsacta  III.  Orig. 

t Der  Admin.  Strassburg  hatte  Heinrich  IV.,  als  dieser  ihm  bezüg- 
lich des  Waffenstillstandes  mit  Lothringen  Mittheilungen  machen  liess, 
am  5.  Jan.  1603  erwidert:  er  müsse  in  dieser  Sache  zunächst  den  Rath 
der  bevorstehenden  Versammlung  der  mit  ihm  verbundenen  Fürsten  ein- 
holen. (Documenta  inedits  r61.  ä l’histoire  d’Alsace  (aus  der  Revue  d’Al- 
sace)  S.  16.) 

Jan.  282.  Bruchstück  des  Protocolls  des  Conventes  zu 
18-20  Oeh  ringen. 

Anwesend  sind1:  Churfürst  Friederich  IV.  von  der 
Pfalz,2  Markgraf  Johann  Georg,  Administrator  zu  Strass- 
burg,3 Herzog  Johann  von  Zweibrücken,  4 Markgraf  Georg 
Friederich  von  Anspach.  5 

„Sambstags  den  8.  Jan.  ante  meridiem.u 

Auf  Begehreu  des  Churfürsten  von  der  Pfalz  lässt  der  Ad- 

1 Lgr.  Moritz  hatte  auf  Friedrichs  IV.  Schreiben  vom  9.  Jan.  er- 
widert: wegen  der  durch  Heinrichs  IV.  Schreiben  angeregten  Bedenk- 
lichkeiten und  überhäufter  Regierungsgeschäfte  vermöge  er  den  Fürsten- 
tag nicht  zu  besuchen.  Doch  bitte  er,  den  Otto  von  Starschedel  des 
Verhandlungen  beiwohnen  und  dieselben  ad  reterendum  nehmen  zu  las- 
sen. (Jan.  14.  B.  Unionsacta  111.) 

* Mit  seinen  Rüthen:  Graf  Johann  d.  j.  von  Nassau,  Graf  Albrecbt 
von  Solms,  Culmann  und  Volrat  von  Plessen.  B. 

3 Mit  dem  Führer  des  Protocolls  B.  (ungenannt.)  B. 

4 Mit  dem  Hofmeister  v.  Bernstein,  Dr.  Heinr.  Schwebel  und 
Dr.  Peter  de  Pötter. 

5 Mit  Christ,  v.  Wallenfels,  Kanzler  Dr.  Stadtmann,  Dr.  Schell  und 
Secr.  Achatius. 
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ministrator  berichten:  der  Cardinal  von  Lothringen  habe  güt- 
liche Handlung  in  der  Strassburger  Sache  vorgeschlagen , aber 
unter  der  unannehmbaren  Bedingung,  dass  ihm  Alles,  was  er  occu- 
pirt,  gelassen  werde.  Man  müsse  also  zur  Vertheidigung  greifen, 1 
und  ilatür  sei  das  beste  Fundament  eine  Union.  Zweibrücken 
erklärt  sich  damit  einverstanden;  Anspach  votirt:  „Man  könne 
ein  anfang  machen  zu  einer  generalunion;  underdessen  sol  man 
ein  specialverbundnus  machen  under  anwesenden  chur-  und  fürsten, 
dem  Strassburgischen  wesen2  und  andern  gravamina  abzuhelfen.“ 
— Hierauf  gibt  Chur pfalz  am  folgenden  Nachmittag  den  mit- 
gebrachten Entwurf  einer  Unionsnotel  zur  Abschrift. 

Indem  man  sodann  die  Berathung  über  die  Strassburger  An- 
gelegenheit fortsetzt,  lässt  der  Administrator  vortragen:  „Man 
hab  in  Junio  a.  1601  bei  den  Staden  hülf  gesucht,  welche  sich 
erbotten,  umb  100,000  taler  auf  vier  monat  600  pferd , 2400  fuß- 
knecht zue  schicken,  wan  solches  der  chur  Brandenburg  und  k. 
w.  in  Frankreich  gefellig;  könten  durch  Brederodium  den  Stadi- 
schen  agenten  lenger  als  auf  vier  monat  behandelt  werden.  Mr. 
Desdiguieres,  gouverneur  zu  Grenoble,  lmb  auch  500 3 pferd  und 
1500  musquetier  angebotten.  Ist  die  capitulation  noch  nit  richtig. 
So  hab  der  könig  in  Franckreich  seine  hülf  auch  offerirt.  Bon- 
gars,  der  königlich  agent  sei  in  der  nashe,  warte  auf  der  chur- 
und  fürsten  resolution.“  Wttrtemberg  und  Lothringen  haben  sich 
vertragen ; die  Stadt  Strassburg  ist  zweifelhaft  und  neutral.  Sie, 
die  Elsässer  Ritterschaft  und  Graf  Johann  von  Nassau  haben 
einen  Tag  zu  Willstett  auf  den  26.  Januar  anberaumt,  um  einen 
Waffenstillstand  zu  Wege  zu  bringen.4 

„D  en  10.  J an.“ 

(Ausser  Zweibrücken  sind  nur  die  Räthe  der  Fürsten 

anwesend.  B.) 

Churpfalz  berichtet  über  Starschedels  Werbung  vom  9.  Jan., 
vorauf  man  beschliesst,  den  Landgrafen  zu  bitten,  „das  s.  f.  g. 
uf  den  23.  dieses  zu  Heidelberg  wolten  erscheinen;  darbei  auch 
anzudeuten,  was  hier  tractirt,  aber  wegen  s.  f.  g.  abwesenheit 
nicht  geschlossen  werden  können.  5 — Darauf  Berathung  über  die 

1 Sonst  könne  man  zu  keiner  gütlichen  Verhandlung  kommen.  B. 

2 Man  könne  die  gütliche  Handlung  annehmen,  sobald  der  Admini- 
strator restituirt  sei.  B. 

1 600.  B 

4 Anspach  erklärt,  er  halte  die  staatische  und  französische  Hilfo 
*ar  nützlich ; doch  möge  man  diesen  und  andere  Puncte  erst  nach  des 
Landgrafen  Moritz  Ankunft  verhandeln.  B. 

5 Diese  Stelle  aus  B. 

Acten  des  30jäbr.  Krieges  L 23 
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282,  Unionsnotel.  Der  Administrator,  Zweibrücken  und  Ans- 
pach erklären  sich  einverstanden  mit  derselben.  Aber  man  soll 
darin  gleich  auch  Churbrandenburg,  Hessen  und  Baden,  die  uni 
ihren  Beitritt  anzugehen  sind,  unter  den  Contrahenten  nennen. 
(Administrator,  Zweibrücken).  Die  Geldbeiträge  sind  nach 
dem  Administrator  und  Zweibrücken  auf  etliche  Monate, 
nach  Chur  pfalz  auf  eine  baldigst  zu  erlegende  Geldsumme  (Chur 
pfalz,  Anspach,  Hessen  zahlen  je  50,000  fl.)  und  jährliche  Zuschüsse 
von  zehn  Monaten  anzusetzen.  Anspach  will  diesen  Punct  erst 
entschieden  sehen,  wenn  mehrere  zu  dem  Bund  getreten  sind.  — 
Es  werden  noch  verschiedene  Verbcsserungsvorschläge  gemacht 
und  nichts  Bestimmtes  beschlossen. 

„Martis  den  11.  Januarii.“ 

(Die  Fürsten  und  Räthe  sind  anwesend.)  „Union  ver- 
lesen, approbirt,  sol  keine  Zeit  gesetzt  werden;  andere  cir- 
cumstantien  sollen  im  nebenabschiede  gemeldet  werden.“  Ein 
Nebenabschied  wird  verlesen.  Ueber  diesen,  wie  über  die  Unious- 
notel  soll  beim  nächsten  Heidelberger  Tag  beschlossen  werden. 
Hierauf  Berathung  über  die  Beschickung  oder  Nichtbeschickung 
des  bevorstehenden  Reichstages.  Der  Administrator  meint,  er 
sei  nicht  zu  beschicken;  „Zweibrü^ken  .stelts  uf  des  lantgraven 
Zukunft;“  Anspach  erinnert,  es  sei  ungewiss,  ob  Churbranden- 
burg bei  seiner  frühem  Entschliessung,  nicht  zu  schicken,  be- 
harren werde ; die  meisten  möchten  am  Reichstag  erscheinen  und 
nachtheilige  Beschlüsse  fassen,  die  man  selbst  nur  durch  seine 
Anwesenheit  hindern  könnte.  Man  werde  sich  den  Verweis  auf- 
laden, die  Gelegenheit  zur  Abstellung  der  Beschwerden  ausser 
Acht  zu  lassen.  Also  solle  man  den  Reichstag  beschicken,  sich 
aber  eher  in  nichts  einlassen,  bevor  den  hauptsächlichsten  Be- 
schwerden abgeholfen  sei.  Churpfalz  acceptirt  diesen  Vorschlag. 

„Mitwochs  den  12.  Jan.“ 

(Churpfalz  und  Zwei  brücken  in  Person,  die  übrigen 
durch  Räthe  vertreten.)  Auf  die  gestrige  Bitte  des  Ad  ministra- 
tors  und  ad  rcferenduin  gefassten  Beschluss  der  Räthe,  dass  zur 
Verteidigung  des  Administrators  drei  Monate  erlegt  werden,  haben 
die  Fürsten  sich  beistimmend  erklärt.  (Churbrandenburg  ist  dabei 
gleichfalls  in  Anschlag  gebracht.)  Anspach  verlangt  aber  eine 
Moderation  seines  Anschlags. 

Berlin.  Unionsacta  III.  Orig.  Anspach.  (Hiermit  verglichen  die  Copie  eine» 
Frotocolls.  Berlin  XIV  16;  citirt  als  B.) 
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283.  Friedrich  IV.,  der  Ad ministrator  von  Strassburg, 
der  Herzog  von  Zweibrücken  und  Markgraf  von  Ans- 
pach an  Churbrandenburg. 

Die  Fürsten  übersenden  Schriftstücke  zur  Aufklärung  über 
ihre  Beschlüsse  hinsichtlich  der  Union  und  Strassburger  Angelegen- 
heit. Sie  ersuchen  den  Churfürsten,  ihrer  Vereinigung  beizutreten. 
— Datum  Oeringen  den  11.  Januarii  a.  1603. 

P.  s.  Bericht  über  den  Beschluss  hinsichtlich  der  dem  Admini- 
strator von  Strassburg  zu  leistenden  Geldhülfe.  Da  der  erste 
Termin  dem  Churfürsten  zu  kurz  fallen  wird,  so  möge  er  bei  dem 
zweiten  die  ganze  ihm  zufallende  Quote  erlegen. 

Cassel  Regicrungsarchiv.  Heidolbergischc  u.  a.  Unionsacta  d.  a.  1602.  3.  Cop. 

284.  Oehringer  Unionsacte. 

Der  kaiserliche  Hofrath  zieht  fast  alle  Sachen  vor  sein  Forum 
nml  entzieht  dadurch  den  Ständen  ihre  Privilegien;  am  Reichstag 
will  man  bei  der  Ttirkensteuer  und  andern  freiwilligen  Sachen  die 
Stände  an  die  Beschlüsse  der  Majorität  binden,  demzufolge  der 
kaiserliche  Fiscal  zu  Speier  sie  mit  Processen  zur  Schmälerung 
ihrer  Freiheiten  bedrängt;  man  sucht  den  evangelischen  Ständen 
die  nach  dem  Passauer  Vertrag  in  ihren  Landen  reformirten 
Klöster  und  Stifte  nebst  deren  Erträgen  wieder  zu  entziehen;  man 
hält  die  Nichtpapisten  für  nicht  so  vieler  Ehren  und  Rechte  fähig, 
als  die  Papisten ; den  Ständen  werden  ihre  Privilegien  nicht  nur 
nicht  confirmirt,  sondern  auch  streitig  gemacht;  die  ordentlichen 
Kammergerichtsvisitationen  werden  unterlassen,  am  Kammergericht 
Processe  gegen  Papisten  abgeschlagen  oder  gehindert.  Diese  und 
andere  vornemlich  den  evangelischen  Ständen  höchst  nachtheiligen 
widerrechtlichen  Vorgänge,  dazu  noch  besonders  die  Strassburger 
Sache  zu  zählen  ist,  sind  in  den  gravamina  der  Evangelischen  aus- 
geführt,  lind  ihre  Abstellung  öfter  umsonst  begehrt.  Um  nun  die 
Abschaffung  derselben,  die  Restitution  des  ihnen  Entzogenen,  die 
Erhaltung  ihrer  Rechte  und  der  Freiheiten  der  Stände  zu  erlangen, 
haben  Churpfalz,  Churbrandenburg,  der  Administrator  von  Strass- 
burg mit  seinem  Capitel,  Zweibrticken,  Anspach,  Hessen- Cassel 
und  Badeu-Durlach  sich  für  sich  und  ihre  Erben  verglichen,  dass, 
wenn  einer  von  ihnen  in  den  obengenannten  und  andern  Fällen 
gegen  den  Land-  und  Religionsfricden , seine  Rechte  und  Privile- 
gien gewaltsam  oder  auf  andere  Weise  bedrängt  wird,  sie  einander 
mit  Rath  und  That  beistehen,  dass  sie  auch  die  Strassburger  Capi- 
tularen  und  die  Diener,  welche  sie  in  vorliegenden  Sachen  ge- 
braucht haben  und  brauchen  werden , beschützen  wollen.  Miss- 
verstand in  der  Religion,  kaiserliche  Mandate  und  Achtserklärungen 
und  anderes  sollen  sie  hierbei  nicht  abhalten.  Eine  Summe 
Geldes  ist  zusammenzuschiessen  und  jährlich  zu  vermehren.  Jeder 
sucht  andere  Stände  zu  dem  Bunde  zuzuzieheu.  — 0.  D. 

Cassel  Regierungsarchiv.  Ueidelb.  u.  a.  Unionsacta  d.  a.  1602.  3.  Cop. 

2H5.  Oehringer  Nebenabschied. 

(1.  Der  erste  Theil  des  Abschieds,  der  die  Union  betrifft, 
stimmt  im  wesentlichen  mit  dem  Heidelberger  Nebenabschied 
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(n.  294.)  Die  Worte  des  letztem:  „auf  den  fal  auch  ein  stant  — 
vorgenommen  würde,“  betreffend  die  Execution  von  Hofproccssen 
und  Religionsveränderung,  fehlen,  ebenso  die  Stelle  hinsichtlich 
der  Anwerbung  von  Hessen -Marburg,  Coburg  und  Weimar.  Es 
finden  sich  noch  andere  Abweichungen  von  geringerer  Bedeutung.i 
2.  Man  hat  Gründe  für  und  gegen  den  Besuch  des  vorstehende!! 
Reichstages  vorgebracht  und  erstere  für  stärker  befunden,  vor- 
behaltlich jedoch  der  Erklärung  des  Churfürsten  von  Brandenburg. 
Die  Reichstagsgesandten  sollen  sich  aber  in  keine  Verhandlung 
einlassen,  wenn  nicht  vorher  die  oft  geklagten  Beschwerden,  be- 
sonders die  vornehmsten  abgestellt,  und  vor  allem  die  Strassburger 
Sachen  nach  Massgabe  des  Saarburger  Vertrags  wieder  geordnet 
werden.  Sie  sollen  sich  auch  bemühen,  dass  dem  Administrator 
die  Session  eingeräumt,  oder  doch  dieselbe  aucli  seinem  Gegner 
versagt  werde.  3.  Obgleich  man  sonst  in  der  Strassburger  Sache 
gegenwärtig  keinen  Beschluss  fassen  konnte,  so  hat  inan  doch  zu 
„continuirung  des  angefangenen  kriegswesens  und  die  Sachen  dar 
durch,  biß  fernere  mittel  erlangt,  oder  die  Sachen  in  bessern  stant 
gebracht  werden,  ufrichtig  zu  halten“,  75000  Gulden,  zahlbar  io 
zwei  Terminen  (2.  Februar  und  einen  Monat  später),  bewilligt, 
lieber  die  Verwendung  dieser  Summe  berätli  man  bei  einer  neuen 
in  Heidelberg  am  2.  Febr.  zu  haltenden  Versammlung.  Es  steuern 
zu  ihr  bei:  Churpfalz  und  Churbrandenburg  je  18000  H.,  Anspach 
und  Hessen-Cassel  je  15000  fl.,  Baden  6000  fl.,  Zweibrücken  3000  fl. 
An  Churbrandenburg,  Landgraf  Moritz  und  Baden  wird  man  hier- 
über schreiben  und  sie  bitten,  ihre  Quote,  wenn  nicht  zum  ersten, 
so  doch  das  ganze  zum  zweiten  Termine  zu  erlegen.  4.  Auf  ein 
schriftliches  Anbringen  des  Gesandten  der  Staaten  konnte  mau 
sicli  wegen  geringer  Zahl  der  Versammelten  nicht  erklären.  Zur 
nächsten  Tagsatzung  aber,  bei  der  der  Gesandte  die  von  ihm  ge- 
wünschte Summe  bestimmt  anzugeben  hat,  wird  inan  seine  Ent- 
schließungen darüber  mitbringeu.  Auf  diese  Tagsatzung  hat  mau 
ferner  die  Beantwortung  von  Bongars’  Anbringen  verschoben.  — 
Dictirt  zu  Geringen  den  12.  Januarii  a.  1603. 

Berlin.  Unionsiiota  III.  Cop. 

Jan.  2S6.  Der  Administrator  zu  Strassburg  an  Anspach. 

24 

Der  Administrator  hat  den  Tag  zu  Willstett  beschickt.  Wenn 
aber  die  Unterhändler1  Vorschlägen,  dass  der  Cardinal  die  dem 
Administrator  angenommenen  Aemter  restituire,  und  der  Antheil 
des  letztem  am  Stift  in  Sequester  genommen  werde,  so  wird  der 
erstere  schwerlich  das  erstere,  noch  der  Administrator  das  andere 
bewilligen.  Damit  nun  die  in  Oehringen  bewilligte  Hülfe,  davon 
der  Administrator  1200  Mann  zu  Fuss  und  300  Mann  zu  Pferd 
werben  wird,  einen  ansehnlichen  Erfolg  habe,  schlügt  er  vor, 
dass  von  Churpfalz  noch  2000  Mann,  von  Anspach  1000  Manu 
und  einige  Pferde,  von  Baden  1000  Mann,  von  Hessen  200  Pferde 
nebst  einem  oder  drei  Stück  groben  Geschützes  unversehens  iu's 
Stift  geschickt  werden,  um  das  dem  Administrator  Entrissene  wie- 
der zu  gewinnen.  Dies  Hesse  sich  in  einem  Monat  vollbringen 
und  wäre  der  beste  Weg  zu  einem  ehrenvollen  Frieden.  Chur- 
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pfalz,  der  sich  bereits  erboten,  dem  Administrator  noch  50  Pferde 
drei  Monate  lang  zu  unterhalten,  und  mehrmals  von  persönlichem 
Zuzug  gesprochen,  würde  vielleicht  gar  den  Oberbefehl  über  jene 
Truppen  übernehmen.  — Der  Markgraf  möge  seine  Gesandten 
zum  Heidelberger  Convent  hierüber  instruiren.  Dem  Markgrafen 
von  Baden  hat  der  Administrator  dieselben  Vorschläge  machen 
lassen.  — Datura  Wimpfen  den  14.  Januarii  a.  1603. 

Berlin  Unionsacta  III.  Orig. 

i Der  Gr.  Hanau,  die  Stadt  Strassburg  und  die  Ritterschaft  des 
l'nterelsass  suchten  vergeblich  einen  Waffenstillstand  zum  Zwecke  güt- 
licher Verhandlungen  zwischen  dem  Cardinal  und  Administrator  zu  ver- 
mitteln. Sie  verhandelten  mit  ihnen  in  Willstett,  dann  in  Strassburg 
von  Ende  Januar  bis  in  den  Februar  oder  März  hinein.  (2  Actenstücke 
darüber  B.  Unionsacta  II i und  C.  R.  Heideibergische  u.  a.  Unionsacta.) 

2$?.  Werbung  deskaiserlichen  Gesandten  Landgrafen 
von  Leuchten  borg  bei  Anspach. 

Der  Landgraf  erklärt  im  Auftrag  des  Kaisers:  1.  Die  Postu- 
iation  des  Markgrafen  Johann  Georg  ist.  nichtig,  gegen  den  Reli- 
gionsfrieden, welcher  ohne  den  geistlichen  Vorbehalt  nicht  bestehen 
kann.  Dennoch,  und  ungeachtet  der  dem  Cardinal  von  Lothrin- 
gen ertheilten  kaiserlichen  Belehnung  und  darauf  erfolgter  kaiser- 
licher Mandate,  behaupten  des  Markgrafen  Beamte  das  ganze  Amt 
Oberkirch,  Stadt  und  Schloss  Dachstein  und  andere  Orte  des  Stifts, 
und  hat  Anspach  diesen  Leuten  eine  Anzahl  Truppen  zur  Hülfe 
geschickt.  Durch  die  Aufrcehthaltung  der  Ansprüche  des  Mark- 
grafen würde  der  Religionsfriede  zerrüttet,  der  Anfang  dazu  ge- 
macht, um  das  Xebeneinanderbestehen  der  katholischen  und  prote- 
stantischen Stände  unmöglich  zu  machen.  Deshalb  hat  der  Kaiser 
Churbrandenburg  durch  Gesandte  aufgefordert,  seinen  Sohn  und 
dessen  Anhänger  dahin  zu  weisen,  dass  sie  dem  Cardinal  von 
Lothringen  in  den  aus  seiner  Wahl  und  Belehnung  lierfiiessenden 
Hechten  keinen  Ertrag  tliun:  wenn  dies  geschehe,  so  werde  er, 
der  Kaiser,  befördern,  dass  die  in  dem  Vertrag  zu  Oberehenheim 
bestimmte,  seitdem  erhöhte  Summe  dem  Administrator  ausgezahlt 
venle.  Von  dem  Markgrafen  von  Anspach  verlangt  er,  dass  er 
seinen  in  der  Strassburger  Sache  ergangenen  Mandaten  gehorche 
and  dem  Administrator  dieselben  Weisungen  gebe,  welche  Chur- 
braiulenburg  ihm  geben  soll.  2.  Churbrandenburg  erklärte  sieh 
am  6.  Sept.  1602  willig  zur  Besuchung  des  ausgeschriebenen 
Reichstages,  am  3.  Nov.  aber  sagte  er:  cda  der  Kaiser  auf  Anrufen  des 
Cardinais  von  Lothringen  „mit  exequirung  der  verordneten  Com- 
mission,“ dadurch  sein  Sohn  entsetzt  werde,  fortfahre,  so  könne 
er,  so  lange  dies  nicht  geändert  werde,  den  Reichstag  nicht  be- 
schickend Der  Kaiser  hat  ihn  nun  ermahnen  lassen,  den  Reichs- 
tag nicht  unbeschickt  zu  lassen.1  Dasselbe  möge  Anspach  bei  dem 
Churfürsten  befürworten.  — Datum  Onoltzbaeh  den  28.  Januarii 
anno  1603. 

Cassel  Regiertingsarehiv,  Heideibergisehe  u.  a.  Unionsacta  d.  n.  1602.  3.  Cop. 

1 Die  kaiserlichen  Gesandten  Friedrich  Gr.  Fürstenberg  und  Mat- 
thäus Wacker  ersuchten  den  Chf.  Brandenburg  in  einer  Werbung  vom 
29.  Jan.:  ‘er  möge  seinen  Sohn  Johann  Georg  ernstlich  zur  Befolgung 
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der  kaiserlichen  Mandate  und  zur  Annahme  des  Oberehenheimer  Ver- 
trags ermahnen.  Er  möge  ferner  den  Reichstag  ungesäumt  beschicken* 
Der  Churfürst  erwiderte  darauf:  ‘die  Belehnung  des  Cardinais  von  Loth- 
ringen und  die  mandata  executorialia  seien  gegen  den  Strassburger  Paci- 
ficationsabschied.  Es  sei  dem  Hause  Brandenburg  und  andern  evangeli- 
schen Fürsten  höchst  verkleinerlich,  wenn  sie  den  Cardinal  dem  Admi- 
nistrator das  Stift  entziehen  lassen.  Wenn  aber  der  Administrator  auch 
das  Stift  abtreten  und  darauf  erst  die  gütliche  Unterhandlung  beginnen 
wollte,  so  könne  der  Churfürst  ihn  doch  nicht  auf  den  Oberehenheimer 
Vertrag  verweisen  lassen,  da  dieser  weder  ihn  (den  Administrator),  noch 
sonst  Jemanden  vom  Hause  Brandenburgs  verbinde.  Der  Kaiser  mö; 
vielmehr  die  von  Lothringen  begonnene  Execution  abstellen.  — Da  der 
Kaiser  bezüglich  der  gravamina  nichts  gethan , den  Mgr.  Johann  Georg 
mit  scharfen  Executorialmandaten  beschwert  und  mehrere  Schreiben  de* 
Churfürsten  gar  nicht  beantwortet  habe,  so  trage  dieser  Bedenken,  de: 
Reichstag  zu  beschicken.  Wenn  aber  der  Kaiser  sich  den  Stünden  ge- 
fälliger erweisen  und  die  Strassburger  Sache  „zu  anderer  moderation 
richten“  wolle,  so  werde  der  Churfürst  den  Reichstag  beschicken/  (Chur- 
brandenburg an  Anspach  (mit  Beilage.)  Febr.  2.  C.  R.  Heideibergische 
u.  a.  Unionsacta  d.  a.  1602.  3.) 

Jan.  288.  Georg  Friedrich  Markgraf  von  Anspach,  Resola* 
29  tionaufdie  Werbung  des  Landgrafen  von 

Leuchtenberg.  1 

Hinsichtlich  der  Strassburger  Sache  wird  der  Markgraf  sich 
nach  vorheriger  Communication  mit  Churbrandenburg  dem  Kaiser 
erklären.  Der  Erinnernngen  des  Kaisers  über  den  Reichstag  wird 
der  Markgraf,  wenn’s  nöthig  ist,  bei  Churbrandenburg  eingedenk 
sein. 2 — Actum  Onoltzbach  ....  den  19.  Januarii  a.  1603. 

Cassel  Rcgirrungsarchiv.  Ueidelbcrgische  u.  a.  Unionsacta  d.  a 1602  3.  Cop. 

t Vgl.  Lingelsheim  an  Bongars.  1603  März  13.  (Bongarsi  et  Lingels- 
hemi  epistolae  S.  167). 

2 Der  kaiserliche  Gesandte  reiste  am  15.  Febr.  (Wallenfels  an  Ans- 
pach. Febr.  14.  B.  Unionsacta  III.)  von  Anspach  nach  Heidelberg,  über- 
gab dort  dem  Chf.  Pfalz  seine  Werbung  an  Anspach  und  ersuchte  ihn, 
er  möge  dem  Mgr.  Anspach  und  Chf.  Brandenburg  wegen  ihrer  Wider- 
spenstigkeit gegen  den  Kaiser  sein  ernstes  Missfallen  bezeugen  ,,und  in 
summa  i.  Kai.  Mt.  hierunder  interponirte  kaiserliche  autoritet  vertretten." 
Er  möge  den  Reichstag  besuchen  und  dessen  Besuchung  bei  Churbran- 
denburg und  andern  befördern.  (0.  D.  C.  R.  a a.  0 ) Der  Churfürst  er- 
. widerte:  er  erkenne  den  geistlichen  Vorbehalt  nicht  als  Reichsgesetz 
an.  Für  die  evangelischen  Capitularen  in  Strassburg  sei  vollends  durch 
die  beharrliche  Observanz  vor  und  nach  dem  Passaucr  Vertrag  ihre 
Stellung  nach  Ausweis  des  Religionsfriedens  gesichert.  Die  Strassburger 
Sache  sei  eine  Religionssache,  und  in  solchen  haben  die  Evangelischen 
dem  Kaiser  nie  das  Urtbeil  anheim  geben  können.  Es  wäre  in  derselben 
aber,  wenn  man  die  gegenwärtigen  evangelischen  Capitularen  anerkenne 
den  Evangelischen  für  künftig  den  Zutritt  zu  dem  Stifte  frei  halte  und 
die  Acte  des  Administrators  und  seines  Capitels  in  Kraft  lasse,  ein  güt- 
licher Vergleich  wol  zu  erlangen.  — Den  Reichstag  werde  er  (der  Chur- 
fürst) beschicken,  sobald  er  höre,  dass  derselbe  angehen  werde,  (o.  P 
a.  a.  0 ) — Ueber  das  scharfe  Schreiben  des  Kaisers  an  Lgr.  Moritz 
vom  Jan.  1603  vgl.  Rommel  VII  S.  215  Anm.  184. 
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289.  GeorgFriedrich  Markgraf  von  Anspach,  Instruc-  Jan. 

tion  für  Br.  Georg  Schell  zum  Heidelberger  Tag.  31 

1.  Die  Union  ist  dringend  nüthig,  für  wenige  Stände  aber 
unausführbar.  Ueber  sie  kann  sich  daher  der  Markgraf  erst  dann 
erklären,  wenn  er  Churbrandenburgs  Antwort  auf  das  Schreiben 
der  in  Oehringen  versammelten  Fürsten  kennt.  Bis  dahin  mag 
man  das  Nöthige  2ur  völligen  Vergleichung  über  den  Xebenabschied 
vorbereiten.  2.  In  der  Strassburger  Sache  weiss  der  Markgraf  in« 
Ermanglung  der  churbrandenburger  Resolution  keine  bestimmten 
Instructionen  zu  geben,  der  Gesandte  soll  bei  den  einzelnen  Punc- 
ten  des  Markgrafen  Resolution  erholen.  Bas  zu  erlegende  erste 
Ziel  der  75,000  fl.  wäre  wol  zurttckzuhalten,  bis  Churbrandenburgs, 

Hessens  und  Badens  Resolutionen  darüber  bekannt  sind.  Um  je- 
doch die  Garnison  in  Dachstein  im  Gehorsam  zu  halten,  nimmt 
der  Gesandte  2000  fl.  mit,  und  wird  der  Markgraf  sich  wegen  der 
fibrigen  3000  fl.  nach  Massgabe  der  Einzahlungen  anderer  „weitter 
eröfnen.“  Wird  der  in  dem  Schreiben  des  Administrators  von 
Strassburg  an  den  Markgrafen  vom  24.  Jan.  gemachte  Vorschlag 
berathen,  so  erklärt  der  Gesandte:  von  geistlichen  Ständen  um- 
geben, könne  sein  Herr  auch  die  geringste  Truppenzahl  nicht  mit 
der  nöthigen  Heimlichkeit  und  Eile  aufbringen.  Er  erinnert,  ob 
derselbe  nach  Leuchtenbergs  Werbung  und  vorgeschlagener  güt- 
licher Handlung  auch  rathsam  sei  ? 3.  Auf  die  vom  staatiseben 
Gesandten  vorzubringende  Werbung  wird  sich  der  Markgraf  resol- 
viren,  sobald  er  hört,  was  die  übrigen  Stände  darauf  thun  wolleu. 

— So  geschehen  . . zu  Onoltzbach  den  21.  Januarii  anno  1603. 

Berlin.  Unionsacta  III.  Cpt. 

290.  Joachim  Friedrich  Churfürst  von  Brandenburg  Febr. 

an  Churpfalz  (z.  Th.)  2 

Nachdem  der  Churfürst , sowie  seine  Hof-  und  Landräthe 
„auch  etzliche  vorneme  sta?nde  1 der  chur“  die  Sachen  erwogen 
haben,  findet  er  die  Beschickung  des  Reichstags  nöthig.  Denn  er 
lüde  1.  im  Falle  der  Nichtbeschickung  zu  grosse  Verantwortung 
auf  sich.  Hat  doch  Chursaclisen  schon  angedeutet,  der  Kaiser  würde 
dann  auf  andern  Wegen  (z.  B.  durch  Kreistage)  Türkenhülfen  zu 
erlangen  suchen  und  den  Reichstag  einstellen.  Dann  aber  könnte 
in  keinen  Beschwerden  der  Stände,  noch  in  der  Strassburger  Sache 
geholfen  werden.  Oder  wenn  dadurch  der  Kaiser  einem  Einbruch 
der  Türken  gegenüber  hülflos  bliebe,  so  wäre  der  Churfürst  auf 
ewig  der  Christenheit  zum  Verweis.  2.  Der  Churfürst  würde  sich 
durch  seine  Weigerung  den  Kaiser,  Böhmen,  Sachsen,  alle  der 
Iürkengofahr  Ausgesetzten  zu  Feinden  machen.  Dieselben  könn- 
ten, wenn  sie  Schaden  erlitten,  mit  gewaffneter  Hand  bei  ihm  Ent- 
schädigung suchen.  3.  Der  Churfürst  hat  genug  Angelegenheiten, 
in  denen  ihm  des  Kaisers  Feindschaft  sehr  schaden  kann.  4.  Wenn 
der  Kaiser  — wie  seine  Gesandten  andeuten  — gegen  den  Chur- 
fürsten  „etwas  statuiren“  sollte,  so  hätte  dieser  Böhmen,  Sachsen 
und  andere  Nachbarn  durch  seine  "Weigerung  erzürnt;  die  Land- 
stände würden  erinnern,  dass  sie  das  Verfahren,  daraus  die  Un- 
gelegenheit entstanden,  abgerathen  hätten;  Churpfalz,  Anspach, 
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Hessen  würden  zu  weit  entfernt,  oder  auch  durch  ähnliche  Mass- 
regeln  beschäftigt  sein,  so  dass  sie  nicht  helfen  könnten.  — Dies 
ist  dem  Churfürsten  von  den  Hof-  und  Landräthen,  wie  den  Stän- 
den „einmutig  zu  gemut  gefurt  worden.“  Nachdem  auch  der  Chur- 
fürst den  Reichstag  bewilligt,  der  Kaiser  und  andere  Stände  sich 
darauf  verlassen  und  ihn  meistens  schon  beschickt  haben,  ist  nicht 
mehr  res  integra.  Er  würde  sich  durch  längeres  Weigern  zur 
Partei  in  der  Strassburger  Sache  machen,  sein  „votum“  darin  ver- 
'lieren  und  ihr  schaden.  Demgemäss  gedenkt  der  Churfürst  den 
Reichstag  „uf  ferner  i.  Kai.  Mt.  züschrciben“  zu  beschicken.  — 
Datum  Cöln  an  der  Sprew  den  23.  Januarii  a.  1603. 

Bernburg  VI  S.  1;  vol.  14  f 56.  Cop. 

l Diese  rathen  dem  Churfürsten  in  einem  Gutachten:  er  möge  sich 
der  Strassburger  Sache  bei  Zeiten  entziehen.  Denn  obgleich  maif,  um 
in  dieser  Sache  die  protestantischen  Ansprüche  zu  vertheidigen,  die 
Hülfe  etlicher  Fürsten,  der  Stadt  Strassburg  und  besonders  Frankreichs 
in  Aussicht  habe,  so  könne  jener  Schutz  doch  nur  mit  grossen  Gefahren 
und  Kosteu  geschehen.  Das  Directorium  und  in  Wahrheit  die  ganze 
Last  nebst  den  üblen  Folgen  würden  auf  den  Churfürsten  fallen.  Frank- 
reich habe  früher  seine  Hülfe  nicht  bewilligt,  ohne  selber  Vortheil  zu 
erlangen.  (Beispiel:  Metz,  Toni  und  Verdun.)  Oh  Heinrich  IV.  bei  der 
Verwandtschaft  mit  Lothringen,  und  da  ihm  leicht  im  eigenen  Lande 
Händel  entstehen  können,  ernstlich  helfen  werde,  sei  zu  bezweifeln. 
Ueberhaupt  könne  man  sich  nicht  stetsauf  fremde  Hülfe  verlassen,  wenn 
man  nicht  selbst  „den  nachtruck“  thun  könne.  Des  Churfürsten  Lande 
aber  vermögen  keine  weitern  Steuern  aufzubringen.  — Die  Stände  em- 
pfehlen schliesslich  Abtretung  der  Rechte  Johann  Georgs  an  einen  andern 
evangelischen  Herrn  gegen  eine  Entschädigung,  wie  ja  mit  Würtemberg 
darüber  gehandelt  werden  solle.  (Bg.  a.  a.  0.) 

Febr.  291.  Notizen  des  Landgrafen  Moritz  von  Hessen. 

In  genere.  Es  wolle  behutsam  gangen  sein.  Es  verstehe 
keiner  die  sach,  als  M.  Ursachen,  warumb?  Unde  alles  uf  mich 
fallen  möchte,  und  aller  verdacht  uf  mir  sitzen  bleiben.  Meinen, 
das  auch  das  Torgauische  werk  keinen  bestand  würde  gehabt. 
Magnus  error  Germanorum,  zugleich  pneparation  und  factum  vor- 
zunemen.  Da  man  es  weiter  bedrachten,  so  würde  man  befinden, 
das  es  unkreftig.  Exemplum  vom  protestirenden  krieg,  da  die 
coniunctse  religionis  vires,  nobilitas  und  civitates  beisammen  weren, 
welche  sola  Ciesaris  autoritate  zerbrochen  und  zernichtet.  Hodie 
wmrde  wegen  grosser  Verbitterung  es  bei  solcher  geringen  schants 
nicht  bleiben.  — In  specie.  Zu  ponderiren  vires  adversas  et 
nostras.  Wen  der  Kciser  10,000  man  halten  wolten  consideratis 
eseteris  Omnibus  mediis,  imo  mit  6000  man:  die  Oberpfaltz  nichts, 
Anspach  habe  Wilsbergk,  und  Blassenberg,  ex  nostra  partc  sei 
keiner  nicht,  der  sich  eine  kleine  zeit  könne  mit  seinem  eigenen 
gelt  ufbaRen.  Heec  non  dicuntur  ad  refutandum,  sed  ad  bene  pr«- 
parandum.  Diese  seind  Staden,  F. , E. , Schweitz.  Parsiuioniara 
anzustellen,  die  das  inwendigste  inittel  were.  Und  also  consilia 
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et  nervura.  Errores  consiliorum  — *,  das  der  keiser  das  gantze  direc-  F e b r. 
toriumindem  Ungerischen  krieg,  ubi(?)arraa,  autoritatem,  pecuniam, 
delectnm  inilit(um).  Weil  wir  sehen,  das  zu  unser  praeparation 
*ir  frieden  erhalten,  est  exteris  zu  schaffen  geben.  Fovenda  igi- 
fur  bella  B.  et  U.  2 In  Ungaria  sol  inan  den  errorem  corrigiren. 

Die  neue  contributio  sol  conditionaliter  gewilligt  werden.  Ein 
corpus  militare  zu  halten,  darüber  ein  fürst  des  reichs.  Dem 
keiser  werde  der  scrupulus  genommen  mit  X und  dem  cf  Belg, 
zu  foviren , ne  persuasi  faciant  pacem.  So  man  auch  könte  F. 
gegen  Spanien  imharkiren.  Bei  Pfaltz  erinerung  zu  thun  ratione 
vitae,  morum,  religionis.  Periculum  in  ejus  morte,  und  das  den- 
selben Sachen  möchte  besser  nachgedacht  werden.  — Bei  der 
uion.  Die  union  nicht  zergehen  zu  lassen,  sondern  zum  wenigsten 
o/terminos  defeusorios  gedencken.  Lantrettung  und  defension.  — 3 
Cßgaricum.  Die  restanten  zu  geben.  Muste  wol  bedacht 
«erden,  ne  inutiliter  pereant.  — Praesentia  Caesaris.  Werde 
schwerlich  zugehen.  Werde  auch  den  fürsten  nicht  nütz  sein. 

Ideoque  inconsultum.  So  die  P.  netc  wolten  mit  darzu  verstehen, 
das  der  Kai.  Mt.  sollte  eben  soviel  anlat*  geben  werden,  als  so  sie 
regenwertig  were.  Pistorii  schreiben  zu  communiciren.  Die  Staden 
nicht  zu  lassen.  — 0.  D.  4 

Cassel  Regicrunsgsarchiv  HeidHborj'iscbfn.  a.  Unionsacla  <1.  a.  IS02.  3.  Eig«nk. 

1 Ein  Zeichen  oder  Buchstaben  (/’). 

2 Oder  N.?,  was  aber  keinen  Sinn  gibt. 

3 Hinter  defension  ein  Punct,  dann  noch  das  Wort  „uf.“  In  einer 
neuen  Zeile  folgt  erst  ,,Ungaricum.“ 

1 Bass  die  Notizen  Bezug  auf  die  Heidelberger  Verhandlungen  haben, 
zeigt  der  Inhalt  und  die  Einreihung  des  Actenstücks  unter  die  Heidel- 
berger Unionsacten  im  Casscler  Archiv. 


‘<$2.  p r o t o c o 1 1 des  Convents  zu  Heidelberg,  (z.  Th.) 

Anwesend  sind:  1.  Churfürst  Friedrich  IV.  von  der  Pfalz, 

2.  Markgraf  Johann  Georg,  Administrator  von  Strassburg,  3.  Herzog 
Johann  von  Zweibrücken,  4.  Gesandte  dos  Markgrafen  Georg 
Friedrich  von  Anspach,  5.  Landgraf  Moritz  von  Hessen,  (5.  Ge- 
sandte des  Markgrafen  Ernst  Friedrich  1 von  Baden. 

„Acta  Heidelbergk  27.  Jan.  a.  1603.“ 
Uhurpfalz2:  Repetit  tractationem  Oeringensem,  petit anobis 
declaratiouem.  Anspach:  Die  Union,  darüber  man  in  Oehringen 
vornehmlich  gehandelt,  kann  der  Markgraf  nicht  abschliessen,  bevor 


F e b r. 
6-22 


1 Diesem  batten  die  in  Oehringen  versammelten  Fürsten  ihren  Ent- 
wurf der  Unionsacte  und  den  Nebenabschied  zugesandt  und  ihn  ersucht, 
auf  den  2.  Febr.  seine  Käthe  zur  Heidelberger  Tagsatzung  zu  schicken. 
(Jan.  22.  C.  R.  Heidelberger  u.  a.  l’nionsaeta  d.  a.  1602,  3.) 

2 Culmann.  C.  M. 
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292.  Churbrandenburgs  Resolution  erfolgt  ist.  Denn  wenige  Stände 
können  dieselbe  nicht  auf  sich  nehmen.  Hessen1:  „Wil  zur  union 
verstehen;  sie  sei  nötig  aber  schwer,  dau  man  sich  irer  vilen  muß 
opponiren,  gehör  guter  rat  darzu  und  ein  nervus;  mau  könne  so 
geschwind  einen  solchen  nervum  nicht  zusammenbriugen ; sei  der 
außlcndischen  potentaten  hulf  nit  vergewißert ; derwegen  nit  rat- 
sam, das  so  wenig  sich  in  ein  solch  werck  solten  einlaßen.“  Der 
Landgraf  kann  auch  ohne  die  andern  vom  Hause  Hessen  vermöge 
ihrer  Erbeinung  den  Hund  nicht  abschliessen.  2 Baden  und  Zwei- 
brticken3  erklären  sich  bereit  zu  der  Union.  Churpfalz:  Die 
Union  ist  lediglich  defensiv.  Auf  den  Beitritt  fremder  Potentaten 
der  künftig  erfolgen  kanu,  4 braucht  man  nicht  zu  warten.  Aehn- 
lich  5 der  Administrator. 6 — Bei  einer  zweiten  und  dritten  Um- 
frage , dabei  auch  über  die  Strassburger  Angelegenheit  geredet 
wird,  fällt  Baden  dem  churpfälzischen  Votum  hinsichtlich  der 
Union  bei.  Hessen  erklärt:  „sei  kein  hilf  wan  man  warte,  biß 

man  angriffen  werde Man  werd  zur  offension  kommen... 

Man  könne  die  außlsendische  potentaten  nit  außschließen  ; damer 
und  alle  protestirende  beisammen  waeren,  könten  sie  nit  ein  juste> 
exercitum  halten.“  Zweibrücken:  „Die  union  sei  auch  znr 
offension  gemeint.“  7 

Churpfalz  schliesst:  „Der  union  halben  sei  man  in  wieder- 
wertigen Gedanken,  und  könne  man  nichts  gewisses  schließen." 
Es  wird  eine  „nachbarliche  landrettung“  gegen  „unversehene  uber- 
faelle“  empfohlen.  Da  Hessen  hierüber  nähern  Aufschluss  begehrt, 
erklärt  Churpfalz  sich  bereit,  das  Coucept  einer  solchen  vor- 
zulegen. 

Hinsichtlich  der  Strassburger  Sache  berichtet  der  Admini- 
strator: „Hertzog  von  Lotringen  hab  die  güet  versuchen  lassen: 
auf  den  künftigen  Sontag  sei  die  guetliche  handluug  zue  Straß* 

1 „L.  Moritz.“  C. 

'■*  Zunächst,  und  bis  die  beiden  Requisite  (Geld  und  fremde  Hülfe! 
beschafft  sind  , „solt  darnf  verdacht  werden,  wie  man  sich  defensive  uf- 
halten  mögen.“  C. 

3 „Pf.  Hans  lest  es  bei  1.  Moritzen  voto  bewenden.“  M. 

J Vorher  muss  mau  unter  einander  verglichen  sein.  C.  „Es  sollen 
keine  fremde  hineingezogen  werden;  die  exteros  nur  uf  einen  reuter- 
dienst anzusprechen.“  M. 

5 Anspach  und  der  Administrator.  M. 

6 Ohne  die  von  Churpfalz  gegebne  engere  Bestimmung  des  auswär- 
tigen Beistandes.  C.  M. 

* „\  ei  gleiche  sich  mit  1.  M.,  das  man  die  auswertigen  gebrauchen 
solle.  . . Obwol  jetzo  wenig  beisammen,  so  wölle  doch  vorgearbeitet 
sein.“  M.  „Man  muß  sich  vergleichen , wie  einer  den  andern  retten 
solle.“  C. 
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barg  angestelt.“  Hessen  und  Churpfalz  erklären,  die  gütliche 
Handlung  sei  anzunehmen.  1 Der  Landgraf  erklärt  sich  zugleich 
einverstanden  mit  der  in  Ochringen  bestimmten  Geldhülfe,  nur  dass 
sein  übermässiger  Anschlag  auf  8000  fl.  moderirt  werde.  Baden 
votirt:  „Seien  die  andern  puncten  (ausser  der  Union)  seiner  instruc- 
tion  alle  darauf  (auf  die  Union)  gesetzt.“ 

„28.  Jan.  Vormittag.“ 

Auf  Antrag  Hessens2  wird  die  in  Oehringen  beschlossene  Geld- 
biilfe  für  den  Administrator  von  Strassburg  auf  50,000  fl.  herab- 
gesetzt, obgleich  dieser  erklärt,  es  seien  auf  den  Uehringer  Be- 
schluss hin  bereits  1000  Mann  zu  Kuss  und  150  Mann  zu  Pferd 
geworben. 

„29.  Jan.“ 

Anbringen  Brederodes3:  Die  Staaten  hatten  von  den  Fürsten 
eine  solche  Hülfe  erwartet,  dass  man  des  Feindes  Macht  brechen 
and  einen  allgemeinen  Frieden  erringen  möchte.  Da  aber  den 
Fürsten  noch  andere  Kosten  und  Beschwernisse  obliegen  möchten, 
so  gedenken  sie  (die  Staaten),  mit  einer  bis  Ostern,  spätestens  bis 
Pfingsten  zu  erlegenden  Hülfe  von  150,000  Thaler  den  ausseror- 
dentlichen Werbungen,  die  der  Herzog  von  Aumale  und  der 
frühere  Jttlichsche  Marschall  Schenkern  und  Andere  ohne  Zweifel 
mit  päpstlichem  Geld  und  auf  Anstiften  des  Nuntius  in  Cöln  für  Erz- 
. herzog  Albert  anstellen,  im  Sommer  zum  Theil  begegnen  zukönnen.  4 


1 „Dabei  auch  bedacht,  das  von  den  underhendlern  itf  die  mittel  zu 
gedencken:  erstlich,  ob  die  restitutiou  der  abgenominenen  aempter  vom 
hern  Cardinal  zu  erhalten  wsere,  zum  andern  das  evangelische  tomb- 
«-apiiel  in  seinen  wurden  und  guttern  plibe,  und  dan  zum  dritten,  daß 
der  her  Cardinal  gnugsame  und,  wo  muglich,  under  k.  w.  zu  Franckreich 
hant  gewisse  assecuration  deshalben  leisteten.  (Dr.  Schell  an  Anspach. 
Febr.  6.  B.  Unionsacta.) 

Davor  regt  Zweibrücken  nochmals  die  Unionshandlungen  an, 
die  er  zum  Abschluss  geführt  sehen  will.  Schell  schreibt  an  Anspach 
(Febr.  7 B.  a.  a.  0 ):  „Ist  endlich  dahin  verglichen  worden,  daß  man 
dieselbe  (die  Union)  vor  erlangter  churfurst liehen  Brandenburgischen 
resolution,  und  biß  andere  stend  in  merer  anzal  zu  solcher  verstehen 
wollen,  endlich  nit  schließen  können.  Es  sol  aber  solche  keineswegs 
fallen,  sondern  wie  sie  zu  Dringen  begriffen,  biss  zu  endlicher  Vergleich- 
ung in  iren  würden  pleiben.  Und  wil  mich  fast  beduncken , daß  her 
landgraf  Moritz  zu  Hessen  nit  grossen  lust  zu  disem  werck  habe.“ 

3 Dasselbe  ist  in  dem  Protocoll  ganz  kurz  bezeichnet.  Abschriftlich 
findet  es  sich  B.  a.  a.  Ö. 

4 Schon  der  Oehringer  Versammlung  hatte  Brederode  am  21  Jan. 

folgende  Werbung  vorgetragen  : So  lange  die  Spanier  in  den  Nieder- 

landen regieren,  müssen  die  Protestanten,  von  Oestreich  und  Spanien 
eingeschlossen,  besorgen,  dass  des  Papstes  und  seiner  Anhänger  Anschläge 
gegen  Deutschland  durch  spanische  Truppen  ausgeführt  weiden.  l.»a 
<he  Geistlichen  am  Rhein  und  in  Westfalen  sich  mehr  auf  Burgunds, 
*ls  des  Reichs  Schutz  verlassen,  so  werden  sie  sich  mit  den  Protestan- 


Febr. 

6-22 


Digitized  by  Google 


364 


1603 


292.  Bei  der  Berathung  über  diese  Werbung  erklärt  der  Admini- 
strator nichts  thun  zu  können,  Churpfalz  undHesseu  nehmen 
sie  ad  referendum,  Anspach  ist  von  den  Staaten  auch  besonders 
ersucht  und  wird  das  seinige  thun,  wünscht  aber  vorher  zu  ver- 
nehmen, was  andre  leisten  werden.  Dasselbe  wünscht  Zwei* 
b r ü c k e n zu  hören. 1 Der  badische  Gesandte  ist  ohne  Instruction, 
weil  sein  Herr  von  diesen  Sachen  keine  Nachricht  hatte.  2 

„Den  1.  Febr.“3 

Zweibrücken  verliest  den OehringerUnionsentwurf.  Hessen: 
wegen  der  Schwierigkeiten  der  Union  soll  man  von  der  Landrettuug 
reden.  Hinsichtlich  der  erstem  wird  jedoch  u.  a.  bemerkt:  „Wer 
das  haubt  sein  soll  in  ista  coufoederatione?  Ob  nicht  i.  Mt.  vor- 
zuschlagen , wofern  sie  den  Strasburgischen  Sachen , den  hofpro- 
cessen  abhelfen.“  Den  Nachmittag  darauf  erklärt  Zweibrücken: 
„Es  sei  heut  geret  von  der  uniou,  lantrettung,  Französischer 4 und 
Stadischer  abfertigung;  derwegen  vonnoten,  das  von  dem  singilla- 


ten  nicht  zum  Besten  der  Ehre  und  Freiheit  des  Reichs  vereinigen,  wenn 
daraus  irgend  ein  Nachtheil  für  Burgund  entstehen  möchte;  im  Gegen* 
theil  sie  werden  dieselben,  wie  bei  der  spanischen  Execution  von  1599, 
durch  Jntriguen  hindern  Der  Papst  sucht  ferner  in  Deutschland  und 
Frankreich  den  Protestanten  die  geistlichen  Güter  zu  entreissen,  ihnen 
den  Erwerb  derselben  und  den  Zutritt  zu  geistlichen  Beneficien  abzu- 
schneiden.  Erreicht  er  sein  Ziel,  so  können  die  evangelischen  Stände  ihre 
Hoheit  nicht  erhalten.  Die  Jülicher  Lande  kann  man  bei  gegenwärtiger 
Sachlage  nur  mit  Hülfe  der  Staaten  gewannen  und  behaupten.  Mit 
Hülfe  der  Staaten  können  aber  auch  die  Spanier  aus  den  Niederlanden 
vertrieben , und  so  die  Evangelischen  von  all’  jenen  Gefahren  befreit 
und  der  Besitz  der  geistlichen  Güter  und  die  Ansprüche  auf  ihren  Er- 
werb gesichert  werden.  Deshalb  mögen  sich  die  Fürsten  auf  die  von 
Brederodc  vorher  bei  jedem  einzeln  angebrachte  Werbung  insgesammt 
und  willfährig  entschliesscn,  zumal  da  Spanien  jüngst  gegen  11  Millionen 
Goldes  aus  Indien  erhalten  hat,  die  es  zum  Theil  nächsten  Sommer  gegen 
die  Niederlande  verwenden  wird.  Wenn  die  Fürsten  nicht  wol  sogleich 
etwas  erlegen  können,  so  mögen  sie  gegen  Pfingsten,  spätestens  bei  der 
künftigen  Frankfurter  Herbstmesse  eine  Summe  erlegen,  davon  man  eine 
gute  Anzahl  Truppen  etliche  Monate  lang  unterhalten  kann.  Die  Staa- 
ten werden  ihnen  dafür  in  ihren  Nöthen  mit  äussersten  Kräften  bei- 
stehen (C  R.  Heidclbergische  u.  a.  Unionsacta  d.  a.  1G02.  3.) 

1 Schlägt  aber  zugleich  vor,  den  Staaten  etwra  100,000  fl.  zu  erlegen.  C. 

2 Zum  Schlüsse  erklärt  Churpfalz:  „Man  könne  das  concept 
zu  Oringen,  der  union  halben  ufgerichtet,  durchseheu;  darzu  ein  jeder 
zuzusetzen,  was  im  gefelligk.“  C. 

3 Das  Folgende  nach  C. 

4 Die  undatirte  Copie  eines  Anbring.  ns  von  Bongars  an  den  Heidel- 
berger Tag  enthält  vornehmlich  folgendes:  Der  König  von  Frankreich 
wünscht  sofortige  Nachricht,  was  die  Fürsten  auf  des  Cardinais  von 
Lothringen  Anerbieten  zur  Niederlegung  der  Waffen  beschlossen  haben, 
um  den  Cardinal  davon  benachrichtigen  zu  können.  Er  räth  ihnen,  das 
Anerbieten  anzunehmeu,  damit  sie  Zeit  gewinnen,  sich  zu  berathen,  zu 
verbünden  und  zu  rüsten.  (Ü.  a.  a.  0.) 
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tim  zu  reden.“  Hessen  meint  zwar,  man  könne  die  Union  noch 
nicht  zum  Schlüsse  bringen,  indess  möge  man  immerhin  davon 
reden. 

Vom  12.  Februar  ab  werden  die  Verhandlungen  zwischen  Churpfalz 
einerseits  und  der  Gesammtheit  der  übrigen  Fürsten  anderseits  schrift- 
lich geführt , so  zwar,  dass  die  Churpfälzer  den  Sitzungen  der  letztem 
nicht  beiwohnen.  Ueber  die  Veranlassung  dieser  Trennung  schweigt 
das  überhaupt  lückenhafte  Protocoll.  Doch  schreibt  Wallenfels  am 
16.  Febr.  an  Anspach:  zwischen  etlichen  der  in  Heidelberg  verhandeln- 
den. Fürsten  sei  grosses  Misstrauen  entstanden.  Churpfalz  sei  nicht 
mehr  in  den  Sitzungen  vertreten  , sondern  es  werde  schriftlich  init  ihm 
verhandelt.  Die  Ursache  davon  sei  der  Feder  nicht  zu  vertrauen. 
(B.  a.  a 0.)  In  einem  Schreiben  von  gleichem  Datum  meldet  derselbe: 
mit  den  Berathungen  des  Heidelberger  Convents  „gehet  es  eben  lang- 
sam und  widerwertig,  und  seind  die  leut  im  rat  also  beschaffen,  daP  sie 
ma  deme,  so  man  heut  gewiP  beschlossen  sein  vermeint,  morgen  leicht- 
'.*li  wider  abfallen.“  Die  Strassburger  Hülfe  von  50,000  fi.  ist  noch 
:icbt  erlegt,  „hoffen  aber,  solches  stündlich  zu  geschehen.“  (a.  a.  0.) 
Am  18.  Febr.  schreibt  Bongars  an  Villcroy:  ein  Hauptgrund  des  lang- 
samen Fortgangs  der  Berathungen  sei  ,.lc  peu  d’accord  qui  cst  entre  ces 
princes,  proeädant  de  la  diversitä  des  intentions  et  des  jalousies  nommt»- 
ment  entre  Pelecteur  Palatin  et  le  landgrave  de  Hesse.“  (P.  Harlay  840 '1 
f.  91.)  Es  scheint,  dass  aus  den  hier  erwähnten  Differenzen  zwischen 
Churpfalz  und  Lgr.  Moritz  eine  lang  dauernde  Verstimmung  hervorging; 
denn  am  24  März  1604  schreibt  der  Churfürst  an  den  Landgrafen  : er 
habe  sein  Handschreiben  empfangen  und  allen  Groll  gegen  ihn  auf- 
gegeben. Er  wolle  sich  bei  ihm  einfinden,  wenn  er  ihm  Zeit  und  Ort 
bestimme.  (C.  St.  Rep.  II  cell.  7 vol.  5.) 

i • 

1603  Februa  r 12.  Gutachtender  Fürsten.  Erinnerungen 
in  Betreff  der  Unionsacte  und  des  Nebenabschiedes.  Darunter 
folgende:  1.  Wenn  ein  Nichtunirter,  wie  derCardinal  von  Lothringen, 
die  Execution  von  Ilofprocessen  „oder  religionsverenderung“  sich 
übertragen  lässt,  so  sollen  ihm  sämmtliche  Uuirte  widerstehen, 
•ralß  wan  eU  sonsten  von  einer  hohem  hant  vorgenomen  wurde.“ 
2.  Es  soll  bestimmt  werden,  dass  jeder  30  Monate  zum  Geldvor- 
rat!) erlege,  und  jährlich  10 — 12  Monate  zusehiesse,  doch  ohne 
Bezeichnung  des  Termins,  da  man  sich  noch  nicht  schliesslich 
einigen  kann.  3.  Landgraf  Moritz  hat  erklärt , dass  Landgraf 
Ludwig  d.  ä.  „durch  andere  stende“  für  die  Union  gewonnen 
werden  könnte;  also  schlägt  man  vor,  dass  Churpfalz  und  Chur- 
brandenburg diese  Aufgabe  übernehmen.  „Item  weil  uf  den  Chur- 
fursten  zu  Sachsen  wenig  liofnung  zu  machen,  und  demnach  in 
acht  zu  nemen,  das  etzliche  differentiell  zwischen  chur-  und  den 
andern  hertzogen  zue  Sachsen  vorlauffen,  wie  in  solcher  gelegen- 
heit  die  Weimarische  und  Koburgische  linien  beits  oder  zum 
wenigsten  eine  hierin  zu  ziehen.“  4.  Zum  General  der  Union 
'-vird  Graf  Johann  d.  j.  von  Nassau  vorgeschlagen.  5.  Um  den 
Kaiser  am  Reichstage  nicht  zu  sehr  zu  belcidigeu,  schlägt  man  vor, 
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292.  sich  zu  erbieten,  man  wolle,  wenn  der  Kaiser  wenigstens  die  vor- 
nehmsten, zumal  die  im  Eingang  der  Unionsacte  aufgezählten  Be- 
schwerden sofort  abstelle,  oder  die  Stände  über  einen  kurzen 
Termin  zu  ihrer  Abschaffung  sicher  stelle,  der  Majorität  in  der 
Conti ibution  folgen;  doch  sollen  die  dadurch  Beschwerten  sich  dem 
Erkenntniss  einer  paritätischen  Commission,  ob  die  von  ihnen 
gesuchte  Moderation  begründet  sei,  unterwerfen.  — Dein  Bre- 
derode  ist  zu  erwidern : man  wolle  den  Staaten  eine  namhafte 
Summe  liefern,  wenn  diese  vorher  die  Rückzahlung  der  von  König 
Heinrich  bei  den  evangelischen  Fürsten  gemachten  Schulden  er- 
wirkten. Dem  Bongars  ist  zu  antworten:  man  wünsche  zu  wissen, 
ob  auf  die  von  ihm  ad  referendura  genommene  Yorantwort  des 
Administrators,  'er  wolle  die  Waffen  niederlegen  und  die  gütliche 
Handlung  annehmen,  falls  König  Heinrich  ihm  Restitution  ver- 
schaffe’, eine  Resolution  des  Königs  erfolgt  sei.  Werde  jener  Be- 
dingung entsprochen,  so  sei  man  zur  Niederlegung  der  Warten 
bereit.  Man  ersuche  den  König,  durch  einen  Gesandten  in  der 
Strassburger  Sache  die  gütliche  Handlung  vorzunehmen. 

1603  Februar  12.  Erklärung  des  Churfürsten  von 
der  Pfalz.1  Der  Churfürst  ist  einverstanden  damit,  dass  der 
Reichstag  besucht  werde.  Da  sich  etliche  Stände  hinsichtlich  der 
zurückgehaltenen  Türkenhülfe  mit  dem  Kaiser  zu  vergleichen 
suchen,  2 so  können  die  übrigen  allein  bei  ihrer  Weigerung  nicht 


1 Die  folgenden  schriftlichen  Erklärungen  und  Gutachten  finden  sich 
abgesondert  von  dem  Protokoll , aber  in  demselben  Baude  mit  ihm  im 
Casseler  Regierungsarchiv. 

% Zweibrücken  hatte  dem  Chf.  Pfalz  noch  am  4.  Febr.  folgendes 
geschrieben:  Er  habe  das  am  2.  Jan.  ihm  übergebene,  von  der  chur- 
pfälzischen Canzlei  geschriebene  Bedenken  erwogen.  Der  Kaiser  werde 
sich  beim  nächsten  Reichstag  auf’s  heftigste  über  die  Stände  beschweren, 
welche  die  in  den  Reichsabschieden  von  1504  und  98  bestimmte  Türken- 
bülte nicht  erlegt  haben.  Aber  die  Stände  seien  nicht  verpflichtet  mehr 
zu  geben,  als  sie  bewilligt  haben  und  erschwingen  können.  Der  Kaiser 
habe  sein  Versprechen,  den  Frieden  im  Reich  zu  erhalten,  ohne  welchen 
die  Stände  nichts  contribuiren  können,  nicht  erfüllt,  denn  nicht  durch 
ihn,  sondern  durch  andere  seien  die  Unruhen  im  westfälischen  Kreis 
gestillt;  die  Unruhen  in  Strassburg  könne  er  durch  den  blossen  Betchl. 
den  Paciiicationsabsehied  zu  halten,  beilegen.  Begehre  der  Kaiser  der 
Stände  Bedenken  über  die  in  den  fiscalischen  Processen  nachgesuch- 
ten Revisionen,  so  solle  man  die  Stände  ermahnen,  dass  sie  die  Frei- 
heit des  Reichs  wahren.  — Die  übergebcue  Schrift  widerlege  die  aufgc* 
führten  Einwürfe,  und  solle  man  sich  durch  diejenigen,  welche  die 
Steuer  erlegt  haben,  nicht  irren  lassen.  Die  Correspondircnden  aber, 
welche  sich  mit  dem  Kaiser  über  die  Türkenhülfe  zu  vergleichen  an- 
fangen, seien  durch  Churpfalz  von  ihrer  unverantwortlichen  Absonderung 
von  den  übrigen  abzumahnen.  (C.  R.  Ileidelbergische  u.  a.  Union* 
acta  d.  a.  1602.  3.) 
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verharren,  und  wird  der  Churfürst  sich  also  auch  mit  dem  Kaiser 
abfinden  müssen.  Ueber  die  bei  dem  nächsten  Reichstage  zu  be- 
willigende Hülfe  wird  man  sich  nicht  wol  eher  vergleichen  können, 
als  bis  die  kaiserliche  Proposition  erfolgt  ist.  Der  Churfürst 
möchte  gern  sehen,  dass  die  Hülfe  in  Volk  geleistet  werde,  und 
muss  der  Vorbehalt  angehängt  werden,  1.  dass  Friede  und  Ruhe  im 
Reich  herrsche,  2.  dass  die  ungewöhnlichen  Hofprocesse  abgeschafft, 
die  evangelischen  Stände  bei  dem  Religionsfrieden,  besonders  bei  dem 
Rechte,  in  ihren  Landen  durchaus  zu  reformiren,  belassen  werden, 
3.  dass  die  gravamina,  besonders  die  in  des  Kaisers  Hand  stehenden, 
abgestellt,  in  den  übrigen  solche  Verfügung  getroffen  werde,  dass 
die  Evangelischen  ferner  unbeschwert  bleiben,  4.  dass  die  Majorität 
bei  freiwilligen  Hülfen  unverbindlich  sei,  dass  dem  Kammergericht 
ernstlich  befohlen  werde,  die  Reichsstände  in  ihren  Freiheiten  und 
Rechten  nicht  zu  beschweren,  und  nicht  weniger  Sachen  jährlich 
definitiv  zu  entscheiden,  als  „zu  urtel  gesetzt  werden.“  Die  in 
diesen  Angelegenheiten  in  Oehringen  bedachten,  vom  Markgrafen 
von  Anspach  schon  ausgefertigten  Schreiben  an  etliche  Churfürsten 
und  Fürsten,  sollte  man  allerseits  vollziehen  und  abgehen  lassen. 

1603  Februar  16.  Gutachten  der  Fürsten.  Die  Fürsten 
wünschen,  dass  zu  fernem  Berathungen  über  die  Union  sofort  ein 
neuer,  durch  Gesandte  zu  beschickender  Tag  bestimmt  und  noch  meh- 
rere wolgesinnte  Stände,  die  1599  in  Frankfurt  vertreten  gewesen, 
dazu  eingeladen  werden.  Sie  sehen  die  Ursache  nicht  ein,  wes- 
halb ihre  meisten  schriftlichen  Erinnerungen  hinsichtlich  des 
Kebenabschieds  in  dem  churpfälzischen  Gutachten  übergangen  sind. 
(Wiederholung  des  1.,  2.  und  4.  Punctes  jener  Bemerkungen.)  Was 
die  Correspondirenden  dem  Kaiser  von  ihren  Steuerrückständen 
bewilligen,  soll,  wenn  die  Summen  auch  ungleich  sind,  doch  vou 
ihnen  insgemein  dem  Kaiser  angeboten  werden.  Unter  den  Be- 
dingungen der  Türkenhttlfe  soll  auch  die  Erstattung  des  von  den 
drei  Kreisobersten  bei  der  spanischen  Execution  ausgelegten  Geldes 
anfgeführt  werden.  Man  vergleiche  sich  sofort,  ob  man  nicht, 
wenn  keine  Milderung  der  gravamina  zu  erlangen  sei,  sich  in 
keine  Verhandlungen  einlassen  und  abziehen  solle,  und  ob  sich 
die  Correspondirenden  des  Rathgangs  so  lange  enthalten  sollen, 
bis  der  Gesandte  des  Cardinais  von  Lothringen  für  diesmal  auf 
die  Session  verzichtet  habe.  Das  erste  Ziel  der  dem  Administrator 
bewilligten  Hülfe  ist  sofort  zu  erlegen.  Der  Administrator  ver- 
spricht dagegen,  ohne  Bewilligung  seines  Capitels,  der  Stadt  Strass- 
bürg und  der  interessirten  Stände  sich  mit  Niemanden  des  Stifts 
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292.  wegen  in  Unterhandlung  einzulassen.  Die  Vorschläge,  welche  der 
Landgraf  von  Leuchtenberg  dem  Administrator  gemacht  hat,  sind 
von  diesem  weder  gesucht  noch  angenommen,  daher  ihm  der  Ver- 
dacht, als  habe  er  sich  mit  dem  Landgrafen  abgesondert  einge- 
lassen, sehr  beschwerlich  ist.1  Ein  gütlicher  Vergleich  in  der 
Strassburger  Sache2  wird  am  besten  durch  den  König  von  Frank- 
reich bei  Lothringen  unterhandelt.  Da  Churpfalz  den  Vorschlag 
der  Stände  in  Betreff  der  Abfertigung  Brederodes  nicht  für  gut 
findet,  so  möge  er  einen  andern  machen.  Dem  Bongars  hätte 
Landgraf  Moritz  mitzuthcilen , dass  man,  wenn  auch  der  Admini- 
strator nicht  bei  dem  Stift  bleiben  könne,  sein  Capitel  nicht  ver- 
lassen wolle,3  und  einen  starken  Bund  zu  schliessen  gedenke: 
Würtemberg  werde  man  durch  Landgraf  Moritz  mit  dem  Admini- 
strator zu  vergleichen  und  für  den  Bund  zu  gewinnen  suchen. 
Der  König  möge  Lothringen  durch  eine  Gesandtschaft  zu  einem 


1 Ein  anonymer  Bericht  unterzeichnet  Heidelberg  den  4.  Febrniru 
a.  1603  (a.  St.)  besagt:  „Man  habe  dem  Chf.  Pfalz  mitgetheilt,  dem 
Lgr.  Leuchtenberg  sei  ad  partern  zu  verstehen  gegeben , der  Admin 
Strassburg  wolle  allein  mit  dem  Kaiser,  und  zwar  zuerst  in  Anspach  mit 
dem  Landgrafen,  dann  zum  Abschluss  in  Prag  mit  dem  Kaiser  selbst 
unterhandeln  und  ihm  darauf  »las  zur  \ ertheidigung  der  Evangelisches 
in  Strassburg  geworbene  und  noch  zu  werbende  lvriegsvolk  nach  Ungarn 
schicken.  Dies  habe  der  Churfürst  dem  11.  Zweibrücken  eröffnet,  damit 
er  mit  Hessen  und  Baden  berathe,  was  zu  tliun,  um  die  gemeinen  Inte- 
ressen und  in  Heidelberg  gefassten  Beschlüsse  vor  Nachtheil  za  be- 
wahren. (B  a.  a.  ü.) 

'■*  In  der  dem  Bedenken  vorhergehenden  Beratlning  schlagt  der  Ad- 
mini  strato  r (persönlich)  vor:  Die  Fürsten  mögen  ihm  100,000  fl.  anf 
ein  .lahr  leihen;  der  K.  Frankreich  solle  200  Kürassiere  stellen  und 
besolden;  „item  das  das  lantvolk  die  guarnison  erhalten“  (M:  „daneben 
solte  man  mit  geschiitz  und  landvolk  helfen.“)  Inzwischen  hätte  man 
über  den  Frieden  zu  verhandeln.  (M:  die  besten  Vermittler  seien  die 
Landstände).  Zwei  brücken  (pers.)  bemerkt:  nur  vermittelst  des 
K.  Frankreich  könne  die  Restitution  erlangt  werden.  „Sei  nicht  tbun- 
lich,  so  vil  gelt  darzuschiessen  aus  ursach,  das  churf.  zu  Brandenburg 
nichts  thut.  Anspach  (Wallenfels):  Es  gibt  zwei  Wege  zur  Verglei- 
chung: entweder  der  Administrator  bleibt  bei  dem  Stift,  oder  er  nimmt 
Geld  und  resignirt  und  das  (ev.)  Capitel  wird  erhalten.  Lgr.  Moritx 
(pers.)  „I.  f.  g.  haben  diese  (Strassburgische)  sacli  ufs  konigs  (von  Frank- 
reich) befelch  angefangen,  derowegeu  sei  billich,  das  sie  darvon  nicht 
werden  ausgeschlossen.  Item  mit  Staden  sei  zu  handeln,  sed  alia  vis. 
Mit  den  3 Stenden  im  Elsas  sei  nicht  zu  handeln,  suchen  ir  eigen  vor- 
tel.“  Schwerlich  werden  die  vereinigten  Fürsten  noch  mehr  Geld  Aus- 
geben. „Man  könne  kein  krigk  furen;  mangcl  proviant,  landstende  in 
Elsas  seien  neutrales.“  Baden  (Gesandter) : mit  der  Majorität.  (ProtocollC.) 

3 Lgr.  Moritz  erklärt  in  der  vorhergehenden  Berathnng:  ,,Unge« 
scheut  anderer  Verhinderung  sei  man  resolviret , das  capitel  in  esse  ru 
halten;  damit  der  konigk  gute  affection  zu  Teutschen  tregt,  werde  er 
sich  wol  erklereD,  der  Sachen  mit  gewalt  zu  helfen.“  (Protokoll  C.) 
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gütlichen  Vergleich  auf  Grundlage  des  Saarburger  Abschieds  be- 
wegen, und  durch  dieselbe  die  Correspondircndcn  zur  Einigkeit 
und ( Vertheidigung  ihrer  Freiheiten,  mit  Anbietung  seines  Bei- 
standes ermahnen. 1 

1603  Februar  17.  Erklärung  des  Churfürsten  von 
der  Pfalz.  Ein  neuer  Tag  für  die  Unionsverhandlungen  kann 
nicht  wol  bestimmt  werden,  ehe  die  Erklärung  Churbrandenburgs 
hinsichtlich  „dieses  gantzen  wercks“  erfolgt  ist.  Hierauf  muss  erst 
jeder  seine  Freunde  und  Nachbarn  für  den  Plan  zu  gewinnen 
suchen,  und  findet  man  dann,  dass  Aussicht  auf  Erfolg  vorhanden 
ist,  so  wird  der  Clmrfürt  nicht  ermangeln  in  Ausschreibung  des 
Tages.  Im  Nebenabschied  kann  der  Churfürst  die  Bestimmung  der 
Geldbeiträge  nach  der  Matrikel  nicht  zugeben,  weil  diese  mangel- 
haft ist.  Er  wünscht  Benennung  und  Verkeilung  einer  bestimm- 
ten Summe  Geldes.  Zur  Ernennung  eines  Obersten  ist  es,  da  die 
Uion  noch  nicht  abgeschlossen,  die  Geldbeiträge  noch  nicht  ver- 
glichen sind,  zu  früh.  Ueber  das  vor  zwei  Tagen  vorgelegte  Con- 
cept  einer  Landrettung  möge  man  sich  vergleichen,  oder,  da  dies 
vielleicht  nicht  so  rasch  thunlich  ist,  man  möge  bestimmen, 
rdal* *  ein  jeder  stand  nach  gelegenheit  «einer  landen  und  leut 
darunter  notwendige  Verordnung  thuc.“  Die  Vorschläge  hinsichtlich 
der  rückständigen  Steuern  und  der  Executionskosten  werden  ab- 
gefeimt. Nachdem  Churbrandenburg  den  Reichstag,  zu  dessen 
Nichtbeschickung  die  Strassburger  Sache  genügsamen  Anlass  gab, 
zü  besuchen  sich  entschlossen,  auch  sich  dem  Kaiser  willfährig  er- 
zeigeu  zu  wollen  scheint,  wird  er  schwerlich  sich  zum  Abzug  vom 
Reichstage  bewegen  lassen;  die  wenigen  gegenwärtig  anwesenden 
Stände  können  deshalb  auch  nichts  darüber  beschliesscn.  Ueber 
den  Vorschlag  in  Betreti  der  Session  des  Administrators  hat  man 

1 Am  16.  Febr.  berichtet  Wallenfels  an  Anspach:  Viele  bezeigen 
iich  gar  gut  kaiserlich , wie  denn  Churpfalz  sich  der  rückständigen 
Tfirkenhülfe  wegen  mit  dem  Kaiser  abzufinden  entschlossen  sei,  und 
ttifangs  den  Ersatz  der  westfälischen  Executionskosten  nicht  unter  den 
Bedingungen  der  Türkenhülfe  habe  aufgeführt  wissen  wollen.  Ausser 
den  50,000  fl.  wolle  Niemand  etwas  zur  Behauptung  Strassburgs  bei- 
steuern, sondern  es  solle  Bongars  den  K.  Frankreich  ersuchen,  er  möge 
&it  Lothringen  unterhandeln , dass  der  Administrator  „bei  dem  Stift 
bfeibe.“  Sei  dies  nicht  zu  erlangen,  so  solle  der  Administrator  gegen 
‘•#0,UQ0  fl.,  zu  deren  Zahlung  Würtemberg  sich  vor  einigen  Tagen  bereit 
erklärt  habe , und  gegen  Erstattung  der  Darlehen  von  Churbrandenburg 
und  Anspach  seinen  Ansprüchen  auf  das  Stift  entsagen.  Lgr.  Moritz 

*erde  zu  dem  Zwecke  zum  II.  Würtemberg  reisen.  Das  ev.  Capitel 
KHe  jedoch  erhalten  werden.  Von  des  Lesdigui&res  und  der  Staaten 
Hülfe  wolle  Niemand  etwas  wissen.  Man  habe  nun  in  drei  Wochen  so 
üel  zu  Stande  gebracht,  als  mau  in  drei  Tagen  hätte  thun  können, 
(B.  a.  a.  0.) 

Aciea  des  düjahr.  Krieges  I.  24 


Febr. 

6-22 
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292.  sich  beim  Reichstag  mit  Churbrandenburg  und  andern  Evangelischen 
zu  vergleichen.  Für  Strassburg  hat  Churpfalz  bei  weitem  mehr 
geleistet,  als  andere,  er  hat  sich  auch  wiederum  zu  „fernerer 
extraordinari  liberalitct  freundlich  anerbotten.“  Trotzdem  ist  er 
bereit  zu  sofortiger  Erlegung  des  ersten  Ziels  der  von  dem  Con- 
vent bewilligten  Hülfe.  Er  wünscht  aber  Aufklärung,  oh,  wie 
Anspach  vorher  berichtet,  auf  Churbrandenburg  in  dieser  Sache 
noch  immer  keine  Rechnung  zu  machen  sei,  damit  er  sich  des  zwei- 
ten Ziels  wegen  darnach  zu  richten  wisse;  auch  ist  eine  Erklärung 
des  Administrators,  woher  man  die  Erstattung  dieser  Auslagen  zn 
gewärtigen  habe,  billig.  Wenn  der  Administrator  den  Vorschlag 
abgesonderter  Verhandlungen  mit  dem  Landgrafen  von  Leuchten- 
berg von  sich  weist,  so  ist  Churpfalz  von  dem  Vorhandensein  sol- 
cher dennoch  benachrichtigt.  Das  Versprechen  des  Administrator?, 
ohne  das  Capitol,  die  Stadt  Strassburg  und  die  Interessenten  sich 
in  keine  Verhandlung  einzulassen,  soll  in  den  Abschied  gebracht 
werden.  Ueber  den  Vorschlag  in  Betreff  der  gütlichen  Unterhand- 
lung in  der  Strassburger  Sache  kann  der  Churfürst  sich  nicht  er- 
klären, bevor  er  weiss,  wie  Churbrandenburg  ihn  aufnimmt.  Er 
hätte  gern  gesehen,  dass  dem  wiederholten  Ansuchen  Brederodes 
die  Zusage  einer  bestimmten  Hülfe  gefolgt  wäre.  Nunmehr  aber 
möge  jeder  für  sich  den  Gesandten  beantworten.  Dem  Bongar: 
wäre  zu  erwidern,  man  bitte  den  König  die  gütliche  Handlung  mit 
Lothringen  vorzunchmen.  Für  die  übrigen  Andeutungen  hinsicht- 
lich des  Bündnisses,  der  Unterhandlung  mit  Würtenberg  ist  es  noch 
keine  Zeit. 

1003  Februar  18.  Vortrag  der  Gesandten  der  Fürsten 
vor  dem  churpfälzischen  Grosshofme ister,  Vice k anzier, 
Loefcnius  und  einem  Pr otonotar.  — „Die  fürsten  und  fürst- 
lichen gesandte  befinden,  das  fernere  schriftwcchselung  der  Sachen 
undienlich;  wolten  demnach  ongern  allerdings  unverrichtet  von  ein- 
ander scheiden.  Derhalben  sie  sich  gefallen  lassen,  durch  die  raete 
muntliche  conversation  zu  pflegen. 1 Hinsichtlich  der  Union  bleibt 
es  bei  dem  vorgelegten  Concept,  doch  möge  im  Abschied  ein  neuer 
Tag,  etwa  in  2 — 3 Monaten,  oder  wann  Churpfalz  sonst  will,  be- 
stimmt werden.  Hat  man  erst  ein  Fundament  gelegt , so  wird 
Churbrandenburg  sich  nicht  absondern. 

Auf  den  am  10.  Februar  übergebenen  Entwurf  einer  Land* 


1 Bei  der  vorgängigen  Berathung  (Febr.  18)  erklärt  Anspach 
(Ges):  „Churf.  resolutio  sei  der  Sachen  zu  Dringen  ex  diametro  zuwider 
Man  sol  sich  mit  den  churf.  Pf&ltz.  in  keine  weitere  wechselschrift  ein- 
lassen; alle  correspondenz  werde  fallen.“  (Protocoll  C.) 
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rettung  ist  am  12.  ein  Bedenken  der  Stände  übergeben.  Darauf 
ist  von  churpfülzischer  Seite  ihnen  nichts  weiter  zugekommen.  1 
Am  besten  würden  wol  Graf  Johann  von  Nassau,  Abgeordnete  von 
Churpfalz  und  Landgraf  Moritz  sich  über  eine  Form  der  Land- 
rettung  vergleichen.  Im  übrigen  könnte  man  sich  wol  über  fol- 
gende Puncte  gegenwärtig  entschliessen : 1.  wie  man  am  Reichs- 
tage hinsichtlich  der  Steuerrückstände,  der  Defalcaiion  der  Kreis- 
hülfen und  der  Kosten  der  spanischen  Executiou  gemeinsam  han- 
deln solle,  2.  wie  ein  Vergleich  in  der  Strassburger  Sache,  und 
ob  er  durch  Frankreich  bei  Lothringen  oder  Würtemberg,  oder 
durch  die  drei  Stände  im  Eisass  zu  treffen  sei,  3.  wie  man  sich 
auf  dem  Reichstag  der  Session  des  Administrators  wegen  verhalten, 
wie  das  Capitol  bei  seinem  Rechten  erhalten,  und  dass  man  die 
Hülfe  für  den  Administrator  erlegen  solle.  Der  Administrator  wird 
das  Geld,  wenn  er  bei  dem  Stift  behauptet  wird,  mit  Zustimmung 
seines  Capitols  zurückerstatten.  Ohne  Erlegung  der  Hülfe  wird  er 
zu  einem  andern  Entschlüsse  gedrungen  werden. 

(Auf  der  Rückseite  dieses  Actenstückes  ist  bemerkt  , dass  die 
Churpfälzer  diesen  Vortrag  ad  referendum  nehmen.) 

„10.  Febr.  a 1603.“  2 

(Die  Churpfälzer  sind  nicht  anwesend;  Landgraf  Moritz  ist 
durch  einen  Rath  vertreten.)  Der  Administrator  (persönlich): 
Nach  der  Tags  vorher  eröffneten  Resolution  des  Churfürsten  von 
Brandenburg  ist  dieser  weder  mit  der  Oehringer  Handlung  ein- 
verstanden, noch  wird  er  sich  der  StrassburgerSache  annehmen. 3 
„bei  administrator  von  seinem  vatter  verlaßen,  können  derhalben 


1 Baden  (Ges.)  in  der  vnrgängigen  Berathung:  „Lantrettungk  kan 
er  nicht  sehen,  ob  man  etwas  schliessen  wil  oder  nicht;  da  nichts  solte 
geschlossen  werden , sehe  er  nicht,  was  man  in  der  behaubtungk  der 
gravaminum  ausrichtcn  könne.  Den  on  fuudament  Baden  den  Kaiser 
nicht  werde  offendiren.  Werden  ihre  gedancken,  so  sie  bishero  uf  das 
publicum  gesetzt,  müssen  faren  lassen.“  (Protocoll  C.) 

2 Das  folgende  ist  wieder  aus  dem  Protocoll  aes  Berliner  Staats- 
archivs. 

3 Diese  Resolution  ist  nicht  vorhanden.  Ihr  Inhalt  ist  aus  folgen- 
dem Schreiben  des  Chf.  Brandenburg  an  Churpfalz  vom  20.  Febr.  zu 
erkennen:  Der  Churfürst  hat  das  Schreiben  der  in  Oehringen  versam- 
melten Fürsten  empfangen.  „Wir  besorgen,  do  dergleichen  Handlungen, 
wie  leicht  geschehen  kan,  offenbar  weiden  solten,  es  möchte  dermaßen 
mifnrawen  erregen,  auch  zue  dem  ursach  geben,  des  man  sich  jetzo 
nicht  vermuten  möchte.  Und  weil  wir  nach  exempel  unsere  in  got 
ruhenden  hern  und  vatters  . . . geneigt,  vielmer  das  bawfcllige  wesen  im 
reich,  so  lange  es  sein  kan,  zu  schützen,  dan  gar  zue  ruiniren , daßelb 
aber,  wan  man  uf  allen  teilen  in  extremis  verharren  wolte,  auch  wider 
«•  L willen  erfolgen  möchte , so  können  wir  uns  noch  zur  zeit  nichts 
verbindliches  erkleren;  raten,  alle  gütliche  mittel  zu  versuchen  und  das 

* uberige  dem  almechtigeu  zu  befehlen.  (B.  XIV  16.) 

24* 
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292.  den  andern  nit  zumuten,  sich  weitter  zu  verdieffen. 1 Stelt  zu 
bedenken,  ob  noch  mittel  sein,  dem  capitel  zu  helfen  . . . Soldaten 
und  reutcr  im  Stift  dienen  3 monat  unbezalt,  die  man  mit  eren 
nit  kan  lauffen  laßen  one  bezalung.“  Man  möge,  um  wahrend  der 
gütlichen  Handlung  die  Defension  fortsetzen  zu  können,  die  drei- 
monatliche Hülfe  erlegen.  Die  Rückzahlung  derselben  werde  er 
sicher  stellen.  2 Die  Uebrigen  ausser  Baden  erklären  darauf, 
das  Capitel  sei  zu  erhalten.  Zur  Erlegung  der  dreimonatlichen 
Hülfe  erklären  sich  Zweibrücken  und  Anspach  bereit,  der 
hessische  Geandte  ist  ohne  Instruction  darüber.  Zw  ei- 
brück cn  und  Anspach  meinen,  man  solle  es  Churpfalz  heim- 
steilen,  was  nunmehr  hinsichtlich  der  Union  zu  thun  sei.  Zwei- 
brücken  lässt  sich  sonst  folgendermassen  aus:  „Hab  die  Bran- 
denburger) resolution  gelesen,  het  sich  deren  nit  versehen,  weil 
sie  allen  Vertröstungen  zuwider;  sei  des  hauß  Br.  reputation  und 
des  vatterlands  heil  daran  gelegen.  Straßburger  sach  vor  ein  religion-, 
reichs-  und  kreißsach  gehalten.  Gescheh  auf  angeben  der  Br.  rset, 
das  man  von  allen  vorigen  handlungen  abspringe;  sei  nit  fürstlich, 
nit  christlich,  nit  freundlich.  Beger  mit  Ch.  Br.  nit  weiter  zu 
disputiren.  Beklagt  sich  gegen  got,  erbebenden  leuten,  das  Br.  in 
und  andere  in  solch  bad  furen  und  sie  dan  fallen  laßen.  Wil  sich 
mit  im  in  kein  solche  handlung  mer  einlassen  . . . Ch.  Br.  wol  die 
Gülchische  sach  nach  seinem  sin  richten,  werde  sich  auch  betrogen 
finden.  Das  badische  Votum  lautet:  „Weil  er  nit  anders  abgefertigt, 
alß  wofern  die  puncte  der  union  erledigt,  und  ob  sie  betten  allciu 
oder  mit  andern  die  schwere  puueten  auf  dem  reichstag  durchzu- 
dringen, excusat,  das  er  im  übrigen  sich  nit  vernehmen  laßen.3 


1 Am  19.  Febr.  schreibt  der  Administrator  an  Anspach:  Aus  der 
von  Churbrandenburg  dem  Sam.  Greis  der  Oehringer  Verhandlungen 
und  der  Strassburger  Stiftssache  wegen  ertheilten  Resolution  erhelle, 
dass  er  (der  Administrator),  von  fremder  Hülfe  verlassen,  sieb  so  gut 
als  möglich  aus  der  Schlinge  zu  ziehen  habe.  Auf  den  Rath  der  in 
Heidelberg  versammelten  Stände  habe  er  die  Landstände  des  Stifts  zur 
Wideraufnahme  der  gütlichen  Handlung  (vgl  n ‘286  Anm.)  aufgeforden 
und  bitte  den  Markgrafen,  ihm  hierfür  den  Wallenfels  zum  Beistand 
zu  geben.  Leuchtenberg  habe  ihm  im  Namen  des  Kaisers  vorgeschlagen 
das  Stift  für  300, 0(KJ  fl.  abzutreten  und  die  Führung  von  3000  Maun  zu 
Fuss  und  10X)  Mann  zu  Pferd  in  Ungarn  zu  übernehmen.  Er  hoffe 
übrigens,  dass  die  Unterhandlung  zu  Strassburg  (von  den  drei  Ständen 
geführt)  annehmbare  Vorschläge  in  der  Hauptsache  auf  die  Bahn  brin- 
gen werde.  (B.  Unionsacta  III.) 

2 ,, Wollen  es  refundiren  aus  irein  abstant,  oder  sehen,  das  es  in 
tractatione  ufs  capitul  geschlagen.“  (C.) 

3 Au  demselben  Tage  (20.  Febr.)  schrieb  Lgr.  Moritz  an  Heinrich  IV.: 
Der  Administrator  von  Strassburg  bitte  den  König,  die  begonnene  Unterhand- 
lung zwischen  ihm  und  dein  Card.  Lothringen  fortzusetzeu.  Er  nehme  den 
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„11.  Februar“ 

„Man  ist  zufrieden,  das  man  ein  landrettung  und  endlichen 
Schluß  mache.  Landrettung  sol  vou  der  Union  ein  separirt  werk 
sein.“  Churpfalz  erklärt  sich  einverstanden  damit,  dass  das 
(evangelische)  Strassburger  Capitel  zu  erhalten  sei,  und  ist  bereit 
das  erste  Ziel  der  Strassburger  Hülfe  zu  erlegen,  deren  Rück- 
zahlung auf  die  dem  Administrator  zu  leistende  Entschädigung 
angewiesen  werden  soll.  Die  Union  und  der  Nebenabschied  bleiben 
wie  sie  sind.*  1 


Febr. 

6-22 


„12.  Feb ruari i.“  2 

„Das  lantrettungswerk  wieder  resolvirt  und  P(falzgraf)  C(hur- 
försten)  überschicket.  Item  die  correction  des  abschiedes  verlesen 
»nd  approbirt  biß  auf  den  punct  der  refusion.“  3 

Berlin.  Unionsacta  III.  Damit  verglichen  da?  hessische  ProtocoII  (Cassel, 
Regierungsarcbiv.  lieidelbergische  u.  a.  Unionsacta),  citiri  als  C,  und  ein 
vem  Landgrafen  Moritz  eigenhändig  gerührtes  ProtocoII  (a.  a.  0.),  citirt 
als  M. 


Waffenstillstand  an,  wenn  die  Gegenpartei  das  Gleiche  thue.  Bongars 
werde  dem  König  mittheilen  „Pintention  des  correspondans , qui  se  fient 
entierement  en  ce  fait  en  v.  Mi6.,  sachaot,  qu’icelle  ne  permettra  jamais, 
que  les  traictes  de  Sarbourg  soyent  enfreints.“  (Itomrael,  correspondance 
S 102.) 

1 Der  Admin.  Strassburg  schreibt  am  21.  Fcbr.  an  Anspach:  Die 
churbrandenburgische  Resolution  habe  die  in  Heidelberg  Versammelten, 
besonders  Churpfalz,  dem  Administrator  dermassen  entfremdet,  dass  der 
Chf.  Pfalz  nur  zur  Erlegung  des  ersten  Termines  der  bewilligten 
00,000  ö.  verbunden  sein  wolle,  und  zwar  gegen  eine  Obligation  des 
Administrators,  dieses  und  andere  Darlehen  des  Churfürsten  aus  seiner 
künftigen  Entschädigung  zu  erstatten.  Somit  habe  er  (der  Administra- 
tor) 22.000  fl.  zu  empfangen.  „Davon  seind  wir  uf  1000  man  zu  fuß  im 
stift  jetzund  in  den  dritten  monat  sold  schuldig,  haben  die  150  pferdc 
darzu  uf  dem  hals  und  wissen  uns  keines  fernem  beistands  allerseits  zu 
getrosten,  sondern  mühen  uns  hie  noch  mit  höchster  beschwerung 
oDsers  juraments  und  capitulation  dahin  erinnern  lassen,  das  wir  auch 
kein  recompens  nemen,  sondern  alles  im  stich  lassen  solten,  wan  das 
eapitul  und  mit  demselben  gemachte  contractus  nit  zu  erhalten  “ Der 
Administrator  ist  in  Gefahr,  „das  wir  bei  dem  geworbenen  Volk  unsern 
namen  nit  retten,  unsere  schulden  zu  Straßburg  nit  bczalen,  und  e.  1. 
ausgezalte  hohe  stimmen  auch  dahinden  pleiben  musten,“  und  somit 
..abzudrucken  gedrungen.  ' (B.  Unionsacta  III.) 

2 Nach  M. 

3 Am  25.  Febr.  berichtet  Schell  an  Anspach:  Da  Churpfalz  bei  der 
anerfüllbaren  Forderung  beharrte,  der  Administrator  solle  sich  rever- 
sjren.  alle  in  der  Strassburger  Sache  geleisteten  Darlehen  aus  der  künf- 
tigen Entschädigung  zu  erstatten , so  habe  letzterer  sich  geweigert,  den 
Abschied  zu  unterschreiben.  Denn  wenn  die  andern  Correspoiulircnden 
ein  gleiches  begehrten,  so  würden  die  Schulden  die  Entschädigung  tiber- 
beigen.  Da  aber  keiner  dem  Begehren  des  Churfürsten  beigetreten  sei, 
so  habe  er  sich  schliesslich  mit  der  verlangten  Versicherung  für  die 
gegenwärtige  Geldhülfe  und  für  4 und  2000  Thlr.  begnügt.  Darauf  habe 
endlich  der  Administrator  den  Abschied  unterzeichnet.  (B.  a.  a.  0.) 
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Febr.  293.  Heidelberger  Unionsacte. 

22 

Die  Acte  stimmt  im  wesentlichen  mit  der  Oehringer  Unions- 
notel, nur  wird  unter  den  Verbündete»  der  Cliurfürst  von  Branden- 
burg nicht  genannt.  — 0.  D. 

München  Staatsarchiv  5 Mi 9 f.  93.  Cop.  Cassel,  Rogierungsarcliiv  Ilfidtl- 
bergische  u.  a.  Unionsacta  d.  a.  1602.  3.  Cop. 

Febr.  294.  Heidelberger  Nebenabschied. 

22 

1.  Bestimmungen,  welche  die  Heidelberger  Unionsacte  er- 
gänzen. 2.  Abfindung  mit  dem  Kaiser  bezüglich  der  Türkensteuir 
von  1594  und  1598.  3.  Verhalten  der  Correspondircnden  am  be- 
vorstehenden Reichstag.  4.  Vergleichshandlung  in  der  Strassburg<r 
Sache.  Darlehen  fiir  den  Administrator.  Verhalten  der  Corrospoa- 
direnden  am  Reichstag  bezüglich  der  Strassburger  Sa*  he. 1 5.  Neue 
Tagsatzung.  — Geben  . . zu  Heidelberg  den  12.  mouatstag  Februarii 
im  jar  1603. 

München  Staatsarchiv  5169  f 7.  Gedruckt  Arrhivium  S.  20S. 

1 Von  dieser  Zeit  ab  hört  die  Vertretung  der  Strnssbiirger  Sache  durch 
die  correspondircnden  Stände  auf  Auch  Churpfalz  nimmt  sich  des  Ad- 
ministrators und  seines  Capitels  nur  noch  durch  Rathschläge  und  Ge- 
suche an.  Ueber  den  Verlauf  der  Strassburger  Sache  bis  zum  Ungenauer 
Vertrag  sind  zu  vergleichen:  die  Briefe  in  ltontmels  correspondance 
S.  114,  120,  126;  die  Briefe  in  Bongarsi  et  Bing  epist  S 167,  und  in 
des  Ayrmannus  sylloge  aneedotorum  S.  474,  47t»,  597,  598,  599  Kleven- 
hüller,  annales  Ferdinandei  (Leipzig  1740)  VI  S 2652.  Sattler  V S 205 
Laguille,  hist,  de  l’Alsace  II  S.  72.  Calmet,  hist,  de  Lorraine  III  S 71 
v.  Mörner,  Kurbrandenburgs  Staatsvertraege  n.  3a,  3b  Schöpfli»,  Alsatia 
diplomatica  (Mannheim  1775)  II  S.  481  Anm.  g. 

Febr.  295.  Heideibergische  Landrettungsnotel.  (Als  Contra- 
**  heuten  werden  in  der  Acte  genannt:  Churpfalz,  Zweibrücken. 

Anspach,  Hessen-Cassel,  Baden  und  „die  gesampte  Wetterauische 

correspondentzgraven.“) 

Die  Ausführung  einer  Generalunion  ist  auf  eine  künftige  Tag- 
satzung verschoben.  Die  Unterzeichneten  haben  aber,  da  „krieg'* 
gefar  und  das  fewer  unserm  geliebten  vatterlant  viel  neher,  all* 
hicbevor  zugeruckt,  und  die  undertruckung  der  evangelischen 
religion,  Privilegien  und  uralten  freiheiten  je  lenger  je  iner  zn- 
nemen  thun,  betrachtet  und  zu  gemüt  gefüret,  wie  gering,  ungewik 
wcitlouftig  und  langsam  die  creishülfen  seien,  und  sich  derent- 
wegen einer  vertreulichen  Zusammensetzung  und  lantsrettung  ver- 
glichen.“ 1.  Sie  wollen  demgemäss  neben  der  Kreishülfe  eine 
„eilende  und  engere  hulf“  gebrauchen,  nicht  um  sich  dem  Kaiser 
zu  widersetzen,  noch  Jemanden  Gewalt  zuzufügen,  sondern  nur  um 
unbillige  Gewalt,  abzuwehren , „da  nemblich  von  höher»  und  be* 
vorab  papistischen  stenden  etwas  thetlicbs  wieder  hieunden  be* 
nanten  staeut  einen  understanden  werden  wolt.“  (2.  Folgt  ein  $ 
über  die  Irrungen  zwischen  den  Vereinigten  und  deren  Beilegung 
gleichlautend  mit  dem  des  Heidelberger  Nebenabschieds.)  3.  Die 
eilende  Landrettuugshülfe  soll  nicht  bei  „jedwederm  gemeituu 
durchzug  frembdeu  kriegsvolcks  und  dergleichen  geringen  anstftfien“ 
gebraucht  werden.  4.  Jeder  der  Verbündeten  bildet  aus  der  jungen 
kriegstüchtigen  Mannschaft  seiner  Lande  „einen  rechtschaffenen 
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außschuß  zu  roß  und  fueß,“  den  er  mit  tüchtigen  Befehlshabern, 
Kleidung  und  Waffen  versieht  und  fleissig  einexcrciren  lässt. 
5.  Dem  Hülfebedürftigen  schickt  man  die  Besten  aus  diesen  Aus- 
schüssen zur  Hülfe,  und  zwar  Churpfalz:  1200  Mann  zu  Fuss 
„halb  mnsquetirer  und  halb  doppelsoltner“  und  120  wolgerüstete 
Reiter  nebst  2 halben  Schlangen  und  Munition  ; Zweibrücken  (für  sich 
und  die  Kinder  des  Pfalzgrafen  Karl):  200  Mann  zu  Fuss,  20  Reiter 
nebst  einer  halben  Falkaune  und  Munition;  Anspach,  und  des- 
gleichen Hessen-Cassel:  600  Mann  zu  Fuss,  60  Reiter,  2 Falkaunen 
imd  Munition;  Baden,  und  desgleichen  die  Wetterauer  Grafen: 
300  Mann  zu  Fuss,  30  Reiter  nebst  einer  halben  Falkaune  und 
Munition.  Diese  Truppen  hat  der,  welcher  sie  sendet,  drei  Monate 
lang  auf  eigne  Kosten  zu  unterhalten.  (5,  6.  Weitere  Bestim- 
mungen über  Unterhaltung  der  Truppen,  ihre  Eintheilung,  Aus- 
rüstung und  anderes.)  7.  Zum  Obersten  ist  ernannt  N.  N.  Jeder 
Stand  ernennt  einen  Zugeordneten,  mit  denen  der  Oberste  be- 
scbliesst,  „wan  und  waß  massen  der  zuzug  zu  tliun  vonnöten  sein 
möchte  , wo  und  an  was  ort  die  hülf  und  die  hauffen  zusammen 
stossen  und,  im  fal  etliche  stmnde  zugleich  angefochten  werden 
wolten,  welchem,  auch  mit  wieviel  volck  beizuspringen.  Und  sol 
auch  bei  gemeltes  haupts  und  dess  zugeortneten  ermesigung  stehen, 
ob  nach  betindung  der  an  mer  orten  fürbrechenden  gefar  der  ob- 
gesetzte anschlag  zu  sterckcn  und  zu  dupliren  sein  wolle  . . . . 
Und  dieweil  sich  etwan  zutragen  könte,  das  ein  vereinigungsstant 
von  einem  andern  staut  im  Reich  gesessen  und  in  dieser  verein 
nit  (sic!)  begriffen  bcsclnvert  werden  wollte,  wie  es  diß  fals  zu 
halten,  solle  daß  haupt  mit  seinen  zugeortneten  hierüber  ebener 
gestalt  zu  erkennen  und  den  außschlag  zu  geben  haben.“  Dieselben 
bestimmen  „die  tax  der  commiss  und  proviant,  welche  der  be- 
traugte  stant  dem  zugeschickten  volck  liefern  sol.“  (9.  Soldbcstim- 
mungen.)  10.  Die  Vereinigten  haben  sich  über  einen  Artikels- 
brief verglichen,  den  die  Truppen  beschwören  sollen.  11.  Mit 
allem  Eifer  sollen  die  Stände  insgesammt,  oder  einzeln  die  Land- 
grafen von  Hessen-Marburg  1 und  Darmstadt,  die  Veldenzer  Pfalz- 
grafen, Nassau -Saarbrücken  und  andre  benachbarte  Grafen  und 
Stände  für  den  Bund  zu.  gewinnet]  suchen.  12.  Dauer  der  Eini- 
gung 10  Jahre,  während  deren  Einer  nur  auf  triftige  Gründe  und 
einjährige  Kündigung  austreten  darf.  — Geben  und  geschehen  zu 
Heidelberg  den  12.  Fcbr.  anno  1603. 2 

Cassel,  RfguTtingsarcbiv.  Ileidelbergischc  u.  a.  Unionsaeta  d.  a.  1002..'].  Cop. 

i Als  Lgr.  Moritz  den  Lgr.  Ludwig  d.  ä.  zum  Eintritt  in  die  Union 
sowol,  wie  in  die  Landrettung  einlud,  erwiderte  dieser:  vonder  Union  werde 
ersieh  nicht  aussondern,  wenn  Sachsen,  Brandenburg  und  andre  ver- 
wandte evangelische  Stände  in  dieselbe  eintreten,  und  wenn  die  Jülicher 
und  preussischen  Sachen  durchaus  davon  ausgeschieden  bleiben.  Ueber 
die  Landrettung,  die  er,  wenn  sie  rein  defensiv  bleibe,  und  wenn  die 
Strassburger,  preussische  und  dergleichen  Sachen  ausgeschlossen  bleiben, 
für  nöthig  und  nützlich  halte,  könne  er  sich,  weil  Lgr.  Ludwig  d j.  sich 
auch  noch  darüber  erklären , ein  Oberster  noch  ernannt  werden  müsse, 
und  noch  sonstige  Schwierigkeiten  im  Wege  seien,  eist  nach  weiterm 
Nachdenken  erklären.  (Anbringen  des  Lgr  Moritz.  März  3.  Antwort 
Ludwigs  d.  ä.  0.  D.  C.  R.  Heideibergische  u.  a.  Unionsaeta  d.  a.  1602.3.) 
Ais  bald  darauf  Ludwig  d.  ä.  die  Sache  au  Lgr.  Ludwig  d.  j.  brachte, 
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erklärte  dieser:  wenn  die  erbverbündeten  Häuser  Sachsen  und  Branden- 
burg der  Landrettung  beitreten , so  werde  er  trotz  verschiedener  Be- 
denken (Anstoss  beim  Kaiser,  Einmischung  von  Privatsachen.  Schwierig- 
keit, zugleich  dem  Kaiser,  den  Erbvereinigten  und  den  Mitgliedern  der 
Landrettung  zu  helfen)  sich  gleichfalls  „bequemen.“  (Ludwig  d.  j an 
Ludwig  d.  ä.  April  22.  D.  7272.  Schriften  des  Chf.  Pfalzgrafen  etc.  Landes- 
rettung  betr)  Einen  Monat  später  (Mai  26.)  bat  Ludwig  d.  j.  den  Chf. 
Sachsen  über  diese  Sachen,  daran  er  „noch  zur  zeit  wenig  gefallens“ 
habe,  um  ein  Gutachten  (a.  a.  0.)  Der  Churfiirst  erwiderte  am  13.  Juni: 
er  halte  besondere  Unionen  für  gefährlich  und  gegen  die  sächsisch- 
brandenbtirgisch-hessische  Erbeinung  verstossend  (a.  a 0.) 

‘■i  Die  Unterschriften  fehlen  in  dem  vorliegenden  Exemplar,  das  nur 
Copie  ist.  Der  Anspacher  Gesandte  Schell  schreibt  am  25.  Februnr  an 
seinen  Herrn,  er  habe  die  Landrettung  auf  des  Markgrafen  Ratification 
unterschrieben  und  untersiegelt.  (B.  Unionsacta  III.)  Ebenso  sagt  Lgr. 
Moritz  in  seiner  eben  angeführten  Werbung  an  Lgr.  Ludwig  d.  ä. , die 
Landrettung  sei  unterschrieben  und  untersiegelt.  Hinsichtlich  der 
Wetterauer  Grafen  vgl.  Rommel  VII  S.  183  Anm.  142.  Uebrigens  be- 
merkt der  Heidelberger  Nebenabschied  über  die  Landrettungsacte:  „wird 
doch  sich  dieselbe  villeicht  nicht  aller  orten  gleich  practiciren  lassen, 
sondern  ein  jeder  stant  nach  art  und  gelcgenheit  seiner  laut  und  leut 
darunter  anordnung  zu  thun  wissen.“ 


Einem  vom  Kaiser  in  der  Strassburger  Sache  an  Heinrich  IV. 
geschickten  Ilofbeamten  hat  letzterer  eine  allgemeine  Antwort  ge- 
geben, dabei  aber  gesagt,  er  habe  vom  Haus  Brandenburg  und 
andern  in  jener  Sache  interessirten  Fürsten  so  viele  Dienste 
empfangen,  dass  er  ihnen  Beistand  leisten  müsse,  wenn  man  ihnen 
etwas  gegen  ihre  Freiheiten  zumutlie.  Diese  Nachricht  ist  sicher. 
„Und  kan  ich  nit  anders  dafür  halten  und  auß  allen  hiesigen  prao- 
ticken  abnemen,  als  daß  der  konig  uf  alle  mittel  und  wog  gedencket. 
wie  er  die  Teutsche  protestirendc  fürsten  wider  das  hauß  Öster- 
reich anhetze,  dan  er  demselben  an  allen  orten  zu  schaffen  geben 
wil.u  Der  König  glaubt,  der  Cardinal  von  Lothringen  trage  allein  die 
Schuld , dass  der  Papst  und  Kaiser  den  Erzherzog  Leopold  in's 
Stift  Strassburg  zu  bringen  streben.  „Welchs  der  künig  durchaus 
nit  zu  gestatten  gedenckt , wie  er  sich  dessen  außtrucklich  gegen 
den  papst  erklert,  welcher  geantwortet,*  er  habe  sich  ander'  in 
diese  sach  nit  gemischt,  als  uf  hochg.  lieru  cardinals  embsig  ao- 
halten.  Welchs  der  künig  mir  selbst  gesagt.“  Der  König  be- 
merkte dabei,  der  Cardinal  stelle  sich  ihm  gegenüber,  als  sehe  er 
dos  Erzherzogs  Succession  nicht  gerne. 1 Der  König  ist  damit  zu- 
frieden, dass  unter  Vermittlung  Würtembcrgs  der  Administrator 
dem  Cardinal  gütlich  weiche ; aber  des  Erzherzogs  Succession  und 
die  Absetzung  des  evangelischen  Capitols  will  er  nicht  gestatten 
und  sagt,  er  vertraue,  dass  Würtemberg  hinsichtlicher  dieser  zwei 
Puncte  mit  ihm  und  andern  evangelischen  Fürsten  Zusammenhal- 
ten werde.  — Datum  Meaux  a.  1603.  16/26.  Februarii  spet. 

Stuttgart.  Atancon.  Arten  III.  Orig. 

1 Vgl.  Heinrich  IV.  an  Fresnes.  1603  März  31.  (Lettres  ndssives  IV. 


Teber  Heinrichs  IV.  weitere  Verwendung  in  der  Strassburger  Sache 
und  seine  Verhandlungen  mit  I.gr.  Moritz  über  die  Heidelberger  Be- 
schlüsse vgl.  Rommel  VII  S.  472  Anm.  Die  Briefe  in  Rommels  cor- 
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respondance  S.  105,  114,  115, 120, 120.  Khevenhüller,  annales  Ferdinandei 
(Leipzig  1740.)  VI  S.  2652. 

297.  Geizkofi  er  an  Würtemberg. 

Der  Churfürst  von  Brandenburg  hat  sich  dem  Kaiser  bereit  er- 
klärt, nicht  nur  den  Reichstag  zu  beschicken,  „sondern  auch  alle 
guette  officia  zu  prtestirn  und  mit  dem  hochloblichen  hauß  von 
Oesterreich  die  alte  vertrcwliche  correspondenz  zu  renovirn,  mit 
angehenckter  bit,  in  Straßpurgischen  Sachen  es  dahin  zu  richten, 
damit  her  churfürstlicher  son  mit  sollichem  spot  von  seinem  in- 
habendem  stiftstail  nit  gestossen  werde.“  Leuchtenberg,  der  Tags 
vorher  angekommen,  berichtet,  „das  sicli  der  her  churfurst  pfalz- 
graf in  dise  (Strassburger)  hendel  gar  nit  mengen  wolle.“  Die 
Brandenburger  verlangen  gütliche  Unterhandlung  nicht  mit  Lo- 
thringen noch  Würtemberg,  sondern  dem  Kaiser.  Ihre  Bedingungen 
seien  eine  Entschädigung  von  300,000  fl.,  und  dass  die  evangeli- 
schen Capitularen  im  Stift  bleiben.  — Datum  Prag  den  8.  Martii 
stilo  novo  a.  1603. 

Stuttgart.  Strassburg  22.  Orig. 

298.  Friedrich  IV.,  Instruction  für  Christian  Fürsten 

von  Anhalt  an  den  Kaiser. 

1.  Der  Fürst  wird  der  mit  dem  Landgrafen  von  Leuchtenberg 
in  Heidelberg  getroffenen  Abrede  gemäss  warten , bis  der  Land- 
graf ihm  den  günstigen  Zeitpunct  zur  Reise  nach  Prag  anzeigt. 
Nach  erlangter  persönlicher  und  vertrauter  Audienz  soll  er  den 
Kaiser  in  der  bei  seiner  Verhandlung  mit  ihm  vom  Jahre  1601 
„gefasten  meinuug  bestercken“:  der  Churfürst,  so  stellt  er  ihm 
vor,  habe  sich  mit  Niemanden  der  Succcssion  wegen  eingelassen; 
der  Kaiser  könne  auch  dem  Reiche  noch  so  lange  vorstehen,  dass 
er  „sich  billich  nit  dergestalt  verbünden  . . zu  laßen  hette,  alß 
von  andern  understaudeu  würde.“  Erzherzog  Albert  jedoch  habe 
au  verschiedenen  Orten  und  nach  sichern  Nachrichten  der  Suc- 
cession  wegen  gehandelt,  und  zwar  durch  den  deutschen  Capitän 
Johann  Molzer.  Dringt  hierauf  der  Kaiser  auf  weitere  Aufschlüsse, 
so  mag  der  Fürst  nach  Gutbefluden  weiter,  selbst  bis  zur  Ueber- 
gabe  der  Schriftstücke  gehen,  „doch  dergestalt,  damit  die  chur 
Brandenburg  hirdurch  nit  alzu  vil  gravirt  werde.“  Der  Kaiser  ist 
bei  nähern  Aufschlüssen  zunächst  auch  zu  bitten,  die  Sache  ge- 
heim zu  halten:  denn  der  Plan  sei  doch  zerstört,  theils  durch  des 
Churfürsten  Gesandtschaft  an  Brandenburg,  theils  durch  das  in 
dem  Krieg  mit  den  Staaten  sehr  gesunkene  Ansehen  Alberts.  1 
2.  Der  Kaiser  dürfte  von  dem  Churfürsten  glauben,  er  sei  „in 
terminis  erbottener  correspondentz  nit  plibeti,  vornehmlich  in  Be- 
treff der  zurückgehaltenen  Türkensteuer,  der  Strassburger  und  der 
Kunlencr  Sache.  Indess  dürfte  der  Kaiser  inzwischen  durch  die 
von  Leuchtenberg  überbrachte  Erklärung  des  Churfürsten  bedeutend 
besänftigt  sein.  Um  ihn  noch  mehr  zu  besänftigen  möge  der  Fürst 
statt  der  dem  Landgrafen  angebotenen  500  Reiter  deren  1000  an- 
bieten, die  der  Churfürst  in  diesem  Jahre  fünf  Monate  lang  (An- 
und  Abzug  eingerechnet)  in  Ungarn  unterhalten  wolle.  Zieht  man 
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298.  die  nach  beiliegendem  Verzeichniss  von  den  Rückständen  füglich 
in  Wegfall  kommenden  Posten  ab,  so  wird  damit  mehr  erlegt, 
als  die  Restanden  betragen.  Gegen  etwaige  Vorwürfe  des  Kaisers 
hinsichtlich  der  Strassburger  Sache  „kan  sich  s.  1.  hingegen  uf  die 
Leuchtenbergische  abfertigung  bewerffen  und  es  dahin  ableincn,  dal* 
wir  jederzeit  in  den  gedancken  gestanden,  wie  noch,  (dass)  di(*  werck 
mit  zuthun  der  stent  in  glitte  solte  auch  wol  könte  . . verglichen 
werden  . . . Wal*  dil*er  Sachen  halb  in  Franckreich  tractirt  wor- 
den, davon  betten  wir  kein  wif*ens,  wie  dan  s.  1.  in  Wahrheit  wol 
soviel  sagen  kan,  dal*  wir  weder  von  Hessen -Cassel  noch  auch 
dem  administratore  iros  hinreisens  einige  weitere  wil*enschaft  ge- 
habt, all*  dal*  wir  von  iren  bederseits  11.,  da  sie  schon  im  Hinein- 
rei(*en  gewesen,  solcher  reise  und  weitters  nichts  erst  zuruck  ver- 
stendigt  worden.  Möchte  wol  sein,  dal*  die  fürnemste  heubter  in 
Frankreich  und  auch  wol  der  künig  selbst  bei  diesem  zustant  im 
Elsa!*  daruf  und  das  reich  ein  aug  geworfen.  Damit  aber  den- 
selben alle  gelegenheit  . . abgeschnitten,  so  erinnerten  wir  i.  Kai. 
Mt.  treulich,  es  wolten  t Kai.  Mt.  dem  Stral*burgischeu  wesen  uf 
die  in  unser  antwort  begriffene  conditiones  abhelfeu.“ 2 In  die 
Emdener  Sache  endlich  habe  der  Churfürst  sich  nur  so  weit  eiu- 
gemischt,  dass  er  für  Graf  Enno  bei  den  Staaten  schriftlich  sich 
verwandt  und  diese  ermahnt  habe , nichts  gegen  das  Reich  vor- 
zunehmen. 

Miinchpn  Staatsarchiv  546  9 f.  69  Cop 

i Diese  Gesandtschaft  hängt  mit  folgenden  Thatsachen  zusammen: 
Am  22.  Febr.  1G03  schreibt  F.  Christian  von  Anhalt  an  Churpfalz:  er 
habe  den  in  seinem  Schreiben  vom  12  Aug.  1601  (vgl.  n.  214  Amu.) 
berichteten  Dingen  weiter  nachgeforscht  und  ,.waß  mir  nun  indess  von 
bewusten  orten  einkommen,  das  haben  e.  1 beiverwart  . . in  originali 
freuntlichen  zu  entpfangen  . mit  gantz  freuntlicher  bit , e.  1.  wolten 
mir  gedachte  beilagen  wiederumb  zukommen  lassen.4*  (M.  546/9  f.  20).  — 
Diesem  Schreiben  liegen  die  Copien  vou  6 Briefen  folgenden  Iuhalts  bei: 
1.  Christoph  Sigmund  von  Bila  schreibt  am  11.  Nov.  1601  an  F.  Christian: 
Hans  Ernst  von  Asseburg  habe  ihm  für  F.  Christian  die  mündliche  und 
schriftliche  Erklärung  abgegeben,  dass  er  Alles,  was  er  dem  Fürsten  von 
der  dem  Erzh.  Albert  bewilligten  Wahlstimme  Churbrandenburgs  gesagt 
habe,  auch  dem  Chf.  Pfalz  oder  dessen  Rüthen  zu  erklären,  und  so  des 
Fürsten  Wahrhaftigkeit  zu  vertreten  bereit  sei.  2.  Am  5.  April  160- 
schreibt  Asseburg  an  F.  Christian:  Die  Instruction,  welche  ihm  und 

dem  Capitän  Molzer  an  Churbrandenburg  mifgegeben  sei,  solle  bei  des 
letztem  Ankunft  im  Original  gezeigt  werden.  Gegenwärtig  übersende 
er  ihm  ein  Schreiben,  das  er  an  Erzh.  Albert  gefertigt  habe.  3.  Das  im 
vorhergehenden  Brief  erwähnte  Schreiben  des  Asseburg  an  Erzh.  Albert 
(1601  Kov.  13)  besagt:  nach  Molzers  Abreise  sei  er  t Asseburg)  von 
den  F.  Johann  Georg  und  Christian  von  Anhalt  nach  Dessau  erfordert 
und  habe  ihnen,  da  F.  Christian  bei  Churpfalz  viel  vermöge,  ,,dise  Sachen 
das  weiße  hauß  betreffc-ut“  entdeckt.  Diese  haben  sich  nun  für  die  be- 
treffende Angelegenheit  zu  verwenden  begonnen,  allein  es  stehe  im  Wege, 
„daß  an  der  Churbrandonburgischcn  bewilligung  gezweiflet  würt.“  Dem- 
nach möge  der  Erzherzog  dem  E.  Christian  die  Copie  des  eburbrauden- 
burgischen  Schreibens  nebst  seiner  (des  Erzh)  „schriftlicher  confirraation 
und  amnauungsschreiben,  die  Sachen  in  gutten  stant  zu  linder halten. *' 
zukommen  lassen.  4.  Sigmund  von  Bila  schreibt  am  26.  Aug  1602  an 
F.  Christian:  er  übersende  ihm  zwei  Schreiben  des  Capitäu  Molzer,  eins 
uu  ilm  (Bila),  das  andre  au  Asseburg.  5.  Das  erste  der  im  vorigen 
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Briefe  erwähnten  Schreiben  (Juli  13)  besagt:  dass  Asseburg  dem  Bila 
.,eiue  höchst  vertraute  sach  des  weißen  hofs  betreffende“  mitgetheilt 
habe,  lasse  er  auf  sich  beruhen.  Wenn  aber  Bila  von  ihm  verlange,  er 
(Molzer)  solle  des  Chf  Brandenburg  in  dieser  Sache  an  Erzli.  Albert 
gerichtetes  Schi  eiben  bei  seiner  llcise  nach  Deutschland  mitbringen,  so 
*ei  das  unmöglich,  da  ein  solches  Schreiben  gar  nicht  existire.  Die  Ab- 
rede zwischen  ihm  (Molzer)  und  Asseburg,  dass  man  auf  Mittel,  den 
Chf.  Pfalz  für  Erzh.  Albert  zu  gewinnen,  bedacht  sein  solle,  habe  den 
Vorbehalt  gehabt,  dass  man  nicht  eher  etwas  thun  solle,  bis  Molzer  des 
Erzh.  Albert  Bewilligung  eingeholt  habe  6.  Das  zweite  der  erwähnten 
Schreiben  Molzers  enthält  Folgendes : es  sei  beabshhtigt  gewesen,  dass 
Molzer  und  eine  gräfliche  Person  der  bewussten  Sachen  wegen  an  den 
Chf.  Pfalz  geschickt  würden.  Nun  aber  habe  der  Chf.  des  Erzherzogs 
Werbungen  in  und  ausser  der  Pfalz  gehindert,  für  die  Staaten  dagegen 
Werbungen  gestattet  und  begünstigt  Auf  solche  Feindseligkeiten  aber 
habe  der  Erzherzog  sich  mit  dem  Churfürsten  nicht  weiter  einlassen 
wollen.  Der  Kaiser  habe  ferner  dem  Erzherzog  Albert  in  scharfer  Weise 
..wegen  des  weißen  hofs*‘  geschrieben.  Auch  daran  werde  der  Churfürst,  da 
man  ihm  die  Sache  entdeckt  habe,  schuldig  sein.  Und  es  werde  des- 
halb vorläufig  die  ganze  Sache  ruhen.  — (Soweit  die  sechs  Schreiben. 
Ich  bemerke  noch,  dass  der  in  denselben  genannte  Bila  ‘Mansfeldischer 
Rath'  genannt  wird . und  dass  ein  Sigismund  von  Bila  in  einem  Schrei- 
ben des  Fürsten  Johann  Georg  von  Dessau  vom  Jahr  1608  als  Rath  die- 
ses Fürsten  bezeichnet  wird.  Bg  VI  N 16.)  — In  dem  zu  Eingang  der 
Anmerkung  erwähnten  Schreiben  empfiehlt  nun  F.  Christian  die  im 
ersten  Theil  der  vorliegenden  Instruction  ausgeführte  Werbung  an  den 
Kaiser:  man  müs>e,  sagt  er,  dieselbe  so  einrichten,  dass  der  Kaiser 
einerseits  nicht  zu  heftig  gegen  Brandenburg  erzürnt,  und  in  Folge 
dessen  Brandenburg  gegen  Churpfalz  erbittert  werde,  dass  aber  ander- 
seits der  Churlürst  dem  in  seiner  vorigen  Verhandlung  mit  dem  Kaiser  ver- 
folgten Zweck  noch  näher  komme,  dass  er  im  Vertrauen  des  Kaisers 
tiefer  einwurzele,  ihn  dem  Erzh.  Albert  und  den  spanischen  Plänen  ab- 
wendig mache  und  die  in  der  Emdener  Sache  gefassten  Beschlüsse 
wenigstens  mildere. 

'*  Die  Stelle  .,Waß  dißer  — abhelfen“  ist  ebenfalls  nach  einem  in 
gedachtem  Schreiben  Anhalts  gemachten  Vorschläge  verfasst. 


299.  Friedrich  IV.,  Nebeuinstruction  für  Fürst 
Christian  von  Anhalt  an  den  Kaiser. 

1.  Wenn  der  Churfürst  dem  Kaiser  für  die  rückständige 
Türkensteuer  statt  der  dem  Landgrafen  Leuchtenberg  angebotenen 
dreimonatlichen  Kosten  für  500  Reiter  die  fünfmonatlichen  Kosten 
für  1000  Reiter  anbietet,  so  dürfte  der  Kaiser  dadurch  geneigter 
verden,  die  im  Reich  vorfallenden  Beschwerden  zu  mildern.  Also 
möge  der  Fürst  den  Kaiser  erinnern,  dass  es  seine  Pflicht  sei, 
Spaltungen  unter  den  Ständen  beizulegen,  und  dass  er  das  gestörte 
Gleichgewicht  zwischen  den  evangelischen  und  katholischen  Stän- 
den hersteilen  möge,  indem  er,  wo  nicht  allen,  4o  doch  den  vor- 
nehmsten in  beiliegendem  Verzeichniss  begriffenen  Beschwerden 
abhelfe,  oder  ihnen  doch  , .etwas  mal>“  gehe:  Die  evangelischen 

Stände  werden  dadurch  um  so  eher  veranlasst  werden,  dem  Kaiser 
gegen  die  Türken  sowol,  wie  in  andern  Dingen  beizustellen. 
2.  der  Fürst  hat  ferner  Folgendes  vorzutragen:  nach  dem  Beispiel 
beinahe  all’  seiner  Vorfahren  habe  der  Churfürst  ein  Testament 
verfasst.  So  sehr  er  dazu  befugt  sei,  so  solle  doch  der  Herzog 
von  Neuburg  sich  darüber  beklagen.  Damit  nun  das  Testament 
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um  so  weniger  anzufechten  sei,  so  bitte  er  (der  Churfürst)  den 
Kaiser  um  die  Bestätigung  desselben. 1 — 27.  Febr.  1603. 

München  Staatsarchiv  51t»  9 f.  94.  Cpt. 

1 In  einem  Schreiben  an  den  Fürsten  vom  9.  März  bemerkt  ihm  der 
Churfürst,  er  solle  die  Bestätigung  als  Bedingung  der  angebotenen 
Truppenhülfe  aufstellen.  (M.  546/9  f.  99.) 

300.  Friedrich  IV.  an  die  General  Staaten,  (z.  Thl.) 

Der  Churfürst  ist  durch  Reichseontributioneu  und  andere 
schwere  Reichsanliegen  so  erschöpft,  dass  er  dem  durch  Brederodc 
überbrachten  Begehren  der  Staaten  nicht  entsprechen  konnte.  So- 
bald ihm  dies  aber  einigerinassen  möglich  wird,  wird  er  es  ihnen 
anzeigen.  — Datum  Heidelberg  den  letzten  Februarii  a.  1603. 

München  Staatsarchiv  pf.  102  2 f.  13.  Cpt. 

301 . R c g e n s b u r g e r R e i c h s t a g. 1 

I.  Vorverhandlungen.  1602  August  12.  Kaiserliches 
Ausschreiben.  (Häberlin  XXII  S.  61).  — 1603  Febr.  24.  Die  in 
Heidelberg  versammelten  oder  vertretenen  Stände2  schreiben  an 
Chursachsen,  Neuburg,  Braunschweig,  Würtemberg  und  Lauenburg: 
‘die  Beschwerden  der  Evangelischen  seien  nicht  gemildert,  in 
Strassburg  werde  in  einer  dem  Land-  und  Religionsfrieden  und 
allen  Rechten  widersprechenden  Weise  verfahren.  Deshalb  seien 
ihre  Reichstagsgesandten  beauftragt,  sich  in  keine  Verhandlungen 
einzulassen,  bevor  hinsichtlich  der  Beschwerden,  besonders  der 
wichtigsten,  und  bezüglich  der  Strassburger  Sache  Verfügungen 
ergangen  seien,  mit  denen  die  Evangelischen  zufrieden  sein  kön- 
nen. Die  Gesandten  des  Churfürsten  (Herzogs)  mögen  sich  in 
diesen  Sachen  mit  den  ihrigen  vergleichen/3  (D.  10207.  Ander 
Buch  Reichstagssachen  1601 — 3.  C.  R.  Ileidelbergische  und  andere 
Unionsacta  d.  a.  1602.  3.)  Von  Würtemberg  um  ein  Gutachten 
über  dies  Schreiben  gebeten,  erwidert  Neuburg  am  14.  März:  die 
Abstellung  von  Beschwerden,  die  politischer  Natur  seien  und  den 
äussern  Frieden  betreffen,  besonders  deren  Uber  die  Ilofproeesse 
könne  man  im  Verein  mit  allen  und  jeden  Ständen  betreiben.  In 
Sachen  aber,  welche  die  Religion  betreffen,  sei  ihm  die  Communi- 
cation  mit  Ständen,  welche  der  Augsburger  Confession  nicht  auf- 
richtig zugethan  seien,  gegen  das  Gewissen/  (M.  pf.  276  6 f.  38.) 
Diesem  Grundsätze  gemäss  hatten  Neuburg  und  Würtemberg  schon 


t Da  sich  von  churpfälzischen  Reichstagsacten  nur  Bruchstücke  ge- 
funden haben,  so  schöpfe  ich  vornehmlich  aus  den  Neuburger  Reichs- 
tagsacten des  Münchener  Staatsarchivs  und  den  chursächsischeu  des 
Dresdener  Archivs. 

'*■  Die  Grafen  der  Wettern«  fehlen  in  den  Unterschriften. 

Vgl.  Lgr.  Moritz  an  Heinrich  IV.  1603  Febr.  10.  (Rommel,  corre- 
8pondauce  S.  103.  Chiffrirte  Stelle.) 
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am  21.  Dcc.  1602  an  den  Churfürsten  von  Sachsen  geschrieben:  März  21 
er  möge  seinen  Reichstagsgesandten  Auftrag  geben,  dass  sie  die  j 
Beschwerden  der  Bekenner  der  reinen  Augsburger  Confession  mit 
andern  Religionsverwandten  berathen  und  deren  Abstellung  be- 
treiben. Sonst  sei  sehr  zu  besorgen,  dass  die  Beschwerten  „bei 
andern  (den  Churpfälzern  und  ihren  Anhängern)  hulf  suchen  und 
alsodieselbige  in  iremonrechtmessigen  Vorhaben  stercken.“  (D.  10207. 

Ander  Buch  Reichstagssachen.) 

1603  März  6.  Churpfälzische  Reichstagsinstruction 
(für  Fabian  v.  Dohna,  Culmann,  Mörle,  Löfenius,  Christoph  Reiner, 

Christoph  von  Beulwitz,  Dieterich  von  Winterfeld, 1 Scliug  und 
Camerarius).  — §.  1.  Der  erste  Tunet  der  Proposition  wird  den 
Türkenkrieg  betreffen.  Das  kaiserliche  Ausschreiben  behauptet, 
dass  der  Türke  auch  dem  Reich  zusetze.  Gibt  man  das  zu,  so 
folgt  daraus  mit  Nothwendigkeit,  dass  das  Reich  zur  Ucbernahme 
dieses  Krieges  verpflichtet,  und  dass  die  in  Bezug  auf  denselben 
gefassten  Majoritätsbeschlüsse  bindend  seien.  Nun  hat  sich  das 
Heich  aber  des  Türkenkriegs  von  jeher  nur  aus  völlig  freiem 
Willen  angenommen,  und  „waß  auch  i.  Mt.  Oesterreichischen  erb- 
landen von  Turgen  für  schaden  widerfaren,  daß  ist  darvor  gehal- 
ten worden,  das  es  allein  ratione  des  konigreichs  Ungarn  ge- 
schehen.“ Diesen  Standpunct  sollen  die  Gesandten  auch  gegen- 
wärtig behaupten.  Da  der  Churfürst  sich  neben  andern  Ständen 
entschieden  hat,  den  Kaiser  nicht  ganz  ohne  Hülfe  zu  lassen,  so 
muss  man  dahin  sehen,  „wie  man...  sich  mit  verwilligung  nit 
alzuser  vertiefte,  vil  weniger  aber  die  maiora  . . . meister  sein  laße.“ 

Zu  dem  Zweck  sollen  die  Gesandten  die  Räthc  evangelischer  Stände, 
welche  sich  dazu  herbeilassen,  nach  den  beiliegenden  Gutachten 
über  des  Reichs  Freiheit  und  Wolfahrt  unterrichten  und  sich  be- 
züglich der  Contribution,  der  Hofraths-  und  Klosterangelegenheiten 
und  aller  Puncten  des  kaiserlichen  Ausschreibens  mit  ihnen  zu 
einigen  suchen.  Alle,  oder  wenigstens  die  meisten  Evangelischen 
sollten  eine  Volkhülfe  beschliessen ; denn  mit  den  Gcldhülfen  hat 
man  wenig  ausgerichtet,  die  Evangelischen  von  Stellen  im  Heer 
und  den  Berathungen  ausgeschlossen,  den  Privatvortheil  mehr, 
als  das  gemeine  Beste  befördert.  Geht  dies  jedoch,  wie  zu  ver- 
muthen,  nicht  durch,  so  kann  der  Churfürst  für  den  Fall  einer 
Geldhülfe  noch  nichts  Bestimmtes  bewilligen,  weil  er  nicht  weiss, 
wieviel  der  Kaiser  in  seiner  Proposition  begehren  wird.  Werden 


1 Diese  beiden  w’aren  Landrichter  in  der  Oberpfalz  (Amberg  und 
^eubnrg  vor’m  Wald.) 
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301.  dir  Gesandten  mit  den  Berathungen  übereilt,  bevor  des  Churfürston 
Erklärung  auf  die  Proposition  eingegangen  ist,  so  mögen  sie  zum 
Anfang  auf  35  Monate  gehen,  doch  mit  dem  Vorbehalt,  dass,  wenn 
Andere  weniger  geben,  siesieli  darnach  reguliren  mögen.  Alle  Vota 
werden  dahin  verclausulirt,  dass  sie  weder  die  Höhe  der  Bewilli- 
gungen Andern  bestimmen,  noch  durch  die  Vota  Anderer  bestimmt 
werden  sollen.  Da  der  Kaiser  dem  Churfürsten  vorher  durch  Ge- 
sandte, nun  auch  in  seinem  Ausschreiben  erklärt  hat,  warum  Friede 
oder  Waffenstillstand  mit  den  Türken  gegenwärtig  nicht  möglich 
sei,  so  wird  hiervon  auch  schwerlich  geredet  werden;  geschieh* 
es  aber,  so  sollen  die  Gesandten  sich  erbieten,  Instruction  einzu- 
holen.  Dabei  sollen  auch  die  „gravamina  mit  gebärender  bc- 
scheidenheit  geandet  werden , damit  es  nicht  etwan  das  anseben 
gewinne,  alß  het  man  dieselben  gantz  schwinden  und  hand  und 
fuß  fallen  laßen.“  Die  Gesandten  sollen  mit  evangelischen  und 
katholischen  Ständen  sich  einigen  und  den  Kaiser  in  einem  Ge- 
sammtschreibcn  um  Abschaffung  der  gravamina,  besonders  deren, 
die  in  seiner  Hand  liegen,  bitten.  Die  Gesandten  sollen  in  ihren 
Voten  bemerken,  wenn  die  gravamina  nicht  abgeschafft  oder  gemil- 
dert würden,  so  werde  der  Churfürst,  wie  auch  Andere  sein  und 
der  Seinigen  Recht  selbst  schützen  müssen.  Bei  der  Türkenhölfe 
werden  sich  die  Gesandten  durch  keine  Majorität  binden  lassen 
und,  wenn  in  dieser  Hinsicht  etwas  Präjudicirliches  beschlossen 
wird,  protestiren,  oder,  wenn’s  Noth  thut,  sofort  an  ihren  Herrn 
referiren.  Desgleichen  müssen  sic  die  Schärfung  der  fiscalischen 
Processe  verhindern. 

§.  2.  Das  Justizwesen  begreift  fast  alle  gravamina  in  sich. 
Die  Gesandten  sollen  sich  mit  denen  der  correspondirendcn  Stände 
vergleich  n,  keine  Verschiebung  der  Beschwerden  des  Reichs,  be- 
sonders von  Sachen,  in  denen  eine  Erklärung  des  Religionsfrieden« 
oder  anderer  Reichsconstitutionen  vorkommt,  darin  also  weder  da« 
Kammergericht  noch  „etliche  wenige“  erkennen  dürfen,  auf  einen 
Deputationstag  zu  bewilligen.  Und  wenn  die  Mehrheit  dennoch 
einen  Deputationstag  durchsetzt,  so  soll  wenigstens  darauf  beharrt 
werden,  dass  diese  besonders  bezeiclmetcn  Sachen  dem  Reichstag 
Vorbehalten  bleiben.  Man  muß  darauf  dringen,  dass  das  Kammer 
gericht  in  zweifelhaften  Fällen  z.  B.  in  puncto  rautui  nicht  gleich 
nach  dem  canonischen  Recht,  sondern  nach  den  Gesetzen  un<i 
Gewohnheiten  des  betreffenden  Standes  spreche.  Die  ordentlichen 
Kammergerichtsvisitationen  sind  wieder  einzuführen.  Die  GesarT 
ten  sollen  die  Uurechtmässigkcit  der  Vermengung  der  Jurisdiction 
des  Hofraths  und  des  Kammergcrichls  nachweisen  uud  um  Absteb 
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lang  derselben  bitten  mit  der  Erklärung,  dass  man  die  unberech-  März  21 
tigten  Hofprocesse  künftig  als  kraftlos  betrachten  werde.  Die  ju^8j  3 
Klostersachen  dürfen  nur  durch  freundliche  Vergleichung  aller 
Stände  beigelegt  werden.  Ueberhaupt  ist  es  dringend  nöthig,  dass 
die  Gesandten  sich  mit  den  Chursachsen  und  Churbrandenburgern 
berathen,  „wie  doch  diser  weitleuffigkeit  im  justitiwesen,  do  die 
Sachen  fast  unendlich  werden  wollen,  auch  dem  großen  Unkosten 
begegnet  und  rat  geschaft  werden  möchte.“ 

§.  3.  In  Betreff  des  Mtinzwesens  ist  in  den  frühem  Instruc- 
tionen und  einem  besondern  Bedenken  das  Nöthige  ausgeführt. 

Die  Gesandten  sollen  erklären,  dass  der  Churfürst  nach  öftern 
fruchtlosen  Anerbietungen  zur  Conformation  im  Münzwesen  mit 
seinen  Nachbarständen  nunmehr  in  seinen  Landen  und  mit  denen, 
die  sich  dazu  verstehen  wollen,  eine  eigne  Münzordnung  einführen 
and  sich  dabei  so  wenig  an  das  verbesserte  Münzedict  binden 
werde,  wie  andere  vornehme  Stände.  Auch  die  Probationstage 
könne  er  alsdann  nicht  mehr  besuchen.  Er  hat  seit  10  Jahren 
nicht  gemünzt.  — §.  4.  Sollte  man  über  die  Moderation  etwas 
bestimmtes  verhandeln,  so  werden  die  Gesandten  sich  an  die  In- 
structionen von  1582  und  94  halten. 

§.  5.  Der  Kaiser  scheint  die  niederländische  Pacifieation  wie- 
der Vorbringen  zu  wollen.  Wird  diese  beschlossen,  so  kann  der 
Churfürst  es  nicht  hindern.  Wenn  aber  auf  den  wahrscheinlichen 
Fall  der  Abweisung  der  Friedensverhandlungen  durch  die  Staaten, 
etwas  Feindliches  gegen  sie  beschlossen  werden  soll,  so  werden 
die  Gesandten  dies  mit  andern  widerrathen;  denn  es  sei  „biß  noch 
nicht  außfündig  gemacht , das  sie,  die  Staden,  wider  ire  oberkeit 
rebellirtcn  ;u  ein  Krieg  gegen  die  Staaten  werde  um  so  schwerer 
sein,  da  sie  die  Hülfe  fremder  Mächte  finden  würden.  Die  Orte, 
über  deren  Besetzung  durch  die  Staaten  man  klagt,  gehören  theils 
nicht  zum  Reich,  theils  haben  die  Staaten  ihre  Abtretung  gegen 
Kostenersatz  und  Bürgschaft,  dass  ihnen  von  dorther  kein  Schaden 
zugefügt  werde,  angeboten.  Der  Rhein  endlich  ist  gegenwärtig 
offener  und  sicherer,  als  früher  da  man  für  einen  „paßbrief“  wol 
1000  fl.  zahlte.  In  der  Emdischen  Sache  werden  die  Staaten  und 
die  Stadt  Emden  sich  zu  rechtfertigen  wissen. 1 Verlangt  aber 


1 Am  23.  Aug.  1602  bat  der  Chf.  Pfalz  die  Staaten  um  eingehenden 
Bericht  über  die  Emdener  Sache.  (\I.  546/8  f.  264)  Am  31.  Dec.  rieth 
er  ihnen,  die  Sache  bei  Zeiten  so  zu  „verglimpfen,“  dass  man  sie  am 
Reichstage  nicht  zu  ihrem  Nachtheil  benutzen  könne.  (M.  pf.  115/2 
f- 3*i4.)  Am  10.  Jan.  und  am  11.  März  1G03  schreibt  er  ihnen:  er  ver- 
tone, dass  sie  einen  gütlichen  Vergleich  nach  Kräften  befördern  und 
Alles  vermeiden  werden , was  al3  auf  den  Nachtheil  und  Verlust  des 
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301.  der  Kaiser  ein  Bedenken  der  Stände,  so  sollen  die  Gesandten,  wo 
möglich  nach  vorheriger  Vergleichung  mit  andern,  erklären,  in 
solchen  Dingen  pflege  sonst  mit  Wissen  der  Churfürsten  gehandelt 
zu  werden;  gegenwärtig  könne  man  kein  Bedenken  geben,  weil  man 
dadurch  die  übereilten  und  in  ihrer  Rechtmässigkeit  bestrittenen 
Hofprocesse  gut  hiesse.  Ueberhaupt  sollen  die  Gesandten  alles 
den  Staaten  Beschwerliche  zu  verhüten  suchen.  — Datum  Heidel- 
berg under  unserm  zu  ent  furgetruktem  sccret  den  24.  Februarii 
a.  1603.  (M.  546  9 f.  128.) 

Auszüge  aus  Instructionen  und  Bedenken  anderer  Fürsten 
hinsichtlich  des  Reichstags  linden  sich:  Sattler  V S.  252  fg.  und 
Wolf  II  S.  173  (Würtemberg),  Rommel  VI  S.  117  (Hessen -Mar- 
burg), v.  Ranke,  sänimtlichc  'Werke  VII  S.  273.  (Churbrandenburg.) 

II.  16  0 3 März  2 1.  Kaiserliche  Proposition  (durch 
Erzherzog  Matthias  vorgebracht.  Häbcrlin  XXII  S.  67.) 

III.  lieber  den  ersten  Punct  dieser  Proposition,  über 
die  Türkenhülfe  werden  folgende  Verhandlungen  gepflogen: 
März  22.  Die  Neuburger  Gesandten  berichten  ihrem  Herren,  die 
vom  Kaiser  begehrte  Truppenhülfe  werde,  den  Fusssoldaten  zu  12, 
den  Reiter  zu  18  fl.  monatlich  gerechnet,  für  fünf  Jahr  16,920,00011. 
kosten.  Das  ergebe,  den  Römermonat  zu  60,000  fl.  gerechnet,  die 
unerschwingliche  Steuer  von  282  Monaten  (M.  pf.  276  2 f.  77.) 
April  14.  Beschluss  des  Churfürstcn-  und  Fürstenrathes,  dass 
die  zu  behandelnden  Puncte  nach  der  Reihenfolge  der  kaiserlichen 
Proposition  vorzunehmen  seien  (dafür  stimmt  auch  Pfalz-Lautern, 
sowie  die  übrigen  protestantischen  Fürsten.  — Relation  der  Neuburger 
Gesandten.  April  14.  M.  pf.  276  2 f.  310.)  — An  demselben  Tage 
verhandelt  der  Chu rfürstenrath  über  den  ersten  Punct  der 
Proposition.  Die  geistlichen  Churfürsten  und  Sachsen 
erklären  : da  Friedcnsverhandlungen  gegenwärtig  nicht  thunlieh  seien, 
so  sei  zu  helfen.  Pfalz:  man  solle  eine  freiwillige  erträgliche 
Hülfe  leisten,  falls  man  hei  Recht  und  Frieden  gelassen  und  ge- 
schützt werde.  Die  Majorität  sei  für  die  Dissentirenden  nicht 
verbindlich.  Ebenso  die  Brandenburger,  welche  auch  Abstel- 
lung der  dem  Hause  Brandenburg  zugestandenen  'Widerwärtigkeiten 
verlangen.  Mainz  fragt,  ob  die  Hülfe  zu  conditionireu  sei. 
Dagegen  erklärten  sich  am  15.  Alle  ausser  Pfalz  und  Brandea- 


Iteich9  zielend  ausgelegt  werden  könnte.  (M.  546,8  f.  582,  546/9  f.  105.) 
Die  Staaten  rechtfertigen  ihr  Vorgehen  in  zwei  Schreiben  an  den  Chur- 
fürstcn vom  22.  Juni  und  24.  Oct.  1602.  (M.  546  7 f.  340,  5468  f.  4<4. 
Vgl.  die  ähnlichen  Schreiben  bei  Meyer,  Londorpius  suppletus  et  conti- 
nuatus  1 S.  100  und  Meteren  (UebersetzuDg.  Arnheim  1614)  11  S 19*  ) 
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bürg,  die  ihre  vorige  Bedingung  und  Verwahrung  wiederholen. 
Hierauf  Beschluss,  die  Hülfe  in  Geld,  und  zwar  in  Römermonaten 
zu  leisten.  Trier  und  Cöln,  die  auf  den  gemeinen  Pfennig  in- 
struirt  sind,  erklären  darauf  aber,  für  eine  bestimmte  Anzahl 
Monate  nicht  votiren  zu  können , daher  erst  bei  der  vierten  Um- 
frage Sachsen  sich  für  50  Monate  erklärt,  mit  dem  Zu- 
satz, wenn  man  höher  zu  gehen  gedenke,  nicht  Zurückbleiben  zu 
wollen.  Bei  der  siebenten  Umfrage  erst  erklären  sich  T ri  e r,  Cöln, 
Mainz,  40,  oder,  wenn  der  Kaiser  auf’s  Repliciren  verzichte,  mehr 
Monate  bewilligen  zu  wollen;  Pfalz  und  Brandenburg  hin- 
gegen wollen  in  Erwartung  einer  Replik  zunächst  nur  30  Monate 
bewilligen  und  gehen  erst  bei  nochmaliger  Umfrage  auf  40  ad  re- 
ferendum.  Am  17.  schliesst  man  auf  40  Monate,  doch  dass  in  der 
Relation  bemerkt  werden  solle:  Einige  (Pfalz  und  Brandenburg) 
seien  dazu  nicht  hinlänglich  instruirt.  (Relation  der  chursächsi- 
schen Gesandten.  April  19.  D.  10207.  Drittes  Buch  Reichstags- 
handel.) 

Im  Fürsten rath  wird  am  15.  April  fast  einstimmig  erklärt, 
dass  gegenwärtig  über  Friede  oder  Waffenstillstand  mit  deu  Türken 
nicht  zu  verhandeln , und  dem  Kaiser  von  den  Ständen  Hülfe  zu 
leisten  sei.  (Hierbei  erinnert  Lautern:  a.  die  Majorität  könne 
in  dieser  Sache  die  Minorität  nicht  binden;  b.  bei  Unruhen  im 
Reich  dürfe  man  die  Türkenhülfe  zum  eignen  Schutze  verwenden; 
c.  man  möge  den  Ständen  ihre  durch  die  Kammergerichtsordnung 
zugestandenen  Privilegien  nicht  entziehen;  d.  man  hoffe,  der  Kaiser 
werde  die  in  seiner  Hand  liegenden  gravamina  gleich  abstellen 
und  auch  für  die  baldige  Abschaffung  der  übrigen  Sorge  tragen; 
man  möge  den  Kaiser  bitten,  dass  er  die  Kreise,  besonders  die 
rheinischen  und  den  westfälischen,  mit  Durchzügen  verschone. 
Diesem  Votum  stimmen  die  Wetterauer  Grafen  und  die  drei 
Hessen  bei.  Letztere  machen  zugleich  den  von  den  Ständen  zu 
hastenden  Ersatz  der  Auslagen  des  Landgrafen  Moritz  bei  der 
westfälischen  Execution  von  1598  und  99  zur  Bedingung  der 
Steuerbcwilligung.  Aehnlich  Anspach  (Ersatz  der  damaligen 
Auslagen  der  Kreisobersten),  dessen  Gesandter  ferner  begehrt,  dass 
man  zunächst  den  Frieden  im  Reich  herstellcu  und  unnöthige 
Executionen  abstellen  solle.  Lüneburg  verlangt  Anerkennung 
der  Freiwilligkeit  der  Hülfe  und  Aufhören  der  Kreishülfen.  Be- 
züglich der  gravamina  votirt  es  wie  Lautern.  Würtemberg  will 
nur  dann  etwas  bewilligen,  wenn  a.  die  Verbindlichkeit  der  Majo- 
ritätsbewillignngen  beseitigt,  b.  die  gravamina,  besonders  die  in 
puncto  iurisdictionis,  abgestellt,  c.  die  ausserordentlichen  Hülfen 
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301.  künftighin  abgeschafft  und  die  schon  bewilligten  defalcirt  werden; 
wenn  d.  die  Rückstände  eingetrieben ; e.  die  Befehlsbaberstelleu 
im  Heer  mit  Bekcnnern  beider  Religionen  besetzt  und  f.  die  Be- 
trügereien der  Befehlshaber  gegen  die  Soldaten  abgestellt  werden. 
Baden  sehliesst  sich  den  Bedingungen  von  Lautern,  Wiirteroberg 
und  Anspach  an.  Pommern -Stettin  bedingt  Abstellung  der 
gravamina).  Noch  am  15.  April  beschliesst  man  ferner,  dass  die 
Hülfe  in  Geld  zu  leisten  sei  (eine  Minorität  für  Volkshülfe),  und 
am  16.,  dass  sie  nach  Römermonaten  (eine  Minorität  für  den  ge- 
meinen Pfennig)  zusammenzubringen  sei.  (Relation  der  Neuburger 
Gesandten.  April  16.  M.  pf.  276  2 f.  310.  Mit  beiliegendem  Pro- 
tocoll.)  April  17.  Die  Mehrheit  des  Fürstenraths  bewilligt  dem 
Kaiser  54  Monate,  zaldbar  in  drei  Jahren.1  (Lautern  votirt 
30  Monate,  Bra  uns  chwei  g-Wol  fenb  üttel  und  Lüneburg 
40  Monate.  Münster  erklärt,  so  lange  der  westfälische  Kreb 
in  seinem  gegenwärtigen  elenden  Zustande  sei,  könne  es  zur  Lei- 
stung der  bewilligten  Steuer  nicht  genöthigt  werden.  Lüttich 
behauptet,  nichts  bewilligen  zu  können.  Die  Gesandten  voü 
Hessen  und  den  Wette  rauer  Grafen  erwarten  noch  Bescheid 
von  ihren  Herren.  — Zugleich  werden  die  in  der  Sitzung  vom 
15.  April  gestellten  Forderungen  und  Bedingungen  wiederholt. 
Neuburg  bittet  u.  a.  um  folgendes:  1.  Die  Frblande  und  König- 
reiche des  Kaisers  sollen  mindestens  die  gleiche,  Ungarn  eine 
stärkere  Hülfe  leisten  als  das  Reich.  Der  Kaiser  sucht  Hülfe  bei 
remden  Mächten  und  hält  die  Reichsritter,  die  Hansa  und  die 
Schweiz  ernstlich  zum  Beistände  an.  2.  Das  im  Krieg  Eroberte 
oder  Erbeutete  fällt  den  Reichsständen  anheim,  oder  es  soll  ihueu 
Entschädigung  dafür  geleistet  werden.  3.  Der  Kaiser  möge  sor- 
gen, dass  die  Stände  bei  ihren  Freiheiten  und  Herkommen  geschönt 
werden,  besonders  gegen  die  Uebergriffe  des  Rothweiler  Hofgerichts. 
Er  möge  die  Beschwerden  der  Stände  entweder  gleich,  oder  durch 
einen  neuen  noch  im  laufenden  Jahre  zu  haltenden  Reichstag  ab- 
stellen  lassen.  4.  Der  Kaiser  möge  forthin  das  Reich  mit  ausser- 
ordentlichen Hülfen,  Durchzügen,  Musterplätzen  u.  dgl.  verschonen. 
Er  möge  im  ungarischen  Heer  auch  deutsche  Befehlshaber  beför- 
dern und  die  Uebung  der  evangelischen  Religion  freigeben. - 

1 Schon  am  9.  April  berichten  die  Neuburger  Gesandten,  dass  die 
Gesandten  von  Weimar  ihnen  mitgetheilt  haben  : sie  seien  zu  einer  Be- 
willigung bis  zu  80  Monaten  ermächtigt  ; etliche  vornehme  Stände  wer- 
den aber  höher  gehen  und  man  könne  Gott  danken,  wenn  es  für  dies- 
mal bei  80  Monaten  bleibe.  (M.  pf.  276/2  f.  301.) 

i Diese  Erinnerungen  (1  — 5 excl.)  hatte  Dr.  Georg  Silberm»nn  den; 
H.  Neuburg  vorgeschlagen  in  eiuem  Bedenken  vom  14.  Dec.  IW* 
(M.  pf.  276/2  f.  2.) 
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5.  Bevor  man  überhaupt  eine  Steuer  bewilligt,  sollen  die  Rech- 
nungen des  Pfennigrneisters  revidirt  und  die  Rückstände  der  vori- 
gen Steuern  eingetrieben  werden.  — Diesen  Erinnerungen  schliessen 
sich  Coburg  und  Ba d en-Ho chb e rg  an.  Dem  fünften  Punct 
derselben  stimmen  der  Bischof  von  Regens  bürg  und  Herzog 
von  Braun  schweig  bei.  Letzterer  bedingt  sich  auch,  dass  der 
Kaiser  ihm  helfe,  die  Stadt  Braunschweig  zum  Gehorsam  zu  brin- 
gen, und  dass  ihm  die  1598 — 99  ausgelegten  Executionskosten 
ersetzt  werden.  — Relation  der  Neuburger  Gesandten.  1603  April  17. 
M.  pf.  276/2  f.  317.  Mit  beiliegendem  Protocoll.) 

April  21.  Im  Churfürstenrath  Verlesung  der  Relation 
über  den  ersten  Punct  der  Proposition.  Auf  Churpfalz’  Antrag 
wird  darin  eingerückt:  der  Kaiser  möge  wenigstens  die  gravamina 
abstellen,  deren  Abstellung  in  seiner  Hand  liege.  Branden- 
burg will  „alle  seine  conditiones“  nebst  (ebenso  Pfalz)  der 
Verwahrung  gegen  die  Majorität  aufgenommen  wissen,  ohne  damit 
durchzudringen.  (Relation  der  cbursächsischen  Gesandten,  April  29. 
0.  10207.  Drittes  Buch  Reichstagshändel.)  — Am  selbigen  Tage 
Verlesung  der  Relation  im  Fürstenrath.  Lautern  wünscht 
in  derselben  bemerkt  zu  sehen,  dass  es  der  Majorität  nicht 
beigestimmt  habe.  Gegen  die  Geltung  der  Majorität  ver- 
wahren sich  auch  Brauns chweig  - Wolfen  büttel,  Lüne- 
burg, Holstein,  Würtemberg,  Ba  de  n - Dur  la  c h.  Die 
beiden  Letzteren  erklären,  nichts  zu  bewilligen,  wenn  nicht  die 
gravamina  während  des  Reichstags  abgestellt  werden.  Lautern 
und  Neu  bürg  verlangen  bessere  Specification  der  gravamina 
nebst  der  Erinnerung  an  den  Kaiser,  er  möge  die  in  seiner  Hand 
liegenden  Beschwerden  noch  während  des  Reichstags  abstellen  und 
die  Stände  mit  unherkömmlichen  Processen  verschonen.  Ebenso 
Coburg,  Weimar,  Baden-Hochberg,  Anspach  (der  auch 
sein  Begehren , betreffend  die  Executionskosten  eingerückt  wissen 
will;  desgleichen  B. -Wolfenbüttel  und  Hessen),  Braun* 
schweig- Wolfenbtittel,  Lüneburg,  Holstein,  Hessen, 
Pommern.  — Alle  diese  Erinnerungen  werden  von  Salzburg, 
da  die  Majorität  nicht  dafür  sei,  unberücksichtigt  gelassen.  (Rela- 
tion der  Neuburger  Gesandten.  April  27.  M.  pf.  276  2 f.  446.) 

April  26.  Gutachten  der  Reichsstände  an  den  kaiser- 
lichen Commissar  bezüglich  der  Türkenhülfe  (Häberlin  XXII  S.  79). 
~~  Mai  16. 1 Kaiserliche  Replik2  (Häberlin  XXII  S.  85). 

1 Das  bei  Häberlin  angeführte  Datum  4 Mai  ist  irrig. 

* Am  30.  April  stellte  Erzh.  Matthias  dem  cliurpfülzischen  Gesand- 
ten v.  Dohna  in  einer  Privatconferenz  vor : „Christian  von  Anhalt  habe 

25* 
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301.  Mai  21.  Der  Churfürstenratk  verhandelt  über  die  kaiser- 
liche Replik.  Cöln,  Pfalz,  Brandenburg  votiren  sub  spe 
rati:  Trier  und  Cöln  gehen  auf  74,  Sachsen,  dem  bei  neuer 
Umfrage  Trier,  Cöln  und  Mainz  beifallen,  auf  80  Monate. 
Pfalz  anfangs  auf  40,  Brandenburg  auf  54,  dann  beide  auf 
60  Monate  mit  Wiederholung  ihrer  frühem  Bedingungen.  Bei  Be- 
rathung  über  den  Passus  der  Replik  bezüglich  der  tisealischen 
Processe  stimmt  Mainz  (mit  ihm  Trier)  für  Abschneidnng  der 
Revisionen;  Cöln  ist  dagegen,  doch  für  sofortige  Paritiou  sub  can- 
tione.  Sachsen  räth,  die  Correlation  des  Fürstenraths  zu  erwar- 
ten. Pfalz  und  Brandenburg  sprechen  sehr  heftig  gegen 
Mainz’  Vorschlag:  werde  er  angenommen,  so  müssen  ihre  Herren 
„die  wege  für  die  liant  nemen,  derer  sie  lieber  geubriget.“  Da 
trotz  ihres  Widerspruchs  in  der  Relation  die  Stelle  durchgeht, 
dass  gegen  Paritionsurtheile  keine  „unnötige  und  ungeburliche 
ausflucht  gesucht  werden  solten,“  erkläreu  sie  der  Mainzer  Kanzlei: 
wenn  das  nicht  aus  dem  Concept  gestrichen  werde,  so  müssen 
sie  ihren  Abzug  nehmen.  Man  gibt  ihnen  nach.  (Relation  der 
chursächsischer  Gesandten.  Mai  26.  D.  10208.  Viertes  Buch  Reichs- 
tagsliändcl.) 

Mai  21,  22.  Berathung  der  kaiserlichen  Replik  im  Fürsten- 
rath. Die  Majorität  beschliesst  90  Monate  zahlbar  in  vier  Jahren. 
(Am  21.  hatte  Baiern  75  Monate  vorgeschlagen.  Salzburger 
innerte,  dass  der  Kaiser  auch  noch  einen  Nachzug  verlange : statt 
diesen  zu  bewilligen,  möge  man  alles  in  allem  90  Monate  be- 
schliessen.  Dieser  Vorschlag  erhielt  am  22.  die  Majorität.)  Lau- 
tern, Anhalt,  die  Wetterauer  Grafen,  Lüneburg,  Hol- 


dem Kaiser  gesagt,  von  Seiten  des  Chrf.  Pfalz  werde  in  Sachen  der 
Türkenhülfe  sich  kein  Mangel  zeigen.  Diese  Zusage  sei  nicht  erfüllt 
Die  Cburpfülzer  mögen,  wenn  die  kaiserliche  Replik  übergeben  sei,  die 
Erhöhung  der  Steuerbewilligung  befördern.  (Bericht  der  churpfälz.  Ge- 
sandten. Mai  1.  M.  pf.  1I4'4  f.  95.)  Leber  ähnliche  Vorstellungen  des 
Kaisers  an  Baiern  vgl.  Wolf  II  S.  174.  Am  7.  Mai  berichten  die  Neu- 
burger Gesandten:  die  kaiserlichen  Commissarien  haben,  wie  man  allge- 
mein sage,  dem  Kaiser  versichert,  dass  sie  von  den  Ständen  100  Monate 
erlangen  würden.  Die  Gesandten  des  Hauses  Sachsen  seien  auch  zur 
Bewilligung  derselben  bereit.  (M.  pf.  276/2  f.  482.)  Der  H.  Neuburg  er- 
mächtigte darauf  seine  Gesandten,  der  Majorität  zur  Bewilligung  von 
80,  ja  100  Monaten  zu  folgen  ,,umb  weniger  offension  willen  und  *n 
verhüetung  ungleichen  Verdachts.“  (Mai  10.  A.  a.  0.  f.  488 ) Am  iS.  Mai 
berichten  die  chursächs.  Gesandten:  die  Bamberger  Gesandten  seien 
zu  einer  Billigung  bis  zu  125  Monaten  ermächtigt.  Auch  andere  Ge- 
sandte seien  bevollmächtigt,  über  l'K)  Monate  hinauszugehen.  Sie  (die 
Chursachsen)  halten  es  für  gut,  bis  zu  den  schon  früher  von  ihrem 
Herrn  bestimmten  100  Monaten  zu  gehen.  (D.  10208.  Viertes  Buch 
Reichstagssachen.) 


Digitized  by  Google 


1603 


389 


stein,  Baden-Durlach,  H ess e n (auf Ratification)  Pommern, 
Hirschfeld,  Wart.  emberg  bewilligen  60  Monate,  Zw  ei  brücken 
erklärt  sich  für  eine  unbestimmte  Summe,  Yeldenz  will  den 
Churfürsten  folgen,  die  Gesandten  von  B ra un s c hwe ig- Wolfen- 
hüt t e 1 erwarten  noch  Bescheid.  Jülich,  M ü n s t e r,  P a d c r b o r n, 
Lüttich,  Brinn  und  Stablo  wollen  den  Beschlüssen  der  Majo- 
rität folgen , wenn  der  westfälische  Kreis  zur  Ruhe  kommt.  Be- 
züglich der  fiskalischen  Proccsse  beschliesst  die  Mehrheit,  dass 
die  Verordnungen  des  Reichsabschieds  von  1598  nicht  zu  schärfen 
seien.  (Für  die  Schärfung:  Baiern,  Oes tr eich,  Worms,  der 
Johannitermeister,  Leuchtenberg,  Costnitz,  Brixen 
und  der  Bischof  von  Augsburg.  — Relation  der  Neuburger 
Gesandten.  Mai  22.  M.  pf.  276  2 f.  533.)  Am  24.  Mai  wird  die 
auf  Grund  dieser  Berathuugen  entworfene  Relation  verlesen.  Viele 
Stände,  die  nur  60  Monate  bewilligt,  verlangen,  dass  dies  ange- 
führt, und  auch  der  gravamina  wegen  wieder  Anregung  gethan  werde. 
Etliche  wollen  auch  die  Defalcatiou  der  Kreishülfen  berücksichtigt 
wissen.  Die  Directoren  erklären,  diese  Erinnerungen,  weil  sie  die  Ma- 
jorität nicht  für  sich  haben,  in  die  Relation  nicht  einrücken  zu  können. 
(Relation  der  Neuburger  Gesandten.  Mai  25.  M.  pf.  276  2 f.  587.) 

Mai  25.  D u p 1 i k d e r R e i c h s s t ä n d e an  den  kaiserlichen  Com- 
inissar  (Häberlin  XXII  S.  91  *).  — Mai  26.  K ais  erlich  e Tripl ik: 
Hie  Churfürsten  und  Städte  mögen  ihre  Bewilligung  auf  90  oder 
doch  86  Monate  erhöhen.  Bleiben  sie  aber  bei  den  80  Monaten, 
so  mögen  sie  die  Termine  auf  drei  Jahre  beschränken.  Für  gegen- 
wärtiges Jahr  sind  die  Termine  Jacobi  und  Weihnachten  annehm- 
lich; für  die  folgenden  aber  sind  die  Ziele  Johannis  Bapt.  und 
Weihnachten  zu  spät,  weil  die  Soldaten  auf  Johannis  Bapt.  ge- 
worben und  lange  vor  Weihnachten  entlassen  werden,  daher  man 
dieselben  aufLätare  und  nativ.  Marne  verlegen  möge.  Der  Kaiser 
wird  sich  mit  den  Städten  in  Betreff  ihrer  Anlehen  abfinden.  Die 
Kreishülfen  wird  der  Kaiser  nur  als  „eilende  notmittel“  nach- 
suchen. Mit  Durchzüjgen  und  Musterplätzen  sollen  die  Stände 
möglichst  verschont  werden,  und,  wenn  dies  nicht  geht,  die  in  der 
Replik  bezeichneten  Massregeln  befolgt  werden.  Ein  gefährliches 
Präjudiz  wäre  es  aber,  wenn  ein  dadurch  beschädigter  Stand  sich 
durch  Zurückhaltung  der  Türkenhülfe  entschädigen  dürfte.  Die 
Revision  der  Reichspfennigsmeisterrechnung  sähe  der  Kaiser  gern 
und  stellt  sie  den  Ständen  nochmals  anheim.  Hinsichtlich  des 
Nachzugs  möge  es  dabei  bleibeu,  dass  bloss  verabschiedet  werde, 

1 S.  92  muss  es  heissen : die  Minorität  des  Churfürstenraths  (nicht 
‘Fürstenraths*)  habe  nur  60  Monate  bewilligt. 
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301.  jeder  solle  sich  auf  einen  grossem  Nothfall  in  guter  Bereitschaft 
halten.  Die  Erinnerungen  der  Stünde  in  Betreff  des  Ritterordens 
wird  der  Kaiser  gebührlich  berücksichtigen.  Hinsichtlich  der  in 
Oestreich  begüterten  Stände  können  nur  die  Bestimmungen  des 
Reichsabschieds  von  1594  zugegeben  werden.  Ueber  die  diesem 
Punct  angehängte  Klage  der  Stände  wird  der  Erzherzog  dem  Kaiser 
berichten,  damit  jede  berechtigte  Beschwerde  abgestellt  werk 
01.  pf  276  2 f.  581.) 

Mai  27.  Der  Churfürstenrath  verhandelt  über  die  Triplik. 
Die  Majorität  bewilligt  86  Monate  ohne  Defalcation,  Pfalz  und 
Brandenburg  bleiben  bei  ihren  vorigen  Voten.  Letzteres  be- 
hält sich  die  Defalcation  vor,  stellt  aber  dabei  einen  Nachlass  in 
Aussicht.  (Relation  der  chursächsischen  Gesandten.  Mai  30.  D.  10208. 
Viertes  Buch  Reichstagshändel.)  — An  demselben  Tag  Verhand- 
lung über  die  Triplik  im  Fürstenrath.  Lautern,  Simmern, 
Zweibrücken,  Würtemberg,  Badeu-Du  rlach,  Hessen, 
Pommern  und  die  W e 1 1 e r a u e r Grafen  beharren  bei  den 
60  Monaten  und  erwarten,  dass  ihre  in  der  Duplik  übergangenen 
Voten  in  die  Conclusionsschrift  eingerückt  werden,  „dan  sie  sich 
bei  diesem  freiwilligen  werck  die  majora  nicht  binden  lassen  könnten.“ 
Die  Relation  wird  nach  dem  Salzburgischen  Votum,  welches  die 
Majorität  erhält,  gefertigt.  (Relation  der  Neuburger  Qesaudten. 
Mai  27.  M.  pf.  276  2 f.  606.) 

Mai  30.  Schlusserklärung  der  Reichsstände  an  den 
kaiserlichen  Commissar.  (Häberlin  XXII  94.)  1 2 

IV.  April  29,  Mai  9,  10.  Der  Chur  fürs  tenrath  verhan- 
delt über  den  zweiten  Punct  der  kaiserlichen  Proposition,  über 
die  n ie  der  1 aen  d i s c he  n Angelegenheiten.  Trier  und 
Cöln  finden,  dass  eine  neue  Pacificationshandlung  keinen  Er 
folg  verspreche  und  dass  die  in  den  Jahren  1594  und  1598  vor- 
geschlagenen Mittel  zur  Wiedergewinnung  der  dem  Reiche  ent- 
zogenen Orte  und  zur  Aufhebung  der  neuen  Licenten  und  Ver- 
kehrssperren während  des  Türkenkriegs  schwerlich  durchzuführen 
seien.  Zur  Vertheidigung  der  Stände  gegen  weitere  Einfälle  aus 
den  Niederlanden  seien  nach  den  Vorschlägen  des  westfälischen 

1 Es  muss  daselbst  heissen:  der  Churfürstenrath  habe  per  majora 
86  Monate  bewilligt. 

2 Was  die  Minorität  betrifft,  so  erklärten  die  Churpfälzischen  Ge- 
sandten am  24.  Juni  dem  Erzh.  Matthias,  sie  seien  bevollmächtigt  80 
Monate  „pure“  zu  bewilligen,  „mit  vermelden,  wie  sie  auch  wol  . . barg 
darfür  sein  wolten , das  es  der  übrigen  sechs  monat  wegen  nicht  not 
haben  würde.“  — Um  dieselbe  Zeit  bewilligte  Hessen  die  86  Monate. 
(Relationen  der  chursächsischen  Gesandten.  Juni  ^7,  Juli  3.  D.  10208 
Fünftes  Buch  Reichstagshändel.) 
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Kreises1  etliche  Monate  zu  bewilligen.  Sachsen2  schlägt  eine  März  21 
Gesandtschaft  vor,  die  vornehmlich  Restitution  der  dem  Reich  j 3 


1 Vgl.  dessen  den  Reichsständen  übergebenes  Bedenken.  (Iläber- 
lin  XXII  S.  95.) 

‘i  Leber  die  Stellung,  die  Chursachsen  den  niederländischen  Dingen 
pegenüber  einnabm,  bemerke  ich  Folgendes:  am  17.  Jan.  schreibt  Chur- 
>uchsen  an  seine  Reichstagsgesandten : er  übersende  ihnen  beiliegend  die 
Beschwerden  des  westfälischen  Kreises.  Man  müsse  dem  Kreis  gegen 
die  ron  den  Niederlanden  aus  verübten  Feindseligkeiten  mit  solchem 
Nachdrucke  beistehen,  dass  die  einzelnen  Mitglieder  des  Reichs  Ursache 
haben,  sich  auf  den  Schutz  der  andern  zu  verlassen , wenn  anders  ,.das 
heil.  Rom.  reich  in  seiner  Verfassung  verbleiben“  solle.  Deshalb  sollen 
die  Gesandten  denjenigen  Ständen  beistimmen  , welche  ,,die  meiste  hulf 
bewilligen  werden.“  ln  der  Emdener  Sache  zeige  es  sich,  dass  die  Staa- 
ten in  ihrem  Kriege  sich  nicht  nur  gegen  die  spanische  Verfolgung  zu 
schützen  suchen,  „sondern  vielmer  das  sie  selbst  weiter  greifen,  ein 
‘ seues  regiment,  darinnen  der  gemeine  man  das  Oberhaupt,  aufrichten,“ 
and  besonders  die  Unterthanen  des  Reichs  an  sich  ziehen  wollen  Daraus 
könnte  ein  ,-geverlicher  riß  gentzlich'  in  des  heil.  Rom.  reichs  Verfassung 
ervolgen.“  Ueber  die  in  dieser  Sache  zu  ergreifenden  Massregeln  sollen 
die  Gesandten  den  Vorschlägen  derjenigen  beistimmen,  welche  die  Ge- 
fahren, die  sie  in  sich  trägt,  am  ernstlichsten  beherzigen.  Mit  kaiser- 
lichen Mandaten  gegen  die  Staaten  auf  Grund  des  Landfriedens  werde 
er  (der  Churfürst)  einverstanden  sein.  Doch  wünsche  er  auch  einen  Be- 
schluss über  die  ernstem  Massregeln , welche  in  dem  beinahe  vermuth- 
lichen  Falle  des  Ungehorsams  stufenweise  anzuwenden  seien.  (D.  10207. 
Ander  Buch  Reichstagshändel.).  — Am  24.  März  erklärten  die  chur- 
sächsischen  den  neuburgischcn  Reichstagsgesandteu : ein  Krieg  gegen  die 
Staaten  zur  Vertheidigung  des  Reichs  sei  gerade  so  nöthig,  wie  gegen 
die  Türken.  Denn  jene  suchen  aus  dem  Reich  „ain  populärem  statum“ 
zu  machen  und  ihm  einen  Ort  nach  dem  andern  zu  entziehen  (Beispiel: 
Kmden).  Solchen  Schimpf,  wie  die  Staaten  ihn  dem  Reich  erwiesen, 
dadurch  dass  sie  seinen  Gesandten  Gehör  verweigerten,  habe  man  von 
barbarischen  Völkern , ja  von  den  Türken  nicht  zu  befahren.  Früher 
hätten  Mächte,  deren  Beispiel  das  Reich  befolgen  sollte,  sich  für  der- 
artigen Hochmuth  mit  Aufopferung  von  Gut  und  Blut  gerächt  Jetzt 
lasse  man  den  westfälischen  Kreis,  der  inzwischen  unter  der  Staaten 
Joch  gebracht  werde,  ohne  die  schuldige  Hülfe.  Ja  vornehme  Stände 
verbinden  Bich  mit  ihnen  und  bauen  auf  ihren  Beistand.  Auf  diese 
Weise  müsse  es  „endlich  mft  dem  Teutschen  reich  , wie  mit  Constanti- 
nopel  . . ein  außgang  gewinnen.“  Man  solle  nun  zunächst  die  Unter- 
lhanen  des  Reichs,  welche  in  den  Heeren  der  kriegenden  Mächte  dienen, 
bei  Verlust  ihrer  Habe  abrufen.  Dies  würde  die  Staaten  zum  Frieden 
und  zur  Herausgabe  der  im  Reich  occupirten  Orte  bereitwilliger  machen. 
Erreiche  man  dies  aber  nicht,  bo  müsse  man  sich,  um  das  Reich  vor 
Zertrümmerung  zu  bewahren  , zur  Vertheidigung  rüsten  lind  nicht  wie 
früher  2—3  Monate,  sondern  eine  stattliche  Hülfe  bewilligen.  (Relation 
der  Neuburger  Gesandten.  März  25.  M.  pf.  276/2  f.  86.)  Am  7 April 
schreibt  der  Churfürst  an  seine  Gesandten:  man  werde  am  Reichstage 
vennutblich  vorschlagen,  dass  den  niederländischen  Mächten  nochmals 
die  gütliche  Vermittlung  anzubieten,  und,  wenn  die  Vermittlung  nicht 
statttindc,  die  Execution  nach  Massgabe  früherer  Vorschläge  (Zusammen- 
legung von  Geld:  Besetzung  der  Reichsgränzen)  vorzunehmen  sei.  Hin- 
sichtlich der  gütlichen  Vermittlung  aber  besorge  er  eine  abermalige 
schimpfliche  Abweisung  des  Anerbietens.  Wolle  man  dann,  wie  die 
Reichsverfassung  und  Nächstenliebe  es  erfordern,  den  Bedrängten  beistehen 
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301.  entzogenen  Orte,  Abschaffung  der  neuen  Licenten  u.  dgl.  zu  be- 
treiben, und  nebenbei  sich  zu  erkundigen  hätte,  ob  Friedens- 
Verhandlungen  Aussicht  auf  Erfolg  haben.  Zur  Abwehr  weiterer 
Einfälle  möge  man  etliche  Monate  bewilligen.  Diesem  Votum 
stimmen  die  geistlichen  C hu.rfü  rst  en  bei.  Brandenburg 
nimmt  nur  deh  Vorschlag  hinsichtlich  der  Gesandtschaft  an;  die 
Churpfälzer  erklären  ohne  Instruction  darüber  zu  sein.  Si«1 
rathen  (ebenso  Brandenburg)  Wiederaufnahme  der  im  Jahre  1594 
beschlossenen  Friedensverhandlungen.  — Darauf  (9.,  10.  Mai)  Be- 
ratung, was  zu  thun  sei,  wenn  die  von  Sachsen  vorgeschlagene 
Gesandtschaft  ohne  Erfolg  bleibe.  Für  diesen  Fall  schlägt  Cöln, 
dem  dann  Mainz  und  Trier  beistimmen,  Mandate  mit  Androhung 
der  Acht  und  Execution  der  Acht,  ferner  maudata  avocatoria1  und 
Verkehrssperre  vor.  Pfalz  und  Brandenburg  erklären:  über 
solche  Mittel,  auf  die  sie  nicht  instruirt  seien,  könne  man  erst  berathen 
wenn  man  den  Ausgang  der  Gesandtschaft  kenne.  Uebrigens  könne 
man  nicht  in  Ungarn  und  den  Niederlanden  zugleich  Krieg  führen. 
Die  Verkehrssperre  werde  den  Untertanen  der  Stände  mehr  schaden 
als  den  Niederländern.  Diese  können  das  Getreide,  das  Deutsch- 
land ihnen  versage,  2 aus  Frankreich,  Polen  und  Livland  beziehen. 
Augsburg,  Frankfurt  und  Nürnberg  haben  mehr  Geld  bei  den 
Niederländern,  als  diese  bei  ihnen.  Repressalien  werden  besonders 
für  die  bei  den  Niederlanden  nahe  gesessenen  sehr  schädlich  sein. 
„Hielte  man  den  Niederlendern  tausend  gülden  auf,  würden  sie 


und  gegen  diejenigen,  welche  die  gütlichen  Mittel  abweisen,  Repressalien 
oder  eine  Execution  vornehmen,  so  dürfte  dies  bei  dem  Türkenkriege 
und  sonstigen  Beschwernissen  sehr  schwirig  sein ; es  dürfte  dadurch 
der  niederländische  Krieg  in’s  Reich  gezogen  werden,  ja  es  könnten 
auch,  „weil  unter  den  stenden  von  beiden  religionen  allerlei  respectus 
mit  underlauffen,“  Spaltungen  eintreten  und  „aus  zweien  drei  exercitus 
werden.“  Jährliche  Geldbeiträge  zur  Besetzung  der  Reichsgränzen  dürf- 
ten gleichfalls  bei  den  vielen  sonstigen  Steuern  und  der  Erschöpfung 
der  Untertanen  nicht  wol  zu  erschwingen  sein.  Gleichwol  werde  er 
zum  Schutz  der  bedrängten  Untertanen,  zur  Verhütung,  dass  dem  Reich 
nicht  ein  Stand  nach  dem  andern  entzogen  werde,  das  Seinige  bereit- 
willig thun,  wenn  „mit  algeineinem  rat  und  ztithun  ersprießliche  wege 
in  durchgehender  glaichheit  gewiesen  werden.“  (D.  10207.  Drittes  Buch 
Reichstagshändel.)  — Am  6.  Mai  schreibt  der  Churfürst  au  die  Gesand- 
ten: da  man  nicht  vorher  wisse,  ob  die  niederländischen  Mächte  sich 
gegen  die  Gesandtschaft  des  Reiches  (vgl  Berathuug  des  Cburfürsten- 
rathes  vom  29.  April)  kategorisch  erklären  werden,  so  wäre  mit  der  Achts- 
erklärung  und  andern  Repressalien  nicht  zu  eilen.  Die  Kteishülfe  ge- 
nüge nicht,  um  die  vom  westfälischen  Kreise  vorgeschlagenen  Gewalt* 
massregeln  (vgl.  Haberlin  XXII  S.  95)  auszufübren.  (a.  a.  0) 

1 An  die  deutschen  Soldaten  in  den  niederländischen  Heeren. 

2 Die  Beschränkung  der  Getreideausfuhr,  bemerken  die  Branden- 
burger, könne  weder  Brandenburg,  noch  Pommern,  noch  Mecklenburg 
vertragen. 
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leichtlich  dargegen  fünf  oder  sechs  tausend  gülden  aufhalten  können.“  März  21 

bis 

Die  Sachsen  glauben,  ihr  Herr  werde,  wenn  die  von  Cöln  vor-  jujj  g 
geschlagenen  Mittel  von  der  Majorität  angenommen  werden , sich 
nicht  absondern.  — Hinsichtlich  der  dem  westfälischen  Kreis 
za  leistenden  Hülfe  stimmen  die  geistlichen  Chur  fürsten 
für  je  sechs  Monate  auf  vier  Jahre,  Sachsen  für  sechs  Monate 
alles  in  allem.  Pfalz  und  Brandenburg  sind  ohne  Instruc- 
tion. — Bezüglich  der  Emdener  Sache1 2  wollen  Trier  uud  Cöln 
dem  Kaiser  ratken,  die  beschlossenen  Mandate  zu  publiciren  und 
za  exequiren.  Sachsen  und  Mainz  wollen  dem  Kaiser  die 
Sachen  anheimstellen.  Die  Pfälzer  und  Brandenburger 
haben  wegen  Mangels  an  Bericht  keine  Instruction  erhalten.  Erstere 
bemerken  übrigens,  dass  der  Graf  Enno  und  die  Stadt  Emden  sich 
inzwischen  verglichen  haben.  (Relation  der  chursächsischen  Ge- 
iindten.  Mai  15.  D.  10208.  Viertes  Buch  Reichstagshändcl.) 

Mai  9.  Verhandlungendes  Fürstenraths  über  den  zweiten 
Pnnct  der  Proposition.  Oestreich  votirt:  1.  Eine  Gesandt- 

schaft oder  ein  im  Namen  des  Kaisers  und  Reichs  gefertigtes 
Schreiben  fordert  beide  kriegenden  Mächte  auf  zur  Räumung  des 
Reichs,  Abschaffung  der  neuen  Zölle , Licenten  und  Hemmungen 
der  Schifffahrt,  Ersatz  der  im  Reich  angerichteten  Schäden  und 
caatio  de  non  amplius  offendendo.  Zugleich  deutet  man  an,  dass, 
wenn  diese  Forderungen  abgeschlagen  werden,  das  Reich  sie  auf 
andere  Weise  zur  Geltung  bringen  werde,  dass  hingegen,  wenn  die 
Mächte  das  Verlangte  erfüllen  und  zum  Frieden  geneigt  seien, 
der  Kaiser  und  das  Reich  sich  um  das  Zustandekommen  des  letz- 
tem bemühen  wollen.  2.  Welche  Mittel  im  Falle  einer  abschlägi- 
gen Antwort  auf  diese  Forderungen  zu  ergreifen  sind,  darüber  will 
sich  Oestreich  mit  den  Andern  vergleichen.  — Dem  ersten 
Pancte  dieses  Votums  stimmen  der  Hauptsache  nach  die  Uebrigen 
bei.  Bezüglich  des  zweiten  Punctes  werden  folgende  Hauptvor- 
schläge gemacht:  Baiern:1  nach  einer  abschlägigen  Antwort 

der  einen  oder  der  andern  Macht  möge  ein  Generalkreistag  oder 

1 Am  25.  April  sendet  der  Chf.  Pfalz  seinen  Gesandten  ein  Schrei- 
ben des  Kaisers  an  Erzh.  Matthias,  nach  wclekem  dieser  sich  bemühen 
soll,  dass  eine  ordentliche  Executiou  gegen  die  Emdener  und  ihre  Helfer 
cach  erfolgter  Achterklärung  in's  Werk  gesetzt,  und  dass  vor  allem  die 
Beraihung  über  diesen  Punct  nicht  auf  einen  Deputationstag  verschoben 
»erde.  (M.  546  9 f.  159.) 

2 Baiern  und  Salzburg,  so  berichten  die  Neuburger  Gesandten  am 
27.  April,  halten  das  niederländische  Wesen  für  ebenso  beschwerlich 
wie  deu  Türkenkrieg.  (M.  pf.  276/3  f 169).  Am  3.  Mai  berichten  die- 
selben: nach  Baierns  Ansicht  solle  man  den  Staaten,  wenn  sie  Restitu- 
tion, Schadenersatz  uud  Caution  weigern,  den  Verkehr  sperren  und  die 
Eiecntionsordnung  gegen  sie  in  Anwendung  bringen,  (a.  a.  0.  f.  215.) 
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301.  Deputationstag  über  die  zu  ergreifenden  Mittel  berathen.  Lau- 
tern: gegenwärtig  kann  man  über  solche  Massregeln  noch  nicht 
berathen.  Salzburg:  wie  ßaiern.  Allein  einzelne  Mittel  (Exe- 
cution,  mandata  avacatoria  an  das  deutsche  Kriegsvolk,  Verkehrs- 
sperre, Repressalien)  könnten  gleich  nach  der  abschlägigen  Ant- 
wort zur  Hand  genommen  werden.  Ne  u bu  rg:  wer  den  Forderungen 
des  Reiches  nicht  gehorcht,  ist  ipso  facto  in  die  Acht  gefallen, 
und  cs  muss  gegen  denselben  mit  der  Execution  vorgegangen  wer 
den.  (Ebenso:  Coburg,  Eisenach,  An  spach  (?)  sub  spe  rati 
und  die  Prälaten.)1  — Hinsichtlich  der  dem  westfälischen 
Kreis  zu  leistenden  Hülfe  schlägt  Oestreich  die  Erlegung  von 
drei  Monaten  vor  (ihm  stimmen  u.  a.  Lautern  und  Simmcrn* 
sub  spe  rati  bei),  Neuburg  stimmt  für  je  sechs  Monate  auf 
sechs  Jahre  (mit  ihm  Weimar  sub  spe  rati,  Hildesheiin. 
Freising,  Henneberg).  Jülich,  Paderborn,  Lüttich, 
Münster  wünschen  auf  sechs  Jahre  je  sechs  bis  acht  Monate. 
Braunschweig  macht  den  Ersatz  seiner  Executionskosten  von 
1599  zur  Bedingung  seiner  Beisteuer,  (ebenso  Lauenburg,  Lüne- 
burg, Mecklenburg,  Holstein,  Hessen -Cassel.)  Bur- 
gund erklärt:  gegen  die  Verträge  habe  das  Reich  ihm  seine  Hülfe 
versagt.  Uebrigens  sei  es  zum  Ersatz  der  von  Mendoza  und  sonst 
angerichteten  Schäden  erbietig.  Im  Reich  halte  es  keinen  Ort 
besetzt.  Zu  Fliedensverhandlungen  sei  es  bereit.  — Fortsetzung 
dieser  Berathungen  am  10.  Mai.  (Relation  der  Neuburger  Ge- 
sandten. Mai  13.  M.  pf.  276/3  f.  418.) 

Mai  17.  Gutachten  der  Reichsstände  an  den  kaiser- 
lichen Commissar  bezüglich  der  niederländischen  Sachen  (Häber- 
lin  XXII  S.  102).  — Mai  18 — 24.  Antwort  des  Commissars, 
Schlusserklärung  der  Stände,  Schlusserklärung  des 
Commissars  über  die  beiden  ersten  Puncte  der  PropositioD. 
(a.  a.  0.  S.  105  fg.) 

V.  Mai  31.  Der  Fürstenrath  verhandelt  darüber,  ob  der 
dritte  Pu  net  der  kaiserlichen  Proposition  inpleno  oder  in  einem 
Ausschüsse  zu  behandeln  sei.  Die  gesummte  geistliche  Bank 
nebst  Bai  er  u,  Weimar,  Ilenne borg,  Aren  b e rg  und  den 
schwäbischen  Grafen,  also  die  Majorität,  entscheidet  sich  für 
den  Ausschuss  und  bestimmt  zu  demselben  die  Mitglieder  des  Depo* 
tationstags.  Die  Uebrigen  stimmen  vergeblich  für  Beratbung 

1 Nach  einer  Relation  der  churpfälzischen  Gesandten  vom  18.  Mai 
(M.  546/9  f.  468)  stimmten  bei  einer  zweiten  Umfrage  Baiern,  Coßtnitr 
Augsburg,  Trient  für  die  sofortige  Bestimmung  gewaltsamer  Massregrla 

’•*  ln  der  Relation  der  churpfälz.  Räthe  vom  18.  Mai.  (M. 
f.  468)  heisst  es  dagegen,  sie  haben  Mangel  an  Instruction  vorgewaudt 
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in  pleno  mul  zum  wenigsten  gleiche  Vertretung  beider  Religionen  März  21 
im  Ausschuss.  (Relation  der  Neuburger  Gesandten.  Mai  31.  M.  j u V f 3 
pf.  276,4  f.  08).  — Juni  3.,  4.  Berathung  über  den  Justizpunct 
im  Ch  nrförsten  ratb.  Die  churs&ehsischen  Gesandten  berichten 
darüber  Folgendes:  Die  Churpfälzer  votirten  bezüglich  der  Re- 
visionsangelegenheit: nur  auf  die  kategorische  Versicherung  der 
Aussetzung  der  vier  Klostersachen  und  etwaiger  gleichartiger  Pro- 
cesse  werde  ihr  Herr  die  Erledigung  der  übrigen  Revisionssachen 
zugeben.  Ebenso  Churbrandenburg.  — Man  verschob  die 
Berathung  über  diesen  Punct  auf  den  folgenden  Tag.  An  diesem 
aber  (4.  Juni)  fanden  sich  bloss  die  Gesandten  von  Sachsen  und 
•len  geistlichen  Churfürsten  im  Situngszimmer  ein,  welche  sich  nun 
«weil  das  churfürstlich  Collegium  nicht  ergentzt  gewesen,  keiner 
•ession  angemast;  sondern  Meintz  (hat  inen)  stando  und  per  dis- 
oirsum  angezeigt,  das  gestern  als  den  2 t.  zu  abent,  wie  den  auch 
beut  den  25.  frue  die  Churpfelzischen  und  Brandenburgischen  bei 
inen  anhringen  laßen:  weil  sie  noch  zur  zeit  keine  gewißheit 
beiten,  ob  auf  ir  gegebenes  votum  die  vier  clostersachen  außgesetzt 
»erden  solten,  were  inen  obangeregter  consulation  kraft  habendes 
befelchs  fernere  beizuwonen  bedencklich.  Und  obwohl  sie,  die 
Meintzischen,  inen  darauf  vermeldet:  nachdem  auf  das  Pfeltzisch 
and  Brandenburgische  votum  sich  die  andern  cburfurstlichen  ge- 
inten nicht  erkleret,  sondern  solche  Konsultation  bis  auf  heut 
•len  25.  eingestelt,  und  ein  jeder  sich  seines  befelchs  und  mcinung 
im  rat  dem  herkommen  nach  würde  vernemen  laßen,  so  wollte 
inen,  den  Meintzischen,  nicht  gebüren,  sich  privatim  hierüber  etwas 
zn  resolviren,  sondern  versehen  sich,  Pfaltz  und  Brandenhurgk  in 
rat  zn  kommen  und  alda  eines  jeden  meinung  anzuhören  kein  be- 
dencken  tragen  und  haben  würden.  Deßen  aber  ungeachtet  weren 
sie  auf  irer  vorigen  erklerung  verharret,  wie  sie  den  auch  durch 
iren  secretarium  solches  schriftlich  in  rat  überschickt  und  e.  chf. 
l hierbei  sub  lit.  B.  C.  zu  entpfahen.“  — Auf  diesen  Vortrag  be- 
schlossen die  anwesenden  Gesandten:  man  solle  Pfalz  und  Bran- 
denburg bitten,  den  rechten  modum  proccdendi  zu  gebrauchen,  und 
1D  den  Rath  zurückzukehren.  Verharren  dieselben  aber  auf  ihrem 
Begehren,  so  möge  man  die  Sache,  bloss  narrative  dem  kaiser- 
•'chen  Commissar  berichten.  Er  werde  wohl  Auskunftsmittel  zu 
finden  wissen.  — Demgemäss  wurden  Pfalz  und  Brandenburg  Vor- 
stellungen gemacht;  sie  wiederholten  aber  ihr  früheres  Ansinnen. 

Nach  dieser  Sitzung  hatten  die  chursächsischen  Gesandten 
eine  Privatunterredung  mit  dem  Grafen  Paul  Sixt  Trautson,  der 
ihnen  mittheilt:  der  churpfälzische  Gesandte  Fabian  von  Dohua 
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301.  sei  bei  ihm  gewesen  und  habe  „eine  schrift  ubergeben,  die  auf 
dreien  puncten  beruhete,  das  nemlich  die  camerales  nnlliter  ge- 
sprochen, sie  die  Churpfeltzischen  vor  aussetzung  der  religions- 
sachen  zum  rat  nicht  kommen  wolten,  und  dan  die  düster,  so  es 
betrift,  irc  namen:  welche  (Schrift)  er  i.  d.  über  antwortet,  und  darauf 
beratschlagung  angestellet  werden  solle.  Vcrhotfete  gentzlich,  diese 
vier  Sachen  zur  aussetzung  ad  amicabilem  compositionem  zu  brin- 
gen, damit  das  justicienwesen,  daran  merckliclien  und  viel  gelegen, 
in  kein  stecken  geraten,  sondern  meniglich  iequa  lance  solche  mit- 
geteilet  werden  möchte.  — Und  wie  wir  vernomen,  so  hat  der 
her  Trautson  mit  den  Churpfeltzischen,  der  graf  von  Fürstenbergk 
aber  mit  den  catholischen  disfals  handeln  sollen , das  nemlich  sie 
doch  in  rat  gehen,  mittel  selbst  fürschlagen,  oder  von  den  andern 
solche  anhören  und  verneinen  wollen.  Und  seind  von  den  catholi- 
schen den  27.  und  28.  sonderbare  conventus  gehalten  worden.  Was 
aber  alda  verrichtet,  haben  wir  keine  nachrichtuug.“  (Relation 
der  chursächsischen  Gesandten.  Juni  8.  I).  10208.  Viertes  Buch 
Reichstagshändel.) 

Juni  3.  Der  Ausschuss  des  Fürstenraths  verhandelt  eben- 
falls über  die  Revisionssacheu.  Die  Neuburger  Gesandten  berich- 
ten hierüber  folgendermassen : als  Oe  streich  diesen  Punct 

proponirte,  erklärten  Braunschwei g,  Hessen  und  Pommern: 
es  seien  unter  den  Revisionsachen  vier,  welche  den  Religionsfric- 
den  betreffen  und  somit  vor  die  gemeinen  Stände  des  Reichs  ge- 
hören. Diese  sollen  von  den  übrigen  dergestalt  abgesondert  wer 
den,  „das  in  alle  ewigkeit  dergleichen  Sachen  weder  ad  cameram 
noch  ad  revisorium  iudicium  solleu  gezogen  werden,  mit  fernerm 
Anhang,  das  sie,  die  papisten,  deswegen  inen  und  andern  evan- 
gelischen stenden  genügsame  caution  leisten  und  noch  bei  weren- 
der  diser  reichsversamblung  sich  sofern  ercleren  sollen,  das  allen 
stenden,  so  zu  irer  Religion  albereit  getretteu,  oder  ins  küuftig 
noch  tretten  möchten,  unverwert  sein  sol , nit  allein  die  1er  in>* 
gemein,  sondern  auch  die  in  jedes  Stands  territorio  ligende  clöster 
zu  reformiren.“  Wenn  dies  geschehe,  so  wollten  sie  über  die 
Fortsetzung  der  übrigen  politischen  Revisionen  verhandeln,  wo 
nicht,  so  „könten  sie  sich  nit  einlassen  . . . Gedechten  derowegen 
dem  rat  ferner  nit  beizuwonen.“ 1 — Hierauf  traten  sie  sofort  ab. ! 
Ihr  Auftreten  aber  rührt  daher,  dass  Chur pfalz  ju  der  vorigen 
Woche  die  Gesandten  von  Churbraudenburg,  Zweibrücken. 

1 Vgl.  das  Memorial  bei  Londorp  1 S.  79. 

Diesen  Staudtpunct  der  drei  evangelischen  Fürsten  theiiteo , wie 
die  Neuburger  Gesandten  am  4.  Juni  berichten,  auch  die  Städte.  (M 
pf.  276/4  f.  88.) 
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ßraunschweig,  Lüneburg,  Pommern,  Hessen,  Wörtern* *  März  21 

berg,  ßaden-D url a ob , und  den  Wetterauer  Grafen  ver-  T 0 

Juli  3 

sammelt,  ihnen  das  eben  erzählte  Auftreten  in  den  Ausschüssen 
vorgeschlagen  und  dabei  die  Zustimmung  sämmtlicher  Gesandten 
gefunden  hat.  — Von  den  Würtembergern  über  diese  Sache  um 
Rath  gefragt,  erwiderten  ihnen  die  Neuburger,  dass  auch  sie  „zum 
anfang“  auf  die  Aussetzung  der  vier  Klostersachen  dringen  soll- 
ten, 1 dass  sie  aber  „aus  dem  rat  laufen  solten,“  stehe  nicht  in 
ihrer  Instruction,  „den  solches  liette  ein  speciem  seditionis  und 
gereichte  i.  Mt.  nit  zu  geringem  despect,  were  auch  dem  Römi- 
schen reich  ser  verkleinerlich.  (Relation  der  Neuburger  Gesand- 
ten. Juni  8.  M.  pf.  276 '4  f.  109.) 

Juni  9.  Erinerungsschriftdes  kaiserlichen  Com  mis- 
sars  an  die  Stände2  (Häberliu  XXII  S.  111.).  — Der  Fürsten- 


1 In  einem  Gutachten  des  Dr.  Silbermaun  (1602  Dec.  21.),  welches 
der  Neuburger  Reichstagsinstruction  hinsichtlich  des  Justizpunctes  zu 
Grunde  liegt,  wird  ausgeführt:  1.  nur  Reichsstände  können  am  Kammer- 
gericht Processe  auf  Grund  des  IleligionstViedcns  führen.  2.  Die  welt- 
lichen Reichsstände  dürfen  die  Klöster  ihrer  Lande  reformiren  und 
die  an  jenen  Klöstern  hängenden  Gerechtigkeiten  (Zehnten  u.  dgl.)  für 
die  neue  Bestimmung  der  in  Schulen,  Hospitien  oder  Kirchen  umgewan- 
delten Anstalten  verwenden.  (M.  pf.  267,4  f 2)  Nach  der  Neuburger 
Instruction  in  Betreff  des  Justizpunctes  sollen  des  Herzogs  .Gesandte 
sich  mit  den  Ständen  der  reinen  Augsburger  Coufession  vergleichen,  dass 
die  vier  Klostersachen  an  Kaiser  und  Reich  gewiesen  werden  Gehen 
die  Katholiken  darauf  nicht  ein,  so  solle  man  begehren,  dass  mit  vor- 
läufiger Aussetzung  der  Kloste; Sachen  zunächst  die  andern,  oder  doch 
die  den  Klostersachen  der  Reihe  nach  vorgehenden  Revisionssachen  er- 
ledigt werden.  (Mai  30.  a.  a.  0 f.  71.) 

* Abgesehen  von  dem  Aufträge  des  Gesandten,  der  in  dieser  Schrift 
erwähnt  wird,  fertigte  Erzh.  Matthias  noch  ein  Schreiben  an  den  Kaiser 
ab,  darüber  sich  Folgendes  findet : nach  den  Verhandlungen  vom  3.  Juni 
sagte  Geizkofler  den  Neuburger  Gesandten:  er  habe  dem  Erzh.  Matthias 
vorgestellt,  dass,  wenn  die  Evangelischen  sich  damit  bescheiden  wollten, 
die  Klostersachen  auf  so  lange  auszusetzen,  bis  die  übrigen  weltlichen 
Revisionssachen  erledigt  seien,  vielleicht  noch  „ein  guetes  mittel  zu 
treffen  sein  mochte.“  (Relation  der  Neuburger  Gesandten.  Juni  8.  M. 
pf-  276/4  f.  109).  Am  9.  Juni  sagte  Gr.  Sixt  Trautson  dem  Pfgr.  Wolf- 
gang  Wilhelm  von  Neuburg:  Erzh.  Matthias  habe  dem  Kaiser  über 
folgende  Auswege  geschrieben:  ‘man  möge  entweder  die  Frage  über  die 
vier  Klostersachen  solange  aussetzen,  bis  man  bei  der  Vornahme  der  Revi- 
sionen der  Ordnung  nach  an  sie  gelange,  oder,  wenn  die  Evangelischen 
dies  nicht  zugeben,  zunächst  alle  andern  Revisionen  (an  Zahl  96)  erledi- 
gen und  dann  darüber  verhandeln,  wie  die  vier  Klostersachen  zu  erör- 
tern sein.*  Die  Katholiken  werden  das  nicht  zugeben  wollen,  aber  der 
Erzherzog  werde  sie  mit  allem  Eifer  dafür  zu  gewinnen  suchen : der 
Pfalzgraf  möge  sich  bei  den  Churpfälzern  für  die  Annahme  des  Vor- 
schlages verwenden,  wie  denn  auch  Gr.  Fürstenberg-  mit  den  Churmain- 
zern und  Chursachsen  zu  demselben  Zwecke  zu  verhandeln  habe.  (Re- 
lation der  Neuburger  Gesandten.  Juni  9.  M.  pf.  277/4  f.  123).  — Neu- 
burg und  Würtemberg  erklärten  sich  für  diesen  Vermittluugsvorschlag 
(vgl.  die  angeführte  Relation  der  Neuburger  Gesandten  vom  8.  Juni  und 
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301.  rath  beschliesst  darauf  anfaugs  per  maiora,  dass  man  vor  Erledigung 
des  Justizpunctes  mit  den  Berathungen  nicht  fortfahren  solle,  daun 
aber  vergleicht  er  sich  mit  dein  ch  urf  ürstlichen  Bedenken,  wel- 
ches den  Vorschlag  des  Commissars  unter  der  Bedingung  annimmi. 
dass  den  Rechten  der  Stande  dadurch  nicht  präjudicirt,  der  Justitz- 
punct  nicht  ausgesetzt  und  vor  seiner  Erledigung  der  Reichsabschied 
nicht  publicirt  werde.  (Relation  der  Neuburger  Gesaudten.  Juni  10. 
M.  pf.  276  4 f.  106.) 

Juni  15.  Eine  kaiserliche  Resolution  an  Erzherzog  Mat- 
thias trifft  ein,  dahin  gehend,  dass  die  vier  Klostersachen  keine  Reli- 
gionssachen seien,  die  Stände  also  in  Berathung  des  Justizpuncte* 
fortfahren  möchten.  (Relation  der  chursächsischen  Gesandten.  Juni  16. 
D.  10208.  Viertes  Buch  Reichstagshändel.)  — Juni  18.  Der 
Ch  urfü  r s te  n rat  h handelt  über  das  Münzwesen  und  den  neueu 
Kalender.  Unter  diesen  Berathungen  erklären  die  Churpfälzer: 
sie  seien  gleich  den  übrigen  von  Erzherzog  Matthias  zur  Erledi- 
gung des  Justizpunctes  ermahnt.  In  dieser  Angelegenheit  bleibe 
es  bei  ihrer  vorigen  Erklärung.  Ihnen  stimmmt  Brandenburg 
hei.  Trier  erklärt  sich  gegen  die  Aussetzung  der  Klostersachen 
und  für  Vornahme  der  Revisionen  gemäss  dem  Abschied  von  1598. 
Ebenso  Cöln.  Darauf  die  Pfälzer:  Da  Mainz  ohne  Zweifel 

derselben  Meinung  sei,  so  erklären  sie,  sic  „könten  dieser  coo* 
sultation  ferner,  es  würden  den  diese  vier  clostersachen  aufgesetzt, 
nicht  beiwonen.  Den  i.  gg.  h.  der  meinung,  das  durch  votiren 
diese  Sachen  sich  nicht  würden  richtig  machen  laßen,  dieweil  *ie 
auf  erklerung  des  religionfriedens  beruheten.  Woltcn  sich  nicht 
in  keine  weitleuffige  Disputation  einlaßen,  sondern  was  sie  sagten 
und  fürbrechten,  das  solte  nicht  loco  voti,  sondern  conversationi; 
ergo  geredet  sein.“  Diesem  stimmt  Brandenburg  bei.  Sachsen 
erklärt,  sich  dem  gemeinen  Beschlüsse  des  Collegiums,  gehe  er  nun 
auf  Aussetzung  oder  Nichtaussetzung  der  Sachen,  fügen  zu  wollen. 1 


das  Schreiben  Neuburgs  an  seine  Gesandten  vom  12.  Juni);  welche  Auf- 
nahme derselbe  aber  bei  Baiern  einerseits  und  Churpfalz  anderseits  r.u 
erwarten  hatte,  zeigen  die  drei  Actenstücke  bei  Wolf  11  S.  182,  178,180  ) 
i Am  5.  Juni  hatte  der  Churfürst  seinen  Gesandten  aufgetragen:  w* 
mögen  dahin  arbeiten,  dass  die  Revisionen  nach  Massgabe  des  Reichs- 
abschieds von  1598  erledigt  werden,  ausgenommen  jedoch  die  Kloster- 
sachen, bezüglich  deren  ,.pro  bono  publico  et  pacis  zu  diesem  mal  die 
Parteien  in  ruhe  stehen  wolten.“  (I).  10208.  Viertes  Buch  Reichstags- 
händel). Am  23.  Juni  schrieb  der  Churfürst  an  die  Gesandten:  wenn  iß 
den  Klostcrsachen  beide  Parteien  hei  ihren  extremen  Ansprüchen  be- 
harren, ,,so  konten  wir  letzlich  dahin  nicht  raten,  das  hiruber  die  heil- 
same iusticia  im  reich  ferner  getsecket  wurde,  entliehen  auch  gar  i« 
boden  gehe,  und  also  prophan-  und  religionfride  im  reich  genuhch  uh 
gehoben  und  der  gentzliche  niedergang  erfolgen  (sol),  sondern  ir  werdii 


Digitized  by  Google 


1603 


399 


Mainz  schliesst  sich  dem  votum  von  Trier  und  Cöln  an,  „be- 
voraus  dieweil  sie  von  Pfaltz  vernommen,  das  es  umb  die  vier 
Sachen  nicht  alleine,  sondern  umb  ein  weiters  außschen  zu  thuen  . . 
Solle  aber  über  Zuversicht  bei  voriger  meioung  man  beharren  und 
die  revisiones  nicht  vortgengig  sein  laßen  wollen,  könnten  sie  in 
dem  übrigen  puncten  der  iustieiae  auch  nicht  verfaren,  sondern 
muste  dieser  gantze  punct  ausgesetzt  und  . . verschoben  werden.“ 
Beizweiter  Umfrage  stellen  Trier,  Cöln,  Mainz  es  dahin,  ob 
man  den  Justizpunct  von  diesem  Reichstage  verschieben  wolle. 
Dagegen  sprechen  Pfalz  und  Brandenburg.  Mainz,  Trier, 
Cöln,  Sachsen  stimmen  nun  für  Relation  der  disparia  vota  an 
den  Fütstenrath.  Auch  dagegen  sind  die  Pfälzer  und  Bran- 
denburger, sie  erklären,  der  Re-  und  Correlation  nicht  bei- 
tohnen  zu  wollen,  da  sie  nicht  votirt,  sondern  nur  conversirt 
haben.  — Nach  dem  Schluss  dieser  Sitzung  lässt  der  Erzherzog 
Matthias  die  chursächsischen  Gesandten  durch  den  Grafen  Friedrich 
tod  Fürstenberg  ersuci.cn,  sie  mögen  die  Sachen  wenigstens  so 
«eit  bringen  helfen,  dass  die  Verschiebung  des  Justizpunctes  von 
der  gegenwärtigen  auf  eine  andere  Versammlung  gestattet  werde.  — 
Abermalige  Sitzung  des  C h urfü  rste  nra  ths  am  20.  Juni.  Pfalz 
und  Brandenburg  erklären,  sie  haben  sich  mit  ihren  Religions- 
verwandten verglichen,  dass  die  Re-  und  Correlation  mit  dem 
Fürstenrath  vorgeuommen  werden  möge,  „doch  das  solches  oue 
weitleuffig  disputiren,  Verunglimpfung  und  nur  simpliciter  geschehe, 
nemlichen  das  etzliche  die  vier  clostcrsachen  außgesetzt  haben, 
die  andern  aber  darin  nicht  willigen,  sondern  ehe  den  gantzen 
punctum  iustieiae  stecken  laßen  wolten.“  Die  Uebrigen  stimmen 
damit  überein.  Die  geistlichen  Churfürsten  und  Sachsen 
stimmen  sodann  füi  Verschiebung  des  Justizpunctes  auf  einen 
Deputationstag.  Die  Churpfälzer  erklären,  zur  Bewilligung 
eines  andern  Tags  nicht,  bevollmächtigt  zu  sein,  die  Branden- 
burger: ihr  Herr  werde  den  Tag  bewilligen,  wenn  versichert, 
dass  dadurch  den  Sachen  geholfen  werde.  — Eine  demgemäss 
abgefasste  Relation  wird  am  21.  verlesen.  Die  Churpfälzer 
'mit  ihnen  Brandenburg)  erklären,  dieselbe  sei  zum  Vortheil 
ihrer  Gegner  abgefasst  und  könne  nicht  angenommen  werden. 
Die  Uebrigen  sind  mit  derselben  einverstanden  und  bemerken: 
!,das  diejenigen  rationes,  so  Pfaltz  und  Brandenburg  noch  fnr- 
bringen  möchten,  in  das  concept  einverleibt  würden.“  Pfalz 

uf  solchen  fal  von  unsertwegen  dahin  votiren,  das  in  alwege  one  einigen 
»adern  respect  die  revisionen  vor  die  hant  genommen  und  fortgengig 
sein  sollen.“  (a.  a.  0.) 


März  21 
bis 

Juli  3 
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301.  erwidert:  „man  solte  sie  für  so  gar  kindisch  und  unverständig 
nicht  ansehen , das  sie  nicht  verstünden,  was  hierunter  gesucht 
würde,  das  man  auf  den  abschiet  a.  98  so  simpliciter  gienge,  den 
dardurck  die  vier  clostersaclien  in  die  revisiones  mitgezogen  wer 
den  wolten  ....  Und  do  im  rat  nichts  merers  zu  thun,  als  die* 
, ses  concept  , so  sie  nicht  belieben  könten,  abzulesen,  wolten  sie 
sich  wider  hinunter  verfugen  und  sonsten  irer  Sachen  abwarten.“ 
Ihm  füllt  Brandenburg  bei.  Und  da  nun  bei  dritter  Umfrage 
Trier  und  C öl  n ihre  vota  wiederholen,  entfernen  sich  die  Cbur- 
pfälzcr  und  Brandenburger  ohne  das  sächsische  Votum  zo 
erwarten.  (Relation  der  chursächsischen  Gesandten.  Juni  23. 
D.  10208.  Fünftes  Buch  Reichstagshändel.) 

Am  18.  Juni  wird  im  Fürstenrath  eine  Schrift  des  Erz- 
herzogs Matthias  verlesen : der  Kaiser  begehre  ein  Gutachten,  wie 
die  Verhandlungen  über  den  Justizpunct  zu  befördern  seien.  Dem- 
gemäss Berathung  über  diese  Sache.  Die  Evangelischen  for- 
dern die  Katholischen  auf,  ihre  Absichten  hinsichtlich  der  vier 
Klostersachen  zu  äussern,  worauf  Dr.  Gail  Hagen  im  Namen  der 
Katholiken  erklärt:  (die  nun  folgende  Erklärung  ist  gedruckt: 
Londorp  I S.  78.  Vgl.  Relation  der  Neuburger  Gesandten.  Juni  18. 
M.  pf.  276  4 f.  137.  Das  Protocoll  a.  a.  0.  f.  241.)  Auf  diesen 
Vortrag  erklären  am  20  Juni  die  Gesandten  der  protestanti- 
schen Fürsten  (nicht  durch  eineu  Vertreter,  sondern  jeder  be- 
sonders ‘),  dass  sie  bei  dem  Verlangen  der  Aussetzung  der  vier 
Klostersachen  beharren.  (Relation  der  Neuburger  Gesandten.  Juni  21. 
M.  pf.  276  4 f.  152).  An  einem  der  nächsten  Tage  werden  dtf 
Erklärungen  beider  Parteien  schriftlich  abgefasst,  verlesen  und 
verbessert. 1  2 Die  Churpfälzer  erklären  dem  Erzherzog  Matthias, 
dass  sie  nicht  länger  mehr  in  Regensburg  zu  bleiben  gedenken. 
Dieser  lässt  sie  inständig  ersuchen,  sich  noch  zu  gedulden.  (Re- 
lation der  Neuburger  Gesandten.  Juni  24.  M.  pf.  276  4 f.  471.) 

Juni  24.  Erklärung  des  kaiserlichen  Commissars  an 
die  Stände.  (Iläberliu  XXII  S.  115).  Juni  26.  Erwiderung 
der  Stände,  (a.  a.  0.  S.  116.)  — Juli  5.  Erinnerung  der 
Gesandten  der  kath  ol  i sehen  Stände  an  Erzherzog  Matthias. 
(Senkenberg,  Sammlung  ungedruckt  und  rarer  Schriften  III  S.  199, 
nach  einem  Drucke  von  1618,  vgl.  Vorr.  §.  15.) 

VI.  Sonder  Versammlungen  der  correspondirenden 
Stände.  — April  14.  Churpfalz  lädt  die  Gesandten  von  Cknr- 

1 Ohne  Zweifel  wegen  der  lutherisch-calvinischen  Spaltung. 

2 Nach  der  vorangeführten  chursächsischen  Relation  vom  23.  Juni 
konnte  sich  indess  der  Fürstenrath  über  die  Relation  nicht  einigen. 
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brandenburg,  Anspach,  Braunschweig,  Lüneburg,  Baden -Durlach  März  21 
uud  -Hochberg,  Pommern  und  den  Wetterauer  Grafen  zu  einem  3 

am  Nachmittage  abzuhaltenden  Religionsrath  ein.  Badcn-IIoch- 
berg  erscheint  nicht,  weil  Neuburg  nicht  ebenfalls  beschieden  ist;1 
die  übrigen  versammeln  sich  und  berathen  über  die  Türkenhülfe 
und  deren  Bedingungen.  Hinsichtlich  der  letztem  bemerkt  Chur- 
pfalz: Man  darf  den  Beschluss,  den  Kaiser  nicht  im  Stich  zu 
lassen,  nicht  durch  zu  viele  Bedingungen  wieder  nichtig  machen. 

"Sollen  darum  nit  außgelaßen,  sondern  bescheidenlich  erinnert 
werden.“  Von  den  gravamina  sind  diejenigen  zu  urgiren,  deren 
Abstellung  in  des  Kaisers  Hand  liegt.  (Protocoll  M.  546  9 f.  537. 

Relation  der  Neuburger  Gesandten.  April  14.  M.  pf.  276  6 f.  394). 

April  15.  Versammlung  derselben  Gesandten,  denen  Churpfalz 
proponirt:  wenn  die  Directoren  im  Churfürsten-  und  Fürstenrath 
die  Bedingungen,  welche  die  evangelischen  Stände  ihrer  Steuer- 
bewilligung  angellängt  haben,  nicht  in  die  Relation  aufnehmen 
wollen,  so  wären  dieselben  in  einer  besondern  Schrift  dem  kaiser- 
lichen Commissar  zu  übergeben.  — Dieser  Vorschlag  wird  angenom- 
men, und  soll  Churpfalz  die  Schrift  verfassen.  Da  Churbranden- 
burg anfangs  für  nöthig  gehalten  hat,  dass  alle  Evangelischen 
sich  zu  der  Schrift  bekennen,  so  erklärt  Churpfalz  dies  bei  der 
Verschiedenheit  der  Gesinnungen  für  unmöglich.  Churbranden- 
burg erklärt  darauf  selbst:  „Sachsen  zu  erwarten  sei  unnöthig.“ 

Mau  hofft  auf  das  Hinzutreten  von  Würtemberg,  Neuburg,  Koburg, 
bänemark  und  Holstein.  Da  viele  Städte  papistisch  sind,  so  ist 
Dur  mit  einem  Ausschuss  derselben  über  ihren  Beitritt  zu  handeln. 

! Ogi.  das  angeführte  Protocoll).  — Mai  29.  Versammlung  der- 
selben Gesandten,  zu  denen  die  von  Zweibrücken,  Würtemberg, 


1 Ueber  den  Neuburgisch- Würtembergischen  Antrag  an  Chursachsen 
bezüglich  der  gravamina  siehe  oben  den  1.  Abschnitt:  ‘Vorverhandlungen/ 
Ab  24.  März  ersuchten  die  Neuburger  Gesandten  die  von  Chursachsen, 
sie  mochten  in  den  Verhandlungen,  die  von  den  Bekennern  der  reinen 
Augsburger  Confession  zur  Abstellung  der  gravamina  zu  führen  seien, 
d«  Directorium  übernehmen.  Die  Chursachsen  erwiderten:  sie  wollen 
'Re  Resolution  ihres  Herrn  daritber  einholeu.  (Relation  der  Neuburger 
Gesandten.  März  24.  M.  pf.  276/6  f.  306).  Am  2.  April  erklärten  die 
diirsächsischen  Gesandten  denen  von  Baden-IIochberg:  gegen  die  Uebcr- 
nahme  des  von  Neuburg  ihnen  angetragenen  Directoriums  sprechen  fol- 
gende Bedenken:  1.  Chursachsen  mache  sich  dadurch  in  Sachen  der 
gravamina  zur  Partei  ; 2.  der  Churfürstenrath  werde  dadurch  in  eine 
aichsisebe , pfälzische  und  papistische  Partei  zerrissen;  3.  ihr  Herr 
Äochie  Chur pfalz  nicht  gerne  ohne  dringende  Ursache  beleidigen. — Die 
' hursachsen  und  Hochbergischen  waren  darin  einig,  dass  man,  wenn  Chur- 
pklz  der  Religionsbeschwerden  wegen  eine  Versammlung  berufe,  nicht 
scheinen  solle,  besonderer  Demonstrationen  aber  sich  zu  enthalten 
tabe.  (Relation  der  Neuburger  Gesandten.  April  2.  a.  a.  0.  f.  338.) 

Attta  des  30jähr.  Krieges  L 26 
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301.  Anhalt  lind  den  Städten  Nürnberg,  Strassburg,  Ulm,  Regensburg 
hinzukommen.  (Alle  evangelischen  Fürstengesandten  mit  Ausnahme 
derer  von  Cliursacbsen,  Neuburg,  Coburg,  Weimar  und  Henneborg 
waren  eingeladen.)  Churpfalz  trägt  vor:  da  in  den  Relationen 
und  Resolutionen  der  Stände  die  der  Contribution  angehängten 
Bedingungen  und  Beschwerden  nur  mangelhaft  berücksichtigt 
sind,  so  hat  Churpfalz  die  am  15.  April  beschlossene  Schrift 
verfasst  und  darin  die  wichtigem  in  allen  drei  Rüthen  vor* 
gekommenen  und  in  den  Resolutionen  und  Relationen  übergangeuen 
Bedingungen  aufgenommen.  Die  Schrift  wird  verlesen,  und  wer* 
den  Vcrbesscrungsvorschlägc  dazu  gemacht.  (Vgl.  das  angeführt« 
rrotocoll.  Relation  der  Neuburger  Gesandten.  Mai  30.  M.  pf.  2766 
f.  415.)  Ihr  Inhalt  ist  folgender:  Die  Unterzeichneten  haben  ihren 
Bewilligungen  der  Türkenhülfe  Erinnerungen  und  Bedingungen 
angefügt,  die  in  den  Relationen  uur  angedeutet  oder  übergangen 
sind,  daher  sie  dieselben  dem  Erzherzog  Vorbringen  mit  der  Bitte, 
sie  bei  Abfassung  des  Reichsabschieds  zu  berücksichtigen:  1.  die 
von  Etlichen  beanspruchte  Verbindlichkeit  der  Majorität  bei  der 
ganz  freiwilligen  Türkenhülfe  ist  widerrechtlich  und  um  so  bedenk- 
licher, da  die  geringem  Stände  „mit  irer  nachfolg  und  geschwinden 
zufal“  die  Majorität  zu  machen  pflegen.  Man  bittet,  die  Sachen 
so  zu  ordnen,  dass  Keiner  mehr  viel  bewillige,  um  die  Majorität 
zu  machen,  und  in  der  That  wenig  gebe,  dass  der  Fiscal  nur  über 
das  erkenne,  was  man  bewilligt  hat.  2.  Im  Abschied  möge  mar,, 
wie  fast  stets  vorher,  bei  der  Türkenhülfe  bemerken , dass  zuvör-  ; 
derst  der  Religion-  und  Profanfriede,  Einigkeit  im  Reich  und  der 
Nachbarschaft  gesichert  werden  müsse.  Darum  sollten  auch  keine 
neuen  Kriege  verursacht,  der  Kaiser  aber  durch  den  Erzherzog 
bewogen  werden,  die  Strassburger  Sache  so  zu  ordnen,  dass  beide 
Theilc  dort  friedlich  „neben  einander  sitzen.“  3.  Beschwerliche 
Proccssc  am  kaiserlichen  Hof,  oder  sonstige  Eingriffe  in  des 
Kammcrgerichts  Jurisdiction,  der  Stände  Austräge  und  Freiheiten 
sollen  fallen.  Durch  fernere  Verletzungen  des  Land-  und  Religions- 
friedons,  Verwirrungen  der  Jurisdictionen  (zwiefaches  Reichsgericht) 
könnten  derartige  Hülfen  den  Ständen  schliesslich  unerschwinglich 
werden.  4.  Ueber  die  Particularhülfen , bei  denen  man  überdies 
die  zuerst  zugesagte  Defalcation  nachträglich  nicht  gestatten  will, 
haben  sich  die  meisten  Stände  mit  Recht  beschwert.  5.  Man  bittet 
hei  der  Stcllenvcrgabung  iin  kaiserlichen  Heer  die  Evangelischen 
gebührend  zu  berücksichtigen  und  ihnen  die  freie  Religionsübnng 
nicht  zu  benehmen,  den  Sold  in  Münzen  zu  zahlen,  die  im  Reich 
gangbar  sind.  6.  Der  Erzherzog  möge  sieb  beim  Kaiser  verwenden, 
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dass  er  seinem  Versprechen  gemäss  die  gravamina,  die  in  seiner  März  21 
Hand  liegen,  sofort  abstelle,  den  übrigen  bis  zu  ihrer  Abschaffung  g 

Jre  richtige  maß“  gebe;  dann,  dass  die  Stände,  die  den  westfali- 
schen Kreis  gegen  die  Spanier  verthcidigt,  Kostenersatz  erhalten. 

So  zufrieden  gestellt  werden  die  Stände  um  so  williger,  dem  Kaiser 
beizustehen.  (M.  pf.  114  4 f.  110.  Cop.)  — Nach  der  Sitzung  er- 
klären die  Würtcmberger  den  Neuburgern,  da  die  in  der  Schrift, 
erwähnten  Beschwerden  den  Ständen  der  Augsburger  Confession 
zogeschrieben  seien,  so  werden  sie  dieselbe  nicht  unterzeichnen,  wenn 
nicht  die  Worte  ‘Stände  der  Augsburger  Confession5  weggelasscn 
oder  so  gewendet  werden,  dass  sie  ohne  Präjudiz  aufgefasst  wer- 
den können.  (Relation  der  Neuburger  Gesandten.  (Mai  30.  M.  pf. 

276  6 f.  415).  — Juni  5.  Die  Neuburger  Gesandten  berichten: 
bei  einer  neuen  Versammlung  protestantischer  Stände  haben  die 
Würtcmberger  erklärt,  dass  sie  die  von  den  Churpfälzern  vorgelegte 
Schrift  nicht  unterzeichnen  können,  ohne  vorher  die  Resolution 
ihres  Herzogs  einzuholen.  Von  den  Städten  sei  beschlossen,  dass 
sie,  nachdem  ihre  Beschwerden  dem  Erzherzog  Matthias  schon 
besonders  übergeben  seien,  sich  an  der  erwähnten  Schrift  nicht 
betheiligen  können.  Ob  nun  dieselbe  von  den  Andern  trotzdem 
übergeben  sei,  wissen  sie  (die  Neuburger)  nicht.  (M.  pf.  276 '6  f.  436). 

VII.  Uober  sonstige  Verhandlungen  des  Reichstags  vgl. 

Häberlin  NXIl  S.  108  fg.,  111  fg.,  122  fg. 

302.  Instruction  für  die  c hur  pfälzischen  Gesandten  April 

nach  Frankreich.1  12 

Die  Gesandten  werden  zeigen , dass  des  Churfürsten  einziger 
Zweck  der  Nachweis  der  Unschuld  des  Herzogs  von  Bouillon  und 
die  Erhaltung  der  guten  Diener  ries  Königs  ist.  Sie  werden  dem 
König  ausführen,  dass  der  Churfürst  sich  der  Sache  Bouillons 
ans  Eifer  für  das  gemeine  Beste,  im  Interesse  des  Königs  und  der 
Ehre  des  Königs,  wegen  seiner  (des  Churfürsten)  Verwandtschaft 
mit  dem  Herzog,  und  weil  wed  r er,  noch  die  Freunde  und  Diener 
des  Königs  an  dessen  Unschuld  zweifeln  können,  angenommen 
habe.  Die  Unschuld  des  Herzogs  werden  die  Gesandten  nach 
eigenem  Gutdünken  und  den  mitgegeheuen  Instructionen  uach- 
weisen.  Sie  erklären,  der  Churfürst  glaube,  dass  allein  der  Hass 
jener,  die  nach  der  Weltherrschaft  streben,  die  immer  mehr  „es- 
guisent  leurs  esprits  pour  troubler  la  prudence  et,  si  possible  est, 
ie  bou  uaturel  de  s.  Mte.  par  nouvellcs  impostures,“  die  Anklagen 
gegen  den  Herzog  erzeugt  haben.  Uebrigcns  bedaure  der  Chur- 
fürst, dass  er  nicht  kennen  gelernt  habe  „au  vray  les  points  de 
ses  aecusations  ny  les  accusateurs.“  — Er  wünsche  „qu’il 
plaise  a sad.  Mte.  ordonuer  les  moyens  qu’  un  chascun  magistrat 
est  tenu  de  procurer  eu  tcl  cas , par  lcsquels  l’innoccnce  dud. 
sieur  duc  soit  mamfestöc.“  Die  Gesandten  werden  vor  dem  König 
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und  seinem  Conseil  vertheidigen  „la  procedure  dud.  sieur  duc  de 
Bouillon  contre  la  contumace  pretendue.“  Denn  in  Person  erschei- 
nend, wo  er  von  seinen  Feinden  umgeben  wäre,  kann  sich  der 
Herzog  zu  wenig  Sicherheit  versprechen.  Im  äussersten  Fall  mögen 
sic  dem  König,  wenn  er  auf  dem  persönlichen  Erscheinen  besteht, 
sagen,  dies  sei  seiner  Ehre  nachtheilig  und  könne  den  Papst  und 
andere  veranlassen,  „i.  Mt.  heut  oder  morgen  dergleichen  zu 
citiren.“  Er  möge  dem  Churfürsten  seine  Bitte  in  Anbetracht 
früherer  Gunsterbietung  nicht  abschlagen. 2 — Den  2.  Aprilis  1603. 

München  Reichsarchiv.  Sachen  des  Herzogs  von  Bouillon  IB02 — 3.  Cpt. 

1 In  demselben  Fascikel  noch  drei  andere  lnstructionsconcepte. 

Ein  Schreiben  des  Churfürsten  an  Heinrich  IV.  vom  18.  Februar, 
darin  er  Bouillons  Unschuld  und  dessen  Reise  nach  Heidelberg  bespricht, 
bei  Sui ly,  oeconomies  royales  (Collection  Michand.  T.  16,  17.  Paris  18»# 

I S.  4*2U.  Heinrichs  Antwort  vom  17.  März  bei  Berger  de  Xivrey,  lettre? 
missives  de  Henri  IV  B.  VI  S.  53.  Vgl.  Thuanus  VI  S 169  (129,  12). 
Ueber  die  nach  Heinrichs  Schreiben  vom  17.  März  zwischen  dem  Chur- 
fürsten  und  Bouillon  gepflogenen  Berathungen  vgl.  Marsollier,  vie  da 
duc  de  Bouillon  (Paris  1719)  II  S.  263.  Ueber  des  Churfürsten  Versuch, 
den  König:  von  England  zur  Fürsprache  für  Bouillon  zu  bewegen 
s Sullys  Relation  an  Heinrich  IV  1603.  Juni  30.  (Oeconomies  rovales  l 
S.  462. 


April 

27 


303.  Christian  Fürst  von  Anhalt  an  Churpfalz. 

Es  beruht  noch  „alles  uf  tractation.“  Am  verflossenen  Tag 
hatte  der  Fürst  wider  Erwarten  beim  Kaiser  eine  Audienz,  die 
ihm  nicht  übel  abgegangen  zu  sein  scheint.  Die  schriftlichen  Bei- 
lagen sind  dem  Kaiser  auf  sein  dringendes  Begehren  mitgetheilt. 1 
— Datum  Prag  den  17.  Aprilis  a.  1603. 

München  Staatsarchiv  540  9 f.  162.  Eigcnh. 

1 De3  Kaisers  Resolution  bezüglich  der  Testamentsache  bei  Meyer, 
Londorpius  suppletus  et  coutinualus  I S.  284,  285. 


M a i 304.  An  bringen  der  chur  pfälzischen  Gesandten,  Otto 
8 Graf  von  Solms  und  Volrat  von  Plessen,1  bei  dem 

König  von  Frankreich. 


Entschuldigung  des  Churfürsten,  dass  derselbe  während  de? 
Aufenthalts  des  Königs  in  Metz  keine  Gesandten  an  ihn  geschickt 
habe.  Die  Forderung,  welche  der  König  in  dem  Briefe  vom 
17.  März  ausspricht,  dass  nämlich  der  Herzog  von  Bouillon  sieb 
in  zwei  Monaten  zu  ihm  begeben  solle,  um  sich  zu  rechtfertigen, 
konnte  der  Churfürst  dem  Herzog  nicht  mittheilen,  ohne  durch 
ein  solches  Betragen  gegen  einen  Verwandten  (älliö),  der  noch 
dazu  in  seinem  Hause  Trost  und  Erleichterung  sucht,  etwa?  im 
Reich  Unerhörtes  und  den  befreundeten  Fürsten  gegenüber  kamn 
Verantwortliches  zu  begehen.  Der  Churfürst  bittet  also  den  König, 
ihm  diese  Mittheilung  zu  erlassen,  und  dankt  ihm,  dass  er  seine 
Dazwischenkuuft  in  den  Sachen  des  Herzogs  wol  aufgenommen 
hat.  Er  bittet  ihn,  in  Anbetracht  seiner  (des  Königs)  frühen 
Mittheilung  in  Betreff  der  Angelegenheit  des  Herzogs,  des  Eifer?, 
welchen  letzterer  für  das  gemeine  und  des  Königs  Wol  hegt,  end- 
lich bei  der  Gunst  des  Königs  gegen  ihn  (den  Churfürsten),  er 
möge  den  Herzog  wieder  zu  Gnaden  (en  sa  bonne  grace)  auf* 
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nehmen.  Die  Dankbarkeit,  welche  der  Churfürst  und  die  Seinigen 
ihm  dafür  bewahren  werden,  wird  ihn  diesen  Entschluss  nie  be- 
reuen lassen.  Die  Gesandten  übergeben  dem  König  ein  Schreiben 
des  Herzogs  und  der  Churfürstin.  Letztere  vereinigt  ihre  Bitten 
mit  denen  des  Herzogs;  sie  bestimmt  ihre  Kinder  für  den  Dienst 
des  Königs;  aber  auch  diese  werden  es  empfinden,  wenn  des 
Königs  Ungunst  ferner  auf  dem  Herzog  lastet.  — Presente  ä Fon- 
taineblau  le  8.  May  1603. 

Mänchen  Reichsarchiv.  Sachen  des  Herzogs  von  Bouillon.  1602—3.  Cop. 

1 l'eber  Plessens  Betheiligung  au  den  Beschlüssen  und  Massregcln 
der  cburpfälzischen  Regierung  in  der  Sache  Bouillons  vgl.  sein  Schrei- 
ben  an  Gr.  Johann  von  Kassau-Siegen.  1605  Aug.  3.  (Grün  v.  Pr.,  archi- 
ves  II  2 S.  339,  343.) 

305.  Antwr  ort  des  Königs  von  Frankreich  auf  die  Wer-  Mai 
b u n g der  churpfälzischen  Gesandten  vom  8.  Mai.  12 

Der  König  hat  dem  Churfürsten  auf  sein  Schreiben  zu  Gun- 
iten  Bouillons  am  17.  März  geantwortet  mit  dem  Wunsche,  dass 
der  Herzog  sich  rechtfertige,  oder  seine  Milde  erfahre.  Deshalb 
wollte  er  es  dem  Herzog  verzeihen,  dass  er  sich  ihm  nicht  gestellt 
bähe,  falls  er  dies  in  zwei  Monaten  tliue.  Was  der  Churfürst  be- 
gehrt, kann  der  König  nicht  bewilligen,  ohne  seinem  Reiche  zu 
schaden.  Die  Gesandten  werden  ihrem  Herrn  berichten,  was  der 
König  ihnen  hierüber  mündlich  weiter  ausgeführt  hat,  um  sein 
Vertrauen  zum  Churfürsten,  den  Werth,  den  er  auf  dessen  Freund- 
schaft legt,  zu  zeigen.  — Fait  a Fontaineblau  le  12.  jour  de 
May  1603. 

München  Reicbsarehiv.  Sachen  des  Herzogs  von  Bouillon  1602 — 3.  Cop. 

306.  Replik  der  churpfälzischen  Gesandten  auf  des  Mai 

Königs  von  Frankreich  Erklärung  vom  12.  Mai.  14 

Die  Gesandten  wiederholen  ihre  Bitte,  dass  der  König  seinen 
Zorn  gegen  Bouillon  mildere.  Derselbe  ist  zu  jeder  Art  ehren- 
hafter Unterwerfung  bereit,  und  möge  der  König  sich  erklären,  ob 
der  Herzog  durch  Jemanden  mit  ihm  über  die  Einzelheiten  dieser 
Unterwerfung  (submissions)  unterhandeln  dürfe.  Was  der  König 
den  Gesandten  mündlich  ausgeführt  hat,  betrifft  grössten  Theils 
hinge  vor  dem  Edict  von  Nantes,  die  der  König  dem  Herzog  ver- 
heben hat.  Nach  dem  Edict  soll  der  Herzog,  der  Anklage  zufolge, 
mit  Spanien  vermittelst  Birons  unterhandelt,  und  die  Nachfolge 
des  Dauphins  bestreiten  gewollt  haben.  Nun  bittet  der  Churfürst, 
der  König  möge  ihm,  wie  einst  dem  Herzog  von  Lothringen  in 
der  Sache  Joinvilles,  die  Namen  der  Ankläger  und  deren  Beweise 
mittheilen.  Des  Churfürsten  Absicht  dabei  ist  nur  die,  sich  auf- 
zuklären, und  die,  dass  er  keine  ungerechte  Sache  zu  begünstigen 
scheine.  Findet  er  auch  nur  einen  Wahrscheinlichkeitsbeweis  für 
jene  beiden  Beschuldigungen,  so  wird  er  der  erste  sein,  der  den 
Herzog  verlässt,  ja  ihn  verfolgt.  — A Fontainebleau  ce  14.  May  1603. 

München  Reichsarchiv.  Sachen  des  Herzogs  von  Bouillon  1602—3.  Cop. 
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307.  Erwiderung  desKönigs  Heinrich  auf  die  Replik 
der  chur  pfälzisch  eil  Gesandten  vom  12.  Mai. 

Wie  der  König  das  in  dem  Schreiben  vom  17.  März  enthaltene 
Anerbieten  gemacht  hat,  damit  der  C-hurfürst  seine  Freundschaft 
und  Güte  erkenne,  so  ist  es  billig  „qu’il  (Pelecteur)  s’abstienne 
de  rnc  requerir  d’estendre  ceste  grace  pour  gratifier  led.  duc  Ce 
Bouillon  en  chose  qui  offen ce  ma  dignitö,  violle  les  loix  de  h 
justice  de  mon  royaumc  et  prejudicie  ä present  et  ä Fadvenir 
ü mon  authorite  souveraine.“  Der  König  wiederholt  seine  früh'  " 
Erklärung  und  versichert  den  Churfürst  seiner  Freundschaftsdienste. 
— Escript  ä Fontainebleau  le  16.  May  1603. 

München  Ilcicbsarchiv.  Sachen  des  Herzogs  von  Bouillon  1602  —3.  Cop. 

l Am  20.  Mai  schreiben  die  churpfälzischen  Gcsandreu  an  ihr r. 
Herrn  : vornehme  Leute  halten  die  Restitution  des  II.  Bouillon  hei  LtV 
Zeiten  des  Königs  für  kaum  möglich  „Dan  wir  spueren,  daß  der  kömg 
in  seinem  hertzen  von  langen  jaren  licro  einen  tiefen  haß  wieder  s. f. f 
gefassen  und  selber  auß  eigener  passion  von  tage  zu  tage  sich  mer  er- 
bittert und  selbst  die  sache  treibet“  Allgemein  glaubt  man,  „Ro»f 
und  Villeroy  helfen  itzo  auch  dazu,  dieweil  mr.  de  Bouillon  nicht  wieder 
zu  gnaden  und  in  vorigen  stand  kommen  kan  onc  abbruch  ires  credit*.“ 
(A.  a.  0.) 

30S.  Jacob  I.  König  von  England  an  Churpfalz. 

Der  König  nimmt  Bezug  auf  die  Werbung  der  ehurpf&lzischen 
Gesandten  und  versichert  den  Chnrfürsten  seiner  Freundschaft  nnd 
seines  Eifers  für  die  Interessen  der  wahren  Religion. 1 — A nostn? 
palais  de  Grevenwitz  ce  8.  Juing  1603. 

Gedruckt:  Grtrn  v.  Prinstcrer,  archives  II  2 S.  196. 

1 Vgl.  das  auf  Grund  dieses  Schreibens  dem  Chf.  Pfalz  abgestattete 
Gutachten.  (Groen  v.  Pr.  II  2 S.  210.) 

309.  Friedrich  IV.  an  den  Kaiser. 

Aus  des  Fürsten  von  Anhalt  Relation  und  dem  Ila  misch  reibet 
des  Kaisers  hat  der  Churfürst  ersehen,  dass  der  Kaiser  sein  An* 
bringen  aufs  beste  aufgenommen  und  seine  „sonderbare  affection.. 
allerguedigst  vermerckt  hat.“  Was  der  Kaiser  der  Sorgfalt  de5 
Churfürsten  anempfohlen  hat,  wird  dieser  sich  getreulich  angelegen 
sein  lassen.  Dagegen  aber  hofft  er  auch  fest,  dass  der  Kaiser 
sein  Testament  und  seine  Verordnung  hinsichtlich  der  Vormund* 
schaft  bestätigen  und  so  die  erste  wichtige  Bitte  des  Churfürsten 
erfüllen  werde.  — Datum  Heidelberg  den  31.  Maii  a.  1603. 

München  Staatsarchiv  546,9  f.  4>-8  Cpt. 

310.  An  bringen  des  churpfälzischen  Gesandten  bei 

König  Hei n rieh.  1 

Der  Churfürst  hofft,  der  König  werde  seine  Bitte  schliessl.VL 
nicht  so  rund  ahscldagcn,  wie  er  es  in  den  beiden  Erklärungen 
an  die  Gesandten  gethan  hat.  Bouillons  Angeber  sind  nach  ih& 
Erklärungen  des  Königs  gegen  den  Churfürsten  die  in  Biioa* 
Sache  Vernommenen.  Wie  nach  jenen  selben  Erklärungen  der 
König  selbst  nicht  an  die  Schuld  des  Herzogs  glaubte,  so  kann 
der  Churfürst  sich  auch  nicht  davon  überzeugen,  ohne  die  Beweise 
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gesehen  zu  haben.  Er  richtet  daher  folgende  Bitten  an  den  König:  Juli 

1.  Er  möge  dem  Herzog  erlauben,  Jemanden  an  den  königlichen  Hof  6 
zu  senden  „pour  recepvoir  les  volontez  de  v.  Mte.“  2.  Da  der  König 

in  seiner  Resolution  vom  10.  Mai  die  Wirkungen  seiner  Milde  in 
Aussicht  stellt,  so  möge  er  seine  Ausdrücke  näher  erklären : durch 
welche  Thaten  er  die  Milde  verdient  wissen  wolle,  welche  Personen 
er  dabei  als  Beispiele  seiner  Gnade  im  Auge  habe,  und  wie  der 
Vergleich  zwischen  ihnen  und  dem  Herzog  zu  begründen  sei. 

2.  Der  König  möge  die  Unterwerfung,  zu  der  sich  der  Herzog 
bereit  gezeigt  hat  und  noch  zeigen  wird  — ausser  dem  Leben 
und  der  Ehre  wird  er  dem  König  alles  zu  Füssen  legen  — nicht 
so  kurz  von  sich  weisen.  — Bewilligt  der  König  diese  Punctc,  so 
bat  der  Churfürst  keinen  Grund  mehr,  auf  der  Bitte  um  Nennung 
der  Ankläger  und  der  Anklagen  und  um  Mittheilung  der  Beweise 
zu  beharren,  obgleich  diese  Bitte  viel  für  sich  hatte,  als  gegründet 
auf  die  Billigkeit  des  Königs,  das  Vertrauen,  welches  der  König 
zum  Churfürsten  haben  soll,  und  das  daran  geknüpfte  Anerbieten 
des  Churfürsten  für  den  Fall,  dass  der  Herzog  schuldig  befunden 
würde.  Eine  runde  Zurückweisung  dieser  Bitte  würde  daher  ein 
gewisses  Misstrauen  gegen  die  Gründe  in  dieser  Sache  erwecken. 

Dass  des  Königs  Würde  oder  die  Gesetze  seines  Reichs  durch 
Mässigung  und  Milde  gegen  einen  alten  Diener  von  besonderm 
Verdienste,  dom  kein  Verbrechen  nachgewiesen  ist,  von  dem  alle 
benachbarten  Nationen  glauben,  dass  er  niemals  für  die  Spanier 
gegen  den  König  und  seinen  Staat  intriguirt  habe,  dass  er  viel- 
mehr aus  einer  gerechten  Furcht  vor  dem  Zorn  des  Königs,  als 
aus  Ungehorsam  und  Schuldbewusstsein  sich  entfei  nt  halte,  zumal 
er  sich  den  nach  dem  Edict  competentcn  Richtern  unterworfen 
bat,  Abbruch  erleiden  können,  sieht  der  Churfürst  nicht  ein.  Der 
Herzog  hat  ihm  ja  keinen  Widerstand  geleistet,  noch  etwas  gethan, 
das  den  Zorn  des  Königs  erregen  könnte,  er  hat  sich  der  Strenge 
der  Justiz  dem  Edict  gemäss  unterworfen.  Erreicht  die  chur- 
pfälzische  Gesandtschaft  nichts,  so  würden  die,  welche  des  Königs 
Ansehen  bei  den  deutschen  Fürsten  beneiden,  ihren  Vortheil  dar- 
aas ziehen.  Der  Churfürst,  welcher  unter  den  deutschen  Fürsten, 
die  dem  Wol  des  Königs  dienen,  der  Erste  ist,  hat  nie  um  eine 
Gunst  für  sich  angchaltcn.  Jetzt  bittet  er  den  König,  seine  frühem 
Siege  durch  den  glorreichsten  Sieg  über  sich  selbst  zu  krönen. 

Würde  er  dabei  abgewiesen,  was  schwerlich  ohne  einigen  Nach- 
theil und  Missachtung  seiner  geschehen  könnte,  so  würden  die 
gemeinsamen  Feinde  ihren  Nutzen  daraus  ziehen. 2 — Presente 
au  roy  ä Monccaux  lc  2(5.  Juing  1G03.  st.  vet. 

München  Reichsarchiv.  Sachen  des  Herzogs  von  Bouillon  1602—3.  Cop. 

1 Die  Gesandten  Solms  und  Plessen  waren  von  Frankreich  zum 
K.  England  gereist,  der  sich  auf  ihre  Werbung  zu  aller  guten  Corres- 
pondenz  mit  dem  Chf.  Pfalz  erbot.  Am  28.  Juni  trafen  sic  dann  wieder 
in  Paris  ein.  (Relation  der  Gesandten.  Juni  30.  a.  a.  0.) 

2 Der  König  verharrte  auf  diese  Werbung  bei  seinen  frühem  Er- 
klärungen. Vgl.  sein  Schreiben  an  den  Lgr.  Moritz.  Juli  18  Rommel, 
correspondance  inedite  S.  133.  Dagegen  die  Erklärung  des  Landgrafen 
in  seinem  Schreiben  vom  3.  Aug.  (a.  a.  0.  S.  1371.  Leber  den  Argwohn, 
welchen  Heinrich  IV.  damals  gegen  den  Chf.  Pfalz  wegen  seiner  Ver- 
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bindung  mit  Bouillon  fasste  vgl.  die  beiden  Briefe  des  Königs  an  Snllv 
vom  12.  Juni  und  3 Juli.  (Sully,  ceconomies  (Michnnd  10.)  1 S.  450,  491 

Jj}ü  311.  Christian  Fürst  von  Anhalt,  an  Georg  Ludwig 
' Lan  dgraf  von  Leuchtenberg. 

Aus  des  Landgrafen  Schreiben  vom  26.  Juni  ersieht  der  Fürst, 
dass  derselbe  sich  „der  bewusten  sache“  des  Churfürsten  von  der 
Pfalz  mit  Eifer  annimmt.  La  indess  der  Landgraf  in  seinem 
Schreiben  an  den  Fürsten,  wie  in  dem  an  Churpfalz  über  diese 
„hauptsache“  kurz  abbricht  und  sicli  lediglich  tadelnd  über  <K 
Verfahren  der  churpfälzischen  lleichstagsgesandten  auslässt,  so 
scheint  über  diese  dem  Kaiser  und  seinen  Rüthen  etwas  vor 
gebracht  zu  sein , das  sich  bei  der  anzustcllenden  Untersuchunf 
hoffentlich  anders  heraussteilen  wird.  Der  Fürst  versieht  sici 
nicht,  dass  die  Gesandten  im  geringsten  dem  von  Churpfalz  dem 
Landgrafen  eröffneten,  vom  Fürsten  in  Prag  wiederholten  Erbieten 
des  Cburfürsten  gegen  den  Kaiser  zuwider  gehandelt  haben.  Penn 
wenn  die  Gesandten  nur  zur  Bewilligung  von  80  Monaten  bevoll- 
mächtigt waren,  während  man  insgemein  auf  86  ging,  so  wird  der 
Kaiser  einer  so  geringen  Summe  wegen  doch  nicht  an  der  Affee- 
tion  des  Churfürsten  zweifeln.  Auch  wegen  der  Restanten  hat 
sich  der  Churfürst  auf  die  befriedigendste  Weise  erklärt. 1 An 
den  votis  der  churpfälzischen  Gesandten  in  der  niederländischen 
Sache  endlich  kann  der  Kaiser,  wenn  recht  darüber  berichtet,  nur 
Gefallen  finden.  Allein  der  Landgraf  scheint  des  Cburfürsten  Er 
bieten  dahin  aufzufassen,  „daß  sich  i.  1.  der  Kai.  Mt.  in  allen 
sollen  (wie  e.  1.  wort  lauten)  aecomodieren.“  Der  Churfürst  hin- 
gegen bat  nicht  daran  gedacht,  sich  in  Sachen,  welche  die  Reli- 
gion und  alle  evangelischen  Stände  angehen,  dem  Kaiser  zu  unter 
werfen.  Seine  Gesandten  durften  daher  in  der  Klosterfrage  keinen 
den  evangelischen  Ständen  nachtheiligen  Majoritätsbeschluss  zu* 
lassen,  noch  durch  ihre  Gegenwart  billigen.  Dabei  haben  aber 
sie  und  die  Churbrandenburger  ausdrücklich  erklärt,  dass  sie  den 
Beratbungen  über  den  Justizpunct  gern  beiwohnen  wollten,  weun 
nur  die  Klostersachcn  ausgesetzt  würden.  — Datum  Dessau  den 

27.  Junii  a.  1603. 

Bornbur g.  VI  L 5 f 13.  Cpt. 

1 Bezüglich  der  rückständigen  Türkensteuer  nahm  der  Kaiser  das 
Anerbieten  des  Cburfürsten  nicht  an.  Allein  Geizknfler  verglich  sich 
am  18.  Oct.  auf  Befehl  des  Kaisers  mit  dem  Cburfürsten,  ,,daf>  sie 
(s  cbf.  g.)  fur  alle  alte  restanten,  bif»  uf  die  I603jajrige  reichsbulfe  zu 
verstehen,  100,000  fl.  zu  zweien  terminen,  alf>  uf  Martini  1603  fl.  50,000, 
und  den  andern  halb  teil,  wie  sich  s.  cbf.  g.  mit  der  Köm  Kai.  Mt.  de* 
termins  halber  vergleichen  werden,  zu  erlegen.  Daran  i.  chf.  g.  den 

28.  November  anno  1603  den  ersten  termin  in  Nurmberg  erlegen  lassen  . . • 
Best  noch  fl.  50,000.“  (Rechnung  über  die  churpfälz  Restanten  im  chur- 
rheinischen  Kreis  bis  Sept.  1604  M.  pf.  1 17/4.  Churpfalz  an  Berguer 
1604  Jan.  15.  M.  pf.  116/1  f.  33.) 
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312.  Heinrich  Herzog  von  Bouillon  an  Fürst  Chri stian  Aug. 

von  Anhalt,  (z.  Th.)  22 

Plan  der  Spanier,  die  Niderlande  an’s  lleich  abzutreten.  — Mittel  zur 
Ausführung  desselben.  — Zusammenkunft  von  Bouillon  und  Fürst  Christian. 

Hat  Tags  vorher  einen  Brief  deß  Fürsten  empfangen. 

Je  desire  que  ceste  cy  vous  trouve,  avant  que  vous  puissiez 
avoir  veu  mr.  le  landgraf, 1 2 3 4 5 6 afin  que  soyes  tant  mieus  informe  pour 
le  bien  public  et  pour  mon  particullier.  J’ay  avis  de  hon  lieu 

que  les  Espagnols  doivent  faire  ouverture  au  roy  d’Angleterre  de 
consantir  que  les  dis  set  provinses  du  Pais  bas  soyent  unyes  a 
l’empire,  et  de  les  distraire  du  tout  de  la  couronne  (PEspagnc, 
antandant  que,  sy  l’archiduc  et  1’ in  laute  mouroyent  sans  aufans, 
qu'uug  des  autres  archiducs  an  soyent  investi.  II  ne  faut  douter 
que  le  roy  d’Angleterrc  n’aprouve  ceste  ouverture,  estant  ung  point 
Testat  de  ce  royaume  que  de  voir  ung  duc  de  Bourgogne. 23 

Pour  les  suretös  de  cessy  il  y escherra  des  disficultes,  d’autant 
que  pour  bien  assurer  ceste  demission  il  faudra  ou  que  l’empereur 
ou  l'ampire  desdommage  la  maison  d’Espagne;  autremant  les  droits 
leur  deine ureroie nt  pour  les  quereller  a toutes  occasions.  * 

Ceste  ouverture  an  general  est  saime  et  juste  pour  y pouvoir 
trouver  l’avansemant  de  la  gloire  de  Dien,  celluy  de  l’empirc,  la 
5>uret6  des  provinses  unies.  Il  n’y  eschet  dangcr  que  pour  la 
maison  de  Nassau  a laquelle  il  faut  aviser.  Pour  mou  particullier 
je  cuide  qu’il  vous  faut  parier  a mr.  le  landgraf  et  ouvertemant 

de  vos  desirs  d’avanser  la  dignite  de  Fempire,  de  me  voir  jouir 

de  repos  pour  Tamitie  que  vous  me  port6s,  et  se  servir  de  moy 
an  ces  afaires  publiques  comme  utille  et  propre,  et  pouvös  res- 
poudre  de  mou  afection  et  lidelitd,  5 6 et  ouvrir  ceste  protection. 

Je  me  promets  que,  lorsqu’il  an  sera  besoing,  que  les  eslecteurs 
Palatins  ct  de  Brandenbourg  le  conseilleront  a s.  Mte.  imp.  On 
pourroit,  atandant  que  par  une  diete  genoralle  cela  tut  ressolti, 
faire  que  Tcmpereur  avec  ces  eslecteurs  le  fissent  an  leur  nom, 
voire  mesraes  les  eslecteurs  an  estants  autorises  de  l’empereur,  le 
ßom  duquel  on  ne  publieroit  pour  esviter  les  mauvös  mesnages  du 

1 Bemerkung  Anhalts:  il  est  faict  et  lui  fort  malade. 

2 Bern.  Anhalts : il  fault  escrire  a L. 

3 Fürst  Christian  theilt  diese  Sache  seinem  Bruder  Ludwig  mit 
aai  bemerkt:  „vous  voyez  que  cette  intention  se  conforine  fort  a la 
ahenne.“  Er  bemerkt,  Niemand  werde  diesem  Ausgleich  mehr  wider- 
stehen als  Frankreich.  (Cöthen  I E Fach  2.) 

4 Bern.  Anhalts:  Mais  il  fault  que  Espagne  desdommage  l’empereur. 

Car  on  voit  bien  dans  le  resultat  comme  cela  est  alle. 

5 Bern.  Anhalts:  Je  le  feray  et  verray. 

6 Nach  fidelit^  im  Orig.  Absatz. 
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312.  roy,  lesquels  je  feray  bieu  voir  n’estre  a crindre , ayant  son  estat 
mal  disposö  et  sans  forse  ny  moyens,  lorsqu’il  aura  de  la  crintc 
du  dedans.  4 Je  ne  vous  ccllcray  point  que  Ton  me  sondc  Tail- 
leurs. Mais  mou  amc  ny  raon  coeur  ne  sont  portös  la.  Ricn  autre 
qu’ung  desespoir  ne  m’y  peut  conduire.  Je  vous  diray  qu’il  ny 
a nul  quy  s’ojjose  a ceste  passificassion  que  le  roy,  et  qu’il  put2  donner 
anvie  3 aus  provinses  unyes  de  la  rejecter  ny  moyens  de  le  faire,  Tarn* 
pire  et  l’Angletcrio  le  voulant.  II  seroit  utille  de  donner  oecasion  a 
ce  roy  de  panscr  a soy  et  non  a antretenir  le  feu  parmy  ses  voysins 
pour  jouir  d’ung  dangereus  repos  persounrl,  tenant  son  royaume 

an  une  dure  et  inaccutumöe  servitute Je  von«- 

drois  vous  avoir  vcu  et  croy  que,  sy  ces  nesgosses  vont  plus  avant, 
qu’il  an  seroit  besoing.  Sy  vous  me  le  mand6s,  je  pourrois  des- 
rober  quelques  jours  pour  an  passer  une  couple  aupres  de  vous. 
Sy  vous  jugi£s  qu’il  fut  a propos  a Amspacb,  je  serois  tres  ayse 
de  voir  ce  nouveau  marquis  et  luy  ofrir  tout  ce  que  j'ay  de  meilleur, 
l’ayant  de  longue  maiu  consacre  a vous,  monsieur  et  fis,  et  a tout 
ce  que  vous  aimerös  4 . . . — A Caseloutren  ce  12.  Aoust  Stil.  vet. 

Bern  bürg  I F t;  18  f.  31.  (Eigenh.) 


1 Bern.  Anhalts  zu  der  Stelle  von  ,je  me  promets“  — „du  dedans1: 
cela  ne  pcult  estre. 

2 ne  püt? 

3 ni  envie? 

i Der  Inhalt  dieses  Schreibens  dürfte  mit  folgenden  Thatsachen  Zu- 
sammenhängen : am  21.  Mai  schreibt  der  Lgr.  Leuchtenberg  an  den  F.  An- 
halt: er  (der  Fürst)  habe  während  seiner  Audienz  beim  Kaiser  die  Mög- 
lichkeit eines  niederländischen  Friedens  angedeutet.  Der  Kaiser  bitte  ihn 
nun,  dass  er  ihm  die  Mittel  zu  einem  solchen  Frieden  schriftlich  „zu  aigen 
banden  und  niemant  zu  erbrechen“  mittheile  (M.  546/7  f.  300).  Darauf 
führt  Anhalt  in  einem  Schreiben  an  den  Kaiser  vom  2.  .1  uli  aus,  dass 
eine  Vergleichshandlung  zwischen  Krzh.  Albert  und  den  Staaten,  geführt 
durch  die  in  dem  Keichsabschicd  von  1594  deputii  ten  Stände  wenig  Aus- 
sicht auf  Erfolg  habe  : denn  die  Staaten  wissen,  dass  diese  Stände  par- 
teiisch gegen  sie  seien,  und  Erzb.  Albert,  obgleich  durch  die  Cession 
der  Nit‘derlande  gar  nicht  zum  Frieden  ermächtigt,  werde  den  Deputa- 
ten willfährige  Erbietungen  machen,  um  gegen  die  Staaten,  wenn  sie 
nicht  das  Gleiche  tliuen,  die  Reichshülfe  in  Anspruch  zu  nehmen.  Nur 
dann  haben  die  Friedensverhandlungen  Aussicht  auf  Erfolg,  wenn  der 
Kaiser  Garantien  habe,  dass  Albert  sich  der  Entscheidung  des  Reich* 
aufrichtig  unterwerfen  werde  und  dass  derselbe  die  Staaten  in  Betreff 
der  Religion  und  der  Abschaffung  des  spanischen  Regiments  sicher  stellen 
könne.  Wenn  der  Kaiser  aber  solche  Garantien  den  Staaten  bietes 
könne,  so  werden  dieselben  viel  lieber  mit  ihm  direct,  als  durch  seine 
Vermittlung  mit  Erzh.  Albert  handeln,  weil  es  mit  frühem  Zusicherungen 
so  schlecht  gegangen  sei.  Aber  wenn  in  Folge  dessen  der  Kaiser  i® 
Interesse  des  Friedens  und  der  Hoheit  des  Reichs  kräftig  eingreifen 
müsse  , so  habe  er  sich  auch  gegen  einen  etwaigen  Widerstand  Albert* 
und  der  spanischen  Regierung  gefasst  zu  halten.  — Uebrigens  schlage 
er  dem  Kaiser  vor,  über  diese  Sache  sich  mit  dem  Chf.  Pfalz  zu  be- 
nehmen, da  dieser  vielleicht  mehr  Nutzen  stiften  könne  als  irgend  einer 
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313.  Werbung  B re  der  ödes,  Gesandten  der  Staaten,  Aug. 

bei  Churpfalz. 

1.  Der  König  von  England  hat  der  Gesandtschaft  der  Staaten 
seine  Erlaubniss  zur  Werbung  englischer  Söldner  bewilligt  und 
fürs  laufende  Jahr  Subsidien  von  450,000  Livres  zugesagt.  2.  Der 
Churförst  möge  bedenken,  ob  es  nicht  thunlidi  uu  l für  die  Grösse 
und  das  Wol  des  Reichs  sehr  erforderlich  wäre,  dass  die  17  nieder- 
ländischen Provinzen  in  zwei  Kreise  gethcilt  würden,  „pour  les 
rendre  et  maintenir  libres  ooinine  membres  du  corps  du  st.  empire 
en  lenr  permettant  ce  neantmoins  pour  Jcur  plus  grande  seurte  la 
continuution  de  leur  alliance  avec  la  France  et  l’Angleterre.“ *  1 
Dadurch  würden  dem  Reicli  entzogene  Lande  zurückgegeben  und 
neue  liinzugefflgt.  Indem  Spanien  durch  die  vom  Reich  abhängigen 
italienischen  Lande  entschädigt  würde,  wären  seine  tyrannischen 
Anschläge  auf  alle  christlichen  Staaten  durch  Alpen,  Pyrenäen  und 
Ocean  beschränkt.  Spanien  und  das  vergrösserte  Reich  könnten 
bei  dem  also  hergestellt cn  Frieden  ihre  Kräfte  gegen  die  Türken 
zu  weit  grüssern  Unternehmungen  als  bis  dahin  verbinden.  — 

Pres.  Aug.  1603. 

München  Staatsarchiv  301/ 13.  Extract. 

1 Schon  im  Jahre  vorher  hatte  der  Kaiser  die  Aufnahme  der  staati- 
schen  Niederlande  als  freier  Lande  in  des  Reichs  Verband  vorgeschlagen. 

(Sully  an  Heinrich  IV.  Oeconomies  (cd.  Micliand)  I S.  453.  Vgl.  .Gram 
v.  Dr.,  archives  II  2 S.  206.  Instructionsentwurf  von  Oldenbarnevelt. 
I'eveuter  III  S 148.  Heinrich  IV.  an  Sully  1603  Juli  3.  Sully  tecono- 
tnies  I S.  491.)  Tjeber  den  in  vorliegender  Werbung  enthaltenen  An- 
trag und  seine  Aufnahme  bei  Churpfalz  und  dem  Gr.  Nassau  vgl.  De- 
zenter lil  Vorrede  S.  9 fg. 


314.  Gutachten  des  Herzogs  Heinrich  von  Bouillon. 

Der  Bund  zwischen  Churpfalz  und  Bouillon  soll  auf  der  Re- 
ligionsgleichhcit  begründet  und  bloss  defensiv  sein.  Wird  der 
Chorfürst  angegriffen,  oder  fordert  er  den  Herzog  aus  ßesorgniss 
vor  einem  Angriff  zum  Beistand  auf,  so  hat  der  Herzog  ihm  einen 
Monat  nach  jener  Aufforderung  ein  Regiment  Infanterie  zu  600 
Mann  zu  stellen  und  sechs  Monate  selbst  zu  unterhalten.  Will 
iier  Churfürst  nach  sechs  Monaten  das  Rcgimest  ferner  brauchen, 
so  hat  er  die  weitern  Kosten  selbst  zu  tragen.  Wird  nur  die 
Hälfte  oder  ein  Drittel  des  Regiments  begehrt,  so  ist  der  Herzog 
schuldig,  diesen  Theil  so  lange  selbst  zu  unterhalten,  bis  die  Kosten 
des  ganzen  Regiments  für  sechs  Monate  voll  sind.  Jene  Kosten 
berechnet  er  aber  auf  18000  Kronen.  Nimmt  der  Herzog  einen 
Schutzherrn  an,  so  hat  er  diesen  Bund  dabei  zu  excipiren,  und 
wird  daher,  wenn  der  Schutzherr  das  Reich,  oder  das  Reich  den 


töd  den  im  Jahre  1594  deputirten  Ständen,  (a.  a 0.  f.  334.  Cop.)  Am 
31.  Mai  schreibt  Bouillon  an  Anhalt  : „pour  l’avis  qn’il  vous  plaira  que 
je  vons  doTire  je  vous  diroy.  ayant  ancores  pause  a ce  que  je  vous  dormo 

1 ar  escrit,  qu’il  s’ofre  an  teste  negossiassion  des  avantages  tres  grands 
et  des  fass ilites,  pourveu  que  vous  vous  puissies  bien  assurßr  de  l'intan- 
siou  de  l’empereur , et  alors  je  mestrois  ma  vie  an  gage,  que  la  chose 
suecederoit.“  (Bg  I F.  1 18.) 
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Scliutzherrn  bekriegt,  keinen  Tlieil  daran  nehmen.  Die  oben  be- 
zeichnete  volle  Bundeshülfe  braucht  nur  einmal  in  drei  Jahren 
geleistet  zu  werden.  Der  Churfürst  stellt  dem  Herzog  als  Bundes- 
hülfe 1000  Mann.  Im  Uebrigen  gelten  die  angeführten  Bestiinmgungen 
nach  Verhältniss  auch  für  ihn.  Die  Städte  und  Länder  der  Ver- 
bündeten sollen  dem  beiderseitigen  „kricgs-  oder  anderm  volck,  so 
dero  geliehen  wird,  frei  sein.“  Führt  der  Churfürst  einen  Krieg, 
so  sichert  ihm  der  Herzog  mit  Vorbehalt  seiner  Pflicht  gegen  Frank- 
reich seine  Dienste  zu.  Der  Bund  wird  auf  beide  Fürsten  und 
ihre  Nachkommen  gerichtet.  — 23.  Aug.  1603.  (Das  Datum  oben 
am  Rand  von  fremder  Hand.) 

München  Reichsarchiv.  Sachen  des  Herzogs  von  Bouillon.  1602—3.  Cop. 

Sept.  Bedenken  der  Churpfälzischen  Räthe. 

Da  Bouillon  nach  den  Verrichtungen  der  churpfälzischcn  Ge- 
sandten in  Frankreich  sich  wenig  Gutes  zu  versehen  hat,  so  hat 
er  den  Churfürsten  gebeten , er  möge  sich  mit  ihm  über  ein  De- 
fensivbündniss  einigen,  und  dann  „uf  begeren  articul  . . übergeben.“ 
Allein  man  kann  dagegen  Folgendes  einwenden:  dieser  Bund  dürfte 
als  gegen  die  Reichsgesetze  verstossend  angesehen  werden,  da 
Sedan  ein  unabhängiges  Gebiet  ist;  die  Folge  desselben  möchte 
daher  sein,  dass  das,  was  die  Spanier  längst  beabsichtigt,  mit 
Hülfe  des  „gantzen  psebstischen  anlmngs“  gegen  Pfalz  ausgeführt 
würde.  Man  bedenke,  ob  der  noch  ausserhalb  offenbarer  Gefahr 
Befindliche  sich  mit  dem,  der  in  derselben  steckt,  einlassen  solle, 
ferner,  ob  die  Beziehungen  zu  Frankreich  durch  den  Bund  nicht 
Schaden  leiden  würden.  Da  mau  endlich  ohnehin,  wenn  Gott  nicht 
besonders  hilft,  mit  Schatzungen  überladen  werden  dürfte,  so  siud 
die  Kosten  des  Bundes  vor  allem  zu  bedenken.  Dagegen  spricht 
für  den  Bund,  dass  Defensivbündnisse  der  Reichsfürsten  mit  Frem- 
den nicht  verboten  und  auch  früher  geschlossen  sind.  Da  ferner 
die  Ausführung  des  Testaments  des  Churfürsten  auf  mächtigen 
Widerstand  stossen  wird,  und  dabei  dem  „auß  vieler,  auch  etlicher 
mcdicorum  adviso“  zu  gewärtigenden  Anfall  des  Reichsvicariats 
die  Gegner  des  Churfürsten  ihm  nicht  nur  dieses,  sondern  auch 
die  Churpfalz  unter  dem  Vorwand  der  Häresie  zu  entreisen  suchen 
werden,  so  bedarf  der  Churfürst  für  diese,  wie  für  andre  zu  be- 
sorgende Fälle  der  Verbindung  und  der  Hülfe  des  Herzogs.  Auch 
würde  dies  Bündniss  bei  allen  Religionsverwandten,  besonders  den 
französischen  dafür  wirken , dass  sie  dem  Churfürsten  beiständen. 
Bei  den  römischen , jesuitischen  und  andern  Intriguen  weiss  mau 
nicht , ob  Sedan  oder  die  Pfalz  zuerst  gefährdet  sein  wird.  Per 
Verkehr  mit  Frankreich,  der  anfangs  „(wie  noch  geschehen  solle) 
generaliter  und  allein  eusserlich  observirt  worden,“  ist  mit  Hein- 
rich IV.  so  lange  er  evangelisch  war,  „weiter  dilatirt  worden.“ 
Sollte  dieser  König  aber  die  evangelische  Religion  anfechten,  so 
würde  der  Churfürst  Gott  mehr  als  den  Menschen  schuldig  sein. 
Das  beste  wäre,  „in  alten  terminis  correspondenti®  zu  pleiben  und 
zwischen  der  religion,  auch  der  cron  Franckreieh  zufeilen  also  zu 
distinguireu,  das  der  Christlichen  lieb  nichts  benommen  und  die 
freund-  und  nachbarschaft  zugleich  erhalten  werde.“  Die  für  den 
. Fall  der  Hülfeleistung  erforderliche  Summe  muss  freilich  zur  Ver- 
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fügung  stehen,  ehe  der  Churftirst  sich  für  den  Bundesabschluss 
erklärt.  Wenn  Churpfalz  vom  Papst  oder  sonst  angefochten  wird, 
so  ist  neben  Fürst  Christian  von  Anhalt  schwerlich  ein  dem  Her- 
zog gleiches  oder  überlegnes  Haupt  der  Vertheidigung  zu  finden. 
Die  Räthe  schlagen  endlich  vor,  dass  der  Churfürst  Christian  von 
Anhalts  Gutachten  über  diese  Sache  einfordere.  — 23.  Augusti  1603. 
(Das  Datum  oben  am  Rand  von  fremder  Hand). 

Nachtrag.  — Bouillon  ersucht  den  Churfürsten  noch  um 
zwei  Dinge:  1.  er  und  etliche  Fürsten  mögen  den  Kaiser  er- 

suchen, dass  Sedan  in  den  Schutz  des  Reiches  aufgenommen 
werde.  2.  Der  Kaiser  und  jene  für  ihn  sich  verwendenden  Fürsten 
mögen  ihm  («lern  Herzog)  Zusagen,  dass  sie,  bis  jene  Aufnahme 
erfolgt  sei,  ihm  im  Falle  der  Not-h  beistehen  wollen. 

M ä neben  Reichsarchiv.  Sarhrn  dos  lierzogs  von  Bouillon  1602—3.  Cpt. 

316.  Friedrich  IV.  an  Brederode. 

Auf  Brederodcs  Werbung  vom  August  1603  erwidert  der  Chur- 
fürst, dass  er  sich  auf  den  zweiten  Theil  des  Anbringens  wol  erst 
nach  vorheriger  Communication  mit  einigen  vertrauten  Reichsstän- 
deu  erklären  kann.  Er  wünscht  zu  wissen,  ob  und  welche  Stände 
die  Staaten  in  dieser  Sache  von  ihm  befragt  sehen  möchten.  1 
Datum  Lautern  den  letzten  Augusti  a.  1603. 

München  Staatsarchiv  M69  f.  288. 

1 Bei  einer  Berathung,  welche  der  cliurpfälzische  Kanzler,  der  Gross- 
hofmeister, Plessen  und  Lingelsheim  über  Brederodes  Werbung  halten 
(4.  Sept.),  erklärt  der  Kanzler:  „Wan  man  in  den  terminis  were , zu 
achten,  was  des  reichs  nutz,  so  het  er  wenig  bedenkens.“  Aber  der  Plan 
sei  zur  Zeit  unausführbar.  Das  östreichische  Interesse  sei  dagegen, 
Spanien  werde  widerstehen,  und  ob  die  spanisch  - niederländischen  Pro- 
vinzen darauf  eingehen  werden,  sei  sehr  zweifelhaft.  Die  Reichstände 
selbst,  die  meistens  von  Spanien  abhängig  seieu , werden  „zuvor  die 
Sachen  wollen  aufigesetzt  haben  vor  Spanien.  — Möcht  sich  enderung 
im  reich  zutragen ; da  fiele  der  erste  puncten  des  Oesterreicliischen  in- 
teressc  halben,  und  uf  solche  zeit  und  gelegenheit  möcht  sichs  practi- 
ciren  lassen.“  Wenn  gleichwol  die  Staaten  auch  gegenwärtig  schon 
erklärten,  da  „provincien  ire  titel  und  iura  vom  reich  haben,  und  die- 
weil Spanien  sein  ius  bei  inen  verloren,  so  wissen  sie  nicht,  wo  sie  sonst 
billiger  hin  gehören,  alfi  zum  reich,“  so  würde  ihnen  dies  Anerbieten 
für  den  Fall  vortheilhaft  sein,  wenn  der  Kaiser  auf  Antrieb  des  Papstes 
und  Spaniens  mit  Mandaten  und  sonst  gegen  sie  heftig  procedirte.  Sie 
könnten  sich  auf  dasselbe  dem  ganzen  Reiche  gegenüber  berufen.  — 
l’lessen  bemerkt:  Die  Absicht  der  Staaten  bei  ihrem  Vorschlag  werde 
sein,  dass  1.  „aufi  dem  reich  gegen  sie  nichts  fürgenommen  werde,  und 
das  sie  2.  bei  Frankreich  und  Engellant  mer  respectirt  werden  und 
3.  underthanen  und  ire  leutbei  gutem  willen  können  erhalten.“  (M.  546  8 
f.  291 ) 


317.  Brederode  an  Churpfalz,  (z.  Th.) 

lieber  des  Churfürsten  Schreiben  vom  10.  September  hat 
Brederode  den  Staaten  berichtet.  Ucbrigens  sollte  die  dem  Chur- 
försten  gemachte  Eröffnung  allen  Reichsständen,  denen  des  Reichs 
Grösse  und  Freiheit  am  Herzen  liegt,  gemacht  werden.  Also  dürfte 
sie  wol  vom  Churfürsten  jedem,  selbst  katholischen  Fürsten  mit- 
getheilt  werden.  Man  könnte  zunächst  nach  der  Ausführbarkeit 
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des  Vorschlags  fragen,  dann  auf  eine  bejahende  Antwort  über  die 
Mittel  der  Ausführung  berathen.  — De  Francfort  ce  20.  Sep- 
tember 1603. 

Mönchen  Staatsarchiv  516  8 f.  29V  Orig 

t«  318.  Citation  des  Kamm e rgeri chts  gegen  Churpfalz.'- 

Auf  die  Klage  des  kaiserlichen  Fiskals,  betreffend  die  ganze 
im  Rcichsabschied  von  1603  bestimmte,  auf  die  churfürstliche 
Pfalz  fallende  Türkenhülfe,  wird  der  Churfürst  geladen,  30  Tage 
nach  Verkündung  dieses  Mandats  zu  erscheinen  und  zu  hören, 
dass,  falls  er  wegen  Nichterlegung  eines  oder  mehrerer  Ziele  der 
Türkenhülfe  beklagt  würde,  er  in  die  Acht  und  Privation  gefallen 
sei,  oder  gegründete  Einreden  dagegen  vorzubringen.  2 — Geben  in  .. 
Speier  den  23.  Septembris  . . in  1603  . . . jarn. 

Mönchen  Staatsarchiv  pf  116,  i f 23.  Orig 
1 Gleichartige  Citationen  von  gleichem  Datum,  betreffend  die  Türken- 
hülfe für  Sponheim  (a.  a.  0.  f.  26),  Selz  (f.  30),  Simmern  (f.  35),  Wald- 
sachsen (f.  42). 

* Churpfalz  behauptete,  bei  dem  Vergleich  mit  Geizkofler  vorn 
18.  Octoher  (vgl.  n.  311  Anm.)  sei  auch  bestimmt,  dass  er  das  erste  Ziel 
der  beim  letzten  Reichstag  von  ihm  bewilligten  80,  nicht  der  im  Keichs- 
abschied  bestimmten  86  Monate,  erlegen  werde,  demgemäss  habe  er  mit 
Recht  nur  20,480  fl.  erlegt.  Kr  trug  seinem  Procurator  Bergner  auf. 
gegen  vorliegende  Citation  des  Kammergerichts  das  Nöthige  vorzuuehmen 
(An  Bergner.  1604  Jan.  15.  M.  pf  116  1 f.  33.) 

^ct-  319.  Gutachten  des  Fürsten  Christian  von  Anhalt 

und  der  chur pfälzischen  R ä t h e. 

Auf  des  Churfürstcn  von  der  Pfalz  Befehl  ist  in  Anhalts  Ge- 
genwart nochmals  über  den  von  Bouillon  vorgeschlageneu  Bund 
berathen.  Dieser  Bund  würde  seiner  weitern  Folgen  wegen  viel 
grössere  Kosten  als  bloss  die  der  bestimmten  Bundeshülfe  verur- 
sachen. Dieselben  sind  aber  unerschwinglich,  „da  die  Unordnun- 
gen und  grosse  außgaben  behart  werden,  nichts  destoweniger  die 
cammer  one  das  auf  das  eusserstc  erschöpft“  ist.  Denn  auf  die 
Landschaft  darf  man  nicht  rechnen,  da  sie  mit  Abgaben  zu  ein- 
heimischen Zwecken  überbürdet,  sich  auf’s  höchste  gegen  Beiträge 
zu  fremden  Zwecken  beschweren  würde.  Da  man  so  sehr  von 
Mitteln  entblösst  ist,  hat  man  wol  zu  berücksichtigen,  was  der 
Churfürstenverein  und  die  Reichstagsabschiede  über  „frembden 
anbang  bestimmmen.  Der  Abschluss  des  Bundes,  wenn  bekannt, 
würde  im  Reich  und  in  Frankreich  eigne  Gedanken  und  allerlei 
Machinationen  hervorrufen , „so  bei  solchen  Unvermögen  nicht 
leicht  abzuwenden.“  Ohne  solche  Uebclstände  wären  Unternehmen, 
wie  das  von  Bouillon  vorgeschlagene,  für  den  Churfürsten  sehr 
erspricsslich  zur  Erreichung  seiner  Zwecke  und  Hintertreibung  der 
Anschläge  der  Gegner.  Die  Käthe  schlagen  daher  dem  Churfürsten 
eine  Antwort  vor,  in  der  des  Herzogs  Vorschlag  für  einstweilen 
abgelehnt  wird.  In  Bezug  auf  des  Churfürsten  Frage,  ob  nicht 
andre  evangelische  Stände  „in  ebenmessige  oder  dergleichen  verein 
zu  zihen  sein  möchten,“  weiss  er  selbst,  „wie  vergeblich  man 
hierin  bißdahero  gearbeitet,  und  noch  wenig  zu  hoffen  sein  möchte.“ 
Alles  hängt  davon  ab,  dass  der  Churfürst  selbst  eine  „gute,  gewisse, 
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beharrliche,  ansenlichc  Verfassung“  treffe;  dann  werden  sich  andere 
von  selbst  mit  ihm  verbinden.  „Sunst  wird  mit  dergleichen  con- 
siliis  allein  dem  gegenteil  ursach  gegeben , seine  geferliche  prac- 
(iken,  ehe  man  zur  gegennotturft  recht  gefast  werde,  gewaltiglich 
fortzusetzen.“  — 0.  D. 1 

Ka n z 1 ei b c m erk u n g:  Vorstehendes  Gutachten  ist  vom 

Churfürsten  genehmigt.  Am  18.  zeigte  Anhalt  im  Rath  an,  dass 
er  und  Plessen  dem  Herzog  von  Bouillon  in  der  darin  vorgesehlage- 
neu  Form  geantwortet  haben. 

München  Rcicbsarcbiv.  Sachen  des  Herzoifs  von  Bouillon.  1602—3.  Cop. 

t Das  in  demselben  Band  befindliche  Bruchstück  des  Conceptes  trägt 
am  Rande  das  Datum:  den  3.  Octobris  1603. 

320.  Friedrich  IV.  an  Christian  Fürst  von  Anhalt. 

Der  Churfürst  übersendet  ein  Schreiben  an  den  Kaiser  mit 
«eitern  Aufschlüssen  in  der  bewussten  Sache.  Anhalt  wird  dafür 
sorgen,  dass  es  Niemand  anders,  als  der  Kaiser  in  die  Hände  be- 
kommt. Der  Rentner  Richius  wird  dem  Fürsten  zum  neuen  Jahr 
MO  fl.  anszablen,  die  er  gleich  den  vorhin  ausgegebenen  600  fl., 
seinem  Dafürhalten  nach  zu  bewussten  Zwecken  anwenden  wird. 
— Datum  Heidelberg  den  4.  Novcmbris  a.  1603. 

München  Staatsarchiv  516  9 f.  511.  Cpt. 

321.  Da t heiles  an  Churpfalz. 

Am  11.  December  Audienz  beim  König  von  Frankreich.  Da- 
tbenes  schloss  seine  Werbung  damit,  dass  der  König  seinem  Herrn 
durch  Auszahlung  einer  ansehnlichen  Summe  zur  Fortsetzung 
seiner  Dienste  Anlass  geben  würde.1  Hierauf  erwiderte  der  König 
sofort  und  so  laut,  dass  alle  Umstehenden  es  hörten:  „ich  wolle, 
daß  die  wort  sich  im  werk  also  verhielten;“  und  als  Datlienes 
remonstrirte,  sagte  er:  ‘so  anseine  Unterthancn  zu  schreiben,  wie 
der  Churfürst  cs  gethan,  sei  nicht  die  Art,  in  der  man  gegen 
Freunde  verfahre.3  Für  das  Weitere  an  Villeroi  gewiesen,  beklagte 
Datlienes  sich  an  demselben  Tage  gegen  diesen,  dass  der  König 
im  Beisein  Anderer,  und  ohne  sich  vorher  vertraulich  an  den 
Churfürsten  zu  wenden,  der  sich  sicher  zu  seiner  Zufriedenheit 
erklärt  haben  würde,  einem  vielleicht  unbegründeten  Unwillen  Luft 
gemacht  habe.  Villeroi  erwiderte : ‘das  dem  König  von  den  prote- 
stantischen Deputirtcn  mitgethcilte  Schreiben  des  Churfürsten  an 
die  Synode  zu  Gap 2 und  deren  Antwort  habe  ihn,  der  eifrig  über 
seinem  Ansehen  wache,  bewogen,  dass  er  in  seinem  freilich  nicht 
ganz  ungegründeten  Unwillen3  so  unversehens  lierausgefabren  sei 
in  einer  Weise,  die  er  nicht  billige.  Hinsichtlich  der  Forderung 
des  Churfürsten  habe  der  König  den  Finanzräthcn  befohlen,  ein 
Verzeichntes  seiner  Einnahmen  zu  fertigen,  um  nach  dem  Stand 
seiner  Finanzen  die  Auszahlung  anzuordnen.*  Der  König  hat.  die 
Heise  des  Churprinzen,  sowie  die  vom  Churfürsten  dem  Herzog 
Bouillon  verehrte  Rose  auf  einen  neuen  Bund  zwischen  beiden 
gedeutet.  Denen  jedoch,  die  ihn  darüber  ausforsclien  wollten, 
erwiderte  Datlienes,  sein  Herr  sei  keine  so  genaue  Rechenschaft 
über  sein  Thun  schuldig.  So  günstig  ferner  die  Antworten  an 
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diejenigen , die  um  Auszahlung  der  geliehenen  Summen  anhalten 
(z.  B.  auch  Chursachsen  und  Churbrandenburg)  lauten,  so  dürfte 
sich  die  Entschliessung  darüber  doch  bis  in’s  Frühjahr  verzögern. 
Denn  man  wird  seine  Pläne  nach  den  Unterhandlungen  zwischen 
England  und  Spanien  richten.  — Datum  Paris  den  5.  Deccrab. 
Stil.  vet.  003. 

AI ü neben  Rcichsarchiv.  Sachen  des  Herzogs  von  Bonilion  1602—3.  Cop. 

i Der  Hauptauftrag  des  Dathenes  betraf  nämlich  die  Schulden  des 
Königs  an  Churpfalz,  die  nach  einem  von  ihm  übergebenen  Verzeich- 
nisse 7l>3,671  il  = 473,210  Kronen  betrugen.  Davon  erkannten  indess 
die  königlichen  Räthe  nur  Schuldposten  im  Betrag  von  280,134  Krone« 
an.  Der  König  versprach  dem  Dathenes  die  Zahlung  von  50,000  fl, 
welche  zur  Frankfurter  Herbstmesse  10ü3,  und  zur  Ostermesse  1604  er- 
legt wurden.  (M.  488/8.  Vgl.  Lingelsheim  an  Bongars  (1603  März  11 
Bongarsi  et  Lingelshetni  epistolae  S.  167.),  wo  indess  nur  50,000  Frcs. 
genannt  werden.)  Ueber  eine  churpfälzische  Gesandtschaft  in  derselberi 
Angelegenheit  vom  Jahr  1602  vgl.  Lingelsheim  an  Bongars.  1602  April 6. 
A.  a.  0.  S.  158. 

'Z  Das  Schreiben  ist  vom  26.  Aug.  und  gleichlautend  mit  dem  Brief 
des  Churfürsten  an  Du  Plessis-Mornay  (memoires  de  Du-Plessis-M.  IX. 
S.  516),  nur  dass  es  noch  folgenden  Zusatz  enthält:  der  Churfürst  sei 
voll  Eifer  für  die  Erhaltung  seiner  Religion  und  bezeuge  gegen  die  Ver- 
sammelten dieselbe  Gesinnung,  die  seine  Vorfahren  gegen  deren  Gesin- 
nungsgenossen gehegt  haben.  — Ein  dem  Brief  an  Du  Plessis  gleich- 
lautendes Schreiben  richtete  der  Churfürst  auch  noch  an  20  reformirte 
Kirchen  Frankreichs  und  an  Genf.  (Aug  26.  M.  li.  Sachen  des  Herzog1 
von  Bouillon.  Cpt.)  Ueber  die  Antwort  der  Synode  vgl.  Ouvre,  Aubery  Pa 
Maurier  S.  102. 

3 Vgl.  des  Königs  Schreiben  an  Lgr  Moritz  vom  6.  Nov.  1603  und 
3.  April  1604  (Rommel,  correspondance  S.  142,  168)  und  des  Landgrafen 
Schreiben  an  den  König  vom  1.  Dcc.  IG03  (a  a.  0.  S.  146.)  Ueber  dec 
Werth,  den  Heinrich  IV.  auf  die  Erhaltung  seiner  guten  Beziehungen 
zu  den  deutschen  Fürsten  legte,  vgl.  sein  Schreiben  au  Sully.  1604  Febr.  lb. 
(Sully,  ceconomies  (ed.  Michand)  1 S.  524.) 

• 

April  322.  Friedrich  IV.  an  Anspach  und  Culmbach.1 

^ Die  im  Jahr  1594  übergebenen  gravamina  der  Evangelischen 

werden  stets  bestärkt  und  vermehrt.  Etliche  davon  drohen  den 
Evangelischen  Verfolgung  und  Untergang,  nämlich:  1.  Die  Hof* 
processe,  welche  besonders  die  Abstellung  der  vermöge  des  Reli- 
gionsfriedens eingeführten  evangelischen  Religion  in  den  Reichs- 
städten, oder  in  evangelischen  Territorien  begünstigen  unter  solchen 
Vorwänden,  wie  dass  die  Papisten  das  jus  patronatus  daselbst  be- 
sitzen, oder  dass  der  Evangelische  seine  Güter  und  Jurisdiction 
von  den  Geistlichen  zu  Lehen  trage.  Ueber  die  unbefugte  Juris- 
diction des  kaiserlichen  Hofraths  liegt  ein  Bedenken  bei.  2.  Die 
Mängel  am  Kammergericht,  davon  ein  Verzeichniss  beiliegt 
3.  Die  Absicht  des  Papstes,  den  Evangelischen  die  seit  dem  Reli* 
gionsfrieden  eingezogenen  Klöster  und  Stifter  wieder  zu  entreissen. 
welche  das  Kammergericht  zu  verwirklichen  begonnen  hat.  Ausser 
dem  erfordern  mehrere  Vorgänge  am  jüngsten  Reichstag  alle  Wach- 
samkeit. — Es  sollten  daher  die  evangelischen  Stände,  um  ihren 
Untergaug  zu  verhüten,  in  diesen  Dingen  sich  trotz  einiger  reli- 
giöser Differenzen  fest  verbinden.  Zu  diesem  Zweck  bedachte  der 
Churfürst  „und  andere  wolmeinende“  vor  einem  Jahr  die  Einsetzung 
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eines  beständigen  Generalraths , der  über  gemeine  Reichs-  und 
Religionssachen  zu  berathen  und  das  Nöthige  auszuführen  hätte. 
Nachdem  derselbe  wegen  des  Markgrafen  Georg  Friedrichs  Tod 
und  sonstiger  Hindernisse  nicht  in’s  Leben  getreten,  kommt  nun- 
mehr dem  Churfürsten . ein  Vorschlag  in  dieser  Sache  zu,  den  er 
den  Markgrafen  zusendet  mit  der  Ritte,  ihm  mitzutheilen,  ob  sie  zur 
Beschlussfassung  über  diesen  und  andere  Puncte  einen  noch  zu 
bestimmenden  Tag  in  Heidelberg  beschicken  werden.  — Datum 
Heidelberg  den  28.  Martii  a.  1604. 

Beilage.  Vorschlag  zur  Errichtung  eines  Generalraths.*  — 

Der  Rath  solle  alle  den  evangelischen  Ständen  gemeinsamen  Reli- 
gionssachen und  sonstige  Beschwerden  behandeln  (vornehmlich 
also:  1.  die  Hofprocesse , 2.  die  das  Kammergericht  betreffenden 
Anliegen,  3.  die  Versuche,  den  Evangelischen  die  nach  dem  Pas- 
sauer  Vertrag  eingezogenen  Klöster  und  Stifter  zu  entziehen, 

1.  Massregeln  zur  Abstellung  der  in  den  Jahren  1594  und  1598 
übergebenen  gravamina,  5.  Erwägung  der  beim  jüngsten  Reichstag 
vorgegangenen  den  Evangelischen  gefährlichen  Verhandlungen, 

6.  die  Wiedereinführung  des  Papismus  unter  dem  Vorwände  des 
Patronatrechtes,  7.  Sachen,  die  der  Stände  Freiheiten,  „auch  ge- 
gemeine,  sonderlich  aber  der  unirten  friet,  ruhe  und  einigkeit“  be- 
treffen, 8.  Abwehr  der  Einfälle  in’s  Reich  und  Ersatz  der  aus  sol- 
chen Einfällen  hervorgehenden  Schäden.)  Er  soll  ferner  bedenken, 
wie  unter  den  evangelischen  Ständen  selbst  und  mit  fremden 
Mächten  eine  bessere  Vereinigung,  doch  lediglich  zur  Vertheidi- 
gung  zu  bilden  sei.  Privatsachen  und  Alles,  was  gegen  den  Kaiser 
und  das  Reich  ist,  bleibt  vom  Wirkungskreise  des  Geueralrathes 
ausgeschlossen.  Churpfalz  ernennt  den  Präsidenten  und  Secretär, 
die  übrigen  Stände  je  einen  Rath.  Der  Präsident  setzt  die 
Sitzungen  an,  leitet  die  Umfrage  und  macht  nach  „anhürung  und 
erwegung  irer  (der  Räthe)  bedencken  den  Schluß.“  Dieser  wird 
dem  Churfürsten  von  der  Pfalz  referit.  Ist  der  anderer  Meinung, 
so  beräth  man  so  lange  weiter,  bis  man  einig  ist.  Missverständ- 
nisse unter  den  Ständen  sucht  der  Rath  beizulegen.  Für  nöthige 
Ausgaben  wird  dem  Rath  ein  Geldfonds  überwiesen,  über  dessen 
Stärke  und  Vermehrung  durch  allmähliche  Beiträge  der  Rath  bei 
seiner  ersten  Sitzung  beschliesst. 

Berlin.  Unionsacta  ad  torn.  HI.  Bern  bürg  VI  R 71  f.  13.  Cop. 

1 Gleichlautende  Schreiben  richtete  der  Churfürst  an  den  H.  Zwei- 
brücken, den  Lgr.  Moritz,  die  F.  Anhalt-Dessau  und  Bernburg  und  den 
Gr.  Johann  d.  ä.  von  Nassau,  der  den  Brief  den  sämmtlichen  ev.  Grafen 
der  Wetterau  mittheilen  sollte.  (Bg.  a.  a.  0.) 

* Vgl.  das  ebenfalls  ins  Jahr  1604  gehörige  Bedenken  bei  Londorp  I S.  2. 

323.  Friedrich  IV.,  Instruction  für  Hippolyt  von  Colli  Mai 

an  Zürich,  Bern,  Basel,  Schaffhausen.  7 

Der  Gesandte  berichtet,  wie  der  Churfürst  für  den  Fall  seines 
Todes  einen  Administrator  seiner  Lande  ernannt  habe , und  zwar 
nicht  den  Herzog  von  Neuburg,  mit  dem  er  sich  nicht  einigen 
konnte,  sondern  einen  andern  seiner  Agnaten.  Da  nun  der  Her- 
zog von  Neuburg  ihm  am  kaiserlichen  Hofe  die  an  sich  nicht  ein- 

Actea  de«  30jälir.  Krieges  I.  27 
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mal  nöthige  kaiserliche  Bestätigung  dieser  testamentarischen  Ver- 
ordnung erschwert,  so  dürfte,  wenn  der  Churfürst  vor  erfolgter 
kaiserlicher  Bestätigung  stürbe,  der  Herzog  von  Neuburg  sich 
„einzudringen  understehen“  und  bei  etlichen,  besonders  „geist- 
lichen, denen  man  sich  i.  1.  teils  etwan  zu  viel  aceomodirte,  wol 
beifal  linden.“  Den  Beweis,  dass  der  Churfürst  in  dieser  Sache 
im  Rechte  ist,  liefert  eine  vom  Gesandten  zu  übergebende  Schrift 
Die  vier  Cantone  mögen  nun,  wenn  der  Churfürst  sterben,  und  es 
zu  Streitigkeiten  kommen  sollte,  nicht  nur  den  Herzog  von 
Neuburg,  sondern  auch  Würtemberg  und  Lothringen,  falls  diese 
dem  Herzog  beistimmen,  von  ihrem  Vorhaben  abmahneu.  Da 
aber  der  Cburftirst  auch  Gcwaltthätigkeiteu  besorgt,  da  ferner  die 
Papisten  fast  ohne  Widerstand  immer  weiter  um  sich  greifen  und 
aller  Evangelischen  Ausrottung  in  öffentlichen  Schriften  gleichsam 
anktindigen,  und  somit  der  Churfürst  sowol  für  deu  vorher  bezeich- 
iieten  Fall  als  auch  für  seine  Lebzeiten  sich  zu  seiner  und  der 
Seinigen  Schutz  gegen  feindliche  Angriffe  gefasst  halten  muss,  so 
bittet  der  Churfürst  die  vier  Cantone:  sie  mögen  sich  — etwa 
nach  dem  vom  Gesandten  ihnen  zu  übergebenden  Concept  einer 
Verschreibung  — verpflichten,  dass  sie  im  Falle  solcher  Angriffe 
auf  sein  oder  seines  verordneten  Administrators  Begehren  inner 
halb  14  Tagen  nach  gesehener  Aufforderung  eine  bestimmte  An- 
zahl Truppen  zu  Fuss  senden  und  drei  Monate  lang  unterhalten 
wollen,  dem  Cliurfürsten  oder  Administrator  es  überlassend,  oh  sie 
nach  jenen  drei  Monaten  das  Volk  auf  eigene  Kosten  noch  ferner 
im  Dienste  halten  wollen.  Nach  beseitigter  Gefahr  wäre  dann  der 
Churfürst  oder  Administrator  verpflichtet , sich  mit  den  vier  Caa* 
tonen  bezüglich  der  für  diese  Hülfe  aufgewandten  Kosten  zu  ihrer 
Zufriedenheit  zu  vergleichen.  Diese  Verpflichtung  wäre  auf  Ver- 
langen etwa  nach  beiliegendem  Entwurf  schriftlich  auszusteller.. 
Die  Cantone  werden  dem  Cliurfürsten  ihre  Hülfe  um  so  weniger 
versagen,  da  sein  Haus  der  wahren  Religion  Schutz  gewährt 
und  ihre  Ausbreitung  befördert.1  — Datum  Heidelberg  . . dea 
27.  Aprilis  a.  1604. 

München  Staatsarchiv  pf.  97/1  f.  7.  Orig. 

i Schon  im  April  1599  hatte  der  Churfürst  den  vier  evangelischen 
Cnntonen  „etwas  verslenmus  oder  Vergleichung  in  diesen  gefarlichea 
laeufren-4  vorgeschlagen.  Dieselben  beschlossen  darauf  am  26.  April:  be- 
denklicher Ursachen  und  der  Menge  der  Geschäfte  wegen  sei  die  Ant- 
wort zu  vertagen  (Abschied  der  Tagsatzung  zu  Aarau  April  26.  Bern 
Staatsarchiv.  Teutschland-Buch  N.) 

M a i 324.  Christ  an  Fürst  von  Anhalt-Bernburg  an 

26  den  Fürsten  Johann  Georg  von  An  halt - 

Dessau,  (z.  Th.) 

Der  Fürst  übersendet  seinem  Bruder  das  an  sie  beide  gerichtete 
Schreiben  des  Cliurfürsten  von  der  Pfalz  vom  7.  April  (n.  322  Anm.  !)• 
Dasselbe  ist  zugleich  an  Fürst  Christian  gerichtet,  damit  er,  der  der 
Berathung  über  den  darin  besprochenen  Plan  beigewobnt  hat, 
seinem  Bruder  um  so  besser  Aufklärungen  ertheilen  möge.  Nun 
hält  der  Fürst  den  Generalrath  in  der  That  für  eins  der  besten 
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Mittel,  um  „die  libertas  imperii  und  andere  gemeine  Sachen  zu  er- 
hallen, da  sonsten  absquc  consilio,  wie  leider  geschieht,  alles  not- 
wendig über  ein  hauffen  gehen  muß.  Und  damit  wir  nur  ein 
wenig  von  exemplis  andeuten  mögen,  wissen  e.  1.  sich  freuntlich 
zu  erinnern,  das  man  zwar  uf  den  reichstaegen  von  den  gravamini- 
bus  viel  vorgegeben,  subalt  man  aber  des  reichstags,  sowol  der 
mühe  und  unkostens  uberdrußig  worden,  ist  man  froh  gewesen, 
das  ein  reichsabschied  erfolget.  Darauf  man  dan  re  infecta  von  ein- 
ander gezogen,  der  relatiouum  wenig  sich  angenommen,  viel  weniger 
an  die  gravamina  weiter  gedacht,  zum  allerwenigsten  aber  umb 
fernerer  erbaltung  des  gemeinen  wolstants  und  wesens  sich  bemühet, 
abo  das  man  bißhero  nur  allein  moviret,  aber  nichts  nicht  pro- 
moviret  hat.  Den  ob  wol  nachgchents  etzliche  conventicula  gehal- 
ten, sind  doch  dieselben  auch  one  frucht  darumb  abgangen,  die- 
weil kein  gewiß  bestendig  consilium  darzu  bestimpt  gewesen,  mau 
lie  zeit  auch  darzu  nit  genugsamb  haben  können,  und  das  biß- 
weilen solche  leute  dahin  geschickt  worden,  so  denselben  Sachen 
weder  gewachsen  gewesen,  noch  zuvor  bei  dergleichen  tractationi- 
bus  herkomrnen,  inmaßen  den  die  eventus  der  Friedbergischen  und 
Franckfurtischcn  bandlungen  genugsamb  ausweisen.  Dargegen  be- 
finden wir  durch  die  erfarung,  das  bißanhero  die  hern  Staden  in 
Xiederland  durch  kein  besser  mittel  sich  wieder  uf  die  beine  ge- 
bracht und  ferner  erhalten  als  durch  ein  solch  obgedcut  gefast 
und  stetig  consilium,  wie  auch  die  kirchen  in  Franckreich  in 
gleichem  sich  durch  diesen  weg  wieder  die  machinationes  der 
papisten  und  irer  wiederwertigen  bißanhero  conserviret.  So  stabi- 
lst auch  sein  potentiam  der  könig  in  Hispanien  durch  diesen  weg 
uni  vornemlieh  durch  die  collegia  und  consilia  der  Jesuiten  und 
derjenigen,  die  dazu  gehörig,  in  allen  königreichen  als  auch  in 
Deutschland  Selbsten.  W iehes  alles  der  continuationi  et  diligen- 
tiae  consiliorum  zuzuschreiben.  Derhalben  , so  liahen  wir  unsers 
teils  nicht  ursach,  von  einem  so  notwendigen  werck  abzuraten.“ 

Fürst  Christian  hillt  es  für  gut,  dass  dem  Churfürsten  die  Zu- 
ziehung Churbrandenburgs  zu  der  Gründung  des  Vereins  gcrathen 
werde,  „in  anseliung,  das  anitzo  der  von  Wallenfels  ein  solches 
(wie  bei  des  von  Löbens  direction  zu  befaren  gewesen)  nicht  wider- 
raten noch  ufzichen,  sondern  nach  aller  muglichkeit  befördern 
wurt.“  — Datum  Amberg  den  16.  Maii  a.  1604. 

Bcrnbnrg  VI.  U.  71.  f.  7.  Cpt. 

325.  Verhandlungendes  ch  urpfälzischen  Gesandten  Mai 
(Fürst  Christian  von  Anhalt)  mit  den  Abgeordneten  31 
des  Markgrafen  von  Cu  Imbach  (dem  Kanzler  und  dem 
Amtmann  A 1 b r e c h t von  Ilaberland)  und  Anspach 
(Graf  Johann  Casimir  von  Lynar,  Hofmeister  Johann 

David  von  Bolz  hei  m.) 

Anhalt  trägt  vor:  1.  Die  Nachrichten  Churbrandenburgs, 

wie  Neuburg  in  den  Jahren  1597  und  1598  dem  Churfürsten  von 
der  Pfalz  sein  Directorium  am  Rcicstage  in  geistlichen  und  welt- 
lichen Dingen  zu  entziehen  suchte,  haben  diesen  vornehmlich  zur 
Abfassung  seines  Testaments  bewogen.  Durch  dasselbe  soll  der 
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Zustand  der  pfälzischen  Lande  und  der  Chur  in  geistlichen  und 
weltlichen  Dingen  unverändert  erhalten  werden.  (Ausführung  des 
Streites  mit  Neuburg  und  der  Verhandlungen  mit  dem  Kaiser  be- 
züglich der  Tutel.  Eine  Deduction  über  diese  Sache  ist  vorher 
übergeben.)  Der  Churfürst  bittet  nun  die  Markgrafen:  sie  mögen 
sich  über  seine  Berechtigung  in  der  ganzen  Sache  überzeugen, 
den  Kaiser,  dessen  Küthe  und  Andre,  die  aus  Hass  gegen  die  Re- 
ligion voreingenommen  sind,  über  des  Churfürsten  Hecht  belehren 
und  diesem  ihren  Rath  geben,  an  welches  Forum  er  sich,  wenn 
er  von  Neuburg  „uberrechtlich  betrangt  werde/4  am  sichersten 
wende.  2.  Die  zur  Erhaltung  des  gemeinen  Wesens  nöthige  Ver- 
bindung der  deutschen  Fürsten  scheint  nicht  sobald  verwirklicht 
werden  zu  können.  Deshalb  schlägt  der  Churfürst  den  Markgrafen 
zunächst  eine  Vereinigung  für  sie  drdi  und  ihie  Erben  vor:  wer 
gewaltsam  bedrängt  wird,  dem  stellt  der  andre  und  unterhält  drei 
Monate  lang  auf  eigne  Kosten  200  Mann  zu  Fuss  und  30  Mann 
zu  Pferd.  Braucht  der  Bedrängte  die  Hülfe  über  die  drei  Monate, 
so  zahlt  er  alsdann  die  Kosten  selbst.  Doch  ist  zugleich  ein  Geld- 
fonds zu  bilden,  aus  dem  die  Kosten  für  die  fernere  Unterhaltung 
der  Hülfe  als  Anleihe  auf  bestimmte  Jahre  ohne  Zinsen  entnom- 
men werden  dürfen. — Die  Anspacher  erwidern  auf  diese  Wer- 
bung: sie  seien  nur  ad  nudiendum  abgefertigt.  Nachdem  die 
Culmbachcr  sic  vergeblich  zu  weitergehenden  Erklärungen  zu 
bringen  gesucht,  lassen  auch  diese  es  dabei  bewenden.  Anhalt 
übergibt  eine  Acte  der  vorgesehlagcnen  Einigung  und  erklärt,  die 
proponirte  Hülfe  sei  von  den  Markgrafen  zusammen,  nicht  von 
jedem  einzeln  zu  leisten.  — Dienstags  den  21.  Maii  a.  1604. 

Berlin.  Unionsacla  XX  Protoc.  Cop. 

Juni  326.  Johann  Georg  Fürst  von  Anhalt-Dessau  an  Fürst 
17  Christian  von  Anhalt-Bernburg. 

Johann  Georg  übersendet  seinem  Bruder  zur  Mitunterzeich- 
nung ein  Schreiben,  in  welchem  beide  Fürsten  dem  Churfürsteu 
von  der  Pfalz  erklären,  dass  sie  bereit  seien,  auf  Erfordern  Ge- 
sandte nach  Heidelberg  zu  schicken,  um  über  die  in  des  Chur 
fürsten  Schreiben  vom  7.  April  gemachten  Vorschläge  zu  be- 
schliessen. 1 — Datum  Dessaw  den  7.  Juuii  1604. 

Bernbarg  VI  R 7t  f.  12.  Orig. 

i Ebenso  bereitwillig  erklärte  sich  der  Lgr.  Moritz  und  der  H.  Jo- 
hann von  Zweibrücken,  der  aber  im  August  16<>4  starb  Am  14.  Dec.  1601 
erklärte  Churpfalz,  sobald  noch  die  Resolutionen  von  Anspach  und  Calm- 
bach angelangt  seien,  werde  er  auf  die  Ausführung  des  Planes  bedacht 
sein.  (Churpfalz  an  Gr.  Johann  d.  ä.  von  Nassau.  1G04  Dec.  14.  M. 
pf.  117/4  f.  132.) 

Juni  327.  Johann  Sigismund  Markgraf  von  Brandenburg, 
*8  Instruction  für  Ott’  Heinrich  Freiherrn  von  Reidt  an 

Churpfalz. 

Der  Markgraf  bezweckt  durch  die  Gesandtschaft  Fortsetzung 
der  vertraulichen  Correspondenz , in  die  er  bezüglich  seiner 
Jülicher  Ansprüche,  mit  dem  Churfürsten  von  der  Pfalz  „geraten” 
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ist  Findet  der  Gesandte  nach  einem  allgemein  gehaltenen  An- 
bringen, dass  der  Churfürst  trotz  seiner  Verwandtschaft  mit  Neu- 
burg und  Zweibrücken  die  Jülicher  Sachen  zu  Gunsten  Branden- 
burgs gern  in  andern  Stand  gebracht  sähe,  so  bezieht  er  sich 
zunächst  auf  des  Markgrafen  Schreiben  an  den  Churfürsten 
vom  23.  Januar  und  dessen  Antwort  vom  26.  Februar.  Sodann 
erklärt  er:  ‘Die  vom  Churfürsten  von  Brandenburg  und  Mark- 
grafen von  Anspach  betriebene  Vereinigung  der  Jülicher  Interessen- 
ten habe  ihren  Zweck,  nämlich  eine  Entscheidung  des  kaiserlichen 
Hofs,  nicht  erreicht.  Seit  des  Markgrafen  von  Burgau  Heirath 
frage  es  sich,  ob  auch  dieser  in  die  Vereinigung  aufzunehmen  sei. 
Gründe  gegen  die  Aufnahme  aus  des  Markgrafen  Stellung  zum 
kaiserlichen  Hofe.  Auch  die  Fortsetzung  der  Einigung  mit  Zwei- 
brücken und  Neuburg  sei  sehr  schwierig.  Letzterer  habe  sich  stets 
dem  Willen  der  Jülicher  Käthe  gefügt,  suche  die  Gunst  des  kaiser- 
lichen Hofs  zum  grossen  Nachtheil  der  evangelischen  Stände,  be- 
sonders des  Markgrafen  und  seiner  Schwiegermutter;  er  habe  den 
Jülicher  Landen  nie  wirkliche  Hülfe  geleistet,  in  Sachen  der  gra- 
vamina  sich  von  den  evangelischen  Ständen  abgesondert  und  sich 
gegen  den  Churfürsten  von  der  Pfalz  durch  den  beim  Kaiser 
erhobenen  Widerspruch  gegen  sein  Testament  vergangen.  Zu  die- 
sen Schwierigkeiten  gesellen  sich  dann  noch  die  vom  Churfürsten 
angedeuteten  Bestrebungen  der  Jülicher  Käthe.  Wollen  nun  die 
Interessenten  ihre  Ansprüche  auf  dem  langwierigen  Wege  Rechtens 
zum  Austrag  bringen,  so  dürfte  inzwischen  des  Herzogs  von  Jülich 
Tod  und  eine  zum  Vortheil  anderer  ausschlagende  Sequestration 
erfolgen  und  dann  die  rechtliche  Entscheidung  verschleppt  werden. 
Freundliche  Vergleichung  hingegen,  zu  der  sich  der  Markgraf  sonst 
gerne,  besonders  unter  des  Churfürsten  Vermittlung  herbeiliesse, 
sei  kaum  zu  erhoffen.  Der  Churfürst  schlage  einen  andern  Weg 
vor,  dass  nämlich  der  Markgraf  die  Administration  und  Succession 
durch  thätliches  Vorgehen  sichere  („behaupte“).  Dazu  nun  werde 
des  Markgrafen  Vater,  sowie  der  König  von  Dänemark  ihren  Bei- 
stand nicht  versagen,  wol  aber  vermuthlich  der  Churfürst  von 
Sachsen.  Seine  Entschliessung  über  diesen  Plan  wolle  jedoch 
der  Markgraf  erst  nach  vorheriger  Berathung  mit  seinem  Vater 
und  Dänemark  dem  Churfürsten  mittheilen,  zunächst  bitte  er  um 
des  Churfürsten  Gutachten,  wie  derselbe  auszuführen  sei.3  — Zeigt 
sich  hierauf  Churpfalz  den  brandenburger  Ansprüchen  wolgesinnt, 
dringt  er  nicht  auf  die  Zusammensetzung  und  schlägt  eine  Vereini- 
gung mit  den  Staaten  vor,  so  erwidert  der  Gesandte:  der  Mark- 
graf sei  zu  derselben  geneigt  nach  Massgabe  dessen,  was  von 
der  Herzogin  von  Preussen  „unter  dato  Konigspergk  den  1.  Aprilis 
hoc  anno  vorgeschlagcn.“  Stimme  der  Churfürst  dem  Vorschläge 
hei,  so  könne  er  auf  vorhergehende  Communication  mit  Chur- 
brandenburg und  Dänemark  in’s  Werk  gesetzt  werden.  Dringt 
Churpfalz  auf  Fortsetzung  der  Zusammensetzung  aus  Rücksicht  auf 
Zweibrücken,  so  wendet  der  Gesandte  die  Gegengründe  behutsam 
ein.  Erbietet  Churpfalz  sich  ernstlich  zu  gütlicher  Unterhandlung, 
so  ist  das  nach  Einwendung  der  Schwierigkeiten  ad  referendum 
zu  nehmen. 12  — Geben  Cöln  an  der  Sprew  den  8.  Junii  a.  1604. 

Berlin  XXXV.  C.  29.  Orig. 


Juni 

18 


422 


1604 


ggijr  i Dieser  Anknüpfung  des  Markgrafen  Johann  Sigismund  mit  Chur* 
pfalz  gingen  Verhandlungen  voraus,  über  die  ich  Folgendes  gefunden 
habe.  In  den  Monaten  August  — November  1602  schreibt  Johann  Sigis- 
mund verschiedene  Briefe  an  seinen  Vater  und  dessen  Canzler  Löben, 
in  denen  er  ausführt:  1.  Die  'Zusammensetzung*  mit  Neuburg  und  Zwei- 
brücken (vgl.  Ritter  1 S.  66,  69.)  sei  als  abgethan  anzusehen.  2.  Das 
Haus  Brandenburg  solle  sich  in  den  ausschliesslichen  Besitz  der  Jülicher 
Lande  setzen  (ob  vor,  oder  nach  des  H.  Jülich  Tod,  geht  aus  deo 
Briefen  nicht  klar  hervor)  und  dann  die  Pfalzgrafen  „auf  ir  gebuer  ver- 
mag der  pacten  vorweisen,“  auch  über  weitere  Ansprüche  ihnen  Rede 
stehen.  3.  Diese  Besitzergreifung  müsse  rasch  und  vorsichtig  in'sWerk 
gesetzt  werden,  damit  nicht  vorher  die  Anschläge  des  Kaisers  und  der 
Pfalzgrafen  ihr  Ziel  erreichen.  Wenn  man  sich  dabei  der  Hülfe  der 
Staaten  bediene,  so  sei  das  kein  Bündniss  sondern  „ein  reutterdienst 
dessen  sich  ein  jeder  im  reich  zu  vertedigung  de6  seinen,  bevorab  da  er 
hulflob  ab  imperatore  gelaben,  billich  zu  gebrauchen.“  — Churbrandea 
bürg  bemerkt  gegen  diese  Vorschläge  am  21.  Oct. : er  sei  zu  extremen 
Massregeln  durchaus  nicht  gefasst.  (Johann  Sigismund  an  Churbrandeu- 
bürg.  1602  Aug.  11  und  Oct.  4.  Churbrandenburg  an  Joh.  Sigismund 
Oct.  21.  B.  XXXV  a 5.  Johann  Sigismund  an  Churbrandenburg  Not. 
Derselbe  an  den  Canzler  Löben.  Nov.  15.  B.  XXXV  c.  30.)  — Seit  dem 
folgenden  Jahre  1603  arbeitet  Joh.  Sigismund  gemeinschaftlich  mit  dem 
Frh.  Ott’  Heinrich  von  Reidt  (im  Nov.  1602  finde  ich  denselben  als 
Obersten  des  Mgr.  von  Anspach,  im  Oct.  1603  als  churbrandenburgischen 
geheimen  Rath  und  bestallten  Obersten  bezeichnet)  an  der  Ausführung 
eines  neuen  Planes.  Am  2.  Juni  1603  nämlich  schreibt  Joh.  Sigismund 
an  Reidt:  er  möge  zu  ihm  nach  Anspach  kommen  und  berichten,  „was 
ir  in  unsern  Sachen  guets  verrichtet.“  Da  der  Gesandte  der  Staaten  bei 
ihm  (dem  Markgrafen)  gewesen  sei,  so  habe  er  mit  ihm  „unserer  abret 
gemeb  geret  und  allen  gueten  willen,  soviel  dieser  orter  geschehen 
können,  bewiesen.“  (B.  XXXV  c.  29.)  Am  26.  Juli  schreibt  der  Chf. 
Pfalz  an  Joh.  Sigismund:  was  Reidt  in  des  Markgrafen  Namen  bei  ihm 
(dem  Churfürsten)  angebracht  habe , sei  wol  zu  beachten.  Erfahre  der 
Markgraf  über  diese  Sache  weitere  Einzelheiten,  so  möge  er  sie  dem 
Churfürsteu  mittheilen,  der  gute  Correspotfdenz  mit  ihm  zu  halten  wünsche 
(B.  XXXV  a 3.)  Am  21.  Oct.  schreibt  der  churbrandenburgische  Rath 
Reichard  Beier  an  Reidt:  „ich  hoffe,  der  Vorschlag  mit  Pfalz  solle  vort- 
gehen,  dan  m.  g.  h.  (Job.  Sigismund?)  und  die  furstin  (Marie  Leonore?) 
sein  damit  wol  zufrieden,  mangelt  daran,  ob  man  es  weiter  sol  hir  ge- 
langen laben.“  (B.  XXXV.  c.  29.)  In  den  ersten  Monaten  des  Jahres  1601 
überreichte  Reidt  dem  Chf.  Brandenburg  ein  Gutachten  bezüglich  der 
Jülicher  Sache  und  erhielt  als  Antwort  darauf  ein  Bedenken  der  chur- 
brandenburgischen geheimen  Räthe.  Dies  überbrachte  er  der  H.  Marie 
Leonore  von  Preussen , welche  ihm  dann  wieder  am  11.  April  folgende? 
Gutachten  zur  Mittheilung  an  den  Chf.  Brandenburg  übergab : sie  lasse 
sich  die  von  Reidt  vorgeschlagenen,  von  des  Churfürsten  Räthe  gebillig- 
ten Mittel  „nicht  übel  gefallen.“  Es  solle  also  t.  aufs  baldigste  ein 
Vertrag  mit  den  Generalstaaten  geschlossen  werden,  dass,  „auf  den  fal 
durch  Burgund  oder  andere  . . vor  oder  nach  absterben  unsers  herren 
bruders  . . die  (Jülicher)  landen  angesprengt  werden  selten,  sie,  die 
Staten,  ire  macht  dagegen  anwenden,  die  landen  . . uns  oder  den  unsern 
als  der  altist  geborner  furstinnen  des  hausis  Jülich  einhanden.  Wan 
wir  dan  der  landen  also  mechtig,  werden  wir  one  weniger  nachdencken 
mit  Zuziehung  der  lantschaften  eine  billiche  Vergleichung  leichtsamb 
treffen,  und  unser  als  der  eltister  pnerogatif  und  heiratspacten,  hingegen 
aber  unser  Schwestern  111.  verzieht  in  geburlicbe  acht  genommen,  und 
worzu  ein  jeder  befugt,  der  landen  herkommen  und  brauch  nach  one 
affecten  und  geferliche  parteiligkeit  unschwer  zu  vergleichen  sein.“ 
(Dieser  Vorschlag,  so  bemerkt  die  Herzogin  noch,  stimme  mit  dem, 
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hiebevor  marggraf  Georg  Friedrich  wolseligen  andenkens  schriftlich  vor- 
geschlagen.“) 2.  Es  seien,  wie  das  churbrandenbnrgische  Bedenken  auch 
Vorschläge,  „des  churfursten  l'faltz  und  lantgraf  Moritz  zu  Hessen  11. 
hiernit  zu  ersuchen  und  ratsamb  bedenken  zu  begereu.“  (Churbranden- 
burgs Instruction  an  die  H.  Marie  Leonorc  160*5  Nov.  17.  B.  XXXIV 
155  a Gutachten  der  II.  Marie  Leonorc.  1604  April  11.  B.  XXXV 
c.  30)  Einige  Tage  vor  Abfassung  dieses  Gutachtens  (am  23.  Marz) 
schreibt  Reicbard  Beier  aus  Cöln  an  der  Spree  an  Reidt:  „sonsten  sein 
chf.  g.  icsolvirt,  m.  g.  b.  (loh.  Sigismund)  möge  zum  konig  (von  Däne- 
mark). zum  pfaltzgraffen , ließen  zihen , wohin  es  geraten  und  vor  guet 
ungesehen.  Cecidit  Babilonl  Wir  haben  guet  machen!  Wir  sein  liebe 
kimler ! (B.  XXXV  c.  29 ) — Mgr.  Job.  Sigismund  unterstützte  die 

Vorschläge  Reidts  und  der  Herzogin.  Er  erklärte:  wenn  der  Cliurfürst 
eine  Zustimmung  dazu  gebe,  so  wolle  er  mit  „eburfurst  Friedericli  pfaltz- 
graffen  uf  ein  gewisse  vertrauliche  eventualverfassung  bedacht  sein.“ 
(Churbrandenburgs  Instruction  an  die  H.  Marie  Leonore.  1*50*5  Nov.  17. 
B.  XXXIV  155  a.)  Zugleich  hatte  er  die.  wie  oben  bemerkt  ist,  im 
Juni  oder  Juli  1603  mit  Churpfalz  begonnene  Correspondonz  fortgesetzt. 
Am  23.  Januar  1604  richtete  er  an  den  Churfürsten  ein  Schreiben,  dem 
er  die  Acten  des  kürzlich  zu  Essen  gehaltenen  clevisch-märkischen  Land- 
tags beilegte.  In  seiner  Antwort  darauf  (26.  Febr.)  führte  der  Churfürst 
aus,  dass  die  Jülicher  Rälhe  beharrlich  die  Absicht  verfolgen,  in  den 
Jülicher  Landen  die  Administration  den  Interessenten  nicht  zukommen 
zu  lassen  und  Regierung  und  Succession  nach  ihrem  Willen  zu  lenken, 
dass  ferner  ein  gütlicher  Vergleich  unter  den  Interessenten  hinsichtlich 
der  Administration  und  Succession  zur  Zeit  nicht  zu  hoffen  sei,  und  dass 
eine  kaiserliche  Entscheidung  über  die  Berechtigung  der  Interessenten 
die  Jülicher  Lande  nicht  den  Interessenten,  sondern  Andern,  zum  Vor- 
teil der  Papisten  und  zur  Unterdrückung  der  Evangelischen,  zuwenden 
werde.  Deshalb  möge  schleunigst  „uf  würckliche  bchauptting  dieser  lan- 
den administration  und  succession  eine  dapferc  resolution  gefasst  werden.“ 
Der  Markgraf  solle  die  Hülfe  seines  Vaters.  Dänemarks  und  Chursach- 
sens für  diesen  Plan  gewinnen.  Alsdann  werden  auch  andre  evangelische 
Stande  sich  gutwillig  erzeigen  und  werde  Hoffnung  vorhanden  sein,  dass 
die  Jülicher  Sache,  sowie  andre  gravamina  zur  Befriedigung  der  Evan- 
gelischen entschieden  werden  möchten.  (B.  XXXV  a.  3.)  An  dies  Schrei- 
ben knüpft  die  oben  stehende  Instruction  Job.  Sigismunds  an.  Dieselbe 
„ist  in  marggraf  Il(ans)  S(igismunds)  f.  g.  namen  gewesen,  aber  doch  mit 
i.  chf.  g.  (Churbrandenburgs)  neben-  und  ratificationschreiben.“  (Me- 
morial des  Herrn  von  Reidt.  0.  D.  B.  XXXV  c.  30.)  — Hinsichtlich  der 
am  churbrandenburgischen  Hole  sich  zeigenden  Sinnesänderung  zu  Gun- 
sten der  Staaten  führe  ich  schliesslich  noch  an,  dass  Brederode  am 
22.  Juni  1604  an  die  Staaten  berichtet:  Die  Neigung  Brandenburgs  mit 
den  Staaten  in  einen  Bund  zu  treten,  zeige  sich  täglich  mehr.  Es  seien 
unlängst  einige  vornehme  Räthe  des  Churtürsten,  die  verdächtig  waren, 
entlassen,  und  an  ihre  Stelle  seien  getreten:  Frh.  von  Reidt,  Herr  von 
Wallenfels  (der  frühere  Anspacher  Rath  , Christoph  v.  Wallenfels)  und 
einer,  genannt  Tiska  (?)  (Haag  Reichsarchiv.  Brederode  agent  f in 
Duitschland  1603—15  n.  27.) 

'l  Diese  Instruction  enthält  nicht  den  ganzen  Auftrag  Reidts.  Denn 
in  einem  undatirten  Memorial  (B  XXXV  c.  30)  bemerkt  derselbe,  er  sei 
auch  nach  Heidelberg  gesandt,  um  „den  vorwurf  der  heurat  zu  thun.“ 

328.  Christian  Markgraf  von  Culmbach  an  Anspach. 

Christian  tibersendet  seine  Resolution  auf  des  churpfälzischen 
Raths  Löfenius  Anbringen.  Er  hat  „das  dispositionswerk  . . ad 
vitanda  prseiudicia  per  apertum  nicht  approbirt,“  aber  für  gut  ge- 
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halten,  „sintemal  auch  etliche  andere  fürstliche  heuser  sich  alherait 
mit  Pfaltz  confoedcrirt, 1 uns  ebenmeßig  mit  derselben  zu  verbin- 
den,  als  wir  dan  auch  hoffen,  c.  1 dergleichen  williglich  thun 
werden.“  2 Will  Anspach  Geld-  statt  Volkhtilfc,  so  ist  Christian  da- 
mit gleichfalls  einverstanden.  — Datum  Carlsbat  den  11.  Julii 
a.  1604. 

Berlin.  Unionsacta  XX.  Orig. 

1 In  der  beiliegenden  Resolution  des  Markgrafen  (19.  Juni)  werden 
gennat:  Churbrandenburg,  Hessen,  Anhalt. 

2 In  der  Resolution  erklärt  Christian : er  sei  zu  dem  Bündnisse  be- 
reit; doch  wolle  er  sich  vorher  mit  Anspach  über  den  Eintritt  in  das- 
selbe vergleichen. 

Aug.  329.  Friedrich  IY.,  Resolution  auf  des  Freiherrn  von 
14  Reidt  Werbung. 

Der  Churfürst  erachtet,  dass  in  Bezug  auf  die  Jülicher  Sache, 
da  die  Interessenten  insgesammt  bis  dahin  nicht  zu  vereinigen 
■waren,  zunächst  zwischen  ihm  und  dem  Haus  Brandenburg  „eine 
verain  und  correspondentz  zu  treffen  sei.“  Beide  hätten  dann 
durch  eine  Gesandtschaft  die  Hülfe  der  Staaten,  um  „zu  den  Jül- 
chischen  landen  zu  kommen,“  nachzusuchen.  Ihre  Gesandten 
hätten  von  den  Staaten  zu  vernehmen,  ob,  und  wie  „daß  werck  an- 
zugreiffen;  und  wan?  ob  biß  zu  der  Spannischen  einfal  oder  aber 
uf  absterben  des  hertzogeu  von  Jülch  zu  warten,  oder  ob  vorzu- 
kommen.“ Als  Gegenleistung  bietet  man  den  Staaten  eine  Geld- 
hülfe auf  etliche  Jahre  an , zu  der  Churpfalz  nach  Verhältnis 
seines  Jülicher  Interesses  beizutragen  bereit  ist.  Kommt  die  ver- 
glichne  Hülfe  der  Staaten  zur  Ausführung,  so  wäre  ihnen  die 
Direction  zu  überlassen.  Da  sie  aber  die  Execution  nicht  auf 
eigne  Kosten  vollführen  werden,  so  hat  man  sich  über  die  dafür 
zu  erlegenden  Summen  zu  vergleichen  und  dieselben  bereit  zu  halten. 
Der  Markgraf  wird  von  Dänemark  die  Zusage  seiner  Hülfe  zu  erlan- 
gen suchen.  Hat  man  etwas  Bestimmtes  vereinbart,  und  lassen  die 
Staaten  die  Jülicher  Lande  etwas  davon  merken,  so  wird  man 
vieler  Jülicher  Stände  Beistand  erlangen.  Zur  Befestigung  der 
vorgeschlagenen  Vereinigung  sollte  hinsichtlich  der  churpfälzischen 
Lehen  zwischen  Churpfalz  und  dem  Ilaus  Brandenburg  vorher 
„etwas  gewißes  verabschiedet  sein.“  Auch  wird  sich  der  Markgraf, 
wenn  es  zur  Occupation  kommt,  mit  den  übrigen  Interessenten 
gebührlich  vergleichen.  — So  geschehen  Heidelberg  . . den  4.  Aug. 
anno  1604. 

Memorial  Friedrichs  IV.  für  den  Freiherrn  von 
Reidt.  (August  15.)  Reidt  möge  sich  in  Brandenburg  bemühen, 
dass  die  mit  ihm  verhandelte  Vereinigung  zwischen  Pfalz  und 
Brandenburg  nicht  nur  auf  die  Jülicher  Sache,  sondern  „auch  ufs 
gemein  wesen  gerichtet  werden  möchte.“  Denn  weil  so  wenige 
die  gemeinen  Interessen  beachten,  werden  die  Anschläge  des 
Papstes  und  Spaniens  immer  mehr  durch  Gewalt  oder  durch  Hof- 
processe  ausgeführt.  Auf  den  Versammlungen  der  Reichsstände 
sind  die  Papisten  geeinigt,  die  Evangelischen  zertrennt.  Geht  das 
so  fort,  so  muss  die  Unterdrückung  aller  evangelischen  Stände,  die 
Herrschaft  des  Papstes  und  Spaniens  daraus  erfolgen,  und  wird 
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alsdann  die  Torgeschlagne  ,,particularzusammcnsetzung“  vergeblich 
sein.  Brandenburg  möge  neben  Churpfalz  die  evangelischen  Stände 
über  die  papistischen  Anschläge  und  die  Nothwendigkeit,  auf  den 
Versammlungen  der  Reichsstände  zusammenzubaltcn,  unterrichten. 
- Datum  Heidelberg  . . den  5.  Augusti  a.  1604. 

Berlin.  XXXV  a 3.  Orig. 


3H0,  Zürich  und  Bern  an  Hippolyt  von  Colli. 

Auf  Collis  Werbung  bezüglich  der  „religionscorrespondenz“ 
konnten  die  Städte  sich  verschiedener  Ungelegeuheiten  wegen,  und 
weil  Basel  und  Schaffhausen  „disere  handlung  bißhero  in  bedenckcn 
gezogen,“  nicht  eher  erklären.  Die  letztgenannten  beiden  Städte 
haben  bei  der  in  der  vorigen  Woche  zu  Baden  gehaltenen  Tag- 
satzang  erklärt,  sie  könnten  sich  wegen  des  bewussten  Artikels  in 
ihren  eidgenössischen  Bundesbriefen  in  das  Verständnis  nicht  ein- 
tesen. 1 Zürich  und  Bern  hingegen , denen  solche  Artikel  nicht 
m Wege  stehen,  möchten  sich  mit  Churpfalz  „umb  etwas  inlaßen.“ 
Zu  dem  Zweck  ist  aber  eine  neue  Conferenz  „zwischcnt  den  Par- 
teien“ nöthig.  Wo  und  wie  dieselbe  geschehen  soll,  möge  der 
Chnrfürzt  bestimmen.  * — Datum  den  30.  Augusti  anno  1604. 

München  Staatsarchiv  pf.  97/1  f.  1.  Orig 

1 Bei  einer  im  August  1604  zu  Aarau  gehaltenen  Tagsatzung  er- 
klärte Schaffhausen  über  den  churpfälzischen  Antrag:  es  dürfe  ohne  Be- 
willigung der  Mehrheit  der  eidgenössischen  Orte  keinen  Bund  ab- 
schliessen.  Ausserdem  sei  Churpfalz  entfernt  und  „die  begerten  200 
aun  eben  ein  schlechte  hülf.“  Zürich  und  Basel,  die  sich  für  den 
Antrag  erklärten,  meinten,  die  Besoldung  der  200  Mann  müsse  der  Chf. 
Pfalz  hinterlegen  oder  vor  dem  Anzug  derselben  übersenden.  AlsGegen- 
bulfe  für  den  Fall,  dass  „die  vier  stet  der  religion  halber  not  anstiesse,“ 
batte  Churpfalz  200  Reiter  auf  eigne  Kosten  oder  monatlich  3 - 4000  fl. 
m liefern.  Man  solle  kein  allgemeines  Biindniss,  sondern  „nur  ein  reli- 
gionsverstentnus“  schlicssen.  (Abschied  der  Tagsatzung  der  vier  evan- 
gelischen Orte  zu  Aarau.  1604  August  10.  Bern  Staatsarchiv.  Tcutsch- 
land-  Buch  N.) 

* Am  23.  März  1605  schreibt  Churpfalz  an  Zürich  und  Bern,  er 
werde  sobald  als  möglich  „zu  der  angedeuteten  conferenz  einen  tag  nam- 
haft machen.“  (M.  pf.  97/1  f.  5)  Diese  Conferenz  scheint  nicht  gehalten 
m sein.  Doch  schreibt  noch  am  5.  September  1605  Bern  an  Zürich : es 
habe  die  Werbung  des  churpfälzischen  Gesandten  Hipp,  von  Colli  vernom- 
men und  sei  bereit,  die  von  Zürich  deshalb  vorgcschlagene  Tagsatzung 
rabeschicken.  (Bern,  Staatsarchiv.  Tcutsch  Missivenbuch.  R.  R.) 


Sept. 

9 


531.  Joachim  Friedrich  Churfürst  von  Brandenburg  Nov. 

anChurpfalz.  1 

Hat  das  Antwortschreiben  des  Churfürsten  ,,in  der  bewussten 
beuratsache“  empfangen.  Desgleichen  hat  Herr  von  Reidt  über 
4ie  Erklärung  des  Churfürtsen  auf  des  Markgrafen  Johann  Sigis- 
mund Vorschläge  berichtet. 1 Zur  Fortsetzung  des  Angefangenen 
hält  der  Markgraf  eine  Zusammenordnung  pfälzischer  und  branden- 
bnrgischer  Räthe  für  nöthig.  Für  eine  solche  möge  der  Churfürst 
Ort  und  Zeit  bestimmen.  Churbrandenburg  wird  dann  den  Itäthen 
»eines  Sohnes  die  seinigen  beiordnen.  2 — Datum  Coln  den  22.  Oc- 
tobris  anno  1604. 

Berlin  XXXV  a 3.  Cpt. 
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* Beiderlei  Resolutionen  des  Chf.  Pfalz  wurden  von  den  vornehmste!» 
churbrandenburgischen  Rathen  erwogen  und  vom  Chf.  Brandenburg  und 
Mgr  Johann  Sigismund  gebilligt  (Memorial  Reidt's.  0.  D.  B.  XXXV  cÖÖ.) 

’i  E*  wurden  von  Brandenburg  neben  Reidt  noch  drei  Räthe  abge- 
ordnet,  deren  Instruction  im  Namen  des  Cliurfürsten  und  des  Mgr.  Jot 
Sigismund  abgefasst  war,  und  über  deren  Verhandlungen  n.  337  zn  ver- 
gleichen ist.  Zugleich  wurde  von  diesen  beiden  Fürsten  für  Reidt  allein 
eine  ,,instruction  nach  Hollant"  verfasst.  |A.  a.  0)  Die  Rathe  des  Chur- 
fürsten stimmten  der  Aufnahme  dieser  Verhandlungen  nicht  ohne  vor- 
herige Einwendungen  hei.  (Gutachten  der  churbrandenburg.  Räthe 
160(3  Juni  3.  B.  XXXV  c.  30.) 

Nov.  332.  Johann  d.  ä.  Graf  von  Nassau  nn  Graf  WilhelE 

Ti u d w i g von  Na s t> c ... 

Bericht  über  einen  angeblichen  Plan  des  am  10.  Januar  rer 
storbenen  Mainzer  Erzbischofs  Johann  Adam  von  Bteken,  dea 
Churfürsten  von  der  Pfalz  die  Bergstrasse  zu  entreissen.  1 

Gedruckt:  Gropn  van  Pinslerer,  arebivt-s  It  2 S.  32  t 

t Vgl.  hierüber  die  Briefe  Langelsheims  an  Bongars  vom  15.  nnd 
19  Juni.  (Bongnrsi  et  Ling.  epistolse  S.  183,  184.)  Keller,  Geschichte 
Nassaus  I.  S.  f>48. 

Dec.  333.  Joachim  Ernst  Markgraf  von  Anspach,  Werbung 
20  bei  dem  Churfürsten  von  der  Pfalz. 

Der  Markgraf  hat  bei  seiner  Anwesenheit  in  Haag1  auf  in- 
ständiges Anhalten  der  Staaten  den  Auftrag  angenommen,  etliche 
evangelische  Reichsstände  um  Hülfe  für  die  Staaten  anzogehen. 
In  Anbetracht  der  Ausgaben  für  Ostende,  die  sich  auf  20  Tonnen 
Goldes  belaufen  sollen,  und  derjenigen,  die  gegenwärtig  auf  Sluis 
geben,  fallen  denselben  die  Kriegslasten  zu  schwer,  zumal  die  Spa- 
nier nach  intercipirten  Briefen  sie  mit  zwei  Armeen  und  zwei 
Flotten  (eine  von  diesen  ist  nach  der  Ems  bestimmt  und  könnte 
si< h dieses  Stromes  den  Staaten  und  dem  Reich  zum  Nachtheil 
leicht  bemächtigen)  anzugreifen  entschlossen  sind.  Desshalb  bitten 
die  Staaten  die  Reichsstände  um  Hülfe  sowie  um  eine  Gesandt- 
schaft au  den  König  von  Frankreich,  damit  auch  dieser  sie  nicht 
verlasse.  Churpfalz  möge  durch  seine  Erklärung  zu  einer  bf- 
stimmten  Ilülfcleistung  andere  Stände,  die  auf  ihn  selten,  um  so 
bereitwilliger  machen.  Die  Staaten  hoffen  um  so  eher  auf  Beistand, 
da  England  den  ihnen  sehr  beschwerlichen  Frieden  mit  Spanien 
geschlossen  hat  und  sie  zu  gleichem  drängen  will,  da  ferner  eine 
Heirath  zwischen  dem  Englischen  Kronprinzen  und  der  spanischen 
Infantin  im  Werke  seit»  soll,  durch  die  der  König  von  England 
die  Niederlande  zu  erwerben  hoffen  dürfte.  --  Der  Markgraf  wird 
eine  Schrift  übergeben,  darin  diese  Werbung  und  das  Begehr  der 
Staaten  ausgeführt  ist.  Er  hat  seine  Werbung  bereits  bei  den» 
Landgrafen  Moritz  abgelegt  und  denkt  zu  dem  Cliurfürsten  von 
Brandenburg  in  derselben  Angelegenheit  zu  reisen. 2 — Montag* 
den  10.  Decembris  a.  IGO 4. 

Beilage.  Memorial  der  Generalstaaten  für  Joa- 
chim Ernst  Markgraf  von  Anspach.  — Der  Papst,  die 
Spanier  und  die  Jesuiten  streben  dem  einen  Ziele  zu,  dass  die 
Herrschaft  über  die  ganze  Welt  in  geistlichen  Dingen  an  den 
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Papst,  in  den  weltlichen  an  den  König  von  Spanien  als  Haupt  des  Dec. 
Hauses  öestreich  komme.  Per  Papst  hat  den  König  von  Spanien  20 
deshalb  für  diese  Würde  erwählt,  weil  das  Haus  Öestreich  über- 
haupt seit  langer  Zeit  „die  letzte  monarchie  in  der  weit“  für  sich 
in  Anspruch  nimmt,  der  König  von  Spanien  im  besondern  aber 
als  der  mächtigste  Herrscher  in  Europa  zur  Ausführung  jenes 
Planes  am  geeignetsten  erschien.  Demgemäss  suchte  Spanien  sich 
zunächst  in  den  Niederlanden  die  unumschränkte  Herrschaft  zu 
verschaffen,  um  alsdann  sich  der  Flüsse  Ems,  Weser  und  Elbe  zu 
bemächtigen  als  der  besten  Basis  zum  Kriege  gegen  alle  andern 
Staaten.  Für  diese  Kriege  sind  in  Deutschland,  Frankreich  und 
England  schon  gute  Vorbereitungen  unter  religiösen  und  andern 
Vorwänden  getroffen.  Dem  Bestreben  der  Spanier  aber  haben  die 
Gencralstaaten  mit  schweren  Opfern  und  äusserster  Beharrlichkeit 
widerstanden  und  sich  vor  23  Jahren  für  unabhängig  erklärt.  Sie 
sind  in  ihrer  Souveränität  „in  offenen  tractaten“  anerkannt  und 
in  ihrem  Widerstande  unterstützt  oder  begünstigt  von  England 
und  Frankreich,  von  vielen  deutschen  Fürsten  und  andern  Mäch- 
ten, die  alle  die  gefährliche  Absicht  der  Spanier  erkannt  hatten. 

Für  die  jährlichen  Kriegskosten  nun  konnten  die  Staaten  im 
Jahr  1572  gegen  600,000  Reichsthaler , nunmehr  aber  mehr  als 

4.000. 000 Reichsthaler  aufbringen.  Da  sie  aber  80 — 90  feste  Plätze 
mit  150 — 200  Fähnlein  Knechten  zu  besetzen,  mindestens  150  Fähn- 
lein Knechte  und  40—50  Compagnien  Reiter  im  Felde  zu  halten 
and  über  100  Kriegsschiffe  zu  unterhalten  haben , so  kostet  der 
Krieg  nicht  minder  als  5,000,000  Reichsthaler  jährlich.  Ausserdem 
sind  die  Staaten  durch  die  Vertheidigung  von  Ostende,  die  über 

2.000. 000  Reichsthaler  an  ausserordentlichen  Ausgaben  erforderte, 
und  durch  Anderes  mit  grossen  Schulden  belastet,  auch  durch  den  Ver- 
trag zwischen  England  und  Spanien  in  Nachtheil  gesetzt.  Wenn  jedoch 
die  Staaten  für  das  Jahr  1605  von  den  deutschen  Ständen  gegen 
600,000  Reichsthaler  erhalten,  so  hoffen  sie  von  andern  Mächten 
solche  Zuschüsse  Vu  erlangen,  dass  sie  einen  guten  Krieg  zur 
Vernichtung  der  hohen  Absichten  des  Feindes  führen  können, 
ben  Ständen  wird  dafür  im  Falle  derNoth  von  den  Staaten  gleiche 
und  grössere  Hülfe  nach  ihrem  Vermögen  geleistet  werden. 

Wenn  die  Staaten  von  Spanien  oder  Oesterreich  unterworfen  wer- 
den, so  können  diese  aus  den  gesammten  Niederlanden  allein 
gegen  100,000  Mann  zu  Fuss  und  20,000  zu  Pferd,  ferner  gegen 
200  Schiffe  aufstellen,  um  die  Weltherrschaft  zu  erobern.  Da 
sich  also  Deutschland  gegen  die  spanischen  Pläne  nicht  sichern 
kann,  wenn  nicht  die  spanische  und  östreichische  Regierung  aus 
den  Niederlanden  entfernt  wird,  so  werden  Fürsten  und  andere 
Reichsstände  sicli  bewegen  lassen,  den  Staaten  beizustehen  und 
ferner,  „mit  einander  vereinigt,  die  vereinigte  Niderlanden,  so  vor 
alten  Zeiten  soviel  alß  glidmaßen  des  heiligen  reichs  gewest  sein, 
mit  in  verbüntnus  zu  nemen  und  hernacher  die  benachbarte  könige 
mit  darzn  zu  invitiren.“  Waren  doch  schon  die  Bataver  socii 
imperii  Romani  und  haben  doch  die  Niederlande  dem  Kaiser 
Karl  V.  die  den  Lasten  zweier  Churfürsten  gleichen  Beiträge  zu 
tan  Reichsabgaben  bewilligt.  — Praes.  Heidelberg  10.  Decembris  1604. 

München  Staatsarchiv  pf.  102/2  f 15  (Protoc.  Anwesond:  Der  Churförst, 
Grosshofmeister,  Vicekanzler  und  Plesscn.) 
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333.  1 Ueber  des  Markgrafen  Reise  nach  den  Niederlanden  vgl.  Hein- 

rich  IV.  an  Lgr.  Moritz  1604  Nov.  3.  (Rommel,  correspondance  S.  204) 

2 Dem  Anbringen  Anspachs  waren  im  Jahre  1604  verschiedene  Wer- 
bungen Brederodes  vorausgegangen.  Im  April  1604  ersuchte  dieser  den 
Chf.  Pfalz  um  seinen  Beistand  für  die  Staaten,  indem  er  erinnerte,  dass 
dieselben  trotz  sehr  vorteilhafter  Friedensanerbietungen  den  Krieg  fort- 
gesetzt hätten,  um  die  evangelische  Religion  und  die  evangelischen  Fürs- 
ten vor  dem  Untergang  zu  bewahren,  und  dass  die  Erhaltung  des  Hau- 
ses des  Churftirsten  von  der  der  Staaten  abhänge.  Der  Churfürst  er- 
widerte am  26.  April:  er  sei  vorläufig  mit  andern  Ausgaben  zu  sehr 
bc-laden,  werde  aber,  sobald  er  es  vermöge,  ihnen  seine  gute  Gesinnung 
mit  der  That  beweisen.  (M.  pf.  102/2  f.  10,  7.)  Von  Heidelberg  reiste 
der  Agent  zum  Mgr.  Anspach,  der  vorläufig  nichts  bewilligen  zu  könnea 
erklärte,  weil  er  mit  dem  Mgr.  Calmbach  noch  in  Gütergemeinschaft 
stehe,  und  die  vom  Mgr  Georg  Friedrich  hinterlassenen  haaren  Gelder 
dem  Chf.  Brandenburg  verabfolgt  seien.  (Brederode  an  die  Staaten. 
Mai  4.  Haag.  Brederode  Agent  in  Duitschland  n.  24.)  Ueber  Bredero- 
des Verhandlung  mit  Würtemberg  (Mai  1604)  vgl  Sattler  V S.  263.  Im 
Juni  kam  Brederode  nach  Cassel , wo  Lgr.  Moritz  auf  sein  Gesuch  um 
Geldhülfe  erwiderte:  die  Vorgänge  in  Paderborn,  der  Streit  zwischen 
dem  Herzog  und  der  Stadt  Braunschweig,  die  Umtriebe  des  Abtes  von 
Fulda  u.  a.  erlaube  ihm  diesmal  nicht,  eine  Hülfe  zu  bewilligen,  da  er 
solche  vielleicht  bald  selber  brauchen  könne.  In  Paderborn,  wo  der 
Bischof  das  Modell  zu  einer  Citadelle  aus  Brüssel  habe  kommen  lassen, 
die  Ritterschaft  aber  seinem  Vornehmen  entgegen  sei,  neigen  sich  die 
Sachen  schon  zum  Kriege  (Bredercde  an  die  Staaten.  Juni  22  Haag 
a.  a.  0.  n.  27.)  Im  September  und  October  handelte  Brederode  mit  Chur- 
brandenburg über  die  Geldhülfe.  Der  Chnrfilrst  bat  sich  Bedenkzeit 
von  drei  Wochen  aus  Während  dieses  Aufenthalts  in  Berlin  hatte 
Brederode  verschiedene  Audienzen  bei  dem  Mgr.  Johann  Sigismund: 
und  dieser  ,,verclaerde  sich  . . wel  soo  verre,  dat  men  genouch  vermer- 
cken  konde,  als  oock  uyt  sommige  woorden  van  s.  chf.  g,  dat  zy  seer 
geneicht  syn,  om  in  naerder  vruntschap,  jm  wel  in  eene  bestendige  bun- 
tenisse  (mit  den  Staaten)  tc  treden.“  (Brederode  an  die  Staaten.  OcL  17. 
A.  a.  0.  n.  32.)  Von  Berlin  reiste  Brederode  zum  H.  Bogislas  von  Pom- 
mern, dann  zum  F.  Anhalt- Dessau,  endlich  zum  II.  Braunschweig- 
Wolfenbüttel : alle  versprachen,  sich  auf  sein  Ilülfegesuch  in  einiget; 
Wochen  zu  erklären.  (Brederode  an  die  Staaten.  Oct.  31,  Dec.  10  A.  a 
0.  n.  35,  36.)  Weitere  Einzelnheiten  iiher  Brederodes  Verhandlungen  in 
Marburg  und  Cassel  in  dem  Schreiben  Brederodes  an  Gr.  Job.  von  Nassau 
(Sept.  2.  Groen  v.  Prinsterer,  archives  II  2 S.  314.) 

Dec.  334.  Friedrich  IV.,  Erklärung  auf  Anspachs  Werbung. 

31 

In  Anbetracht  der  Gefahr,  die  in  Folge  der  Unterdrückung 
der  Staaten  dem  gemeinen  Wesen,  besonders  den  Evangelischen 
Zuwachsen  würde,  hat  der  Churfürst  bis  dahin  das  Seinige  zur  Er- 
haltung der  Staten  gethan  und  dabei  nicht  erwartet,  dass  andre 
Churfürsten  und  Stände,  statt  seinem  Beispiel  zu  folgen,  sich  für 
ihr  Nichtsthun  auf  ihn  berufen  würden.  Gegenwärtig,  so  schwer 
es  ihm  fällt,  und  wenn  auch  andre  Stände  nichts  leisten,  will  er 
den  Staaten  50,000  fl.  in  drei  Terminen  (Frankfurter  Ostermesse, 
Pfingsten  und  Herbstmesse)  erlegen.  Diese  Entschliessung  wmi 
hoffentlich  die  andern  Stände,  die  angegangen  werden  sollen,  za 
gleichen  und  nach  Gelegenheit  zu  viel  höhern  Leistungen  bewegen. 
Doch  soll  die  eigentliche  Bewilligung  des  Churfürsten  jenen  Stän- 
den nicht  eher  mitgetheiit  werden,  bis  sie  versprochen,  nach  dieser 
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Mittbcilung  das  Ihrige  gleichfalls  zu  leisten.  Es  wird  die  Summe,' 
welche  der  Churfürst  und  die  andern  „vermög  der  aulkhcilung“  an- 
zngehenden  Stände  (nämlich  Brandenburg,  Braunschweig,  Hesseu, 

Baden,  Anhalt)  bewilligen  werden,  die  von  den  Staaten  gewünschte 
Höhe  freilich  nicht  erreichen.  Allein  der  Churfürst  räth,  dass  auch 
Würtemberg,  Coburg,  Holstein,  Mecklenburg,  Pommern,  Lüne- 
burg, Dänemark,  die  Stifte  Bremen  und  Magdeburg,  die  Städte 
Nürnberg,  Strassburg,  Ulm,  Bremen,  Lübeck,  Hamburg  und  die 
evangelischen  Schweizer  Städte  um  ein  Anlehen  ersucht  werden, 
allerdings  (besonders  die  Städte)  mit  Vorsicht  und  ohne  Erwäh- 
nung der  in  derselben  Sache  mit  dem  Churfürsten  und  Andern 
gepflogenen  Verhandlungen.  Alsdann  dürfte  ein  namhafter  Zu- 
schuss zur  Aufbringung  und  Erhaltung  etlicher  Truppen  zu  Fass 
und  zu  Pferde  erlangt  werden.  Was  der  Churfürst  mit  Schreiben 
und  Unterhandeln  zum  Besten  der  Staaten,  besonders  auch  zur 
Zurückhaltung  der  spanischen  Truppen,  die  zuin  Theil  über  den 
Rhein  zu  setzen  sich  nuterstchen  möchten,  thun  kann,  wird  er  nicht 
unterlassen.  — Datum  den  21.  Decemhris  a.  1601. 

Mönchen  Staatsarchiv  pf.  102/2  f.  2\.  CpL 

•135.  Friedrich  IV.,  Resolution  auf  die  Werbung  Dec. 

Bieder  ödes.  31 

(Die  Schrift  ist  durchweg  gleichen  Inhalts  mit  der  Resolution 
auf  Anspachs  Werbung  von  demselben  Datum.  Besonders  wird 
bemerkt),  dass  die  50,000  fl.  bewilligt  werden  „gegen  anerbottener 
Versicherung,  und  dai>  vorige  . . sowol  mit  vieigemeltcn  lierren 
Generalstaten , alß  auch  printz  Moritzen  von  i.  chf.  g.  besonders 
gepflogene  handlungen  und  daruf  erfolgte  erklaerungen  in  iren  . . 
erseften  ebenmePig  verbleiben  sollen. u 1 — So  geschehen  Heidel- 
berg 21.  Decemhris  a.  1601. 

Mönchen  Staatsarchiv  pf.  102/2  f.  22.  Opt. 

1 Uebcr  die  mit  Anspachs  Werbung  zusammengehenden  Verhand- 
lungen Brederodes  und  des  Gr.  Witgenstcin  vgl.  des  letztem  Schreiben 
an  Gr.  Wilhelm  Ludwig  von  Nassau.  1604  Nov.  a.  St.  (Groen  von  Prin- 
sterer,  archives  II  2 S.  260.  Dort  ist  irrig  1603  statt  1604  gesetzt.  Schon 
der  Erwähnung  der  bevorstehenden  Kindtaufc  in  Cassel,  die  sich  auf 
den  im  Nov.  1604  gebornen  Lgr.  Philipp  bezieht,  führt  auf  das  richtige 
Jahr.) 

336.  Friedrich  IV.  an  Anspach.  Jan. 

3 

Der  Churfürst  übersendet  dem  Markgrafen  die  Empfehlung- 
schreiben an  Braunschweig,  Hessen-Cassel  und  Darmstadt.  Letzteres 
wird  er  nach  Befinden  übergeben  oder  zurückhalten.  Ferner 
erhält  der  Markgraf  das  bewusste  Memorial,  das  jedoch  bloss  auf 
Hessen-Cassel  gerichtet  ist.1  Der  Churfürst  wird  seine  Gedanken, 

*ie  die  etwaigen  Einwendungen  Braunschweigs  zu  widerlegen 
seien,  dem  Markgrafen  mittheilen.  — Datum  Heidelberg  den 
24.  Decemb.  1604. 

Mönchen  Staatsarchiv  pf.  102/2  f.  2$.  Cpt. 

1 In  demselben  werden  die  Einwände  widerlegt,  die  der  Landgraf 
Mf  Grund  seiner  Auslagen  bei  der  Execution  gegen  Mendozas  Armee 
erheben  könnte.  (M.  pf.  102/2  f,  30.  Ueber  den  endlichen  Ersatz  jener 
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Auslagen  vgl.  Häberlin  XXII  S.  353  fg.)  Uebrigens  hatte  der  Mgr. 
Joachim  Ernst  seine  Werbung  dem  Lgr.  Moritz  schon  einmal  vorgebracht, 
bevor  er  nach  Heidelberg  kam  Der  Landgraf  erwiderte  damals:  die 
Unterstützung  der  Staaten  werde  den  wenigen  Fürsten  , die  dazu  bereit 
seien,  sehr  schwer  fallen.  Die  Staaten  sollten  den  im  vorigen  Jahre  von 
Frankreich  angeboteneu  continuirten  schütz  annehmen.  Schliesslich  gab 
er  die  Erklärung:  zu  dem,  was  Andere  leisten,  werde  er  das  Seinige 
verhältnissmässig  beitragen.  (Anspach  an  F.  Christian  von  Anhalt. 
1004  Dec.  16  B.  Unionsacta  ad  tom.  III.) 

Febr.  337.  Relation  über  die  Verhandlungen  der  branden- 
14  burgischen  und  churpfälzischen  deputirten  Räthe. 

Die  Verhandlungen  wurden  vom  28.  Januar  ab  in  Gelnhausen, 
seit  dem  4.  Februar  in  Heidelberg  geführt.  Von  Churpfalz  warea 
dazu  deputirt  Albert  Graf  von  Solms  und  Volrat  von  Plessen,  denen 
in  Heidelberg  Culmann  und  Löfenius,  dann  auch  Christian  Fürst 
von  Anhalt  beigeordnet  ward.  Churpfalz  schlug  als  Braut  des 
Sohnes  des  Markgrafen  Johann  Sigismund  seine  jüngste  Tochter 
Charlotte  vor,  wozu  die  Brandenburger  die  Bedingung  machten, 
dass,  wenn  bei  dem  in  zwei  Jahren  stattfindenden  Besuch  des 
jungen  Herrn  seine  Neigung  sich  mehr  dem  andern  Fräulein  zu- 
wendete, dieses  seine  Braut  werden  solle.  Als  Churpfalz  dies  mit 
dem  Vorbehalt  zugah,  dass  der  Besuch  im  ersten  Sommer  erfolge, 
nahmen  die  Brandenburger  denselben  ad  referendum.  Bezüglich 
der  „Union  . . wegen  der  Julischen  lande“  schien  man  zu  wün- 
schen, dass  man  mit  dem  gerade  anwesenden  Agenten  der  Staaten 
Brederode,  der  dazu  bevollmächtigt  sein  soll,  alsbald  abgeschlossen 
hätte.  Allein  die  Brandenburger  beharrten  bei  dem,  „was  die 
Churpfadzisohe  resolution  geben,  so  mir,  hern  von  Reif,  im  Augusto 
verschieuen  von  i.  chf.  g.  worden.“  Darauf  gab  Churpfalz  zu, 
dass  eine  Gesammtschickung  an  die  Staaten  geschehen  und  eine 
Instruction  dafür  entworfen  werden  solle.  Das  Concept  derselben 
erwarten  die  Brandenburger  stündlich.  Hinsichtlich  der  churpfal- 
zischen  Lehensstücke  in  Jülich  ist  nichts  erreicht.  Churpfalz  pro- 
ponirt  auch  Betheiligung  des  Churfürsten  von  Brandenburg  an 
einer  in  seinem  und  anderer  Fürsten  Namen  abgehenden  Gesandt- 
schaft, die  sich  bei  dem  König  von  Frankreich  für  Bouillon  ver- 
wenden soll. 1 — Geben  in  eil  Heidelberg  am  4.  Februarii  im  jar  1605. 

Berlin.  Union*. acta  XXXV  a 3.  Cpt. 

1 In  Folge  dieser  Verhandlungen  ward  am  17.  Febr.  ein  Vertrag 
zwischen  Churpfalz  und  Churbrandenburg  geschlossen.  (Auszug:  v.  Mör- 
ner,  Churbrandenburgs  Staatsverträge  S.  32.) 

März  338.  Friedrich  IV.  an  Würtemberg. 

14  Bei  des  Churfürsten  Anwesenheit  in  Stuttgart  erklärte  der 

Herzog  durch  Enzlin , dass  er  der  ungarischen  Sachen,  und  der 
deshalb  angestellten  Kreistage  1 wregen  eine  Zusammenkunft  seiner 
und  des  Churfürsten  Räthe  wünsche.  Der  Churfürst  schlägt  vor, 
dass  dieser  Tag  am  21.  April  zu  Bretten  gehalten  werde;  er  hat 
auch  den  Markgrafen  von  Baden  zur  Beschickung  desselben  ein- 
geladen. — Datum  Heidelberg  den  4.  Martii  a.  1605. 

München  Staatsarchiv  513,5  f.  155.  Cpt. 

1 Vgl.  das  Schreiben  des  Kaisers  an  die  ausschreibenden  Fürsten 
des  schwäbischen  Kreises.  Jan.  15.  (Häberlin  XXII  S.  338.) 
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339.  Obligation  Brederodes. 

Nachdem  Clnirpfnlz  den  Staaten  eine  Snbsidie  von  50,000  fl. 
(zu  26  Albus)  bewilligt  hat,  erklärt  Brederode  auf  Grund  seiner 
Vollmacht,  dass,  wenn  der  Churfürst,  seine  Gemahlin,  Kinder  oder 
Lande  bei  oder  nach  des  Churfürsten  Lebzeiten  in  Noth  gerathen, 
oder  wegen  des  kaiserlichen  Interesses  an  den  Jülicher  Landen 
der  Beistand  der  Staaten  begehrt  wird,  die  Staaten  die  gleiche 
and  höhere  Hülfe  zu  leisten  haben.  Zugleich  bleiben  die  früher 
durch  den  Clmrfürsten  von  den  Staaten  und  von  dem  Prinzen 
Moritz  erlangten  Erklärungen  hinsichtlich  der  Jülicher  Sache  in 
Kraft.  Es  werden  ferner  die  genannten  50,000  fl.  von  dem  chur- 
pfälzischen  Antheil  an  derjenigen  Summe,  über  die  Churpfalz  und 
Brandenburg  bei  der  bevorstehenden  Verhandlung  mit  den  Staaten 
über  die  „Jülchiscbe  assistentz“  sich  mit  den  Staaten  vergleichen 
«erden,  abgezogen.  — Wenn  Churpfalz  das  letzte  Ziel  jener  50,000  fl. 
erlegt  hat,  so  wird  ihm  eine  von  den  Staaten  selber  gefertigte, 
der  vorliegenden  gleiche  Obligation  eingeliefert  werden.  — So  ge- 
schehen Heidelberg  den  7.  Martii  a.  1605. 

München  Staatsarchiv  pf  102,2  f.  119.  Orig. 

340.  Protocoll  des  Tags  zu  Brette n. 

Churpfälzische  Gesandten:  Wilhelm  Pebliss,  Michael  Lö- 
fenius,  Dr.  Ludwig  Caraerarius.  W ürtem  her  gische  Gesandten: 
Sebastian  Welling,  Dr.  Sebastian  Mütschel. 

„Dienstag  den  12.  Martii  anno  1605.“ 

Die  Churpfälzer:  Es  ist  zu  besprechen.  1.  Ob  und  was 

auf  den  der  ungarischen  Angelegenheiten  wegen  berufenen  Kreis- 
tagen zu  bewilligen  sei;  2.  wie,  wenn  nichts  bewilligt,  wird,  in 
Ingarn  dennoch  Rath  zu  schaffen  sei.  — Zum  ersten  Punctc  wird 
bemerkt:  Die  Berathung  von  „dergleichen  htilf  contra  Turcam“ 
gehört  nicht,  vor  die  Kreistage;  eine  zweite  Steuer  neben  der  be- 
willigten Reichsconti ibution  ist  unerschwinglich;  sie  würde  auch, 
da  der  Aufstand  in  Ungarn  aus  den  Verfolgungen  der  Evangeli- 
schen entsprungen  ist,  zu  deren  Unterdrückung  angewandt  werden; 
®an  ist  im  Reiche  seihst  in  Gefahr,  da  die  Spanier  stark  werben, 
Spinola  über  den  Rhein  ziehen  dürfte,  und  die  Spanier  bei 
Andernach  eine  Schanze  aufwerfen  wollen.  Die  Spanier  gehen 
eben  seit  100  Jahren  auf  die  Universalmonarchie  und  Unterjochung 

Reichs  los,  begünstigt  durch  die  Zwietracht  der  Evangelischen 
Stände.  „E(vaugelische)  uf  Zusammensetzung  dermaleins  zu  ge- 
bucken.“ Pfalz  zweifelt  sogar,  ob  „nit  die  Reichsstewer  auch  in- 
inhalten  ein  zeit  lang,  biß  das  man  wider  Spa(nischen)  einfal 
Md  einlagerung  gesichert,  dan  auch  solche  hülf  ad  persecutiones 
contra  rnerabra  Christi  gebraucht  würde.“ 

Die  W ür te mbe rger:  Hilft  man  in  Ungarn  nicht,  so  ist 
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340.  Gefahr,  dass  die  Türken  in’s  Reich  einfallen.  Gleichwol  sind  dem 
Herzog  zur  Bewilligung  einer  Kreishülfe  seine  Untertlianen  zu  er- 
schöpft. Bewilligen  auch  die  Kreise  dem  Kaiser  etwas,  so  ver- 
langt er  doch  nachher  einen  Reichstag  und  Reichscontribution, 
oder  Kreishülfen  Jahr  für  Jahr;  „müße  derwegen  ein  ent  einmal 
sein.“  Der  ungrische  Aufstand  ist  aus  den  Religions Verfolgungen 
entsprungen.  Die  Obcröstreicher  werden  weniger  schwer  besteuert, 
als  des  Reichs  Untertlianen,  und  in  „Underoesterreich  begerten  sie 
kein  friden;  würden  durch  diesen  krieg  reich,  sicut  notorie  cos- 
stet.“  Die  Beisteuren  des  Reichs  werden  doch  zu  andern,  als  des 
festgesetzten  Zwecken  gebraucht,  „dan  Cresaris  consiliarii  würfcs 
davon  bezalt,  vermutlich,  das  auch  ein  teil  davon  in  Niderlam 
komme.“  Die  Evangelischen  kommen  im  ungarischen  Heer  weder 
zu  hohem  Stellen,  noch  werden  ihnen  Prediger  zugelassen.  Trotz 
aller  Freigebigkeit  werden  die  gravamina  der  Evangelischen  nicht 
berücksichtigt,  die  Hofprocesse  gewaltsam  durchgesetzt,  das  Papst- 
thum breitet  sich  auch  in  evangelischen  Territorien,  besonders  in 
schwäbischen  Städten,  wie  Kaufbeuren,  aus. 

i 

Die  Churpfälzer:  „Zu  besorgen,  da  die  craiß  also  indis*  j 

tincte  ad  oppressionem  Ungarorum  contribuirteu,  würden  die  mittel, 
zum  friden  mit  inen  zu  gelangen , dadurch  benommen.  Das  fur- 
nembst  remedium  were,  weil  omuis  mali  occasio  persecutio,  das 
man  sich  im  reich  eines  sichern  religionfrieden  vergliche  und  den 
papisten  das  maul  stopfte,  das  der  religionfrieden  per  conciliura 
Tridentinum  geendet,  und  das  man  ein  gewißheit  in  den  closter- 
sachen  erlangte,  und  recht  vertrawen  machte,  item  frid  und  ruh 
im  reich  erhielt.  Da  solches  richtig,  solt  nit  Caesar  oder  seinige, 
sondern  Status  evangelici  mit  Potskai  de  paee  handeln , also  da* 
eß  imperio  et  ecclesim  zu  gutem  gereichte.  Caesaris  consiliarii 
weren  bekant,  und  wie  sies  mit  dem  reich  meinten;  betten  doch 
iura  pacis  et  belli  in  handeu,  cum  suo  private  quidem  commodo, 
sed  dispendio  publico.  Esse  plerosque  apostatas,  atque  ita  per 
secutores  sui  ordinis.  De  conditionibus  Potskai  proponendis 
würd  sichs  künftig  finden.  Beim  hett  vor  jarn  selbst  geraten  und 
getriben,  Ferdinandus  rex  solt  Ungarn  faren  laßen,  sonst  wer  das 
imperium  in  steter  gefar.  Da  causa  in  statuin  eiusmodi  kerne, 
das  Ungarn  könt  bei  der  Christenheit  erhalten  werden,  were  es 
nichts  newes  de  eiusmodi  consiliis  zu  reden.  Annatas  und  andere 
reditus  spirituales  weren  in  Ungern  zu  verwenden ; pontificii  aber 
ließens  nit  geschehen,  solte  schon  Turca  in  medio  imperio  sein. 
Da  eß  könt  ins  werk  gericht  werden,  wer  Caesari  an  die  hant  zu 
geben,  Jesuitas  ex  imperio  ut  auctores  horum  motuum  zurelegim 
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und  ir  reditus  in  Ungariam  contra  Turcam  zu  verwenden.  Item  März 

22 

uf  ein  legation  des  reichs  bedacht  zu  sein  und  mit  zuthun  anderer 
pofentaten  friden  cum  Turca  und  in  Hungaria  zu  machen.  Sed 
in  his  omnibus  et  rebus  g'ravissimis  Optimum  fore  stabilire  inter 
evangelieos  concordiam,  ut  unanimiter  possiut  resistere  Hispano 
et  pontifici.  P(falz)  hofte,  W(ürtemberg)  würde  nit  allein  darzu 
verstehen , sonder  auch  das  werck  befördern  helfen.  Also  das 
beste,  da  man  sich  dieser  Sachen  halben  also  vergliche,  das 
Pffalz)  und  correspondentes  ire  lehenleut  furderlicht  zum  ersten 
mal  ufmanten,  contra  omnia  pericula  Hispanica  et  pontificia  ge- 
fast zu  sein.  Würde  mit  dienen  zum  glimpf  wegen  verweigerter 
kraißhalf  und  auch  der  Spanier  fürhaben  dißmaln  zürückhalten. 

Eins  gleichen  concepts  kont  man  sich  vergleichen.  Wird  auch 
ein  solche  coniunetion  dienen  ad  declinanda  gravamina  von  hof- 
proceßen  und  andern.  Contra,  da  man  in  distractione  blieb,  wer- 
den universi  tandem  verzert  werden  und  die  persecutiones  gewaltig 
überhand  uemen. 

Die  W ü r t e m b e r g e r nehmen  die  Vorschläge  der  Churpfälzer 
ad  referendum.  „Zweifelten  nit,  ir  her  würd  sich  alles  belieben 
laßen.  Medium  mit  dem  Potskai  zu  handeln  meinten  sie,  da  chur- 
und  fürsten,  so  evangelici,  mit  im  handleten,  wer  eß  beßer,  sorg- 
ten doch,  Caesar  würt  eß  inen  nit  einraumen,  weil  Ungarn  und 
Siebenbürgen  dem  reich  nit,  sonder  Caesari  zustendig.  Da  im 
Churreinischen  creiß  eß  dahin  zu  bringen,  und  die  geistliche  chur- 
fürsten dazu  zu  bewegen,  also  daß  eß  ein  gmein  werck  gmacht 
werden  köute,  were  eß  vieleicht  ersprießlicher,  dan  pontificii  wer- 
den sich  nit  gar  außschließen  laßen.  Sed  hoc  per  conversationem. 

Merere  verbünduuß  evangelicorum  sei  nötig. . . Wer  inen  bevohlen, 
zu  proponirn,  nachdem  P(falz)  und  W(ürtcmberg)  nachbarliche 
spaen , so  nit  gering,  sonderlich  mit  dem  a(mt)  Bretten,  ob  nit 
deswegen  beiderseits  raet  abzuordnen,  damit  zur  gütlichen  Ver- 
gleichung zu  kommen.“ 

Die  Churpfälzer:  „Wöl  man  Ungarn  helfen,  immo  Ctesari 
et  imperio  per  consequens,  so  müß  Potskai  gestilt  werden,  also 
Status  sich  anzunemen,  und  zum  wenigsten,  das  evangelici  eß  Cae- 
^arem  erinnerten.  Wird  Caesari  angenem  sein,  so  a suis  binder- 
gangen  werd.  Pontificios  wol  zu  ersuchen;  casu  da  sie  nit  wolten, 
alßdan  nit  hand  abzuthun.  Fernere  verein  inter  evangelieos  sei 
zumal  nötig  ad  evitanda  tot  damna  et  incommoda  distractiones 
sequentia.  Politici  pacis  et  patriae  amantes  solten  die  verein  trac- 
tirn  remotis  theologis.  Nachbarliche  irrungen  betreffend,  sei  P(falz) 
geneigt,  solche  zu  componirn.  Wer  heut  auch  Vorkommen,  ob  nit 

Aclea  des  3üjähr.  Krieges  I.  28 
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304.  mit  der  reiehstewr  ein  zeit  lang  zurückzuhaltcn,  maxime  propter 
metum  ab  Hispano  milite.  Solt  W(firteinberg)  druf  dencken  und 
gegen  P(falz)  sich  erklaern.  Item  cogitandum,  wie  sich  zu  ver- 
gleichen, was  Cresari  coniunctim  zu  raten.  Item  ob  nit  P(falz» 
und  W(ürtemberg)  cum  Anglo  zu  communiciru,  damit  mau  ein 
coniunctionem  het  wider  das  papstum.  P(falz)  meinte,  man  solt 
uf  ein  ferner  Zusammenordnung  bedacht  sein.  Also  es  nit  ausser 
acht  zu  lallen.  Baden  solt  communicirt  werden , was  hie  vor 
gangen  und  underbaut  gleichmeßig  sich  zu  erzeigen.“ 

Die  Wtirtemberger  versprechen , Alles  ihrem  Herrn  n 
berichten. 

München  Staatsarchiv  543 >/5  f.  159.  Protoc.  Camerar. 


März  341.  Volmar  von  Bernshofen  an  Ott’  Heinrich  Frei* 
25  herrn  von  Heidt,  (z.  Th.) 

Der  Neuburger  Bevollmächtigte  Ludwig  Hess  berichtete  dem 
Bernshofen  die  Erklärung  des  Königs  von  Frankreich  an  August  Pfalz- 
grafen von  Xeuburg1  folgendermassen:  „das  die  legitimi  successores 
solcher  (der Jülicher)  he  n der  halber  sich  freundlich.,  vergleichen 
solten.  Dan  do  es  nit  geschehen,  und  er  vermerck,  das  der  Spa- 
nier und  ertzhertzog  sich  deren  anmassen  wurden,  so  wolte  er 
der  erste  sein , so  ime  zu  widersten  und  sich  der  la?ndcr  mäch- 
tig zu  machen  Vorhabens.  2 So  weren  auch  noch  andere,  die  darzn 
ansprach  haben.“  Hess  bemerkte  hierzu,  der  Graf  Montlevrier 
habe  gerechte  Ansprüche  an  jene  Lande , und  er  verhandle  im 
Aufträge  Neuhurgs  mit  dem  Grafen,  um  ihm  dieselben  abzukaufen. 
Die  Neuburger  haben  dem  Kaiser  eine  Ausführung  ihrer  Jülicher 
Ansprüche  durch  Villeroy  vortragen  lassen  und  „umb  beistant  zu- 
gleich ufn  fal  der  not  ansuchen  lassen,  der  inen  sol  sein  zugesagt 
worden.“  — Paris  den  15.  Martii  a.  1605. 

Berlin  XXXV  c.  29  Ori^. 

l Der  n.  Neuburg  wandte  sich  im  Jahr  1605  seiner  Jülicher  Ansprüche 
wegen  an  vershiedene  Höfe.  Eine  Gesandtschaft  von  ihm  (Fuchs  v.  Bimbach 
Zeschlin,  Erasmus)  erschien  im  Februar  vor  den  Generalstaaten  (ihre  Wer- 
bung bei  Ebeling  Phil,  du  Bois’  diplomat.  Berichte  1 S 197.  Vgl.  das 
Schreiben  vom  5.  Febr.  a.  a.  O.  S.  12  ).  Dieselbe  trug  dann  am  7.  März 
.den  clevischcn  Käthen  vor:  der  II.  Neuburg  sei  bereit,  dem  H.  Johann 
Wilhelm  und  seinen  Landen  mit  Rath  und  That  bcizustchen , und  sein 
Sohn  Wolfg.  Wilhelm  sei  zu  demselben  Zweck  bereit,  in  die  Jülicher 
Lande  zu  reisen  (B.  XXXIV  155  a 2)  Zwischen  dem  16.  und  19  März 
trug  die  Gesandtschaft  in  Nancy  dem  H Lothringen  und  der  Herzogin 
von  Jülich  eine  Werbung  vor,  auf  welche  letztere  antwortete:  Vas  die 
„fürgeschlagene  Vergleichung*  der  Jülicher  Interessenten  betreff«*,  so 
habe  sie  schon  damals,  als  Neuburg  ihr  darüber  geschrieben,  die  Sache 
dem  Kaiser  mitgetheilt,  von  diesem  aber  noch  keine  Antwort  erhalten. 
Sie  und  der  H.  Lothringen  haben  den  K Frankreich  bewogen,  dass  dieser 
den  II  N’evers  von  allen  Tbätlichkeiten  auf  Grund  seiner  Jülicher  An- 
sprüche ernstlich  abgemahnt  habe.  Der  Herzog  habe  sich  darauf  zur 
Ruhe  begeben/  Vor  ihrer  Ankunft  in  Nancy  brachten  die  Gesandten 
ihre  Werbung  in  Bonn,  Würzburg,  Aschaffenburg  und  Wittlich  (Trier) 
an;  nach  ihrer  Abreise  von  Nancy  in  Heidelberg  (am  25.  März),  wo  der 
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Churfürst  versprach,  seine  Antwort  dem  II.  Neuburg  demnächst  schrift- 
lich zu  geben.  (Relation  der  Neuburger  Gesandten.  April  1.  M.  pf.  336/30 
f.  21.)  — Vom  Pfgr.  August  schreibt  v.  Heidt  am  4.  Mai  an  Chur- 
brandenburg: die  Rückkehr  desselben  von  England  werde  täglich  er- 
wartet. Es  sei  von  den  clevischen  Rüthen  „austellung  gemacht,  das  er 
wegen  des  blöden  fürsten  angenommen  und  nach  Cleve  begleitet  wer- 
den std,  inmassen  mir  die  person,  der  solches  comittirt,  selbst  offenbart.“ 
di.  XXXV  c 30.)  — Hinsichtlich  eines  abermaligen  vor  drei  Jahren  ge- 
machten Versuchs  des  II.  Neuburg  beim  Kaiser  vgl.  des  letztem  Er- 
klärung vom  *20  März  1602.  (Lünig,  Reichsarchiv,  pars  spec.  I S.  685.) 

2)  Lieber  Heinrichs  damalige  Stellung  zu  deu  Jülicher  Angelegen- 
heiten vgl.  Heinrich  IV.  nti  Lgr.  Moritz.  1604  Nov.  3,  Dcc.  27.  Lgr. 
Moritz  an  Heinrich  IV.  1605  Jan.  21.  (Rommel,  correspondance  S.  204, 
209,  215.) 

342.  Friedrich  IV.,  Instruction  für  Carl  Paul  an 

Heinrich  IV.  1 

Spätestens  am  8.  April  in  Paris  eintreffeud , wird  Paul  mit 
Jeu  Gesandten  der  übrigen  intercedirenden  Stände  2 gemeinschaft- 
lich Audienz  nachsuchen  und  mit  ihnen  dem  König  vortragen: 
er  möge  den  durch  friedhässige  Leute  genährten  Unwillen  gegen 
den  Herzog  von  Bouillon  in  Anbetracht  der  Unschuld  desselben 
fahren  lassen  und  ihm  seine  Würden  zurückgeben.  Er  sichere 
sich  dadurch  im  Herzog  einen  nützlichen  Diener  und  verpflichte 
die  intercedirenden  Stände,  welche  dem  Herzog  wegen  Gleichheit 
der  Religion  eng  befreundet  seien,  zu  besonderem  Danke.5  Bringt 
der  König  darauf  die  Beschuldigungen  gegen  den  Herzog  vor,  so 
haben  die  Gesandten  aus  den  Handlungen  des  Herzogs  seit  seiner 
Anklage  den  Beweis  seiner  Unschuld  zu  führen.  Verweigert  aber 
der  König  nach  wie  vor  solche  Mittheilungen , so  erwiedern  sie, 
dass  hei  der  Fortdauer  der  königlichen  Ungnade  Viele  den  Grund 
derselben  in  der  Absicht,  die  französischen  Protestanten  zu  unter- 
drücken, suchen  werden.  Der  König  möge  bedenken,  dass  die 
Reformirten  ihm  mehr  gedient  haben,  als  andre  Unterthanen,  dass 
sie  zu  fernem  Diensten  bereit  seien , dass  die  von  des  Herzogs 
Unschuld  überzeugten  Fürsten  über  die  Zurückweisung  ihrer  Für- 
sprache wenig  erbaut  sein  werden.  Spanien  suche  dem  König  in 
jeder  Weise  zu  schaden,  der  König  suche  seinen  Sohn  mit  väter- 
licher Sorge  sicher  zu  stellen.  Gegen  diese  Absicht  aber  werden 
sich  Schwierigkeiten  erheben,  wenn  man  den  Reformirten  den 
durch  das  Verfahren  gegen  den  Herzog  verursachten  Argwohn, 
dass  etwas  gegen  sie  im  Schilde  sei,  belasse.3  Carl  Paul  wird  sich 
bei  dem  Secretär  des  Grossherzogs  von  Toskana  erkundigen,  ob  sein 
Herr  ihm,  wie  der  Churfürst  gebeten  hat,  Auftrag  gegeben  habe, 
die  Intercession  der  Stände  zu  befördern.  Dem  englischen  Ge- 
sandten wird  er  seinen  Auftrag  und  des  Churfürsten  Wunsch,  das 
gute  Verständnis  mit  seinem  Könige  fortzusetzen,  mittheilen.  — 
Faict  ä Heidelberg  ce  15.  de  Mars  1605. 

MAncbcn  Stnatsaichiv  90,9  f.  75.  Cpt. 

1 Der  Inhalt  desselben  stimmt,  einige  Milderungen  des  Ausdrucks 
abgesehen,  mit  einem  von  Bouillon  verfassten  Gutachten,  (a.  a.  0.  f.  136), 
dessen  Copie  Albert  Gr.  Solms  dem  Dathenes  am  18.  März  zusendet. 
(f.  137.) 
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2 Zur  Tbeil nähme  an  der  Gesandtschaft  hatte  der  Chf.  Pfalz  Chur* 
brandenburg,  den  Mgr.  Johann  Sigismund,  Culinbach,  Anspach,  Braun- 
schweig, Anhalt- Dessau,  Baden,  Coburg  und  die  ev.  Schweizer-Cantone 
aufgefordert.  (19.  Fcbr.  M.  pf.  90  9 f.  112.)  Darauf  schickten  neben 
Churpfalz  der  Chf.  Brandenburg,  Anspach  und  Coburg  besondere  Ge- 
sandte, der  Mgr.  Job.  Sigismund,  Zweibrücken,  Braunschweig,  Baden, 
Anhalt  und  die  Wetterauer  Grafen  gaben  diesen  Gesandten  ihrerseits 
Creditive  mit.  (Churpfalz  an  Lgr.  Moritz.  April  21  Berichte  des  Carl 
Paul.  April  13,  19  M.  pf.  90/9  f.  130,  175,  177.  Vgl.  Groen  v.  Pr., 
archives  II  2 S.  327.)  lieber  die  Schweizer  Gesandtschaft  vgl.  n.  351. 

343.  Friedrich  Herzog  von  Würtemberg  an  Churpfalz. 

Bezugnahme  auf  den  Tag  zu  Bretten.  Der  Herzog  wird,  wie 
der  Churfürst,  am  schwäbischen  Kreistage  die  ausserordentlich«1 
Hülfe  „difficultiern“  und  die  vom  Churfürsten  bedachte  gütlich« 
Vermittlung  Vorschlägen.  Betreffend  den  Vorschlag,  dass  die  be- 
nachbarten Churfürsten  und  Fürsten  ihre  Lehensleute  zur  Kriegs- 
bereitschaft aufmahnen  mögen,  so  ist  er  geneigt,  sich  mit  dem  Chur 
fürsten  über  ein  demgemässes  Ausschreiben  zu  vergleichen.  Nicht 
weniger  geneigt  ist  er  zur  Anstellung  vertraulicher  Corrcspondcnz 
zwischen  den  evangelischen  Fürsten,  besonders  mit  Churpfalz  gegen 
die  papistischen  Anschläge.  Um  dies  zu  befördern,  wünscht  er 
mit  dem  Churfürsten  wegen  Vergleichung  ihrer  Irrungen  zu  unter 
handeln.  — Datum  Stutgarten  den  19.  Martii  a.  1605. 

München  Staatsarchiv  pf.  543  5 f.  163.  Orig 

344.  Friedrich  IV.  an  Churbrandenburg. 

Ausführung,  dass  die  ungrischen  Unruhen  von  den  Religions- 
verfolgungen  und  der  Bedrängung  des  Landes  durch  die  kaiser- 
lichen Truppen  herrühren.  Die  Verfolgungen  beruhen  auf  der  An- 
sicht, dass  der  Kaiser  die  Duldung  der  protestantischen  Religion 
wieder  aufheben  könne,  wie  ja  auch  mit  kaiserlichem  Privileg  ge- 
druckte Bücher  behaupten,  der  Religionsfriede  sei  seit  Publica- 
tion  des  Tridentinum  erloschen,  ferner  auf  der  jesuitischen  Lehre, 
dass  man  ohne  Vertilgung  der  Ketzer  keinen  Sieg  über  die  Türken 
hoffen  dürfe.  Die  Uebergriffe  der  Truppen  kommen  daher,  das? 
die  vornehmsten  Befehlsstellen  mit  Ausschliessung  der  evangeli- 
schen Fürsten  fremden  Papisten  gegeben,  den  Truppen  der  Sold 
nicht  gereicht  noch  Disciplin  gehalten  wird,  dass  kaiserliche,  öst- 
reiehische  oder  jesuitische  Rüthe  sich  mit  den  Reichssteuern  be- 
reichern. Letztere  wollen  deshalb  von  einem  Türcken frieden  nichts 
wissen;  und  auch  die  Spanier  und  ihre  Anhänger  wollen  in  Ungarn 
und  den  Niederlanden  schlagfertige  Heere  beisammenhalten,  uro 
sie  bei  Gelegenheit  gegen  Deutschland  zu  verwenden.  Sie  soeben 
vorerst  Deutschland  an  Geld  zu  erschöpfen  und  etlichen  geringen 
Leuten  alle  Gewalt  über  die  Lande  und  den  Stand  der  Fürste» 
zu  verschaffen,  um  hinterher  die  spanische  Universalherrschaft  in  s 
Leben  zu  rufen.  Alle  Stände,  besonders  die  Churfürsten  sollen 
diese  gefährlichen  Dinge  abzuwenden,  den  Ungarn  und  andern 
Evangelischen  wie  auch  ganz  Deutschland  zu  Frieden  und  Recht 
zu  verhelfen  suchen.  Dass  aber  die  vorstehenden  Kreistage  dazu 
das  rechte  Mittel  nicht  sind,  möge  beiliegende  Ausführung  zeigen. 
Dem  Churfürsten  scheinen  vielmehr  folgende  Puncte  zu  befördern 


Digitized  by  Google 


1605 


437 


zn  sein:  Weil  die  Papisten  aus  der  Evangelischen  Uneinigkeit  Apr 
Muth  schöpfen,  so  sollen  die  drei  evangelischen  Churfürsten,  ferner  4 
Braunschweig,  Würteinberg,  Hessen,  und  wer  sonst  in  der  Eile  zu- 
zuziehen ist,  sich  durch  ihre  zusammengeschickten  Räthe  über  eine 
unter  den  Evangelischen  ungeachtet  ihrer  religiösen  Differenzen 
aufzurichtende  Vereinigung  vergleichen,  ferner  beschliesscn , wie 
der  Keligiousfriede  gegen  die  Einschränkungen  desselben  durch 
die  Papisten  sicherer  zu  bestimmen  sei,  wie  mit  Ungarn  und  Sieben- 
bürgen ein  dem  Kaiser  und  Reich  und  der  Christenheit  nützlicher 
friede  durch  evangelische  Fürsten  zu  erhandeln,  und  dann  mit 
Hülfe  der  Ungarn  die  Friedenshandlung  mit  den  Türken  ebenfalls 
durch  evangelische  Fürsten  zu  versuchen  sei.  Denn  die  Papisten, 
die  keinen  Türkenfrieden  wollen,  sind  zu  den  Verhandlungen  nicht 
zuzulasseu,  am  wenigsten. die  kaiserlichen  Riitlie,  hinsichtlich  deren 
vielmehr  über  einzuführende  Reformen  zu  denken  ist.  Weiter  sollen 
die  fürstlichen  Räthe  sich  vergleichen,  dass  bis  zum  Frieden  in 
Ungarn  die  „zum  uflialt“  erforderlichen  Kosten  aus  den  Einkünf- 
ten des  Papstes  (Annaten  u.  s.  w.),  den  Gütern  der  ungarischen 
Bischöfe,  der  Jesuiten  und  aller  Anstifter  und  Vollzieher  der  Reli- 
gionsverfolgung zu  bestreiten  seien.  Da  endlich  Oestreich  nach 
glaublichen  Nachrichten  bisher  weniger  als  die  andern  Reichsstände 
gesteuert  hat,  so  sollte  es  nun  billig  ein  Uebriges  thun.  — Nun 
möge Churbrandeuburg  den  Churfürsten  von  Sachsen  dafür  gewinnen, 
dass,  wenn  nicht  alle  vorgenannten  Fürsten,  so  doch  die  drei 
evangelischen  Churfürsten  ihre  Räthe  zusammenschicken,  um  sich 
hinsichtlich  der  angeführten  und  ähnlicher  Vorschläge  auf  Ratifi- 
cation zu  vergleichen.  Die  Churfürsten,  also  unter  sich  verglichen, 
könnten  dann  ihre  Anträge  an  den  Kaiser  stellen. — Churbranden- 
burg wird  in  seinem  Kreis  die  Mehrheit  für  Verweigerung  der  ge- 
suchten Steuer  zu  gewinnen  streben,  er  möge  auch  sein  Gutachten 
abgeben,  ob,  da  die  Spanier  den  Rhein  zu  überschreiten  und  ober- 
halb der  Jülichcr  Lande  eine  Schanze  an  demselben  zu  hauen  be- 
absichtigen sollen,  da  ferner  3000  Spanier  den  Pass  durch  die  Schweiz 
nnd  den  Sundgau  an  den  Rhein  erlangt  und  noch  2000  Schweizer, 
von  Spanien,  wie  es  heisst,  angeworben  werden  sollen,  ob  bei  solcher 
Befahr  der  Churfürst  und  andre  derselben  nahesitzende  Stände 
sicht  die  am  jüngsten  Reichstage  bewilligte  Steuer  zu  ihrem  Schutze 
einige  Zeit  zurückhalten  können.  — Datum  Heidelberg  25.  Martii 
a.  1605. 

P.  s.  Etliche  Fürsten  wundern  sich  sehr,  dass  die  Cliurfttrsten 
ihres  Amtes  nicht  gedenken,  sie  beschweren  sich,  dass  die  gegen- 
wärtigen Kreistagsausschreiben  gegen  die  kaiserliche  Capitulation 
SDd  kaiserlichen  Rechte  geduldet  seien.  Man  hat  gesagt,  wenn  die 
Churfürsten  nicht  thun,  was  ihnen  obliege,  so  müssen  andre  Fürsten 
Rath  schaffen.  Churpfalz  ist  im  Begriff  sich  mit  Würteinberg  über 
eine  Aufmahnung  an  ihre  Lehensleute,  dass  sie  .sich  in  Bereit- 
schaft halten,  zu  vergleichen.  Er  wird  dieselbe  dem  Churfürsten 
Brandenburg  zusenden,  da  er  für  rathsam  hält,  dass  dieser  ihrem 
Beispiele  folge. 1 2 — Datum  ut  in  literis  den  25.  Martii  a.  1605. 

München  Staatsarchiv  pf.  117.4  f.  33.  Cpt.  Löfcnius. 

1 Zugleich  mit  diesem  Schreiben  fertigte  Churpfalz  ein  andres  an 
Mgr.  Johann  Sigismund  ab,  in  dem  er  ihn  bat,  er  möge  sich  der  in 
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344.  jenem  Schreiben  besprochenen  Angelgenheiten  nach  Kräften  annehmen. 
(a.  a.  0.  f.  41.) 

'4  Ein  gleichlautendes  Schreiben  des  Churfürsten  an  Anspach  und 
Culmbach  ist  vom  6.  April  In  demselben  werden  unter  den  Fürsten, 
deren  Räthe  zu  versammeln  sind,  auch  die  beiden  Markgrafen  von  Anspach 
und  Culmbach  genannt.  Die  Stelle:  ‘Nun  möge  Churbrandenburg  — ge- 
winnen streben'  fehlt.  Dafür  heisst  es:  der  Chf.  Pfalz  werde  die  vom 
Kaiser  gewünschte  Kreissteuer  nicht  bewilligen,  und  er  hoffe  von  den 
Marggrafen  das  gleiche.  Schliesslich  wird  um  ein  Gutachten  über  die 
in  dem  Schreiben  besprochenen  Angelegenheiten  gebeten.  (M.  pf.  117  4 
f.  44.)  Die  Markgrafen  erwiderten  am  21.  April:  man  habe  reiflich  zu 
bedenken,  wie  das  gegenwärtige  und  künftig  bevorstehende  Unheil  durch 
eine  feste  Vereinigung  abzuwehren  sei.  Sic  wollen  das  ihrige  dazu 
thtin , möchten  aber  vorher  wissen , was  die  vornehmem  und  altert 
Churfürsten  und  Fürsten  zu  tliun  gedenken.  (M.  pf.  117/4  f.  24G,  2$) 
— . Ein  mit  dem  ersten  Theile  des  Briefes  (bis  zu  den  Worten  bei- 
liegende Ausführung  zeigen')  gleichlautendes  Schreiben  richtete  Chur- 
pfalz  am  22.  April  auch  an  Lgr.  Moritz.  Er  erklärte  ihm  ferner,  da<$ 
er  keine  Kreishülfe  bewilligen  werde,  und  bat  ihn  um  ein  Gutachten 
sowol  über  den  Iuhalt  des  Schreibens  als  darüber,  wie  die  ungrischen 
Unruhen  beizulegen,  in  Deutschland  grössere  Eintracht  zu  stiften  und 
der  Kaiser  aus  gegenwärtigen  und  für  künftig  zu  besorgende  Unruhen 
zu  retten  sei.  (M.  pf.  117/4  f.  112.) 

345.  Friedrich  IV.  an  Nenburg. 

April  Der  Churfürst  übersendet  Berichte  über  die  wahren  Ursachen 
13  der  ungrischen  Unruhen.  (Folgt  eine  Ausführung,  dass  dieselben 
aus  den  Religiousverfolgungen,  welche  von  den  Anstiftern  der  Ver- 
folgung in  Steiermark  und  Kärntken  ausgegangen,  entsprungen 
seien).  Wie  der  Herzog,  so  beabsichtigt  der  Churfürst  die  gesuchte 
Kreishülfe  nicht  zu  bewilligen,  zumal  da,  abgesehen  von  der  aas 
den  Verfolgungen  in  den  östreickischen  Landen  für  die  Evangeli- 
schen überhaupt  zu  erkennenden  Gefahr,  etliche  tausend  Spanier 
und  Schweizer  den  Pass  durch  die  Schweiz  und  den  Sundgau  er- 
langt haben  und  die  Spanier  den  Niederrhein  zu  überschreiten  be- 
absichtigen sollen,  da  ferner  ein  vornehmer  kaiserlicher  Beamter 
einem  Diener  des  Churfürsten  gesagt  hat,  man  werde  nächstens 
in  Waldsassen  Jesuiten  einsetzeu.  Ausserdem  ist  das  Verhandeln 
über  solche  Hülfen  an  Kreistagen  verfassungswidrig.  Der  Herzog 
möge  über  alle  diese  Dinge  sein  Gutaclilen  geben  und  dazu  helfen, 
dass  die  ungrischen  Unruhen  gestillt  und  weitere  Gefahr  abgewandt 
werde.  Nach  des  Churfürsten  und  andrer  evangelischen  Fürsten 
und  auswärtiger  Potentaten  Ansicht  ist  durch  den  religiösen  Zwie- 
spalt unter  den  Evangelischen  den  „papistischen  »racticante»“. 
welche  doch  Cal vi nisten  sowol,  wie  Lutheraner  mit  Untergang  be- 
drohen, der  Muth  gewachsen.  Sie  führen  aus,  wie  der  Religions- 
friede  nach  detn  Tridentinum  erloschen  sei.  Ein  Convent  der 
Räthe  der  evangelischen  Stände,  um  sich  über  eine  Vereinigung 
gegen  die  papistischen  Anschläge  und  die  gegen  die  ungarischen 
Uebelstände  anzuweudenden  Mittel  zu  vergleichen,  ist  dringend 
nöthig.  Man  beredet  zwar  den  Herzog,  er  könne  mit  dem  Chnr- 
fürsten  wegen  etlicher  Abweichungen  von  Luthers  Lehre  mit  gutem 
Gewissen  keinen  Verein  scbliessen;  aber  beide  haben  in  dein  ge- 
meinschaftlichen Glauben  an  Christus  die  einzig  nöthige  Bedingung 
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zur  Seligkeit,  welche  durch  sonstige  Verschiedenheiten  nicht  alterirt  April 
wird.  Um  sich  über  diese  Dinge  zu  vergleichen,  schlägt  der  Chur-  1^ 
fürst  eine  Zusammenkunft  zwischen  Fürst  Christian  von  Anhalt  und 
dem  Herzog  oder  dess»  n Sohn  nebst  einem  oder  zwei  Rätlien  von 
beiden  Seiten  vor.  Schlügt  der  Herzog  aber  alle  Vereinigung  mit 
dem  Churfürsten  und  dessen  Glaubensgenossen  aus,  so  muss  dieser 
die  Sache  Gott  befehlen,  „dal^  er  e.  1.  uf  belfere  weg  richten  und 
füren  wolle.“  — Datum  Heidelberg  den  3.  Aprilis  a.  1605. 

München  Staatsarchiv  pf.  i 1 7 4 f.  253.  Cpt  Auszug:  Wolf  II  S.  406.  Mit 
dem  Datum  5.  April.  M.  J.  Srhmid,  Gesch.  der  Deutschen  (Ulm  1786)  VIII 
S.  163 


1 Auch  dem  Mgr  Baden  hatte  der  Churfiirst  am  28.  und  29.  März 
durch  Löfentus  vorstellen  lassen:  1.  Die  Ursachen  des  ungrischen  Auf- 
ruhrs, 2.  dass  hei  den  vorstehenden  Kreistagen  keine  Hülfe  zu  bewilli- 
gen sei:  3.  dass  eine  Vereinigung  der  evangelischen  Stände  nöthig  sei. 
Zugleich  berichtete  Löfenius  über  die  Brettener  Tagsatzung  (vgl.  n.  340) 
und  übergab  die  Heidelberger  Unions-  (oder  Landrettungs?)  Acte  vom 
22.  Februar  1603.  Der  Markgraf  erwiderte:  1.  es  sei  ihm  bedenklich, 
im  Kreistage  nichts  zu  bewilligen.  Denn,  obgleich  der  ungrische  Auf- 
ruhr durch  die  Verfolgung  der  ev.  Religion  und  die  Ucbergriffe  des 
kaiserlichen  Kriegsvolks  verursacht  sei,  so  haben  doch  viele  Ungarn  noch 
andre  Dinge  als  die  Religion  im  Auge,  z.  B.  den  Dass  gegen  die  Deut- 
schen. Hülflos  gelassen,  könnte  der  Kaiser  auch  hinsichtlich  seiner 
deutschen  I.ande  in  Gefahr  kommen.  Am  Kreistage  werde  die  Majorität 
eine  Hülfe  bewillgen  und  dann  die  Widerstrebenden  durch  fiskalische 
Frocesse  bedrängt  werden.  Auch  bähe  er  (der  Markgraf)  besondere 
Trsache  dem  Kaiser  gefällig  zu  sein.  Würtemberg  endlich  sei  auf 
frühem  Reichstagen  gegen  seine  Zusage  von  seines  (des  Markgrafen) 
Seite  auf  die  der  Majorität  übergetreten.  2.  Die  Vereinigung  der  Evan- 
gelischen sei  nöthig.  scheine  aber  bei  der  Ungleichheit  der/ Religion 
fast  unmöglich  zu  sein.  ,.Und  möchte  ratsam  sein,  das  e.  chf.  g (Chur- 
pfalz) zuvorderst  mit  deren  religionsgcnossen  sich  recht  verglichen  betten, 
item  auch  mit  Würtemberg  unterstanden  hetten,  die  Sachen  weiter  zu 
bringen  , des  vil  in  mer  weg  bei  dieser  coniunction  vermögen  wurde  . . 
Wan  i.  f.  g.  (Baden)  ein  gut  fundament  sehen  würden,  wollen  sie,  was 
dero  gewissens  und  vermögen»  halben  thunlich  und  verantwortlich  , bei 
sich  nicht  erwinden  lassen.“  Er  höre  gerne,  ,.das  e.  chf  g.  mit  etlichen 
Stenden  in  vergleichung  weren ; das  auch  i f.  g.  dergleichen  bei  dero 
religionsverwanten  getriben  und  für  ratsam  hielte,  das  Churpfalz  Wur- 
temberg  wol  informire  und  vermöge,  das  man  zu  gemainer  Zusammen- 
setzung gelangen  möge.  Und  weren  i.  f.  g.  allereit  mit  etlichen  iren 
religionsverwanten  verglichen.“  (Relation  des  Löfenius.  April  1.  M. 
Pf.  117/4  f.  25.) 


•H6.  Protocollchurpfftl  zisch  er  Rathssitzungen.  April 

. . 14—16 

April  14. 

(Anwesend:  derChurfürst,  Anhalt,  derGrosshofm eiste r, 

Vicek anzier,  von  der  Grün,  Löfenius.) 

Man  beräth  Uber  des  Churfürsten  von  der  Pfalz  Anrecht  zum 
Reichsvicariat,  die  Befugnisse  dieses  Amtes,  und  ob  und  wie  der 
Churfürst  dasselbe  an  sich  zu  nehmen  habe.  Bezüglich  der  letz- 
tem Frage  bemerkt  Grün,  man  müsse  sich  vorsehen  für  den 
Rail,  dass  der  Papst  mit  seinem  Anhang  den  Churfürsten  wegen 
geänderter  Religion  für  unfähig  zum  Reichsvicariat  erklärte  und 
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346.  Gewalt  gegen  ihn  brauchen  wollte.  Darauf  Löfenius:  der 
Papst,  Spanien  und  die  katholischen  Fürsten  werden  schon  im 
Einverständnisse  sein.  Ihr  Angriff  dürfte  zunächst  dem  Chur- 
fürsten von  der  Pfalz  gelten,  unter  andern  weil  demselben  das 
Reichsvicariat  zukomme.  Dagegen  sei  für  den  Churfürsten  Folgen- 
des erforderlich:  „1.  ein  nervus  . .,  2.  müß  ein  resolution  genom- 
men werden,  wohin  cs  P(falz)  richten  wolle  der  election  wegen, 
dan  man  sonsten  im  weiten  mer  spaziren  gehe  ...  3.  werde 

P(falz)  mit  Sachsen  und  Brandenburg  zu  tractiren  haben.  Saxen 
sei  eben  so  wol  alß  P(falz)  interessirt.  4.  Man  wrerde  auch  gene- 
ralconsilium  continuiren  mtißen,  so  hirzu  mercklich  dienen  könne.“ 
Anhalt  stimmt  mit  dem  zweiten  und  dritten  (er  nennt  nur  Sach- 
sen) Vorschlag  überein,  indem  er  bemerkt:  ,,P(falz)  wüste  sich  zu 
erinnern,  alß  er  bei  (Kai.)  Mt.  gewesen,  das  P(falz)  sich  bequcmt. 
Aber  seien  itzt  viel  accidentia  eingefallen,  und  die  evangelische 
bei  (Kai.)  Mt.  ser  suspect.  Item  wiße  man,  waß  Pistorius  vor 
bedencken  geben,  welcher,  ob  er  wol  removirt  gewesen,  doch  Kai- 
sers beichtvatter  wer.  Item  gebe  Clementis  intercipirter  brief  1594 
zu  erkennen , wie  starck  election  treiben , item  (wie)  ihn  verhast 
ist  P(falz)  anmaßung  vicariats.  So  hetten  i.  f.  g.  von  Leuchten- 
berg erstanden,  das  man  ser  umbgehe  von  eligirung  R(omisehen) 
königs.  Vicariat  betreffend,  werde  man  itzt  damit  nit  lang  vort- 
kommen  können  allerhand  geferlicher  Sachen  wegen.  Darumb 
zu  bedenken,  wohin  sich  in  electione  alßdan  zu  lencken.“ 

April  16. 

(Anwesend  dieselben,  wie  in  voriger  Sitzung.) 

Man  berätli,  wem  Churpfalz  bei  der  Wahl  eines  Nachfolgers 
des  Kaisers  seine  Stimme  gehen  möchte,  damit  nachher  „de  vica- 
riatu  desto  fruchtbarlicher  zu  reden,“  und  damit  man  für  die  in 
der  vorigen  Sitzung  von  Löfenius  vorgeschlageneu  Verhandlungen 
mit  Chursachsen  und  Churbrandenburg  die  Stellung,  welche  chur- 
pfälzischer Seits  einzunehmen  sei,  bestimme.  Man  ist  einig,  dass 
fremde  Fürsten  von  der  Wahl  auszuschliessen  seien.  Denn  es  sei 
besser  und  herkömmlich,  bei  einheimischen  zu  bleiben ; auch  werde 
von  den  dermaligen  fremden  Fürsten  keiner  dem  Reiche  nützlich 
sein.  (Culmann.)  Anhalt  bemerkt:  „extraneos  betreffend,  du- 
bitire  er  nit,  das  solche  per  constitutiones  außgeschlossen,  sonder- 
lich weiln  bei  der  wal  Caroli  V.  solche  praesupponirt  worden  . . . 
Vor  Franckreich  warne  er  treulich;  würde  es  gern  auf  sich  nemen, 
und  villeicht  underbaut  haben,  aber  nit  ratsam.“  Grün:  „Franck- 
reich betreffend,  kenne  man  ir  humores.  Mit  capitulationibus  wor- 
den sie  sich  nit  einschrencken  lassen;  item  da  es  schon  geschehen, 
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obs  würden  halten?  Ja  möchten  es  (das  Reich)  noch  Frankreich  April 

i J i/j 

incorporiren  wollen.  So  sei  konig  in  Fr(ankreich)  nunmer  alt, 
möchts  abschlagen.“ 

Es  handelt  sich  ferner  darum,  ob  ein  Evangelischer  oder  ein 
Katholischer  zu  wühlen  sei.  C ul  mann  hält  das  erstere  an  sich 
fflr  das  beste.  Allein  der  Papst  würde  einer  solchen  Wahl  den 
heftigsten  Widerstand  entgegensetzen.  „Darumb  zu  sehen,  waß 
man  thun  könne,  und  nit  waß  man  wolle.  Wan  man  nur  ein 
bette,  wie  Maximilian  II.,  der  religion  verstünde  oder  kein  per* 
secutor  und  dem  bapst  und  Spanien  nit  so  viel  einraumte.“ 

Aehnlich  Grün:  dem  evangelischen  Kaiser  werden  die  Katho- 
liken einen  Gegenkaiser  gegenüberstellen,  und  so  werde  innerer 
Krieg  erfolgen.  Auch  müsse  in  dem  Besitz  des  zu  Wählenden 
.ein  macht  sein,  nit  allein  fürsten  im  zäum  zu  halten,  sondern 
auch  vor  andern  zu  schützen.“  Diese  Macht  aber  habe  kein  Evan- 
gelischer. Dagegen  Löfenius:  Da  man  sich  mit  Sachsen  und 
Brandenburg  über  den  zu  Erwählenden  zu  verständigen  habe,  so 
könne  man  sich  nicht  gleich  über  einen  bestimmten  Thron- 
candidaten  schlüssig  machen.  Unter  den  Evangelischen  sei  der 
König  von  Dänemark 1 am  mächtigsten.  Allerdings  werden  der 
Papst  und  Spanien  seiner  Erhebung  mit  aller  Macht  widerstehen, 
und  dürfte  neben  ihm  ein  Gegenkaiser  gewählt  werden.  Allein 
man  werde  diese  Schwierigkeiten  überwinden  können,  wenn  die 
drei  weltlichen  Churfürsten  einig  seien.  „Dan  man  werde  sich 
zuvor  vergleichen  können,  das  mau  des  voti  bei  Behem  diß  seits 
gewiß  . . So  möcht  man  etwan  leichtlich  ein  auß  geistlichen  ge- 
winnen kennen;  oder  sessen  die  geistlichen  also  beisammen,  das, 
wo  krieg  vorhanden,  inen  es  mer  gelten  würde.“  Wenn  Dänemark 
die  Würde  nicht  annehmen  wollte,  so  müsste  man  auf  weniger 
Angesehene  z.  B.  den  Bruder  des  Churfürsten  von  Sachsen  bedacht 
sein.  „Vermögen,  item  experientia  und  alter  möchten  im  weg  diß 
orts2  liegen.  Vermögen  betreffend,  sei  ein  grosser  maugel,  aber 
da  man  verglichen,  dorft  man  noch  rat  finden.  Waß  Behems 
wegen  noch  könte  bedacht  werden,  wer  nit  gar  außzusetzen. 
Niderlaut,  alß  Flandern,  Brabant  etc.  könten  noch  gutte  mittel 
geben.  Es  weren  auch  nur  graften  zu  solchen  digniteten  kommen.“ 

^Venn  man  sich  aber  mit  Brandenburg  und  Sachsen  nicht  einigte, 
so  werde  man  keinen  Evangelischen  durchbringen.  Grosshof- 
meister: man  möge  mit  Brandenburg  und  Sachsen  sich  benehmen, 
ob  Dänemark  zu  wählen  sei. 

1 Derselbe  wird  als  Reichsstand,  nicht  als  Ausländer  angesehen. 

2 Der  bairische  Glossator  der  prot.  Correspondenz  bemerkt:  „id  est 
bei  Pfalz.“ 
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346.  Anhalt:  „einen  aul*  evangelischen  zu  erlangen,  sei  bef*er 
zu  wünschen  all*  zu  hoffen.  P(falz)  het  nit  leuchtlich  vorzuschlagen, 
der  nit  andern  beden  evangelischen  (churfürsten)  annemlich.  Aber 
hilte,  das  prinz  Moritz  nit  allerdings  außzusetzen,  in  ansehung  ali- 
ineuta  und  accessio  imperii  das  werck  ser  facilitiren.  Vermeint, 
werde  auch  bei  beden  zu  erhalten  sein.  Sachsen  verwant,  and 
möchte  Brandenburg  mit  einem  heurat  sich  dil*  orts  auch  ein- 
lassen. So  sei  qualificatio  ser  gut.  Dennemarck  betreffend,  sol 
Würtenberg  noch  halb  mer  vermögen  haben,  all*  Dennemarck. 
So  sollen  grol*e  schulden  da  sein.  Item  hilten  reichsraet  ser  hin* 
der  sich;  dan  wan  er  gelt  bekomme,  wolle  ers  gleich  verkriegea 
So  sei  Dennemark  entlegen.  Sonsten  sein  Sachen  im  reich  also 
beschaffen,  das  itziger  zeit  nit  vil  motus  zu  machen,  sonderlich 
weiln  stend  ser  enervirt,  distractiones  animorum  vorhanden,  uni 
allerhant  hin  und  wider  practicirt  werde.  Umb  so  viel  weniger 
innerlicher  krieg  zu  erwecken.  Drumb  sich  also  zu  bequemen, 
das  man  zum  leichtesten  durchkommen  kont.  Sonsten  bapst  tranv 
lationem  understehen  möcht;  Spanien  und  Franckreich  (möchten 
davon  zwacken.  So  sei  das  Ungarisch  wesen  in  100  jaren  nie 
geferlicher  gewesen.  Man  hab  auch  itzt  mit  den  underthanen  und 
nit  Türken  allein  zu  tlmn.“ 

Bezüglich  der  katholischen  Candidaten  wird  das  Haus  Oest- 
reich  und  daneben  vom  Vicekanzler  und  Grün  auch  Baiern 
berücksichtigt.  Beide  aber  wollen  Baiern  ausgeschlossen  sehen 
wegen  seiner  Feindschaft  gegen  die  evangelische  Religion.  Aach 
habe,  bemerkt  Grün,  das  Haus  Oestreich  wol  allein  im  Reich 
die  für  den  Kaiser  erforderliche  Macht,  Baiern  habe  sie  nicht. 
Unter  den  östreichischcn  Erzherzogen  sprechen  der  Vicekanzler 
und  Anhalt  von  Albert  und  Ferdinand:  dieselben  seien  auszn- 
schliessen,  weil  sie  Sclaveir  des  Papstes  seien  (Anhalt) , weil  Fer- 
dinand die  Religion  verfolge,  und  Albert  in  das  Reich  eingefallen 
sei  und  dafür  noch  keineu  Ersatz  geleistet  habe  (Culmaun).  Alle 
sprechen  über  Maximilian  und  Matthias.  Für  erstere  entscheidet 
sich  der  Vi  ce  ka  n z 1 er:  denn  er  sei  der  gemässigteste;  „i.  d.  lassen 
noch  viel  (evangelische?)  commentur  pleiben;  hetten  auch  biß 
noch  nit  verfolgt  . . . Mit  Türcken  hab  er  harten  anstalt  gehabt 
vor  wenig  jaren;  aber  Türck  wer  sowol  all*  er  geflohen.“  Ebenso 
Löfenius:  denn  Matthias  befördere  die  Religionsverfolgung. 

Entscheide  man  sich  für  Maximilian,  so  wäre  mit  ihm  „ufs  ehiste 
zu  tractircn,  wie  im  zu  helfen,  item  wie  religionfriden  zu  decla- 
riren.“  Es  sei  zeitig  zu  „caviren,“  dass  Katholiken  wie  Prote- 
stanten nicht  mehr  beschwert,  dass  des  Reichs  Ansehen  wieder 
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ergänzt  und  das  des  Papstes  geschmälert  werde,  dass  „Jesuiter  und  April 

i ( i(? 

dergleichen  giftige  leut  abgesohafft  (werden).“  Ebenso  der  Gross- 
hofmeister.  Grün  bemerkt:  „hörte,  das  Mattias  nit  zu  sol- 
chen Sachen  qualificirt.“  Allein  da  ihm  nach  des  Kaisers  Tode 
die  östreickischen  Lande  zufallen  dürften,  so  werde  Maximilian, 
dem  sonst  nichts  im  Wege  stehe,  keine  genügende  Macht  haben. 
Anhalt:  „(das)  loß  würde  entlieh  fallen  uf  Mattiam  oder  Maxi- 
milianum.  Maximiliamim  mochte  beschweren,  das  er  contra  datam 
ödem  auß  Polen  geflogen;  aber  Mattias  hange  ser  an  pfaffen.“  Der 
Churfürst  stimmt  dem  Vorschläge  des  Löfenius  bei,  dass  man 
bei  den  Verhandlungen  mit  Brandenburg  und  Sachsen  in  den 
Vorschlägen  stufenweise  von  Dänemark  zu  geringem  evangelischen, 
dann  zu  katholischen  Tbroncandidaten  übergehe. 

München  Staatsarchiv  546/11  f.  77.  Orig. 

347.  Friedrich  IV.  an  Churbrandenburg.  April 

22 

In  seinem  Schreiben  vom  4.  April  hat  Chürpfalz  seine  An- 
sicht über  eine  der  ungarischen  Unruhen  wegen  zu  haltenden 
Versammlung  der  Käthe  der  weltlichen  Churfürsten  ausgeführt. 

In  seiner  auf  die  Unterredungen  der  pfälzischen  und  brnndenbur- 
gischen  Käthe  in  Heidelberg  verfassten  Gesandtschaftsinstruction 
au  Chursachsen  hat  Churbrandenburg  erklärt,  dass  die  weltlichen 
Churfürsten  iu  der  ungarischen  Sache  vereint  handeln  sollten, 
und  scheint  Chursachsen  nach  seiner  Antwort  dem  Vorschlag  nicht 
abgeneigt,  zu  sein.  Demgemäss  schlägt  Chürpfalz  vor,  dass  die 
erwähnte  Zusammenkunft  am  25.  Mai  in  Erfurt  gehalten,  und 
über  folgende  Puncte  gehandelt  werde:  1.  wie  unter  den  evange- 
lischen Ständen,  zunächst  wenigstens  unter  den  weltlichen  Chur- 
fürsten eine  „gute  coniunction“  ungeachtet  einiger  streitiger  Reli- 
giouspuncte  zu  tretfen  sei,  2.  wie  der  Kaiser  zu  ermahnen  sei, 
dass  „ein  durchgehender,  besserer  und  sicherer  religionsfriden  all* 
bißhero  gewesen,  ufgerichtet  werde,“  3.  wie  „alßdan  die  Ungarn 
und  Türcken  umb  bessern  friden  auch  möchten  zu  behandeln  sein, 

4.  weilo  di  r gröste  schaden  vom  kaiserlichen  hof  herkombt,  wie 
rat  geschaft  w erden  möchte,  daß  dergleichen  nicht  mer  zu  befaren, 

5.  woher  i.  Kai.  Mt.  inmittelst  den  uueosten  zum  krieg  nemen 
sollen.“  6.  Eine  Gesandtschaftsinstruction  an  den  Kaiser  und  Bocs- 
kay  wäre  zu  verfassen.  — Churpfalz  übersendet  dem  Churfürsten 
zwei  verschiedene  Schreiben  über  diese  Zusammenkunft  an  Chur- 
sachsen, von  denen  er  nach  Gutbefinden  eins  übersenden  möge.1 
— Datum  Heidelberg  den  12.  Aprilis  a.  1605. 

Berlin  XXXV  a 3.  Orig. 

1 Vgl.  Churpfalz  an  Chursachsen.  Mai  23.  Schmidt,  Gesch.  der 
Deutschen  VIII  S.  161. 

348.  F r i e d r i c h I V.  an  Churbrandenburg.  April 

22 

Der  Churfürst  möge  dem  vertrautesten  unter  den  Gesandten, 
die  er  nach  Erfurt  abordnet,  Befehl  geben,  über  folgeude 
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April 

22 


Puncte  mit  Löfenius  besonders  sich  zu  besprechen:  1.  Da  bei 
dem  Zustand  des  Kaisers  es  leicht  zur  Erledigung  des  kaiser- 
lichen Throns  kommen  kann,  so  bedenke  man,  ob  und  wie 
Churpfalz  und  Sachsen  sich  in  diesem  Fall  dem  Yicariat  zu  unter- 
ziehen haben.  Denn  da  der  Papst  dasselbe  gleichfalls  beansprucht, 
und  gegenwärtig  die  Geistlichen  fast  mehr  als  je  auf  seiner  Seite 
hat,  so  dürfte  in  dieser  Sache  etwas  unternommen  werden.  2.  Der 
Papst,  sein  Anhang  und  Spanien  betreiben  die  Wahl  eines  römi- 
schen Königs  und  sind  über  ihren  Candidaten  einig.  Es  ist  daher 
dringend  nöthig,  dass  die  weltlichen  Cburfürsten  sich  noch  bei 
Lebzeiten  des  Kaisers  über  dessen  Nachfolge  benehmen.  3.  Man 
hat  zu  reden  „von  etlichen  unvergriflichen  Sachen  Ungarn  und 
Behem  betreffent,  sonderlich  da  Ungarn  das  hauß  Oesterreich  nit 
mer  leiden  wolte.“  1 4.  Wie  die  Last  des  Krieges  auf  die  Fremden, 
die  ihn  hervorgerufen,  zu  wälzen  sei. 2 5.  „De  patrimonio  impera- 
toris.“  6.  Wie,  wenn  Sachsen  sich  zu  der  sehr  nöthigen  Gesandtschaft 
wegen  Bocskay  nicht  herbeilässt,  darüber  mit  andern  Fürsten  zn 
handeln  sei.  7.  Uebcr  die  sonstigen  zwischen  Pfalz  und  Branden- 
burg bis  dahin  verhandelten  Angelegenheiten  z.  B.  die  Jülichsche. 
— Datum  Heidelberg  den  12.  Aprilis  1605. 

Berlin  XIV  16.  Orig. 

1 Bei  der  churpf  Rathssitzung,  in  der  man  dies  Schi  eiben  bespricht, 
(April  20)  bemerkt  Löfenius:  „Wan  Hungarn  ein  besonder  haubt  wolr 
haben,  aber  (Kai.)  Mt.,  auch  Saxen  ungern  darzu  verstehen  wolt,  wie 
alsdan  den  Sachen  rat  zu  schaffen  und  zu  helfen,  sofern  doch  alzeit  sie 
bei  der  Christenheit  verpleiben  wolten;  dan  sonsten  andere  Consilia  sein 
müssen.  Wer  dahin  zu  setzen,  das  salus  publica  mer  alß  das  haui> 
Oesterreich  anzusehen,  weiln  sich  nit  recht  vorgesehen.  P^s  (sei)  hieberor 
auch  einmal  ein  pfalzgraf  konig  in  Ungarn  gewesen.  Da  Brandenburg  dazu 
verstünde,  obs  möglich,  die  suchen  dahin  zu  richten  oder  nit,  wan  schon 
Saxen  nit  darzu  verstünde.“  Ferner:  „werde  man  von  der  cron  Bebem 
reden  müssen.  Dan  da  Maximilianus  erwelt,  werde  ers  zum  underhald 
haben  wollen.“  (M.  546/11  f.  86) 

2 Bei  Berathung  dieses  Schreibens  durch  churpfälz.  Käthe  am  21.  April 
formulirt  Anhalt  diesen  Punct  so:  „Wie  diversio  Ungarischen  krigs  uf 
Spanien  zu  richten,  so  anfang  dises  lermens.“  (a.  a.  0.  f.  DO.) 

349.  Friedrich  IV.  an  Würtemberg. 

Der  Churfürst  schlägt  dem  Herzog  vor,  dass  ihre  Rüthe  am 
1.  Mai  in  Bretten  oder  Maulbronn  Zusammenkommen.  Die  nach 
des  Churfürsten  Erachten  zu  verhandelnden  Puncte  liegen  bei, 
und  steht  es  zu  des  Herzogs  Gefallen , ob  die  zwischen  ihm  und 
dem  Churfürsten  begonnene  „Vereinshandlung“  wieder  aufzunehmen 
sei.  Der  Herzog  möge  den  Churfürsten  von  Sachsen  besonders 
über  die  Ursachen  der  ungarischen  Unruhen  unterrichten,  ihn  auch 
ermahnen,  dass  er  eine  Vereinigung  aller  evangelischen  Stände 
gegen  die  Absicht  der  Papisten,  sie  alle  zu  unterdrücken,  und 
einen  Convent  derer,  die  darüber  vor  andern  zu  beratken  haben, 
befördere.  Mit  dem  vom  Herzog  geänderten  Ausschrciben  ist  der 
Churftirst  zufrieden  und  wird  dasselbe  nunmehr  ausgehen  lassen. 
Er  erwartet  vom  Herzog  die  Specification  der  Irrungen. 1 Ein 
neuer  Bericht  über  die  Ursachen  der  ungarischen  Empörung  liegt 
bei.  — Datum  Heidelberg  den  12.  Aprilis  a.  1605. 


Digitized  by  Google 


1605 


445 


Beilage:  Puncte,  darüber  die  churpfälzischen  und 
würtembergischen  Räthe  zu  verhandeln  haben.  1.  Wie 
ungeachtet  etlicher  streitiger  Religionspunctc  eine  Vereinigung 
„erstlich  durch  ein  und  andere  benachbarte  stende  besonders,  und 
dan  insgemein  mit  allen  evangelischen  stenden  zu  treffen  . . sein 
möchte.“  2.  Wie  die  so  Verbündeten  darauf  zu  dringen  haben, 
dass  der  Religionsfriede  „uf  mer  sichere  und  billicliere  wege  und 
aequalitet  gerichtet,“  das  ihm  zuwider  und  zum  Nachtheil  der  Evange- 
lischen Eingeführte  abgestellt  werde.  3.  Wie  mit  den  Ungarn  und 
Siebenbürgern,  dann  mit  deren  Hülfe  mit  den  Türken  Friede  zu 
erlangen  sei.  4.  Wie  Rath  zu  schaffeu  sei,  damit  durch  die  kaiser- 
lichen Räthe  und  Diener  nicht  ferner,  wie  bis  dahin  „ungelegen- 
heiten  zu . werk  gerichtet“  werden.  5.  Welche  Vorschläge  dem 
Kaiser  zu  machen  seien,  damit  die  Fortschritte  der  Türken  bis 
zum  Frieden  mit  ihnen  aufgehalteu  werden. 

München  Staatsarchiv  543,5  f.  172  Cpt. 

1 Auf  Würtembergs  Schreiben  vom  29.  März  hatte  der  Churfürst 
&m  4.  April  ihm  einen  Convent  der  Gesandten  der  vornehmsten  ev.  Für- 
sten vorgeschlagen  mit  Bcrathungsgegenständen  wie  in  dem  Schreiben 
gleichen  Datums  an  Churbrandenburg.  Um  über  diesen  Vorschlag  zu 
berathen,  wünschte  er  eine  Zusammenkunft  der  beiderseitigen  Räthe. 

Zugleich  übersandte  der  Churfürst  den  Entwurf  des  vom  Herzog  in  sei- 
nem Schreiben  erwähnten  Ausschreibens  an  die  Lehensleute  und  propo- 
nirte,  dass  man  sich  vor  den  Verhandlungen  über  die  Beilegung  der 
beiderseitigen  Irrungen  ein  Verzeichniss  derselben  übersende.  (M.  543'5 
f.  165.)  Der  Herzog  erklärte  sich  darauf  mit  der  Zusammenordnung  der 
Räthe,  dem  Ausschreiben  (eine  Aenderung  abgerechnet)  und  dem  Vor- 
schlag hinsichtlich  der  Irrungen  einverstanden.  (11.  April.  A.  a 0.  f.  169.) 
her  Churfürst  sandte  das  Ausschreiben  am  22  April  an  Lgr.  Moritz, 
am  27.  April  an  Anspach  und  Culmbach,  mit  dem  Bemerken:  es  würde 
,.nicht  wenig  ufmerkens  geben,“  wenn  dasselbe  von  mehreren  Evangeli- 
schen in  möglichst  gleicher  Form,  besonders  auch  von  ihnen  für  ihre 
Lchensleutc  publicirt  würde.  (M.  pf.  117/4  f.  114,  248.)  Am  27  April 
meldete  der  II.  Würtemberg  dem  Churfürsten,  er  habe  das  Ausscbreiben 
publicirt.  (M.  543  5 f 175.) 

350.  Vertrag  zwischen  den  Bevollmächtigten  der  April 

25 


Apri  1 
26 


Staaten  und  denen  von  Churpfalz,  Churbrandenburg 
und  Markgraf  Johann  Sigismund. 

1.  Bestimmung  der  von  den  Churfürsten  und  dem  Markgrafen 
den  Staaten  zu  leistenden  Subsidien.  2.  Bestimmung  der  Hülfe, 
welche  in  gewissen  Fällen  die  Staaten  den  Churfürsten  und  dem 
Markgrafen  zu  leisten  haben,  um  die  ihnen  hinsichtlich  der  Jülicher 
Lande  zustchenden  oder  bereits  verwirklichten  Rechte  auszuführen 
oder  zu  erhalten.  1 — In  den  Haghe  . . den  25.  April  1605. 

Gedruckt:  Aitzoma  , Saekcn  von  Staat  en  Oorlogh  (Haag  1669  fol.)  V.  S.  529. 

Vgl.  v.  Mörncr  Churbrandenburgs  Staatsverträge  S 33. 

1 Ueber  die  Annahme  und  nähere  Bestimmung  dieses  Vertrags  durch 
die  Staaten  von  Holland  vgl.  Yreede.  Inleiding  tot  uue  Geschiedeuis  der 
^ederlandsche  Diplomatie  II  1 S.  350  fg. 

föl.  Karl  Paul  an  Churpfalz,  (z.  Th.) 

Am  21.  Audienz  der  Gesandten  der  Fürsten  bei  Hein- 
rich IV.  Nach  Abhaltung  des  von  Bouillon  dem  Paul1  zugestellten 
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Vortrags  2 gab  der  König  sofort  mündlich  die  Antwort,  welche  bei* 
liegt.  Kine  gleiche  Antwort  erhielten  die  gleich  darauf  vorgelas>* 
nen  Schweizer  Gesandten. 3 Paul  hat  darauf  bei  Villeroi  um  eine 
zweite  Audienz  und  schriftliche  Antwort  nachgesucht.  Er  ver- 
sprach beides  zu  befördern  und  deshalb  dem  König,  der  nach 
Fontainebleau  gezogen  ist,  nachzureisen.  4 — Gegeben  zu  Paris 
den  16.  April  1605. 

Beilage.  Mündliche  Antwort  des  Königs  von 
Frankreich  an  die  Gesandten  der  deutschen  Fürsten. 
Der  König  kaun  keine  andre  Antwort  geben,  als  die,  welche 
er  schon  auf  zwei  Gesuche  des  Churfürsten  von  der  Pfalz  in  der- 
selben Sache  gegeben  hat.  Bouillon  möge  kommen,  seine  Fehler 
gestehen  und  um  Gnade  bitten,  dann  wird  der  König  ihn  wie  ein* 
Vater  aufnehmen.  Er  wünscht  „qtie  les  accusations  ne  fussent  veri- 
fiez,  comme  ils  estoient.“  Dass  die  Fürsten  falsch  unterrichtet  sind, 
hat  er  dem  Plessen  schon  auseinander  gesetzt  und  braucht  es  nicht 
zu  wiederholen.  Da  Bouillon  sein  Unterthan  ist,  so  wünscht  er 
nicht  „qu’autres  mirent  leurs  cautions  cntrc  luy  (le  roi)  et  les  siens." 
Er  Wünscht  nicht  die  Einmischung  Anderer  in  seine  Angelegenhei- 
ten. Zum  Rcpliciren  ist  in  dieser  Sache  keine  Veranlassung. 
Uebrigens  zweifelt  er  nicht  an  der  Fortdauer  der  Zuneigung  der 
Fürsten,  wie  er  auch  ihr  guter  Freund  bleiben  wird.  5 

München  Staatsarchiv  pf  90  9 f.  184.  Orig 

l Karl  Paul  war  durch  eine  Nebeninstruction  (f.  72)  beauftragt,  über 
Sedan  zu  reisen  und  sich  von  Bouillon  belehren  zu  lassen,  „wie  er  seine 
handlung  auszustellen“  habe.  « 

’Z  Derselbe  findet  sich  f.  186  und  stimmt  mit  dem  bei  Green  van 
Prinsterer  (archives  II  2 S.  328)  gedruckten  Actenstück. 

3 Die  ev.  Schweizer  Cantone  hatten  Gesandte  geschickt,  w-ollten  aber 
nicht,  dass  dieselben  ihre  Werbung  gemeinschaftlich  mit  den  Abgeordne- 
ten der  deutschen  Fürsten  verrichteten,  damit  der  König  nicht  wieder  ein 
Verständniss  zwischen  ihnen  und  den  Fürsten  voraussetze.  (Relation 
Pauls.  April  19.  M.  pf.  90/9  f.  177.  Ueber  die  Schweizer  Werbung 
vgl.  Thuanus  VI.  S.  318.  134,  8.) 

■t  Am  1.  Mai  herichtet  Paul:  man  habe  den  Gesandten  andeutec 
lassen,  sie  möchten  den  König  in  seiner  gegenwärtigen  Diät  mit  einer 
zweiten  Audienz  verschonen.  Wenn  demgemäss  diese  Audienz  nicht  zn 
erlangen  sei,  so  wollen  die  Gesandten  ihre  Replik  schriftlich  übergeben. 
(M.  pf.  90/9  f.  193.) 

5 Vgl.  Heinrich  IV.  an  Beaumont.  Mai  8.  (Lettres  miss.  VI.  S.  423.) 
derselbe  an  Lgr.  Moritz.  April  28.  (Rommel,  correspondence  S.  227.) 
Ouvre,  Du  Mattrier  S.  109  fg. 

Mai  352.  Joachim  Friedrich  Churfürst  von  Brandenburg 
^ an  Churpfalz. 

Hat  das  Schreiben  des  Churfürsten  vom  22.  April  empfangen- 
Derselbe  wird  inzwischen  nicht  nur  den  Verlauf  des  obersächsiscbeu 
Kreistags,  1 sondern  auch  vernommen  haben,  wie  bei  deniselbeu 
die  Chursachsen  den  Churbrandenburgern  gegenüber  die  „Schickung 
wegen  des  Botschkay“  und  die  Zusammenkunft  in  Erfurt  entschieden 
abgeschlagen  haben.  Letztere  ohne  Betheiligung  Chursachsens  zu 
halten,  scheint  nachtheilig  zu  sein.  „Sonsten  seind  uus  die  von 
e.  1.  volnzogene  Vergleichungen  hinwiderumb  . . geliefert.“  ''OB 
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Churbrandenburg  sind  dieselben  ebenfalls  vollzogen.  — Geben  zu 
Cöln  an  der  Sprew  am  25.  Aprilis  im  jar  1605. 

München  Staatsarchiv  pf.  117/4  f.  260.  Orig. 

1 Obersächsischer  Kreisahschied  vom  22.  April.  (Joh.  Sebastian 
Müller,  sächs.  Annalen  S.  235.)  Die  Churbrandenburger  nahmen  die 
Bewilligung  von  100,000  Tbaler  ad  referendum.  Im  Kreisabschiede  ward 
der  Kaiser  um  Abstellung  der  Verfolgungen  der  Evangelischen  ersucht, 
da  man  sonst  keine  Steuer  mehr  bewilligen  könne.  (Churpfalz  an  Würtem- 
berg.  Mai  13.  M.  543/5  f.  203.)  Angaben  über  die  andern  in  diesem 
Jahr  auf  Anstichen  des  Kaisers  gehaltenen  Kreistage  finden  sich: 
Häberlin  XXII.  S.  340.  (schwäb.  Kreis),  S.  352  (niedersüchs.  Kreis), 
S.  353.  Lingelsheim  an  Bongars.  Mai  17.  (Bongarsi  et  Ling.  epist.  S.  196. 
Oberrhein.  Kreis);  F.  C.  Moser,  des  fränkischen  Crayses  Abschiede  I 
S.  23  (fränkischer  Kreis);  Lingelsheim  an  Bongars.  April  25.  (Bong,  et 
Ling.  epist.  S.  192.  Churrhein.  Kreis). 


•153.  Heinrich  IV.  an  die  Churf firstin  von  der  Pfalz. 


M * 


„Ma  cousine.  Ceux  qui  conseillent  k mon  cousin  vostre  mary 
la  cause  du  duc  de  Bouillon  par  preferance  a mon  amityö  ont 
plus  grande  envve  de  nous  mettre  enscmble  en  inauvais  mesnage 
que  de  bien  remettre  ledit  de  Bouillon  aupres  de  inoy.  J’en  ay 
parl4  ouvertement  a celluy  qui  m’a  presente  vostre  derniere  lettre.“ 

Der  König  bedauert  den  in  dem  Brief  ihm  berichteten  Tod  des 
Sohnes  der  Kurffirstin  gemäss  der  Theilnahme,  die  er  stets  an 
ihren  und  ihres  Hauses  Geschicken  haben  wird,  „me  promettant 
qu’en  fin  vous  connoistrez  que  mon  aflfection  et  mes  intentions 
meritent  plus  de  respect  ct  de  consideration,  que  ne  s’efTorcent  de 
vous  persuader  lesdits  conseillers.“  — Ce  VI.  May  ä Fontainebleau. 

31  ö neben  Staatsarchiv  90  9 f.  204.  Orig. 

354.  Philipp  Ludwig  Herzog  von  Neuburg  an  Chur-  Mai 

p f a 1 z.  7 

Hat  das  Schreiben  des  Churfürsten  vom  13.  April  empfangen. 

Ueber  die  Abstellung  der  ungrischen  Unruhen  und  des  daraus 
weiter  zu  besorgenden  Unheils  hat  der  Herzog  den  kaiserlichen 
Gesaudten  und  dem  bairischen  Kreistag  seine  Erinnerungen  vor- 
gebracht. Die  von  den  Kreisen  gesuchte  Hülfe  gehört  vor  einen 
Reichstag.  Der  religiöse  Zwiespalt  unter  den  Evangelischen  muss 
„nach  dem  unfelbaren  wort  gottes,  als  der  einigen  nonna  componirt 
werden.“  Ein  Gespräch  etlicher  Theologen  des  Herzogs  und  des 
Churfürsten  in  des  letztem  Gegenwart  dürfte  hierzu  dienlich  sein. 

In  politischen  Dingen  ist  dem  Herzog  ein  Vergleich  mit  dem  Chur- 
fürsten genehm,  „wie  wir  dan  umb  renovation  der  in  dem  clmr- 
und  fürstlichen  haus  Pfaltz  ufgerichteten  erbeinigung  und  gilet- 
lieben  oder  uf  den  fal  rechtlichen  austrags  aller  nachbarlichen 
irrungen  nun  etlichmal  bei  e.  1.  freundlich  angehalten  und  dieselbe 
biemit  nochmalu  freund-vctterlieh  darumb  ersucht  haben  wollen.“ 

Eine  Verhandlung  hierüber  zwischen  dem  Herzog  oder  seinem 
Sohne  und  dem  Fürsten  von  Anhalt  nnd  andern  cburpfälzischen 
Käthen  wäre  ihm  ganz  genehm.  — Datum  Stutgart  den  27.  Aprilis 
anno  1605. 

• 31  ö nch c n Staatsarchiv  117/4  f.  118.  Orig.  Auszug:  Wolf  II  S.  407. 
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355.  Christian  Fürst  von  Anhalt  an  Landgra f Moritz 

von  Hessen. 

Gemeinschaftlicher  Plan  beider  Fürsten.  — Mittel  zur  Ausführung  des- 
selben: Union  der  protestantischen  Stände  und  Beistand  von  Frankreich. 
England,  Dänemark.  — Nothwendigkeit  und  gute  Gelegenheit  zur  Ver- 
wirklichung dieser  Mittel  in  Folge  der  ungarischen  Unruhen. 

Mr.  mon  tres  honore  cousin  et  frere.  — J’ay  remarque  dan? 
vostre  si  aggreable  lettre  un  poiut  de  consequence  avec  lequel  je 
me  conforme  entierement,  a sQavoir  que  sans  cf  de  L 1 et  assistanee 
de  F.,  B.  et  D.  2 3 nostre  desseing  sera  vain  touchant  nos  forces 
interieures  lesquelles  peuvent  mouter  a la  somme  de  1,800,000  flo- 
rins  dont  vous  verez  la  liste  ici  jointe.  Je  ne  desire  aultre  chose, 
se  non  qu’on  rende  capable  ceux  qui  se  nomment  L. , trouviat 
surtout  tres  neccessaire  que  la  girlande  de  la  ruthe  en  soyt  bien 
occupöe  avec  bonnes  informations,  ce  que  s’effectuera  par  l’aigle 
rouge  et  les  trois  cornes  du  cerf,  desquels  deux  je  m’en  doubte 
nullement.  Ayant  gagng  lad.  girlande  il  fault  incontinent  faire 
une  asseinbl£e  des  principaulx  interessez  et  la  faire  et  parfaire.1 
Et  alors  me  sembloyet  convenable  sc  servir  des  raoyens  exterieures, 
comme  de  F.  et  B. ; car  sans  qu’ils  voyent  en  effect  nostre  cA 
nous  ne  saurons  rien  attendre  d’eux.  Cependant  il  seroyt  pas 
mal  fait  qu’eussiez  sondd  le  gne  (oder:  gue)  de  loing  apres  F., 
affin  qu’a  lad.  assemblde  on  eust  occasion  de  pourchasser  plus 


1 l’union  des  princes  (oder  etats)  protestants. 

54  France,  Grande-Bretagne,  Dannemarc. 

3 Die  girlande  de  la  ruthe“  dürfte  Chursachsen,  die  „trois  cornes  dn 
cerf‘  Würtemberg,  der  „aigle  rouge“  Churbrandenburg  sein.  Darauf  führt 
die  Uebereinstimmung  der  Wappen  (Rautenkranz,  drei  Hirschgeweihe, 
rother  Adler)  und  der  Thatsaclien.  Denn  wie  Churpfalz  den  Chf.  Sachsen 
durch  Churbrandenburg  zu  gewinnen  suchte,  ersieht  man  aus  n.  344,  347. 
Bezüglich  Würtembergs  aber  findet  sich  Folgendes:  am  18.  Mai  erklärt 
Würtemberg  auf  eine  im  Namen  des  Chf.  Pfalz  abgelegte  Werbung  des 
F.  Christian  von  Anhalt : er  sei  bereit,  neben  den  Chf.  Pfalz  und  Branden- 
burg den  Chf.  Sachsen  zu  ersuchen  dass  er  sich  an  der  Gesandtschaft 
der  weltlichenChurfürsten,  die  dem  Kaiser  die  Wahrheit  über  die  ungrischen 
Unruhen  entdecken  solle,  betheiligen  möge.  Wenn  aber  Chursachsen  seine 
Betheiligung  ablehne,  so  werden  die  Papisten  diese  Spaltung  zum  Nach- 
theil der  Evangelischen  benutzen,  und  könne  dann  auch  er  (der  Herzog) 
sich  der  Sache  nicht  annehmen.  (M.  543/5  f.  207.)  Am  23.  Mai  ersucht 
der  Chf.  Pfalz  den  H Würtemberg:  er  möge  Chursachsen  sofort  schrift- 
lich für  eine  Zusammenkunft  der  weltlichen  Churfürsten  zu  gewinnen 
suchen,  die  sich  über  eine  Gesandtschaft  an  den  Kaiser  oder  an  Bocskav 
oder  an  beide  zugleich  vergleichen  sollen.  Er  (der  Churfürst)  habe  ein 
derartiges  Schreiben  schon  abgefertigt  (vgl.n.  347  Anm.  l.)und  werde  Chur- 
brandenburg  ebenfalls  um  ein  solches  ersuchen.  Da  ferner  die  Gefahr 
wachse,  so  möge  der  Herzog  auch  seine  „gedancken  über  den  Vorschlag, 
so  . . fürst  Christians  1.  e.  1.  in  sonderra  vertrauen  entdeckt,  uns  freunb 
lieh  . . eröfnen.“  (a.  a.  0.  f.  210.)  Vgl  ferner  n.  340,  362. 
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vivement  led.  negoce.  L’affaire  est  tres  important,  les  volontez  Ma 
separöes,  les  moyens  difficiles  et  le  temps  bien  court.  Touttesfois 
fault  il  obvier  avec  soing  et  industrie.  Car  si  les  rebelles  d’Hon- 
grie  prosperent  nous  voyans  mal  cn  ordre,  qui  les  einpeschera 
qn’ils  ne  passeut  par  Schlesie  en  Marche,  par  Boheme  en  Misnie, 
eaFranconie  etBaviere?  qui  sera  si  prompt,  qu’il  puisse  arrester 
le  feu  que  ne  brusle  jusques  au  Rhin?  Mais  s’ils  ne  prosperent 
pas,  ou  qu’ils  obtienent  quelque  composition,^qui  s^aura  en  garder 
la  vengeance  eoutre  ceulx  qui  ont  refuse  les  contributions  de 
cercles?  Certes  le  plus  specieuix  pretexte  sera  de  leur  cost6. 

Et  quel  aultre  remede  a - il  pour  se  garentir  contre  un  pereil  si 
evident?  Voyci  la  plus  belle  occasion  laquelle  ne  nous  attendra 
pas,  si  nous  ue  la  prenons  pas.  Nos  contraires  ne  la  pourront 
siniaginer.  Toutte  l’Europe  louera  ceste  intention,  et  c’est  juste- 
ment le  temps  qu’on  pourra  monstrer  aux  papistes  qu’  eulx  sont 
aulteurs  du  mal  et  les  nostres  du  bien.  En  eens  ans  semblaole 
occasion  ne  s’est  presentöe.  II  vous  fault  doneques  ayder  a faire 
le  chemin  et  a rompre  la  premiere  glace  des  difficultez  qui  se 
presenteut  de  premiere  face.  Pour  moy  je  m’employeray  selon 
ma  possibilit6.  Voyla  ce  qui  m’est  venu  en  teste  pour  vous  res- 
pondre  presentement,  puisque  je  u’ay  voulu  arrester  vostre  courir, 
mais  je  penscray  plus  ineurement  aud.  affaire  et  ne  fauldray  pas 
de  vous  continuer  lad.  communication  de  mesd.  brouilleriös.  1 — 

A Heidelb.  ce  3.  May  1605. 

Beilage.  Chacquun  des  estats  evangelicques  contribuera 
100  moys  avec  ce  qu’il  doybt  ancores  contribuer  de  lad. 2 pro- 
chaine , ce  qj’est  40  moys,  de  sorte  qu’en  effect  ils  ne  contri- 
bueront  que  60  moys.  Estant  doneques  le  fait  si  important,  neces- 
saire  et  utile,  on  ne  3 doybt  faire  aussy  promptement  qu’a  Franck- 
fort  Tan  99 , qu’alors  en  estoyt  resolu  de  contribuer  75  moys. 

Palatin , Saxen , Brandenbourg,  electeurs,  ensemble:  600,000  fl., 

'''ürteuberg,  Hessen,  Braunschweig,  ensemble:  600,000  fl.  Le 
reste  de  la  maison  de  Braudenbourg,  Cobergk,  Weimar,  Lunebourg, 

1 Der  hier  besprochene  Plan  dürfte  Zusammenhängen  mit  einem 
Uionsplane,  überden  folgende  Schreiben  zu  vergleichen  sind  : Heinrich  IV. 
an  Dgr.  Moritz  Juli  13.  (Rommel,  correspondance  S 236.)  Lgr.  Moritz 
an  Heinrich  IV.  Juli  31.  (a.  a.  0.  S.  242)  Heinrich  IV.  an  lieaumont. 

;Juni  10.  (l.ettres  miss.  VI  S.  70.).)  Derselbe  an  denselben  Juli  13. 

U-  a.  0.  S.  471)  Sillery  an  Sully.  Juli  12.  (Sully.  ceconomies  royales 
H.  Michaud)  11  S.  50')  Sully  an  Sillery.  Juli  17.  (a.  a.  0.  S 51.) 
Bouillon  an  einen  Vertrauten.  Mai  30.  (a  a.  0.  S.  54.)  Sully  an  Ville- 
r°y.  Juli  24.  (a.  a.  0.  S 54.)  Ouvre,  Du  Maurier  S.  111.) 

1 lies:  de  la  contribution  (Türkeuhülfe  von  1603) 

3 statt  le  ? 

Acten  des  30jähr.  Krieges  I.  29 
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Holstein,  Meckelbourg,  Baden,  Anhalt,  Graffen:  400,000  fl.,  Yilles 
de  l’empire:  200,000  fl.  (Summe)  1,800,000  fl. 

Cassel  Regierungsarchiv.  Evangelische  Unionshandlungen.  Rep  XXIX  i 
Eigcnh. 

Mal  356.  Brederodes  schriftliche  Werbung  bei  Churpfalz. 

Die  Staaten  danken  dem  Churfürsten  für  die  Erlaubniss  von 
'I’ruppenwerbungen  und  die  Anticipation  der  zwei  ersten  Ziele  der 
bewilligten  Hülfe.  Aber  „pour  le  payement  du  second  mois  . . . 
ne  rcstera  du  payement  du  premier  mois  que  peu  ou  rien.“  Da5 
Geld  zur  Bezahlung  des  Regiments  muss  bis  zur  Mitte  Juni  vor 
handen  sein,  daher  bitten  die  Staaten  den  Churfürsten,  auch  dis 
dritte  Ziel  der  Hülfe  bis  dahin  zu  erlegen.  Anspach  hat  gleich- 
falls 15,000  fl.  anticipirt.  Da  Brederode  bei  Dänemark  und  kt 
übrigen  evangelischen  Ständen  1 Deutschlands  Hülfe  für  die  Staa- 
ten nachsuchen  soll,  so  bittet  er  hierfür  um  den  Rath  und  Em- 
pfehlungsschreiben des  Churfürsten. 2 — Prses.  Heidelberg  den 
7.  Maii  a.  1605. 

Bemerkungen  auf  der  Rückseite:  Die  erstere  Bitte  wird  ge- 

währt, nicht  aber  die  andere,  weil  dann,  besonders  durch  Schreibes  | 
an  die  Städte,  die  Sachen  auskommen  könnten  und  vornehmlich 
den  kaiserlichen  Hof  befremden  würden,  „wciln  man  itzt  bei  den 
craißtaegen  dergleichen  (Hülfen)  der  Kai.  Mt.  abgeschlagen/4  Di« 
Schweizer  endlich  wollen  nichts  geben,  sondern  nur  nehmen.  — 
Signatum  den  7.  Maii  a.  1605. 

München  Staatsarchiv  pf.  102-2  f.  46.  Orig. 

1 ln  einer  Beilage  werden  folgende  genannt:  Holstein,  Mecklenburg. 
Pommern,  Lüneburg,  Stift  Bremen,  Stift  Magdeburg,  Baden,  die  Städte 
Bremen.  Hamburg,  Lübeck,  Nürnberg,  Ulm,  Strassburg,  Basel,  Schaf- 
hausen, Zürich,  Bern. 

2 Seit  der  Werbung  Anspachs  bei  Churpfalz  (n.  333)  hatte  der 
Markgraf  selbst,  ferner  Brederode  und  Graf  Johann  d.  j.  von  Nassau  be; 
verschiedenen  Fürsten  um  Hülfe  für  die  Staaten  nachgesucht.  Der  Mark- 
graf reiste  zum  Lgr.  Moritz,  zum  II  Braunschweig  und  wandte  sieb 
schriftlich  an  den  II.  Johann  Casimir  von  Sachsen-Coburg.  (Anspach  at 
Churbrandenburg.  März  13.  II.  Job.  Casimir  an  Anspach.  März  28.  b 
Unionsacta  ad  tom.  III.).  Gr.  Joh.  d.  j.  begab  sich  mit  churpfälzischer 
Creditiven  zum  H.  Johann  von  Holstein,  zum  Adrnin.  Johann  Adolf  vös 
Lübeck,  zu  den  Herzogen  von  Lüneburg  und  dem  Grafen  von  Schaumburg 
(Gr.  Johann  an  Churpfalz  April  4.  M.  pf  102/2  f 39 ) lieber  Brederode: 
Verrichtungen  vgl.  dessen  Schreiben  an  die  Staaten  vom  26.  März.  (Be* 
venter  III  S 32.)  Bis  zum  Mai  1605  hatten  folgende  Stände  Folgende.1 
bewilligt:  Churpfalz  50,000  fl.  Anspach  und  Cu  Imbach  zusammen 
30,000  tl. , II  e s se  n - Cassc  1 : 30,000  fl.  (über  des  Lgr.  Moritz  anfäng- 
liche Resolution  vgl.  Rommel  VII  S.  272  Anm),  Anhalt:  7.800  fl,  die 
Wette  rauer  Grafen:  10,000  fl  , Holstein:  7,800  fl  , Schau®’ 
bürg:  5,000  fl.  Von  diesen  Bewilligungen  waren  zur  Frankfurter  Oster- 
messe erlegt:  45,500  fl.  (Beilage  zu  der  oben  stehenden  Werbung  Bre- 
derodes). Braunschweig  erklärte  erst  mündlich  dann  am  7 April  schrift- 
lich: er  könne  in  der  nächsten  Zeit  keine  Subsidien  zahlen,  zumal,  di 
er  noch  mit  den  rebellischen  Braunschweigern  zu  thun  habe,  „welches 
dan  von  andern  nit  geringen  leuten  und  orten  widder  uns  bif'daher 
allerhant  Vorschub  gethan  und  noch.“  (an  Anspach.  W.  XX  9.  Vgl 
Lgr.  Moritz  an  Heinrich  IV.  1606  Jan.  28.  Rommel,  correspondasf* 
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8.  272.  Widersprechende  Angabe  bei  Deventer  III  S.  38  Anm.)  Coburg 
gab  ebenfalls  eine  abschlägige  Antwort  (vgl.  sein  angeführtes  Schreiben 
vom  28  März.  Dagegen  Deventer  III  S.  38  Anm.)  Baden  gab  eine 
wenigstens  vorläufig  abschlägige  Antwort.  (Anspach  an  Braunschweig. 

April  1.  W.  XX  9.)  lieber  die  von  den  Subsidien  bestrittene  Werbung 
deutscher  Truppen  für  die  Staaten  vgl.  das  angeführte  Schreiben  Bre- 
derodes  an  die  Staaten.  Ueber  das  dort  erwähnte  Regiment  von  2,000 
Mann  ernannte  Anspach  am  16.  März  deu  Philipp  Fuchs  von  Bimbach 
zum  Obersten  und  schrieb  ihm  zugleich  die  einzelnen  Artikel  bezüglich 
der  Werbung  und  Bestallung  vor.  (Orig,  der  Bestallung  B.  Unionsacta 
ad  tom.  IIIj  Am  25.  April,  als  die  Truppen  den  Rhein  hinabzogen 
oder  eben  hinabgezogen  waren,  schrieb  der  Kaiser  dem  Mgr.  Ans- 
pach und  Hess  zugleich  einem  Beauftragten  desselben  in  Prag  sagen: 
der  Markgraf  habe  sich  in  der  Staaten  Bestallung  eingelassen  und  ge- 
statte dem  Fuchs,  der  weder  den  Kaiser  vorher  angegangen,  noch  Cau- 
tion  geleistet  habe,  in  seinen  Landen  öffentliche  Werbungen.  Dem  Fuchs 
sei  augekündigt,  dass  er  durch  dies  Verfahren  in  die  Acht  gefallen  sei. 
her  Markgraf  aber,  über  dessen  feindseliges  Verhalten  gegen  das  Haus 
Ostreich  gleich  beim  Antritte  seiner  Regierung  man  sich  wundere,  solle 
die  Werbungen  des  Fuchs  sowie  seine  eignen,  wenn  er  solche  vornehme, 
alsbald  abstellen.  (Streitberger  an  Anspach.  April  26.  B.  Unionsacta 
»d  tnm  III.)  Anspach  erwiderte  dem  Kaiser  am  11.  Mai:  er  habe  weder 
Werbungen  angestellt,  noch  in  seinem  Namen  austellen  lassen,  noch  je- 
mals beabsichtigt,  eine  Bestallung  von  den  Staaten  anzunehmen,  (a.  a.  0). 

357.  Jacob  Pistorius  an  Hippolit  von  Colli.  Mai 

22 

Der  Markgraf  von  Baden  lässt  dem  Hippolit  von  Colli  sagen, 
dass  er  jüngst  zu  Stuttgart  mit  Würtemberg  und  Neuburg  „in  be- 
wuster  correspondenzsachen  einen  guten  anfang  gemacht  und  so 
fern  kommen,  das  i.  f.  g.  der  tröstlichen  Zuversicht,  solche  zu 
einem  glücklichen  effeet  gelangen  werde.  Derwcgen  deroselben 
(Badens)  g.  gesiuneu,  der  her  die  Sachen  bei  dem  etc.  Friederichen 
churfürsten  m.  gg.  h.  dahin  zu  dirigiren,  damit  durch  i.  chf.  g. 
auch  dahin  laborirt  werde,  das  man  dermaleins  zu  merer  und  umb 
gemeiner  gefar  willen  hochnötiger  vertrewlicher  eorrespondentz 
kommen  möchte.“  — Datum  Durlach  den  12.  Mai  a.  1605. 

Manchen  Staatsarchiv,  pf.  117,4  f.  232.  Cop. 

358.  Friedrich  IV.  an  Neuburg.  Mai 

23 

Hat  das  Schreiben  des  Herzogs  vom  7.  Mai  empfangen.  Die 
vielen  Colloquia  der  Theologen  haben  nie  Einigkeit  gestiftet,  oft 
aber  den  Zwiespalt  vergrössert.  Von  einem  gemeinen  Synodus  der 
Evangelischen , dazu  der  König  und  die  Theologen  von  England, 
die  reformirte  Kirche  in  Frankreich,  Polen,  Böhmen,  Ungarn,  Hol- 
land, in  der  Schweiz  und  andern  Orten  zu  ziehen  wären,  würde  der 
Churfürst  sich  nicht  absondern.  1 Vorher  aber  müssten  sich 
die,  welche  die  Bedingung  der  Seligkeit  gemeinschaftlich  besitzen, 
als  Glieder  eines  Leibes,  dessen  Haupt  Christus  ist,  lieben,  ein- 
zelne Mängel  an  einander  ertragen  und  gegen  die  gemeinsamen 
Feinde  zusammcnstchen.  Die  Evangelischen  sind  nicht  vorbereitet 
zum  Widerstand  gegen  die  Anschläge  der  Papisten,  und  doch  haben 
sie,  Lutheraner  wie  die'  sogenannten  Calvinisten,  deren  Angriffe  zu 
Besorgen,  sobald  sie  ihr  Ziel  in  Ungarn,  das  sie  noch  nicht  auf- 
geben, erreicht  haben.  Da  ferner  das  Justizwesen  seit  langer  Zeit 
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Mai  sich  verschlechtert  hat,  und  Reichs-  und  Deputationstage  mit  ihren 
23  unklaren  Entscheidungen,  ihrer  Einmischung  des  päpstlichen  Rechts 
ihm  mehr  geschadet  als  genutzt  haben,  aurh  andre  Uebelstände. 
wie  das  ungrische  Unwesen,  durch  Reichs-  und  Kreistage  nicht 
zu  heilen  sind,  so  ist  eine  Berathung  der  evangelischen  Stände 
über  die  Abstellung  dieser  Mängel  dringend  nöthig.  Ebenso  nötiiii 
ist  die  Vereinigung  ihrer  Kräfte  und  Rathschläge,  wenn  sie  an  des 
Reichstagen  Abstellung  ihrer  Beschwerden  erlangen  wollen.  Ca 
nun  „in  diesen  und  dergleichen  Sachen“  eine  Vereinigung  (coniunc- 
tion)  des  Herzogs  mit  dem  Churfürsten  und  „andern  obgemelteu 
reformirten  christlichen  kirchen“  vorzubereiten,  schlägt  der  Chur 
fürst  dem  Herzog  eine  Besprechung  zwischen  beiderseitigen  Räthen 
vor.  Nach  derselben  hätte  sich  der  Herzog  persönlich  oder  sein 
Sohn  Wolfgang  Wilhelm  mit  Christian  Fürst  von  Anhalt  schliess- 
lich zu  einigen.  Der  Churfürst  ist  auch  bereit  zu  gütlicher  Haci- 
lung  über  die  beiderseitigen  Irrungen. 2 — Datum  Heidelberg  den 
13.  Maii  1605. 

München  Staatsarchiv  117/4  f.^236.  Cpt.  Lofcnius.  Auszug:  Wolf  II  S **• 

i Vgl.  mit  diesem  Plan  Du  Plessis  - Mornay , mömoires  I S.  455  ft 
Bedenken  des  Du  Plessis  über  eine  deutsche  Nationalsynode.  1605  Min 
(X  S.  75).  Du  Plessis  au  Rivet.  Mai  22.  (a.  a.  0.  S.  91.) 

'■*  Neuburg  antwortete  auf  das  Schreiben  am  7.  Juli,  indem  erde: 
Vorschlag  des  Colloquiums  wiederholte  und  begründete.  (W.  VII  7, 11 
Wolf  11  S.  408.)  Darauf  erwiderte  ihm  der  Churfürst  am  30.  September 
wenn  er  dabei  bleibe,  dass  erst  die  religiösen  Misshelligkeiten  unter 
den  Evangelischen  beigelegt  werden  müssen,  bevor  sie  sich  als  Brüder 
in  Christo  anseben  und  gegen  feindliche  Anschläge  verbinden  köoDeu. 
so  werden  sie  beide  die  erstrebte  Union  nicht  erleben.  Des  Herzog 
verbitterte  Theologen  schliessen  die  Glaubensgenossen  des  Churfürsea 
von  der  Kindschaft  Gottes  aus,  verkünden,  dass  man  sich  eher  mit  des 
Papisten,  als  mit  jenen  verbinden  dürfe,  so  dass  die  Papisten  auf  die 
Ausrottung  beider  evangelischen  Parteien  hoffen.  Die  Art,  wie  dies« 
Theologen  ihre  Sätze  behaupten  und  die  ihrer  Gegner  bestreiten,  sei  aus 
ihren  Büchern  bekannt,  ihr  Gezänk  aber  persönlich  anzusehen,  sei  gegei 
des  Churfürsten  Grundsätze.  Wol  durch  Unterricht,  nicht  aber  durch 
betrügerische  Dialectik  und  Disputationen  werde  der  rechte  Glaube  ge- 
gründet. Durch  das  lange  Gezänk  unter  den  Evangelischen  sei  die 
Liebe  zurückgetreten.  Alle  frommen  Christen,  welche  durch  Christ 
Gnade  selig  zu  weiden  glauben  und  sich  christlicher  Liebe  befleissiget  : 
sollen  des  Churfürsten  Glaubensgenossen  in  und  ausser  Deutschland  ab 
Glieder  des  Leibes  Christi  ansehen  und  sich  gegen  die  gemeinschaftlichen 
Feinde  verbinden.  Zu  dem  gemeinen  Synodus  scheinen  des  Herzu?* 
Theologen  keine  Lust  zu  haben,  und  müssen  der  Churfürst  und  andre 
friedliebenden  darüber  ihre  eignen  Gedanken  haben.  Das  Zustandekom- 
men desselben  werde  nicht  so  viel  Zeit  erfordern,  wenn  des  Herzu?* 
Theologen  die  rechte  Gesinnung  zur  christlichen  Eintracht  haben;  ond 
immerhin  sei  er  das  Mittel  zu  einer  radicalen  Besserung  des  gegenvir- 
tigen  höchst  gefährlichen  Zustandes.  (W.  VII  7,  14.  Schmidt , Gesch 
Deutschlands  VIII  S.  165  fg ) Am  1.  October  schickte  der  Churfürsi 
dem  II.  Braunschweig  Auszüge  von  seinen  und  Neuburgs  Briefen  vom 
13.  April,  7.  und  23  Mai,  7.  Juli  und  30.  September  (n.  345,  354 
358).  Er  bat  ihn  um  sein  Gutachten , wie  eine  Vereinigung  aller 
evangelischen  Stände  und  ein  Synodus  der  evangelischen  Kirche- 
in  und  ausser  Deutschland  zu  bewerkstelligen  sei.  (a.  a.  0.) 
Herzog  erwiderte  am  24.  Dec. : er  habe  stets  eine  Vereinigung  aller 
evangelischen  Fürsten  in  „weltlichen  Sachen,  des  heil,  reichs  wie  auf* 
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der  chur-  und  fürsten  hoheit  und  notturft  betreffent“  gewünscht.  Es 
werde  darüber  wol  am  passendsten  ein  Convent  der  Räthe  ohne  Ein- 
mischung religiöser  Fragen  handeln.  Ueber  den  Synodus,  dessen  Zu- 
standekommen er  für  schwer  halte,  wolle  er  nachdenken.  (a.  a.  0.) 

359.  Christian  Fürst  von  Anhalt  an  Landgraf  Mai 

Moritz  von  Hessen.  30 

Der  Fürst  will  auf  die  Berathung  zurückkommen,  die  er  mit 
dom  Landgrafen  gehalten.  Die  Haiducken  sind  schon  drei  Tage- 
märsche vor  Prag  gewesen,  die  Gefahr  feindlicher  Anfälle  wird 
immer  grösser,  so  dass  es  sich  nicht  darum  handelt,  welche  Vor- 
theile man  erringen,  sondern  wie  man  sich  und  sein  Vaterland 
schützen  solle.  Die  augenscheinliche  Noth  dürfte  daher  diejenigen, 
welche  am  kaltsinnigsten  zu  sein  scheinen,  nöthigen  „d’entreprendre 
Vintention  de  nostre  proposition  ou  d’en  ehercher  unc  meilleure  . . . 

Vray  est  qu’en  obtenant  l’effect  de  nostred.  deliberation,  que  beau- 
coup  de  biens  proviendroyent  a nostre  party,  cn  sorte  que  je  vous 
diray  une  foys  a bouche.“  Anhalt  wird  den  Herzog  von  Braunschweig 
der  Sache  günstig  zu  stimmen  suchen,  Churpfalz  und  der  Land- 
graf werdeu  Churbrandenburgund  mit  ihm  und  Würtemberg,  „qui  s’est 
desia  offert“,  Sachsen  gewinnen.  Die  Schwierigkeiten,  die  sich  zei- 
gen „au  maniement  dud.  negoce  neseront1  estre  mieulx  guides  que 
par  les  hons  advis  de  mr.  le  prince  Maurice  et  le  conte  Guillaulme, 
qui  hantent  touts  les  jours  semblables  affaires.“  Mit  ihnen  wird 
sich  daher  Anhalt  möglichst  bald  zu  besprechen  suchen.  Sehr 
wichtig  wäre  es,  wenn  der  Landgraf  durch  Frankreich  sondiren 
Hesse,  wie  die  Türken  und  Bocskay  zu  einer  Pacification  sich  ver- 
gehen dürften,  „ce  que  donneroyt  beaucoup  de  lumifcre  a nos  con- 
sultations.“  — A Cassel  ce  20.  de  May  1605. 

Cassel  Regierungsarchiv.  Evangelische  Unionshandlungen,  Rep.  XXIX  a- 
Eigenh. 

1 lies  pourront. 

360.  Christian  II.  Churfürst  von  Sachsen  an  Churpfalz.  Juni 

Q 

Hat  dasSchreiben  des  Churfürsten  vom  23. Mai  (u.  347  Anm.)em- 
pfangen.  Chursachsen,  in  der  Ueberzeugung,  dass  die  ungarischen 
Onruhen  aus  der  Religionsverfolgung  entstanden  sind,  hat  kürzlich 
durch  eine  Gesandtschaft  an  den  Kaiser  und  die  in  Prag  anwesenden 
vier  Erzherzoge  um  Abstellung  der  Verfolgung  gebeteu.  Er  hofft, 
man  werde  endlich  die  wahren  Ziele  der  jesuitischen  Bestrebungen 
erkennen.  Churpfalz  möge  entscheiden,  ob  er  ähnliche  Anträge 
wie  Chursachsen  beim  Kaiser  oder  sonstwo  stellen  wolle.  Eine 
Zusammensein ckung  der  weltlichen  Churfürsten  dürfte  bei  den 
katholischen  Ständen,  besonders  den  geistlichen  Churfürsten,  Ge- 
danken erwecken,  die  gerade  hei  so  gefährlichen  Zeitläufen  zu 
verhüten  sind.  Eine  Gesandtschaft  an  Bocskay,  der  dem  Kaiser 
treulos,  in  der  Hand  der  Türken  und  nicht  mehr  „umb  die  reli- 
gion  sondern  region“  bemüht  ist,  wäre  vollends  unthunlich.  — 

Datum  Augustusburgk  den  29.  Maii  a.  1605. 

München  Staatsarchiv  pf.  117/4  f.  213.  Orig. 
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Juni  361.  Brederode  an  Anspach. 

16 

Pfalzgraf  Wolfgang  Wilhelm  von  Neuburg  hat  seinen  Hof- 
meister Fuchs  v.  Bimbach  an  Brederode  nach  Nürnberg  geschickt 
und  ihm  vorgebracht  : er  danke  ihm  für  die  guten  Dienste,  die 
er  seiner  jüngsten  Gesandtschaft  bei  den  Staaten  gekistet,  nnd 
bitte  ihn  um  Fortsetzung  der  „correspondance  qu’elle  (s.  a.)  avoit 
commencö  avec  moy  estant  a Paris.“  Brederode  möge  sich  bei 
den  Staaten  verwenden,  dass  sie  die  Neutralität  der  Jülicker  Und? 
respectiren.  Mit  dem  Versprechen,  sein  Bestes  zu  thuu,  deutete 
Brederode  darauf  an:  nur  durch  die  Einigung  der  Interessenten 
und  die  Hülfe  der  Staaten  könnten  die  Jülicher  Lande  conservirt 
werden.  Fuchs  erwiederte  im  Vertrauen , dass  der  Pfalzgraf  di> 
einsehe,  sein  Vater  aber  bei  seinen  frühem  Ansichten  beharr». 
Komme  der  Pfalzgraf  zur  Regierung,  so  dürfte  er  sich  bald  mit 
Churpfalz  verbinden,  ja  er  (Fuchs)  hoffe,  dass  der  Pfalzgraf  ihn 
bald  an  den  Churfürsteu  senden  werde,  um  die  Verbindung  vor- 
zubereiten. Der  Pfalzgraf  hasse  die  Geistlichen,  welche  den  Zwie- 
spalt im  Reich  verursachen.  In  Neuburg  habe  man  jüngst  einen 
Superintendenten  aus  dem  Rath  entfernt,  dem  derselbe  rcgelmässi: 
selbst  in  Staatssachen  beigewohnt  habe.  „In  summa  qu’il  y avoit 
bonn’  esperance  d’amendement.“  — De  Hanau  ce  6.  Juin  1606. 

Berlin.  Unionsacta  ad  tom.  III.  Orig. 

Juni  362.  Bedenken  Enzlins  für  Herzog  Friedrich 
28  von  Wtirtemberg.  (z.  Th.) 


In  seinem  Schreiben  an  den  Herzog  bittet  der  Churfürst  von 
der  Pfalz  um  ein  Gutachten  bezüglich  des  ungarischen  Kriege? 
und  bezüglich  des  von  Christian  Fürst  von  Anhalt  in  Vertrauen 
cröffneten  Vorschlags.  Was  nun  den  erstem  betrifft,  so  sollten 
die  Reichsstände  insgemein  für  des  Reichs  Wolfahrt  eintreten. 
Allein  den  Papisten  liegen  mehr  die  Verfolgungen  der  Evangeli- 
schen als  der  Widerstand  gegen  die  Türken  am  Herzen,  und  naefc 
einem  Sieg  über  die  Türken  odereinem  Frieden  mit  ihnen  dürften 
sie  etwas  gegen  die  Evangelischen  unternehmen.  Deshalb  ist  ein 
starkes  Btindniss  unter  den  evangelischen  Ständen  nöthig,  um 
„sowol  unser  geübtes  Vaterland  wider  besorgendes  einbrechen  des 
Türken  zu  defendieren,  als  der  papisten  gefaerlich  anschleg  zu 
verhindern.“  Allein  man  hat  „bisher  fast  cominuniter  dafür  ge- 
halten,“ dass  die  Stände  der  Augsburger  Confession  mit  den  Cal- 
vinisten  keinen  die  Religion  irgendwie  berührenden  Bund  abscblies- 
sen  dürfen.  Chursachsen,  Neuburg,  vielleicht  auch  Baden  dürften 
es  also  für  höchst  bedenklich  halten , mit  Calvinisten , wie  Chur- 
pfalz,  das  erwähnte  Bündniss  zu  schliessen,  und  so  dieselben  in 
den  Religionsfrieden  aufzunehmen.  Indess  so  wünschenswerth  es 
nun  wäre,  dass  die  Fürsten  der  reinen  Augsburger  Confession  die 
Calvinisten  „aus  dem  rcligionfriden  würklich  ausschliessen  und 
also  den  Calvinismuin  gar  ausdilgen  konten,“  so  hat  man  doch  die 
Calvinisten  seit  40  Jahren  ipso  facto  als  Reichsstände  anerkannt 
(durch  ihre  nicht  gehinderte  Theilnahme  an  den  Reichs-,  Depu- 
tations- und  Kreistagen,  ihre  Belehnung  und  Aufnahme  in  den 
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Cburfürsten  verein),  und  sie  also  am  Land-  und  Religionsfrieden  Juni 
Theil  nehmen  lassen.  Enzlin  sieht  daher  nicht,  wie  man  das  nun-  18 

mehr  ändern  könne.  Ausserdem  hat  sich  der  Calvinismus  im 
Reiche  so  stark  ausgebreitet  und  verfügt  ausserhalb  desselben  über 
solchen  Beistand,  dass  man  zum  Kriege  gegen  die  Calvinistcn  — 
und  ohne  Krieg  käme  man  nicht  zum  Ziel  — zu  schwach  sein 
durfte,  oder  ein  solcher  doch  für  das  Reich  höchst  gefährlich  wer- 
den würde.  Die  Papisten  dürften  in  dem  Unternehmen  gegen  den 
Calvinismus  die  Gelegenheit  suchen,  um  ihn  sowol  wie  die  Augs- 
burger Confession  auszurotten.  Also  räth  Enzlin,  dass  die  Stände 
der  Augsburger  Confession  mit  den  calvinistischen  Ständen  „ein 
conjunetion  (doch  jedem  teil  sein  religion  und  conscienz  allerdings 
Vorbehalten)  zu  gemeiner  Verhinderung  päpstlichen  practizierens 
machen. ‘‘  Diese  kaun  ebensowol  mit  gutem  Gewissen  geschlossen 
werden,  wie  die  mit  den  Papisten  durch  den  Religionsfrieden  ge- 
schlossene Vereinigung  und  die  thatsächliche  Anerkennung  der 
Calvinisten  als  Reichsstände.  Ist  dieser  Vorschlag  aber  nicht  aus- 
zuführen, so  möge  der  Herzog  mit  Churpfalz  eine  „nachpaurliche 
eoniunction“  schliessen,  zumal  da,  wenn  das  Reichsvicariat  an  den 
Churffirsten  fallen  sollte,  dessen  Freundschaft  dem  Herzog  aus 
vielen  Ursachen  wichtig  wäre.  Aus  den  Beilagen  wird  der  Her- 
zog ersehen , wie  weit  seine  Bundcsverhandlungen  mit  Churpfalz 
gekommen  sind,  „und  das  es  damit  allein  von  wegen  des  religions- 
puncten  angestanden,  welches  bei  vorstehender  weiterer  handlung1 
villeicht  etwas  limitiert  werden  könte.  Es  haben  e.  f.  g.  sich  zwar 
uf  heiligendes  mein  unterthaenigstes  bedenken  n.  5 albereit  dahin 
resolviert,  das  dieselbe  sich  mit  i.  chf.  g.  berürten  Vereins  halben 
entlieh  zu  vergleichen  gemeint. 2U  — Was  endlich  den  vom  Fürsten 
Christian  eröffneten  Vorschlag  betrifft,  so  kann  Enzlin,  weil  er 
darüber  nichts  Bestimmtes  weiss,  kein  Bedenken  über  denselben 
abgehen.3  — Tübingen  18.  Juni  a.  1605. 

Wien  Hans-  etc.  Archiv.  1255.  f.  152.  Orig. 

1 Vgl.  des  Chf.  Pfalz  Schreiben  vom  22.  April.  Würteinberg  erklärte 
sich  mit  der  in  demselben  vorgeschlagenen  Zusammenkunft  in  Bretten 
einverstanden  und  wünschte , dass  auch  die  würtembergisch-pfälzische 
Union  unter  die  Berathungsgegenstände  aufgenoinmen  werde.  Doch  bat 
er  um  Verschiebung  des  Termines  bis  auf  den  11.  Mai.  (an  Churpfalz. 

April  27.  M.  543.5  f.  175.)  Am  6 Mai  schrieb  der  Herzog:  er  habe  die 
für  den  Brettener  Tag  bestimmten  Käthe  in  unvorhergesehenen  Geschäf- 
ten anders  wohin  senden  müssen.  Sobald  sie  wiederkommen , wolle  er 
einen  neuen  Termin  für  jene  Tagsatzung  vorschlagen,  (a.  a.  0.  f.  179.) 

2 Zu  dieser  Stelle  bemerkt  der  Herzog  am  Rand  : „Ist  nochmalen 
unser  meinung:  deshalben  auch  kein  (sic!)  schreiben  an  hern  kurfurst 
za  richten  wer.“ 

3 Randbemerkung  des  Herzogs : „Was  den  jungst  gethanen  Vorschlag 
anlangt,  haben  wir  uns  nichts  darauf  resolviren  wollen,  weil  wir  irne, 
von  Anhalt,  austrucklich  vermeldet,  wir  verstunden  solchen  Vorschlag 
nicht,  und  uns  derhalben  zu  verschonen.“ 

363.  Philipp  Ludwig  Herzog  von  Neuburg  Juli 

an  Chursachsen.  27 

Maximilian  Erzherzog  von  Oestreich  deutete  dem  Herzog 
an,  als  er  im  Juni  (a.  st.)  bei  ihm  war,  dass  der  Kaiser  leiblich 
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und  geistig  nicht  zum  besten  disponirt  sei;  er  halte  es  daher  für  : 
dringend  nöthig  „bei  Zeiten  auf  einen  successorem,  dessen  man  uf  ; 
den  fal  gewis  sein  möge,  bedacht  zu  sein , mit  dem  gesinnen,  das 
wir  derentwegen  gegen  e.  1.  in  geheim  erinnerung  zu  thun  nicht 
underlaßen  wolteu.“  Bei  dem  trüben  Zustand  des  Reichs  dürfte 

* 

ein  Interregnum  ärgere  Dinge  bringen,  als  die  frühem  Interegna. 
Ohne  Zweifel  wird  der  Churfürst  bei  dem  bevorstehenden  Chur- 

» 

fürstentag  oder  sonst  mit  den  andern  Churfürsten  berathen,  wie 
durch  Wahl  eines  römischen  Königs  für  das  öffentliche  Wol  zu 
sorgen  sei.  — Datum  Newburg  an  der  Tonaw  den-17.  Julii  a.  1605. 

Dresden  7386.  Acta  des  Churfürstentages  zu  Fulda  a.  1606.  f.  54.  Ong. 

Oct.  364.  Friedrich  IV.  an  Landgraf  Moritz  von  Hessen. 

31 

Gran  hat  sich  den  Türken  ergeben,  Neuhäusel,  ein  Schlüsse  < 
für  Mähren  und  Schlesien,  wird  für  fast  verloren  gegeben.  Za- 
gleich dringt  Spanien  am  Rhein  immer  tiefer  ins  Reich  und  scheint, 
da  Deutschland  mit  den  Türken  zu  thun  hat , seine  Monarchie  ; 

endlich  zu  erlangen  zu  hoffen.  Diesen  Feinden  gegenüber  ist 

überall  wenig  Widerstand;  die,  welche  sich  verbinden  sollten, 
kommen  eher  noch  weiter  auseinander.  1 Der  Churfürst  wünscht 
des  Landgrafen  Gutachten,  „wie  solchem  wesen  zu  remediiren.*'  j 

besonders  aber,  dass  beiderseitige  Räthe  zu  einer  L^nterredunz  ; 

darüber  Zusammenkommen  möchten.  — Datum  Heidelberg  den  | 
21.  Octobris  a.  1605. 

München  Staatsarchiv  54611  f.  278.  Cpt.  Vgl.  Rommel  VII  S 285. 

1 Der  Churfürst  richtete  am  31.  Oct.  an  Lgr.  Ludwig  von  Hessen 
und  an  Netiburg  Schreiben,  welche  mit  dem  vorliegenden  bis  za  de^  « 
Worten  : „Der  Churfürst  wünscht“  übereinstimmen.  Weiter  erklärt  er. 
dass  diesen  Bedrängnissen  gegenüber  eine  Vereinigung  (der  ev.  Stände} 
nöthig  sei,  wenn  nicht  das  Reich  zu  Grunde  gehen  solle.  Er  bittet  detr- 
gemäss  Neuburg  um  ein  Bedenken  über  sein  (des  Churfürsten)  Schreiber 
vom  30.  Sept.  (n.  358  Anm.  2),  und  den  Lgr.  Ludwig  ersucht  er  um  ein 
Gutachten , wie  man  die  lleligions-  und  Privatirrungen  unter  den  Stän- 
den vermindern  und  dann  zu  einer  nähern  Vereinigung  gelangen  könne 
Er  übersendet  zugleich  dem  Landgrafen  (wie  dem  H.  Braunschweig; 
vgl.  n.  358  Anm.  2)  die  über  diese  Sache  mit  Neuburg  gepflogene  Cone* 
spondenz.  (M.  546/11  f.  280,  282.)  Neuburg  erwiederte  am  29.  Nov.,  in- 
dem er  den  Churfürsten  ersuchte,  er  möge  den  von  den  westfalischen 
Kreisständen  der  niederländischen  Angelegenheiten  wegen  dem  Kaiser 
vorgeschlagenen  Deputationstag  bei  Mainz  befürworten.  (M.  546/11  f.  303.» 

Nov.  365.  Friedrich  IV.  an  Christian  Fürst  von  Anhalt. 

11 

Bei  des  Fürsten  Anwesenheit  in  Heidelberg  ist  ein  „per  in* 
directum  durch  ein  dritte  person“  an  Maximilian  Erzherzog  von 
Oestreich  zu  richtendes  Anbringen  für  rathsam  erachtet,  und 
demgemäss  ein  Memorial,  dessen  Abschrift  beiliegt,  damals  ent- 
worfen. Das  erste  Anbringen  soll  ganz  im  allgemeinen  bleiben; 
und  je  nachdem  diese  Verhandlung  abläuft,  kann  man  zu  den 
Puncten  kommen,  „die  uf  den  fal  künftig  mit  i.  1.  sowol  dem  gc* 
meinen  wesen  zum  besten  bei  vornemung  der  capitulation  alß  auch 
sonsten  in  particulari  unsertwegen  zu  tractiren  sein  werden.“1 
Zu  dieser  letztem  Verhandlung  mag  „die  virte  person,  so  neben 
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andern  vorgeschlagen/*  gebraucht  werden.  Dieselbe  ist  von  dem  No 
Fflrsfen  baldigst  vorzufordern  und  zu  inforniircn.  — Datum  Heidel-  1 
berg  den  1.  Novemb.  1005. 

Beilage.  Instruction  Friedrichs IV.  an  den  Erzher- 
zog Maximilian.  Dem  Erzherzog  ist  Folgendes  vorzutragen: 

Um  gegenüber  der  Zuneigung,  welche  der  Erzherzog  dem  Chtir- 
fürsten  sowol  damals,  als  er  in  Mergentheim  residirte,  als  auch 
nachher  durch  einen  Besuch  gezeigt  hat,  seine  Freundschaft  und 
den  guten  Willen,  ihm  auch  künftighin  seine  Dienste  zu  erzeigen, 
an  den  Tag  zu  legen,  hat  der  Churfürst  die  Gesandtschaft  an  den 
Erzherzog  abgefertigt.  Der  Churfürst  hat  besonders  an  den  im 
vorigen  Sommer  vom  Erzherzog  neben  seinen  Brüdern  beim  Kaiser 
geführten  Verhandlungen  den  Eifer  des  Erzherzogs  für  das  Wol 
des  Reichs  und  der  Christenheit  erkannt.  Gewiss  wird  sich  der 
Erzherzog  auch  die  Besserung  der  beklagenswerthen  Zustände  in 
Ungarn  und  andern  benachbarten  Orten  angelegen  sein  lassen. 

Der  Churfürst  ist  bereit,  hierzu  nach  Kräften  zu  helfen,  zunächst 
aber  bittet  er  den  Erzherzog  um  genauem  Bericht  über  jene  Dinge 
nnd  erbietet  sich,  mit.  ihm  „darauß  conversation  durch  in,  den 
gesnnten,  pflegen  zu  lassen.“  Da  ferner  der  Kaiser  „geschwinden 
zufaellcn  unterworfen,“  von  seinen  Rüthen  aber  über  die  schlimmen 
politischen  Zustände  nicht  recht  berichtet  werden  soll , so  möge 
der  Erzherzog  sein  Gutachten  gehen,  wie  dem  Kaiser  „under  die 
arm  zu  greiffen,  und  mit  guttem  rat  oder  aber  sonsten  dem  werck 
za  helfen.“  Hinsichtlich  des  Vorhabens  etlicher  Brüder  des  Erz- 
herzogs dürften  doch  noch  mancherlei  Bedenken  vorfallen.  „Jedoch 
möchte  P(falz)  i.  f.  d.  gutachten  darüber  gern  vernemen.  I.  f.  d. 
halben  möchten  etwan  obstacula  im  weg  liegen,  als  ertzhertzogs 
Mattiae  maioritet,  item  patrimonii  defectus.“  Indess  dürfte  den 
Hindernissen  abzuhelfen  sein,  wenn  nur  das  Vertrauen  unter  den 
Ständen  hergestellt  und  zu  dem  Zweck  „der  (sic!)  punct  im  reli- 
gionsfriden  recht  interpretirt  wird.“  — Erklärt  sich  der  Erzherzog 
hierauf  so,  dass  man  weiter  gehen  kann,  so  hat  inan  zu  sehen, 
ob  der  Erzherzog  des  Churfürsten  Testament  „uf  den  fal  zu  con- 
firmiren  nit  ungeneigt“  wäre,  ferner,  dass  die  früher  von  Nürnberg 
der  Pfalz  entzogenen  Orte  und  die  Landvogtei  Hagenau  restituirt 
werden.  Endlich  hätte  man  sich  hinsichtlich  der  Capitulation  zu 
bedingen,  dass  „die  religion  darin  vorzubehalten,“  das  Justizwesen 
zu  bessern , die  Hofprocesse  abzuschaffeu  seien , dass  über  Krieg 
und  Frieden  mit  Zuziehung  aller  Churfürsten  zu  bandeln,  neue 
Fürstenthümer  nur  mit  deren  Vorwissen  einzuführon,  und  Reichs- 
steuern nur  mit  aller  Reichsstände  „dispensation  zu  decerniren  und 
zu  verhandeln“  seien,  dass  endlich  Böhmen,  wenn  in  „easu  elec- 
turae  streit  vorfiele,“  zu  Vermeidung  der  Parteilichkeit  durch 
seinen  obersten  Burggrafen  stimmen  solle. 

München  Staatsarchiv  546,11  f.  286.  Cpt. 

i Bei  den  Berathungen  churpfälzischer  Riithe (Anhalt,  Grosshofmeister, 
Plessen,  Löfenius)  über  diese  Verhandlung  mit  Maximilian  bemerkt  An- 
halt: bezüglich  des  Nachfolgers  des  Kaisers  „pleibe  es  bei  vorigen  deli- 
berationibus,  das  neinlich  man  noch  uf  hauP  Oesterreich  inclinire,  in 
specie  auf  Mattiam  und  Maximilianum,  doch  mit  Vorbehalt,  da  ein  evan- 
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gelischer  zu  erlangen,  das  es  nit  zu  underlassen.“  (Protocoll  einer  chur- 
pfälz.  Rathssitzung  vom  22.  Oct.  M.  546/11  f.  93) 

Nov.  366.  Der  Kaiser  an  die  Churfürsten. 

15 

Durch  den  Aufstand  der  Ungarn  konnte  kein  vollständiges 
Heer  gegen  die  Türken  geführt  werden,  daher  d:ese  Papa,  Palota, 
Gran  und  andere  Orte  wieder  eingenommen  haben  und  noch  wei- 
ter vorzuschreiten  im  Begriff  sind.  Der  Türkenkrieg  und  jener 
Aufstand  haben  Ungarn  und  benachbarte  Bänder  des  Kaisers  in 
traurige  Lage  gebracht  und  sind  entsetzlich  gefahrdrohend  für  das 
deutsche  Reich.  Obgleich  Türken  und  Ungarn  dem  Kaiser  Vor- 
schlüge  zum  Frieden  gemacht  haben,  er  auch  zu  den  entsprechen- 
den Verhandlungen  mehrmals  Vollmacht  gegeben  hat,  so  ist  doch 
noch  kein  Erfolg  erreicht,  auch  keine  zuverlässige  Hoffnung  «f 
Erfolg  zu  machen.  Zur  Abwehr  des  Unheils  bedarf  der  Kaiser 
der  Hülfe  des  Reichs.  Deshalb,  und  in  Anbetracht  ‘der  Klagen 
der  benachbarten  Kreise  wegen  des  niederländischen  Kriegs,  der 
Zerrüttung  der  Justiz,  der  immer  häufigem  Uebertretung  des 
Münzedicts  und  anderer  Reichsbeschwerungen  bittet  der  Kaiser, 
die  Churfürsten  mögen  ihm  bewilligen,  dass  so  bald  als  möglich 
ein  Reichstag  berufen  werde.  Zum  Versammlungsort  scheint  dem 
Kaiser  Regonsburg  am  geeignetsten.  — Geben  ...  zu  Prag  den 
15.  Novembris  anno  1605. 

München  Staatsarchiv  pf.  117/5.  f.  Ul.  Cop. 

Nov.  367,  Memorial  der  c bursächsischen  geheimen  Käthe 

16  für  ihren  Herrn,  (z.  Th.) 

Bei  der  nach  Möglichkeit  geheim  zu  haltenden  Zusammenkunft 
zwischen  Churmainz  und  Chursachsen  in  Schleusingen  wird  Mainz 
verlangen,  dass  die  sonst  ihm  zukommende  Proposition  von  Chur 
Sachsen,  „weil  s.  chf.  g.  dieser  tagfart  halben  an  Meintz  geschrie- 
ben,“1 gethan  werde.  Diese  könnte  folgendcrmassen  geschehen: 
1.  Wenn  des  Kaisers  Tod  und  sodann  ein  Interregnum  erfolgte, 
so  dürften  verschiedene  Factionen  auftreten,  „die  ungleiche  respect, 
so  etzliche  betten,  vermeret“  und  der  Türkenkrieg  gefährlicher 
werden.  Deshalb  wäre  bei  Lebzeiten  des  Kaisers  von  der  Wahl 
eines  römischen  Königs  zu  reden.  2.  Die  Rebellion  in  Ungarn 
ist  durch  Gewalt  nicht  zu  bewältigen;  eine  Hauptursache  derselben 
sind  die  Religionsverfolgungen , welche  auch  die  vornehmsten 
Stände  mit  grossem  Misstrauen  zu  erfüllen  beginnen.  Den  Türken 
ist  dadurch  der  Weg  zu  weiterm  Fortschreiten  in  Deutschland 
eröffnet.  Zugleich  ist  das  Reich  durch  die  Rebellen  und  die  auf 
die  Grenzen  gelagerten  unbezahlten  Soldaten  bedroht.  Der  Erz- 
bischof möge  auf  Mittel  zur  Abwendung  dieses  Unheils  denken, 
vornehmlich  aber  dahin  wirken,  dass  die  Stände  in  Ungarn  und 
allen  östreichischen  Landen  hei  der  früher  erlangten  Freigebung 
der  wahren  Augsburger  Confession  gelassen  werden.  Sonst  dürfte 
dem  Ilaus  Oestreich  begegnen , was  Polen  mit  Schweden,  Spanien 
mit  den  Niederlanden  widerfahren  ist.  2 — Signatum  Dresden  den 
6.  Novembris  a.  1605.  (Vom  Churfürsten  unterzeichnet.) 

Dresden  t0735.  Der  Chff.  Mainz  und  Sachsen  Zusammcnk.  a.  1605  6.  Orif 
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1 Am  10.  Oct.  schreibt  Erzh.  Maximilian  von  Oestreich  an  Chur-  Nov. 
Sachsen:  „Auß  unsers  . . vicecantzlers  licentiaten  Melchior  Gewers  rela-  16 
tion  haben  wir  mit  sondern  begierigen  freuden  verstanden,  wie  trew- 
hertzig  e.  1.  zu  erhalt-  und  vermerung  unsers  geliebten  vatterlants  ge- 
meiner Teutscher  nation  wolstant  genaigt,  auch  zu  merer  befftrderung 
desselben  sich  auf  unser  vertrenlichs  freuntlichs  ansinnen  der  underret 
nnd  zusamenkunft  halber  mit  des  churfursten  zu  Maintz  1.  ungeacht  an- 
derer eingestrewten  diffidentz  so  guetwillig  erclert.“  Der  Erzherzog 
wird  des  Churffirsten  Erklärung  dom  Erzh.  Mainz  berichten,  der  die 
Zusammenkunft  aufs  eheste  befördern  wird,  (a  a.  0.)  Am  31  Oct. 
schreibt  der  Erzb.  Mainz  an  Cbursachsen:  fr  (der  Erzbischof)  habe  durch 
seinen  geheimen  Rath  Dr.  Marx  dem  Churfürsten  erklärt,  dass  er  sich  mit 
ihm  „freuntlich  bekant  zu  machen“  wünsche.  Zugleich  habe  Chursachsen 
erachtet,  dass  den  drei  Erzherzogen  von  Oestreich  eine  Zusammenkunft 
zwischen  ihm  (Chursachsen)  und  Mainz,  hei  der  man  des  Vaterlands 
^’ol  bedenken  wolle,  angenehm  sein  werde,  und  ihm  nun,  da  auch  die 
Sachen  in  Ungarn  stets  gefährlicher  werden,  in  einem  Schreiben  vom 
21.  Oct  die  Abhaltung  einer  solchen  Zusammenkunft  vorgeschlagen,  deren 
Resultate  den  übrigen  Churfürsten  mitzutheilen  seien.  Er  (der  Erz- 
bischof) bitte  dazu  um  Bestimmung  eines  Ortes  in  der  Nähe  von  Bam- 
berg, wo  er  sich  in  4-5  Wochen  einfinden  wolle,  (a  a.  0.) 

2 Am  23.  Jan.  1606  fand  die  verabredete  Zusammenkunft,  und  mit 
ihr  eine  Verhandlung  zwischen  beiderseitigen  Räthrn  statt.  Die  Chur- 
sachsen hielten  den  in  dem  Memorial  bestimmten  Vortrag  Die  Mainzer 
erwiederten : sie  glauben,  der  Aufruhr  der  Ungarn  rühre  von  ihrer 
„nnbestendigkeit“,  nicht  von  Religionsverfolgungen  her.  Ihr  Herr  wolle 
auf  Mittel  denken  helfen,  wie  die  Angelegenheit  der  Nachfolge,  davon 
der  Kaiser  nicht  gern  höre,  ohne  Anstoss  bei  ihm  anzubringen  sei. 

Auf  Vorschlag  der  Mainzer  einigte  man  sich,  dass  über  das  ungarische 
Unwesen  ein  Churfürstentag  berethen  solle,  und  dass  bei  demselben  oder 
dem  nächsten  Reichstag  über  die  Nachfolge  des  Kaisers  gehandelt  wer- 
den könne.  Ferner  befand  man,  dass  der  vorstehende  Reichstag  dadurch 
zu  erleichtern  sei,  dass  man  auf  Mittel  bedacht  sei,  wie  die  Mängel  des 
Jastizwesens  abzustellen  und  andere  unerledigte  Puncte  zu  erledigen 
seien.  Sachsen  erklärte  hinsichtlich  der  Nachfolge  Rudolfs  II.:  „es 
muste  allenthalben  mit  vorwissen  der  Kai.  Mt.  verfaren  werden.“  Man 
bandelte  ferner  über  den  Streit  zwischen  Erfurt  und  Mainz,  (a.  a.  M.) 

368.  Moritz  Landgraf  von  Hessen  an  Churpfalz.  Nov. 

18 

Hat  das  Schreiben  des  Churfürsten  vom  31.  Octobcr  empfan- 
den. Schickt  Gott  nicht  einen  zeitigen  Frieden,  so  werden  die 
Türken  mit  den  Ungarn  und  deren  Anhängern  nächstes  Frühjahr 
Mähren,  Böhmen,  Oestreich  und  andere  Lande  mit  Macht  an- 
greifen : zugleich  werden  auch  andere  nicht  feiern.  Die  Frage 
aber,  wie  dies  Unglück  abzuwenden  sei,  ist  dem  Landgrafen  zu 
hoch;  er  glaubt  auch  nicht,  dass  die  vorgeschlagene  Zusammen- 
kunft der  Käthe  etwas  ausrichten  würde.  Er  hofft  aber,  dass  hei 
dem  gegenwärtigen  Zustand  der  ungarischen  Dinge  die  Reichs- 
stände  sich  einmal  einigen  und  insgesammt  die  durch  der  Christen 
Uneinigkeit  so  verderblich  angewachsene  Macht  der  Türken  zu 
vermindern  suchen  werden.  — Datum  Marpurg  ain  8.  Novembris 
anno  1605. 

München  Staatssarchiv.  54611  f.  291, 


460 


1605 


No  v. 
23 


369.  Relation  Johanns  Graf  von  Nassau  an  Churpfalz. 

Nach  erlangter  Privataudienz  hat  der  Graf  dem  Landgrafen 
Moritz  von  Hessen  Folgendes  im  Auftrag  des  Churftirsten  vorge- 
tragen : Erzherzog  Albert  hat  sich  vor  etlichen  Jahren  im  Reich 

um  die  Würde  eines  römischen  Königs  bemüht.  Um  dieselbe  zu 
erlangen,  hat  er  jüngst  wieder  einen  ausländischen  Herrscher  um 
seine  Verwendung  bei  den  deutschen  Fürsten  ersucht,  auch  sehr 
angesehenen  Personen  besondre  Aufträge  crtheilt.  Erlangte  er 
seinen  Zweck,  so  würde  dem  Reich  die  spanische  Inquisition,  der 
Krieg  gegen  die  Staaten  auferlegt.  Nach  des  Kaisers  Tode  würde 
der  Erzherzog  mit  seinen  Truppen  in’s  Reich  kommen  und  selbst 
den  Katholischen,  die  seinen  Absichten  widerständen,  Zwang  ao- 
thun;  wobei  besonders  die  Evangelischen,  die  sich  an  der  west- 
fälischen Expedition  betheiligt  und  die  Staaten  heimlich  unter- 
sttizt  haben,  gefährdet  sein  dürften.  Nicht  weniger  als  den  Stän- 
den ist  dem  König  von  Frankreich  an  der  Vereitelung  des  Planes 
Alberts  gelegen.  Demselben  wäre  daher,  und  zwar  am  besten  von 
dem  Landgrafen  vermittelst  seines  Capitains  Wiedemarker  vorzu- 
bringen: ‘erreiche  Albert  seinen  Zweck,  so  dürfte  er  die  alten 
Streitigkeiten  zwischen  Burgund  und  Frankreich  erneuern,  zumal 
der  zu  leistende  Eid  ihm  einen  guten  Vorwand  gäbe,  um  Metz, 
Toul  und  Verdun  dem  Reich  wieder  zu  gewinnen  und  sie  dann 
Luxemburg  zu  incorporiren.  Er  würde  ferner  sich  der  Jülicher 
Länder  um  so  leichter  bemächtigen.  Durch  beides  sei  dann  dem 
König  der  Zuzug  deutscher  Hülfstruppen  fortan  versperrt,  nnd 
eine  starke  Grenze  gegen  Frankreich  von  Oestreich  errichtet.  Die 
Deutschen  würden  vom  Erzherzog  gezwungen  werden,  im  Krieg 
gegen  Frankreich  sowol,  wie  gegen  die  Niederlande  zu  helfen, 
das  für  letztere  vom  König  aufgewandte  Geld  würde  vergeblich 
sein.  Entstünden  nach  des  Königs  Tode  Unruhen  in  Frankreich, 
was  alles  könnte  dann  der  Erzherzog  gegen  dasselbe  unternehmen! 
Wolle  nun  der  König  sich  dieser  Sache  annehmen,  so  sei  der  Chur- 
fürst bereit,  sich  neben  dem  Landgrafen  und  einigen  wenigen  Andern 
„in  vertreuliche  geheime  handlung  einzulassen.“  Müsse  man,  wie 
zu  fürchten,  das  Kaiserthum  noch  eine  Zeit  lang  dem  Hause  Oest- 
reich lassen,  so  sei  es  besser,  einen  Bruder  Alberts,  als  diesen, 
dazu  zu  befördern.  Der  Landgraf  erwiderte:  von  Alberts  Vor- 
haben sei  ihm  nie  etwas  berichtet.  Es  sei  gefährlich,  in  der  frag- 
lichen Angelegenheit  ohne  völlige  Gewissheit  über  den  Stand  der 
Sache  etwas  zu  handeln.  Da  ihm  ferner  bedeutet  sei,  er  möge 
den  Wiedemarker,  weil  er  zu  gering  sei,  nicht  ferner  an  den  König 
von  Frankreich  schicken,  so  möge  er,  Graf  Johann,  die  fragliche 
Gesandtschaft  verrichten.  — Am  folgenden  Tag  hei  der  zweiten 
Audienz  drang  Graf  Johann  abermals  in  den  Landgrafen,  er  möge 
die  Leitung  der  Verhandlungen  mit  Frankreich  selbst  übernehmen. 
Schliesslich  erklärte  letzterer:  Der  Churfürst  möge  sich 
entscheiden,  ob  der  Landgraf  den  Bongars  zn  sich  bes 
und  mit  ihm  über  die  Sache  verhandeln  solle,  oder  ob  er 
Jemanden  (obgleich  ihm  dies  schwer  falle)  nach  Frankreich  schicken, 
oder  endlich  dem  König  in  Chiffern  schreiben  solle.  Er  bemerkte 
ferner:  vor  etwa  drei  Jahren  habe  ihm  der  König  von  Frankreich 
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in  derselben  Angelegenheit  Auftrag  zu  Verhandlungen  mit  den  Nov. 
evanglischen  Churfürsten  und  Fürsten  gegeben , in  der  Absicht,  23 
die  er  nicht  ändern  werde,  dass  das  Kaiserthum  von  Oestreicb 
auf  Bayern  übertragen  werde.  Dazu  werde  der  König  nach  allen 
Kräften  helfen.  Die  östreichischen  Erzherzoge  aber  seinen  alle 
von  Spanien  abhängig  und  für  Frankreich  gleich  gefährlich.  Auch 
habe  der  Churfürst  sich  zeitig  zu  entschliessen,  wer  noch  zu  der 
von  ihm  beabsichstigten  Verhandlung  über  die  Succession  zuzu- 
ziehen, wo  und  wann  dieselbe  zu  halten  sei.  Dies,  sowie  „die  pro- 
position  der  tractationu  werde  der  König  sofort  wissen  wollen. 

Für  sich  trachte  derselbe  nicht  im  entferntesten  nach  der  Kaiser- 
würde, wie  ihm  denn  solches  auch  von  allen  geheimsten  und  ver- 
ständigen Käthen,  weil  es  zum  Ruin  der  Krone  Frankreich  führen 
müsse,  widerrathen  sei.  Der  Graf  bemerkte  darauf  mit  dem  Vor- 
behalt, dass  es  ohne  Instruction  geschehe:  es  sei  zu  fürchten,  dass 
ßaiern  die  Kaiserwürde  ablehne;  einem  Evangelischen  könne  man 
dieselbe  nicht  wol  übertragen;  ob  es  also  nicht  besser  sei,  dass 
man  noch  einige  Zeit  bei  Ocstreich  bleibe,  etwa  Matthias  als  den 
ältesten,  dem  die  östreichischen  Erblande  ohne  das  zufallen,  wähle? 

Ihm  könnten  die  Geistlichen  nicht  wol  entgegen  sein,  und  auch 
der  Kaiser  werde  seine  Wahl  zugeben.  Der  Landgraf  erwiederte: 
er  sei  sicher,  dass,  wenn  man  Jemanden  aus  dem  Haus  Oestreich 
nehme,  der  König  nichts  dabei  thun  werde.  1 Im  übrigen  lässt  der 
Landgraf  dem  Churfürst  sagen,  König  Heinrich  wünsche,  dass  König 
Karl  von  Schweden  durch  vornehme  Churfürsten  und  Fürsten  zu 
Friedensverhandlungen  mit  Dolen  ermahnt  werde,  damit  Schweden 
nicht  dem  gemeinen  Besten,  besonders  den  Niederlanden  zum  Nach- 
theil iu  der  Liga  Hände  gcrathe.  Er  stelle  also  dem  Churfürsten 
anheim,  ob  er  zu  dem  Zwecke  baldigst  eine  besondere  Gesandt- 
schaft neben  ihm,  oder  eine  gemeinschaftliche  mit  ihm  nach  Schwe- 
den senden  wolle. 2 — Datum  Heidelberg  den  13.  Novembris  a.  1605. 

München  Staatsarchiv  546  11  f.  311.  Orig. 

1 lieber  die  wirklichen  Ansichten  Heinrichs  vgl.  seine  Schreiben  an 
Beanmont.  1605  Jan.  19.,  Sept.  12.,  28.  (Lettres  iniss.  VI  S.  697,  5i9, 

530.)  Cebrigens  schrieb  Lgr.  Moritz  über  die  ihm  hier  gemachten  Er- 
öffnungen gleich  an  Heinrich  IV.;  denn  am  30.  Dec.  schreibt  der  König 
an  ihn:  es  sei  ihm  berichtet,  dass  die  Spanier  bei  dem  vom  Kaiser  nach- 
gesuchten Reichstage  den  Erzherzog  Albert  zum  röm.  Könige  machen 
wollen.  Wenn  Churpfalz  sich  mit  ihm  benehmen  wolle,  um  diese  von 
einigen  katholischen  Churfürsten  und  Fürsten  begünstigte  Wahl  zu  hin- 
dern, so  möge  der  Landgraf  ihm  versichern,  das  er  (der  König)  zu  dieser 
Communication  stets  bereit  sei,  da  er  die  gemeinen  Sachen  den  Privat- 
rücksicbten  vorsetze.  Er  wünsche  nur  zu  wissen,  wie,  wo  und  wann  der 
Churfürst  sie  anstellen  wolle.  Dem  Churfürsten  wie  den  andern  befreun- 
deten Fürsten  sei  er  bereit  beizustehen  zum  Besten  des  Reichs  und  ihrem 
eigenen  Schutz.  Er  hoffe,  dass  der  K.  England  die  gleiche  Gesinnung 
hege,  wozu  er  ihn  durch  seine  Gesandten  auch  aufgefordert  habe.  Er 
wünsche  bald  unterrichtet  zu  sein  „des  deliberations  de  sad.  a.  Palatine 
et  des  forces  tres  neccessaires  en  ceste  cause , affin  que  ».  Mte.  puisse 
preparer  . . toutes  choses  necessaires  pour  y respondre  royallement.“ 
(Excerpt.  B.  Unionsacta  ad  tom.  III.)  Des  Landgrafen  Antwort  darauf 
(1606  Jan.  28)  steht  bei  Rommmel,  correspondance  S.  277.  Villeroy 
schrieb  am  30.  Dec.  an  Bongars : alle  Welt  sage,  inan  werde  beim  näch- 
sten Reichstag  einen  römischen  König  wählen,  und  Spanien  wolle  den 
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369.  Erzherzog  Albert  dazu  befördern.  „Led.  landgrave  (Maurice)  nous  a es- 
crit,  que  Pelecteur  I’alatin  desire  eutrer  en  communication  avec  le  roy 
pour  lempecher.  Enquetez-vous  un  peu,  que  veult  dire  cela  sanrtoutes- 
fois  descouvrir  a personne,  ny  mesmes  aud.  landgrave  et  aux  siens  qu’il 
nous  ait  donne  led.  avis,  afin  qu’il  ne  s’en  scandalise.  Car  vous  le  cog- 
noisez.  Mais  vous  pourrez  comme  de  vous  mesmes  apprendre,  si  led. 
electeur  Palatin  a volonte  de  se  formal iser  de  ce  fait  et  comment  il  en- 
tend  y proceder.  Pour  le  regard  de  nostre  maistre  on  le  trouvera  tou- 
jours  prest  a s’unir  et  lier  avec  tous  ceulx  qui  voudront  s’opposer  a lad 
election.  Et  croy  que  le  roy  d’Angleterre  fera  le  semhlable,  car  il  nous 
Pa  ainsy  fait  dire.“  (P.  Mem.  de  Bongars  VII.  f.  26.)  Bongars  antwortet 
ain  19.  Januar  1606:  „Je  fais  que  je  puis  pour  nous  rapprocher  dud. 

eslecteur  Palatin , sqachant  bien  qu’il  n’y  a cour  en  Allemagne  que  la 
sienne  en  laquelle  on  manie  les  affaires,  les  autres  princes  se  gouver- 
nants  ä leur  teste  et  par  boutades,  et  ne  peult  cestuy-cy  si  peu  faire, 
qu’il  n’en  tire  autres  apres  luy.  Mais  c’est  au  roy  a le  regagner ; il  1< 
peult  en  payant  (sc.  ses  dettes.P*  (P.  Harlay  238/9  f.  1.) 

Ueber  die  demgemäss  mit  Schweden  begonnenen  Verhaudlungen  vgl. 
Lgr.  Moritz  an  Heinrich  IV.  1606  Febr.  28.  (Rommel,  correspondance 
S.  287.)  Lingelsbeim  an  Bongars.  Juli  24.  (Bongarsi  et  Ling.  epist 
S.  214.) 

c.  370.  Relation  Volrats  von  Blessen  über  seine  Geandt- 

schaft  an  C h u r m a i n z. 1 

Audienz  am  1.  Dec.  Des  Abends  Einladung  zur  Tafel,  während 
deren  der  Erzbischof  grosse  Affection  zum  Churfürsten  von  der  Pfalz 
zeigte.  Nachher  drückte  er  seinen  Wunsch  einer  persönlichen  Zusam- 
menkunft mit  demselben  aus  und  erklärte,  in  der  eifrigsten  Erfül- 
lung seiner  Pflichten  gegen  das  Vaterland  auf  Niemanden  anders, 
auch  nicht  den  Papst,  zu  sehen,  als  auf  das  Reich.  Am  folgenden 
Morgen  erfolgte  die  Resolution  des  Erzbischofs:  1.  in  dem  ungari- 
schen Aufruhr  müsse  man  Rath  schaffen,  solle  nicht  Alles  zu  Grunde 
gehen.  Eine  persönliche  Zusammenkunft  der  Churfürsteu  scheine 
noch  immer  der  beste  Weg  zu  sein.  2.  Der  niederländische  Krieg 
nähere  sich  bedenklich  dem  Reichsboden.  Nach  20jährigen  frucht- 
losen Friedensverhandlungen  wisse  der  Erzbischof  keiu  Mittel  zur 
Abstellung  dieses  Uebcls,  hoffe  aber,  dass  auch  hier  der  Chur- 
fürstentag  Heilung  oder  Linderung  bringen  werde.  — Sign. 
23.  Novemb.  1605. 

Nebenrelation  Plessens. 2 Audienz  am  2.  Dec.  Der 
Erzbischof  erwiderte  auf  das  Anbringen  des  Gesandten:  er  sei  von 
Fürstenberg  und  Hornstein  glaubwürdig  berichtet,  dass  es  dem 
Kaiser  wol  gehe.  Die  „andren  leut,“  die  zum  Kaiser  vielfach 
kommen,  scheinen  nur  zu  geringen  und  privaten  Sachen  gebraucht 
zu  werden.  In  Ungarn  stehe  essehr  schlimm;  erfolge  kein  Friede, 
so  werde  Prag  bedroht  sein.  Diesen  und  allen  Ungelegen- 
heiten werde  eine  persönliche  Zusammenkunft  der  Churfürsteu  am 
ehesten  abhelfen.  3 Der  Kaiser  hiugegcu  habe  aii  ihn,  den  Erz- 
bischof, wegen  eines  Reichstages  geschrieben.  Churcöln  sei  zum 
Kaiser  beschiedcn.  Bis  zum  Frühjahr  werde  mau  dem  Kaiser 
gegen  die  Türken  helfen  müssen.  Von  der  Succession  wisse  er 
nichts  Genaues;  schwerlich  werde  der  Kaiser  den  Erzherzog  Albert 
genehmigen.  Andre  sagen,  Frankreich  habe  schon  drei  Churfürsteu 
für  sich  gewonnen;  man  rede  auch  von  Geschenken.  Bei  ihm, 
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dem  Erzbischöfe,  sei  — und  das  wolle  er  beschwören  — nichts 
der  Art  angebracht.  Wenn  etwas  an  ihn  gelange , so  werde  er’s 
dem  Churfürsten  von  der  Pfalz  mittheileu.  Da  in  solchen  Dingen 
mir  coiuiiiunicato  consilio  gehandelt  werden  dürfe,  so  würde  man 
am  besten  bei  dem  persönlichen  Convent  der  Churfürsten  davon 
reden.  Es  sei  wol  an  der  Zeit,  dem  Kaiser  einen  Substituten  zu 
geben.  Aber  hiervon  wünsche  er,  der  Erzbischof,  sehr,  mit  dem 
Churfürsten  von  der  Pfalz  au  einem  gelegenen  Orte  persönlich  zu 
reden.  — Sign.  22.  Novemb.  1605. 

Miln  eben  Staatsarchiv  516  11  f.  309.  Orig. 

1 Plessen  hatte  dem  Erzb.  Mainz  im  Aufträge  seines  Herrn  vorzu- 
siellen,  dass  in  Folge  der  ungrischeu  Empörung  das  Reich  mit  Krieg 
bedroht  sei,  dass  der  niederländische  Krieg  die  Churfürsten  um  ihre 
Einkünfte  bringe  und,  wenn  nicht  beigelegt,  sich  immer  höher  den  Rhein 
hinauf  und  endlich  in  der  Churfursten  Länder  ziehen  werde,  daher  er 
(der  Churfürst)  ein  oder  zwei  Ziele  von  der  Türkenhülfe  zurückbehalten 
habe.  Plessen  sollte  den  Erzbischof  um  ein  Gutachten,  was  bei  dieseu 
Uebelständen  zu  thun  sei,  bitten,  und,  wenn  dieser  dann  zunächst  des 
Chf.  Pfalz  Vorschläge  hören  wollte,  ihm  vorstellen,  dass  Abstellung  der 
Religionsverfolgungen  in  Ungarn  und  Verhandlungen  zwischen  dem  Kaiser 
und  Bocskay  durch  die  Reichsstände  von  mehreren  vornehmen  Fürsten 
gerathen  werden.  (Instruction  für  Plessen.  Nov.  20.  M.  546  11  f.  351) 

2 In  einer  Nebeuinstruction  war  dem  Plessen  aufgeiragen , dass  er, 
wenn  der  Erzbischof  auf  Einzelheiten  eingehe,  ihm  in  geheimer  Audienz 
Folgendes  vortragen  möge:  der  Chf.  Pfalz  wünsche,  dass  seine  und 
die  erzbischöflichen  Räthe  zusammen  berathen  möchten,  wie  die  Regie- 
rung des  Kaisers,  da  statt  seiner  oft  andre  regieren  und  seine  Räthe  ihm 
die  von  den  Türken  und  andern  drohenden  Gefahren  verbergeu,  zu 
bessern  sei,  ferner,  wie  für  den  Fall  eines  plötzlichen  Todes  desselben 
Vorsorge  zu  treffen  sei.  Erzh  Albert  bemühe  sich  seit  einiger  Zeit  um 
die  Nachfolge  des  Kaisers,  und  nach  derselben  solle  Erzh.  Ferdinand 
streben.  Einwendungen  gegen  sie,  und  schliesslich  Bitte  des  Churfürsten 
um  des  Erzbischofs  Bedenken  über  diese  Dinge,  (a.  a.  0.  f.  348.) 

3 Schon  am  1.  Juni  hatte  Churmainz  eine  persönliche  Zusammen- 
kunft der  Churfürsten  nach  Mühlhausen  ausgeschrieben,  welche  über 
Beilegung  der  ungrischen  Unruhen  berathen  sollte.  Kurz  vorher  hatte 
er  ferner  eine  Zusammenkunft  der  churfürstlichen  Räthe  nach  Speier 
ausgeschrieben  , um  über  das  Justizwesen  zu  berathen.  (Churmainz  au 
Churpfalz.  Juni  1.  M.  546/11  f.  140.  Derselbe  an  Churbrandenburg. 
Juni  10.  a.  a.  0.  f.  122.)  Der  Chf.  Pfalz  erklärte  sich  bereit,  den 
letztem  Tag  zu  beschicken  und  den  erstem  zu  besuchen  (an  Churmainz. 
Juni  10,  22.  A.  a.  0.  f.  127,  154.)  Der  Chf.  Sachsen  hingegen  schrieb 
am  21.  Juni  an  Churpfalz,  er  halte  es  für  besser,  dass  die  beiden  auf 
den  22.  August  und  13.  Sept  angesetzfen  Tage  bis  in  den  November 
oder  December  verschoben,  und  der  Inhalt  der  Propositiou  den  Chur- 
fürsten zeitig  vorher  mitgetheilt  werde,  (f.  150)  Er  und  Churbranden- 
burg  erklärten  sich  der  Art  gegen  den  Erzbischof  Mainz,  dass  dieser  am 
21.  Juli  an  Chnrpfalz  schrieb:  nach  diesen  Erklärungen  seien  die  bei- 
den Tagsatzungen  wol  vorläufig  einzustellen,  (f.  200.)  Vgl.  Lingelsheim 
an  Bongars.  Sept  28.  (Bougarsi  et  Ling.  epistolae  S.  204 ) Vgl.  auch 
Haiberlin  XXII  S.  341. 

371.  Die  in  Ktirpf  e n versammelten  ungarischen 

Stände  an  Churpfalz. 

1.  Ursachen  und  Geschichte  des  Bocskay’schen  Aufruhrs. 
2.  Bitte  an  den  Churfürsten  um  seine  Verwendung  beim  Kaiser, 
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damit  den  Ungarn  ihre  Rechte  und  die  freie  Religionsübung  zu- 
rückgegeben,  und  Bocskay  in  seinen  Ansprüchen  befriedigt  werde.1 
— Datum  Carponae  ex  generali  nostra  congregatioue  decima  die 
mensis  Deeembris  a.  d.  1G05.  (52  Unterschriften  von  Magnaten 
und  Abgeordneten  der  Comitate.) 

München  Staatsarchiv  546, tt  f.  340.  Ori>r.  Gedruckt:  Katona,  histori a rritici 
regum  Hungarise  XXVIII  S.  455  (als  Schreiben  an  mehrere  Reichsfürsten.) 

l Bocskay  schrieb  am  9.  Dec.  an  den  Churfürsten  und  andere 
Reichsfürsten  besonders.  (Ivatona  XXVIII  S.  453.  M.  546  11  f.  338.) 
Derselbe  stattete  ferner  am  30.  Dec.  dem  Chf.  Pfalz  folgenden  Bericht 
über  die  Friedensverhandlungen  mit  den  Türken  ab:  Die  kaiserlichen 
Commissarien  Ernst  und  Johann  von  Molart  und  Adolf  von  Althan  sind 
nach  Komorn  gekommen  und  haben  den  Casar  Gail  zum  Ali  Pascha  von 
Ofen  geschickt,  um  über  den  Frieden  zu  verhandeln.  Dieser  hat  die 
Verhandlungen  aufgezeichnet,  von  denen  der  Churfürst  hiermit  eine 
Uebersetzung  erhält.  Er  wird  sehen , wie  treulos  die  Commissarien  die 
Ungarn  zu  verderben  suchen,  während  Erzherzog  Matthias  sich  den 
Anschein  gibt,  des  gemeinen  Besten  wegen  aufrichtig  mit  ihnen  zn 
unterhandeln,  wie  sie  selbst  Polen  den  Türken  verhasst  zu  machen 
suchen.  Hierüber  möge  der  Churfürst  den  Kaiser  aufklären,  und  ihn 
ersuchen,  solche  lntriguen  abzustellen.  — Als  Beilage  folgender  Bericht 
des  Pascha  von  Ofen:  Der  Gesandte  Cäsar  Gail  suchte  den  Pascha  zu 
Friedensverhandlungcn  zu  bewegen,  indem  er  ihm  vorstelltc,  dass  der 
Kaiser  mit  den  Ungarn  Friede  geschlossen,  und  mit  Hülfe  des  Reichs, 
des  Papstes  und  Toscanas  gewaltige  Rüstungen  gemacht  habe,  und  dass  der 
König  von  Polen  auf  seiner  Seite  sei.  Da  der  Pascha  nicht  glaubte, 
dass  die  Ungarn  sich  aus  dem  eidlich  ihnen  zngesagten  Schutz  des  Sul- 
tans unter  das  Joch  des  Kaisers  begeben  hmtten,  auch  ohne  Mitwirkung 
eines  Gesandten  Bocskays  gar  keinen  Frieden  unterhandeln  zu  können 
behauptete,  so  ersuchte  ihn  der  Gesandte  nochmals  um  Friedensverhand- 
lungen ohne  Berücksichtigung  der  Ungarn,  weil  sie  den  Türken,  wie 
jedem  Andern  treulos  sein  werden.  Hernach,  sagte  er,  wolle  der  Kaiser 
sich  an  diesen  Rebellen  rächen;  denn  Deutsche  und  Türken  könnten 
nie  Frieden  haben,  so  lang  die  Ungarn  so,  wie  gegenwärtig,  sich  zwischen 
ihnen  befänden.  Auch  dies  ward  abgewiesen,  und  der  Gesandte  bot 
nun  einen  Frieden  an  mit  Restitution  aller  dem  Sultan  entrissenen 
Festen , Zahlung  von  2,  ja  3()0,000  fl.  und  der  Bedingung,  dass  beide 
Theile  die  unter  ihnen  gesessenen  Ungarn  vertilgen  Der  Pascha  wieder- 
holte darauf,  dass  er  nur  mit  Bocskays  Einwilligung  und  gemeinschaft- 
lich mit  ihm  über  den  Frieden  verhandeln  könne.  (M.  546/11  f.  367.) 

Dec.  372.  Christian  Fürst  von  Anhalt  au  Churpfalz. 

15 

Auf  des  Grafen  Johann  von  Nassau  Relation  vom  20.  Not. 
stattet  der  Fürst  folgendes  Gutachten  ab:  1.  Der  Churfürst  möge 
sich  durch  des  Landgrafen  Moritz  Absicht,  ,, alles  nur  auf  Frank- 
reich zu  richten,“  nicht  irren  lassen;  er  möge  daher  dein  Land- 
grafen eine  allgemeine  Antwort  geben,  dass  er  nämlich  über  seine 
Vorschläge  nachdenken  und,  wenu’s  nöthig  sei,  mit  ihm  persönlich 
darüber  zu  unterhandeln  suchen  wolle.  2.  Der  Zweck  der  Ver- 
handlung mit  Frankreich,  nämlich  den  Plan  des  Erzherzogs  Albert 
zu  durchkreuzen  und  „Franckreich  mit  dergleichen  negotiation  in 
suspens  zu  halten,“  ist  fürs  Vaterland  und  den  Churfürsten  beson- 
ders sehr  wichtig.  Gegenwärtig  ist  dieselbe  um  so  weniger  zu 
unterlassen,  da  man  Churcölns  Unterhandlung1  allgemein  als  zu 
Alberts  Gunsten  unternommen  ansieht.  Eine  schriftliche  Verband- 
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liing  wäre  gefährlich ; dieselbe  ist  am  besten  mündlich  mit  Bon- 
gars,  den  man  nach  Heidelberg  berufen  kann,  zu  beginnen.  Ohne- 
hin wird  der  Landgraf  über  diese  Dinge  schon  in  CJhiffern  an  den 
König  geschrieben  haben;  cs  ist  aber  sehr  nüthig,  dass  die 
Sachen  in  des  Churfürsten  Namen  und  vor  allem  „in  denen  ter- 
minis,  wie  sie  von  e.  1.  gemeinet,“  an  Frankreich  kommen.  Man 
hat  in  den  Eröffnungen  an  Bongars  den  Urheber  der  betreffenden 
Nachrichten  durchaus  nicht  zu  nennen.  Das  Erbieten  zur  Com- 
munication  ferner  darf  nicht  so  gedeutet  werden  können,  „alß  wau 
man  sich  Frauckreich(s)  consiliis  gentzlich  unterwerfen,  oder  viel- 
leicht mit  demselben  seiner  person  halben  expresse  tractiren  wolle. 

Dan  ob  es  wol  dem  gemeinen  intent  nicht  undienlich,  wan 
Franckreich  des  letztem  halber  imc  etwas  imaginiren  wolte,  so 
wil  doch  ser  behutsam!)  gegangen  sein,  damit  Franckreich  ins 
künftige  dergleichen  consequentias  nicht  erzwingen  könne.“  — 
Datum  Anspach  den  5.  Deecmb.  a.  1605. 

München  Staatsarchiv  51611  f.  335.  Eigenh 

1 Vgl.  darüber  Lgr.  Moritz  an  Heinrich  IV.  1G06  Jan.  2,  28.  (Rom- 
mel, corrcspondance  S.  272,  277.)  Yischer  an  Erzh.  Matthias.  1606  Jan.  3. 
(Harter,  Ferdinand  II.  13.  V S.  86.) 

Anbringen  Brederodes  an  Friedrich  Churfürst  ® 

von  der  Pfalz.  1 

Bericht  über  den  niederländisch  - spanischen  Krieg  im  ver- 
gossenen Sommer.  Ohne  stärkere  Hülfe  der  benachbarten  Fürsten 
werden  die  Staaten  sich  auf  reine  Defensive  beschränken  müssen 
and  können  dann  leicht  die  ihnen  noch  übrigen  Plätze  am  Rhein 
verlieren.  Schon  rüsten  die  Spanier  zu  einem  gewaltigen  Angriff, 
kn  Falle  jener  reinen  Defensive  nun  wäre  den  Gegnern  des  „parti 
de  la  ligueu  die  Aussicht  auf  die  Jülicher  Erbfolge  vernichtet.  Da 
ferner  die  Staaten,  von  den  evangelischen  Reichsständen  getrennt, 
denselben  nicht  helfen  könnten,  so  würden  die  Romanisten  und 
Spaniolisirtcn,  die  Uneinigkeit  der  evangelischen  Stände  benutzend, 
die  Wahl  eines  römischen  Königs  in  der  Person  des  Erzherzogs 
Albert  unternehmen,  eines  Fürsten,  der  römischer  ist  als  der  Papst 
und  so  stolz  und  grausam  und  unerträglich  wie  ein  Spanier. 
Zweck  der  Wahl  wäre  ihnen,  dass  sic  die  Macht  des  Reichs,  Roms 
and  Spaniens  gegen  ihre  Feinde  verbänden,  um  die  Uebung  der 
christlichen  Religion  abzuscliaffen , die  geistlichen  Güter  zurück- 
geben zu  lassen,  Grosse  und  Kleine  nach  Willkühr  mit  Steuern 
aller  Art  zu  belasteu,  ja  um  die  Stände  selbst,  als  Hinderniss  ihrer 
absoluten  Macht,  auszurotten,  eine  mehr  als  barbarische  Tyrannei 
einzuführen.  Unterliegen  die  Staaten  den  Spaniern,  so  ist  zu 
bezweifeln , ob  irgend  ein  Reichsstand  ihre  Pläne  hindern  kann. 

Die  von  der  „ligue  Romaine“  vereinigen  alle  ihre  Kräfte,  opfern  ihr 
heben  für  die  Vernichtung  der  Evangelischen.  Der  Churfürst, 
einer  der  ersten  unter  den  Evangelischen,  wird  daher  zur  Unter- 
stützung der  Staaten,  die  Alles  zur  Verteidigung  der  gemeinen 
8aehe  daran  setzen  und  einen  Frieden,  vermittelst  dessen  die  Ro- 
manisten Könige  und  Stände  der  Freiheit,  des  Eigenthums 
and  des  Lebens  berauben  wollen,  verschmähen,  Ausserordentliches 

Acteo  des  30jähr.  Krieges  I.  gQ 
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leisten,  nicht  nur  aus  eigenen  Mitteln,  sondern  auch  durch  die 
Aufforderung  befreundeter  Stände  zu  gleicher  Unterstützung.1  — 

MOnchen  Staatsarchiv  pf.  102/2  f.  84.  Orig. 

i Seit  Mai  1605  (vgl.  n.  356)  hatte  Brederode  in  Deutschland  und 
der  Schweiz  seine  Gesuche  um  Unterstützung  der  Staaten  fortgesetzt 
Die  Stadt  Nürnberg  gab  eine  abschlägige  Antwort  (Brederode  an  Ans- 
pach. 1605  Juni  16.  B.  Unionsacta  ad  tom.  111.),  ebenso  die  ev.  Cantone 
der  Schweiz.  (Tillier,  Gesch.  des  Freistaates  von  Bern  IV  S.  20.) 

374.  Relation  Heinrichs  Freiherrn  von  Heidt  an 

Churbrandenburg. 

Nach  dem  in  Heidelberg  gemachten  Abschied  „wegen  des 
heurats,  Zusammensetzung  und  der  Verrichtung  in  Hollanden“  wäre 
Reidt  mit  seinen  Mitgesandten  am  18.  Febr.  nach  Holland  gereist 
wenn  ihn  nicht  Krankheit  zurückgehalten  hätte.  Darüber  kam  a& 
20.  der  Markgraf  von  Anspach  nach  Heidelberg  und  drang  mit 
Fürst  Christian  von  Anhalt  und  Dr.  Brederode  in.  Reidt,  er  möge 
sich  im  Namen  seiner  Herrschaft  zu  einer  im  Frühling  oder  Som- 
mer zu  erlegenden  Geldsumme  verpflichten.  Reidt  erwiederte,  er 
sei  dazu  ohne  Auftrag,  sagte  aber  dem  Brederode  ad  partem:  die 
auf  seine  frühem  Werbungen  und  Mahnungen  in  der  Jülicher 
Sache  vom  Churfürsten  von  Brandenburg  in  Aussicht  gestellte 
Gesandtschaft  an  die  Staaten  sei  nun  im  Werke;  aus  ihren  Ver- 
handlungen mit  den  Staaten  werde  sich’s  ergeben , was  der  Chur 
fürst  diesen  zu  erklären  habe.  Er  sagte  dies,  damit  Brederode 
es  den  Staaten  berichte.  — Nachdem  sodann  Reidt  zugleich  mit 
Volrat  v.  Blessen  im  Haag  eingetroffen  war,  und  beide  beim  Prin- 
zen Moritz  und  Vcrordueten  der  Staaten  Audienz  erhalten  batten, 
trug  Blessen  vor:  sie  seien  bevollmächtigt,  „aul*  etlichen  Julischen 
Sachen  mit  inen  zu  tractiren.“  Zur  Führung  dieser  Verhandlung 
mögen  die  Staaten  einige  Wenige  bevollmächtigen.  Die  Staaten 
bevollmächtigten  Barneveit1  und  Joachimi,  und  das  Resultat  der 
Verhandlungen  mit  ihnen  war,  dass  sie  sich  hinsichtlich  der  Jülicher 
Sache  so  erklärten,  wie  die  Instruction  der  Gesandten  es  verlangt, 
und  ausserdem  noch  zusagten,  dass  die  Staaten  die  Execution  auf 
Begehren  der  Churfürsten  von  der  Bfalz  und  Brandenburg  zu  thun 
hätten.  Darauf  wurde  die  Vereinbarung  schriftlich  abgefasst.  Be- 
züglich der  Geldhülfe  hatte  Churbrandenburg  dem  Reidt  am  28.  Mai 
geschrieben,  dass  das  erste  Ziel  (50,000  fl.)  zur  Frankfurter  Herbst- 
messe, das  zweite  am  1.  Jan.  1606  erlegt  werden  solle.  Chur- 
pfalz  hingegen  war  zu  sofortiger  Zahlung  bereit.  Es  ward  be- 
schlossen, dass  Churbrandenburg  die  erste  Quote  am  11.  October 
erlegen  solle  (wirklich  erlegt  ist  sie  erst  zu  Hamburg  am  10.  Nov.). 
und  sich  über  Zeit  und  Ort  der  Erlegung  der  andern  Quote  vor 
Ende  des  Jahres  erklären  solle.  1 Diese  Erklärung  ist  nunmehr 
nächstens  abzugeben.  — Ausser  dieser  Verrichtung  hat  Reidt  in 
Wesel  den  Bürgermeister  und  Syndicus  der  Stadt  (Job.  Wichmann 
und  Job.  Raesfeld),  ferner  Joh.  Ketteier,  Bertram  v.  Ltitzenraet, 
Stephan  Hartefeld  seinem  Auftrag  gemäss  in  churbrandenburgist  be 
Bestallung  genommen  und  ihnen  den  ersten  Jahresgehalt  ausgezahlt. 
Auf  seiner  Rückreise  (im  August)  verrichtete  Reidt  in  Marburg 
seine  Werbung  au  den  Landgrafen  Moritz.  Derselbe  erklärte, 
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„was  andere  chur-  und  fürsten  darzu  thun  wurden,  davon  wolten 
s.  f.  g.  sich  nit  absondern.“  Allein  einstweilen  ist,  wie  aus  dem 
Gespräch  mit  ihm  hervorging,  wenig  Hülfe  von  ihm  zu  erwarten. 

Reidt  erinnerte  ihn  an  die  Gefahr,  in  die  Hessen  gerathe,  wfenn  die 
Spanier  das  Herzogthum  Berg  einnähmen.  Und  als  der  Landgraf 
erwiederte,  er  könne  diese  Gefahr  durch  ein  Schreiben  abwenden, 
wobei  er  ohne  Zweifel  an  Frankreichs  Schutz  dachte,  erinnerte 
Reidt  ihn,  wie  der  verstorbene  Herzog  von  Jülich  von  den  Fran- 
zosen verlassen  worden  sei.  — 0.  D. 

Berlin  XXXV  c 30.  Cpl. 

1 Diesen  suchte  Mgr.  Johann  Sigismund  durch  folgende  Verschrei- 
bung vom  4.  April  1605,  zu  gewinnen:  Johann  von  Oldenbarnevelt  hat 
dem  Markgrafen  in  seinen  Jülicber  Sachen  gute  Dienste  geleistet  und 
w:rd,  wie  der  Markgraf  erwartet,  dieselben  fortsetzen,  damit  er  um  so 
eher  zum.  Besitz  der  Jülicher  Lande  und  sonst  zu  seinem  und  der  Seip- 
een  Recht  in  denselben  komme.  Deshalb  wird  der  Markgraf,  sobald  er 
in  jenen  Besitz  kommt,  ihm  einen  lebenslänglichen  Jahresgehalt  von 
iüOO  Goldgulden  erlegen.  Er  verspricht  dies  für  sich  und  seine  Erben. 

(B.  XXXV  c.  20.  Cpt.  mit  der  Bemerkung:  ,,ist  dem  Barnefelt  zugestellet 
den  1.  Maii,  qui  diu  recusavit,  etiam  remisit,  sed  tandem  retinuit .“) 

Vgl.  die  Staaten  an  Churbrandenburg.  1605  Nov  21.  Du  Bois  an 
F.  Ludwig  von  Anhalt.  Nov.  22.  (Ebeling,  du  Bois’  Berichte  I S.  96,  228. 

Vgl.  auch  daselbst  S.  212  das  Schreiben  der  Staaten  an  Churbranden- 
bnrg.  1605  Juni  30) 

3/5.  Friedrich  IV.,  Resolution  aufBrederodes  Jan. 

W e r b u n g.  15 

Die  Sache  der  Staaten  hängt  mit  aller  Evangelischen  Wolfahrt 
oder  Untergang  zusammen;  fremde  Hülfe  ist  für  die  Staaten  nötliig. 

Allein  bei  dem  höchst  gefährlichen  Zustande  im  Reich  muss  der 
Charfürst  sich  auch  selbst  gefasst  halten , besonders  nach  den 
gegen  ihn  gerichteten  Drohungen  der  Spanier.  Da  ferner  seine 
Mittel  durch  Steuern  erschöpft  sind,  und  er  gegenwärtig  noch  an- 
dern Freunden  heiständig  sein  muss,  so  ist  es  ihm  kaum  möglich, 
das  Begehren  der  Staaten  zu  erfüllen.  Gleichwol  will  er  ihnen 
gegen  künftigen  Michaelis  (a.  St.)  25,000  fl.  erlegen,  doch  so,  dass 
die  Staaten  verbunden  sind,  dem  Churfürsten  oder  seinen  Erben, 
ffenn  sie  der  Hülfe  bedürftig  sind,  200  Mann  zu  Pferd  und 
500  Mann  zu  Fuss  zur  Hülfe  zu  schicken  und  sechs  Monate  lang 
*u  unterhalten,  oder,  wenn  dem  Churfürsten  oder  seinen  Erben 
besser  mit  Geld  gedient  ist,  ihnen  50,000  fl.  innerhalb  sechs  Wo- 
chen nach  der  Aufforderung  zur  Hand  zu  stellen. 1 — Heidelberg 
den  5.  Januarii  a.  1606.  (Bemerkung,  dass  diese  Resolution  dem 
brederode  nur  mündlich  eröffnet  ist,  und  dass  derselbe  die  Be- 
willigung vergeblich  höher  zu  stellen  begehrt  hat.) 

München  Staatsarchiv  pf.  102/2  f.  74.  Cpt. 

1 Vgl.  Lingelsheim  an  Bongars.  Jan.  15.  (Bongarai  et  Ling.  epiat. 

3.  207.) 

'<6.  Friedrich  IV.  an  Churbrandenburg,  (z.  Th.)  Jan. 

24 

Bei  des  Markgrafen  Johann  Sigismund  Anwesenheit  in  Heidel- 
berg 1 hat  Churpfalz  in  Anbetracht,  dass  der  Kaiser  auf  einen 
Reichstag  drang  und  die  Gefahren  in  und  ausser  dem  Reich  stets 

30* 
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wuchsen,  mit  ihm  eine  Zusammenordnung  der  weltlichen  Chur- 
fürsten, die  sich  über  die  Anliegcu  des  Reichs,  besonders  die  der 
evangelischen  Stände  vergleichen  sollte,  für  nöthig  gehalten.  Die 
Berathungspuncte  sollte  der  Churfürst  dem  Markgrafen  nachsebickcn. 
Demgemäss  schlägt  der  Churfürst  folgende  Punote  vor:  1.  Die  unga- 
rischen Sachen.  2.  Befreiung  des  Reichsgebiets  von  den  in  den 
Niederlanden  kriegenden  Truppen , Befreiung  des  Rheins  und  des 
Verkehrs.  3.  Wahl  eines  römischen  Königs.  4.  Die  vornehmsten 
bei  dem  Reichstage  zur  Verhandlung  kommenden  Puncte.  Chur 
pfalz  bittet  den  Churfürsten  von  Brandenburg,  diese  Versammlung 
zu  bewilligen  und  Cursachsen  dafür  zu  gewinnen. — Datum  Heidel- 
berg den  14.  Januarii  1606. 

München  Staatsarchiv  pf.  (17/4  f.  160.  Cpt. 

r 

l Sigismund  reiste  von  Heidelberg  weiter  nach  Culmbach.  Von  don 
aus  schreibt  Reichard  Beier,  der  ihn  begleitete,  am  1.  Februar  1606  an  v 
Reidt:  „unsere  Verrichtung  zu  Heidelberg  beruhet  darauf,  das  das  jungte 
freulein  nominirt;  die  election  oder  alteration  mit  dem  mittelsten  hat 
man  nicht  erhalten  können,  viel  weniger  die  lehenstuck,  obschon  wegen 
bedes  einstendig  angehalten  worden  . . . Sonsten  haben  wir  begert  voa 
inen  in  Julischen  Sachen  etwas  loco  consilii,  da  sie  nicht  gern  an  gewolt 
propter  mutationes  circumstantiarum , so  teglich  einfallen  und  derwegpr- 
alles  reiieiirt  uf  zusanimcnkonft  der  churfurstlichen  reten  , da  der  .Mi- 
schen alP  einer  gemeinen  sache  mit  zu  gedenken.“  Auf  weiteres  Dran- 
gen der  Brandenburger  haben  sie  endlich  erklärt:  „sie  wolten  unf* etwas 
nachschicken.“  (B,  XXXV  C.  29).  Ueber  Verhandlungen  noch  andrer 
Art,  die  mit  Joh.  Sigismund  gepflogen  wurden,  belehrt  ein  Schreiben 
des  Chf  Pfalz  an  Christian  von  Anhalt  vom  26.  Jan.:  Als  kürzlich  J«b. 
Sigismund  Mgr.  Brandenburg  den  Churfürsten  besuchte,  „ist  von  unserm 
kirchen  und  geheimen  rat  Otto  von  Grünrat  und  Dr.  Lcefenio  . . . fljr 
ratsam  angesehen  worden,  daD  die  fragstück  und  heantwortungen,  ver- 
mittelst dern  wir  in  unser  waren  christlichen  religion  underrichtet  wor- 
den, s.  1.  von  unß  selbst  pnesentirt,  und  dabei  begort  werden  solt,  solche 
unß  zu  gefallen  zu  lesen  “ Dies  unterblieb,  weil  die  Schrift  nicht  ra<cb 
genug  abgeschrieben  werden  konnte,  und  sonstige  Hindernisse  vorfielen 
Weil  aber  der  Fürst  nächstens  in  Culmbach  mit  dem  Markgrafen  Zu- 
sammentreffen wird,  so  erhält  er  hiermit  das  Büchlein  und  wird  dea 
Markgrafen  bitten,  er  möge,  wenn  er’s  gelesen,  dem  Churfiirsten  schrei- 
ben, wie  es  ihm  gefallen  habe.  (Bg.  VI  P 22  f.  2) 

Jan.  377.  -Entwurf  für  das  von  Bongars  i m N a m e n d e s C h n r- 
27  fürsten  von  der  Pfalz  an  Frankreich  zu  richtende 

Anbringen. 

Dem  König  wäre  etwa  Folgendes  vorzutragen:  Die  spanische 
Partei  nimmt,  wie  ihre  Unternehmungen  in  Deutschland,  Polen- 
England,  Frankreich  u.  a.  0.  zeigen,  an  Muth  und  Kräften  *u- 
Von  ihr  wird  die  Gegenpartei , die  Europas  Freiheit  verficht,  mit 
Unterjochung  bedroht,  wenn  sie  die  Verbindung  mit  denjenigen, 
welche  ihr  früher  treu  beigestanden  haben,  nicht  erneuert.  Die 
frühere  erfolgreiche  Verbindung  zwischen  Frankreich  und  evan- 
gelischen Ständen,  besonders  Churpfalz,  wäre  demgemäss  herzu* 
stellen.  Die  Uneinigkeit  unter  den  deutschen  Fürsten,  von  d ft 
der  König  von  Frankreich  zu  sagen  pflegt,  sie  vereitle  jeden  Er- 
folg, ist  nicht  so  gross.  Zwar  kann  man  gemäss  der  „forma  Ttj 
publieae  in  Teutschland  ...  nit  wie  etwan  anderswo  tractiren.“ 
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aber  man  ist  auch  nicht  so  „dissolvirt,  das  mau  . . gar  nit  mit 
einander  handle»  könte.“  Die  evangelischen  Stände  sind  im  Stande, 
ihren  Freunden  ansehnliche  Truppenhülfen  angedeihen  zu  lassen. 
„Wan  i.  k.  w.  sich,  erkkerten,  würde  man  noch  wol  affection  und 
verfaßung  ftinden.“  Der  Churfürst  steht  bereits  mit  verschiedenen 
Stünden  in  gutem  Vernehmen.  Um  nun  seine  Geneigtheit  zu  guter 
Correspondenz  mit  dem  König  zu  zeigen,  berichtet  ihm  der  Chur- 
fürst, dass  Erzherzog  Albert  schon  vor  einigen  Jahren  seine  Wahl 
zum  römischen  Könige  eifrig  im  Reich  betrieben,  dass  er  noch  jüngst 
za  solchen  Verhandlungen  einer  hohen  Person  im  Reich  Auftrag 
gegeben  und  den  Beistand  eines  fremden  Herrschers  eifrigst  ge- 
sucht habe. 1 Spanien  gibt  ihm  Gelder  zu  diesem  Zweck.  Welche 
Aussichten  Albert  im  Reich  auf  Beistand  und  Widerstand  hat, 
weiss  der  Churfürst  nicht  bestimmt.  Für  den  Fall  aber,  dass  er 
sein  Ziel  erreiche,  möge  der  König  die  Ansprüche  Spaniens  an 
Frankreich  bedenken,  wie  auch  dieses,  dass  der  Erzherzog  zur 
Wiedererlangung  von  Metz,  Toni  und  Verdun  alsdann  nicht  nur 
einen  guten  Vorwand,  sondern  auch  durch  seine  Stellung  in  der 
Franclie  Comte  und  Luxemburg  mit  ihren  starken  Festungen  einen 
^sondern  Vortheil  hat.  Dieser  geht  den  andern  östreichischen 
Erzherzogen  ab,  daher  eiu  grosser  Unterschied  zwischen  ihnen  und 
Albert.  — 0.  D. 

Bemerkung  (von  gleicher  Hand):  Vorstehender  Entwurf  ist 
«lein  nach  Heidelberg  berufenen  Bongars  vorgelesen.  Derselbe  ver- 
sprach, dem  König  von  Frankreich  darüber  zu  berichten.  — So 
geschehen  Heidelberg  den  17.  Januarii  a.  1606. 

München  Staatsarchiv  547/1  f.  8.  Cpt. 

1 In  seinem  Berichte  an  Villeroy  über  diesen  Auftrag  (1.  Febr.) 
sagt  Bongars  : „Ce  potentat  estranger  diiquel  il  est  parle  cy  dessus  est 
ie  rov  d’Anglcterre,  et  le  prince  gagoe  est  l’eslecteur  de  Coulogne.“  (1*. 
Ilarlay  238/9  f.  11.) 

378.  Christian  Fürst  von  Anhalt  an  Churpfalz. 

Eine  vornehme  Person  hat  dem  Fürsten  berichtet,  des  Chur- 
fürsten von  Cöln  Marschall  habe  ihm  in  Prag  anvertraut,  dass  sein 
Herr  in  den  Kaiser  um  Beförderung  der  Wahl  eines  römischen 
Königs  gedrungen,  dieser  aber  erklärt  habe,  er  wolle  keinen  Nach- 
folger bei  seinen  Lebzeiten.  Ferner  hat  des  Marggrafen  Johann 
Sigismund  Secretär  dem  Fürsten  eröffnet,  es  sei  in  seines  Herrn 
Abwesenheit  in  Berlin  über  die  Nachfolge  des  Kaisers  berathen, 
wobei  die  Ansichten  der  Räthe  sehr  verschieden  gewesen  und  be- 
sonders der  Canzlcr  Löben  verwerfliche  Ratlischläge  (wie  es  scheint, 
„die  alten  consilia  des  Alberti  und  Julichschen  Lande  halber“)  ge- 
geben habe,  denen  aber  Marggraf  Johann  männlich  widersprochen 
habe.  Zu  desto  behutsamerem  Vorgehen  wird  der  Churfürst  seine 
Gesandten  instruiren,  wenn  er  den  Churfürstentag,  der  ganz  nahe 
bevorstehen  soll,  beschickt.  Des  Fürsten  Bruder  Johann  Georg  hat 
ihm  geschrieben,  der  König  von  Dänemark  habe  seinen  Wunsch 
zur  Correspondenz  mit  Churpfalz  ausgesprochen.  Derselbe  gehe 
auch  damit  um,  den  König  von  England  zur  Erneuerung  des 
Kriegs  mit  Spanien  persönlich  zu  ermahnen.  Des  Churfürsten  ge- 
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heime  Räthe  mögen  nachdenken,  wie  diese  Dinge  für  sein  Privat* 
und  für  das  öffentliche  Interesse  zu  benutzen  sind.  — Datum  Plassen- 
burgk  den  29.  Januarii  a.  1606. 

München  Staatsarchiv  547/1  f.  2.1.  Eigenh. 

Febr.  379,  Werbung  des  kaiserlichen  Gesandten  Christoph 

Freiherrn  v.  Waldburg  an  Churpfalz. 

Nach  Ablegung  seiner  Werbung  will  der  Gesandte  noch  fol- 
gendermassen  den  Inhalt  seiner  Instruction  schriftlich  angeben: 
Der  Kaiser  ersucht  den  Churfürsten,  er  möge  dem  Vorschlag  von 
Churmainz  gemäss  entweder  seine  Zustimmung  zur  Ausschreibung 
. des  Reichstags  sofort  geben,  und  zwar  dem  kaiserlichen  Gesandten, 
oder,  wenn  der  vorherige  Churfürstentag  als  so  ganz  unumgänglich 
angesehen  wird,  seine  Gesandten  doch  auf  den  13.  Februar  nach 
Gelnhausen  schicken,  mit  solcher  Instruction,  dass  die  Bewilligung 
ohne  Verzug  erfolge.  1 2 — Prses.  den  letzten  Januarii  1606. 

München  Staatsarchiv  pf.  117/4  f.  171.  Orig. 

1 Nach  des  Kaisers  Schreiben  an  die  Churfürsten  vom  15.  Nov.  1605 
hatte  Mainz  dem  Chf.  Pfalz  vorgeschlagen,  er  möge  das  kaiserliche 
Schreiben  entweder  ohne  weiters  beantworten,  oder  auf  den  13  Febr.  1606 
seine  Gesandten  nach  Gelnhausen  schicken,  um  mit  den  Vertretern  der 
übrigen  Churfürsten  über  die  Beantwortung  des  Schreibens  zu  beratben. 
Ckurpfalz  erwiederte,  er  könne  sich  ohne  vorherige  Communication  mit 
andern  Churfürsten  auf  diesen  Vorschlag  nicht  erklären.  (Churpfalz  an 
Churmainz.  1605  Dec.  12.  M.  pf.  117/4  f.  146.) 

2 Kurz  vorher  hatte  der  Kaiser  den  Erzb.  Mainz  durch  Eustach  von 

Westernach  ersucht,  er  möge  die  Bewilligung  des  Reichstags  bei  den 
andern  Churfürsten  befördern.  Mainz  befragte  darauf  am  1.  Febr.  den 
Chf.  Pfalz,  ob  er  den  nach  Gelnhausen  angesetzten  Churfürstentag  ge- 
nehmige, oder  wie  sonst  auf  des  Kaisers  Begehren  hinsichtlich  des  Reichs- 
tags von  den  Churfürsten  insgesammt  zu  antworten  sei.  (M.  pf.  117,4 
f.  168.)  a 

Febr.  380.  Churpfälzische  Resolution  auf  die  Werbung 
13  Christophs  Freiherrn  v.  Waldburg. 

1.  Auf  des  Erzbischofs  von  Mainz  Schreiben  hinsichtlich  der 
vom  Kaiser  gewünschten  Bewilligung  eines  Reichstags  wollte  der 
Churfürst  sich,  da  er  dem  Erzbischof  nahe  benachbart  ist,  nicht 
eher  erklären,  als  bis  dieser  ihm  die  Erklärungen  der  andern  Chur 
fürsten  mitgetkeilt  habe.  Ist  dies  geschehen,  so  wird  er  seinen 
guten  Willen  zur  Beförderung  des  Reichstags  zeigen.  2.  Betreffend 
die  Restanten  und  noch  ausstehenden  Ziele  der  letzten  Türken* 
hülfe,  so  ist  der  Churfürst  seit  einiger  Zeit  durch  die  höchst  ge- 
fährlichen Zeitläufe  zur  Zurückhaltung  derselben  bewogen. 1 Er 
hat  auch  dem  Kaiser  über  den  Zustand  seiner  Unterthanen  be- 
richtet. Nachdem  er  mit  grossen  Schwierigkeiten  einiges  Geld  von 
denselben  erhoben  hatte,  musste  dies  dann  wieder  zu  ihrer  Ver* 
theidigung  verwendet  werden.  Und  wrenn  sie  künftighin  nicht 
besser  gesichert  werden,  so  ist  zu  besorgen,  dass  man  gar  nichts 
mehr  unter  ihnen  aufbringen  kann.  Der  Churfürst  kann  sich  da- 
her in  dieser  Sache  noch  nicht,  wie  der  Kaiser  wünscht,  erklären. 
— Datum  Heidelberg  . . . den  3.  Februarii  a.  1606. 

München  Staatsarchiv  pf.  117/4  f.  175.  Cpt 
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1 Am  28.  Nov.  1605  schrieb  Churpfalz  an  Braunschweig:  Da  die 
Spanier  im  vergangenen  Sommer  sich  wieder  in’s  Reich  eingelagert,  und 
ihr  Winterlager  an  Rhein  und  Mosel  nehmen  zu  wollen  scheinen,  so  habe 
er  die  jüngsthin  fälligen  Ziele  der  Türkenhülfe  von  1603  für  so  lang, 
bis  man  besser  gesichert  sei,  zurückgehalten  und  diesen  seinen  Entschluss 
dem  Kaiser  auf  ein  Mahnschreiben  eröffnet.  (W.  lit.  B.  3,  10.)  Ueber 
den  Betrag  der  rückständigen  Türkenhülfe  überhaupt  geben  zwei  chur- 
pfälzische  Berechnungen  vom  24.  April  1605  Aufschluss.  In  der  ersten 
(M.  pf  117/4  f.  1.1  werden  die  Ende  September  1604  (a.  St.)  befundenen 
Rückstände  an  acn  vor  1603  bewilligten  Türkenhülfen  von  folgenden 

Ständen  aufgeführt:  1.  Churpfalz.  Mit  ihm  hat  sich  Geizkofler  im 

Auftrag  des  Kaisers  verglichen,  dass  er  für  alle  Rückstände  bis  auf  die 
Reichssteuer  von  1603  (excl.)  100,000  fl.  in  zwei  Terminen  (der  erste 
Martini  1603  (a.  St.  ?),  der  zweite  durch  besondern  Vergleich  zu  bestim- 
men) zu  erlegen  habe.  Das  erste  Ziel,  50,000  fl.  hat  darauf  der  Chur- 
fürst am  8.  Dec.  1603  erlegt.  2.  Anspach.  Rückstände  an  der  Reichs- 
steuer von  1594  49,536  fl,  an  der  von  1598  51,600,  dazu  die  Kreishülfen 

von  1601  (20,640  fl.)  und  1602  (22,704  fl.).  3.  Hessen.  Rückstand  an 

der  Reichssteuer  von  1598  32,800  fl.  4.  Churbrandenburg.  Restan- 
ten an  der  Reichsteuer  von  1598  59,981  fl.  5.  Braun  sch  weig- 
Wolfen  bütt  el.  Hat  seine  Rückstände  durch  das  im  Jahr  1602  dem 
Kaiser  in  Ungarn  unterhaltene  Kriegsvolk  compensirt,  ebenso  die  für 
Calenberg  und  Grubenhagen,  für  Halberstadt  und  den  Antheil  des  II. 

Heinrich  Julius  an  Hildesheim.  (Am  Schluss  wird  bemerkt,  dass  ein 
Theil  der  genannten  Stände  sich  inzwischen  zur  Zahlung  erboten,  andre 
in  Vergleichshandlung  eingelassen  haben.)  — Die  zweite  Berechnung 
nennt  folgende  Stände  , die  von  der  Türkenhülfe  von  1603  noch  nichts 
erlegt  haben.  1.  Churcöln,  (Chur)brandenburg,  Bisanz,  Strassburg,  Pader- 
born, Münster,  Havelburg,  Veraun,  Cammerich,  Toni,  Lüttich,  Trient, 

Brixen,  Lebus,  Brandenburg,  Bisthum  Schleswig  (eximirt  durch  Holstein), 
der  von  den  Erben  des  Mgr.  Ed.  Fortunat  und  Pfgr.  Gustav  besesseue 
Theil  von  Sponheim,  Jülich,  Cleve,  Berg  etc.,  Holstein,  der  frühere  An- 
theil Ed.  Fortunats  an  Baden,  Burggrafschaft  Meissen,  Savoyen,  Saal- 
feld, Waldsassen,  Selz,  Roden  (?)  (von  Baiern  eximirt),  Stablo , Isni 
(Abtei),  Corneli  Münster,  Werden,  Echternach,  Essen,  Gernrode,  Kau- 
fungen (von  Lgr.  Moritz  eximirt),  Ballei  Coblenz.  2.  Dreissig  Grafen 
und  Herren,  darunter  Ostfriesland.  3 Die  Städte  Memmingen,  Geln- 
hausen, Cöln,  Aachen,  Metz,  Toul,  Verdun,  Bisanz,  Lübeck,  Dort- 
mund, Soest,  Brakei,  Warburg,  Lemgo,  Hervordcn,  Duisburg,  Cammerich, 

Daozig,  Elbing  (noch  ein  unleserlicher  Käme).  (M.  pf.  117/4  f.  281.) 

381.  Werbung  des  ungarischen  Gesandten  Bocatius  Febr. 

bei  Ch  urp falz.  17 

(Der  Gesandte  tibergibt  ein  Schreiben  von  Bocskay  und  eins 
von  den  ungrischen  Ständen,  (vgl.  n.  371)  daraus  sein  Auftrag 
zu  ersehen  ist.  Er  berichtet  ferner  die  Gründe  des  ungrischen 
Aufstandes  und  erzählt  unter  anderm  Folgendes):  Die  Religions- 
verfolgungen begannen  vor  zwei  Jahren.  Damals  wollten  etliche 
Bischöfe  nach  dem  Tode  der  Kaiserin  Mutter  die  papistische 
Feier  der  Exequien  zwangsweise  im  Kamen  des  Kaisers  durch- 
setzen. Zu  dem  Zwecke  begehrte  das  Erlauer  Domcapitel  die 
Pfarr-  und  Hauptkirche  zu  Caschau.  Hier  wie  an  den  meisten 
Orten  widerstand  man.  Deshalb  reizten  das  Capitel  und  ansehn- 
liche Bischöfe  und  Prälaten  den  Kaiser  immer  mehr,  so  dass  dieser 
mit  der  wol  schon  lange  im  Werk  gewesenen  Ausrottung  der  evan- 
gelischen Religion  in  Ungarn  den  Anfang  zu  machen  beschloss. 
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381.  Demgemäss  ward  der  Stadt  Caschau  die  Annahme  der  papistischen 
* Religion  und  Abtretung  der  Kirche  an  die  Papisten  befohlen.  Bel- 
giojosa  exequirte  diesen  Befehl  mit  Gewalt.  Er  versuchte  gleiches 
in  „Gonez“  (Gönz?),  Tokai  und  andern  benachbarten  Orten,  aber 
vergeblich.  — Nachdem  der  Kaiser  den  Artikeln  des  Pressburger 
Reichstages  eigenmächtig  den  22.  hinzugefügt  hatte,  ward  eine 
Commission,  bestehend  aus  den  Bischöfen  von  Erlau  (zugleich 
Präsident  der  niederungrischen  Kammer),  Neutra  (zugleich  nieder- 
ungrischer Landeskanzler),  Gran  (zugleich  königlicher  Statthalter), 
Grosswardein  (Varadinus,  zugleich  Präsident  der  Zipser  Kammer) 
und  weltlicher  Mitglieder  vom  Kaiser  zur  Ausführung  des  Artikels 
ernannt.  Belgiojosa  sorgte  für  die  Vollstreckung  desselben  durch 
gewaltsame  Occupation  der  widerstrebenden  Orte.  Derselbe  Belgio- 
josa überzog,  um  seine  Habsucht  zu  befriedigen,  unter  dem  Vor 
wand,  dass  Bocskay  in  heimlicher  Verschwörung  gegen  den  Kaiser 
stehe,  mit  seinem  Heer  des  letztem  Gebiet,  so  dass  dieser  der  Ge- 
fangenschaft. durch  die  Flucht  entgehen  musste.  Das  entschied 
den  Aufruhr.  Bocskay  brachte  das  dem  Belgiojosa  dienende  Fuß- 
volk der  Ilaid ucken  zum  Abfall  und  schlug  das  Ileer  Belgiojosa?. 
Darauf  Vertrag  mit  den  Türken.  Der  Landtag  zu  „Kerenz“  (Sze- 
rencs)  erkannte  Bocskay  als  Feldobersten  an  und  gab  ihm  den 
fürstlichen  Titel.  Derselbe  halte  nun  keiue  weitern  Angriffspläne, 
sondern  übergab  dem  Basta,  der  nach  Eperics  gerückt  war  und 
vergeblich  dem  Belgiojosa  die  Iland  hatte  reichen  wollen,  auf 
dessen  Verlangen  billige  Vcrtragsartikel.  Derselbe  antwortete  aber 
nicht  und  rückte  unter  so  gräulichen  Verheerungen  über  Tokay 
nach  Pressburg,  dass  man  ihn  aus  dem  Land  schlagen  musste. 
Da  nun  Bocskays  Anhang  täglich  wuchs,  so  forderte  der  Kaiser 
ihn  zu  gütlichen  Verhandlungen  auf.  Sofort  übergab  derselbe  Vor 
tragsbedingungen ; und  als  der  Kaiser  sich  darauf  im  vergangenen 
Herbst  durch  Commissarien  resolvirte,  schrieb  Bocskay  den  Land- 
tag aus,  der  Ende  vorigen  Jahres  in  Kärpfen  zusammentrat.  Diesem 
zeigte  der  kaiserliche  Commissar  Sigismund  Forgacs  seines  Herrn 
Erklärung  auf  die  übergebenen  Bedingungen  an:  der  Kaiser  wolle 
sich  hinsichtlich  der  Religionsfreiheit  und  der  Landesfreiheiten 
„gnedigst  finden  lassen,“  begehre  aber,'  die  Ungarn,  sollen  die 
Waffen  ablegcn  und  zu  einem  Landtag  in  Pressburg  erscheinen. 
Da  aber  „des  fridens  halber  one  den  Türckcn  nichts  hat  können 
ins  werck  gerichtet  werden,  i.  Mt.  commissarii  aber  die  specifi* 
cirung  der  gantzen  tractation  pro  rato  angenommen  zu  werden 
nit  volmechtig  gewesen,  darumben  laut  und  stende . . beschloßen, 
durch  legaten  den  Türckischen  Kciser  und  i.  Mt.  darumb  zu  er 
suchen.“  Daher  je  zwei  Gesandte  an  den  Sultan  und  Erzherzog 
Matthias  geschickt  sind  „umb  tractirung  eines  und  des  andern, 
anfcnglichen  aber  induciarum  causa,  das  man  desto  füglicher  . • 
Zusammenkommen  und  die  friedenstractation  für  die  liant  nemen 
rnöcht.“  (Schliesslich  Gesuch  an  den  Churfürsten  wie  in  dem 
Schreiben  der  Stände  vom  10.  December  1600.)  — Zu  Schwetzin- 
gen P(falz)  abgeordneten  und  rat  Feblis  geschehen.  A.  1606 
7.  Febr. 

München  Staatsarchiv  547/1  f.  27.  Cop. 
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382.  Bedenken  über  des  ung rischen  Gesandten  Bo-  F e b r. 

ca tius  Anbringen.  1 20 

I)a  die  ungrische  Nation  an  sich  listig,  gegenwärtig  aber  noch 
von  den  Türken,  mit  denen  sie  sich  verbündet  hat,  abhängig  ist, 
so  ist  mit  ihr  nicht  „nf  gut  Tcntsch  zu  tractieren.“  Die  Verhand- 
lung würde  nicht  geheim  bleiben;  gäbe  man  sich  dann  in  dersel- 
ben eine  Blosse,  so  lüde  wan  die  Vorwürfe  des  Kaisers  und  des 
Reichs  auf  sich.  Ferner,  „wan  es  mit  der  fricdshandlung  (wie  ser 
vermutlich)  nicht  für  sich  gehen,  oder  . . eine  zeit  lang,  anstehen 
folte,  so  wirt  doch  das  reich  hierdurch  nur  in  weiter  mistrauen . . 
gesetzt.“  Sind  endlich  die  Nachrichten  über  den  Abschluss  des 
Tiirkenfriedens  richtig,  so  wäre  jede  Bemühung  vergeblich.  Aus 
diesen  Gründen  möge  Churpfalz  dem  Gesandten  zunächst  — und 
zwar  nicht  eher,  als  bis  er  dessen  Rückreise  gesichert  weiss  — im 
allgemeinen  antworten : er  wolle  mit  den  Churfürsten  über  die 
Sache  berathen  und  das  für  gut  Befundene  ausführen  helfen.  Bocs- 
kay  möge  sich  inzwischen  die  Friedensverhandlungen  angelegen 
sein  lassen.  Es  ist  ferner  rathsam,  dass  sofort,  und  zwar  zunächst 
mit  Churbrandenburg  Berathungen  vorgenommen  werden,  „was  aus 
dieser  occasion  furzunemen  und  nützliche  resolutiones  zu  fassen 
sein  können.“  Man  schlage  zu  dem  Zwecke  eine  schleunige  Zu- 
sammenkunft vor,  um  zu  berathen,  1.  ob  das  Reich  sich  nicht  der 
nngrischen  und  türkischen  Fricdenshandlung  unterziehen  solle, 

2.  oh  nicht,  wenn  die  Zulassung  der  Reichsstände  zu  diesen  Ver- 
handlungen dem  Kaiser  widerrathen  wird,  Churfürsten  und  Fürsten 
insgesammt  die  Gesandtschaft  des  Bocskav  durch  eine  Gcsandt- 
| Schaft  ihrerseits  erwidern  sollen.  3.  „Weil  one  einer  gewissen  macht 
dergleichen  tractationes  cum  effcctu  unmuglich  zu  erhalten,  wie 
derhalbcn  man  sich  vorzusehen,  damit  man  sich  in  den  übrigen 
nicht  vergeblich  enervire,  sondern  dasselbe  zu  merer  Versicherung 
des  reichs  neben  andern  mediis,  so  noch  ferner  darzu  von  nötten 
zu  sein  erachtet  werden  möchten,  anwende  und  conferirc,  damit 
mau  uf  alle  feile  gefast  sei.  4.  Item  das  nach  mittein  getrachtet 
werde,  wie  das  regnum  Bohemise  zu  dergleichen  conionction  zu 
ziehen,  uf  das  dem  reich,  insonderheit  aber  den  evangelischen 
Wenden  mit  der  Zeit  allerhand  gutte  commoditatcs  und  cmolu- 
ffienfa  daraus  entstehen  mögen.“  — Es  möchte  auch  gut  sein,  dass 
der  Churfürst  das  ungrische  Anbringen  dem  Churfürsten  von  Mainz 
mitheilte,  um  sich  dann  in  den  Rcichssachcn  desto  besser  mit  ihm 
za  vergleichen,  er  könnte  ferner  dem  König  von  Dänemark,  der 
ja  Correspondenz  mit  ihm  gewünscht  hat,  und  dem  Gesandten,  den 
vielleicht  Erzherzog  Max  bald  zu  ihm  schicken  wird,  darüber  be- 
richten. Auch  möge  Roeskays  und  der  Stände  ganzes  Anbringen 
..förderlichst  . . wegen  etzlicher  grossen  Ursachen“  d<  m Prinzen 
Moritz  berichtet  werden.  — Den  10.  Februarii  anno  1600. 

München  Staatsarchiv  pf.  547/1  f 39.  Orig. 

1 Handschrift  der  Kanzlei  des  F.  Christian  von  Anhalt. 


Friedrich  IV.,  Erklärung  auf  die  Werbung  des 
ungrische u Gesandten  Bocatius. 

Der  Churfürst  hat  mit  Befriedigung  vernommen,  dass  die  Un- 
garn, wenn  ihnen  leidliche  Friedensbedingungen  zugestanden,  die 


F oh  r. 
23 


Digitized  by  Google 


474 


1606 


Religionsfreiheit  und  ihre  Landesfreiheiten  gewahrt  werden,  weder 
den  Türken  „weiteren  zutrit“  gestatten,  noch  sich  dem  Kaiser 
widersetzen,  noch  sich  von  der  Christenheit  absondern  wollen. 
Der  Churfürst  wird  mit  andern  evangelischen  Churfürsten  und  Fürsten 
das  Zustandekommen  des  Friedens  auf  solchen  Grundlagen  bei  dem 
Kaiser  befördern.  Er  wird  mit  jenen  Fürsten  auch  bedenken,  wie 
das  hinsichtlich  Bocskays  Gesuchte  bei  dem  Kaiser  anzubringen  sei. 
~ Latum  Heidelberg  den  13.  Februarii  a.  160G. 

Mönchen  Staatsarchiv  547/1  f.  46.  Cpt. 

Febr.  384.  Friedrich  IV.  an  Churbrandenburg. 

25 

Aus  des  Churfürsten  Schreiben  vom  8.  Februar  nebst  Bei- 
lagen erhellt,  dass  derselbe  bei  den  wachsenden  türkischen  und 
ungrischen  Gefahren  die  Aufschiebung  des  Reichstags  bis  nach 
Abhaltung  des  Churfflrstentags  für  unräthlich  hält.  1 ChurpfaU 
will  sielt  hinsichtlich  der  Bewilligung  des  Reichstags  möglichst  mit 
dem  vergleichen,  worüber  sich  Churbrandenburg  und  Chursachsen 
einigen  werden.  Jedenfalls  wäre  jene  Bewilligung  nicht  einzeln, 
sondern  durch  ein  Gesammtschreiben  der  Churfürsten  zu  ertheilen. 
Nachdem  mau  übrigens  seit  14  Jahren  keinen  Vortheil  gegen  die 
Türken  zu  erkämpfen  vermochte,  so  dürfte  gegenwärtig,  da  aus 
den  frühem  Verbündeten  neue  Feinde  geworden,  und  Zerrüttung 
und  Erschöpfung  überhand  genommen  hat,  das  Reich  weder  die 
ungrische  und  türkische  Gefahr  zu  beseitigen,  noch  seine  Hülfe 
dauernd  fortzusetzen  vermögen.  Uebrigens  kann  in  den  ungrischen 
Sachen  als  einer  Religionsangelegenheit  bei  Churfürsten-  und  Reichs- 
tagen Nichts  durch  Majorität  beschlossen  werden.  Churpfalz  hält 
die  in  seinem  Schreiben  vom  24.  Januar  vorgeschlagnc  Zusammen- 
schickung  der  weltlichen  Churfürsten  für  dringend  nöthig,  beson- 
ders um  über  die  Gefahren  zu  berathen,  die  dem  Reich  von  den 
Ungarn  und  Türken  drohen.  Sie  ist  um  so  nöthiger,  weil  die 
ungarischen  Unruhen  daher  entstanden  sind,  dass  man  in  Ungarn 
und  Siebenbürgen  die  Städte,  Landherrn  und  Ritterschaft  mit  Ge- 
walt vom  evangelischen  Bekennt niss  drängen  wollte.  Man  hatte 
durch  neue  Edicte  und  Commissionen  Vorbereitungen  getroffen, 
um,  wenn  man  dort  sein  Ziel  erreicht  hätte,  dieselben  Verfolgungen 
vermittelst  der  von  den  Deutschen  unterhaltenen  Truppen  in 
Böhmen,  Mähren,  Schlesien  und  Oestreich  durchzuführen.  Vas 
darauf  nach  den  päpstlichen,  spanischen  und  jesuitischen  Absich- 
ten geschehen  sollte , zeigen  Bücher  mit  kaiserlichen  Privilegien, 
sowie  die  Verfolgungen  in  Steiermark,  Kärnthen  und  Krain.  Be- 
züglich der  zu  ergreifenden  Massregeln  ist  nun  der  Churfürst  der 
Ansicht,  dass  man,  da  die  Macht  der  Türken  der  der  Deutschen 
überlegen  ist,  und  die  Türken  sowol  wie  die  Ungarn  viel  eher  als 
die  Deutschen  im  Stande  sind , den  Krieg  viele  Jahre  hindurch 
zu  führen,  da  auch  nach  dem  Bericht  einer  vornehmen,  in  Sachen 
des  kaiserlichen  Hofs  wrol  unterrichteten  Person,  die  Böhmen  und 
Mähren  sich  zu  den  Ungarn  schlagen  möchten  — dass  man  alsv 
einen  Frieden  mit  den  Türken  und  Ungarn  erhandeln  solle.  Er 
ist  in  dieser  Ansicht  bestärkt,  weil  der  von  Bocskay  und  des 
ungrischen  Gespanschaften  geschickte  Gesandte  die  Bereitwillig* 
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keit  seiner  Auftraggeber  zu  Friedensverhandlungen,  an  denen  die 
evangelischen  Churfürsten  und  Fürsten  sieh  betheiligen  würden, 
erklärt  hat.  Dies  Anerbieten  ist  um  so  weniger  zu  verachten,  da 
die  Ungarn  auch  den  Ausgleich  zwischen  Deutschen  und  Türken 
befördern  zu  können  hoffen,  da  ferner,  wenn  die  evangelischen 
Cburfürsten  hier  mit  rechtem  Eifer  das  Erforderliche  tliun,  hoffent- 
lich unter  Zuthun  des  Kaisers  die  päpstlichen  Verfolgungen  in 
Deutschland,  Ungarn  und  Böhmen  beendigt,  jeder  Stand  bei  seinen 
Hechten  gelassen,  viele  Beschwerden  der  evangelischen  Stände  ab- 
gestellt, der  Papisten  Liga  und  Anschläge  für  diesmal  vereitelt 
werden  möchten.  Besonders  für  Brandenburg,  für  Preussen  und 
andre  Nachbarländer  kann  ein  mit  des  Churfürsten  von  Branden- 
burg Hülfe  erhaltener  Friede,  der  die  evangelische  Religion  in 
Ungarn  sichert,  sehr  vortheilhaft.,  die  Unterdrückung  der  Evan- 
gelischen aber  sehr  gefährlich  sein.  Der  Churfürst  möge  sich  also, 
wenn  es  ihm  gut  dünkt,  mit  Chursachsen  über  die  vorgeschlagnc 
Zusammenkunft,  ihren  Ort  und  baldigen  Termin  vergleichen.  Falls 
sich  aber  Sachsen  abgesondert  von  den  beiden  evangelischen  Chur- 
fürsten halten  will,  so  gedenkt  der  Churfürst  von  der  Pfalz  der 
Erklärung,  welche  Churbrandenburg  für  (liesen  Fall  dem  chur- 
pfälzischen  Gesandten  vorigen  Sommer  gegeben  hat,  dass  er  näm- 
lich von  Churpfalz’  Seite  nicht  abtreten  wolle.  Zu  ihnen  werden 
dann  wol  noch  etliche  andre  evangelische  Stände  halten.  — Datum 
Heidelberg  den  15.  Febr.  a.  1606. 

München  Staatsarchiv  pf.  117,4  f.  211.  Cpt. 

1 Er  erklärt  den  Tag  zugleich  für  eher  nachtheilig  als  nützlich,  so- 
lange Sachsen  mit  den  geistlichen  Churfürsten  die  beiden  andern  über- 
stimmme.  (a.  a.  0.  f.  193.) 

385.  Bericht  des  churpfälzischen  Geheimeraths  v.  d. 
Grün,  abgelegt  vor  dem  churpfälzischen  Grosshof- 
meister, vor  Plessen  und  Löfenius. 

Von  Anhalt  nach  Anspach  erfordert,  hat  v.  d.  Grün  folgende 
Mittheilung  von  dem  Fürsten  empfangen:  er  (Fürst  Christian)  habe 
bei  einer  Unterredung  mit  Erzherzog  Maximilian  dasjenige  berührt, 
„waß  der  medicus  mit  i.  d.  gehandlet.“  Der  Erzherzog  habe  er- 
wiedert:  der  fragliche  Plan  sei  „contra  compactata;“  er  wünsche 
ein  ruhiges  Leben  und  gönne  das,  was  man  ihm  zudenke,  lieber 
dem  Matthias:  warum  wolle  mau  diesen  nicht?  Darauf  habe  er 
(Fürst  Christian)  erwiedert:  man  wolle  Matthias  nicht,  wegen  der 
freien  Wahl;  und  als  jener  den  Erzherzog  Ferdinand  empfohlen, 
habe  er  gesagt:  derselbe  habe  sich  durch  seine  Verfolgungen  ver- 
hasst gemacht.  Maximilian  habe  dann  bemerkt:  er  habe  kein  Erb- 
land. Darauf  Anhalt:  „hoffe,  wan  die  bruder  der  clmrfursten  in- 
clination  sehen,  das  sie  gern  von  dem  irigen  etwas  thun  würden. 
Würde  Bebeim  auch  desto  eher  bei  dem  hauß  Oesterreich  ver- 
pleiben.  Welchen  Vorschlag  Maximilianus  sich  gefallen  lassen  und 
darauf  nit  alienus  ab  hoc  onere  vermerckt  worden.“  Weiter  habe 
Anhalt  erinnert:  der  Erzherzog  möge  die  Gunst,  in  der  er  bei 
Churpfalz  stehe,  erhalten;  darauf  sei  auf  „dise  ablegation  i.  f. 
d.  secretarii  geschlossen.“  Maximilian  habe  auch  erklärt:  der 
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Papst  und  Spanien  würden  mit  seiner  Person  zufrieden  sein,  beim 
Kaiser  aber  würde  nur  eine  Gesandtschaft  sämmtlicher  Cburfürsten 
etwas  erreichen  können.  1 Im  übrigen  habe  ihm  Anhalt  ausdrück- 
lich bemerkt,  dass  Alles,  was  er  sagte,  von  ihm  komme,  und  Chur- 
pfalz  davon  gar  nichts  wisse.  — Zu  hof  ...  20.  Februarii  1606. 

München  Staatsarchiv  517/1  f.  5S.  Protoc. 

i Pass  sich  Maximilian  auch  nach  dieser  Unterredung  für  die  Suc- 
eession  des  Matthias  verwandte,  ergibt  sich  aus  einem  Schreibendes 
Matthias  an  Erzh.  Ferdinand  vom  Mai  1600.  (Hammer-Purgst&ll,  Khlesls 
Leben  II  Auh.  S.  3.) 

Marz  386.  Bericht  des  Grafen  Albert  von  Solms  über  die 
2 vor  dem  Churfürsten  von  der  Pfalz  abgelegte  Wer- 
bung Johann  Dückers,  Secretärs  des  Erzherzogs 

Ma  x imi  lian. 

Ducker  meldet:  *1.  im  vorigen  Sommer  suchten  die  Erz- 
herzoge den  Kaiser  vergeblich  zu  bewegen,  dass  er  dem  androhen- 
den Unheil  in  Ungarn,  aus  dem  der  Untergang  des  Hauses  Oest- 
reich  folgen  muss,  und  grosser  Schaden  für  Deutschland  erwachsen 
kann,  zeitig  zuvorkommen.  Darauf  wollte  der  Erzherzog  Maxi- 
milian dem  damals  zu  erwartenden  Churfürstentag  die  Gefahr, 
welche  bevorstand,  entdecken,  allein  der  Tag  kam  nicht  zu  Stande. 
Der  Erzherzog  hofft  jetzt,  dass  die  Churfürsten  auf  eine  persön- 
liche Cburfürsten-  oder  eine  Reichsvcrsammlung  zur  Abhülfe  de? 
ausgebroehenen  Unheils  endlich  bedacht  seien.  Churpfalz  möge 
sich  die  traurigen  Ereignisse,  sowie  auch  des  Erzherzogs  Person 
empfohlen  sein  lassen.  2.  Pfalz  möge  sich  von  Fürst  Christian  von 
Anhalt  über  dessen  in  Anspach  gehaltene  Unterredung  mit  dem 
Erzherzoge  berichten  lassen  und  sich  darauf  erklären.5  Churpfalz 
lässt  erwiedern:  ‘er  wünsche  nach  Kräften  für  das  gemeine  Wol 
zu  wirken.  Er  wolle  seine  alte  Freundschaft  zu  dem  Erzherzog  be- 
wahren. Nach  erhaltenem  Bericht  von  Anhalt  werde  er  sich  so 
klären,  dass  der  Erzherzog  seine  Zuneigung  zu  ihm  erkennen  werde. 
— Den  20.  Februarii  1606. 

31  ünch  n Staatsarchiv  547/i  f.  62.  Orig. 

März  387.  Friedrich  IV.  an  Churbrandenburg. 

•j 

Der  Churfürst  hält  es  für  dringend  nöthig,  dass  die  drei  welt- 
lichen Cburfürsten,  oder  wenigstens  Churbrandenburg  und  er  der 
ungarischen  und  türkischen  Gefahren  halber  an  den  Kaiser  ein 
Gesammtschreihen  richten.  Er  übersendet  den  Entwurf  eines  sol- 
chen an  Churbrandenburg,  der  ihn  verbessern  und  Chursachsen 
für  die  Theilnahme  daran  zu  gewinnen  suchen  möge.  — Datum 
Heidelberg  den  21.  Februarii  a.  1606. 

Beilage.  — Die  weltlichen  Chur  fürsten  an  den 
Kaiser.  (Cpt.)  Der  Hauptgrund  des  ungarischen  Aufstandes  ist 
der,  dass  auf  Anstiften  des  Papstes,  seines  Nuntius  und  seiner 
Anhänger  den  Ungarn  und  Siebenbürgein  die  durch  viele  Reicbs- 
abschiede  gesicherte  Freiheit  der  evangelischen  Religion  durch  den 
Zusatzartikel  zu  dem  Reichsabschied  von  1604  genommen,  und 
alsbald  von  den  kaiserlichen  Befehlshabern  die  evangelische  ReJi- 
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gion  an  verschiedenen  Orten  gewaltsam  abgeschafft  wurde.  Dies 
Verfahren  stimmt  mit  der  Lehre,  welche  Papisten  in  Büchern  mit 
kaiserlichen  Privilegien  vortragen,  dass  die  Gesetze  über  Religions- 
frieden  nur  eine  zeitweilige  Duldung  bewirken  und  nunmehr 
erloschen  seien.  Demgemäss,  so  lehren  die  Jesuiten  in  Büchern, 
die  gleichfalls  mit  hoffentlich  erdichteten  kaiserlichen  Privilegien 
versehen  sind,  sollen  nunmehr  die  Ketzer  mit  Gewalt  ausgerottet, 
die  Herrscher  aber,  welche  dazu  nicht  helfen,  oder  sich  nicht  ganz 
dem  Willen  des  Papstes  unterwerfen,  von  ihren  eigenen  Unter- 
tlianen  umgebracht  werden.  (Citate  aus  Mariana  und  Petrus  de 
Ouna.)  So  heisst  es  auch  in  dem  unter  dem  Namen  Fr.  Burkhards 
ausgegangenen  Buche,  die  Katholischen  sollten  alle  Ketzer  mit 
der  Acht,  ja  mit  Feuer  und  Schwert  strafen,  man  solle  die  An- 
hänger der  Augsburger  Confession  aus  dem  Lande  jagen,  ihnen 
ihre  Kirchen  und  Schulen  nehmen  und  dabei  Gut  und  Blut  wagen. 
Also  ist  „das  classicum  auch  in  Teutschland  erschollen.“  Hier- 
aus und  aus  den  stets  wachsenden  Beschwerungen  der  Evangeli- 
schen im  Reich,  sowie  den  in  des  Kaisers  Namen  vorbereiteten 
Verfolgungen  in  Böhmen,  Schlesien  u.  a.  0.  ist  solches  Misstrauen 
entstanden,  dass  auch  in  des  Kaisers  übrigen  Landen  und  im  Reich 
Empörungen  zu  besorgen  sind.  — Um  nun  diese  Uebel  abzustellen, 
ist  vor  allem  im  Reich  das  zerrüttete  Justizwesen  zu  bessern. 
In  Deutschland  und  Ungarn  und  Siebenbürgen  ist  ein  alle  Theile 
befriedigender  Religionsfricdc  zu  schliessen.  Denn  die  Anwendung 
von  Gewalt  gegen  die  Ungarn  ist  auch  deshalb  unstatthaft,  da  sie 
mit  den  Türken  verbündet  sind,  denen  allein  das  Reich,  als  ihm 
noch  Ungarn  zur  Seite  stand,  nicht  gewachsen  war.  Bocskay  und 
die  Herren  vom  Kärpfener  Reichstag  haben  dem  Churfürsten  schon, 
ihre  Bereitwilligkeit  zu  Friedensverhandlungen  erklärt  ; nur  wün- 
schen sie,  weil  nach  dem  Decret  eines  päpstlichen  Concils  den 
Ketzern  kein  Wort  zu  halten  sei,  dass  die  weltlichen  Churfürsten 
sich  der  Unterhandlung  unterziehen;  sie  verlangen  ferner,  dass 
ihnen  ein  befriedigender  Religionsfriede  zugesichert  werde.  Er- 
langen sie  dann  billige  Friedensbedingungen,  so  wollen  sic  das 
Zustandekommen  des  Friedens  mit  den  Türken  gleichfalls  beför- 
dern. Denn  ohne  Türkenfrieden  darf  auch  von  den  Ungarn  kein 
Friede  geschlossen  werden.  Die  Annahme  der  also  angebotenen 
Verhandlungen  halten  die  Churfürsten  für  nöthig. 

München  Staatsarchiv  547/1  f.  65.  Cpt. 

388,  Moritz  Landgraf  von  Hessen  an  Anspach. 

' Der  Landgraf  wird  die  den  Staaten  bewilligte  Hülfe  erlegen, 
zu  einer  neuen  aber  kann  er  sich  nicht  entschliessen, 1 weil  die 
Staaten  „meinen  bösen  nachbar  den  hertzog  von  Braunschwoig  mit 
graf  Ernst  Casimir  von  Nassau  person  zum  general,  und  also  . . 
sich  gar  Braunschweigisch  erweisen.“  Sie  haben  adelichc  Schutz- 
verwandte  des  Landgrafen  gefangen  und  fortgeführt  und  seines 
Amtmannes  Joh.  v.  d.  Gurk  Haus  und  Dorf  geplündert.  „Daliero 
ich  zu  mutmassen,  das  ich  nicht  viel  bei  inen  gelte,  darnach  ich 
auch  nicht  hoch  frage,  und  werde  sehen  müssen,  das  ich  eines- 
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mals  zu  gelegener  zeit  mich  an  die  revange  halte.  — Datum  am 
28.  Februarii  a.  1606. 

Berlin.  Union* acta  ad  tom  III.  Eigcnh. 

1 Heinrich  IV.  hatte  den  Landgrafen  am  22.  Dec.  1605  zur  Unter- 
stützung der  Staaten  ermahnt.  (Rommel,  correspondance  S.  268) 

März  389.  Friedrich  IV.,  Resolution  auf  die  Werbung  des 
11  churmain zischen  Hofmeisters  Kaspar  v.  Elz. 

Am  21.  Februar  hat  der  Churfürst  dem  Erzbischof  erklärt, 
dass  er  dem  Herkommen  nach  vor  seiner  Erklärung  über  den 
Weg  zur  Bewilligung  des  Reichstags  erst  die  der  entfernter  wob* 
nendeu  Churfürsten  vernehmen  wolle,  dass  er  aber  einen  Chor 
fürstentag  für  nöthig  halte,  nicht  nur  der  Bewilligung  des  Reichs- 
tags wegen,  sondern  auch  um  zu  berathen,  wie  gewisse  Mängel  im 
Reich  abzustellen  seien.  Da  nun  auch  Trier  und  Cöln  mit  einem 
des  Reichstags  wegen  zu  haltenden  Churfürstentag  einverstanden 
sind,  so  schliesst  Churpfalz  sich  ihren  Ansichten  an,  und  möge 
Mainz  den  Termin  des  Tages  bestimmen.  Zieht  aber  letzterer  und 
die  andern  Churfürsten  nach  Triers  Vorschlag  es  vor,  die  Bewilli- 
gung des  Reichstags  durch  ein  Gesammtschreibcn  zu  ertheilen,  so 
wird  Churpfalz  sich  auch  hierin  mit  den  andern  vergleichen.1  — 
Signatum  Heidelberg  ....  den  1.  Martii  a.  1606. 

München  Staatsarchiv  pf.  117/4  f.  240.  Cpt. 

' Auf  diese  Erklärung  bestimmte  Churmainz  in  der  Erwartung,  dass 
Chursachsen  und  Churbrandenburg  damit  einverstanden  sein  würden,  den 
22.  Mai  für  die  Versammlung  der  Churfürsten  oder  ihrer  Bevollmäch- 
tigten zu  Fulda.  Man  sollte  sich  über  die  Bewilligung  des  Reichstages 
jind  andere  Angelegenheiten,  deren  Berathung  nöthig  sei,  vergleichen. 
(An  Churplalz.  März  14.  M.  pf.  117/4  f.  252.) 

März  390.  Friedrich  IV.,  Resolution  auf  die  Werbung  des 
15  französischen  Gesandten  Montglat. 

Der  Churfürst  bedauert  sehr,  dass  die  Sache  des  Herzogs  von 
Bouillou  trotz  der  Fürbitten  vieler  dem  König  und  seinen  Nach- 
kommen sehr  zugethaner  Fürsten  immer  verwickelter  wird.  Er 
beharrt  bei  der  Ansicht,  dass  der  Weg  der  Güte  dem  der  Strenge 
vorzuziehen  ist,  dass  letzterer  nur  den  gemeinen  Feinden  nützen 
wird.  Er  hofft.,  dass  auf  des  Königs  Genehmigung  etliche  ihm  be- 
freundete Fürsten  solche  Bedingungen  vorschlagen  werden,  die  ihm 
sowol  den  Gehorsam  des  Herzogs,  als  seine  eigne  Autorität  sichern.1* 
A Heidelberg  ce  5.  de  Mars  1606. 

dliinchcn  Staatsarchiv  pf.  90.9  f.  10. 

1 Ueber  die  Verhandlungen  zwischen  Heinrich  IV.  und  deutsches 
Fürsten  bezüglich  Bouillons  seit  April  1605  (vgl.  n.  351)  geben  folgende 
Actenstücke  Aufschluss:  Gr.  Johann  von  Nas.-au  - Siegen  an  Hessen 
1605  Juli  21.  Hessen  an  Gr.  Johann.  Aug.  3.  (Green  v.  Prinsterer, 
archives  II  2 S.  334,  339).  Bouillon  an  du  Plessis.  1605  (Du  Plessis- 
Mornay,  memoircs  X S 130.)  Churpfalz  an  Gr.  Johann  von  Nassau- 
Siegen.  1605  Sept.  3.  Gr.  Johann  an  Churpfalz.  Sept.  18.  (Groen  v.  Pr, 
archives  II  2 S.  344,  348.)  Heinrich  IV.  an  Lgr.  Moritz.  1605  Oct  12. 
Lgr.  Moritz  an  Heinrich  IV.  Xov.  7.  Heinrich  IV.  an  Lgr.  Moritz.  Xov.8., 
Dec.  7.  Rommel,  correspondance  S.  246,253,257,  262.)  Üuvre,  Du  Maurier 
S.  113.  Am  21.  Febr.  1606  schreibt  Churpfalz  an  Bongars:  Der  K.  Frankreich 
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solle  begehrt  haben,  dass  Bouillon  ihm  nicht  allein  die  Plätze  all*  seiner 
Graf-  und  Herrschaften  mit  Ausnahme  Sedans,  - wie  er’s  angeboten  und 
ausgeführt  habe,  soudern  auch  letztem  Ort  so  einräume,  dass  er,  (der 
König)  nach  Gefallen  eine  Besatzung  und  einen  Gouverneur  dorthin 
schicken  könne.  Im  Fall  der  Weigerung  solle  der  König  entschlossen 
sein,  den  Process  und  dann  die  Execution  gegen  den  Herzog  ergehen 
zu  lassen.  Nun  möge  Bongars  dem  König  im  Namen  des  Churfürsten 
schreiben : ‘er  möge  die  Milde  der  Strenge  vorziehen.  Da  der  Herzog 
sich  „ad  sequas  conditiones  protectionis  erbotten“,  so  werden  sich  wol 
glimpflichere  Wege  zur  Beilegung  dieser  Sache  finden  lassen.  Der  Chur- 
fürst undAndere  seien  bereit  ihr  Bestes  dabei  zu  thun.  Das  angedeutete 
scharfe  Verfahren  werde  den  Freunden  und  Verwandten  des  Herzogs, 
zu  denen  dieser,  des  Seinigen  entsetzt,  seine  Zuflucht  nehmen  müsse, 
sehr  schmerzlich  sein.  Es  werde  den  Leuten  in  und  ausser  dem  Reich 
viel  zu  denken  geben  und  gute  Plane  zu  nichte  machen/  (M.  pf.  90/9 
f.  239.)  Bongars  antwortet  darauf  am  25.  Febr. : Das  gewünschte  Schrei- 
ben an  den  König  werde  er,  obgleich  gegenwärtig  nicht  in  dessen  Dien- 
sten, besorgen,  „n’ayant  de  ma  part  jamais  dissimule  (au  roi)  ce  qui  m’a 
semble  de  ceste  affaire  et  en  ayant  escrit  recentement  le  18.  et  23.  de 
ce  mois  librement  ce  que  j’en  apprehende  et  ce  qu'il  uren  semble  a 
present.“  Er  glaube  nicht,  dass  der  König  die  Sache  zum  äussersten 
kommen  lassen  werde.  Sei  er  aber  dazu  entschlossen,  so  werden  die 
Gegenvorstellungen  zu  schwach  und  zu  spät  sein.  (a.  a.  0.  f.  234.)  Am 
21.  Febr.  schreibt  Buwinkhausen  an  Datheues:  Das  Unternehmen  Hein- 
richs gegen  Sedan  werde  bloss  von  Sully  getrieben.  Villcroi  und  Sillery 
würden  es  gerne  hintertreiben  bellen , und  der  König  unterziehe  sich 
ihm  ungern,  da  er  schwere  Ungelegenbeiten  daraus  besorge,  z.  B.  dass 
Churpfalz  und  einige  andre  Fürsten  sich  darein  mischen.  Er  habe  den 
Buwinkhausen  gefragt,  ob,  wenn  er  durch  dies  Unternehmen  zum  An- 
griff gegen  einen  deutschen  Fürsten  genöthigt  würde,  der  H.  Würtem- 
berg  und  die  andern  Fürsten  demselben  beistehen  würden.  Als  Buwink- 
hauseu  dies  entschieden  bejaht  habe,  sei  vom  König  der  Zwiespalt  der 
Fürsten  wegen  der  Religion  eingewaudt,  dagegen  aber  von  Buwinkhausen 
erwiedert,  gegenwärtig  seien  die  Religionsstreitigkeiten  fast  erloschen, 
her  König  habe  bemerkt,  Churpfalz  solle  die  Hälfte  des  ‘Ausschusses* 
aufmahnen,  worauf  Buwinkhausen  sagte,  das  hätten  alle  Fürsten  gethan, 
um  sich  gegenseitig  gegen  einen  Angreifer  zu  schützen.  Der  König 
möchte  sich  gern  aus  der  Sache  herausziehen,  aber  er  wolle  darum  ge- 
beten sein.  Eine  Gesandtschaft,  die  Mittel  zum  Ausgleich  vorschlüge, 
dürfte  gegenwärtig  willkommener  sein  als  früher.  Würtemberg  werde 
gerne  das  Seinige  für  den  Ausgleich  thun.  (a.  a.  0.  f.  9.) 

* Ueber  Montglats  Werbung  schreibt  Churpfalz  am  18.  März  an 
F.  Christian  von  Anhalt:  Der  Gesandte  habe  die  Geschichte  des  Streites 
zwischen  Bouillon  und  dem  K.  Frankreich  und  die  Ursachen,  die  letztem 
zur  Belagerung  Sedans  bewegen,  erzählt.  Er  habe  gesagt,  der  König 
hoffe,  dass  Churpfalz  sich  streng  neutral  bezeigen  werde.  Nach  erthei- 
ter  Resolution  des  Churfürsten  sei  der  Gesandte  dann  nach  Cassel  gereist 
und  habe  den  Bongars,  den  er  von  Strassburg  mit  sich  genommeu  hatte, 
nach  Paris  gesandt.  (M.pf.  90/9  f 69.)  Nach  seiner  Instruction  (P.  Duptty  557. 
'gl.  Ouvre,  Du  Maurier  S 128  fg.)  sollte  Montglat  den  Churfürsten  auch  er- 
suchen, seinen  Sohn  von  Sedan  zu  entfernen:  denn  der  Kön  g wünsche  nicht 
ihn  dort  zu  finden , wenn  die  Belagerung  beginne.  Hätte  der  Chur- 
fürst denselben  mit  des  Königs  Sohn  erziehen  lassen,  so  wäre  der  König 
darüber  hoch  erfreut  gewesen  und  würde  ihn  haben  behandeln  lassen 
wie  den  Dauphin  selbst.  Aber  Bouillon  habe  die  Sendung  des  jungen 
Fürsten  nach  Sedan  betrieben,  damit  „led.  electeur  offensast  tellement 
sad.  Mte.,  qu’ils  ne  peussent  ci  apres  se  reconcilier  que  par  son  entre- 
mise,  pour  par  ce  moyen  se  rendre  si  necessaire  a Fun  et  a l’autre, 
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390.  qn’ils  fussent  contraints  de  le  contenter.“  Der  Gesandte  sollte  ferner 
Vorbringen:  Bouillon  rühme  sich,  dass  der  Chf.  Pfalz  und  andere  Fürsten 
ihn  bei  der  Vertheidigung  Sedans  unterstützen  werden.  Das  könne  der 
König  nicht  glauben.  Er  werde  gegen  die,  welche  Bouillon  offen  oder 
geheim  unterstützen  als  gegen  seine  Feinde  verfahren,  wisse  aber,  da« 
er  gegen  den  Churfürsten  und  andere  deutsche  Fürsten  seine  Waffen 
nicht  kehren  könne,  ohne  sich  selbst  zu  schwächen.  Wenn  der  Chur- 
fürst oder  seine  Käthe  von  den  Schulden  des  Königs  bei  Churpf&k 
sprechen  würden , so  sollte  der  Gesandte  erwiedern , die  Rückzahlung 
derselben  sei  gegen  den  anfänglichen  Willen  des  Königs  suspendirt. 
„pour  ifavoir  eu  s.  Mte.  que  trop  d’oecasion  de  se  deftier  de  la  conti- 
nuation  de  Painitie  dtid.  electcur  sur  les  faveurs  extraordinaires  qu’il  a 
departics  aud.  duc  de  Bouillon  jusques  a entreprendre  ..  de  reconunande: 
sa  cause  a ses  propres  subjets  cn  la  susd.  assemblee  de  Gap.“  — Mont- 
glat  sollte  von  Churpfalz  weiter  zu  Zweibrücken,  Baden,  Anspach,  Culas- 
baclt,  Coburg,  Anhalt,  Nassau-Dillenburg,  Ludwig  Gr.  Witgenstein,  Che- 
brandenburg,  Neuburg,  Würtemberg  und  Lgr.  Moritz  reisen. 

März  391 . Conferenzzwischen  d e m f r a n z ö s i s c h e n G e s a u d ten 
15  Mo n tg lat  und  von  Blessen. 

Neben  seiner  Hauptwcrbung  hinsichtlich  Bouillons  meldet  der 
Gesandte  Folgendes:  ‘bezüglich  des  Berichts,  den  Bongars  seinem 
König  im  Auftrag  des  Churfürsten  von  der  Pfalz  erstattet  hat,  soll 
er,  der  Gesandte,  „wan  i.  chf.  g.  media  . . . entdeckten,  sich  di!>* 
fals  accomodiren.“  Auf  Begehren  des  Churfürst'  n ist  er  auch 
bereit,  dem  Churfürsten  von  Brandenburg,  zu  dem  er  ohnehin  reist, 
in  der  fraglichen  Angelegenheit  etwas  vorzubringen/  Darauf  Blessen 
im  Auftrag  seines  Churfürsten:  ‘Der  Gesandte  möge  Churbranden- 
burgs Meinung  über  die  Sache  vernehmen.  Hierauf  könnte  der 
König  ohne  Churpfalz  zu  nennen,  dieselbe  an  die  geistlichen  Chur- 
türsten  bringen  mit  dem  Bemerken:  ohne  sich  in  diese  Dinge  ein* 
mischen  zu  wollen,  habe  er  doch  diese  Erinnerung  thnn  wollen, 
damit  er  nicht  für  den  Fall,  dass  ein  unangenehmer  Nachbar  ihm 
zur  Seite  gesetzt  und  an  Macht  gestärkt  werde,  Mittel  rgreifen 
müsse,  die  er  lieber  vermiede.  Der  Churfürst  will  dem  König 
„gern  seeundiren  . . und  ferner  darauf  communiciren.“  1 — Den 
5.  Martii  1(>06. 

München  Staatsarchiv  547,1  f.  14.  Extract  aus  dem  Protoe 

1 Nach  seiner  Instruction  (P.  Dupuy  557)  sollte  der  Gesandte  er- 
klären, der  König  sei  bereit,  sich  mit  dem  Chf.  Pfalz  und  den  andern 
Fürsten,  welche  die  Verhandlungen  zu  Gunsten  Alberts  oder  Ferdinand« 
missbilligen,  zu  verbinden,  um  jene  Verhandlungen  zu  durchkreuzen. 
Der  Churfürst  möge  erklären,  was  der  König  thun  solle.  Der  König 
von  England  habe  ihm  (K.  Heinrich)  bereits  erkliirt,  er  wolle  in  dieser  Sache 
seinen  Rathschlägen  folgen.  Cebrigens -werde  König  Heinrich  sich  in 
dieser  Angelegenheit  um  so  lieber  verwenden,  wenn  der  Churfürst  seinen 
Einfluss  beim  H.  Bouillon  verwende  , um  denselben  zum  gebührlichen 
Gehorsam  zu  bringen,  statt  dass  er  ihn  in  seiner  Hartnäckigkeit  bestärke. 
Dadurch  werde  er  seine  Freundschaft  mit  dem  König  wieder  hersteilen, 
welche  durch  die  Gunstbezeugungen  gegen  Bouillon  und  die  Sendung 
seines  Sohnes  nach  Sedan  getrübt  sei. 
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392.  Joachim  Friedrich  Churfürst  von  Brandenburg 

an  Churpfalz. 

Ilat  das  Schreiben  des  Churfürsten  vom  25.  Februar  empfan- 
gen. Für  die  darin  vorgeschlagene  Zusammenkunft  hat  Churbran- 
denburg  den  Churfürsten  von  Sachsen  wiederholt  vergeblich  zu 
gewinnen  gesucht,  so  dass  er  gar  keine  Hoffnung  mehr  hat,  etwas 
hei  ihm  auszurichten.  In  Anbetracht  der  in  seiner  Nähe  entstan- 
denen Braunschweiger  Unruhen  wird  sich  der  Churfürst,  wenn 
darin  nicht  besser  Rath  geschafft  wird,  nicht  zur  Erlegung  der 
Restanten  entschlossen  können.  Sobald  der  ungrische  Gesandte 
zu  ihm  gekommen,  wird  er  sich  mit  Churpfalz  benehmen,  was  in 
den  ungrischen  Sachen  zu  tliun  sei.  Eine  Zusammenkunft  weniger 
evangelischer  Stände  — denn  nur  wenige  würden  sich  zu  der- 
selben verstehen  — vor  dem  Reichstage  1 scheint  dem  Churfürsten 
nicht  räthlich;  denn  derartige  Versammlungen  der  Churfürsten  mit 
andren  Ständen  erregen,  wie  die  Erfahrung  zeigt,  Anstoss  beim 
Kaiser  und  schaden  der  churfürstlichen  Hoheit.  — Datum  Cöln  an 
der  Spreu  den  12.  Martii  anno  1606. 

P.  s.  Hat  das  Schreiben  des  Churfürsten  vom  3.  März  empfan- 
gen. Da  nach  einem  Schreiben  des  Erzherzogs  Matthias  der 
Friede  zwischen  dem  Kaiser  und  den  Ungarn  geschlossen  ist, 2 so 
kann  Churbrandenburg  vor  Erlangung  specieller  Nachrichten  sich 
wegen'  des  Schreibens  der  evangelischen  Churfürsten  an  den  Kaiser 
nicht  entschliessen.  Jedenfalls  aber  will  er  einstweilen  mit  Chur- 
sachsen über  dasselbe  conferiren.  (M.  547  1 f.  137.) 

München  Staatsarchiv  117  4 f.  ‘265.  Orig. 

1 Eine  solche  Zusammenkunft  von  evangelischen  Churfürsten  und 
Fürsten  schlug  damals  Churpfalz  auch  dem  H.  Braunschweig  vor,  der 
sich  am  1.  April  bereit  erklärte,  sie  zu  beschicken,  (an  Churpfalz.  M. 
547/1  f 153.) 

2 Auch  dem  Chf  Pfalz  übersandte  Erzh.  Matthias  am  15.  März 
einen  Auszug  des  mit  den  ungrischen  Deputirten  geschlossnen  Vergleichs, 
ktliche  Puncte,  sagte  er,  seien  noch  streitig,  werden  aber  hoffentlich 
hei  dem  nächsten  Landtag  verglichen  werden.  (M.  547/t  f.  158.) 

393.  B o n g a r s an  V i 1 1 e r o y. 

Kntfremdung  des  Churfürsten  ypn  der  Pfalz  von  Frankreich.  — Gefahr 
einer  Verbindung  der  protestantischen  Fürsten  mit  Bouillon  zu  einem 
feindlichen  Unternehmen  gegen  Frankreich  — Hülfsquellen  Bouillons 
und  Frankreichs  für  den  Fall  jenes  Unternehmens.  — Das  scharfe  Ver- 
fahren gegen  Bouillon  ist  einzustellen.  — Schmähliche  Behandlung  der 
deutschen  Fürsten  und  Staatsmänner  von  Seiten  Frankreichs.  — Ver- 
pflichtung des  Churfürsten  von  der  Pfalz  gegen  Bouillon  wegen  der  guten 

Erziehung  des  Churprinzen. 

Monsieur.  Je  vous  ay  escrit  le  21.  de  ce  moys  par  un  Cour- 
ier que  mr.  d’Arquiem  a depesche  le  22.  L’extreme  lassitude  jointe 
a d’autres  incommoditez  de  ma  santö  et,  je  le  confesse,  monsieur, 
avec  1c  deplaisir  de  nous  voir  furieusement  courir  a nostre  ruine 
nt’ont  fait  oublier  quelques  considerations.  Permettez  moy,  mon- 
sieur, de  parier  librement,  comme  je  sers  fidelement.  Vous  avez 

Acten  de»  3üjäbr.  Kriege»  L Bl 
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393.  peu  recognoistre  de  la  froideur  cn  la  lettre  que  mr.  Pelecteur 
Palatin  m’a  escrite  le  11.  de  Fevrier,  de  la  quelle  j’ay  envoye 
copie  au  roy  le  26.  du  meme  raois.  La  mesme  froideur  se  re- 
marque  en  la  responce  faite  a mr.  de  Montglat  qui  n’est  autre 
cliose  que  ce  qui  est  portö  par  lad.  lettre  1.  Et  toute  leur  proce* 
dure  envers  led.  sr.  de  Montglat  a estö  de  mesmes  au  fonds  de 
l’affaire,  en  tonte  autre  cliose  honorable  et  en  ce  fort  dissemblable 
a la  nostrc  envers  leurs  ambassadeurs  ou  deputez.  Je  crain?, 
monsieur,  que  ceste  froideur  couvre  quelque  plus  grand  dessein. 
auquel  ceste  nation  ne  peult  este  portße  que  par  un  despit  et  mes- 
contentement  de  se  voir  mesprisec  et  mocquee  de  ceux  quelle 
pense  avoir  obligez  et  qu’en  effeet  eile  a obligez,  quand  ce  ne  seroit 
que  de  l’affection  qu’elle  a monstr6  au  Service  et  au  bien  de  s. 
Mtö.  et  de  la  France  oultre  Pargcnt  et  les  liommes  qu’elle  y a mis. 
Je  n’en  vous  remarqueray  pas  les  causes  de  leurs  mesconU* 
ments.  Personne  n’a  veu  la  cour  qui  ne  les  ayt  veues.  La  vanite 
a fait  le  Spinola  de  marchant  capitaine.  Le  despit  et  le  desir  de 
vengeancc  est  bien  plus  grand  maistre.  Ceste  passion  se  couvrir3 
d’un  pretexte  de  justice  et  de  religion:  de  justice,  pour  ce  qne 
mr.  de  Montglat  n’a  apporte  que  des  paroles  nues  saus  preuves — 
je  luy  ay  fourny  les  sentenccs  de  Limosin  qui  sont  bien  foibles 
pour  un  si  grand  fait  — : de  religion,  pour  ce  que  de  ceux  mesmes 
qui  ayment  le  roy  et  la  France  il  s’en  trouve  qui  croient  ct 
craignent  que  ce  siege  soit  un  degrd  pour  passer  a uue  guerre 
ouverte  contre  le  corps  de  ceux  de  la  religion , ayant  abatu  une 
teste  apres  l’autre.  Discnt  croire  que  ce  n’est  point  Pintentiou  do 
roy,  mais  qifinsensiblenient  il  se  trouvera  porte  en  un  destroit 
duquel  il  ne  pourra  sortir  que  par  ceste  porte  la.  On  a beau 
leur  remonstrer  que  la  seurete  de  la  religion  ne  depend  point  de 


1 Am  3.  April  schreibt  Bongars  an  Villeroy:  mr.  Pelecteur  s’est 
plaint  a moy  particulieremcnt  des  paroles  de  menaces  que  mr.de  Mont- 
glat  luy  a porte,  maigre  recoinpense  des  Services  rendus  a s.  Mte.  et  a 
la  France  (sur  lesquels  il  s’est  fort  estendu),  qui  Pont  mis  en  la  man- 
vaise  grace  de  Pempereur,  en  la  haine  du  roy  d’Espagne  et  de  tous  leur» 
adherents,  de  quoy  il  se  soucieroit  peu,  si  lesd.  Services  luy  avoient  ac- 
quis  et  asseure  les  bonnes  graces  de  s.  Mte,  desquelles  il  se  promettoit 
ot  a sa  maison  un  appuy  certain  en  toute  necessite  bien  loin  de  son 
compte  etc.  Je  luy  ay  fait  responce,  qu’il  luy  seroit  fort  facile  de  les 
regagner.  Mais  il  a incontinent  reparty  de  ses  dettes  non  payees,  a 
quoy,  monsieur,  je  confesse  n’avoir  point  de  replicque.  Et  ce  seid  point 
a mon  advis  a altere  PafTection  de  ce  prince,  les  ministres  de  l’empereor 
qui  sont  frequents  en  sa  cour,  n’y  ayant  pas  peu  estre  ayde,  reproebaat 
a ses  conseillcrs  qu’ils  refusent  a Pempereur  et  a leur  patrie  ce  qu'iU 
ont  mis  en  France  pour  n’en  recevoir  que  des  disgraces  en  le  deman- 
dant.  (P.  Harlay  233/9  f.  66.) 
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mr.  de  Bouillon  ny  de  ses  semblables,  mais  de  Dieu  simplement. 
11$  disent  que  Dieu  agist  par  moyens,  et  passent  plus  outre  qu’en 
ce  eas  il  est  mesmes  licite  de  se  scrvir  des  moyens  et  des  armes 
des  plus  meschants,  c’est  a dire  des  Espagnols.  II  fault  que  je 
souspire  icy  et  confesse  que  les  nostres  vont  le  chemin  des  autres, 
ft  veulent  comme  les  autres  gouverner  la  religion  par  raisons 
d’estat. 


März 

23 


Je  reviens  a M.  de  Bouillon.  Je  ne  le  tiens  pas  si  despour- 
veu  de  discours,  qu’il  s’embarque  en  ceste  guerre  sans  syavoir 
les  moyens  de  durer.  S’il  a de  l’argent,  l’Alemagne  luy  fournira 
d’hommes.  Nous  les  mesprisons,  mais  il  deviendront  liommes,  s’ils 
ne  le  sont,  pour  se  venger  de  nous  et  soubs  un  tel  chef.  L’argent 
luy  viendra  d’Espagne,  qui  mesnage  mieux  ses  occassions  que 
eous.  C’est  aux  syavants  a discourir,  de  quelque  fayon  mr.  de 
Bouillon  menera  sa  guerre,  et  les  avantages  qu’auront  ceux  qui 
le  suvvront  par  dessus  ecux  qui  serviront  le  roy.  Il  fera  plus 
d'nu  escu  que  s.  Mtd.  de  dix  et  donnera  en  proye  ce  qui  n’est 
pas  sien.  Qu’opposons  notis  a cela,  monsieur?  Il  ne  fault,  point 
parier  d'estrangers.  Si  nous  en  avons,  ce  n’est  pas  pour  nous 
scrvir,  mais  pour  nous  voler  et  tirer  par  force  ce  qu’ils  n’ont 
pen  avoir  par  raison  et  nous  quitter  apres  nous  avoir  espuisez. 
Les  sujets  sont  tels  que  tout  le  monde  syait,  grands  et  petits  ou 
malcontents  ou  sans  affection:  ceux  la  nous  nuyront,  ceux  cy  ne 
bous  serviront  que  d’empescheracnt.  Le  fonds  de  l’espargne  de 
mr.  de  Rosny  se  verra  bientost,  et  le  peuple  ne  pourra  ou  ne 
voudra  fonrnir  au  reste.  Le  monde  a apris  en  ce  siede  d’espar- 
gne  a faire  plus  d’cstat  d’argent  que  de  son  devoir.  Voila  dont 
la  porte  ouverte  aujourdliuy  a une  miserable  guerre,  deinain  a la 
ruine  de  la  France.  Le  roy  l’a  il  sauvöe  pour  la  perdre?  et  la 
perdre  pour  mr.  de  Bouillon?  contre  Sedan?  Monsieur,  les  plus 
courtes  folies  sout  les  meilleures.  Ceux  qui  mettent  en  avant 
Ihonneur  et  la  reputation  du  roy  ne  syavent  que  cest  que 
dhonnenr.  Je  vous  repete,  monsieur,  ce  que  j’escrivis  l’autre 
jour  a mr.  de  Rosny:  l’Espagnol  foule  aux  pieds  tous  les  jours 
nostre  reputation,  et  nous  peusons  la  relever  contre  mr.  de  Bouil- 
lon? Ce  n’est  pas  bille  pareille.  L’honneur  des  roys  gist  a faire 
du  bien  a leurs  sujets,  a sauver  leurs  estats  de  ruine,  a les  main- 
tinir  en  paix  et  seurete.  Le  rcstc  n’est  que  vanite.  Si  c’est  donc 
a bon  escient  et  sans  autre  but  que  le  roy  en  soit  venu  si  avant, 
il  fault  reculcr,  quoy  qu’il  en  doive  arriver,  pour  ne  charger  point 
faulte  sur  faulte,  ne  fortitier  point  une  folie  par  une  opiniastretg. 
Ce  seroit  a rar.  de  Bouillon  a lascher  et  a quitter.  Ne  nous  per- 

31* 


Digilized  by  Google 


484 


1606 


393.  dons  point  pour  luy  faire  plaisir.  Qui  a le  plus  a perdre  et  le 
plus  a respondre  a Dieu  doibt  estre  le  plus  reteuu  et  le  plus 
sage.  Les  folies  des  partieuliers  ne  s^auroient  perdre  que  peu 
de  gents,  celles  des  roys  pcrdent  les  peuples  tous  entiers.  U 
folie  de  mr.  Bouillon  recoit  quelque  excuse,  celles  des  roys  nen 
ont  point.  Monsieur,  je  ne  plaide  point  la  cause  de  mr.  de  Bouil- 
lon, que  je  n’approuvc  nullement.  Je  plaide  celle  du  roy.  Je  ne 
doibs  rien  a mr.  de  Bouillon.  Mais  Dieu  a voulu  que  je  deus>e 
quelque  chose  au  roy.  Puys  qu’il  veult  que  je  le  serve,  il  fault 
que  je  le  serve  comme  doibt  un  bon  et  fidele  serviteur,  qui  craint 
Dieu  et  ayme  son  maistre. 

Mr.  de  Montglat  vous  a diet  en  ses  lettres  les  propos  quih 
eu  avec  mr.  le  duc  Wolfgang  Guilleaume  fils  aisnd  de  mr.  le  dae 
de  Neubourg.  II  m’a  fait  des  plaiutes  du  nonpayement  ou  du 
peu  de  payement  de  ce  que  le  roy  doibt  a leur  inai>on.  Je  n'ay 
que  faire  de  vous  dire,  monsieur,  que  les  procedures  de  nostre 
costd  en  ceste  matiere  sont  lionteuses.  Vous  le  s^avez  et  en  rou- 
gissez,  inonsieur.  C’est  une  reproche  que  mr.  de  Montglat  aun 
partout,  apres  laquelle  que  pcult  dire,  que  peult  servir  un  homnie 
de  bien?  Nous  voulons  justifier  nos  armes  envers  ceux  desqueb 
nous  detenons  le  bien.  Quelle  apparence  de  justice  ? Led.  dne 
est  pres  dud.  electeur  pour  s’insinuer,  s’humiliant  et  s’accommodant 
a ses  humeurs , ne  s’affarouchant  point  mesmes  en  ce  qui  est  de 
la  religion.  Cela  tend,  ou  je  me  trompe  fort,  a faire  casscr  le 
testament  dud.  electeur  pour  restablir  l’expcrance  de  Padministration. 
J’ay  sceu  a ce  dernier  voyage  de  Heidelberg  que  mr.  Pelecteur  Pa- 
latin a promis  sa  troisiesme  fille  au  petit  tils  de  l’electeur  de 
Brandenbourg,  qui  espere  par  ce  moyen  asseurer  ses  esperanees 
de  Juliers.  Ce  sont  mariages  d’enfants  oontre  les  bons  meurs  des- 
quels  il  ne  fault  rien  esperer  de  bon 

Monsieur,  j’apprens  en  escrivant  ceste  lettre  que  Samedy 
18.  de  ce  mois  arriva  a Sedan  un  comtc  de  Solms.  Il  fault  que 
ce  soit  le  comte  Otto  de  Solms  lequel  je  n’ay  pas  veu  depnys  U 
13.  de  ce  mois  qu’il  fut  present  a l’audience  de  mr.  de  Montglat 
a Heidelberg.  Il  a servy  le  roy  devant  La  Fere  et  a depuys  ton>* 
jours  monstr6  de  Paffection  un  Service  de  s.  Mt6.  qui  luy  doibt  et  s 
ses  capitaines  et  soldats.  Je  Pay  souvent  recommand£  comme 
seigueur  de  merite  et  de  service.  Mais  on  en  fait  comme  de« 
autres.  Mr.  de  Plessen  tust  envoye  avec  luy  par  mr.  Pelecteur 
Palatin  pour  ceste  malheureuse  affaire , ou  il  fust  traitß  de  mesmes. 
Le  sujet  de  Pambassade  estoit  odieux;  tant  plus  devoit  on  oblipf 
les  personnes,  auxquelles  on  avoit  mesmes  de  l’obligation.  Ce> 
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gcnts  la  ne  sont  done  tels,  que  pour  ce  quc  nous  les  voulons 
tels.  On  s^aura  mauvais  gr6  aud.  comte  de  cest  acte,  et  nous 
devrions  nous  en  prendre  a nous  mesmes.  Je  dis  le  mesme  de 
mme-  l’electrice,  a laquelle,  le  roy  luy  ayant  donnö  un  brevet  de 
cent  mille  livres  en  faveur  de  son  mariagc,  on  a fait  dependre 
de  l’argent  en  voyages  et  poursuytes  de  la  verification  et  du  payc- 
ment,  pour  n’en  recevoir  que  de  la  moequerie.  J’en  parlay  une 
fois  a mr.  de  Rosny,  qui  me  dist  entre  autres  choses  que  c’estoit 
une  faveur  de  mr.  de  Bouillon,  laquelle  le  roy  n’entendoit  pas 
d’aequitter.  C’est  se  jouer  du  nom  et  de  la  foy  du  roy  et  se  moc- 
qner  de  ses  amys.  Et  apres  tout  cela  encores  voudrions  tirer  du 
Service  de  ces  gents  la  et  nous  sentons  offencez,  s’ils  ne  nous  en 
rendent  et  s’ils  deferent  quelque  chose  a la  nature.  Monsieur, 
c’est  vouloir  cueillir  des  fleurs  ou  on  n’a  plante  que  des  orties. 
Pour  l’honneur  de  Dieu,  monsieur,  revenons  a nous  et  suyvons 
pour  le  moins  le  sens  commun.  Mr.  de  Montglat  est  arrive  a 
Heidelberg  une  heure  devant  le  jeune  prince,  qui  porte  sur  le 
front  le  profit  qu’il  a fait  a Sedan  en  toutes  fa^ons:  auparavant 
pasle,  desfait,  besgayant  sa  langue  maternelle,  a cest  heure  cn 
bon  point,  color£,  parlant  et  sa  langue  distinctement  et  la  nostre 
promptement,  en  laquelle  de  soy  mesmes  il  me  commanda  d’asseu- 
rer  le  roy  qu’il  estoit  son  serviteur  et  de  mr.  le  daulphin,  pour 
le  reste  bien  apris,  et  tout  autre  que  nourry  en  Alemagne.  II 
est  impossible,  monsieur,  qu’un  pere  et  une  mere  n’en  soient  tou- 
cliez.  Je  blasme  rar.  de  Bouillon,  qui  a fait  ces  coups  la  et 
d’autres  a autre  fin.  Mais  un  pere,  une  mere,  une  seur,  un  beau- 

frere  sont  fort  excusables1 

De  Metz  le  23.  de  mars  1606. 

Paris  Bibliotheque  imp.  Harlay  238,9  f.  57. 


1 In  einem  Schreiben  an  Bongars  vom  12.  Mai  tadelt  Heinrich  IV. 
ihn  scharf  über  die  ,,discours  qui  vous  sont  eschappez  sur  mon  voyagc 
de  Sedan.“  (P.  Mem.  de  Bongars  VII  f.  52.)  Bongars  erwiederte  am 
17.  Juni  (vorher  hatte  er  sich  schon  am  22.  April  entschuldigt):  er  er- 
kenne seinen  Fehler.  Er  habe  erkennen  sollen  .,1a  qualitc  de  v.  Mte. 
et  les  graces  desquelles  Dieu  l’a  eslevße  par  dessus  les  autres  et  sa  lon- 
gue  et  heureuse  experience.  Les  roys  ont  des  considerations  d’eux  mes- 
mes auxquelles  nous  ne  pouvons  atteindre,  des  mouvements  d’en  hault, 
«lesquels  nous  ne  sommes  pas  capables.  J’en  ay  juge  comme  un  pauvre 
serviteur  passionne  pour  le  bien  de  son  maistre , transporte  de  peur  et 
d’apprehension  pour  son  maistre.  Ceste  seule  passion , Sire,  m’a  porte 
bors  des  termes  de  raison  et  de  respect.  (P.  Harlay  238/9  f.  127.) 
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März  394.  Christian  Fürst  von  Anhalt  an  Chnrpfalz. 

Zur  Fortsetzung  der  in  der  Conferenz  mit  des  Erzherzogs  Maximilian 
Secretär  begonnenen  Verhandlung  muss  Churpfalz  entweder  eingehende 
mit  Maximilian  verhandeln  oder  sich  mit  den  Churfürsten  vorher  benehruea. 
— Weshalb  er  sich  zunächst  mit  den  letztem , und  unter  ihnen  zupm 
mit  Mainz  verständigen  sollte.  — Worüber  er  speciell  mit  Mainz  sich 
einigen  soll  (über  die  Nothwendigkeit  der  Ernennung  eines  römischen 
Königs,  über  dessen  Person  und  Capitulation,  über  die  Gewinnung  der 
andern  Churfürsten  für  den  vereinbarten  Plan).  — Was  mit  Maximilian 
zu  verhandeln  wäre,  falls  der  Churfürst  zunächst  mit  diesem  weiter 

handeln  will. 

Hochgeborner  furst  etc.  Aul*  e.  1.  vom  4.  Martii  datirten 
schreiben  habe  ich  gantz  wol  vornommen , was  nach  angebrachter 
c.  1.  cantzlers  Ilans  Christofs  von  der  Grün  vortranlichen  relafi  3 
darauf  für  Schickung,  conversation  und  antwort  erfolgt,  sonderlich 
aber,  das  alles  mit  ser  gutter  discretion  abgangen,  inmassen  solches 
von  erzherzog  Maximilians  1.  mir  dieser  tagen  gleichermassen  zu- 
kommen,  darvon  ich  e.  1.  grol*hofmeistern  (dieweil  ich  die  for- 
nembsten  copicn  Selbsten  etwas  eilends  und  übel  abgeschriebetd 
die  beilagen  uberschicket.  Befinde  also,  das  got  lob  diesem  werck 
ein  gutter  anfang  geschöpft  worden.  Und  demnach  e.  1.  meine? 
bedenckens,  was  dabei  weitter  zu  bedraehten,  und  wie  es  damit 
ferner  anzugreiffen,  gewertig,  all*  sol  e.  1.  meiner  Schuldigkeit  nach 
ich  freuntlichen  nicht  Vorhalten,  dieweil  in  dero  ra't  befunden 
worden,  wie  diese  tractation  dem  algemcinen  vattcrland,  all*  auch 
e.  1.  eignen  Sachen  zu  mergklicbem  vorteil  ersprieslich  sein 
konte,  so  hielte  ich  unvorgriflich  es  darfur,  das  nach  so  guttem 
anfang  solche  occaslo  e.  1.  nicht  aul*  banden  zu  lassen.  Und  wi! 
mich  anitzo  mit  erzelung  der  uinbstende  und  was  bei  der  neg<> 
tiation  zu  Dunckelspuel  und  Anspach  vorgelauffen , sowol  wegen 
e.  1.  cantzlers  sufficientz,  all*  auch  umb  gewinnung  der  zeit  nicht 
aufhalten,  sondern  lal*  mich  bedunckcn,  das  es  anitzo  auf  dera 
beruhe,  ob  e.  1.  alsobalt  mit  dem  Maximilian©  weitter  handlang 
pflegen  und  in  dero  eignen  suchen  ad  specialiora  gehen,  oder 
aber  zuvor  es  mit  den  andern  churfürsten  in  rat  und  Handlung 
ziehen  sollen.  Hierauf  so  hielte  ich  meines  teils  es  darfur.  die- 
weil sowol  des  gemeinen,  als  e.  1.  eignen  inte  resse , auch  unter- 
schiedlicher zufelle  mit  i.  Kai.  Mt. , mit  Dureken  und  Ungern, 
desgleichen  anderer  geschwinden  und  weit  aul*sehcnden  practiquen 
halben  nicht  lenger  zu  feireu , das  e.  1.  der  letzte  wegk  nicht  u 
wiederraten,  dergestalt  das  e.  1.  mit  des  churfürsten  von  Menti 
1.  den  anfang  gemacht  und  entweder  in  der  person  oder  durch 
dero  gro(*hofmcister,  cantzier,  oder  den  von  Plessen  etwas  weitter. 
all*  vormals  geschehen,  zu  penetriren  versucht  betten.  Und  nach- 
dem ich  mich  erinnert,  wie  das  e.  1.  in  dero  rat  befunden,  aoh 
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was  hochwichtigen  Ursachen  e.  1.  dero  vorige  resolution,  so  sie  März 
durch  mich  bei  der  Kai.  Mt.  anbringen  lassen,  zu  endern  bewogen 
worden,  so  konte  ferner  bcdrachtet  werden , ob  e.  1.  gegen  Mentz 
nit  soweit  gehen  und  sich  dessen  erkleren  mochten,  das  ncmblich 
e.  1.  für  notwendig  hielten,  das  man  sich  im  churfurstlichen  collc- 
gio  der  succession  halber  bei  Zeiten,  ja  zum  förderlichsten  vor- 
gliechen  bette,  wie  dan  die  Ursachen,  so  zu  behaubtung  dieses 
fundaments  gehörig,  leicht  zusammen  zu  fassen  und  fuglichen  sich 
Vorbringen  lassen  wurden.  Auß  diesem  betten  e.  1.  zweierlei  nütz- 
licher etfect  zu  gewarten  und  wmrden  vorhoffentlich  befinden,  das 
einsteils  e.  1.  sich  des  vordachts,  als  affectirten  sie  und  die  irigen 
mit  sondern  Vorsatz  ein  künftig  interregnum,  gentzlieh  entluden, 
dadurch  dan  das  vortrauen  gegen  c.  1.  mercklichen  vormerct 
wurde,  andersteils  das  meines  erachtens  e.  1.  durch  diesen  weg 
eine  solche  grosse  sache  viel  leichter  fortsetzen  und  maturireu 
werden,  alß  wan  dieselbe  anderster  anfieugen.  Und  hierdurch 
brechen  e.  1.  nicht  allein  unsere  widerwertigen  schedliche  inten- 
tiones,  sondern  machten  sich  für  andern  zum  liaubt  dieser  alge- 
meinen negotiation  und  consequenter  den  successorem  zu  ircin 
beneficiarium,  dannenhero  e.  1.  grosse  gelcgenheit  bekemen,  der 
religion , vattcrlands  und  irer  eignen  vornemen  Sachen  fort- 
pflautzung,  crhaltung  und  aufnemeu  zu  befördern,  ja  umb  die 
gantze  christenbeit  mit  unvorgenglickem  lob  und  rumb  verdient 
zu  machen. 

Und  bewegt  mich  zu  dieser  communication  mit  Mentz  unter 
auderm  auch  dieses,  das  ich  nit  zweiffel,  es  werden  sich  s.  1. 
gegen  e.  1.  alsdan  mer  all*  vormals  erofnen.  So  habe  ich  in 
etwas  nachrichtung,  wie  das  s.  1.  auch  dahin  mit  incliniren  sollen, 
tlarzu  dan  s.  1.  durch  die  ankunft  und  jegeuwart  erzherzog  Maxi- 
milians 1.  (so  s.  1.  zu  besuchen  willens)  desto  mer  wirt  bestettiget 
werden,  und  kan  nicht  anderst  befinden,  den  das  ire  causa  com- 
munis hierinnen  mit  e.  1.  intention  ubereinstimmen  muß,  woferne 
sie  sich  anders  der  gewissen  gefar  (darzu  sie  sonsten  ires  geist- 
lichen Standes  halben  nicht  sondere  lust)  geubriget  sehen  wollen. 
Sonderlich  aber  inclinire  ich  hierzu , dieweil  ich  sehe , das  e.  1. 
hierdurch  und  durch  kein  fuglicher  mittel  die  geistlichen  mit  den 
weltlichen  churfursten  zu  einhelliger  conformitct  eines  so  wichtigen 
intents  (an  welchem  der  gantzen  Christenheit  wolfart  bei  itzigen 
zustant  gelegen)  bringen  kouten. 

Bei  solcher  conversation  nun,  wan  man  mit  einander  einig, 
das  notwendig  auf  einen  successorem  zu  gedenckeu,  hielte  ich 
ferner  für  ratsamb,  das  man  noch  weitter  einig  zu  werden  hette, 
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394.  wie  das  vivente  nostro  imperatore  man  sich  der  adiunction  hal- 
ber notwendig  und  sine  cunctatione  zu  vorgleichen.  I)o  e.  1. 
dieses  erhalten,  wie  meines  erachtens  mit  genügsamen  Ursachen 
unschwer  geschehen  kan,  uf  solchen  fal  wurde  es  nachmals  mit 
weitter  frucht  abgehen  und  schwerlich  vorbleiben  können , das  ad 
speciem  nicht  von  einem  oder  andern  teil  gegangen  wurde,  und 
sowol  von  demjenigen,  so  bedencklichen , als  von  dem  annemlr 
liehen  erwenung  geschehe.  Alsdan  konte  in  e.  1.  teils  und  irem 
namen  (unvormerckt  das  es  vom  Maximiliane  movirt  worden) 
von  den  impedimentis  des  Maximiliani  conversirt  werden  und  vor- 
nommen,  wasMentz  für  remedia  sehe  oder  furschluge;  da  gleich- 
wrol  in  collatione  fratrum  dieses  unter  andern  wol  zu  moviren, 
das,  do  die  successio  auf  Matthiam  fallen  sollte,  das  hierdurch 
dem  hauß  Oesterreich  das  reich  erblich  zu  machen,  desto  mer 
gestattet  wurde,  sonderlich  da  solches  noch  bei  lebzeitten  der 
itzigen  Kai.  Mt.  geschehen  solte.  Nach  diesem  konte  auch  etwas 
von  capitulationibus , auch  wie  die  übrigen  geistlichen  und  welt- 
lichen darzu  vorstehen  mochten , vornommen , und  das  es  Mcintz 
bei  den  geistlichen,  e.  1.  aber  bei  den  weltlichen  churfursten,  so- 
viel siclis  schicken  wolte,  zu  befördern  auf  sich  genommen,  uwl 
sich  dessen  mit  einander  vorgliechen  werden. 

Und  wan  also  in  solchem  wrerck  nicht  gefeiert,  alß  wolte  ich 
nachmals  darfur  halten , das  alle  fernere  tractation  mit  erzherzos 
Maximilian  desto  baß  zu  bedenckcn  und  vorzunemen  sein  wurde. 
Sölten  aber  c.  1.  in  dero  rat  befinden,  das  noch  zuvor  mit  Maxi- 
miliano  mer  in  spccie  zu  tractiren,  so  konte  solches  am  beste« 
durch  dero  großhofmeister  und  unterm  praetext  der  communicntion 

des  Botskay  saclicn  auf  den  schlag,  wie  ich  am  nehern  in  meinem 

\ 

bedenckcn  angeregt,  und  das  es  doch  bei  dem  anseheu  vorblieben, 
alß  hette  ich  noch  zur  zeit  e.  1.  nichts  zu  wissen  gethan,  ge- 
schehen, und  mustc  der  occasion  wargenoramen  werden,  ob  sich 
s.  1.  so  weit  herauß  lassen  und  erbietig  machen  w eiten,  in  privat* 
vortrege  (wie  es  irgends  bei  dero  löblichen  vorfaren  ehemals  ge- 
schehen) sich  mit  e.  1.  einzulassen.  Do  auch  gleich  gar  nichts 
weitter  indessen  von  der  successionsachc  in  speeie  tractirt  wer- 
den solte,  so  were  ich  nochmals  der  meinung,  es  solte  der  vor 
treulichkeit  zutreglich  sein,  und  e.  1.  allerhand  nachrichtung  geben, 
wen  e.  1.  des  Botskay  gesauten  anbringen  eins  teils,  soviel  sich 
communicircn  ließ,  derer  ort,  und  weil  s.  1.  noch  zu  Mergentheim!» 
anzutreffen,  vortreulichen  anbringen  Hessen.  Welches  auf  e.  1. 
begern  ich  hiermit,  so  gut  ichs  vorstehe  derselben  anfugen  wollen, 
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alles  zu  c.  1.  und  dero  hohen  reten  ermessigung  und  außschlag 
gestehet,  und  vorbleibe  etc.  — 0.  D. 

München  Staatsarchiv  5*7/1  f.  129.  higenh. 

395.  Friedrich  IV.  an  den  Gross hofmeister,  den  April 

Kanzler  und  verord  net  e Käthe. 

Gesandte  des  Erzbischofs  von  Mainz  flbergabeu  dem  Cltur- 
försten  am  heutigen  Tag  in  Hanau  die  Erklärungen  von  Chur- 
brandenburg und  Chursachsen  hinsichtlich  der  Bewilligung  des 
Reichstages  und  stellten  es  ihm  anheim,  ob  er  ein  zugleich  von 
ihnen  überreichtes,  vom  Erzbischof  schon  unterschriebenes  Bewilli- 
gungsschreiben der  Churfürsten  an  den  Kaiser  unterzeichnen,  oder 
den  Collcgialtag  abgehalten  wissen  wolle.  Der  Erzbischof  wolle 
sich  dem  Kaiser  gegenüber  nicht  dem  Verweis  aussetzen,  als  sei 
er  nicht  zu  dem  sofortigen  Bewilligungsschreiben  bereit  gewesen. 

Bevor  der  Churfürst  sich  hierauf  erklärt  — an  sich  hat  er  nichts 
gegen  die  Annahme  des  erwähnten  Schreibens,  — wünscht  er  ein 
Gutachten  der  Räthe  zu  haben  über  die  Annahme  des  Schreibens 
und  über  das  Schreiben  selbst.  — Datum  Fridburg  den  3.  Aprilis 
auno  1606. 

M ün  eben  Staatsarchiv  pf  117'*  f.  293.  Orig. 

396.  Friedrich  IV.  an  Landgraf  Moritz  von  Hessen.  April 

14 

Auf  des  Churfürsten  Schreiben  vom  31.  März  hat  der  Land- 
graf sich  am  8.  April  bereit  erklärt,  den  Wiedemarker  zum  König 
Heinrich  zu  schicken 1 und  ihm  einen  ansehnlichen  Gesandten 
nachzuordnen.  Die  inzwischen  statt  gehabte  Versöhnung  zwischen 
dem  König  und  Bouillon  macht  diese  Gesandtschaft  überflüssig. 

— Datum  Fridburgk  den  4.  Aprilis  a.  1606. 

München  Staatsarchiv  pf.  90  9 f.  1*6-  Cpt. 

1 Derselbe  sollte  nämlich  nach  des  Chf.  Pfalz  Wunsch  den  K.  Hein- 
rich ersuchen  , er  möge  in  seinem  Streite  mit  Bouillon  die  Vermittlung 
etlicher  Churfürsten  und  Fürsten  gestatten.  (Churpfalz  an  Lgr.  Moritz. 

März  31.  A.  a.  G.  f.  35.)  Am  28.  März  schrieb  ferner  der  H.  Wttrtem- 
kerg  an  Churpfalz,  er  werde  sich  durch  Buwinkhausen  bei  K.  Heinrich 
verwenden , dass  dieser  in  Bouillons  Sache  die  vom  Churfürsten  vorge- 
schlagene gütliche  Unterhandlung  annehme,  (a.  a 0.  f.  53.)  Einige  Tage 
vorher  hatte  Churpfalz  dem  II.  Lothringen  durch  Wilhelm  Vogt  von* 
Hunolstein  seine  Absicht,  zwischen  Bouillon  und  dem  König  zu  ver- 
mitteln, eröffnet  und  dabei  dem  Herzog  gewisse  Artikel  übergeben.  Diese 
Artikel  schickte  der  Herzog  an  seinen  Agenten  in  Paris,  um  sie  dem 
Könige  vorzulegen.  Er  versprach  dem  Churfttrsten  auch,  das  Seinige  zur 
Beilegung  des  Streites  zu  thun.  (Wilhelm  Vogt  zu  Hunolstein  an  Chttr- 
Ijfalz.  März  18  A.  a.  0.  f.  43.)  Endlich  schreibt  Geizkofler  noch  am 
April  an  F.  Christian  von  Anhalt:  er  habe  dem  Kaiser  Vorbringen 
lassen,  ,.was  e.  f.  g.  mir  wegen  ainer  interposition  in  namen  des  reichs, 

Go  es  zu  ainer  composition  zwischen  dem  könig  auf>  Franckreich  und 
dem  hertzogen  von  Bouillon  kommen  solle,  in  genaden  angedeut.“  Der 
Kaiser  habe  sich  erboten,  darüber  nachzudenken,  und  bitte  den  Fürsten, 

..weil  von  des  konigs  Vorhaben  allerlei  discurriert  wirt,  sie  (e.  f.  g.) 
wollen  aintweder  i.  Mt.  selbst  oder  mich  in  guettein  und  gnedigem  ver- 
tuen berichten,  was  ir  deswegeu  bewust,  oder  was  sich  nach  und  nach 
zaetragen  möchte.“  (Bg.  I F 1;  36  f.  62.) 
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April  397.  Der  churpfälzische  Grosshofmeister,  Kanzler 

16  und  verordn  etc  Rät  he  an  ihren  Iler  rn. 

Haben  das  Schreiben  des  Churfürsten  vom  13.  April  empfan- 
gen. Der  Churfürstentag  zu  Fulda  wäre  sehr  wünschenswert^ 
Man  hätte  dort  abgesehen  von  der  Bewilligung  des  Reichstags  mit 
allen  Gesandten  noch  von  andern  Anliegen  des  Reichs,  mit  denen 
der  weltlichen  Churfürsten  von  den  evangelischen  gravaraina  han- 
deln können.  Da  aber  die  übrigen  Churfürsten  für  das  einfache 
Bewilligungsschreiben  sind,  so  kann  der  Churfürst  dem  nicht 
widerstehen.  Die  Räthe  halten  es  für  gut,  dass  er  das  Schreiben 
ungeäudert  annehme.  — Datum  Heidelberg  den  6.  Aprilis  a.  1606. 

München  Staatsarchiv  pf.  117/4  f.  298.  Orig. 

Mai  398.  Churpfalz  an  Fürst  Christian  von  Anhalt. 

4 

Von  der  Kindtaufe  in  Dillenburg  zurückkehrend,  besuchte  der 
Churfürst  den  Erzbischof  von  Mainz  in  Höchst  und  sprach  mit  ihm 
über  des  Kaisers  Nachfolge  und  andere  vertraute  Sachen.  Die 
begonnene  Unterredung  soll  bei  einem  baldigen  Besuch  des  Erz- 
bischofs bei  dem  Churfürsten  1 fortgesetzt  werden.  Hat  der  Fürst 
noch  etwas  zu  erinnern,  was  alsdann  hinsichtlich  der  Successioai- 
angelegenheit  in  Acht  zu  nehmen  ist,  so  möge  er  schleunigst  dar- 
über schreiben.  — Datum  Heidelberg  den  24.  Aprilis  a.  1606. 

München  Staatsarchiv  547/1  f.  183.  Cpt. 

1 Am  1.  Mai  schreibt  Churmainz  an  Churpfalz:  die  zwischen  des 
beiden  Churfürsten  früher  besprochene  persönliche  Zusammenkunft  der 
rheinischen  Churfürsten  könnte,  da  Churcöln  am  12.  oder  14.  Mai  nach 
Ems  zur  Badecur  reise,  um  jene  Zeit  und  in  jener  Gegend  stattfinden. 
Wünsche  der  Churfürst,  sich  vorher  mit  dem  Erzbischof  zu  besprechen, 
so  werde  dieser  ihn  besuchen.  Der  Erzbischof  hoffe,  er,  der  Chf.  Pfalz 
und  andere  friedliche  Stände  könnten  wol  noch  Mittel  finden,  den  Frie- 
den in  den  Niederlanden  zu  vermitteln.  Den  Chf.  Pfalz  an  die  Succe>- 
sionsfrage  zu  erinnern,  werde  überflüssig  sein.  (Eigenh.  M.  547/1  f.  205) 
Darauf  antwortet  Churpfalz  ain  4.  Mai:  der  Besuch  des  Erzbischof} 
• werde  ihm  sehr  angenehm  sein.  Der  beste  Ort  dazu  scheine  ihm  Heidel- 
berg zu  sein,  wo  sie  sich  am  bequemsten  über  verschiedene,  besonders 
die  vom  Erzbischof  angedeuteten  Dinge  besprechen  können.  Die  Zeit 
möge  der  Erzbischof  bestimmen,  (a.  a.  0.  f.  182.)  Am  17  Mai  schreibt 
Churpfalz  an  den  Erzbischof : gemäss  seinem  (des  Erzbischofs)  Schreiben 
erwarte  er  ihn  am  28.  Mai  in  Heidelberg,  (f.  302.) 

Mai  399.  Christian  Fürst  von  Anhalt  an  Churpfalz. 

10 

Hat  das  Schreiben  des  Churfürsten  vom  4.  Mai  empfangen.  Der 
Churfürst  könnte  dem  Erzbischof  von  Mainz  vorschlagen,  dass  sieh 
die  Churfürsten  und  Fürsten  „uf  eine  genügsame  defensiou  ver- 
gleichen möchten“  für  den  Fall , dass  durch  des  kaiserlichen  Hofe 
Nachlässigkeit  1 den  Feinden  des  Reichs  der  Zutritt,  offen  gelassen 
würde.  Er  könnte  auch  etwas  über  seine  Testamentsangelegenheit 
anregen.  — Kommt  die  Versöhnung  zwischen  Bouillon  und  dem 
König  von  Frankreich  zum  Abschluss,  so  wird  der  Churfürst  daraus 
sowol  für  seine  eigenen,  als  die  gemeinen  Interessen  grossen  Vor 
theil  ziehen.  — Datum  Amberg  den  30.  Aprilis  anno  1606. 

München  Staatsarchiv  517.1  f.  203.  Orig. 
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1 Am  19.  April  schreibt  Anhalt  an  Churpfalz:  Einer  der  vornehmsten  kai- 
serlichen geh.  Räthe  hat  einem  Grafen,  der  es  dann  wieder  dem  Fürsten  gesagt 
hat,  erklärt,  die  geh.  kaiserlichen  Käthe  seien  entschlossen,  insgesammt  ab- 
zudanken.  da  der  Kaiser  sich  keinen  Rath  mehr  geben  lasse.  Ein  ande- 
rer kaiserlicher  Rath  hat  dem  Fürsten  von  starken  Rüstungen  Spaniens  in 
Italien  berichtet,  über  die  der  Kaiser  etwas  an  die  Churfürsten  gelangen  las- 
seu  wolle  Nach  andern  Berichten  vom  kaiserlichen  Huf  soll  auch  die  „hsepst- 
liche  Werbung“  dies  Jahr  stärker  als  je  vorgenommen  werden  und  dem  Kaiser 
selber  verdächtig  sein.  Die  ungarischen  Friedensverbandlungen,  so  heisst 
es  darin  weiter,  lassen  sich  noch  ganz  ungewiss  an.  Die  Gränzen  seien 
übel  besetzt,  das  meiste  Kriegsvolk  abgedankt,  das  übrige  unbezahlt  und 
meuterisch.  Unbekümmert  darum  lebe  man  in  Prag  und  Wien  in  Saus 
und  Braus.  — Da  sich  also  die  Dinge  fast  nach  einer  „Universalmutation“ 
anlassen,  so  möge  der  Churfürst  seine  dem  Vaterland  zum  besten  gerei- 
chenden, „vorhabenden  consilia  desto  förderlichster  ins  werck  setzen.“ 

(M.  547/1  f.  175.) 

400.  Memorial  für  den  Churfürsten  von  der  Pfalz  Ma 
zu  der  V e r h a n d 1 u n g m i t C h u r m a i n z.  29 

Bei  des  Erzbischofs  von  Mainz  Besuch  in  Heidelberg  dürfte 
über  folgende  Puncto  verhandelt  werden  (und  zwar  über  den  letzt- 
folgenden zwischen  den  Churfürsten  allein,  über  den  ersten  und 
zweiten  aber  mit  Zuziehung  von  Rüthen  oder  durch  Käthe  allein): 

1.  Zusammenkunft  der  rheinischen  oder  aller  Churftirsten.  Wenn 
Mainz  das  letztere  vorschlägt,  so  lehnt  man  ab,  wenn  das  erstere, 
so  empfiehlt  man  eine  Zusammenkunft  der  Räthe  aller  Churfürsten 
mit  dem  Vorbehalt,  dass  die  übrigen  evangelischen  Churftirsten  damit 
einverstanden  sein  müssen.  2.  Niederländische  Friedensverhandlung. 
Kommt  Mainz  auf  diese,  so  sagt  man,  die  Staaten  würden  dieselbe 
nicht  annehmen,  wenn  nicht  ihre  Souveränität  dabei  anerkannt, 
und  die  spanischen  Truppen  vorher  aus  dem  Reich  getrieben 
würden.  Letzteres  stehe  aber  nicht  in  der  Unterhändler  Macht. 

3.  Wahl  eines  römischen  Königs.  Darüber  hätte  Pfalz  Folgendes 
zu  sagen:  der  Kaiser  müsse,  wenn  nicht  inner-  und  ausserhalb 
des  Reichs  Zerrüttung  einreissen  solle,  Jemanden  haben,  der  ihn 
in  seinem  Amt  unterstütze.  Wer  das  aber  sein  solle,  das  halte 
auch  Mainz  für  die  Hauptfrage.  Man  rede  nun  in  der  Hinsicht 
von  den  Erzherzogen  Matthias,  Maximilian,  Albert,  Ferdinand  und 
dem  Herzog  von  Baicrn.  Von  diesen  sei  der  erste  der  älteste  und 
der  dem  Kaiser  liebste  von  den  erzherzoglichen  Brüdern;  ihm 
würden  die  östreichischen  Erblande  zufallen.  Hingegen  zweifeln 
etliche,  ob  er  den  Obliegenheiten  eines  römischen  Königs  und 
Kaisers  gewachsen  sei.  Den  zweiten  empfehle  seine  künftig  wol 
mehr  als  je  erforderliche  Mässigung.  Er  sei  fremdem  Käthe  zu- 
gänglich. Allein  er  habe  keine  Erblande,  und  Mainz  möge  sich 
äussern,  wie  diese  Schwierigkeit  in  dem  Fall,  dass  er  gewählt 
würde,  zu  beseitigen  sei.  Von  dem  dritten  fürchten  etliche,  dass 
der  Einfluss  einer  fremden  Nation  durch  ihn  Ueberhand  nehmen, 
und  das  Reich  in  den  niederländischen  Krieg  verwickelt  werden 
möchte.  Nach  sichern  Nachrichten  wollen  auch  etliche  benach- 
barte Mächte  die  Verbindung  der  burgundischcn  Macht  mit 
der  kaiserlichen  Würde  keineswegs  gestatten.  Bei  dem  vierten 
besorge  man  ebenfalls  fremden  Einfluss.  Ob  aber  Baieru  überhaupt 
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nach  der  Kaiserwürde  strebe,  und  wie  Cöln  und  Trier  in  der  Hin- 
sicht denken,  möge  Churmainz  dem  Churfürsten  mittheilen.  — Wie 
man  hierauf  weiter  geht,  das  ist  nach  des  Erzbischofs  Erklärungen 
auf  das  Vorstehende  zu  bestimmen.  Man  hat  aber  ferner  anzu- 
bringen: ohne  auf  die  wol  noch  in  weitem  Felde  stehende  Wahl 
des  römischen  Königs  zu  warten,  müsste  man  ungesäumt  mit 
Ungarn  und  Türken  Friede  erhandeln  und  den  kaiserlichen  Rath 
besser  bestellen.  Mainz  mäge  sich  erklären,  ob  zu  jenen  Friedens- 
verhandlungen nicht  die  Churfürsten  ihre  Käthe  den  kaiserlichen 
Räthen  beiordnen  sollten.  Denn  es  sei  sehr  beschwerlich,  dass 
des  Kaisers  Käthe  ohne  Zuziehung  der  Churfürsten  alles  entschei- 
den. — Gelegentlich  ist  Mainz  zu  ermahnen,  dass  man  an  Stelle 
der  nutzlosen,  ja  ihren  Urhebern  vielfach  verderblichen  Religions- 
verfolgungen christliche  Liebe  und  Unterricht  treten  lassen  solle. 
— 19.  Mai  1606. 

München  Staatsarchiv  5471  f.  309.  Cpt. 

Mai.  401.  Christoph  von  Waldburg  an  Churpfalz. 

Ansehnliche  Personen,  hohe,  auch  evangelische  Befehlshaber, 
die  bei  Bocskays  Aufstand  gegenwärtig  gewesen,  versichern,  dass 
derselbe  ohne  gerechte  Ursache  entstanden  sei.  Bocskay,  der  das 
Blut  der  Christen  vergiesst,  ihre  Kinder  den  Türken  übergibt, 
verdeckt  mit  dem  Schein  der  Religion  blos  sein  ehrgeiziges  Streben. 
Es  ist  unerträglich  für  ein  deutsches  Herz,  wie  er  die  Deutscheu 
in  Ungarn  verhasst  und  verachtet  macht,  wie  er  so  grässlich  in 
des  Kaisers  Ländern  wüthet.  Hier  sind  die  Kinder  zusammenge- 
koppelt auf  die  Pferde  geworfen  und  fortgeschleppt;  die  herunter 
gefallenen  blieben  liegen  und  wurden  todt  oder  auf  den  Tod 
ermattet  von  den  deutschen  Truppen  gefunden.  Er  hat  in  einem 
Jahr  mehr  Unheil  angerichtet,  als  die  Türken  in  ihrem  langjährigen 
Kriege.  Der  Mann  , der  sich  mit  den  Türken  gegen  den  Kaiser 
verbündet,  eine  türkische  Leibwache  hält,  dem  Kaiser  seine  Krone 
entreissen  will,  muss  als  Feind  der  ganzen  Christenheit  angesehen, 
seine  Gesandten,  wo  man  sie  trifft,  niedergeworfen  werden,  um  die 
fernem  Anschläge  gegen  den  Kaiser  und  alle  Christen  zu  erfor- 
schen. 1 Bocskay  selbst  hat  einen  kaiserlichen  Gesandten  noch 
viel  schlimmer  behandelt  Was  Waldburg  dem  Churfürsten  über 
des  Bocatius  Ankunft  im  voraus  gesagt  hatte,  war  privatim,  ohne 
kaiserlichen  Auftrag  geschehen.  — Praes.  Heidelberg  8.  Maii  1606. 

München  Staatsarchiv  547/1  f.  185.  Extract. 

t Als  der  Gesandte  Bocatius  auf  der  Reise  von  Heidelberg  zu  den 
Chf.  Brandenburg  und  Sachsen  durch  die  Stadt  Nordheim  kam,  liess 
sich  der  dortige  Rath  durch  den  Hauptmann  Anton  Schlief,  der  ihm 
ein  kaiserliches  Patent  vorwies,  bewegen,  den  Bocatius  nehst  seinen  Ge- 
fährten zu  verhaften  und  ihre  Sachen  zu  versiegeln.  Churpfalz  schrieb 
am  17.  März  an  den  H.  Braunschweig:  es  sei  der  deutschen  Freiheit 
sehr  nachtheilig,  wenn  benachbarte  Mächte  den  Fürsten,  besonders  den 
Churfürsten,  die  doch  nach  der  goldenen  Bulle  auf  die  Gränzlaude  des 
Reichs  Acht  haben  sollen,  ihren  Zustand  zu  eröffnen  verhindert  würden. 
Der  Herzog  möge  also  dahin  wirken,  dass  Bocatius  an  der  Fortsetzung 
seiner  Reise  nicht  gehindert  werde.  (Camerarius  an  Churpfalz.  März  14 
M.  547/1  f.  97.  Churpfalz  an  Braunschweig.  März  17.  A.  a.  0.  f 105  ’ 
Am  6.  Mai  berichtet  der  H.  Braunschweig  dem  Churfürsten:  der  Kaiser 
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habe  ihn  am  3.  April  ersucht,  der  Stadt  Nordheim  die  Auslieferung  des 
Bocatius,  seines  Gesindes  und  seiner  Schriften  zu  befehlen.  Darauf  habe 
er  dem  Kaiser  am  4 Mai  erwiedert:  er  möge  ihn  mit  diesem  Aufträge 
verschonen,  weil  des  Bocatius  Verbrechen  ihm  noch  nicht  bekannt  seien, 
weil  seine  und  des  Raths  zu  Nordheim  Befugnisse  in  solchen  Sachen 
streitig  seien,  und  weil  Bocatius  an  die  weltlichen  Churfürsten  gesandt 
sein  solle  in  Angelegenheiten,  die  dem  Kaiser  nicht  nachtheilig  seien. 
(Braunschweig  an  Churpfalz,  f.  191.)  Trotz  dieser  Weigerung  des  Herzogs 
and  wol  ohne  sein  Vorwissen  war  aber  damals  die  Abführung  des  Bocatius 
nach  Prag  schon  in’s  Werk  gesetzt  (Churpfalz  an  Braunschweig.  Mai  5. 
f.  184 ) Im  December  160(5  verlangte  der  Convent  zu  Kascbau  vergeblich 
die  Befreiung  des  Bocatius.  (Katona  28  S.  (555.)  Ueber  sein  weiteres 
Schicksal  gibt  folgende  Stelle  aus  einem  Schreiben  des  Christoph 
v.  Beulwitz  an  Churpfalz  vom  Januar  1(508  Aufschluss:  ,.Von  Bocatio, 
der  noch  zu  Prag  ufn  weisen  turn  gefangen  liegt,  hab  ich  von  guten 
leuten  vor  gewif>  gehört,  das  er  viermal  torquirt,  auch  daruf  von  kaiser- 
lichen rieten  ad  poenam  gladii  condemnirt,  im  auch  1500  taler,  die  er 
bei  sich  gehabt,  abgenomen  worden  sein  sollen.  Was  aber  die  execu- 
tionem  biPdaher  ufgehalten  hab  ich  nicht  gruntlich  erfaren  können;  es 
wirt  vermutet,  das  die  Ungern  für  in  intercedirt  und  in  biPdaher  beim 
leben  erhalten.“  (praes  Heidelberg  den  25.  Jan.  1008.  M.  547/5  f.  319) 

402.  Die  geistlichen  Churfürsten  an  Churpfalz.  Juni 

5 

Der  Erzbischof  von  Mainz  hat  auf  Begehren  des  Churfürsten 
von  der  Pfalz  mehrere  zwischen  ihnen  zu  Höchst  und  Heidelberg 
besprochene  Puncte  seinen  geistlichen  Mitchurfürsten  bei  ihrem 
anderthalbtilgigen  Zusammensein  in  Ems  zur  Erwägung  proponirt. 
Dieselben  erklären  darauf:  1.  P^ine  Zusammenkunft  der  rheinischen 
Churfürsten  könnte  wol  über  die  schwierige  Lage  des  Reichs  be- 
rathen;  aber  man  würde  sich  alsdann  nicht  mehr  vor  dem  Reichs- 
tag mit  den  zwei  andern  Churfürsten  vergleichen  können  und  so- 
mit nichts  Fruchtbares  ausrichten.  Daher  erscheint  eine  kurz  vor 
dem  Reichstag  zusammentretende  persönliche  Collegialversammlung 
aller  Churfürsteu  (Convente  der  Räthe  haben  sich  als  erfolglos 
bewährt)  zweckmässiger,  um  etwas  Bestimmtes  zu  beschliessen, 
oder  doch  vielen  Zänkereien  am  Reichstag  zuvorzukommeu.  2.  Zur 
Beilegung  des  niederländischen  Krieges  scheint  es  trotz  der  Zweifel 
des  Churfürsten  von  der  Pfalz  sehr  dienlich  zu  sein,  wenn  beide 
Parteien  die  Reichsgesandten  erstzulassen;  dieselben  werden  dann 
keiner  etwas  Unbilliges  zumuthen.  Churpfalz  möge  daher  ihre 
Zulassung  bei  den  Staaten  befördern.  Feindliche  Absichten  eines 
kriegenden  Theils  gegen  Reichsstände  wird  der  Kaiser  verhindern, 
und  könnte  man  ihn  auffordern,  hierauf  Acht  zu  haben.  3.  Im 
Justizwesen,  besonders  der  Revisionsangelegenheit  wird  wol  nur 
die  Collegialversammlung  etwas  Erspriessliches  einrathon  können. 
Uebrigens  wird  der  Churfürst  an  dem  Zwiespalt  des  jüngsten 
Reichstags  über  die  begehrte  Aussetzung  einiger  Revisionen  kein 
Gefallen  haben.  — Wenn  nun  Churpfalz  den  Collegialtag  annimmt, 
so  wird  Cburmainz  mit  dem  Ausschreiben  nicht  zögern,  darin  neben 
den  besprochenen  Puncten,  dem  ungarischen  Krieg  und  anderem 
auch  den  zwischen  ihm  und  Churpfalz  behandelten  „privatpunct,“ 
falls  derselbe  inzwischen  nicht  erledigt  wird,  aufführeu.  — Datum 
Embs  den  5.  Junii  anno  1606. 
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P.  s.  — Die  Churfürsten  haben  auf  Wunsch  des  Cburfürsten 
von  der  Pfalz  über  den  von  ihm  und  Churmainz  jüngst  in  Heidel- 
berg besprochenen  „privatpunct“  bcrathen.  Der  clmrmainzische 
Hofmeister,  Caspar  von  Elz,  soll  ihre  Gedanken  darüber  dem  Clinr- 
fürsten  in  einer  Privataudienz  erklären.  — Datum  Embs  den 
5.  Junii  anno  1606. 

München  Staatsarchiv  547/1  f.  316.  Orig. 

403.  Friedrich  Herzog  von  Würtemberg  an  Churpfalz. 

Der  Herzog  übersendet  die  Acten  eines  Processes  der  ver- 
wittweten  Gräfin  Felicitas  von  Eberstein  gegen  ihn  am  kaiserlichen 
Hof.  Er  bittet  den  Churfürsten  um  ein  Intercessionsschreiben  an 
den  Kaiser.  — Datum  Stuttgarten  den  6.  Junii  anno  1606. 

Beilagen:  1.  Kaiserliches  Mandat  an  Würtemberg 
(1599  April  15):  Die  Gräfin  von  Eberstein  hat  folgende  Klage 
angebracht:  ‘die  Grafen  von  Eberstein  besitzen  seit  mehr  als 
30  Jahren  das  Hecht,  den  Pfarrer  von  Boltringen  und  Oberdorf, 
von  welchen  Flecken  ein  Drittel  dem  Herzog  von  Würtemberg,  ein 
Drittel  Jacob  und  Georg  von  Ehingen,  ein  Drittel  der  Gräfin  ge- 
hört, zu  nominiren,  der  dann  vom  Prälaten  von  Bebenhausen  zu 
acceptiren,  vom  Bischof  zu  Constanz  zu  confirmiren  sei.  Am 
14.  März  seien  bewaffnete  Diener  des  Herzogs  von  Würtemberg 
nebst  den  genannten  Herrn  von  Ehingen  nach  Boltringen  gekommen, 
haben  dem  ordentlich  installirten  katholischen  Pfarrer  geboten, 
den  Pfarrhof  in  drei  Tagen  zu  räumen,  und  die  gewaltsam  er 
brochene  Kirche  einem  mitgebrachten  Prädicanten  übergeben.’ 
Dies  Verfahren  des  Herzogs  ist  gegen  den  Land-  und  Religions- 
frieden. Der  Herzog  soll  ohne  Einrede  den  Prädicanten  abschaffen, 
den  alten  Pfarrer  restituiren,  die  Kirche  in  vorigen  Staud  setzen. 
Docenda  paritio  in  6 Wochen.  Poen  30  Mark  löthigen  Goldes. 
2.  Erwiderung  des  Herzogs  von  Würtemberg.  (O.  D.): 
Processe,  die  den  Religionsfriedeu  betreffen,  gehören  allein  vor’s 
Karamergericht.  Das  kaiserliche  Mandat  ist  sine  clausula,  ohne  dass 
das  angegebeue  Factum  unter  die  vier  Fälle,  darin  solche  Mandate 
zulässig  sind,  gehörte.  Ein  mit  vorliegender  Sache  zusammen- 
hängender Process  ist  schon  am  Kammergerichte  anhängig.  Collatur, 
Präsentation,  Kirchensatz,  Kastvogtei,  Patronat  und  Advocatur  der 
fraglichen  Pfarre  steht  dem  dem  Herzog  angehörigen  Kloster  Beben- 
hausen zu.  Der  Gräfin  kommt  keine  Nomination  zu.  Dem  katho- 
lischen Pfarrer  war  von  dem  Collator  nichts  conferirt.  Würtemberg  und 
Ehingen  haben  mit  der  Obrigkeit  über  zwei  Drittel  der  Flecken 
nach  dem  Religionsfrieden  das  Reformationsrecht;  der  Gräfin,  die 
ein  Drittel  der  Flecken  beansprucht,  haben  sie  den  katholischen 
Geistlichen  nebst  der  andern  Kirche  von  Boltringen  gelassen.  Der 
Kaiser  möge  den  begonnenen  Process  abstellen.  Setzt  er  ihn  fort, 
so  kann  sich  der  Herzog  ohne  vorher  eingeholten  Rath  andrer  Evan- 
gelischen nicht  einlassen.  3.  Kaiserliches  Mandat  an  den 
Herzog  (1606  Januar  21):  Der  Herzog  soll  dem  ersten  kaiser- 
lichen Mandat  in  6 Wochen  nachkommen.  4.  Erwiderung  des 
Herzogs  (1606  April  25):  Der  Herzog  kann  sich  nicht  erklären 
vor  Communicatiou  mit  den  Ständen  der  Augsburger  Confessiou. 
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Er  bittet  um  Verfügung,  dass  der  Ilofrath  mit  weiterm  Procediren 
inne  halte. 

Mönchen  Staatsarchiv  543/5  f.  213.  Orig. 

404.  Friedrich  IV.,  Resolution  auf  die  Werbung  des  J«ni 
Mainzer  Hofmeisters,  K aspar  von  Elz,  Gesandten  ^ 

der  geistlichen  Churfürsten. 

Die  geistlichen  Churfürsten  schlagen  vor,  dass  sämmtliche 
Churfürsten  den  Kaiser  in  einem  Schreiben  um  seine  Zustimmung 
zu  dem  „bedachten  suceessionwerck“  ersuchen  sollen,  und  dass 
demgemäss  die  rheinischen  Churfürsten  die  beiden  andern  zu  die- 
sem Schritte  auffordern  mögen.  Indess  die  ganze  Angelegenheit 
sowol,  wie  die  Art  des  Verfahrens  in  derselben  ist  so  schwierig 
und  gehört  ihrer  Natur  nach  so  sehr  vor  das  ganze  churfürstliche 
Collegium,  dass  der  Churfürst  eine  schleunige  Versammlung  der 
Räthe  aller  Churfürsten  — eine  persönliche  Churfürstenversamm- 
lung würde  nicht  zeitig  genug  zu  Stande  kommen  •—  empfiehlt. 

Auf  dieser  könnte  man  sich  von  Anfang  an  gemeischaftlich  über 
die  Successionsangelegenheit  und  das  in  derselben  an  den  Kaiser 
zu  richtende  Schreiben  vergleichen.  Man  könnte  zugleich  über 
den  niederländischen  Krieg,  das  Justizwesen,  vor  allem  aber  die 
ungarischen  Unruhen  berathen.  — 18.  Junii  1606. 

MOnchen  Staatsarchiv  547/1  f.  329.  CpL 

405.  Friedrich  IV.  an  die  geistlichen  Chur  fürsten.  Juni 

28 

Hat  das  Schreiben  der  Churfürsten  vom  5.  Juni  empfangen. 

Bei  der  gegenwärtigen  drohenden  Lage  der  Dinge  könnte  leicht 
ein  Churfürst  von  der  Besuchung  einer  persönlichen  Churfürsten- 
versammluug  ab-,  und  in  seinem  Land  zurückgehalten  werden. 

Auch  sind  die  Berathungsgegenstände  derselben  so  weitläufig  und 
wichtig,  dass  sie  erst  nach  langer  Zeit  zum  Beschlüsse  reif  wer- 
den. Daher  entscheidet  sich  Churpfalz  für  einen  Convent  der 
Räthe,  welcher  alles  möglichst  abhandelt;  bleibt  dann  noch  etwas 
übrig,  so  sollen  unverzüglich  die  Churfürsten  selbst  zusammen- 
treten und  es  zu  Ende  führen.  Die  Hoffnungen  auf  einen  Frieden 
in  den  Niederlanden  sind  durch  die  starken  Rüstungen  der  krie- 
genden Thcile  noch  vermindert.  Gleichwol  will  der  Churfürst  dar- 
über nachsinnen  und  die  nöthigen  Erkundigungen  einziehen. 

Hätte  man  die  rechten  unparteiischen  Mittel  ergriffen,  beide  Thcile 
vom  Reichsboden  abgewiesen,  so  wären  die  Staaten  wol  besser 
zur  Unterhandlung  disponirt  worden.  Da  nur  eine  zeitige  Friedens- 
Verhandlung  mit  Ungarn  die  Verheerung  der  Nachbarländer  ab- 
wehren  kann,  so  wäre  darüber  nicht  erst  bei  der  persönlichen 
Zusammenkunft,  sondern  beim  Convent  der  Räthe  zu  handeln. 

Die  Hauptmängel  im  Justizwesen  sind  nicht  gerade  allein  die  vier 
Revisionssachen,  sondern  auch  die  Aussetzung  der  ordentlichen 
Visitationen,  die  Beschwerden  in  Processen,  Expeditionen  und  an- 
deres. — Datum  Heidelberg  den  18.  Junii  a.  1606. 

München  Staatsarchiv  547/1  f.  330.  Cpt. 
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Juli  406.  Johann  Schweikhard  Churfürst  von  Mainz 
1 an  Churpfalz. 

Da  Churpfalz  sich  in  seiner  Resolution  auf  des  von  Elz  Wer 
bung  und  in  dein  Schreiben  an  die  geistlichen  Churfürsten,  beide 
vom  28.  Juni,  für  einen  Convent  der  Käthe  der  Churfürsten  ent- 
schieden hat,  so  hat  der  Erzbischof,  da  man  das  Ausschreiben 
des  Reichstags  täglich  zu  gewärtigen  hat,  denselben  den  übrigen 
Churfürsten  sofort  auf  den  27.  August  angesetzt,  sowie  er  ihn 
hiermit  auch  dem  Churfürsten  von  der  Pfalz  ankündigt.  Der  Ort 
der  Zusammenkunft  ist  Fulda.  — Datum  . . Meintz  den  1.  Julii 
anno  1606. 

München  Staatsarchiv  547,1  f.  352.  Orig. 

Juli  407.  Friedrich  lYr.  an  den  Kaiser. 

4 

Der  Churfürst  nimmt  Bezug  auf  den  in  dem  Schreiben  Wür- 
tembergs  vom  16.  Juni  berichteten  Process.  Er  findet,  dass  der 
Herzog  sich  nicht  mit  Unrecht  gegen  die  Befolgung  der  kaiser- 
lichen Mandate  gewehrt  hat.  Der  Kaiser  wird  sich  der  vom  Herzog 
und  andern  evangelischen  Ständen  vor  sefchs  Jahreu  (sic!)  bei 
ihm  angebrachten  Klagen  über  die  von  seinen  Hofräthen  angemass- 
ten  Processe  erinnern.  Wie  die  Reichsstände  neben  andern  Be- 
schwerden, auf  deren  Abstellung  sie  vergeblich  vertröstet  sind 
die  über  die  Ilofprocesse  angebracht  haben , so  haben  jüngst  die 
Reichsstädte  den  Churfürsten  ihre  Beschwerden , besonders  über 
die  Ilofprocesse  wieder  vorgebracht.  Besonders  den  Evangelischen 
ist  es  beschwerlich , wenn  gegen  die  Reichsverfassung  Religions- 
Streitigkeiten  vor  die  Hofräthe  gezogen  werden,  die  ihnen  „der 
religion  halber  widerig  seint,“  zumal  man  den  Evangelischen 
„diejenigen  fundamenta  nicht  wil  laßen  . . gut  sein,  welche  mau 
doch  den  Romisch-catholischen  zulest.“  Würtemberg  und  Ehingen 
hatten  vermöge  des  Religionsfriedens  in  ihren  zwei  Dritteln  von 
Boltringen  und  Oberdorf  das  Recht  zur  Anordnung  ihrer  Religion 
und  Kirchengebräuche.  Endlich  sind  die  Dinge  in  und  ausser  dem 
Reiche  so,  dass  Gefahr  und  Misstrauen  eher  abzuweuden,  ab 
solche  Beschwerden  über  die  Stände,  besonders  die  evangelischen 
unaufhörlich  zu  bringen  sind,  daraus  „geferliche  Weiterung  und 
Stockung  e.  Kai.  Mt.  seihst  hochangelegenen  Sachen“  erfolgen 
werden.  Daher  bittet  der  Churfürst  seines  Amtes  und  des  gemei- 
nen evangelischen  Interesses  wegen  den  Kaiser  aufs  dringendste, 
„das  sie  (e.  Mt.)  doch  uf  so  vielfältig  des  heil,  reichs  steud  be- 
schwerung  und  außgefurte  billigkeit  die  Sachen  dermaleiuest  aller- 
gnedigst  zu  hertzen  nemen  und  daruf  die  Verfügung  thun  weitem 
das  solchen  gravamiuibus  abgeholfen,  insonderheit  aber  bei  dero* 
selben  hofrat  die  angemaste  proceß  und  cognition  in  religious* 
Sachen  gentzlich  abgestelt  und  an  ort  und  end,  dahin  sie  kraft  der 
reichsordnung  und  verfaßung,  aucli  irer  art  nach  gehörig  seiml- 
gewiesen,  und  nit  ursach  geben  werde,  das  ein  jeder  hetraugter 
evangelischer  stand  uf  mittel,  sich  bei  seiner  religion  Selbsten 
handzuhaben,  bedacht  sein  muße.“ 1 — Datum  Heidelberg  den 
24.  Junii  a.  1606. 

München  Staatsarchiv  543  5 f.  242.  Cpt. 
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1 Der  Churfürst  ersuchte  den  H.  Würtemberg,  er  möge  Chursachsen, 
Churbrandenburg  und  andere  ev.  Fürsten  zu  gleichartigen  Schreiben  an 
den  Kaiser  ermahnen  und  besonders  den  erstem  über  das  Beschwerliche 
der  Ilofprocesse,  vornehmlich  derjenigen,  welche  in  Religionssachen  ge- 
führt werden,  aufklären,  (an  Würtemberg.  Juli  4.  A.  a.  0.  f.  246.)  Dar- 
auf antwortete  der  Herzog  am  18.  Juli:  er  habe  bereits  die  Chf.  Sach- 
sen and  Brandenburg  und  andere  ev.  Fürsten  um  Fürschreiben  ersucht,  und 
von  mehreren  willfährige  Antwort  erhalten.  Er  gedenke  die  Fürschrei- 
ben dem  Kaiser  zusammen  zu  eigenen  Händen  übergeben  zu  lassen  und 
dann  schliesslich  zu  erklären:  „daß  wir  uns  dißfals  zu  keiner  einigen 
parition  schuldig  erkennen,  noch  etwas  wider  uns  firgehen  laßen  kenden, 
welches  sowol  andern  evangelischen  cur-  und  fürsten  als  uns,  und  sonder« 
lieh  in  religionssacheu,  zu  suchendem  hochgefserliohem  prceiudicio  gerai- 
chen  würde.“  Zu  der  voi  geschlagenen  Zusammenkunft  (vgl.  n.  411  Anm.  1) 
wolle  er,  wenn  der  Churfürst  einverstanden  sei,  den  Dr.  Enzlin  und 
Dr.  Mitschlin  auf  den  2.  Aug.  nach  Breiten  schicken,  (f.  249.) 

408.  Friedrich  IV.  an  Anspach  und  Culmbach. 

Der  Churfürst  setzt  die  in  seinem  Schreiben  an  die  Mark- 
grafen vom  7.  April  1 (»04  erwähnte  Tagsatzung  auf  den  11.  Aug. 
in  Heidelberg  au.  Er  hat  dazu  ausser  dem  Markgrafen  eingeladen 
Zweibrücken,  den  Landgrafen  Moritz,  die  Fürsten  Johann  Georg 
und  Christian  von  Anhalt,  Graf  Johann  d.  ii.  von  Nassau.  — 
Datum  Heidelberg  den  24.  Junii  a.  1606. 

Berlin  Unionsacta  ad  tom.  III.  Cop. 

409.  Friedrich  IV.,  Instruction  für  Fürst  Christian 
von  Anhalt  au  den  König  von  Frankreich. 

Der  Fürst  reist  in  seinem  und  anderer  wegen  seines  Zugs 
nach  Frankreich  vom  Jahr  1591  interessirter  Obersten  und  Ritt- 
meister Namen  nach  Frankreich.  Er  wird  zugleich  im  Auftrag 
des  Churfürsten  Folgendes  verrichten:  1.  Nachdem  der  Churfürst 
im  Jahre  1603  durch  die  in  Bouillons  Sachen  nach  Paris  geschickten 
Gesandten  den  König  im  geheimen  um  dessen  Beistand  zur  Auf- 
rechthaltung seines  Testaments  nach  seinem  Tode  ersucht  hat,  und 
ihm  dafür  seine  Hülfe  gegen  Anfechtungen  der  Nachfolge  des 
Dauphins  angeboten,  wird  der  Fürst  nunmehr  dem  König  vorstellen, 
dass  des  Churfürsten  Testament  beschwerliche  kirchliche  sowol, 
wie  politische  Neuerungen,  die  ohne  dasselbe  sicher  erfolgen  wür- 
den, abwenden  solle.  Wenn  die  vertrauten  Beziehungen  zwischen 
Pfalz  und  Frankreich  „durch  intervention  eines  dritten,  welcher 
ein  andern  scopum  hette,  alß  bisher  im  churhauß  Pfaltz  gewesen, 
abgebrochen  würden,“  so  würde  der  König  Deutschland  gegenüber 
„weder  in  consiliis  noch  hülfen,  aldieweiln  dergleichen  suchen 
bißher  meisten  teils  bei  unserm  hauß  tractirt  und  von  darauß 
auch  bei  andern  befürdert  worden,  schwerlich  vortkommen  können.“ 
Deshalb  möge  der  König  nach  des  Churfürsten  Tod  dessen  Testa- 
ment dem  Kaiser,  Neuburg  und  Würtemberg  gegenüber  durch 
Krmahnungen,  und  im  Nothfall  durch  thätlichen  Beistand  aufrecht 
halten,  auch  noch  vor  dem  Tode  des  Churfürsten  den  Herzog  von 
Würtemberg  zu  einer  andern  Gesinnung,  als  er  jetzt  vielleicht 
hege,  disponiren.  Der  Churfürst  werde  dafür  nebst  den  Seinigen 
dem  König  und  seinen  Nachfolgern  seinem  Vermögen  nach  zu 
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409.  dienen  bereit  sein,  wie  er  sich  dazu  auch  im  Jahr  1603  erboten 
habe.  — Der  Fürst  wird  hierauf  eine  schriftliche  Zusage  des  König? 
zu  erlangen  suchen,  so  zwar,  dass  er  wo  möglich  eine  bestimmte 
Hülfe  verspreche,  bestehend  in  einer  Volkhülfe  (3000  Mann  zu 
Fuss,  300  zu  Pferd  oder  auch  etwa  1200  zu  Fuss  und  1 — 200  zu 
Pferd  unter  Bouillons  Befehl),  oder  in  der  Bewilligung,  in  Frank- 
reich „volck  und  andere  liülf  zu  werben,“  oder  in  einer  Subsidie 
von  etwa  50 — 60,000  Kronen.  Da  des  Churfürsten  Vorfahren  der 
Krone  Frankreich  auch  geholfen  haben  und  die  Sachen  so  liegen, 
dass  der  Churfürst  und  die  Seinigen  sich  ferner  um  den  König 
und  seine  Nachkommen  verdient  machen  können,  so  wird  der 
König  hoffentlich  dies  Begehren  weder  abweisen,  noch  vom  Chur- 
fürsten eine  Gegenzusage  verlangen.  Uebrigens  wird  der  Fürst 
in  dieser  ganzen  Sache  nur  im  Einverständnis  mit  Bouillon  und 
soweit  verfahren,  als  sie  beide  für  zeitgemäss  halten.  Nicht  zn 
vergessen  ist  dabei  die  aus  des  Pistorius  Bedeuken  an  den  Kater 
zu  entnehmende  Absicht  Spaniens.  Der  Fürst  wird  Bouillon  um 
eine  schriftliche  Erklärung  angehen  über  den  „tractat,  so  mit  der- 
selben (s.  1.)  bei  dero  alhieigen  anwesenheit  von  unß  und  unserer 
gemahlin  wegen  handhabung  unser  disposition  gepflogen.“  2.  Hin- 
sichtlich der  Jülicher  Sache  und  der  in  Jülich  gelegenen  beim 
Tode  des  dortigen  Herzogs  eröffneten  pfälzischen  Lehen  ist  dem 
• * König  vorzustellen,  dass  Spanien  und  Oestreich,  wenn  sic  sich  der 
Jülicher  Lande  bemächtigten,  ihre  Pläne  um  so  eher  ausführen, 
er  aber  von  jener  Seite  um  so  stärker  angegriffen  werden  könne. 
Pfalz  und  Brandenburg  seien  in  gutem  Venn  hmeu,  um  ihre  Rechte 
zu  behaupten.  Neuburg  sei  von  Pfalz  früher  und  kürzlich  zur 
Vergleichung  mit  Brandenburg  ermahnt,  jedoch  noch  ohne  Erfolg. 
Der  König  aber  habe  wegen  seines  Interesses  an  den  Jülicher 
Sachen  „der  interessenten  beschaffenheit“  wol  zu  berücksichtigen: 
etliche  von  diesen  haben  stets  gute  Correspondenz  mit  ihm  gehal- 
ten und  sich  dadurch  in  nicht  geringe  Gefahr  gesetzt,  etliche  aber 
meinen  die  Jülicher  Lande  „anderster  nit  all*  in  neutralitet  zu 
erhalten,  welches  fundament  alle  correspondentz  mit  i.  k.  w.  ein- 
rißc.“  Der  König  ist  schliesslich,  um  in  dieser  Sache  zu  helfen, 
um  Hinterlegung  einer  Summe  Geldes  in  Deutschland  zu  ersuchen, 
welche  der  Churfürst  und  die  mit  ihm  Verbundenen  „uf  begebende 
uotfael“  gebrauchen  sollen.  Ueber  Ort  und  Zeit  der  Deposition. 
Anwendung  des  Geldes,  sowie  die  vom  König  ohne  Zweifel  ver- 
langte Gegenzusage  hinsichtlich  der  Verteidigung  des  Dauphin? 
nach  seinem  Tode  kann  man  sich  später,  wenn  er  sich  erst  will- 
fährig erklärt  hat,  vergleichen.  3.  Fragt  der  König  nach  den  in 
den  ungarischen  Sachen  zu  ergreifenden  Massregelu,  so  ist  ihm  zu 
erwidern,  dass  des  Churftirsten  unbefolgtc  Rathschläge  stets  auf 
Herstellung  des  Friedens  unter  Zuziehung  von  Churfürsten  nn*i 
Fürsten  „all*  arbitri  und  initunterhaendler“  gegangen  seien,  und 
ist  der  König  zu  ersuchen,  diesen  Plan  zu  befördern.  Auch  über 
diesen,  wie  über  den  zweiten  Punct  der  Instruction  wird  der  Für-' 
vorher  Bouillons  Gutachten  vernehmen,  besonders  auch  darüber, 
ob  ihre  Anbringung  zeitgemäss  sei.  Wo  sie  'dies  nicht  ist,  wird 
sie  verschoben.  — So  geschehen  Heidelberg  den  28.  Juni  a.  1606 
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Nebeninstruction  für  Fürst  Christian.  Frankreich 
wird  mit  dem  Fürsten  über  die  Successionsangelegenheit  zu  reden 
sehr  wünschen.  Derselbe  wird  über  die  im  Januar  dem  Bongars, 
im  Mürz  dem  Montglat  gemachten  Eröffnungen  uicht  hinausgehen. 
Was  jenen  von  Abhaltung  des  Erzherzogs  Albert  gesagt  ist,  wird 
er  also  auch  Vorbringen  und  was  der  König  dazu  thun  wolle,  von 
ihm  erfragen,  ohne  sich  darüber  zu  erklären,  was  der  Churfürst 
für  diese  Abhaltung  neben  dem  König  thun  wolle.  Er  wird  keine 
Person  nennen,  die  der  Churfürst  zum  römischen  König  haben 
möchte,  aber  er  wird  erinnern,  dass  die  Kaiserwürde  ohne  innern 
Krieg  dem  Hause  Oestreich  gegenwärtig  schwerlich  zu  entziehen 
sei.  Der  Herzog  von  Florenz,  so  fügt  er  hinzu,  habe  auch  einen 
östreiekischen  Erzherzog  zum  Nachfolger  des  Kaisers  vorgeschlagen. 
Es  sei  übrigens  unter  den  Erzherzogen  auch  „etwas  Ungleichheit.“ 
lleberbaupt  suche  der  Fürst  vornehmlich  die  Absichten  des  Königs 
hinsichtlich  der  Succession,  sowie  die  des  Papstes  zu  erfahren. 
Er  sehe,  welche  Nachrichten  der  König  aus  England  hat,  und  wird 
ihm  „die  continuation  Alberti  sonderlich  mit  Behem  eröfnen.“  — 
Datum  Heidelberg  . . . deu  28.  Junii  a.  1606. 

München  Staatsarchiv  547/1  f.  350  und  pf.  117/4  f.  107,  Orig. 

410.  Friedrich  IV.  an  Fürst  Christian  von  Anhalt. 

Bouillon  hat  dem  Churfürsten  beiliegendes  Bedenken  über  die 
bewusste  Sache  zugeschrieben.  Ungeachtet  desselben  hält  der 
Churfürst  daran  fest,  dass  der  Fürst  dem  König  von  Frankreich 
keine  bestimmteren  Angaben  machen  soll,  als  in  der  Instruction 
für  ihn  bemerkt  ist.  — Datum  Heidelberg  den  5.  Julii  anno  1606. 

*Beilage.  — BouillonanChurpfalz.  (Cop.)  Der  Herzog  hat 
dem  Inhalt  des  letzten  von  der  Churfürstin  empfangenen  Briefes 
dem  König  von  Frankreich  mitgetheilt.  Derselbe  zeigte  den  besten 
Willen,  die  deutschen  Freiheiten  zu  schützen  und  die  Wahl  des- 
jenigen zum  römischen  König,  der  am  tauglichsten  dazu  befunden 
werde,  zu  begünstigen.  Er  will  auch  die  Absichten  Brandenburgs 
hinsichtlich  Jülichs  und  die  des  Churfürsten  hinsichtlich  seines 
Testaments  begünstigen.  Er  billigt  sehr  die  Wahl  des  Fürsten 
von  Anhalt  zum  Gesandten.  1 Damit  nun  aber  die  Gesandtschaft 
dieses  Fürsten  den  befriedigenden  Erfolg  habe,  ist  nach  des  Herzogs 
Ansicht  Folgendes  nöthig:  da  die  Fürsten  gleich  ihren  Vorfahren 
einsehen,  dass  sie  nur  vom  König  von  Frankreich  ihre  Absichten 
hinsichtlich  der  Nachfolge  des  Kaisers  zum  Ziel  führen  lassen 
können,  so  müssen  sie  ihm  ihre  Pläne,  Verbindungen  und  Mittel 
darlegen.  Deshalb  muss  Anhalt  den  von  Churpfalz  und  Chur- 
brandenburg zum  römischen  König  am  geeignetsten  Befundenen 
bezeichnen,  desgleichen  die  Aussichten,  welche  man  für  denselben 
hinsichtlich  der  Zustimmung  des  Kaisers  und  der  andern  Ghur- 
fürsten  hat.  Er  muss  sagen,  was  der  König  beim  Kaiser  und  den 
Fürsten  zum  Gelingen  dieses  Unternehmens  thun  muss,  ferner, 
welchen  Beistand  „s.  Mte.  pourra  recepvoir  soit  pour  les  voix  en 
la  diete,  soit  pour  convier  par  negotiation  ou  contraindre  les 
autres  a suivre  ses  conseils.“  Soll  die  Wahl  des  kaiserlichen 
Nachfolgers  bis  nach  dem  Tode  des  Kaisers  aufgeschoben  werden, 
so  hat  Anhalt  die  Mittel  zu  nennen,  durch  welche  man  die  Wahl 
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beim  Leben  des  Kaisers  verhindern,  und  nach  demselben  nach  den 
gegenwärtig  zu  fassenden  Entschlössen  leiten  kann.  — Anhalt 
muss  auch  Aufschluss  geben  über  die  Hülfe,  welche  die  Fürsten 
dem  Kaiser  falls  er  den  Krieg  gegen  Türken  und  Ungarn  fortsetzen 
will,  gewähren,  und  wie  sie  dafür  sorgen  werden,  dass  dieselbe 
nach  ihren  Absichten,  nicht  zu  ihrer  Unterdrückung  verwandt 
werde.  Es  wäre  gut,  den  Reichstag  zu  verschieben,  bis  man  dort 
durch  die  inzwischen  eingeftibrte  Correspondenz  mit  Frankreich 
seinen  Rathschlägen  Geltung  verschaffen  könnte.  Anhalt  muss 
ferner  Churbraudenburgs  und  seiner  Freunde  Absicht  über  das. 
was  in  der  Jülicher  Sache  zu  thun  ist,  wol  kennen.  Es  wäre  gut, 
Zweibrückens  Interessen  in  dieser  Sache  mit  denen  Brandenburg« 
zu  einigen  und  den  Herzog  von  Zweibrücken  von  dem  von  Neu* 
bürg  zu  trennen.  Endlich  müssen  des  Chürfürsten  Mittel  und 
Entschliessungen  zur  Aufrechthaltung  seines  Testamentes  dem  König 
mitgetheilt  werden.  — Diesen  öffentlichen  Angelegenheiten  gegen- 
über dürfen  Anhalts  Privatangelegenheiten  nur  zum  Vorwand  seiner 
Reise  dienen.  Er  darf  sie  nicht  urgiren;  denn  sie  werden  sich 
nach  Erledigung  der  öffentlichen  Geschäfte  leicht  erledigen  lassen. 
— Praes.  Heidelberg  den  4.  Julii  1606. 

München  Staatsarchiv  547/1  f.  361.  Cpt. 

1 Ueber  Heinrichs  IV.  Annäherung  an  die  deutschen  Fürsten  seit 
seiner  Aussöhnung  mit  Bouillon  vgl  Heinrich  IV.  an  Lgr.  Moritz.  Mai  20. 
Lgr.  Moritz  au  Heinrich  IV.  Juni  18.  (Rommel,  correspondance  S.  306, 
315)  Heinrich  IV.  an  Churpfalz.  Juni  20.  (Lettres  miss.  VI.  S.  626) 
Bongars  schreibt  am  17.  Juni  an  Villeroy:  „en  quittant  ces  affaires  (de 
Bouillon),  monsieur,  encores  faut  il  que  je  vous  die  que  je  ne.suys 
nullement  d’advis  que  vous  quittiez  rÄllemagne.  Le  roy  a trop  bonne 
part  aux  coeurs  de  beaucoup  de  gens  de  bien,  qui  ne  voyent  autre 
prince  qui  puisse  soustenir  l’honneur  et  la  liberte  de  la  Chrestientc 
contre  les  menöcs  qui  se  brassent  du  coste  du  Ponant  et  les  confusions 
qui  s’eslevcnt  du  coste  du  Levant.  S.  Mte  a trop  d’interest  ä l’estat  de 
ce  grand  corps,  mesme  en  ce  bransle  de  succession.  Je  vous  ay  escrit 
une  de  mes  meschantes  lettres  — pardonnez  moy,  monsieur,  si  j’entre* 
prends  trop,  je  ne  puys  oublier  mon  devoir  — je  vous  ay  escrit,  monsienr, 
que  j’estimois  qu’il  seroit  ä propos  que  s.  Mte  fist  faire  un  voyage  a 
mr.  le  comte  de  Nantueil  en  ce  pays,  surtout  vers  les  electeurs  eccle- 
siastiques  au  sujet  de  ceste  election  d’un  roy  des  Romains.  II  n’y  a 
que  s.  Mte.  qui  puisse  divertir  ce  coup  que  les  gents  de  bien  craignent 
et  porter  ceste  dignite  en  meilleure  maiu.“  (1\  Ilarlay  238/9  f.  128.)  — 
Ueber  die  Verhandlungen,  welche  Heinrich  IV  damals  bezüglich  der 
Nachfolge  Rudolphs  II.  mit  England  führte,  vgl.  Villeroy  an  La  Boderie. 
Mai  16.  La  Boderie  an  Villeroy.  Juni  7.  Villeroy  an  La  Boderie. 
Juni  28.  (La  Boderie,  ambassades  I S.  30,  79,  149.) 

Aug.  411.  Friedrich  IV.,  Instruction  für  Mich.  Löfeuius 
1 und  Marquart  Freher  zu  dem  B retten  er  Convent.1 

1.  Der  Churfürst  wird  bei  dem  bevorstehenden  Kreistag  die  ge- 
suchte Hülfe  nicht  bewilligen.  Die  Gesandten  suchen  die  Würtem- 
berger  zu  demselben  Beschlüsse  zu  bewegen.  Sie  werden  bei 
denselben  „wol  underbawen,  . . da6  es  bei  künftigem  reichstag 
dahin  gericht  werden  möcht,  wie  solcher  Unordnung,  da  ein  stant 
viel,  etliche  andere  hergegen  wenig  oder  gar  nichts  geben,  onan- 
gesehen  sie  in  den  tag  hienein  und  nur  zu  der  andern  schaden 
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und  praeiudicio  verwilligen,  durch  Verordnung  eines  gemeinen  Aug. 
pfcnningmeisters  vorzukommen,  oder  aber  das  ein  jeglicher  stant  1 
sein  aigen  volk  schicken  und  uf  ein  gewiße  zeit  im  velt  underhalten 
thette.“  2.  Man  wird  sich  unterreden,  wie  dem  durch  den  Türken- 
krieg und  ungrischen  Aufruhr  entstandenen  Unheil  „etwan  durch 
erinncrung  bei  der  Kai.  Mt.  zu  helfen,  waß  gestalt  auch  beneben 
i.  Mt.  durch  mithandlung  der  evangelischen  chur-  und  fürsten  und 
stant  mit  den  Ungarn  und  Siebenburgern  zu  einem  bestendigen 
frieden  zu  gelangen,  und  hernacher  mit  derselben  zuthun  gleich- 
fals  mit  dem  Türgen  zu  friet  und  ruhe  zu  kommen,  und  dan  auch, 
nie  es  dahin  zu  richten , wan  man  nach  dergestalt  erhandleten 
frieden  zu  erhaltung  desselben  nichts  desto  weniger  ein  anzal 
kriegsvolck  uf  den  graentzen  zu  erhalten  genottrmngt  werden  solt, 
daß  die  direction  desselben  gleichwie  die  underhaltung  neben  den 
papistischen  aucli  in  der  evangelischen  staeut  hant  gelassen  würde.“ 

3.  Da  den  Papisten  der  Muth  zu  den  Verfolgungen  der  Evange- 
lischen täglich  wächst,  da  sie  unter  denselben  nur  Zwiespalt  sehen, 
so  ist  cs  dringend  nöthig,  „ongeachtet  ungleichen  verstants  in 
etlichen  religionspuncten  under  den  evangelischen  stsenden,  welche 
durch  die  genat  Jesu  Christi  selig  zu  werden  glauben,  eine  ver- 
trawliche  verain  und  zusamensetzung  zu  treffen.“  Als  Muster 
einer  solchen  sollen  die  Gesandten  den  Würtembergern  den  „Con- 
sensus Polonicus“  vorlegen.  Wenn  aber  ein  solches  „universal- 
werck“  noch  nicht  durchzuführen  ist,  so  ist  cs  nöthig,  „daß  doch 
ufs  weuigst  die  benachbarte  fürsten  sich  einer  solchen  union  zur 
beschutzung  dero  laut  und  leut  vergleichen  solten , da  dan  den 
Würtenbergischen  zu  gemüt  zu  füren,  welcher  gestalt  wir  nim- 
mer zu  irem  hem  umb  so  viel  mer  hoffnung  betten,  weil  s.  1. 
den  Englischen  orden  angenommen  und  dieselbe  k.  w.  eine  solche 
zusamensetzung  zwischen  s.  1.  und  uns  gern  verneinen  würden.“ 

4.  Die  beiderseitigen  Käthe  werden  bedenken,  wie  die  beschwer- 
lichen Hofprocessc,  wie  die  seit  1594  mehrfach  geklagten  gravamina 
(darunter  die  Klostersachen)  abzustellen  seien.  Hierbei  sind  die 
Würtembergcr  zu  ersuchen,  dass  ihr  Herr  den  Churfürsten  von 
Sachsen  von  seinen  irrigen  Ansichten  hinsichtlich  der  Hofprocesse 
abbringe.  5.  Da  der  Religionsfriede  täglich  verletzt,  und  in 
Büchern  erklärt  wird,  dass  derselbe  mit  dem  Tridentinum  beendigt 
sei,  ja  dass  der  Kaiser  zum  Abschlüsse  eines  so  beständigen 
Friedens  gar  nicht  die  Macht  gehabt  habe,  „so  wil  mit  allem  floiß 
daruf  zu  dencken  sein,  wie  deswegen  ein  solche  bestendige  Ver- 
sicherung zu  erhalten,  daß  man  dergleichen  limitiren  hinfüro  nicht 
mer  zu  befürchten.“  5.  Der  Churfürst  ist  bereit,  mit  Würtemberg 
„dieße  vertreuliche  coinmunication  nicht  allein  in  Schriften,  sonder- 
lich, da  nöttig,  durch  fernere  zusamenschickung“  fortzusetzen, 
auch  seinen  Reichstagsgesandten  gute  Corrcspondcnz  mit  den 
Würtembergern  aufzutragen.  6.  Löfenius  wird  den  Enzlin  befragen, 
ob  und  was  Neuburg  seinem  Herrn  über  die  zwischen  Churpfalz 
und  Neuburg  gewechselten  Schriften  „einer  vertraglichen  union 
und  eines  colloquii  halben“  berichtet  habe,  und  daneben  anzeigen, 
mit  waß  maß  wir  daß  vorgeschlagenc  Colloquium  aliquo  modo 
verwilligt.“  — Datum  Dilsperg  . . . den  22.  Julii  1606. 
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*•  Nebeninstruction.  An  das  Verzeichniss  der  Irrungen1 * 
zwischen  dem  Churfftrsten  und  Herzog  werden  die  Würtembergfr 
ohne  Zweifel  vor  Abhandlung  der  Hauptpuncte  nicht  erinnern. 
Der  Churfürst  hat  ein  wegen  Mangels  an  Berichten  aus  den  Acm- 
tern  unvollständiges  Verzeichniss  fertigen  lassen.  Der  Herzog 
möge  entscheiden,  ob  und  wann  er  diesem  zufolge  die  gütlichen 
Verhandlungen  beginnen  lassen  wolle.  Vor  Uebergebung  desselben 
erklären  die  Gesandten,  der  Churfürst  wünsche  vor  allem,  eine  Ver- 
gleichung hinsichtlich  der  Strassburger  auf  Oberkirch  versicherten 
Schuld. 3 — Signatum  am  22.  Julii  a.  1606. 

München  Staatsarchiv  543/5  f.  261.  Orig. 

1 Am  4.  Juli  schreibt  Churpfalz  an  Würtemberg:  der  Kaiser  suche 
wieder  die  Ausschreibung  von  Kreistagen  nach,  auf  welche  dann  der 
Reichstag  alsbald  folgen  werde.  Deshalb  und  in  Anbetracht  der  Hof- 
processe  und  anderer  Beschwerden  im  Reich  scheine  ihm  (dem  Cbur- 
fürsten)  die  Fortsetzung  der  vor  einem  Jahr  mit  dem  Herzog  iu  Bretteu 
begonnenen  Verhandlungen  vermittelst  eines  Conventes  beiderseitiger 
Käthe  nöthig  zu  sein.  (M.  543/5  f.  246)  Der  Herzog  erklärt  sich  darauf 
am  18.  Juli  bereit,  seine  Rätbe  Dr.  Enzlin  und  Dr.  Mitschlin  auf  den 
2.  Aug.  nach  Bretten  zu  senden,  (a.  a.  0.  f.  241)) 

*4  Der  Churfürst  hatte  dem  Herzog  geschrieben,  dass  seine  Gesand- 
tenein solches  Verzeichniss  mitbringen  würden.  (Juli  4.  a.  a.  0.  f.  24*  > 
3 Es  werden  hierunter  die  Schuldfordcrungen  des  Churfürsten  an 
den  frühem  Administrator  Johann  Georg  zu  verstehen  sein.  In  dem 
Protocoll  einer  churpfälzischen  Rathssitzung  vom  3.  Febr.  1605  werden 
drei  solche  Forderungen  von  40,250  fl.,  6000  fl  und  13,333  fl.  erwähnt. 
(M.  546/11  f.  7.) 

g.  412.  Protocoll  des  Convents  zu  Bretten. 

Gesandte  von  Churpfalz  (Löfenius,  Freher),  vou  Würtem- 
berg  (Enzlin,  Mitschlin). 

„Anno  1606.  24.  Julii  zu  Bretheim.“ 

Die  Chur pfälzer:  Würtemberg  möge  erklären,  wie  es  sich 
bei  vorstehendem  Kreistag  hinsichtlich  der  gesuchten  Contribution 
verhalten  wird.  Churpfalz  wird  nichts  bewilligen.  Die  Würtem- 
berge  r:  Der  Herzog  wird  nichts  bewilligen. 1 „Würt(emberg)  werde 
von  neuem  mit  hofprocesscn  beschwert,  deswegen  auch  resolvirt, 
nichts  zu  geben,  weder  von  reich-  uoch  craißsteuern,  dieselben 
seien  den  abgcschaft.  Ilette  dazumal  das  erste  ziel  der  reiebs- 
stcuer  pure  verwilligt,  die  andere  conditionaliter , sofern  er  der 


l Auch  bei  dem  vorigjährigen  Convent  hatte  Würtemberg  sich  nm 
den  Churpfälzern  geeinigt,  dem  Kaiser  keine  Kreishiilfen  zu  bewilligen. 
Am  9.  August  1605  schrieb  aber  Lingelsheim  an  Bongars:  „Wirtember- 

gicus  qui  in  Suevico  conventu  auxilia  omnia  Ca*sari  negarat  iam  quattuor 
tormenta  maiora  instructa  secundo  Danubio  mittit,  quorum  pretium  aiunt 
XXX  millium  florenorum.  Hnec  nostra  in  consiliis  Constantia“  (Beru. 
Bibliothek.  Cod.  ms.  141  n.  91.)  Ueber  die  schwäbischen  und  oberrheii. 

Kreistage  vom  Jahre  1606  und  deren  Bewilligungen  vgl.  lläberlin  XXII 
S.  398  fg.  406  fg.  Lingelsheim  an  Bongars.  1606  Juli  24.  (Bongarsi  et 
Ling.  epist.  S.  214.) 
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keiserlichen  hofproceß  gettbriget  bleiben  würde.  Hette  aucli  also  Aug. 
das  erste  ziel  erlegt.  Alß  aber  darnach  die  proccß  wider  ine  be- 
harret, und  er  mit  der  zaiung  deswegen  zurückgehalten,  bette 
C«s(ar)  Würt(enberg)  vertröstet,  auch  den  raeten  befohlen,  solche 
proccß  abzustellen,  wie  besehen.  Nachdem  aber  die  zaiung  erhal- 
ten, hotten  die  keiserlichen  rset  widerumb  angefangen,  iro  vorige 
proceß  zu  continuiren,  welches  W(ürtenbcrg)  confirmirt,  nichts 
feruer  zu  verwilligen.“  Die  Katholischen  machen  die  Majorität 
beim  Bewilligen  und  geben  selbst  nichts.  Man  verspricht  Abzug 
der  Kreissteuern  von  den  Keichssteuern  und  hält  das  Versprechen 
nicht. 

Auf  die  Frage  der  Churpfälzer,  wie  die  Dinge  in  Ungarn 
zu  bessern  seien,  erwiedern  die  W ür  tembe  rge  r:  Die  vielen 
Türkenhülfen  waren  bis  dahin  erfolglos,  und  scheint  gar  ihr  und 
des  Türkenkrieges  Zweck  in  der  Erschöpfung  Deutschlands  zu  be- 
stehen. „Da  Cais(ari)  kein  contribution  gefolget,  würde  sich  die 
sach  selbsten  zum  frieden  schicken.“  Die  Churpfälzer:  „Hette 
Pf(alz)  mermals  zum  friden  geraten,  daruf  man  geantwort,  Ttirck 
hielte  kein  glauben,  da  doch  exempla  contrarium  beweisen,  wie 
mit  Franckreich,  Polen,  Venedig  und  andern.  Pontificii  weren 
etwan  foedifragi  . . . , wie  aus  dem  fiirnemen  cxemplo  Jaliani  car- 
dinalis,  der  könig  Ladislaum,  und  Ungarn  dadurch  in  höchste  not 
und  schaden  gebracht.  Wan  beßere  verfaßung  und  correspondentz 
der  evangelischen  were,  solte  pontificiis  in  allem  der  ubermut  wol 
fallen,  und  der  weg  eines  guten  fridens  sich  wol  finden  lassen. 
Darumb  ein  notturft,  das  förderlichst  sie  sich  vereiuen,  würden 
sich  alsdan  media  et  remedia  lcichtlichen  finden.  Ungari  hotten 
per  legatum  frieden  begert  (uti  ex  communicatis  zu  sehen);  cs 
were  aber  ir  gesantcr  angehalten  worden , ungeacht  das  er  ge- 
sucht, was  des  Tcutschen  reiclis  wolfart  ist,  uud  bei  den  dreien 
weltlichen  churfürsten,  auch  tempore  induciarum.  Wan  coniunctio 
angestellet,  könte  auch  gravaminibus  desto  beßer  abgeholfcn  wer- 
den. Derowegcn  man  nichts  nötigers  sehe,  als  das  darzu  ein  an- 
fang  und  balt  gemacht.  Wan  etliche  wenige  anfingen,  würden  sich 
andere  hernacher  coniungiren,  und  alsodan  mit  reputation  erindc- 
rungen  Caes(ari)  gethan  werden.  Sachen  kommen  Cms(ari)  nit 
für,  geschehen  alles  durch  hofnete ; darumb  ein  sonderliche  not- 
turft, daß  coniunctim  erinderung  geschehen;  würden  von  Caes(ar) 
zu  danck  angenommen  werden.  Sachsen  darzu  zu  bewegen,  würde 
ser  diculich  sein.“ 

Die  Wtirtemberger:  Der  Herzog  will  die  Vereinigung 
gern  befördern,  wenn  es  Mittel  zu  ihrer  Ausführung  gibt.  Man 
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412.  hätte  den  Anfang  mit  Etlichen  zu  machen.  Die  Churpfälzer: 
Betreffend  die  Hindernisse  der  Vereinigung,  so  weiss  mau  nicht, 
welche  Sachsen  sonst  hätte,  „alß  die  von  theologis  gesetzet,  das 
mit  Calvinisten  nit  für  einen  man  zu  stehen  . . . Andere  chur- 
und  fürsten  hetten  sich  bereit  teils  in  coniunction  ingelassen, 
teils  dazu  Vertröstung  gethan.  Zu  bedenckcu , ob  nicht  der  reli- 
gion  halben  ein  consens  zu  treffen,  und  wie?  und  ob  nicht  per 
politicos  mittel  könten  bedacht  werden.  Consensus  Polonicus  com* 
municirt.“  Die  Würtemberger:  Etliche  vornehme  Leute,  be- 
sonders Brandenstein  haben  dem  Enzlin  erklärt,  dass  Sachsen  ab- 
gesehen von  den  theologischen  Gründen  einen  evangelischen  Ver- 
ein ohne  Zustimmung  des  Kaisers  für  unerlaubt  halte.  Der  Chur- 
fürst  hält  die  Reichsconstitutionen  für  genügend.  Eine  Vereini- 
gung, meint  er,  würde  den  Kaiser  beleidigen  und  misstrauisch 
machen,  die  geistlichen  Churfürsten  zu  gleichartigen  Massregeln 
bewegen,  das  Reich  zerrütten.  Würtemberg  will  indess  „ferners 
bei  Sachsen  underbauen.  Dieweiln  aber  in  specie  vor  diesem  die 
verein  tractirt,  wcren  sie  geneigt,  dieselben  vortzusetzen,  ungeacht 
die  generalverain  so  halt  nicht  solte  erfolgen.“  Trotz  der  reli- 
giösen Differenzen  möge  „eine  gute  politische  Vertagung  und  verein 
angestellet  (werden),  darzu  dan  Würt(cnberg)  gern  verstehen 
wolte,  sie  geschehe  per  generalem  coniunctionem  oder  particula- 

rem. “  Der  Herzog  ist  geneigt,  „darzu  zu  verstehen,  das  dero- 
selben  (Vereinigung)  in  gottes  namen  ein  anfang  gemacht  werde.“ 
Die  Churpfälzer:  „Dieweiln  Wür(tenberg)  urbütig,  das  vcrein- 
werck  anzunemmen  und  fortzusetzen,  w ölten  sie  es  Pf(alz)  rcferi- 

ren.  Zweifeln  nicht,  sie  werden  ires  teils  gern  darzu  verstehen..., 
sich  auch  erkleren,  ob  es  durch  Schriften,  oder  fernere  abordnung 
zu  continuiren  sein  werde.“  Die  Evangelischen  müssen  sich  hin- 
sichtlich der  Gravamina  Zusammenhalten.  Neben  Abschaffung  der 
Hofprocesse  ist  das  Kammergericht  zu  reformiren,  und  sind  die 
Klostersachen  nicht  zu  verlassen.  Der  Religionsfriede  ist  „beider 
zu  verfaßen  und  zu  versichern,  damit  ein  teil  bei  dem  andern 
gesichert  bleiben  könne.“  Die  Würtemberger:  Hinsichtlich 
der  Hofprocesse  wird  sich  der  Herzog  „nicht  absoudern.“  Die 
gravamina  sind  zu  verfolgen.  Der  Herzog  wird  sich  um  die  De- 
claration des  Religionsfriedens  bemühen  „Kai(ser)  sei  itzund  ge* 
engstiget,  leichtlichen  zu  erhalten.“ 

„N  a c h m i 1 1 a g.“ 

Wechselseitige  Uebergabe  des  Verzeichnisses  der  Irrungen. 
Mittheilung  verschiedener  Nachrichten,  darunter  folgende:  (durch 
Enzlin):  „Bei  Chursachsen  sei  mangel  an  bericht,  und  neme  sich 
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der  her  der  sachcn  nit  an.  Werden  auch  vom  kaiserlichen  hof 
dirigirt.  Seien  dennoch  ein  zeit  lang,  alß  sie  nit  viel  geben,  nit 
io  gnaden  gewesen.“ 

München  Staatsarchiv.  543/5  f.  267.  Cop.  pfäiz. 

413.  Fürst  Christian  von  Anhalt,  Aufzeichnungen  über  Au 
seine  Verhandlungen  in  Frankreich.12  (Z.  Th.)  3_ 

3.  August. 

[Audienz  beim  Könige. 3 Vortrag  des  Fürsten.  Nach  den 
ersten  Sätzen]  r(oy)  interrompit;  me  dict  beaucoup  du  miserable 
cstat  passe,  que  tout  qu’arrivoyt  a ceste  heure  n’estoyt  que  de 
la  drag^e.  Que  Bouillon  avoyt  faict  bien  de  follies,  commc  cbaqun 
honime  falloyt  faire  unc,  que  P.  (l’ölecteur  Palatin)  et  nous  aultrcs 
l’eussions  assistö  estants  seduict  de  lui,  qu’il  aymoyt  fort  de  me 
veoir,  et  que  je  l’eusse  deu  faire  devant  six  ans,  estant  tres  aysc 
que  j’estoys  venu  ....  Que  B(ouillon)  avoyt  rendu  inutile  lc 
landg(raf)  M(aurice),  puis  qu’il  avoyt 4 bon  serviteur  du  roy. 
Qu’Angleterre  n’avoyt  courage  (de  mr.  de  Bauderie  et  B.)  Avoyt 
de  nouvelles  de  Angleterre,  que  les  nouvelles  estoyent  quasi 


1 Pas  Original  ist  sehr  schwer  zu  lesen.  Hinter  Worte,  deren  richtige 
Lesung  mir  zweifelhaft,  habe  ich  (?)  gesetzt.  Da  von  den  Eigennamen 
meist  nur  der  erste  Buchstabe  im  Original  steht,  so  habe  ich  die  übrigen 
Buchstaben  nach  Vermuthung  ergänzt  und  in  Klammern  gesetzt. 

3 Mit  Anhalts  Aufzeichnungen  ist  zu  vergleichen  der  Bericht  Aerssens 
über  seine  Conferenz  mit  Villeroy.  August  9.  (Peventer  III  S.  78.) 
Kine  Aeusserung  Villeroys  über  den  Zweck  der  französischen  Unions- 
terhandlungen  mit  Deutschland  in  Aerssens  Bericht  vom  7.  Oct.  (a  a. 
0.  S.  87.)  Für  die  mit  Anhalts  Gesandtschaft  beginnenden  Verhand- 
lungen zwischen  Frankreich  und  den  protestantischen  Fürsten  in  den 
Jahren  1606  und  1607  vgl.  im  allgemeinen  Gindely,  Rudolf  II.  B.  I.  S.  132  fg. 

3 Anhalt  war  schon  vor  einer  Woche  in  Paris  angelangt.  Am 
25.  Juli  schreibt  er  an  seine  Gemahlin : „Je  vous  fais  s^avoir  que  je  suis 
venu  vers  ici  le  lendemain  le  11.  de  ce  moys,  sans  que  persoDne  l’eust 
sceu.  J’ay  envoye  mr.  Erlach  vers  lc  roy  qui  est  avec  la  duchesse  de 
Mantoue  a Viellecourtres  et  a Monceaulx.  S.  Mte.  m’a  fort  amiablement 
escrit  d’estre  tres  ayse  de  mon  arrivee  et  qu’elle  me  verra  bientost.“ 
(Bg.  I F 1;  28/3  f.  70.)  Am  31  Juli  schreibt  er  derselben:  „Je  vous  ay 
escrit  devant  hier,  comme  je  vonlois  aller  a Abion,  lä  ou  je  suis  tont 
le  long  du  jour,  ayant  joint  nos  prieres  lä  avec  l’assemblee  de  la  plus 
petite,  touttefois  la  plus  saine  et  meilleure  partie  de  Paris  et  ainsi  passe 
le  temps  du  jour  de  hier  en  semblable  devotion.  Dieu  m'a  benit  aujourdhui 
que  j’ay  receu  tout  plein  de  lettres  de  Heidelberg  et  Dessa.  entendant 
que  tout  se  portoit  bien.  Singulierement  avec  mon  tres  grand  contente- 
ment  j’ay  veu  unc  petite  lettre  de  nostre  fils  avec  une  aultre  de  mr. 
Sebottendorf  lequel  me  tesmoignoit  la  saute  et  les  bons  progres  avec 
lesquels  Dieu  benissoyt  nostredict  fils.  Certes,  cela  m’a  rendu  joyeulx 
ce  jour  entier.  L’imperfcction  de  mon  contentement  je  confesse  estre, 
que  j’ay  pas  ancores  receu  icy  nulle  de  vous,  ma  chere  amyee.  Mais  je 
crois,  que  tout  viendra  ensemble.  (A.  a.  0.  f.  72.) 

* lies:  avait  ete. 
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413.  faulscs,  et  quc  les  Anglois  avoycnt  menti  et  cstoyent  une  si 
perverse  nation,  de  sorto  que  le  roy  d’Angleterre  s’eust  voulu 
servir  de  ladietc  nouvellc,  saus  qu’elle  avoyt  estöe  menue.  QuAn- 
gleterre  n’eust  voulu  que  le  roy  debvoyt  faire  taut  de  secours 
aux  Estats.  Cependant  il  avoyt  si  bien  raenage,  quc  l’argentqu'il 

avoyt  depcns6  pour  Sedant  et  pour  le *,  cncores  qu’a  cause 

de  pestilcnce(?)  ce  pourroyt  pas  (?)  faire,  quc  neantmoyns  en  unauil 
le  vouloyt  avoir  dercchef  en  ses  coffres.  Que  le  roy  d’Espague 
avoit  fort  pratiquö  contre  lui,  quc  neantmoyns  il  avoyt  tout  a son 
commandcment.  Puis  queFilippe  estoit  mort,  les  autres  trop  jeunes 
et(?)  hors  (?)  de  (?)  la  gucrrc,  il  scroyt  maintenant  plus  grand  homme 

d’estat  que  pourroit  estre  ....  Dirc  a rar.  de  Bouillon  et  Villeroy 

« 

nies  affaires  de  mr.  l’elccteur  et  lui  donner  les  lettres  et  quelquc 
fois  parier  au  roy,  affin  quc  personne  en  s^auroit  ce  que  j’apporterois. 
Qu’il  avoyt  cstö  plus  heureux  quc  sage.  Quc  Dieu  l’avoyt  delivre 
d’unc  mauvaise  feinrne  qui  lui  vouloit  millc  raaulx,  et  l’ayme  plus 
que  soy  raesme  a present. 

Nachmittag. 

Visite  mr.  de  Villeroy  en  son  logis,  lui  dict  cc  que  j'avoh 
dict  au  roy,  cc  que  s.  Matö.  m’avoyt  commandö,  reudu  les  lettres 
de  1.  aa.,  parle  quc  s.  a.  estoyt  disposee  a joindre  en  tout  ce  qui 
cst  de  sa  possibilitö  avec  scs  conseils.  V(illeroy):  Ma  presence 
aggreable  au  roy  plus  que  jamais  ...  Le  bien  et  clemence  que 
le  roy  avoyt  faict  a mr.  de  Bouillon.  Que  lc  roy  n’avoit  parle 
qu’un  mesme  langage.  Quc  la  clemence  ne  pourroyt  qu’estre 
aggreable  a tous  ces  princes,  pour  amour  desquels  le  roy  east 
voulu  aussy  faire  ces  demonstrations.  Et  combien  mal  ces  princes 
estoyent  persuadez  que  le  roy  vouloyt  faire  quelque  cliose  contre 
leur  liberte  ou  contre  leur  religion.  Que  le  roy  se  servoyt  de 
Rome,  affin  que  lc  pape  ne  sc  fairoyt  entierement  Espagnol.  Que 
c’cstoyt  maintenant  a rar.  de  Bouillon,  quand  il  ne  vouloyt  avoir 
tout  cela  qu’il  demandoyt  du  roy.  Ego:  Proposeois  1.  que  je 
voulois  aller  avec  candeur,  franchise  et  sincerilö,  me  confiaut  le 
mesme  de  lui,  Protestant  de  ne  vouloir  rien  proferer  dont  il  ne 
s^avoyt  faire  estat.  2.  Que  je  Passeurois  de  la  creance  qu’il  avoyt 
pris  de  £ (?),  les  obligations  que  s.  a.  lui  debvoyt  en  general  et  en 
particulicr  pour  le  faict  de  Bouillon.  Qu’on  s<;avoyt  bien  lc  ranc 
et  qualit6  qu’il  tenoyt,  de  sorte  que  j’avois  commandemcnt  de  me 
reposer  entierement  sur  lui  et  ne  lui  rien  deguiscr,  dire  nos  biens 
et  nos  maulx.  3.  L’authorite  de  P.  (61ecteur  Palatin),  dependence 
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interieure,  extericure.  Prcparatifs  pour  lc  conseil  general  ct  les  Aug. 

remedes  pour  la 1 de  nos  actions.  V(illeroy):  repromettoyt 

le  1.,  remerciant  pour  le  2.  avec  force  offres.  Affirmast  que 
c’estoyt  rien  faict  sans  lui  cs  affaires  de  B(ouillon)  ct  si  B.  lui 

eust  faict  rhonneuY  de  croire  devant  trois  ans,  tout  scroit  estö a; 

mais  ce  ne  fust  la  volonte  de  Dieu.  E(go):  interrompois  qu’il 
se  fust  bien  fie  a V(illeroy),  mais  non  tant  a ceulx  de  sa  propre 
religio».  V(illeroy):  que  c’estoyt  vray;  mais  mr.  le  Bouillon  lc 
rcconnoissoyt  fort  bien  qu’il  y avoyt  eu  un  malentendu.  Que 
mr.  P.  estoyt  un  grand  prince,  qu’ii  pourroyt  fort  bien  faire  avcc 
ses  amys  en  public,  et  que  je  trouvois  le  roy  fort  dispose  avec 
volontö  et  moyens  de  contribuer  a tout  ce  que  scroyt  requis  ct 
qu’il  vouloit  suivre  mon  conseil. 

4.  August. 

Entreveu  avec  mr.  de  B(ouillon).  Nous  rcncontrons  a la  ruc 
et  retouruons  en  nostre  logis.  [Bemerkungen  des  Herzogs.  Darunter 
folgende:]  Tout  ce  que  rompoyt  le  repos  estoyt  l’Espagne,  dont  la 
paix  d’Angleterre  estoyt  tres  suspecte,  et  ainsi  aussy  la  maison 
d’Austriclie,  laquellc  tant  plus  renvers^e  et  embrouille  que  pourroit 
estre,  le  roy  l'aymant  veoir  pour  son  repos.  Que  Bouwinchausen 
sans  doubte  aura  imprimö  des  choses  au  roy  contre  mr.  l’el(eetcur) 
pour  P(hilippe)  L(ouis).  Que  le  roy  incline  fort  en  Maximilien. 

I’uis  que  les  choses  se  ckangent,  il  fault  faire  veoir  au  roy  qu’il 
n’y  a pas  aultre  moyen  de  se  joindre  P.  L.  etP.  (l’61ecteur  Palatin) 
ou  B(randenbourg),  que  lc  roy  se  joigre  avec  P.  et  B.  et  fasse 
cuntraindre  l’aultre.  Faire  veoir  lc  roy  que  la  conciliation  avec 
I*.  L.  et  I\  soyt  tres  mal  asseuree  tant  pour  P.,  tant  pour  lc  roy : 

1.  a cause  des  successions,  2.  Exemplum  Saxe,  3.  Anhalt,  4.  exem- 
plum  en  la  maison  Palatine,  5.  Wolfgang.  Pour  le  roy:  pourvcu 
que  P.  L.  ne  pourroyt  estre  aultre  qu’Espagnol:  1.  alli6  avcc 
l’empereur,  2.  conseillers,  3.  authorite  de  1&,  4.  expeetances  et 
graces,  5.  certaines  impressions  et  esperances,  6.  ou  pour  le 
moyns  la  neutralit£,  7.  ne  sc  peult  servir  d’aultre  que.  Pour  les 
affaires  de  Dennemark  ct  Angleterre  je  debvois  essaycr  avcc  le 
temps  de  le  ne  negliger  pas.  Deposer  une  somme  de  150m  ducats 
se  pourroyt  aisement  obtenir,  et  que  les  aultres  princes  en  cussent 
aussy.  Asseurer  que  lc  roy  nous  assistera  es  choses,  la  ou  il  ne 
sera  pas  contrainct  d’cntrer  en  pleinc  guerre,  mais  pour  tenir  ct 
ronserver  nostre  repos  et  lc  sien,  tres  bien:  aultrement  il  sc  retirera 
et  ne  se  vouldra  jamais  tenir  aux  extremitez.  Qu’encores  qu’on 
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413.  vouloyt  du  roy  quelque  chosc  de  la  suecession,  il  ne  se  veult 
ricn  aproprier  a soy,  ny  par  cela  romprc  son  repos.  Mais  si 
cela  luy  vcnoyt  ainsi  de  la  ntain  de  Dieu,  et  que  les  princes  y 
voulusscnt  l’attirer,  il  falloyt  que  ee  fust  avec  grande  dexterite. 
Qu'il  vouloit  dire  au  roy  que  ces  affaires  falloyt  estre  tenus  fort 
en  secret.  Que  je  ne  debvois  dire  des  interests  prives,  mais  les 
approportionner  et  accommoder  aux  publiques.  Que  je  ne  debvois 
proposer,  que  le  roy  devoyt  faire  un  testament.  Que  je  pourrois 
fort  bien  parier  des  conseils  de  Home  et  des  Jcsuistes,  affin  qu’il 
voyoyt  que  nous  entendions  nos  affaires  .... 

J’ay  visitö  le  duc  de  Sully  en  Tarsenal;  il  me  mesna  dan* 
sa  chambre  derriere  le  lit,  asseoir.  Apres  les  compliments  et  offre>: 
Que  le  duc  de  B.  n’eust  voulu  croyrc,  eust  eu  aultres  intentions. 
Qu’on  eust  persuade  aux  princes  d’Allemagne  de  choses  que 
seroyent  jamais  venues  en  teste.  Que  Tarmde  du  roy  de  25* 
personncs  et  cent  canons  prests  avec  100m-  bailes  et  pouldres 
eussent  justement  (?)  achevä  Tasseurance;  que  le  sccours  d’Allemag- 
nc  est  este  en  paroles  ou  fort  peu  et  ayant  rien  que  du  vent. 
S’opposer  a un  roy  son  maistre;  il  ne(?)  lui  (?)  peult  conseiller  anltrc- 
ment  que  selon  sa  Charge.  Monstrer  le  eontentenment  qu’il  avoyt 
de  ce  qu’cstoyt  arrivö.  Offres.  E g o : Pourchassois  le  credit  de 
mr.  l’electeur  et  la  continuation  de  bonne  correspondence.  Ille: 
Sachant  que  Testat  sc  regloyt  selon  les  interests  et  trouvant  beauconp 
d’utilite  que  sori  maistre  en  pouvoyt  tirer  de  ceste  continuation,  il  ne 
pouvoyt  conseiller  aultre  que  de  le  poursuivre.  Joint  les  amis(?) 
que  dependoyent  et  le  fait  de  la  mesme  creance  et  foy  qu’il  avoit 
avec  lui,  rcmerciant  les  recoinmandations  et  offres,  les  trouvant  fori 
nerveux,  (?)  vcu  qu’ils  lui  cstoyent  rendus  d’un  tel  subject  comme 
par  moy.  Commen^ant  un  discours  qu’avions  force  divisions  eutre 
nous,  je  le  — — l,  alleguant  Texeinple  avec  Braunschwig.  Ille: 
que  cela  n’estoyt  assez.  Nous  avious  deux  aflaires  que  troubloyent 
sans  doubte  nostre  repos:  Juliers  et  le  testament.  Il  falloyt  tronver 
moyen  de  se  rejoindre  ou  par  interposition  ou  aultres  traittez 
amiables,  aultrement,  tout  sc  resolveroyt.  Moy:  que  tels  affaires 
ne  seroyent  ainsi  de  nature,  que  tout  se  pourroit  faire  d’un  coup. 
Lui  disant  du  conscil  general,  il  repliqua  que  proposerois  beauconp 
des  choses  sans  resouldrc. 

NB.  Disoyt  entre  aultres  que  le  roy  eust  peu  faire  un  grand 
effort  avec  ceste  armde,  et  s’il  eust  poursuivi,  comme  il  vouloyt 
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et  avoit  conseill£,  qu’il  se  seroyt  defaict  de  beaucoup  des  choses 
et  soop^ons  qu’ils  restoyent  maintenant.  Vient  aux  Pays  bas,  que 
le  roy  aussy  ne  vouloyt  pas  tout  faire,  comme  la  necessitä  le 
requerroyt.  Allemagne,  Suisse  et  le  reste  donneroyt  bonnes  paroles 
mais  rien  en  effect.  Disoyt,  comme  ila  voyt  voulu  persuader  le  roy 
d'Angleterre  (?)  de  faire  1 la  paix,  mais  n’y  vouloyt  pas  entendre. 
Entrons  en  discours  de  lettres  du  pape,  ses  responces,  ministres  etc. 
Que  le  nonce  traittoyt  tousjours  avec  lui. 

6.  August. 

[Der  Fürst  trügt,  indem  er  sich  auf  den  Befehl  des  Königs 
beruft,  dem  Villeroy  und  Bouillon  den  Inhalt  seiner  Instruction 
vor.  Am  Schlüsse  bemerkt  er  bezüglich  der  Succession:]  II  fault 

frouver 2 qu’Alb(ert)y  parvienne.  II  fault  adviser  aux  moyens 

dempescher.  II  fault  rejetter  aussy  Ferdinand  a cause  de  depen- 
dances  et  alliance  d’Espagne  et  de  ses  persecutions.  Tenir  pour 
seur  qu’on  ne  cherehe  le  vicariat.  Que  les  constitutions  out 
leur  ordre,  comme  il  se  fault  regier  en  election.  Que  l’empereur 
n’aymera  la  succession  pendant  sa. 3 * Qu’un  Protestant  n’y  pourra 
bonnement  parvenir.  Que  malaysement  on  pourra  parvenir  a une 
familie.  A Qu’il  y fault  prendre  un  de  deux : M(athias)  ou  Max. 

Que  Max  soyt  a preferer  a M(athias).  Asseurant  que  le  roy 
trouvera  celui  bon  qui  5 plaira  aux  princes  qu’il  seroyt  le  plus 
habile.  Qu’il  fault  diminuer  les  forces  de  l’Espagnol  tunt  qu’on 
peult.  Nous  garder,  affin  que  l’Espagnol  ne  donne  pas  la  loy  a 
tout  le  monde.  Qu’il  fault  dresser  un  party,  et  nous  aurons  tout 
pe  que  demandons.  Qu’il  nous  touts  fault  ayder  aux  Estats.  Que 
le  roy  voye,  a quoy  servira  son  entrcmise.  An  ante,  an  post 
obitum  imperatoris  successor  denominandus  ? 

111  i:  inclinaverimus  post  obitum,  et  ante  dresser  le  party 
form6.  Ratio:  il  fault  contraindre  l’empereur.  S’il  se  veult  opposer 
avec  le  pape  et  le  roy  d’Espagne,  nous  ne  ferons  rien.  Et 
l’Espagne  faira  cependant  tant  mieulx  son  desseing  et  menera  a 
son  costö  entierement  l’empereur.  De  l’aultre  costö  apres  la  mort, 
ayants  nostre  party  formö,  il  y a apparence  que  cela  s’effectuera 
plus  facilement.  — Contra:6  Cependant  il  fault  estre  en  crainte 
des  violences  de  Albert,  comme  'dict  est.  Les  Espagnols  fairont 
achever  leurs  pratiques  lesquelles  il  fault  rompre  par  cela.  Il 

1 Statt:  de  ne  pas  faire? 

* Unleserliches  Wort. 

3 Lies:  sa  vie. 

* Lies : ä une  autre  familie. 

5 Im  Original;  5. 

6 Hier  scheint  Anhalt  wieder  zu  sprechen. 
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413.  fault  necessairement  que  les  gravames  de  Tempire  et  le  mauvai* 
gouvernement  de  la  court  se  corrige.  On  aura  nul  moyen  ou  pas 
si  bon  de  contraindre  l’empereur  par  la  capitulation,  et  nous 
n’aurons  pas  cela  de  l’empereur  apres,  que  s^aurions  arrester 
auparavant.  Le  pereil  de  mr.  l’electeur  deceder  1 a un  tel  temps, 
vacantc  sede.  II  fault  veoir  de  contraindre  en  partie,  partie  de 
le  faire  aceorder  a bon  escient  a l’empereur.  Empereur:  il  voyt, 

qu’il  y va  de  Tinterest  de  sa  inaison.  II  hayt  Albertus.  II ‘ 

Ferdinand.  II  n’ayme  Matthias,  principalement  apres  les  succes- 
sions  de  pays  et  royaumes.  II  s^ait  qu’il  a au  moyns  craindre 
Max.  II  ne  se  verra  pas  molest6,  mais  plustost  soulage  de  lui. 
II  se  voyt  soublevö  des  importunitez  du  pape  et  du  roy  d’Espagne. 
II  con^oyt  esperance  pour  le  ralliement  des  Pays  bas.  II  voyt 
que  les  electcurs  y entendent  et  le  demandent  aultrement. 

11.  August.3 

[Villeroy  und  Bouillon  tragen  dem  Fürsten  die  Antwort 
des  Königs  auf  seine  Werbung  vor:]  Que  le  roy  en  a receu  tre; 
bon  contenteinent  de  ce  que  mr.  l’electeur  lui  a faict  proposer. 
1.  Touchant  le  premier  point,  que  j’avois  mesmes  trouvö  Testat 
des  affaires  et  ouy  la  bonue  responce  du  roy.  2.  Est  fort  aggreablc 
au  roy  et  faict  tesmoigner  un  reciproque  desir.  3.  Ne  le  trouve 
pas  expedient  pour  le  public.  Est  adverti.  Empeschera  tant  qa’il 

t Lies:  de  deceder. 

1 Unleserliches  Wort. 

H Drei  Tage  vorher  schrieb  der  Fürst  folgenden  Brief  an  seine 
Gemahlin:  „Si  mes  affections  envers  vous  ne  seroyent  plus  vehementes 
que  de  vostre  costö,  le  tesmoignage  des  effects  ne  seroyt  si  evident  et 
invincible,  que  vous  ayant  escrit  par  touttes  occasions  non  seulement 
qui  se  presenterent,  mais  aussy  celles  que  j’ay  soigneusement  cherebe 
pour  ne  faillir  pas  a mon  debvoir  que  je  vous  garde  avec  tant  de  devotioa 
et  tres  volountiers,  je  de  l’aultre  costö  ne  suis  este  soulage  dans  unmois 
en  <;a  avec  la  moindre  ligne  de  vos  a moy  si  aggreables  lettres.  Certes, 
raadame,  je  ne  s$ay,  comme  je  le  doybs  entendre  que  Libinus  a peu 
escrire  d’Amberg  a Michel,  et  que  vos  lettres  soyent  demeurees  es 
arriere : ou  il  fault  que  les  lettres  soyent  interceptees,  ou  qne  votn 
soyez  malade,  et  Ton  me  le  cele,  ou  que  vous  me  veulez  signifier  par  ceU 
que  vous  ne  vous  souciez  pas,  aingois  soyez  tres  bien  contente  que  m» 
demeure  en  ces  quartiers  se  prolongue.  Soyt  que  ce  soyt,  je  ne  cessersy 
pas  de  vous  escire  et  attendray  avec  desir  et  patience  de  vos  nouvelle* 
et  alors  et  non  plus  tost  je  me  sgauray  resouldre  pour  mon  retour.  J’*J 
eu  des  audiences  apres  le  roy  et  reine  fort  a propos,  et  je  viens  veoir 
quasi  touts  les  jours  ledict  roy;  il  m’a  commande,  que  je  me  ne  doybs 
tenir  pour  estranger,  mais  pour  un  de  ses  domestiques,  de  Sorte  que  je 
me  rends  si  familier  avec  toute  la  cour,  corame  si  j’estois  a Heidelberg 
Je  ne  vous  s$ay  escrire,  ma  tres  chere  dame,  d’avantage,  estant  tout 
importune  avec  des  continuelles  visites,  qu’a  peine  j’ay  sceu  mettre  ceU 
enscmble.“  (Bg.  I F 1 ; 28/3  f.  74.)  — An  demselben  Tage  schreibt  An- 
halt an  Churpfalz : Bouillon  und  Villeroy  conferiren  täglich  mit  ib®i 
damit  der  König  sich  nachher  desto  besser  resolviren  könne.  (M.  547/1  f.3ö0 ) 
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ponrra,  principalement  apros  du  pape,  et  s’il  sera  besoing,  apres  A « 
les  aultres  electeurs  eglesiasticques.  Faira  s’accommoder  a ce  que 
les  electeurs  demauderont  de  lui.  4.  Que  de  mesme  le  roy  ne 
pense  pas  estre  a choisir  Ferdinand,  ny  a transferer  la  succession. 
Gognoyt  la  difference.  Pour  soy  aynieroyt  mieulx  Maximilian,  et 
que  Matthias  eust  la  Bohemie.  Que  le  pape  inclinera  pas  vers 
Albert,  peult  estre  plus  vers  Ferdinand,  mais  qu’il  trouvera  bon 
celui  que  le  roy  aymera.  Que  le  roy  trouvera  bon  celui  qui  sera 
estim«*  bon  pour  l’empire.  5.  Comme  le  roy  estoyt  arbitre  de 
touts  les  potentats,  du  pape  etVenetiens,  du  roy  Charles  et  Pologne 
et  de  touttes  parts  requis.  5.  Villeroy  doybt  escrire  a Constan- 
tinople,  et  selon  les  affaires  d’Hongrie  le  roy  s’offre  de  vouloir 
s’eraployer  fort  volontiers.  Si  sa  Mt4.  l’eust  sceu  devant  trois 
annßes,  la  paix  seroyt  estd  faicte.  6.  Que  le  roy  veult  escrire  en 
faveur  de  s.  a.  et  les  siens.  7.  Qu’il  veult  assister  ladicte  cause. 

8.  Pour  la  lev6e  en  France  eile  mesmes  l’aydera  lever.  9.  Tou- 
chant  la  reciproque  demande  que  le  roy  la  prend  en  tres  bonue 
part;  mais  qu’elle  ne  desire  aultre  chose  que  le  public,  et  si  cela 
soyt  bien  pourveu,  que  s.  Mt6.  ne  pourroyt  estre  que  bien  servie. 

9.  Un  point  de  tres  grande  importancc  principalement  par  des 
divisions.  II  les  falloyt  disposer,  affin  qu’ils  se  vouloyent  accorder, 

(NB.  Sequestre.  Ferdinandus.)  mais  si  cela  ne  vouloyt  aller,  que 
les  aultres  ne  se  vouloyent  laisser  accorder,  que  le  roy  le  tiendroyt 
avec  la  meilleure  partie  et  selon  le  droict  de  la  fille  aisnöc. 

(NB.  II  fault  une  fois  deduire  le  droict.)  Que  je  devoys  aller  tout 

droit  a Heidelberg,  escrire  de  la 1 II  falloyt  joindre, 

deposer,  employer.  Le  roy  n’escrivoyt  que  a P.  Ce  que  le  roy 
diroyt  a Buwinchausen  et  par  mr.  de  Villeroy.  La  lettre  vers 
landgraf  Moritz.  Villeroy  lui  escrira  que  j’estois  venu  pour  mes  pro- 
pres affaires,  et  que  le  roy  m’eust  faict  une  ouverture  sur  la  propo- 
sition  venue  de  mr.  le  landgraf  mesme  pour  parier  a mr.  l’electeur. 

Le  prioyt  etc.  — 

Pour  la  deposition  d’argcnt,  que  le  roy  faisoyt  beaucoup  pour 
les  Estats  et  en  effect  pour  nous.  Que  si  le  roy  donnoyt  ’23, 
quand  nous  donnions  3 3,  sembloyt  estre  bastant.  Je  dis  n’avoir 
pas  de  Charge,  mais  si  le  roy  donnoyt  de  commencement  a esgal, 
exempli  gratia  million  pour  million,  et  en  Augmente  apres  % a33. 

14.  August. 

J’ay(?)  visitö  et  pris  conge  de  rar.  garde-seaux:  Dict  entre 
aultres  des  affaires  publiques  que  je  n’eusse  sceu  trouver  un  temps 
plus  propre,  les  volontds  plus  disposöes,  de  Sorte  que  je  n’eusso 
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413.  peu  souhaitter  Poccasion  plus  bonne.  L’affaire  estant  tres  erand 
et  tres  facile,  il  ne  falloyt  ny  fraude(?)  ny  eloquence,  seuleroent 
reprcsenter  la  verit£.  Que  l’affaire  estoyt  digne  de  ma  qualite, 
et  qu’on  n’eusse  peu  trouver  plus  digne  et  meilleur  instrument 
que  moy.  II  ne  s<;avoyt  rien  plus  efficace  que  de  representer 
aux  princes  leurs  interests.  Que  les  forces  d’Espagne  estoyent 
nostre  ennemy  commun.  Nous  en  Allemagne  aurions  ledict  ennemy 
plus  proche  et  a nos  portes  que  les  Francois,  veu  pour  la  puissance 
interieurc  de  la  maison  qu’estoit  alli6e  avec  Espagne,  qu’a  canse 
des  Pays  bas,  lesquels  soustenants  nous  gardions  la  paix.  Oppo* 
sitions:  1.  Ils  nous  veulent  embarquer  en  guerre.  R(esponsuin): 
il  est  mieulx  pour  divertir  la  guerre  de  la  tenir  loing  de  non?. 
Le  voulant  faire  il  fault  aider  nos  voysins.  2.  Pourquoy  ne  font 

ils  eux  inesmes?  R(esponsum):  ils  veulent  faire 1 2 et  nous 

ayder.  Disoyt  aussy  comme  ils  sc  vouloyent  servir  de  mesine 
candeur  et  sincerite. 

15.  August. 

Je  suis  est6  visit6  de  mr.  l’ambassadeur  d’ Angleterre. 
Discours:  Que  les  Estats  n’auroyent  besoing  d’ayde  des  roys  ny 
des  princes ; fussent  assez  riches , accroyssoyent  tousjours.  Sdls 
ne  seroyent  suffisans,  falloyt  faire  paix.  Asseurance  sur  Albert 

par  avyz  (?)  des  princes  et  roys.  Que  leur  roy  faisoyt ! 

ensemble.  Que  la  guerre  ne  leur  seyoyt  pas;  pourquoy  le  roy 
se  vouloyt  entremesler  pour  faire  la  guerre  a l’Espagnol.  Que  le 
roy  ne  se  debvoyt  raesler  avec  le  faict  des  Venetiens.  Que  le 
Francois  usoyt  beaucoup  de  belles  paroles,  il  vouloyt  en  uu  mot 
estre  notrc  serviteur. 

23.  August. 

Pris  congö  du  roy:  Travaillez  bien,  qu’ils  prennent  bien  au 
eoeur  comme  je  desire  leur  bien.  Pressez,  pressez,  affin  que 

l’affaire 3 4 Dites  a madame  l’electrice  que  je  1'aime  et  leur 

fayon  de  leur  comporteinent,  qu’elle  doybt  prier  et  presser  leur 
mary,  affin  que  je  ne  travaille  en  vain.  * Dites  que  je  sgay  leur 
vertu  et  j’aimeray  les  leurs;  qu’ellc  fera  preuve  des  effets  de  mon 
amitie,  s(;achant  qu’elle  est  de  la  branche  de  Bourbon.  Eucores 
que  la  branche  de  Nassau  est  bonne  assez,  que  neantmoyus  celle 
de  Bourbon  soyt  d’une  la  plus  bonne^  belliqueuse  et  ancienne  de 

1 Unleserliches  Wort.  Vielleicht  font  (statt  fonds),  oder  fout  (statt 
tout.) 

2 Einige  unleserliche  Worte. 

3 Das  noch  hiezu  gehörige  Wort  fehlt. 

4 Im  Original  „an  fin.“ 
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celles  de  la  Chrestient£.  Dites  qu’avez  veu,  comme  je  traitte  mr.  Au 
de  Bouillon,  et  comme  je  me  porte  envers  ceulx  de  sa  religion. 

24.  August. 

[Besuch  bei  mr.  la  Violette.]  Mr.  de  Bouillon:  1.  Dire  aux 
princes,  qu’encores  que  le  roy  ne  les  conseilloyt  pas,  que  neant- 
moyns  ce  conseil  leur  estoyt  utile  et  tres  necessaire.  Et  qu’il 
falloyt  faire  sans  l’intervention  du  roy.  Mais  maintenir  d’autant 
plus,  puis  que  le  roy  s’offroyt  pour  nostre  bien  d’y  vouloir  estre 
de  la  partie.  2.  Me  donna  lettre  de  mr.  de  Villeroy  sur  raes 

. 1 3.  Que  sera  bon  d’oster  F(rederic)  de  Heidelberg.  Point 

a Manheim  (?),  considerable  a Dessau,  a Ambergk  meilleur,  a 
Frankenthal  mauvais  air,  au  Pays  has  non  conseillable.  — J’ay 
propos6  Paris.  II  a avou6  que  le  debvois  parier  avec  mdme. 
l’electrice  pour  la  disposer  avec  le  temps.  Si  nostre  party  se  faisoyt, 
le  roy  seroyt  tant  plus  aise.  Le  priuce  bien  instruict.  Falloyt 
premierement  estre  quelques  6 mois  derechef  a Sedan.  Surl’argent 
que  mr.  de  Bouillon  doybt.  Former  une  cour  mediocre.  Ou  a 
st.  Germain,  si  Tage  n’estoyt  trop  inegal.  4.  Tout  ce  que  pourrons 
faire  avec  ce  F.  sera,  qu’il  suive  bons  conseils,  car  jamais  par- 
viendra  il  la,  qu’il  choysira  lui  mesmes  quelque  chose  et  faira 
entreprendre  quelque  chose  signal^e.  Naturei  offusquö,  en  partie 
üu,  hypocrit ique,  couard,  tres  envieux,  presumptueulx.  Veult  estre 
nourri  avec  gründe  dexterite.  5.  Continuation  des  contradictoires 
en  ce  roy.  6.  Comme  tout  cela  se  mettra  encores  en  dissension 

25.  A u g u s t. 

Visite  de  mr.  de  Bouillon:  Si  les  princes  peuvent  prendre 
Angle(terre)  en  leur  — , 2 affin  qu’il  soyt  pas  plus  Espagnol  et  se 
YGuille  bander  contre  lui.  F(rance)  prcndra  l’aultre  jour  les  armes. 

Si  le  faict  des  Vcnetiens  demeure  continuant,  F.  prendra  les  armes 
Paultre  annee.  Angleterre  cst  nostre  plus  grand  ennemy  que  nous 
craignons.  Si  mdme.  l’electricc  pourra  vcnir  en  France. 

Au  soir  avec  mr.  de  Bouillon:  De  tenir  souvent  adverti. 
Parier  a Plessen,  qu‘il  escrive  touttes  semaines.  Que  le  messager 
puisse  estre  dress£.  Que  l’electeur  P(alatin)  reprend  le  directoire 
par  l’authorite  du  roy.  Que  ce  n’est  peu  de  chose,  que  le  roy 
veult  que  la  correspondence  demeure  es  mains  de  mr.  de  Bouillon. 

Que  vers  le  Noveinbre  le  roy  pourroyt  venir  a Metz.  Falloyt 
prendre  quelque  desseing  pour  Luxenbourgk.  Tousjours  faire 
paroistre  au  roy,  que  je  travaille  a bon  esciant.  R(oy)  et  la 


1 Das  dazu  gehörige  Wort  fehlt  im  Original 

2 Ini  Original  steht  hier  ein  Zeichen  (union?) 
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r(eine)  delectant  de  — — *.  Le  rov  faict.  conte  de  Spincla  qu  il 
n’a  honte  d’apprendre,  bon  jugement,  appetant  de  gloire,  bou  cou- 
rage.  Que  je  doys  dire  a mr.  relecteur  et  nulme.  qu’ils  doyb- 
Yent  sollioiter  leur  argent.  Dire  a rar.  relecteur  ce  que  le  roy  a 
escrit.  au  landgraf  et  faict  dire  a rar.  Buwinchaüsen. 

Bernburg.  I F 1;  20.  Eigenh 

Aug.  414.  Der  Kaiser  an  Churpfalz. 

8 

Der  Kaiser  bestimmt  den  ihm  bewilligten  Reichstag  auf  den 

I.  December  nach  Regensburg.  Er  wird  daselbst,  wenn  nicht 
durch  unversehene  schwere  Hindernisse  abgehalten,  persönlich 
erscheinen.1  — Geben  . . . Prag  den  8 . . . Augusti  anno  1606. 

M fl  neben  Staatsarchiv  pf.  117/*  f 325.  Orig. 

1 In  einem  Schreiben  vom  19.  Oct.  setzt  der  Kaiser  den  Reichstag 
wegen  der  Pest  und  der  in  den  ungrischen  und  türkischen  Sachen  ein- 
tretenden Aenderungen  auf  den  23.  April  1607  an.  (a.  a.  O.  f.  366.)  Nach 
neuen  Verzögerungen  (vgl.  n 498)  schreibt  er  ihn  dann  im  September  l60< 
auf  den  11.  Nov.  aus,  wird  aber  von  Churpfalz  gebeten,  er  möge  in  An- 
betracht der  zu  kurzen  Zwischenzeit  und  gefährlicher  Krankheiten  den 
Termin  bis  etwa  in  den  Februar  1608  hinausschieben.  (Churpfalz  an 
Mainz.  Oct.  8 M pf.  117/4  f.  439.  In  diesem  Schreiben  wird  statt  des 

II.  der  1.  Nov.  angegeben,  was  aber,  wie  sich  aus  anderu  Schreiben  er- 
gibt, verschrieben  ist.) 

Aug.  415.  Dr.  Stadtmann  (Kanzler  des  Markgrafen  von  Ans* 
8 pach)  und  Georg  Schell  an  Culmbach. 

Die  frühem  Verhandlungen  zur  Gründung  der  Union,  von  der 
die  Freiheit  der  Deutschen  und  das  Heil  der  evangelischen  Stände 
abhängt,  haben  nicht  zum  Ziele  geführt.  Auch  die  zuletzt,  im 
Jahre  1603,  zu  Heidelberg  versammelten  Fürsten  waren  allein  zur 
Ausführung  des  Werkes  nicht  stark  genug.  Darauf  aber  hat  der 
Tod  von  Anspach,  Zweibrücken  und  Baden  und  die  Wendung  der 
StrassburgerSache  die  Kräfte  für  das  Unternehmen  noch  mehr  ge- 
schwächt. Von  auswärtigen  Mächten,  die  übrigens  ohne  ihren 
Vortheil  und  des  Vaterlands  Schaden  ihren  Beistand  gar  nicht 
herleihen  werden,  bedürfen  die  Staaten  selbst  der  Hülfe,  Frank- 
reich ist  unzuverlässig,  andere  sind  zu  entfernt  oder  schwer  zn 
gewinnen.  Daher  meint  der  Markgraf  von  Anspach,  dem  Stadt- 
mann und  Schell  beistimmer , er  (Anspach)  und  Culmbach  sollten 
sich  reiflich  bedenken,  ehe  sie  sich  in  die  Unionsangelegenheit 
einlassen,  zumal  da  hierdurch  ihre  Belehnung  und  viele  andere 
Anliegen  am  kaiserlichen  Hofe  und  sonstwo  ihnen  sehr  erschwert 
werden  können.  Der  Gesandte,  den  Anspach  und  Culmbach  zu 
der  Heidelberger  Versammlung  abfertigen,  sollte  demgemäss  zu- 
nächst nur  beachten,  was  von  dem  Convent  zu  berathen,  und  wer 
dem  churpfälzischen  Vorhaben  günstig  sei,  und  Alles  ad  referen- 
dum  nehmen.  — Was  endlich  den  Generalrath  betrifft,  so  dürfe 
dieser  viel  kosten  und  wenig  ausrichten,  da  wol  kein  Rath  sich 


1 Das  Wort  fehlt  im  Original. 


Digitized  by  • 


1606  515 

ohne  Vorwissen  seines  Herrn  in  die  geringsten  Sachen  einlassen 
würde. 1 — Datum  Onoltzbach  den  29.  Julii  a.  1606. 

Brriin.  Unionsacta  V.  Orig. 

1 Das  Gutachten  bezieht  sich  auf  das  churpfälzische  Ausschreiben 
vom  4.  Juli  (n.  408).  Schon  am  3.  August  schreibt  der  Mgr.  Culinbach 
an  Dr.  Gernand , er  solle  den  Heidelberger  Tag  besuchen  und  zunächst 
Alles  ad  referendum  nehmen.  Auf  seinen  Bericht,  was  propouirt  und 
von  andern  votirt  sei,  werde  er  dann  weitere  Instructionen  erhalten. 

<a.  a.  0.)  Leber  das  Nichtzustandekonimen  der  Versammlung  vgl.  Lingels- 
heitn  an  Bong&rs.  Aug.  14.  (Bougarsi  et  Lingelsh.  epist.  S.  217.) 

116.  Friedrich  IV.,  Instruction  für  v.  d.  Grün,1  Löfe-  Au 
nius  und  Camerarius  zum  Fuldaer  Churfürstentag.  21 

1.  Erster  Gegenstand  der  Berathung  wird  sein,  ob  und  wie 
die  Churfürsten  den  Kaiser  insgesammt  um  Beförderung  der  Suc- 
cessionsangelegenhcit  ersuchen  sollen.  Die  Gesandten  werden, 
wenn  die  vorstimmendeii  ähnliche  Ansichten  aussprechen,  erklären: 
die  Fcsstellung  der  Nachfolge  vor  dem  Tode  des  Kaisers  sei  ge- 
eignet, grosse  Gefahren,  die  sonst  nach  demselben  das  Reich  be- 
drohten, abzuwenden,  jedoch  nur,  wenn  man  sich,  bevor  man  des- 
halb an  (len  Kaiser  gehe,  darüber  einige,  dass  durch  die  Wahl 
des  Nachfolgers  alle  dem  Reich  und  den  Ständen  aufliegenden 
Beschwerden  abgestellt  werden.  Hat  man  sich  über  diesen  Zweck 
der  Wahl  geeinigt,  so  ist  über  das  Anbringen  an  den  Kaiser  zu 
berathen.  In  demselben  darf  keine  Veranlassung  zu  der  Annahme 
liegen,  dass  man  mit  des  Kaisers  Regierung  unzufrieden  sei  und 
ihn  von  derselben  entfernen  wolle.  Man  erklärt,  dass  man  ihm 
die  Last  der  Regierung  erleichtern  und  die  Gefahren  eines  Inter- 
regnums vermeiden  wolle.  Uebrigens  ist  hierbei  zu  erinnern,  ob, 
da  die  Churfürsten  zu  Verhandlungen  über  die  Succession  der 
Zustimmung  des  Kaisers  nicht  bedürfen,  das  fragliche  Anbringen 
nicht  ganz  zu  unterlassen,  oder  doch  so  einzurichten  ist,  dass  der 
Entschluss  der  Churftirsten  zu  den  erwähnten  Verhandlungen  ein- 
fach angezeigt  wird.  Eine  andere  schwierige  Frage,  ob  nämlich 
der  Kaiser  als  König  von  Böhmen  zu  diesen  Verhandlungen  zu- 
zuziehen sei,  ist  auch  zu  bedenken.  — Ucber  alles  bisher  Erwähnte 
werden  die  Gesandten  vor  den  gemeinen  Berathungen  mit  den 
Churbrandenburg»  rn  und  dann  nach  Gelegenheit  auch  mit  den 
Chorsachsen  conferircn.  Sie  werden  sich  mit  ihnen  zu  einigen 
suchen  über  die  Vorschläge,  die  bezüglich  der  Abstellung  der  Be- 
schwerden (besonders  der,  dass  der  Kaiser  in  wichtigen  Dingen 
ohne  Rath  der  Churfürsten  handelt)  hei  den  gemeinen  Berathungen 
zu  machen  seien.  Den  Churbrandenburgern  kann  dabei  angezeigt 
werden,  dass  nach  Churpfalz’  Ansicht  die  Abstellung  der  Beschwer- 
den durch  eine  neue  Capitulation  zu  erlangen  sei.  Ferner  wer- 
den die  Gesandten  mit  den  Brandenburgern  und  dann,  wenn  es 
geht,  auch  mit  den  Sachsen  sich  über  folgende  Puncte  einigen, 
um  nachher  das  Verglichene  im  Plenum  zur  Berathung  zu  stellen: 
a.  wie  ist  des  Kaisers  Widerwille  gegen  die  Wahl  eines  Nach- 
folgers zu  überwinden?  b.  Da  der  Kaiser  auf  das  Anbringen  der 
Chnrfürstcn  sich  nicht  erklären  wird,  wenn  sie  ihm  nicht  auch 
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416.  sagen,  wer  der  Nachfolger  sein,  und  oh  derselbe  während  oder  erst 
nach  seinem  Leben  in’s  Amt  treten  solle,  so  fragt  sich’s,  was  man 
zur  Ueberwindung  dieser  Schwierigkeit  thun  muss.  Jedenfalls  bat 
man  dem  Kaiser  zu  erklären,  wann  der  Nachfolger  eintreten,  and 
oh  derselbe  als  Coadjutor  mit  ihm  in  Prag  residiren,  oder  an 
einem  besondern  Ort  ein  besonderes  Regiment  führen  solle.  Fragen 
hierauf  die  Brandenburger,  wer  nach  des  Churfürsten  von  der  Pfalz 
Ansicht  zum  Nachfolger  zu  erwählen  sei,  so  erwidern  die  Gesandten: 
ihr  Herr  sei  noch  „uf  einige  gewisse  person  nicht  bedacht.“  Man 
rede  inner-  und  ausserhalb  des  Reichs  von  des  Kaisers  drei  Brü- 
dern, von  Erzherzog  Ferdinand  und  dem  Herzog  von  Baiern. 
Ueber  diese  wünsche  man  Churbrandenburgs  Gedanken  zu  hören. 
Entsprechen  die  Brandenburger  diesem  Wunsch , so  bemerken  ihnen 
dann  die  Gesandten  nach  heiligendem  Extract,  was  bezüglich  der 
einzelnen  genannten  Fürsten  zu  bedenken  sei.  — Uebrigens  wird 
man  kaum  etwas  hinsichtlich  dieses  ersten  Punctes,  der  zu  schwie- 
rig ist,  endlich  beschliessen.  Da  aber,  wenn  die  Sachen  im  gegen- 
wärtigen Zustand  bleiben,  ein  Einfall  der  Türken  und  Spanier 
in’s  Reich  zu  fürchten  ist,  so  werden  die  Gesandten  denen  der 
andern  evangelischen  Churfürsten  vorschlagen,  dass  für  solche 
Fälle  ihre  Herren  sich  zu  gegenseitigem  Beistand  verpflichten,  und 
dass  man  ein  gleiches  den  Gesandten  der  geistlichen  ChurfürsUn 
vorschlage.  2.  Hinsichtlich  eines  in  den  Niederlanden  zu  stiften- 
den Friedens  wciss  der  Churfürst  nichts  zu  rathen,  da  den 
Friedensverhandlungen  so  grosse  Schwierigkeiten  entgegenstehen. 
Dieselben  würden  wol  gewisss  zu  keinem  Erfolg  führen,  wenn 
man  nicht  vorher  sich  geeinigt  hätte,  wie  die  kriegenden  Theile 
von  des  Reichs  Boden  zu  entfernen,  Ersatz  der  von  ihnen  ange- 
richtcten  Schäden  und  Sicherung  gegen  künftige  Einfälle  zu  erlan- 
gen sei.  Die  Staaten  haben  sich  oft  zur  Räumung  des  Reichs  be- 
reit erklärt,  falls  sie  versichert  wären,  dass  die  Spanier  gleichfalls 
räumten. 34  3.  Dass  die  Hemmnisse  der  Justiz  durch  den  Chur 
fürstentag  beseitigt  werden , ist  kaum  zu  hoffen;  aber  Vorberei- 
tungen zu  der  Beseitigung  sind  dort  zu  machen.  Die  Gesandten 
werden  also  über  diesen,  wie  über  alle  Berathungsgegcnstünde,  vor- 
her mit  den  Brandenburgern  und  dann  den  Sachsen  die  Ansichten 
ihrer  Herren  austauschen.  Sie  werden  dieselben  nach  beiliegen- 
den Actenstticken  über  die  beschwerlichen  Hofprocesse  unterrichten 
und  sie  bitten,  auf  deren  Abstellung  bedacht  zu  sein.  Sie  werden 
Vorschlägen,  dass  die  Evangelischen  auf  der  Aussetzung  der 
Klostersachen  von  den  Revisionssachen  bestehen,  die  Vornahme 
der  übrigen  Sachen  aber,  wenn  ihnen  die  Katholischen  in  jenem 
Begehren  nachgehen,  gestatten  möchten,  ferner,  dass  die  ordent- 
lichen Kammergerichtsvisitationen  wieder  eingeführt  werden,  das? 
die  Evangelischen  begehren,  man  möge  bei  Ernennung  des  Kam- 
merrichters und  der  Präsidenten  des  Kammergerichts  die  Evange- 
lischen so  gut  wie  die  Katholischen  berücksichtigen.  Nach  Abhal- 
tung dieser  Sonderconferenzen*  hat.  man  dann  über  dieselben  Dinge 
in  pleno  mit  den  Geistlichen  auch  zu  handeln.3  4.  Mit  den  Un- 
garn und  Türken  muss  Friede  geschlossen  werden ; und  zwar  wäre 
derselbe  zunächst  mit  den  erstem  durch  die  evangelischeu  Chur- 
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fürsten  und  Fürsten  auf  Grund  der  Einräumung  der  Relieions-  Aug. 
freiheit  für  die  Evangelischen  und  Abstellung  der  Beschwerden  zu  21 
unterhandeln.  Verlangen  die  Geistlichen,  dass  man  für  den 
Türkenkrieg,  da  der  Friede  mit  den  Türken  erst  nach  zeitrauben- 
den Verhandlungen  eintreten  könne,  dem  Kaiser  contribuire,  so 
ist  Jas  an  den  künftigen  Reichstag  zu  weisen.  — Datum  Germers- 
heim den  11.  Augusti  1606. 

München  Staatsarchiv  547/1  f.  419.  Orig. 

• Derselbe  wird  in  der  lleberschrift  (vgl.  n.  395,  397)  als  Kanzler  be- 
zeichnet. In  der  Relation  v.  d Grüns  vom  2.  März  1606  heisst  er  noch 
geheimer  Rath.  Ueber  die  Entlassung  des  Kanzlers  Eberbach  vgl.  Lingels- 
heim  an  Junte.  1604  Mai  14.  (Ayrmannus,  sylloge  S.  599.) 

2 Am  4.  Sept.  richtet  Brederode  folgendes  Schreiben  an  den  chur- 
pfälzischen  Kanzler  v.  d.  Grün:  er  dankt  dem  Kanzler  für  seine  Vertei- 
digung der  Würde  der  Staaten.  Grün  klagt  darüber,  dass  die  Staaten 
den  deutschen  Seestädten  den  Handel  mit  den  spanischen  Ländern  unter- 
sagt haben  sollen,  und  fürchtet,  dies  werde,  wenn  es  beim  Cliurfürsten- 
tag  zur  Sprache  komme  (was  er  bisher  aber  abgewandt  habe),  den 
Staaten  schaden.  Darauf  ineint  Brederode,  da  Spanien  gemäss  seinen 
Ansprüchen  auf  Universalmonarchie  den  Staaten  den  Handel  mit  seinen 
Landen  verboten  habe,  den  andern  aber  die  Waarenausfuhr  von  den 
Niederlanden  nach  spanischen  Ländern  mit  30  pr.  c.  belegt,  so  durften 
die  Staaten  in  ähnlicher  Weise  den  Verkehr  mit  Spanien  sperren.  Ebenso 
untersagt  auch  das  Reich  allen  andern  Völkern  den  Verkehr  mit  den 
Türken.  So  hatten  auch  Frankreich  und  England  den  Staaten  das  Recht 
zugesprochen,  allen,  auch  französischen  und  englischen  Schiften  den 
Verkehr  nach  Spanien  zu  untersagen,  und  das  haben  sie  in  ihren  Frie- 
densschlüssen mit  Spanien  nicht  widerrufen.  Endlich  ist  nicht  zu  ver- 
langen. dass  einer  den  Vortheil  anderer  wahre,  um  sich  seihst  dadurch 
zu  verderben.  (M.  547/1  f.  505) 

3 Vgl.  das  Bruchstück  des  Protocolls  der  Berathungen  churpfälzi- 
scher Räthe  über  die  Reichsjustiz.  August  17.  (Archivium  S.  220.) 

417.  Bericht  Uber  des  L a n d g r a f e n G e o r g v o n Leuchten-  Sept. 

herg  Werbung  bei  Ch ur pfalz.  12 

Der  Landgraf,  als  kaiserlicher  Gesandter,  erklärt  nach  Aus- 
führung der  Gefahr,  die  dem  Kaiser  und  dem  Reich  von  Ungarn 
drohen,  dass  die  alten  Restanten  des  Churfürsten  100,000  fl.  be- 
tragen, von  denen  50,000  erlegt  seien.  Ferner  seien  noch  etliche 
Ziele  von  der  jüngsten  Contribution  rückständig.  Der  Churfürst 
möge  wo  möglich  alte  und  neue  Restanten  zur  nächsten  Frank- 
furter Messe  erlegen.  Er,  der  Landgraf,  erbiete  sich,  „sovil  mög- 
lich sich  hierunder  zu  vergleichen.“  — Den  2.  Septembris  a.  1606. 

Bernburg.  VI  L 5 f.  17.  Cop. 

418.  Friedrich  IV.,  Resolution  auf  die  Werbung  des  Sept. 

Landgrafen  von  Leuchtenberg.  13 

Der  Churfürst  hat  dem  Kaiser  schon  mehrmals  schriftlich  und 
durch  die  kaiserlichen  Commissarien  erklärt,  weshalb  er  bei  der 
Lage  der  Dinge  im  Reich,  besonders  den  Unruhen  am  Rheinstroin 
das  Wenige,  was  er  mühsam  von  seinen  Untertbauen  erlangt,  zum 
Schutz  der  eigenen  Lande  gebrauchen  muss.  Da  gegenwärtig 
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„i.  chf.  g.  eigene  als  auch  andere  im  reich  ins  gemein  fürgehende 
Ungelegenheiten  und  beschwerungen  . . zunemen,“  so  muss  der 
Churfürst  seine  frühem  Entschuldigungen  wiederholen.  — Datum 
....  den  3.  Septembris  anno  1606. 

Bern  bürg.  VI  L.  5 f.  17.  Cop. 

Sept.  419.  Verha  ndlungen  zwischen  Churpfalz  und  dem 
17—18  würtembergischen  Gesaudteu  Buwinkhausen. 

17.  September. 

Anwesend:  Der  Churfürst,  der  Fürst  von  Anhalt,  der 
Grosshofmeister,  Kanzler,  Plcssen,  Loefenius.  — 
Buwinkhausen  erbietet  sich  „ad  audicndum  et  referendum  öde* 
liter.“  Man  erwiedert  ihm:  da  der  König  von  Frankreich  mit 
ihm  über  die  in  Frage  stehende  Angelegenheit  habe  redeu  lassen, 
so  möchte  man  Würteiubergs  Ansicht  darüber  hören.  Darauf  Bu- 
winkhausen: was  der  König  ihm  angezeigt,  sei  allgemein  gewesen. 
Da  derselbe  dem  Fürsten  von  Auhalt  eingehendere  Eröffnungen  ge- 
macht haben  werde,  so  wünsche  sein  Herr  darüber  erst  Bericht. ’ 

18.  September. 

Der  Kanzler  zeigt  Buwinkhausen  an:  Eine  nähere  Vereini- 
gung der  evangelischen  Stände  sei  nöthig,  sonst  dürfte  des  Vater- 
lands Freiheit  in  Gefahr  kommen,  und  einer  oder  der  andere  sich 
kaum  bei  seinen  Landen  und  Würden  erhalten.  Damit  der  Bund 
etwas  fruchte,  habe  der  König  von  Frankreich  die  Hinterlegung 
einer  ansehnlichen  Geldsumme  vorgeschlagen  und  sich  erboten, 
dass  er,  wenn  ihm  die  Höhe  der  von  den  evangelischen  Ständen 
zusammengelegten  Summe  berichtet  sei,  zwei  Drittel  davon  zu- 
legen wolle,2  nicht  in  der  Absicht,  „sich  iu  die  Teutsehe  Sachen 

t Buwinkhausen  berichtet  seinem  Herrn  (Scpt.  20.  Wien  12» 
f.  283):  nach  dieser  Audienz  sei  man  zur  Mahlzeit  gegangen  und  habe 
bestimmt,  dass  um  zwei  Uhr  Nachmittags  die  Verhandlungen  fortgesetzt 
werden  sollten.  „Weiln  aber  man  über  der  taffel  stark  getrunken  sonder- 
lich der  her  landgraf  von  Leuchtenberg  (dessen  f.  g.  sich  am  höchst« 
zu  e.  f.  g.  recommendiren)  e.  f.  g.  gesundheit  ein  grossen  beeber  ange- 
fangen , der  churfürst  danach  noch  ein  grossen , als  hat  mau  selbigen 
tags  weiter  nichts  gehandelt,  sondern  haben  i.  chf.  g.  an  mich  gesunnea. 
mit  dero  an  den  schiessgraben  zu  gehen,  sie  wolten  folgenden  morgen 
der  tractation  selbs  beiwonen.  Welches  aber  nit  geschehen,  sondern 
weil  man  den  abend  stark  abermal  trunken,  haben  sie  sich  etwas  übel 
befunden,  hochgnnedigst  an  fürsten  Christian  und  andere  obgenante  d>e 
tractation  anbefohlen  und  nach  Neuenschloss  gezogen  mit  gnädigstem  ge- 
sinnen  an  mich,  sie  für  ire  person  für  entschuldigt  zu  haben  und  e.  fg 
zu  bitten,  weil  i.  chf.  g.  sie  schon  so  oft  besucht,  wollen  sic  doch  der- 
gleichen einmal  thun,  sollen  in  dero  heuseren  macht  haben  zu  tbun  und 
zu  laßen  wie  bei  ir  Selbsten.“ 

2 Der  Bericht  Buwinkhausens  fügt  hinzu:  „wie  sich  dan  i.  k f 
ausdrücklich  erklert,  das  sies  nit  dahin  verstanden  haben  wollen . * 
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zu  mischen,  sondern  zu  erhaltung  der  stent  freiheit.“  Churpfalz 
halte  „solchen  Vorschlag  vor  hochnöthig“  und  habe  einen  Entwurf 
für  den  ersten  Abschluss  des  Bundes  verfassen  lassen.  Der  König 
wünsche  Geheimhaltung  der  Verhandlungen,  die  er  selbst  nur  dem 
Bouillon,  Rhosny,  Villeroy  und  Sillery  vertraue.  Der  Churfürst 
von  der  Pfalz  wünsche  nun  Würtemhergs  Ansicht  über  den  Unions- 
vorschlag zu  hören.  Nach  Lesung  des  erwähnten  Entwurfs  erklärt 
Buwinkhausen:  er  sei  zu  keinen  Erklärungen  bevollmächtigt, 
glaube  aber,  dass  sein  Herr  dem  Beitritt  zu  dem  Bunde  nicht  ab- 
geneigt sein  werde , dass  ihm  auch  besonders  die  Stelle , dass 
keiner  den  andern  der  Religion  wegen  anfcchten  dürfe,  nicht  zu- 
wider sein  werde.* 1  Betreffend  1.  die  Hinterlegung  des  Geldes, 
so  theile  er  mit,  dass  sein  Herr  schon  „mit  andern  zwen  fürsten 
verglichen  (sei).  Da  sie  (s.  f.  g.)  derwegen  hieher  auch  gelt 
schießen  solt,  möchts  etwas  schwer  fallen.  Ob  nit  Pfalz  leiden 
möcht,  das  Würtemberg  vor  sicli  selbst  mit  den  beden  verainigten 
handeln  möcht  onvermerkt  diser  itziger  tractation,  das  i.  chf.  g. 
auch  in  dieselbe  gezogen  werden  möchten?“  2.  Man  möge  berich- 
ten, welche  Gegenzusagungen  man  dem  König  für  seinen  Geld- 
zuschuss  machen  müsse.  3.  Sein  Herr  verlange,  dass  man  das 
auch  halte,  wozu  man  sich  verpflichte;  4.  er  möchte  ferner  begeh- 
ren, dass  das  Geld  „nit  außer  lants  gebraucht  werden  solt.2“ 
5.  Der  Herzog  bitte  den  Churfürsten,  er  möge  sein  gutes  Ver- 


als  ob  sie  darumb  desto  weniger  bei  den  Statischen  und  an  andern 
orten,  wo  es  der  gemeine  nutzen  erfordert,  thun  wollen,  oder  disen  iren 
teil  (vil  weniger  den  andern)  hernacher  mit  gesuchtem  schein  dahin 
verwenden,  sondern  das  sie  dies  anders  niergethin,  als  wie  obgesagt,  ver- 
stehen und  den  obgesetzten  wie  bißber  in  andere  weg  helfeu  und  bei- 
springen  wollen,  wie  sie  gut  bedunken  würde.“ 

i Nach  Buwinkbausens  Bericht  lautete  der  Eingang  seiner  Antwort 
folgendermassen  : „man  wol  doch  reiner  handlen  und,  da  es  um  ein  privat 
zu  thuen,  nit  das  publicum  vorwenden.  Item  da  mau  vermeinte,  dises 
grifs  sich  zu  gebrauchen,  e.  f.  g.  in  auslendische  Sachen  zu  bringen,  oder 
s<>nsten  etwa  anders,  als  was  gesagt  worden,  drinnen  zu  suchen,  so  würde 
ps  umbsonst  sein,  dan  ich  wol  weiss,  Aas  e.  f.  g.  sich  in  solche  Sachen 
nit  würde  wiklen  laßen.  Die  religion  betreffend,  davon  in  dem  concept 
gedacht,  da  man  also  in  genere  bleibe , halte  ich,  werde  e.  f g.  auch 
der  meinung  sein.  Allein  wan  man  in  specie  Sachen  durchtreiben  wol- 
len, wie  hiebevor  gesucht,  dazu  würde  e.  f.  g.  nit  verstehen  können.“ 
Darauf  sei  geantwortet:  der  Churfürst  haben  keine  Privatzwecke  und 
denke  nicht,  „das  dies  geld  anderswohin  als  zu  des  Teutschlands  und 
der  interessirten  defension  gewendet  werden  soll  .“  Bei  dem  Artikel  hin- 
sichtlich der  Religion  habe  man  keine  Hintergedanken. 

i Buwinkhausen  berichtet:  er  habe  gefragt,  ob  nicht  Heinrich  IV. 
die  Deposition  des  Geldes  in  Frankreich  verlange,  was  gefährlich  sei. 
Darauf  habe  man  geantwortet:  der  König  verlange  „nit,  das  es  in  Frank- 
reich, sondern  in  Teutschland  sei.“ 
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419.  nehmen  mit  Mainz,  besonders  in  dem,  was  zu  des  Reichs  Wol 
gereiche,  fortsetzen.  Der  Kanzler  erwidert  auf  die  einzelnen 
Puncte:  1.  Ohne  Befehl  von  seinem  Herrn.  Schwerlich  könne  sich 
derselbe  aber  darauf  erklären  ohne  Aufschluss  über  die  Mitglieder 
und  den  Inhalt  des  Bundes.  Das  werde  aber  Zeit  kosten;  und 
da  Heinrich  IV.  wünsche,  dass  die  Einigung  bald  und  unter  sol- 
chen begonnen  werde,  die  leicht  zu  gewinnen  wären,  so  habe  der 
Churfürst  zunächst  mit  Würtemberg  handeln  wollen.  Wenn  man 
gleich  zu  Anfang  Viele  in  die  Verhandlung  ziehe , so  erschwere 
man  die  Sachen.  Nachher  könne  man  den  Bund  erweitern.  Das 
gegenwärtige  Entgegenkommen  des  Königs  von  Frankreich  müsse 
man  durch  Annahme  seines  Vorschlags  benutzen.  Derselbe  könne 
unter  anderem  den  Papst  bewegen,  dass  er  den  Evangelischen 
nicht  schade,  er  könne  dem  Reich  einen  Frieden  mit  den  Türken 
vermitteln.  2.  Der  König  verlange  nichts,  „als  daß  man  sich 
wolte  die  freiheit  und  wolfart  des  vatterlants  mit  ernst  angelegen 
sein  lassen.“  Vermuthlich  dürfte  er,  wenn  der  Bund  abgeschlossen 
sei,  begehren,  dass,  wenn  er  angefochten  werde,  man  ihm  gestatte, 
von  seinem  Zuschuss  einige  deutsche  Truppen  zu  werben.1 2 
3.  und  4.  Einverstanden.  — Hierauf  wird  dem  Buwinkhausen  der 
Unionsentwurf  übergeben,  und  noch  bemerkt,  der  Churfürst  sei 
bereit,  für’s  erste  50  Monate,  daun  während  der  Dauer  des  Bun- 
des jährlich  10  Monate  zu  erlegen.  Buwinkhausen  wird  gebeten, 
eine  baldige  Resolution  seines  Herrn  zu  betreiben.  Der  Gesandte 
bemerkt  darauf  unter  Anderem,  „da  könig  von  deposito  volck 
werben  möcht,  würde  es  den  verainigten  wenig  zu  nutz  kommen." 
Er  fragt,  ob  der  Churfürst  schon  mit  andern  verhandelt  habe,  oder 
mit  welchen  er  verhandeln  wolle , wie  es  endlich  mit  der  engem 
Vereinigung  zwischen  Pfalz  und  Würtemberg  stehe.  Ilmi  wird  ge- 
antwortet: der  König  habe  jener  Werbungen  wegen  noch  uichts  an- 
gedcutet.  Man  vermuthe  nur,  er  werde  ein  solches  Verlangen 
stellen,  jedoch  nur  für  solche  Fälle,  „wo  man  hieaußen  auch  iute- 
ressirt,  und  wan  man  dessen  hieaußen  zu  entberen.“  Nach  des 
Königs  Wunsch  habe  Pfalz  mit  Würtemberg  zuerst  verhandelt. 
Nachdem  der  Herzog  sich  erklärt  habe,  werde  der  Churfürst,  eben- 
falls auf  den  Rath  des  Königs,  wol  mit  dem  Haus  Brandenburg* 
verhandeln  lassen.  Er  stehe  noch  in  Zweifel,  ob  gegenwärtig  auch 
mit  Braunschweig  anzuknüpfen  sei.  Die  Angelegenheit  der  nähern 


1 Buwinkhausen  setzt  hinzu:  „doch  gegen  gute  Sicherheit  wegen 
erstattung.“ 

2 Buwinkhausen  setzt  hinzu:  und  Hessen. 
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Vereinigung  beruhe  auf  weiterer  Zusammenkunft.  Verzeichnisse 
der  Irrungen  seien  gegenseitig  übergeben.  Diejenigen  aber, 
welche  dieselben  in  Heidelberg  unter  sich  haben,  seien  zu  andern 
Geschäften  verwendet.  Man  wolle  aber  die  Gelegenheit  befördern.1 

JHOnchen  Staatsarchiv  pf.  117/4  f.  74.  Auszug  aus  dem  Protocoll. 


420.  Erklärung  Friedrichs  IV. 

„Wir  Friderich  von  gottes  gnaden  pfaltzgrave  bei  Rein  etc. 
bekennen  und  thun  kunt  hiemit  öffentlich  für  unß,  unsere  erben 
und  nachkommen:  demnach  dem  hochgebornen  fürsten  etc.  hern 
Moritzen  dem  »eitern  lantgraven  zu  Hessen  etc.  wir  durch  eine 
sonderbare  abordnung  sowol  die  itzige  gefaerlicbe  lasufte  zu  gemüt 
fliren,  alß  auch  sonsten  fürpringen  lassen,  wessen  sich  bei  itziger 
zeit  im  reich  beschaffenen  Sachen  nicht  allein  alle  evangelische 
ins  gemein,  sonder  auch  ein  jeder  iii  Sonderheit  besorglich  zu 
gewarten,  und  daruf  i.  1.  uf  zutragende  frnl  gegen  unß,  unsern 
erben,  landen  und  leutten  sich  benanter  hülf  in  volck  und  gelt 
freuntliehen  erklärt  und  bewilligt  haben,  daß  wir  . . freuntlich 
verwilligt  haben,  thun  es  auch  hiemit,  in  craft  dieses  also  und 
dergestalt,  daß,  wovern  i.  1.  bei  dero  lebzeitten  oder  aber  nach 
dero  absterben  dero  geliebten  gemahlin,  hindern,  landen  und  leutten 
feiatlicher  gewalt  begegnen  solte,  und  wir  oder  unsere  erben  dessen 
von  s.  1.  oder  dero  erben  verstendiget  würden,  daß  alßdan  wir 
und  unsere  erben  schuldig  und  verbunden  sein  sollen,  alßbalt  nach 
verfliesung  vierzehen  tage  i.  1.  oder  dero  erben  mit  dreihundert 
nmn  zu  fueß  und  fünfzig  zue  pfert  im  werck  dergestalt  behülflich 
zu  erscheinen,  daß  ermelts  volck  drei  gautzer  monat  lang  neben 
entrichtung  des  anzugs  uf  unsern  costen  erhalten , auch  das  gelt 
daruf  zugleich  mitgeschickt,  und,  im  fal  nach  verfliesung  der  drei 
monat  die  unrue  noch  nicht  gestillet,  sonder  beharrete,  gedachtes 
geschickte  volck  zu  roß  und  fueß  pflichtig  sein  sol,  in  voriger 
bestallung  zu  bleiben,  und  von  s.  1.  oder  dern  erben  fürters  besol- 
det werden  sol.“  (Folgen  Bestimmungen  hinsichtlich  der  guten 
Ausrüstung  des  Kriegsvolks.)  Muss  das  Volk  nach  3 Monaten 
noch  länger  unterhalten  werden,  so  erlegt  der  Churfürst  oder  seine 
Erben  dem  Landgrafen  oder  seinen  Erben  10,000  fl.,  welche  nach 
3 Jahren  ohne  Zinsen  zurückzuerstatten  sind.  Ist  der  Churfürst 
zur  Zeit,  wo  seine  Hülfe  verlangt  wird,  selbst  mit  Krieg  bedrängt, 


1 Am  Schlüsse  seines  Berichts  erinnert  Buwinkhauscn  den  Herzog 
von  Würtemberg,  „das  dero  an  diser  handlung,  und  das  sie  wolbedecht- 
lich  und  cum  reputatione  ausgefürt  und  angefangen  werde,  nit  allein 
viler  anderer  wichtiger  Sachen,  sondern  fürnemblich  des  königs  in  Frank- 
reich und  dero  darinnen  habenden  herschaften  wegen  so  merklich  und 
vil  gelegen,  als  villeicht  in  kurzem  einige  fürgefallen  sein  mögen.  Ja 
ich  halte,  got  habe  dise  gelegenheit  an  die  haud  gegeben,  e.  f.  g.  Sachen 
in  Frankreich  on  dero  sondere  Unkosten  also  zu  stabiliren  und  zu  be- 
festigen, das  dieselbe  und  dero  fürstliche  nachkommen  daruf  ein  gwiss 
fuudament  zu  setzen.“ 
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so  füllt  die  Verpflichtung  weg.  — So  geschehen  zu  Heidelberg  den 
8.  monatstag  Septembris  im  jar  Christi  1G0G. 

Cassel  Staats-  und  llausatrhiv.  Urkunden  cell  35.  Orig. 

. 421 . Abschied  des  F u 1 d a e r Churfürstentags. 

1.  Bezüglich  des  niederländischen  Kriegswesens  hat  der  Reichs- 
tag von  1603  eine  Gesandtschaft  an  die  kriegenden  Milchte  be- 
schlossen. Die  Verhandlungen  mit  diesen  gehen  also  die  gesainraten 
Reichsstände  an.  Damit  diese  aber  beim  nächsten  Reichstage  desto 
besser  darüber  berathen  können,  so  werden  die  Churfürsten  den 
Kaiser  in  einem  Gesammtschreiben  — das  Concept  dazu  ist  ge- 
fertigt und  von  den  Churfürsten  zti  genehmigen  — ersuchen,  das? 
er  vor  dem  Reichstag  allen  Reichskreisen  die  Erklärungen  niit- 
theile,  welche  die  kriegenden  Mächte  auf  das  Gesuch  um  Geleit 
und  Bestimmung  von  Zeit  und  Malstatt  für  des  Reichs  Gesandt- 
schaft abgegeben  haben.  2.  lieber  Wegräumung  der  Hemmnisse 
der  Justiz,  besonders  die  Erledigung  der  Revisionen  durch  den 
ausserordentlichen  Deputationstag  ist  von  den  Reichsständen  ins- 
gemein zu  beschlossen.  Die  churfürstlichen  Räthc  haben  indes? 
darüber  einen  Niemanden  präjudicirendeh  Meinungsaustausch  ge- 
pflogen. Es  schien  ihnen  dabei  nöthijr,  dass  man  am  Reichstage 
die  Acten  der  vier  Klostersachen  vom  Kammergericht  haben  müsse, 
und  haben  sie  ein  demgemässes  Ersuchungsschreiben  an  den  Kaiser 
entworfen.  3.  Den  Punct  des  ungrischen  Kriegswesens  glaubte 
man  ebenfalls  an  die  gemeinen  Reichsstände  verweisen  zu  sollen, 
zumal  keine  bestimmten  Nachrichten  darüber  Vorlagen.  Der  Vor 
schlag,  man  möge  den  Kaiser  ersuchen,  auf  einen  vor  dem  Reichs- 
tag zu  schlicssenden  Frieden  mit  den  Ungarn  bedacht  zu  sein, 
damit  der  Reichstag  um  so  williger  zur  Türkenhülfe  sei,  ist  ad 
referendum  genommen.  Man  war  verschiedener  Meinung  hinsicht- 
lich des  Inhalts  des  demgemäss  abzufassenden  Schreibens. 1 — 
Geschehen  zu  Fulda  den  9.  Septembris 2 anno  dom.  millesimo 
sexcentesimo  sexto. 

.München  Staatsarchiv  547/1  f.  419.  Orig 

t lieber  die  dem  Abschied  vorhergehenden  Verhandlungen  bat  man 
zu  vergleichen:  Protocoll  der  Verhandlungen  der  Gesandten  von  Chur- 
pfalz, Clmrsachsen  und  Churbrandenburg.  Aug  29.  Relation  der  chur- 
pfälzischen  Gesandten  Aug  30.  (Archivium  S.  221  fg)  Instruction  für 
die  kaiserlichen  Commissarien.  Aug.  21.  Schriften  zwischen  den  kaiser- 
lichen Conunissarien  und  churfürstlichen  Gesandten.  0.  D.  (Ruder,  nüu- 
liche  Sammlung  verschiedener ...  Schriften.  Frankfurt  und  Leipzig  1735 
S.  170  fg.)  Relation  eines  katholischen  Gesandten.  0.  D.  (Senkenberg. 
Sammlung  ungetruckt  - und  rarer  Schriften  111  8.218.  Mit  dem  falschen 
Datum:  27.  August,  bei  Londorp  1 S.  80.)  Bezüglich  der  Verhandlungen 
über  den  Justizpunct  und  die  ungarischen  Unruhen  berichten  die  chur- 
pfälzischen  Gesandten  noch  Folgendes:  In  der  Justizangelegenheit  brachie 
man  die  Gründe  für  und  wider  die  Revision  der  4 Klostersachen  vor. 
Churpfalz  und  Churbrandenburg  schlugen  die  Aussetzung  dieser  Sachen 
von  der  Revision  „one  eines  und  des  andern  teils  praäiudieio“  vor.  Ihe 
Geistlichen  wollten  dies  nur  dann  zugeben,  wenn  „die  Sachen  allerdings 
in  vorigen  stunt,  wie  sie  ante  litem  inotam  gewesen,  gesteh,  oder  ent- 
weder der  Kai.  Mt.  oder  sonst  einem  tertio  in  Sequester  gegeben  4 (wür- 
den). Da  man  sich  über  beide  Vorschläge  nicht  einigen  konnte,  so  kam 
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es  zu  dem  im  Abschied  des  Tages  befindlichen  Beschluss.  Bezüglich 
der  ungrischen  Sachen  schlug  Chui  Sachsen  unter  Beistiinnmng  von  Chur- 
pfalz und  Churbrandenburg  vor,  man  möge  den  Kaiser  ersuchen,  dass 
er  die  Beligionsverfolgungen  und  andere  Beschwerden  der  Ungarn  ab- 
stelle, und  dass  er  sich  die  Beichstagshandlungen  in  vieler  Hinsicht  da- 
durch erleichtern  möge,  dass  er  die  Ungarn  noch  vor  dem  Reichstag  be- 
friedige. Die  geistlichen  Churfürsten  waren  gegen  diesen  Vorschlag. 

(0.  I).  M.  547/3  f.  248.) 

1 Dies  ist  alter  Stil , wie  aus  dem  Datum  des  folgenden  Schreibens 
der  Churfürsten  erhellt. 

4*22.  Entwurf  eines  Schreibens  der  Churfürsten  an  den  s e p t 

Kaiser.  19 

Beim  Fuldaer  Churfürstentag  ist  erwogen,  dass  dem  Kaiser 
die  Last  der  Regierung,  die  er  seit  30  Jahren  unter  schweren 
Umständen  untadelhaft  und  rühmlich  geführt  hat,  bei  seinem  gegen- 
wärtigen Alter  zu  schwer  werden  möchte,  ferner,  dass,  wenn  er 
stürbe  ohne  vorherige  Ernennung  seines  Nachfolgers,  das  Reich 
mit  innerer  Zerrüttung,  mit  der  Einmischung  fremder  Mächte  in 
seine  Angelegenheiten  bedroht  sei.  Der  Kaiser  möge,  wenn  er’s 
rathsam  findet,  über  diese  Uebel  nachdenken.  Glaubt  er  dann, 
denselben  sei  durch  Ernennung  seines  Nachfolgers  zuvorzukommen, 
so  möge  er  das  den  Churfürsten  mittheilen.  Wie  diese  nichts  gegen 
seine  Absichten  thun  werden,  so  werden  sie  aber,  wenn  der  Kaiser 
will,  dass  auf  einen  Nachfolger  gedacht,  werde,  alles  thun,  was 
znr  Erhaltung  seiner  Hoheit  und  zum  Heil  des  Reichs  dienlich  ist. 

— Datum  19.  September  a.  1606. 

München  Staatsarchiv  5V7/I  f.  592  Cop. 

423.  Heinrich  Julius  Herzog  von  Braun  schweig  an  Sept 

Churpfalz.  20 

Der  Herzog  hat  die  Werbung  Johannes  d.  j.,  Grafen  von 
Nassau  angehört  und  erklärt  darauf:  1.  Der  religiöse  Zwiespalt 
unter  den  Evangelischen  kann  schwerlich  beigelegt  werden,  dagegen 
ist  mit  Beiseitesetzung  desselben  eine  Einigung  der  Evangelischen 
gegen  die  Anschläge  der  Jesuiten  anzustieben.  Der  Churfürst 
weiss,  wie  wenige  Stände  sieh  hierzu  wirklich  verstehen,  wie  vor- 
sichtig die  deshalb  zusammenzubeschreibenden  Stände  auszuwählen 
sind.  2.  Jesuitische  1‘äpstlinge  suchen  allerdings  durch  die  fast 
unerschwinglichen  Türkenhülfen  die  Evangelischen  zu  erschöpfen; 
aber  ein  beharrlicher  Friede  mit  den  Türken,  den  der  Papst 
gewiss  nicht  zum  Besten  der  Evangelischen  dem  Kaiser  öfter  vor- 
geschlagen  hat,  dürfte  Verfolgungen  der  Evangelischen,  oder  neue 
Steuern  gegen  die  Kriegführenden  in  den  Niederlanden  zur  Folge 
haben.  3.  Beim  künftigen  Reichstag  ist  auf  Abschaffung  der  unzu- 
lässigen Eingriffe  der  Nuntien  in  causae  civiles  zu  dringen.  4.  Nach- 
dem Nordheim  ohne  des  Herzogs  Vorwissen  die  Auslieferung  des 
Bocatius  dem  Kaiser  zugesagt,  derselbe  mehrerer  Vergehen  be- 
schuldigt ist,  Churbrandenburg  und  Chursachsen  am  kaiserlichen 
Hof  keine  Beschwerde  erhoben  haben,  ist  dem  Herzog  von  etlichen 
Landständen  gcrathen,  sich  der  Auslieferung  nicht  allein  zu  wider- 
setzen. 5.  In  der  „Anhaitischen  Sachen“  wird  Chursachsen  trotz 
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der  frühem  Bemühungen  des  Herzogs  schwerlieh  zu  bewegen  sein, 
die  Processe  am  kaiserlichen  Hof  fallen  zu  lassen.  6.  Gegen  die 
rebellische  Stadt.  Braunschweig  hat  der  Herzog  die  Achtserklärung 
am  kaiserlichen  Hof  nicht  erlangt,  wird  sie  aber  durch  Gesandte 
urgiren.  Bleibt  dies  erfolglos,  so  wendet  er  sich  an  den  Reichstag 
und  erwartet  dann  des  Churfürsten  Beistand,  damit  „chur-  und 
fürsten  den  stedten  und  zuvorderst  iren  underthanen  nicht  unter- 
geben werden.“  — Datum  auf  unserm  Hau6  (der  Name  fehlt)  am 
10.  Decembris  a.  1606. 

Wolfenbüttel  B 3 10.  Cpt. 

424.  Obligation  Brederodes. 

Churpfalz  hat  dieam  15.  Januar  den  Staaten  bewilligten  25,0000. 
(zu  26  Albus)  erlegt.  Wenn  er,  seine  Gemahlin,  Erben  oder  Lande 
der  Hülfe  der  Staaten  bedürfen,  so  werden  dieselben  ihnen  die 
gleiche  und  höhere  Hülfe  leisten.  Brederode  wird  eine  demgemässe 
Obligation  der  Staaten,  welche  gegen  vorliegende  auszuwechseln 
ist,  dem  Churfürsteu  einliefern.  Die  sonstigen  Erklärungen  der 
Staaten  gegen  den  Churfiirsten  bleiben  neben  dieser  Obligation  in 
Kraft.  — So  geschehen  zu  Frankfurt  am  Meien  den  15.  Septemhris 
anno  1606. 

München  Staatsarchiv  pf.  102/2  f.  121.  Orig 

425.  Christian  Fürst  von  Anhalt  an  Churpfalz. 

Es  ist  in  des  Fürsten  und  des  churpfälzischen  Grosshofmeisters, 
Kanzlers  und  geheimer  Käthe  Gegenwart  erwogen,  oh  der  Churfürst 
dem  Kaiser  zwar  nicht  in  seinem  Namen,  aber  doch  so,  dass  jener 
merke,  dass  es  von  ihm  komme,  durch  eine  bewusste  Person  etwas 
eröffnen  solle  von  der  Ansicht  der  Churfürsten,  dass  mau  auf  einen 
Nachfolger  des  Kaisers  bedacht  sein  müsse.  Dafür  wurde  ange- 
führt, dass  der  Churfürst  dadurch  dem  Vorwurfe  des  Kaisers  ent- 
gehe, als  habe  er  den  ihm  durch  Anhalt  mitgetheilten  Erklärungen 
hinter  seinem  Rücken  zuwider  gehandelt,  dass  er  ferner  durch  die 
wol  motivirte  Anzeige  seiner  Sinnesänderung  bei  dem  Kaiser  Gunst 
und  Ansehen  vor  den  übrigen  Churfürsten  erhalte,  dass  er  den 
Kaiser  für  das  Anbringen  der  Churfürsten  im  voraus  disponire  und 
zuerst  von  allen  erfahre,  wie  er  sich  in  der  ganzen  Sache  zu  ver- 
halten habe.  Dagegen  ward  angeführt  : man  habe  sich  in  Fulda 
Geheimhaltung  der  Verhandlungen  und  gegenseitiges  Vertrauen 
zugesagt.  Nun  möchte  das  Anbringen  an  den  Kaiser  auskommen 
und  dem  Churfürsten  solchen  Hass  in  dem  churfürstlichen  Collegium 
zuziehen,  dass  er  nichts  mehr  daselbst  ausrichten  könnte,  ja  dass 
die  „vor  diesem  in  etzlicher  gemtiter  versuchte  tr&nslation“  (der 
Chur)  erfolgte.  — Der  Fürst  nun  ist.  dafür,  dass  das  Anbringen 
nach  Massgabe  beiliegenden  Entwurfs  wirklich  geschehe.  Es  steht 
nichts  im  Wege,  und  ist  auch  in  Fulda  nirgends  verboten,  dass 
solche  Dinge  von  dem  vornehmsten  Churfürsten  ad  partem  mit  dem 
Kaiser  verhandelt  werden,  zumal  da  in  dem  Entwurf  die  fragliche 
Ansicht  als  Ansicht  der  Churfürsten  nicht  ausdrücklich  bezeichnet 
wird.  Wenn,  wie  erwähnt,  die  pfälzische  Chur  in  Gefahr  kommen 
dürfte,  so  wird  der  Grund  davon  nicht  in  jener  Veröffentlichung, 
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sondern  in  der  Feindschaft  zu  suchen  sein,  die  ^sich  der  Churfürst 
durch  seine  Religion  und  den  Widerstand  gegen  die  Pläne  der 
Spanier  und  Alberts  bereitet  hat.  Um  so  mehr  muss  er  suchen, 
„mit  der  Kai.  Mt.  und  denjenigen,  so  zu  dero  partei  verstehen 
wollen,  ein  contrapeso  . . zu  machen.“  Ausserdem  erheischt  „das 
present issimum  periculum  des  reiehs“  die  Ernennung  des  Nach- 
folgers entweder  mit  oder  ohne  Zustimmung  des  Kaisers.  Zuerst  ist 
der  erste  Weg  zu  versuchen.  Das  Schreiben  der  Churfürsten  aber 
dürfte  dabei  das  verkehrte  Mittel  sein.  Das  bedachte  Anbringen 
wird  den  Churfürsten,  wenn  der  Kaiser  nicht  damit  übereinstimmt, 
wenigstens  darüber  aufklären,  dass  er  zu  anderweitigen  Mitteln 
zu  greifen  hat.  Jedenfalls  darf  man  nicht  feiern,  um  die  Gefahren, 
die  das  Reich  bedrohen,  abzuwenden.  — Datum  Lautteru  deu 
20.  Septembris  a.  1606. 

R e i 1 a g e.  — Entwurf  des  c h u r p f ä 1 z i s c h e n A n b r i n- 
gens  an  den  Kaiser.  Die  Gefahren,  die  von  Ungarn  drohen, 
sind  grösser  geworden,  ebenso  die  Ungelegenheiten  des  Reichs. 
Dem  Kaiser  ist  die  Regierung  schwer  geworden.  Spanien  und 
Papst  suchen  dem  Reich  einen  ihnen  dienlichen  Nachfolger  aufzu- 
dringen. Aus  dem  allem  möchte  der  Person  des  Kaisers  und  dem 
Reich  der  grösste  Nachtheil  entstehen.  Deshalb  hat  der  Churfürst 
seine  in  den  Jahren  1601  und  1603  dem  Kaiser  durch  den  Fürsten 
von  Anhalt  ausgesprochenen  Ansichten  geändert.  Beharrte  er  bei 
denselben,  so  würde  er  darin  ganz  allein  stehen;  er  würde  weder 
für  des  Kaisers  Sicherheit  noch  des  Reichs  Wol  sorgen,  auf  sich 
aber  den  nachtheiligen  Verdacht  laden,  dass  er  das  Interregnum 
suche.  — Der  Kaiser  möge  hierauf  seine  Meinung  dem  Churfürsten 
mittheilen,  der  sich  darauf  seiner  treuen  Zuneigung  zum  Kaiser 
gemäss  erweisen  wird. 1 

München  Staatsarchiv  5*7/1  f.  599.  Cop. 

1 Dies  Anbringen  wurde  von  verordneten  churpfälzischen  Rüthen 
berathen  und  mit  der  Einschränkung  gebilligt,  dass  man  den  Kaiser 
durch  Erwähnung  von  Gefahren,  die  ihm  drohten,  nicht  erschrecken 
dürfe,  noch  ihm  durch  die  Bemerkung,  der  Churfürst  werde  in  seinen 
1601  und  1603  ausgesprochenen  Ansichten  isolirt  dastehen,  den  Argwohn 
eines  zwischen  den  Churfürsten  gegen  ihn  vereinbarten  Planes  beibringen 
solle.  Man  möge  vielmehr  nur  Folgendes  vorstellen:  fremde  Mächte, 
besonders  der  Papst  und  Spanien,  bemühen  sich  sehr,  dem  Kaiser  einen 
ihnen  gefälligen  Nachfolger  zu  gehen.  Seien  nun  dem  Kaiser  derartige 
Pläne  zuwider,  wolle  er  die  East  der  Regierung  länger  tragen,  und  wolle 
er  mit  den'Churfürsten  über  die  Heilung  der  bösen  Zustände  in  Ungarn 
und  dem  Reich  berathen,  so  sei  Churptalz  damit  einverstanden  und  w'erde 
sich  bei  Andern  bemühen,  dass  sie  den  Kaiser  mit  Rath  und  That 
unterstützen.  (Gutachten  der  Käthe.  Oct.  2.  A.  a 0.  f.  604.)  In  dieser 
Form  ward  das  Anbringen  vom  Chf.  Pfalz  genehmigt,  (an  Anhalt.  Oct.  4. 
A a.  0.  f.  608.) 

4*26.  Friedrich  IV.,  Instruction  für  Fürst  Christian 
von  Anhalt  an  Chur  branden  bürg  und  Markgraf  Johann 
Sigismund,  von  Brandenburg,  an  Anspach,  Culmbach, 
Hesse  n - Cassel,  Anhalt-Dessau,  Nassau-Dillen  bürg.  1 

1.  Der  König  von  Frankreich  hat  dem  Fürsten  von  Anhalt, 
als  dieser  bei  ihm  war,  vorgeschlagen,  dass  alle,  oder  doch  so 
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426.  viele  evangelische  Stände,  als  dazu  zu  bewegen  seien,  einen  Bon«! 
schlicsscn  möchten.  Demgemäss  wird  Anhalt  dem  Churfürsten 
(Markgrafen  etc.)  vorstellen,  dass  der  Churfürst  es  für  dringend 
nöthig  halte,  diesen  Bund  sogleich  zu  beginnen,  er  wird  ferner 
den  auf  Befehl  des  Churfürsten  verfassten  Entwurf  einer  Acte  für 
die  vorläufige  Ausführung  desselben  vorlegen,  und  bemerken:  es 
könne  das  darin  Fehlende  später  hinzugefügt  werden,  zunächst 
möge  man  sich  über  das  Vorgelegte  resolviren.  Churpfalz  sei 
bereit,  neben  Andern  im  Jahr  1607  50  Monate,  in  den  folgenden 
je  10  zu  erlegen.  Etwaigen  Kinwändeu  wird  der  Fürst  begegnen 
durch  Ausführung  der  Nothwendigkeit  der  Union  und  der  guten 
Gelegenheit  zu  ihrer  Gründung,  indem  Frankreich  seinen  Beistand 
so  bereitwillig  anbiete,  wie  man  ihn  nicht  stets  finden  werde.  Fm 
den  Churfürsten  von  Brandenburg  und  seinen  Sohn  desto  eh  r zu 
gewinnen,  sind  ihm  die  guten  Erklärungen  des  Königs  auf  die 
Vorstellungen,  die  Anhalt  ihm  im  Namen  des  Churfürsten  von  der 
Pfalz  in  der  Jülicher  Sache  gemacht  hat,  mitzuthcilen.  Diesen 
Fürsten  ist  ferner  zu  rathen,  dass  sie  dem  König  eine  kurze 
Deduction  ihrer  Jülicher  Ansprüche  baldigst  zusenden,  „damit  i.  k. 
w.  üit  etwan  wider  durch  andere  ir  gemacht,  wie  albereit  fast 
geschehen  gewesen,  aber  wider  durch  i.  f.  g.  belfere  information 
richtig  gemacht  worden.41  Da  der  König  auch  darauf  gedrungen 
hat,  dass  ein  Vergleich  zwischen  Brandenburg  und  Neuburg  betrie- 
ben werde,  so  wird  der  Fürst  dein  Churfürstcn  und  dem  Markarafen 
einen  solchen  empfehlen  und  sie  fragen,  ob  und  wie  sie  sich  in 
denselben  einlassen  wollten.  Er  wird  ihnen  zugleich  darüber 
nachzudenken  geben,  dass  Neuburg  die  Administration  der  Jülicher 
Lande  aut  den  neuen  Grund  hin  verlange,  dass  Wolfgang  Wilhelm 
der  älteste  männliche  Descendent  sei  und  das  gesetzliche  Alter 
crlaugt  habe,  „welches  requisitum  sich  noch  . . bei  keinem  andern 
befündete.“  Da  es  sehr  gut  wäre,  wenn  man  Dänemark,  England, 
sowie  noch  mehrere  Fürsten  und  Städte  „drinnen  lants44  für  den 
Bund  gewänne,  so  ist  der  Churfürst  und  der  Markgraf  von  Bran- 
denburg zu  befragen,  ob  und  wie  dies  zu  erreichen  sei.  Jeglichen 
der  Fürsteu,  zu  denen  er  kommt,  wird  Anhalt  endlich  um  seine 
nunmehrige  Ansicht  hinsichtlich  des  „consilium  generale14  fragen, 
da  dessen  Ausführung,  besonders  wegen  der  damit  verbundenen 
jährlichen  zweimaligen  Zusammenkünfte  dem  Bunde  sehr  nützlich 
sein  würde.  2.  In  der  Successionssache,  die  man  nicht  ruhen  lassen 
darf,  möchte  der  Churfürst  aus  gewissen  dem  Fürsten  von  Anhalt 
bekannten  Gründen  erst  die  Ansichten  von  Chursachsen  undChur- 
brandenburg  über  das  vom  Coliegialtag  zu  Fulda  entworfene 
Schreiben,  und  ob  sie  dasselbe  annehmen,  erfahren,  ehe  er  sich 
selbst  darüber  erklärt  und  weiter  in  dieser  Angelegenheit  verfährt 
Der  Fürst  wird  daher  beim  Churfürsten  von  Brandenburg  mehr 
dessen  und  des  Churfürsten  von  Sachsen  Ansichten  zu  erfahren 
suchen,  als  die  des  Churfürsten  von  der  Pfalz  eutdeeken.  3.  Der 
Fürst  wird  bei  den  einzelnen  Fürsten  zu  erfahren  suchen,  was  sie 
hei  dem  künftigen  Reichstag  zu  contribuiren,  und  was  sie  hinsichtlich 
der  Restanten  zu  thun  gedenken.  Begehrt  Churbrandenburg  Auf- 
schluss über  die  Gedanken  des  Churfürsten  von  der  Pfalz,  so  kann 
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ihm  mitgetheilt  werden:  von  den  alten  Restanten  (100,000  fl.) 
sei  die  Hälfte  erlegt,  die  andre  Hälfte  müsste  bezahlt  werden, 
wenn  die  daran  geknüpften  Bedingungen  erfüllt  seien.  Was  er 
hinsichtlich  der  vom  letzten  Reichstag  herrührenden  Restanten, 
sowie  der  fernem  Contribution  erklären  werde,  darüber  sei 
er  noch  im  ungewissen.  Von  einer  Vergleichung  aller  oder  der 
meisten  evangelischen  Stände  vor  dem  Reichstag  über  die  Bewilli- 
gung und  deren  Bedingungen  werde  er  sich  nicht  absondern. 
Anhalt,  wird  den  einzelnen  Fürsten  Vorschlägen,  dass  die  Evan- 
gelischen statt  Geld  Volk  bewilligen,  für  dessen  Werbung,  Bezah- 
lung und  Bestellung  der  Befehlshaber  die  Stände  ein  Directorium 
ernennen.  Da  cs  ferner  der  churfürstlichen  Hoheit  zuwider  ist, 
dass  der  kaiserliche  Hof-  und  geheime  Rath  allein  über  Krieg  und 
Frieden  entscheidet,  so  ist  Churbrandenburg  nach  Mitteln  zu  fragen, 
wie  es  zu  erreichen  sei,  dass  die  Churfürsten  in  diesen  und  andern 
wichtigen  Angelegenheiten  des  Reichs  mehr  mitzureden  haben,  dass 
der  Hofrath  reformirt  werde,  und  auch  von  den  Churfürsten 
Ernannte  in  denselben  kommen.  — Datum  Lautern  . . . den 
23.  Septembris  a.  1606. 

München  Staatsarchiv  pf.  117/4  f.  82.  Cpl. 

1 Mit  dieser  Instruction  und  den  an  dieselbe  sich  anknüpfenden 
Verhandlungen  ist  zu  vergleichen:  Heinrich  IV.  an  Lgr.  Moritz.  Aug.  14. 
Lgr.  Moritz  an  Heinrich  IV.  Sept.  11.  Heinrich  IV.  an  Lgr.  Moritz. 
Oct  6.  Lgr.  Moritz  an  Heinrich  IV.  Nov.  7.  Heinrich  IV.  an  Lgr. 
Moritz.  Dec  23.  Lgr.  Moritz  an  Heinrich  IV.  1607  Jan.  21.  Heinrich  IV. 
an  l.gr.  Moritz.  1607  März  28.  Lgr.  Moritz  an  Heinrich  IV.  1607 
April  28.  (Rommel,  correspondance  S.  319  fg.) 

427.  Christian  Fürst  von  Anhalt  an  C h u r p f a 1 z.  (Z.  Th.) 

Der  Churfürst  möge  dem  Fürsten  gestatten,  an  Ducker  zu 
schreiben,  dass  ihm  der  König  von  Frankreich  gesagt  habe,  er 
sehe  Niemanden  lieber,  als  den  Erzherzog  Maximilian  zur  Nach- 
folge im  Reich  kommen.  1 Ferner  möge  der  Churfürst  die  bewussten 
Gegenobligationen  für  Hessen-Cassel  und  Anhalt-Dessau  ausfertigen. 2 
Die  Verbitterung  zwischen  den  Landgrafen  Ludwig  und  Moritz 
nimmt  mehr  und  mehr  zu,  und  dürfte  Neuburg,  hei  dem  ersterer 
sich  vornehmlich  Raths  zu  erholen  scheint,  dieselbe  befördern. 
„Sol  mir  aber  doch  nicht  wenig  zum  behelf  dienen,  landgraf  Moritz 
1.  zu  gemeinen  und  anitzo  vorstehenden  Sachen  desto  baß  zu  ge- 
winnen.“ — Datum  Darmstat  den  26.  Septemb.  a.  1606. 

München  Staatsarchiv  5471  f.  609  Eigcnh. 

1 Am  17.  Oct.  antwortet  der  Churfürst:  Fürst  Christian  möge  dieses 
Schreiben  selbst  besorgen.  (A  a.  0 f.  623.) 

* Eine  Randbemerkung  besagt,  dass  die  Ausfertigung  hierauf  erfolgt 
sei.  Vgl.  n 420. 

428.  Werbung  der  churb randenburgischen  Gesandten, 
Markgraf  Johann  Georg  und  Pruckmann,  hei  dem 

Markgrafen  Johann  Sigismund. 

Der  Churfürst  hatte  dem  Markgrafen  erlaubt,  sich  neben  Chur- 
pfalz in  einen  Vertrag  mit  den  Staaten  einzulassen.  Der  darauf 
von  Reidt  abgeschlossene  Vertrag  leidet  an  folgenden  Zweideutig- 
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keiten:  1.  Es  wird  in  demselben  nicht  bloss  der  Markgraf,  sondern 
auch  der  Churfürst  obligirt,  was  allerdings  von  den  churpfälzi- 
schen  Rüthen  gewünscht,  aber  gegen  des  Churfürsten  von  Branden- 
burg Willen  und  gegen  die  Instruction  der  brandenburgischen  Ge- 
sandten war.  2.  Die  Auszahlung  der  Subsidien  ist  ohne  Beding- 
ung, die  Hülfe  der  Staaten  aber  „mit  Vorbehalt  und  nach  wolstant 
der  provincien  . . versprochen.“  3.  Der  Vertrag  ist  auf  den  Tod 
des  Herzogs  von  Jülich  gerichtet;  aber  es  ist  nicht  gesagt,  ob  vor 
einer  Massregel  der  Staaten  „erst  die  weitere  specialresolution 
erholet  werden  solte,“  in  welchem  Falle  Brandenburgs  Nebenbuhler 
ihm  zuvorkommen  würden.  4.  Die  Preussische  Sache  ist  gar  nicht 
erwähnt,  obgleich  der  Churfürst  den  Verhandlungen  vornehmlich 
deshalb  zustimmte,  weil  er  hoffte,  die  zugesagte  Hülfe  im  Nothfall 
auch  für  diese  Sache  gebrauchen  zu  können.  5.  Ueber  die  Zahl 
der  Truppen,  die  Dauer  der  Hülfe,  Geschütz  u.  dgl.  ist  nichts 
bestimmt;  man  weiss  nicht  einmal,  ob  die  Staaten  das  Heer  allein 
aufstellen,  oder  bloss  Ilülfstruppen  zu  einem  von  Brandenburg  zn 
stellenden  Heer  stossen  lassen  werden.  — Ausserdem  haben  gegen- 
wärtig die  Staaten  mit  ihrer  eigenen  Vertheidigung  mehr  als  genug 
zu  thun.  Brandenburg  aber  hat  bei  der  gegenwärtigen  polnischen 
Unruhe  Geld  und  Leute  mehr  als  sonst  zusammenzuhalten.  Jeden- 
falls dürfte  der  ganze  Vertrag  wenig  helfen,  wenn  die  angeregtes 
Zweideutigkeiten  nicht  erklärt  werden.  Allein  am  besten  scheint 
es  bei  dem  Mangel  des  zu  zahlenden  Geldes,  dass  die  ganze  Sache 
aufgeschoben  werde.  Demgemäss  möge  der  Markgraf  die  aus  dem 
Vertrag  hervorgehenden  Bedenklichkeiten  dem  Churfürsten  von 
der  Pfalz  mittheilen  und  ihm  erklären : eine  Gesandtschaft  an  die 
Staaten  zur  Entscheidung  dieser  Bedenken  sei  gegenwärtig,  da 
ein  Theil  derjenigen,  welche  die  Staaten  zu  der  Verhandlung  de« 
Vertrags  verordnet  hatten,  im  Felde,  auch  vielleicht  der  General* 
rath  nicht  beisammen  sei,  unthunlich.  Aber  in  nächster  Zeit,  zu* 
mal  wenn  inzwischen  in  der  preussischen  Sache,  die  bei  den 
gegenwärtigen  polnischen  Unruhen  Brandenburg  zu  grosser  Vorsorge 
nöthige,  eine  Entscheidung  gefallen  sei,  wolle  der  Markgraf 
die  Gesandtschaft  an  die  Staaten  abfertigen,  um  die  Zweifel  lösen 
und  den  Vertrag  erneuern  zu  lassen.3  Der  Markgraf  möge  sich 
übrigens  auch  mit  dem  Churfürsten  darüber  vergleichen,  wie  weit 
die  ganze  Vertragssache  der  Herzogin  von  Preusseu,  die  man  nicht 
so  gar  übergehen  darf,  mitzutheilen  sei.  Dem  Rath  der  jüngst 
in  Berlin  gewesenen  Jülicher  Gesandten  gemäss  ist  endlich  der 
Churfürst  geneigt,  wenigstens  „pro  forma“  die  Jülicher  Sache  noch- 
mals durch  Gesandte  am  kaiserlichen  Hof  zu  sollicitiren  und  „über 
der  Union  mit  den  pfaltzgraffen  fordersambst  tractation  anstellen 
zu  laßen.“  — 0.  D. 

Berlin  XXXV  c.  30.  Cpt. 

429.  Markgraf  Johann  Sigismund,  Resolution  auf  das 
Anbringen  Pruckmanns  und  des  Markgrafen 

Johann  Georg. 

Auf  des  Churfürsten  von  Brandenburg  Bedenken  gegen  den 
Vertrag  mit  den  Staaten  ist  zu  erwiedern:  1.  Die  Obligation  ist 
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hauptsächlich  auf  Churpfalz  und  den  Markgrafen  Johann  Sigismund 
gestellt.  2.  Die  Staaten  verpflichten  sich  zu  einer  solchen  Truppen- 
üülfe,  welche  nöthig  und  ihnen  irgend  erschwinglich  ist.  3.  Die 
Hülfe  ist  zu  leisten,  nicht  nur  wenn  der  Herzog  stirbt,  sondern 
sobald  Jemand  die  gegenwärtigen  oder  künftigen  Rechtsansprüche 
von  Brandenburg  oder  Pfalz  anficht,  und  zwar  „eo  modo,  wie 
maus  inen  (den  Staaten)  bevehlen  wirt,  darin  man  unsers  teils 
noch  nicht  resolut,  wolten  geschweigen,  das  die  herren  Staden 
deswegen  etwas  können  in  specie  setzen  oder  Zusagen.“  4.  Da 
Wallenfels  dem  Reidt  schrieb,  die  preussische  Sache  sei  im  reinen, 
so  wollte  dieser  die  Staaten  für  die  geringe  Geldhülfe  nicht  noch 
mehr  verpflichten.  5.  Die  Grösse  der  Truppenhülfe  ist  dadurch 
bestimmt,  dass  sie  so  gross  sein  soll,  als  es  nöthig  und  den  Staa- 
ten möglich  ist.  Sie  soll  mit  Zubehör,  d.  h.  mit  Geschütz  u.  dgl. 
geleistet  werden  und  nicht  bloss  zur  Erlangung,  sondern  auch  zur 
ßeliauptung  des  Besitzes  dienen.  6.  Man  muss  seine  Pläne  nach 
den  gemeinen  Interessen,  nicht  nach  dem  augenblicklichen  Zustand 
der  Staaten  einrichten.  — Der  Markgraf  glaubt  kaum,  dass  Chur- 
pfalz auf  das  vom  Churfürsten  vorgeschlagene  Ansinnen  eingehen 
werde.  Der  ehrenvollste  Ausweg  wäre  der,  dass  man  den  zweiten 
Termin  vor  Ablauf  des  gegenwärtigen  Jahres  beschaffte  und  vor 
Auszahlung  desselben  „weittere  erleucliterung  der  capitulation“ 
bewirkte.  Ist  dies  aber  nicht  möglich,  so  möge  man  sich  einfach 
mit  dem  Unvermögen  bei  Churpfalz  und  den  Staaten  entschuldigen, 
kann  auch  ersterm  eine  Gesandtschaft  an  die  Staaten  vorschlagen, 
da  bei  wirklicher  Erlegung  des  zweiten  Termines  mehreres  in  dem 
Vertrag  erst  erklärt  werden  müsse.  Die  vom  Churfürsten  vor- 
geschlagene Mittheilung  an  die  Herzogin  von  Preussen  ist  nöthig; 
die  Gesandtschaft  an  den  Kaiser  wird  nichts  erreichen,  kann  aber 
nichts  schaden.  Doch  wäre  sie  mit  des  Churfürsten  von  der  Pfalz 
Vorwissen  (wegen  der  Vereinigung  mit  ihm)  und  besser  erst  beim 
nächsten  Reichstag  und  während  der  römischen  Königswahl  abzu- 
fertigen. Die  Zusammensetzung  mit  Neuburg  und  Zweibrücken 
wieder  zu  betreiben,  kann  dagegen  der  Markgraf  nicht  rathen. 

Das  Recht  Brandenburgs  würde  dadurch  nur  noch  zweifelhafter 
gemacht  werden.  Neuburg  und  Brandenburg  „versiren  in  extremis 
terminis;“  beide  beanspruchen  die  Jülicher  Lande  ganz,  ersterer 
führt  seinen  Anspruch  beim  Kaiser,  bei  Frankreich,  England,  Däne- 
mark, dem  Erzherzog  Albert  und  andern  aus.  Schliesslich  bemerkt 
der  Markgraf,  dass  in  der  Hauptsache,  um  die  es  sich  handelt, 
fast  Jeder  den  Reidt  angreift,  „und  viel  privataffecten  mit  unter- 
laufen.“ Da  derselbe  dies  nicht  verdient  hat,  so  möge  der  Chur- 
fürst ihn  schützen  und  ihn  für  seinen  Dienst  bewahren. 

Berlin.  XXXV  a.  5.  Orig. 

430.  Christian  Fürst  von  Anhalt  an  Landgraf  Moritz  Oct 

von  Hessen.  26 

Der  König  von  Frankreich  will  spätestens  Mitte  November 
die  Erklärungen  der  Fürsten  auf  Anhalts  Werbung  wissen.  Hört 
er,  dass  die  andern  sich  rund  erklärt  haben  — wie  der  Fürst 
dies  hinsichtlich  des  Hauses  Brandenburg  nicht  bezweifelt  — so 
Acten  des  30jihr.  Krieges  I.  34 
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dürfte  ihn  die  aufzügliche  Resolution  des  Landgrafen,  von  dem  er 
mehr  Eifer  als  irgend  einem  andern  erwartet,  befremden,  und  ihm, 
falls  er  zurückweichen  wollte,  den  schönsten  Vorwand  geben.  Der 
Landgraf  behauptet,  vermöge  feierlicher  Verträge  sich  ohne  Zu- 
stimmung seines  Hauses  zum  Eintritte  in  den  Bund  nicht  ent- 
schliessen  zu  können.  Aber  die  Verträge  sprechen  nur  von  nutz- 
losen, der  Religion  und  dem  öffentlichen  Wol  nachtheiligen  Bünd- 
nissen, und  des  Landgrafen  Vater  schloss  einen  Bund  mit  Cbnr- 
sachsen  und  Pfalzgraf  Johann  Casimir  ohne  Wissen  seiner  Brüder. 
Im  schlimmsten  Falle  hat  der  Landgraf  ja  auch  nur  den  Beistand 
seiner  Vettern,  den  er  ohnehin  gegenwärtig  nicht  erwarten  kann, 
zu  verscherzen.  Die  entschiedene  Erklärung,  dass  er  dem  Bunde 
beitreten  wolle,  würde  dem  Landgrafen  sehr  vortheilhaft  sein,  und 
erwartet  der  Fürst  seine  Antwort  bis  zum  6.  November,  da  er 
dann  seine  Relation  an  Churpfalz  senden  wird.  Gegenwärtig  dar: 
man  die  Union  nicht  „confondre  avec  le  faict  des  Estats“  denn 
dies  würde  sie  ersticken,  bevor  sie  geboren  wäre.  Dagegen,  „si 
la  prejudiciable  pacification  et  deposition  des  armes  des  mrs.  le« 
Estats  pourra  estre  empeschö  de  nous  par  quelque  petite  assistaucc 
extraordinaire,  (nous)  debvons  plustost  y employer  le  verd  et  sec. 
que  de  sursoir.  Et  sachant  vous  faire  en  cela  chose  aggreahl?. 
je  vous  manderay  Dleu  aydant  apres  mon  retour  de  Berlin  mot 
opinion  plus  particuliere.“  Die  eifrigsten  Dienste  des  Fürster. 
stehen  dem  Landgrafen  hinsichtlich  seines  Streites  mit  Braun- 
schweig  und  Darmstadt  zu  Gebote. 1 — A Dessa  ce  16.  d’Octobre  1606. 

» Ca  sscl  Regicrungsarchiv.  Kv.  Unionshandlungen  d.  a.  1604—10.  Angefiikr*' 
Bommel  Vli  S.  290.  Eigenh. 

1 Des  Landgrafen  Antwort  auf  dies  Schreiben  (5.  Nov.)  ist  gedruckt 
bei  Rommel  VII  S.  505. 

Oct.  431.  Christian  Fürst  von  Anhalt  an  Churpfalz. 

27 

Der  Fürst  fand  in  Dillenburg  den  Grafen  Johann  d.  ä.  so 
unpässlich  und  „voraltert,“  dass  er  über  die  ihm  vom  Churfürstcc 
anbefohlenen  Sachen  bloss  mit  dessen  beiden  Söhnen  Johann  un<i 
Georg  verhandeln  konnte,  die  sich  zu  allem  Guten  erboteu,  ihren: 
Vater  aber  nicht  vorgreifen  durften.  Landgraf  Moritz  erwiederte 
dem  Fürsten  auf  sein  Anbringen : er  hoffe , „das  mit  Zuziehung 
k.  w.  zu  Franckreich  viel  guts  geschehen  konte.  Da  gleich  wegen 
des  abfals  von  der  religion  an  dem  konig  zu  zweiffeln,  solle  ime 
doch  propter  singulärem  prudentiam  wol  zu  trauen  sein.“  Br 
wolle  die  Unionsacte  lesen,  meine  aber,  „es  wurde  das  iutent  de 
successione  Romanorum  (regis)  notwendig  mit  hierzu  gezogen 
werden  müssen.“  Am  folgenden  Tag  erklärte  der  Landgraf:  die 
Bestimmungen  der  Unionsacte  seien  so  allgemein,  dass  sie  „leicht 
auf  andere  extraordinari  fei  extendiret  werden  konte,  nlB  auf  Preußi- 
sche, Julische  und  dergleichen  Sachen.  Derhalben  sich  wol  für 
Zusehen , damit  nichts  zweiffelhaftiges  drinnen  gelassen  werde.*4 
Die  Stände  sollten  ferner  keine  Räthe  zu  diesen  Sachen  ziehen. 
Einzelnes  wäre  noch  in  der  Acte  zu  bestimmen,  z.  B.  die  Directioc 
in  Kriegs-  und  Friedenszeiten.  Da  er  sich  vermöge  des  Erb- 
vertrags nicht  ohne  Vorwissen  seiner  Vettern  resolviren  dürfe,  so 
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müsse  er  damit  so  lange  warten,  bis  er  den  Landgrafen  Ludwig 
. zum  Miteintritt  in  den  Bund,  oder  doch  zur  Zustimmung  zu  seinem 
Eintritt  bewogen  habe.  Zu  einer  andern  Erklärung  suchte  Anhalt 
den  Landgrafen  vergeblich  zu  bewegen;  derselbe  schloss  damit, 
dass  er  sich  hoffentlich  bald  zum  besten  erklären  werde.  — Johann 
Georg,  Fürst  von  Anhalt,  konnte  sich  auf  des  Fürsten  Werbung 
ohne  die,  übrigens  nicht  zweifelhafte,  Zustimmung  der  sämmtlichen 
Gebrüder  nicht  resolviren.  Da  deren  Zusammenkunft  erst  in  zehn 
Tagen  statttinden  kann,  so  wird  der  Fürst  am  folgenden  Tag  zu- 
nächst zum  Churfürsten  von  Brandenburg  reisen.  — Datum  Dessau 
den  17.  Octob.  a.  1606. 

München  Staatsarchiv  pf.  117  4 f.  70.  Eigenh. 

432.  Würtemberg  an  Churpfalz.  Oct. 

28 

Beantwortend  das  Schreiben  des  Churfürsten  vom  18.  Sep- 
tember und  die  dem  Buwinkhausen  gemachten  Eröffnungen, 1 
erklärt  der  Herzog,  dass  ihm  aus  besondern  Gründen,  die  Buwink- 
hausen dem  Churfürsten  einigermassen  angedeutet,  viel  daran  liege, 
dass  der  Herzog  von  Neuburg  („dessen  1.  auch  ir  k.  w. , wie  wir 
nacbrichtung  erlangt,  wol  gewogen“)  gleich  zu  Anfang  in  den 
Bund  komme.  Der  Churfürst  möge  ihm  daher  zugeben,  dass  er, 
scheinbar  auf  eigene  Hand,  mit  Neuburg  darüber  verhandle.  Wenn 
letzterer  dann  mit  seiner  Zustimmung  zögert,  so  soll  dessen- 
ungeachtet die  zwischen  Pfalz  und  Würtemberg  begonnene  Ver- 
handlung fortgesetzt  werden.  Es  wäre  nach  Durchsicht  der  Acten 
der  im  Jahre  1601  zwischen  dem  Churfürsten  und  dem  Herzoge 
verhandelten  Einung  dahin  zu  sehen,  „wie  es  sich  nach  gelcgen- 
heit  itziger  von  i.  k.  w.  herrürender  handlung  fueglich  schicken, 
und  man  sich  mit  einander  ...  zu  vergleichen  haben  würde.“ 

Für’s  erste  möge  der  Churfürst  dem  Herzoge  Zeit  und  Ort  für  die 
Vergleichshandlung  über  ihre  beiderseitigen  Irrungen  bestimmen. 

Ohne  einen  solchen  Vergleich  „kan  es  kein  trewliche  union  geben.“ 

— Datum  Stutgart  den  18.  Octobris  a.  1606. 

München  Staatsarchiv  pf.  117/4  f.  72.  Orig. 

1 Am  18.  Sept.  schrieb  Churpfalz  an  Würtemberg:  mit  dem  auf  sein 
(des  Churfürsten)  Ersuchen  vom  Herzog  abgefertigten  Buwinkhausen  sei 
;,auP  der  negsthin  angedeuteten  Sachen  vertrautte  communication“  ge- 
pflogen. Der  Herzog  möge  dem  Cburfürsten  seine  Resolution  baldigst 
und  zwar  durch  Buwinkhausen  selbst,  „dardurch  dan  der  k.  w.  in  Franck- 
reich  umb  so  viel  mer  wegen  der  Zuneigung,  so  sie  zu  im  seiner  bekan- 
ten  dexteritet  wegen  in  dergleichen  handlungen  haben,  gefallens  be- 
gehen würt,  onbeschwert  zukommen  lassen.“  (a.  a.  0.  f.  87.) 

433.  Christian  Fürst  von  Anhalt  an  Churpfalz.  Nov. 

Am  30.  October  Audienz  bei  dem  Churfürsten  von  Branden-  4 
bürg  im  Beisein  (obgleich  die  Audienz  eine  „enge“  sein  sollte)  der 
drei  ältesten  Söhne  des  Churfürsten,  der  churfürstlichen  Räthe: 

Graf  Schlieben,  Kanzler  Löben,  v.  Wallenfels,  Pruckmann,  Pisto- 
rius,  der  Räthe  Johann  Sigismunds:  v.  Putlitz  und  Secretär  Reichart. 

Anhalt  richtete  zunächst  seinen  Auftrag  hinsichtlich  der  Union 
und  der  Jülicher  Sachen  aus.  Darauf  liess  der  Churfürst  den 
ganzen  Tag  Rath  halten.  Am  31.  Audienz  beim  Churfürsten  im 

34* 
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433,  Beisein  von  Löben  und  Wallenfels,  in  welcher  Anhalt  den  übrigen 
Theil  seines  Auftrages  verrichtete.  Der  Churfftrst  liess  erwidern: 
1.  Hinsichtlich  der  Union  könne  er  sich  nicht,  wie  er  wünsche, 
sofort  erklären;  denn  seine  Lage  sei  gegenwärtig  eine  sehr  schwie- 
rige; er  müsse  die  preussische  Sache  jetzt  ein  für  alle  Mal  zu 
Ende  führen,  wobei  ihm  denn  kaum  erschwingliche  Ausgaben  Zu- 
wachsen; auch  müsse  er  vorher  die  frühem  Unionsacten  durch- 
sehen lassen.  Doch  wolle  er  seine  Erklärung  möglichst  beschleu- 
nigen. 2.  Hinsichtlich  der  Jülicher  Sache  habe  er  geglaubt,  dass 
Churpfalz  gegen  eine  gütliche  Verhandlung  mit  Neuburg  sei.  Er 
sei  derselben  nicht  abgeneigt,  könne  sie  aber  nur  mit  Zuthuu  der 
Herzogin  von  Preussen  unternehmen.  3.  Bezüglich  des  in  Fulda 
entworfenen  Schreibens  habe  Churpfalz  schon  eine  Yorautwort 
bekommen.  4.  Der  Restanten  wegen  — der  Kaiser  verlange  von 
ihm  etliche  Tonnen  Goldes  — habe  er  sich  mit  dem  Kaiser  noch 
nicht  verglichen.  Die  Uebertragung  der  Geld-  in  eine  Yolkhülfe 
sei  ihm  recht.  Uebrigens  habe  er  über  Reichstag  und  Contribution 
noch  wenig  naehdeuken  können.  Anhalt  erwiederte  hinsichtlich 
des  1.  Tunctes:  Churpfalz  erwarte  nicht,  dass  der  Churfürst  durch 
eine  so  verzögernde  Erwiederung,  wie  er  siegegeben,  die  Gelegen- 
heit aus  der  Hand  geben  möchte.  Er  bat  ihn  sodann  vergebt 
um  eine  weitere  Erklärung,  indem  er  ausführte,  wie  Spanien  dk 
deutsche  Libertät,  die  seiner  Herrschaft  im  Wege  stehe,  zu  unter 
drücken  suche,  wie  günstig  die  Lage  dieser  Macht  gegenwärtig, 
besonders  ihrer  Erbfolge  in  den  Niederlanden  wegen  sei,  welchf 
Vortheile  aus  dem  gleichen  Ziele  Frankreichs  und  der  evangelischen 
Stände  für  letztere  erwachsen,  welche  Nachtheile,  wrenn  sie  die 
gebetene  Gelegenheit  ausschlagen.  Der  Churfürst  bemerkte,  de® 
Vorschlag  an  sich  sei  er  gar  nicht  abgeneigt.  Darauf  bat  ihn  der 
Fürst,  er  möge  wenigstens  den  Zeitpunct  seiner  Resolutioi 
bestimmen.  Doch  der  Churfürst  liess  nur  versichern,  dass  er  sich 
diese  Sache  ernstlich  angelegen  sein  lassen  und  erforschen  wolle,  ob 
Dänemark  sich  zu  dem  Bunde  verstehen  werde.  Die  Hauptgründe 
dieser  Zögerung  mögen  sein:  die  preussische  Sache,  grosser  Geld- 
mangel, grosse  Rücksicht  auf  den  kaiserlichen  Hof  und  die 
zu  gar  grosse  correspondentz  mit  Dennemark.“  Vielleicht  will 
der  Ckurfürst  sich  ohne  des  letztem  Rath  nicht  erklären.  Auch 
finden  sich  zwischen  dem  Churfürsten,  dem  Markgrafen  Johann 
Sigismund  und  den  Räthen  Meinungsverschiedenheiten.  — Nach 
Anhalts  Ansicht  sollte  nun  Churpfalz  trotz  dieser  unerwarteten 
Zögerung  des  Churfürsten  von  Brandenburg  seinen  Beitrag  zu  der 
zu  deponirenden  Summe  bereit  halten  und  Würtemberg  und  Hessen, 
wenn  sie  sich  für  die  Union  erklären,  zu  demselben  bewegen 
Man  könnte  auch  wol  mit  den  Reichsstädten,  besonders  Nürnberg, 
verhandeln,  zunächst  jedoch  „von  weitem  und  unvormerckter  ding  “ 
Betreffend  dasjenige,  was  Churpfalz  bei  Frankreich  anzubringe« 
hat,  so  dürfte  ein  Gesandter,  der  Churbrandenburgs  Resolution 
berichtete,  bei  dem  König,  der  „sich  viel  eines  gewissem  ror 
sehen ,“  nicht  sehr  willkommen  sein.  Uebrigens  hat  der  Fflr>* 
einige  Gedanken,  wie  der  Gesandte  zu  instruiren  sei,  verzeichnet, 
die  erbeiliegend  übersendet.  — DatumZerbstden25.  Octobrisa.  16<a>. 
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Beilage.  — Gutachten  des  Fürsten  Christian  von 
Au  halt.  Der  Fürst  schlägt  vor,  was  bei  Frankreich  anzubringen 
sei:  1.  Hinsichtlich  der  Union  erkläre  man  dem  König  die  Unions- 
acte, berichte  ihm,  wie  der  Churfürst  von  der  Pfalz,  und  wie  auf 
dessen  Bemühungen  die  Andern  sich  erklärt  haben,  dass  der  Chur- 
fürst meine,  man  solle  die  Verhandlungen  fortsetzen,  und  dass  er 
sich  „jederzeit  gefast  halten  wolle.“  Man  erkläre,  wie  der  König 
die  Sache  bei  Würteinberg,  Hessen,  Brandenburg  ungesäumt  beför- 
dern solle,  und  suche  es  zu  erwirken,  dass  er  eine  der  von  den 
übrigen  Verbündeten  deponirten  gleiche  Summe  (statt  2 3)  erlege 
und  es  ebenso  mit  den  jährlichen  Zuschüssen  halte.  Man  sage 
ihm,  wenn  er  sich  zu  solchen  Leistungen  schriftlich  erkläre,  so 
werde  das  weitere  Verzögerungen  hindern.  Man  frage  ihn,  wo  er 
sein  Geld  niederlegen  wolle,  ob  ferner  nicht  er  und  die  interes- 
sirten  Fürsten  insgemein  England  zum  Beitritt  zu  dem  Bund 
bewegen  sollen.  2.  Hinsichtlich  der  von  Anhalt  vermöge  seiner 
Instruction  mit  dem  König  verhandelten  vier  Puncte  suche  man 
a)  zu  vernehmen,  wen  der  Papst  als  Nachfolger  des  Kaisers 
wünsche,  b)  „eine  stet  werende  correspondeutz  von  Constantinopel 
anzorichten,“  damit  man  sehe,  wie  diese  Nachrichten  mit  den  von 
Uestreich  ausgesprengten  stimmen,  c)  in  des  Churfürsten  Testament- 
sache suche  man  „etwas  schriftliches  zu  erlangen.“  d)  Man  berichte, 
wie  in  der  Jülieher  Sache  Brandenburg  „sich  zur  gutligkeit  erbot- 
teu,“  und  benutze  diesen  Punct,  um  die  Unionsaugelegenheit  zu 
fördern.  3.  Um  zu  erfahren,  wessen  man  sich  in  den  Niederlanden 
hinsichtlich  des  Friedens  oder  sonst  zu  versehen  hat,  müsste  der 
Churfürst  schon  allein  einen  Gesandten  schicken,  da  hier  sein  und 
das  allgemeine  Interesse  betroffen  ist.  4.  Der  Fürst  hofft,  dass 
die  churpfälzische  Schuldsache  in  bessern  Gang  zu  bringen  sei. 

Mönchen  Staatsarchiv  pf.  117/4  f.  64.  Eigcnh. 
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^$4.  Christian  Fürst  von  Anhalt  an  Churpfalz. 

Auf  des  Churfürsten  Befehl  stattet  der  Fürst  folgendes  Gut- 
achten ab : das  in  Fulda  bezüglich  der  Succession  bedachte  Schrei- 
ben au  den  Kaiser1  ist  vom  Churfürsten  nicht  zu  vollziehen, 
benn,  wie  schon  früher  in  Berathung  desselben  erwähnt  wurde, 
"ird  der  Kaiser  darin  zu  stark  gelobt  und  der  churfürstlichen 
Befugniss  präjudicirt,  und  vor  allem  dürfte  es  das  Gegentheil  von 
dem  bewirken,  was  es  bewirken  soll.  Letztere  Besorgniss  möge 
nun  der  Churfürst  den  Churfürsten  von  Sachsen  und  Brandenburg  in 
seinem  Bedenken  an  dieselben  eröffnen  und  vorschlagen,  dass  am 
vorstehenden  Reichstag  die  vertrautesten  Käthe  der  Churfürsten 
sich  über  ein  dem  Kaiser  mündlich  vorzutragendes  Anbringen 
vergleichen:  ein  mündliches  Anbringen  habe  den  Vorzug,  dass 
man  nach  Bedürfniss  erwiedern  und  die  Sachen  mildern  könne. 
Inzwischen  wird  der  Fürst,  sobald  er  nach  Arnberg  kommt,  die 
bewusste  Person  an  den  Kaiser  schicken  (Ende  November),  und 
‘iann  der  Churfürst  nach  des  Kaisers  Erklärung  auf  deren  An- 
bringen sich  weiter  richten  können.  — Datum  Dessau  den  26.  Octo- 
bris  1606. 

München  Staatsarchiv  547/1  f.  640.  Eigenh. 
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i Vgl.  n.  422.  Dies  Schreiben  nebst  den  zwei  andern  im  Foldaer 
Abschied  (n.  42!)  genannten  wurden  in  der  Mainzer  Kanzlei  ausgrfeniso. 
von  Churcöln  und  Churtrier  unterschrieben  und  dann  zur  Unterzeich- 
nung an  Churpfalz  gesandt.  Chf.  Friedrich  (desgleichen  die  Cbf.  tob 
Sachsen  und  Brandenburg)  Unterzeichnete  die  beiden  letztem  Schreiben, 
hinsichtlich  des  erstem  aber  erklärte  er,  dasselbe  sei  auf  Ratification 
der  Churfürsten  gestellt,  und  da  diese  noch  nicht  ertheilt  sei,  könne  eT 
sich  nicht  sofort  zur  Unterschrift  entschliessen.  (Gutachten  cburpfalzi- 
scher  Käthe.  Oct.  14  M.  547/1  f.  615.  Churmatnz  an  Churpfalz.  Oct  19 
A.  a.  0 f.  642.)  Einige  Tage  vorher,  am  30.  Sept.,  hatte  Churpfalx  dH 
Chf.  von  Sachsen  und  Brandenburg  um  ein  Gutachten  über  dies  Schrei- 
ben gebeten,  mit  der  Bemerkung,  er  werde  ihnen  sein  Bedenken  nach 
Empfang  des  ihrigen  mittheilen  und  erst,  wenn  sie  darauf  abermals  ge- 
antwortet hätten  , sich  hinsichtlich  des  Schreibens  entschliessen  (f.  I 
Chursachsen  erwiederte  darauf  am  10.,  Churbrandenburg  am  18.0a, 
sie  möchten  dem  Chf.  Pfalz  als  dem  vornehmem  mit  ihrem  Gutachter 
nicht  vorgreifen,  (f.  611,  628.) 

Nov.  435.  Joachim  Friedrich  Churfürst  von  Brandenborg 
17  Instruction  für  den  Kammergerichtsrath  Dr.  Peter 

Müller  an  die  Herzogin  von  Preussen.  1 (z.  Th.) 

Als  die  Relation  des  Herrn  von  Reidt  über  das  Bftmluiv 
zwischen  Churpfalz,  Churbrandenburg  und  den  Staaten,  sowie  der 
„haubtcontract“  selbst  berathen  ward,  erhoben  des  ChurfOrsten 
Kanzler  und  geheime  Räthe  verschiedene  Bedenken  dagegen.  Ihr 
Gutachten,  Reidt’s  Replik,  die  Duplik  der  Räthe,  das  Anbringen 
an  Johann  Sigismund  und  dessen  Resolution  (n.  428,  429)  liegen 
bei.  Nun  haben  ferner  die  Jülicher  Räthe  an  „ire  vortrauete  Unter- 
redung mit  der  hern  pfaltzgrafen  und  des  von  Burgau  11.  erinnert.“ 
Der  König  von  Frankreich  ist  durch  die  Pfalzgrafen , „so  weit 
proeoccupirt , äls  weren  i.  11.  viel  beßer  uf  zutragendc  faelle  fw;* 
diret.  Und  ob  man  wol  solche  opinion  i.  k.  w.  meren  teil  benom- 
men, so  weren  doch  dieselbe  der  meinung,  es  were  am  besten.  \ 
guetiiehe  vorgleichung  zu  treffen.“  Auch  am  lothringischen  Hot 
soll  der  Herzog  von  Neuburg  allerlei  practiciren,  und  er  dürfte, 
„solte  man  ad  extrema  kommen,“  nicht  nur  am  kaiserlichen  Hof? 
Schutz  suchen,  sondern  sich  wol  gar  „an  die  Hispanischen  hencken."  I 
Dahingegen  dürften  die  Staaten,  wenn  ihr  Zustand  sich  nicht 
bessert,  Brandenburg  wenig  helfen  können.  Auf  den  Vertrag  mit 
ihnen  kann  man  sich  „onc  fernere  crleutterung“  nicht  durchau- 
verlassen.  — Demgemäss  möge  die  Herzogin  ihr  Gutachten  gehen 
„sowol  uf  die  Stadische  handlung,  alß  die  guetiiehe  tractation.“ 
und  zwar  in  Betreff  der  letztem:  was  „uf  der  Jülischen  gesauten 
anbringen  wegen  guetlichcr  handlung  in  puncto  praeoceupationis, 
wie  sie  cs  nennen,  zu  antworten,“  und  ferner,  wie  Neuburgs  Au* 
und  Absichten  hinsichtlich  einer  gütlichen  Handlung  zu  erfahren 
seien.  Letzteres  geschähe  vielleicht  am  besten  durch  directe  An- 
frage von  Dänemark  oder  Frankreich.  — Geben  Marienwalde  den 
7.  Novembris  606. 

Berlin  XXXIV  155  a.  Cpt. 

1 Die  Abfertigung  dieser  Gesandtschaft  wurde  von  den  Rathen  de< 
Chf.  Brandenburg  und  des  Mgr.  Joh.  Sigismund  in  gemeinschaftliches 
Conferenzen  für  nöthig  erachtet.  Der  Churfürst  sandte  die  Instruction 
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dem  Markgrafen  vorher  zu,  damit  er  etwaige  Erinnerungen  dazu  vor- 
bringe. (an  Job.  Sigismund.  Nov.  13.  A.  a.  0.) 

436.  Friedrich  IV.  an  Fürst  Christian  von  Anhalt. 

Der  Churfürst  hält,  nachdem  er  weiter  nachgedacht,  „sonder- 
lich aber  bcdrachtet,  warumb  es  der  k.  w.  in  F(rankreich)  zu 
thuu,“  für  gut,  dass  die  Gesandtschaft  nach  Frankreich  bis  zum 
Februar  verschoben  werde.  Denn  die  Staaten,  deren  Heer  noch 
im  Feld  dem  Feind  gegenüber  steht,  dürften  auch  mit  der  Abord- 
nung nach  Frankreich  warten,  bis  weitere  Entscheidungen  gefallen 
sind.  Ferner  hält  der  Churfürst  es  für  nöthig,  ,,das  unionwerck 
und  die  Statisch  assistentz  dergestalt  neben  einander  zu  treiben, 
damit  keins  mit  dem  andern  vermengt,  noch  eins  dem  andern  zu- 
wider lauffe.“  Schwerlich  würde  sich  sonst  einer  von  den  Corre- 
spondirenden  zur  Union  verstehen.  Jene  Vermischung  müsste  aber 
erfolgen,  wenn  des  Churfürsten  Gesandtschaft  gegenwärtig  abginge. 
„So  sehen  wir  auch  nit,  waß  wir  sowol  in  unserm,  alß  auch  an- 
derer namen  nach  itzig  gestalten  Sachen  zu  ermelter  vorhabender 
tractation  und  communication  mit  den  Staten  reden  lassen  könten, 
all*  wol  etwan  die  notturft  erfordert  und  des  konigs  iutention 
und  unlangsten  besehehenen  außtrticklichen  andeuten  genieß  sein 
möcht.  Solte  dan  unser  gesauter  zu  dem  puncten,  darum  es  der 
k.  w.  zu  thun,  nichts  sagen...,  möchte  es  allerhant  ungclcgcn- 
beit  und  auch  wol  Verkleinerung  verursachen.“  Damit  inzwischen 
seine  Schuldangelegenheit1  bei  dem  König  befördert  werde,  hat 
der  Churfürst  an  Bouillon  schreiben  lassen  und  zugleich  berichten 
lassen,  wie  das  „successionswerck  noch  zur  zeit  gleichsam  ruhe.“ 
— Datum  Heidelberg  den  8.  Novemb,  a.  1606. 

München  Staatsarchiv  pf.  117/4  f.  54.  dpt. 

l Auf  diese  scheint  sich  Heinrichs  IV.  Brief  an  Churpfalz  vom  7.  Dec. 
{Lettres  miss.  VII.  S.  41)  zu  beziehen. 

437.  Werbung  Br ederodes  bei  dem  Churfürsten  von 

der  Pfalz. 1 

Dank  der  Staaten  für  die  jüngst  vom  Churfürsten  erlegten 
Subsidien.  Die  Staaten  und  das  ganze  Volk  sind  fest  entschlossen, 
keinen  dem  gemeinen  Besten  und  der  gemeinen  Freiheit  im  gering- 
sten uachtheiligen  Vertrag  mit  den  Spaniern  zu  schliessen.  Um 
sie  zu  unterjochen , hat  Spanien  sich  mit  Königen  und  Fürsten 
verbündet,  hat  den  Niederlanden  den  Verkehr  mit  den  unter 
spanischer  Herrschaft  stehenden  Ländern,  den  benachbarten  aber, 
selbst  den  evangelischen  Mächten  den  Zwischenhandel  zwischen 
beiden  gesperrt.  Ferner  sucht  Spanien  den  Staaten  ihre  Einkünfte 
zu  kürzen.  Denn  seine  Soldaten  werden  durch  Nichtbezahlcn  des 
Soldes  zu  Meutereien  gezwungen , „par  lesquels  artifices  les  con- 
tributions  ordinaires  des  pals  voisins  se  trouveut  grandement  affoi- 
blis.“  Durch  diese  und  ähnliche  Mittel  sind  die  Staaten  in  die 
blosse  Defensive  gedrängt;  und  auch  für  diese  reichen  ihre  Mittel 
nicht  aus.  (Zum  Beweis  des  letzten  Satzes  Darstellung  der  Kriegs- 
begebenheiten von  1605  und  1606.)  Unter  den  fremden  Mächten 
unterstützt  Frankreich  die  Staaten  mit  Geld,  während  England 
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ihnen  wol  will,  aber  nicht  hilft.  Der  Kaiser,  die  östreichischcn 
Erzherzoge,  die  meisten  Churfürsten  und  etliche  Fürsten  und 
Stände  möchten  einen  Frieden  in  den  Niederlanden  vermitteln, 
der  — was  sie  nicht  einsehen,  Brederode  aber  in  einer  Schrift, 
die  er  zu  übergeben  bereit  ist,  nachgewiesen  hat  — sie  und  die 
Staaten  verderben  würde.  Die  evangelischen  Fürsten  ändern 
ihren  alten  Standpunct  gegenüber  den  niederländischen  Sachen 
nicht  zum  bessern.  Finden  nun  die  Staaten  bei  den  fremden 
Mächten  keine  bessere  Unterstützung,  so  ist  zu  fürchten,  da« 
Spanien  mit  seinen  Verbündeten  sie  zu  einem  betrügerischen  uud 
gemeinverderblichen  Frieden  dränge.-  Der  Churfürst  möge  sich 
nun  hinsichtlich  des  von  ihm  gewünschten  Beistandes  auf  Grund 
beiliegenden  Memorials  entscliliessen.  Er  möge  seinen  Rath  geben, 
ob  man  vor  oder  während  des  nächsten  Reichstages  den  Fürsten 
eine  jüngst  verfasste  Apologie  der  Staaten  gegen  die  bei  den  letz- 
ten Reichstagen  gegen  sie  verbreiteten  Verläumdungen  der  Spanier 
mittheilen  solle;  ferner,  welche  Stände  der  staatische  Gesandte 
mit  Aussicht  auf  Bewilligung  von  Subsidien  — die  der  Churfürst 
nach  Kräften  befördern  möge  — besuchen  solle.  Der  Cburfür.'t 
möge  sich  auch  beim  nächsten  Reichstag  die  Sache  der  Staafcc 
angelegen  sein  lassen.  Im  Aufträge  des  Raths  von  Emden  endlicfe 
übergibt  Brederode  Acten  zur  Rechtfertigung  des  Verfahrens  des 
Raths  gegen  den  Grafen  von  Ostfriesland  und  bittet  den  Churfürsten. 
die  Sache  des  Rathes  sich  anempfohlen  sein  zu  lassen.  — 0.  D.* 

Beilage.  — Brederodes  Memorial.  (Ausführung  des 
gemeinsamen  Interesses  der  Reichsstände  und  der  Staaten  gegen 
die  Spanier,  welche  ihre  und  des  Papstes  Tyrannei  über  die  ganze 
Welt  auszubreiten  streben.)  Die  Staaten  glauben  den  Spaniern 
widerstehen  zu  können,  wenn  die  Stände  ihnen  ein  „camp  volan!1’ 
von  etwa  2000  Mann  zu  Pferd  und  6000  zu  Fuss  auf  sechs  Mo- 
nate unterhalten.  Die  Soldaten  wären  im  Namen  der  Staaten, 
denen  das  zu  dem  Zweck  zusammengeschossene  Geld  zu  übergeben 
wäre,  in  Deutschland  zu  werben  und  deutschen  Befehlshabern  zu 
untergeben. 

MOnchen  Staatsarchiv  323/3  f.  t,  21  Orig. 

1 lieber  die  damaligen  Bemühungen  Brederodes  im  allgemeinen 
vgl.  sein  Schreiben  an  Stöver.  1607  Jan.  (Green  v.  Pr.  archives  II  2 S.  37t>.) 

2 Auf  Brederodes  Creditif  (a.  a.  0.  f.  7)  ist  bemerkt:  pnes  12. 
Nov.  a.  606. 

^ 0 v-  438.  Christian  Fürst  von  Anhalt  an  Churpfalz. 

30  y 

Der  Churfürst  hat  in  seinem  Schreiben  vom  18.  erklärt,  wes- 
halb die  Gesandtschaft  nach  Frankreich  bis  nächsten  Februar 
(a.  St.)  aufzuschieben  sei,  und  des  Fürsten  Gutachten  über  Wörtern* 
bergs  letztes  Antwortschreiben  begehrt.  In  diesem  besteht  der 
Herzog  „auf  communication  stracks  von  anfang  mit  pfalzgraf 
Philips  Ludwigs  1.“  und  auf  Ausgleichung  seiner  (des  Herzogs) 
Irrungen  mit  dem  Churfürsten.  Das  erste  kann  der  Churfürst  ohne 
vorherige  Communication  mit  Frankreich  schwerlich  zugeber,. 
Denn  dem  König  liegt  sehr  viel  daran,  dass  die  „tractation“  nicht 
gleich  am  Anfänge  auskomme.  Neuburg  hat  sich  aber  bei  ihm 
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verdächtig  gemacht  durch  die  „ein  zeit  hcro  zu  Brussel  vor- 
gehabte  handlungen,“  und  dürfte  man  dem  Pfalzgrafen  gegenüber 
„unzeitige  evulgationes“  befahren.  Der  Fürst  räth  also,  der  Chur- 
först  solle  diese  Sache  dem  Herzog  von  Bouillon  mittheilen,  damit 
er  sic  an  den  gehörigen  Orten  vorbringe , und  dann  zugleich  den 
Rath  geben,  dass  man  von  Seiten  Frankreichs  den  Herzog  von 
Wflrtcmberg  etwas  dringender  zu  einer  günstigen  Erklärung  in 
der  Hauptsache  treibe  und  ihn  ermahne,  von  der  Einladung  Neu- 
burgs  für  so  lange  abzustehen,  bis  eine  Grundlage  gelegt  sei.  — 
Hinsichtlich  der  Gesandtschaft  nach  Frankreich  wird  auch  Bouillons 
nächstes  Schreiben  gute  Anweisungen  geben.  — Ambergk  den 
20.  Nov.  1606. 

München  Staatsarchiv  117  4 f 44.  Eigenh. 


439.  Christian  Fürst  von  Anhalt  an  Churpfalz.  Dec. 

Die  bewusste  Person , welche  dem  Kaiser  des  Churfürsten 
Anbringen  übermitteln  sollte,  hat  dies  nach  mehrtägiger  Conferenz 
mit  dem  Fürsten  abgelehnt,  weil  Niemand  mit  dem  Kaiser  reden 
könne,  ohne  dass  Philipp  Lang  oder  eine  seiner  Creaturen  dabei 
sei.  Dieselbe  berichtete  ferner,  der  Kaiser  gehe  jetzt  mehr  als  je 
mit  Heirathsgedanken  um.  Belgiojosa  habe  jüngst  von  Savoyen 
eine  gute  Antwort  und  das  Anerbieten  einer  Mitgift  von  zwei 
Millionen  Thaler  gebracht.  Man  glaube,  der  Kaiser  werde,  wenn 
es  gehe,  den  Reichstag  abstcllen,  vornehmlich  um  von  den  Chur- 
fürsten der  Succession  wegen  nicht  belästigt  zu  werden.  — Datum 
Ambergk  den  21.  Novemb.  a.  1606. 

München  Staatsarchiv  547/ 1 f.  663  Eigenh. 


WO.  Christian  Fürst  von  Anhalt  an  Churpfalz.  Jan. 

Der  Fürst  hält  es  für  dringend  nöthig,  dass  der  Churfürst  die  a 
Gesandtschaft  nach  Frankreich  baldigst  abfertige.  Denn  aus  des 
Herzog  von  Bouillon  Schreiben  vom  4.  December  1606  (St.?)  erhellt, 

„das  sie  deswegen  etwas  impatient  und  die  Sachen  weit  anders, 
all*  sie  gemeint,  vorstehen  wollen.“  Sehr  wichtig  ist  es  ferner 
für  den  Churfürsten,  die  Verhandlungen  mit  dem  Gesandten  der 
Staaten  zu  erfahren , um  seine  Pläne  darnach  zu  richten.  Auch 
die  Union  bedarf  zu  ihrem  Zustandekommen,  dass  sich  der  König 
ferner  dafür  bemühe,  während  der  Churfürst  die  begonnene  Corre- 
spondenz  mit  dem  König  fortzuftihren  trachten  muss.  Will  endlich 
der  Churfürst  hinsichtlich  seiner  Schuldforderung  etwas  ausrichten, 
so  muss  er  die  Verhandlung  darüber  ungesäumt  fortsetzen.  Zur 
Uebernahme  der  Gesandtschaft  suche  der  Churfürst  den  Volrat 
v.  Plessen  trotz  seines  „itzigen  grossen  creutz  und  ungelegenheit“ 
inständigst  zu  bewegen,  weil  dies  dem  König  auf  sein  Begehren 
zugesagt  ist,  und  die  Verhandlungen  so  schwierig  sind,  dass  der 
Fürst  dazu  „keinen  andern,  so  e.  1.  zu  entraten,  furzuschlagen 
weil*.“  Der  Stoff  für  die  Instruction  des  Gesandten  kann  zum 
Theil  aus  des  Fürsten  Gutachten  vom  4.  November  genommen 
werden.  Der  Fürst  hält  einen  Convent  derjenigen,  mit  denen 
schon  verhandelt  ist  (nebst  Anspach  und  Baireuth)  für  sehr  förder- 
lich für  die  Union.  Da  aber  der  Ausgang  dieses  Convents  vor 
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allem  dadurch  begünstigt  werden  kann,  dass  Frankreich  sich  im 
Interesse  desselben  verwendet,  so  wäre  der  Gesandte  auch  darüber 
zu  instruiren,  wie  der  Convent  und  die  Vorbereitungen  dazu  an* 
zustellen  seien.  Es  wäre  dem  König  ferner  zu  erklären,  mit  wel- 
chem Unrecht  Würtemberg  den  Churfürsten  beschuldige,  er  folge 
in  der  Unionssache  seinem  Privatinteresse:  der  König  möge  dem 
Herzog  erklären,  dass  die  von  Spanien  drohenden  Gefahren  gemein- 
same, dass  auch  des  Churfürsten  Testamentsangelegenheit  mit  den 
gemeinen  und  deutschen  Interessen,  wie  auch  denen  Frankreichs 
verknüpft  sei.  Vornehmlich  hätte  der  König  den  Herzog  zu 
erinnern,  dass  er  sich  der  Deposition  der  bewussten  Summe  wegen 
ungesäumt  erkläre.  Es  wäre  dem  König  zu  zeigen,  wesshalb  Nea- 
burg  nicht  gleich  in  den  Bund  genommen  werden  könne,  w ie  auch, 
dass  die  Schuld  des  Zwiespalts  zwischen  dem  Churftirsten  und 
Neuburg  an  Letzterem  liege.  Indem  man  so  den  König  bewegt, 
die  Unionsangelegenheit  bei  Würtemberg,  und  ähnlich  bei  Hessen 
und  Churbrandenburg  zu  befördern,  sorgt  man  für  den  Erfolg  de? 
erwähnten  Convents.  Bezüglich  der  Unterstützung  der  Staaten  — 
eine  Angelegenheit,  die  allein  schon  der  Gesandtschaft  werth  i?t 
— hat  man  zu  vernehmen  der  Staaten  „vormögen  und  resolu- 
tion“,  ferner,  was  der  König  darin  thun  will,  und  zu  welchen 
Zweck  er’s  thun  will,  was  der  König  vom  Churfürsten  erwartet, 
und  w as  diesem  zu  leisten  möglich  und  nützlich  ist.  — Dies  Alles 
wollte  der  Fürst  auf  des  Churfürsten  Schreiben  vom  26.  Dec.  1606 
erwiedern.  — Datum  Ambergk  den  24.  Decemb.  1606. 

München  Staatsarchiv  pf.  117.4  f.  56.  Eigenh. 


Jan.  441.  Christian  Fürst  von  Anhalt  an  Churpfal  z (z.  Th.) 

7 

Um  des  Kaisers  Willen  bezüglich  der  Ernennung  eines  römi- 
schen Königs  zu  erfahren , weiss  Anhalt  kein  anderes  Mittel  als 
die  Gesandtschaft  der  Churfürsten.  Es  darf  aber  damit  nicht 
gezögert  werden.  Der  Churfürst  möge  daher  den  Vorschlag  dieser 
Gesandtschaft  an  Churbrandenburg  und  Sachsen  bringen.  Für  dcii 
Fall  ferner,  dass  die  Gesandtschaft  an  Frankreich  vor  sich  geht, 
schlägt  der  Fürst  Folgendes  vor:  nachdem  der  König  ihm,  dem 
Fürsten,  mehrmals  von  freien  Stücken  erklärt  hat,  dass  er  den 
Erzherzog  Maximilian  „uocli  für  den  bequemsten  (Nachfolger  de> 
Kaisers)  hielte,“  möge  der  Churfürst  demselben  erwiedern,  dass 
dieser  Vorschlag  ihm  in  mancher  Hinsicht  gefalle.  Da  ferner  der 
König  der  Ansicht  war,  man  solle  mit  der  Ernennung  des  Nach- 
folgers bis  zum  Tode  des  Kaisers  warten, 1 so  wäre  dagegen  unter 
anderem  dieses  bei  ihm  einzuwendeu:  nach  des  Kaisers  Tode 
würden  Unruhen  im  Reich,  ja  innerer  Krieg  entstehen,  wenn  nicht 
zeitig  die  Machinationen  der  Spanier,  die  Absichten  des  Papstes, 
der  Geistlichen  und  Alberts  durchkreuzt  würden.  Das  aber  könne 
nur  geschehen  durch  Ernennung  des  Nachfolgers  des  Kaisers  bei 
dessen  Lebzeiten.  Wendet  der  König  dagegen  ein,  es  sei  gefähr- 
lich, den  Kaiser  zu  einer  ihm  so  widrigen  Massregel  zu  zwingen, 
so  wäre  zu  erwiedern,  dem  Kaiser  dürfte  die  Gefahr,  die  ihm 
„durch  der  competitorum  practiques  und  vielfeltige  mutatiou  der- 
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selben  (i.  k.  Mt.)  geheimsten  rote  drohe,“  viel  widriger  sein.  — 
Datum  Ambergk  den  28.  Decemb.  1606. 

P.  s.  — Der  Fürst  übersendet  den  Extraet  eines  Antwort- 
schreibens Dückers  an  ihn  vom  29.  Dec.  folgenden  Inhalts:  Der 
Erzherzog  lässt  dem  Fürsten  für  die  in  seinem  Schreiben  gemachten 
Mittheilungen  über  Pfalz  und  Frankreich  danken.  Die  Hauptsache 
ruht;  sie  hängt  vom  Ausgang  des  Reichstages  ab. 

Manchen  Staatsarchiv  547/1  f.  666.  Bigenh. 

1 Vgl.  die  n.  410  Anm.  1 angeführten  Schreiben  von  La  Boderic  und 
Villeroy  Am  22.  Sept  1606  schrieb  Villeroy  an  Beaugy:  nach  Beaugys 
Berichten  bemühen  sich  Spanien  und  der  Papst,  dass  der  Erzh.  Albert 
oder,  wenn  er  nicht  dnrehzubringen  ist,  Ferdinand  oder  Matthias  zum 
römischen  Könige  gewählt  werde,  der  Kaiser  hingegen  will  die  Wahl 
aufgeschoben  sehen.  „Le  roy  seroit  tres  aise  d’en  estre  informe  en  se- 
condant  de  tont  son  pouvoir  les  intentions  de  s.  Mte.  imp.u  Es  scheint 
„que  le  roy  ait  a present  peu  d’interest  en  ceste  election,  quand  bien 
ied  Albert  soit  prefere  aux  autres . . Car  plus  il  3era  esleve  en  dignitö, 
plus  il  sera  surcharge  d’affaires  et  moins  facilement  s’en  developpera-t-il 
et  pourra  pourveoir  comme  il  convient,  estant  foible  et  du  naturel  qu’il 
est.  Quant  aux  autres,  s’ils  sont  honorez  de  ceste  dignitö,  ils  auront  tres 
besoin  de  conserver  la  bienveillance  du  roy  comme  des  autres  princes 
Chrestiens  pour  se  inaintenir  et  deffendre  contre  les  Turcs,  lesquels,  ad- 
venant  qu’ils  facent  la  paix  avec  eux,  ne  l’observeront  qu’autant  de 
temps  et  en  teile  forme  qu’ils  cognoistront  qu’elle  sera  utile  et  advan- 
tageuse.  C’est  pourquoy  s.  Mte.  n’est  mesle  en  ce  fait  des  interests  prives 
comme  (?)  de  ceulx  qui  importent  au  public  et  particulier  contentement 
de  Tcmpercur.“  — Beaugy  soll  also,  ohne  sich  zu  übereilen,  bei  guter 
Gelegenheit  dem  Kaiser  kurz  erklären  „la  droite  et  sincere  intention 
de  s.  Mte.  sur  le  subjet  de  lad  election.“  Knüpft  sich  daran  ein  Gespräch, 
so  wird  Beaugy  die  Absichten  Spaniens  nicht  berühren,  damit  es  nicht 
scheine,  dass  sein  Auftrag  mehr  aus  Animosität  gegen  Spanien  als  aus 
dem  Wunsche  „de  favoriser  le  contentement  de  l’empereur*1  hervor- 
gegangen sei.  (P.  Harlay  238/9  f.  173.) 

442.  Pr  otocoll  der  Verhandlungen  des  Fürsten  J 

Christian  von  Anhalt  mit  den  Markgrafen  Christian  11 
und  Joachim  Ernst  von  Culmbach  und  Anspach,  (z.  Th.) 

11.  Januar. 

Anwesend:  Fürst  Christian,  die  beiden  Markgrafen, 
Graf  Johann  Casimir  von  Lynar  und  der  Kanzler  Varel. 

— Fürst  Christian  trägt  im  Aufträge  des  Churfürsten  von  der 
Pfalz  vor:  bei  seiner  letzten  Reise  nach  Frankreich  habe  er  zu- 
folge eines  Auftrages  von  Churpfalz  den  König  Heinrich  um  Rath 
und  Beistand  bei  der  gegenwärtigen  Lage  des  Reiches  gebeten. 
Heinrich  habe  darauf  eine  Verbindung  der  Stände  unter  sich  für 
dringend  nöthig  gehalten,  und  habe  darüber  ganz  geheim  bloss 
mit  Zuziehung  von  Bouillon,  Villeroy,  Sillery  und  Sully  mit  ihm 
gehandelt.  Vor  allem  habe  er  gemeint,  müssten  die  Geldbeiträge 
der  Bundcsglieder  bestimmt  werden,  und  er  selbst  habe  sich 
erboten,  eine  Summe  Geldes  in  Deutschland  zu  deponiren.  Chur- 
pfalz habe  nun  in  Uebereinstimmung  mit  diesem  Plane  eine 
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442.  Unionsnotel  aufsctzen  lassen,  und  dieselbe  durch  Fürst  Cliri&tiau 
an  Brandenburg,  Hessen,  Wörtemberg  und  die  Anhaitinischen  Fürsten 
gesandt.  Unter  diesen  sei  Würtemberg,  obgleich  früher  der  Sache 
abgeneigt,  gegenwärtig,  da  „seine  Sachen  in  Franckreich  wol  accom- 
modirt,“  und  Heinrich  IV.  deu  Buwinkhausen  ermahnt  habe,  seinen 
Herrn  dem  Plane  günstig  zu  stimmen,  nicht  mehr  „übel  gewillet.“ 
Im  Vertrauen  nun,  dass  die  beiden  Markgrafen  „sich  solches  ge- 
meinen wesens  und  des  vattcrlants  wolstant  nicht  weniger  angelegen 
sein  lassen,  hette  Pfaltz  s.  f.  g.  befholen,  bei  i.  f.  gg.  dieses 
anzubringen,  und  erboten  s.  f.  g.  sich  liiemit  ad  oblationem  der 
credcntz  zusampt  der  begriffenen  uottul  mit  dem  anhang,  wan 
beede  i.  f.  gg.  in  diesen  Sachen  etwan  merern  bericht  bedurften, 
das  s.  f.  g.  solchen  auch  ablegen  wolten.“  Was  die  Stärke  der 
Hülfe  betreffe,  so  habe  Churpfalz  sich  dafür  entschieden,  dass  im 
ersten  Jahre  50,  dann  Jahr  für  Jahr  10  Römermonate  erlegt  wer- 
den sollen.  „Dabei  solten  s.  f.  g.  auch  i.  f.  gg.  berichten , obwol 
der  könig,  seithero  das  er  mit  Bouillon  in  ungleichem  vernemen 
gestanden,  sich  durch  ungleichen  bericht  von  Pfaltz  auch  etwa> 
abalieniren  lassen,  das  er  doch  anitzo  mit  dcroselben  wol  coutent, 
und  thete  ermelter  Bullion  gegen  beiden  i.  f.  gg.  sich  der  geleisten 
assistentz  bedancken  mit  erbieten,  das  er  hinwieder  jeder  zeit 
i.  f.  gg.  diener  sein  wolte.“ 

12 — 14.  Januar. 

„Haben  beede  m.  g.  f.  u.  hh.  die  margraffeu  sich  verglichen, 
ehe  und  dan  i.  f.  gg.  sich  uf  besehenes  aubringen  resolviren,  zu 
vorhero  von  furst  Christians  f.  g.  über  nachgesetzte  unterschiedliche 
puncta  weitere  information  einzunemen  imassen  auch  also  fort  der 
graf  von  Lynar  und  cantzier  Varel  zu  fürsten  Christian  abge- 
ordnet worden,  hieraus  mit  s.  f.  g.  zu  conferiren  und  anfangs  sich 
berichten  zu  lassen : Wie  das  in  dem  anbringen  angezogeue 
gemeine  wesen  verstanden  werden  sol,  und  was  es  eigentlich  sei. 
Daruf  furst  Christian  sich  resolviret:  es  sei  der  zustaut  des 
vatterlandes.  Hispanicn  hette  monarchiam  der  gantzen  Christen- 
heit lengst  appetiret,  quod  inde  apparet,  das  er  so  grosse  thesau- 
ros prodigiret,  so  grosse  arrnada,  so  grosse  lande  und  leute  daran 
gewendet,  auch  seine  reputation,  treu  und  glauben  oftmals  prosti* 
tuiret,  alles  cupiditate  dominandi.  Solche  appetirte  raonarebia 
wurt  eintzig  und  allein  durch  die  libertet  des  reichs,  so  noch  zur 
zeit  in  vigore,  gehindert,  danheio  wol  dahin  zu  sehen,  wie  die- 
selbe vielmer  möge  erhalten,  dan  labefactando  niedergedrucket 
werden.  1.  Contirmatio  libertatis  consistirct  seher  in  electione 
imperatoris,  der  nicht  von  Spanien  so  gar  dependire,  oder  gar 
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nicht.  2.  Das  man  im  reich  ohne  bewilligung  des  Kaisers  möge  Jan. 

11 9 2 

werben  lassen,  wie  bishero  geschehen,  welches  aber  Spanien  uf 
dato  hinderen  wollen.  3.  Das  die  cliur-  und  fürsten  des  reichs 
macht  haben,  einer  partei  zu  assistiren,  wie  i.  f.  g.  F.  C.  und  M. 

F.  E.  bishero  gethan.  4.  Consistirt  in  der  — — l,  die  abermal 
uns  Spanien  gerne  benemen  und  schwechen  wolte.  5.  In  der  Ver- 
fassung mit  aufhauung  vestungeu  und  dergleichen  landeweren  contra 
omnes  impetus  hostiles. 

Alles  dies  wollen  die  Spanier  gerne  hintertreiben  und  uns 
umb  die  hergebrachte  libertet  bringen.  Bapsts  intention  ist  bishero 
gewesen,  die  weltliche  zu  distrahiren  und  trennen.  Suchet  durch 
die  vielfältige  persecutiones  und  seinen  nuntiura,  den  er  zu  Prag 
hat,  uns  zu  schwechen  und  zu  ruiniren.  Das  die  Kai.  Mt. 
erwünschte  occasion,  den  frieden  in  Ungarn  zu  schliessen,  mit 
gueter  reputation  erlangt,  ist  allein  durch  den  Dieterichstein, 
welcher  heuer  schon  zweimal  deswegen  aus  Italia  geschickt, 

getrieben.  Am  Kaiserlichen  hoffe  hat  der 1 sein  ordinarium, 

der  fiedert  die  poltzen 1 consilia 1 zu  labefactiren  durch 

die  kofprocess,  in  welchen  allemal  die  protestirende  ufgehalten, 
in  einander  gewickelt  und  geflochten,  die  catholici  inen  aber  aller- 
wege pneferiret  werden.  Exemplum:  das  wesen  mit  Braunschweig 
hette  gar  wol  können  componiret  werden,  aber  damit  man  ein 
solch  nobile  membrum  abschuitte  und  schwechte,  hat  man  die 
sache  protrahiret,  bis  entlieh  von  beeden  teilen  imbacciret  wor- 
den. Granvella  tempore  Caroli  V consilium  dedit,  weiln  der  Kaiser 
mit  öffentlicher  macht  nichts  thuen  könte,  solte  man  dahin  dencken, 
das  man  poco  a poco  sie  ermattete ; alda  wurde  man  mit  grösserer 
facilitet  verrichten  können,  was  sonsten  mit  grossen  uncosten  und 
geaalt  nicht  geschehen  konte.  Anno  98  hat  man  die  arma  aus 
handen  geben,  i.  Mt  die  vermitlung  pacis  et  belli  gar  ubergeben, 
daraus  erfolget,  das  man  solche  immensas  suminas  bishero  contri- 
buiret  und  dadurch  mercklich  sich  enerviret.  Ist  also  die  erscliö- 
pfung  an  gelde  grol* *,  die  erschöpfung  an  leute  noch  grosser,  dan 
viel  hungers  gestorben,  verfroren  und  sonst  peste  und  durch  rur 
abgangen,  nicht  allein  guete  Soldaten,  sondern  auch  capitans,  befe- 
lichabere . . .*  Et  quod  peius,  hat  man  die  evangelische  zu  keinem 
hohen  befelich  nicht  kommen  lassen,  sondern  den  catholischen  mit 
unserem  gueten  gelde  ire  reputation  und  befurderung  erlanget. 

In  der  friede nstractation  hat  man  keinen  fürsten  des  reichs  der 
Wissenschaft  gewurdiget. 

i Lücke  im  Original. 

* Zwei  unleserliche  Worte. 
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442.  Hierdurch  stehet  nun  Spanien  einzig  — — ** 

Spanien  möchte  durch  eine  unsichere  friedenstractation  einschleichen, 
oder  diese  uberweltigen;  dadurch  wurde  die  Spanische  force  so 
accresciret,  das  er  könne  stettigs  in  man  aus  den  Nieder- 
landen in  das  feit  bringen  und  dasselbe  gebrauchen  zu  seinem 
gefallen.  Hoc  facto  paries  proximus  wurden  wir  sein,  und  nicht 
Franckreich,  dan  derselbe  könig,  ein  gueter  soldat,  hat  macht, 
wirt  sich  aber  nicht  leichtlich  zum  krieg  bringen  lassen.  Hoc 
mortuo  hat  der  könig  in  Spanien  seine  faction  so  stark  in  Franck- 
reich, das  er  bei  dem  minor  — — one  schwertschlag  Franckreich 
leichtlich  occupiren  werde.  Spanien  hat  trefliche  adminicula 
wieder  uns.  Dem  allein  nach  muss  man  die  resolution  nemen. 
Entweder  au  unserer  posteritet  kompt  es  zu  schulden,  oder  wir 
müssen  uns  anders  in  die  sache  schicken.“ 

Auf  die  Frage,  wer  die  unirten  Fürsten  seien,  ob  und  welche 
andere  Reichsstände  zur  Union  gezogen  werden  sollen,  erwiedert 
Fürst  Christian:  Würtemberg  sei,  weil  es  wegen  des  Herzog* 
thums  Alen^on  von  Frankreich  abhänge,  auf  den  Rath  Heinrichs  IV. 
zuerst  angegangen,  der  Herzog  habe  auch  durch  Buwinkhausen 
dem  König  erklärt,  die  Union  sei  das  einzige  Mittel  zur  Erhaltung 
der  Freiheit.  Landgraf  Moritz  sei  im  Solde  des  Königs  und  zu 
dem  Plane  schon  vorher  vielfach  geneigt;  Graf  Johann  von  Nassau 
sei  demselben  ebenfalls  günstig,  habe  aber  noch  weiter  nichts 
erklärt  als:  er  wolle  die  Sache  au  die  Wetterauischen  Grafen  ge- 
langen lassen.  Endlich  sei  das  Vorhaben  noch  Anhalt,  Branden- 
burg und  gegenwärtig  den  beiden  Markgrafen  eröffnet.  Der  König 
wünsche,  dass  man  zunächst  wenige  und  dazu  besonders  geeignete 
Stände  in’s  Vertrauen  ziehe,  ferner  dass  man  sich  der  Geheim- 
haltung, Raschheit  und  wirklichen  Erlegung  des  Geldes  befleissige. 
Braunschweig  werde  von  Churpfalz  für  zu  erschöpft  und  vielleicht 
für  zu  abhängig  von  kaiserlichen  Beamten  gehalten,  um  ihn  auch 
herbeizuziehen.  Indem  man  bei  England  und  Dänemark  sondirte, 
habe  man  gemerkt,  dass  sie  kein  Vertrauen  hatten  in  die  Mittel 
der  zu  Vereinigenden,  und  dass  sie  glaubten,  man  wolle  sie  zuerst 
gewinnen.  Pfalz,  Frankreich  und  Brandenburg  vermeinen  nun, 
erst  wenn  die  Fundamente  des  Werkes  gelegt,  seien  die  beiden 
Reiche  heranzuziehen.  Mit  Sachsen  sei  „propter  pericula  immi- 
nentia“  erst  künftig  durch  Dänemark  zu  verhandeln,  dasselbe 
erbieten  sich  Brandenburg  und  Hessen  künftig  mit  Pommern, 


1 Grössere  Lücke  im  Original. 
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Mecklenburg,  Holstein  und  Lüneburg  zu  thun.  Würtemberg  habe 
an  den  Pfalzgrafen  Philipp  Ludwig  erinnert.  Mit  den  Reichs- 
städten sei  zu  verhandeln,  wenn  sich  die  Fürsten  erst  geeinigt 
haben,  und  dann  mit  um  so  besserer  Aussicht,  da  sie  noch  kürz- 
lich durch  eine  Gesandtschaft  bei  Churpfalz  gegen  die  Hofprocesse 
geklagt  und  um  Rückhalt  gebeten  haben. 

Es  wird  gefragt,  wie  sich  denn  Churbrandenburg,  Würtemberg, 
Hessen,  Anhalt  über  die  Union  erklärt  hätten.  Fürst  Christian 
erwiedert,  sie  haben  sich  im  allgemeinen  dazu  geneigt  erklärt, 
blos  „der  termin  (Zahlungstermine)  halber“  habe  Brandenburg  sich 
noch  nicht  erklären  wollen.  — Weiter  wird  gefragt,  wie  der  König 
die  Union  wegen  seiner  gethanen  Versprechungen  versichern  werde, 
„wie  das  werck  gegen  Franckreich  bestendig  zu  fassen,“  und  ob 
man  sich  nicht  vor  Auszahlung  der  ersten  Frist  lieber  erst  völlig 
über  die  Union  vergleichen  solle?  Fürst  Christian  erwiedert: 
obgleich  der  König  sich  ihm  gegenüber  mit  seinen  sonstigen  grossen 
Ausgaben  entschuldigt  habe,  so  werde  er  doch  hoffentlich  so  viel, 
wie  andere  Interessirte  zahlen.  Bouillon  habe  dies  angedeutet  und 
gesagt,  der  König  wolle  nach  Ablieferung  des  Geldes  in  die  Hände 
der  Fürsten  nichts  mehr  damit  zu  thun  haben.  Die  Resolutionen 
der  deutschen  Fürsten  werden  theils  durch  eine  wahrscheinlich 
schon  geschehene  Sendung  des  von  Plessen,  theils  durch  einen 
Abgesandten  Anhalts  dem  über  den  langsamen  Gang  der  Sache 
schon  ungeduldigen  König  berichtet.  Erst  wenn  man  des  guten 
Willens  und  der  „prmparatoria“  sicher  sei,  könne  man  Frank- 
reichs Erklärung  verlangen  und  dann  auf  einer  gemeinschaftlichen 
Versammlung  die  Sache  zum  Abschluss  bringen.  Der  König,  wel- 
cher an  die  Union  gebunden  sei,  weil  er  vermittelst  ihrer  die 
nicht  ungefährdete  Succession  seines  Hauses  befestigen  könne, 
werde  sich  für  sich  und  seine  Erben  verpflichten. 

Weitere  Fragen  und  Antworten  ergeben,  dass  der  gegenseitige 
Schutz  der  Unirten  sich  nicht  auf  deren  „Privathandel“  beziehe, 
sondern  nur  im  Falle,  dass  man  von  einer  „auslendischen  macht 
uud  dergleichen  gewalt“  bedroht  sei,  in  Anwendung  komme,  wobei 
auf  Specialfälle  nicht  eizugehen,  ferner,  dass  über  die  Art,  wie 
man  einander  zu  Hülfe  kommen  solle,  die  vorhergehenden  Eini- 
gungsbriefe der  Evangelischen  nachzuseben,  das  Einzelne  aber 
über  diese  Sache  und  über  die  Legstätten  erst  später  zu  ver- 
gleichen sei.  Frankreich  wird  sich  dabei  nicht  einmischen,  sondern 
sich  dem  Beschluss  der  Fürsten  unterwerfen.  Zu  Legstätten  ist 
Cassel  und  Wolfenbüttel  vorgeschlagen,  und  kann  auf  Begehren  der 
beiden  Markgrafen  auch  eine  Festung  in  ihrem  Gebiete  gewählt 
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442.  werden.  — Ihre  Entschliessungen  über  den  Unionsplan  haben 
Würtemberg  dem  König  durch  Buwinkhausen , Brandenburg  und 
Hessen  durch  Fürst  Christian  (letzteres  auch  noch  schriftlich) 
mitgetheilt;  wenn  also  beide  Markgrafen  sich  ebenfalls  durch  Fürst 
Christian  erklären,  so  glaubt  derselbe,  es  werde  Churpfalz  zu- 
frieden sein. 

„Nach  diesem  ist  per  discursum  weiter  gefragt:  Was  dan  die 
fernere  Vereinigung  dermaleins  solte  mit  sich  bringen,  ob  die  alte 
articul,  so  hiezuvorn  in  den  unionsdeliberationen  tractiret  worden, 
solten  reassumiret  und  von  anstellung  des  generalis  concilii,  des- 
gleichen von  abstcllung  der  hofprocess  und  Unterhaltung  eines 
specialexercitus  etc.  solte  gehandelt  und  verglichen  werden.  Hier 
über  hat  sich  furst  Christian  ercleret,  es  weren  die  alten 
unionsnotteln  durchzusehen ; das  generale  concilium  stecke  freilich 
mit  darunter,  sowol  als  die  hofprocess,  und  was  deme  anhengig. 
Den  exercitum  aber  bedürfe  man  anitzo  nicht.  Woruf  wir  geant- 
wortet, es  musten  demnach  meine  herren  in  etwas  informiret  sein. 
Man  solte  zum  wenigsten  beeden  i.  f.  gg.  ad  partem  die  substan- 
tialia  berichten,  dan  die  alten  nottuln  konteu  anjetzo,  da  die  cir- 
cumstantien  weit  anders  beschaffen , nicht  gar  observiret  werden. 
Darentgegen  sich  furst  Christian  erbotten,  er  wolle  es  an  Pfaltz 
bringen.  Wir  aber  furen  darüber  fort,  weil  unmöglich  die  reich?* 
contributiones  zu  entrichten,  auch  zugleich  alhier  zu  contribuiren. 
ob  mau  dan  dem  Kaiser  die  reichs-  und  kraißhulfen  solle  abschla- 
gen?  Furst  Christian:  er  besorge,  es  werde  dahin  gelangen 
müssen,  stunde  aber  zu  weiterem  nachdenken.  Nos:  wir  befanden 
uf  allen  kraißtagen,  obschon  dergleichen  verglichen  wurde,  da? 
wir  nichts  desto  weniger,  wan  es  zum  treffen  keme,  von  mennig- 
lich  verlassen  wurden,  und  allein  hloß  stunden,  daraus  beeden 
i.  f.  gg.  leichtlich  merkliche  preeiudicia  entstehen  könten.  Furst 
Christian:  man  muste  sich  vergleichen.“ 

Ob  die  Union  durch  eine  Zusammenkunft  der  Fürsten  in  Per- 
son, oder  ihrer  Räthe  abzuschliessen  sei,  ist  nach  Fürst  Christian? 
Erklärung  bei  Churpfalz  noch  nicht  berathen;  der  Fürst  hält  den 
letztem  Weg  für  rathsamer.  Auf  die  Erinnerung,  ob  die  Vereini- 
gung, wenn  vollzogen,  nicht  auch  dem  Kaiser  mitzutheilen  sei,  erwi- 
dert Fürst  Christian,  Heinrich  IV.  habe  sogar  dafür  gehalten,  man 
könnte  den  Kaiser  vielleicht  selbst  in  die  Union  ziehen.  „Wciln 
aber  sonsten  an  keinem  ort  und  von  keinem  fürstlichen  obbennntea 
hause  diese  und  dergleichen  angezogene  Sachen  erinnert,  oder  so 
weitleuftig  mit  s.  f.  g.  conferiret  worden,  als  wollen  dieselben 
alles  richtig  in  eine  relation  verfassen,  begerten  aber  beaebeas 
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die  notwendigste  puncten  in  ein  mcmorial  zu  bringen , damit 
s.  f.  g.  solchs  Pfaltz  uberschicken  und  soviel  volkommener  rcfe- 
riren  konten,  imassen  sie  ohne  das  fleissig  thuen  wollen.“ 

Actum  Plassenburg  vom  1.  bis  uf  den  12.  Jan.  an.  1607. 

Bernburg.  VI  U 22  f.  1.  Orig.  Varel. 

443.  Friedrich  IV.  an  Fürst  Christian  von  Anhalt. 

Hat  das  Schreiben  des  Fürsten  von  7.  Januar  empfangen. 
Da  der  Kaiser  das  Gesuch  der  Churfürsten  hinsichtlich  der  Succes- 
sion  wahrscheinlich  höflich  ablehnen  wird,  und  die  Geistlichen 
schon  entschlossen  sein  werden,  was  sie  in  diesem  Fall  zur  Aus- 
führung ihres  Planes  thun,  wollen,  so  scheint  einstweilen  sowol  das 
Schreiben,  wie  die  Gesandtschaft  an  den  Kaiser  bedenklich.  Chur- 
sachsen, dessen  Gesandte  sich  in  Fulda  mehrmals  erklärt  haben, 
ihr  Herr  wolle  dem  Kaiser  keinen  Nachfolger  gegen  seinen  Willen 
aufdrängen,  würde  sich  dem  Vorschlag  zur  Einstellung  jenes  Ge- 
suchs, wenn  er  von  Pfalz  gemacht  würde,  leicht  fügen.  Anderseits 
nachdem  Churpfalz  und  Churmainz  sich  über  die  Nothwendigkeit 
von  Verhandlungen  über  die  Suocession  geeinigt,  und  der  hierauf 
ausgeschriebene  Churfürstentag  beschlossen  hat,  dass  des  Reichs 
Wol  die  Festsetzung  der  Nachfolge  erheische,  dürfte  der  Churfürst 
wenn  er  jetzt,  von  dem  was  begonnen  ist,  ablässt,  bei  den  übrigen 
Churfürsten  den  Argwohn  erwecken,  er  suche  das  Interregnum. 
Auch  bliebe  das  Reich  dann  in  seinem  unsichern  Zustand.  Des- 
halb scheint  es  am  r&thsamsten,  man  lässt  das  Schreiben  dennoch 
abgehen,  aber  so,  dass  Churpfalz  durch  ein  apartes  Anbringen 
beim  Kaiser  sich  für  den  Fall,  dass  dieser  das  Schreiben  übel 
aufnehme,  dessen  Gunst  bewahre.  — Der  Fürst  möge  sein  Gut- 
achten abgeben , was  der  Churfürst  in  dieser  Angelegenheit  thun 
soll,  und  ob  er  nicht  an  Churbrandenburg  und  Sachsen  schreiben 
soll,  er  sei  bereit  das  Schreiben  neben  ihnen  auszufertigen,  es  sei 
denn,  dass  man  ihm  mittheile,  dass  der  Kaiser  dasselbe  übel  auf- 
nehmen werde.  Was  sie,  die  Churfürsten,  in  der  Hinsicht  wüss- 
ten, möchten  sie  ihm  zuschreiben.  — Datum  Heidelberg  den 
9.  Januarii  1607. 

Manchen  Staatsarchiv  547/3  f.  11.  Cpt. 

444.  Friedrich  IV.  an  W ü r t e m b e r g. 

In  seiner  Erklärung  bezüglich  der  von  Frankreich  vorgeschla- 
genen Vereinigung  wünscht  der  Herzog,  dass  Neuburg  „alß  albereit 
e.  1.  veraintcr“  gleich  zu  Anfang  zu  den  Verhandlungen  über  das 
Bündniss  gezogen  werde.  Allein  da  der  Churfürst  des  Königs  von 
Frankreich  Ansicht,  dass  man  den  Anfang  der  Verhandlungen  mit 
Wenigen  machen  solle,  für  die  richtige  hält,  so  bittet  er  den  Her- 
zog, er  möge  die  Sachen  „in  der  augedeutcn  mnge  und  geheim 
halten.“  Sehr  lieb  wäre  es  dem  Churfürsten  aber,  wenn  der  Her- 
zog zwischen  ihm  (dem  Churfürsten)  und  Neuburg  eine  vom  Chur- 
fürsten seit  Jahren  nachgesuchte  „coniunction  erhalten  können, 
daß  wir  und  unsere  erben  und  lande  in  itzigem  friedlichen  ruwigen 
Actett  des  30jähr.  Krieges  I.  35 
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stant  gelassen  und  gehanthabt  werden  sollen,  damit  die  fernere 
verain  umb  so  viel  mer  facilitirt  und  gesichert  (werde.)44  — Datum 
Heidelberg  den  12.  Januarii  a.  1607. 

München  Staatsarchiv  pf.  95/4  f.  264.  Cpt. 

445.  B uwinkhausen  an  Würtemberg. 

Buwinkhausen  hat  des  Churfürsten  von  der  Pfalz  jüngstes 
Schreiben  erwogen.  Der  Herzog  kann  gegenwärtig,  zumal  da  seine 
Irrungen  mit  Churpfalz  verglichen  sind,  dasjenige,  was  der  Chur- 
fürst  von  der  Pfalz  und  der  König  von  Frankreich  so  inständig 
von  ihm  begehren,  nicht  länger  hinausziehen  „one  dero  (des  Her- 
zogs) größtes  nachteil  und  dero  Mt.,  als  weiche  e.  f.  g.  so  hoch 
dabei  geert,  das  sies  allen  andern  chur-  und  fürsten  vorgezogen, 
höchste  offension.“  Er  möge  aber  zu  der  Sache  neben  Buwink- 
hausen und  Enzlin  noch  einige  andere  Rätke  ziehen;  „dnn  man 
mich  auch  . . . , besonders  leut,  die  numer  nit  in  e.  f.  g.  dienst 
sein,  ausgeschrien,  wie  e.  f.  g.  ich  zu  fremden  Verbindungen  wider 
dero  und  des  lands  beste  und  das  hauß  Oesterreich  reize  und 
rate.“  — Stutgart  16.  Jan.  1607.  (Bemerkung  des  Herzogs:  „wil  mein 
vetter  der  kurfürst  den  vortrag  zu  Maulborn  durch  ein  schreiben 
ratificiren,  also  habe  ich  jezmals  keine  difficultet  mer,  dem  könig 
und  kurfürsten  endlich  zu  schreiben ; darauf  ir  ein  concept  begrei- 
fen solt,  wie  bede  zu  beantworten.  Daß  andre  mer  dazu  zu  ziehen, 
halte  ich  jezmals  für  onnötig.  Seind  unsere  Sachen  genug  ver- 
ständig.“ 

Wien  1255  f.  315.  Orig. 

446.  Christian  Fürst  von  Anhalt  an  Churpfalz. 

Anspach  und  Culmbach  haben  sich  folgendermassen  erklärt : 
'Die  Union  sei  „das  eintzige  mittel  unserer  Conservation,“  ihr 
Abschluss  nicht  zu  verschieben.  Die  Gelegenheit  zum  Beitritte 
Frankreichs  sei  mit  Dank  aufzunehmen.  Wenn  die  andern  Stände, 
die  schon  um  ihren  Beitritt  angegangen  seien,  vor  allem  aber 
Churbrandenburg  die,  zwar  hoch  bemessenen,  Bundesbeiträge 
erlegen  werden,  so  seien  sie  zu  gleichem  bereit.5  Einige  schrift- 
liche Erinnerungen  der  Markgrafen  zum  Text  der  Bundesacte 
liegen  bei.  Bei  einer  Unterredung  des  Fürsten  mit  Wallenfels  gab 
dieser  gleiche  Hindernisse  des  Beitritts  Churbrandenburgs  zu  der 
Union  an,  wie  der  Fürst  in  seinem  Schreiben  vom  4.  Nov.  1606. 
Zur  Beseitigung  derselben  schlug  er  vor:  1.  'Dass  man  den  Mark- 
grafen Johann  Sigismund , „so  von  dem  beru  von  Red  gar  zu  ser 
eingenommen  und  nur  allein  auf  die  Staden  sehen  wolte,“  für  den 
Unionsplan  und  den  gütlichen  Vergleich  in  der  Jülicher  Sache 
gewinne,  wobei  ihm  der  Unterschied  zwischen  der  allgemeinen 
Union  und  einem  Sondervertrag  mit  den  Staaten  vorzustellen  sei. 
2.  Es  dürfte  der  früher  vom  Fürsten  („aber  meisten  teil  im  schertz“) 
gemachte  Vorschlag,  „das  im  mangel  geldes  der  schätz,  so  za 
Berlin  in  der  kirchen,  mit  dran  muste,“  wenn  er  „von  unser  einem 
seinem  kern  geschehe , . . one  frucht  nicht  abgehen.44  3.  Könne 
man  dem  Churfürsten  von  den  übrigen  Ständen  willfährige  Erklä- 
rungen berichten,  so  werde  er  „auch  nicht  der  letzte  sein“  wollen. 
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4.  Wenn  Landgraf  Moritz  sich  persönlich  bei  dem  Churfürsten  ver- 
wende, so  werde  alleszum  guten  Schluss  zubringen  sein*  Er  bemerkte 
noch,  dass  die  meisten  Räthe  dem  Unionsplan  geneigt  seien.  Auf 
diese  Puncte  erwiederte  der  Fürst:  *1.  Johann  Sigismund  habe  in 
jenen  beiden  Puucten  dem  Churfürsten  von  der  Pfalz  seine  Ueber- 
einstimmung  gemeldet.  Es  sei  übrigens  dringend  nöthig,  dass  man 
trotz  der  Union  die  den  Staaten  gemachten  Zusagen  im  gegen- 
wärtigen Jahre  ausführe.  2.  Der  Churfürst  könne  wol  so  beitreten, 

„dass  die  heiligen,  so  von  guttem  silber  und  golt,  anfangs  für 
bürgen  geduldet  werden.“  3.  Hinsichtlich  des  Beitrittes  mangle 
es  an  Niemanden,  als  an  dem  Churfürsten.  4.  Die  Zusammenkunft 
des  Churfürsten  mit  dem  Landgrafen  werde  sich  ohne  grosse  Mühe 
veranstalten  lassen.5  Hierauf  hat  der  Fürst  sich  mit  Anspach  über 
folgendes  Gutachten  für  Churpfalz  verglichen : Die  Union  und  die 
Unterstützung  der  Staaten  ist  gleichzeitig  zu  betreiben ; denn  ohne 
jene  werden  die  Staaten  und  Andere  den  Ständen  wenig  helfen 
wollen,  ohne  Erhaltung  der  Staaten  aber  wird  die  Union  wenig 
ausrichten.  Um  die  vornehmlich  von  Churbrandenburg  gegen 
beides  erhobenen  Schwierigkeiten  zu  beseitigen,  kommen  Landgraf 
Moritz,  Anspach  und  Fürst  Christian  unter  dem  Vorwrand,  etliche 
noch  schwebende  Differenzen  zwischen  dem  Churfürsten  und  der 
kaiserlichen  Wittwe  beizulegen,  spätestens  Ende  März  nach  Berlin 
und  drängen  den  Churfürsten  in  jenen  beiden  Puncten  unversehens  zu 
einem  plötzlichen  Entschluss.  Sehr  förderlich  würde  es  für  dies  Unter- 
nehmen sein,  wenn  man  alsdann  Frankreichs  Erklärung  auf  Ples- 
sens  gegenwärtige  Werbung  hätte,  ferner  wenn  der  König  und 
Churpfalz  ihre  Vorstellungen  mit  denen  der  drei  Fürsten  vereinig- 
ten, wenn  der  König  statt  2/3  die  gleiche  Summe  mit  den  Stünden 
für  den  Bund  beisteuern  wollte.  Auch  Buwinkhausen  müsste  im 
Auftrag  Würtembergs  alsdann  nach  Berlin  kommen.  — Das  hier 
Berichtete  hat  der  Fürst  dem  Plessen  geschrieben,  damit  er  dar- 
über mit  Bouillon  conferire.  — Datum  Ambergk  den  17.  Januarii 
a.  1607. 

H Q n e h e n Staatsarchiv  pf.  95/5  f.  38.  Eigenh. 

447.  Christian  Fürst  von  Anhalt  an  Dr.  Oswald  Croll.1  Jan. 

28 

Der  Fürst  übersendet  dem  Croll  „le  memorial  de  la  premiere 
proposition,“  nebst  einigen  im  Jahr  1594  ihm  von  Rosenberg  mit- 
getheilten  Urkunden,  betreffend  den  Zusammenhang  der  Familie 
Hosenberg  und  Orsini,  und  einer  auf  des  Fürsten  Geheiss  von 
van  Heil  verfassten  kurzen  Angabe  der  Gründe  für  jenen  Zusam- 
menhang sow?ol,  wie  für  die  Abstammung  beider  Familien  von  den 
Askanicrn.  Croll  erhält  von  dem  was  er  herausbringt  fünf  Pro- 
cent. „II  m’en  fault  faire  le  charlatan  ast  heure  pour  vous  dire, 
que  sera  necessaire  de  bien  autoriser  subiectum  nostrum 2 de  touttes 
requisitions  que  sgauriez  trouver.  Si  vous  noterez  dans  le  Rosis3 
un  bon  zele  de  la  religion,  dites  que  le  sr.  conte*  en  a grande 
depence  apres  cculx  de  la  religion  en  France  et  au  Pays-bas,  et 
que  le  roy  pour  son  respect  a accordd,  dernierement  qu’il  fust  en 
France,  que  la  presche  s’est  transferd  d’Ablon , qu’est  cing  lieux 
jusques  a une  lieu  vers  Paris,  que  le  duc  de  Bouillon  en  a tres 

35* 
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grande  Obligation  aud.  sr.  conte,  et  de  semblables  choses  .... 
Vous  aurez  un  double  scope:  Tun  pour  me  procurer  quelqu’  assi- 
stance , l’aultre  pour  concilier  une  bonnc  correspodance  et  bien 
sonder  . . des  points  que  n’avez  pas  de  besoing  d’estre  instruict. 
Touchant  vostre  personne,  je  crois  que  le  debvez  supplier  affin 
ne  yous  descouvrir  qu’appartenez  a moy,  disant,  si  trouvez  bon. 
qu’aultrement  l’empereur  vous  demanderoyt,  et  que  vous  aymeriez 
mieulx  latiter.“  — Le  18.  Janvier  1607. 

Bernburg  I F 1;  226  f.  21.  Eigenh. 

* 

1 Croll  ist  auf  der  Adresse  bezeichnet  als  „medicus  zu  Prag,“  in 
Anhalts  Creditif  au  Rosenberg  als  „unsern  bestehen  medicum.“  Ueber 
die  Sache  vgl.  Gindely,  Rudolf  II  B.  I S.  141  fg. 

2 Anhalt. 

3 Rosenberg. 

* Anhalt. 

Jan.  448.  Friedrich  Herzog  von  Würtemberg  an  Churpfali. 

28 

Hat  des  Churfürsten  Erklärung  auf  seine  „bei  der  bewnsten 
verein  geschehene  fürsehung“  vernommen.  Er  ist  mit  ihm  darin 
einig,  dass  sie  sich  „angedeuter  massen  einer  treulichen  verein... 
mit  höchstgedachter  k.  w.  (König  Heinrich  IV.)  wol  vergleichen 
können  und  sollen.“  Der  Herzog  rftth  aber,  man  möge  die  Sache 
so  angreifen,  dass,  wenn  sie  wieder  Verhoffen  auskommt,  sie  dem 
Kaiser  und  den  Reichsständen  nicht  zu  Beschuldigungen,  sondern 
zur  Befolgung  des  gegebenen  Beispiels  Anlass  gebe.  Deshalb  hält 
er  es  für  gut,  dass  die  seit  Jahren  zwischen  ihm  und  dem  Chur 
fürsten  allein  gepflogenen  Bündnissverhandlungen  wieder  aufgenom- 
men,  „in  gegenwärtige  handlung  appliciert,  und  darauf  ein  schlug 
gemacht  werde.“  Er  ist  bereit,  seine  Räthe  an  den  vom  Chur 
fürsten  zu  bestimmenden  Ort  zu  senden , damit  das  Bündnis? 
zwischen  ihm  und  dem  Churfürsten  zum  Abschluss  gebracht  werde, 
und  hofft,  dass  diesem  Bunde  dann  andere  Stände  beitreten  wer 
den.  Besonders  aber  möge  der  Churfürst  ihm  auch  des  König? 
von  Frankreich  „endliche  meinung  und  intent,“  wenn  es  ihm 
eröffnet  ist,  mittheilen,  oder  nachdenken,  ob  man  dasselbe  durch 
eine  Gesandtschaft  oder  wie  sonst  ausbringen  soll.  — Datum  Stut- 
garten  den  18.  Januarii  anno  1607. 

Wien  1255.  f,  318.  Cpt. 

Febr.  449.  Christian  Fürst  von  Anhalt  an  Churpfalz. 

1 

Hat  das  Schreiben  des  Churfürsten  vom  19.  Jan.  empfangen.  Die 
Stelle  in  dem  cliurfürstlichen  Schreiben,  welche  der  Wahlfreiheit  der 
Churfürsten  präjudicirt,  kann  vom  Kaiser  und  seinen  Nachfolgern 
sowol,  wie  vom  Papst,  der  es  bestreitet,  dass  die  Wahl  des  romi- 
sehen  Königs  lediglich  bei  den  Churfürsten  stehe,  gegen  deren 
Befugniss  gebraucht  werden.  Der  Kaiser  wird  auf  das  Schreiben 
eine  allgemeine  Vorantwort  geben,  so  dass  die  Churfürsten  nicht 
wissen,  woran  sie  sind,  das  gefährdete  Reich  nicht  gesichert,  der 
Kaiser  aber  durch  der  Churfürsten  Nachgiebigkeit  in  seinem  Vor- 
satz gestärkt  wird.  Deshalb  schlägt  der  Fürst  vor,  der  Churfürst 
möge  dem  Erzbischof  von  Mainz  durch  einen  Gesandten  diese 
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Bedenken  vorstellen  und  statt  des  Schreibens  eine  Gesandtschaft 
au  den  Kaiser  vorschlagen.  Dabei  wäre  auch  zu  fragen,  was  die 
Churfürsten  thun  sollten,  falls  der  Kaiser  sich  nicht  zur  Fest- 
setzung der  Nachfolge  verstehen  wollte.  — Datum  Ambergk  den 
22.  Januarii  a.  1607. 

Münt ben  Staatsarchiv  5473  f.  15.  Eigenh. 

450.  Maria  Leonore  Herzogin  von  Preussen,  Resolu- 
tion auf  die  Werbung  des  churbrandenburgischen 
Gesandten  Dr.  Peter  Müller. 

1.  Für  Neuburg  ist  die  bei  der  Plauener  Tagsatzung  begonnene 
Verhandlung  ein  Mittel  gewesen,  um  das  Recht  der  Herzogin  an 
die  Jülicher  Lande  zu  beeinträchtigen.  Dies  war  nicht  die  geringste 
Ursache,  „den  ratschlag,  so  bei  des  durchleuchtigsten  etc.  Georg 
Friderichen  marggraffen  zue  Brandenburg  etc.  Zeiten  zu  Onoltzbach 
gehalten  und  nach  s.  f.  d.  seligem  absterben  sowol  von  i.  chf.  g. 
als  den  damaligen  Frsenckischen  raeten  approbirt..,  gleichfals 
durch  ein  schreiben  an  i.  chf.  g.  den  1.  April  a.  1604  abgangen, 
ufn  notfal  und  gewisse  verschidne  wege  für  gut  anzusehen.“ 
Einen  gleichen  Rath  hat  auch  Churpfalz  gegeben,  und  Churbranden- 
burg hat  denselben  angenommen.  Nun  wird  Neuburg  sein  Ver- 
fahren schwerlich  ändern.  Und  „je  sawrer  sichs  hochgemelter  her 
pfaltzgraf  bei  den  Jtilischen  raeten,  diese  legation  fast  wieder  aller 
lantsttende  willen  auszubringen,  hat  werden  lassen,  und  anitzo  die 
andere  interessenton  zu  gütlichen  handlunge  gleichsamb  invitirt, 
umb  soviel  mer  achtens  i.  f.  g.  darvor,  man  sich  behutsamb  dis- 
fals  zu  verhalten.“  Nach  einem  vertraulichen  Schreiben  soll  Neu- 
burg gegenwärtig  emsiger  als  je  am  kaiserlichen  Hofe  sollicitiren, 
dass  seinem  Sohne  die  Administration  der  Jülicher  Lande  über- 
tragen werde,  und  soll  er  „nicht  schlechte  Vertröstung  derwegen 
erlangt“  haben.  — Trotzdem,  wenn  man  (etwa  durch  eine  Gesandt- 
schaft) erfährt,  welche  Vorschläge  zur  Güte  der  Herzog  von  Neu- 
burg machen  wird,  so  kann  man  sich  nochmals  zur  Annahme  der 
gütlichen  Handlung,  doch  „one  praejudiz  der  haubtsachen ,“  ent- 
schlossen. Alsdann  wird  Neuburg  die  Jülicher  Räthe  und  Land- 
stände wenigstens  nicht  gegen  die  Brandenburger  aufreizen  können, 
als  hätten  sic  keine  Neigung  zu  verträglicher  Handlung,  Aber 
ehe  man  bestimmter  erfährt,  was  bei  der  gütlichen  Handlung  von 
Neuburg  zu  erwarten  ist,  wären  wol  die  Jülicher  Gesandten  nicht 
zu  beantworten. 1 2.  Hinsichtlich  des  Vertrags  mit  den  Staaten 

scheinen  der  Herzogin  die  angezogenen  Bedenklichkeiten  nicht 
ausreichend  zu  sein,  um  deshalb  die  weitere  Zahlung  der  Gelder 
solange  einzustellen,  bis  die  Bedenken  beseitigt  sind.  Sie  stimmt 
mit  dem  Gutachten  des  Markgrafen  Johann  Sigismund  vom 
20.  öctober  1606  überein.  — Geben  Königsperg  den  31.  Januarii 
a.  1607. 

Berlin  XXXV  a 5.  Orig. 

1 Erst  am  12.  August  antwortete  Churbrandenburg  der  Herzogin: 
er  stimme  mit  ihrer  Resolution  überein,  habe  aber  über  die  darin  be- 
handelten Dinge  erst  das  Gutachten  des  Chf.  Pfalz  in  Gemässheit  seiner 
Vereinigung  mit  ihm  nachsuchen  müssen.  Sobald  dies  einkomme , „und 
wirs  mit  uns  einstimmigk  befinden,  seint  wir  nicht  ■ ungeneigt , eine 
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förderliche  tagefart  zü  der  von  pfaltzgraf  Philips  Ludewigens  i hiebevor 
vorgeschlagenen  guetlichen  handlung  zu  beramen.“  (A.  a 0.) 

Febr.  451.  Buwinkhausen  an  Würtcmberg. 

14 

Der  Churfürst  von  der  Pfalz  hat,  wie  aus  seinem  Schreiben 
erhellt,  den  Plessen  nach  Frankreich  gesandt,  „ein  verschmitzten 
man,  der,  wie  billig  ein  jeder  treuer  diener  thun  sol,  ...  das 
lob  und  den  dank  diser  ganzen  handlung,  wie  hiebevor  solches 
bei  e.  f.  g.  gewesen  und  noch,  an  den  hern  kurfürsten  sein  hern 
zu  ziehen  sich  understehen  wird.  Da  es  dem  Herzog  aber  schon 
seiner  Privatangelegenheiten  wegen  hochwichtig  ist-,  dass  seiu  An- 
sehen beim  König  erhalten,  und  Niemand  ihm  vorgezogen  werde, 
so  möge  er  alsbald  den  Franquemont  wieder  abfertigen  und  dem 
König  seine  Entschliessung  bezüglich  der  Union  mittlicilen.  Schon 
hat  der  König  sich  dem  Franquemont  gegenüber  einigermassen 
verdriesslich  geäussert,  dass  der  Herzog  sein  letztes  die  Union 
betreffendes  Schreiben  noch  nicht  beantwortet  habe.  — Stuttgart 
4.  Februar  1607. 

Wien.  1255  f.  328.  Orig. 

Febr.  452.  Friedrich  IY.  an  Fürst  Christian  von  Anhalt 
17 

Die  Bedenken,  welche  der  Fürst  in  seinem  Schreiben  vom 
1.  Februar  gegen  das  Schreiben  an  den  Kaiser  erhebt,  treffen  auch 
die  Gesandtschaft.  Selbst  die  der  kaiserlichen  Wahlfreiheit  pri- 
judicirliche  Clausel  müsste  in  das  Anbringen  kommen,  weil  Sachscii 
sich  sonst  schwerlich  daran  betheiligen  würde.  Deshalb  wäre  viel- 
mehr ein  andrer  Weg  einzuschiagen,  auf  dem  die  Feststellung  der 
Nachfolge  erreicht  würde,  ohne  dass  man  den  Kaiser  darum  anginge, 
etwa  folgendermassen : Der  Churfürst  und  Mainz  verpflichten  sich 
insgeheim  auf  den  Fall  des  Todes  des  Kaisers  zur  Wahl  eines 
bestimmten  Nachfolgers.  Mainz  sucht  die  geistlichen,  Churpfak 
die  weltlichen  Churfürsten  zur  Verpflichtung  auf  dieselbe  Person 
zu  bewegen.  — Dieser  Vorschlag  wäre  zunächst  an  Mainz  za 
bringen.  — Datum  Heidelberg  den  7.  Februarii  a.  1607. 

Mflnchen  Staatsarchiv  547/3  f.  58.  Cpt. 

März  453.  Dr.  Croll  an  Fürst  Christian  von  Anhalt. 

4 

Audienz  bei  Rosenberg  am  25.  Februar.  Croll  führte  das 
Gesuch  um  Geld  aus,  „touchant  la  demande  du  sr.  conte  1 avec 
plusieurs  marginalibus  et  circumstantiis  addita  etiam  Stimuli  loco 
regis  Galliarum  et  operationis  primae  2 nostrae  assistentia;  et 
autorisois  de  tel  fa^on  le  sr.  conte  par  la  correspondance  de  tous 
les  grands  de  l’Europe,  item  en  quel  respect  et  autorit£  led.  sign. 
Pierre  3 estoit  chez  s.  a.  par  la  recommandation  de  mr.  son  fils,  * 
item  quod  in  omnem  fortunae  et  belli  eventum  led.  sr.  Pierre 
habuisset  ibi,  ad  excellcntiam  Mommoranciae  et  Bullonaei  asylnrc 
seu  portum  quietum.  Summa  omnia  de  quibus  a dicto  secretario* 
instructus,  et  quae  postea  mens  fidelis  et  debita  mea  erga  d.  comiten; 
affectio  ßuggerebat,  adhibebantur  tum  temporis  (habito  tarnen  decoro)« 
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omnia  non  sine  magna  satisfactione  Petri.“  (Weiterer  Bericht  über 
das  Geldgeschäft.  Es  ist  ein  Geschenk  von  10,000  Thl.  erlangt.) 6 
— 4.  Martii  loco  solito  a.  1607. 

Bernbarg.  I F 1;  226  f.  29. 

4  Anhalt. 

2 Churpfalz. 

3 Rosenberg. 

4 Anhalt  nennt  sich  Rosenberg’s  ‘Sohn.* 

5 Hock  aus  Zweibrücken,  „conseiller,  et  secretaire  et  factotum  dud. 
sr.  Pierre.“ 

6 Am  28  Februar  schreibt  Rosenberg  an  Anhalt:  Des  Fürsten  Arzt 
Oswald  Groll  hat  die  ihm  aufgetragene  Werbung  abgelegt  und  „zugleich 
nnß  e.  1.  anliegcn  eröfnet.“  Rosenberg  wird  darauf  einen  seiner  ver- 
trautesten Räthe  au  den  Fürsten  abordnen  „und  beneben  unß  gegen  e.  1. 
als  ein  treuen  freunt  und  vattern  erzeigen;  den  wir  ja  in  diesem  leben 
billich  einander  reciproce  mit  rat  und  that  beizuspringen;  gentzlichen 
hiergegen  uns  getröstent,  die  werden  uns  in  . . . churfurst  Friderichen 
pfalzgraven  und  e.  11.  freundschaft  erhalten  und  unsern  abgesanten  rat 
naher  Heidelberg  unbeschwert  persönlich  begleitten.“  (A.  a.  0.  f.  34.) 

454.  Brcderode  an  Albert  Grafen  von  Solms. 

In  Berlin,  wo  Brcderode  den  Churftirstcn  von  Brandenburg 
und  Markgrafen  Johann  Sigismund  glücklicher  Weise  zusammen 
traf,  erklärte  der  Churfürst  auf  seine  Werbung  1 sofort,  man  müsse 
den  Staaten  zu  helfen  suchen.  Da  der  Markgraf  aber  merkte, 
dass  der  Kanzler  und  Wallenfels  dies  zu  hintertreiben  suchten, 
und  der  Herr  v.  Reidt  nach  Preussen  geschickt  war,  so  bat  der 
Markgraf  seinen  Vater,  die  Resolution  nicht  zu  übereilen,  sondern 
erst  den  Adam  von  Putlitz  — derselbe  war  vor  einiger  Zeit  beim 
Churfürsten  in  Ungnade  gefallen,  seit  einigen  Monaten  aber  in 
des  Markgrafen  Dienste  berufen  — zu  den  Berathungen  herbei- 
zurufen.  Hierdurch  erhielt  Brcderode  erst  11  Tage  nach  seiner 
Ankunft,  am  9.  März,  die  Resolution,  in  der  der  Churfürst  für 
das  laufende  Jahr  eine  bedeutende,  in  6 — 7 Wochen  zu  benennende 
Geldsumme  versprach.  Die  Summe  ist  deshalb  nicht  bestimmt, 
weil  man  auf  den  Beistand  der  Herzogin  von  Preussen  hofft,  um 
sie  bis  auf  100,000  fl.  zu  bringen.  1 2 Man  verdankt  diese  günstige 
Entscheidung  hauptsächlich  dem  Markgrafen  und  Putlitz;  ihnen 
schloss  Wallenfels  sich  an,  als  sich  die  Wagschale  nach  deren 
Seite  neigte.  Man  drang  bei  Brederode  auf  einen  Aufschluss  über 
die  Entscheidung  des  Churfürsten  von  der  Pfalz,  da  diese  auf  die 
brandenburgische  Erklärung  wegen  der  Höhe  der  Summe  vortheil- 
haft  einwirken  werde.  Brcderode  gab  darauf  allgemeine  Antworten, 
bittet  aber,  dass  dieselbe  befördert  und  dem  Churfürsten  von 
Brandenburg  mitgetheilt  werde.  Brederode  reist  gegenwärtig  nach 
Wolfenbüttel  und  Cassel.  4 — De  Sigeser  (?)  ce  2.  Mars  1607. 

München  Staatsarchiv  323,3  f.  24.  Cop. 

i Churpfalz  hatte  dieselbe  in  einem  Schreiben  an  Churbrandenburg 
befürwortet.  (Jan.  9.  M.  pf.  102/2  f.  123.) 

Am  10.  März  schreibt  Johann  Sigismund  an  den  Herrn  v.  Reidt: 
die  churfürstlichen  Räthe  seien  für  die  Erlegung  von  25, 000,  Wallen- 
fels für  30,000  fl.  (oder  Thaler?),  ihm  (dem  Markgrafen)  aber  scheine 
diese  Summe,  nachdem  Andre  sich  ziemlich  stark  angegriffen  haben, 
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und  in  „betrachtung  unser  capitulation“  sowie  des  besonderu  Interesses 
„ser  verächtlich“  zu  sein.  Da  das  Geld  aus  Preussen  genommen  werden 
solle,  so  möge  Reidt  die  Sache  bei  der  II.  Marie  Leonore  dahin  beför- 
dern, dass  die  Summe  wo  möglich  auf  100,000  fl.  erhöht  und  gleich  von 
Preussen  nach  Holland  geschickt  werde,  „damit,  wan  es  sol  hieher  ge- 
langen, es  am  gewicht  nicht  etwas  verlieren  möchte.“  (B.  XXXV  c 30.) 

14  Reichard  Beier  schreibt  am  8.  April  an  Reidt:  „Wegen  des  geldes 
steckt  m.  g b.  abermal,  und  hat  in.  g.  h.  gegen  dem  Brederodio  sich 
erklerct:  weil  er  alle  Zuflucht  zu  im  gehabt,  das  werk  zu  befördern,  so 
gehet  die  resolution  dahin,  das  gewiß  etwas  solte  erfolgen.  Und  obwol 
es  ein  geringes,  das  chf.  g.  bewilligt,  so  ist  es  doch  nur  ein  extraordi- 
narium,  und  geben  andere  clitir-  und  fürsten  dergleichen.  Hat  mit  unser 
handlung  nichts  zu  thuen;  wird  also  so  ein  grewlicher  faut  begangen, 
alß  niemals  geschehen.  Wil  auch  nunrner  alle  correspondentz  einstellen, 
und  wil  sehen,  das  ich  ein  weib  neme;  den  außerhalb  landes  scheme 
ich  mich,  mer  zu  kommen.  (B.  XXXV  c 20.) 

* Vor  seiner  Ankunft  in  Berlin  war  Brederode  in  Dessau  gewesen 
wo  der  F.  Johann  Georg  sich  mit  seiner  und  seiner  Brüder  augenblick- 
licher Mittellosigkeit  entschuldigte,  übrigens  versprach,  mit  seinen  Brü- 
dern zu  beratschlagen,  ob  eine  kleine  Hülfe  geleistet  werden  könne 
(Brederode  an  Anspach  März  12.  B.  Unionsacta  ad  tom.  IV)  Der 
II.  Braunschweig  ertheilte  dem  Brederode  keine  persönliche  Audienz 
und  zögerte  mit  Ertheilung  seiner  Resolution,  so  dass  der  Gesandte  auf 
das  Versprechen,  man  werde  ihm  dieselbe  nachsenden,  weiter  nach  Cassel 
reiste.  (I)ers.  an  denselben.  April  7.  A.  a.  0.)  lieber  des  Lgr.  Moritz 
Erklärung  (13.  Mai)  vgl.  Rommel  VII  S.  273  Anm.  lieber  des  Lgr. 
Moritz  Unwillen  gegen  die  Staaten  vgl.  Jcannin  an  Villeroy.  1607 
Aug.  17.  (Jeanuin,  negotiations  (Michaud,  collection  des  memoire*) 
S.  138.) 

455.  Mar  ie  Leonore  Herzogin  von  Preussen  an  den 
Markgrafen  Johann  Sigismund. 

Ueber  die  Werbung  des  Gesandten  der  Staaten  hat  auch  der 
Churfürst  von  Brandenburg  an  die  Herzogin  geschrieben ; derselbe 
hat  in  derselben  Sache  die  Oberräthe  in  Königsberg  um  eine  Summe 
Geldes  angegangen,  die  aber  bei  weitem  geringer  ist  als  die,  welche 
der  Markgraf  in  seinem  Schreiben  angiebt.  Die  Oberräthe  haben 
schon  geantwortet,  dass  die  erschöpfte  Kammer  die  verlangte 
Summe  nicht  auszahlen  könne.  — Datum  Königsperg  den  14.  Martii 
anno  1607. 

P.  s.  (Eigenhändig)  Nachdem  des  Markgrafen  Vater  „form 
jar  hundert  tausent  und  14000  fl.  mit  sich  von  hinnen  genommen,“ 
und  alle  Jahre  Geldsummen  nach  Polen  geschickt  werden  müssen, 
ist  die  Kammer,  wie  der  Markgraf  wohl  weiss,  ganz  entblösst, 
und  ist  nicht  abzusehen,  wie  die  Regierung,  wenn  das  so  fortgeht, 
sich  halten  kann.  Dass  Brandenburg  also  das  Geld  aus  der 
prcussischen  Kammer  nimmt,  ist  in  Preussen  und  beim  vorig* 
jährigen  Rocosz  in  Polen  besprochen  und  wird  des  Markgrafen 
und  seines  Vaters  preussisebe  Succession  wenig  befördern.  Der 
Markgraf  möge  daher  von  seiuer  unbilligen  und  unerfüllbaren 
Gcldforderung  abstehen,  auch  sich  bei  seinem  Vater  verwenden, 
dass  er  der  preussischen  Regierung  nicht  mehr  solche  Lasten 
aufbürdc. 

Berlin  XXXV  a 5.  Orig. 
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456.  Christi a^n  Fürst  von  Anhalt  an  Markgraf  Joachim 

Ernst  von  Anspach. 

Bevorstehende  Ankunft  Lansacs.  — l'lan  der  beiden  Fürsten.  — Befehls- 
haber, die  in  Bestallung  zu  nehmen  sind.  — Vertheilung  des  Gewinns 

des  beabsichtigten  Unternehmens. 

Mr.  mon  cousin  et  frere.  — Yous  aurez  aussitost  que  ccstc  ci 
le  sr.  de  Lansac  avec  mcs  lettres  et  memoires  1 . . . Si  nous  ne 
menagerons  pas  bien  lc  temps,  il  est  a craindrc  que  la  perte  dud. 
temps  rendra  nostre  desscing  2 inutile  ou  impossiblc;  et  sans  les 
circoinstances  que  mr.  de  Plessen  apportera  il  est  quasi  impossible 
de  pendre  fondamentalles  resolutions  pour  l’argent  et  nos  pais, 
joiut  l’observation  generale  de  Testat  du  Pais-bas,  ce  que  je  n’ose 
dire  a mr.  de  Lansac. 

Um  Helmstätters  für  jedes  Begebniss  gewiss  zu  sein,  sollte  der 
Markgraf  zeitig  mit  ihm  capituliren.  Graf  Friedrich  von  Solms  soll 
sich  eher  in  spanische,  als  in  gar  keine  Dienste  begeben  wollen.  Der 
Markgraf  möge  ihn  bitten,  dass  er  vor  Annahme  einer  Capitulation  sich 
erst  mit  ihm  besprechen  wolle,  denn  es  gäben  vielleicht  bessere  Gelegen- 
heiten für  ihn. 

J’ay  touche  aussy  au  dent  a mr.  de  Lansac  touchant  le  droit 

d’advis.  Il  s’est  laisse  eschapper  qu’il  luy  falloit  faire  de  la 

depence,  qu’cn  soy  mesine  estoyt  fort  raisonnable,  qu’il  avoyt  faict 

desia  grandes  promesscs,  en  cas  que  la  France  se  mesleroyt. 

Remetteroyt  touttefois  a nous,  si  son  droict  d’advis  debvoyt  estre 

lc  cinquiesme,  sixiesme  ou  dixiesme  parti.  Quant  a moy,  je  s^ay 

que  le  droict  ordinairc  d’advis  eil  France  est  le  20.  denier.  Si 

cela  luy  sembloyet  trop  peu,  il  falloyet  Tessayer  avec  16.  denier, 

et  je  pense  qu’il  se  debvoyct  contenter,  touttefois  que  la  depense 

faitte  pour  l’expcdition  et  Testat  de  la  guerre  avec  les  donatifs 

aux  soldats  en  debvoyet  estre  entierement  rabattu  du  premier  ct 

devant  touttes  choses,  et  que  du  residu  il  auroyt  le  16.  denier, 

• 

ccst  a dirc  de  100  mille  livres  6250  livres  et  de  chacquc  million 
susd.  62,500  livres.  Remettnnt  aussy  a vous,  s’il  luy  fauldra 
permettre  une  lev4e  de  deux  jusques  a trois  mille  Francois.  Ainsi 
scra-il  aussy  nccessaire  de  convenir  avec  le  collonel  Fuchs  tant 
poar  son  cstat  que  la  participation,  chose  necessaire  laquelle  ne 
fault  point  estre  remise  au  dernier.  Voyla  ce  que  je  vous  ay 
bien  voulu  communiquer  etc.  — A Heidelb.  ce  15.  de  Mars  1G07. 

P.  s. . . . Quant  a la  participation  . . mon  projet  est  qu’apres 
la  defalcation  de  la  depence  et  des  donatifs  il  falloyet  laisser: 
1.  le  dixieme  denier  pour  le  public  affin  de  pouvoir  taut  mieulx 
continucr  la  guerre,  2.  du  reste  le  16.  denier  a mr.  Lansac,  3.  du 
reste  lc  20.  denier  a mr.  Fuchs,  4.  et  s’il  vous  plaisoyt  partager 
le  reste  en  deux  esgalement  avec  condition  entre  nous  que  chaque 
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456.  debvoyt  donner  les  dixmes  de  sa  quotc  ad  pias  causas 

Encores  qu’on  doybt  prendre  preraierement  Tours,  devant  que 
de  vendre  la  peau,  si  est  ce  un  point  necessaire  d’eviter  la  dis- 
cordc,  affin  de  prendre  tant  miculx  jointement  led.  ours. 

Berlin.  Unionsacta  ad  tom.  IV.  Eigonh. 

1 Am  7.  Januar  schreibt  Anhalt  an  Anspach:  „Je  pense  que  viendra 
bientost  un  certain  personnage  envers  votis  qui  s’appelle  Landsack  Ost 
un  homme  que  je  m’asseure  vous  admirerez.  En  cas  que  viendroit,  voni 
le  ferez  attendre  a Anspach  pour  lui  envoyer  vostre  resolution.  (B.  Uni- 
onsacta tom.  LX.)  Am  18.  März  schreibt  Anhalt  an  denselben:  „Mr.de 
Landsack  a *dcs  nouvelles  propositions  selon  Thumcur  de  sa  nation  II 
aymeroyt  fort  l’entremise  du  roy,  il  craint  que  le  temps  nous  passera 
trop  tost.  Je  me  retireray  avcc  lui  quelques  jours  vers  Darmstad  pour 
vaquer  a sa  consultation.“  Lansac  soll  in  12  Tagen  zum  Mgr.  Anspad 
kommen  „et  vous  faire  entendre  nos  conceptions,  affin  que  soyons  Laar 
plus  tost  prests  de  nous  resouldre  en  venant  ensemble.“ 

2 Ueber  diesen  Plan  giebt  Auskunft  ein  undatirtes  Gutachten,  ge- 
richtet an  einen  Fürsten,  der  als  einer  der  beiden  fürstlichen  Bruder 
bezeichnet  wird,  denen  Anhalt  seine  Werbung  hinsichtlich  der  Uniot 
vortrug  und  die  Unionsacte  vorlegtc,  d.  h.  an  den  Mgr.  Anspach,  nad 
dem  derselbe  den  Conferenzcn  auf  der  Plassonburg  (n.  442)  beigewobtt 
hatte.  Nach  Bemerkungen  über  die  Unionsacte  fahrt  das  Gutachten  aber 
folgendermasscn  fort:  „Fürs  ander  hat  furst  Christians  f.  g.  weiblich  asd 
verstendig  proponirt,  das  solche  unio  und  zusamensetzung,  weil  sie  inson- 
derheit also  in  der  eng  und  secreto  tractirt  werden  muß,  an  im  selbst«, 
soviel  als  nichts,  darzue  die  summa,  solches  vorgesetztes  intent  nnt 
diser  union  zu  erlangen,  gantz  schlecht  ....  Ub  sie  schon,  wie  ni* 
zu  zweifeln,  sich  je  mer  und  mer  augmentiren  wirt,  so  kan  doch  solche? 
nit  in  solcher  schnellichkeit  besehehen,  das  diejenigen,  so  es  angestiftet 
und  treiben,  selbsten  möchten  dergestalt  volfiren,  das  dem  werck  ein 
völliges  benugen  beschehe.  Derowegen  dib  unionswesen  mer  anden 
nationen  in  cervel  zu  stehen  machen,  als  in  effectu  sein  wurt.  Dair:t 
aber  i.  f.  g nochmalen  dero  löblich  intent  haben  beweisen  wollen,  seist 
derselben,  wie  sie  es  vermeldet,  etliche  mittel  vorgefyllen,  so  sie  zur 
wolfart  gemeines  nutzens  und  vatterlants  ser  dienlich  finden,  welch« 
dan  c.  f.  g.  bekant  sein.“  Die  Ausführung  dieser  Vorschläge  scheint  aber 
eben  so  schwierig  als  nützlich  und  rühmlich  zu  sein.  Darum  soll« 
folgende  Bedenken  in  Erinnerung  gebracht  werden:  „1.  Erstlich  wnr; 
das  gelt  von  der  unionssumma  genomen  werden  müssen,  die  das  erste 
jar,  sonderlich  wans  uf  den  herbst  solt  gericht  werden,  nit  so  hoch  wurt 
tragen  können,  weil  die  termin  kurtz  uf  einander  fallen.  So  ist  ge- 
breuchlich,  das  man  dem  volck  ein  monat  uf  die  hant  und  ein  andres 
uf  die  schif  mitgibt,  oder  sie  werden  nit  fort  wollen.  Zu  deme  kau 
das  Teutsche  kriegsvolck  under  3 monat  nit  besteh  werden.  2.  Pie  zeä 
der  Werbung  ist  ser  unbequemb;  den  das  volck  jetz  verlauft.  Sollen  3ic 
ufgehalten  werden,  mag  es  nit  secret  bleiben,  kan  auch  sonder  unkosi« 
nit  abgen.  3.  Es  mub  uf  ein  jar  profiand  auf  den  schiffen  sein,  sonder- 
lich weil  die  zufuren  im  lant  nbgesclinitten,  uf  dem  wasser  der  wint 
(herrscht),  fornemblich  aber  das  nit  schif  genug,  so  in  diseni  wasser 
scgelen  mögen,  vorhanden.  Das  muß  bezalt  sein.“  4.  Gleiche  Schwierig- 
keiten, wie  beim  Proviant,  walten  hinsichtlich  der  Munition  ob  5.  .,P!f 
groste  Verhinderung  weren  die  schif  sein;  den  wie  lang  hat  Spania  aa 
seiner  armada  a.  88  zugericht.  Die  Staden  musten  wegen  der  schif  die 
Westindianisch  reis  ansten  lassen.  Obwol  ein  Überschuss  schif  in  Hollaut 
kan  doch  kein  schmacksegel,  deren  die  meisten  sein,  in  diser  see  lauf« 
Es  müssen  grosse  schif  sein;  wan  300  Soldaten  one  die  boßknecht  dar- 
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*uf  sein,  wer  über  50schif  vor  fußvolck;  jetz  cavaglaria,  munltion,  deren 
nit  ein  geringe  summa  sein  muß;  dan  das  magazin  muß  mitgen.  Wolte 
man  dan  passagoschif  nemen,  ist  sich  zu  befaren,  das,  weil  das  werck 
langsam , dahero  es  nit  Stil  mag  gehalten  werden,  das  Spania  zweifeln 
werde,  es  gehe  in  die  Indien , und  die  angefangene  armada  verfertigen 
lassen,  daher  ein  combat  zur  see.  Ist  man  nun  mit  kriegsschiffen  nit 
versehen,  ist  in  warheit  die  victoria  zweiflich ; zu  dem  ist  new  volck  und 
also  das  der  see  gantz  nit  gewont.  Exemplum  konig  auß  Polen  mit  den 
Heiducken.**  6.  Die  Truppen  können  nicht  von  einer  Station  allein  ge- 
worben, die  Schiffe  nicht  an  einem  Ort  genommen  werden.  Strömt  dann 
die  ganze  Menge  an  einem  Rendez-vous  zusammen,  so  dürfte  der  Anschlag 
entdeckt  werden,  schifft  man  sich  in  verschiedenen  Ländern  ein,  so  ist 
das  Zusammentreffen  des  Windes  wegen  eine  missliche  Sache.  7.  Man 
muss  ferner  wissen,  „ob  wol  in  den  hoffen  zu  komen,  waß  for  wachtschif 
darvor  ligen,  die  one  zweifei  jetz,  wegen  das  die  Staden  wider  uf  die 
costa  komen,  gemert  sein.  8.  Ob  viel  schif  uf  der  rivierc  ligen  und  ob 
sic  vom  lant  beschossen  werden  mögen  uf  einer  oder  bede  seitten. 
9.  Ob  neben  der  riviere  am  lant  anzusetzen,  und  fuß  alda  genommen 
werden  möge.  10.  Ob  underhalb  der  stat  eine  bruck  über  die  riviere 
mög  geschlagen  werden.  11.  Ob  trucken  oder  naß  lant  umb  die  stat.“ 
12  Soll  man,  wenn  der  Anschlag  fehl  schlägt,  einfach  zurück  ziehen 
oder  Weiteres  versuchen?  Hat  man  Geld  zur  längern  Unterhaltung  der 
Truppen?  13.  Man  hüte  sich,  dass  nicht  Spanien  sich  mit  dem  Kaiser 
verständige,  oder  unter  anderm  Vorwand  während  des  Unternehmens  dein 
Markgrafen  in’s  Land  falle.  „Dan  die  benachbarten,  sonderlich  die  reichs- 
stffit,  sofer  sie  noch  nit  in  die  union  komen,  wurdens  hart  urgiren. 
E f.  g.  creditoren  wurden  . . instigirt  zur  verfolg  werden.  Die  lehen 
sein  noch  nit  entpfangen;  es  dörft  sequestratores  geben.  E.  f.  g.  kennen 
ir  regirung  mit  der  lantschaft ; ist  noch  nit  accordirt,  das  ausser  lants 
nit  geschehen  mag.“  Ob  dann  die  Unirten  helfen  würden,  ist  zu  bezwei- 
feln, „weil  es  so  weit  entlegen,  insonderheit  wan  es  inen  nit  zuvor  ange- 
meldet.“ Ein  Einfall  aus  den  spanischen  Niederlanden  wäre  um  so 
leichter  zu  bewerkstelligen,  „weil  es  in  winters  Zeiten,  das  dosclbsten 
nicht  viel  zu  verrichten.“  Kämen  dann  auch  Hülfstruppen  aus  Holland, 
so  würden  sie  das  Land  mehr  verwüsten  als  beschützen.  (Bg.  VI 
U 22  f.  18.) 

457.  Memorial,  betreffend  die  Zusammenkunft  der 
Churfürsten  von  Mainz  und  Pfalz.1 

Churpfalz  hat  dem  Erzbischof  zu  erklären:  'sein  Plan  gehe 
nach  wie  vor  dahin,  dass  man  sich  zeitig  über  den  Nachfolger  des 
Kaisers  vergleiche.  Dieser  Zweck  werde  weder  durch  das  Schreiben 
noch  durch  eine  Gesandtschaft  der  Churfürsten  an  den  Kaiser 
erreicht  werden.  Darum  habe  Churpfalz  statt  jener  Mittel  auf 
folgendes  gedacht:  (Vorschlag  wie  in  dem  Schreiben  an  Anhalt 
vom  17.  Febr.)  Ehe  man  aber  demgemäss  beiderseits  bestimmte 
Personen  zur  Nachfolge  Vorschläge,  möge  man  sich  gegenseitig 
reversiren,  dass  die  Vorschläge  jedenfalls  geheim  zu  halten  seien. 
Einigen  sich  dann  beide  Churfürsten  über  eine  Person,  so  legt 
Churpfalz  dem  Erzbischof  das  Formular  eines  demzufolge  abzu- 
schliessenden  Vertrags  vor.  Bei  dieser  Angelegenheit  dürfte  Mainz 
anregen,  dass  dem  Erzherzog  Maximilian  der  Mangel  eines  Erb- 
landes im  Wege  sei.  Darauf  kann  man  erwidern,  die  Primogenitur 
möchte  durch  östreichische  Familienverträge  bestimmt  sein,  aber 
es  frage  sich,  ob  diese  unanfechtbar  seien.  Steiermark  etc.  sei  ja 
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auch  abgetheilt  von  den  Oestreicher  Landen.  Erfahre  Maximilian 
etwas  von  seinen  Aussichten,  so  werde  er  von  den  Erblanden 
etwas  zu  bekommen  suchen  oder  andre  Mittel  vorschlagen.  Ungarn 
und  Böhmen  dürften  sich  ',,uf  solchen  fal  auch  desto  leichter  an 
i.  f.  d.  ergeben.“  Derselbe  habe  auch  schon  ein  Einkommen  als 
Deutschmeister,  und  je  nachdem  er  sich  künftig  gegen  die  Stände 
bezeigte,  würden  sich  diese  auch  gebührlich  gegen  ihn  erweisen.  — O.D. 

München  Staatsarchiv  547/3  f.  114.  Cpt. 

l Am  9.  März  schreibt  Churmainz  an  Chf.  Friedrich:  Da  er  (Chur- 
pfalz) sich  über  einen  andern  Mittelweg  statt  des  zu  Fulda  bedachten 
Schreibens  an  den  Kaiser  hinsichtlich  der  Succession  mit  ihm  zu  be- 
sprechen wünsche,  so  erbiete  er  sich,  gegen  Mitfasten  nach  einem  vom 
Churfürsten  zu  bestimmenden  Ort  zwischen  Heidelberg  und  Mainz  sich  zu 
verfügen.  (A.  a.  0.  f.  63.)  Darauf  ersucht  Churpfalz  am  16.  März  den 
Erzbischof,  er  möge  ihn  am  27.  März  in  Neuenschloss  besuchen,  (f.  6*2) 


März  458.  Revers  zwischen  Churmainz  und  Churpfalz. 

28 

Nach  persönlicher  Unterredung  haben  die  beiden  Churfürsten 
sich  verbunden,  .folgender,  unter  ihnen  allein  genannter  und  von 
ihnen  eigenhändig  in  dies  Aktenstück  nachträglich  eingeschriebenen 

Person im  Falle,  dass  der  Kaiser  stirbt,  ihre  Wahlstimmen 

zu  geben.  Mainz  sucht  die  geistlichen,  Churpfalz  die  weltlichen 
Churfürsten  zum  Abschluss  eines  gleichen  Vertrages  zu  bewegen. 
Für  den  Fall,  dass  dies  bei  allen,  oder  doch  den  meisten  Chur 
fürsten  erreicht  wird,  „versprechen  wir  unß  hiemit,  ferner  dieselbe 
person  nit  zu  endern.“  Stirbt  diese  Person  vor  dem  Kaiser,  so 
werden  die  beiden  Churftirsten  über  eine  andere  Person  einen 
Vertrag  gleich  dem  vorliegenden  abschliessen  und  darüber  mit  den 
andern  Chnrfürsten,  wie  eben  bestimmt  ist,  verhandeln.  — Der 
Vertrag  und  die  daran  geknüpften  Verhandlungen  bleiben  Geheim- 
niss  der  Churfürsten  und  der  wenigen  dazu  gezogenen  geheimsten 
Käthe, 1 die  sie  sich  gegenseitig  namhaft  machen  und  besonders 
zur  Geheimhaltung  verpflichten.  — So  geschehen  zum  Newenschlo6 
den  jf.  Martii  im  jar  1607. 

München  Staatsarchiv  547,3  f.  107.  Cpt. 

1 Es  sind  (nach  einer  Notiz  f.  109)  der  Mainzer  Grosshofm.  Kasp 
v.  Elz  und  Kanzler  Philipp  Faust,  der  churpfälz.  Grosshofm.  Albert  Gr. 
Solms  und  Kanzler  v.  d.  Grün,  desgleichen  Christian  F.  Anhalt. 


April 
4 ' 


459.  Christian  F ü r s t von  Anhalt  an  Anspach. 

„Je  plains  chaque  heurc  que  je  pers  icy  pour  ne  pouvoir 
vaquer  aux  considörations  de  nostre  conseil  forin£,  1 esperant  que 
vous  meurerez  de  la  toutes  choses,  en  sorte  qu’a  mon  arrivöe  il 
ne  fauldra  que  d’en  cueillir  les  fruicts.“  Ein  Brief  Billerbecks 
bringt  die  widersprechenden  Nachrichten,  dass  der  Waffenstillstand 
in  den  Niederlanden  auf  8 Monate  abgeschlossen  sei,  und  dass  die 
Flotte  der  Staaten  zum  Abgang  nach  Spanien  bereit  sei.  „Ce$ 
deux  points  . . m’ont  mis  un  poux  daus  l’oreille  et  peult  estre 
vous  feront  le  mesme  ...  Si  je  ne  viens  dev  aut  Pasques  vers 
nos  quartiers,  mes  dix  milles  thalers,  dont  je  vous  ay  parle  der 
nierement,  seront  en  proye.“  — A Heidelb.  ce  25.  de  Mars  1607. 

Berlin  Unioasacta  ad  tom.  IY.  Eigcnh. 
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1 Vgl.  n 456.  Am  1.  April  schreibt  Anhalt  an  Anspach:  man  er- 
warte stündlich  die  Rückkehr  Plessens.  „Pour  le  15.  article  je  crois 
certes  qu’il  fauldra  bientost  faire  ouverture  au  roy  par  des  causes  que 
je  vous  deduiray  en  presence,  et  surtout  que  je  crois,  que  nous  gagne- 
rons  par  ce  moyen  force  occasion  du  temps  et  de  depence,  qu’aultrement 
nous  coustera  plus  eher,  car  il  ine  semble,  que  pour  le  9.  article  on 
dovbt  aviser  que  le  passage  par  France  sera  beaucoup  plus  commode, 
mais  il  fault  traitter  pour  cela  pour  en  tirer  le  consentement  du  roy. 

Le  conte  Guillaulme  s’est  excuse,  de  sorte  que  je  n’ay  pas  eu  l’occasion 
de  lui  parier.  Je  hasteray  mon  retour  le  mieulx  que  me  sera  possible.“ 

(A.  a.  ÖJ  Der  am  Ende  dieses  Schreibens  erwähnte  Versuch,  mit  dem 
Grafen  Wilhelm  Ludwig  von  Nassau  anzuknüpfen,  wurde  von  F.  Christian 
am  15.  April  erneuert,  (au  Gr.  Wilh.  Ludwig.  Green  v.  Pr.  archives  II 
2 S.  382.) 

460.  Friedrich  IV.  an  Churbrandenburg.  April 

14 

Der  Churfürst  übersendet  2 Schreiben  des  Königs  von  Frank- 
reich an  Churbrandenburg  und  an  den  Markgrafen  Johann  Sigismund, 
welche  sein  Gesandter  Plessen  mitgebracht  hat. 1 In  den  bewussten 
Sachen,  welche  Anhalt  im  vorigen  Jahr  bei  Churbrandenburg  an- 
gebracht, hat  Plessen  den  König  zu  der  Erklärung  gebracht,  dass 
er  nicht  2 3,  sondern  die  gleiche  Summe  mit  sämmtlichen  Corre- 
spondirenden  erlegen  wolle.  Dies  und  die  gefährlichen  Zeiten 
sollten  die  von  Churpfalz  der  Vereinigung  wegen  angegangenen 
Stände  zu  sofortiger  willfähriger  Erklärung  bewegen,  und  möge 
Churbrandenburg  eine  solche  nunmehr  abgeben.  — Datum  Heidel- 
berg den  4.  Aprilis  a.  1607. 

P.  s.  Frankreich  wünscht,  dass  der  gütliche  Vergleich  in  der 
Jülicher  Sache  befördert  werde.  2 Churbrandenburg  möge  den  Er- 
folg seiner  auf  das  vorigjährige  Anbringen  Anhalts  versprochenen 
Communication  mit  der  Herzogin  von  Preussen  und  seine  eigene 
Ansicht  in  dieser  Sache  mittheilen,  damit  Churpfalz  es  dem  König 
berichten  könne.  Der  König  ist  bereit,  bei  der  gütlichen  Hand- 
lang durch  Schreiben  und,  wenn  nöthig,  durch  Sckickung  sein 
Bestes  zu  thun.  — Signatum  ut  in  literis  deu  4.  Aprilis  1607. 

München  Staatsarchiv  pf.  9*3  f.  S5.  Cpt. 

1 In  dem  Schreiben  an  Churbrandenburg  (29.  März)  ermahnt  König 
Heinrich  den  Churfürsten,  er  möge  das  Zustandekommen  der  Union, 
durch  welche  die  deutsche  Freiheit  allein  erhalten,  und  Brandenburgs 
Jülicher  Ansprüche  begünstigt  werden  können,  befördern.  (B.  XXXV 
a 2.)  Vgl.  die  Schreiben  von  Heinrich  und  Puisieux  an  Würteraberg 
and  Churpfalz  vom  12.  und  15.  März.  (J.  M.  Schmidt,  Gesch.  der 
Deutschen.  Ulm  1786.  VII  S.  170,  171.  Lettres  miss,  de  Henri  IV. 

B.  VII  S.  130.) 

2 Zu  gleicher  Zeit  nahm  Heinrich  IV.  sich  auch  der  preussischen 
Angelegenheiten  Brandenburgs  an.  (Vgl.  die  Briefe  in  den  Lettres  mis- 
sives  VII  S.  209,  210.)  Er  hatte  sich  in  denselben  schon  im  Jahr  1603 
für  Brandenburg  verwendet.  (Heinrich  IV.  an  Lgr.  Moritz.  1603  Jan.  12. 

Rommel,  correspondance  S.  97.  Churbrandenburg  an  Bongars.  1603 
April  24.  Ders.  an  denselben.  1604  Nov.  27.  Bongarsi  et  Lingelshemi 
epist.  S.  327,  329.) 
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Friedrich  IY.  an  den  Grosshofmeister  Grafen 
Albrecht  von  Solms. 


Churmainz  hat  den  Churfürsten  von  Cöln  um  Bestimmung  einer 
Zusammenkunft  gebeten,  um  mit  ihm  über  die  mit  Churpfalz  in 
Neuenschloss  besprochne  Angelegenheit  zu  handeln. 1 Da  man  bei 
Qhurcöln  aus  dem  Grafen  bekannten  Gründen  behutsam  verfahren 
muss,  so  möchte  Churpfalz  dem  Erzbischof  von  Mainz  Anleitung 
geben,  wie  er  in  seinen  Eröffnungen  stufenweise  zu  gehen  und 
besonders  den  mit  ihm  (Churpfalz)  geschlossenen  Vergleich  nicht 
zu  früh  zu  entdecken  habe.  Zu  dem  Zweck  hat  er  eine  Instruction, 
wie  er  mit  Churbrandenburg  verhandeln  will,  verfassen  lassen, 
welche  der  Graf,  der  baldigst  nach  Mainz  reisen  soll,  dem  Erz- 
bischof überreichen  wird,  2 mit  der  Bitte,  sein  Gutachten  darüber 
zu  geben.  — Datum  Heidelberg  den  6.  Aprilis  a.  1607. 

München  Staatsarchiv  547/3  f.  134.  Orig. 

1 Am  2.  Mai  schreibt  der  Erzb.  Mainz  au  Churpfalz,  er  werde  am 
10.  Mai  der  bewussten  Sachen  wegen  zu  den  Churfürsten  you  Cöln  und 
Trier  reisen,  (a.  a.  0.  f.  144.) 

2 Am  3.  Mai  berichtet  der  Gr.  Solms  Beinern  Herrn : er  habe  in  einer 
Privataudienz  dem  Erzbischof  die  Instruction  überreicht  Am  folgenden 
Morgen  habe  der  Erzbischof  seine  ebenso  wie  die  Instruction  „gradatim“ 
abgefasste  Proposition,  die  er  Churcöln  und  Trier,  aber  aus  Behutsamkeit 
jedem  abgesondert,  machen  wolle,  vorgelesen.  Dann  habe  er  bemerkt, 
dass  Cöln  schon  vor  einem  Jahr  Gedanken  gehegt  habe,  wie  gegenwärtig 
Churpfalz  und  er,  ferner,  dass  man  aus  verschiedenen  von  Hannewald 
vermerkten  Ursachen,  besonders  weil  der  Unwille  gegen  die  bewusste 
Person  sehr  zunehme,  nicht  feiern  dürfe,  (a.  a.  0.  f.  142.) 


462.  Friedrich  Herzog  von  Würtemberg,  Instruction 
für  Buw inkhausen  und  Enzlin  an  Churpfalz. 

Die  Gesandten  haben  mit  Churpfalz  auf  des  Herzogs  Ratifica- 
tion „zu  tractieren,  was  maßen  s.  1.  (der  Churfürst)  und  wir  uns  mit 
der  k.  w.  in  Frankreich  in  gesuchte  confcederation  einlaßen  möch- 
ten.“ Neben  dem  vom  Churfürsten  im  September  1606  vorgelegten 
Unionsentwurf  sollen  die  Gesandten  auch  die  Acten  der  Unions- 
verhandlungen von  1595  und  1601  beachten  und  alles  so  einriehten, 
dass  es  gegen  Kaiser,  Reich  und  Jedermann  zu  verantworten  sei, 
und  dem  Herzog  nichts  Beschwerliches  daraus  erwachse.  Erste 
Anlage  15  Monate,  erster  Zahltermin  Ende  des  Jahres,  Anlage 
für  die  folgenden  Jahre  je  5 Monate.  Die  Gesandten  haben  zo 
erinnern,  dass  auch  Neuburg  zu  der  Union  zu  ziehen  sei.  — Datum 
Stutgart  den  12.  Aprilis  anno  1607. 

Wien  1255  f.  342.  Orig. 


Mai  463.  Christian  Fürst  von  Anhalt  an  Anspach,  (z.  Th.) 

Damit  hei  der  Ankunft  des  Markgrafen  und  des  Fürsten  von 
Anhalt  in  Heidelberg  1 ihre  Absichten  den  übrigen  churpfölzischen 
Rüthen  um  so  besser  verborgen  bleiben,  »möge  der  Markgraf  dem 
Churfürsten  Friedrich  von  seinen  Verhandlungen  mit  Neubnrg 
sprechen.  „J’espere  que  mr.  de  Lansac  sera  parti  plus  joyeulx 
qu’il  n’estoit  le  soir  quand  je  m’en  alloys,  croyant  que  cela  a urs 
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denot6  ce  bon  teraps  qu’en  avons  eu  depuis.“  — A Araberg  ce 
21.  Avril  1607. 

Berlin  Unionsacta  LX.  Eigenh. 

1 Am  30.  April  schreibt  Anhalt  an  Anspach:  Churpfalz  erwarte 
ihrer  beider  Ankunft  in  Heidelberg  am  9.  Mai.  (a.  a.  0.) 

464.  Relation  von  Buwinkhausen  und  E n z 1 i n an  Wür- 
temberg  über  ihre  Verhandlung  mit  churpfälzischen 

Bevollmächtigten. 

Gegenseitige  Mittheilung  der  beiden  von  Frankreich  an  Churpfalz  und 
Würtemberg  gerichteten  Schreiben  über  die  Union.  — Die  Absicht  Hein- 
richs IV.  widerspricht  der  des  Herzogs  von  Würtemberg.  — Die  Chur- 
pfälzer wollen  entschieden  haben,  wie  man  sich  gegen  den  König  Hein- 
rich bezüglich  der  Union  zu  erklären  habe:  die  Würtemberger  propo- 
ciren  Verhandlungen  über  die  Union  zwischen  Churpfalz  und  Würtemberg 
allein.  — Verhandlungen  über  einen  Bund  zwischen  Churpfalz  und  Wür- 
temberg (mit  Vorbehalt  weiterer  Ausdehnung  desselben)  nach  Massgabe 
der  im  Sept.  1606  (n.  419)  und  im  März  1601  (n.  187)  übergebenen 
l nionsacten.  — Aufgaben  der  Union.  Verhältnis  derselben  zu  Frank- 
reich und  den  Staaten.  — Abfassung  und  Ber&thung  zweier  Unionsacten : 
die  eine  für  die  pfälzisch-würtcmbergische,  die  andere  für  die  allgemeine 

Union  zwischen  den  protestantischen  Ständen  und  Frankreich. 

Gnediger  fürst  und  her.  Als  wir  uns  uf  c.  f.  g.  befelil  nach 
Heidelberg  begeben, 1 haben  wir  bei  unserer  ersten  befohlener 
raassen  fürgenommenen  proposition  umb  communication  (so  von 
dem  herrn  churfürsten  pfalzgrafen  durch  schreiben  sub  dato  des 
lezten  Januarii  iungsthin  vertröstet),  was  für  weitere  nachrichtung 
von  des  königs  in  Frankreich  in  vorstehender  Unionshandlung 
habender  intention  i.  chf.  g.  erhalten  haben  möchten,  mit  fleiss 
ungehalten  und  gebeten,  damit  wir  uns  in  dieser  wichtigen  Sachen 
desto  besser  zu  verhalten  wissen  könten.  Darauf  i.  chf.  d.  durch 
dero  zu  diser  tractation  deputierten  rät  uns  beiliegende  copias 
eins  von  dem  könig  in  Frankreich  an  i.  chf.  d.  neulich  abgegangnen 
Schreibens  zustellen  lassen;  und  nachdem  hingegen  an  uns  begert 
worden,  i.  chf.  g.  auch  dasjenig  schreiben,  so  i.  k.  Mt.  an  e.  f.  g. 
jüngst  abgehen  lassen,  zu  communicieren,  haben  wir  hierin  gleicher- 
massen  zu  wilfaren  kein  bedenken  getragen.  Wie  wir  uns  nun  in 
communicierten  abschriften  ersehen,  haben  wir  daraus  sovil  befun- 
den, i.  k.  Mt.  intention  jeziger  zeit  allerdings  dahin  gerichtet  sein, 
dass  den  Staden  in  Niderland  vermittelst  berirter  union  starke  hilf 
erzeigt  werden  solte,  weil  i.  k.  Mt.  darin  nachfolgende  wort  aus- 


1 Auf  des  H.  Würtemberg  Schreiben  vom  28.  Jan.  (n.  448)  setzte 
Churpfalz  die  dort  erwähnte  Tagsatzung  nach  Heidelberg  auf  den 
3.  März  an.  (Churpfalz  an  Anhalt.  Febr.  10.  M.  pf.  95/5  f.  53.)  Der 
Herzog  bat  am  15  Febr.:  der  Churfürst  möge  den  Tag  auf  den  18.  März, 
und  aui  8.  März:  er  möge  ihn  auf  den  23.  April  verschieben.  (M.  pf. 
95/4  f.  260,  266.) 


Mai 

8 


Digitized  by  Google 


560 


1607 


464.  trukenlich  gemeldet:  dass  unser  freund  (darunter  gedachte  Staden 
gemeint)  eines  eilenden  und  mächtigen  beisprunges  bedürfen;  da- 
her wir  auch  leichtlich  ermessen  konden,  i.  k.  Mt.  in  dero  an 
e.  f.  g.  ergangenen  schreiben  der  Staden  eben  auch  zu  solchem  en<l 
gedacht  zu  haben.  Nachdem  uns  aber  onverborgen,  dass  e.  f.  g.  sich 
bisher  der  Stadeu  und  ires  ksiegswesens  gar  nicht  beladen  wollen, 
inmaßen  dann  e.  f.  g.  aus  vilen  hochwichtigen  Ursachen  sich 
dessen  nit  annemen  konden,  und  doch  daneben  fleissig  dahin  sehen 
müssen,  dass  i.  k.  Mt.  durch  e.  f.  g.  Weigerung  nit  offendiert 
werden  möchten,  haben  wir  Uns  dissimulaudo  gar  nicht  vermerken 
lassen,  als  wan  wir  i.  k.  Mt.  schreiben  dahin  verstanden,  und  da- 
gegen nochmals  angezeigt,  dass  e.  f.  g.  uns  gnädig  befohlen,  mit 
i.  chf.  g.  die  anno  1601  tractierte  verein  der  gestalt  uf  dero  rati- 
fication  zu  schliessen,  dass  wir  aus  dem  damals  begriffenen  concept 
diejenige  punkten,  so  sich  zu  jeziger  gleichförmiger  handlung  füg- 
lich applicieren  lassen  würden,  in  acht  nemen  solten. 

Als  nun  von  den  churfürstlichen  deputirten  räten  an  nn; 
begert  worden,  e.  f.  g.  meinung  des  derselben  im  September  neebst- 
abgeloffenen  jares  zugeschickten  concepts  halben , und  was  darin 
aus  jezt  gemelter  anno  1601  tractirter  Unionshandlung  noch 
weiter  zubringen , vertreulich  zu  eröfnen,  haben  wir  hauptsächlich 
fürgebracht:  dass  erstlich  e.  f.  g.  bede  concepteu  ires  wörtlichen 
inhalts  allein  uf  die  churftirsten,  fürsten  und  ständ  des  heiligen 
reiches  und  dan  i.  k.  Mt.  in  Frankreich  verstanden,  welchen  punk- 
ten wir  desto  fleissiger  ausgeftirt,  damit  die  Staden  dadurch  one 
besorgende  offension  füglich  ausgeschlossen  werden  konten.  Und 
daun  zum  andern,  das  e.  f.  g.  zwar  die  im  jüngsten  concept  gesezte 
contribution  und  deposition  einer  summen  gelds  nicht  zuwider 
were,  dabei  aber  die  fürsorg  tragen,  dass  man  sich  des  orts  halben, 
dahin  solches  gelt  zu  deponiren,  nit  wol  werde  zu  vergleichen 
haben,  sonderlich  da  auch  etwa  weitentsessene  reichsstend  in  dise 
union  kommen  sollen,  . . item  dass  i.  k.  Mt.  möchten  bedenken 

haben,  dero  portion  im  reich  zu  deponiren,  dass  auch  nit  wenig 

% 

gefärlich  sein  wolle,  dis  gelt  bei  einer  reichsstadt  zu  hinderlegen, 
deren  man  durch  allerhand  widerwertige  mittel  zusetzen  und  etwa 
gar  mächtig  werden  möchte , daneben  auch  wol  geschehen  könt, 
dass  alles  contribuirtes  geld  bei  werender  union  vergeblich  ligen 
plciben  würde.  Wir  haben  auch  bei  disem  puncten  anregone 
gethan,  was  für  weitere  diffieultates  daher  erfolgen  möchten,  da 
einer  oder  mer  aus  den  unirten , fürnemblich  aber  ein  mächtiger 
seine  portion  nicht  deponieren  solt,  in  welchem  fal  sich  keine  füg* 
liehe  mittel  zu  erlangung  der  Schuldigkeit  finden  lassen,  auch 
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zwischen  den  unirten  grosse  onrichtigkcit  und  etwan  mer  incon- 
venientien,  als  man  anjezo  zu  ermessen,  erfolgen  würden,  neben 
andern  mer  motiven,  warumb  mer  gemelte  deposition  allerhand 
weitere  ongelcgeuheiten  verursachen  könt.  Darauf  wir  disv  mittel 
fürgeschlagen,  da  der  linierten  einer  bedrängt  werden  wölt,  dass 
die  andere  unierte  stend  uf  ersuchen  schuldig  sein  solten,  mit 
chistem  ein  gewisse  summe  gelts,  deren  man  sich  vergleichen  würde, 
an  ein  gewis  ort,  allein  so  lang  bis  alle  gefar  fürüber,  zu  hinder- 
logen,  und  sich  zu  disem  end  jeder  zeit  mit  solchen  summen  ge- 
fasst zu  halten.  Zum  dritten  und  nachdem  in  jüngst  uberschickten 
concept  auch  der  linierten  stend  künftige  land  und  leut  begriffen, 
aber  e.  f.  g.  dardurch  grosse  ongelegenheit  und  beschwerung  zu- 
gezogen werden  künte,  da  i.  chf.  g. , sonderlich  aber  denjenigen, 
so  in  diser  verein  auch  kommen  möchten,  laut  und  leut  erblich 
oder  in  ander  weg  anfallen,  und  dabei  grosse  onrichtigkeit  vor- 
handen sein  solte,  haben  wir  allerlei  Ursachen  angezogen,  waruinb 
dise  union  uf  künftig  laut  und  leute  zu  richten,  bedenklich  sein 
wolle.  Zum  virten  ist  von  uns  erinnerung  geschehen,  dass  einige 
stend,  als  grafen  und  reichstät,  eintweder  in  kein  union  zu  nemen, 
oder  aber  mit  seinen  sondern  conditionen  und  sonderlich  der  ge- 
stalt, dass  alle  reichsstät  (so  man  der  union  adjungieren  möchte) 
allein  solten  einen  staud  representieren  und  also  auch  allein  ein 
votom  haben. 

Hierauf  die  churfürstlich  deputierte  rät  vermeldet,  obwol  an- 
jezo  principaliter  dahin  zu  tracticren,  wie  man  sich  gegen  i.  k.  Mt. 
gesuchter  union  halben  endlichen  erklären  wölte , so  seie  doch 
i.  chf.  g.  nicht  zuwider,  die  mit  e.  f.  g.  anno  1601  tractierte 
Unionssachen  zu  continuircn,  und  dieweil  solche  handlung  uf  e.  f.  g. 
schlieriger  erklärung  beruhten,  so  weiten  sie  c.  f.  g.  resolution 
von  uns  zuvorderst  vernemen.  Wir  haben  mit  kurzem  angezaigt: 
c.  f.  g.  betten  sich  dahin  resol viert,  mit  i.  chf.  g.  in  vertreuliche 
verein  nach  inhalt  obenangezogener  conceptcn  dergestalt  einzu- 
lassen, in  massen  wir  uns  aus  e.  f.  g.  befelch  albereit  erklert. 
Die  churfürstlich  deputierte  rät  haben  sich  erboteu,  i.  chf.  g.  die 
beschafienheit  zu  referieren  und  derselben  mainung  uns  hernach 
zu  eröfnen,  wie  dan  von  inen  nachmalen  dermassen  geschehen: 
n »ml ich  dass  i.  chf.  g.  nochmals  für  ratsam  und  fast  notwendig 
halten,  nach  inhalt  des  letzten  concepts  ein  gewisse  summe  gelts 
zu  deponieren , ongeachtet  der  von  uns  fürgebrachten  ongelcgcn- 
heiten,  weil  sonsten  kein  ander  mittel  (inmassen  die  erfarung 
bisher  zu  erkennen  gegeben),  kein  gewisheit  und  richtiger  effect 
sich  befinden  möchte,  und  derwegen  allein  dahin  zu  gedenken, 

Atlen  dt?s  3ujähr.  Krieges  I.  36 
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464.  wie  solche  depositio  pecuniae  zum  füglichsten  würde  gesehen  kön- 
nen. Die  summen  betreffend,  dass  i.  chf.  g.  nochmals  dero  taite 
sich  dahin  erklerten,  im  ersten  jar  zu  zweien  zilen,  als  uf  necbsi 
kommendes  Michaelis  und  dan  uf  Ostern  anno  1608,  jedesmals 
25  monat  des  einfachen  ltömerzugs  vermög  der  reichsinatrikel,  uud 
also  100,000  florin,  und  volgens  in  jedem  jar  werender  uniou  für 
zen  monat  uf  20,000  florin  zu  contribuieren.  Dessen  i.  chf.  d. 
zwar  sich  mit  e.  f.  g.  mainung  vergleichen,  aber  diser  punkten 
anjezo  und  so  lang  einzustelleu,  bis  auch  andere  höhere  stend 
sich  uniert,  damit  alsdan  solches  communicato  cousilio  möge  ver- 
glichen werden.  Und  ist  dabei  von  uns  hegert  worden,  e.  f.  g. 
gedanken  (zu  eröfuen),  in  quibus  casibus  vorstehende  union,  und 
was  massen  prakticirt  werden  solt,  mit  der  weiteren  erklerung. 
das  i.  chf.  g.  sonsten  auch  bede  concepten  allein  uf  die  reiebs- 
stende  ausserhalb  der  k.  Mt.  in  Frankreich  verstehen,  aber  hernach 
den  unierten  reichsteuden  frei  und  bevor  stehen  wurde,  sich  auch 
mit  auslendischen  potentaten  (da  es  für  rathsam  zu  ermessen) 
einzulassen.  Darauf  hat  i.  chf.  g.  geheimer  rat,  der  von  Plessen, 
(welcher  neben  dero  kanzler  und  noch  einem  anderen  geheimen 
rath  zu  diser  tractation  deputirt  gewesen)  relation  gethan,  was  j 
massen  i.  k.  Mt.  sich  gegen  imc,  als  er  zu  derselben  jüngst  ver- 
schickt gewesen,  dises  Unionswerkes  halben  vernemen  lassen  dises 
summarischen  inhalts : i.  k.  Mt.  hetten  dise  vorstehende  union  hoch 
gerimbt  und  zu  deren  befürderuug  starke  erinuerung  gethan,  mit 
anzihung  jeziger  zeit  fürlauffenden  ser  gefärlichen  practizierung, 
dabei  sonderlich  die  evangelische  chur-  und  fürsten  fleissigste 
achtung  uf  ire  schanzen  zu  geben  hetten,  wie  auch  exempel  ange- 
zogen, dass  man  durch  union  und  starke  zusaiumensezung  gro!> 
und  mechtig  worden  und  die  Sachen  dahin  gebracht,  dass  die  vor- 
nembstc  potentaten  der  kristenheit  solche  uuierte  nicht  in  geringe 
ufacht  nemen  müsten.  Sovil  aber  die  union  selber  berirt,  halten 
i.  k.  Mt.  für  ein  onvermeidenliche  uotturft,  dass  die  uniereude 
churfürsten  und  reichssteud  ein  zimliche  summe  gelts  zusammeu- 
sebissen,  und  ob  wol  i.  k.  Mt.  andere  grosse  ausgaben  der  Staden 
im  Niderland,  der  stat  Genf  und  Schweizern  zu  gutem  obgelegeu 
weren,  so  weiten  doch  i.  k.  Mt.  nit  allein  zween  dritteil  derjenigen 
summen,  so  alle  unierte  contribuieren  würden , (hievor  offerierter 
massen)  erstatten,  sondern  eben  sovil,  als  alle  audere  sembtlich 
erlegen  möchten , gutwillig  contribuieren.  Und  als  i.  k.  Mt  von 
ime,  dem  von  Plessen,  berichts  begert,  wievil  ongefiirlick  derber 
churfürst  pfalzgraf,  her  churfürst  zu  Brandenburg  sambt  beideu 
hern  marggrafen  zu  Anspach  und  Culmpach,  item  e.  f.  g.,  item 
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her  landgraf  Moriz  zu  Hessen  und  die  Wetterauisch  grafen  für  M 
50  monat  des  einfachen  Römerzugs  in  summen  zu  contribuieren 
haben  würden,  und  er  darauf  angezeigt,  das  sich  solche  summen 
uf  500,000  fl.  belaufen  möcht,  betten  i.  k.  Mt.  sic  h resolviert,  dass 
dieselben  kein  bedenken  tragen,  ebensovil  dero  teils  zu  contribuieren, 
allein  müssen  i.  k.  Mt.  des  contribuierten  gelds  auch  etwas  mäch- 
tig sein,  mit  dem  begeren,  das  man  derselben  fügliche,  beden 
teilen  anuembliche  mittel  hiezu  vorschlagen  wölte.  Ferner  hat 
der  von  Flössen  referiert,  i.  k.  Mt.  betten  imc  auch  anzeigeu  lassen, 
dise  union  solte  zu  disen  zweien  feilen  iren  effect  zu  erlangen 
haben:  erstlich  da  eintweder  i.  k.  Mt.  zu  erhaltung  dero  krön, 
oder  die  Teutsche  evangelische  cliur-  und  fürsten  zu  defendierung 
ihrer  libertet  und  hochheit  hilf  bedürfen  würden;  zum  andern,  da 
sich  ein  casus,  darin  bede  teil  zumal  interessiert,  würdezutragen,1 
als  aujezo  mit  den  Staden  im  Niderland,  da  i.  k.  Mt.  und  die 
evangelischen  cliur-  und  fürsten  hoch  interessiert  weren,  ennelte 
Staden  in  und  bei  irem  wesen  zu  erhalten. 

Dagegen  haben  wir  mit  kurzem  gebeten , das  i.  chf.  g.  sich 
zuförderst  erkleren  wölte n,  in  welchen  feilen  die  union  iren  effect 
haben  solt,  item  ob  i.  chf.  d.  mit  des  königs  in  Frankreich 
Vorschlag  der  Staden  halben  zufriden,  oder  einer  anderen  meinung 
weren,  und  dabei  widerurab  sovil  berichtung  gethan,  das  e.  f.  g. 
(unsers  ermessens)  aus  allerhand  bewegenden  Ursachen  bedenklich 
fallen  werde,  sich  mit  dem  Niderländischeu  kriegswescn  zu  beladen, 
so  wir  noch  lengs  deduciert.  Weil  auch  e.  f.  g.  hievor  niemals 
einige  andeutung  geschehen,  dass  diejenige  stend,  so  sich  mit  i.  k. 

Mt.  unieren  würden,  den  Staden  hilf  erzaigen  sollen,  als  betten 
wir  gar  kein  befehl  empfangen,  uns  deswegen  in  etwas  verneinen 
zu  lassen,  mit  dem  erbiten,  c.^  f.  g.  disen  uns  gethanen  bericht  zu 
referieren.  Die  churfürstlich  deputierte  rät  haben  uns  hernach  weiter 
angezeigt,  i.  chf.  g.  halten  dafür,  das  die  union  in  genere  dahin 
zu  richten,  da  einer  oder  mer  aus  den  unierten  wider  der  Teutschcn 
libertet  und  des  heil,  reichs  dignitet  von  jemanden  vergewaltigt 
werden  solt,  dass  alsodan  wider  die  Vergewaltiger  (niemands 
ausgenommen)  hilf  und  rettung  fürzunemen,  item  das  man  einen 
guten  Vorrat  an  gelt  nach  und  nach  contribuieren  möchte,  weil 
sonsten  kein  rechter  effectus  zu  hoffen,  wie  dan  die  bisher  trac* 
tierte  gute  ratschläg  allein  aus  mangcl  des  gelts  weren  stecken 
gebliben,  das  auch  ferner  i.  chf.  g.  mit  e.  f.  g.  und  andern  sich 
dergestalt  zu  unieren  gemeint  were,  da  schon  i.  k.  Mt.  sich  ein- 
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464.  zulassen  bedenkens  tragen  sollen,  und  das  endlich  i.  elif.  g.  sich 
der  den  Staden  zu  gutem  gesuchten  hilf  halben  nichts  erklert, 
auch  nochmals  der  meinung  wercn,  dass  dise  union  und  gcltcon- 
tribuierung  allein  uf  die  reichstend  verstanden  werden  sol,  cs 
würden  dan  die  unierte  sich  mit  einem  fremden  potentaten  com- 
muni  consilio  coufoederieren.  Darauf  ist  unsere  erklärung  dahin 
dirigiert  gewesen:  nachdem  i.  chf.  g.  obgemelte  zwei  coucepteu 
hievor  approbiert,  so  werde  derselben  verhoffenlich  nit  zuwider 
sein,  das  vorstehende  Vergleichung  uf  gleichförmige  meinung  und 
sonderlich  der  fei  halber,  darein  hilf  zu  erzeigen,  gerichtet  werde. 
Und  dieweil  i.  chf.  g.  für  nötig  erachten,  uf  ein  järliche  contri- 
but.ion  zu  schliessen,  so  werden  e.  f.  g.  sich  mit  derselben  des- 
halben zu  vergleichen  geneigt  sein,  damit  fügliche  mittel  zu  <rer- 
hitung  aller  ongelegenheitcu  hierunder  möchten  verordnet  werden. 
Und  obwol  e.  f.  g.  dero  teils  gern  sehen,  das  auch  i.  k.  Mt  zo 
diser  verein  gebracht  würde,  da  man  sich  mit  i.  k.  Mt.  nach 
billicher  proposition,  was  derselben  für  hilf  zu  leisten,  vergleichen 
könnte:  uf  den  fal  doch  darunder  Verhinderung  solle  fürfallen, 
weren  e.  f.  g.  nicht  weniger  wol  geneigt,  mit  e.  chf.  g.  sich  nichts 
desto  weniger  einzulassen.  Nachdem  wir  auch  zu  unserer  aukunft 
eben  denjenigen  Stadischen  gesanten  zu  Heidelberg  gefunden, 
dessen  i.  k.  Mt.  in  dcro  jüngsten  schreiben  an  e.  f.  g.  abgangen 
meldung  getlian,  und  diser  gesaute  sich  gegen  uns  erklert,  da* 
ime  befohlen,  gleich  von  Heidelberg  aus  zu  e.  f.  g.  sich  zu  begeben, 
haben  wir  um  vertreuliche  cominunication,  wessen  i.  chf.  g.  sieb 
uf  sein  Werbung  zu  resolvieren  gedacht,  zu  e.  f.  g.  nachrichtung 
gebeten. 

Die  churfurstlich  deputirten  rät  haben  nach  irer  bei  dem 
hern  churfürsten  gethanen  relation  angezeigt  : i.  chf.  g.  seien  auch 
der  meinung,  der  k.  Mt.  in  Frankreich  geschehen  anerbiten  und 
daher  erscheinende  gute  affection  wol  in  acht  zu  nemen  und  mit 
nichten  aus  banden  zu  lassen  sein,  dieweil  sich  aber  die  Sachen, 
bis  man  sich  mit  i.  k.  Mt.  und  andern  endlich  vergleichen  möchte, 
ein  zeit  lang  verzihen  werden,  und  dan  i.  chf.  g.  sowol,  als  e.  f.  ?• 
gemeint  weren,  sich  mit  derselben  alsbald  zu  unieren,  sonderlich 
in  ansehung  jeziger  zeit  vorgehenden  hochbeschwerlichen  prakti- 
zirungen  und  daher  besorgenden  widerwertigen  wesen,  so  etwa 
beider,  als  man  dafür  halten  möchte,  im  reich  einreissen  könte, 
so  betten  i.  chf.  g.  befohlen,  uns  zwei  concepten  zuzustellen,  was 
massen  dieselben  sich  mit  e.  f.  g.  alsbald  und  iu  omnem  eveiitom 
vertraulich  zu  unieren  entschlossen,  und  dan  ferner,  wie  ein 
gencralunion  zwischen  i.  k.  Mt.  und  den  evangelischen  chur-,  fürsten 
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und  stenden  zu  machen.  Des  Stadisclien  gesauten  Werbung  umb 
hilf  betreffend,  betten  i.  chf.  g.  sieh  deshalb  (wie  vorgemelt)  noch 
nit  rcsolviert,  sondern  erwarten  zuvor  von  etlichen  vornemben 
potentsten  meieren  berichte,  also  das  dero  resolution  noch  in 
suspenso  were,  doch  wölten  i.  chf.  g.  gern  sehen,  dass  die  Staden 
zu  der  evangelischen  ehur-  und  fürsten  notwendiger  sekuritet  in 
irem  wesen  erhalten  würden.  1 

Als  wir  uns  in  zugestelten  conccpten  mit  allem  Heiß  ersehen, 
haben  wir  für  notwendig  befunden,  bei  etlichen  punkten,  was  darein 
zu  enderen  und  zu  verbesseren,  erinnerung  zu  thon,  sonderlich 
aber,  dass  die  union  allein  uf  der  linierten  jezt  inhabende,  und  nit 
auch  uf  künftige  laud  und  leut  zu  richten,  weil  sonst  e.  f.  g.  in 
allerhand  difficulteten  gezogen  werden  könten,  indem  i.  chf.  g.  an 
(iülchischen  landen  eines  teils  interessiert,  und  dan  Brandenburg 
und  Pfalz-Neuburg  (so  zu  diser  union  kommen  möchten)  etliche 
acquigitiones  mit  grossen  onrichtigkeitcn  zu  gewarten,  dagegen 

e.  f.  g.  (unseres  Wissens)  keine  weitere  laud  und  leut  (ausserhalb 
künftiger  kauf,  dabei  man  doch  gute  richtigkcit  machen  kan)  zu 
acquiricren  haben.  Als  wir  nun  in  disem  numero  2 anfangs  über- 
gebenen concept  bei  dem  lOten  punkten  vermerkt,  das  man  c. 

f.  g.  auch  dahin  zu  obligieren  begert,  da  uf  i.  chf.  g.  absterben 
her  pfalzgraf  Philips  Ludwig  bei  hinderlassencr  testamentlicher 
Verordnung  der  administration  und  Vormundschaft  nicht  vcrpleibcn, 
sondern  etwas  dorunder  fürnemen  wölt,  das  c.  f.  g.  alsdan  wider 
sein,  pfalzgrafen  Philips  Ludwig,  f.  g.  Vorhaben  kraft  diser  union 
verglichener  massen  hilf  thun  solten,  haben  wir  uns  fleissig  dahin 
bemühet,  das  solcher  punkt  gar  möcht  ausgelassen  werden.  Nach- 
dem wir  aber  sovil  verspürt,  das  i.  chf.  g.  eingebildet,  das  e.  f. 

g.  uf  solchen  fal  sein,  hern  pfalzgraf  Philips  Ludwig,  f.  g.  assistenz 
zu  leisten,  sich  mit  derselben  albereit  verglichen  betten,  und  daneben 
befunden,  das  diser  punkt  i.  chf.  g.  hoch  angelegen,  haben  wir 
zu  ufhehung  alles  ongleichen  nachgedenkens,  auch  erhaltung  i.  chf. 
c.  bei  fürgangner  tractation  durchaus  erzeigter  ganz  gutherziger 
affection  endlich  dis  uns  fürgeschlagen  mittel  uf  e.  f.  g.  ratitication 
angenommen : das  diser  punkt  in  ein  besondern  concept  füglich 
und  der  gestalt  zu  bringen , das  e.  f.  g.  sich  uf  berirten  fal  für- 
fallender Unrichtigkeit  mit  einiger  hilflcistung  nicht  zu  beladen 
haben  dürfen,  * so  auch  durch  disen  weg  allerdings  in  geheimb 
zu  haiton  sein  kan,  also  das  her  pfalzgraf  Philips  Ludwig  f.  g. 
durch  coinmunicierung  beder  concept  unionis  davon  nichts  eröfnet 


M * 
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464.  wtirt,  dadurch  auch  e.  f.  g.  gute  occasion,  sich  uf  solchen  fal 
gegen  sein,  pfalzgraf  Philips  Ludwig,  f.  g.  zu  entschuldigen  und 
also  der  Sachen  allenthalben  zu  cntschlagen,  erlangen.  Uud  haben 
demnach  uf  fürgaugene  tractation  dises  numero  2 gemerktes  con- 
ccpt  zwischen  i.  chf.  und  c.  f.  g.  vorstehender  vereiu,  wie  auch 
erst  angeregtes  neben  concept,  num.  3 notiert,  zu  e.  f.  g.  ratifi- 
cation,  aber  das  num.  4 signiertes  concept,  wie  ein  generaluoion 
zu  machen,  allein  ad  referendum  angenommen.  Damit  i.  chf.  g. 
auch  gnädigst  zufrieden  gewesen,  allein  e.  f.  g.  umb  befirdernng 
fleissig  ersuchen  und  bitten  lassen,  sonderlich  der  Ursachen  weil 
die  Sachen  im  heiligen  reiche  (wie  durch  dero  deputirtc  rät  noch  längs 
ausgefürt  worden)  ser  gefärlich  und  also  beschaffen,  das  der  evan- 
gelischen chur-  und  fürsten  äusserste  notturft  erfordert,  sich  zum 
fleissigstcn  in  acht  zu  nemen  und  mit  gutem  Vorrat  an  gelt  und 
anderem  wol  gefasst  zu  halten,  indem  es  mit  dem  krigsvolk  und 
friedenstractation  in  Italien  und  Niderland  und  doch  dauebeu  für- 
gehenden grossen  kriegswerbungen  und  anderer  starker  prmparation. 
be vorab  zu  diser  zeit,  da  man  von  eines  Komischen  königs  wal 
zu  tractiereu,  ein  solchs  selzamcs  ansehen,  und  daher  höchlich 
zu  besorgen  sein  wölte,  das  cs  zu  einer  beschwerlichen  onruhc 
im  reich  zu  erwachsen  möchte,  gemeint  sein.  Dabei  auch  anregung 
geschehen,  da  die  papisten  einen  inen  und  dem  könig  in  H Spa- 
nien gefelligen  Römischen  könig  erpraktizieren  solten,  das  alsdan 
die  evangelischen  chur-  und  fürsten  durch  starke  hofprozess  (son- 
derlich auch  zu  gesuchter  recuperation  der  geistlichen  güter)  sich 
würden  müssen  anfechten  und  bedrängen  lassen. 

Uud  stehet  demnach  zu  e.  f.  g.  gefallen,  sich  gegen  i.  chf.  g. 
gebetner  masseu  hierüber  förderlich  zu  erkleren  und  dabei  zu  erin- 
nern, das  i.  chf.  g.  einen  förderlichen  tag  neben  benennung  des  orts 
zu  weiterer  Zusammenordnung  bederscits  räten  und  krigsverst&n- 
digen  bestimmen,  auch  dabei  sich  erkleren  wölten,  was  massen 
i.  k.  Mt.  zu  beantworten.  Ich  Ruwinkhausen  hab  zwar  nit  under- 
lassen,  an  i.  k.  Mt.  vornemen  sekretarium  vermög  dises  concepts 
nro.  5 zu  schreiben, 1 damit  dieselben  ex  parte  e.  f.  g.  etwas  uach- 


* Buwinkhausen  schreibt  am  5.  Mai  an  Villeroi  (Wien  1255  f. 371): 
Churpfalz  und  Würtemberg  werden  demnächst  dem  Könige  berichten, 
was  sie  bezüglich  ihrer  Vereinigung  gegen  die  Feinde  des  Königs  und 
ihrer  Freiheit  beschlossen  haben.  Nachdem  in  den  Niederlande»  ge- 
schlossenen Waffenstil Istiind  und  zu  erwartenden  Frieden,  wie  auch  aus 
andern  Gründen  konnte,  man  sich  über  die  Vorschläge,  welche  der  König 
dem  l’lessen  bezüglich  der  Niederlande  gemacht,  nicht  entschlossen, 
sondern  wollte  zunächst  sich  selber  so  fest  zusammen  schliesscn.  dass 
man  den  Freunden  sichern  Beistand  bieten  küuue.  Der  Niederländische 


Digitized  by  Google 


1607 


567 


richtung  haben  könden.  Nachdem  auch  i.  chf.  g.  an  der  befür- 
dcrung  nichts  werden  ermanglen  lassen,  so  möchten  e.  f.  g.  ein 
oder  mer  dero  hestelte  kriegsverstendige  hiezu  alsbald  gnädig  ver- 
ordnen, damit  alle  fernere  notturft  desto  zeitlicher  bedacht  werden 
könne,  weil  die  Sachen  irer  Wichtigkeit  nach  wol  zu  erwegen  sein 
werden.  Es  haben  i.  chf.  g.  sich  aucli  dahin  erklert,  das  nach 
erfolgender  ratification  des  num.  3 notierten  vereinconcepts  der- 
selben nicht  zuwider  lassen,  e.  f.  g.  seiner,  pfalzgraf  Ludwigs 
Philip,  f.  g.  dise  union  vertraulich  eröfnen  und  ersuchen  möge, 
sieh  derselben  zu  adjungireu ; dabei  uns  doch  sovil  zu  verstehen 
gegeben  worden,  das  i.  chf.  g.  ser  angeuem  sein  würde,  da  c.  f.  g. 
obaugeregten  misverstand  künftiger  Vormundschaft  wegen  gütlich 
vergleichen  köuten.  Ferner  und  nachdem  nunmer  zwischen  i.  chf. 
und  e.  f.  g.  vertrauliche  schreiben  hin  und  wider  ergehen,  und 
was  jedesmal  die  notturft  erfordern  möcht,  zu  communicicren  sein 
würt,  ist  bei  fürgangner  tractation  dis  mittel  für  gar  füglich  ge- 
halten worden,  das  i.  chf.  g.  von  Heidelberg  bis  nach  Birtheimb 
etlich  dero  underthanen  zur  fuPpost  bestellen,  und  dagegen  e.  f.  g. 
von  Stutgart  bis  dahiu  gleiche  Verordnung  (so  mit  geringen  Un- 
kosten zu  verrichten)  tliun  wölten,  und  da  c.  f.  g.  mir,  Buwinkhausen, 
die  zeitung  durch  disen  weg  zu  richtiger  connnunication  zu  diri- 
gieren gnedigst  befehlen  werden,  wil  ich  an  meinem  fleiß  nichts 
erwindeu  lassen.  Es  haben  i.  chf.  g.  auch  uns  gnädigst  anzeigen 
lassen,  dass  sie  dero  zu  künftigem  reichstag  deputirten  raten 
albereit  gnädigst  befohlen,  mit  c.  f.  g.  deputirten  raten  dabei  alle 
vertrauliche  correspondcnz  zu  halten,  des  freindlichcn  Versehens, 
dass  e.  f.  g.  dero  räten  ebenmässigen  befehl  geben  werden,  damit 
sie  sich  in  iren  votis  jeder  zeit  zu  vergleichen  hotten. 1 Endlich 
solten  e.  f.  g.  wir  in  underthänigkeit  nit  verhalten,  das  i.  chf.  g. 
sich  (wie  obgeinelt)  gegen  e.  f.  g.  ser  wol  affectioniert  gezeigt, 
auch  bei  allen  malzciten  auf  e.  f.  g.  gesundheiten  einen  stehend 
ausgetrunken  und  dan  von  e.  f.  g.  wegen  uns  alle  ehr  und  gnad 
erwisen,  auch  mit  zweien  grossen  pokalen  gnädigst  verert.  Als  wir 
auch  die  von  e.  f.  g.  uns  gnädig  zugesteltc  vererung  i.  chf.  g. 
hofrichter  und  andern  bei  der  Maulbronnischen  handlung  gewesenen 
räten  gebürlich  presententiert,  haben  sie  sich,  sonderlich  er,  hot- 
nchter,  gegen  e.  f.  g. , in  underthänigkeit  hoch  bedanket  und  zu 

Frede  gibt  den  Fürsten  um  so  mehr  Ursache,  ihre  Mittel  zusammen 
und  vereint  zu  hallen,  da  man  nun  darauf  ansgehen  könnte,  ihnen  einen 
Nachfolger  des  Kaisers  zu  geben,  der  nach  dem  Willen  der  Spanier 
legierte. 

1 Bemerkung  des  Herzogs:  „placet.“ 
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464.  allen  underthänigen  diensten  anerboteu.  Und  nachdem  in  jüngstem 
underthänigcn  anbringen  eines  pfalzgräflichen  bisher  in  solchen 
Sachen  auch  vil  gebrauchten  rats  vergessen  worden,  haben  wir  inj 
uf  gleiche  gnädige  erkentnus  Vertröstung  gethan,  und  stehet  zu 
c.  f.  g.  gefallen,  demselben  auch  mit  einem  becher  uf  80  tt. 
ungeferlich  gnädig  zu  bedenken. 12  — Datum  den  28.  April 

An.  1607. 

Schlussbemerkung  des  Herzogs:  Was  die  Union  an- 
langt, können  und  wollen  wir  uns  nicht  ferners  einlassen,  es  sei 
dan  der  Tunkt  mit  den  Staden  austruklich  ausgelassen,  wie  auch 
mit  Tfalz-Neuburg  und  das  der  könig  kein  mittel  allein  hab  über 
das  zugeschossene  gelt;  ander  gestalt  werden  wir  uns  nicht erkleren. 

Wien  1255  f.  347.  Orig. 

1 Bemerkung  des  Herzogs:  „placet.“ 

i Vgl.  mit  dieser  Relation  das  Schreiben  von  Buwinkhauscn  an 
Wiirtcmberg  vom  29.  Mai  (a.  St.?  J.  M.  Schmidt,  Gesell,  der  Deutschen 
Ulm  1786.  VII  S.  173.) 

vor  Mai  465.  Werbung  Brcderodcs  bei  Churpfalz. 

19 

Bericht  über  den  am  20.  (sic !)  April  abgeschlossenen  acht- 
monatlichen Waffenstillstand  zwischen  den  Staaten  und  den  Erz- 
herzogen. Da  trotzdem  die  Staaten  bei  den  gewaltigen  Rüstungen 
Spaniens  ihre  Kriegsausgaben  nicht  vermindern  können,  so  soll 
Brederode  die  Resolutionen  auf  seine  vorigen  Anbringen  sollicitiren. 
Die  Staaten  wünschen  auch  zu  wissen,  was  sic  vom  Churfürsten 
und  den  andern  Fürsten  zu  erwarten  haben,  wenn  Spanien  und 
die  Erzherzoge  sie  zu  Friedensbedingungen,  die  der  gemeinen 
Freiheit  und  Religion  schädlich  sind,  drängen  wollen.  — Pr**. 
Mai  1607. 

München  Staatsarchiv  323. 3 f.  26.  Orig 

Mai  466.  Friedrich  IV.,  Resolution  auf  die  Werbung 

19  Brcderodcs. 

Wegen  der  vom  vorstehenden  Reichstag  zu  erwartenden  neuen 
Reichssteuer  und  der  Restanten  an  den  alten,  wegen  der  Mann- 
heimer Baukosten  und  anderer  Ausgaben  kann  der  Churfürst  für 
diesmal  eine  Geldhülfc  nicht  bewilligen,  zumal  da  er  auch  „wegen 
discr  blötzlichcn  enderung1  (niederländischer  Waffenstillstand) 
sich . . . umb  so  viel  mer . . gefast  zu  halten“  hat.  Kommt  in 
den  Niederlanden  wegen  unbilliger  Zumuthungen  der  Friede  nicht 
zu  Stande,  so  werden  der  Churfürst  und  andere  Freunde  der 
Staaten  nach  wie  vor  thun,  was  ihnen  erschwinglich  ist. 2 

Bemerkung:  „dises  inhalts  ongeferlicb  ist Brederodius durch 
herren  cantzlern  müntlich  beantwortet  worden  den  9.  Maii  a.  1607.“ 

München  Staatsarchiv  323  3 f 32.  Cpt. 

1 Ueber  den  Eindruck  des  niederländischen  Waffenstillstands  in 
Deutschland  vgl.  Brederode  an  Oldenbarncvelt  Mai  20.  (Deventer  III 
S.  118)  Lingelsheim  an  Bongars.  Mai  16.  (Bongarsi  et  Liug.  episF.  S.  224). 
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2 Auf  des  Churfürsten  Gutachten  begab  sich  Biederode  mit  seinem 
Iliilfsßosuche  ferner  zum  II.  Würtcmberg  und  Mgr.  Baden.  Krsieter 
erwiederte  (18.  Juni  a.  a.  0 f.  51):  er  könne  sich  seiner  Mittel,  die  er 
zur  Vertheidigung  des  eigenen  Landes  brauche,  nicht  entblössen.  Wenn 
aber  die  Staaten  den  Beistand  der  evangelischen  Fürsten  nachsuchen, 
so  dürfen  sie  vor  allem  den  öffentlichen  Gottesdienst  der  Bekenner  der 
reinen  Augsburger  Confession  nicht  einschränken.  Baden  antwortete 
(22.  Juni.  f.  49):  er  werde  sich  resolviren , sobald  er  sich  mit  einigen 
evangelischen  Fürsten  benommen  habe. 


467.  Friedrich  IV.  an  Mainz. 

Dein  Vorschlag  des  Erzbischofs  gemäss  wird  der  Churfürst  am 
29.  Mai  zu  ihm  nach  Ladenburg  kommen  und  den  Bericht  über  seine 
Verhandlungen  vernehmen.  — Datum  Heidelberg  den  14.  Maii  1007. 

München  Staatsarchiv  ö »7/3  f.  1 t<>  Cpt. 


468.  Christian  Fürst  von  Anhalt  an  Churpfalz. 


Von  Darmstadt  über  Aschaffenburg  reisend,  theilte  der  Fürst 
dem  Erzbischof  von  Mainz  beiliegenden  Entwurf  seines  Schreibens 
an  Ducker  mit,  der  von  ihm  gebilligt  ward.  Darauf  sprach  der 
Fürst  über  die  dem  Ducker  bei  dessen  Ankunft  zu  machende  Pro- 
position. Der  Erzbischof  war  für  blosse  Erkundigung  nach  des 
Erzherzogs  Maximilian  Anwartschaften  und  der  von  Ilannewald1 
angedeuteten  Renunciation.  Auf  des  Fürsten  Einwendung,  es  sei 
nichtig  zu  erfahren,  ob  der  Erzherzog  die  ihm  zugedachtc  Würde 
sicher  annehmen  werde  (denn  ohne  das  ist  zu  besorgen,  dass  man 
dm cli  die  begonnenen  Verhandlungen  gerade  dem  Albert  in  die 
Hände  arbeite),  erwiederte  der  Erzbischof,  man  möge  dem  Ducker 
auzeigen , «lass  die  Sachen,  darüber  er,  der  Erzbischof,  mit  dem 
Erzherzog  sich  früher  besprochen,  noch  vor  der  Hand  seien,  und 
dass  man  erwarte,  der  Erzherzog  werde  sich  dabei  einlassen.  — Es 
ist  wichtig,  dass  Churpfalz  sieh  mit  dem  Erzbischof  bald  darüber 
einige,  was  mit  Ducker  zu  verhandeln  sei.  — Datum  bei  Mergent- 
heimb  den  24.  Maii  1007. 


Beilage.  — Fürst  Christian  an  Ducker:  Die  Chur- 
fürsten  von  Mainz  und  Pfalz  wünschen,  dass  Ducker  schleunigst 
und  unbemerkt  nach  Heidelberg  oder  Aschaffenburg  komme,  um 
Eröffnungen  entgegenzunehmen,  die  der  Feder  nicht  zu  vertrauen  sind. 

München  Staatsarchiv  547.3  f.  150.  Eijfenh. 

1 Derselbe  war  im  April  in  des  Kaisern  Auftrag  bei  dem  Erzb.  Mainz 
um  ihn  zu  bewegen,  dass  er  vor  dem  Reichstag  den  Kaiser  besuche. 
(Churmainz  an  Churpfalz.  April  10.  A.  a.  0.  136) 


469.  Friedrich  Herzog  von  WUtemberg  an  Churpfalz. 

Auf  den  Bericht  seiner  in  Heidelberg  gewesenen  Gesandten 
erklärt  der  Herzog  sich  bereit,  sich  mit  dem  Churfürsten  „nach 
inlmlt  beiliegenden  coneepts  . . . vertraulich  zu  confcederiren. 
Waß  die  von  der  k.  w.  in  Franckrcich  gesuchte  generalverain 
anlangt,  weil  wir  sovil  vermereken,  derselben  intcntion  jctzmals 
dahin  gerichtet  sein,  das  man  alles  gelt,  so  zu  contribuiereo  sein 
wurde,  zu  vortsetzung  des  Statischen  kriegswesens  gleich  ver- 
wenden solt,  und  es  aber  damit  uf  bewusten  fridenstactation  be- 
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ruhet,  da  wir  unsers  teils  in  alweg  für  ratsam  achten,  vorstehen- 
den friden  uf  leidenliehe  conditionen  nicht  außzuschlagen,  sondern 
anzunemmen  sein,  daneben  wir  auch  auß  hoehwüchtigen  Ursachen 
bedenckens  haben  würden,  miß  dises  kriegswesens  uf  den  fal  ent- 
stehender Vergleichung  dergestalt  teilhaftig  zu  machen,  so  wollen 
wir  unser  erclerung  solchen  geueralunion  halben  so  lang  einstellen, 
biß  angeregte  fridenstractation  iren  vortgang  erlangen,  und  man 
doch  aigentliche  nachrichtung  künftiger  beschatfenheit  zu  nemmen 
haben  würt.“  Ucbrigens  müssten  nach  des  Herzogs  Ansicht  in 
der  Generalunion  entweder  solche  Legstätten  bestimmt  werden, 
bei  denen  die  contfibuireudcn  Stände  ihres  Geldes  in  allen  Noth- 
fällen  habhaft  werden  könnten,  oder  jeder  Stand  hätte  bei  sieb 
eine  bestimmte  Summe  in  Bereitschaft  zu  halten.  — Datum  in 
unserm  wunderbat  bei  Boll  den  27.  Maii  anno  1607. 

München  Staatsarchiv  pf.  95/*  f.  322.  Orig. 


vor  Juni 
12 


470.  Lansac  an  l’Escuyer. 1 

Ueber  die  Aussichten  des  von  Lansac  mit  Anhalt  besprochenen  l’nier- 
nehmens.  — Zeit  zu  seiner  Ausführung.  — Die  eingewandten  Schwierig- 
keiten sind  nichtig.  — Verhandlungen  über  den  l’lan  mit  Frankreich 
und  den  Staaten,  Personen,  welche  die  Verhandlungen  leiten  sollen. 


Lansac  trägt  dem  PEscuyer  auf:  er  möge  dem  Fürsten  von  Anhalt 
schreiben : 

qu’il  (Anhalt)  esperc  unc  bonnc  tiu  de  la  ncgociation  que  j’ay 
faictc  avec  s.  c.,  si  taut  cst  que  la  paix  qu’on  traicte  t*s  Pals  * 
bas  nc  reussissc,  com’  il  y a apparence  qu’ellc  ne  reussira  pas,  ce 
que  Dieu  facc;  qu’il  vive  assure,  que  si  de  la  part  de  mr*  de 
Bouillon  ou  du  sr*  Brüstel  il  n’est  rien  descouvert,  que  ceux  qui 
par  mon  intervention  Pont  entendu  seront  loyaux,  sccrets  et  bien 
assurds,  et  par  consequent  il  n’en  reussira  si  non  toute  hoime 
promotion  a ce  que  s.  e.  eil  doiht  esperer;  que  il  se  fist  ct  com- 
mist  une  grande  faulte,  quand  je  ne  feus  creu  devoir  adresscr  et 


1 Zur  Erklärung  dieses  und  des  folgenden  Schreibens  dient  ein 
Brief  von  PEscuyer  (über  diesen  vgl.  n.  472  S.  573  Anm.  1)  an  Christian  von 
Anhalt  vom  12.  Juni:  Lansac,  der  vor  einigen  Tagen  nach  Paris  znrück- 
gekehrt  ist,  hat  überschwenglich  die  von  Churpfalz,  Anspach  und  Anhalt 
ihm  erwiesene  Gunst  gepriesen.  Aber  hinsichtlich  seines  Geschäfte«  ist 
er  bitter  unzufrieden,  dass  man  steh  am  französischen  Hofe  an  andere 
als  den  Grossigelbewahrer,  der  durch  La  Violette  der  Sache  geneigt 
gemacht  worden,  gewandt,  und  dadurch  dem  Fortgaug  des  Planes  ge- 
schadet habe,  ferner,  dass  man  den  missgünstigen  Berichten  über  ihn 
unbedacht  geglaubt  nnd  darum  sich  geweigert  habe,  ihm  ein  bestimmte« 
Versprechen,  das  Anhalt  doch  zugesagt  habe,  zu  geben.  Auf  Bitten  de« 
PEscuyer  verfertigte  er  hierüber  eineu  Diseurs,  forderte  denselben  aber 
am  folgenden  Tag.  erbittert  über  Schönbergs  Ankunft,  zurück.  Pc* 
Diseurs  und  das  Schreiben,  in  dem  er  zurückverlangt  wird  (es  ist  eben 
n.  470,  471)  übersendet  PEscuyer  an  Anhalt.  Nach  drei  Unterredungen 
mit  Schönberg  wurde  Lansac  indess  zufriedener  mit  dessen  Sendung  Er 
will  am  folgenden  Tag  zu  Hofe  gehen,  die  Bekanntschaft  des  Sigel- 
bewahrers machen  und  sieb  diesem  ganz  anvertrauen,  (a.  a.  0 ) 
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commettre  tout  ä mssr  lc  gardc-scaux,  ä present  l’mil  du  roy  et 
aine  de  cc  royaume,  personnage  qui  nierile  ces  extraordiuaircs 
qualites  pour  infinies  raisons,  et  qui  auroit  eu  connoissaucc  du 
commencement  de  cestc  negociation,  et  qui  l’embrassera  encores, 
si  de  bonnc  entiere  foy  on  la  luy  remet  entierement,  veu  que 
d’icelle  il  m’a  dit  que  le  reinede  au  mal  dependoit.  Mais  ii  fault 
estre  plus  circonspect  a l’endroit  d’un  tel  homme,  qu’on  ne  fast 
lors  qu’on  luy  donna  la  lettre  que  s.  c.  luy  ecrivist  par  lc  sr- 
BrOstel.  Car  ce  ne  fust  que  par  acquit,  tout  ayant  este  resolu 
et  faict  sans  luy.  Aussi  la  rc^ust  il  par  acquit  , et  il  fist  repon- 
dre  par  acquit  ncantmoins  avec  le  decofe  et  rcspect  de  s.  e. 

De  cest’  annce  il  ne  se  peult  rien  mettre  a effect  du  project 
de  lad.  negociation,  si  cn  extreme  diligence  on  n’advancc  toutes 
sortes  de  preparation.  Car  la  ün  du  mois  d’Ottobre  s’apnrochc, 
et  les  choses  ne  reussiront  bien,  si  on  n’estoit  prost  ä partir  des 
lcd.  termc,  ainsi  que  je  l’ay  remonströ  et  desduit  par  mes  ecrits 
cy  devant.  Mais  pour  l’anndc  prochaine  il  fault,  des  aussitost  que 
les  armes  seront  renouvelles  es  Pai's-bas,  qu’on  eommence  vive- 
ment  a traicter,  conclure  et  faire  les  preparatifs  et  mettre  en  cstat 
d’aller  au  temps  — — 1 et  executer  lad.  negociation,  de  laquelle 
encores  je  persiste  de  crier  despendre  la  Conservation  de  cc  roy- 
aumc  et  la  liberte  de  la  Germanie,  que,  si  on  ne  le  faict,  ce  ne 
sera  que  le  desseing  que  j’en  ay  premicr  proposö  soyt  vain,  ains 
au  eontraire  seront  vaines  les  oppositions  de  ceux  qui  trop  in- 
considercment  ont  jugö  de  choses  qu’ils  ignoroyent  avec  les  effects 
des  vents  d’Anan  et  de  ceux  de  l’Amont.  Les  grossiers  matelots 
disent:  les  vents  d’Anan  les  premiers  sont  les  plus  beaux,  et  Dicu 
nous  guardc  du  vieux  Sudouest , coine  du  nouveau  Nordest.  La 
cadence  devers  Eritmc  n’cst  bonnc,  mais  la  raison  en  cst  infalli- 
blc  et  naturelle  et  puis  lc  brave  et  exccllent  exploit  de  ccste 
dernierc  armde  navale  d’Ollandc  dedans  l’estroict  et  en  ces  costes 
monstre  elairement,  combien  est  ridicule  l’exemple  de  l’armee  qui 
partit  d’Espagne  soubs  la  conduite  duduc  de  Medina  Sidonia  pour 
l’entreprise  du  Sud  au  Nord.  Aussi  celuy  qui  l’allc^ua  a ressen- 
timent  du  precipitö  jugement  qu’il  cn  Hst  et  de  la  depesche  qui 
s’en  est  ensuivic,  et  croy  qu’il  en  a regret  et  deplaisir.  Mais  es 
choses  de  la  mer  les  seules  faultcs  sont  dangcrcuscs,  et  finissez 
(sic!)  le  tout  ne  re^oivez  (sic!)  de  consequenees. 

Je  desireroye,  qu’il  ne  se  Hst  aucune  depesche  de  la  part  »le 
les  princes  es  Pals-bas,  qu’on  ne  voyc  le  faict  ou  failli  (sic!) 


1 Unleserliches  Wort. 
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ni  de  la  trefvc  ct  paix  qui  s’y  traiete,  et  que,  quaud  on  voudra 
renouver  le  tout  et  donncr  achemiucment  a ce  grand  oeuvre  qui 
n’est  nullement  descouvert , qu’on  repreigne  les  premieres  erres 
qu’ou  amendc  la  premiure  erreur,  et  en  sommc  qu'on  s addresse  a 
m8sr-  le  garde-scaulx,  et  qu’on  le  rendc  dircctcur  et  protecteur  de 
ccste  graude  et  trois  tois  utile  negociatiou.  Je  seray  icy  et  con* 
tribueray  ä la  fin  la  mesme  diligence,  a s^avoir  peine  et  fidelite 
que  j’ay  apporte  ä son  commencement  ct  progres.  Mon  frere 
mr-  le  colonel  Foucbs  seroit  seul  propre  ou  mr-  de  Plesscu  pour 
vcnir  de  nouveau  restablir  ou  finir  ec  negoce.  Je  dcsireroye  que 
mr  de  Dorendorf  fust  de  la  partie  et  mr-  de  Schonberg. 

Tout  ce  que  dessus  se  resould  en  ces  points:  premierement 
seavoir,  si  la  guerre  continue  en  les  Estats  et  l’Espagnol;  si  eile 
continue,  d’estre  asseuree  et  y obligee  ma  teste  que  nul  de  ccux 
ä qui  j’ay  dccouvert  ceste  negociatiou  et  iniens  advis  n’en  a faici 
nul  mauvais  officc,  et  qu’il  n’en  reussira  nul  inconvenient  de  la. 
11  fault  pour  le  mieulx,  que  m1*  les  Estats  envoyent  icy  tels  huiu- 
mes  entendus  au  contenu  de  niesd.  advis  pour  en  presencc  du  roy  oh 
de  inr*  de  Bouillon  et  gardc-  seaulx  me  proposcr  toutes  les  difö- 
cultes  qu’il  pourront  imaginer,  et  j’ublige  ma  teste  encores  uue 
fois  que  je  les  rendray  satisfaicts  en  toutes  lesd.  difticultes  et 
doubtes.  Ils  ne  diront  plus  (jue  mes  entreprises  ont  manque  par 
ma  faulte.  Mais  moy  seul  ne  peux  tout  ny  moins  violenter  cc  qne 
je  doibs  respecter,  ct  que  l’exemple  de  l’armee  du  duc  de  Mediua 
clochc  en  toutes  ses  raisons.  Et  pour  la  fin  il  fault  que  tout  seit 
recommcncö  par  mp*  le  garde-seaulx,  conduit  et  fini  par  luy.  — 0.  I>. 

Berlin.  Unionsacla  ad  tom.  IV.  Cop, 

ii i 471.  Lansac  an  l’Escuyer.1 

Schönberg,  den  Lansac  in  Heidelberg  verlassen  hatte,  ist  zum 
König  nach  Fontaineblau  gesandt,  wo  er  noch  Bouillon  erwartet 
„pour  soudnin  s’cn  retourner  vers  m,icrs-  qui  l’avoyent  faict  partir 
d’au]>res  d’eux,  peu  de  temps  apres  qu’ils  m’eurent  licenci4.“  Lansac 
suchte  denselben  in  Paris  auf  und  hörte  von  ihm  „que  le  roy  w 
me  vouloit  rechereher;  mais  si  les  Estats  ne  faisoient  la  paix  et 
recherchoycnt  s.  M,c-  de  secours,  qulil  leur  aideroit  de  plus,  qu’il 
ne  leur  faudroit  pour  t’execution  de  l’entreprise  <i«ii  est  de  mon 
invention  ct  seavoir,  et  qifil  (Schönberg)  alloit  s^avoir,  si  ce  que 
je  proprosois  estoit  vray  et  faisablc,  |>res  de  mr  le  princ«  Mau- 
rice2 et  luy  de  in  an  der  des  personnes  confidentes  pour  entendre 
mesd.  propositions  et  en  juger.“  Lansac  erwiederte,  er  allem 
könne  seine  Vorschläge  vertheidigen,  und  es  sollte  dies  geschehen 
vor  Abgeordneten  der  Staaten,  des  Königs  und  Grossigelbewahrers. 
Letzterm  sollten  Anhalt  und  Anspach  die  ganze  Sache  anheim* 
geben.  „Je  ue  desire  touttesfois  qu’ils  cu  soyent  advertis  par 
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moy  directement  ou  indirectement.  Car  sans  cause  juste  soubs 
une  allegation  ou  allegations,  Dieu  s^ait  quelles,  mesd.  sers-  les 
princes  sc  sont  retirez  de  moy  et  nie  cclent  lc  progres  de  l’ad- 
vanccment  de  nion  affaire.“  Deshalb  möge  Escuyer  das  gegen- 
wärtige und  vorige  Schreiben  ihm,  dem  Lansac,  wieder  zurücksenden. 

Berlin.  Unionsarta  ad  tont.  IV.  Cop. 

1 lieber  den  Anlass  des  Schreibens  vgl.  471  Anm.  1. 

'■*  lieber  Schönbergs  Sendung  nach  Holland  und  Lansaes  Plan  über- 
haupt vgl.  Villeroy  an  Jeanniu.  1007. 

472.  Schönberg  an  Fürst  Christian  von  Anhalt.1 

Verhandlung  mit  dem  Könige  von  Frankreich.  — Unterredung  mit 
Lansac.  — Bemerkungen  über  Lansac. 

Monsieur.  — J’ay  trouv6  le  roy  a Fontainebleau  malade  dos 
gouttes  et  mr-  de  Bouillon  tousjours  empesche  aupres  de  s.  M‘% 
tellement  que  je  n’ay  sceu  avoir  l’audience  sy  a loysir  (jue  j’eusse 
bien  desir£.  Tont  persiste  a la  premiere  resolution  d’avoir  rosponce 
asseuree,  et  que  la  proposition  et  demande,  que  l'assistance  des 
moyens  viene  de  Hölande.  M’a  defendu  le  mentionner;  pourquoy? 
poures  vous  facillement  juger,  so  faisant  ainsy,  qu’il  ne  manquera 
ny  de  Vargent  la  somme  que  m’avez  dit  ou  plus,  ny  lc  passage  et 
levee.  On  tient  pour  asseuree  la  paix  icy  par  mer  et  par  terre 
on  redoute  fort  Lansac.  Trois  liornmes  m’out  demande  eu  ce  peu 
de  temps  que  j’ay  este  a la  court,  sy  je  ne  l’avois  veu,  ou  si  je 
ne  venois  pour  son  entreprise  en  France.  L’un  me  dit:  je  s<;ay 
que  Anhalt  luy  a presto  l'oreille  et  y trouve  gout,  quelques  uns 
en  murmurent.  Mais  cela  s'oubliera  et  pourra  cstre  tonn  secret, 
jusques  qu’on  commence  se  preparer  et  effectuer  et  malaisement 
d'avantage.  Toutefois  le  monde  est  grand  depuis  Gibraltar  jusques 
aux  frontieres  de  France.  De  cela  avons  nous  exemples  assez 
vienlx  et  nouveaulx  en  Holande  et  Angleterc.  Je  ne  cesseray 
que  du  tout  diligemment  taut  que  couvertement  se  pourra  faire  a 
menquerir.  Si  les  Estats  ne  font  paix,  tout  va  bien  ....  J’ay 
pour,  quand  tout  sera  prepare  ou  qu’il  y aura  apparence  que  bc- 
aucoup  s'en  voudront,  peut  estre  a vos  desavantages,  meslcr; 
chascun  est  ambitieux,  tout  bien  se  faict  a desseing  et  pour  soy 


1 Das  Schreiben  findet  sich  ohne  Angabe  des  Verfassers  und  Adres- 
saten als  Beilage  zu  einem  Briefe  Anhalts  an  Anspach  vom  3.  Juli,  in 
welchem  der  Fürst  schreibt:  er  sende  dem  Markgrafen  zwei  Briefe, 
einen  von  seinem  Secretär  aus  Frankreich  (er  sagt  von  ihm:  „qui  adore 
Lansac.“  Offenbar  ist  es  jener  l'Escuyer,  an  den  die  Schreiben  n.  47(J, 
471  gerichtet  sind),  und  einen  von  Schönberg  (der  Vorname  ist  nicht 
genannt)  Dass  vorliegendes  Schreiben  das  von  Schönberg  ist,  wird  man 
aus  seinem  Inhalt  und  bei  Vergleichung  von  n.  471  leicht  erkennen. 
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472.  en  la  France.  Vous  n’avez  a craindre  quc  Bouillon ; mais  pour 
cc  que  le  roy  nc  se  veut  descouvrir,  on  est  par  de^a  bien  a^eure. 
Ce  que  j’en  appercevray,  en  Hollande  vous  feray-je  comme  du  tont 
fidele  rapport.  Ili-posez  vous  sur  moy,  je  ue  vous  manqueray 
jainais,  ma  vie  supplöera  au  default. 

Au  retour  de  Fontainebleau  m’est.  venu  trouver  Lansac  au 
soir  en  mon  logis.  Moy  bien  estonn6  le  demandois,  d’ou  estoit  sa 
venue,  et  qu’on  pensoit  qu’il  fust  en  Suede.  Sur  quoy  il  me 
respondit:  entendu  que  le  roy  de  Suede  est  siche  (?),  est  estrauge,  ny 
faisant  et  obtenant  rien,  je  n’eusse  eu  de  quoy  pour  m’en  retourner. 
Je  veulx  donner  ordre  a mes  affaires  icy;  nous  sommes  touts 
journaliers.  1 Apres:  qui  luy  avoit  enseignö  mon  logis  et  arriv£e? 
II  dit:  C’est  yardcseaidx  qui  m’a  escrit  estre  logis,  venue  et 
negociation  en  ces  paTs.  Je  m’estonne.  Que  voulez  faire  le  secret 
devant  moy  qui  suis  auteur?  Veut  on  traicter  sans  moy  et  le 
yardescaidx  qui  a si  bien  embrassö  l’affaire,  sans  lequel  ne  se 
peut  rien  faire  en  Frame?  Puis  que  par  luy  on  a comraence,  y 
fault  retourner  par  luy,  ayant  grand  credit.  J’espere  poinct  qu'on 
me  veuillc  rompre  promesse  et  forclorre  de  ce  affaire  et  se  servir 
de  mes  labeurs.  Sur  quoy  j’ay  respondu  que  je  ne  s^avois  ee 
qu’il  voulloit  dire,  et  que  je  n’avois  autre  Commission  que  lettres 
a Bouillon,  que  je  prenois  mon  chemin  par  Paris  taut  pour  l’asseu- 
rance,  commoditä  des  postes,  baiser  les  mains  au  roy , luy  demander 
ce  qu’il  me  doit,  voir  le  duc  de  Bouillon  et  mes  vieilles  cognois* 
sances,  et  que  vous  m’aviez  command£  vous  advertir  ce  qu’ou 
disoit  de  luy  et  de  sa  demeure,  comme  aussy,  sy  les  Estats  fairoient 
paix.  Ou  Lansac  me  pressant  d’avantage  et  monstrant  lettres  de 
yardcseaidx , luy  ay  je  dit  que  vous  m’aviez  parl6  en  general  de 
son  entreprise,  et  combien  que  vous  le  teniez  fort  secret,  si  en 
avois  je  ouy  parier  de  trois  diverses  personnes  a la  court,  et  puis 
l’arabassadeur  de  Hollande , et  que  je  croyois  que  ceulx  que  vous 
v s^-avez  qui  en  sceussent  aulcunes  particularitez.  Je  luy  ay  doune 
force  bonnes  paroles  des  vostre  part  et,  comme  il  me  semble, 
contentß  et  oste  tout  doubtes  de  vos  personnes,  asseur6  que  rien 
se  fairoit  sans  luy.  Me  disant  qu’il  en  voudroit  estre  asseure 
soubs  vos  signets,  luy  ay  je  facilli6  cela,  remettant  en  main  tierce: 
autrement  luy  l’ayant  et  venant  a mourir,  pouroit  cela  estre  des* 

1 Anhalt  schreibt  am  21.  Juni  an  Anspach:  „Je  suis  este  adverti  des 
gens  mesines  de  mr.  de  Lansac  qu’il  est  parti  en  tres  grand  soub^on 
pour  le  colonel  Fuchs,  comme  s’il  se  fust  entendu  avec  le  capit&ioe 
Schonberg  de  s’en  servir  dud.  desseing;  dout  il  a est6  occasionne  de 
n’avancer  son  chemin  vers  Suede,  ainyois  de  se  tenir  pres  du  Pais-bas 
pour  veiller  a touttes  occasions.“  (B.  Unionsacta  LX.) 
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couvert  pour  gaigner  reeompence  du  roy  d'Espagne.  Et  s’il  ne 
se  fioyt  en  vous,  comment  que  vous  pourez  fier  en  luy? 

Enfin  c’est  un  homme  fort  dangereux;  fin  a quelques  affaires 
pour  produire  une  chose,  il  perd  rentendement  en  l’autre.  Le 
roy  ny  Bouillon  ny  personne  s’en  fie.  II  faut  prendre  garde  a luy. 
J’ay  dit  auy  deux  predicts  et  a luy  qu’il  luy  coustera  la  vie 
comme  au  moindre  du  party.  11  se  veut  obliger  de  ne  sortir 
jamais  d’une  chambre  jusqu’au  temps  d’execution.  11  proniet,  jure 
et  dit  beaucoup  du  bien,  fncilie  la  (böse  fort,  sans  toutefois  que 
j’aye  dit  s^avoir  rien  des  particularitcz.  II  veut  que  je  lny  rescrive 
du  pais  de  Uolande,  s’yl  y a paix:  si  non,  qu’on  luy  face  venir 
en  quelque  lieu  3 ou  4 hoinmes  qui  s’entendent  a la  Navigation 
pour  les  confronter  avec  luy  et  depuis  prendre  resolution,  estant 
suspect  d’aller  luy  mesmes.  J’attens  vos  commandemens  et  ne 
sortiray  hors  de  nia  Commission.  Comme  j’ay  promis  d’asseurer 
le  temps,  quand  pourez  avoir  de  moy  responce  de  Holande , ne 
puis  je  faire,  mais  je  diligenteray  lc  inieulx  que  ce  peult  et  selon 
les  affaires  rae  gouverneray  je  tout  avec  advis  de  prince  Maurice.  — 
De  Paris  en  haste  ce  21.  Juin  st.  n.  1607  ä minuict. 

Berlin  Unionsacta  aü  tom.  IV.  Cop. 

473.  Werbung  Brederodes  bei  dem  Churfürsten  von 

der  Pfalz. 

Auf  des  Churftirsten  Resolution  vom  19.  Mai  haben  die  Staaten 
dem  Brederode  folgenden  Auftrag  an  ihn  und  andre  Stände  ge- 
geben: 1.  Die  Staaten  bedürfen  dringend  einer  ansehnlichen  Geld- 
hülfe, da  sie  trotz  des  Waffenstillstandes  keinen  Soldaten  entlassen 
und  ihre  Ausgaben  nicht  vermindern  können. 1 2.  Die  französischen 
Gesandten  sind  behufs  der  Friedensvcrhandlungen  schon  im  Ilaag 
angelangt,  um  mit  den  Staaten  über  die  Mittel  zur  Fortsetzung 
des  Krieges  sowol,  wie  zum  Abschlüsse  eines  guten  Friedens  zu 
beratben.  Die  englischen  Gesandten  werden  täglich  erwartet.  Die 
Staaten  bitten  die  ihnen  wolgesinnten  Churfürsten  und  Fürsten 
dringend,  dass  auch  sie  eine  Gesandtschaft  mit  Aufträgen  gleich 
denen  der  französischen  abfertigen. 2 3.  Da  Brederode  von  den 
Staaten  Creditive  an  Churbrandenburg,  Anspach,  Braunschweig, 
Würtemberg  und  Hessen-Cassel  erhalten  hat,  ferner  vier  andere  ohne 
Aufschrift,  um  sie  nach  Bedürfniss  bei  zwei  Herzogen  und  zwei 
Grafen  zu  verwenden,  so  bittet  er  uin  Rath,  ob  er  die  genannten 
Fürsten  alle  persönlich,  und  welche  nicht  genannten  Herzoge  und 
Grafen  er  aufsuchen  solle,  ferner,  ob  er  jeden  ersuchen  solle,  dass 
er  die  gewünschte  Gesandtschaft  für  sich  abfertige,  oder  dass  er 
sich  mit  den  übrigen  vermittelst  einer  Zusammenkunft  über  eine 
Gesammtschickung  vergleiche.  3 — O.  1).  Auf  dem  Credilif  Bre- 
derodes  (f.  58)  ist  bemerkt:  Prms.  Heidelberg  25.  Junii  a.  607. 

München  Staatsarchiv  323/3  f.  55.  Orig. 
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1 Am  2.  Juni  schreibt  Oldenbarnevelt  an  Brederode:  er  überseude 
ihm  einen  genauen  Kostenanschlag  für  eine  „vigoureuse  defensie  te  lande 
ende  eene  redeliche  ordre  te  waeter.“  Die  lliilfte  dieser  Kosten  oder 
etwas  mehr  dürfte  von  den  Staaten  aufgebracht  werden.  Das  beste  Mittel, 
um  das  Uebrige  aufzubringen,  wäre,  dass  die  benachbarten  Könige  und 
Stände  es  einmal  ernstlich  unternähmen,  die  Spanier  und  ihren  An- 
hang „tijt,  die  Niederlanden  tot  over  het  geberchte  te  doen  vertrecken/' 
Die  Staaten  bedürfen  grösserer  Hülfe  mit  Rath  und  That  als  je  zuvor. 
Eine  solche  möge  Brederode  schleunigst  betreiben.  (A.  a 0.  f.  41.)  - 
Dem  Schreiben  liegt  ein  Verzeichniss  der  laufenden'  Ausgaben  (charges 
presentement  courantes)  der  Staaten  bei,  welches  Folgendes  enthält: 

1)  4‘2  Compagnien  Cavallerie  (45*21  Dienstpferde  und  2057  „bidets“)  und 
2 Compagnien  Dragoner  (350  Pferde)  kosten  monatlich  123,288  livres. 

2)  360  Compagnien  Infanterie  (56,340  M.),  1 Comp.  Dänen  (300  M.)  und 
1 Comp.  Engländer  (200  M.)  kosten  monatlich  £47,799  livres.  3)  „Le; 
traicteinents  portent  55,296  livres.“  4)  Die  gewöhnlichen  Kriegskosten 
eines  Monats  belaufen  sich  auf  119,182  livres.  5)  Die  ausserordentlichen 
Kriegsausgaben  betragen  monatlich  125,010  livres.  6)  (Monatliche)  Kosten 
der  Befestigungen : 50,000  livres.  7)  Monatliche  Zinsen  der  von  den 
Generalstaaten  gemachten  Schulden^  30,000  livres.  8)  „Pour  payer  la 
moitie  des  debtes  plus  presses  (pressees):  75000  livres.“  9)  Stellt  der 
Feind  2— 3 Armeen  in’s  Feld,  so  müssen  die  Staaten  noch  1200  M z Pf 
und  6000  z.  F.  für  6 Monate  werben,  deren  Kosten,  auf  die  12  Monate 
des  Jahres  vertheilt,  sich  monatlich  auf  99,166  livres  belaufen.  Dazu 
erfordert  diese  zweite  Armee  für  Munition  und  anderes  monatlich 
25,000  livres  10)  Die  Admiralität  erfordert,  wenn  der  Seekrieg  kräftiger 
als  bisher  geführt  und  die  Rückstände  in  3—4  Jahren  erstattet  werden 
sollen,  monatlich  300,000  livres.  (Die  kleine  Münze  ist  bei  diesen  An- 
gaben weggelassen.  Die  Summe  der  monatlichen  Ausgaben  beträgt 
1,549,741  livres.) 

^ Schon  bei  seiner  vorigen  Werbung  hatte  Brederode  um  Abfertigung 
einer  deutschen  Gesandtschaft  zu  den  niederländischen  Friedensverhand- 
lungen nachgesucht.  (Churpfalz  an  Anhalt.  Juni  27.  A.  a.  0.  f.  53.) 
Der  Churfürst  bat  darauf  Wtirtemberg  (23.  Mai  a.  a.  0.  f.  341,  Churbran- 
denburg  und  Braunschweig  (11.  und  23.  Juni  f.  39)  um  ein  Gutachten 
hierüber. 

3 Ueber  Brederodes  weitere  Bemühungen  und  Erfolge  (besonders 
auch  bei  Neuburg)  vgl.  seinen  Bericht  an  die  Staaten.  1607  Dec.  Ü 
(Deventer  111  S.  155.) 

Juli  474.  Friedrich  IV.,  Resolution  auf  die  Werbung  Wil- 
9 heims  von  Berlepsch,  Gesandten  des  Landgrafen 

M o ri  tz.  1 

Der  Churfürst  hat  jüngst  durch  einen  Gesandten  bei  König 
Heinrich  seine  frühere  Erklärung  widcrholt,  er  wolle  für  die  Union 
in  Jahresfrist  100,000  fl.  zum  Vorrath  und  danu  jährlich  20,000  H. 
erlegen.  Darauf  erbot  sich  der  König  nicht  nur  %,  sondern  gerade 
soviel  als  die  Unirten  in  Deutschland  zuzuschiessen.  Doch  wollte 
er  das  Geld  nicht  da  niederlegen,  wo  er  desselben  nicht  mächtig 
sei;  er  erbot  sich  nur,  wenn  man  ihm  Vorschläge  über  eine  solche 
Versicherung  mache,  w elche  die  Niederlegung  des  Geldes  in  Deutsch- 
land ersetze,  so  wolle  er  sich  zur  Zufriedenheit  bezeigen.  Damit 
das  Geld  nicht  todt  da  liege,  meinte  der  König  ferner,  solle  mau 
es  zur  Unterstützung  der  Staaten  verwenden.  Ueber  beide  Differenz- 
punkte hat  der  Churfürst  weiter  mit  dem  König  correspomlirt  und 
die  Deposition  des  Geldes  nach  dem  „ersten  schlag“  verfochten. 
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Der  König  erwiederte  vor  einigen  Tagen,  man  solle  nur  die  Ver- 
handlungen in  Deutschland  zu  Ende  zu  führen  suchen;  er  werde 
sich  stets  gebührlich  bezeigen.  Von  andern  Correspondirenden 
sind  noch  keine  Resolutionen  über  den  Unionsplan  vorhanden. 

2.  Am  23.  Juni  hat  der  Churfürst  schon  auf  eignen  Antrieb  dem 
Landgrafen  Moritz  und  Herzog  von  Braunschweig  die  Wiederauf- 
nahme seiner  Vermittlung  angeboten.  Geht  letzterer  darauf  ein, 
so  wird  er  sich  über  Zeit  und  Malstätte  erklären.  Inzwischen  aber 
haben  beide  Theile,  damit  die  Verhandlungen  etwas  helfen,  alle 
Thätlicbkeiten  und  was  zu  Unwillen  und  Verdacht  führt,  einzu- 
stellen. 3.  Die  Angriffe  der  Gegner  auf  die  Evangelischen  durch 
Hof-  und  andere  ungewöhnliche  Processe  werden  durch  deren 
Zwiespalt  begünstigt.  Der  Churfürst  schlägt  einen  Convent  vor,  um 
zu  berathen,  was  gegen  die  in  dem  Klosterstreite  und  andern  Sachen 
verborgene  Gefahren  zu  tliun  sei.  — Datura  Heidelberg . . . den 

29.  Junii  a.  1607. 

Cassel  Regierungsarchiv.  Ev.  Unionshandelungen  d.  a.  1603— 10.  AngefQbrt : 

Rommel  VII  S.  291.  Orig. 

t Die  Instruction  für  Berlepsch  (19.  Juni.  A.  a.  0.)  enthält  Folgendes : 

Der  K Frankreich  hat  den  Landgrafen  ersucht,  sich  gleich  Churpfalz 
und  andern  Fürsten  in  Betreff  des  Unionsplans  zu  erklären.  Dieser 
bittet  daher  den  Churfürsten,  ihm  seine  und  der  andern  Fürsten  Reso- 
lutionen mitzutheilen.  Um  zwischen  dem  Landgrafen  und  Braunschweig 
zu  vermitteln,  hatte  der  Churfürst  schon  Zeit  und  Ort  bestimmt;  doch 
uabm  die  Sache  keinen  Fortgang,  weil  auf  Seiten  des  H.  Braunschweig 
wegen  der  Stadt  Braunschweig  und  sonst  mehrfache  Hindernisse  vor- 
fielen. Da  der  Herzog  nun  zur  Wiederaufnahme  der  gütlichen  Verhand- 
lungen bereit  ist,  so  möge  sich  der  Churfürst,  wenn  der  Herzog  ihn 
gleichfalls  darum  ersucht,  denselben  unterziehen. 

475.  Friedrich  IV.,  Resolution  auf  Brederodes  Wer-  Juli 

bung  vom  5.  Juli.  10 

1.  Bezüglich  der  Hülfe  fehlt  dem  Churfürsten  weder  der  gute 
Wille,  noch  die  Erkenntniss,  dass  das  Bedürfniss  der  Staaten  gegen- 
wärtig grösser  ist  als  je.  Aber  bei  seinen  eignen  schweren  Aus-  . 
gaben  muss  er  für  diesmal  sich  wegen  Unvermögens  entschuldigen. 

2.  Das  Gesuch  hinsichtlich  der  Gesandtschaft  soll  den  Correspon- 
direnden, die  sich  darüber  noch  immer  nicht  resolvirt  haben, 
schleunigst  mitgetheilt  und  befürwortet  werden.  — Signatum 

30.  Junii  1607. 

M 0 n c b e n Staatsarchiv  323/3  f.  60.  Protoc. 

476.  Unionsacte  zwischen  Churpfalz  und  Würtemberg.  Juli 

Da  der  Churfürst  und  der  Herzog  sich  schon  im  Jahre  1601  11 

„in  sondere  verstendnus  eingelasen  (haben),  auch  biß  dabero  in 
derselben  verfaren  (sind),“  da  ferner  die  Zustände  inner-  und 
ausserhalb  des  Reiches  „wegen  dern  darin  fürgehenden  scheinbaren 
und  nachdencklichen  enderungen“  immer  beschwerlicher  und  ge- 
fährlicher werden,  und  dagegen  man  von  den  Ständen  wegen  man- 
gelnder Einigkeit  wenig  Hülfe  zu  erwarten  hat,  so  haben  der 
Churfürst  und  der  Herzog  „zu  fortsetzung  obgedachter  unser  in 
anno  1601  fürgenommenen  sonderbaren  verstendnus“  für  sich,  ihre 
Kinder  und  Lande  einen  Bund  geschlossen,  bloss  zu  ihrer  und  der 
Acten  des  30jAhr.  Krieges  I.  37 
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476.  Jhrigen  Schutz  gegen  Gewalt  und  keineswegs  zur  Offension  weder 
des  Kaisers,  noch  eines  friedfertigen  Reichsstandes.  1.  Die  Ver- 
bündeten werden  sich,  ihre  Erben,  Land  und  Leute  „trewlich 
meinen“  und  gegen  einander,  ihre  Erben  etc.  weder  Bündnisse 
eingehen,  noch  etwas  Feindliches  vornehmen  oder  ein  feindliches 
Vorgehen  begünstigen.  2.  Nachrichten  über  Gefahren,  die  dem 
Verbündeten,  seinen  Erben,  Landen  und  Leuten  drohen,  sucht  mau 
zu  erkunden  und  theilt  sie  alsbald  einander  mit.  8.  ln  wichtigen 
Sachen,  ob  sie  das  gemeine  Wesen  oder  die  Verbündeten  netet 
Land  und  Leuten  betreffen,  stehen  diese  und  ihre  Erben  einander 
mit  getreuem  Rathe  bei.  4.  Besonders  in  Sachen,  welche  der 
Fürsten  Freiheit  und  Hoheit,  die  kaiserlichen  Hofprocesse,  Kloster- 
sachen, freiwillige  Contributionen,  die  wiederholt  übergebnen  evan- 
gelischen Beschwerden,  soweit  sie  Verletzungen  der  fürstlichen  Frei- 
heiten und  Reichsgesetze  enthalten,  betreffen,  werden  die  Verbün- 
deten bei  Reichs-  und  Kreistagen  „vertraewliche  correspondenu 
haben  und  halten,  unß  auch  bemühen,  andere  evangelische  staent 
zu  gleicher  correspondentz  darin  zu  vermögen.“  5.  Irrungen  zwischen 
den  Verbündeten  und  ihren  Erben  werden  durch  beiderseitige 
Räthe  gütlich  verglichen,  wie  es  jüngst  zu  Heilbronn  geschehen 
ist;  und  wenu  der  Ausgleich  nicht  gelingt,  so  werden  sie  so  ent- 
schieden, wie  das  ebenfalls  jüngst  zu  Heilbronn  verabschiedet  ist. 
6.  Obgleich  „in  etlichen  religionspuncten  ungleicher  verstaut  !-ein 
möchte,“  soll  dies  Bündniss  doch  „in  gutem  bestant  und  weseu 
verpleiben,“  und  wird  man  deshalb  verhüten,  dass  in  Büchern  oder 
Predigten  „Unbescheidenheit  oder  falsche  uflagen  wieder  daß  ander 
teil  gebraucht,  oder  sonsten  zu  einigem  Unfrieden  ursach  gegeben 
werde.“  7.  Wenn  ein  Verbündeter  oder  seine  Unterthanen  „mit 
feintlichem  gewalt  angegriffen,  oder  in  der  naehe  dergleichen  gefar 
sich  erzeigen  würde,“  so  schickt  der  andre  ihm  wol  gerüstete 
Truppen  zu  Ross  und  Fuss,  die  sich  unter  den  Befehl  des  Feld- 
obersten des  Angegriffenen  stellen  und,  so  lange  die  Gefahr  dauert 
ihm  überlassen  werden.  Die  ersten  drei  Monate  zahlt  der  Helfende 
den  Sold  dieser  Truppen,  für  die  sechs  folgenden  Monate  legt  er  den 
Sold  aus  auf  Rückzahlung  nach  beendigtem  Krieg.  Braucht  der 
Angegriffene  das  Volk  auch  nach  diesen  sechs  Monaten  noch,  so  ver- 
gleicht er  sich  mit  ihm  über  seine  fernere  Unterhaltung.  Das 
Einzelne  über  diese  gegenseitige  Hülfeleistung  bestimmt  eine  inner 
halb  der  nächsten  zwei  Monate  zu  haltende  Tagsatzung  beiderseitiger 
kriegsverständiger  Räthe.  8.  Die  Verbündeten  suchen  noch  mehr 
evangelische  Stände,  „jedoch  mit  solchen  conditionen,  deren  wir... 
unß  mit  einander  alßdan  vergleichen  werden,“  in  den  Bund  zu 
ziehen.  9.  Die  Bundeshülfe  bezieht  sich  nicht  nur  auf  etliche  Fälle, 
sondern  auf  jede  Gewalt  und  grosse  Gefahr,  die  einem  oder  beiden 
Verbündeten,  ihren  Erben,  Landen  und  Leuten  von  einem  fremden 
Potentaten,  von  einem  Einheimischen,  der  von  einem  Fremden 
dazu  angereizt  ist,  oder  von  irgend  Jemanden,  Niemand  ausge- 
nommen , zustossen.  Unter  den  in  der  Acte  genannten  Landen 
sind  aber  nur  diejenigen  gemeint,  „deren  wir  bederseits  itziger 
zeit  in  possession  seint.“  Ueber  diejenigen,  die  einem  künftig 
zukommen  möchten,  hat  man  sich  besonders  zu  vergleichen. 
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10.  Dauer  des  Vereins  fünfzehn  Jahre.  Stirbt  ein  Verbündeter  vor 
deren  Ablauf,  so  sollen  die  Erben  desselben  sich  zu  dem  Bunde 
verpflichten.  Ein  Jahr  vor  Ablauf  der  fünfzehn  Jahre  beschliesst  eine 
Tagsatzung,  ob  und  wie  der  Bund  fortzusetzen  sei.  (Verpflichtung 
bei  „wäre»  fürstlichen  Worten.“)  — So  geschehen  den  ersten  monats- 
lag Julii  . . 1607.  (Unterschrift  beider  Fürsten.) 

Neben  vertrag.  In  dem  in  der  Unionsacte  gleichen  Datums 
nicht  vorgesehenen  Fall,  dass  ein  Verbündeter  vor  Ablauf  des  Bundes 
stirbt  mit  Hinterlassung  unmündiger  Erben  unter  einer  vom  Ver- 
storbenen verordneten  Vormundschaft  soll  „gedachte  verain  in 
iren  craeften  und  bestant  allerdings  pleiben.“  Wenn  aber  bezüg- 
lich der  Verordnung  der  Vormundschaft  „grose  spaen  oder  weitte- 
rung  einfallen  würden,“  so  wird  der  eine  Verbündete  des  andern 
Erben  und  Vormünder  „allein  mit  guttem  rat  nit  verlasen“,  nichts 
gegen  dieselben  vornehmen,  noch  demjenigen,  der  etwas  gegen  sie 
vornimuit,  irgendwie  mit  Rath  oder  That  beistehen,  zugleich  aber 
„mit  dem  hauptstrit  solcher  vormuntlichen  disposition  sich  zu  be- 
laden nicht  schuldig  sein.“  — So  geschehen  den  ersten  monatstag 
Julii  . . 1607.  (Unterschrift  beider  Fürsten.) 

Stuttgart  C 23  b.  Auszug  Sattler  V.  S.  277  fg.  Orig. 

477.  Friedrich  IV.  an  Churbrandenburg  und  Braun- 

schweig. 

Bericht  über  den  zweiten  Punct  von  Brederodes  Werbung 
vom  5.  Juli  und  des  Churfürsten  Resolution  vom  10.  Juli.  Der 
Churfürst  schlägt  vor,  dass  Churbrandenburg,  Braunschweig,  Hessen- 
Cassel,  Anspach,  Culmbach  und  Anhalt1  gegen  den  22.  August 
Bevollmächtigte  nach  Heidelberg  schicken,  um  zu  beschliessen, 
ob  die  Gesandtschaft  rathsam  sei,  ob  jeder  der  Fürsten  oder  ein 
Ausschuss  aus  ihnen  seine  Gesandten  abfertigen  solle,  endlich  wie 
man  den  Staaten  zur  P>handlung  eines  billigen  und  sichern  Frie- 
dens beiräthig  sein  und  bewirke  solle,  dass  man  selbst  in  den  Frieden 
eiugeschlossen  werde,  welchen  Beistand  man  auch,  im  Falle  dass 
der  Friede  uicht  zu  Stande  komme,  den  Staaten  Zusagen  solle. 
Da  die  Gesandtschaft  spätestens  am  11.  September  im  Haag 
erscheinen  muss,  so  sind  die  Abgeordneten  zu  der  Tagsatzung  mit 
absoluter  Vollmacht  zu  versehen,  auch,  für  den  Fall  dass  die 
Gesandtschaft  beschlossen  wird,  zur  sofortigen  Uebernahrae  der- 
selben, „nachdem  alles  zuruck  bericht  (ist),“  zu  bevollmächtigen. 
— Datum  Heidelberg  4.  Julii  1607. 

München  Staatsarchiv  323  3 f.  62.  Cpt. 

i Ein  Schreiben  gleichen  Inhalts  und  Datums  an  die  vier  letztem 
Fürste n f.  63. 

478.  Bericht  des  Grafen  Albrecht  von  Solms  über  die 
Verhandlung  mit  Ducker,  Gesandten  des  Erzherzogs 

Maximilian. 

Vortrag  an  Ducker,  bestehend:  1.  in  einem  Bericht  über  Maximilians 
Aussichten  zur  Nachfolge  Rudolfs,  2.  in  verschiedenen  Fragen  über  etwaige 
andere  Candidaten  jener  Würde,  über  Maximilians  Geneigtheit  zur  An- 
uahuie  derselben,  seineAussichten  auf  den  Besitz  östreichischer  Lande 
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478.  und  seine  Stellung  gegenüber  Matthias.  — Antwort  Dückers:  l.  Maxi- 
milians Wünsche  bezüglich  der  Nachfolge.  2.  Beantwortung  der 

gestellten  Fragen. 

Den  5.  Julii  a.  1607  hat  Johan  Ducker  von  Haßlau  f.  d. 
ertzherzog  Maximiliani  von  Österreich  rat  bei  P(falz)  Aidienz  ge- 
habt,1 und  nach  überreichten  beiden  des  Meintzischen  und  ertz- 
herzogischen  credentzschreiben  von  beiden  i.  chf.  g.  und  f.  d.  die 
gewönliche  zuentbieten  der  gebuer  verrichtet.  Deren  sich  P(falzi 
bedanket  mit  fernerem  vermelden,  dass  er,  Ducker,  one  zweiffel 
bei  Meintz  chf.  g.  wurde  nach  notturft  vernommen  haben  die 
Ursachen,  warumb  gut  gefunden  worden,  daß  bei  beiden  i.  chf.  g. 
er  sich  einstellen  solte,  welche  P(falz)  mir  gnedigt  befolen  ime 
mit  wenigem  zu  wiederholen,  welches  auch  geschehen  mit  der  anzeig: 
daß  er,  Ducker,  sich  wurde  guter  massen  zu  erinnern  haben,  wie 
vor  ungefer  anderthalb  jaren  i.  f.  d.  ertzhertzog  Maximilianu» 
P(falz)  durch  inen  het  den  betrübten  zustant  sowol  im  Römisches 
reich  alß  in  der  cron  Hungern  umbstentig  berichten  und  dabe: 
bitten  laßen,  das  i.  chf.  g.  nit  allein  vor  ire  person  den  sachec 
wolte  nachdenken,  sondern  bei  den  anderu  dero  hem  mitchur- 
fürsten  es  dahin  befördern  helfen,  das  dahin  mit  allem  vleis  mochte 
gearbeitet  werden,  das  dem  unheil  in  Zeiten  vorgebauet  wurde, 
damit  durch  zu  lang  Zusehen  die  Sachen  nit  in  einen  solchen  ver- 
lauf gerieten,  welchem  hiernechst  schwerlich  wiederumb  mochte 
zu  remidiiren  sein.  So  haben  i.  chf.  g.  darauf  nit  underlassen. 
dem  werck  mit  allem  vleis  nachzusinnen,  auch  entlieh  dahin  helfen 
richten,  daß  ein  schreiben  an  i.  Kai.  Mr.  bedacht  worden,  darin 
derselben  der  beschwerliche  zustant  in  und  ausser  dem  reich  hat 
sollen  nach  notturft  zu  gemut  gefuret  werden,  darbei  sie  auch 
gehorsampst  hat  sollen  gebeten  werden,  in  Zeiten  das  successioos* 
werck  in  acht  zu  haben,  und  sich  allergnedigst  gefallen  zu  lassen, 
das  mit  zuthun  des  churfurstlichen  collegii  auf  eine  person  mochte 
gedacht  werden,  die  i.  Kai.  Mt.  in  dero  obligen  und  gantz  beschwer 
licher  regieruug  zur  hant  gehen  und  gleichsamb  under  die  arm 
greiffen  und  den  last  mit  tragen  hülfe.  Weil  man  aber  nachmals 
und  in  fernerm  nachsinnen  befunden,  das  durch  gemelt  schreiben 


1 Vgl.  n.  468.  Am  9.  Juni  schreibt  Ghurpfalz  an  den  Fürsten  toe 
Anhalt:  er  möge  das  Schreiben  an  Ducker  so  einrichten,  dass  derselbe 
zunächst  zu  ihm,  dem  Fürsten,  dann  zum  Erzb.  Mainz,  dann  nach  Hei- 
delberg reise.  (M.  547/3  f.  153.)  Am  4.  Juli  berichtet  Anhalt  dem  Chi 
Pfalz:  er  habe  mit  Ducker  in  Cassel  conferirt  und  ihm  ganz  im  allge- 
meinen gesagt,  dass  die  Chf.  Mainz  und  Pfalz  über  die  abseitige  gute 
Stimmung  für  seinen  Herrn  und  etliche  nöthige  Aufklärungen  näher  mit 
ihm  reden  würden,  (a.  a.  0.  f.  164.) 
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der  gesuchte  zweck  vieleicht  nit  mochte  erhalten  werden,  sondern  Juli 
das  schreiben  besorglich  noch  mer  verhindern  als  befördern  dörfte, 
alß  hat  P(falz)  mit  Maintz  chf.  g.  sich  zusamengethan  und  diser 
sachen  sich  notturftiglich  unterredet.  Darauf  dan  auch  noch  wei- 
tere vertraute  Zusammenkunft  und  communicationes  vorgangen, 
bei  welchen  gegen  i.  f.  d.  allenthalben  gutte  affection  gespüret 
worden.1  Es  weren  aber  dabei  die  gedanken  eingefallen,  da  es 
durch  gottes  Schickung  dahin  gelangen  solte,  daß  den  gespurten 
affectionen  zufolg  i.  f.  d.  ertzherzog  Maximilianus  zu  dieser  dignitet 
solte  erfordert  werden,  daß  vor  allen  dingen  zu  wissen  von  nöten 
sein  wolte : 1.  ob  jemants  were,  der  zu  solcher  dignitet  adspirirte, 
wer  die  weren , und  was  vor  dependents  und  favor  dieselben  so- 
wol  bei  der  Kai.  Mt.  alß  könig  auß  Hispanien  und  zu  Rom  betten. 

2.  Da  wie  geinelt,  i.  d.  solte  von  dem  churförstlichen  collegio  zu 
solcher  dignitet  erfordert  werden,  ob  sie  der  Christenheit  und  dem 
vatterlant  zum  besten  mit  solchem  last  sich  beladen  zu  lassen 
möchte  gemeint  sein.  3.  Und  weil  man  sich  erinnerte,  daß  i.  d. 
vor  diesem  des  patrimonii  halben  etwas  dificultet  erregt,  was  es 
vor  eine  gelegenheit  damit  habe,  ob  und  was  vor  hofnung  und 
anwartung  desselben  vorhanden,  ob  sich  i.  d.  vieleicht  der  anwar- 
tung  per  renunciationem  begeben,  oder  ob  etwan  eine  Vergleichung 
zwischen  deroselben  und  dero  hern  brudern  ertzherzogen  Matthia 
vorgangen , daß  keiner  dem  andern  disfals  hinderung  zufügen 
wolte,  und  da  dem  also,  ob  man  deren  Vergleichung  berichtet 
werden  könte,  und  ob  ertzherzog  Matthias  auf  den  fal  sowol  ratione 
patrimonii,  alß  aetatis  weichen  wolte.  4.  Was  etwan  des  patrimo- 
nii halben,  vor  vorschheg  geschehen  oder  auch  durch  i.  d.  gethan 
werden  könten.  — Da  nun  P(falz)  über  dieses  alles,  und  was 
weiter  zu  erleichterung  des  gantzen  wercks  möchte  nützlich  und 
dienlich  erachtet  werden,  von  ime,  Duckern,  könte  genugsam  in- 
formation  erlangen,  wolten  i.  chf.  g.  dem  werck  mit  gehörendem 
vleis  ferner  nachdenken  und  sich  also  vermittels  götlicher  gnade 
erzeigen,  daß  sowol  i.  d.,  alß  auch  sonsten  menniglich  zu  spuren, 
daß  P(falz  sich  des  gemeinen  vatterlants  wolstant  mit  allem  eiffer 
angelegen  sein  lasse. 2 


1 Dieser  Anfang  des  Vortrags  war  vom  F.  Anhalt,  dem  Churpfalz 
den  Entwurf  des  Anbringens  am  9.  Juni  zugesandt  hatte  (M.  547/3  f.  153), 
yorgeschlrgen  : denn  dadurch  werde  Ducker  sehen,  dass  die  Sache  nur 
durch  des  Chf.  Pfalz  Bemühungen  so  weit  gebracht  sei,  und  werde  der 
Churfürst  um  so  mehr  Gunst  bei  dem  Erzherzog  gewinnen,  (f.  157.) 

'*  Den  Entwurf  dieses  Anbringens  hatte  Churpfalz  am  7.  Juli  dem 
Erzb.  Mainz  vorher  mitgetheilt.  (A.  a.  0.  f.  166.) 
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478.  Darauf  er,  Ducker,  sich  wiederumb  erklerct,  daß  er  bei  Meintz 
chf.  g.  vernommen,  was  dieser  Sachen  halben  zwischen  Meintz  und 
P(falz)  vor  communicationes  vorgangen,  wie  auch  darnach  beide 
andere  geistliche  churfürsten,  Cöln  und  Trier,  hierunder  ersucht 
worden  und  mit  beiden  i.  chf.  gg.,  Meintz  und  P(falz),  sich  confor- 
mirt  und  verglichen  hetteu.  Und  het  er  bevelch,  da  dieser  suc- 
cessionsach  gegen  in  gedacht,  und  bericht  von  ime  erfordert 
wurde,  das  er  denselben,  so  gut  er  wüste,  thun  solte,  welchem  er 
auch  nachkommen  wolte.  Belangend  sonsten  i.  f.  d.  ertzherzog 
Maximilianum,  könte  er  deroselben  mit  gutem  gewissen  dies  zeug* 
niß  geben,  das  dieselbe  niemals  nach  dem  Kaisertumb  vor  ire 
person  getrachtet,  sondern  derselben  intention  were  jederzeit  ge- 
west, das  das  Teutsche  reich  bei  friede,  ruhe  und  seinem  alten 
wolstant  möchte  erhalten,  hingegen  Zerrüttungen  (welche,  da  bei 
der  Kai.  Mt.  lebzeiten  nit  solte  auf  einen  successorem  gedacht 
werden,  besorglich  nit  außpleiben  w’ürden)  verhütet  pleibpn,  wel- 
ches beides  dan  zu  erlangen,  i.  d.  kein  bequemeres  mittel  erden- 
ken könten,  dan  daß  die  hern  churfürsten  das  suceessionwerk  an 
die  hant  nemen,  und  also  fasten,  daß  auf  alle  menschliche  fei 
nichts  ungleiches  dahero  zu  befaren  were.  Beteuerte  nochmal«, 
das  i.  d.  ertzherzog  Maximilianus  darnach  nicht  trachtete  vor  ire 
person,  sehe  allein  gern,  das  die  dignitet  bei  dem  hau ß Österreich 
verpleiben  möchte,  und  da  es  dero  brudern  oder  vettern  einem 
gedeien  könte,  wolte  sie  mit  beiden  händen  dar  zu  gantz  gern 
helfen,  und  vor  ire  person  mit  solchem  großen  last  gern  verschonet 
pleiben.  Da  es  aber  got  also  gefallen  solte,  das  i.  d.  von  denen, 
so  es  geburet,  hierzu  solte  erfordert  und  beruffen  werden,  wolte 
sie  es  vor  eine  sonderbare  Schickung  gottes  halten  und  den  hern 
churfürsten  nit  aus  handen  gehen.  Von  andern,  so  zu  dieser  die- 
nität  aspiriren  möchten,  könte  er  eigentlich  nichts  sagen.  Kr  zwei- 
felte nicht,  es  wurde  ein  jeglicher  sein  bestes  gedenken,  und  keme 
i.  d.  wol  allerhant,  aber  nur  zeitungsweis  vor,  sonderlich  das  in 
und  außer  dem  reich  sich  leut  finden  möchten,  die  solches,  so  e< 
inen  angetragen  wurde,  nit  ausschlagen  wurden.  Von  ertzherzoc 
Alberto  wüste  er  so  viel,  das  i.  Mt.  denselben  nimmer  hierzn 
kommen  liessen,  welches  gewiß  und  zuverlessig.  Von  Leopohio 
wurde  zwar  viel  geret,  auch  von  der  Kai.  Mt.  selbsten,  es  $e;e 
aber  mit  diesem  wie  auch  mit  dem  vorhabenden  heirat  nit  ernst, 
und  glaube  es  auch  Leopoldus  selbst  nicht,  dessen  er  gute  naeh- 
richtung  habe.  Geschehe  nur  darumb,  den  leuten  die  oren  za 
füllen  und  von  andern  gedanken  abzuhalten,  dan  i.  Kai.  Mt.  seien 
dessen  also  beret,  könne  auch  deroselben  nit  benommen  werden. 
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da  sie  einen  successorem  nennen  lasse,  daß  ir  nicht  zugleich  das  Juli 
scepter  gerucket  werde  und  sie  des  todes  gewiß  seie. 

Mit  den  erblanden  habe  es  die  gelegenheit,  daß  vermög  alten 
herkommens  und  alter  pacten,  die  Kai.  Mt.  [NB.  hier  habe  ich 
nicht  recht  hören  können,  ob  er  gesagt:  die  Kai.  Mt.,  oder:  der 
eheste  im  hauß]  als  caput  familiae  dieselbe  jederzeit  allein  ein- 
gehapt  und  administriret,  den  übrigen  allen  seien  gewisse,  doch 
solche  deputata  gereicht  worden,  das  sie  ein  erlich  außkommen 
dabei  haben  können.  Alß  aber  Kaiser  Carlen  der  fünft  in  Spangen 
kommen,  und  Ferdinandus  hieaussen  plieben,  sei  ein  teilung  der 
lant  vorigem  herkommen  zuwider  gemacht  worden;  deren  zufolg 
habe  die  Grätzische  linie  auch  itzunder  die  Ferdinandische  lant 
wollen  geteilet  haben,  welches  aber  i.  Kai.  Mt.  sambt  dero  gebru- 
dern  nit  nachgeben  wöllen.  Darauf  a.  1602  in  Aprili  zwischen 
sämptlichen  ertzherzogen  eine  Vergleichung  gemacht  worden,  das 
die  lant  unzerteilt  pleiben  und  von  einem  auß  irem  mittel  sollen 
rommuni  nomine  administriret  werden,  wie  auch  darauf  die  sämpt- 
lichc  lant  ertzherzogen  Maximiliano  alß  administratori  eingeraumbt 
worden,  mit  dem  geding,  das  auf  abgang  Maximiliani  die  admini- 
stration  der  Grätzischen  lini  geburen  und  also  künftig  die  laut 
alternatim  von  einer  und  der  andern  linien  sollen  administrirt 
werden.  Alß  aber  i.  Kai.  Mt.  von  friedhessischen  leuten,  wüste 
nit  wer  die  weren,  seien  dahin  beret  worden,  das  sie  alß  der 
eheste  herzog  von  Österreich  sich  ires  juris  der  administration  nit 
begeben  solten,  ist  zwischen  i.  Mt.  und  ertzherzogen  Maximiliano 
eine  neue  hantlung  getroffen  worden,  das  nemblich  Maximilianus 
künftigen  Januarium  a.  1608  die  administration  abtrette  und 
i.  Mt.  übergeben  sol,  welches  auch  i.  d.  gewilligt,  doch  mit  dem 
außtrucklichen  anhang,  das  solches  i.  Kai.  Mt.  auß  brüderlicher 
lieb,  zu  underthenigsten  eren  und  gehorsamb  und  auf  dero  leben- 
lang allein  geschehe,  da  aber  i.  Mt.  mit  tot  abgehen  solte,  das 
alßdan  i.  d.  die  gantze  administration,  wie  sie  dieselbe  itztunder 
haben,  wiederumb  heimfallen  solte;  darauf  es  auch  itzunder  noch 
bestehe. 

Die  zwo  hauptursachen,  warumb  i.  d.  sampt  dero  bruder  und 
vettern  onlengst  zu  Prag  gewesen,  seien  diese  gewest:  1.  das 
i.  Mt.  möchte  beret  werden,  entweder  das  Hungarische  kriegs- 
wesen  besser  zu  bestellen,  oder  auf  einen  bestendigen  frieden 
bedacht  zu-  sein,  2.  das  i.  Mt.  das  successionswerk  vornemen 
wolle.  Und  obwol  i.  dd.  sich  einmutiglich  verglichen,  nit  zu  weichen, 
es  were  dan  in  dem  successions^verk  etwas  gewisses  statuirt  wor- 
den, mit  dem  anhang,  welchem  under  inen  darnach  got  das  glück 
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478.  geben  würde,  dem  wollen  sie  sämptlich  treulich  beistehen,  so  haben 
sie  doch  unverrichter  Sachen  müssen  wiederumb  abziehen , und 
habe  i.  Mt.  weniger  alß  ein  stein  können  bewogen  werden.  Bei 
dieser  Zusammenkunft  zu  Grätz  habe  ertzherzog  Maximilianus  sich 
vleissig  bemühet,  das  säinptliche  ertzherzogen  einander  Zusagen 
wolten,  das,  auf  den  fal  einer  zu  dieser  dignitet  solte  erfordert 
werden,  keiner  dem  andern  keinen  eintrag  daran  thun  wolte,  wel- 
ches (ob  es  wol  bei  ertzherzogen  Matthia  etwas  schwer  eingangeu 
bei  den  Grätzischen  aber  unschwer  eingewiiligt  worden)  doch  end- 
lich verglichen  und  verabschiedet  worden,  welcher  abschiet  auch 
von  allen  herren  underschrieben  und  mit  iren  kleinen  ringpit- 
schaften  versiegelt  worden;  und  habe  diese  Vergleichung  solchen 
verstant,  das,  wer  zum  Kaisertumb  erhaben  wurde,  demselben  auch 
die  lant  folgen  musten,  dan  one  dieselben  das  ander  nit  wurde 
bestehen  können.  Und  wisse  er  wol,  das  bei  der  Grätzischen  lini 
diese  Vergleichung  nit  werde  disputirt  werden.  Aber  ertzherzogen 
Matthiae  werden  allerhant  cinbildungen  denselben  zu  entgegen  ge- 
macht, wisse  aber  nit,  von  wem  solches  herrure.  Ertzherzog  Alber- 
tus habe  sich  vor  einem  jar  gegen  inen,  Duckern,  vernemen  lassen, 
da  die  dignitet  bei  dem  haus  Österreich  möchte  erhalten  werden, 
wolte  er  gern  alle  beforderung  dabei  thun  und  keinen  hindern, 
doch  gönne  er  solches  lieber  eiuem  brudern  alß  vettern. 

Mit  Behemen  und  Hungern  habe  es  die  gelegenheit,  das  sie 
Österreich  incorporirt,  wie  wol  Behemen  itzunder  andere  Sachen 
vorgebe,  sich  auch  wol  gar  zu  eximiren  understanden,  wie  bekant; 
bestendig  aber  werde  vorgeben,  das  sie,  die  Behemen,  nit  eben 
schultig,  den  eitesten  von  Österreich,  sondern  einen  auß  dem  hauß 
iren  gefallen  nach  zu  welen.  Es  seien  aber  dieser  machen  halben 
brief  vorhanden,  die  die  Kai.  Mt.  in  irer  verwarung  habe ; in  solche 
secreta  habe  er  nicht  penetriren  können,  wie  dan  auch  solche 
brief  i.  Mt.  vor  dero  eigenen  brudern  heimblich  halten.  Da  ertz- 
herzog Maximilianus  würde  zum  Kaisertumb  erhaben  werden,  könte 
alßdan  mit  P(falz)  und  anderer  benachbarten  churfürsten  zuthon 
mit  Behemen  auch  tractiret  werden,  und  zweifelte  er  nicht,  der 
almechtige  der  der  vier  churfürsten  hertzen  so  viel  und  weit  zn- 
sammengeneigt,  der  werde  weiter  seine  genade  verleihen,  daß  mit 
gesambtem  rat  hiernechst  zu  dem  patrimonio  nützliche  und  vor 
tregliche  mittel  werden  können  gefunden  werden. 

Hierauf  ist  er  von  P(falz)  dimittirt  worden  mit  anzeig,  daß 
noch  fernere  hantlung  mit  ime  solte  gepflogen  werden,  welches 

durch  den  cantzier  geschehen. 1 

München  Staatsarchiv  547,3  f.  170.  Orig. 
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1 Am  16.  Juli  conferirt  der  Kanzler  mit  Ducker,  lässt  sich  verschie- 
denes von  ihm  berichten  und  erklärt  ihm  u.  a.,  dass  der  Chf.  Friedrich 
es  sei,  der  die  Angelegenheit  der  Succession  Maximilians  ,.uf  disc  weg 
gebracht.“  Er  unterrichtet  ihn  ferner  über  das  Testament  des  Chur- 
fürsten und  die  dabei  eingefallenen  Schwierigkeiten,  und  zwar  zu  dem 
Zweck,  wie  Plessen  bei  der  vorhergehenden  Rathssitzung  bemerkt,  damit 
..Maximilianus  uf  den  fal  P(falz)  . . behülflich  sein“  möge.  (Protocoll 
cburpfäz.  Rathssitzungen.  Juli  16,  17.  M.  546/11  f 103.) 

479.  Friedrich  IV.  an  Neuburg. 

Fürst  Christian  von  Anhalt  hat  dem  Churfürsten  mitgetheilt, 
dass  Neuburg  auf  die  Nachricht,  dass  der  Herzog  von  Baiern 
600  Reiter  werbe,  „bevorab  da  s.  1.  das  Hirschbergische  lant- 
gericht  nachmaln  behaubten  und  exerciren  thue,  der  assistentz  hal- 
ben uf  alle  fael  abermals  unsere  erklerung  gesinnen.“  Nun  wer- 
den „e.  1.  sich  noch  freuntlichen  erinnern , wie  wir  für  eine  not- 
turft  gehalten,  nicht  alleiu  dieses  Hirschbergischen  lantgerichts, 
sonder  auch  andern  im  reich  vorlauffenden  practicken  halber  neben 
beder  Christian  und  Joachim  Ernsten  marggraven  zue  Branden- 
burg 11.  unser  allerseits  raet  zusamenzuordnen  und  ein  engere  con- 
junction,  dardurch  dergleichen  gefar  abzuwendeu,  erhandlen  zu 
lassen,  derentwegen  auch  neghsthin  under  dato  den  21.  Aprilis 
e.  1.  erklerung,  ob  sie  solche  zusamenkunft  dergestalt  verstehen, 
freundlich  gesonnen  haben.“1  Diese  Erklärung  ist  nicht  erfolgt. 
Obgleich  nun  der  Churfttrst  dem  Herzog  als  nahem  Verwandten  in 
Nothfällen  beizustehen  gedenkt,  so  hält  er  doch  die  erwähnte  Eini- 
gung noch  für  nöthig.  Er  bittet  daher  den  Herzog  nochmals  um 
seine  Erklärung,  um  sich  dann  mit  ihm  und  den  Markgrafen,  die 
dem  Plane  nicht  ungeneigt  sind,  über  eine  Tagsatzung  zu  ver- 
ständigen. — Datum  Heidelberg  den  8.  Julii  1607. 

München  Staatsarchiv  pf.  341,31  f.  9.  Cop. 

1 Ueber  die  Versuche  von  Churpfalz  und  Anspach  bei  Neuburg,  und 
von  Mgr.  Job.  Sigismund  bei  Chursachsen  vgl.  Lingelsheim  an  Bongars. 
Mai  16,  23.  (Bong,  et  Ling.  epist.  S.  224,  226.) 

480.  Christian  Fürst  von  Anhalt  an  Churpfalz.* 

Der  Fürst  hat  eine  Unterredung  mit  Anspach  (zu  Schönburg 
am  19.  Juli)  veranstaltet.  Trotz  grosser  Bedenken  fand  der  Mark- 
graf die  Gesandtschaft  an  die  Staaten  für  ratbsam,  da  sonst  die 
Gegner  ermuthigt  würden,  es  auch  schimpflich  für  die  evangeli- 
schen Stände  sein  dürfte,  wenn  sie  bei  den  für  ganz  Europa  wich- 
tigen und  sie  selber  höchlich  interessirenden  Vorgängen  nicht  gleich 
andern  Mächten  beirätbig  und  gegenwärtig  sein  wollten.  Anhalt 
hat  hierbei  nur  noch  zu  erinnern,  „das  wir  für  einen  substantial 
punct  hielten , wen  man  gedachten  hern  Staden  etwas  gewisses 
and  ersprießliches  anpraesentiren  könte,  darzu  dan  eine  gutte  Ver- 
fassung und  coniunction  wol  nöttig.“  Indess  diese  Sache,  gleich 
zu  Anfang  den  Correspondirenden  vorgelegt,  dürfte  sie  von  der 
Gesandtschaft  abschrecken;  und  da  die  Staaten  aus  der  Gesandt- 
schaft, wenn  sie  auch  keine  genügende  Erklärung  wegen  „der 
wurcklichen  assistenz“  bringt,  dennoch  Nutzen  ziehen  dürften,  so 
darf  sie  dieses  Mangels  wegen  nicht  aufgegeben  werden.  — 
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25 
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Wünscht  der  Churffirst,  über  diese  Dinge  mit  Anspach  persönlich 
zu  sprechen,  so  kann  er  dazu  leicht  kommen,  da  der  Markgraf  in 
Darmstadt  ist;  er  würde  von  ihm  auch  „allerhand  vertrewliche 
nnchrichtung,  so  s.  1.  zu  schreiben  bedenckens  getragen,  ferner 
erlangen.“1  Es  wäre  ein  grosser  Vortheil,  wenn  der  Churfürst 
den  Markgrafen  bewöge,  sich  als  Haupt  der  Gesandtschaft  brauchen 
zu  lassen.  — Datum  Amberg  den  10.  Julii  anno  1607. 

P.  s.  Wallenfels  hat  dem  Fürsten  mitgetheilt,  dass  „es  itzo 
die  . . gelegenste  zeit  were,  an  Churbrandenburg  in  der  conjonc- 
tionsachen  zu  schreiben,  damit  nicht  andere  impedimenta  mit  ein- 
fallen mochten.“ 

München  Staatsarchiv  323/3  f.  69.  Orig. 

1 Dies  dürfte  sich  auf  das  von  Lansac  vorgeschlagene  Unternehmen 
beziehen.  Denn  an  demselben  Tage  übersendet  Anhalt  dem  Mgr.  Ans- 
pach die  Puncte , die  er  dem  Chf  Pfalz  für  ein  Nebenmemorial  an  die 
Staaten  vorgeschlagen  habe.  Der  erste  Punct  lautet:  „Lansacks  werk, 
darvon  s.  1.  und  dem  von  Plessen  von  uns  vortraulichen  erofnnng  ge- 
schehen. Nota:  diser  punct  allein  in  Pfaltz  namen.“  (an  Anspach.  Jali  20. 
B.  Unionsacta  IV.) 

481.  Joachim  Friedrich  Churfürst  von  Brandenburg. 

Resolution  aufBrederodes  Werbung. 

Auf  Bericht  über  die  Werbung,  welche  Brederode  in  des  Chur- 
fürsten Abwesenheit  bei  seinen  geheimen  Rüthen  abgelegt  hat, 
erklärt  der  Churfürst:  1.  Ueber  den  gewünschten  Beistand  bei  der 
niederländischen  Friedenshandlung  wird  der  Churftirst  sich  ent- 
schliessen,  sobald  er  seine  vornehmsten  Räthe  wieder  um  sich  hat, 
und  das  vom  Gesandten  in  Aussicht  gestellte  Ausschreiben  eiöer 
Tagsatzung  angekommen  ist.  2.  Auf  seine  vorher  gegebene  Zusage . 
hatte  der  Churfürst  bei  seiner  Rcntkammer  in  Preussen  die  Ueber 
Sendung  einer  bestimmten  Geldsumme  nach  Amsterdam  verfügt. 
Da  aber  inzwischen  die  Nachrichten  von  der  bevorstehenden 
Friedensverhandlung  kund  wurden,  so  glaubte  mau  mit  der  Aus- 
zahlung nicht  eilen  zu  müssen ; und  da  die  Unruhen  in  Polen 
immer  gefährlicher  wurden,  so  mussten  in  Preussen  und  in  der 
Mark  Vertheidigungsanstalten  getroffen  werden,  die  es  dem  Chor- 
fürsten schwer  machen,  noch  für  andere  Zwecke  etwas  zu  leisten. 
Gleichwol  will  er  seine  Zusagen  nach  Möglichkeit  erfüllen  und 
wird  sich  bei  der  erwähnten  Tagsatzung  schriftlich  gegen  den 
Gesandten  erklären,  so  dass  die  Staaten  zufrieden  sein  werden.  — 
Geben  . . zue  Himelstet  den  15.  Julii  1607. 

München  Staatsarchiv  3233  f.  105.  Cop 

482.  Christian  Fürst  von  Anhalt  an  Churpfalz. 

Ducker  hat  bei  dem  Fürsten  in  Cassel  denselben  Bericht  ab- 
gestnttet,  wie  hei  dem  Churfürsten,  nur  dass  der  Vergleich  der 
Erzherzoge  hinsichtlich  der  Succession  allein  dahin  lauten  solte, 
„das  i.  Mt.  anzulangen,  zu  bewilligen,  wer  das  gluck  der  succes- 
sion hette,  die  lande  auch  zugleich  mit  haben  solte.“  Chtirmainz, 
so  berichtete  er  weiter,  hielt  ein  weiteres  Anbringen  beim  Kaiser 
oder  Churbrandenburg  für  unräthlich.  Gleichwol,  meint  Anhalt, 
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sollte  man  sich  um  die  kaiserliche  Einwilligung  bemühen,  da  sonst 
„etzliche  incidentien  schvverlichen  zu  vorhutten..,  welche  also  be- 
schaffen, das  sie  besorgklich  das  gemeine  interesse  bei  dieser  in- 
tention  leichtlich  wieder  labefactiren  mochten.“  I)a  endlich  Mainz 
zum  vierten  Mal  den  Wunsch  einer  Zusammenkunft  mit  dem  Erz- 
herzoge ausgesprochen,  so  schlug  Ducker  aus  sich  vor:  Ende 
August  oder  Anfang  September  solle  Churpfalz  den  Erzherzog 
in  der  Nähe  von  Mergentheim  überraschen,  und  beide  dann  Chur- 
mainz etwa  zu  Bischofsheim  aufsuchen.  Er  wünschte  von  dem 
Fürsten  baldigen  Bericht,  wie  die  beiden  Churfürsten  dazu  geneigt 
seien.  Anhalt  findet  es  nicht  für  unräthlich.  — Datum  Amberg 
den  16.  Julii  1607. 

München  Staatsarchiv  5 *7/3  f.  188.  Kigenh. 

Juli. 

183.  Friedrich  IV.  an  Oldenbarnevelt  und  Albert 

J o a c h i m i. 

Markgraf  Johann  Sigismund  hat  dem  Churfürsten  durch  Frei- 
herrn v.  Reidt  erklärt,  er  gedenke  durch  genannten  v.  Reidt  den 
Staaten  „bericht  zu  thun,  daß  s.  1.  (der  Markgraf)  ires  teils  bei 
dem  im  Aprili  a.  1605  vermittelst  euer  beder  deputation  . . getrof- 
fenen contract,  nachmals  zu  pleiben  und  demselben  volnzichung  zu 
thun  gemeint.“  Die  Adressaten  mögen  sich  dafür  verwenden,  dass 
auch  die  Staaten  dem  Vergleiche  „nachleben,“  oder,  wenn  dieselben 
Frieden  schliessen,  dass  sie  auf  audere  Weise  ihre  Versprechungen 
gegen  Churpfalz  und  Brandenburg  erfüllen.  — Dat.  Heidelberg  den  — 1 

Berlin  XXXV  a.  3.  Cop. 

1 F.in  Brief  von  Churpfalz  an  Joh.  Sigismund,  in  dem  er  anzeigt, 
dass  Reidt  seine  Werbung  abgelegt  habe,  ist  vom  22.  Juli. 

484.  Moritz  Landgraf  von  Hessen,  Instruction  für 
Caspar  Wiedemarker  an  König  Heinrich  IV.  (z.  Th.) 

Der  König  hat  den  Landgrafen  um  die  Abfertigung  Wiede- 
markers ersucht,  vermuthlich  um  ihm  den  Stand  der  Unions- 
verhandlungen mitzutheilen.  Verlangt  der  König  dann  auch  des 
Landgrafen  Resolution,  so  erwiedert  der  Gesandte:  nach  Bericht 
über  des  Königs  Wille  und  Meinung  werde  der  Landgraf  sich 
erklären  und,  wenn  die  Union  zur  Verwirklichung  gelange,  sich 
gebührlich  erweisen.1  — Signatum..  Cassel  den  29.  Julii  a.  1607. 

Cassel  Rpjjierungsarchiv.  Ev.  UniunshantUungen  d a.  1601—10.  Cpl. 

1 Ueber  Veranlassung  und  Zweck  dieser  Gesandtschatt  vgl.  die 
Schreiben  Heinrichs  IV.  an  Lgr.  Moritz  vom  25.  Mai  und  7.  August. 
(Rouimel,  correspondance  S.  353,  358.)  Nachdem  Wftrtemberg  und  Chur- 
pfalz ihren  Bund  geschlossen,  hatten  sie  nach  genommenem  Einverständ- 
nis* (Churpfalz  an  Anhalt.  Juni  20.  M.  pf.  95/4  f.  367)  dem  K Hein- 
rich IV.  darüber  Bericht  abgestattet,  Churpfalz  am  11.,  Würtemberg  am 
18.  Juli.  (P.  Harlav  238,9  f.  377.  380.)  Beide  betonten,  dass  sie  sich  nach 
Kräften  um  Vergrösserung  ihres  Bundes  bemühen  werden.  Würtemberg 
fügte  noch  hinzu:  er  könne  sich  bezüglich  der  vom  König  vorgeschla- 
genen Generalunion  („Union  generale  et  deposition  des  deniers  dont 
v.  Mte.  a fait  parier  au  sr.  de  Hessen4*)  augenblicklich  nicht  wol  ent- 
schlossen, da  die  Sachlage  sich  geändert  habe,  und  der  König  in  den 
Niederlanden  das  Zustandekommen  des  Friedens  begünstige,  „laquelle 
(p&ix)  je  confesse  teile  que  l’on  Fa  presentee  je  prefererois  a tant  d’iu* 
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commoditetz  que  la  guerre  de  ce  pai8  a procree  et  k la  France  et  a 
ceste  nostre  Alleniagne.“ 

Aug.  485.  Philipp  Ludwig  Herzog  von  Neuburg  an  Churpfalz. 

1 3 

Hat  des  Churfürsten  Schreiben  vom  18.  Juli  uebst  der  bei- 
gelegten Nachricht,  dass  das  Gerücht  von  der  bairischen  Werbung 
falsch  sei,  empfangen.  Der  Herzog  ist  damit  einverstanden,  dass 
eine  Tagsatzung  der  Käthe  von  Churpfalz,  Culmbach,  Anspach  und 
Neuburg  eine  Union  zur  Erhaltung  der  Reichsgesetze,  des  gemeinen 
Friedens  und  der  Libertät  im  Reiche,  sowie  zur  Abwehr  unbilliger 
Gewalt  auf  Ratification  vereinbare.  Eine  demgemäss  vom  Chur- 
fürsten anzusetzende  Tagsatzung  wird  er  beschicken.  — Datum 
Neuburg  den  3.  Aug.  1607. 

SIflnchen  Staatsarchiv  pf.  341/31  f.  10  Cop. 

Aug.  486.  Vertrag  zwischen  Churpfalz  und  Würtemberg. 

14  (Unterzeichner  von  Seiten  des  Churfürsten : Graf  Johann  von 
Nassau,  Graf  Otto  d.  j.  von  Solms,  Plessen  und  Schug;  für  den 

Herzog:  Burkhard  Stickel,  Hauptmann  Samson  Schär  von 

Schwarzenburg.) 

Die  Räthe  des  Churfürsten  und  des  Herzogs  haben  sich  nach 
der  Bestimmung  der  Unionsactc  vom  11.  Juli  (§.7)  über  folgende 
Puncte  auf  Ratification  ihrer  Herren  verglichen:  1.  Wenn  der 
Churfürst  oder  Herzog  nach  bestimmten  Anzeichen  einen  feind- 
lichen Angriff  zu  besorgen  hat,  so  werden  sie  beide  dies  vorher 
soviel  als  möglich  durch  Schreiben  und  Gesandte  abzuwenden 
suchen,  zugleich  aber  Truppen  sammeln.  2.  Wenn  trotzdem  einer 
der  Verbündeten  „augegriffen  werden  wil,“  so  hat  vierzehn  Tage 
nach  seiner  Aufforderung  der  andere  ihm  60  Kürassiere  und  2 Fähn- 
lein Infanterie  zu  je  200  Manu  (halb  Musquetiere,  halb  Doppel- 
söldner, unter  erprobten  Capitänen)  zur  Hülfe  zu  schicken  und 
drei  Monate  lang  auf  eigene  Kosten  zu  unterhalten.  Braucht  der 
Angegriffene  diese  Truppen  auch  nach  den  drei  Monaten,  so  „sol 
ime  frei  . . stehen , dieselbe  zu  behandeln.“  3.  Beschreibung  der 
Ausrüstung  der  Soldaten.  4.  Ist  stärkere  Hülfe  uöthig,  so  schickt 
der  Mitvereinigte  spätestens  innerhalb  vier  Wochen  nach  der 
weitern  Aufforderung  140  Kürassiere  und  5 Compagnien  Infanterie 
zu  je  200  Mann,  nebst  zwei  halben  Carthaunen  und  zwei  Feld- 
stücken mit  Zubehör.  Er  unterhält  diese  Truppen  drei  oder  auf 
Begehren  des  Angegriffenen  sechs  Monate1,  erhält  jedoch  Ersatz 
für  diese  Ausgaben  nach  beendetem  Krieg.  Bedarf  der  Angegriffene 
die  Truppen  auch  nach  den  sechs  Monaten  noch,  so  vergleicht  er 
sich  mit  ihnen  selber  über  ihren  weitern  Dienst.  Indem  der  Hülfe- 
leistende  die  Soldaten  einstellt,  lässt  er  sie  dem  Angegriffenen 
Gehorsam  und  auf  dessen  Artikelsbrief  schwören.  Er  stellt  sie 
unter  den  Befehl  des  Feldobersten  des  Angegriffenen,  der  aber 
dieses  Befehls  würdig  sein  muss.  5.  Ucber  des  Feldobersten  Er- 
nennung und  Qualification.  6.  Besoldurigsetat.  7.  Das  zur  Hülfe 
gesandte  Volk  muss  von  dem  schickenden  Bundesgenossen  stets 
ergänzt  werden,  wenn  seine  Zahl  sich  vermindert.  8.  Anschaffung 
von  Zelten  für  die  Truppen  und  deren  Transport.  9.  Ueber 
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Caliber,  Munition  und  Bedienung  der  Geschütze.  10.  Ueber  Muni- 
tion der  Truppen  etc.  11.  Ueber  Verwaltung  der  Justiz  in  dem 
Heere.  12.  Jeder  Verbündete  macht  „unter  seinem  landvolk  eineu 
gebürlicheu  außzug  von  der  jungen  manschaft,“  den  er  mit  Waffen 
versehen  und  einexcrciren  lässt  und  unter  erprobte  Befehlsleute 
stellt.  13.  Wenn  beide  Verbündeten  zugleich  angegriffen  werden, 
so  schicken  sie  sich  dennoch  einander  die  oben  bestimmte  Hülfe. 

— Die  Ratificationeu  vorliegenden  Abschiedes  sind  innerhalb 
sechs  Wochen  zu  ertheilen. 2 — So  geschehen  zu  Hailbron  Dinstags 
den  vierten  monats  Augusti  im  jar  1607. 

München  Staatsarchiv  pf.  95/4  f.  334.  Orig. 

1 Churpfalz  hatte  es  bei  3 Monaten  lassen  wollen  (Instruction  des 
Chorfürsten.  Aug.  9.  a.  a 0.  f.  419.)  Mit  dieser  Ausnahme  war  die 
m dem  Vertrage  bestimmte  Hülfe  schon  in  einem  Gutachten  für  den 
Chf.  Pfalz,  welches  vor  den  pfälzisch-würterabergiscben  Unionsverband- 
lungen  vom  Mai  verfasst  ist,  vorgeschlagen  In  demselben  wird  bemerkt: 
bei  der  Unionsverhandlung  mit  Würtemberg  müsse  man  besonders  darauf 
sehen,  dass  die  Leistungen  erschwinglich  seien,  „sonderlich  weiln  Pfalz 
mit  underschiedlichen  sonsten  mer  in  sonderbaren  verstendnussen  be- 
griffen.“ Die  in  dem  Bundesentwurf  von  1601  bestimmte  Hülfe  dürfte  sich 
.jedem  teil  zu  den  daselbsten  eingegangenen  drei  manungen  fast  uf  die 
600,000  fl.  belauffen,“  was  zu  viel  sei.  Die  nunmehr  vorgeschlagenen 
Hülfen  würden  dagegen,  beide  zusammen,  und  Artilleriepferde  und  andres 
Zubehör  eingerechnet,  gegen  60,000 fl.  kosten.  (0.  D.  M pf.  95/4  f. 3 14) 
Churpfalz  ertheilt  die  Ratification  in  einem  Schreiben  an  Würtem- 
berg vom  20.  Sept.  (a.  a 0.  f.  423  Cpt.L  W.ürtemberg  in  einem  Schreiben 
an  den  Churfürsten  vom  2.  Nov.  (f.  432 ) 

487.  Heinrich  Julius  Herzog  von  Braun  schweig  au  Aug. 

Churpfalz. 

Es  dürfte  nicht  undienlich  sein,  wenn  sich  das  Reich  insge- 
sammt  an  den  niederländischen  Friedensverhandlungen  durch  eine 
Gesandtschaft  betheiligte , und  so  der  Friede , wenn  er  zu  Stande 
kommt,  von  den  Reichsständen  beider  Religionen  bestätigt  würde. 

Aber  bei  der  grossen  Schwierigkeit  eines  sichern  Friedens  ist  es 
dem  Herzog  bedenklich,  dass  wenige  Stände,  ehe  sie  die  Absichten 
der  kriegenden  Mächte  genauer  kennen,  ihre  Gesandten  alsbald 
zu  den  Verhandlungen  schicken  und  sich,  für  den  Fall  dass  die- 
selben sich  zerschlagen,  fast  zur  Partei  machen,  zumal  da  man 
noch  nicht  weiss,  ob  auf  der  entgegengesetzten  Seite  durch  etliche 
katholische  Fürsten  ein  Gleiches  geschehen  wird.  Nach  erlangtem 
Bericht,  was  die  kriegenden  Mächte  hinsichtlich  der  Friedeusbe- 
dingungen  beabsichten,  wird  sich  der  Herzog  über  dasjenige,  was, 
falls  der  Friede  nicht  zu  Stande  kommt,  zu  thun  sei,  nach  Mass- 
gabe  seines  Vermögens  und  „des  heil.  Rom.  reichs  noturft“  erklären. 1 
Der  Herzog  ist  einverstanden,  wenn  für  die  gütliche  Verhandlung 
zwischen  ihm  und  Hessen  vom  Churfürsten  ein  Tag  nach  Göttingen 
etwa  auf  den  Anfang  des  November  angesetzt  wird.  — Datum  . . 

Ußlar  am  6.  Augusti  anno  1607. 

München  Staatsarchiv  323.3  f.  118.  Orig. 

i Auf  des  Chf.  Pfalz  Ausschreiben  zum  Heidelberger  Tag  (n.  477) 
hatte  Braunschweig  am  28.  Juli  geantwortet:  da  er  an  der  Beschickung 
des  Tages  durch  den  Mangel  verfügbarer  Käthe  gehindert  werden  könne, 
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A u g. 
17 


Au  g. 
19 


so  werde  er  wenigstens  zur  Zeit  der  Tagsatzung  sein  Bedenken  schrift- 
lich einschicken.  (A.  a.  0.  f.  80.) 

148.  Friedrich  IV.  an  Neuburg. 

Die  in  des  Churfürsten  Schreiben  vom  14.  Juli  1606  1 gemachten 
und  seitdem  von  Zeit  zu  Zeit  widerholten  Vorschläge  erheischen 
bei  der  gegenwärtigen  Lage  der  Dinge  im  Reich  dringend  ihre 
Ausführung.  Darum  bittet  der  Churfürst  den  Herzog  nochmals 
um  seine  Erklärung  darüber.  — Signatum  ut  in  literis  den 
7.  Augusti  a.  1607. 

München  Staatsarchiv  pf.  341,31  f.  II.  Cup. 

i Am  29.  Mai  1606  hatte  Neuburg  an  Churpfalz  geschrieben:  die 
ungrisehe  Facification  solle  sehr  zweifelhaft,  der  Türke  aber  in  grosser 
Rüstung  sein,  um  in  ücstreich,  Böhmen  und  Mähren  einzudringen.  Da 
marr  gegen  solche  Gefahren  fast  ungerüstet  sei,  so  bitte  er  um  ein  Gat- 
achten, wie  das  Vaterland,  besonders  die  böhmischen  Gränzen  gegen  un- 
versehene  Anfälle  zu  schützen  seien.  (M.  547/1  f.  307.)  Darauf erwiederte  der 
Churfürst  am  14  (nicht  11.)  Juli:  er  sehe  die  Lage  der  Dinge  noch  trüber  an. 
als  der  Herzog,  da  Ungarn  und  Türken  verbündet,  und  erstere  keiner 
Friedensverhandlung,  namentlich  keiner  ohne  Betheiligung  der  ev.  FL 
trauen  wollen.  Bei  der  schlechten  Führung  des  ungarischen  Krieges 
der  Erschöpfung  der  Stände,  bei  deren  eigner  Zwietracht,  den  papisti- 
schen und  jesuitischen  Anschlägen,  den  Mängeln  der  Justiz  und  gehäuftes 
,,gravatnina“  lasse  sich  nur  ein  böses  Ende  voraussehen.  Die  Ursachen 
aber  dieses  Unheils  und  seine  Heilmittel  habe  er  bereits  voriges  Jahr 
dem  Herzog  in  3 Briefen  (vgl.  n.  345,  358.)  mitgetheilt.  (a.  a.  U.  f.  355.) 

449.  Albert  Graf  von  Solms  an  Fürst  Christian  von 

Anhalt,  (z.  Th.) 

„Le  sieur  Hock1,  y estant  arriv£  le  troisiesme  du  present  et 
ne  trouvant  s.  a.,  fit  ses  propositions  le  lendemain  ä mrs.  le  chanceliier. 
Loefenius  et  moy;  dont  s.  a.  estant  encores  advertie  le  mesrae  jonr 
le  fit  venir  le  5.  ä Germersheini,  ou  le  chancelier  et  moy  l’avons 
accompagnl  et  fusmes  du  retour  de  la  hier  au  soir.  Ses  propo- 
sitions furent  generales  ou  plustost  informations  du  pauvre  menage 
qu’on  faict  en  ces  quartiers  la  avec  cominunicatioa  de  plusieurs 
bonnes  pieces  qui  serviront  a l’advenir.  Sa  demande  es  toi  t,  que 
s.  a.  comme  directeur  entre  les  evangelieques,  cognoissant  de  ce 
sieu  rapport  Testat  presant  des  eglises  voisines,  le  debvoit  prendre 
au  cceur  et  y travailler  ä vive  force  qu’une  Union  et  meilleure 
correspondauce  se  puisse  former  entre  les  estats  protestants  pour 
tant  mieux  pouvoir  obvier  aux  dangereuses  prattieques  et  desseings 
de  nos  ennemis  communs.  Pour  ceux  d’Austriche  il  n’a  rien  pro- 
pose  in  specie.“  Der  Churfürst  Hess  darauf  dem  Gesandten  aus- 
führen, wie  er  seit  17  Jahren  an  der  Verwirklichung  dieser  Union 
arbeite:  Einige  fangen  an  die  Nothwendigkeit  derselben  zu  begreifen. 
Rosenberg  möge  dem  Churfürsten  in  seinen  fortgesetzten  Bemühun- 
gen beistehen  und  ihm  geben  „de  bons  et  sages  advis,  suivant  les- 
quels  s.  a.  puisse  porter  par  son  moyen  de  soulagemeut  beaucoup 
aux  eglises  aftig^es  en  ces  quartiers.“  Hock  überreichte  für  den  Chur- 
fürsten  und  seine  Gemahlin  zwei  Tassen  „de  certaines  pierres  de 
Bohemie;“  er  empfiug  für  Rosenberg  einen  Diamantring,  für  sich  das 
Bild  des  Churfürsten  mit  einer  Kette  im  Werth  von  fünfzig  Thalero. 
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Man  unterrichtete  ihn,  wodurch  die  Union  zu  Stande  zu  bringen, 
theilte  ihm  die  Verhandlungen  zwischen  Churpfalz  und  Neuburg 
über  die  Union,  sowie  das  Büchlein  von  Pitiscus  mit. 2 

Bernburg  1 F 1;  226  f.  88.  Orig. 

1 Am  13.  Juli  schreibt  Anhalt  an  Rosenberg:  er  habe  für  die  Person 
und  den  Auftrag  des  Gesandten,  den  Rosenberg  an  den  Chf.  Pfalz  zu 
schicken  gedenke,  bei  letzterm  gute  Vorbereitungen  gemacht,  (a.  a.  0. 
f.  80.)  Am  8.  Aug.  schreibt  Anhalt  an  Churpfalz:  Rosenbergs  Rath, 
Theobald  Hock,  habe  sich  bei  ihm  in  Arnberg  angemeldet  und  ihm  seinen 
Auftrag  an  den  Churfürsten  mitgetheilt,  dadurch  dieselben  „(e.  1 ) zu  dem 
gemeinen  werck  viel  gutter  nachrichtung  bekommen  werden.“  Der  Chur- 
fürst möge  sich  den  Gesandten  empfohlen  sein  lassen,  (a.  a.  Ü.  f.  87.) 

2 Indem  Hock  dem  F.  Anhalt  am  15.  Aug.  über  seine  Verrichtungen 
iu  Heidelberg  berichtet,  fügt  er  hinzu:  „e.  f.  g.  die  denken  den  Sachen 
inmittelst  in  gnaden  nach,  was  mau  fürstlich  ltosenbergischen  teils  ver- 
möge erbauliches  Pfalz  - Neuburg  und  den  beden  Stexischen  hof-  und 
cammerraeten,  dr.  Gödelman  und  Polycarpo,  zu  schreiben.“  (A.  a.  0.  f.  00.) 
Rosenberg  gedachte  nämlich  den  H.  Neuburg  aufzufordern,  er  möge  sich 
mit  Churpfalz  ungeachtet  der  theologischen  Differenzen  zur  Beförderung 
der  Union  evangelischer  Stände  vereinigen.  Er  bat  darüber  den  F Anhalt 
(1.  üct.  f.  98)  und  den  Erasmus  von  Tschernembl  um  ein  Gutachten. 
Letzterer  erwiderte  am  17  Sept. : Rosenberg  möge  dem  II.  Neuburg 
durch  Gesandte  vorstellen,  dass  der  Paj>st  vermittelst  seiner  Anhänger 
im  Reiche  sowol,  wie  in  den  östreichischen  Landen  gefährliche  Anschläge 
gegen  die  Evangelischen  zu  vollführen  suche,  dass  die  Reichsstände 
ebenso  bedroht  seien  wie  die  Landstände,  die  Calvinisteu  ebenso  wrie  die 
Lutherischen,  dass  aber  die  Uneinigkeit  der  Evangelischen  jene  Anschläge 
befördere.  Dies  und  die  Vorstellung,  dass  die  Gunst  des  Kaisers  Neuburg 
nicht  schütze,  weil  der  Kaiser  thun  müsse,  was  der  Papst  wolle,  werde 
den  H.  Neuburg  von  der  Nothwendigkeit  der  „zusamensetzung  der 
evangelischen  stenden“  überzeugen  und  ihn  für  eine  persönliche  Zusam- 
menkunft mit  Churpfalz  gewinnen,  auf  der  beide  in  Gegenwart  des  F. 

Anhalt  „wegen  vorkommung  des  gemainen  unhails,  zumal  bei  heimlicher 
merklicher  schwacheit  i.  Mt.,  welche  auch  denen  maisten  geheimen  ver- 
borgen, . . von  erhaltung  ires  hauses  und  der  andern  evangelischen 
stenden  mit  einander  sich  beredeten.“  Der  H.  Neuburg  werde  dann  zur 
Aufhebung  des  Zwiespaltes  rathen,  und  es  werde  die  unter  Wenigen 
angestellte  Einigkeit  allmählich  auch  auf  Andre  übergehen,  „dessen 
künftig  auch  dise  betrangten  lande  . . könten  genießen.“  (f.  118.) 

490.  Christian  Fürst  von  Anhalt  an  Churpfalz.  Aug. 

20 

Hat  das  Schreiben  des  Churfürsten  vom  12.  August  empfangen. 
Ducker  hat  dem  Fürsten  geschrieben:  da  die  Zusammenkunft  aller 
Erzherzoge  etwas  eher,  als  man  gemeint,  angehen  werde,  so  sei 
die  andere  bewusste  Zusammenkunft 1 noch  aufzuschieben,  etwa 
bis  nach  dem  Reichstag,  oder  bis  man  sehe,  wie  cs  mit  demselben 
ausgeheu  dürfte.  Der  Fürst  wird  antworten,  der  Aufschub  möge 
geschehen,  da  derselbe  vou  allen  Seiten  verlangt  werde.  Die  vom 
Churfürsten  angeregten  Mittheilungen  an  Trier,  Cöln  und  Sachsen 
widerräth  der  Fürst  noch ; dagegen  wäre  die  Verhandlung  mit 
Churbrandenburg 2 auf  Grund  einer  mit  Mainz’  Zustimmung  abge- 
fassten Instruction  zu  beginnen.  Uebrigens  sollte  der  Churfürst 
die  bewusste  Zusammenkunft  doch  bei  der  ersten  guten  Gelegen- 
heit zu  Stande  zu  bringen  suchen,  „sowol  der  gewiDheit,  alß  des 
patrimonii,  wie  auch  zu  vorhuttung  allerhaut  incidentien  halber.“ 
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490,  Es  sieht  so  aus,  als  könnte  Oestreich  Ungarn  verlieren,  welchem 
dann  Böhmen  nachfolgen  dürfte.  „Derentwegen  dan  wegen  des 
puncten  des  patrimonii  billich  . . mit  einzuraten  und  keine  occi- 
sion  zu  vorlassen.“  Bei  angeregter  Zusammenkunft  aber  wäre  wol 
von  Pfalz  und  Mainz  „diesen  dingen  rat  und  hulf  zu  schaffen.“  — 
Datum  Ambergk  den  10.  Augusti  a.  1607. 

P.  s.  Der  Fürst  übersendet  die  Copie  eines  ihm  durch  Ducker 
zugekommenen  chiffrirten  Vorschlags.  Der  Fürst  ist  mit  demselben 
einverstanden,  wenn  Mainz  die  ihm  zugedachten  Verhandlungen 
ohne  vorherige  Rücksprache  mit  den  andern  geistlichen  Churfürsten 
übernehmen  will. 

Beilage.  Mainz  und  Pfalz  haben  erklärt,  Erzherzog  Mai 
müsse  selber  sich  mit  den  Erzherzogen,  besonders  Matthias,  ver- 
gleichen, dass  demjenigen  von  ihnen,  der  Kaiser  werde,  „der  ander 
in  patrimonio  und  anfallenden  regnis  in  etwas  weichen  . . . solte.“ 
Allein  Max  würde  hierbei  den  Argwohn  erwecken,  als  suche  er 
dem  Matthias  seinen  Vorrang  zu  entreissen  und  handle  seinem 
öftern  Erbieten,  alles  für  des  Matthias  „befurdernus“  zu  thun, 
entgegen.  Er  dürfte  folglich  kaum  das  bezeichnete  Ziel  erreichen. 
Nun  hat  Mainz  gesagt,  er  glaube  den  Grafen  Sixt  Trautson  über- 
reden zu  können,  dass  dieser  den  Matthias  auf  andre  Gedanken 
bringe.  Deshalb  schlägt  Max  vor,  der  Erzbischof  möge  durch 
einen  Gesandten  den  Grafen  bewegen,  mündlich  oder  schriftlich 
folgendes  durch  den  bezeichneten  Gesandten  an  die  Erzherzoge 
Matthias,  Ferdinand  und  Max  zu  richtende  Anbringen  zu  unter- 
stützen: kein  Erzherzog  möge  für  sich  besonders  Anspruch  auf 
die  Succession  machen,  sondern  sie,  die  Erzherzoge,  mögen  sich 
insgesammt  der  freien  Wahl  der  Churfürsten  unterwerfen,  und  dem- 
jenigen unter  ihnen,  der  von  den  Churfürsten  gewählt  wird,  „im 
patrimonio  und  dergleichen“  nach  Gebühr,  „wie  dan  ire  vertrage. . 
ein  solches  ungezweifelt  raitbrengen  . . werden,  sich  accommodiren 
und  forthelfen.“  Auf  diese  Weise,  so  wäre  dem  Grafen  zu  sagen, 
dürfte  die  Kaiserwürde  für  Oestreich  zu  erhalten  sein;  und  schon 
das  gewiss  nicht  grundlose  Gerücht,  dass  der  Kaiser  die  Succession 
im  Reich,  seinen  Königreichen  und  Erblanden  von  seiner  Linie 
auf  die  andre  zu  übertragen  suche,  müsse  die  Erzherzoge  zur 
Annahme  jenes  Vorschlags  bewegen.  Wenn  derselbe  aber  von  den 
genannten  drei  Erzherzogen  angenommen  sei,  so  werde  Albert  ihm 
auch  beitreten. 

München  Staatsarchiv  547  3 f.  210.  Eigenh. 

1 Auf  Dückers  Vorschlag  bezüglich  der  Zusammenkunft  des  Erxh. 
Maximilian  mit  den  Chf.  Pfalz  und  Mainz  (n.  482)  äusserte  Churpfalz 
sich  zustimmend.  (an  Anhalt.  Juli  31.  A.  a.  0.  f.  192.)  Mainz  dagegen 
rieth,  die  Zusammenkunft  wegen  des  Verdat  hts,  den  sie  erwecken  werde, 
so  lange  aufzuschieben,  bis  man  sehe,  welchen  Verlauf  der  Reichstag 
nehmen,  und  wen  der  Kaiser  daselbst  zu  seinem  Stellvertreter  ernennen 
werde,  tan  Anhalt.  Juli  30.  f.  194.)  Es  sei,  so  schrieb  er  am  10  August 
an  Churpfalz,  bedenklich,  so  weit  mit  den  Verhandlungen  voranzugeben 
ohne  die  Zustimmung  der  andern  Churfürsten,  (f.  $K)7.)  Darauf  bat 
Churpfalz  den  F.  Anhalt  um  ein  Gutachten,  was  dem  Erzbischof  zu 
antworten,  ob  ihm  vorzuschlagen  sei,  die  Bedenken  von  Churcöln  und 
Trier  darüber  zu  vernehmen,  ob  ferner  nicht,  wie  der  Erzbischof  nun- 
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mehr  selbst  meine,  die  Verhandlungen  mit  Churbrandenburg  und  Sachsen 
beginnen  sollen,  und  öb,  wenn  die  Zusammenkunft  mit  Maximilian  zur 
Zeit  nicht  Statt  finde,  der  Bericht  hinsichtlich  des  „patrimonium“  schrift- 
lich oder  sonst  zu  erlangen  sei.  (Aug.  12.  f.  202 ) 

2 Am  31  Juli  hatte  Churpfalz  an  Anhalt  geschrieben:  die  Verhand- 
lung mit  Churbrandenburg  dürfe  nicht  zu  lange  eingestellt  bleiben,  damit 
man  nicht  anstosse,  „auch  dißzeits  der  protestirenden  interesse  nit  ver- 
seumt,  und  von  den  geistlichen  ir  vorteil  allein  erlangt  (werde )“  (a.  a. 
0.  f.  192.) 

491.  Friedrich  IV.  an  Churbrandenburg. 

Hat  das  Schreiben  des  Churfürsten  vom  10.  August  empfan- 
gen 1 und  darüber  dem  Markgrafen  von  Anspach  berichtet,  wor- 
auf dieser  mit  der  Abordnung  nach  Heidelberg  ebenfalls  inne- 
hielt. Ebensowenig  kamen  die  Gesandten  von  Braunschweig 

und  Anhalt- Dessau , welche  auch  nur  für  den  Fall  der  Nicht- 
verhinderung zugesagt  waren.  Bloss  des  Landgrafen  Moritz 
Gesandter  erschien.  Da  die  Sache  indess  des  gemeinen  Interesse 
wegen  und  vornehmlich,  weil  Frankreich  besonders  darauf 
sieht,  was  die  Deutschen  dabei  thun  werden,  nicht  aufgegebeu 
werden  darf,  so  schlägt  der  Chui  fürst  vor,  dass  die  -Tagsatzung 
am  10.  October  in  Heidelberg  gehalten  werde. 2 Churbrandenburg 
möge  alsdann  seine  Gesandten  auch  darüber  instruiren,  ob  nicht 
Anspach  zum  Haupt  der  Gesandtschaft  nach  den  Niederlanden  zu 
ernennen  sei,  ferner,  wie  England  und  Dänemark,  da  sie  ihre 
Gesandten  auch  bei  den  Staaten  haben  werden,  zu  vermögen  seien, 
dass  sie  den  Staaten,  falls  der  Friede  nicht  zu  Stande  komme, 
w irksamer  beistehen.  — Datum  Heidelberg  den  19.  Augusti  a.  1607. 

F.  s.  Da  der  Churfürst  es  lieber  sieht,  dass  über  die  Jülicher 
Sache  ad  partem  gehandelt  werde,  so  könnte  diese  Verhandlung 
dem  Herrn  v.  Reidt,  der  um  die  betreffende  Zeit  ohnehin  in  der 
Nahe  sein  wird,  oder  einem  Andern  nach  des  Churfürsten  Belieben 
aufgetragen  werden. 

München  Staatsarchiv  323  3 f.  ttl.  Cpt. 

* In  diesem  Schreiben  berichtet  der  Churfürst:  nachdem  er  schon 
die  Gesandten  zum  Heidelberger  Tag  bestimmt  habe,  und  die  Abfassung 
ihrer  Instruction  begonnen  sei,  haben  die  Wirren  in  Polen  so  sehr  zu- 
genommen, dass  nicht  nur  Preussen,  sondern  die  Grenzen  der  branden- 
burgischeti  Lande  gefährdet  seien.  Für  diese  Angelegenheiten  müsse 
er  seine  Räthe  Zusammenhalten  und  könne  den  Heidelberger  Tag  nicht 
beschicken.  Indess  würde  er  sich  von  den  Beschlüssen  desselben  ohne 
ganz  besondere  Ursachen  nicht  absondern,  (a  a.  0.  f.  99.) 

2 Es  finden  sich  Ausschreiben  zu  dieser  Tagsatzung  an  Braunschweig, 
Anhalt- Dessau,  Zweibrücken  und  die  Wetterauer  Grafen,  (a.  a.  0. 
f.  121,  123.) 

492.  Schweikhard  Cliurfürst  von  Mainz  an  Churpfalz. 

Die  Ausführung  des  von  Ducker  vorgelegten  Planes  (n.  490) 
könnte,  wenn  sie  misslänge,  leicht  Argwohn  und  Anstoss  erregen. 
Der  Churfürst  ist  daher  der  Ansicht,  man  solle  die  ganze  Sache 
so  lange  ruhen  lassen,  bis  man  sieht,  wie  sich  die  Sachen  bei 
vorstehendem  Reichstag,  oder  auch  bei  der  Zusammenkunft  der 
bewussten  Herrn  anlassen.  — Datum  Lar  den  2.  Septembris  a.  1607. 

München  Staatsarchiv  547/3  f.  218.  Orig. 

Acten  des  30j4hr.  Krieges  I.  38 


Aug. 

29 


S e p t. 
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493.  Joach  im  Ernst  Markgraf  von  Anspack  an  Churpfalz. 

Der  Markgraf  wird  den  neu  angesetzten  Tag  zu  Heidelberg 
beschicken  und  hofft,  dass  sein  Bruder  Christian  es  gleichfalls  thuc 
wird.  Hoffentlich  werden  auch  die  andern  Fürsten  sich  der  be- 
treffenden Angelegenheit  eifriger  annehmen,  „auch  die  occasion. 
so  sich  villeicht  bei  unscrn  Zeiten  nicht  mer  praesentirn  rauchte, 
in  acht  nemen,“  zumal  da  der  König  von  Frankreich,  wie  der 
Churfürst  richtig  bemerkt,  sich  nach  den  Deutschen  richteu  wird. 
Zu  der  vom  Churfürsten  vorgesehlageuen  Uebernahme  der  Gesandt- 
schaft nach  den  Niederlanden  ist  der  Markgraf,  so  schwierig  es 
ihm  auch  fällt,  bereit,  hält  es  aber  für  rathsam,  dass  ihm  Fürst 
Christian  von  Anhalt  beigeordnet  wrerde.  — Datum  ut  in  Utens. 
(Onolzbach  den  25.  Augusti  anno  1607.) 

München  Staatsarchiv  323/3  f.  1*7.  Orig. 


Sept.  494.  Christian  Fürst  von  Anhalt  an  Anspach. 

g 

„Mr.  de  Schonb.  m’escrit  de  la  Haye  1 du  13.  de  ce  moi>. 
nostre  alfaire  estre  en  termes  d’esperance,  puis  que  la  paix  soyt 
tres  incertainc;  pourveu  que  de  nostre  coste  nous  nous  asseurions  dt 
moyens  pour  les  deniers,  que  le  reste  dud.  aftaire  par  l’advis  de 
prince  Maurice  en  soyt  tenu  pour  tres  practicable,  qui  meriteroyt 
nostre  travail,  et  que  nous  ne  nous  lassions  pas,  affin  que  U 
gloire  demeure  a nous  et  a nostre  nation,  ne  in’osaut  eserire  les 
aultres  particularitcz  par  crainte  des  interceptions.  Landsac  me 
mande  aussy  de  Paris  de  12.  de  ce  rnois  qu’il  est  d’opinion  que 
nostre  desseing  reussira,  puis  qu’il  veoid  nulle  solidit£  a la  paix. 
m’amonestant  qu’on  veuille  commencer  a travailler  et  refondre  lei 
desseing  dans  le  commenccment  d’Octobre.“  Da  auch  die  Iutrigoeo 
mit  Graubünden,  die  Spanien  den  Pass  und  die  unbeschränkte 
Beherrschung  Italiens  verschaffen  sollten,  zu  scheitern  beginnen, 
so  kann  der  König  von  Spanien  den  Staaten  die  Souveränität 
nicht  bewilligen  und  muss  der  Krieg  wieder  beginnen.  „Et  pour 
cela  je  suis  d’advis  que  nous  . . . recommeucions  par  ceste  voye 
et  en  mosmes  termes  la  ou  nous  avons  laissez  led.  affäire  a savoir 
aud.  conseil  formö,  non  pas  qu’on  rappelle  si  tost  mr.  de  Landsac. 
mais  que  nous  trois  confcrions  en  diligence  nos  sentences  et 
attendions  les  evenements  de  Dieu  auquel  je  vous  recommande“  etc. 
— A Amb.  ce  29.  d’Aoust  1607. 

Berlin  Unionsacta  ad  tom.  IV.  Eigenh. 

1 lieber  Schönbergs  Sendung  in  die  Niederlande  vgl.  Villeroy  m 
Jeannin.  Juni  7.  Jeannin  an  Villeroy.  Juni  20,  Oct.  16.  Villeroy  an 
Jeaunin.  Nov.  3.  Jeannin  an  Villeroy.  1608.  Jan  28.  (Jescannin,  nego- 
tiations.  (Bei  Michaud,  Collection  des  memoires  etc ) S.  68,  86,  1&>. 
194,  270.) 


Sept.  495.  Brederode  an  Graf  Albert  von  Solms,  (z.  Th.) 

13 

Ein  Brief  Oldenbarnevels  vom  2.  Sept.  berichtet,  dass  der 
ausserordentliche  englische  Gesandte,  Richard  Spenser,  angekommeD 
ist,  dass  eine  Gesandtschaft  der  Staaten  den  König  von  Dänemark 
zur  Theilnahme  an  den  Verhandlungen  einlädt,  und  die  Gesandten 
der  evangelischen  Stände  erwartet  werden.  „L’on  adjouste  auii 
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lettres  qu’il  est  necessaire  que  ceulx  qui  seront  envoyez  soyent 
pourveus  des  commissions,  pour  en  cas  de  continuation  de  guerre 
pouvoir  traicter  une  ligue  commune,  afin  de  la  soustenir  tant  par 
Hier  que  par  terre  avec  forces  communes,  et  au  cas  d’une  paix  ou 
trefve  que  teile  alliance  et  confederation  est  encores  plus  ueces- 
saire,  tant  pour  soustenir  a la  pointe  de  l’Espagnol  ce  bon  boiwert, 
que  pour  entretenir  a Süffisance  gens  de  pied  et  de  cbeval  non 
seulement  a la  defense  desd.  provinces,  mais  aussy  pour  pouvoir 
assister  promptement  les  alliez  contre  les  desseings  du  pape  et  de 
rEspagnol,  attendu  qu’il  est  croyable  que  sa  Charge  et  son  ambition 
le  poulseront  contre  l’ung  ou  contre  l’aultre,  qu’eu  icelle  alliance 
les  electeurs,  princes  et  estats  evangeliques  out  le  plus  d’interest, 
et  que  pour  ceste  cause  ils  debvroyent  estre  les  premiers  a l’avancer 
et  faciliter,  tant  pour  la  Conservation  de  leurs  estats  en  general 
que  pour  leurs  droicts  et  preteutions  particulieres.“ 1 Der  Graf 
möge  das  Seinige  thun,  damit  die  deutschen  Gesandten  demgemäss 
bevollmächtigt  werden.  Die  Staaten  haben  gegenwärtig  zu  Wasser 
und  zu  Lande 60 — 70,000  M.  zu  besolden;  die  Hälfte  davon  werden 
sie  zum  wenigsten  im  Dienst  behalten  müssen,  wenn  es  auch  zu 
einem  Frieden  kommt.  Sie  bedürfen  auf’s  dringendste  einer  Geld- 
hülfe. — De  Hanau  ce  3.  Septembre  1607. 

München  Staatsarchiv  323/3  f.  151.  Orig. 

1 Ueber  Heinrich’s  IV.  Absicht,  die  deutschen  Fürsten  in  derartige 
Bündnisse  zu  ziehen  vgl.  n.  413  (S.  505  Anm.  2.)  Ferner:  Villeroy  an 
Jeaunin.  1607.  Aug  29,  Nov.  3.  Heinrich  IV.  an  Jeannin  und  Russy. 

Nov.  23,  Dec.  8.  (Jeannin,  negotiations  (ed.  Michaud)  S.  150,  180,  194, 

204,  227.) 

496.  Friedrich  IV.,  Resolution  auf  die  Werbung  des  Sept. 

Neuburger  Gesandten  Fuchs  von  Bimbach.  2t 

Dass  der  Abt  zu  Kaisersheim 1 seine  Sache  immer  weiter  treibt 
und  dabei  nicht  geringen  Beifall  findet,  kommt  daher,  weil  den 
Papisten . in  Folge  der  mangelnden  Einigkeit  der  evangelischen 
Stände  der  Muth  stark  gewachsen  ist.  Da  die  Punkte,  über  die 
der  Herzog  des  Churfürsten  Gutachten  begehrt,  reife  Berathung 
erfordern  und  der  Herzog  selber  eine  Tagsatzung  sämmtlicher 
Pfalzgrafen  zur  Berathung  darüber  vorschlägt,  so  wird  der  Chur- 
fftrst  zunächst  die  einschlägigen  Acten  erwägen  lassen,  und  erbietet 
sich  ferner,  den  Herzogen  von  Zweibrücken,  Veldenz  und  Neuburg 
baldigst  eine  Versammlung  derRäthe  anzusagen,  damit  man  berathe 
sowol  über  die  Ivaisersheimer  Sache,  als  über  eine  engere  Vereini- 
gung der  Pfalzgrafen  und  anderer  Stände,  die  man  dafür  gewinnen 
möchte.  Vor  diesem  Tage  wird  der  Churfürst  dem  Herzog,  damit 
er  seine  Käthe  desto  besser  instruiren  könne,  den  gewünschten 
Lnionsentwurf  zusenden.  Ueber  die  Kaisersheimer  Sache  möge 
der  Herzog  auch  andre,  besonders  die  vornehmem  evangelischen 
Fürsten  unterrichten,  damit  sie  sich  insgesammt  am  Reichstag  oder 
auch  sonst  der  Sache  annchmen.  — Datum  Neuenschlol*  . . den 
11.  Septembris  anno  1607. 

München  Staatsarchiv  pf.  341/31  f.  IS.  Cop. 

38* 
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* Ueber  Neuburgs  Streit  mit  dem  Abt  von  Kaisersheim  vgl.  Haeberlin 
XXII  S.  516  und  die  in  Ltinigs  Deductionsbibliothek  (2.  Aufl.  von 
Jenichen)  I S.  701  fg.  angeführten  drei  Schriften. 

Oct.  497.  Fuchs  von  Bimbach,  Relation  über  seine  Gesandt- 
1 schaft  an  Churpfalz. 

Als  nach  des  Fuchs  Ankunft  in  Heidelberg  die  pfälzischen 
Räthe  bemerkten,  dass  ohne  die  Vereinigung  „nichts  wirkliches 
könne  verricht  werden,“  brachte  er  gleich  nach  seinem  Anbringen 
in  Betreff  Kaisersheims  den  in  der  Unionssache  ihm  gegebenen 
Auftrag  vor. 1 Loefenius  bemerkte  ihm  am  Nachmittage  darauf 
gesprächsweise:  da  der  Herzog  von  Neuburg  zu  einer  „Zusammen- 
setzung in  politicis“  bereit  sei,  hoffe  er,  „es  solde  numer  alles  gut 
werden.“  Her  Herzog  könne  bei  vielen  evangelischen  Ständen 
viel  Gutes  schaffen.  Wenn  er  sich  nur  zu  einer  Vereinigung,  wie 
Würtemberg,  herbeilasse,  „so  seie  den  Sachen  schon  geholfen,  und 
werden  i.  chf.  g.  e.  f.  g.  in  diser  Cheishemisen  oder  anderen  Sachen 
weder  mit  rat  noch  dat  lasen.“  Auf  des  Fuchs  Frage,  was  Wör 
temberg  denn  eingegangen  sei,  erwiderte  Löfenius:  der  Herzog 
und  der  Churfürst  haben  sich  zu  gegenseitiger  Hülfe  verpflichtet 
wenn  sie  ihrer  Religion  wegen  angefochten  würden.  Sie  habet 
sich  ferner  geeinigt,  dass  keiner  den  andern  aus  dein  Religions- 
frieden  ausschliessen,  und  ihre  Geistlichen  sich  des  Lästerens  in 
Predigten  und  Büchern  enthalten  sollen.  Fuchs  erwiderte  darauf, 
dass  auch  sein  Herr  Niemanden  aus  dem  Religionsfrieden  auszu- 
schliessen  gedenke.  — Prms.  Neuburg  den  21.  Septembris  a.  1607. 

München  Staatsarchiv  pf.  34131  f.  14.  Cpt. 

i In  einer  Instruction  vom  10.  Sept.  trägt  der  H.  Neuburg  dem 
Fuchs  auf:  er  solle  in  Anbetracht  der  verschiedenen  Anmahnungen  des 
Chf.  Pfalz  wegen  einer  nähern  Vereinigung  dem  Churfürsten  oder  dessen 
vornehmen  Räthcn  die  in  des  Herzogs  Schreiben  vom  13.  August  (n.  485} 
• gegebne  Erklärung  widerholen  und  um  einen  Entwurf  der  Unionsartikel 
nachsuchen.  (A.  a.  0.  f.  7.) 

498.  Scbweikhard  Chur  für  st  von  Mainz,  Anbringen 
an  den  Churfürsten  von  der  Pfalz. 

Der  Erzbischof  übergibt  ein  ihm  vom  Kaiser  zugesandte: 
kaiserliches  Schreiben  an  den  Churfürsten  und  verrichtet  in  des 
Kaisers  Auftrag  folgende  Werbung:  Man  meint  etlicher  Orten,  der 
ausgeschriebene  Reichstag  werde  im  laufenden  Jahre  nicht  zu 
Stande  kommen.  Chursachsen  wollte  deshalb  seine  Gesandten 
wieder  von  Regensburg  abberufen,  wurde  jedoch  vom  Kaiser  eine? 
andern  berichtet.  Die  bisherige  Verzögerung  des  Reichstags  rührt 
daher,  dass  der  Kaiser  ihn  anfangs  persönlich  besuchen  wollte, 
dann  aber,  als  im  vergangenen  März  und  April  die  Churfürsteu 
sich  den  kaiserlichen  Gesandten  gegenüber  ihres  persönlichen 
Erscheinens  wegen  meistens  entschuldigten,  und  das  Verhalten  der 
Uugarn  und  Türken  auf  die  Friedensverhandlungen  ihm  neue 
Schwierigkeiten  bereitete,  sich  entschloss,  den  Erzherzog  Ferdinand 
als  seinen  Vertreter  abzuordnen.  Der  Kaiser  hat  den  Erzbischof 
gebeten,  dies  andern  Reicbsständen,  die  an  dem  Fortgang  des 
Reichstags  in  diesem  Jahr  zweifelten,  mitzutkeilen,  besonders  aber 
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dem  Churfürsten  von  der  Pfalz  es  persönlich  zu  erklären,  mit  dem 
er,  der  Kaiser,  sich  seit  lange  am  liebsten  persönlich  unterredet 
hätte.  Der  Kaiser  ersucht  den  Churfürsten,  er  möge  ihm  am 
Reichstage  bei  den  gefährlichen  Anschlägen  der  Türken  und  Un- 
garn seine  Hülfe  bewilligen  und  des  kaiserlichen  Reiclistags-Com- 
missars  wegen,  der  sich  innerhalb  der  Grenzen  seines  Auftrags 
halten  wird,  keine  Bedenklichkeiten  haben.  Der  Churfttrst  möge 
seine  Reichstagsgesandten  so  instruiren , dass  der  Kaiser  dessen 
willfährige  Gesinnung  gegen  ihn  erkenne;  dagegen  hat  der  Erz- 
bischof den  Auftrag,  in  vertraulicher  Unterredung  ihm  gleichfalls 
eine  thatsächliche  Probe  von  des  Kaisers  Wolwollen  zu  geben. 1 
— Signatum  Heidelberg  den  3.  Octobris  anno  1607. 

Mönchen  Staatsarchiv  pf.  117,4  f.  424.  Orig. 

1 In  einem  Schreiben  vom  9.  Sept.,  darin  der  Erzb.  Mainz  dem 
Chf.  Pfalz  den  ihm  vom  Kaiser  gegebenen  Auftrag  anzeigt,  bemerkt  er: 
hinsichtlich  des  Testamentes  des  Churfürsten  sei  der  Kaiser  „einer  zim- 
lichen  wilfarung  resolvirt.“  (M.  547/3  f.  228.)  Vgl  das  kaiserliche  Patent 
vom  22.  Nov.  1607.  (Meyer,  Londorpius  suppletus  I S.  399.) 

499.  Johann  Sigismund  Markgraf  von  Brandenburg  Oct. 

an  Churpfa lz.  6 

Der  Markgraf  hat  seinem  Vater  treulich  geratheu,  einen  Ge- 
sandten der  niederländischen  Sachen  wegen  nach  Heidelberg  zu 
schicken,  ,,obwol  andere  in  widerwertigen  gedancken  gewesen.“1 
Der  Churfürst  wird  bei  dieser  und  andern  Verhandlungen  neben 
den  öffentlichen  auch  des  Markgrafen  Privatinteressen  sich 
angelegen  sein  lassen,  „in  betrachtung  wir  als  noch  zur  zeit  ein 
junger  armer  furst  unsern  Sachen  selbst  nicht  gewachsen,  oder  die 
mittel  an  der  hant  haben.“  — Datum  Zechlin  den  26.  September 
anno  1607. 

Manchen  Staatsarchiv  323/3  f.  189.  Orig. 

1 In  einem  Schreiben  vom  3.  Oct.  zeigt  Churbrandenburg  dem  Chf. 

Pfalz  an,  er  sei  im  Begriffe,  einen  Gesandten  nach  Heidelberg  abzufer- 
tigen. Er  habe  es  nicht  früher  thun  können,  da  er  keine  Räthe  dispo- 
nibel gehabt,  noch  Mgr.  Johann  Sigismund,  weil  ihm  ein  krankes  Kind 
geboren  sei,  zur  Besprechung  der  Sachen  habe  zu  ihm  kommen  können. 

(a.  a.  0.  f.  166.)  Hinsichtlich  der  Instruction  des  Churbrandenburger  Ge- 
sandten zum  Heidelberger  Tag  enthält  ein  undatirtes  Gutachten  Folgen- 
des: In  der  bereits  gefertigten  Instruction  wird  die  Absendung  einer 
Gesandtschaft  zu  den  niederländischen  Friedensverhandlungen  wider- 
rathen.  Allein  in  einem  nachher,  am  3.  Oct.,  verfassten  Gutachten  er- 
klären die  Churbrandenburger  Räthe  sich  für  die  Gesandtschaft  und 
zwar  aus  drei  in  einem  Gutachten  des  Mgr.  Johann  Sigismund  angeführ- 
ten Gründen:  weil  man  nämlich  dadurch  die  Gelegenheit  erhalte,  sich 
1.  mit  mächtigen  Potentaten  und  Fürsten  zu  verbinden,  2.  die  „Julische 
lande  dardurch  zu  suchen,  3.  auch  die  Preusische  sach  mit  einzuschlie- 
sen.“  Es  fragt  sich  nun , ob  nach  der  so  geänderten  Meinung  nicht 
auch  die  Instruction  zu  ändern  sei.  Wenn  ferner  der  Friede  nicht  zu 
Stande  kommt,  wie  soll  man  dann  sich  entschliessen?  Da  die  deutschen 
Fürsten  sich  wol  nicht  „pro  sociis  belli“  erklären  können,  so  könnten 
sie  insgesammt  eine  Hülfe  von  etwa  100,000  Thalern  bewilligen.  (B. 
XXXIV  113  c 1.) 
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Oct. 

27 


500.  Friedrich  TV.,  Instruction  für  Fürst  Christian 

von  Anhalt  an  Churbrandeuburg. 

Der  Inhalt  stimmt  im  Wesentlichen  mit  dem  Memorial  für 
die  Zusammenkunft  der  Churfürsten  von  Mainz  und  von  der  Pfalz 
(n.  457).  Dass  schon  Vereinbarungen  getroffen  sind,  wird  ver- 
schwiegen. Churbrandenburg  wird  aufgefordert  , Chursachsen  für 
die  zu  schliessende  Vereinbarung  zu  gewinnen,  während  Churpfalz 
die  rheinischen  Churfürsten  zu.  gewinnen  suchen  werde.1  — So 
geschehen  29.  September  a.  1607. 

Mönchen  Staatsarchiv  5473  f 237.  Cpt. 

1 Am  24.  Oct.  schreibt  Churpfalz  an  den  F.  Anhalt : er  möge  sich 
bemühen,  dass  seine  Unterhandlung  mit  Churbrandenburg  ohne  Zuziehung 
des  Kanzlers  gepflogen  werde.  (M.  a.  a.  0.  f.  274.) 

501.  Heinrich  IV.  an  Wtirtemberg.  (z.  Th.) 

Der  König  freut  sich  über  den  zwischen  Churpfalz  nnd 
Würtemberg  geschlossenen  Bund;  er  ist  bereit,  alles  zu  thun  „pour 
renforcer  ce  louable  dessein,  auquel . . . j’entreray  et  contribueray 
tousjours  volontiers  ce  qui  depend  de  moy,  et  pouvez  tous  deui 
attendre  d’un  parfait  et  cordial  amy,  lorsque  nous  jugerons  en- 
semble  qu’il  sera  a propos  que  je  m'en  declare  ...  Au  reste 
j’aprouve  votre  sage  conseil  sur  la  proposition  cy  devant  faitte 
d’un  certain  depost  de  deniers  pour  les  raisons  que  m’a  represen- 
tds  de  votre  part  led.  sieur  de  Bewickhausen.  Mais  aussi  consi- 
derez,  je  vous  prie,  combien  il  importe  a tous,  que  nous  favori- 
sions  et  aydions  a conduire  a bonne  fin  la  negotiation  et  recherche 
de  la  paix  qui  se  traitte  aux  Pals  bas,  affin  que  l’issue  en  sott 
airssi  honorable  et  utille  aux  interessez,  que  leur  Conservation  et 
manutention  est  necessaire  a leurs  voisins,  et  partant  estre  con- 
tent  d’y  contribuer  avec  noz  aultres  amys  et  alliez  les  debvoirs  et 
Offices  de  votre  prudence  et  bonne  intention.  Vous  le  pouvez  fair# 
honorablement,  e^taut  mesmes  les  ehoses  aux  termes  auxquels  led. 
de  Bewickhausen  vous  dira  qu’clles  sont.“  — Escript  a Paris  le  XX. 
jour  d’Octobre  1607. 

München  Staatsarchiv  pf.  95  4 f.  426.  Cop. 

502.  Friedrich  IV.  an  Moritz  Landgrafen  von  Hessen. 

Bei  der  Unbestimmtheit  der  Erklärungen  von  Churbranden- 
burg und  Braunsehweig  konnte  der  Churfürst  dem  Landgrafen 
über  Zusagen  zur  Beschickung  des  Heidelberger  Tages  seit  dem 
26.  September  nichts  mehr  berichten.1  Erst  am  19.  October  kam 
der  Churbrandenburger  Gesandte  Hieronymus  v.  Diskau  an.  Ihm 
ward  berichtet,  was  mit  den  zum  bestimmten  Termine  augekonune- 
nen  Anspacher  und  Culmbacher  Gesandten  bis  dabin  gehandelt 
war,  und  dann  die  Verhandlung  insgesammt  weiter  geführt.  Man 
beschloss,  zu  den  niederländischen  Friedensverhandlungen  Gesandte 
zu  schicken,  welche  am  9.  Decembet*  im  Haag  eintreffen  und  bei- 
räthig  sein  sollten  zur  Erhandlung  eines  guten  und  sichern  Frie- 
dens. Die  vom  Churfürsten  demgemäss  abzufertigenden  Gesandten 
werden  ihren  Weg  über  Cassel  nehmen  und  dem  Landgrafen  über 
diese  Dinge  ausführlicher  berichten.  Alsdann  wird  sich  derselbe 
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aach  entschlossen,  ob  er  sich  an  der  Gesandtschaft  betheiligen 
will.  — Datum  Neuschloß  den  17.  October  1607. 

München  Staatsarchiv  323/3  f.  180.  Cpt. 

1 Nach  der  Vertagung  der  Heidelberger  Versammlung  (n.  491)  hatte 
Lgr.  Moritz  den  Chf  Pfalz  am  14.  Sept.  ersucht:  er  möge  ihm  mit- 
theilen,  ob  die  übrigen  Correspondirenden  die  Tagsatzung  zu  dem  neu 
bestimmten  Termine  beschicken  werden  , damit  er  sich  darnach  richten 
könne.  (A.  a 0.  f.  154.)  Am  26.  Sept.  erwiederte  der  Churfürst:  die 
Beschickung  des  Tages  sei  zugesagt  von  Anspach,  Culmbach  und  dem 
Hause  Anhalt  (f.  156.)  Ueber  Churbrandenburgs  Erklärung  vgl.  n.  499 
Anm.  1.  Braunschweig  schrieb  am  15  Sept.:  er  lasse  es  bei  seiner  Er- 
klärung vom  16.  Aug.  (n.  487)  bewenden , wolle  sich  aber,  wenn  der 
Churfürst  dieselbe  beantworte,  über  seine  Ansichten  ferner  äussern. 
(f.  164.) 


503.  Friedrich  IV.  an  Fürst  Christian  von  Anhalt. 

(Bericht  über  die  in  Heidelberg  gepflogenen  Verhandlungen, 
wie  in  dem  Schreiben  an  Landgraf  Moritz  vom  27.  October.)  Man 
hat  beiliegende  Instruction 1 für  die  Gesandten  festgestellt  und 
„darbei  insonderheit  dieses  in  acht  genomen,  das  der  punctus  sub- 
sidii,  weil  nicht  allein  den  hem  Staden,  sondern  auch  allen  abord- 
nenden standen  an  dessen  Verschwiegenheit  höchlich  gelegen,  so- 
wol  dieser  orten,  als  auch  sonderlichen  im  Hagen  in  vertraulicher 
geheime  zu  halten  sein  wolle.“  Der  Churfürst  hatte  in  seinem 
Ausschreiben  die  Uebernahme  der  Gesandtschaft  durch  den  Mark- 
grafen von  Anspach  vorgeschlagen.  Allein  da  so  weniger  Stände  Ge- 
sandte erschienen  waren , und  der  von  Churbrandenburg  erklärte, 
sein  Herr  müsse  „sowol  propter  publica  alß  privata“  einen  eigenen 
Vertreter  bei  der  Gesandtschaft  haben,  ohne  sich  weiter  über  diese 
Sache  äussern  zu  wollen,  so  einigte  man  sich  dahin,  dass  Chnr- 
brandenburg  eigne  Gesandte  schicken,  Anspach  und  Culmbach  aber 
sich  erklären  sollten,  ob  sie  Gesandte  abfertigen  oder  bloss  ihr 
Creditiv  mitgeben  wollten.  Der  Churfürst  soll  ferner  den  Land- 
grafen Moritz  und  den  Herzog  von  Braunschweig  zur  Betheiligung 
an  der  Gesandtschaft  auffordern.  Er  bittet  Anhalt,  dass  er  den 
letztem,  wenn  er  vom  kaiserlichen  Hofe  zurückkehrt,  selber  hier- 
für gewinne,2  desgleichen  den  Fürsten  von  Anhalt -Dessau.  — 
Datum  Neuschloß  17.  October  1607. 

P.  s.  Der  Churbraudenburger  Gesandte  hat  des  Churftirsten 
geheimen  Käthen  anvertraut,  er  habe  für  den  Fall,  dass  man  von 
einer  wirklichen  Hülfe  gehandelt  hätte,  Befehl  gehabt,  „ein  hundert 
tausend  gülden  nach  anschlag  jedes  stants  uf  etliche  jare“  zu  be- 
willigen, mit  dem  Vorbehalt  jedoch,  dass  sein  Herr  „in  dero  Preus- 
sischen  landen  und  sonsten  ruwig  und  unturbiert  gelassen  würden.“ 

München  Staatsarchiv  323/3  f.  181.  Cpt. 

1 Das  Concept  dieser  Instruction,  wie  es  anfänglich  von  churpfälzi- 
schen Käthen  verfasst  war,  findet  sich  a.  a.  0.  f.  253.  Es  stimmt  im 
wesentlichen  mit  der  Instruction  für  Hipp,  von  Colli  vom  17.  Nov.  Auf 
demselben  ist  bemerkt:  „weil  dieses  concept  etwas  weitleuftig,  ist  es 
kurtzer  begriffen  und  den  (zu  Heidelberg)  anwesenden  gesanten  com- 
municiret  worden.“ 

Anhalt  sandte  zu  diesem  Zwecke  den  Levin  von  Börstel  an  den 
Herzog.  Dieser  aber  gab  wiederum  ausweichende  Antworten.  Börstel 
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glaubte  die  Hauptscbwierigkeit  darin  zu  finden,  dass  der  Herzog  deB 
Kaiser  nicht  beleidigen,  noch  seinen  Absichten  gegen  die  Stadt  Braon- 
schweig  Schwierigkeiten  bereiten,  noch  sich  bezüglich  seines  Beistände? 
verpflichten  wollte  für  den  Fall,  dass  der  Friede  uicht  zu  Stande  käme. 
„Insonderheit  aber  haben  s.  1.  sich  fast  so  viel  vermercken  lassen,  als 
wan  dieselben  etzliche  singulariteten  vor  sich , daruf  sie  mit  den  bern 
Staden  durch  die  dritte  hand  der  Kai.  Mt.  zu  lieb  und  gefallen  zu  trac- 
tieren  im  werck  stünden.  (Anhalt  an  Churpfalz.  1607  Dec.  17.  M.  487/24  f.  25.) 

i 

Nov.  504.  Friedrich  IV.  an  Würtemberg. 

Der  Churfürst  übersendet  dem  Herzoge  des  Königs  von 
Frankreich  Antwort  auf  das  bezüglich  der  zwischen  ihnen  ge- 
schlossenen Union  an  ihn  gerichtete  Schreiben.  Der  König  rätb 
zur  Ausbreitung  des  Bundes;  diese  aber  soll  nach  den  Bestimm- 
ungen desselben  durch  gemeinschaftliches  Wirken  geschehen.  Des- 
halb möge  der  Herzog,  etwa  durch  Sendung  ßuwinkhausens,  dem 
Churfürsten  sein  Gutachten  mittheilen , wie  bezüglich  dieser  Ans- 
breitung zu  verfahren  sei,  und  was  man  dem  König  weiter  erklären 
solle,  „bevorab  weil  gedachter  e.  1.  rat  (Buwinkhausen)  bei  seinem 
jüngsten  anwesen  in  Franckreich  allerhand,  so  darzu  anleituog 
geben  mochte,  wurt  erfaren  haben.“  -Vor  einigen  Tagen  haben 
die  Bevollmächtigten  von  Churbrandenburg,  Anspach,  C-ulmbach 
und  Anhalt-Dessau  (sic!)  mit  denen  des  Churfürsten  beschlossen, 
dass  man  Gesandte  nach  dem  Haag  schicken  solle,  die  alles  za 
einem  guten  und  beständigen  Frieden  Dienliche  zu  rathen  und  zu 
befördern  haben.  Der  Churfürst  schlägt  dem  Herzog  vor,  seine 
Abgeordneten  dieser  Gesandtschaft  beizugesellen.  Man  hofft,  das- 
selbe von  Braunschweig  und  Hessen  zu  erlangen. 1 2 — Dataro 
Heidelberg  den  22.  October  1607. 

BI  ü neben  Staatsarchiv  323/3  f.  185.  Cpt. 

1 Der  H.  Würtemberg  schrieb  dem  Churfürsten  am  9.  Jan.  1608. 
er  sei  nicht  ungeneigt  gewesen , an  den  niederländischen  Friedens- 
verhandlungen sich  zu  betheiligen,  habe  es  aber  unterlassen,  da  ihn  weder 
die  Staaten  noch  sonst  Jemand  dazu  aufgefordert  habe.  (M.  4*7/24  f 14.) 

2 Das  Schreiben  hatte  noch  ein  PostScript,  „darin  vorstehenden 
reichstags  und  gemeiner  rcichsgravaminum  halben  erinnerung  geschehen  “ 
(Gutachten  Euzlins  für  den  H.  Würtemberg.  Nov.  11.  Wien  1255  f.  819.) 

Nov.  505.  Joachim  Ernst  Markgraf  von  Anspach  an 

Churpfalz. 

Der  Markgraf  übersendet  zwei  Schreiben  Donauwörths , darin 
der  Rath  ihn  gegenüber  der  publicirten  Acht  um  Rath  und  thät- 
lichen  Beistand  bittet. 1 Der  Churfürst  möge  ein  Gutachten  geben, 
wie  der  Markgraf  darauf  antworten  solle,  „uf  daß  solches  ans 
unvergreiflich  und  inen  (den  Donauwörthern)  ersprießlich  sein 
möge.“  — Datum  Ahausen  den  3.  November  1607. 

BlOncben  Staatsarchiv  379/1  f.  73  Orig. 

1 Ueber  den  Verlauf  der  Donauwörther  Sache  und  über  die  Bethei- 
ligung benachbarter  protestantischer  Fürsten  und  Städte  (ohne  ChurpWz) 
an  derselben  bis  zum  November  1607  vgl.  Lossen,  die  Reichsstadt  Donw- 
wörth  und  die  dort  S.  67  fg.  angeführten  Schriften. 
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506.  Friedrich  IV.,  Instruction  für  Hippolyt  von 
Colli1  an  die  Generalstaaten. 

Der  Gesandte  wird  auf  Ersuchen  der  Staaten  abgeordnet,  um 
ihnen  durch  seinen  Rath  zur  Erhandlung  eines  beständigen  Frie- 
dens zu  helfen.  Die  Staaten  haben  sich  nach  des  Churfürsten 
Ansicht  vor  allem  die  Befugniss  zu  Vergleichungen  und  Bündnissen 
mit  fremden  Mächten,  besonders  den  evangelischen  Stünden  zu 
sichern.  Das  Verbot  der  päpstlichen  Lehre  wird  zur  Erhaltung 
ihrer  Souveränität  sehr  dienlich  sein.  Die  Staaten  mögen  den 
Verkehr  „in-  und  ausserhalb  des  Römischen  reichs“  durch  Ab- 
schaffung neuer  Abgaben  und  Belastungen  auf  den  Stand,  den  er 
vor  dem  Kriege  hatte,  zurückbringen.  Es  möge  ferner  das  Reich, 
besonders  die  Stände  und  Personen,  welche  den  Staaten  während 
des  Krieges  günstig  gesinnt  waren,  ihnen  gedient  haben,  oder,  wie 
Wesel,  Goch,  Düsburg  und  viele  andere,  die  aus  den  spanischen 
Provinzen  Vertriebenen  aufgenommenen  und  ihnen  die  Hebung  ihrer 
Religion  gestattet  haben,  in  den  Frieden  eingeschlossen  werden, 
so  zwar,  dass  die  Staaten  ihnen  gegen  Anfechtungen  thätliche 
Hülfe  leisten  dürfen.  Die  Staaten  sind  um  ihre  Verwendung  an- 
zugehen, dass  die  in  F’olge  von  Mendozas  Einfall  in’s  Reich  erlit- 
tenen Schäden  und  aufgewandten  Kosten  von  Erzherzog  Albert 
ersetzt  werden,  ferner,  dass  denjenigen,  denen  ihre  Güter  gewalt- 
sam eingezogen  oder  arrestirt  sind , Restitution  geschehe.  Der 
Gesandte  wird  sich  bemühen,  dass  dem  Hause  Nassau  - Dillenburg 
eine  dem  Prinzen  von  Oranien  zur  Dcfension  sämmtlicher  Nieder- 
lande, da  dieselben  noch  ungetrennt  waren,  geliehene  Summe  von 
Spanieu  und  den  Erzherzogen  ersetzt  werde.  Der  Gesandte  soll 
gute  Correspondenz  mit  denen  von  Frankreich,  England  und  Däne- 
mark halten.  Wird  er  von  diesen  gefragt,  was  sein  Herr,  falls 
der  Friede  nicht  zu  Stande  komme,  thun  wolle,  so  erwiederte  er, 
wenn  man  sich  hierüber  berathe  und  vornehmere  Mächte  sich 
erklärt  haben,  so  werde  er  eine  den  guten  Gesinnungen  des  Chur- 
fürsten hinsichtlich  der  gemeinen  Interessen  entsprechende  Er- 
klärung geben.  Verlangen  die  Staaten  eine  bestimmte  Erklärung 
hinsichtlich  der  Subsidienleistung,  so  erwiedert  er,  im  Fall  der 
Friede  durch  unbillige  Bedingungen  ihrer  Gegner  nicht  zu  Stande 
komme,  werde  der  Churfürst  neben  andern  Mächten  in  seiner 
vorigen  Gesinnung  gegen  sie  verharren.  Eröffnen  die  genannten 
Gesandten,  besonders  die  von  England  und  Dänemark,  Verhand- 
lungen über  Vorschläge  zu  bestimmtem  Beistand  für  die  Staaten, 
so  hat  der  Gesandte  mit  eigener  Post  des  Churfürsten  Resolution 
darüber  zu  erholen.2  — Datum  Heidelberg...  den  7.  Novembris 
anno  1607. 

S!  ü n c h p n Staatsarchiv  517  2 f.  248.  Orig 

1 Derselbe  erhielt  auch  Creditive  von  Anspach  und  Cultnbach  (Ans- 
pach an  Colli.  Nov.  26.  A.  a.  0.  f.  257),  Zweibrücken  (an  Colli.  Nov.  19. 
f.  252)  und  den  Fürsten  des  Hauses  Anhalt  (an  Colli  Nov.  11.  f.  243.) 
Christian  von  Anhalt  gab  dem  Colli  ein  Schreiben  an  Jeannin  folgenden 
Inhalts  mit:  als  guter  Patriot  sei  er  nothwendig  auch  guter  Franzose. 
Colli  werde  in  seinem  (des  Fürsten)  und  seiner  Brüder  Namen  mit  Jean- 
nin so  vertraut  und  offenherzig  verkehren,  wie  er  (der  Fürst)  es  mit 
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dem  K.  Frankreich  zu  thun  pflege.  Trotz  der  Mangel  und  Unentschlos- 
senheit der  Deutschen  glaubte  er,  dass  man  bedeutenden  Vortheil  ziehen 
könne  „de  nous  et  d’nne  correspondence  . . generale,  a laquelle  hanno- 
nie  mutuelle  j’ay  estendu  tout  mon  esprit.“  Kr  wünsche  nichts  mehr, 
als  „se  conformer  a tout  ce  que  peult  estre  de  vostre  Service  et  satis- 
faction.“  (Dec.  20.  M.  547/2  f.  260)  — Churbrandenburg  sandte  in  die 
Niederlande  den  Hieronymus  von  Diskau,  Lgr  Moritz  den  Johann  von 
der  Burk.  (Lgr.  Moritz  an  Heinrich  IV.  1608  März  1.  Rommel,  corre- 
spondance  S.  361  i 

2 Vgl.  das  Schreiben  von  Churpfalz  an  Lgr.  Moritz  (Rommel,  cor- 
respondance  S.  362  Anm.  1.) 

507.  Friedrich  IV.  an  Anspach. 

Hat  das  Schreiben  des  Markgrafen  vom  13.  November  em- 
pfangen. Ueber  die  Donauwörther  Sache  hat  noch  Niemand  mit 
dem  Churfürsten  communicirt , nur  dass  der  jüngst  in  Heidelberg 
gewesene  Gesandte  Nenburgs  einiges  Wenige  darüber  berichtet 
und  die  bis  dahin  noch  nicht  erfolgte  Einsendung  der  betreffenden 
Acten  in  Aussicht  gestellt  hat.  Soviel  jedoch  sieht  der  Churfür«’ 
aus  dem  von  des  Markgrafen  Gesandten,  dem  Obersten  Fuchs, 
jüngst  in  Heidelberg  zurückgelassenen  Schreiben  des  Kaisers  an 
den  Markgrafen  und  andere  für  die  Stadt  intercedirende  Stände, 
dass  die  bis  dahin  geübte  Jurisdiction  des  kaiserlichen  Hofrathe? 
in  ihrem  ganzen  Umfange  behauptet  wird.  Wenn  also  das  Vor- 
fahren des  kaiserlichen  Hofes  gegen  Donauwörth  durchgeht,  so  hat 
das  nicht  nur  für  die  Stadt,  sondern  für  alle  Evangelischen  un- 
leidliche Conscquenzen , und  es  ist  daher  dringend  nöthig,  dies 
Uebel  zeitig  abzuwenden.  Zu  dem  Zweck  könnten  die  Stände, 
welche  sich  der  Stadt  bis  dahin  angenommen  haben,  die  Chur- 
fttrsten  von  Sachsen  und  Brandenburg  um  ein  Fürschreiben  an 
den  Kaiser  angchen,  dass  er  die  Donauwörther  Sache  als  Religions- 
sache  zur  Vergleichung  der  gesummten  Stände  am  Reichstage 
stellen  und  bis  dahin  „in  suspenso“  lassen  möge.  Auch  wäre  eine 
baldige  Zusammenkunft  der  bis  dahin  der  Stadt  sich  annehmenden 
evangelischen  Stände,  um  diese  und  ähnliche  Sachen  zu  berathen, 
nicht  undienlich.  Und  da  man  sagt,  dass  eine  solche  in  Ulm  ge- 
halten werden  solle, 1 so  möchte  der  Churfürst,  was  dort  verhan- 
delt wird,  erfahren.  Gründlicher  über  die  Sache  berichtet,  will 
er  gern  mit  einrathen,  was  zum  Besten  der  evangelischen  Stände 
dient.  Am  künftigen  Reichstag  können  die  Gesandteu  der  evan- 
gelischen Stände  über  diese  Sache  ferner  conferiren.  — Datum 
Heidelberg  den  8.  Novembris  a.  1607. 

München  Staatsarchiv  3791  f.  82.  Orig. 

1 Vgl.  Lossen,  die  Reichsstadt  Donauwörth  S.  32,  34. 
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508.  C-onferenz  zwischen  churmain  zischen  (Grosshof-  N ° ▼ 

21 22 

meister  Kaspar  von  Elz,  Kanzler  Franz  Faust)  und  churpfälzi- 
srhen  (Wilhelm  Peblis,  Dr.  Ludwig  Camerarius)  Gesandten.1 

„Den  11.  Novembris  zu  Be  ns  he  im.“ 

Man  einigt  sich,  zunächst  über  die  ungarischen  Angelegen- 
heiten zu  berathen,  und  bemerkt,  dass  man  keine  Beschlüsse  zu 
fassen  hat,  sondern  dass  „nur  pneparatorie  zu  handeln,  damit  uf 
reichstag  im  churf(tirstenrat)  man  desto  baß  einander  verstehen 
könne.“  Die  Pfälzer:  sie  wissen  nichts  Sicheres  über  die  ungari- 
schen und  türkischen  Sachen  und  möchten  von  den  Mainzern 
Nachricht  darüber  haben.  Am  Reichstag  wird  es  sich  darum 
handeln,  ob  der  Krieg  zu  führen  oder  Friede  zu  schliessen  oder, 
wenn  geschlossen , zu  erhalten  sei.  Bei  dem  Alter  des  Kaisers 
und  der  Erschöpfung  des  Reichs,  das  für  diesen  Krieg  viel  zu 
schwach  ist,  dürfte  der  Friede  rathsamer  sein.  Die  Mainzer: 
ihre  Nachrichten  aus  Ungarn  gehen  dahin,  dass  vor  einem  Jahr 
Matthias  es  fast  zum  Abschlüsse  des  Friedens  gebracht,  der  Kaiser 
aber  noch  Bedenken  dabei  gehabt  habe.  In  dem  Stande  werden 
die  Dinge  noch  sein.  Beim  nächsten  Reichstag  hat  man  nach 
einem  Frieden  mit  den  Türken  zu  trachten,  wenn  sich  aus  der 
kaiserlichen  Proposition  ergibt,  dass  derselbe  unter  billigen  Be- 
dingungen zu  erlangen  ist.  Pfalz:  es  ist  beschwerlich,  dass  der 
Kaiser  über  so  wichtige  Dinge,  wie  die  erwähnten  Friedens- 
verhandlungen mit  den  Churfürsten,  nicht  communicirt.  — Man 
spricht  über  den  Fall,  dass  der  Krieg  fortgesetzt,  und  dazu  eine 
Steuer  begehrt  werde.  Beide  Churfürsten  gedenken  , alsdann  ihre 
Hülfe  nicht  zu  verweigern,  nur  dass  sie  erschwinglich  sei.  Ferner, 
bemerkt  Pfalz,  muss  man  zugleich  dahin  sehen,  dass  im  Reiche 
und  sonst  Friede  erhalten  werde.  Vor  einem  Jahr  wurde  auch 
augedeutet,  dass,  wenn  man  sich  mit  den  Ungarn  nicht  besser  ver- 
ständige, etliche  Stände  in  der  Hülfe  stutzig  gemacht  werden 
dürften.  Indess  diese  Sache  gehört  auf  den  Reichstag.  Man  hat 
auch  darauf  zu  sehen,  dass  die  Stände  in. Bezug  auf  ihre  Bewilli- 
gung durch  die  Majorität  nicht  verbunden  werden.  Man  wird 
berathen  müssen,  wie  die  Uebelstände  bei  der  Direction  der  Hülfe 
abzustellen. 

Man  geht  zu  dem  zweiten  Berathungsgogcnstandc,  dem  Justiz- 
punct,  über.  Pfalz:  der  Churfürst  wüide  es  gern  sehen,  wenn 

l Als  der  Er/.b.  Mainz  im  October  den  Chf  Pfalz  besuchte,  einigten 
sich  beide  über  eine  Zusammenkunft  ihrer  Räthe,  um  sich  vor  dem 
Reichstag  über  die  Contributions-  und  Justizangelegenheit  zu  besprechen. 

(Mainz  an  Churpfalz.  Nov.  15.  M.  pf.  117/4  f.  495.) 
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508.  man  am  Reichstage  den  Justizpunct  zuerst  behandelte,  „weil  bis- 
her, wan  contributio  erledigt,  in  dem  übrigen  sich  alzeit  iinpedi- 
menta  gefunden.“  Die  Justiz  ist  vornehmlich  gehindert  durch  die 
Einstellung  der  ordentlichen  Visitationen  und  die  Klostersachen. 
Der  Churfürst  verlangt  Aussetzung  der  letztem  von  der  Revision 
zu  gütlicher  Vergleichung  und  Erledigung  der  übrigen  Revisions- 
sachen. Mainz:  der  Erzbischof  kann  sich  schwerlich  über  diesen 
Punct  entschliessen , da  „der  eine  teil  nit  gern  weiter  gehen 
wurde,  alß  waß  thunlich  und  sich  verantworten  laße.  Sie  (die 
Gesandten)  hetten  also  kein  gemeinen  bevelh;  aber  wan  sie  von 
P(falz)  vernemen  konten,  das  sie  einig  mittel  vorschliegen,  und 
M(ainz)  bei  andern  catholischen  befördern  konten,  wolten  sie  re- 
feriren.“  Pfalz:  Hinsichtlich  der  Visitationen  würde  man  leicht 
in’s  Reine  kommen,  wenn  man  den  Magdeburger  Streit  bei  Seite 
setzte  und  den  gegenwärtigen  Zustand  des  Reichs  berücksich- 
tigte. Die  Evangelischen  dürften  bei  ihrem  Verlangen  der  Aus- 
setzung der  vier  Klostersachen  bis  zum  äussersten  beharren,  weil 
sie  fürchten,  dass,  wenn  die  Revision  stattfinde,  sie  bald  alle  mit 
dergleichen  Processen  bedrängt  und  mit  ihrem  gänzlichen  Unter- 
gänge bedroht  werden.  Man  hatte  Vorschläge  von  Mainz  zur  Aus- 
gleichung dieser  Sache  erwartet,  die  Pfälzer  haben  keine  Instruc- 
tionen dazu.  Mainz:  sie  verstehen  die  Besorgnisse  der  Evange- 
lischen wegen  der  Klostersachen  nicht  recht.  „Zudem  wurden  sieb 
catholischen  dergleichen  besorgen  müssen,  da  man  bald  hie  unu 
dort  nach  eim  Stift  und  closter  greiffen  wurde.“  Die  Aussetzung 
der  Klostersachen  wird  sich  wol  nur  so  durchsetzen  lassen,  da,', 
man  dem  Kaiser  die  Entscheidung  heimstclle.  Bezüglich  Magde- 
burgs wissen  sie  nicht,  „wie  es  mit  dem  mangel  jetzunder  stehe.' 

Fortsetzung  dieser  Besprechung  am  2 2.  November.  Dabei 
bemerkt  Mainz:  in  den  Klostersachen  fürchten  Protestanteu  wie 
Katholiken  die  weitern  Folgen.  „Wau  man  umb  sovil  kond  zn- 
samb  kommen,  daß  man  gesichert  wfere,  solcher  hendel  nicht  nier 
zu  gewarten,  solt  sichs  verhoffentlich  schicken.“  Pfalz:1  Es  wäre 

1 In  der  churpfälz.  Instruction  (Nov.  20  f.  504)  heisst  es:  „Ira  fal 
aber  Maintzischcn  teils  vorgeschlagen  werden  wolte,  das  ein  weg  were, 
wan  je  ein  teil  den  andern  gnugsamb  assecurirte,  dergestalt  das  den 
evangelischen  stenden  alle  Stift  und  clöster , die  sie  vor  und  nach  dem 
Passauischen  vertrag  bifi  uf  diese  zeit  reformirt,  one  allen  intrag  pleiben. 
hingegen  aber  sie,  die  evangelische,  die  papistischen  versichern  sollen, 
es  fürohin  durchauP  bei  jetzigem  zustant  zu  lassen,  und  kein  Stift  noch 
closter,  die  sein  beschaffen  wie  sie  wollen  , und  gehören  entweder  me- 
diate  oder  immediate  dem  reich  zu,  zu  reformieren  und  einzuziehen: 
können  unsere  abgeordnete  inen  zu  verstehen  geben,  das  sie  sich  hierul' 
als  in  einer  alle  evangelische  stent  insgemein  angehenden  sach  in  nichts 
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gut,  „da  man  beder  teils  also  gesichert  wurde,  das  sie  nit  also 
iu  die  schrancken  getriben  (würden).  Wollen  gern  noch  ferner 
hören,  da  die  Mainzischen  etwas  Vorschlags  wüsten,  damit  man 
uf  künftigem  reickstag  etwan  noch  vor  der  consultation  ferner 
davon  reden  und  bedenken  (könte.)“  Mainz:  „Verstehe,  das  zu 
beden  teil  schwer  falle , etwas  specialius  von  diesem  puncto  zu 
reden,  weil  es  eiu  gemeine  sack  . . . Wurd  sonst  Mainz  nit  zu- 
wider sein,  (uf)  künftigem  reichstag  hierauf  mit  den  P(faelzischen) 
noch  ferner  conferiren.“ 

München  Staatsarchiv  pf.  117/4  f.  512.  Protoe.  Orig. 

509.  Friedrich  IV.  an  Landgraf  Moritz  von  Hessen. 

Der  Landgraf  begehrt,  da  Wiedemarker  1 aus  Frankreich 
zurückgekehrt  ist,  Bericht  über  deu  Stand  der  Unionshaudlungen. 
Seit  dem  jüngst  des  Landgrafen  Kanzler  Klotz  in  Heidelberg  ab- 
gestatteten Bericht  ist  nichts  weiter  vorgefallen.  Zur  Förderung 
der  Sache  scheint  dem  Churfürsten  ein  Convent  der  Räthe  uöthig. 
Deshalb  wird  Christian  Fürst  von  Anhalt  von  seiueiu  Fürstenthuin 
aus  zu  dem  Churfürsten  von  Brandenburg  reisen.  Zur  Beförderung 
des  allgemeinen  Bundes  hat  der  Churfürst  jüngst  mit  Würtemberg 
ein  besondres  Bündniss  abgeschlossen  mit  der  Bestimmung,  dass 
sie  mit  beider  Bewilligung  noch  Andere,  dazu  zu  ziehen  suchen. 
— Datum  Heidelberg  den  16.  Novembris  a.  1607. 

Cassel  Regierungsarchiv.  Ev.  Unionshandiungcn  d.  a.  1601—10.  Orig. 

1 lieber  dessen  Auftrag  an  Lgr  Moritz  vgl  Lgr.  Moritz  an  Heinrich  IV. 
1608  März  1.  (Rommel,  corrcspondance  S.  361.  Heinrichs  Antwort  S.  363.) 

510.  Philipp  Ludwig  Herzog  von  Ncuburg  an 

C h urpfalz. 

Bericht  über  den  Verlauf  der  Donauwörther  Sache  bis  zu  den 
Verhandlungen  zwischen  Neuburg  und  dem  bairischen  Gesandten 
Donrsberg  vom  27.  Nov.  1607  (vgl.  Lossen,  die  Reichsstadt  Donau- 
wörth S.  36)  nebst  beigelegten  Acten.  Der  Churfürst  möge  diese 
Sache  ihrer  Wichtigkeit  und  ihren  Folgen  nach  wol  überdenken. 
Da  auch  die  Execution  der  Acht  für  die  an  Donauwörth  gränzen- 
deu  Lande  des  Herzogs,  besonders  sein  Kloster  Kaisersheim  sehr 
gefährlich  werden  kann,  so  möge  der  Churfürst  den  Herzog  mit 
Rath  und  That  beschirmen  helfen ; er  möge  auch  darauf  bedacht 
sein,  dass  der  übereilte  Process  gegen  Donauwörth  „corrigirt“,  und 
die  mehr  als  genügenden  Anerbietungen  der  Stadt  gegen  die  kaiser- 
lichen Subdelegirten  angenommen  werden.  Er  könnte  den  Kaiser 
und  Baiern  um  Einstellung  der  Execution  ersuchen,  damit  die 
Sache  am  Reichstag  verglichen  werde.  — Der  Herzog  hätte  vor- 
liegenden Bericht  schon  lange  abgestattet,  wenn  nicht  bei  dem 


zu  erkleren  wüsten,  wolten  aber  von  inen  vernemen,  was  es  mit  solcher 
assecuration  für  einen  verstant  hette,  was  sie  damit  meinten,  und  wie 
sie  die  evangelische  zu  versichern  gedaechten , damit  hernegsten  die  an- 
dern stent  darüber  auch  gehört  werden  könten.“ 
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übereilten  Verfahren  der  Commissäre  fast  täglich  neue  Dinge  vor 
gekommen  wären,  und  er  das  Zustandekommen  des  vom  Churfür* 
sten  „vor  disem  angedeuten  conveuts“  gehofft  hätte. 1 — Datum 
Neuburg  an  der  Tonaw  den  16.  Noveinb.  anno  1607. 

München  Staatsarchiv  379  1 f.  87.  Orig. 

1 Dietrich  von  Winterfeld,  den  der  Chf.  Pfalz  der  K&isersheiiner 
Sache  wegen  an  Neubarg  gesandt  hatte,  schreibt  am  27.  Nov.  an  »einen 
Herrn,  dass  der  II.  Neuburg  der  Donauwörther  Sache  w'egen  „ser  perplex 
seint  und  eine  gemeine  zuesammensetzung  wieder  solche  schsetlicfae 
proceß  nöttich  halten,  immassen  sie  ausser  zweifei  selbst  e.  chf.  g.  uber- 
schreiben werden.  Sie  haben  numer  in  die  dritte  woche  ire  landstende 
und  bestehe  dieucr  alhie  bei  einander.“  (M.  379/1  f.  260.)“ 

Nov.  511.  Joachim  Ernst  Markgraf  von  Anspach  an 

JO  C h u r p f a 1 z. 

Der  Herzog  von  Baiern  ist  mit  Heeresmacht  gegen  Donau- 
wörth  im  Anzuge.  Das  ganze  Vorgehen  gegen  die  Stadt  ist  gesetz- 
widrig, und  ihre  Sache  betrifft  die  Stände  insgemein.  Deshalb 
schlägt  der  Markgraf  dem  Cburfürsten  vor,  dass  er  schleunigst 
eine  Tagsatzung  der  benachbarten  evangelischen  Stände  beschreibe, 
oder,  falls  der  Reichstag  zu  nahe  bevorsteht,  dieselben  auffordere, 
ihre  Reichstags-Gesandten  über  die  Donauwörther  Sache  zu  in- 
struiren.  — Datum  Onoltzbaeh  den  20,  Novembris  anno  1607. 

München  Staatsarchiv  379,1  f.  282.  Orig. 

Nov.  512.  Philipp  Ludwig  Herzog  von  Neu  bürg  an 
JO  Churpfalz. 

Der  Herzog  von  Baiern  ist  im  Anzug  zur  Durchführung  der 
Execution  gegen  Donauwörth.  Da  dieselbe  ohne  Schaden  des 
Herzogs  von  Neuburg  nicht  geschehen  kanu,  so  möge  der  Chur 
fürst  kraft  der  Erbeinung  mit  Neuburg  seinen  Beamten  „hieobiges 
lants“  schleunig  befehlen,  dass  sie  dem  Herzog  auf  sein  Begehren 
zur  Beschützung  seines  Landes  mit  Truppen  beisteheu.  — Datum 
Neuburg  an  der  Tonaw  den  20.  Novembris  anuo  1607. 

München  Staatsarchiv  379,1  f.  284.  Orig. 

Nov.  513.  Wock  von  Rosenberg,  Resolution  auf  die  Wer- 
bung des  l)r.  Groll. 1 

lieber  den  Bruch  des  Türkenfriedens.  — Ungarn  und  das  Reich.  — 
Wahl  eines  Nachfolgers  des  Kaisers.  — Vereinigung  der  Evangelisches 

Rosenberg  führt  seine  Ansichten  über  den  zu  befürchtenden,  von 
ihm  verabscheuten  Bruch  des  Türkenfriedens  aus.  Dann  faehrt  er  fort: 

Ungaria  s’approschera  de  soy  mesme  ad  Imperium , saus  lequel 
non  potest  subsistere;  et  le  chemin  se  trouvera  eu  peu  de  mvis. 
Le  gouvernement  de  Vcmpire  non  debebat  committi  servo  Baalm 
Electores  unum  e quinque  fratribus  et  sapientem  eligere  debebant 
cuius  inopia  contributionibus  posset  sublevari.  Electores  tres  seek- 
lares (quartus  est  parlialis)  conscientiam  versus  deum  dirigant,  si 
pourrout  aussi  trouver  excusationes  de  laisser  ainsi  peridtter 
l'empire.  En  meure  consideration,  quod  utriusque  tabula e siut 
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custodes,  animee  et  corpori  prospiciant , et  Moisen  ex  concredito 
sibi  a deo  officio  suum  — — 2 Aaronem  in  sacerdotem  inaugurasse 
et  ipsi  modum  divini  cultus  indieasse  en  V obligeant  de  ne  faire 

aliter Medit  3 quando  electores  spirituales  in  suo  statu 

certo  modo  maneant,  ita  ut  primum  locum  in  votis  habeant,  tit  hoc 
magis  propter  honorem  quam  propter  debitum  aut  iustitiam;  et  sic 
seculares  habent  prceetnin entiam  und  solten  billich  directorium  mit 
allem  elf  er  durchdrucken. 

Pro  concordia  Evangelicorum : Rosenberg  le  veull  par  des 
confians  et  principaulx  faire  consulter.  Quo  nomine  sera  envoye 
Hock  ad  Zierotinum  et  Schernembel.  Oultre  cela  Rosenberg  petit 
Anhaltini  de  hac  re  censuram  et  attend  le  concept  pour  Neubourg. 
On  ha  desia  faict  bonum  initium  cum  electore  1 Brandenburgs  et 
cum  eius  filio  seien  le  contenu  des  lettresA  On  euvoyera  premiere- 
ment A)ihaltino  ein  vorantwortung  devant  que  mander  Palatino 
responsum  .... 

Bernburg  Landeshauptarchiv.  1 F t;  226  f.  129.  Orig.  ChitTrirt. 

1 Am  22.  Oct.  schreibt  Anhalt  an  Groll:  „Puis  que  s a.  (Churpfalz) 
m’a  commaudc  d’escrire  a sr.  Pierre  de  choses  non  vulgaires  et  de  teile 
consequence  qui  ne  se  confient  ny  traittent  par  le  moyen  de  la  plume, 
je  vous  mande  le  memoire  en  chyffre.“  Von  dem  Inhalt  des  Meinoirs 
soll  Groll  nur  Kosenberg  und  Hock  und  sonst  keine  lebende  Seele  etwas 
wissen  lassen.  (A.  a.  0.  f.  124.) 

Unleserliches  Wort. 

:i  statt  meditatur?  Oder:  me  dit? 

4 Kosenberg  hatte  am  18.  Oct.  an  Mgr.  Johann  Georg  von  Branden- 
burg geschrieben:  er  habe  vor  einigen  Monaten  dem  Chf.  Brandenburg 
einige  bei  der  gegenwärtigen  Sachlage  zu  berücksichtigende  Schriften 
zugesandt.  Er  schicke  nun  dem  Markgrafen  die  Beschwerdeschrift  der 
östreichischen  ev.  Herrn  und  Ritter  ob  und  unter  der  Enns  in  Religions- 
sachen, ferner  eine  von  Churpfalz  ihm  mitgetheilte  Schrift  des  Inhalts, 
dass  die  protestantischen  Stände  ungehindert  durch  die  Streitigkeiten 
ihrer  Theologen  sjch  zui  Erhaltung  des  Reichs  und  Gottes  Wortes  besser 
vereinigen  sollen.  Der  Markgraf  möge  hierüber  mit  seinem  Vater  eom- 
municiren  und  ihn  bereden,  dass  er  dem  Chf.  Pfalz  in  seinem  durch 
jene  Schrift  .erklärten  Beginnen  beistehe.  (A.  a.  0.  f.  135) 


514. 


Nebenanbringen  des  Landgrafen  Georg  von  Leuch- 
ten borg  bei  Churpfalz. 


De  c. 
2 


Gründe  der  Missverständnisse  zwischen  dem  Kaiser  und  Erz- 
herzog Matthias,  welche  ersterer  dem  Landgrafen  selber  dietirt  hat 
mit  dem  Befehl,  sie,  da  man  nicht  aufhöre  ihn  zu  beschuldigen, 
dem  Churfürsten  von  der  Pfalz  mitzutkeileu.  Der  Kaiser  erwartet 
den  Beistand  der  Churfürsten  gegen  das  Bestreben,  ihn  zum  Exe- 
cutor  des  Willens  von  Matthias  zu  machen  und  ihm  die  Waffen 
aus  der  Hand  zu  nehmen.  — 22.  Novemb.  1607. 

München  Staatsarchiv  547/3  f.  287.  Protoc.  Auszug:  M.J  Schmidt,  Geschichte 
der  Deutschen  VII  S.  204.  Hammer,  Khlifls  Leben  II  S-  31. 
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Dec.  515,  Friedrich  IV.,  Resolution  auf  Leuchter.bergs 
5 Nebenanbringen. 

Matthias,  wenn  vom  Kaiser  erinnert,  dass  er  irre  gegangen, 
wird  sich  weisen  lassen.  Der  Churfürst  wird  des  Kaisers  „ehr 
und  reputation  wol  in  acht  neraen.“  1 — Den  25.  Novemb.  1607. 

München  Staatsarchiv  547.3  f.  289. 

t Ueber  Lenchtenbergs  vorherige  Verrichtung  bei  dem  Erzb.  Mainz 
schreibt  der  letztere  am  29.  Nov.  an  Churpfalz : der  Landgraf  habe  ihm 
im  Aufträge  des  Kaisers  vorgetragen,  weshalb  der  Kaiser  die  Stände 
um  Hülfe  angehen  müsse  und  den  Reichstag  nicht  ferner  prorogirec 
könne,  ferner,  welches  die  Ursachen  seines  Zwiespaltes  mit  Erzh.  Matthias 
seien.  Er  (der  Erzbischof)  habe  erwidert:  in  Betreff  der  Hülfe  werde 
er  mit  andern  Stünden  das  Nöthige  berathen  und  leisten,  hinsichtlich 
des  zweiten  Punctes  glaube  er,  Matthias  werde,  wenn  durch  bösen  Rath 
verleitet,  auf  des  Kaisers  Erinnerung  sich  „auß  der  offension  zu  wurcken 
wißen.“  Er,  der  Erzbischof,  werde  das  Seinige  zur  Erhaltung  der  Repo- 
tation  des  Kaisers  thun.  (A.  a.  0.  f.  297.) 

Dec.  516.  Ruwinkhausen  an  Würtemberg. 

g 

Ankunft  in  Heidelberg  am  12.  November.  Ain  14.  legte 
Ruwinkhausen  seine  Werbung  vor  dem  Grosshofmeister,  Kanzler 
und  Löfenius  ab,  da  der  Churfürst  wegen  eines  heftigen  Anfall; 
von  Podagra  ihm  keine  persönliche  Audienz  geben  konnte.  Die 
Resolution  des  Churfürsten  hierauf  ist  am  6.  und  7.  December 
folgendermassen  ertheilt:  das  vom  Herzog  gewünschte  Redenken 
wolle  der  Churfürst  im  Folgenden  geben,  aber  nicht  um  ihm  etwas 
vorzuschreiben,  sondern  mit  dem  Erbieten,  „von  e.  f.  g.  sich  alzeit 
uf  besseren  weg  weisen  zu  lassen  und  mit  derselben  sich  freund- 
brüderlich  zu  vergleichen,“  und  mit  der  Ritte,  der  Herzog  möge 
ihm  auf  alle  Puncte  baldigst  schriftlich  antworten,  „damit  sie 
(s.  chf.  g.)  sich  danach  richten,  daruf  gefast  machen  und  disem 
nach  gegen  andere  churfürsten  und  staenden  auöh  der  gebur  erklereu 
mögen.“  Demgemäss  erkläre  er  bezüglich  der  Erweiterung  der 
pfälzisch-würtembergischen  Union  und  der  Beantwortung  des  Königs 
von  Frankreich:  „dwcil  i.  chf.  g.  dafür  halten,  e.  f.  g.  mit  i.  k.  w. 
und  derselben  dahin  ganz  eins  sein,  das  solche  uuiou  ufs  allerehist 
und  soweit  als  immer  möglich  (besonders  der  teglich  im  reich  mer 
und  mer  antreuenden  gefaren  halb)  fortzupflanzen,  als  hielten 
i.  chf.  g.,  man  möchte  mit  specialcommunication  dessen,  so  zum 
lezten  mal,  sonderlich  in  Heilbron,  verabschiedet,  noch  etwas 
inhalten,  aber  i.  k.  w.  für  dero  anerbieten  danken,  in  solchem 
gutem  willen  erhalten  und  sie  verstendigeu,  das  bede  e.  chf.  und 
f.  gg.  sich  weiterer  Zusammensetzung,  und  was  für  andere  chur- 
fürsten  und  stende  sie  hinzuzubringen  albereit  im  werk  weren. 
mit  \ertrostung,  disen  fortgang,  und  was  also  fruchtbarlich  verricht 
wurde,  i.  k.  w.  von  tag  zu  tag  vertraulich  zu  berichten.“  Wie 
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und  mit  welchen  Ständen  die  Union  aber  zu  erweitern  sei,  darüber 
hätte  der  Churfürst  eine  Erklärung  des  Herzogs  erwartet,  „wie  sie 
(s.  chf.  g.)  aucli  noch  nit  wissen  können,  zu  welchen  c.  f.  g.  solch 
vertrauen  tragen.“  Er  (der  Churfürst)  zweifle  nicht,  dass  Chur- 
brandenburg, Anspach,  Culmbach,  Hessen-Cassel,  das  Haus  Anhalt 
und  Andre  leicht  zum  Abschlüsse  des  Bundes  zu  bewegen  seien; 
er  habe  auch  durch  Fürst  Christian  von  Anhalt  „auf  dero  jetzigen 
reis  deswegen  an  Braunschweig  etwas  gelangen  lassen.“  Der 
Herzog  möge  aber  zunächst  mit  Neuburg  und  etlichen  Städten, 
wie  Ulm,  Nürnberg,  Strassburg,  verhandeln.  Denn  ohne  die  Städte 
können  die  Fürsten  wenig  ausrichten.  Und  wenn  dieselben  bisher 
der  Union  abgeneigt  gewesen  seien,  „dweil  sie  etwan  den  kürzeren 
gezogen,  von  den  fürsten  oft  verlassen  worden,“  so  w’erde  man 
sie  doch  bei  dem  gegenwärtigen  Unglück  von  Douauwörth  gewin- 
nen, indem  man  ihnen  zeige,  dass  man  sich  ihrer  ernstlich  anneh- 
meu  wolle  und  dass  die  Fürsten  „es  mit  inen  zu  halten  und  zu- 
gleich zu  heben  und  zu  legen  versprechen  könten.  Dweil  sie  auch 
bedenkens  haben  möchten  wegen  Frankreich,  und  inen  solches 
etwas  verwislicher  als  chur-  und  fürsten  sein  könte,  als  wer  i. 
chf.  g.  meinung,  man  solle  zu  anfang  Frankreich  gar  nicht  geden- 
ken, wie  auch  i.  chf.  g.  im  grund  der  meinung  seien  (das  ich 
auch  gesagt,  ich  hielte  e.  f.  g.  gleiche  meinung  zu  sein),  man  habe 
bei  diser  union  sonderlich  uf  die  benachbarte  und  im  reich  geses- 
sene zu  sehen,  als  zu  dero  besten  sie  sonderlich  gereichen  müste, 
Frankreich  aber  seie  nur  gleichsam  als  ein  accessorium,  das  dise 
union  zwar  nit  anfahen,  sondern  allein  Sterken  helfe,  und  dessen 
man  sich  hernacher,  wan  man  sich  diser  seits  wol  verglichen,  nach 
gelegenheit  zu  gebrauchen  habe.“  Seien  Ulm,  Nürnberg  und 
Strassburg  gewonnen,  so  werden  Frankfurt,  Speier,  Worms  und 
andere  Städte  in  jener  Gegend  bald  folgen,  denn  „es  mangle  an- 
jetzo  denen  stetten  nur  am  haupt,  und  sei  dis  (die  gegenwärtige 
Lage  der  Dinge)  eine  so  erwünschte  gelegenheit  von  inen  nur, 
was  man  begeren  raöcht,  zu  erhalten,  die  man  nit  aus  handen  solte 
gehen  lassen.“  Besonders  sei  ihnen  der  rein  defensive  Charakter 
des  Bundes  vorzustellen,  und  dass  derselbe  vor  allem  ihnen  zu 
gute  kommen  werde,  da  sie  „dessen,  was  jetz  mit  irera  mitglid, 
denen  von  Donauwerd,  fürgenommen  wird,  teglich  eher  und  beider 
als  chur-  und  fürsten  zu  gewarten  haben,  bei  gelegenheit  welcher 
stat  zustand  jetzo  dis  werk  anzufahen  und  erstlich  inen  zu  propo- 
niren  wäre.“ 

„Dweil  aber  dises  alles  durch  zusammenschreiben  nit  wol  ge- 
schehen kan,  dazu  die  Zeit  sich  verlauft  und  es  uumer  an  dem, 
Acten  des  30jähr.  Krieges  I.  39 
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516.  das  man  zu  den  Sachen  thun,  oder  eines  entliehen  grössern  ein- 
trags  vom  pepstlichen  teil  zu  gewarten  hat,  als  halten  i.  chf.  g. 
dafür,  zu  einer  guten  resolution  obgenanter  und  aller  von  mir 
proponierten  puncten,  das  man  wo  möglich  noch  für  Weihnachten 
eine  fügliche  Zusammenkunft  der  benachbarten  « hur-,  fürsten  und 
stet  angestelt  hette : als  i.  chf.  g.,  e.  f.  g.,  beder  marggraven  Ans- 
pach und  Culmbach  (wegen  Fränkischen  kreis),  landgraven  Mo- 
rizen  zu  Hessen  (auch  wo  möglich  Darmstadt;  dan  auch  über 
Baden  wer  aus  hinach  gesetzten  Ursachen  zu  deliberieren)  item  der 
stat  Ulm,  und  deren,  die  sie  dazu  behaudeln  könten.  Uf  welcher 
Zusammenkunft  man  sich  nachfolgender  puncten  schleunig  mit  ein- 
ander zu  vergleichen:  1)  Wie  maus  mit  Donauwerd  halten  sol,  sie 
für  unbilligem  gewalt  zu  beschützen,  und  da  derselb  (das  i.  chf.  g. 
höchlich  besorgen,  wo  e.  f.  g.  und  andere  benachbarte  nit  dafür 
seien)  schon  fürgangen,  in  integrum  restituiren,  dweil  je  die  sarfa 
nit  kan  dabei  gelassen  werden.  2)  Wie  man  auf  künftigen  reichs- 
tag  einhellig  votieren  wolle  und  sich  zu  verbinden , einer  vom 
andern  sich  nit  trennen  zu  lassen,  und  nit  allein  die  fürsten  und 
stend,  sondern  auch  dise  drei  benachbarte  kreis,  als  Schwaben, 
Reinstrom  und  Franken,  welche  die  sach  am  nehisten  angeht,  und 
gewislich  Franken  und  Reinstrom,  die  in  diser  sach  einig  uf  den 
Schwebischen  kreis  und  consequentcr  e.  f.  g.  sehen , in  allem 
gutten  geneigt  und  resolviert.  3)  Wie  man  sich  insgemein  oder 
ufs  wenigst  dise  obgenante  versamblete  der  hofprocess  abthun  uud 
erweren,  auch  einer  gegen  den  andern  sich  deren  in  keiuem  weg 
zu  gebrauchen,  vergleichen  wolle.  4)  wie  die  Werbungen,  so  von 
Baiern  und  Augspurg  auch  anderen  mer  geschehen,  abzuschaffen, 
und  ob  man  sich  nit  dahin  zu  erkleren  hette,  für  abschaffung  der- 
selben zu  keinen  totis  uf  dem  reichstag  zu  kommen,  dweil  solche 
ein  ungewonliehe  und  geferliche  sach,  dass  keine  freie  vota  sein 
können,  und  keinem  liern  einigen  vertrauten  rat,  den  man  zu 
aussagung  heimlichkeiten  zwingen  mocht,  zu  schicken  ratsam,  der- 
wegen  auch  i.  chf.  g.  dero  dahin  geordnete  ret  zum  teil  wider 
abgefordert,  zum  teil  daheim  zu  behalten  gesint,  bis  sie  sehen, 
was  die  sach  für  ein  ausschlag  gewinne.  5)  Wie  obgenante  union 
fortzupfianzen,  andere  chur-,  fürsten  und  stend  zu  gewinnen,  und 
zu  erinneren,  was  an  dieselbe  zu  schreiben,  oder  bei  inen  zu  ver- 
handlen,  aller  obgenanten  puncten  als  der  Donauwerdischen  sach. 
der  hofprocess  und  in  genere  alles  dessen  wegen,  so  ufm  reichstag 
zu  tractieren  sein  mochte;  dan  einmal  bei  demselben  man  alle 
dise  antrauende  gefar  abweuden  oder  hernacher  ein  jeder  des 
seinigen  mit  spot  und  schand  werde  zu  gewrarten  haben.“ 
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Da  der  Herzog  einen  schwäbischen  Kreistag  ausgeschrieben  Dec. 
habe,  nach  dessen  Beschlüssen  die  andern  Kreise  und  Jedermann 
sich  richten  werde,  so  möge  er  auch  für  die  eben  vorgeschlagene 
Zusammenkunft  Zeit  und  Ort  bestimmen,  zumal  da  er  als  der  der 
Gefahr  am  nächsten  Sitzende  am  besten  urtheilen  könne,  wo,  wann 
und  wie  man  verhandeln  solle.  Wolle  er  aber  sich  hierüber  nicht 
entscheiden,  ohne  vorher  die  Absichten  von  Neuburg  und  Ulm  zu 
hören,  so  möge  er  wenigstens  sofort  erklären,  ob  er  für  sich  die  vor- 
geschlagene Zusammenkunft  für  rathsam  halte,  damit  Churpfalz  in- 
zwischen Hessen,  Anspach,  Culinbach  und  Churbrandenburg  zu  der 
Beschickung  der  Tagsatzug  bereitwillig  stimme.1  Auch  möge  man 
inzwischen  zum  Reichstag  nur  einen  oder  zwei  Rätlie  senden,  mit 
der  Hauptgesandtschaft  aber  innehalten,  „bis  man  sehe,  wo  die 
sach  hinaus  wolte.“  Auch  könnten  sofort  die  Untcrthanen  in  der 
Pfalz  und  Würtemberg  gemustert,  die  Uehensleute  zur  Bereitschaft 
aufgefordert,  einige  Truppen  mit  Wartegeld  bestellt  und  sonstige 
Vorbereitungen  getroffen  werden , um  einen  unversehenen  An- 
griff abzuwehren. 

II.  Bezüglich  des  vorstehenden  Reichstags  hielt  der  Churfürst 
es  für  rathsam,  dass  die  evangelischen  Stände  sich  bereit  erklären, 
dem  Kaiser  mit  der  Steuerbewilligung  soviel  als  möglich  zu  will- 
fahren: doch  sollen  sie  zugleich  zum  Frieden  mit  den  Türken 
rathen  mit  der  Bemerkung,  dass  sie  auch  auf  den  Fall  des  Frie- 
dens die  Steuer  bewilligen  wollen,  da  der  Kaiser  durch  den  Krieg 
in  seinen  Geldmitteln  erschöpft  sei.  Doch  solle  diese  Bewilligung 
nur  unter  der  Bedingung  geschehen,  dass  der  Kaiser  die  ßeschwcr- 


i Am  12.  Dcc.  schreibt  Churpfalz  an  den  Lgr.  Moritz  und  Mgr. 
Culmbach  : Die  vielfältigen  Bedrängnisse  der  Evangelischen,  die  Absichten 
der  Papisten,  zu  deren  Durchführung  sie  gegenwärtig,  da  sie  bei  den 
Evangelischen  nichts  von  Vereinigung  merken,  die  Gelegenheit  zu  haben 
glauben,  sind  bekannt.  Statt  diese  Uebcl  durch  zu  grosse  Nachgiebig- 
keit selbst  zu  veranlassen,  sollen  die  Evangelischen  sich  der  Bedräng- 
nisse zu  entledigen  und  gegen  künftige  zu  sichern  trachten.  Noch  neh- 
men dieselben  immer  zu.  Acht  gegen  Donauwörth  und  bevorstehende 
Execution  durch  Baiern.  Man  kann  leicht  erachten,  welch’  seltsames  An- 
sehen ein  so  übereiltes  Vorgehen  angesichts  des  Reichstags  für  die 
Evangelischen  habeu  und  was  es  „sonst  für  einen  außbruch  gewinnen 
möchte.“  Nun  hat  ein  Gesandter  Würtembergs  dem  Churfürsten  vor- 
geschlagen, dass  dieser  und  anderer  am  Reichstag  vorkommender  Sachen 
wegen  eine  schleunige  Zusammenkunft  der  Käthe  benachbarter  Fürsten 
und  Stände  zu  halten  sei.  Der  Churfürst  ist  damit  einverstanden  und 
erwartet  des  Hffrzi  gs  Erklärung,  welche  Stände  er  für  die  Betheiligung 
an  dem  Convent  gewonnen  habe.  Der  Churfürst  erwartet,  (lass  auch  der 
Markgraf  (Lgr.)  seinem  demnächst igen  Ausschrciben  der  Tagsatzung 
folgen  werden.  (M.  379/1  f.  338.)  Ein  ähnliches  Schreiben  richtete  er  au 
demselben  Tage  an  Anspach  (a.  a 0.  f.  342.) 
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516.  den,  besonders  diejenigen,  die  in  seiner  Hand  liegen,  abstelle,  dass 
also  künftig  keine  Ilofprocesse  mehr  erkannt,  und  „die  schon 
erkante  cassiert“  werden,  dass  vor  allem  der  Donauwörther 
Process  eingestellt,  oder  wenn  schon  eine  Execution  ergangen  sein 
sollte,  die  Stadt  restituirt  werde,  „mit  der  austrucklichen  prote- 
station  und  erklerung,  das,  wo  solchs  nit  geschehe,  die  stend  nit 
gemeint  seien  noch  können,  etwas  zu  contribuieren,  noch  auch  zu 
der  deliberation , was  oder  wieviel  zu  contribuieren  seie,  zu 
schreiten  ....  Es  were  auch  i.  chf.  g.  meinung,  da  man  je 
solches  beiseits  stellen  wolte,  wie  hiebevor  geschehen  und  one 
zweifei  wider  wird  versucht  werden  wollen,  und  zum  contri- 
butionpunkten  fortzufaren  begerte,  so  solten  evangelische  chur-. 
fürsten  und  stende  nit  sich  überstimmen  noch  es  zu  den 
majoribus  votis  kommen  lassen,  sondern  sich  genzlich  abson- 
dern und  uf  den  weg,  wie  es  die  pepstische  anno  94  mit  der 
Magdeburgischen  Session  practiciert  und  ein  exempel  furgcwisen, 
auch  ausgefürt,  abtretten  und  in  keiner  deliberation  wegen  der 
contribution  mer  sitzen,  es  were  dan  obgenanter  sach  ein  benigen 
geschehen,  und  sie  der  gravaminum  besonderlich  der  hofprocess 
halb  contentiert. 1 Jedoch  weil  solch  absonderung  ein  weit  aus- 
sehendes w’erk  ist,  wolten  i.  chf.  g.  solches  für  sich  allein  nit  gern 
thun;  und  wan  gleich  bede  e.  chf.  und  f.  gg.  sich  dahin  vergleichen 
solten,  so  were  doch  besser,  es  weren  auch  andere  stend  zuvor 
dahin  disponiert,  damit  (man)  also,  wo  (man)  nit  alle  dahin  dis- 
ponieren könte,  doch  ein  grösseren  teil  dahin  vermöchte,  damit 
beede  e.  chf.  und  f.  gg.  den  Unwillen  nit  allein  uf  sich  lüden,  und 
die  einhelligkeit  bei  den  evangelischen  stenden  desto  mer  gespurt, 
und  dem  gegenteil  desto  grösserer  schrecken  eingejagt  würde.  Zu 
welchem  eud  dan  (da  sonst  nichts  were)  obgeuante  Zusammenkunft 
in  alle  weg  von  uöten.  Und  wan  diejenige,  so  daselbst  versam- 
blet,  sich  also  verglichen  hetten,  wurden  alsdan  one  Zweifel  vil 
andere  auch  gleiche  resolution  fassen,  und  also  uf  den  eussersten 
fal  i.  chf.  g.  (wan  andere  stend  auch  dahin  bewilligten)  ehe  ge- 
meint wurd  sein,  dero  gesante  vom  reichstag  wider  abzufordern, 
als  einige  contributiones  on  obgenante  satisfactiones  einzugehen. 
Welches  alles  doch  noch  zur  zeit  in  grosser  geheim  zu  halten 
were.  Wie  dan  i.  chf.  d.  nit  unterlassen  wolten  (wan  sie  auch 
hierin  e.  f.  g.  resolution  vergewissigt)  durch  schreiben  bei  Chur 
braudenburg  (durch  welches  bei  Pomeren,  Mekelburg  solchs  dan 

1 Eiuen  gleichen  Vorschlag  hatte  am  ll.Nov.  Enzlin  dem  II.  Wör- 
temberg  gemacht  in  einem  Bedenken  über  des  Chf.  Pfalz  Schreiben  vom 
1.  Nov.  (Wien  1255  f.  819.) 
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auch  gesehen  könt)  und  andern  dazu  guttc  preparation  bei  Zei- 
ten (weil  solche  kurz)  zu  thun  und  e.  f.  g.  zu  berichten.  Welche 
sie  bitten,  was  sie  etwa  bei  andern  chur-,  fürsten  und  stenden  des- 
wegen erfaren,  oder  erfaren  möchten,  sie  auch  zu  avisiren  und 
bevorab,  ob  e.  f.  g.  sich  schon  mit  etlichen  irer  stimmen  halb  ver- 
glichen haben  möchten,  und  wessen  sie  sich  von  inen  getrosten.“ 

Oer  Churfürst  erbot  sich,  wenn  Würtemberg  es  für  rathsam 
halte,  der  Donauwörther  Sache  wegen  an  Mainz  zu  schreiben.1 
Dagegen-  möge  Würtemberg  allein  oder  mit  Neuburg  diese  und 
andere  Sachen  dem  Churfürsten  von  Sachsen  vorstellen,  „ob  i.  chf.  g. 
sich  disc  gemeine  Sachen  nit  etwas  auch  wolten  zu  gemüt  gehen 
lassen.“  Vorschlag,  den  Herzog  von  Braunschweig  vom  Gebrauch 
der  Hofprocessc  (gegen  die  Stadt  Braunschweig)  abzumahnen,  des- 
gleichen den  Landgrafen  von  Hessen -Darmstadt  (gegen  Landgraf 
Moritz).  Der  Churfürst  sagte,  er  begreife  nicht,  wie  Anspach  sich 
zu  Hofprocessen,  und  vollends  gegen  Würtemberg  habe  verleiten 
lassen  können.  Auf  nähern  Bericht  hoffe  er  die  Sache  so  zu  ord- 
nen, dass  der  Herzog  von  solchen  Beschwerden  befreit  werde  und 
erkenne,  dass  sie  vom  Markgrafen  nicht  herrühren.  Bezüglich 
des  Markgrafen  von  Baden  gab  der  Churfürst  zu  bedenken,  ob 
man  ihm  nicht  wegen  des  von  ihm  ertheilten  „schedlichen  rever- 
ses“2  zur  Zeit  die  Mittheilungen  hinsichtlich  der  Union  und  vor- 
geschlagenen Zusammenkunft  vorenthalten  solle.  Er  bittet  den 
Herzog  von  Würtemberg,  sich  der  Anhaitinischen  Sache,  wenn  nicht 
speciell , so  doch  wenigstens  „in  genere  als  einer  hofprocesssach, 
dazu  der  geferlichsten  einer,“  anzunehmen. 

III.  (Bericht  über  die  Gesandtschaft  zu  den  niederländischen 
Friedensverhandlungen  und  Aufforderung  an  Würtemberg,  sich  an 
derselben  zu  betheiligen,  ähnlich  wie  in  des  Churfürsten  Schreiben 
vom  1.  November,  n.  504.)  IV.  Da  der  würtembergisch -pfälzische 
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i Am  11.  Dec.  schreibt  Churpfalz  an  den  Erzb.  Mainz:  er  möge  sich 
beim  Kaiser  verwenden,  dass  die  Execution  gegen  Donauwörth  eingestellt, 
und  die  Donauwörther  Sache  am  Reichstag  erörtert  werde : sonst  werde 
sich  der  Reichstag  sicher  zerschlagen,  die  Verbitterung  zwischen  den 
Standen  beider  Religionen  vergrössert,  ja  vielleicht  der  Ausbruch  eines 
grossem,  nur  zu  sehr  vorbereiteten  Feuers  in  Deutschland  hervorgerufen 
werden.  Dauern  die  Kriegsrüstungen  im  Reiche  so  fort,  so  müssen  sich 
der  Churfürst  und  andere  benachbarte  Fürsten  und  Städte  auch  in  Be- 
reitschaft setzen,  was  dem  Reichstag  ebenfalls  wenig  nützen  werde. 
(M.  379/1  f.  329.)  Mainz  erwiedert  am  14.  Dec.:  er  habe  dem  Kaiser 
über  die  fragliche  Sache  geschrieben  und  erwarte,  dass  dieser  auf  Mittel 
zur  Verhütung  der  vom  Churfürsten  angedeuteten  Ungelegenheiten  be- 
dacht sein  werde,  (a.  a.  0.  f.  537.) 

^ Vgl.  über  Badens  Streit  mit  den  Erben  des  Mgr.  Eduard  Fortunat 
und  den  dabei  gegebenen  Revers  Häberlin  XXII  S.  318  fg. 
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Vertrag  über  die  beiderseitigen  Irrungen  noch  nicht  ingrossirt  ist, 
so  übergab  Buwinkhauscn  das  Concept  eines  solchen,  das  in  Heidel- 
berg gefertigt,  dann  nach  Würtemberg  gesandt  und  dort  in  einigen 
Worten,  die  das  Wesentliche  betrafen,  geändert  war.  Die  Cbur- 
pfälzer  wollen  dies  Actenstüek  dem  Herzog  demnächst  wieder  „a»l 
approbandum  zusenden.“  — Datum  Stutgarten  a.  1607  Sambstags 
28.  November. 

Wien  1255  f.  835.  Orig. 

517.  Albert  Graf  von  Solms  an  Fürst  Christian  von 

Anhalt. 

Der  Landgraf  von  Leuchtenberg,  der  am  9.  weiter  nach  Stutt- 
gart reiste,  „a  apporte  la  declaration  de  s.  Mte.  imp.  sur  la  dis- 
position1  de  s.  a.  en  tout  semblable  ä la  minute  que  sad.  a.  on- 
voya  n’agueres  par  mond.  s&r-  le  lautgraf  vors  Prague,  de  sorte 
qu’il  ne  s’y  trouva  point  ung  mot  de  change;  ctafaits.  e.  bonne 
esperance,  que  la  confirmation  totale  en  pourra  encorcs  ung  jour 
suivre.“  Der  Landgraf  drang  in  den  Churfürsten,  er  möge  da 
übrigen  Stände  für  eine  den  Kaiser  befriedigende  Contributio:. 
stimmen : das  werde  seine  Testamentssache  sehr  fördern.  IW 
Churfürst  erwiederte,  dass  die  Proceduren  gegen  den  Förstes 
Christian  und  seine  Brüder,  sowie  die  gegen  Donau würth  und 
anderes  bei  etlichen  Ständen  wol  dasjenige,  was  der  Kaiser  wünsche 
und  die  Lage  der  Dinge  erfordere,  verhindern  dürften.  2 Würtein- 
berg  hat  seine  Reichstagsgesandten  zurückgerufen,  man  glaubt 
wegen  der  Donauwörther  Sachen.  Baiern  fährt  fort  zu  rüsten  zur 
Ausführung  der  ihm  übertragenen  Execution.  Neuburg  röstet 
ebenfalls.  Der  Churfürst  von  der  Pfalz  hütet  noch  das  Zimmer, 
fühlt  sich  aber  besser.  — De  Heidelberg  cc  2.  Decembre  1607. 

Bernburg  VI  I)  3 f 2t.  Orig, 

i Vgn.  n.  498  Anm.  t. 

Der  Donauwörther  Execution  wegen,  so  erklärte  der  Churfürst, 
dürften  die  Evangelischen  die  Hülfe  verweigern,  und  der  Reichstag  sich 
zerschlagen;  er  aber,  obgleich  nicht  abgeneigt,  für  den  Fall  des  Krieges, 
wie  des  Friedens  dem  Kaiser  eine  Steuer  zu  bewilligtin,  könne  sich  darn 
von  ihnen  nicht  absondern.  Also  möge  der  Kaiser  für  Einstellung  der 
Execution  und  Verweisung  der  Donauwörther  Sache  an  den  Reichstag 
sorgen,  (Resolution  des  Churfürsten.  I)ec.  5.  M.  547/3  f 2u2.  Buwink- 
hausen  an  Würtemberg  I>ec.  5.  St.  Reichstagsacten  1008  I ) Lgr.  Leuchten- 
berg  reiste  von  Heidelberg  nach  Stuttgart,  wo  er  bezüglich  des  Reichs- 
tags die  gleiche  Werbung  ablegte  und  den  gleichen  Bescheid  erhielt, 
wie  in  Heidelberg.  (Würtemberg  an  Churpfalz.  Dec.  15.  M.  379  1 f.  4310 

518.  Friedrich  IV.  an  Fürst  Christian  von  Au  halt. 

Ueber  die  Acht  gegen  Donauwörth,  Baierns  Beginn  der  Exe- 
cution und  Neuburgs  Schreiben  vom  30.  November.  Wie  Donau- 
wörth, so  werden  andere  evangelische  Stände  durch  Hofprocesse 
bedrängt,  z.  B.  Ncuburg  in  Sachen  Kaisersheims,  und  zugleich 
sind  sie  zum  Theil  unter  sielt  selbst  in  Zwist.  Deshalb  scheint 
es  fast,  als  stehe  grosse  Zerrüttung  im  Reiche  bevor,  ,. sintemal 
die  papisten  entliehen  darvor  halten,  sie  niemals  befere  gelegen- 
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heitcn  ...  die  evangelischen  underzutruckcn  all*  eben  jetzten  gehabt 
haben , und  derwegen  an  irem  mugliclien  vleil*  niclits  erwinden 
lallen.  Darzu  dan  gegenwertig.,  vorhabendc  exccution,  und  da 
Bairrns  1.  in  so  starcker  Werbung  stehen  sol,  nit  ein  schlechter 
anfang  sein,  und  unß'und  andern  benachbarten  Stenden  leichtlich 
allerhand  beschwerliche  ungclegcnheit  dardurch  zugezogen  werden 
könte.“1  Diese  Gefahr  möge  der  Fürst  andern  „drinnen  lands 
gesessenen“  evangelischen  Ständen  vorstellen , damit  endlich  ein- 
mal den  Plänen  der  Papisten  entgegeugehaudelt  werde.  Kommt 
Baiern  in  Donauwörth  zum  Ziel,  ohne  einen  Schein  von  Gegen- 
verfassung zu  sehen,  so  dürfte  er  bald  etwas  and«  res  unternehmen, 
wie  er  denn  „des  Hirschbergischen  landgerichts  ufrichtung/1  ferner 
die  „ablosuüg“  von  Cham  seit  einiger  Zeit  stark  betrieben  hat, 
auch  den  Schutz  von  Kaisersheim  gegen  Neuburg  übernommen 
haben  soll.  Es  wäre  deshalb  dem  Churfürsten  lieb,  dass  der  Fürst 
seine  Rückreise  zur  Oberpfalz  beförderte.  — Datum  Heidelberg 
den  1.  Decembris  a.  1G07. 

München  Staatsarchiv  379,1  f.  331.  Cpt. 

1 Vgl.  Lingelsheiin  an  Bongars.  1607  Dec.  22,  1608  Jan.  5.  (Bongarsi 
et  Langelsheim  epist.  S.  235,  237.) 

510.  Friedrich  IV.  an  Churbrandenburg. 

Die  Papisten  scheinen  die  Unterdrückung  der  Evangelischen 
gegenwärtig,  da  diese  so  gar  wenig  geeinigt  sind,  durchsetzen  zu 
wollen.  Um  so  dringender  ist  es  nöthig,  dass  die  Evangelischen 
vereint  auf  die  Abstellung  ihrer  täglich  wachsenden  Beschwerden 
dringen,  und  deshalb  wird  der  Churfürst  seinen  Reichstagsgesandten 
befehlen,  mit  denen  von  Churbrandenburg  und  andern  vertraulichen 
Verkehr  zu  unterhalten.  Acht  gegen  Donauwörth  und  bevorstehende 
Exccution  derselben  durch  Baiern.  Die  beschwerlichen  Hofproccsse 
nehmen  trotz  der  Vorstellungen  der  Stände  an  den  Kaiser  immer 
zu;  und  wenn  so  forthin  ein  evangelischer  Stand  nach  dem  andern 
mit  denselben  bedrängt  wird,  so  muss  es  mit  jedem  so  ausgehen, 
wie  mit  Donauwörth.  Churbrandenburg  möge  deshalb  seine  Reichs- 
tagsgesandten auch  dahin  instruiren,  dass  sie  mit  andern  evange- 
lischen Gesandten  berathen,  was  zur  Abstellung  der  beschwerlichen 
Hofproccsse  und  der  Bedrängnisse  Donauwörths  dienlich  sei.  — 
Datum  Heidelberg  den  2.  Decembris  1607. 

München  Staatsarchiv  379  1 f.  340.  Cpt. 

520.  Philipp  L u dwig  Herzog  vonNeuburgan  Churp  falz. 

Der  Herzog  übersendet  zwei  Schreiben  des  Kaisers  an  ihn 
vom  19.  November  und  das  kaiserliche  Exccutorialmandat  von 
gleichem  Datum  (vgl.  Lossen  S.  36  Anm.  2)  nebst  seiner  (des 
Herzogs)  Antwort  vom  13.  Dec.  Da  also  die  Gefahr  wächst,  so 
möge  der  Churfürst  dem  Herzog  „die  hievor  vertröstete  capita 
einer  ufthern  Zusammensetzung  in  vertrauen  coznmuuiciren  und 
dieselbe  d<  ro  teils  mit  förderlicher  anstellung  einer  Zusammen- 
kunft.. befördern;  do  dan  auch  wir  uf  erschung  beineiter  capitum 
an  uns,  was  zu  erhaltung  friet,  ruhe  und  einigkeit,  wie  auch  der 
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Teutschen  frcihcit  (gereicht),  nichts  wollen  erwinden  laßen.1  — 
— Datum  Neuburg  an  der  Tonau  den  3.  Decembris  anno  1607. 

München  Staatsarchiv  379/1  f.  366,  376,  Orig. 

1 Ein  Gutachten  des  Neuburger  Raths  über  die  Relation  von  Fuchs 
(n.  497)  erklärt : Zeschlin  möge  ein  Bedenken  geben , „ob  und  wie  weit 
man  sich  salva  conscientia  mit  dem  churfursten  pfaltzgraven  werde  ein- 
iahen künden.“  Obgleich  es  „etwas  hart  und  unverantwortlich  scheinet.“ 
dass  Würtemberg  sich  zur  Vertheidigung  der  Religion  des  Churfürsten 
bereit  erklärt  hat,  so  befindet  man  doch,  dass  für  den  Fall,  dass  der 
Churfürst  wider  Recht  und  Billigkeit  in  Religion-  oder  Profansachen 
tliätlich  angegriffen  werde,  man  sich  verpflichten  darf,  ihm  zu  helfen, 
und  zwar  „ad  conservationem  Status  publici,“  weil  solche  Angriffe  im 
Reiche  nicht  Vorkommen  dürfen.  Man  ist  ja  durch  die  Erbeinung  ohne- 
hin zum  Beistand  für  alle  Nothfälle  sich  gegenseitig  verpflichtet.  Nur 
hat  man  sich  fleissig  vorzusehen,  dass  man  dem  Churfürsten  „nit  gar 
das  absolutum  directorium  einraume.“  (Oct.  2.  M.  pf.  341/31  f.  21.) 

Dec.  521.  Friedrich  IV.  an  Neuhurg. 

17 

Hat  das  Schreiben  des  Herzogs  vom  30.  November  empfanden 
nebst  dem  PostScript  gleichen  Datums  „wegen  etlicher  articul  einer 
engem  verstendnus. 1 Wäre  der  Churfürst  früher  über  die  Donau* 
Wörther  Sache  unterrichtet  worden,  so  hätte  er  das  Seiuige  zur 
Verhütung  ihres  beschwerlichen  Ausganges  gethan.  Bericht  über 
die  in  dieser  Angelegenheit  gepflogenen  Verhandlungen  des  Chur- 
fürsten  mit  dem  kaiserlichen  (Leuchtenberg)  und  dem  würtember* 
gischen  (Buwinkhausen)  Gesandten.  Aus  dem  übereilten  Verfahren 
gegen  Donauwörth  sieht  man,  dass  die  evangelischen  Stände,  wenn 
sie  sich  nicht  endlich  besser  vereinigen,  noch  viel  schlimmere 
Dinge  zu  gewärtigen  haben.  Bezüglich  der  vom  Herzog  begehrten 
Hülfe  wiederholt  der  Churfürst  seine  am  14.  Decembcr  1602  und 
20.  October  1607  in  dem  Kaisersheimer,  am  16.  März  und 
18.  Juli  1606  in  dem  Hirschbergischen  Landgerichtsstreit  gethaneu 
Erklärungen.  Er  wird  darüber  an  seinen  Statthalter  in  der  Ober* 
pfalz  schreiben,  erwartet  auch  vom  Herzog  die  Gegenerklärung, 
dass,  wenn  „wir  entweder  unserer  christlichen  confession  . oder 
auch  anderer  Ursachen  wegen  angefochten  .werden  solten,“  der 
Herzog  ihn  nicht  verlassen  werde.  Die  vorstehende  Zusammen- 
kunft der  Käthe  benachbarter  evangelischer  Stände  wird  abgesehen 
von  der  Donauwörther  Sache  füglich  über  folgende  Puncte  noch 
zu  handeln  haben:  1.  wie  man  sich  der  kaiserlichen  Hofprocesse 
zu  erwehren  habe,  2.  wie  die  Justiz  am  Kammergericht  wieder  in 
ordentlichen  Gang  zu  bringen,  3.  über  Erhandlung  eines  bestän- 
digen Friedens  in  und  ausser  dem  Reiche,  besonders  iu  Ungarn, 
mit  Hülfe  aller  oder,  wenn  unfriedliche  Papisten  ein  anderes  Ziel 
verfolgen,  der  friedliebenden  evangelischen  Stände,  4.  was  am 
Reichstag  hinsichtlich  der  Gravamina  zu  begehreu,  5.  was  in  Betreff 
der  Contribution  zu  thun , 6.  wie  die  Zwiste  zwischen  etlichen 
evangelischen  Ständen  beizulcgen  und  zu  verhüten  seien,  7.  was 
zu  thun,  wenn  Baiern  während  des  Reichstages  kriegsbereit  bleibt. 
— Auch  wird  der  Convent  wol  Gelegenheit  zur  Erhandlung  einer 
Vereinigung  unter  den  benachbarten  evangelischen  Ständen  bieten. 
Desgleichen  werden  Particularsachen , wie  die  Kaisersheimische 
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und  Hirschbergischc , ihre  Erörterung  finden.  Der  Herzog  möge 
noch  andere  evangelische  Stände,  besonders  Reichsstädte  für  den 
Besuch  des  Tages  und  den  „engem  verein“  gewinnen.  Der  Chur- 
fürst übersendet  ihm  seinen  „erbieten  genieß“  etliche  Artikel, 2 
nach  denen  der  Verein  zu  verfassen  wäre,  damit  er  seine  Gesand- 
ten zu  der  Tagsatzung  desto  besser  instruiren  könne.  — Datum 
Heidelberg  den  7.  Decembris  1607. 

M Q neben  Staatsarchiv  pf.  341/31  f.  28.  Orig. 

1 Nicht  zu  verwechseln  mit  dem  Schreiben  vom  13  Dec.,  welches 
erst  vom  24.  präsentirt  ist. 

2 Dieselben  stimmen  mit  der  pfälzisch-würtembergischen  Unionsacte 
vom  11.  Juli  1607.  Nur  fehlt  die  Einleitung,  ferner  §5,  8;  im  §7  heisst 
es  statt  *8,  6 Monate'  stets  ‘n.  Monate’,  der  Satz  'das  Einzelne  — Räthe’ 
fehlt.  Vom  § 9 fehlt  der  Satz  ‘unter  den  in  der  Acte  — possession 
seint.*  Im  § 10  heisst  es  statt  T5  Jahre’  ‘n  Jahre.’ 

522.  Die  Ul  in  er  Versammlung1  (Gesandte  von  Würtemberg, 
Oettingen,  Geroldseck,  Justingen,  Eslingcn,  Nördlingen,  Sclnväbisch- 
Hall,  Heilbronn,  Memmingen,  Kempten,  Wimpfen,  Lindau,  Kauf- 
beuern, Ysny,  Aalen,  Ulm)  an  Churpfalz. 

Die  Execution  gegen  Donauwörth  ist,  weil  sie  der  Executions- 
ordnuug  zuwider,  und  es  dabei  vornehmlich  um  die  Religion  zu 
thun  ist,  eine  weit  aussehende,  alle  Kreise,  besonders  die  evange- 
lischen Stände  angehende  Sache.  Man  muss  also  der  zu  fürchten- 
den Folgen  wegen  sich  dieser  Acht  und  Execution  insgesammt 
widersetzen , und  zu  dem  Zweck  wäre  die  Sache  am  Reichstag 
insgemein  zu  berathen , und  dahin  zu  sehen  , dass  die  beschwer- 
lichen Hofprocesse,  besonders  die  in  Religionssachen  gegen  die 
Evangelischen  fernerhin  verhütet  werden.  Der  Churfürst  möge  also 
seinen  Reichstagsgesandten  befehlen,  dass  sie  diese  Sache  mit  den 
Unterzeichneten  und  andern  evangelischen  Ständen  berathen , das 
Verglichene  dem  Kaiser  oder  seinem  Commissar  übergeben  und 
fleissig  sollieitiren  helfen,  dass  Donauwörth  in  den  vorigen  Stand 
gesetzt,  und  die  Stände  unter  dem  Schutz  der  Reichsgesetze  ge- 
lassen werden.  — Datum  Ulm  den  11.  Decembris  anno  1607. 

München  Staatsarchiv  379  1 f.  494.  Orig. 

1 Vgl.  Lossen,  die  Reichsstadt  Donauwörth  S.  37  fg. 

523.  Christian  Fürst  von  Anhalt  an  Churpfalz. 

Der  Fürst  übersendet  ein  Schreiben  Churbrandenburgs  an  ihn  vom 
24.  December. 1 Der  Churfürst  dürfte  die  betreffende  Verhandlung 
unter  andern)  deshalb  zu  vermeiden  wünschen,  weil  er  wenig  Lust 
dazu  hat,  auch  vielleicht  mit  Chursachsen  andere  Pläne  gefasst 
hat  und  mit  Ileirathsgcdanken  umgeht.  Da  ausserdem  des  Chur- 
fürsten am  „besten  affectionirte  rete“  verschickt  sind,  so  hat  der 
Fürst  die  betreffende  Werbung  auf  unbestimmte  Zeit  vertagt. 
Sollte  Churbrandenburg  ihn  nicht  dringend  und  eilig  erfordern, 
so  wird  er  nach  Weihnachten  (a.  St.)  nach  Amberg  zurückreisen. 
— Datum  Dessau  den  17.  December  1607. 

München  Staatsarchiv  547/3  f.  317.  Eigenh. 

1 Nachdem  F.  Christian  die  Inßtruction  vom  9.  Oct.  erhalten,  zögerte 
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er  anfangs  mit  der  Reise  zum  Chf.  Brandenburg,  weil  der  Chf.  Sachsen 
bei  demselben  war,  und  es  ihm  schien,  dass  die  Brandenburger  IUtl.-c- 
„sich  zimlich  ser  durch  die  Saechsischen  Consilia  und  furgeben  einnemen 
und  abhalten  lassen.“  (an  Churpfalz.  Nov.  12.  A.  a.  0.  f.  282.)  Als  er  dann 
später  dem  Chf.  Brandenburg  seine  Absicht  anzeigte,  ihm  und  seinem 
Sohne  Johann  Sigismund  die  von  Churpfalz  ihm  aufgetragene  Werbung 
vorzubringen,  bat  ihn  dieser  am  24  Dec.,  er  möge  seine  Reise  noch  etwas 
aufschicben,  weil  er  (der  Churfürst)  mit  Geschäften  überladen  und  Johann 
Sigismund  abwesend  sei.  (f.  310.) 


Dec. 

28 


524.  Friedrich  Herzog  von  Wtirtemberg  an  Ch urpfalz. 

Der  Herzog  übersendet  Acten,  betreffend  den  Ulmcr  Kreistag. 
Die  Donauwörther  Sache,  als  alle  evangelischen  Stände  angehend, 
dürfte  am  besten  durch  deren  Reichstagsgesandte  verhandelt  wer 
den,  zumal  auch  der  Ulmer  Kreistag  dahin  geschlossen  hat.  Der 
Churfürst  wird  Sachsen,  Brandenburg,  Braunschweig,  Hessen  und 
andere  zu  dispouiren  wissen,  dass  ihre  Gesandten  mit  den  scinigen 
und  denen  des  Herzogs  in  dieser  und  andern  Sachen  gute  Corre- 
spondenz  halten.  Da  Baden  sich  mit  „onerheblichem  fürwenden 
über  bcschehene  crinncrung“  von  dem  Kreistag  abgesondert  bat,: 
so  könnte  der  Churfürst  ihn  durch  ein  Schreiben  freundlich  zurecht 
weisen.  — Datum  Kircheim  under  Teck  den  18.  Decembris  a.  1607. 


Md  neben  Staatsarchiv  379/1  f 557.  Orig, 
l Der  Markgraf  schreibt  am  15.  Dec.  an  Churpfalz : er  habe  den 
Tag  nicht  beschicken  können,  da  das  auf  den  16.  Dec  lautende  Aus- 
schreiben ihm  erst  am  13.  Dec.  zugekommen  sei.  (A.  a.  0.  f.  382.) 


525.  Gutachten,  betreffend  den  Vorschlag  von  Lansac.’ 

Es  handelt,  sich  um  das  verwegenste,  schwierigste  und  gross- 
artigste  Unternehmen,  nämlich:  „de  saecager  avec  unc  arraee  me- 
diocre  les  entrailles  d’un  royaume  uny  a son  chef  par  uno  dor 
et  inviolable  obeissance,  les  coeurs  des  subjects . . nullewent  par- 
tialisez  par  diversilö  de  religion  nyautrement;  secondement : sou- 
lager  les  provinces  unies  du  pesant  fardeau  qui  les  accable  petit 
a petit  et  fait  ployer  soubs  la  puissance  Espaignolle , et  ce  par 
unc  revulsion  de  leurs  forces ; en  apres:  forcer  et  contraindre  le 
roy  d’Espagne  a la  rccherche  d’un  me<liateur  si  necessaire,  que 
pour  seuiement  s’entremettre  d'accord  il  contraindroit  led.  roy  a 
luy  remettre  et  faire  restitution  de  ce  qu’il  detient  des  longtemps 
et  qu’il  a coupe  injustement.“  Hinsichtlich  des  ersten  Punctes 
werden  besprochen  die  Schwierigkeiten,  den  Feind  im  eigeuen 
Lande  zu  bekämpfen,  die  Ueberlegenhcit  der  spanischen  Kräfte, 
der  Mangel  an  Lebensmitteln  in  dem  unbebauten  Spanien,2  znm 
zweiten  Punct  wird  erwogen,  dass  der  König  von  Spanien  wegen 
des  Einfalls  in  sein  Land  die  Armee  aus  Flandern  nicht  herbei- 
rufen werde,  da  sie  doch  zu  spät  kommen  würde.  Käme  sie  aber 
wirklich,  so  würde  sie  mit  der  spanischen  Armee  vereint,  die 
Oberhand  gewinnen.  — Gegenüber  diesen  Schwierigkeiten  gibt  es 
zwei  Mittel,  die  dem  Plan  einen  Erfolg  verschaffen  können , näm- 
lich 1.  der  Einfall  muss  ganz  unversehens  geschehen,  2.  man  suche 
die  in  Spanien  wohnenden  Fremden  zu  empöreu.  Das  Erstere  ist 
bei  einem  so  grossen  Unternehmen  nicht  möglich.  Die  Fremden 
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aber  in  Spanien  sind  thcils  Verbrecher,  die  dort  ihr  Asyl  linden, 
und  durch  Hass  und  Furcht  vor  ihren  Landsleuten  zum  Kampf  für 
Spanien  gezwungen  werden,  thcils  reiche  Gewerbtreibeude  und 
Handwerker  (meist  Marannen),  ohne  Neigung  zum  Aufstand,  thcils 
Morisken,  die  aber  durch  Philipp  II.  zerstreut  und  völlig  cinge- 
schüchtert  sind.  Allen  mangelt  ein  gemeinsames  Haupt,  das  sie 
treibt  und  führt,  alle  sind  gefesselt  durch  die  Furcht,  die  Spanien 
regiert.  „Je  veux  toutesfois  qu’on  n’entreprene  ce  dessein  que 
pour  destourncr  les  forces  des  PaYs-bas,  pour  fourrager  et  hutiner 
une  partie  de  l’Hespagne,  comme  firent  les  Anglois  a Cadiz  et  cn 
la  Coruua  cn  Galice,  et  non  pour  une  general  le  conquestc.  Et 
qui  est-ce,  qui  ne  verra  fiuallemcnt  retourner  nostre  armee  en 
mesme  equipage  que  lesd.  Anglois,  si  nous  ne  sommes  secondcz 
d’armöes  puissantes  pour  faire  teste  a ceste  fourmilliere  de  monde 
que  nous  opposera  led.  roy,  et  commeut  levera  on  ces  armees,  si 
on  nVntreprend  la  guerre  a hon  escient,  d'ou  s’ensuivra  neccssairc- 
ment  la  rupture  de  la  paix?“3  — 0.  I). 

Berlin.  Unionsacta  ad  lorn.  IV  Cop. 

1 Pas  Gutachten  ist  ohne  Datum  und  Aufschrift.  Pass  cs  aber  die- 
selbe Sache  betrifft  wie  n.  450  ergibt  sich  aus  dem  Inhalt. 

- „laquelle  disette  et  infertilite  ne  provient  pas  tant  de  .Pandite  du 
territoire,  que  de  la  negligence  et  fetardise  des  habitans.*4 

3 Einige  Blätter  weiter  steht  ein  Diseurs,  welcher  ausführt,  dass 
Spanien  wol  erobert  werden  kann.  Er  spricht  von  einem  zu  diesem 
Zweck  entworfenen  Plan,  nach  dem  der  Anfall  von  Süden  aus  geschehen 
sollte.  Spanien,  so  wird  ausgeführt,  ist  ohne  Festungen  und  Kriegsbe- 
dürfnib-e,  die  Bewohner  des  Krieges  entwöhnt  und  feige;  die  Einwohner 
der  einzelnen  Königreiche  hassen  einander,  alle  sind  durch  das  tyran- 
nische Regiment  zum  Aufruhr  geneigt.  Spanien  hat  keinen  tauglichen 
General.  Lerma,  der  für  den  König  regiert  und  bei  dem  Angriff  auf 
Spanien  den  Oberbefehl  beanspruchen  wird,  würde  dadurch  den  Wider- 
stand der  Über  sein  absolutes  Regiment  erbitterten  Grandenpartei  ent- 
fesseln. Per  Verfasser  spricht  von  seinen  Reisen  durch  Spanien  und 
seinem  Aufenthalt  in  St.  Andrea. 

526.  Friedrich  IV.  an  Braun  schweig,  Hessen-Cassel  Jan 
und  Darmstadt,  P ommern,  Mecklenburg,  Holstein,  1 
Anhalt,  Däne m a r k , L ti  n e b u r g,  B a d e n. 

Die  von  den  meisten  evangelischen  Ständen  auf  den  Reichstagen 
von  1594  und  1598  dem  Kaiser  übergebenen  Beschwerden  sind 
trotz  der  kaiserlichen  Zusage,  sie  abzustellen,  und  obgleich  etliche 
derselben  bloss  vom  Ausschlag  des  Kaisers  abhingen,  nicht  abge- 
schafft, sondern  vermehrt,  so  dass,  wenn  nichts  dagegen  geschieht, 
der  Untergang  der  Evangelischen  daraus  erfolgen  wird.  Beiliegendes 
Verzeichniss  zeigt,  wie  evangelische  Stände  mit  ungewöhnlichen 
Processen  noch  immer  bedrängt  werden.  Vertrauliche  Zusammen- 
setzung unter  den  evangelischen  Ständen  ist  dringend  nöthig,  um 
die  Vermehrung  ihrer  Beschwerden,  ihre  endliche  Unterjochung 
unter  Rom  abzuwenden.  Deshalb  wird  der  Herzog  (Landgraf  etc.) 
seinen  Reichstagsgesandten  befehlen  , dass  sie  mit  den  churpfäl- 
zischen und  andern  evangelischen  Gesandten  auf  Abstellung  der 
gegenwärtigen  und  Verhütung  künftiger  „gravamiua“  arbeiten.  — 
Baiern  1 hat  die  Execution  gegen  Donauwörth  durchgeführt  und 
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soll  seine  Truppen  beisammen  halten  und  stärken.  Darum  ist  za 
besorgen,  dass  man  jetzt  die  lang  gehegten  Absichten  gegen  die 
evangelischen  Stände  durqhführen  wolle,  und  ist  es  dringend  nöthig, 
dass  die  evangelischen  Stände  zu  gegenseitigem  Beistand  zusammen- 
stehcn.  Der  Churfürst  schlägt  vor,  dass  die  evangelischen  Reicbs- 
tagsgesandten  vom  Kaiser  und  seinem  Commissar  die  Abdankung 
des  bairischen  Volks  verlangen,  mit  der  Erklärung,  sie  würden 
abziehen,  wenn  es  beisammen  bleibe,  dass  sie  dann,  wenn  ihr 
Begehren  erfüllt  ist,  über  die  Abstellung  der  Donauwörther  und 
der  andern  Beschwerden  berathen.  Zusammenstehen  der  Reichs- 
tagsgesandten in  den  gemeinen  Angelegenheiten  ist  nöthig,  weil 
die  Gefahren  der  Evangelischen  nur  wachsen,  die  päpstlichen 
Schriftsteller  die  Ungültigkeit  des  Rcligionsfriedens  nach  geendig- 
tem Tridentinum  verkündigen.  So  darf  z.  B.  ein  Jesuit  in  Mainz 
öffentlich  schreiben,  der  Religionsfriedeu  sei  gegen  Gottes  Wort 
und  werde  nur  gezwungen  getragen  bis  zur  Gelegenheit  seines 
Umsturzes.  — Datum  Heidelberg  den  22.  Decembris  anno  1607. 

Mönchen  Staatsarchiv  379/1  f.  578.  Cpt. 

1 Schreiben,  die  mit  dein  vorliegenden  von  diesem  Worte  ab  gleich- 
lautend sind,  richtet  Churpfalz  an  demselben  Tage  an  Churbrandenburg 
Würtemberg,  Culmbach,  Anspach  und  Neuburg.  Die  drei  erstem  werden 
darin  noch  besonders  ersucht,  die  Chursachsen  zur  Betheiligung  an  den 
gemeinsamen  Verhandlungen  über  die  Abstellung  der  evangelischen  Be- 
schwerden zu  vermögen.  (A.  a.  0.  f.  582.) 

Jan.  527.  Christian  II.  Churfürst  von  Sachsen  an  den  Kaiser. 

Donauwörth  soll  auf  geringen  Anlass  hin  geächtet  und  die 
Execution  der  Acht  durch  Baieru  übernommen  sein.  Nun  schreibt 
der  Churfürst  diese  Sachen  nicht  dem  Kaiser,  sondern  denjenigen 
zu,  „so  den  Jesuiterschen  practicken  alzu  ser  zugethan,  und  derer 
intent  dahin  allein  gerichtet,  wie  religion-  und  prophanfriet  zer- 
trennet, und  das  heil.  Röm.  reich  und  dessen  Verfassung  über  einen 
hauffeil  geworffen  werden  möchte.“  Allein  der  Kaiser  möge  bedenken, 
wie  diese  Sache  von  den  Ständen,  besonders  den  evangelischen, 
aufgenommen,  wie  schwer  ihm  der  Reichstag  dadurch  gemacht 
werden  dürfte.  Er  möge  sie  also,  um  grosses  Unheil  im  Reich  zu 
verhüten,  der  Art  ordnen,  dass  der  Religionsfriede  respectirt,  die 
Evangelischen  nicht  argwöhnisch  gemacht  werden,  dass  die  Reli- 
gionsparteien nicht  verbittert  und  getrennt,  noch  der  Reichstag 
schwerer  gemacht  oder  gar  zerschlagen  werde.  — Dresden  den 
22.  Decembris  anno  1607. 

München  Staatsarchiv  379.1  f.  576.  Extract. 

Jan.  528.  Hippolyt  von  Colli  an  Churpfalz,  (z.  Th.) 

n 

Am  31.  December  1607  Audienz  der  Gesandtschaft  protestan- 
tischer Fürsten  1 bei  den  Staaten.  Barneveit  hat  den  Gesandten 
bei  drei  verschiedenen  Besuchen  vorgestellt:  vor  allen  Dingen  sei 
ein  Btindniss  zwischen  den  Staaten,  Frankreich,  Eugland,  Däne- 
mark, Pfalz  und  andern  Correspondirenden  zu  folgenden  Zwecken 
nöthig:  1.  zur  Erhaltung  des  Friedens,  falls  derselbe  geschlossen 
werde,  2.  zu  Massregeln  für  den  Fall  einer  Verletzung  des  Frie- 
dens, 3.  zu  bestimmten  Leistungen  jedes  Verbündeten  für  eine 
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„guerre  vigoureuse,“  falls  der  Friede  nicht  zu  Stande  komme. 

Schon  haben  sich  Frankreich  und  England  auf  den  ersten  und 
dritten  Punct  „zimlich  erklert,  aber  noch  nicht  uf  den  mittelsten 
von  den  Dänen  sei  erwidert,  sie  wollen  darüber  Instructionen 
nachsuchen. 2 Die  Gesandten  antworteten  darauf : ihrer  Herrn 
Ansicht  sei  nicht  gewesen,  „das  man  alhie  von  einer  liga  den 
anfang  machen  solte,  unerwartet  was  die  friedenstractation  mit  sich 
bringen  wurde.“  Wenn  sie  (die  Gesandten)  aber  genau  unterrichtet 
werden,  „waruf  bemelter  liga  puncten  reciproce  gerichtet  weren,“ 
wie  weit  Frankreich  und  England  in  ihren  Erklärungen  gehen,  so 
wollen  sie  ihren  Herren  Bericht  abstatten.  Doch  zweifeln  sie,  ob 
dieselben  mit  den  Bundesverhandlungen  den  Anfang  machen  wollen, 
noch  schicke  es  sich,  dass  dieselben  Dänemark  vorgreifen.“  Olden- 
barnevelt  erwiderte:  für  den  erstgenannten  Zweck  des  Bundes 
würde  nach  den  Aeusserungeu  der  Gesandten  Frankreich  8000 
Mann  zu  Fuss  und  1000  zu  Pferd,  England  20  Kriegsschiffe, 

5000  Mann  zu  Fuss  und  500  Pferde  unter  gewissen  Bedingungen 
unterhalten.  Für  den  dritten  Zweck  hoffe  man  den  dritten  Theil 
der  auf  8,000,000  Reichsthaler  berechneten  Kosten  von  ihnen  zu 
erhalten.  Da  aber  noch  nichts  beschlossen  sei,  so  werde  es  noch 
nicht  nöthig  sein,  dass  die  Gesandten  den  Fürsten  darüber  Bericht 
abstatten.  — Im  Haag  den  28.  Decembris  1607. 

München  Staatsarchiv  487/24  f.  32.  Orig. 

1 Ueber  deren  Ankunft  vgl.  Jeannin  und  Russy  an  Heinrich  IV. 

1607  Dec.  21.  (Jeannin,  negotiations  (ed.  Michaud)  S.  244.) 

2 Vgl.  den  Entwurf  Oldenbarnevelts  vom  Nov.  1607.  (Deventer  III 
S.  161  Anm.)  Ueber  Barneveits  gute  Hoffnungen  auf  die  deutschen 
Fürsten  vgl.  Jeannin  und  Russy  an  Heinrich  IV.  1607  Dec.  25.  Jeannin 
an  Villeroy.  Dec.  25.  (Jeannin,  negotiations  S.  250,  254.)  Ueber  die 
entgegengesetzten  Ansichten  Heinrichs  und  seiner  Gesandten  vgl.  Aerssen 
an  Barneveit.  1607  Dec.  28.  (Deventer  III  8. 158 ) Villeroy  an  Jeannin. 

1608  Jan.  10.  Jeannin  und  Russy  an  Heinrich  IV.  Jan.  28.  (Jeannin, 
negotiations  S.  259,  264.) 

529.  Re  ge  nsburger  Reichstag.  1 Jan.  12 

bis 

I.  Instructionen,  Gutachten  und  Aeusserungen  in  Mai  8 
Betreff  des  bevorstehenden  Reichstags. 

a.  Der  kaiserliche  Hof.  1607  Sept.  30.  Gutachten  des 
Hofkriegsrathes.  (Gindely,  Kaiser  Rudolf  n.  und  seine  Zeit  I 
S.  93.)  Oct.  8.  Gutachten  der  Hofkammer.  (A.  a.  0.) 

b.  Churpfalz.  1608  Jan.  5.  Instruction  für  Graf  Ludwig 
von  Sain  (öberamtmann  von  Simmern),  Engelbert  von  Lautern 
(Oberamtmann  von  Lautern),  Christoph  von  Beulwitz  (Pfleger  zu 
Tirschenreuth),  Dr.  Christoph  Reiner  (Kanzler  zu  Amberg),  Dr. 

1 Da  ich  für  diesen  Reichstag,  wie  für  den  von  1603,  fast  gar  keine 
churpfälzischen  Actenstücke  gefunden  habe,  (abgesehen  von  den  die  Donau- 
wörther  Sache  betreffenden  Schriften)  so  benutze  ich  die  chursächsischen, 
neuburgischen  und  würtembergischen  Reichstagsacten  Eine  Darstellung 
der  Reichstagsverhandlungeu  findet  sich  bei  v.  Ranke,  Werke  VI 1 
S.  153  fg. 
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529.  Ludwig  Camerarius,  Karl  Paul  und  Dr.  Friedrich  Schlöer. 1 — 
Gleich  nach  ihrer  Ankunft  in  Regensburg  werden  die  Gesandten 
einen  Convent  von,  wo  möglich,  allen  evangelischen  Gesandten 
berufen  und  demselben  proponiren : man  möge  sich  bezüglich  der 
Berathungsgegenstände  des  Reichstags  über  eine  Meinung  vereinigen 
und  während  des  Reichstags  in  allem  vertrauliche  Correspoudcnz 
unterhalten.  Zunächst  sei  zu  berathen,  ob  die  eiuzelucu  Gegen- 
stände am  Reichstag  uach  der  im  kaiserlichen  Ausssch reiben 
bestimmten  Ordnung  vorzunehmen  seien.  Erklärt  mau  sich  dann 
für  Beibehaltung  dieser  Ordnung,  so  stimmen  die  Churpfälzer  dem 
zu.  Ohne  Zweifel  wird  nun  gleich  bei  dieser  ersten  Versammlung 
die  Donauwörther  Beschwerde  angeregt  werden.  Deshalb  sollen  die 
Gesandten  sich  vorher  mit  den  Käthen  von  Churbrandenburg, 
Würtemberg,  Anspach,  Culmbach,  Ilessen-Cassel  und  andern  Herren, 
zu  denen  der  Churfürst  vertraute  Beziehungen  hat,  über  dieselbe 
unterreden  und  sie  ersuchen,  dass  sic  noch  Andere  zu  einhelligen 
Ansichten  in  dieser  Sache  vermögen.  Auf  jene  Anregung  aber  in 
dem  Convent  werden  sie  erklären:  das  beschwerliche  Verfahren 
gegen  Donauwöith,  die  Vornahme  der  Execution  gerade  zur  Zeit, 
da  der  Reichstag  beginnen  sollte,  besonders  auch  der  Umstaud, 
dass  Baieru  auch  nach  der  Execution  seine  Truppen  Zusammen- 
halten und  sogar  vermehren  solle,  sei  dem  Churfürsten  bedenklich, 
und  man  möge  sich  darüber  äussern,  was  dieser  Sachlage  gegen- 
über zu  thun  sei.  Stimmen  darauf  alle,  oder  die  meisten  und 
ansehnlichsten  für  eine  Vorstellung  an  den  Kaiser  lind  seiuen 
Commissar,  dass  die  Evangelischen  eher  vom  Reichstag  abziehen, 
als  sich,  so  lange  die  bairischen  Truppen  nicht  entlassen  wären, 
an  irgend  welchen  Verhandlungen  desselben  betheiligen  würden, 
so  werden  die  Churpfälzer  dem  beistimmen.  Wird  darauf  den 
Evangelischen,  wie  fast  zu  'vermuthen  ist,  in  diesem  Verlangen 
naebgegeben,  so  ist  dann  ferner  die  Donauwörther  Sache  neben 
den  andern  „gravamina“  der  Evangelischen  vorzubringen  und  um 
Restitution  der  Stadt  zu  bitten. 

§.  1.  Die  Gesandten  werden  im  Plenum  und  bei  dem  Convent 
der  Evangelischen  zu  K denken  gehen,  oh  man  dem  Kaiser  nicht 
rathen  solle,  mit  den  Türken  einen  Frieden  oder  wenigstens  einen 
mehrjährigen  Waffenstillstand  zu  schliessen.  Gründe:  Erschöpfung 
der  Unterthanen,  Uebermacht  der  Türken,  Gefahr,  dass  die  Türken- 
hülfe dem  Reich  zur  Pflicht  werde,  treues  Halten  des  vou  den 


i Die  beiden  letztgenannten  sind  vornehmlich  für  den  Fürstenrath 
bestimmt. 
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Türken  mit  andern  Mächten  geschlossenen  Friedens  von  Seiten  der  Jan.  12 
erstem,  Gefahr,  wenn  der  Kaiser  während  des  Türkenkriegs  stürbe,  a*f  8 
und  die  Türken  in  diesem  Moment  einen  Vortheil  erlangten.  Un- 
zuverlässigkeit der  Ungarn,  Unergiebigkeit  fremden  Beistands. 

Rechnet  mail  darauf,  dass  die  Türken  zugleich  mit  den  Persern 
und  Andern  im  Kriege  sind,  so  kann  doch  leicht  zwischen  diesen 
Feinden  Friede  geschlossen  werden.  Befinden  indess  die  Evange- 
lischen, dass  man  dem  Kaiser  die  Hülfe  nicht  versagen  solle,  so 
erklären  sich  auch  die  Churpfälzer  zur  Bewilligung  einer  solchen 
bereit,  aber  mit  dem  Vorbehalt,  dass  man  die  Contributiou  zurück- 
halten werde,  wenn  nicht  im  Reich  Friede  und  Vertrauen  unter 
den  Ständen  erhalten  werde.  Als  fernere  Bedingung  der  Hülfe 
sollten  die  Beschwerden  bezüglich  der  Hofprocesse  und  Kloster- 
sachen aufgestellt  werden;  allein  dies  kann  nur  dann  mit  Erfolg 
geschehen,  wenn  darüber  alle,  oder  doch  die  vornehmsten  Evan- 
gelischen einig  sind.  Man  hat  auch  dahin  zu  sehen,  dass  die 
Stände  durch  die  Majorität  nicht  gebunden,  und  die  fiscalischen 
Processe  nicht  geschärft  werden.  Mit  einzelnen  Evangelischen 
mögen  die  Gesandten  sich  bereden,  ob  man  bei  den  Berathungen 
nicht  darauf  dringen  solle,  dass  der  Kaiser  die  Reichsstände,  be- 
sonders die  Churfürsten,  in  den  ungrischen  Angelegenheiten,  vor- 
nehmlich den  Friedensverhandlungen  zu  Rath  ziehe.  Lassen  sich 
ferner  die  vornehmsten  Evangelischen  dafür  gewinnen,  so  versuche 
man,  ob  nicht  die  Evangelischen  ihre  Hülfe  in  Volk  leisten  mögen, 
damit  man  sicher  sei,  dass  dieselbe  nicht  gegen  die  Evangelischen 
verwandt  werde,  und  damit  die  Ausschliessung  der  Evangelischen 
von  den  Befehlshaberstellen  aufhöre.  Die  Gesandten  werden  end- 
lich von  andern  Evangelischen  vernehmen,  wie  hoch  sie  die  Hülfe 
für  den  Anfang  anzusetzen  gedenkeu.  Sie  dürfen  sich,  ohne  neue 
Vollmacht  zu  erholen,  mit  ihnen  über  ein  anfängliches  Votum  bis 
auf  60  Monate  vergleichen,  so  aber,  dass,  wenn  dieselben'  eine 
geringere  Summe  angehen,  sie  ihnen  darin  beifallen.  Die  bewilligte 
Reichssteuer  wird  der  Churfürst  in  der  am  Rhein  gangbaren  Münze 
erlegen. 

§.  2.  Die  Gesandten  haben  die  Evangelischen  zu  bereden,  dass 
sic  auf  die  Wiedereinführung  der  ordentlichen  Kammergerichts- 
visitationen mit  Hintansetzung  des  unnöthigen  Streites  hinsichtlich 
-Magdeburgs  drängen.  Aus  der  Revision  der  vier  Kloster-  und  gleich- 
artig. r Sachen  und  dem  dabei  kaum  zu  bezweifelnden  Confirma- 
tionsurtheil  würde  der  Untergang  der  evangelischen  Religion  erfol- 
Kon.  Die  Gesandten  suchen  die  Evangelischen,  besouders  die 
Vhursacksen  vermittelst  der  Churbrandenburger  und  anderer  jenen 
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529.  nahe  Stehender,  dazu  zu  bewegen,  dass  sie  insgesaramt  die  Aus- 
setzung dieser  Sachen  von  der  Revision  auf  gütliche  Vergleichung 
aller  Reichsstände  begehren.  Da  aber  die  Papisten  diesem  Ver- 
langen gegenüber  von  ihrem  Standpunctc  nicht  werden  weichen 
wollen,  so  dürften  Vermittlungsvorschläge  Vorkommen,*  vornehmlich 
folgende:  dass  die  bis  gegenwärtig  reformirten  Stifte  und  Klöster 
den  evangelischen  Ständen  bleiben,  weitere  Reformationen  aber 
von  den  Evangelischen  nicht  vorgenommen  werden,  oder,  dass  die 
Sache  dem  Kaiser  zur  gütlichen  oder  rechtlichen  Entscheidung 
übergeben  werde.  Letzteres  Mittel  ist  unannehmbar,  ersteres  ge- 
fährlich, denn  die  Gegner  werden  in  dem  Vergleich  doch  nachher 
Lücken  zu  finden  wissen,  gemäss  deren  sie  thun  können,  was  ihr 
Vortheil  erfordert.  Die  Gesandten  werden  deshalb,  wenn  dieser 
Weg  vorgeschlagen  wird,  mit  den  Evangelischen  fleissig  sich  darüber 
besprechen  und  die  Katholischen  über  den  Sinn  des  Vorschlags 
befragen,  ob  derselbe  einem  katholischen  Reichsstande,  der  evan- 
gelisch werde,  oder  einem  Evangelischen,  dem  Land  und  Leute 
neu  zufallen,  zu  reformiren  gestatte ; wobei  den  Katholiken  za 
erklären  ist,  man  halte  es  für  „den  richtigsten  weg,  dal*  allen 
evangelischen  stenden,  die  anitzten  sein  und  künftig  zur  religion 
dretten  würdeu, . . zugelasseu  werde,  ire  land  und  in  dern  superioritet 
gelegene  Stift  und  clöster  zu  reformiren.“  Das  entsprechende  Ver- 
fahren  solle  den  katholischen  Ständen  ebenfalls  freistehen.  Ver- 
harren aber  die  Katholiken  wie  bei  dem  vorigen  Reichstag  fest 
auf  ihrem  Standpuncte,  so  haben  die  Churpfälzer  sich  mit  den 
Evangelischen  zu  vergleichen,  wie  man  ihnen  zu  verstehen  geben 
solle,  „das  man  hiengegen  auch  dies  orts  sich  bei  dem  herkommen 
hantzuhaben  gedeckte.“  — Dass  ferner  der  kaiserliche  Hofratk 
Processe,  die  vor’s  Kammergericht  gehören,  besonders  Processe  in 
Religionssachen,  an  sich  zieht,  hat  zur  Folge,  dass  so  viele  evan- 
gelische Stände  im  Besitz  ihrer  Lande  gefährdet,  ja  der  Religions- 
freiheit und  des  Reichsfriedens  beraubt  werden.  Belege  dafür 
liefern  Aachen  und  Donauwörth,  und  dürften  künftig  liefern  Neu- 
burg, Anhalt,  Dortmuud,  Kaufbeuern,  Hagenau,  Wimpfen,  Heilbronn 
und  Andere.  Da  nicht  alle  Evangelischen  hinsichtlich  der  Unrecht- 
mässigkeit der  Concurrenz  des  Hofraths  mit  dem  Kammergericht 
genügend  unterrichtet  sind,  mehrere  sogar  diese  Concurrenz  für 
rechtmässig  halten,  so  haben  die  Gesandten  dieselben  nach  Kräften 
hierüber  und  über  die  unheilvollen  Folgen  dieser  angemassten 
Jurisdiction  zu  unterrichten.  Sie  werden  vorstelleu,  dass  früher 
Fürsten  und  Stände  im  Hofrath  gesessen  hätten,  jetzt  aber  z.  Th. 
unbekannte,  meist  papistische  und  der  evangelischen  Religio: 
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feindlichst  gesinnte  Leute  darin  seien,  dass  kein  ordentlicher  Jan.  12 
Process  gehalten  und  Bestechung  geduldet  werde.  Auf  Abstellung  bis 
dieser  Beschwerden  haben  alle  oder  die  meisten  Evangelischen 
zu  dringen.  Mängel  des  Kammergerichts,  auf  deren  Abstellung 
der  Reichstag  bedacht  sein  soll,  sind  die  Geschäftsüberhäufung 
durch  Menge  der  Appellationen,  zu  grosse  Ferien,  und  die  Ernen- 
nung von  bloss  papistischen  Präsidenten.  (Vorschläge  zur  Abstellung 
der  Mängel.) 

§.  3.  Da  die  niederländischen  Sachen  seit  dem  Ausschreiben 
des  Reichstags  durch  die  Friedensverhandluugen  in  andern  Stand 
gerathen  sind,  man  also  nicht  weiss,  was  der  Kaiser  darin  propo- 
niren  wird,  so  wird  der  Churfürst  seine  Gesandten  hierüber  erst 
nach  Einsicht  der  Proposition  instruiren.  Beginnen  die  Verhand- 
lungen über  diesen  Pur.ct  vor  dem  Eintreffen  der  Resolution  des 
Churfürsten,  so  werden  die  Gesandten  mit  den  Evangelischen  sich 
vergleichen,  dass  den  Staaten  nichts  Beschwerliches  zugezogen 
werden  dürfe.  Begehrt  der  westfälische  Kreis  Erlegung  der  ihm 
von  etlichen  Ständen  bewilligten  sechs  Monate,  so  lassen  die  Ge- 
sandten sich  darauf  nicht  ein.  Sie  werden  es  auch  verhüten,  dass 
die  scharfen  Verordnungen  bezüglich  fremder  Werbungen  geschärft 
werden,  vielmehr  eine  Milderung  derselben  betreiben. 

§.  4.  Wird  — was  der  Churfürst  nach  der  Bestimmung  des 
letztem  Reichsabschieds  nicht  glaubt  — für  das  Münzwesen  ein 
besonderer  Rath  angeordnet,  so  wird  er  dazu  nachträglich  einen 
Münzverständigen  abordnen.  Im  übrigen  haben  die  Gesandten  in 
diesem,  wie  auch  dem  Moderations-  und  Sessionspuncte  den  frühem 
Instructionen  zu  folgen.  — Datum  HeMelberg . . . den  26.  Decem- 
bris  im  jar  1607.  (M.  547/3  f.  326.  Cop.) 

c.  Chursachsen.  Ueber  des  Churfürsten  Christian  II.  persön- 
liche und  briefliche  Verhandlungen  mit  dem  Kaiser  vgl.  Wolf  II 
S.  277  fg.  d.  Ueber  Hessen  vgl.  Rommel  VI  S.  151  fg.,  VII  S.  218. 
e.  Ueber  W ürtemberg  vgl.  Sattler  V S.  276,  79.  In  der  Würtember- 
ger  Reichstagsinstruction  (1607  Nov.  8.  St.  Reichstagssachen  1608  I.) 
heisst  es  unter  anderm:  wenn  die  Beschwerden  der  Evangelischen 
übergeben  werden  sollen,  so  mögen  die  Würtemberger  mit  den 
Churpfälzern  und  andern  Evangelischen  gute  Correspondenz  halten 
und  mit  den  erstem  in  allen  Sachen,  welche  der  Fürsten  Freiheit 
und  Hoheit,  die  kaiserlichen  Ilofprocesse,  die  Klostersacheu , die 
freiwillige  Contribution  und  evangelischen  Beschwerden  betreffen, 
immer  zuerst  conferiren.  Wenn  man  an  den  frühem  Reichstagen 
über  Abstellung  der  gravamina  berieth,  kam  man  nicht  zum 

Ziel,  weil  etliche  evangelische  Stände  in  Sachen,  die  den  Religions- 
Aclen  des  3Ujähr.  Kriegs  I.  40 
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529.  frieden  betreffen,  dem  Churfürsten  von  der  Pfalz  kein  Directorium 
einräumen  wollten,  „dagegen  aber  von  den  ekurfürstlichen  Säch- 
sischen raeten  schlechte  assistentz  . . zu  erlangen“  war.  Die  grava- 
mina  sind  daher  nur  vermehrt.  Nun  sollen  aber  am  Reichstag 
keine  theologischen  Disputationen  gehalten  werden,  sondern  dahin 
gesehen,  „daß  der  papisten  wider  alle  evangelische  one  under- 
schiet  gefarliches  vorhabendes  Jesuiterisches  practicieren  verhin- 
dert, der  religion  und  gemeine  lantfrieden  erhalten  werden  möchte.“ 
f.  Die  Neuburger  Reichtagsinstruction  bezüglich  der  gravamiua 
enthält  Folgendes:  Die  bei  frühem  Reichstagen  übergebenen  evan- 
gelischen Beschwerden  sind  nicht- abgestellt,  sondern  vermehrt  und 
„erst  in  neulicheit  mit  der  stat  Tonawört  so  weit  außgebrochen, 
das  die  evangelische  cliur-,  fürsten  und  stent  uf  ire  schantzeu 
achtung  zu  geben  große  . . ursacli  haben.“  Zur  Abstellung  dieser 
Beschwerden  sollen  am  gegenwärtigen  Reichstag  die  Neuburger 
neben  andern  Evangelischen  das  Ihrige  thun.  In  den  ihnen  beson- 
ders zugestellten  Schriften  haben  sie  zu  sehen,  welche  gravamina, 
in  welcher  Weise  und  unter  wessen  Directorium  vorzubringen  sind. 
Der  Herzog  ist  noch  der  Ansicht,  dass  mit  den  Calvinisten  „in 
religion-  und  glaubenssachen  mit  unverletztem  gewissen  . . für  einen 
man  nit  könde  gestanden  werden.“  Weil  aber  die  Papisten  sowol 
die  Calvinisten  als  die  Bekenner  der  reinen  Augsburger  Confession 
bedrängen , so  müssen  diese  beiden  „alß  stende . . eines  reichs“ 
diese  Beschwerden  „mit  unterscheidner  coniunction“  abzustellen 
suchen.  Also  ist  der  Herzog  damit  einverstanden,  „daß  unvergrif- 
lieh  unserer  christlichen  religion  Augspurgischer  confession  mit 
den  churf.  Pf(adzischen)  und  andern  evangelischen  steuden  in 
Sachen  die  gravamina  betreffent  gebebt  und  gelegt  werde,  doch 
mit  dieser  erinnerung,  daß  in  solcher  Konsultation  nit  von  der 
Augspurgiscken  confession  oder  glaubensarticuln,  sondern  allein 
davon  geret . . werde,  wie  die  ins  gemein  vorgehende  unordentliche 
process  und  thathandlung,  und  also  die  politica  gravamina  abge- 
stelt  . . werden.“  Weder  im  Text  noch  in  der  Unterschrift  der 
Beschwerdeschrift  sollen  daher  Verwandte  der  Augsburger  Con- 
fession’  sondern  'evangelische’  oder  'beschwerte  Stände’  genannt 
werden.  Besonders  eifrig  sollen  die  Neuburger  sich  bezeigen, 
wenn  die  Evangelischen  auf  Abstellung  der  unordentlichen  Hof- 
processe  dringen  und  wenn  sie  jede  Steuer  verweigern,  falls  nicht 
jene  Processe  abgestellt,  oder  mindestens  die  Versicherung  gegebeu 
wird,  dass  Niemand  ohne  ordentliches  Erkenntniss  nach  den  Reichs- 
gesetzen seines  Besitzes  entsetzt  werde.  Unter  die  Beschwerden 
sind  auch  die  des  Klosters  Kaiserskeim  wegen  dem  Herzog  zugo- 
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fügten  Bedrängnisse  aufzunehuien,  wenn  nämlich  die  Erleichterung  J»n;  12 

bis 

der  Beschwerden  zur  Bedingung  jeglicher  Bewilligung  gemacht  ^|ai  g 
wird.  Sonst  ist  in  der  Kaisersheimer  Sache  die  Interposition  der 
Churfürsten  nach  beiliegender  Supplication  nachzusuchen.  (1608 
Jan.  17.  M.  pf.  340/4  f.  37.)  g.  Ueber  die  bairische  Reichstags- 
instruction vgl.  Wolf  II  S.  279,  281.  Ein  Schreiben  des  Bischofs 
von  Regensburg  an  mehrere  katholische  Stände  (1607  Oct.  22) 
bei  Schmidt,  Geseh.  der  Deutschen  VIII  S.  183. 

II.  Hauptverhandlungen  des  Reichstags. 

1 608  Januar  12. i Kaiserliche  Proposition:  §1.  Er- 
zählung, wie  der  Kaiser  durch  seine  Verträge  mit  den  Türken  und 
Ungarn  den  ersten  „zimlich  weit  weichen,“  den  letztem  fast  alle 
ihre  zum  Verderben  der  Krone  Ungarn  und  zur  „verdilgung  der 
Teutschen“  gereichenden  Forderungen  zugestehen  musste.  Den 
Wiener  Verhandlungen  zuwider  hat  die  Faction  des  Bocskay  in 
Kaschau  eine  neue  Capitulation  entworfen,  die  der  Kaiser  nicht 
bewilligen  kann.  Besonders  unerträglich  sind  darin  diejenigen 
Forderungen , vermöge  deren  die  zum  guten  Theil  von  Beiträgen 
des  Reichs  und  der  östreichischen  Lande,  zum  Schutz  der  ganzen 
Christenheit  erbauten  Festungen  nur  von  Ungarn  besetzt  werden 
sollen,  vermöge  deren  ferner  „uf  dem  lant  und  in  den  staetten  die 
Teutsche  nation  von  den  aemtern , freiheiten  und  hantierungen, 
welche  sie  bißhero  in  der  crou  Hungarn  gehabt,  außzuschliessen“ 
ist.  Als  daher  der  Kaiser  erklärte,  er  wolle  diese  Sache  bei  dem 
vorstehenden  Pressburger  Reichstag  „uf  andere  terminos  reducieren,“ 
haben  zur  Behauptung  jener  Capitulation  „etliche  verkerte  köpf,“ 
unterstützt  von  einigen  tausend  Haiducken  und  vom  Pascha  von 
Ofen,  eine  furchtbare  Empörung  begonnen,  „dahin  gestelt,  das  sie 
der  Türgen  freunt  und  der  Teutschen  ewige  feint  leben  und 
sterben  wollten.“  Jeder,  dessen  sie  sich  bemächtigen,  muss  ihr 
Programm  beschwören.  Sie  lassen  sich  sogar  gelüsten,  statt  des 
Kaisers  „ein  ander  haupt  irer  lantsart  öffentlich  zu  proclainieren.“ 

Die  vielen  Adelichen  und  ganze  Gespanschaften,  die  den  Rebellen 
widerstehen,  sind,  zumal  da  diesen  die  Türken  beistehen,  zu 
schwach  gegen  sie.  Schon  nennen  sich  auch  die  Empörer  Knechte 
des  Sultans,  zwingen  die  Unterthanen  des  Kaisers,  die  sie  erwischen, 
dem  Sultan  zu  huldigen,  und  haben  „vor  außgang  dises  winters 
dem  bassa  zu  Ofen  Vilegg,  Zetschin,  Neugrad  und  andere  fürnmme 


1 Feber  den  Tag  der  Ankunft  (1607  Nov.  28)  des  kaiserlichen  Com- 
inissärs  (Krzh.  Ferdinand)  und  die  Namen  der  kaiserlichen  Assistenz- 
rutbe  vgl.  Häberlin  XXII  S.  484  Aum.  1. 
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529.  graentzhaeuser  zue  lifern,  sonderlich  aber  die  Teutschen,  weß  stants 
und  würden  sie  seien,  zu  verfolgen  und,  wa  sie  einen  antreffen, 
alßbalt  niederzuhauen  versprochen.“  Da  also  die  Türken  den 
,,zuegesagten  frieden“  vielfach  verletzt  haben , so  hat  der  Kaiser 
die  Gesandtschaft  nach  Constantinopel  noch  nicht  abgefertigt;  denn 
diese  soll  den  Türken  nur  dienen,  um  die  Perser  und  die  Rebellen 
von  ihren  Unternehmen  abzuschrecken,  und  um  dann  mit  gestärk- 
ten Kräften  den  Krieg  gegen  die  Christenheit  von  neuem  zu  be- 
ginnen. Um  aber  sich  nicht  den  Schein  zuzuziehen,  als  achte  er 
den  Frieden  nicht,  hat  der  Kaiser  im  Jahr  1607  den  Sultan  ersucht, 
er  möge  die  friedbrüchigen  Handlungen  abstellen  und  Gran,  Ca- 
nischa,  Erlau,  „welche  under  fridlichen  anstmnden  . . eingenommen 

seien,“  restituiren.  Man  antwortete  nicht.  Es  ist  klar,  dass,  wenn 

$ 

man  nicht  stark  zum  Kriege  rüstet,  man  nicht  nur  das  nicht  erlangt, 
was  dem  Kaiser  gebührt  und  zur  Sicherung  des  Reichs  nöthig  ist, 
sondern  dass,  die  Türken  und  ihr  Anhang  im  nächsten  Sommer 
oder  früher  das  noch  Uebrige  der  Krone  Ungarn  an  sich  rcissen 
und  dann  die  Deutschen,  auf  die  es  vor  allem  abgesehen  ist,  der 
Art  angreifen  werden,  dass  ohne  zeitige  Gegenanstalten  der  Angriff 
später  auch  „mit  eusserster  zusamensetzung“  schwerlich  abzuwehren 
sein  wird.  Der  erfolgreiche  Krieg  der  Perser  aber,  die  Empörung 
von  dreizehn  Königreichen  geben  zu  Gegenaustalten  eine  besonders 
günstige  Gelegenheit.  Nun  beabsichtigt  der  Kaiser  zweierlei:  dass 
desBocskay  Faction  „vollends  vorher  gestillet“  und  die  Regierung 
von  Ungarn  wieder  in  den  Stand  gesetzt  werde,  in  dem  er  (der 
Kaiser)  sie  von  seinen  Vorfahren  überkommen  hat,  sodann,  dass 
„des  Türken  halb  die  Christenheit . . gesichert  werden  möge." 
Demgemäss  mögen  die  Reichsstände  einen  solchen  Beschluss  fassen, 
dass  der  Kaiser  gegen  die  Türken  und  ihre  Anhänger  den  Som- 
mer und  Winter  hindurch  ein  Heer  im  Felde  halten  könne,  bis 
man,  „was  von  der  cron  Hungarn  hinweggerissen  worden,  wider 
erobert“  und  für  künftig  das  Reich  in  „ein  beständige  Sicherheit 
gesetzt  habe.“  Geht  das  nicht,  so  möge  man  die  Unterhaltung 
eines  Heeres  von  20,000  Mann  zu  Fuss  und  4000  Mann  zu  Pferde 
auf  mehrere  Jahre,  Sommer  und  Winter  hindurch,  übernehmen, 
oder  doch  eine  dem  entsprechende  Steuer  bewilligen. 

§.  2.  Der  Punct,  betreffend  die  Verbesserung  der  Reicksjusti* 
ist  gegenwärtig  zu  erledigen  und  (besonders  auch  die  Frage  über 
Fortgang  der  Revisionen)  auf  keinen  neuen  Convent  zu  verschieben. 
Es  wird  der  Entwurf  einer  verbesserten  Kammergerichtsordnung 
vorgelegt  werden.  Dem  Beschlüsse  des  Fuldaer  ChurfürsteuUg? 
gemäss  ist  dem  Kammergericht  befohlen:  es  solle  die  Acten  der 
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vier  Klosterprocesse  cinsenden,  zugleich  auch  sechs  katholische  Jan.  12 
und  evangelische  Beisitzer  zum  Reichstag  senden,  die  bei  den 
Justizberathungen  jederzeit  Bericht  abgeben  können.  — § 3.  Die 
im  Reichsabsehied  von  1603  bestimmte  Gesandtschaft  nach  den 
Niederlanden  ist  nicht  abgegangen.  Denn  die  Legationskosten 
wurden  nicht  völlig  erlegt,  und  man  sali  voraus,  dass  nichts  zu 
erreichen  sei.  Nun  hörte  man,  dass  die  niederländischen  Provin- 
zen. als  „libera  res  publica“  anerkannt,  und  Friedensverhandlungen 
zwischen  den  kriegenden  Mächten  begonnen  seien.  Der  Kaiser 
erinnerte  darauf  Spanien , Erzherzog  Albert  und  die  Staaten,  dass 
die  Niederlande  Reichsichen  seien,  dass  über  dieselben  ohne  kaiser- 
lichen Consens  nichts  bestimmt  werden  dürfe,  was  ihre  Natur  als 
Reichslehen  verändere.  Die  Stände  mögen  nun  erwägen:  a.  wie 
man  sich  den  Friedensverhandlungen  gegenüber  zu  verhalten  habe, 
b.  wie,  falls  der  Krieg  fortdauert,  die  benachbarten  Reichslande 
gegen  Schäden  zu  sichern  seien.  — §§.  4 und  5 betreffen  Münz- 
wesen nnd  Moderation.  (St.  Reichstagsacta  1608.  I.  Unzureichende 
Auszüge:  Lundorpius,  contiuuatio  Sleidani  (Frankf.  1614)  III 
S.  826.  Browerus,  annales  Trevirenses.)1 

Januar  22.  Kaiserliche  N eb e np ropositi oh.  (Lon- 
dorp  1 S.  42.) 

Januar  25.  ßerathung  der  protestantischen  Rcichtags- 
gesandten1  über  die  Proposition:  Die  Churpfälzer  propo- 

1 Bei  den  protestantischen  Zusammenkünften  während  dieses  Reichs- 
tages erscheinen  wieder  alle  protestantischen  Gesandten.  Christoph 
Reiner  schreibt  darüber  am  9.  Jan.  an  Churpfalz:  den  evangelischen 
Ständen,  mit  deren  Gesandten  er  bis  dahin  gesprochen  habe,  kommen 
so  rasche  Processe  gegen  Keichsstände,  wie  der  gegen  Donauwörth,  und 
zumal  beim  Beginne  eines  Reichstags,  sehr  verdächtig  vor.  Die  feste 
Vereinigung  der  evangelischen  Stände  scheine  ihnen  dringend  nöthig. 

Der  Churbrandenburger,  Dr.  Pruckmann,  habe  berichtet,  „das  er  gar 
gute  hofnnng  habe,  Chursachsen  werd  sich  auch  nicht  absondern,  dieweil 
sie  nunmer  wider  mit  inen  vertreuliche  correspondentz  zu  halten  und 
in  dergleichen  Sachen  zu  conferiren  (welches  seid  a.  91  biß  hieher  ver- 
hltben)  anfangen,  und  sich  sonderlich  auch  in  der  Tonawertischen  sach 
eifrig  erzeigen  und  alles  gueten  sich  erbieten.  Etliche  rathen,  die  evan- 
gelischen Stände  sollten  sich  in  keine  Steuerverhandlungen  einlas?en, 
wenn  nicht  die  Donauwörther  und  andere  Beschwerden  vorher  wirklich 
abgestellt  würden.  (M.  379/1  f.  593.)  Die  Stimmung  der  Protestanten  bei 
Eröffnung  des  Reichstags  erkennt  man  aus  einem  Schreiben  der  Chur- 
brandenburger Gesandten  an  ihren  Herrn  vom  24.  Dec.  1607 : Nach 
einem  Bericht  über  die  Execution  gegen  Donauwörth  fahren  sie  fort : 
in  Anbetracht  dieses  Ereignisses,  ferner  „weil  alhier  die  Jesuiten  in  iren 
predigten  ruffen  und  schreien,  die  zeit  die  ketzer  auszurotten  sei  nun 
kommen,  geld  und  waffen  weren  vorhanden,  wer  gut  catholisch  solte  sich 
nur  frei  gebrauchen  laßen,  dergleichen  reden  Hanniwald  in  einem  pan- 
quet  alhier  auch  gefuret,  der  stat  Ulm,  darumb  das  sie  das  achtsmaudat 
wieder  die  Tonauwerder,  so  der  herold  in  einem  unbekanten  habit  bei 
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529.  niren:  eine  „vertrauwliche  Zusammensetzung“  ist  dringend  nöthig, 
um  die  Bedrängnisse  der  Evangelischen  abzuwenden  oder  doch 


inen  angeschlagen,  abgenotnmeu,  gantz  beschwerlich  gedrauwet  wirt,  der 
Baier  das  kriegsvolck  noch  beisammen  heit  und  dardurch  allerhand  era- 
pörung  und  unruhe  im  reich  stiftet,  wie  dan  Pfaltz  Neuburg  seine 
graentzen  umb  und  umb  gegen  Baiern  beschantzen  und  besetzen  mnp. 
e.  f.  g.  hem  brudere  desgleichen  ire  vestung  Wilspurg , die  stat  Nürn- 
berg auch  in  starker  Werbung  stehet,  und  hiesige  Stadt  nicht  one  gefar 
ist,  de9  ertzherzogen  trabanten  und  andere  hofgesinde  hie  hinnen  aller- 
hand mutwillen  üben,  auch  fast  bedrawlichc  reden  ungescheuwet  furen. 
und  sichs  mit  warheit  darfur  ansehen  lest,  sonderlich  wan  der  Status 
regni  Ilungarici  auch  darbei  erwogen  wirt,  samt  wolte  alles  über  einen 
h&uffen  gehen:  als  bitten  wir  nachmaln  unterthenigst  umb  gnedigste  reso- 
lution,  was  wir  diesfals  thun  und  vornemen  sollen,  dan  bei  solchem  zu- 
stand  je  nimmer  zu  raten,  dem  Kaiser  einigen  denarn  zu  willigen.-4  Gm 
wäre  es,  wenn  der  Churfürst  sich  über  die-c  Dinge  mit  dem  Chf.  Sach- 
sen benähme,  damit  „i.  chf.  g einsmals  erkennen  könten,  wie  gar  bfre 
es  doch  auf  der  bsepstlichen  seiten  mit  uns  allen  one  unterschied  gemeine! 
wurde,  und  sich  daher  baß  uf  diese  seiten  zu  lencken  bewogen  wurden - 
(B.  X nnn  ) Am  27  Jan,  1608  schreiben  die  chursächsischen  Gesandtes 
(Gr.  Philipp  Ernst  von  Mansfeld,  EsaiaR  v.  Brandenstein,  Wolf  zu  Lütti- 
chau, Johannes  Timäus)  an  ihren  Herrn:  „Wir  vormergken,  das  die 
evangelischen  staende  durch  volstrsegkte  Donauwerdige  achtsexecution 
und  andere  am  kaiserlichen  hof  wider  den  religionfrieden  erfolgte  be- 
schw'Crungen  ser  offendiret,  darzu  dan  ferner  dieses  kömbt.  das  i.  d der 
kaiserliche  commissarius  bei  den  Jesuiten  alliier  unlängst  zu  gaste  ge- 
wesen, und  von  den  assistentzraeten  niemants,  der  unserer  reügion  zuge- 
than,  sondern  meisten  teils  ser  eifferige  catholicos,  so  den  Jesuiten  ser 
anhangen  und  mit  irem  vorwißen  in  viel  woge  verfaren  sollen  , bei  sich 

haben Die  catholischen  gedengken,  sie  haben  itzt  das  spiel  in 

haenden,  weil  i.  d.  den  Jesuiten  so  gnedigst  gewogen  seint.  Darumh 
verhoffen  sie  alle  Sachen  itzt  mit  besonderm  ernst  und  eiflfer  vort-  nnd 
hinauszufüren.“  Nicht  weniger  beleidigt  sind  die  Evangelischen  über  das 
Bestreben  der  kaiserlichen  Assistenzräthe , ihnen  ein  Votum  nachdem 
andern  zu  entziehen,  wie  sich  dies  in  dem  Streite  mit  Baden  (vgl  Hi- 
berlin  XXII  S.  509  fg.)  zeigt,  auch  in  beiliegendem  Schreiben  des  Ler. 
Leuchtenberg  an  den  Kaiser,  darin  er  räth,  Weimar  und  Altenburg  nur 
ein  Votum  zu  gestatten.  „Daraus  hantgreiflich  abzunemen,  wie  s.  f g 
als  ein  assistenzrat  gegen  dem  hochloblichen  chur-  und  fürstlichen  ha»' 
Sachsen  und  andern  evangelischen  stunden  affcctioniret.  Wie  er  sich 
auch  uf  jungst  vom  kaiserlichen  hern  commissario  gehaltenen  pancket 
mit  Worten  und  geberden  gegen  die  evangelischen  stmndc , sonderlich 
aber  gegen  mir,  dem  graflfen  zu  Mansfelt,  der  ich  damals  c chf.  g.  Ses- 
sion und  stel  unwürdig  vertreten,  erwiesen,  sol  e.  chf.  g.  zu  meiner 
wiederanheimkunft  underthenigst  berichtet  werden.  Und  erscheinet  a»4 
allen  soviel,  das  die  anderen  kaiserlichen  assistenzrjete  gegen  die  st.vndf 
Augspurgischer  confession  nicht  viel  beßer  gesinnet . indem  sie  mit  den 
Jesuitern  viel  communiciren  und  solche  Sachen,  so  die  reügion  betreffet  , 
wol  on  i.  Mt.  wißen  ins  wergk  richten. . Mit  was  schlechter  antwort 
pfaltzgraf  Philips  Lutwigs  abgesanten  zu  Prag  in  Sachen  das  klosttr 
Kaißheim  und  Donawert  belangent  abgewiesen,  nachdem  sie  gantzer  nenn 
wochen  daselbst  ufgewartet,  darüber  wirt  ser  geklagt,  welches  vielcicbt 
der  löbliche  furst  nicht  verschuldet  hat.  Do  nun  diese  dinge  nicht  ge- 
endert,  durften  umb  solches  Jesuiteriocben  eiffers  willen . dardurch  d:e 
k.  w.  zu  Hispanien  umbs  Niederlant,  und  die  Kai.  Mt.  umb  Siebenbürgen 
und  meistenteils  Ungern  kommen,  der  evangelischen  staende  gemüter  von 
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„sovil  müglich  ufzuhalten.“  Der  kaiserlichen  Nebenproposition  J a n.  12 
gegenüber,  welche  gleichsam  eine  Verpflichtung  statuirt,  dass  an  g 
Reichstagen  mit  dem  Contributionspunct  begonnen  werde,  schlagen 
sie  vor,  dass,  weil  nach  Erledigung  jenes  Punctes  der  Justizpunct 
und  andere  Anliegen  der  Stände  vielfach  auf  Deputationstage  ver- 
schoben sind,  zunächst  der  Justizpunct  vorgenommen  werde. 
Chursachsen:  die  Gesandten  erklären  sich  (ohne  speciell  dar- 
über instuirt  zu  sein)  für  die  Vornahme  des  Justizpunctes  an 
erster  Stelle.  Denn  die  Ordnung  der  zu  berathenden  Puncte  ist 
von  den  Reichsständen,  besonders  den  Churfürsten  zu  bestimmen. 

Der  Contributionspunct  aber  ist  gegenwärtig  nach  dem  mit  dem 
Sultan  geschlossenen  Frieden  so  dringend  nicht.  Ebenso  die 
Churbrandenburger  (aut  ausdrücklichen  Befehl  ihres  Herrn), die 
Neuburger;  ferner  Altenburg,  Weimar,  Coburg,  Culm- 
bach,  Anspach,  Braunschweig,  Würtemberg  (besonders 
wegen  der  beschwerlichen  Hofprocesse,  die  zur  Vernichtung  des 
Religionsfriedens  führen  müssen),  Baden,  Hessen-Cassel  (weil 
der  Justizpunct  an  sich  der  wichtigste  ist),  Ilessen-Darmstadt 
(ohne  Specialbefehl),  Anhalt,  Henneberg,  Wetterauer 
Grafen,  Reichsstädte.  Die  Churpfälzer  erklären  darauf: 
es  genüge  nicht  „ein  sach  zu  bedencken,  sonder  (es  sei)  auch  be- 
ständig dabei  zu  verharren . . . Stehe  demnach  zu  bedencken, 
wan  die  evangelische  fürsten  und  staend  im  fürstenrat  von  den 
papisten  per  maiora  überstimbt,  waß  alßdan  dargegen  fttrzunemmen, 
durch  absönderung  von  den  consultationibus  oder  in  andere  weg.“ 

Hierauf  die  Chursachsen:  man  hat  bei  der  vorigen  Umfrage  vor- 


i.  Mt.  gar  abalieniret  und,  welches  got  gnediglich  vorhüte,  in  kurtzem 
ein  greulich  blutbat  in  Teutzschlant  angerichtet  werden.  Sonsten  wirt 
alhier  ausgegeben,  das  i.  d.  der  churfurst  zu  Cölu  und  beide  hertzogen 
in  Baiern  alhier  in  einem  closter  unvermergkt  oft  beisammen  sein  sollen. 
Wir  vor  unsere  person  können  gewißens  und  pflichten  halber,  damit 
e.  chf.  g.  wir  underthenigst  verwant,  gleichwol  nicht  raten,  das  man  sich 
bei  diesem  so  sorglichen  und  geferlichen  zustant  von  den  saembtlichen 
evangelischen  stunden  solte  absondern.  Es  wolte  sich  auch  gegen  der 
posteritet  nicht  wol  verantworten  laßen.  Und  bewegt  uns  hirzti  sonder- 
lich, das  wirs  zum  teil  mit  äugen  sehen  und  erfaren , wie  hart  etzliche 
evangelische  stsende  von  den  catholischen  bedraengt  und  beschweret  wer- 
den. So  ist  uns  nun  zum  öftern  ausfurlicher  bericht  geschehen,  was  an 
uuterschietlichen  orten  wieder  unsere  religionsverwanten  zu  genizlicher 
Unterdrückung  derselben,  und  dargegen  die  paebstischen  greuel  mit  macht 
und  gewalt  vortzusetzen , vorgenommen  worden,  darvon  man  an  denen 
orten,  so  den  pabstischen  etwas  weit  entlegen,  oftmals  das  wenigst  zu 
erfaren  pflegt.  Es  entpfindens  aber  diejenigen  mit  schmertzen,  so  unter 
oder  bei  den  catholischen  sitzen , wie  die  schaf  unter  den  wölfen.“ 
(D.  10209.  4.  Buch  Reichstagsacta ) Ueber  den  Eindruck,  deu  die  Donau- 
wörther  Sache  machte,  vgl.  auch  Wolf  II  S.  392. 
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529.  geschlagen:  die  Evangelischen  sollten  ihren  votis  die  Clauscl  an- 
hängen,  „dab  sie  bei  solchen  iren  votis  zu  beharren  gjentzlich  ge- 
dachten.“ Allein  ihnen  (den  Sachsen)  ist  dies  bedenklich;  es 
dürfte  beim  Kaiser  und  seinem  Commissar  Anstoss  erwecken;  man 
muss  auch  bedenken,  ob  Derartiges  früher  gebräuchlich  gewesen 
sei.  Ebenso  Altenburg,  Weimar,  Coburg,  Henneberg. 
— Churbra  n den  bürg:  die  Clausel  ist  den  votis  beizufügen. 
Ebenso  Anspach.  — Neuburg:  Nachdem,  wie  sicher  zu  erwar- 
ten ist,  die  papistische  Majorität  im  Fürstenrath  die  Vornahme  des 
Contributionspunctes  an  erster  Stelle  beschlossen  haben  wird,  und 
dieser  Beschluss  „vortringen  wolte,“  möge  alsbald  eine  Gesandt- 
schaft der  Evangelischen  dem  Kaiser  die  Gründe  ihres  Verlangens 
Vorbringen.  Der  Kaiser  wird  sich  wegen  seines  Interesses  bei  dem 
Contributionspuncte  rasch  darauf  entschliessen.  Dieser  und  der 
churbrandenburgisehen  Erklärung  schliesst  sich  Anhalt  an.  — 
Culmbach:  wenn  die  Majorität  im  Fürstenrath  den  Contrihutioti"- 
punct  zuerst  vorgenommen  wissen  will,  so  stellen  die  Evangelischen 
dem  kaiserlichen  Commissür  in  einer  ausführlichen  Schrift  die 
Gründe  ihres  Begehrens  vor  und  erklären,  dass,  wenn  demselben 
nicht  entsprochen  werde,  sie  keinen  weitern  Berathungen  beiwoh- 
nen dürfen,  sondern  ihreu  Herrn  berichten  müssen.  Bemerkt 
dann  der  Erzherzog,  dass  die  Evangelischen  von  ihrem  Verlangen 
nicht  weichen,  so  dürfte  er  demselben  um  so  eher  nachgehen. 
Aehnlich  die  Wetterauer  Grafen.  — Würtemberg:  alle 
Gründe,  warum  der  Justizpunct  zuerst  vorzunehmen  sei,  sind  im 
Fürstenrath  auszuführen.  Weigern  sich  dann  die  Directoren,  die- 
selben vollständig  in  die  Relation,  die  sie  einfach  nach  dem  Be- 
schluss der  Majorität  zu  machen  pflegen,  aufzuuehmen,  ^o  enthält 
man  sich  des  fernem  Rathganges.  — Rraunschweig,  Baden, 
beide  Hessen  wollen  sich  in  dieser  von  Churpfalz  gestellten 
Frage  der  Majorität,  die  Städte  einem  einhelligen  Beschlüsse  an- 
schliessen.  — Churpfalz  erklärt  sich  dafür,  dass,  wenn  im 
Fürstenrath  die  „motiven,  warumb  punetus  iustitise  zu  pra?feriren. 
nicht  wolten  in  achtung  genommen  werden, . . man  sich  von  der 
deliberation  in  puncto  contributionis  allerdings  absöndern  . . solte.“ 
Ebenso  Churbrandenburg  Culmbach,  Anspach,  W ü r t e n»- 
berg,  Baden,  Anhalt,  Wetterauer  Grafen,  Städte.  — 
Neuburg,  Coburg,  B r a u n sc  h wTe  i g (ohne  besondere  Instruc- 
tion), Hessen-Ca  ssel,  Hesse  n- Darmstadt  (ohne  besondere 
Instruction)  w-ollen  sich  der  Majorität  anschliessen.  — Die  Ge- 
sandten von  Chursachsen,  Altcnburg  und  Henneberg 
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nehmen  die  Vorschläge  von  Churpfalz,  Ncuburg  und  Würfe mberg 
ad  referendum.  * (Protoc.  St.  Reiehstagsacta  1608  I f.  372.)  < 

Januar  26.  Der  Churfürstenrath  verhandelt  über  den 
inodus  procedendi.  Die  geistlichen  Churfürsten  stimmen  in 
zwei  Umfragen  für  die  Vornahme  des  Contributionspunctes  an 
erster  Stelle,  die  weltlichen  für  die  Vornahme  des  Justiz- 
punctes.  * Am  28.  werden  diese  Voten  bei  zwei  Umfragen  wider- 
holt. Am  29.  vergleicht  man  sich  über  das  Concept  der  Relation. 
(Berichte  der  chursächsischen  Gesandten.  Jan.  27,  29.  I).  10209. 
4.  Buch  Reiehstagsacta.) 

Januar  26.  Der  Fürsten rath  verhandelt  über  den  modus 
procedendi.  Alle  Katholiken  verlangen  die  Behandlung  des 
Contributionspunctes  an  erster  Stelle  (meistens  mit  Annahme  des 
in  der  Nebenproposition  gemachten  Vorschlags  bezüglich  gleich- 
zeitiger Behandlung  des  Justizpunctes) , alle  Protestanten  die 
vorherige  Behandlung  des  Justizpunctes.  In  dem  Votum  von 
Baiern  heisst  es  unter  anderem:  „ob  sie  wol  über  disen  puncten 


1 Zwei  Tage  nach  diesen  Berathungen  schreibt  Camerarius  an  den 
Kanzler  von  der  Grün:  Die  Bewilligung  der  Türkenhülfe  hat  Ilanni- 
wald  durch  die  Nebenproposition  nur  gehindert,  denn  die  evangelischen 
Gesandten  wollen  sich  „in  den  beschribenen  notstal  nit  bringen  laßen. 
Wir  miißen  craft  habender  instruction  auch  in  diesen  und  dergleichen 
dingen  unß  mit  dem  Hierein  und  fümemern  teil  vergleichen,  damit  wir 
guten  willen  erhalten  und  Pifalz)  in  kein  suspicion  bringen,  das  man  a 
via  recta  et  more  veteri  abweichen  wolle.“  Alle  Stände,  besonders  die 
Städte  danken  Churpfalz  jetzt  für  seine  Sorgfalt,  selbst  die  Sachsen  be- 
kennen, dass,  was  Churpfalz  seit  Jahren  prophezeit  habe,  eingetroffen 
sei.  Camerarius  fürchtet  nur,  dass  etliche  wider  „privatim  contentirt 
und  abgefangen  werden,“  daran  man  stark  arbeitet  Man  bekennt  ins- 
gemein, dass  die  Gefahr  der  Hofprocesse  nur  durch  Verweigerung  der 
Steuer  abzuwenden  sei,  worauf  Würtemberg  und  einige  andere  stark 
dringen.  Die  Stadt  Regensburg  fürchtet  sehr,  „wan  die  contribution 
richtig,  das  sie  auch  in  gefar  kommen  möchte.  Pontificii  sind  ser  mutig 
und  geben  gewiß  mit  Unglück  schwanger.“  (M  547/5  f.  23.) 

Erst  am  24.  Jan  ging  in  dieser  Frage  an  die  chursächs.  Gesand- 
ten eine  Instruction  von  Dresden  ab  Weil  der  Justizpunct,  so  heisst 
es  daselbst,  ebenso  wichtig  oder  wichtiger  als  der  Contributionspunct 
sei.  und  weil  an  frühem  Reichstagen  nach  Bewilligung  der  Steuer  die 
übrigen  Punete  oberflächlich  behandelt  seien,  weil  endlich  hinsichtlich 
der  vom  Kaiser  verlangten  Steuer  gewiss  alle  Gesandten  erst  Instructionen 
nachsuchen  müssen,  so  möge  der  Justizpunct  zuerst  vorgenommen  wer- 
den. Bestehen  aber  die  Katholiken  im  Churfürstenrath  auf  der  vor- 
herigen Behandlung  des  Contributionspunctes,  in  der  Meinung,  die  Evan- 
gelischen beabsichtigten,  wenn  ihnen  in  den  Justiz-  besonders  den  Revi- 
sionsangelegenheiten nicht  überall  willfahrt  werde,  ..der  contribution  sich 
zu  weigern  und  darvon  zu  ziehen,“  und  werden  demgemäss  ,. paria  vota“ 
für  und  wider  abgegeben,  so  mögen  die  Gesandten  vorschlagen,  dass 
Justiz-  und  Contributionspunct  als  gleich  wichtig  „auch  beide  zugleich., 
tractiret..  referiret,  und  endlichen  darinne  geschloßen  würde.“  (D.  10209. 
4.  Buch  Reichstagshändel.) 


Jan.  12 
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529.  nicht  allerdings  instruiert,  so  zweifle  doch  inen  nicht,  i.  gg.  f.  u.  h. 
werde  sich  dahin  erklären,  dal*  punctus  contributionis  zum  ersten 
für  haut  genommen  werden  solle.“  Lautern:  man  habe  „in  Ro- 
mano imperio  gleichsamb  keiu  iustitiam  mer.“  Wenn  man  am 
Kammergericht  nach  langsamem  Verfahren  ein  Definitivurtheil 
erlangt  habe,  so  werde  Revision  beantragt  und  hierdurch  die  Er- 
langung dessen,  was  einem  gebühre,  „gleichsamb  unmöglich.“  Im 
Jahre  160-1  habe  der  Kaiser  einen  neuen  Tag  versprochen,  um 
dem  Justizwesen  zu  helfen:  der  sei  nun  gekommen.  Die  Erfahrung 
zeige,  dass,  wenn  die  Steuer  bewilligt  sei,  man  den  Justizpunct 
auf  Deputations-  und  andere  Tage  verschiebe.  Zwölfmal  sei  es 
seit  1526  geschehen,  dass  der  Contributionspunct  der  erste  in  der 
Proposition , der  Justizpunct  aber  der  erste  in  der  Berathung  ge 
wesen  sei.  Neuburg  bemerkt:  die  Türkenhülfe  dränge  um  so 
weniger,  da  die  Türken  erst  gegen  den  Herbst  ihre  Angriffe  zu 
machen  ptiegen.  — Das  Directorium  macht  hierauf  den  Schluss 
nach  der  Majorität.  Im  Namen  der  Protestanten  erklärt  dar- 
auf Lautern:  ihr  abweichendes  Votum  sei  in  die  Relation  zu  brin- 
gen. Die  Directoren  erwiedern:  nach  dem  Herkommen  sei  nur 
das  per  maiora  Beschlossne  zu  referiren,  und  das  werde  auch 
diesmal  geschehen.  (Protoc.  St.  Rcichstagsacta  1608.  I.  Vgl. 
Wolf  II  S.  282.) 

Januar  29.  Bedenken  der  Reichsstände  an  den  kaiser- 
lichen Commissar.  — Februar  2.  Antwort  des  Erzherzogs 
Ferdinand.1  (Londorp  I S.  42,  44.  Das  bei  Loudorp  der  Antwort 
Ferdinands  zugeschriebene  Datum:  12.  Februar,  ist  falsch.) 

Februar  2.  Berathung  der  protestantischen  Reichstags- 
gesandten über  die  Antwort  des  Erzherzogs.  Die  Churpfälzer 
proponiren:  1.  wie  die  in  der  Antwort  enthaltenen  Behauptungen 
zu  widerlegen  seien,  2.  ob  man  bei  dem  Beschluss,  dass  der  Justiz- 
punct vor  dem  Contributionspuncte  vorzunehmen  sei,  beharren 
wolle.  Bezüglich  dieses  zweiten  Punctes  erklären  die  Chur- 
sachsen: man  werde  den  Beschluss  nicht  durchsetzen  und,  wenn 
man  dabei  verharre,  sich  immer  grössern  Verdacht  zuziehen.  Also 
möge  man  den  Contributionspunct  vorgehen  lassen,  hei  der  Frage 
aber,  ob  etwas  zu  bewilligen  sei,  erklären,  dass  „zuvorderst“  die 
Gravamina  der  Stände  (also  auch  der  Justizpunct)  zu  erörtern 
seien,  und  dass  man  ohne  das  nichts  bewilligen  könne.  Aehnlicb 
votirt  Ch urbrandenburg:  man  möge  bei  dem  Beschlüsse  so 

> Ueber  des  Erzherzogs  Bemühungen  bei  einzelnen  Gesandten  und 
des  Kaisers  Ungeduld  vgl.  Ferdinand  an  seine  Mutter.  Febr.  4 (Harter. 
Ferdinand  II  b.  V S.  420 ) 
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lang  als  möglich  festhalten,  werde  aber  doch  nachgeben  müssen. 
Gegen  die  Ungarn  sei  nichts  zu  bewilligen;  und  ehe  man  gegen 
die  Türken  steure,  solle  man  Bericht  hinsichtlich  des  mit  ihnen 
geschlossenen  Friedens  begehren;  überhaupt  sei  nichts  zu  bewil- 
ligen, als  mit  dem  Vorbehalt,  dass  den  Beschwerden,  der  Justiz- 
punct  einbegriffen,  abgeholfen  werde.  Die  Neuburger  und 
Andre  erklären,  sie  werden  der  Majorität  folgen;  Würtcmberg, 
Hessen-Cassel,  Darmstadt  und  Anhalt  beharren  dagegen 
bei  dem  frübei  n Beschluss.  Bei  einer  zweiten  Umfrage  erklären 
die  Chursachsen:  durch  ihren  Vorschlag,  der  von  „etlichen 
etwas  odiosius  vernommen  werden  wollen,“  erreiche  man  dasselbe, 
wie  durch  jenen  undurchführbaren  Beschluss.  Denn  auf  die  vor- 
geschlague  Erklärung  „werde  sich  befinden,  was  für  beschwerden 
vorhanden.  . . Darzu  gehöre,  das  die  Jesuiter  mit  ihren  practiken 
allerdings  abgeschaft,  der  religionfrit  confirmirt  1 und  erhalten, 


1 Am  19.  Jan  schreiben  die  chursächsischen  Gesandten  an  ihreii 
Herrn  : sie  finden  bei  allen  evangelischen  Ständen  die  Ansicht,  dass  der 
Religionsfr:ede  zu  erneuern  und  gutes  Verstündniss  zwischen  den  Be- 
kennern  beider  Religionen  einzuführen  sei.  (D.  10209  4.  Buch.  Reichs- 
tagshändel ) Am  21.  Jan.  schreibt  Chursachsen  an  die  Gesandten:  „Wie 
heftig  die  unruigen  Jesuiten  und  derer  anhangk  sich  unterwinden,  den 
von  langen  jaren  hero  ans  erheblichen  und  vielen  wichtigen  bedenken 
von  der  Rom.  Kai  Mt.  und  allen  stenden  des  reiches  aufgerichteu, 
hochbeteurten  und  geschwornen  religionfrieden  per  glossas  inauditas  et 
insolitas  declarationes  zu  durchlöchern,  ja  gantz  und  gar  aufzuheben 
und  alsdan  unsere  wäre  christliche  religion,  darinnen  wir  erzogen  und 
geboren,  darbei  wir  auch  zu  leben  und  sterben  gedenken,  zu  grünt  auß- 
zutilgcn,  das  alles  bezeugen  nicht  allein  ire  vielfeltige,  giftige,  hitzige 
im  Römischen  reich  wider  den  religionfrieden  und  dero  klaren  buch- 
sfaben  außgesprengten  bucher,  darinnen  sie  angeregten  religionfrieden 
nur  für  ein  interim  oder  tolerantz  usque  ad  Tridentinum  conciliuin 
achten  und  halten,  ja  auch  vorgeben,  als  hefte  die  damals  gewesene 
Rom.  Kai.  Mt.  hochloblichster  gedechtnuß  nicht  macht  gehabt,  denselben 
absque  consensu  pontificis  zwischen  den  stenden  aufzurichten,  sondern 
auch  die  that  und  die  im  heil.  Römischen  reich  vormals  unerhörte,  itzo 
aber  durch  diese  gesellen  angerichte  heftige  persecutiones  mit  merern 
und  zum  uberfluß.  alles  zu  dem  ende  von  inen  vorgenoramen,  zwischen 
den  stenden  des  heil.  Römischen  reichs  großes  mißtrauen  zu  stiften,  die 
obrigkeiten  wider  ire  underthanen  und  econtra  zu  verhetzen,  unsere 
wäre  christliche  religion  zu  dempfen  und  underzudrucken  und  in  den 
stand  und  Widerwillen  es  zu  bringen,  darinnen  man  vor  anfrichtung  des 
religion-  und  prophanfriedens  gewesen.  Wir  wißen  zwar  die  Rom.  Kai. 
Mt.  und  die  friedliebenden  catholischen  stende  dieses  christlichen  und 
Deutzschen  gemuts,  das  sie  ob  solchen  geferlichcn  practiken  der  Jesuiten 
und  ires  anhangs  keinen  gefallen,  viel  weniger  inen  mit  aufhebung  und 
Zerrüttung  des  religionfriedens  beifal  gehen,  dahero  wir  uns  zu  inen 
nichts  böses  versehen,  inmaßen  sie  euch  von  uns  alles  gutes  sollen  zu 
erwarten  haben  Dieweil  aber  der  Jesuiten  und  ires  anhangs  art  und 
natur  nicht  allein  den  evangelischen,  sondern  auch  den  catholischen 
genugsam  bekam,  und  was  sie  in  Schweden,  Polen,  Franckreich,  Nider- 
land  und  neulich  in  Welschland  angerichtet,  mer  als  notoriuni,  so  ist 


an.  12 
bis 
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529.  und  man  dessen  allen  bestendig  assecurirt  werde.“  Dieses  Votum 
findet  die  Zustimmung  der  Uebrigen,  und  es  wird  von  Churpfalz 
folgender  Schluss  gemacht : es  solle  von  „keiner  contribution,  es 
seien  dan  die  gravamina  erörtert,  nichts  geschlosen  werden,  sich 
die  maiora  nicht  binden  lassen . mit  der  angehengten  crinnerung, 
auf  die  gravamina  zu  gedencken,  und  sich  mit  einander  derent- 
wegen zu  vergleichen.  (Delation  der  Neuburger  Gesandten.  Febr.3. 
M.  pf.  277/2  f.  253.) 

Februar  5.  Der  Churf ü rstenrath  nimmt  seine  Verhandlung 
über  den  modus  procedendi  wieder  auf.1  Da  die  Geistlichen 

auf  sie  desto  baß  achtung  zu  geben  und  iren  feindseligen  practiken  zeit- 
lich vorzubauen.  Derhalben  wir  uns  den  auch  dieser  ursach  halber  auf 
die  haubt  frage,  ob  neinlichen  zu  helfen,  nicht  ehe  erkleren  können,  es 
werde  dan  zuvor  innerliche  t'ried  und  ruhe  im  reiche  angerichret.  die 
' geferlichcn  und  weitaussehenden  practiken  abgeschaft,  der  religioofriet 
ernenret  und  was  wir  und  ein  jeder  evangelischer  stant  in  puncto  des 
religionsfriedens  uns  zu  den  Jesuitischen  catholischcn  zu  versehen,  genug- 
sam assecurirt  und  versichert.  Dan  wie  unsere  löbliche  in  got  ruhende 
vorfaren  über  irer  waren  christlichen  religion  festiglichen  und  stanthafi. 
sowol  über  den  hernarb  aufgerichten  religionfrieden  gehalten,  also  ge- 
dencken wir  mit  hülf  des  almeebtigen  solches  auch  zu  thun  und  uns 
keine  widerwertigkeit,  wie  groß  auch  dieselbe  sein  muge,  davon  abwen- 
den zu  lassen.“  (A.  a.  0.)  In  einem  Schreiben  vorn  4.  Febr.  erläutert 
der  Chf.  Sachsen  seinen  Refehl  folgendermassen : die  katholischen  Stände 
könne  er  nicht  der  Verletzung  des  Religionsfriedens  beschuldigen.  Denn 
gegen  vermeintliche  Beeinträchtigungen  ihrer  Religionsübung  haben  sic 
nichts  de  facto  unternommen,  sondern  bei  „der  hohen  obrigkeit  und 
der  Rom.  Kai  Mt.  . . . umb  process  und  kaiserliches  einsohen  ange- 
suchet.“  Ebenso  habe  sich  der  Kaiser,  wenn  man  ihm  wahrheitsgemäß 
berichtet  habe,  stets  untadelig  benommen.  Was  Beschwerliches  vorge- 
gangen sei,  rühre  her  „von  denen,  die  den  religionfrieden  nicht  geschwo- 
ren, den  Jesuitern.“  Deshalb  verlange  er  von  den  katholischen  Ständen 
keine  neue  Beschwörung  des  Religionsfriedens,  sondern  Bestätigung  des- 
selben im  Reichsabschied,  wie  im  Jahr  1566,  doch  mit  besonderer  Er- 
wähnung des  Passauer  Vertrags.  Ferner  sei  im  Reichsabschied  das 
Bücherschreiben  und  Predigen  gegen  den  Religionsfrieden  zu  untersagen. 
Wenn  aber  etliche  evangelische  Stände  noch  mehr,  nämlich  Abschaffung 
der  am  kaiserlichen  Hot"  erkannten  Processe,  besonders  der  in  Rcligions- 
sachen,  und  Verweisung  derselben  an’s  Kammergericht  verlangen,  so 
wolle  er  „zwar  den  modum  der  hofprocess  allerdings,  sonderlich  in 
causis  religionis,  nicht  billichen,“  wünsche  auch,  dass  der  Kaiser  ersucht 
werde,  die  Missbrauche  am  Hofrath  abzustellen,  und  neben  den  kath 
Hofräthen  auch  solche  von  der  „waren“  Augsburger  Confession  «um- 
stellen : aber  zu  einer  Einschränkung  der  vom  Kaiser  und  seinen  Vor- 
fahren besessenen  höchsten  Jurisdiction,  von  welcher  die  aller  Stände 
ausgebe,  könne  er  nicht  die  Hand  bieten  Wenn  die  in  dem  Schreiben 
vom  24.  Jan  gestellten  Bedingungen  erfüllt  werden,  so  mögen  die  Ge- 
sandten dem  Kaiser  10  Monate  zur  Bezahlung  des  Kriegsvolks  und  zur 
Befestigung  der  Gränzen,  ferner  20  Monate,  die  für  den  Fall,  dass  die 
Türken  den  Frieden  brechen  und  die  Ungarn  Feindseligkeiten  geger 
Kaiser  und  Reich  verüben,  zu  verwenden  seien,  bewilligen.  (A  a.  01 
1 Vgl.  für  diese  und  die  folgenden  Verhandlungen  die  Relatiou  bei 
Londorp  1 S.  45. 
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bei  ihren  votis  verharren,  so  geben  ihnen  dje  Weltlichen  nach,  Jan.  1*2 
' bis 

doch  mit  dem  in  die  Dnplik  und  dem  Reichsabschied  einzurücken-  ^a-  g 

den  Vorbehalt,  dass  daraus  kein  Präjudiz  abzuleiten  sei.  Chur- 
brandenburg behält  sich  besonders  vor,  dass  der  Contributions- 
punct  nicht  für  beschlossen  zu  halten  sei,  bevor  der  Justizpunct 
erledigt  sei.  — Hierauf  Berathung  über  die  Contribution.  Trier: 

Wien  ist  in  grosser  Gefahr;  Gran,  Erlau,  Kanicsa  dem  Feind  zu 
lassen,  wäre  schimpflich  für’s  Reich.  Aber  die  Fortsetzung  des 
Türkenkriegs  ist  bedenklich,  weil  die  Stände  erschöpft,  und  auf 
der  Türken  Krieg  mit  Persien  und  den  Rebellen  nicht  zu  bauen  ist, 
da  die  Türken  stark  genug  sind,  um  an  zwei  Stellen  Krieg  zu 
führen.  -Also  ist  die  Erhandlung  eines  ehrenvollen  Friedens  zu 
rathen.  Zu  dem  Zweck  aber  muss  der  Kaiser  zum  Krieg  gerüstet 
sein  und  ist  von  den  Ständen  zu  unterstützen.  Cöln:  dem  Kaiser 
ist  Hülfe  zu  leisten,  weil  den  Türken  nicht  zu  trauen,  die  Gefahr 
vor  ihnen  seit  1603  gewachsen  ist,  und  sie  die  rebellischen  Hai- 
ducken in  ihreu  Schutz  genommen  haben.  Pfalz:  die  Friedens- 
handlungen mit  den  Türken  und  Ungarn  sind  zum  völligen  Abschluss 
zu  bringen.  Sachsen:  der  vom  Kaiser  bestätigte  Friede  mit  den 
Ungarn  ist  zu  halten,  die  Unruhen  durch  friedliche  Mittel  (Fort- 
gang des  Landtags  zu  Pressburg,  Erledigung  der  dahin  verscho- 
benen Puncte,  Schutz  und  Handhabung  der  Freiheiten  und  Gerech- 
tigkeiten eines  jeden)  beizulegen. 1 Gegen  treulose  Einbrüche  der 
Türken  muss  man  gerüstet  sein.  Wenn  aber  Friede  mit  ihnen 
geschlossen  ist,  und  es  nur  noch  an  der  Abfertigung  eines  kaiser- 
lichen Gesandten  nach  Coustantinopel  mangelt,  so  kann  Sachsen 
nicht  zum  Bruche  desselben  helfen.  2 Ueberhaupt  kann  es  sich 


Der  Chf.  Sachsen  schreibt  am  20.  Dec.  1607  an  seine  Gesandten: 
bewillige  man  die  Hülfe  gegen  die  Ungarn,  so  dürften  diese  zur  Bundes- 
genossenschaft mit  den  Türken  gefühlt,  und  dann  der  Kriegsschauplatz 
in’s  Reich  verlegt  werden.  Geschehe  etwas  gegen  den  Wiener  Frieden, 
so  gerathen  die  östreichischen  Lande,  welche  denselben  garantirt  haben, 
in  grosse  Gefahr  Die  Empörung  der  Ungarn,  obgleich  an  sich  unrecht- 
mässig, sei  durch  gütliche  Mittel  beizulegen;  vor  allem  sei  dem  Press- 
burger Landtag  sein  Fortgang  zu  lassen,  die  auf  denselben  gewiesenen 
Puncte  zu  erledigen,  die  Rechte  eines  Jeden  zu  schützen.  (D.  10200  4.  Buch 
Reichstagshändel.)  Am  17.  Jan.  1608  berichten  die  chursächsischen  Ge- 
sandten über  eine  mit  den  Churbrandenburgern  gehaltene  Unterredung: 
wenn  man,  so  sagten  die  letztem,  den  Ungarn  den  mit  ihnen  geschlossenen 
Vertrag  halte,  so  werden  sie  sich  zur  Ruhe  begeben;  man  wolle  sie  aber 
zu  Sclaven  machen  und  suche  in  dieser  ganzen  Sache  nichts  als  Unter- 
drückung der  evangelischen  Religion.  (I).  a.  a.  0.) 

^ Dies  Votum  war  den  Gesandten  in  dem  angeführten  Schreiben  des 
Chf.  Sachsen  vom  20  Dec.  1607  vorgeschrieben.  Der  Churfürst  sagt:  er 
könne  zum  Bruche  des  Friedens  nicht  rathen,  „in  betrachtung  das  solches 
i.  Mt.  schimpflich,  dem  Römischen  reich  verkleinerlich,  auch  selten  ein 
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529.  nicht  eher  erklären,  ob  Hülfe  zu  leisten  sei,  bis  innerer  Friede 
im  Reich  hergestellt,  die  gefährlichen  Practiken  abgeschafft,  der 
Religionsfriede  erneuert,  und  die  evangelischen  Stände  versichert 
sind,  wessen  sie  sich  hinsichtlich  des  Religionsfriedens  zu  den 
„Jesuitischen  catholischen“  zu  versehen  haben.  Brandenburg: 
die  Ungarn  sind  nicht  zu  bekriegen,  sondern  es  ist  durch  Gestat- 
tung freier  Religionsübung  und  Befolgung  des  Wiener  Friedens 
der  Grund  ihres  Aufruhrs  zu  beseitigen.  In  Betreff’  der  Türken- 
hülfe, wie  Sachsen.  Mainz:  Der  Churfürst  ist  nicht  unterrichtet, 
ob  der  Kaiser  sich  zum  Frieden  (mit  Türken  und  Ungarn)  bereits 
verbunden  habe.  Kr  wird  sich  nicht  absondern,  wenn  der  Friede 
mit  Türken  und  Ungarn  rathsam  erachtet  wird,  uud  ebensowenig, 
wenn  man  auf  Fortsetzung  des  Kriegs  und  Hülfe  für  den  Kaiser  geht. 

Ueber  diese  beiden  Fragen  Berathung  am  7.  Februar.  Trier: 
Der  Churfürst  weiss  nicht,  dass  ein  Friede  mit  den  Türken  abge- 
schlossen sei,  er  räth  den  Krieg  gegen  die  Türken  fortzusetzen, 
bis  ein  Friede  mit  Restitution  der  vorgenannten  Festungen  erlangt 
sei.  Dazu  möge  das  Reich  dem  Kaiser  Hülfe  leisten.  Cöln 
Wenn  mit  den  Türken  und  Ungarn  der  Friede  abgeschlossen  ist. 
so  ist  er  zu  halten.  Wenn  nicht,  so  mögen  die  besser  Unterrichteten 
erklären,  ob  und  unter  welchen  Bedingungen  er  zu  schliessen  sei. 
Churpfalz:  der  Friede  mit  den  Ungarn  ist  durch  Erzherzog 
Matthias  mit  kaiserlicher  Vollmacht  geschlossen,  vom  Kaiser  be- 
stätigt. Die  Religionsänderungen  sind  gegen  den  ersten  Artikel 
des  Wiener  Friedens  und  Ursache  des  ungrischen  Aufruhrs.  Der 
Churfürst  kann  deshalb  nicht  gegen  die  Ungarn  helfen.  Er  räth, 
die  Friedenshandlungen  mit  den  Türken  zu  Ende  zu  führen.  Der 
Hülfe  wegen  kann  er  nichts  erklären,  bevor  die  Hindernisse  des 
Justizwesens  weggeräumt,  und  der  Religionsfriede  erneuert  ist. 
Sachsen  und  Brandenburg  wiederholen  ihre  Voten  und  erin- 
nern, dass  an  den  Friedensschlüssen  mit  Türken  und  Ungarn  nach  den 
„historicis  relationibus“  und  gedruckten  Friedensartikeln  nicht  zo 

guter  auf>gang  darauf  zu  erfolgen  pfleget  . . . Und  obwol  dieser  friet 
vom  Tureken  auf  lauter  betrug  und  nur  zu  dem  eude  angesehen,  damit 
der  könig  in  Persia  von  seinen  kriegen  abstunde,  und  die  dreizehen 
aufgestandene  konigreicli  in  seinen  gehorsam  sich  widerumb  begeben, 
so  hette  doch  dieses  alles  bei  aufrichtung  des  friedens  sollen  bedacht 
und  in  acht  genommen  werden;  nuniuer  aber  re  non  amplius  integralst 
es  zu  lange  geharret  “ — In  dem  angeführten  Bericht  vom  17.  Jan.  160t* 
bemerken  die  chursächsischen  Gesandten:  die  Empörungen  in  der  Türke: 
können  gestillt  werden.  Der  Chan  der  Tataren  bemühe  sich  um  eine» 
Frieden  zwischen  Türken  und  Persern.  Im  Reich  aber  seien  durch  den 
sechzehnjährigen  Krieg  die  Kriegsvorräthe  und  das  Geld  stark  zusammen* 
geschmolzen.  Der  Kern  der  streitbaren  Mannschaft  sei  dahin,  und  stau 
dessen  ströme  vielfach  der  Auswurf  der  Städte  auf  die  Musterpliiw 
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zweifeln  sei;  auch  habe  Erzherzog  Matthias  dem  Churftirsten  von  Jan.  12 

v • 

Brandenburg  darüber  berichtet.  Mainz:  die  Ungarn  sind  wo  y 

möglich  ohne  Gewalt  zürn  Gehorsam  zu  bringen,  wenn  sie  nämlich 
sich  nicht  mit  den  Türken  verbunden  haben.  Wenn  mit  den 
Türken  Friede  geschlossen  ist,  so  ist  dem  Kaiser  zu  helfen  zur  Repa- 
rirung  der  Grenzhäuser  und  Ablegung  der  Schulden.  Wenn  nicht, 
so  wäre  nach  einem  reputirliehen  Frieden  zu  trachten,  und  dem 
Kaiser  zu  helfen,  falls  ein  solcher  nicht  zu  erreichen  wäre.  Im 
übrigen  erklären  die  Geistlichen,  dass  sie  den  Religionsfrieden 
zu  halten  gedenken,  den  Jesuiten  nichts  gegen  denselben  vorzu- 
uehmen  gestatten  werden  und  das  Erscheinen  hitziger,  zu  Miss- 
deutungen Anlass  gebeuder  Bücher  auf  beiden  Seiten  beklagen. 

Am  8.  Februar  Fortsetzung  derselben  Berathung.  Trier 
widerholt  sein  votuin  in  Betreff  der  Türkenhülfe.  Wie  di  Rebellen 
in  Ungarn  zu  strafen,  ist  dem  Kaiser  anheimzustellen.  Cöln:  dem 
Kaiser  ist  gegen  die  Türken  zu  helfen,  wenn  die  Sachen  so  be- 
schaffen sind,  wie  die  kaiserliche  Proposition  sie  erzählt.  Unter 
derselben  Voraussetzung  ist  die  Hülfe  gegen  die  rebellischen 
Ungarn  zu  bewilligen,  doch  dass  der  Kaiser  sich  wo  möglich  fried- 

% 

lieh  mit  ihnen  vertrage.  Pfalz,  Sachsen,  Brandenburg  wider- 
holen ihre  Voten;  ebenso  die  Mainzer,  welche  darauf  den  Ent- 
wurf einer  Relatiou  vortragen.  Zu  der  Stelle  derselben,  welche 
besagt : 'ein  Tlieil  wolle  die  Hülfe  nicht  bewilligt  wissen,  bis 
iunerer  Friede  hergestellt  sei,5  schlägt  Churpfalz  den  Zusatz 
vor:  'denn  die  Evangelischen  seien  zu  ungleichen  Gedanken  be- 
wogen, weil  etliche  Schriftsteller  den  Religiousfrieden  für  eine  bloss 
interimistische  Toleranz  ausgeben.’  Chursachsen  verlangt,  dass 
wenigstens  das  Wesentliche  seiner  Erinnerungen  (vornehmlich  die 
verlangte  Erneuerung  des  Religionsfriedeus)  in  die  Relation  auf- 
genommen werde.  Beiden  stimmt  Churbrandenburg  bei.  Da- 
gegen sind  die  Geistlichen,  weil  die  kaiserliche  Proposition  nichts 
vom  Religionslrieden  proponirt:  „man  stritte  i.  Mt.  dardurch  die 
direction“  (Trier).  Jedenfalls  können  sie  es  nicht  zugeben,  ohne 
darüber  erst  au  ihre  Herren  zu  referiren. 

Fortsetzung  dieser  Berathung  am  9.  Februar.  Mau  wiederholt 
das  Frühere.  Die  Weltlichen  erklären:  wenn  ihr  Verlangen 
nicht  erfüllt  werde,  so  können  sic  (Sachsen  und  Brandenburg: 
ohne  Einholung  neuen  Bescheids)  der  Relation  nicht  beiwohnen. 

Ueber  den  weitern  Fortgang  der  Sache  berichten  die  chursäch- 
sischen Gesandten  Folgendes:  Die  Katholischen  haben  das  Begehren 
wegen  Erneuerung  des  Religionsfriedens  in  einen  ungleichen  „ver- 
staut gezogen.“  Um  nun  dem  Kaiser  die  Sachen  nicht  zu  erschweren 
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529.  und  die  Anlässe  zur  Zwietracht  unter  den  Ständen  möglichst  weg* 
zuräumen,  stellten  die  Sachsen  den  Mainzern  ,,a  parte“  vor,  wie 
es  ihrem  Herrn  mit  der  Erneuerung  des  Religionsfriedens  gemeint 
sei,  und  wie  hoch  uud  zu  welchem  Zwecke  er,  wenn  seiue  For- 
derungen erfüllt  seien,  dem  Kaiser  Hülfe  bewilligen  wolle.  „Darauf 
man  nun  im  werck  ist,  eine  notul,  wie  des  religionfriedens  beides 
in  der  relation,  sowol  inkünftig  im  reichsabschiede  zu  gedenken, 
auch  was  der  hofprocessen  halben  bei  i.  Mt.  unterthenigst  zu  er- 
innern sein  solle,  jedoch  weiter  nicht  als  auf  e.  chf.  g.  und  der 
andern  churfursten  erfolgende  gnedigste  ratification  und  genera- 
haltung,  sich  mit  einander  zu  vorgleicheu.“  (Relation  der  chur- 
sächsischen Gesandten.  Februar  13.  D.  10209.  4.  Buch  Reichs- 
tagshändel.) 

Ueber  den  Gang  und  Erfolg  dieser  Sonderverhandlungen 
berichten  die  chursächsischen  Räthc  am  17.  Februar:  sie  haben 
etliche  Tage  mit  den  Mainzern  über  Erneuerung  des  Religions- 
friedens  gehandelt.  Anfangs  schien  es,  dass,  wenngleich  die 
Mainzer  zu  gewinnen  wären,  die  Trierer  uud  Cölner  die  „nottti 
der  repetition“  nur  „ad  referendum“  nehmen  würden,  „daher  dar 
auch  wir  und  die  churfürstlich  Rrandenburgischen  uns  ercleret, 
wofern  die  begriffene  form  e.  chf.  g.  gnedigsten  befehl  ungemes. 
das  wirs  gleichials  undertbenigst  zuruckbringen  . . musten.“  Da 
nuu  die  Katholischen  den  dadurch  verursachten  Verzug  der  Haupt- 
sache bedacht,  auch  mit  den  kaiserlichen  Assistenzräthen  couferirirt. 
„insonderheit  aber  erwogen  haben  mögen,  das  wir  und  die  Brau- 
denburgischen  diesen  punct  absonderlich  und  one  Zuziehung  der 
churfürstlick  Pfadtzischen  tractirten,“  so  haben  Mainz,  Trier  und 
Cöln  am  14.  Februar  bewilliget,  „in  der  relation  der  Kai.  Mt.  oder 
dero  fürtreflicken  kern  commissario  allerunderthenigste  erinnerong 
insgemein  zu  thun,  das  nicht  allein  oft  genanter  Passauischer  vor- 
tragk  und  religionfrieden  in  künftigem  reichsabschiet  ufs'kurtzest 
wiederholt,  sondern  auch  das  bücherschrciben,  so  geraeltem  reli- 
gionfrieden ungemes  uud  zuwieder  und  dardurch  zu  unruhe  und 
weitterung  ursach  gegeben  werden  köute,  bei  denen  in  der  policei* 
Ordnung  im  jar  77  angedeutten  straffen,  außerhalb  was  de  sub- 
stantia  et  articulis  fidei  geschrieben,  eingestellet  und  verhütten 
werden  möchte.“ 

Am  15.  Februar  legen  die  Mainzer  dem  Churfürsteurath  die 
Relation,  iu  welche  obige  Stelle  eingerückt  ist,  vor.  Trier  und 
Cöln  erklären  sich  mit  derselben  einverstanden;  zumal  (sagt Trier' 
da  „auch  die  im  66j»rigen  abschiede  gesetzte  w ort,  ‘das  menuigli^ 
bei  dem  seinigeu  zu  hantkaben/  wiederholt“  seien.  Die  Pfälzer 
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verlangen,  dass  die  Ursache  der  verlangten  Wiederholung  des  Reli-  Jan«  12 

bis 

gionsfriedeus  angegeben  werde:  „nemblich  da$  etzliche  pmbstische  ^Iai  g 
und  Jesuitische  scribenten  von  demselben  zu  schreiben  sich  hetten 
geltisteu  lallen,  das  er  nur  ein  interim  oder  tolerantz  usque  ad 
Tridentinum  conciliuin.“  Ferner:  „weil  die  Vorsitzenden  erinnert, 
das  menniglich  bei  dem  seinigen  zu  schützen,  ließen  sie  inen  das- 
selbe gar  nicht  entgegen  sein,  wan  die  clausula:  ‘citra  praeiudicium 
cuiusque  partis*  hintzugesetzt  würde.“  Mau  solle  auch  die  von  ihnen 
und  den  Brandenburgern  bei  den  Berathuugen  gemachten  Erinne- 
rungen hinsichtlich  der  Iiofproeesse  nicht  übergehen.  Sachsen 
verlangt  den  Zusatz,  dass  mau  den  Kaiser,  ohne  die  Jurisdiction 
seines  Ho^giths  zu  bestreiten,  ersuche,  die  dabei  eingerissenen 
Missbräuche  abzustellen,  und  auch  Beisitzer  von  der  ‘wahren* 
Augsburger  Confession  in  denselben  zu  berufen.  Alsdann  werden 
sie  „sub  spe  rati“  dem  Entwürfe  zustimmen.  Die  Brandenburger: 

„seint  in  deine  mit  uns  (den  Sachsen)  einig  gewesen,  das  der  Kai. 

Mt.  dero  gehörige  jurisdiction  nicht  streittig  zu  machen.  Wolten 
demnach  unsere  erinnerung  wiederholt  haben  und  hielten  darbei 
vor  nötig,  i.  Mt.  underthenigst  zu  ersuchen,  die  hofprocess  den 
constitutiouibus  imperii,  sonderlich  aber  dem  religionfrieden  gemes 
dirigiren  zu  laßen,  auch  in  der  relation  nicht  zu  vergeßen,  das 
etliche  scribenten  den  religionfrieden  ein  interim  genennet  hetten.“ 

Mainz  erklärt  sich  bereit,  „was  der  hofprocess  halber  furb rächt, 
der  relation  kurtzlich  zu  inseriren.“  Weitere  Clausein  in  Betreff 
des  Religionsfriedens  scheinen  ihnen  unnöthig.  Die  Uebrigen  sind 
damit  einverstanden.  (D.  a.  a.  0.) 

Februar  5.  Der  Fürstenrath  beschliesst,  dass  der  Contri- 
butionspunct  zuerst  vorzunehmen  sei.  Verwahrung  der  Prote- 
stanten, wie  in  der  gleichzeitigen  Sitzung  des  Churfürstenraths. 

Februar  7.  ßerathung,  ob  zu  contribuiren  sei.  Salzburg: 
nachdem  man  in  einem  langjährigen  Kriege  den  Türken  niemals 
rechten  Abbruch  thun  konnte,  hat  man  nunmehr  neben  ihnen  noch 
die  Ungarn  und  Siebenbürger  zu  bekämpfen.  Dieser  Gefahr  gegen- 
über möge  der  Kaiser  die  Bedrängnisse  der  Türken  durch  die 
Perser  und  die  Rebellen  benutzen  und,  wenn  ein  annehmbarer  und 
beständiger  Friede  mit  den  Türken  zu  erhandeln  ist,  denselben 
nicht  ausschlagen,  auch  Ungarn  wieder  in  seinen  vorigen  Stand 
zu  setzen  suchen,  zumal  da  die  Stände  und  des  Kaisers  Lande 
durch  die  Türkenhülfen  so  erschöpft  sind,  dass  sie  einer  etwaigen 
andern  Ungelegenheit  im  Reich  nicht  entgegentreten  könnten. 

Wenn  aber  der  Kaiser  den  Krieg  fortsetzen  will,  so  ist  ihm  aus 
den  in  der  Proposition  ausgeführten  Gründen  Hülfe  zu  leisten. 

Acten  des  SOjähr.  Krieges  I.  41 
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629.  Sie  ist  auch  im  Falle  eines  Friedens  zu  gewähren  wegen  der  fort- 
dauernden Gefahr,  zum  Ersatz  der  grossen  Ausgaben  und  zur 
Wiederherstellung  der  Gränzhäuser.  Ebenso  oder  ähnlich  Baiern 
(die  Sachlage  ist  in  den  beiden  Propositionen  genügend  ausgeführt, 
die  Gefahr  ist  so  dringend,  dass  man  nicht  über  sie,  sondern  nnr 
davon,  wie  sie  abzuwenden,  reden  soll.  Der  Friede  ist  zu  wünschen 
und  der  Kaiser  zu  ersuchen,  auf  Mittel  zum  Frieden  bedacht  zu 
sein),  Burgund,  Deutschmeister,  Bamberg  und  die  folgenden 
Katholiken,  nur  dass  viele  das  Gesuch  um  Frieden  übergehen, 
einige  nur  die  Schwierigkeiten  desselben  hervorheben.  Geradezu 
gegen  den  Frieden  erklären  sich  Oe  st  reich  (vor  allem  muss 
man  die  Ungarn  „in  vorigen  stant  und  gehorsamb  widerujnb  bringen." 
Das  aber  ist  nur  durch  Krieg  möglich.  Nur  wenn  die  Türken 
sehen,  dass  man  zur  Fortsetzung  des  Krieges  entschlossen  ist, 
werden  sie  sich  auf  billige  Friedensbedingungen  cinlassen  und  das 
um  so  eher,  da  ihre  Macht  gegenwärtig  nicht  so  gross  ist)  and 
Regensburg  („mit  dem  Türgken  seie  kein  frit  zu  schliessen“).  — 
Lautern:  vor  allem  sind  die  innern  Uebelstände  im  Reich  gründ- 
lich abzustellen.  Der  Landfriede  ist  in  wenigen  Jahren  durch 
„etliche  empörungen  verletzt.“  Gegen  den  Religionsfriedeu  sind 
seit  einigen  Jahren  Bücher  erschienen  und  in  Regensburg  seihst 
von  Jesuiten  Predigten  gehalten,  nach  denen  derselbe  ein  durch 
das  Trideutinum  beendigtes  Interim  wäre.  Für  weitere  Türken- 
steuern sind  die  Unterthanen  des  Churfürsten  von  der  Pfalz  zu 
sehr  erschöpft,  auch  würden  dieselben  bei  einer  Fortsetzung  des 
Krieges  gegen  die  Türken  vielleicht  so  wenig  helfen,  wie  sie  seit 
14  Jahren  geholfen  haben.  Also  räth  Churpfalz,  dass  „mit  zutbnn 
etlicher  des  heiligen  reiclis  chur-  und  fürsten“  mit  den  Türken 
Friede  oder  langjähriger  Waffenstillstand  geschlossen  werde.  Vor 
100  Jahren,  da  die  Macht  der  Türken  nicht  so  gross  war,  hielt 
man  das  Reich  für  zu  schwach  zum  offnen  Kriege  gegen  dieselben 
Frankreich,  England.  Venedig  befinden  sich  sehr  wol  bei  dem  mit 
ihnen  geschlossenen  Frieden.  Der  Krieg  der  Perser  und  die  Em- 
pörungen erleichtern  den  Frieden.  Der  mit  den  Ungarn  1606 
geschlossne  Friede  ist  in  allen  Puncteu,  „wie  selbige  zu  Prag  i« 
öffentlichen  truck  kommen,“  zu  halten.  Es  soll  sich  darau  stossen, 
dass  man  ihnen  das  versprochne  „exercitiura  Augustante  confessioni» 
nicht  gewähren  will.  Um  so  bedenklicher  ist  es  für  Churpfalz, 
die  Verfolgungen  der  Ungarn  durch  Bewilligung  der  Coutribution 
zu  unterstützen.  Neuburg:  der  1006  geschlossne  Friede  mft  den 
Türken  ist  vom  Kaiser  zu  halten.  Wollen  aber  die  Türken  ihn 
nicht  anuehmen,  dann  ist  zu  bedenken,  wie  dem  Kaiser  zu  helfen 
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sei,  so  jedoch,  dass  vor  allem  der  „prophan-  und  religionsfrit  im  Jan.  12 
reich  erhalten,  allen  gravamimbus  publicis  et  privatis  abgeholfen  j^a-  g 
werde.“  Die  Unruhen  in  Ungarn  sind  aus  dem  Verbot  derUebung 
der  Augsburger  Confession  entstanden.  Der  Kaiser  möge  den 
Ungarn  also  erklären,  er  wolle  „sie  bei  dem  exercitio  religionis 
beständig  verpleiben  lassen“;  dann  werden  sie  zum  Gehorsam  zurück- 
kebren.  Verharren  sie  aber  alsdann  in  der  Empörung,  so  werden 
die  Stände  den  Kaiser  nicht  ohne  Hülfe  lassen,  doch  mit  den  Be- 
dingungen, wie  bei  der  Türkenhülfe  angegeben  ist.  Zur  Verhand- 
lung mit  den  Ungarn  möge,  der  Kaiser  Gesandte  der  Churfürsten 
und  Fürsten  abgehen  lassen.  Sachsen -Alten  bürg:  wenn  der 
1606  mit  den  Ungarn  geschlossne  Friedensvertrag  ausgeführt  wird, 
so  werden  sie  sich  zur  Ruhe  begeben.  Ebenso  ist  der  zwanzigjährige 
Waffenstillstand  mit  den  Türken  zu  halten.  Die  Gesandten  haben 
Befehl,  keine  Hülfe  gegen  die  Türken  zu  bewilligen.  Zunächst 
ist  zu  sehen  „uf  den  innerlichen  friden,  und  das  die  gefserliche 
practicen  abgeschaft  und  der  religionfriet  widerumb  erneuert 
werde  . . .,  sintemal  unerhörte  persecutiones  fürgehen,  item  der 
religionfrit  in  öffentlichen  gedruckten  Schriften  per  glossas  inauditas 
ufs  eussersl  verlöchert  (werde.“)  Wenn  dies  geschieht,  so  wird 
Altenburg  sich  so  erzeigen,  dass  mau  seine  „treuwhertzige  affection 
im  werck  zu  verspüren  habe.“  — Mit  diesen  'drei  Voten  stimmen 
die  der  übrigen  Evangelischen.  — Schluss  der  Di r e cto r e n: 
man  sei  darin  einig,  dass  der  Kaiser  zu  erinnern  sei,  er  möge  auf 
den  Abschluss  des  Friedens  bedacht  sein.  „Weil  aber  die  frie- 
denshandlung  zweifelig,  sei  per  maiora  dahin  geschlossen  worden, 
i.  Kai.  Mt.  uichl  hültioU  zue  lassen  . . .,  bei  welchem  per  maiora 
gemachten  beschlut*  es  billig  verpleiben  sol.“  Am  folgenden  Tag  • 
sei  „de  modo  contribuendi“  zu  berathen.  Die  „per  digressiones 
eingewente  puucten“  werden  bei  dem  Justizpunct  erörtert  werden.1 
(8t.  Reichstagsacta  1608.  1 f.  566.) 

Ueber  die  Verhandlungen  vom  8.  Februar  berichten  die  Neu- 
burger Gesandten:  Obgleich  gegenüber  dem  Schlüsse  der  Direc- 
toren  sich  die  Protestanten  gegen  die  Geltung  der  Majorität 
verwahrten,  so  verharrten  doch  die  Katholiken  bei  ihrem  Be- 
schluss und  setzten  auf  den  gegenwärtigen  Tag  eine  Sitzung  an, 
um  „de  qualitate  et  quantitate  der  hülf  zu  reden.“  Darauf  riethen 
die  churpfälzischen  und  chursächsischen  Gesandten,  von  den  Neu- 
burgern um  Rath  gefragt:  mau  solle  den  Directoreu  anzeigen,  dass 


i Vgl.  Wolf  II  S.  283  fg.  Erzh.  Ferdinand  an  seine  Mutter. 
(Hurter,  Ferdinand  II  B.  V S.  425.) 
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529.  man  dieser  Sitzung  nicht  beiwohnen  könne,  „es  were  dan  in  dem 
puncten,  an  sit  (contribuendum),  re-  und  correferirt,  und  i.  d. 
resolution  darauf  erfolgt.“  Churbrandenburg  dagegen  rieth,  man 
solle  in  der  Sitzung  erscheinen,  aber,  bevor  etwas  proponirt  sei. 
„der  evangelischen  Schluß  zu  referiren  begeren  und,  wan  das  nicht 
stat  finden  solte,  darwider  protestirn  und  sich  weiter  der  contri- 
bution  halb  nichts  vernemen  lassen.“  Mit  der  Absicht,  diesem 
letztem  Vorschlag  zu  folgen,  erschienen  die  Neuburger  am 
gegenwärtigen  Tag  auf  dem  Rathhaus,  fanden  aber  die  andern 
Evangelischen  entschlossen,  dem  pfälzisch-sächsischen  Rathe  zu 
folgen.  Da  sie  nun  nach  des  Herzogs  Befehl  vom  4.  Februar  die 
Zusammensetzung  der  Evangelischen  durch  Absonderung  nicht 
stören  sollen,  so  vereinigten  sie  sich  mit  deu  Uebrigen  zu  der 
erwähnten  Anzeige  an  die  Directoren.  Diese  beharrten  bei  dem 
vorigen  Beschluss,  erklärten  aber,  sie  wollten  der  Evangelischen 
Anzeige  den  Katholischen  referiren.  Darauf  gingen  die  Evange- 
lischen, und  kurze  Zeit  darauf  auch  die  Katholischen  aus  dem 
Rathhause. 1 (8.  Februar.  M.  pf.  277/2  f.  269.) 

Am  15.  Februar  neue  Sitzung  des  Fü rsten raths.  Die  Diree- 
toren  lesen  eine  Relation  vor,  in  welcher  die  Bedingungen  der 
Protestanten  erwähnt,  aber  nicht  im  einzelnen  aufgeführt  sind. 
Die  Protestanten  begehren  vergeblich,  dass  das  letztere  geschehe 
Es  folgt  nun  eine  Versammlung  des  Churftlrsten-  und  Fürsten* 
raths,  in  welcher  die  beiderseitigen  Relationen  verlesen  werden. 
Da  in  der  des  Churfürstenraths  die  Vota  der  Protestanten  „ziemlich 
berücksichtigt  sind,  erklärt  darauf  Lautern  im  Namen  aller  evan* 
gelischen  Fürsten  den  Anschluss  derselben  an  die  Vota  der 
weltlichen  Churfürsten.  (Bericht  der  Würtemberger  • Gesandten. 
Februar  16.  St.  Reichstagsacta  1608.  I f.  606.) 

Februar  21.  Der  Ftirstenrath  verhandelt  über  die  Relation 
des  Churfürstenraths  um  seine  Correlation  darauf  festzustellea 
Die  Katholiken  geben  einhellig  folgendes  Votum  ab:  es  bleibt 
bei  dem  Beschluss,  „quod  sit  contribuendum.“  Was  die  Vorbehalte 
der  weltlichen  Churfürsten  angeht,  so  „könden  sie  sich  hierüber 
usser  inaugel  befelchs  . . uichzit  erklären.  Allein  den  religion* 
friden  berüerent,  werde  iren  allerseits  gnedigsten  und  gnedigen 
hei  schäften  verhoffent  nicht  entgegen  sein,  selbigen,  doch  dergestalt 
widerumb  zu  confirmieren  und  ernewern,  das  alles  in  geistlichen 
Sachen  und  wesen  in  pristinum  statum  und  disen  stant,  wie  es 
anno  55  bei  ufrichtung  des  religionfridens  gewesen,  gerichtet  aud 


i Vgl.  Wolf  II  S.  287  fg. 
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gestellet  werden  solle.“ 1 Die  Evangelischen:  sie  schliessen  sich  Jan.  12 

V||  Q 

den  votis  der  weltlichen  Churftirsten  durchaus  an.  (Protoc.  St.  j^aj  g 
Reichstagsacta  II  f.  50.) 

Nach  dem  Majoritätsvotum  des  Fürstenraths  wird  nun  eine 
Correlation  verfasst,  und  über  diese  am  22.  Februar  im  Chur- 
fürstenrathe  verhandelt.  Triei;(mit  ihm  Cöln)  meint,  dass 
die  Antwort  an  den  Erzherzog  nunmehr  abgefasst  werden  könne. 

Pfalz  (mit  ihm  Sachsen  und  Brandenburg)  verlangt,  dass  die 
von  den  Fürsten  beantragte  Clausei  wegen  Restitution  dessen,  was 
die  Evangelischen  nach  1555  eingezogen,  aus  der  Relation  gelassen 
werde.  Die  vornehmste 2 Ursache  des  Verlangens,  den  Religions- 
frieden zu  widerholen,  sei  dessen  Bekämpfung  durch  Schriftsteller 
gewesen.  Die  von  den  Fürsten  beantragte  Clausel  sei  beleidigend 
und  höchst  gefährlich.  Brandenburg  bemerkt,  wenn  die  katho- 
lischen Churfürsten  3 und  Fürsten  diesen  Punct,  sowie  die  Geltung 
des  geistlichen  Vorbehalts  durchbringen  wollen,  „so  were  es  am 
allerbesten,  das  ein  jeder  wieder  nach  haus  verreisete  und  es 
berichtete,  darmit  man  sich  selbsten  bei  dem  religion-  und  proph&n- 
frieden  schützen  und  hanthaben  möchte.“  Mainz  (mit  ihm  Trier 
und  Cöln)  erwidert,  was  die  Majorität  des  Fürstenraths  beschlossen, 
könnten  die  Churfürsten  nicht  aus  der  Antwort  weglassen.  Darauf 
Churpfalz:  „des  ftirstenrats  clausel  were  dahin  gerichtet,  das 
alles,  so  sieder  a.  55  eingezogen,  solte  restituiret,  und  sich  der- 
gleichen künftig  zu  enthalten,  den  catholischen  stenden  Versiche- 
rung aufgerichtet  werden;  welche  wort  dan  gar  nachdencklich, 
und  sie  an  irem  ort  so  einfeltig  nicht  weren,  das  sie  nicht  wüsten, 
was  hierunter  gesucht  würde.“  Man  möge  also  den  Theil  des 
Fürstenraths,  der  sie  beantragt,  zur  Vergleichung  mit  dem  Beden- 
ken der  Churfürsten  vermögen.  „Und  lege  daran  nicht,  das  es 
also  im  ftirstenrat  per  maiora  geschlossen,  dan  diese  clausula 
ipsam  medullam  et  substantiam  des  religionfriedens  begriffe.  . . . 

Do  auch  i.  gg.  churfürst  und  her  darunter  begriffen,  wolten  sie  de 
iure  i.  chf.  g.  protestirt  haben.“  Ebenso  Sachsen  und  Bran- 
denburg. Ersteres  bemerkt,  dass  durch  die  Clausel  „der  reli- 


1 Diese  Clausel  war  von  Erzh.  Ferdinand  vorgeschlagen.  (Ferdinand 
an  seine  Mutter.  Febr.  16.  Ilurter  V S.  329.)  Nach  Wolf  (II  S 290fg.) 
wäre  sie  von  Baiern  vorgeschlagen  und  zwar  erst,  nachdem  der  Kaiser 
sich  für  die  Bestätigung  des  Religionsfriedens  ausgesprochen  hatte,  also 
nach  dem  16.  März.  (Vgl.  Interpositionsschrift  Ferdinands.  Londorp  I 
S.  48.) 

1 Sachsen  sagt:  die  alleinige. 

3 Mit  Beziehung  auf  die  in  der  Sitzung  vom  15.  von  Trier  hervor- 
gehobne Clausel. 
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529.  gionfrieden  auf  solche  feile  extendirt  werden  solle,  die  darinnen 
in  dem  verstaut,  wie  die  catholischen  im  fürstenrat  inen  eingebil- 
det,- nicht  decidiret  weren.  So  wüste  man  auch,  das  maiora  in 
religionssachen  nicht  gielten.“  Pfalz  und  Sachse n erklären,  wenn 
die  Clausel  nicht  wegfiele,  so  würden  sic  der  Relation  nicht  bei- 
wohnen, sondern  an  ihre  Herren  berichten. 1 (Relation  der  chur- 
sächsischen Gesandten.  Fehl*.  23.  D.  10209.  4.  Ruch  Reichs* 

tagshändel.) 

Februar  27.-  Plenarversammlung  des  Churfürsten-  und 
Fürstenraths.  Von  Seiten  der  Churfürsten  wird  auf  die 
Correlation  der  Fürsten  erklärt:  die  weltlichen  Churfürsten  beharren 
bei  ihren  vorigen  Erklärungen;  sic  wollen  die  im  Fürstenrath 
angeregte  Restitutionsclausei  ausgesetzt  wissen.  Die  geistliche!! 
Churfürsten  wollen  „an  den  hem  commissarium  simpliciter  refe- 
rieren, was  im  fürstenrat  per  maiora  discr  clausul  halben  geschlossen 
worden.“  Darauf  Abtritt  und  Berathung  der  Fürstengesandten. 
Die  Katholischen  bleiben  dabei,  „daD  bei  confirmierung  des  reli- 
gionfridens  clausula  illa  restitutoria  aller  seithero  a.  55  eiuge/u* 
gener  bistumb,  stift,  düster  und  dergleichen  gaistlichen  sacheu 
una  cum  cautioue  de  non  amplius  turbando  dem  künftigen  reichs- 
tagsabsehiet  per  expressum  einverlcibt  werden  solle.“  Die  Evan- 
gelischen  widersprechen  diesem  Verlangen  und  erklären,  dass  sie 
sich  bei  Erklärung  des  Religionsfricdens  durch  die  Majorität  nicht 
verbinden  lassen.  Der  Coburger  Gesandte  bemerkt:  obwol  sein 
Herr  in  diesem  Puncte  nicht  besonders  interessirt  sei,  so  beduuek* 
in  doch,  ehe  man  die  intention  der  begerten  restitution  erlange, 
es  möchte  zuvor  mancher  ein  blawes  aug  bekommen.“  Darauf 
berichten  die  Directoren  des  Fürstenraths  den  churftirsi- 
lichen  Gesandten  den  Beschluss  der  Katholiken,  ohne  die  Gegen- 
erklärung der  Evangelischen  zu  erwähnen.  Alsbald  widerspricht 
Lautern  im  Namen  aller  evangelischen  Fürsten  dieser 
„parteiischen  relation“  und  eröffnet  die  Erklärung  der  Evange- 
lischen. Hierauf  Abtritt  der  churfürstlichen  Gesaudten.  Die 


1 Auf  den  Bericht  seiner  Gesandten  über  diese  Sitzung  erwidert  der 
Chf.  Sachsen  am  3.  März:  die  Restitutionsclausel  des  Fürstenraths  dürfe 
nicht  „in  einige  relation  und  ahsehiet“  gebracht  werden  Sie  involvire 
eine  Extension  des  Religionsfriedens,  sei  „w  ieder  den  claren  buebstaben" 
desselben,  und  es  werde  „hierunder  auch  nichts  anders  als  gentzhehe 
Aufhebung  angeregten  religionsfriedens  . . . gesuchet  ...  I)a  auch  l’bur- 
pfalz  und  Brandenburgk  von  dannen  weichen  und  abziehen  solten,  wel- 
ches wir  doch  nicht  gerne  sehen,  und  ir  treulich  widerrathen  und  datur 
bitten  wollet,  (so  sollet  ir)  uns  solches  berichten  und  unserer  resolution. 
wie  es  mit  euerem  abzugk  zu  halten,  erwarten.“  (D.  10209.  4.  Buch 
Reichstagshändel.) 
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Vertreter  der  weltlichen  Churfürsteu  erklären,  sic  müssen  über  die  Jan.  12 

t)is 

Clauscl  an  ihre  Herren  berichten  und  können  inzwischen  keinen  ^a-  g 
Berathungen  beiwohnen.  Dies  berichtet  Mainz  den  Dircctoren 
des  Fürstenraths,  worauf  inan  sieh  trennt.  1 (Protoc.  St.  Reichs- 
tagsacta  1608.  11  f.  104.) 

März  5.  Erinnern  n gsschrift  des  Erzherzogs  Fer- 
dinand. (Londorp  I S.  48.) 

März  10.  Der  Churfürstenrath  verhandelt  über  die  Schrift 
des  Erzherzogs.  Trier:  Die  Widerholung  des  Religionsfriedens 
ist  nicht  gerade  nöthig.  Jedenfalls  müssen,  „do  etwas  sieder  a.  55 
dem  religionfrieden,  dardurch  andere  beschweret,  zuwieder  einge- 
zogen, denselben  ire  actioncs  und  iura  salva  vorbleiben,“  und  muss 
das  durch  eine  besondere  Clauscl  bestätigt  werden.  Dies  scheint 
auch  der  Sinn  des  Bedenkens  der  Fürstenmajorität  zu  sein.  Man 
möge  nun  die  ganze  Stelle  über  den  Religionsfriedcn  auslassen, 
oder  die  Clausei  des  Fürstenniths  in  die  Relation  einrücken  und 
die  Entscheidung  dem  Kaiser  oder  seinem  Commissar  anheimgebeu. 

Mit  der  letztem  Alternative  und  der  Motivirung  stimmt  Cöln 
überein.  Pfalz:  Der  Religionsfriede  ist  zu  erneuern,  die  katho- 
lischen Fürsten  um  Aussetzung  ihrer  Clausei  zu  ersuchen.  Die 
einhellige  Meinung  der  evangelischen  Fürsten  weigerten  die  Direc- 
toren  sich  zu  referiren;  da  kann  Pfalz  auch  nicht  zugeben,  dass 
der  katholischen  Fürsten  unrechtmässiges  Begehren  in  die  Relation 
komme.  • Die  Entscheidung  des  Kaisers  oder  seines  Commissars 
hat  in  Religionssachen  nicht  statt.  Sachsen  übereinstimmend 
mit  dem  ersten  Satz  des  pfälzischen  Votums.  Wenn  durch  Bestehen 
des  Fürstenraths  auf  seiner  Clauscl,  die  Sachsen  nicht  in  die 
Relation  und  den  Abschied  bringen  lassen  kann,  der  Reichstag 
sich  zerschlägt,  so  ist  Sachsen  daran  unschuldig.  Brandenburg 
wie  Sachsen,  über  den  Ausschlag  des  Kaisers  oder  Erzherzogs 
wie  Pfalz.  Die  erste  Ursache  des  Begehrens  um  Erneuerung  des 
Religionsfriedens  waren  die  Schriften  gegen  denselben.  „Ob  man 
nun  wol  solcher  schreiben  vorgeßen  könte,  so  were  doch  fürs 
andere  zu  beklagen,  das  demselben  gemes  in  der  that  vorfaren 
würde.  Dan  ein  schreiben  gewiesen  werden  könte,  darinnen  ein 
geistlicher  fürnemer  staut  etliche  andere  geistliche  stende  verma- 
urt,  wieder  die  verwanten  der  Augspürgischen  confession  getreulich 
zusammenzusetzen,  nicht  anders  als  wan  man  wider  die  evange- 


1 Vgl.  Erzh.  Ferdinand  an  seine  Mutter.  Febr.  25,  27.  (Hurier, 
Ferdinand  11  B V S.  433,  439.) 
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629,  lischen  eine  ligam  schlißen  wolte.“  1 Das  Verfahren  gegen  Donau- 
wörth ist  bekannt,  und  dass  „sich  etliche  ungescheuet  gerümet, 
das  sie  dergleichen  process  wieder  die  stat  Heilbrun,  Hagenaw 
und  andere  auch  albereit  bei  der  hant  betten,  inmaßen  dan  auch 
dargethan  werden  könte,  das  denjenigen,  so  leib  und  leben  vor- 
wirckt,  man  das  leben  zu  schencken  anerboten,  wan  sie  nurt 
catholisch  wurden.  Darumb  man  ursach  genugsam  gehabt,  auf  die 
Wiederholung  zu  tringen  und  noch  darzu  wirckliche  assecuration 
zu  begeren.“  Mainz:  übereinstimmend  mit  dem  ersten  Theil  des 
Trierer  Votums  (bis  zu  den  Worten  'man  möge5).  Da  Alle  erklärt 
haben,  die  Erneuerung  des  Religionsfriedens  solle  ohne  Jemandes 
Präjudiz  sein,  so  möge  ein  Bedenken  verfasst  und  mit  den  Fürsten 
re-  und  correferirt  werde.  — Dies  wird  zugegeben. 

Am  11.  März  legt  Mainz  den  Entwurf  des  Bedenkens  dem 
Churfürstenrathe  vor.  Das  Bedenken  wird  nach  einigem  Wider- 
streben der  Weltlichen  verlesen  Es  unterscheidet  sich  (so  berich- 
ten die  sächsischen  Gesandten)  von  der  ursprünglichen  Relation 
des  Churfürstenraths  durch  folgende  Zusätze:  „alß  erstlichen,  das 
der  andere  teil  bei  Wiederholung  des  religionfriedcns  erinnert  haben 
solle,  das  solche  repetitio  one  einig  praejuditz  und  nachteil  zu 
verstehen;  zum  andern, 2 wan  es  je  nötig  were,  den  religioufrieden 
zu  wiederholen,  das  des  fürstenrats  clausula  behalten  werden  könne, 
oder  domit  3 den  geistlichen  churfursten  nicht  zugemeßen  werden 
dürfte,  als  were  ire  meinung  gewesen,  das  dasjenige,  so  sieder 
a.  55  eingezogen,  andern  zum  nachtheil  gereichen,  und  derowegen 
inen  ire  ansprüche,  clag  und  forderung  abgeschnitteu  sein  solte. 
Zum  dritten  ist  im  letzten  concept  angezogen,  das  denen,  die 
solche  zusprüch  und  forderung  hetten,  oder  sonsten  an  der  ein- 
ziehung  interessiret  weren,  ir  recht  in  alwege  Vorbehalten  sein  und 
bleiben  solle.1.*  De  Gründe  der  weltlichen  Churfürsten  gegen  Auf- 
nahme der  Restitutionsclausel  sind  übergangen  oder  mit  wenig 
Worten  angedeutet.  — Mit  diesem  Bedenken  erklären  sich  Trier 
und  Cöln  einverstanden.  Darauf  die  Pfälzer:  Dies  Bedenken 
ist  fast  noch  stärker  als  die  Clausei  der  Fürsten.  Sie  können  es 
nicht  an  nehmen,  noch  die  Relation  desselben  an  die  Fürsten  be- 
willigen. Ebenso  Sachsen  und  Brandenburg.  Mainz:  der 
Vorbehalt  kann  nicht  ausgelassen  werden;  „dan  sie  den  verstant 


* Dies  bezieht  sich  auf  das  Schreiben  des  B.  Regensburg  vom 
22.  Oct.  1607.  (Schmidt,  Gesch.  der  Deutschen.  VIII  S.  183.) 

d.  h.:  das  der  ander  teil  (die  Geistlichen)  zum  andern  erinnert 
haben  solle 

3 d.  h : oder  dass  hiermit. 
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anzeigete,  wie  von  inen  die  repetitio  gcmcinet.“  (Relation  der  Jan*  12 
sächsischen  Gesandten.  März  13.  D.  10209.  4.  Buch  Reichstags-  g 
sachen.) 

März.  10.  Der  Förste  nrath  verhandelt  über  die  Erinah- 
nungsschrift  Ferdinands.  Die  Neuburger  Gesandten  berichten  dar- 
über folgendennassen:  Die  Katholiken  beharrten  bei  ihrer 

Forderung  bezüglich  der  Restitution.  Da  nun  die  Evangelische  n 
keine  Correlation  zugeben  wollten,  in  der  nicht  ihre  Meinung  auf- 
geführt sei,  so  erboten  sich  schliesslich  die  Direct oren,  „die 
correlation  umb  merer  gewißheit  willen  uf  das  papir  zu  bringen 
und  abhören  zu  lassen.“  Dies  geschah  am  11.  März.  Die  Evan- 
gelischen fanden  aber,  „das  der  papisten  rationes  statlich  und 
zu  irem  vortl  außgefürt,  und  das  ire  mainung  per  maiora  also 
beschlossen,  hingegen  aber  der  evangelischen  fundamenta  und 
petitioncs  gantz  und  gar  prffitcrirt  worden,  ja  auch  auf  ersuchen 
nur  beigelegte  wenig  zeil  . . der  correlation  nicht  einverleibt  wer- 
den wollen.“  Sie  erklärten  daher,  dass  sie  der  Correlation  nicht 
beiwohnen  würden,  und  Hessen  dies  dem  churfürstlichen  Collegium 
anzcigen.  (März  11.  M.  pf.  277  2 f.  325.) 

März  16.  Interpositionsschrift  des  Erzherzogs 
Ferdinand.1  (Eondorp  I S.  48.) 

März  18.  Der  Churfürstenrath  verhandelt  über  die  Inter- 
positionsschrift.  Trier  und  Cöln  nehmen  den  kaiserlichen  Vor- 
schlag ad  referendum,  ohne  zu  zweifeln,  dass  ihre  Herren  den- 
selben genehmigen  werden.  Pfalz:  durch  den  Vorschlag  wird 
„der  eingefallene  streit  nur  beiseits  gesetzt;  aber  nicht  gcntzlich 
hingclegt  und  aufgehoben;  inmaßen  dan  die  clausula,  'das  die  hinc 

1 Der  in  dieser  Schrift  enthaltene  Vermittlungsvorschlag  wurde  vom 
Erhcrzog,  wie  er  in  der  Schrift  ausdrücklich  bemerkt,  auf  Grund  einer 
beaondern  kaiserlichen  Resolution  gemacht.  Der  Stellvertreter  des  päpst- 
lichen Nuntius,  Fra  Milensio,  weiss  in  einem  viele  Jahre  nach  dem 
Reichstag  niedergeschriebenem  Berichte  (vgl.  v.  Ranke,  röm.  Päpste. 

5.  Aufl.  III  Anh.  S.  147)  von  einem  andern  kaiserlichen  Erlasse  zu 
erzählen,  der  den  Forderungen  der  Protestanten  entsprechend  gewesen  sei 
(v.  Ranke,  Werke  VII  S.  164  fg.  Päpste  II  S.  407  fg. ) Hat  ein  solcher 
Erlass  bestanden,  so  dürfte  er  erst  dann  verfasst  sein,  als  der  Kaiser 
über  die  ungünstige  Aufnahme,  die  sein  erster  Vorschlag  in  den  Sitzungen 
des  Churfürsten-  und  Fürstenraths  vom  18  und  20.  März  gefunden  hatte, 
unterrichtet  war.  Das  Eintreffen  des  neuen  Erlasses  in  Regensburg  darf 
also  schwerlich  vor  Ende  des  Monats  März  angesetzt  werden.  Einwen- 
dungen gegen  die  Glaubwürdigkeit  der  Erzählung  Milensios  bei  Gindely, 

Kaiser  Rudolf  II  B.  IS.  163  Anm.  Dass  die  Erzählung  Milensios  wenigstens 
nicht  genau  ist,  geht  daraus  hervor,  dass  der  Kaiser  am  15.  April  eine  Ge- 
sandtschaftsinstruction an  Chursachsen  unterzeichnet,  in  welcher  der 
Churfürst  gebeten  wird,  die  Erneuerung  des  Religionsfriedens  nach 
Nlassgabe  des  Reich sabschieds  von  1566  zuzugeben.  (Hurter 
Ferdinand  II  B.  V.  S.  287.) 
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529.  intlc  movirte  anhaengc  und  begcren  dahin  zu  stellen5  inen  allerlei 
nachdengkcns  machte.  Soltc  cs  nun  darmit  diese  meinung  habeu, 
das  dasjenige,  so  sie  in  iren  unterschietlichen  votis  von  beförde- 
rung  gleichmefiger  justicien,  erhaltung  innerlichen  friedens  und 
ruhe,  abschaffung  der  geferlichen  clausul  und  dergleichen  angc- 
deuttet,  hierunter  aufgesetzt,  und  die  maiora  in  sacheu  den  reli- 
gionfrieden betreifeut,  behaubtet  werden  wolten,  könten  sie  zur 
contribution  sich  nicht  vorstehen.“  Sie  nehmen  den  Vorschlag 
ad  referendum.  Sachsen:  Sie  erwarten  ihres  Herrn  Resolution 
über  den  Vorschlag.  Sie  haben  Folgendes  an  demselben  auszusetzen: 
dass  nur  der  Erneuerung  des  Religionsfriedens,  nicht  des  Passauer 
Vertrags  gedacht  wird,  kein  Verbot  des  Bücherschrcibens  gegen 
den  Rcligionsfrieden  proponirt,  und  ebenso  ihre  Erinnerungen  hin- 
sichtlich  der  Hofprocesse  übergangen  sind;  ferner,  dass  die  von 
Pfalz  berührte  Clausel  dahin  deutet,  dass  die  evangelischen  Fürsten 
zu  ihrem  Begehren  nicht  befugt  gewesen  seien.  Brandenburg: 
ad  referendum.  Mainz:  ist  an  sich  mit  dem  Vorschläge  zufrie- 
den, wird  aber,  weil  die  andern  ihn  nur  referiren  wolleu,  das- 
selbe thun.  (Relation  der  sächsischen  Gesandten.  März  22.  D.  10210. 
5.  Buch  Rcichstagshändel.) 

Am  16.  April,  nachdem  die  Gesandten  an  ihre  Herren  berichtet 
und  Instructionen  erhalten  haben,  setzt  der  Ch  u r fürsten  rat  b 
seine  Verhandlungen  über  die  Interpositionsschrift  fort  Trier 
(mit  ihm  Cöln  und  Mainz)  stimmt  für  Annahme  des  Vorschlags. 
Pfalz  (ebenso  Brandenburg):  Die  in  der  Schrift  befindliche 
Bestimmung,  dass  der  Religionsfriede  so,  wie  im  Jahr  1566,  w ieder- 
holt werden  solle,  kann  nicht  angenommen  werden.  Denn  im 
Jahr  1603  wollte  man  im  Fürstenrath  aus  dem  Reichsabschied 
vom  1566  fälschlich  herauserklären,  dass  das  im  Reichsabschied 
von  1557  erregte  dubium  darin  gelöst  sei,  „das  nemlichen  den 
officialien  und  ordensleuten  auf  den  rcligionsfrieden  zu  klagen  und 
darauf  in  camera  process  auszubringen  nachgelassen  und  vergönnet, 
sei.“  Es  gründen  sich  die  Katholischen  überhaupt  in  dem  Vier- 
klosterstreit vornemlich  auf  diesen  Abschied.  Auch  die  Clausel 
„was  die  hinc  inde  movirte  auhenge“  ist  unannehmbar,  wenn  dar- 
unter die  Erinnerungen  der  Evangelischen  hinsichtlich  der  Her- 
stellung von  Friede  und  Einigkeit,  des  Bücherschreibens  und  der 
Hofprocesse  gemeint  sind.  Die  Clausel  „citra  cuiusque  pra?iudi- 
cium“  ist  bedenklich,  wenn  darunter  etwas  anderes,  „als  hiebevorn 
solches  . . vorstanden  worden,“  steckt.  Wenn  endlich  der  Vorbehalt 
hinsichtlich  des  Herkommens  im  Re-  und  Correferiren  besagt,  dass 
in  Religionssachcn  die  Majorität  gelten  soll,  „so  könte  einer  leicht 
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von  lant  und  lcutoii  votirct  werden;  darum!)  solches  nicht  zuzu- 
geben.“ Der  Churfttrst  verwirft  daher  die  Schrift  und  lasst  es 
bei  der  anfänglichen  Relation  des  Churfürstenraths  bewenden. 
Sachsen:  nimmt  die  Schrift  an,  indem  der  Churfürst  nicht  zwei- 
felt, dass  die  Einnerungen  der  Evangelischen  hinsichtlich  des  Pas- 
sauer  Vertrags,  des  Bücherschreibens,  der  Ilofprocesse,  der  Türken 
und  Ungarn  in  der  Relation  bleiben.  Kalls  die  Clausei  „die 
hinc  inde  movirte  anhenge“  etwas  Präjudicierliches,  oder  die  in 
Betreff  des  Re-  und  Correferirens  die  Behauptung  der  Geltung  der 
Majorität  in  Religionssachen  bezweckt,  so  kann  der  Churfürst  das 
nicht  zugeben,  und  möge  dieser  Widerspruch  genau  protocollirt 
werden.1  Nach  einer  zweiten  Umfrage,  in  der  die  Weltlichen 
ihre  vota  wiederholen,  wird  die  Berathung  auf  den  18.  verschoben. 
(Relation  der  sächsischen  Gesandten.  April  18.  A.  a.  0.) 


Jan.  12 

bis 

Mai  8 


April  21.  Fortsetzung  der  Berathung.  Man  wiederholt  die 
frühem  Vota.  DieTrierer  (ähnlich  Cö ln  und  Mai  nz)  bemerken: 
ihr  Herr  erwarte,  dass  der  § des  Reichsabschieds  von  1566 
„wir  wollen  auch,  das  cammerrichter  und  Beisitzer“  dem  Iieichs- 
abschicd  wörtlich  eingerückt  werde.  Wenn*  nicht,  „so  könte  der 
ersten  in  diesem  rat  verfasten  relation  eine  salutaris  clausula  anncc- 
tirt  werden,  das  nemlichen  hierdurch  an  seinen  rechten  und  zu- 
sprüchen  nicmant  pradudiciret  werden  solte.“  Hinsichtlich  der 
Hofproces8C  werde  der  Kaiser  sich  weder  seine  mit  dem  Kammer- 
gei icht  concurrirende  Jurisdiction  nehmen,  noch  über  die  Besetzung 
des  Ilofraths  Vorschriften  machen  lassen.  „Das  die  inaiora  in  reli- 
gionssachen  nicht  gelten  solten  und  die  kciserliche  interpositions- 
schrift  darumb  ungleich  aufgenommen  würde,“  sei  ohne  Grund,  da 
der  Erzherzog  „solche  nurt  an  seinen  ort  stelleten.  So  weiseten 
auch  die  protocolla  aus,  das  hiebevorn  maiora  ausserhalb  in  arti- 


1 ln  einem  Schreiben  vom  1.  April,  darin  er  seinen  Gesandten  dies 
Votum  vorschreibt,  bemerkt  der  Chf.  Sachsen:  „stehen  auch  in  denen 
gedancken,  wan  das  mißtrauen  unter  den  stenden  nicht  so  gross  . . , es 
solte  dieser  clausuln  halben  weiter  disputirens  nicht  bedürfen,  sondern 
mer  dahin  zu  sehen  sein,  wie  das  albereit  erfolgte  große  mißtrauen  auf- 
gehaben, . . und  das  meiste  und  albereit  gewilligte  durch  unnötiges  grie- 
beln  den  evangelischen  stenden  nicht  entzogen,  und  den  catholischen  ire 
bogerte  hocbprwjudicirliche  clausulam  nachgelaßen,  auch  alle  Verzögerung, 
sowol  zergehung  des  reichstags  uns  und  andern  zugenießen  werden  möchte.  * 
Zerschlägt  sich  der  Reichstag  wegen  der  katholischen  Clausei,  so  dürfte 
sobald  kein  anderer  Zusammenkommen,  ja  die  Aufhebung  des  Land- 
und  Religionsfriedens  erfolgen.  Die  Stelle:  , die  hinc  inde  uiovirten  an- 
h»nge“  bezieht  der  Churfürst  auf  die  katholische  Clausei  und  kann  sie 
daher  nicht  missbilligen.  Denn  er  sieht  nicht,  „wie  jemanden  seine 
actiones,  sie  sein  nun  so  gut  alß  sie  wollen,  genommen.,  werden  können.“ 
(D.  10*210.  5.  Buch  Reichstagshändel.) 
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529.  culis  fidei  referiret  worden  weren.“  Brandenburg  bemerkt: 
„wan  man  sich  nicht  besser  vorgleichen  wolle,  so  were  es  unnötig, 
lenger  alhier  zu  verwarten  und  das  gelt  vorgeblich  zu  vorzeren." 
Man  beschlicsst,  die  Ergebnisse  der  Berathung  dem* Fürstenrath 
mündlich  zu  referiren.  (Relation  der  sächsischen  Gesandten. 
April  22.  A.  a.  0.) 

März  20.  Der  Fürstenrath  verhandelt  über  die  Interposi- 
tionsschrift.  Die  Mehrzahl  der  Katholiken  stimmt  für  deren 
Annahme;  die  Salzburger  (desgleichen  die  Gesandten  der  Prä- 
laten) haben  ihrem  Herrn  darüber  berichtet  und  erwarten  dessen 
Resolution.  Worms,  Eichstätt  sind  ohne  Instruction,  wollen 
sich  aber  der  Majorität  anschliessen.  Die  Evangelischen  neh- 
men die  Schrift  ad  referendum.  Ncuburg  erklärt:  „wan  man 
gemelt  schreiben  simpliciter  annemen  solte,  wurden  die  fürnembste 
articuli  der  evangelischen  staent  begeren  praeteriret  werden,“  näm- 
lich 1.  der  dem  Kaiser  gegebene  Rath,  den  Frieden  dem  Kriege 
vorzuziehen,  2.  die  Bedingungen  der  Contribution,  3.  die  verlangte 
Abstellung  der  Schmähschriften.  Daher  gewähre  die  Interpositions- 
schrift keine  Abhtilfe  der  Beschwerden,  wol  aber  werde  „durch  die 
inserirte  reservation  (dass  nämlich  durch  die  Interposition  dem 
bei  der  Re-  und  Correlation  hergekommenen  Modus  nichts  derogirt 
werden  solle)  maioritas  votorum  in  causis  etiarn  non  qualificatis 
gebülliget.“  — Die  Directoren  schliessen:  dass  für  die  Annahme 
der  Schrift  und  für  blossen  Bericht  über  dieselbe  an  die  Herr- 
schaften „gleichsam . . paria  vota  seien.“  (Protoc.  St.  Reichstags- 
acta  1608.  II  f.  208.) 

April  17.  Neue  Berathung  über  denselben  Gegenstand  nach 
erlangter  Resolution  der  Herrschaften.  Ueber  deren  Ergebniss 
vgl.  die  Relation  bei  Londorp  I S.  48.  Diese  Relation  wird 
am  23.  April  dem  Fürstenrathe  von  Oe  st  re  ich  zur  Annahme 
vorgelegt.  Die  Katholiken  sind  mit  derselben  einverstanden. 
Lautern  erklärt:  in  der  Relation  wird  mehrfach  von  der  Majo- 
rität gesprochen , die  doch  die  Evangelischen  nicht  zugeben  kön- 
nen, da  es  sich  um  Religionssachen  handelt.  Der  am  Ende  ange- 
hängte Vorbehalt  entspricht  der  unannehmbaren  Clausel  der  Inter- 
positionsschrift. Demgemäss  verlangen  die  Evangelischen,  dass 
jener  Vorbehalt  weggestrichen,  und  ebenso  die  Vota  der  Katholiken 
nicht  als  Vota  der  Majorität  bezeichnet  werden.  Da  die  Katho- 
liken dies  nicht  zugeben  wollen,  so  geht  man  ohne  Resultat  aus- 
einander. Bezüglich  der  Einwendungen  gegen  die  Majorität  be- 
merkt Salzburg:  „das  solliches  in  acht  zu  nemmen  were,  da 
immediate  von  religionssachen  oder  den  articulis  fidei,  so  gewü^en- 
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Sachen  anbetrifft,  gehandelt  wurt,  so  jetzt  nicht  geschehen,  sondern  Jan.  12 
alles  dahin  gesehen,  wie  ein  eusserlicher  friedeu  zue  halten  und  ö 
was  wider  den  religiousfriden  gehandelt  in  vorigen  stand  restituirt 
werde/4  (Protoc.  a.  a.  0.) 

April  23.  Verlesung  einer  neuen  kaiserlichen  Proposi- 
tion folgenden  Inhalts:  Der  Kaiser  hat  erklärt,  er  wolle  es  bei 
seiner  am  6.  August  1606  ertheilten  Confirmation  des  Wiener 
Friedens  lassen  und  gestatten,  dass  der  ungarische  Landtag 
baldigst  abgehalten  werde ; er  wolle  ferner  den  Gesandten  an  den 
Sultan  ungesämmt  abfertigen,  sobald  die  Truppen  in  Ungarn  und 
Oestreich  entlassen  werden,  und  die  Ungarn  und  die  mit  ihnen 
verbündeten  Unterthaneu  des  Kaisers  denselben  als  ihre  Obrigkeit 
anerkennen.  Da  aber  starke  Kriegsbereitschaft  so  lange  nöthig 
ist,  bis  die  gegenwärtigen  Unruhen  vollends  gestillt  sind  und  bis 
man  sieht,  dass  die  Türken  ihr  Wort  halten  werden,  da  auch  die 
Gränzen  wieder  in  Vertheidigungsstand  gesetzt  werdeu  müssen  und 
der  Kaiser  eine  grosse  Kriegsschuld  abzutragen  und  Zahlungen  an 
die  theils  noch  nicht  abgedankten  Soldaten  zu  machen  hat,  so 
mögen  die  Stände  ihm  eine  erspriessliche  Hülfe  bewilligen.  Der 
Kaiser  bringt  auch  die  übrigen  Puncte  seiner  Proposition  in  Er- 
innerung und  bittet  die  Stände,  in  ihren  Verhandlungen  etwas 
rascher  voranzugehen. 1 (St.  Reichstagsacta  1608  II  f.  381.) 

Ueber  den  am  27.  April  erfolgenden  Bruch  desReichstages 
berichtet  derNeuburgerGesandte  Silbermann  dem  würtemberger  Vice- 
kanzlerFaber  am  2.  Mai:  Da  die  neuekaiserliche  Proposition  bezüglich 
der  Contribution  mit  der  ersten  Proposition  gleichlautend  ist  und 
alles  Begehren  der  Evangelischen  bei  Seite  setzt,  so  haben  diese 
beschlossen,  dem  kaiserlichen  Commissar  die  Ursachen  ihres  Ab- 
zugs vom  Reichstage  schriftlich  zu  erklären  und  darauf  abzuzieheu. 

Eine  demgemässe  Schrift  ist  von  den  Churpfälzern  verfasst  ünd 
am  27.  April  übergeben. 2 Mehrere  evangelische  Gesandte  habeu 
sie  wegen  mangelnden  Befehls  nicht  unterschrieben,  aber  sie  haben 
erklärt,  „das  sie  von  der  einmal  gemachten.,  coniunction  nicht 
zu  weichen  gedenken.“3  Trotz  der  Antwort  des  Erzherzogs  Fer- 
dinand 4 gedenken  die  Evangelischen  nicht  länger  zu  bleiben.  Die 
Churpfälzer  und  Brandenburger  sind  schon  vergangenen  Sonntag 
und  Montag  abgereist.  Am  vorigen  Tag  reisten  die  Braunschweig- 

* Vgl.  der  Kaiser  an  Erzh.  Ferdinand  April  12,  26.  (Hurter  V, 

S.  273,  VI  S.  11. 

Dies  Schreiben  bei  Londorp  I S.  49.  Ueber  die  Unterschriften 
Häberlin  XXII  S.  503'Anm.  b. 

3 Gleiche  Erklärung  der  Reichsstädte  vom  28.  April  (Londorp  I S.  51.) 

* Londorp  I S.  51.  ' 
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529.  Wolflenbüttelschen  Gesandten,  am  gegenwärtigen  Tage  reisen  die 
Hessen-Casselschen  ab.  (St.  Reiclistagsacta  1008.  II  f.  388.)  Ueber 
die  Veranlassung  des  plötzlichen  Abbruches  der  Verhandlungen 
schreibt  Graf  Ludwig  von  Sain-Witgenstein  am  24.  April  an  Fürst 
Christian  von  Anhalt:  „Weil  wir  von  tag  zu  tag  und  je  leuger  je 
mer  hantgreiflich  spüren , das  dismal  alliir  nichts  fruchtbarlichs 
oder  entlichs  zu  verrichten,  wir  auch  über  allen  bisher  augewen- 
ten  fleis  der  Chursaxischen  nit  mer  mächtig  zu  sein  getragen,1 
unangesehen  die  anwesente  gesanten  gantz  gern  ir  bestes  darbei 
theten,  und  aber  nit  allein  die  stad,  sondern  auch  viel  andere  ser 
uf  Saxen  sehen,  auch  daran  gewisen  sint,  als  sint  wir  zu  Verhütung 
offenbarer  Irennung,  auch  viler  anderen  motiven  halben  in  kraft 
habenten  gnedigsten  befelchs  entschlossen,  gönts  got,  gegen  nechsten 
Montag  alhier  ufzubrechen  und  unsern  weg  uf  Arnberg  zu  neraen. 
Und  ob  sichs  schon  gegenwertig  ansehen  lest,  als  ob  alhier  nichts 
ausgerichtet  worden , so  verhoffe  ich  doch , nach  solchem  ufbruch 
und  Zerschlagung  des  reichstags  solle  sich  unlengst  ein  besserer 
ett’ect  erzeigen,  und  sich  die  geistlichen  wegen  des  religioufridens 
und  der  clostersachen  wol  accommodiren  und  bequemen,  mit  wel- 
chem sie  dismal  alhier  bei  gegen  wertigem  kaiserlichem  eommis- 
sario  nit  vortkomraen  können.“  (Iig.  VI  U 20  11  fg.) 

Mai  3.  Erklärung  der  katholischen  Stände  auf  die 


1 Vgl.  S.  651  Anm.  I.  Am  15.  April  schreibt  der  Chf.  Sachsen  an 
seine  Gesandten:  weil  durch  Versammlungen,  wie  die  Protestanten  sie 
am  Reichstag  hatten,  „eitel  mibtrawen  unter  den  stendeu  angerichtet 
auch  mer  privata  als  publica  proponiret  (dies  bezieht  sich  vornehmlich 
auf  die  Beschwerden  der  Städte),  und  dahin  gegangen  werde,  das  gleicher 
gestalt  maiora  in  privatis  conventibus  gelten  sollen,  welches  wieder  das 
herkommen,  auch  der  churfürsten  prieminentz  etwas  nachteilig,  wir  auch 
solchergestalt  alles  dasjenige  approbirten , was  vor  gravamina  von  den 
Stenden  vorbracht  wurden , oue  underschied*,  sie  weren  privata  oder 
publica,  es  stunde  derer  erledigung  bei  i.  Mt.  oder  nicht:  so.,  be- 
geren  wir  gnedigst,  ir  wollet,  so  oft  Churpfaltz  euch  ad  privatum  con- 
ventum  forderu  labet,  euch  aus  angezogenen  Ursachen  entschuldigen.“ 
Was  jedesmal  proponirt  werden  soll,  w'erden  sie  von  den  Churpfälzern 
sich  ausbitten  und  es  dem  Churfürsten  zur  Resolution  zusenden.  (0.  10210 
5.  Ruch  Reichstagshändel. ) Nach  dem  Abzug  der  Churpfälzer  und  Cbur- 
brandenburger  schrieb  der  Chf.  Sachsen  an  seine  Gesandten:  dieser  Ab- 
zug vor  der  Re-  und  Correlation  habe  im  Wiederspruch  mit  der  Chur* 
fürsteueinigung  eine  Trennung  im  churfürstlichen  Collegium  augerichtet 
und  vermehre  das  Misstrauen.  Die  Zeit  werde  es  lehren , wie  schwer 
man  die  Stände  wieder  werde  versammeln  können.  Er  würde  die 
kaiserliche  Interpositionsschrift  mit  der  bestimmten  Verwahrung  (S.  651) 
angenommen  haben  Warum  man  aber  den  Reichsabschied  vou  156b, 
der  doch  nicht  aufgehoben  werden  könne,  nicht  wiederholt  wissen  wolle, 
sei  leicht  zu  erratlieu,  „welches  sich  nicht  mit  dem  a.  57  errpgten  und 
in  obangedeuten  abschied  decidirten  dubio  bemeuteln  und  ableuen  lebet.“ 
(Mai  7.  a.  a.  0.) 
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Schrift  der  abziehenden  protestantischen  Gesandten.  (Wolf  II  Jan.  12 
S.  298.)  — Mai  6.  Abreise  des  Erzherzogs  Ferdinand.1  — Mai  7. 
Proposition  der  kaiserlichen  Assistenz  räthe  an  die 
Reichstagsgesandten.  (Londorp  I S.  51.)  — Die  noch  anwesenden 
protestantischen  Gesandten  weigern  sich,  über  diese  Pro- 
position in  den  drei  Rüthen  zu  verhandeln  (Chursachsen  wegen 
Zertrennung  des  churfürstlichen  Collegiums).  Die  katholischen 
Gesandten  nehmen  in  einer  Versammlung  vom  8.  Mai  das  in 
der  Proposition  ausgesprochene  Begehren  bezüglich  der  25  Monate 
ad  referendum.  (Silbermann  an  Faber.  Mai  17.  St.  Reichstagsacta 
1608.  II  f.  398.) 

III.  Verhandln  ngen  über  die  evangelischen  Be- 
schwerden. 

Januar  25.  Bei  den  Berathungen  der  protestantischen 
Gesandten  (S.  629  fg.)  fragen  die  Churpfälzer,  wann  man  über  die 
Don  au  wörth  er  Sache2  verhandeln  solle.  Die  W ü rtemberge  r 
erklären : die  Sache  sei  nicht  „biß  ad  punctum  iustitia?,  darein 
sonsten  die  gravamina  gehörig,  zu  verschieben,“  sondern  man  solle 
sofort  berathen,  was  zur  Restitution  der  Stadt  zu  tkun  sei.3  (Re- 
lation der  churpfälzischen  Gesandten.  Januar  27.  M.  379/2  f.  18. 

Protoc.  St.  Reichstagsacta  1608.  I.  f.  387.)  Bemgpmäss  abermalige 
Versammlung  der  Protestanten  am  26.  Januar.  Die 
Braunschweiger  bleiben  derselben  fern  wegen  mangelnder  Iu- 
struction.  Die  Uebrigen  (mit  Ausnahme  der  Abgeordneten  vom 
Haus  Sachsen,  Hessen  und  Baden,  welche  das  Beschlossene 
ad  referendum  nehmen)  befinden,  dass  man  sich  der  Donauwörther 
Sache  als  einer  alle  protestantischen  Stände  betreffenden  anzu- 
nehmen habe : inan  solle  demgemäss  dem  Kaiser  und  seinem  Com- 
missar  die  in  dem  Process  gegen  die  Stadt  vorgekommenen  Nulli- 
täten schriftlich  ausftihren  und  begehren,  dass  der  Kaiser  die 
Stadt  in  den  vorigen  Stand  setze,  sich  mit  Bestrafung  der  Schul- 
digen begnüge,  ähnliche  gegen  andere  Stände  begonnene  Processe 
cassire  und  für  künftig  die  Stäude  mit  solchen  verschone.  Chur- 


1 Vgl.  Ferdinand  an  den  Kaiser.  April  22  Derselbe  an  Attimis. 
April  22  Ders.  an  den  Kaiser.  Mai  1.  Ders.  an  denselben.  Mai  5.  (Hin- 
ter. Ferdinand  II  B.  V S.  281,  308.) 

2 Heber  die  Verhandlungen  bezüglich  Donauwörths  am  Reichstag 
vgl.  Lossen,  die  Reichsstadt  Donauwörth  S.  5*  fg.  Wolf  II  S.  314  fg.) 

2 Neuburg  hatte  am  19.  Jan.  an  Churpfalz  geschrieben:  man  möge 
am  Reichstag  vom  kaiserlichen  Commissar  verlangen,  dass,  bevor  die 
Beratbung  der  proponirten  Puncte  beginne,  Donauwörth  restituirt  werde, 
mit  der  Erklärung,  dass  inan  dies  Verlangen,  wenn  der  Commissar  nicht 
darauf  eiugehe,  direct  an  den  Kaiser  bringen  werde.  (M.  379/2  f.  9.) 
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529.  brandenburg  (ebenso  Neuburg,  Culmbach,  Anspach, 
Würtemberg,  Anhalt,  die  W e tte rauer  G rafeu  und  die 
Städte)  erklärt:  da  eiue  abschlägige  Antwort  auf  das  Begehren 
zu  erwarten  sei,  so  solle  man  „außtrucklich  erkleren,  wofern  diese 
stat  nicht  wiederumb  restituirt,  das  man  alßdau  uichts  contnbui* 
ren  künte.“  Chur pfalz  schliesst  darauf:  die  Majorität  habe  zu 
dem  Schreiben  den  Anhang  beschlossen:  „da  solches  nit  erhalten 
w erden  solte,  daß  alsdan  die  große  vorsorg  zu  tragen , cs  mochte 
sich  die  begerte  htilf  allerdings  sperren.“  (Protoc.  St.  Reichstags- 
acta  1608.  I.  f.  408.  Relation  der  churpfälz.  Gesandten.  Januar  27. 
M.  379  2 f.  18.) 

Nachdem  die  chursächsischen  Gesandten  ihrem  Herrn  über 
die  Sache  berichtet  uud  Instructionen  erhalteu  haben,  berufen  die 
Churpfälzer  eine  abermalige  Versammlung  der  Evangeli- 
schen am  14.  Februar.  Sie  legen  derselben  die  Entwürfe  der 
beiden  Schreiben  au  deu  Kaiser  und  seinen  Commissar  vor.  Mäl 
nimmt  sie  ad  describendum.  Chursachsen  macht  alsbald  folgeude 
Ausstellungen:  man  möge  sich  im  Eingang  auf  das  gemeine  Inte- 
resse der  Evangelischen  berufen,  auch  erklären,  da'Ss  die  an  den 
Excessen  uud  Beleidigungen  gegen  den  Kaiser  und  Herzog  von 
Baiern  Schuldigen  zu  strafen  seien.  Scharfe  Ausdrücke,  die  den 
Kaiser  und  seine  Hofräthe  beleidigen  könnten,  seien  zu  entfernen. 
Die  angeführten  Nullitäten  geben  nur  Anlass,  den  Proccss  gegen 
Donauwörth  zu  justiticiren,  also  solle  mau  sie  alle  oder  meisten- 
theils  weglassen.  Der  Churfürst  von  Sachsen  beklage  den  mit  den 
Hofprocessen  getriebenen  Missbrauch , der  den  Untergang  der 
Evangelischen  herbeiführeu  könne.  Allein  der  Kaiser  sei  doch 
„fons  onmis  iustitiae,“  er  sei  im  Besitz  der  Jurisdiction  über  dir 
Stände,  viele  evangelische  Stände  haben  sich  derselben  unter 
worfen  und  alle  Anträge  auf  ihre  Abstellung  seien  abgewiesen: 
deshalb  werde  es  dem  Churfürsten  beschwerlich  sein , dass  in  der 
Schrift  der  Grund  der  Beschwerde  auf  die  Hofprocesse  gestellt, 
dass  auch  deren  Abstellung  für  künftig  begehrt  sei.  Die  Bedroh- 
ung am  Schlüsse  des  Schreibens  au  den  Kaiser  sei  wegzulasseu 
oder  zu  massigen. 1 (Relation  der  churpfälz.  Gesandten.  Febr.  16. 

1 Churpfalz  schreibt  darauf  am  22.  Febr.  an  seine  Gesandten : Würde 
das  Schreiben  an  den  Kaiser  nach  den  Vorschlägen  Chursachseos  geän- 
dert, so  wäre  es  fast  nur  noch  eine  Bitte  um  Gnade.  Um  Trennung  zu 
verhüten,  werden  die  Gesandten  mit  denen  anderer  Stände  die  Cbur- 
sachsen  inständig  zum  Abstehen  von  ihren  Absonderlichkeiten  zu  bereden 
suchen ; und  es  wäre  sehr  gut , wenn  dasselbe  durch  vornehmer  Reichs- 
städte Gesandte  bei  den  chursächsischen  Gesandten  sowol,  wie  auch  duich 
Schreiben  an  ihren  Herrn  geschähe.  Damit  Chursachsen  ja  keine  Ursache 
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M.  379/2  f.  43.)  Abermalige  Versa ra ml ungen  am 22.  und  23.  Fe-  Jan.  12 
bruar,  bei  denen  man  sich  über  die  Schreiben  mit  einigen  unwesent-  „ 
liehen  Aenderungen  einigt.  Nur  Chursachsen  und  Hessen- 
Darm  stadt  nehmen  sie  ad  referendum.  Um  sich  nun  durch 
die  Gemeinschaft  mit  Sachsen  mehr  Ansehen  zu  geben,  beschliessen 
die  Uebrigen , obgleich  sie  den  Zeitverlust  ungern  sehen,  auf  die 
Resolution  des  Churfürsten  zu  warten.  (Relation  der  churpfälz. 
Gesandten.  Febr.  24.  a.  a.  0.  f.  53.) 

Ueber  die  schliessliche  Verständigung  der  Gesandten  berichten 
die  Churpfälzer  folgendermassen : Bei  einem  am  21.  März  gehalte- 
tenen  Convent  hat  man  sich,  da  die  Chursachsen  ihres  Herrn 
Erklärung  erlangt  hatten,  über  die  beiden  Schreiben  bezüglich 
Donauwörths  verglichen,  ln  allerhand  begehrten  Zusätzen  und 
Weglassungen  musste  man  den  Chursachsen  einigermassen 
nachgeben,  um  ihre  Absonderung  zu  verhüten.  Das  Schreiben  an 
den  Kaiser  ist  also  ausgefertigt  und  von  je  einem  Gesandten  aller 
evangelischen  Stände  und  der  vier  ausschreibenden  Städte  Nürn- 
berg, Strassburg,  Frankfurt,  Ulm  untersiegelt.* 1 * *  Nur  die  Braun- 
schweiger entschuldigten  sich  wegen  Mangels  an  Befehl,  haben 
auch  den  Berathungen  über  Donauwörth  nicht  beigewohut.  Ein 
Schreiben  an  den  Kaiser  in  der  Kaisersheimer  Sache  ist  ebenfalls 


zur  Absonderung  habe,  kann  man  zugeben,  dass  die,  übrigens  im  Ver- 
lauf der  Schrift  befindliche,  Berufung  auf  das  gemeine  Interesse,  des- 
gleichen die  Erwähnung  der  Strafe  der  Schuldigen  in  den  Eingang  komme, 
und  sonst  Unpräjudicierliches  aufgenommen  werde.  Dass  aber  die  Ilof- 
processe  als  Grund  der  Beschwerde  auszulassen  seien,  ist  gar  nicht  zu- 
zugeben. Der  Schlusssatz,  dass  man  bei  abschlägigem  Bescheid  nicht  so 
wie  sonst  zur  Steucrbewilligung  sich  bereit  zeigen  möchte , kann  nach 
Wunsch  der  Sachsen  gemässigt,  überhaupt  denselben  nach  Möglichkeit 
willfahrt  werden,  nur  dass  das  Schreiben  nicht  zu  kraftlos  werde.  Sind 
aber  die  Sachsen  nicht  zu  gewinnen , so  werden  die  Churpfälzer  sich 
von  den  andern  nicht  absondern.  (M.  379, /2  f.  47.)  — Als  die  Keuburger 
Gesandten  ihrem  Herrn  über  die  sächsischen  Einwendungen  berichteten, 
meinten  sie,  mau  müsse  unterscheiden  „zwischen  den  religionssachen, 
so  nit  an  Kaiserlichen  hof,  und  andern,  so  dahin  gehörig.4*  (Febr.  15. 
M.  pf.  3404  f.  65)  Der  Herzog  erwiederte  ihnen  am  IS.  Febr.:  sie  mö- 
gen diese  „distinction  der  hofprocess“  zur  Geltung  zu  bringen  suchen, 
(a.  a.  O.  f.  73.) 

1 Gedruckt  nach  dem  ursprünglichen  Entwurf  bei  Londorp  I S.  58, 

nach  der  schliesslichen  Redaction  bei  Wolf  II  S.  317.  Man  erkennt  die 
Ausstellungen  Chursachsens,  wenn  man  die  Stellen  bei  Londorp  S.  58 

erste  Spalte  Z.  21—20,  11,  8,  5—4  v.  u.,  S.  60  zweite  Spalte  Z.  15  v.  u. 
und  das  Folgende  mit  den  entsprechenden  Stellen  bei  Wolf  vergleicht. 
— In  einem  Schreiben  vom  9.  April  theilen  die  protestantischen  Oesaud- 
ten  dem  Erzh.  Ferdinand  dies  Schreiben  mit  und  bitten  ihn,  er  möge 
da9  in  demselben  enthaltene  Gesuch  bei  dem  Kaiser  befürworten,  damit 
diesem  im  Fall  einer  abschlägigen  Antwort  der  Reichstag  nicht  schwer 
gemacht  werde.  (M.  379/2  f.  94.) 

Acten  des  30jähr.  Krieges  L 42 
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529.  von  allen  evangelischen  Gesandten  vollzogen. 1 zwei  andere  bezüg- 
lich Heilbronns2 *  und  Kaufbeurens8  sind  noch  nicht  vollzogen, 
weil  die  Chursachsen  darüber  erst  Bescheid  erholen  müssen.  Die 
Würtemberger  haben  die  Evangelischen  um  ein  Gutachten,  was 
sie  in  ihrer  Sessionsangelegenheit  thun  sollen , gebeten.  Diese 
haben  befunden,  dass  die  Neuerung  widerrechtlich  sei,  und  dem- 
gemäss beiliegendes  Schreiben  und  beiliegenden  Protest  dem  Erz- 
herzog Ferdinand  und  der  Mainzer  Canzlei  übergeben.4  (März  28. 
M.  379/2  f.  92.) 

IV.  Der  churb  ran  de  n bur  gische  Unionsplan. 

Januar  9.  Die  churbranden  bur  gischen  Gesandten 
berichten  ihrem  Herrn  über  Baierns  Absicht,  Donauwörth  bis  znm 
Ersatz  der  Executionskosten  oder  für  immer  zu  behalten,  ferner 
über  die  Unterdrückung  der  protestantischen  Religion  und  das 
gebrochene  Versprechen  der  Religionsfreiheit  in  Ungarn.  „Darumb . . 
keiu  zweifei  ferners  ob  dem  zu  tragen,  das  der  widrigen  religion 
anverwante  durch  getrieb  des  höllischen  Ottergesichts,  der  Jesuiten, 
über  die  Zuneigung,  so  sie  für  sich  selbsten  hierzu  haben,  nichts 
gutes  im  sinne,  sondern  mit  allen  evangelischen  stenden  es  uf 

Tonawerdisch  zu  machen,  wo  got  es  zugebe,  gentzlich  gesonnen. 

0 

Wil  darumb ...  uf  einen  newen  Schmalkaldischen  bunt  zu  dencken 
die  höchste  notturft  sein.  Es  ist  noch  kein  Carl  von  Gent  got 
lob,  der  solchen  hinwieder  zertrenne  und  löchericht  mache." 
(B.  X nun.)  — Januar  27.  Pruckmanu  berichtet,  dass  der  Erz- 
herzog Ferdinand  mit  Baiern  und,  wie  man  sage , auch  mit  Cbur- 
cüln  in  der  Carthausc  beisammen  gewesen  sei.  Es  handle  sich 
dabei  gewiss  um  wichtige  Sachen,  denn  man  wisse,  wie  diese 
Fürsten  „gegen  dem  armen  hauffen  der  Christen  gesint . . Weil 
dan,  gg.  churfürst  und  her,  die  not  und  gefar  von  tAge  zu  tage 
scheinlicher  und  kentlieher  wird,  es  auch  niemand  so  siecht  und 
glaubt,  als  wer  mit  diesen  gesellen  umbgehen  muss,  liab  ich 
e.  chf.  g.  hiermit  unterthenigs,  getrewlich,  wolmeinend  erinnern 
sollen,  ob  dan  nicht  etwa  uf  der  evangelischen  seiten  auch  ein 
Verfassung  zu  machen,  und  ob  nicht  etwa  hierzu  ein  convent  je 
ehe  je  lieber  und  unerwartet  des  ausganges  des  reichstages  anzu- 
stellen und  zu  halten.  Welchs  e.  chf.  g.  in  gnaden  von  mir  ver- 

i Vgl.  Ilüberliu  XXII  S.  51G  fg. 

* Vgl.  Hiiberlin  XXII  S.  530  fg.  Struv,  Historie  der  Religions- 
beschwerden (Leipzig  1722)  S.  427  Anm.) 

* Vgl.  Stieye,  die  Reichsstadt  Kaufbeuren  und  die  bair.  Restauratioos- 
politik. 

4 Vgl.  Sattler  VI  S.  2 fg.  Beil.  S.  1,  5. 
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mercken  wolten,  den  ich  kein  anders  abnemen  kan,  den  das  man 
sich  uf  den  frueling  allerhant  tumults  und  unruehe  im  reich  für 
gewis  zu  hefareu.“  (A.  a.  0.)  Darauf  antwortet  der  Chur  fürs  t 
von  Brandenburg  am  17.  Febr. : Chursachsen  werde  die  vor- 
geschlagene Zusammenkunft  schwerlich  bewilligen,  und  die  meisten 
andern  Fürsten  dürften  erklären,  dass  sie  erst  nähern  Bericht  von 
ihren  Gesandten  abwarten  müssen.  Darum  mögen  seine  (des  Chur- 
fürsten) Käthe  zunächst  mit  den  andern  protestantischen  Reichs- 
tagsgesandten, „gewiGe  capita , darvun  weiter  zu  deliberirn  sein 
wolte,“  entwerfen,  diese  den  Herrschaften  allerseits  zu  ihrer  Reso- 
lution zusenden  und  dann  nach  erlangter  Resolution  „dort  in 
loco  weiter  die  notturft  in  gesambt  verrichten.“  So  gewinne  man 
Zeit  und  vermeide  das  grosse  Aufsehen  einer  besondern  Zusammen- 
kunft. (B.  X nimm.) 

Februar  29.  Pruckmann  erinnert  den  Churfürsten  von 
Brandenburg  an  den  in  seinem  Schreiben  vom  27.  Januar  gegebe- 
nen Rath.  Derselbe  ist  aus  „der  vor  äugen  schwebenden  grossen 
gefar  (die  ich,  wan  ich  bei  e.  chf.  g.  drinnen  were,  selbst  nimmer 
so  hoch  achten  wurde)  hergeflossen.  Sonsten  und  ausser  dem, 
aldieweii  mir  der  zustand  e.  chf.  g.  land  und  leute,  so  auch  die 
frucht,  welche  hei  unterschiedlichen  conventibus  gewesen,  nicht 
unbekant,  solt  es  nimmer  geschehen  sein.“  Mir  zweifelt  auch 
unterthenigst  gar  nicht,  das  aus  den  fernem  cingeschickten  unter- 
thenigsten  hiesigen  rclationcn  e.  chf.  g.  gnedigst  zu  befinden  wer- 
den gehabt  haben,  das  über  dem,  an  sint  conventus  habendi,  fast 
ferner  kein  dubium  mer  übrig.  Den  ob  mans  sonsten  nicht  zu 
ersehen,  so  weisets  doch  der  luepstisehen  itzige  resolution,  welche 
sic  dazu  dermassen  halsstarrig  zu  beharren  im  Vorhaben,  nemlich 
von  keiner  ernewrung  des  religionsfridens  etwas  zu  beeren,  bis 
alles  redintegrirt  und  restituirt,  was  inön,  den  vermeinten  geist- 
lichen , seid  zeit  gestifteten  religionfriedens  abgezwackt  (wie  sie 
es  genant)  und  entzogen  sol  worden  sein,  genugsam  dar,  wie  auch 
nicht  weniger  das  schreiben  des  hiesigen  bischofs  an  algemeine 
genante  geistliche  im  reich,  so  e.  chf.  g.  am  nsehern  unterthenigst 
mit  ubersendet.  Es  bestetigens  noch  alle  aus  Italien  kommende 
avisen,  was  vor  ein  starcke  anrustung  zu  wasser  und  zu  lande 
noch  für  sei.  Aus  dem  Wirtzburgischen  hofe  hat  ein  voruemer 
vom  adel,  so  darunten  in  bestallung  und  unserer  religion  ist,  anher 
an  seiner  freunde  einen  geschrieben,  es  kernen  so  wunderliche 
Zeitungen  von  hier  und  sonsten  bei  inen  ein,  das  er  darnach 
trachten  wurde,  seines  dienstes  los  zu  werden,  den  er  mochte 
seine  rcligionsverwante  nicht  mit  bekriegen  helfen;  und  was  der- 

42* 
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529.  gleichen  dinges  viel  iner  ist,  alles  dahin  gehend,  das  auf  das  arme 
Deutschland  und  die  on  das  gnugsam  beengstigte  kirche  gottes 
besondere  grosse  practicen  und  anschlaege  vor  sein.  Darumb  weiss 
ich  auch  noch  der  unterthenigsten  Schuldigkeit  nach  kein  anders, 
als  sich  zur  defension  in  Zeiten  gefast  zu  machen,  unterthenigst, 
getreulich,  wolmeinend  zu  raten.  . . . Die  anwesende  i.  chf.  g. 

(von  Sachsen)  raete,  mit  welchen  ich  noch  heute  hieraus  geredet, 
befindens  gleich  mir  und  andern  die  höchste  notturft  zu  sein.  So 
hat  pfaltzgraf  Philips  Ludwig,  Wirtenberg,  Baden,  Chuerpfaltz, 
furst.  Christian  zu  Anhalt,  marggraf  Jochim  Ernst  sowol  öffentlich 
im  rate  oder  conventu  evangelicorum  als  auch  ad  partem  hierumb 
erinnerung  und  anmanung  thuen  lassen.“  Den  Churfürsten  von  Sach- 
sen könnte  Churbrandenburg  vielleicht  durch  eine  persönliche 
Unterredung  gewinnen.  Gelingt  dieses  aber  nicht,  so  wäre  doch 
zu  bedenken,  was  andre  Reichsstände  zu  thun  haben,  „da  dan  für 
gewis  an  keinem  meines  unterthenigsten  ermessens  einiger  mangel 
erscheinen  wurde.  Betreffend  aber  das  man  sich  alliier  gewisser 
capitum  vergleichen  und  darueber  ein  jeder  an  seinem  orte  sich 
resolution  und  besebeids  erholen  solle,  sol  ich  e.  chf.  g.  unter- 
thenigst unverhalten  sein  lassen,  das  wir  eins  teils  hiervon  albereit 
Unterredung  gepflogen,  haben  aber  angemerckt,  das  sich  solch« 
on  hohe  und  grosse  gefar  nicht  thuen  lasse.  Den  es  hat  der  aus- 
spa'her  und  kuntschafter  so  viel,  das  nichts  verborgen  bleibt,  wie 
dan  auch  jene,  die  baepstische,  wenig  hinwiderumb  vornemen,  so 
uns  nicht  kunt  wurde,  inmassen  ich  dan  hinter  ein  gantz  protocol 
kommen,  darinnen,  was  ein  jeder  unter  inen  geredet  und  votiret, 
befindlich,  welchs  in  kurtzem  e.  chf.  g.  auch  unterthenigst  zuge- 
fertiget  werden  sol.  Wan  aber  etwas  dergleichen  von  uns  aus- 
keme,  so  wurden  wir  verletzter  Maiestet  beschuldiget,  und  dorft 
man  uns  an  solche  ort  bringen,  aus  welchen  wir  langsam  wider 
leddig  werden  mochten.  Man  trohet  uns  on  das  atbereits  fast 
ungeschewet.  So  weis  man,  wie  es  dem  Boccatio  gangen.  Darumb 
weis  ich  unterthenigst  nicht  zu  raten,  dieses  orts  etwas  im  geringsten 
furzunemen,  zu  dem  das  auch  dies  werck  one  das  one  beisein 

kriegserfarner  nicht  wol  zu  fassen Auch  hielt  ichs,  guedigster 

her,  über  das  unterthenigst  dafür,  das  man  nur  die  unionsnotel, 
wie  die  in  anno  99  zu  Franckfurt  am  Main  bedacht,  . . . durfte 
vornemen,  revidiren  und  gegenwärtigem  statui  accommodiren,  so 
solten  sich  die  meisten  capita,  darauf  das  werck  beruehen  wil, 
leicht  an  die  hand  geben.“  (B.  X nun.) 

März  29.  Der  Churfürst  von  Brandenburg  schreibt 
an  Pruckmann:  seine  (des  Churfürsten)  Räthe  sollen  den  Chur- 
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pfälzern  und  Chursachsen  Folgendes  vorstellen:  'che  man  vom 
Reichstag  abziehe, 1 mögen  die  abziehenden  Gesandten  berathen, 
„was  hinfüro  bei  den  Sachen  zu  thun  sei.“ 2 Nach  ihres  Herren 
Ansicht  solle  man  eine  persönliche  Zusammenkunft  der  evange- 
lischen Churfürsten  und  Fürsten,  die  etwa  in  Erfurt  oder  einer 
andern  sichern  Reichsstadt  abzuhalten  wäre,  beschliessen.  Bei 
derselben  wäre  zu  berathen,  „das  man  in  dieser  algemeinen  gefar, 
so  uns  von  dem  andern  teil  angedrawet  wirt,  besser  zusammen- 
setzen, die  Kai.  Mt.  mit  gesamptem  rate  durch  Schickung  und  der- 
gleichen ires  keiserlichen  ambts  erinnern  und  gegen  alle  faelle  auf 
eine  notwendige  defeusion  und  erhaltung  des  religionfriedens,  wo 
derselbe  ferner  nngefochten  werden  solte,  gedencken  möge/  Wenn 
die  chursächsischen  Gesandten  diesem  Vorschläge  entgegen  sind, 
so  mögen  sie  ihn  wenigstens  ad  referendum  nehmen.  Chur- 
brandenburg wird  dann  ihren  Herrn  durch  eine  persönliche  Unter- 
redung zu  gewinnen  suchen.  Für  den  Fall  aber,  dass  dies  miss- 
lingt, sollen  die  Churbrandenburger  alsbald  mit  den  Churpfälzern 
und  dann  mit  den  Gesandten  der  andern,  wenigstens  der  vor- 
nehmsten protestantischen  Fürsten  sich  soweit  verständigen,  dass 
ihre  Herren  den  Convent  besuchen  werden.  (B.  X mmm.) 

April  7.  Truck  mann  berichtet  an  Churbrandenburg:  er 

habe  Tags  vorher  den  Vorschlag  des  Churfttrsten  den  Churpfäl- 
zern3 und  Chursachsen  mitgetheilt.  Letztere  haben  ihn  bereit- 
willig ad  referendum  genommen. 4 Ersterc  haben  nicht  nur 


1 In  erhem  Schreiben  gleicheu  Datums  trägt  der  Churfürst  seinen 
Reichstagsgesandten  auf,  sich  mit  den  ev.  Fürstengesandten,  oder  auch 
nur  den  Churpfälzern  und  Chursachsen  über  den  Abzug  vom  Reichstage 
zu  vergleichen.  (B.  X mmm.) 

2 Die  Churbrandenburger  schreiben  am  28.  März  an  ihren  Herrn: 
der  Churfürst  meine  in  seinem  Schreiben  vom  16  März,  „das  hernacher 
nichts  übrig  als  die  arma,  da  man  von  hier  unverglichener  dinge  ab- 
rucken solte.“  Allein  wenn  die  Papisten  nicht  schon  zur  Gewalt  ent- 
schlossen seien  — was  freilich  sehr  zu  befürchten  sei  — , so  werde  die 
Zersprengung  des  Reichstags  ihnen  keinen  Anlass  dazu  geben.  Denn 
sie  haben  ihre  ganze  Rechnung  auf  die  zu  bewilligende  Reichsstcuer 
gemacht  und  darauf  schon  gegen  1,600, 000  fl.  geborgt.  Erlangen  sie  nun 
dieselbe  nicht,  so  dürften  sie  „die  arma  wol  ligen  lassen,“  und  hätte 
man  dagegen  den  Vortheil,  dass  der  Kaiser  um  einen  neuen  Reichstag 
anhalten  müsste.  „Indes  aber  unirc  man  sich  . . . soweit,  das  man  sich 
keiner  trennung  ins  künftige  zu  befaren,  ja  das  man  ein  algemeine  in- 
struction  und  ein  algemcines  votum  haben  und  furen  möge,  wan  es  je 
zu  fernem  teegen  kommen  sol.“  (B.  X nnn  ) 

3 d.  h.  dem  Camerarius  allein.  (Bericht  Pruckmanns  vom  15.  April.) 

■*  Er  habe,  bemerkt  Pruckmann,  zugleich  angedeutet,  dass  der  Chr. 

Sachsen,  wenn  er  die  Tagsatzung  nicht  selbst  besuchen  wolle,  seinem 
Bruder  Johann  Georg  bevollmächtigen  möge.  „Dan  ich  sehe  nicht,  wie 
sonsten  das  sauffen  verbleiben  wird.  So  ist  hertzog  Hans  Jurge  viel 


Jan.  12 
bis 

Mai  8. 
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529.  sofort  an  ihren  Herrn  geschrieben,  sondern  haben  auch  unter  sich 
und  Pruckmann  die  Fürstengesandten  vcrtheilt,  denen  sie  alsbald 
Folgendes  vortragen  wollen:  ‘es  mögen  ihre  Herren  auf  Beschrei- 
bung der  weltlichen  Churfürsten  sich  zu  einer  persönlichen  Zu- 
sammenkunft einfinden,  „damit  von  handhabung  des  religionfriedens, 
auch  von  abwendung  dessen,  so  der  Deutschen  politischen  freibeit 
widerlich,  daselbst  Unterredung  angestelt,  und  auch  ein  gewisser 
Schluss  genommen  werden  möchte.“  Sie  (die  Gesandten)  mögen 
über  diesen  Antrag  alsbald  die  Resolution  ihrer  Fürsten  einholen.’  — 
April  15.  Pruckmann  berichtet,  dass  er  den  bezeiebneten  Antrag 
an  die  Gesandten  von  Culmbach,  Anspach,  Lüneburg, 
Coburg,  Pommern,  Würtemberg  und  Baden  gestellt  habe: 
alle  haben  die  Relation  zugesagt  und  — die  Coburgcr  und 
Pommern  ausgenommen  — eine  günstige  Entscheidung  in  Aus- 
sicht gestellt.  Mit  gleichem  Erfolge  haben  die  Churpfälzer 
mit  den  Gesandten  von  Neu  bürg,  Hesse n-Casse  1 , Anhalt 
und  den  Wette  rau  er  Grafen  unterhandelt.  Die  Resolutioucu 
dieser  Fürsten  sollen  direct  an  Churpfalz  und  Churbrandenburg 
gesandt  werden,  da  man  nicht  wisse,  wie  lange  inan  noch  in 
Regensburg  beisammen  bleiben  werde.  Mit  Holstein,  Ilesscn- 
Darmstadt,  Mecklenburg,  Oldenburg  werde  am  besten  direct 
(d.  h.  mit  den  Fürsten  selbst)  gehandelt.  An  die  Braun  Schweiger 
.habe  man  sich  nicht  gewandt,  „wegen  irer  vielfältigen  couversation 
mit  den  Bcirischen  gesanten,“  besonders  aber  weil  I)r.  Rumann 
den  Herzog  von  Baiern  um  seinen  Beistand  in  den  Händeln  gegen 
die  Stadt  Braunschweig  gebeten  habe,  worauf  der  Herzog  geant- 
wortet haben  solle,  er  könne  das  Gesuch  um  so  eher  genehmigen, 
da  er  gleichartige  Händel  mit  Regensburg  habe.  — April  20. 
Pruckmann  berichtet,  dass  willfährige  Erklärungen  bezüglich 
der  vorgeschlagnen  Versammlung  cingelaufcn  seien  von  Ch  urpfalz, 
Anspach  und  Würtemberg.  Culmbach  habe  seine  schliess- 
liche  Erklärung  verschoben,  bis  er  über  die  Entschliessungcn  von 
Churpfalz  und  Chursachsen  unterrichtet  sei.  (B.  X nun.) 

Hiermit  endigen  die  am  Reichstag  selbst  gepflogenen  Verhand- 
lungen über  die  Union.  Neben  denselben  wurden  directe  Verhand- 
lungen zwischen  Churbrandenburg  und  Chursachsen  ge- 
führt. Ersterer  schrieb  am  16.  März  an  den  Churftirsten  von  Sach- 
sen: noch  nie  sei  man  in  dem  Zwiespalt  mit  den  Katholiken  „der 

weniger  mit  den  Pragei)6ibus  zufriden  als  der  churfurst.“  — Dass  die 
Fürsten  mit  möglichst  geringer  Begleitung  erscheinen,  und  alle  Gelage 
ausschliessen  sollten,  hatte  Churbrandenburg  in  seinem  Voi schlage  be- 
sonders betont. 
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gestalt  ad  extrema  kommen,  das  mau  auch  an  religionfriedcn  nicht  Jan.  12 
mcr  verbunden  sein  . . wollen.“  Der  Reichstag  scheine  sich  zer-  g 
schlagen  zu  wollen,  „daraus  dan  endlich  ein  öffentlicher  krieg  und 
jämmerliche  Zerrüttung  unsers  geliebten  vatterlandcs  erfolgen 
möchte.“  Die  Hartnäckigkeit  der  Katholiken,  ihre  immer  fester 
werdende  Einigung,  die  gemeldeten  Rüstungen  des  Papstes  und 
der  Spanier,  während  deren  man  den  Zwiespalt  der  Reichsstünde 
in  der  Schwebe  halte : das  Alles  errege  ihm  grosse  Sorge.  Was 
aber  nun  für  das  Wol  des  Reichs  zu  thun  sei,  darüber  möchte  er 
zunächst  mit  dem  Churfürsten  von  Sachsen  allein  sich  benehmen. 

Er  bitte  ihn  um  Mittheilung,  „was  sie  (e.  1.)  bei  diesem  gefer- 
liehen  zusfant  gesinnet.“  (D.  10210.  5.  Ruch  Reichstagsbändel.) 
Chursachsen  schlug  darauf  dem  Churfürsten  von  Brandenburg  eine 
am  19.  April  in  Anuaberg  zu  haltende  persönliche  Zusammenkunft 
vor.  (Churbrandenburg  an  Chursachsen.  März  30,  April  5.  A.  a.  0.) 

Bei  dieser  besprach  man  sich  über  die  ungrischen  Unruhen,  den 
Reichstag  und  die  Fürstenzusammenkunft.  Hinsichtlich  der  letztem 
konnte  Churbrandenburg  den  Churfürsten  Christian  trotz  aller  Ge- 
genvorstellungen zu  keiner  weitern  Erklärung  bringen,  als:  er 
wolle  über  die  Sache  weiter  nachdenken  und  sich  dann  erklären; 

„hielten  aber  darvor,  es  were  anitzo  gar  nicht  de  tempore.  So 
liefen  sich  die  leufte  so  wunderlich  au,  das  es  nicht  ratsamb  were, 
bis  die  motus  etlicher  massen  gestillet.“  (Churbrandenburg  an 
Pruckmaun.  April  26.  B.  X mmm.)  Als  dann  Churbrandenburg 
ain  15.  Mai  den  Churfürsten  von  Sachsen  um  die  zugesagte  Reso- 
lution bat  (D.  7387  Ev.  Chur-  und  Fürsten  vorgeschlagne  Zusam- 
menkunft), erwiderte  dieser  am  20.:  die  Zusammenkunft  dürfte 
während  des  Streites  zwischen  dem  Kaiser  und  Matthias  bei  diesen 
Verdacht  erwecken.  Da  auch  auf  dem  bevorstehenden  Churfürsten 
tage  zu  Fulda  über  die  Einigung  der  Reichsstände  zu  handeln  sei, 
so  könne  wol  erst  nach  dessen  Ausgang  darüber  borathen  werden, 
ob  die  evangelische  Zusammenkunft  rathsam  sei.  (A.  a.  0.) 

Nach  dem  Bruche  des  Reichstags  erklärten  sich  noch  folgende 
Fürsten  gegenüber  dem  Churfürsten  von  Brandenburg:  Herzog  Johann 
Casimir  von  Sachse n- Cob u rg  (April  29):  er  und  sein  Bruder 
Ernst  seien  mit  der  vorgeschlagnen  Zusammenkunft  einverstanden. 

Dieselbe  werde  aber  um  so  erfolgreicher  sein,  wenn  zunächst  unter 
den  weltlichen  Cburfürsten  eine  Vereinbarung  getroffen  werde. 

Das  Defensivbündniss  sei  nöthig  und  durch  die  güldene  Bulle  er- 
laubt. — Herzog  Ernst  von  Lüneburg  (Mai  29):  er  werde  den 
Convent  besuchen  „woverne  alle  evangelische  chuer-  und  fürsten 
sich  darzue  verstehen,  und  diese  sacken  der  gülden  bullen  . ., 
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529.  auch  gemeinen  beschriebenen  rechten  genieß  gerichtet  werden.“  — 
Landgraf  Moritz  von  Hessen1  (Juni  3):  der  Churfürst  möge,  da 
die  Vereinigung  aller  protestantischen  Stände  dringend  uötbig  sei, 
die  Fürstenversaramlung  „nochmals  befodderu  helfen.“  (B.  X ramm). 

V.  lieber  sonstige  Verhandlungen  des  Reichstags 
ist  zu  vergleichen  Häberlin  XXII  S.  509  fg.  Ueber  die  am  Reichs- 
tag aufgefangenen  Schreiben  und  Gesandten  des  Erzherzogs  Mat- 
thias und  der  ungrischen  Stände  an  die  Stände  des  Reichs  vgl. 
Hammer,  Leben  Khlesls  II  Anh.  S.  79.  Harter  V S.  160  fg.,  192  fg., 
511.  Katona  28  S.  777.  Häberlin  XXII  S.  557. 

t Ueber  des  Landgrafen  Bemühungen  wahrend  des  Reichstags  in 
derselben  Sache  vgl.  sein  Schreiben  an  Heinrich  IV.  Mai  8.  (Rommel, 
correspondance  S.  365.) 

Jan.  530.  Friedrich  IV.  an  Hippolyt  von  Colli. 

1 (5 

Der  Churfürst  hatte  seiner  dem  Churfürsten  von  Brandenburg  ge- 
gebenen Erklärung  gemäss  dem  Hippolyt  aufgetragen,  dass  er,  wenn  er 
merke,  dass  der  niederländische  Friede  zu  Stande  kommen  werde, 
mit  dem  Brandenburger  Gesandten  die  Staaten  befrage,  wie  sie  nach 
dem  Frieden  den  im  Jahre  1605  mit  ihnen  geschlossenen  Vertrag 
auszuführen  gedächten.  Nun  hat  er  dem  Churfürsten  von  Branden- 
burg gerathen,  dass  ihre  beiderseitigen  Gesandten,  ohne  den  Aus- 
gang der  Friedensverhandlungen  zu  erwarten , mit  Barneveit  und 
Dr.  Joachimi,  welche  zu  der  Verhandlung  von  1605  deputirt  waren, 
nicht  nur  über  jene  Fragen  ad  partem  sich  unterreden  möchten, 
sondern  auch  darüber,  ob  und  wie  die  Jttlieher  Sache  in  die 
Friedensbestimmungen  zu  bringen  sei.  Ohne  Zweifel  wird  Chur- 
brandenburg  den  Diskau  diesem  Vorschlag  gemäss  instruiren1, 
wie  denn  auch  Hippolyt  hiermit  den  gleichen  Auftrag  erhält.  — 
Datum  Heidelberg  den  6.  Januarii  a.  1608. 

München  Staatsarchiv  5V7/2  f.  263.  Orig. 

i Der  Churbrandenburger  Gesandte  hatte  in  der  Jülicher  Sache 
keine  Instruction,  wol  aber  Herr  von  Reidt,  der  „von  dem  jungen  herren 
(Joh  Sigismund)  brief  und  befelch“  hatte.  (Colli  an  Churpfalz.  Jan.  18. 
M.  487/24  f.  51.)  Dem  Chf.  Brandenburg,  der  den  Mangel  der  Instruction 
damit  erklärte,  dass  sein  Gesandter  erst  das  Bedenken  von  Churpfalz  zu 
vernehmen  habe,  übergab  Joh.  Sigismund  Anfang  Februar  ein  Memorial, 
nach  welchem  bei  den  niederländischen  Verhandlungen  hinsichtlich  Jü- 
lichs auf  zwei  Ziele  zu  arbeiten  wmre : 1.  Einschluss  der  Jülicher  Lande  in 
den  Frieden,  2.  Rath  und  Beistand  von  Seiten  der  Staaten,  Frankreichs 
Englands  und  Dänemarks  für  den  Fall,  dass  Oestreich  oder  Spanien  sich 
der  Lande  bemächtigen  wollen.  — Der  Churfürst  erwiederte,  er  müsse 
darüber  erst  das  Bedenken  seiner  gerade  abwesenden  geheimen  Räthe 
hören.  (Churbrandenburg  an  Diskau.  Febr.  7.  B.  XXXI V 113  c 2.)  Am 
26.  April  schreibt  der  Churfürst  an  Diskau:  nach  Job.  Sigismunds  An- 
sicht solle  bezüglich  der  Jülicher  Lande  1.  im  niederländischen  Frieden 
bestimmt  werden , dass  dieselben  dem  rechtmässigen  Nachfolger  und 
nächsten  Blutsverwandten  gehören  sollen.  2.  Da  in  dieser  Bestimmung 
keine  Verpflichtung  zu  wirklicher  Hülfe  zu  liegen  scheine,  so  solle  man 
ferner  auf  Mittel  bedacht  sein,  „das  die  hem  Staden  nichts  desto  weni- 
ger unserm  haus  Brandenburg  die  zugesagte  assisteutz  leisten  mögen.* 


Digitized  by  Google 


1608 


665 


Diskau  möge  sich  nun  bei  den  Churpfälzern  und  denjenigen  Mitgliedern 
der  Staaten,  welchen  der  Vertrag  vom  25.  April  1605  bekannt  sei,  erkun- 
digen, ob  mit  jenen  Mitteln  dem  Hause  Brandenburg  gedient  sei,  wie 
der  erwähnte  Vertrag  von  den  Staaten  ausgeführt  werden  könne,  und 
ob  man  es  nicht  erlangen  könne,  dass  in  dem  Frieden  ausdrücklich  der 
ältesten  Tochter  des  H.  Wilhelm  von  Jülich  gedacht  werde.  Nach  dem 
Bedenken,  welches  er  darauf  erhalte , solle  er  sich  richten.  (A.  a.  0.) 
— Johann  Sigismund  bemerkte,  er  werde  in  seinen  Bemühungen  hin- 
sichtlich der  Jülicher  Lande  von  den  vornehmsten  Rathen  seines  Vaters 
geradezu  gehindert  (an  Dänemark.  1608.  Jan.  B.  XXXV  a 2.)  Er  schrieb 
an  die  Herzogin  Marie  Leonore,  die  damals  eifrig  für  den  gütlichen 
Vergleich  unter  den  Interessenten  sprach  und  den  Gebrauch  fremder 
Hülfe  abrieth : der  Kanzler  Löben  habe  ihre  frühem  Gedanken  geändert, 
die  Berliner  Käthe  empfehlen  aber  einen  Vergleich  mit  Abtretung  der 
Hälfte  der  Länder.  Worauf  die  Herzogin  erwiederte,  dass  sie  dies  von 
den  Käthen  noch  nicht  gehört  habe.  (Job.  Sigismund  an  Marie  Leonore. 
O.  D.  Marie  Leonore  au  Job.  Sigismund.  1608  April  24.  B.  XXXV  a 5.) 

531.  Hippolyt  von  Colli  an  Churpfalz,  (z.  Th.) 

Hat  das  Schreiben  des  Churfürsten  vom  16.  Januar  empfangen. 
Colli  hat  mit  Reidt  schon  begonnen,  die  „ Gulchisch  sach  zu 
sollicitiren.“  Oldenbarnevelt  hat  geantwortet,  die  Sache  müsse 
seines  Erachtens  in  Verbindung  mit  der  „generalzusammensetzung“ 
behandelt  werden ; mit  welcher  Antwort  indess  die  Gesandten  nicht 
zufrieden  waren,  „weil  die  Gulchisch c Sachen  die  fürsten  in  gemein 
uicht  betreffen,  seind  auch  a part  gehandelt  worden. ,u  — D.  im 
Gravenhaag  den  25.  Januar  8. 

München  Staatsarchiv  487/24.  Orig. 

1 Ueber  die  Stellung  Frankreichs  in  derselben  Sache  vgl.  Jcannin 
an  Yilleroy.  April  6.  (Jeannin,  negotiations  S.  325.) 

532.  Der  Oberst  Johann  Philipp  Fuchs  an  Anspach. 

Fürst  Christian  von  Anhalt  wird  „gute  dienst  in  der  Zusam- 
mensetzung thun.“  Dieselbe  muss  aber  bald  zu  Stande  kommen, 
damit  „die  anderu  nit  den  vorstrich  bekommen,  und  man  hernach 
umb  das  seinige  kriegen  muß.“  Besteht  man  auf  dem  Beitritt 
aller  evangelischen  Stände,  so  dürfte  gar  nichts  zu  Stande  kom- 
men. Die  Reichsstädte,  besonders  Ulm  und  Rotenburg,  scheinen 
dem  Bunde  nicht  abgeneigt  zu  sein,  während  Nürnberg  nicht  zu 
trauen  ist.  Könnte  der  Markgraf  den  Herzog  von  Würtemberg 
zu  einem  Bündnisse  auch  nur  mit  ihm  allein  bewegen,  so  jedoch, 
dass  dasselbe  mit  dem,  welches  des  Herzogs  Vater  mit  Neuburg 
und  Baden  gehabt,  nichts  zu  thun  hätte,  so  wäre  das  für  ihn  (den 
Markgrafen)  sehr  nützlich.  — Auß  Regenspurg  sub  dato  11.  Fe- 
bruarii  1608. 

Berlin  Unionsacta  V.  Extrael. 

533.  Wolfgang  Wilhelm  Pfalzgraf  von  Neuburg 

an  Anspach. 

Anhalt  hat  in  der  Conferenz  mit  dem  Markgrafen  gcrathen, 
dass  die  Reichstagsgesandten  die  Vereinigung  zu  Stande  bringen;1 
der  Pfalzgraf  schlügt  dagegen  einen  möglichst  zu  beschleunigenden 
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Convent  besonders  bevollmächtigter  Gesandten  vor.  Auf  Anhalts 
Erklärung,  dass  Neuburg  vom  Churfürsten  von  der  Pfalz,  wenn  er 
nur  der  Religion  wegen  versichert  sei,  völlig  befriedigt  werden 
solle,  hat  der  Pfalzgraf  um  so  weniger  Bedenken,  „die  sacken  von 
e.  1.  angedeuter  inassen  zue  reassumiren,“  weil  sein  Vater  Niemanden 
in  seinem  Gewissen  beschweren  will.  Deshalb  übersendet  er  dem 
Markgrafen  ein  Schreiben,  welches  ihm  Anlass  geben  wird,  „die 
Sachen  weiter  anzubringen.“  Am  3.  März  hofft  der  Pfalzgraf  den 
Markgrafen  in  Stuttgart  zu  treffen.  — Neuburg  den  13.  Februar 
anno  1608. 

Berlin.  Vnionsncta  ad  tom.  3.  Eigenh. 

l Ein  Bedenken  Anhalts  (eigenh.  d.  d.  „Ambergk  den  2 Fcbruarii 
a.  1608“)  gieht  über  seine  Absichten  Aufschluss.  In  demselben  heisste«: 
..Die  Zusammenhalt ung  onc  hanthahe  kan  nicht  bestehen.“  Denn  unge- 
achtet der  Protestationen  der  Evangelischen  setzen  die  Widersacher  ihre 
Absichten  durch  Majoritätsbeschlüsse  durch,  zu  deren  gewaltsamer  Be- 
hauptung sie  vom  Papst  und  Spanien  werden  angetrieben  werden.  Sie 
halten  zusammen  und  machen  sich  gefasst ; sicher  werden  sie  „nachmals 
tentiren,  welcher  gestalt  wir  in  effcctu  gefast.  So  weis  man,  das  gabst 
und  Fuentes  wieder  volck  auf  den  beineu,  und  cs  sich  ansehen  lest,  sie 
cs  auf  die  spitz  bieten  durften.  Zu  den  inediis  zur  hanthahe  zu  gelangen, 
gehöret  voluntas,  consilium,  vires.“  Der  gute  Wille  ist  vorhanden,  ,.sie«tf- 
mal  sich  bei  indischen  gedencken  nicht  zutragen,  das  über  einem  so 
wichtigen  subjecto  der  evangelischen  hohen  und  niedrigen  stende  gemutter 
so  einhellig  für  einen  man  bestanden,  und  solches  wieder  alle  zuvorsicht 
der  papisten,  ja  unser  selbst  eigne  vormuttung.“  Man  muss  nun  ohne 
Säumen  durch  Fortsetzung  der  begonnenen  Vereinigung  der  Evangeli- 
schen die  Handhabe  etwa  folgcndermassen  zu  gewinnen  suchen:  Die 
Gesandten  der  weltlichen  Cburftirsten  vereinbaren  ein  Bedcukeu  nach- 
folgenden Inhalts:  die  Churfürsten  sollen  sich  verpflichten,  „hei  diesen 
auf  dem  reichstag  beschlossenen  resolutionibus  (die  dan  in  specie  zu  in- 
seriren)  stantliaftig  zu  bleiben“  Die  übrigen  Stände  sollen  dieser  Ver- 
pflichtung sich  anschliessen.  I)ic  so  Geeinigten  bestimmen  einen  Ab- 
schuss,, der  gleich  nach  dem  Reichstag  über  die  Zusanimenschiessnnz 
eines  Fonds  beschliesst,  damit,  man  sich  hei  jenen  Resolutionen  auch 
vertheidigen  könne.  — Dies  Bedenken  ist  den  Churfürsten  sofort  zuzn* 
senden,  damit  sic  sich  darüber  entschliessen.  Und  wenn  dann  die  Ver- 
einigung also  abgeschlossen  wird,  so  werden  sich  nachher  die  „consiliv 
und  die  „vires“  leicht  finden.  (Bg.  VI  N 16  f.  11) 

534-,  Joachim  Ernst  Markgraf  von  Anspach  an  Fuchs. 

(z.  Th.) 

Das  Begräbniss  des  Herzogs  von  Würtembcrg,  zu  dem  der 
Markgraf  sowol,  wie  Neuburg,  Baden,  Hessen-Darrastadt,  Christian 
Fürst  von  Anhalt,  vielleicht  auch  Churpfalz  kommen  werden, 
scheint  dem  Markgrafen  eine  gute  Gelegenheit  zu  bieten,  um 
„einen  anfang  einer  alliancc  zu  machen.“  Er  wird  dieselbe  eifrig 
benutzen.  „Meine  opinion  ist,  daß  der  reichstag  wird  zerschlagen 
werden,  und  do  die  catholiseheu  nicht  ir  counrge  durch  diese 
geringe  gegensetzung  verloren,  sie  ad  extrema  greiffen  werden. 
Weiß  also  nit,  ob  inen  der  vorstreich  zu  gönnen.“  — Datum  0(noU* 
hach)  16.  Februar  1608. 

Berlin.  Unionsacta  V.  Extract. 
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535.  Bericht  über  die  Verhandlungen  der  Stuttgarter  Mär/ 

* p (i 

F ü r s t e n v e r s a m m 1 u n g.  ° 

Anwesend:  Herzog  Johann  Friedrich  von  Würtemberg. 
Pfalzgraf  Wolfgang  Wilhelm  von  Neuburg.  Markgraf  Georg 
Friedrich  von  Baden.  Fürst  Christian  von  Anhalt.  Markgraf 
Joachim  Ernst  von  Anspach. 

Marz  6. 

Der  Tfalzgraf  Wolfgang  Wilhelm  legt  dem  Markgrafen 
von  Baden  das  Memorial  vor,  nach  welchem  der  Vortrag  hinsicht- 
lich der  Union1  bei  dem  Herzog  von  Würtemberg  zu  halten  sei. 
Dasselbe  wird  geändert  nach  der  Bemerkung  Badens,  dass  die 
Motive  der  Union  besser  ausführt  „und  der  termin  nicht  so  weit 
hinaus  gestellet  werden  sol.“  Der  Markgraf  erklärt  ausserdem: 

„man  hab  sich  einer  generalunion  mit  einander  zu  vergleichen; 
do  ser  gut  were,  dal*  man  zuvor  ex  hac  parte  völlig  mit  einander 
verglichen  were  “ Uebrigens  dürfte  noch  einige  Zeit  hiligehen, 
bis  der  Herzog  von  Würtemberg  eine  gute  Resolution  ertheile.  Es 
sei  sehr  zu  besorgen,  dass  Melcher  Jäger,  der  früher  zu  grosser 
Correspondenz  mit  dem  kaiserlichen  Hof  verdächtig  gewesen  sei, 
die  Unionsangelegcnheit  hindern  werde.  — Mau  beschliesst,  dass 
Wolfgang  Wilhelm  am  folgenden  Tag  mit  dem  Grafen  Eberstein 
und  dann  dem  von  Hutten,  der  Markgraf  mit  Jage**  conferiren 
solle,  um  sie,  da  sie  zur  Berathung  der  Unioussache  gezogen  wer- 
den möchten,  vorher  zu  gewinnen. 

März  8. 

Wolfgang  Wilhelm  erfordert,  da  der  Markgraf  von  Baden 
I unwol  ist,  den  Melchior  Jäger  zu  sich.  Er  stellt  ihm  vor,  dass 
die  Union  dringend  nöthig  sei,  dass  sie  erlaubt  sei  und  um  so 
weniger  Bedenken  habe,  „weiln  sie  zwischen  denjenigen,  so  der 
Atigspurgischeu  confession  sincere  zugethan,“  geschlossen  werden 


1 Es  ist  der  Bund  von  Bekennen»  der  ‘reinen*  Augsburger  Confession 
gerneint,  über  welchen  seit  1602  zwischen  Neuburg,  Würtemberg  und 
Baden  verhandelt  wurde.  Vgl.  darüber  Kitter,  Gesell,  der  Union  B.  II 
(demnächst  erscheinend).  Am  16.  Februar  schreibt  Wolfg.  Wilhelm  an 
Baden:  Auf  die  Nachricht,  dass  der  II.  Würtemberg  am  8.  Febr.  gestor- 
ben sei,  habe  er  und  sein  Vater  es  für  nöthig  gehalten,  „das  das  bewusie 
ein  zeit  hero  mit  nicht  geringem  schimpf  und  gefar  ufgezogene  unions- 
werck  gegen  s 1.  hinderlassenen  eltisten  son  und  successorn,  ehe  und 
dan  8.  1.  etwa  vou  andern  mit  widerwertigen  einbildungen  eingenommen 
werden,  reassumirt  und  der  augenscheinlichen  notturft  nach  zu  völliger 
perfection  gebracht  werde.“  (M.  pf.  34132  f.  134)  Der  Markgraf  erwidert 
am  29.  Februar:  er  werde  zum  Begräbniss  nach  Stuttgart  kommen  und 
hoffe  dort  den  Pfalzgrafen  zu  treffen,  um  mit  ihm  den  Abschluss  der 
Union  zu  befördern.  (A.  a.  0.  f.  139.) 
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535.  solle.  Der  Herzog  von  Würtemberg  werde  sich  um  so  bereit- 
williger zeigen,  „weiln  es  sub  fide  principis  einander  versprochen 
(das  Unionswerk)  und  uf  die  posteritct  gestellt  worden.1  Zu  dem 
befinden  i.  f.  g.,  das  auch  andere,  wo  nicht  vorbeschehen,  bei  sein, 
des  hcrtzogen,  f.  g.  anhalten  werden.  Weiln  aber  diese  union 
eher  geschlossen,  und  billich  den  Vorzug  habe,  darinnen  auch  ex- 
pressc  versehen,  das  sich  kein  unirter  one  der  andern  vorwissen 
in  einige  andere  correspondentz  einlassen  sol,  so  wollen  i.  f.  g. 
verhoffen,  der  hertzog  zu  Wirtenberg  werde  dise  union  vorgehen 
lassen,  bevorab  weiln  die  gemftter  vorhin  in  theologicis  et  politi- 
cis  got  lob  einig.  Weiln  aber  die  andere  unzweifenlich  stark  uf 
ire  intention  dringen  werden,  so  wolle  er  befördern,  das  man  im 
haubtpuncten  bald  resolution  haben  möge.“  Hierauf  Jäger:  „er 
sei  zu  dieser  Sachen  nie  gezogen  worden.“  Er  habe  aber  gehört, 
dass  der  verstorbene  Herzog  von  Würtemberg  Schwierigkeiten 
gegen  die  Union  erhoben  habe,  weil  der  Markgraf  von  Baden  am 
„kaiserlichen  hof  der  papisten  halb  einen  zimlich  beschwerlichen 
revers  von  sich  gegeben.  Weiln  es  aber  bereit  ein  geschlossen 
werck,  so  werde  es  heissen:  man  sol  vortfaren.  Was  er  dabei 
befördern  könne,  das  wolle  er  von  hertzen  gern  thun.  Im  übrigen 
werde  man  sich  der  defension  mit  den  Calvinisten  vergleichen 
müssen,  da  man  dan  wol  ein  solche  moderation  werde  gebrauchen 
können,  damit  es  unpnejudicirlich  sei.“  Der  Pfalzgraf:  „es 
werde  kein  besser  modus  sein,  dan  das  mans  halte,  wie  in  der 
craisverfassung:  die  engere  vereinte  hetten  gleichsam  iren  crais, 
die  Calvinisten  und  Niderstechsische  auch  ieder  teil  seinen  sondern 
crais.  Diese  drei  weren  in  effectu  gleichsamb  ein  corpus.  l'nd 
solcher  gestalt  dürft  man  sich  der  Calvinisten  directorio  nicht  uo- 
dergeben , und  were  merere  Sicherheit  und  existimation  dabei.“ 
Jäger  erklärt  sich  damit  einverstanden.  Er  sagt,  sein  Herr 
„werde  sich  accomodirn.“ 

Hierauf  beginnt  der  Pfalzgraf  ein  gleichartiges  Gespräch 
mit  Eberstein,  das  durch  die  Dazwischenkunft  Badens  unterbrochen 
ward.  Der  Graf  bietet  übrigens  seine  guten  Dienste  an.  2 

1 Dies  geschah  bei  dem  Stuttgarter  Convent  im  Mai  1605,  wo 
Neuburg,  Würtemberg  und  Baden  sich  über  eine  Unionsacte  einigten, 
in  der  jedoch  wesentliche  Bestimmungen  spaterer  Vereinbarung  Vor- 
behalten wurden.  Vgl  Ritter  B.  II. 

Schon  zwei  Tage  vorher  hatte  sich  Wolfgang  Wilhelm  auch  mit 
dem  Hofmeister  Hartmut  von  Hutten  besprochen.  Er  berichtet  darüber 
Folgendes  au  seinen  Vater:  Indem  Hutteu  sich  erbot,  die  vertrauliche 
Correspondenz  zwischen  Neuburg  und  Würtemberg  zu  befördern,  sagte 
er : etliche  suchen  diese  Correspondenz  zu  hindern.  Besonders  ein  vor- 
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Von  Christian  von  Anhalt  besucht,  nehmen  sodann  die  März 
beiden  Fürsten  folgenden  Vortrag  desselben  entgegen:  „s.  f.  g. 
hielten  unnötig  zu  erzelen,  wie  geferlich  sich  itziger  zeit  die  leuf- 
ten  im  heiligen  reich  anliessen,  bevorab  weiln  marggrave  Georg 
Friederich  zu  Baden  hiebevorn  bereit  selbsten  mit  dem  churfursten 
pfaltzgraven  und  sein,  furst  Christians,  f.  g.,  wie  solchem  durch 
eine  zusamensetzung  zu  begegnen,  vertreuliche  conversation  ge- 
pflogen.“ Neuburg  werde  der  Zusammensetzung  auch  nicht  abge- 
neigt sein,  „weiln  das  Tonawerdische  wesen  derselben  (s.  f.  g.) 
etwas  nahe,  und  sie  dabei  nicht  wenig  interessirt.“  Wegen  des 
gegenwärtigen  Beisammenseins  vieler  Fürsten  nun  habe  Churpfalz 
ihm  aufgetragen,  „wo  immer  müglich  einen  anfang  an  solcher 
Union  zu  machen.“  Der  Fürst  verbreitet  sich  über  den  Nutzen 
der  Union  und  die  Gefahr  ihres  Verzugs. 

In  einer  nun  folgenden  Unterredung  des  Pfalz  grafen  und 
des  Markgrafen  über  diese  Werbung  einigen  sie  sich,  dass 
nunmehr  ihr  Anbringen  an  Würtemberg  über  ihre*  engere  Union 
nicht  mehr  zu  verschieben  sei.  Sie  erhalten  Audienz  am  selben 
Tag,  worauf  der  Pfalzgraf  an  die  Händel  bezüglich  Douauwörths, 


nehmer  Mann  (er  meinte  damit  den  Buwinkhausen,  deutete  aber  an, 
„das  dr.  Enslin  auch  deren  einer  sei“),  der  sich  rühme,  „mit  allen  po- 
liticis  conversirt“  zu  haben,  wünsche,  dass  man  sich  mit  den  Calvinisten 
einlasse  Wie  den  Verstorbenen,  so  suche  derselbe  den  gegenwärtigen 
Herzog  zu  bereden,  dass  er  das  Predigen  uud  Schreiben  gegen  die  Cal- 
vinisten verbiete.  Allein  Hutten  habe  dem  mit  Erfolg  widersprochen. 
Unter  dem  vorigen  Herzog  habe  dieser  Mann  die  Geheimnisse  des  Wür- 
temberger  Raths  ausländischen  und  andern  Leuteu  mitgetheilt;  den 
gegenwärtigen  Herzog  habe  er  unter  Versprechung  grosser  Vortheile 
gebeten,  er  möge  ihm  erlauben,  dies  fortzusetzen.  Allein  der  Marscball 
Jacob  Gr.  Eberstein,  Melchior  Jäger  und  Ilutten,  die  der  Herzog  darüber 
berathen  liess,  haben  nicht  dazu  rathen  können.  Denn  da  man  durch 
zu  grosse  Vertraulichkeit  mit  Frankreich  und  Churpfalz  die  andern 
Stände  beleidige  und  zu  viel  Correspondenz  mit  Leuten,  mit  denen  man 
in  der  Religion  nicht  einig  sei,  nicht  rathsam  sei,  so  habe  man  das 
Verfahren  des  H.  Ulrich  und  des  H.  Ludwig  für  das  beste  erachtet.  — 
Darauf  Wolfg.  Wilhelm:  bei  den  gefährlichen  Zeiten,  der  gar  starken 
Macht  und  dem  Eifer  der  Papisten  sei  es  nöthig,  „etzlicher  massen  . . 
sovil  salva  religione  et  conscientia  geschehen  möge,  mit  den  Calvinisten 
zu  correspondiren.“  Vorher  aber  müssen  die  aulrichtigen  Bekenner  der 
Augsburger  Confession  sich  unter  einander  verbunden  haben,  wie  ja  auch 
ohne  Zweifel  die  Calvinisten  „ire  separat a privata  consilia  haben  werden.“ 
Ein  solcher  Bund  sei  wol  vorbereitet,  und  Mittel  zu  seinem  Abschluss 
seien  zu  finden.  Er  hätte  sich  dann  wieder  mit  dem  calvinistisclien 
Bunde  zu  einigen,  dass  man  „uf  begebende  notfiel . . treulich  zusammen- 
setzen solte.“  Christian  F.  Anhalt  werde  gegenwärtig  den  H.  Würtem- 
berg  auf  seine  Seite  zu  ziehen  suchen.  Wenn  man  sich  aber  einzeln 
mit  den  Calvinisten  verbinde , so  werde  man  in  ihre  Abhängigkeit  gera- 
then.  — Diese  Vorschläge  gefielen  dem  Hutten  ; er  rieth,  sie  seinem  Herrn, 
der  ihnen  wol  geneigt  sei,  vorzutragen  (M.  pf.  341/32  f.  1Ü5.) 
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535.  Kaisersheims,  des  Hirschberger  Landgerichts,  der  würtembergischen 
und  badischen  Session,  der  bedrohlichen  Schriften  und  am  Reichs- 
tag geführten  Reden  der  Katholiken  erinnert:  aus  diesem  allem 
erhelle  unzweifelhaft,  dass  die  Gegenpartei  entweder  ganz  verblen- 
det, „oder  auch  dermassen  bereit  gefast  sei,  das  er  (der  gegenteil) 
mereres  nicht  wünsche,  als  uns  zu  reizen  und  dardurch  seinen 
grim  an  uns  auszulassen  ursacli  zu  nemon.“  Es  sei  daher  dringend 
nöthig,  dass  nicht  allein  die  früher  zwischen  Würtemberg,  Baden 
und  Neuburg  geschlossene  Union  bekräftigt,  sondern  auch  die  noch 
unverglichenen  Artikel  derselben  (von  denen  ein  Verzeichniss  über- 
reicht wird)  erledigt  werden,  und  dass  man  andere  Bekenner  der 
reinen  Augsburger  Confession  zu  der  Union  hinzuziehen  trachte. 
Der  Herzog  erwidert:  „das  fürst  Christian  wegen  Churpfalz  fast 
gleiches  anbringen  vor  mittag  bei  s.  f.  g.  gethan.“  Er  bitte  sich 
ein  wenig  Zeit  aus,  um  vor  seiner  Resolution  genauem  Bericht 
einzunehmen.  „Sie  (s.  f.  g.)  lietten  je  zuvor  nichts  darumb  ge- 
wust,  ehe  und'dan  m.  g.  fürst  und  her  hiebevorn,  als  sie  zu  Xeu- 
burg  gewest,  die  Verhinderung  des  wercks  gegen  s.  f.  g.  geandet; 
da  sie  dan  den  Sachen  nachgefragt  und  befunden,  das  die  fur- 
nembste  Verhinderung  der  revers  gewest,  den  des  marggraven  zu 
Baden  f.  g.  vor  diesem  zu  Prag  von  sich  g«  geben,  darinnen  sie 
sich  den  papisten  zu  weit  submittirten.“  Darauf  der  Markgraf 
von  Baden:  dies  Bedenken  sei  ihm  nie  vorgebracht.  In  dem 
Revers  stehe  nichts,  als  dass  er  die  fragliche  Sache  am  kaiserlichen 
Hof  ausführen  und  inzwischen  nichts  in  der  Religion  ändern  wolle. 
Der  Herzog:  der  Markgraf  werde  seinen  Schritt  verantworten, 
und  man  sich  leicht  vergleichen  können.  Uebrigens  müsse  er 
(der  Herzog)  die  Unionsangelegenheit  erst  der  Landschaft  mit- 
theilen, die  jedoch  kein  Bedenken  dabei  haben  werde.  Der 
Pfalz  graf  bemerkte:  man  werde  auch  auf  die  Erweiterung  der 
Union  bedacht  sein  müssen  und  „darnach  sehen,  wie  man  sich 
mit  den  Calvinisten  in  ein  generalunion  einlassen  wolle . . . l’ber 
das  so  hab  furst  Christian  zu  Anhalt  und  der  marggrav  zu  Bran- 
denburg bereit  wegen  Churpfaltz  bei  beiden  i.  f.  gg.  anbringens 
gethan,  sie  sich  aber  one  des  hertzogen  zu  Wirtemberg  vorwissen, 
als  welchen  sie  der  union  bereit  incorportirt  achteten,  nichts  erkleren 
wollen.  Dieselben  wurden  sonder  zweifei  noch  bei  itziger  zusaraen- 
kunft  stark  in  sie  dringen,  derowegen  Wirtemberg  den  Sachen  umb 
sovil  desto  mer  nachgedencken  und  sich  ehist  resolviren  wolle, 
damit  man  sich  gegen  den  andern  realiter  erkleren  möge.“  Der 
Herzog:  er  wolle  ungesäumt  einen  Landtag  aussekreiben.  Vor 
Ostern  aber  werde  seine  Resolution  kaum  erfolgen  können. 
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Auf  die  Bemerkung  Badens,  man  möge  dies  „den  andern 
(Anhalt  und  Anspach)  anzeigen  und  sie  biß  dahin  zur  gedult  wei- 
sen,“ beschliessen  sodann  die  drei  Fürsten,  „das  furst  Christian 
die  Vertröstung  zu  thun , daß  man  sich  der  vorgeschlagenen  zu- 
samenkunft  und  zusamensetzung  halb  alsbald  nach  erfolgter  Wir- 
tembergischer  resolution  gegen  s.  f.  g.  erklcren  wolle.“ 

Diese  Erklärung  wird  dem  Fürsten  von  Anhalt  noch  an  dem- 
selben Tage  von  Wolf  gang  Wilhelm  und  Baden  mitgetheilt. 
Fürst  Christian  erwidert:  er  habe  eine  bessere  Resolution 
erwartet,  weil  er  den  Herzog  von  Würtemberg  „vor  mittag  zu 
solcher  union  nicht  ungeneigt  befunden,“  weil  er  auch  den  Mark- 
grafen von  Baden  für  wol  geneigt  dazu  gehalten  habe,  und  weil 
Neuburg  der  Gefahr  am  nächsten  sei.  Er  habe  schon  einen  Unions- 
entwurf bereit;  er  bitte  nochmals  um  Resolution.  Darauf  der 
Pfalzgraf:  „die  queestio  an?  sei  bereit  erledigt,  und  beruhe  allein 
nf  der  frag  quomodo?“  Ihm,  wie  dem  Markgrafen  sei  die  Verzö- 
gerung nicht  zuzuschreiben.  Fürst  Christian:  „sie  (s.  f.  g.) 
kenneten  iren  berren  den  churfürsten,  wan  derselb  ein  ding  lang 
mit  eiver  triebe,  und  es  wolte  doch  uit  vortgehen,  so  werde  er 
verdrossen.  Wan  man  die  sach  noch  lenger  suspendirn  wolle, 
werden  es  s.  chf.  g.  übel  aufnemen  und  villeicht  gar  davon  ab- 
lassen.  Und  da  er  seinem  hern  raten  solle,  so  wolte  er  raten, 
ein  auder  resolution  zu  nemen,  dan  es  inen  in  andere  weg  an 
Versicherung  irer  Sachen  nit  mangele.“ 


März 

G-9 


Nachdem  Anhalt  den  beiden  Fürsten  auf  ihren  Wunsch  das 
Unionsconcept, 1 „so  nur  uf  zwei  bietlein  geschriben  gewest,“  mit- 
getheilt hat,  treten  sie  zur  Berathung  desselben  ab.  Sie  finden 
darin  nur  das  bedenklich,  „daß  der  religion  gedacht  und  das  lestern 
und  schmehen  darinnen  zu  verbieten  begert  würt,  welches  suo 
modo  auch  geschehen  könte.“  Nachdem  sie  sich  mit  Würtemberg 
benommen  haben,  zeigt  der  Pfalz  graf  in  ihrer  aller  Namen  dem 
Fürsten  Christian  an,  man  finde  in  dem  Concept  nichts  Bedenk- 
liches, wünsche  aber  weitere  Aufschlüsse,  „w  ie  eines  und  das  ander 
anzustellen.“  Diese  verspricht  der  Fürst  zu  geben,  wenn  er  sich 
Bescheid  erholt  habe. 


1 Eiu  Unionsconcept,  welches  Anhalt  während  dieser  Verhandlungen 
dem  Enzlin  „zur  nachrichtung“  übergab,  stimmt  mit  dem  im  Jahr  1GOG 
verfassten  (vgl.  die  Zusammenstellung  der  l’nionsaclen  am  Schluss),  nur 
dass  die  Stellen,  welche  Würtemberg  bei  der  Conferenz  mit  Churpfalz 
im  Mai  1G07  auszulassen  oder  zuzusetzen  begehrt  hatte,  hier  ebenfalls 
ausgelassen  oder  zugesetzt  sind.  Desgleichen  ist  die  ganze  Stelle,  die 
Frankreichs  Stellung  zu  dem  Bunde  betrifft,  ausgelassen.  (St  Unionsacta  11.) 
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535.  Marz  9. 

Würtemberg  erklärt1  dem  Wolfgang  Wilhelm  und  Mark- 
grafen von  Baden:  Eine  Union,  wie  die  am  9.  Mai  1605  zu  Stutt- 
gart geschlossne,  ist  nötliig  und  hat  der  Herzog  gegen  die  damals 
verfasste  Bundesacte  keine  besondern  Bedenken.  Er  kann  sich 
aber  hinsichtlich  dieser  Union  erst  nach  nächsten  Ostern  schliess- 
lich erklären.  Wird  inzwischen  Neuburg  oder  Baden  thätlich  an- 
gegriffen, so  wird  der  Herzog  seine  Zuneigung  zu  ihnen  durch  die 
That  beweisen.  Der  Herzog  ist  damit  einverstanden,  dass  Neuburg 
inzwischen  auch  mit  Ulm  wegen  seines  Eintritts  in  die  Union 
verhandle. 1 Bei  dem  nächsten  Gesandtenconvent  sind  die  noch 
unverglichnen  Puncte  der  Union  zu  erledigen,  und  ist  zu  berathen, 
„waO  sich  mit  einnemung  der  andern  Calvinischen  reichsstaend  zu 
verhalten.“ 

Hierauf  Conferenz  der  beiden  Fürsten  mit  Melchior  Jäger. 
Derselbe  erklärt:  in  der  Landschaft  haben  die  Prälaten  das  grösste 
Ansehen,  und  diese  werden  der  Union  nicht  entgegen  sein.  Man 
redete  sodann  über  die  unerledigten  Puncte.  Jäger  bemerkt  schliess- 
lich, „es  seien  die  Sachen  leichter  expedition.“ 

München  Staatsarchiv  pf.  341,32  f.  168.  Cpt.  Neuburg. 

t Das  Original  dieser  Erklärung  M.  pf.  341/32  f.  200. 

Demgemäss  trug  Wolfgang  Wilhelm  bei  seiner  Rückreise  am 
12.  März  den  Bevollmächtigten  der  cAeltern  und  Geheimen'  der  Stadt 
Um  im  Namen  von  Neuburg,  Würtemberg  und  Baden  persönlich 
vor:  bei  seinen  Unterredungen  mit  Würtemberg  und  Baden  habe 
man  es  für  nölhig  gehalten,  die  vorher  zwischen  ihnen  verhandelte 
Union  durch  Feststellung  der  noch  unerledigten  Puncte  zum  Abschluss 
zu  bringen  und  zu  dem  Zweck  baldigst  eine  Versammlung  der  Fürsten 
in  der  Person  oder  ihrer  lläthe  zu  halten.  Diesen  Tag  möge  Ulm  gleich- 
falls beschicken.  Die  Abgeordneten  erwiderten,  dass  die  ‘Aeltern  und 
Geheimen'  die  Tagsatzung  beschicken  und  sich  so  erzeigen  werden,  dass 
ihr  Eifer  für  die  L'nionssache  zu  erkennen  sei.  Sie  empfahlen  beson- 
ders, weil  von  den  im  schwäbischen  Kreis  gelegenen  ev.  Städten  wenig 
zu  erwarten  sei,  die  Zuziehung  anderer  vornehmer  Städte,  wie  Nürnberg 
und  Strassburg,  zu  der  Union.  (Protoc.  M.  pf.  341/32  f.  204  ) 

März  536.  Joachim  Ernst,  Markgraf  von  Anspach  an  Fuchs. 

In  der  nach  Empfang  dreier  Schreiben  des  Fuchs  gehal- 
tenen Besprechung  mit  Fürst  Christian  von  Anhalt  befand  der 
Markgraf,  dass  es  sich  um  drei  Dinge  handle:  1.  ein  Bünd- 

niss  der  vornehmsten  evangelischen  Churfürsten  und  Fürsten, 
nämlich  Churpfalz,  Neuburg,  Anspach,  Culmbach,  Würtemberg, 
Hessen,  Baden,  Anhalt,  mit  Zuziehung  einiger  vornehmer  Reichs- 
städte. — Dies  ist  dringend  nüthig,  und  zum  Abschlüsse  desselben 
wird  nach  Anhalts  Bericht  der  Churfürst  von  der  Pfalz  eine  bal- 
dige persönliche  Zusammenkunft  betreiben.  Einige  Vorbereitungen 
zu  dem  Convent  sind  unter  den  in  Stuttgart  anwesenden  Fürsten 
gemacht.  Der  Churfürst  wird  sich  auch  um  die  Zuziehung  von 
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Nürnberg,  Ulin  und  Strassburg  bemühen.  2.  Eine  „privatunion“ 
zwischen  wenigen  Fürsten,  als  da  sind  Neuburg,  Würtemberg, 
Baden.  Zu  einer  solchen  ist  in  Stuttgart  ebenfalls  ein  Anfang 
gemacht.  „Aber  man  hat  doch  alsbalt  vermercket,  woher  solche 
Sachen  iren  aufang  genommen,  derenthalben  dan  nachmals  solche 
vor  dißmal  verschoben  und  alles  allein  uf  die  verhoffentliche  alge- 
meine verein  gesetzt  . . worden.“  3.  Die  von  Fuchs  erwähnte 
angestrebte  Vereinigung  der  Hansestädte  mit  Zuziehung  der  Grafen 
und  Herren  der  Wetterau  und  der  fränkischen  Ritter.  Anhalt  wird 
bei  Churpfalz  sich  bemühen,  dass  die  Bestrebungen,  soweit  sie  die 
Grafen  und  Adclichen  betreffen,  durchkreuzt  werden.  — Fuchs 
kann  bei  Gelegenheit  erklären,  er  solle  mit  den  Hansestädten  (aber 
nicht  mit  den  Grafen  und  Adelichen)  in  dieser  Bundessache,  der 
sein  Herr  wol  gewogen  sei,  gute  Correspondenz  halten.  — Datum 
Stutgart  deu  28.  Februari  a.  1608. 

Berlin.  Unionsacla  V.  Cpt. 

537.  Protocoll  churpfälzischer  Rathssitzungen. 

„4.  Martii  608.  Zu  hove.“ 

Anwesend:  Fürst  Christian  von  Anhalt,  Grosshof- 
meister, Kanzler,  Plcssen. 

Anhalt  berichtet  über  seine  Verhandlungen  in  Stuttgart, 
welche  betrafen  1.  Ratification  der  zwischen  Churpfalz  und  dem 
verstorbenen  Herzog  von  Würtemberg  geschlossenen  Einigung. 
2.  die  allgemeine  protestantische  Union.  — In  Bezug  auf  den  ersten 
iJunct  hatte  der  Herzog  von  Würtemberg  gewünscht,  mau  möge 
ihm  mit  seiner  Erklärung  darüber  noch  etwas  Zeit  lassen.  Man 
betiudet , dass  diesem  Begehren  Rechnung  zu  tragen  sei.  — In 
Betreff  des  zweiten  Punctes  tritt  man  in  die  Berathung  ein  über 
den  in  Stuttgart  vom  Fürsten  vorgelegten  Unionsentwurf  und  über 
die  Verwirklichung  der  Union,  anknüpfend  an  die  in  Stuttgart  ge- 
thaue  Aeusserung  des  Pfalzgrafen  Wolfgang  Wilhelm,  dass  der 
Entwurf  mehr  in’s  Einzelne  eingehen  und  besonders  das  Direc- 
torium  bestimmen  solle. 

Der  Kanzler:  man  muss  erst  einig  sein,  dass  man  sich  zum 
Zwecke  der  „eonservatio  suorutu  statuum“  verbünden  wolle,  ehe 
man  die  Frage  über  das  Directorium  entscheidet.  Denn  dies  ist 
ein  Punct,  „der  das  werck  durfte  verhindern.“  Plessen:  „die 
unionsnotul  sei  uf  guten  bedacht  gestelt  und  damals  rationes  an- 
gezeigt, warumb  man  nicht  andere  puncten  einziehen  wollen  . . 
Das  es  mit  dem  directorio  sein  woge  (sic?),  hielte  er  nicht  ratsam 
sonder  das  das  gantze  werck  dardurch  zerschlagen.  Solte  es  uf 
ein  Zusammenkunft  nicht  zu  setzen  sein.  Besorge  er,  man  werde 
nichts  verrichten  und  groß  geschrei  machen.  In  der  notul  hette 
man  sonderlich  uf  den  nervum  gesehen,  weiln  es  jederzeit  daran 
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537.  gestossen,  wie  zu  Franckfurt  und  anderswo.  Solches  were  auch 
ins  kunftige  zu  befaren,  und  jeder  sein  köpf  auß  der  schlingen 
ziehen  wollen.  Sehe  nicht,  wie  die  rationes  umgestossen,  man 
wolle  den  sine  nlla  spe  handlcn.  Wüste  nicht,  mit  wem  man  solle 
bandien,  ln  werendcm  reichstag  schwerlich.  Die  von  Baden  vor- 
geschlagene (union)  belangeut,  wüste  er  nicht,  ob  sie  darzu  wur- 
den verstehen;  sei  ein  weitleuftig  werck:  sein  Neuburg,  da n Baden, 
Onolzbach,  Culmbach,  Hessen.  Neuburg  betreffend,  bette  sein  son- 
derbaren verstaut.  Union  unmuglich,  es  were  den  zu  einer  lant- 
rettung  gemeint.  Aber  were  alsdan  von  gelt  zu  reden,  da  sie 
nicht  an  denken,  sondern  vom  directorio  den  anfang  . . . Union, 
wäre  ufrechte  Vergleichung  ein  desperirt  werck,  sonderlich  mit 
Neuburg  und  Baden.  Vors  erste  lantrettung  zu  tradieren,  welche 
Wurtembergische  nicht  wurde  hindern.  Ulm,  Straßburg  darzu  zu 
ziehen,  item  Zweibrucken.  — Proponiere  solches  wegen  der  union. 
Soviel  diese  belangent  zweierlei  pericula:  erstliehen  von  papistischen 
ingemein.  Da  were  dieses  gut.  Secundo  der  Spaunischen  abzug 
in  Niderlanden.  Konto  deswegen  auch  ein  landesrettung  angestelt 
werden.  Konten  auch  papisten  darzu  gezogen  werden,  als  Meinte, 
Trier,  Wormbs,  Speier.  Weiten  sie  es  tliun,  wol  gut.  Da  nicht, 
konte  inen  das  volek  zugeschicket  werden,  und  wüste  mau  sich 
gegen  inen  zu  verhalten.  Dieses  were  zu  eiuem  anfang  uud  prin- 
cipalpr Reparation.  Dasselbig  nicht  hoch  zu  spannen,  damit  man  es 
nicht  zerschlage  . . . Diese  landesrettung  were  nur,  bis  man  zu 
besserer  Verfassung  keine  . . . Pfaltzgraf  Neuburg  wil  Keißheimb, 
und  Baden  Castellaun  darin  gezogen  liaben,  quod  impossibüe." 
Gross  ho  fme  i s t e r:  Von  dem  brandenburgischen  Vorschlag,  dass 
die  Fürsten  der  Union  wegen  persönlich  Zusammenkommen  sollen, 
ist  kaum  etwas  zu  erwarten.  „Da  aber  ein  Verfassung  ander  deu 
benachbarten  geriete,  were  der  beste  weg.“  Die  Frage  über  das 
Directorium,  wenn  zu  Anfang  aufgeworfen,  wird  das  Unternehmen 
scheitern  machen.  Bezüglich  der  Landrettung  könnte  man  das, 
was  in  Gekringen  begonnen  war,  wieder  aufnehmen.  „Durch  laut- 
rettuug  das  directorium  bei  dem,  der  angegriffen.  Da  aber  drei 
zumal  angegriffen,  were  das  directorium  zweifelhaftig.  Das  beste,  das 
zwischen  den. benachbarten  eine  lantrettung  verglichen.  Directorii 
wegen  werde  es1  schwerlich  zu  erhalten  sein.“ 

Anhalt:  man  muss  sich  vereinigen,  weil  „jetzo  die  pontiticii 
mit  hitzigen  consiliis  Vorgehen,“  und  weil  Neuburg  besondere  Ver- 
bindungen anknüpft.  Letzterer  hat  schon  mit  Würtemberg,  Baden. 
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Hessen-Darmstadt  und  etlichen  Städten  angeknöpft,  vielleicht  auch 
durch  Würtemberg  mit  Sachsen  und  Brandenburg,  durch  seinen 
Sohn  August  mit  Dänemark.  „Machen  also  ire  Sachen  starck.  Da 
(man)  solchen  nicht  per  generaliora  bevorkom,  dorften  sie  noch 
sterker  werden.  Uebrigens  kann  man  abwarten,  wie  der  Reichs- 
tag sich  anlässt,  und  ob  Erklärungen  von  Würtemberg,  Baden  und 
Neuburg  erfolgen.  Inzwischen  muss  man  sich  über  Folgendes  ent- 
schliessen:  a.  über  den  Zweck  der  Union.  Einzelinteressen,  z.  B. 
die  Kaisersheimer  Sache  sind  nicht  als  Zweck  der  Union  aufzu- 
stellen, sondern  ganz  allgemein:  „das  man  vor  einen  man  wolte 
stehen,  wan  man  solte  von  pontificiis  angegriffen  werden.“ 
b.  Ueber  eine  persönliche  Zusammenkunft  der  Fürsten,  c.  Ueber 
die  wesentlichen  Artikel  der  Union.  — Kommt  es  zu  Verhand- 
lungen über  das  Directorium,  so  unterscheide  man  zwischen  der 
Dircction  in  Friedenszeiten  und  der  im  Krieg.  Erstere  wird  man 
dem  Churfürsten  von  der  Pfalz  wahren  können,  letztere  lässt  man 
unentschieden. 

Manchen  Staatsarchiv  549/7  f.  70.  Orig. 

538.  Friedrich  IV.,  an  Erzherzog  Maximilian  von 

Oestre  ich. 

Wenn  der  Kaiser,  wie  ihm  gerathen  werden  soll,  das  Pressburger 
Bündniss  mit  Gewalt  rückgängig  zu  machen  unternähme,  so  wäre 
Ungarn  und  Oestreich  sowol,  wie  das  Reich  auf’s  höchste  bedroht. 
Bei  so  gefährlichen  Aussichten,  durch  welche  auch  „andere  wol- 
bedachte  consilia  mercklich  gehindert  werden  können,“  bittet  der 
Churfürst  den  Erzherzog  um  sein  Gutachten,  „wie  solchem  hoch- 
geferliclien  wesen  . . vorgebaut  werden  möcbt.“  Er  ist  bereit, 
neben  andern  das  seinige  zur  Ordnung  der  üblen  Verhältnisse  zu 
thun.  — Datum  Heidelberg  den  11.  Martii  a.  1608. 

München  Staatsarchiv  547/5  f.  371.  Cpl. 

539.  Aufzeichnungen  des  Fürsten  Christian  von  Anhalt 
über  seine  Conferenzen  mit  Erzbischof  Schweikhard 

von  Mainz.1 

„Den  17.  Martii  1608.“ 

Anwesend:  Der  Erzbischof,  Anhalt,  Obersthofmeister 
von  Elt  z. 

Anhalt:  Churpfalz  bitte  1.  hinsichtlich  der  ungarisch-östreichi- 
schen  Sachen  den  Erzbischof  um  Nachrichten  und  sein  Gutachten. 

i Der  Erzb.  Mainz  hatte  dem  F.  Anhalt  am  3.  März  den  Wunsch 
einer  persönlichen  Besprechung  vornehmlich  über  die  niederländischen 
Friedensverhandlungen  ausgesprochen,  (an  Anhalt.  Bg.  1 F 1;  228  f.  8.) 
Anhalt  erwiderte  darauf  am  14.  März,  er  sei  vorläufig  an  einem  Besuche 
des  Erzbischofs  gehindert.  Zugleich  bemerkte  er:  „die  mutation  mit 
Ungarn  bedarf  eines  grosen  aufsehens,  damit  nicht  furgelauffene  vor- 
trautte  cousilia  gehindert  oder  wegen  vorkurtzung  eines  patrimonii  gar 
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539.  Er  besorge  sehr,  „das  die  gefar  zunemen  und  eilender  all*  gut 
un6  über  den  hals  kommen  mochte.“  2.  Hinsichtlich  der  Succes- 
sion  im  Reich  verharre  Churpfalz  „bei  denselben  consiliis;  ooe, 
weil  das  werek  mit  Mattia  darzu  keme,  musteu  sie  (Pfalz)  bekennen, 
das  die  difficulteten  mit  dem  patrimonio  nicht  geringer,  dargegen 
das  mau  des  Maximiliani  vorgewissigung  etwas  iucertior  wurde. 
Pfalz  hielte  für  eine  notturft,  das  man  sich  in  diesem  puncto  zu 
vorgewissigen.“  Zwischen  den  östreichischen  Erzherzogen  solle  ein 
Vertrag  geschlossen  sein,  in  welchem  „M&tti&s  zum  maiorasco 
declariret,  und  ime  für  andern  die  promotion  ad  dignitateru  iraperii, 
so  viel  an  inen,  zugesagt  wirt.“  3.  Wenn  Unruhen  im  Reiche  ent- 
stehen und  dabei  die  Hülfe  fremder  Mächte  nachgesucht  werden 
sollte,  so  seien  vor  allem  die  den  Grenzen  benachbarten  Lande 
von  Churpfalz,  Churmainz  und  Churtrier  bedroht.  Dieselben 
dürften  im  Falle  eines  niederländischen  Friedens  von  den  Einfällen 
und  Durchzügen  des  entlassenen  Kriegsvolks,  besonders  wenn  es  sich 
nach  Ungarn  zöge,  getroffen  werden.  Darum  könnte  zwischen  den 
genannten  Churfürsten  und  andern  benachbarten  Ständen  eine  Land- 
rettung geschlossen  werden.  Darauf  Churmainz:  Anhalt  möge 
seine  Ansicht  in  den  vorgebrachten  drei  Puncten  zunächst  mit- 
theilen. Ueber  den  erwähnten  östreichischen  Vergleich  habe  ihm 
ganz  kürzlich  der  Pfennigmeister  Welser  ganz  gleichlautende  Mit- 
theilungen gemacht  und  dabei  ferner  gesagt:  „Mattias  hette  impe- 
ratori  den  possen  gerissen,  das  er  die  brieffe,  darinnen  die  keiser- 
lichen  geheimen  rete  der  conditionuin  erinnert  werden , hinder- 
halten, und  obwol  plenipotentia  nicht  geleugnet  werden  konte,  so 
lauttete  doch  die  instruction  aulHrucklich  auf  die  conditiones,  all* 
den  punctum  religionis  und  der  festungen  halber,  ausser  welcher 

vorendert,  und  die  praeiudicia,  so  man  Vorkommen  wollen,  unvorsebens 
zugezogen  werden  mochten.“  (A.  a.  0.  f.  10.)  Darauf  antwortete  der 
Erzbischof  am  Z4.  März:  das  Schreiben  des  Fürsten  bestärke  seinen 
Wunsch  einer  persönlichen  Unterredung  mit  ihm.  (A.  a.  O f.  6.)  — 
An  demselben  Tage  schrieb  Cburpfalz  an  Churmainz:  Etliche,  die  mehr 
auf  ihren  als  den  gemeinen  Nutzen  sehen,  sollen  dem  Kaiser  ratheu. 
das  Pressburger  Bündniss  gewaltsam  rückgängig  zu  machen.  Die  Folge 
eines  solchen  Unternehmens  würde  sein  Verwüstung  der  Laude  des 
Kaisers  und  zugleich  vermuthlich  eine  solche  Verwirrung  im  Reich,  dass 
den  Türken  und  andern  die  lang  gesuchte  Gelegenheit  zur  Zerreissoog 
desselben  und  zur  Vertilgung  seiner  Freiheit  geboten  würde.  Deshalb 
haben  vornehmlich  die  Churfürsten  auf  Mittel  zu  gedenken,  wie  der  an- 
gedeuiete  Streit  durch  friedlichen  Austrag  zu  verhindern  sei.  l'eber 
solche  Mittel,  und  was  in  der  Hinsicht  beim  Kaiser  und  der  andern 
Partei  anzubringen  sei,  möge  der  Erzbischof  nachdenkeu.  Er  (der  Chur- 
fürst) werde  nächstens  einen  seiner  Vertrauten  zu  ihm  senden,  um  mit 
ihm  darüber  zu  verhandeln.  (M.  547/5  f.  576.)  — Die  Verhandlung 
zwischen  Anhalt  und  Mainz  fand  in  Aschaffenburg  statt. 
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assecuration  Mainz  bekennen  muste , das  dem  frieden  wenig  zu 
trauen.“  Die  Werbungen  des  Kaisers,  wenn  solche  Vorgehen,  ge- 
schehen wol  zu  dessen  Verteidigung ; denn  um  den  Matthias  an- 
zugreifen, dazu  scheinen  seine  Mittel  zu  gering  zu  sein. 

Anhalt:  Im  Aufträge  von  Churpfalz  könne  er  Folgendes 
erinnern:  1.  Es  sei  billig,  dass  man,  von  lSjährigem  Krieg  und 
innern  Empörungen  erschöpft,  nachdem  überall  Misstrauen  und 
Verbitterung  überhand  genommen,  den  Frieden  zu  erlangen  und 
ihn.  da  er  vom  Kaiser  schon  ratificirt,  von  den  östreichisehen  Ständen 
garantirt  sei  zu  erhalten  suche.  „Hic  demoustravi  evidentia  peri- 
cula  et  praeiudicia,  so  nicht  ausbleiben  können,  (falls  der  Friede 
umgestossen  werde)  et  dixi  de  propositione  cum  Bavaro,  und  was 
darauß  entstehen  wurde.“  Man  habe  dem  Kaiser  nach  des  Chur- 
fürsten Ansicht  von  Gewaltmassregeln  abzurathen.  Ob  dies  aber 
durch  eine  Collegialversammlung,  oder  durch  eine  Gesandtschaft 
oder  ein  Schreiben  bloss  etlicher  Churfürsten,  oder  durch  den 
Erzbischof  in  Person  geschehen  solle,  darüber  möge  letzterer  sich 
erklären.  2.  Die  Convention  der  östreichisehen  Erzherzoge  wird 
dem  Erzbischof  abschriftlich,  wie  der  Churfürst  sie  erhalten  hat, 
übergeben.  „Stunde  darauf,  ob  für  gut  gehalten,  mit  Maximiliano 
etwas  darauß  oder  auch  von  den  Ungrischen  Sachen  zu  discur- 
riren  uf  vorhergehende  weise,  insonderheit  auf  vorgewissigung 
seiner  person  und  der  churfürsten  intention.  — Hab  hierneben 
berichtet,  warumb  ich  diese  Sachen  hei  Churbrandenburg  noch 
nicht  anbringen  können.  — Entliehen  für  meine  person  furgeschlagen, 
ob  es  nicht  vielleicht  itzo  die  rechte  zeit,  imperatorem  zu  ge- 
winnen \ zur  succession  zu  verstehen,  ratione  proprim  conservatio- 
nis,  autoritatis,  die  stende  wiederumb  an  sich  zu  ziehen,  et  vin- 
dictae  contra  Mattiam,  wie  ichs  P(falz)  furders  vorgeschlagen,  und 
das  solches  diesem  intent,  wan  es  recht  genommen  und  in  der 
person  angebracht  werden  mochte,  merklichen  befurderlich  sein 
konte  . . . Ultro  addidi:  ich  betinde  das  mistrauen  im  reich 
dergestalt  vomieret,  das,  wo  man  nicht  durch  solche  und  der- 
gleichen dexteritet  den  Sachen  hielft,  so  wurde  man  einander  in 
die  hare  kommen,  und  kein  aufhoren  sein,  biß  das  unterst  zu 
oberst  gekeret.  3.  Bei  dem  dritten  puncten  repetivi  priora,  und 
P(falz)  friedliebende  propeusion  ad  quieta  et  tranquilla  consilia, 
und  das  s.  1.  jeder  zeit  candide  et  sincere  gegen  Mainz  gehen 
wolten,  dieweil  sie  eines  ebenmessigen  gewiß  weren,  und  begerten, 

i In  meiner  Abschrift  steht : „gemein“,  was  aber  keinen  Sinn  giebt. 
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539.  auf  des  vatterlands  bestes  zu  sehen  und  bei  demselben  das  eus- 
serste  zu  tbun.“ 

Eine  Stunde  später  Conferenz  zwischen  dem  Erzbischof  und 
Anhalt  alleiu. 

Churmainz:  er  werde  sich  auf  die  Werbung  erklären  nach 
genommenem  Bedacht.  „Mit  Mattia  sei  sich  wol  furzusehen,  das 
er  nicht  einem  thue  wie  seinem  eignen  hause,  ut  supra. 1 Das 
beste  consilium  pro  Mattia  wcre  die  absonderung , wie  für  d:c$em 
furgeschlagen  worden  were,  und  abdieirte  sich  von  Ungern  und 
krochen  zum  kreutz.  Kimmermer  wtirt  imperator  Mattia»  dieses 
verzeihen  und  schenken  können.  Mattlme  seine  qualitates  weren 
schlecht.  Sei  nicht  geschickt  zu  negociiren.  Keine  sobalt  auß 
furschlegen  das  beste  als  das  gute,  (sic!)  Wan  die  Ungern  seiner 
nicht  mer  bedürfen,  so  nemen  sie  das  maniein  beim  köpf  und 
furen  es  nach  Constantinopcl  und  setzen  einen  Iliashacy  hinein. 
Urgirtcn  die  Sicherheit  des  reichs  mit  den  festungen,  und  wie  son- 
sten den  Ungern  nicht  zu  trauen.  Wurde  man  irgents  sich  zur 
unzeit  zu  Mattim  favor  erkleren,  imperator  durfte  selzame  reso- 
lution  nemen.  Et  ad  me  dictum,  imperator  were  mer  affectionirt 
uf  Franckreich  als  uf  Spanien.  — In  puncto  successionis,  so  war 
sie  begerten  selig  zu  werden , so  begerten  sie  sich  von  P(falz) 
nicht  abzusondern,  und  sehen  gerne,  das  P(falz)  auf  solcher  mei- 
nung  auch  bestünde,  und  die  were  nochmals  die  beste.  Wolten 
auch  bei  irem  eid  zugesagt  haben,  do  sie  etwan  bei  iren  collegh 
von  unterlaufenden  dingen  oder  enderung  spuren  und  mercken 
wurden,  das  sie  solches  P(alz)  nicht  allein  fürderlieh  berichten, 
sondern  auch  neben  P(falz)  verhindern  wolten.  Mit  Ferdinande 
sei  es  lengst  furgewesen,  wie  auch  mit  Leopoldo,  sed  frustra. 
Imperator  habe  gleichwol  Leopoldum  erinnern  lassen,  solle  keinen 
ordinem  nicht  annemen.  Trier  were  für  diesem  gut  Alberti>ch 
gewest,  aber  Coln  in  contrarium.  Mainz  kennet  den  kern  nicht. 
Hette  in  sonderlich  von  dem  duca  de  Terra  nova  hochlichcn  re- 
commandiren  hören,  und  mich  gefragt,  wie  er  mier  gefiele.“ 
„Ego:  mediocria  dixi.“ 

„Mainz:  wusste  wol,  das  P(falz)  zu  Mattias  kein  lust,  und 
werde  auch  nicht  sein  können.“ 

„Ego:  urgebam,  das  man  von  Maximiliano  noch  keiue  ge- 
wißheit,  de  exigua  spe  patrimonii,  de  nlultis  competitoribus  uuo 
et  eodem  tempore  und  entstehender  gefar.“ 

Mainz:  „Muste  bekennen,  man  bette  sich  in  puncto  patri- 


t Verrath  des  geheimen  Vertrags  der  Erzherzoge. 
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monii  noch  nicht  entscbliessen  können.  Im  fal  Maximilianus  selbst 
nicht  wnjte,  sonsten  man  doch  vorigen  process  wieder  für  die  hant 
nemen.  Zn  Ferdinando  hotte  Mainz  kein  lust.  Causae  mihi  essent 
notse.  Wan  dan  der  frieden  gemacht  in  Belgio,  und  mit  dem 
Alberto  ein  vertrauen  aufge(richtet).  Albertus  hette  gute  quali- 
teten.  Wissen  ein  grose  affection  gegen  I'(falz).  Hette  Mainz  in 
specie  gedanckt  pro  pnestitis  bonis  ofticiis  missionis  et  literarum. 
Das  patrimonium  were  da  und  nicht  zu  verbessern.  Ob  nit  irgents 
der  außschlag  dabin  fallen  mochte?...  Auf  solchen  fal  naher 
Maximiliano  hielte  er  denselben  für  den  besten.  Doch  man  solte 
got  trauen.  Die  consilia  mit  Maximiliano  kernen ..one  zweiffel  von 
got ; der  wurde  sie  auch  außfuren.  Hielte  nochmals  dafür,  man 
solte  nichts  movirn,  wiewol  er  nicht  erschrecken  wolte,  wan  gleich 
dise  sacb  für  den  imperatorem  kommen  solte.  De  comitiis:  sagt, 
es  ließen  viel  Sachen  für,  die  besser  ausgelassen  stunden.  Kr  hette 
sich  starck  opponirt,  also  das  man  in  auch  schier  für  einen  ketzer 
ausschreien  wolte,  dieweil  er  nicht  heftig  genug...  Improbabat 
actiones  mit  Donawerd.  Imperator  mocht  sich  uf  Bav(arum)  ver- 
lassen; der  wurd  in  liinder  das  licht  furen,  affirmans  se  non  con- 
sciuin  fuisse  harum  intentionum,  do  er  doch  metropolitanus,  und 
der  ander  zu  Augsburg  nur  sutfraganeus.  Wüste  auch  noch  nicht 
eigentlich,  worauf  es  bestünde.  Dergleichen  suchen  lieffen  gleich- 
wol  viel  für,  die  da  wieder  herkommen  mit  niemants  communicirt 
wurden.“ 


März 
27  — 28 


„Den  18.  Martii  1608.“ 

Anwesend  der  Erzbischof,  Fürst  von  Anhalt,  und 
Gross hofmeister  von  Elz. 

Der  Grosshofmeister  eröffnet  seines  Herrn  Resolution: 
Der  Vorschlag  des  Churfürsten  von  der  Pfalz,  der  Kaiser  sei  zu 
bitten,  „sich  uf  miltere  wege  leiten  zu  lassen,“  ist  gut.  Der  sicherste 
Weg  zu  seiner  Ausführung  scheint  die  Ausschreibung  eines  Colle- 
gialtags  zu  sein.  Allein  solche  Versammlungen  pflegen  dem  Kaiser 
sehr  verdächtig  zu  sein;  er  schickt  dann  Gesandte,  die  man  nicht 
los  werden  kann.  Ausserdem  leidet  die  dringende  Gefahr  keinen 
Verzug.  Der  Erzbischof  räth  desshalb  zu  einer  Tagsatzung  der 
Käthe  bloss  der  rheinischen  Churfürsten.  Der  Vorschlag  hinsicht- 
lich der  Landrettung  ist  „in  acht  zu  haben.“  Indess  die  chur- 
fürstliche Vereinigung  scheint  dem  Erzbischof  genügend  zu  sein. 
Auch  könnte  der  Kaiser  den  neuen  Bund  als  gegen  sich  gerichtet 
hei  den  gegenwärtigen  Unruhen  in  Oestrcich  und  Ungarn  ansehen. 
Eebrigens  kann  die  Sache  auf  dem  vorgeschlagenen  Tag  berathen 
werden.  „Wegen  des  puncti  successiouis  befinden  Mainz  die  vor- 
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539.  faste  voreinigung  ser  praejudicirlich,  indem  imperii  interesse  merck- 
lichen  versiret.  Und  wolten  noch  in  der  person  auß  diesem  punct 
mit  mir  gerne  in  specie  reden.“ 

Hierauf  der  Erzbischof  selber:  Es  scheint  nöthig,  dass  die 
rheinischen  Churfürsten  persönlich  zusammen  kommen,  und  zwar 
in  Mainz  in  drei  bis  vier  Wochen.  Zu  verhandeln  ist  von  ihnen 
dasselbe,  darüber  mau  gegenwärtig  handelt.  — Nachdem  sodann 
Eltz  abgetreten  ist,  fährt  der  Erzbischof  fort:  „Punctus  succossio- 
nis  in  terminis  zu  lassen,  wie  er  itzo  stehe.  Das  patrimonium 
sei  gleichwol  etwas  ungewiß.  Man  sol  got  trauen.  Man  sol  nicht 
de  secretis  schreiben.  Konto  etwas  tractiret  werden,  so  geschehe 
es  in  der  person,  munt  zu  munt.  Sonsten  sehe  man  sich  für,  das 
nicht  seinen  eignen  collegis  ursach  gegeben  werden  möge,  gerne 
auß  der  Obligation  zu  kommen.  Aber  die  Zusammenkunft  wurde 
weisen,  was  man  thun  solte.  Do  man  des  patrimonii  nicht  koute 
einig  werden,  so  muste  gleichwol  auf  eine  gewißheit  gedacht 
werden.  Wan  man  thun  wolte,  was  die  capitulation  und  der  chur- 
fürstliche  vergleich  vermochte,  so  wurde  doch  Albertus  dachtiger 
sein  als  der  Grazer,  daran  er  nicht  gerne  zöge.  Er  wolte  aber 
P(falz)  bei  seinen  eiden  Zusagen,  sich  nicht  von  den  genommenen 
consiliis  zu  separiren,  sondern  darbei  zu  bleiben,  auch  so.  do  an- 
derung,  da  got  für  sei,  vorfiele,  das  Mainz  mit  P(falz)  für  allen 
andern  und  eher  alß  mit  seinen  geistlichen  churfursten  vorgleichen 
und  voreinigen  wolte,  waß  zu  thun.  Und  das  solte  ich  P(falz) 
vorgewissigen  und  das  sie  sich  drauf  zu  vorlassen.  — Et  repetivit 
aliquoties.  Mainz  wolte  indeß  unterbauung  thun,  wie  irgent  der 
imperator  zu  placiren.  Hielten  darfur,  vermog  Römischen  rechts 
und  lege  criminis  lmsa*  maiestatis  hette  sich  Mattias  der  succession 
in  Behem  vorfellig  gemacht.  Die  were  dem  Maximil iano  zuzu- 
handeln. Aber  man  wurde  in  wenig  zeit  klarer  sehen  kounen.  — 
Incipiebat,  que  P(alatin)  avoyt  impression  de  Fr(ance),  et  vouloit 
inferer  vers  moy  quelque  chose;  mais  je  le  detournois,  qu'il  ou- 
blioit.  Imperator  (hab)  vor  diesem  begert,  alle  ire  brüder  mit  gelt 
abzufinden,  und  solt  Maximilianus  dessen  gewilligt  haben.“ 

Bemerkungen  Anhalts  unter  dem  Protocoll:  „Gesta:  Con- 
sentit  nobiscum  in  consiliis  nec  illa  mutavit.  Confidentia  aucta. 
Nachrichtung,  wohin  die  catholici  incliniren  mochten,  do  es  mit 
Maximiliano  feiet.“ 

Bernburg  I F 1;  228  f.  15.  Eigenh. 

M&rz  540.  Friedrich  IV.  an  Hippolyt  von  Colli. 

27 

Wird  der  Gesandte  wegen  einer  Vereinigung  auf  den  Fall, 
dass  der  niederländische  Friede  nicht  zu  Stande  kommt,1  ange- 
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sprechen,  so  lässt  er’s,  da  der  Churfürst  die  Absichten  von  Eng- 
land und  Frankreich,  besonders  aber  von  Dänemark  nicht  kennt, 
bei  dem  allgemeinen  Erbieten.  Dringt  man  auf  speeielle  Erklär- 
ung, so  enviedert  er:  der  Cliurfürst  habe  die  Erklärung  der  vor- 
nehmem Mächte  abzuwarten;  er  könne  ohne  die  übrigen  Corre- 
spondirenden  nicht  über  die  gemeinsame  Instruction  hinausgeben, 
zumal  da  die  evangelischen  Stände  sich  zunächst  selber  in  bessere 
Verfassung  setzen  müssen,  weil  man  nicht  wisse,  wie  der  Reichs- 
tag ausgehen,  und  welche  Beschwerden  den  Ständen  daher  Zu- 
wachsen werden,  weil  in  Ungarn,  Böhmen  und  Oestreich  grosses 
Unwesen  zu  befahren  sei.  Da  sich  auch  Dänemark  schwerlich  in 
diese  Sachen  einlassen  wird , so  hat  der  Gesandte  die  Absichten 
desselben  zu  erforschen,  ferner,  was  bei  der  Könige  von  Däne- 
mark und  England  jüngster  Zusammenkunft  verhandelt  ist,  und 
wie  beiden  ein  besseres  Verständniss  der  deutschen  Dinge  beizu- 
hringen'  ist.  Den  Gesandten  derselben  ist  gelegentlich  mitzutheilen, 
dass  die  Evangelischen  sieh  bei  gegenwärtigem  Reichstag  in  öffent- 
lichen Angelegenheiten  einig  und  besser  als  seit  Menschengedenken 
bezeigt  hätten;  nun  aber  könnten  die  beiden  Könige  dadurch, 
dass  sie  an  Sachsen , Neuburg  und  Würtemberg  schrieben , sie 
möchten  sich  durch  religiöse  Missverständnisse  nicht  hindern  lassen, 

„die  hochnotige  union  und  verstendnus“  sehr  befördern.  — Datum 
Heidelberg  den  17.  Martii  anno  1608. 

München  Staatsarchiv  547/2  f.  266.  Ori^. 

i Ueber  die  Ansichten  der  churpfälzischen  Käthe  in  Bezug  auf  die  - 
Friedensaussichten  vgl  Lingelsheim  an  Scaliger.  Mai  2 (Burmannus, 
svlloge  epistolarum  II  S.  361.) 

541.  Friedrich  IV.,  Resolution  auf  die  Werbung  R e i-  M ä 
chards  von  Starhemberg,  Gesandten  des  Erzherzogs  31 

Matthias.1 

Der  Churfürst  ist  wie  andere,  besonders  die  evangelischen 
Stände  der  Meinung,  dass  die  mit  Ungarn  und  Türken  geschlos- 
senen Friedensverträge  zu  halten  seien.  Er  hofft,  dass  der  Kaiser 
durch  die  Vorstellungen  sämmtlicher  Churfürsten  (für  solche  wird 
der  Churfürst  sich  verwenden)  ebenfalls  für  die  Erhaltung  des  Frie- 
dens gewonnen  werde.  Auch  der  Erzherzog  wird  bei  seinem  Vor- 
satz, friedliche  Wege  einzuschlagen,  verbleiben  und  des  Kaisers 
rioheit  gebührlich  respcctiren;  er  wird  es  verhüten,  dass  den 
Türken  oder  andern  die  Gelegenheit  zur  Ausführung  ihrer  feind- 
lichen Absichten  gegen  das  Reich  und  die  Christenheit  gegeben 
werde  und  zu  dem  Zweck  die  Grenzen  wol  verwahren. 2 3 — Datum 
Heidelberg...  den  21.  Martii  a.  1608. 

München  Staatsarchiv  547/5  f 458.  Cop. 

1 Ueber  den  Auftrag  des  Gesandten  und  seine  Verrichtungen  vgl 
Hurter,  Ferdinand  II  B.  V S.  194. 

Der  Churfürst  übersendet  diese  Resolution  aui  3.  April  an  Chur- 
inainz.  Hessen-Cassel,  Anspach,  Culmbach,  Neuburg,  Würtemberg  und 
Baden  (die  Schreiben  in  dem  angeführten  Band  547/5),  desgleichen  an 
Churbrandenburg  und  Chursachsen.  Den  beiden  letztem  bemerkte  er: 
nach  seiner  Ansicht  solle  das  churfürstliche  Collegium  sich  beim  Kaiser 
verwenden,  damit  der  Handel  mit  Matthias  auf  bessere  Wege  gebracht 
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werde.  Er  bitte  um  ein  Gutachten , durch  welche  Mittel  die  Sache  ge- 
ordnet werden  könne.  Besonders  im  Interesse  der  Evangelischen  sei  es. 
zu  verhindern,  dass  die  Ungarn  nicht  in  die  böhmischen  Lande  und 
dann  gar  in’s  Reich  einfallen.  (M.  547/5  f.  4 1 (>.)  Beide  Churfürs«en 
erwiderten  darauf  — Churbrandenburg  am  9.,  Chursachsen  am  19  April 
— mit  der  einfachen  Mittheilung,  dass  sie  dem  Starhemberg  erwidert 
haben,  die  Sache  sei  am  Reichstag  zu  verhandeln.  (A.  a.  U.  f.  4Gf>. 
547/4  f.  48.) 

3 Ueber  die  Stimmung  der  churpfälzischen  Rätbe  gegen  Mattias  vgl. 
Lingelsheim  an  Scaliger.  Mai  2.  (Bunnanous,  sylloge  epistularum  11  S 361.) 

A i 1 542.  Maximilian  Erzherzog  von  Oestrcich  an 

Churpfalz. 

Erzherzog  Matthias  wird  dem  Churfürsten  berichtet  haben, 
was  ihn  und  die  ungrischen  und  östreichischen  Stände  zu  ihrer 
Vereinigung  „fast  unumbgenglich  getruugeu.“  Allein  der  Kaiser 
dürfte  „von  unruhigen  zur  thsetlichen  widertreibung  angereitzt 
werden.“  Ohne  Vermittelung,  „darmit  man  gleichwol  iiu  werek 
ist,“  möchte  durch  diesen  Zwist  Ungarn,  Oestreich  und  das  Reich 
in’s  Verderben  gerathen,  „auch  andere  wolbedachte  consilia  merck- 
licli  verhindert  und  zuruckgesetzt  werden.“  Deshalb  w ünscht  der 
Erzherzog  persönlich  mit  dem  Churfürsten  zu  reden,  oder  ihm  doch 
durch  mündliche  Unterredung  mit  Fürst  Ciiristian  von  Anhalt  seine 
Meinung  zu  eröffnen,  w ie  die  Unruhen  „zu  einem  guten  friedsamen 
ausschlng  und  lengst  gewünschter  beständiger  ruhe  des  heiligen 
reichs  und  unserer  erblande  zu  wenden  sein  möchten.“  1 — Geben 
zu  Insprug  den  7.  April  a.  1008. 

Hornburg  I F i;  22S  f.  57.  Extract. 

1 Ueber  Maximilians  Parteistellung  in  dem  Streite  zwischen  dem 
Kaiser  und  Matthias  und  über  seine  Vermittlungsversuche  vgl.  die 
Schreiben  und  Aeusserungen  von  Maximilian  (Hurter  V S.  209).  Ferdi- 
nand (a.  a.  0.  S.  210),  Maximilian  und  Ferdinand  (a.  a O.  S.  530,  532). 
Kaiser  Rudolf  (a.  a.  0 S.  537,  zum  zweiten  Mal  mit  falschem  Datum 
gedruckt  S 521),  Maximilian  (a.  a.  0.  S.  285),  Kaiser  Rudolf  (Hurter  VI 
S.  11),  Maximilian  (Hurter  V S.  286),  Ferdinand  (Hurter  VI  S.  11.  V 
S 309),  Kaiser  Rudolf  (Hurter  VI  S.  42),  Maximilian  (a.  a.  0.  S.  40) 
Matthias  (a.  a.  0.  S.  41).  Zu  vergleichen  sind  auch  die  Acusserungeo 
von  Ferdinand,  seiner  Mutter  und  H.  Wilhelm  von  Baiern  bei  Harter  V 
S.  208  fg.,  209  Anm.,  241,  223,  243. 

il  543.  Friedrich  IV.  an  den  p fälz  i sehen  Ober  mar  schall. 

Die  gefahrvolle,  Lage  der  Dinge  1 erheischt  es,  dass  die  Pfalz 
sich  einigermassen  gerüstet  halte.  Der  Marsehall  soll  deshalb  mit 
Graf  Johann  von  Nassau  die  Verordnungen  hinsichtlich  der  Kriegs- 
bereitschaft, die  in  seinem  Beisein  berathen  und  vom  Churförsten 
genehmigt  sind,  in’s  Werk  setzen,  die  Fähnlein  mustern,  das  Zeug- 
haus visitiren  und  vorfallende  Mängel  dem  Churfürstcn  berichten. 
Den  llotjunkern  ist  einzuschärfen,  dass  sie  sich  mit  passenden 
Rüstungen  und  gutem  Gesinde  bereit  halten.  — Datum  Heidel- 
berg den  29.  Martii  a.  1608. 

München  Staatsarchiv  117,5  f.  t.  Cpt. 

1 Am  15.  April  schreibt  Gr.  Albert  von  Solms  an  F.  Christian  ™n 
Anhalt : Baiern  habe  bei  der  Frankfurter  Messe  500  (Jentner  Salpeter 
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und  130  Ccntner  „de  poudre  ä l’harquebousc“  gekauft.  Sechzig  Centner 
des  erstem  seien  ain  gegenwärtigen  Tag  durch  Heidelberg  gekommen: 
das  übrige  solle  bis  Juni  geliefert  werden.  (Bg.  1 F 1;  228  f.  37.) 


Aus  dem  Pressburger  Handel  dürfte  ohne  schleunige  Hülfe 
ein  allgemeines  Unwesen  hervorgehen.  Allein  es  könnte  daraus 
auch  „zu  erlangung  des  oft  und  lengst  gewünschten  intents  noch 
rin  guts  garn  gespunnen  werden.“  Deshalb  bittet  Erzherzog  Max 
den  Fürsten,  er  möge,  wenn  irgend  möglich,  baldigst,  spätestens 
in  drei  Wochen  zu  ihm  nach  Innsbruck  kommen , „alda  sie  mit 
einander  alle  notturft  abreden  und  sich  aus  dem  grünt  recht  in- 
formiren  konten.“  Der  Erzl^przog  selbst  kann  ohne  grossen  Ver- 
dacht nicht  zu  dem  Fürsten  kommen.  In  Innsbruck  wird  der 
Fürst  entw'eder  unter  anderm  Vorwand  oder  verborgen  verweilen. 
Kann  er  aber  nicht  seihst  kommen,  so  möge  er  wenigstens  den  Groll 
schleunigst  senden.  — Insbruck  den  8.  April  a.  1(508. 


Der  Erzbischof  ist  mit  des  Churfürsten  Vorschlag  ein- 
verstanden, dass,  um  Zeit  zu  gewinnen,  statt  der  persönlichen  Zu- 
sammenkunft der  rheinischen  Churfürsten  sofort  in  ihrer  beiden 
Namen  der  ungrischcn  Angelegenheiten  wegen  an  den  Kaiser  ge- 
schrieben , und  dann  eine  Versammlung  der  Käthe  sämmtlicher 
Churfürsten  berufen  werde.  Er  übersendet  das  Concept  des  Schrei- 
bens an  den  Kaiser.  12  — Datum  Aschaffenburg  den  8.  Aprilis 
anno  1G08. 


1 In  demselben  wird  der  Kaiser  gebeten,  er  möge  in  dem  Streite 
mit  Matthias  friedliche,  seiner  Ilohheit  unabbrüchige  Mittel  ergreifen: 
denn  ein  Krieg  mit  dem  Erzherzog  dürfte  den  Türken  den  Weg  zum 
Verderben  des  ohnehin  zwiespältigen  Keichs,  zur  Eroberung  Ungarns 
und  anderer  Provinzen  bahnen.  Die  beiden  Churfürsten  seien  bereit, 
mit  ihren  Collegen  die  Vermittlung  zu  übernehmen.  Sie  hoffen,  dass 
Mittel  zu  finden  seien  , welche  des  Kaisers  Hoheit  nicht  schmälern  und 
Ungarn  für  das  Hans  Oestreich  erhalten.  (A.  a.  O.  22.  Vgl  Hurter  V 
S.  i76.)  Das  Schreiben  wurde  von  Churpfalz  genehmigt  und  am  24.  April 
vom  Kaiser  beantwortet:  er  halte  es  für  sehr  gut,  wenn  zugleich  mit 
den  den»  Dietrichstein  aufgetragenen  Vergleichshandlungen  die  Chur- 
fürsten einen  der  kaiserlichen  Hoheit  unabbrüchigen  Ausgleich  betreiben; 
„und  also  das  konigreieh  Hungern...,  wie  nit  weniger  die  andere  lant 
und  leut  in  unserer  und  des  h reichs  schuldigen  devotinn  erhalten 
werden  mochten.“  (M.  547/4  f.  205.)  — Aehnliebe  Schritte  wie  Churmainz 
und  Churpfalz  thaten  die  Chf.  Sachsen  und  Brandenburg.  Dieselben  be- 
richten darüber  dem  Chf.  Pfalz  am  23.  April:  sie  haben  nach  einer  per- 
sönlichen Besprechung  Gesandte  an  den  Kaiser  und  Matthias  geschickt, 
welche  erstem  ersuchen,  die  Friedensschlüsse  mit  Ungarn  und  Türken 
zu  ratificiren,  letztem:  er  möge,  weil  der  Kaiser  ihm  die  Ratification 
durch  seinen  Gesandten  angeboten  habe,  die  Waffen  niederlegen,  und  in 
welchen  sie  beiden  die  Vermittlung  der  Churfürsten  zum  Vergleich  son- 
stiger Streitigkeiten  anbieten.  Zur  Theilnahme  an  dieser  Gesandtschaft 
haben  sie  den  Chrf.  Pfalz  ersuchen  wollen.  Da  ihnen  aber  eine  schrift- 


544.  Ducker  an  Fürst  Christian  von  Anhalt. 


April 

8 


April 

8 


München  Staatsarchiv  547  4 f.  20  Orig 
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liehe  Aufforderung  des  Kaisers  zugekommen  sei,  sich  vermöge  der  Erb- 
einigung und  Lehensverwandtsehaft  mit  Böhmen  für  den  Fall,  dass  sie 
gegen  einrückendes  fremdes  Kriegsvolk  aufgeboten  würden,  kriegsbereit 
zu  halten,  haben  sie  die  Gesandten  ohne  weiteres  abgehen  lassen. 
{A.  a.  0.  f.  54.) 

* Am  19.  April  schreibt  Churmainz  an  Churpfalz:  obgleich  er  selber 
eine  persönliche  Zusammenkunft  der  Churfürsten  für  besser  halte,  so 
habe  er  doch  nach  des  Chf.  Pfalz  Rath  eine  Tagsaizung  der  Räthe  der 
Churfürsten  nach  Fulda  ausgeschrieben  und  den  Termin  auf  den  Ablaut 
dreier  Monate  gesetzt  (M.  547/4  f.  93.) 


April 

9 


% 


54  6.  F r i e d r i c h IV.  an  Christian  F ii  rs  t von  Anhalt. 

Vor  einigen  Tagen  sind  in  des  Fürsten  Gegenwart  in  An- 
betracht der  gefährlichen  Anschläge  inner-  und  ausserhalb  des 
Reichs  die  Mittel  zur  Verteidigung  der  Lande  des  Churfürsten 
berat hen,  und  in  ein  Gutachten  gebracht,  das  letzterer  durchaus  ge- 
nehmigt. Da  ferner  eine  Landrettung  unter  den  benachbarten, 
gleicher  Gefahr  ausgesetzten  Ständen  für  rathsam  angesehen  ist. 
so  möge  der  Fürst  über  eine  solche  Vereinigung  in  des  Churfürsten 
Namen  mit  den  Markgrafen  von  Anspach  und  Culmbach  und  mit 
Nürnberg1  unterhandeln.  Er  wird  auch  nach  eigenem  Ermessen 
mit  Culmbach  „wegen  des  bischoffen  zu  Bambergs  (1.)  vorgescbla- 
gener  «nassen  vertrenlichen  conversiren.“  Er  wird  sich  ferner 
darüber  unterrichten,  ob,  wie  man  dem  Churfürsten  berichtet,  pa- 
pistischer  Seits  in  Böhmen  und  Baiern  unter  der  Hand  Truppen 
geworben  werden,  und,  wenn  dem  so  ist,  nicht  nur  den  oberpfTd- 
zischen  Ausschuss,  Lehensleute  und  Landsassen  in  Bereitschaft 
halten,  sondern  auch,  wenn  es  ferner  nöthig  ist,  die  bewusste 
Truppenzahl  ungefähr  nach  Massgabe  des  mit  Würtemberg  getrof- 
fenen Vergleichs  werben.  — Datum  Heidelberg  deu  30.  Martii  1608. 

Mii  neben  Staatsarchiv  pf.  117  5 f 6.  Cpt. 

1 Nach  dem  Creditif  (April  9.  f.  4)  auch  mit  Neuburg  und  Regensburg 


April  547. 
12 


Christian  Fürst  von  Anhalt  an  Erzherzog 

Maximilian. 


Mündliche  Verhandlungen  sind  nöthig  und  unaufschiebbar. 
Deshalb  hielt  Anhalt  es  für  nöthig,  „gegen  Eck  sich  so  ferne  ans- 
zulassen,  das  F(urst)  C(hristian)  leicht  ermessen  konten,  Eck  a$ 
M(aximiliani)  vertrautester  rat  von  demjenigen,  was  für  diesem 
zu  Anspach  "von  F.  C.  gedacht  worden,  und  vorgegangen,  etwas 
Wissenschaft  haben  wurde.“  Der  Fürst  fragte,  da  man  die  Sachen 
nicht  schriftlich  verhandeln  kann,  ob  Maximilian  nicht  nach  Mer- 
gentheim kommen  könne.  Da  dies  dem  Eck  unwahrscheinlich 
schien,  so  einigten  sich  beide  dahin,  Maximilian  möge  entweder 
Ducker  oder  den  Dr.  Eck  beauftragen,  dass  er  „mit  F.  C.  sieb 
förderlichst  von  dem  hauptwerck  unterret . . . Die  affectiones  seint 
an  bew  usten  orten  noch  in  vorigen  guten  terminis.“  — In  eil  Rot* 
tenburgk  den  2/12,  April  1608. 

Bernburg  I F 1;  228  f.  30.  Eigenh.  Cpl 
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548.  Hippolyt  von  Colli  an  Churpfalz.  (z.  Th.)  April 

1 4 

Als  Bedingungen  des  Bündnisses  zwischen  den  Staaten  und 
Churpfalz  und  den  Correspondirenden  dürften  erstere  nach  den 
im  Gespräch  gethanen  Aeusserungen  des  ältesten  Vetters  des  Prin- 
zen Moritz  und  Oldenbarnevclts  Folgendes  begehren:  1.  wenn  der 
Friede  geschlossen  wird,  so  zahlen  die  Correspondirenden  den 
Staaten  vier  Jahre  lang  je  200,000  Gulden  zur  Abzahlung  ihrer 
Schulden:  „alles  nicht  allein  uf  widergehen,  sonder  ein  gleicli- 
messiges,  da  es  begert  werden  solte,  zu  thun.“  2.  Wird  der  Friede 
nicht  geschlossen,  oder  wird  er  geschlossen  und  dann  von  Spanien 
gebrochen,  so  zahlen  die  Correspondirenden,  falls  die  Staaten  direct 
angegriffen  werden,  ihnen  jährlich  400,000  ff.  Dieselbe  Hülfe  er- 
halten sie  von  den  Staaten,  „wafer  wider  den  friden  im  reich  solle 
gehandelt  werden,  und  Pfalz  oder  die  correspondirenden  angefoch- 
ten...  Man  merekt  aul>  iren  (der  Staaten)  discursen,  das  sie  • 

gentzlich  der  ineinung,  das  Pfalz  und  die  correspondirende  mer 
ursach  haben,  uf  die  Zusammensetzung  zu  tringen,  als  sie,  sunder- 
lich da  der  frid  solte  getroffen  werden;  dan  sie  sich  eines  kriegs 
alsdan  nicht  so  bald  zu  befaren,  als  Pfalz ; sie  werden  sich  auch 
nicht  leiclitlich,  got  geh  was  itn  reich  vorgieng,  auß  dem  friden 
one  sonderbare  confcederation  bringen  lassen.  Und  wurden  sie 
sich  alsdan  neutral  erzeigen  müssen,  gleichwie  etliche  der  prote- 
stirenden  fürsten  gegen  inen  auch  gethan,  die  sie  mit  einem  christ- 
lichen mitleiden  jederzeit  abgewisen,  und  darneben  etliche  nichts, 
andere  so  viel  als  nichts  gethan.  Das  seind  ire  grdanken.  Ich 
für  meine  person  wil  leiclitlich  glauben,  das,  wan  sie  einmal  den 
friden  schmecken,  das  sie  iren  freunden  nicht  viel  nutz  sein  wer- 
den, wan  sie  sich  schon  darzu  verbinden  solten  pneteritorum  me- 
moria et  futurorum  metu,  es  were  dan  sach,  das  sie  die  not  darzu 
zwange.“  — Datum  ins  Gravenhag  den  4.  Aprilis  1608. 

München  Staatsarchiv  487  21  f.  170.  Orig. 

549.  Hippolyt  von  Colli  an  Churpfalz.  (z.  Th.)  April 

Tags  vorher  zeigte  Oldenbarnevelt  an,  dass  der  Vertrag  der 
Staaten  mit  England1  beinahe  vereinbart  sei.  Erfragte,  was  nun- 
mehr die  Correspondirenden,  falls  der  Friede  in  den  Niederlanden 
geschlossen  und  dann  gebrochen  werde,  zu  thun  gedächten,  und 
erhielt  darauf  eine,  der  Resolution  des  Churfürsten  gemässe  Ant- 
wort. Gegen  dieselbe  bemerkte  er:  eben  wegen  der  schwierigen 
Sachlage  im  Reich,  sollen  die  Correspondirenden  sich  mit  den 
Staaten  einigen,  um  sich  zu  sichern.  „Und  wolte  man  etwas 
thun , so  müste  cs  vor  dem  getroffenen  friden  . . geschehen.  Es 
were  nicht  zu  mutmassen,  das  sie  nach  getroffenem  friden  die 
ersten  werden  sein,  die  da  angegriffen  sollen  werden.  Und  bette 
man  in  diesem  Fall  nicht  so  ser  uf  Dennemarck  zu  sehen,  weil 
dil>  die  gemeine  Zusammensetzung  noch  nicht  betreffe.“  — Datum 
ins  Gravenhag  den  7.  Aprilis  1608. 

M ft neben  Staatsarchiv  487  24  f.  172.  Orig 

* Das  Bündniss  zwischen  Frankreich  und  den  Staaten  vom  Januar 
war  den  deutschen  Gesandten  schon  früher  mitgetheilt.  (Colli  an  Chur- 
pfalz. Jan.  18.  A.  a.  0.  f.  51.) 
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April  550.  Werbung  des  Anspacher  Gesandten  Fuchs  bei 
iS  * dem  Herzog  von  Neuburg. 

Die  Ausführung  des  vom  Churfürsteu  von  Brandenburg  ver- 
mittelst seiner  Keichstagsgesaudten  gemachten  Vorschlags  ist 
nöthig.  Allein  die  persönliche  Zusammenkunft  der  Stände  dürfte 
wegen  deren  weiter  Entfernung  spät  oder  gar  nicht  zu  Stande 
kommen.  Da  aber  die  Zeiten  immer  gefährlicher  werden,  und, 
wie  unter  anderm  aus  den  jüngsten  Zeitungen  des  Herzogs  vod 
Neuburg  erhellt,  der  Untergang  der  Libertät  und  des  Vaterlands 
auf  dem  Spiele  steht,  so  proponirt  der  Markgraf  übereinstimmend 
mit  einem  ihm  jüngst  von  Churpfalz  durch  Fürst  Christian  vou 
Anhalt  gemachten  Vorschläge,  dass  wenigstens  die  benachbarten 
von  gleicher  Gefahr  bedrohten  Fürsten  Zusammenkommen  und 
vornehmlich  über  Folgendes  beschlossen:  1.  Wie  soll  man  sich, 
da  der  Kaiser  vom  Erzherzog  Matthias  angriffen  werden,  oder  die 
Böhmen  oder  Baiern  Volk  werben  und  dasselbe  in  der  Nähe  der 
Fürsten  halten  dürften,  mit  geworbenen  Truppen  zu  gegenseitigem 
Beistände  gefasst  halten  und  wie  die  Truppen  unterhalten?  2.  Wie 
ist  dieser  Anfang  weiter  auszubilden,  und  wie  sind  andere  Stände 
in  den  Verein  zu  ziehen?  — Bei  diesem  Convent  würde  Churpfalz 
dem  Fürsten  von  Anhalt  absolute  Vollmacht  geben.  Der  Markgraf 
und  hoffentlich  sein  Bruder  (Culmbach)  würden  persönlich  erscheinen. 
Die  vornehmsten  Reichsstädte  würden  sich  auch  wol  gewinnen 
lassen.  Doch  wären  die  Sachen  zur  Wahrung  des  Geheimnisses 
möglishst  von“  den  Fürsten  in  Person  zu  behandeln.  — 0.  D. 1 

Berlin  Unionsacta  t.  V'.  Cpt.  (Cop.  31  j,f.  3*3  & f.  3.) 

1 Das  Datum  ist  angegeben  in  dem  Neuburger  Protocoll.  (M.  pf 
343/5  f.  3.) 

April  551.  Philipp  Ludwig  Herzog  von  Neuburg,  Erklärung 
13  auf  die  Werbung  des  Obersten  Fuchs. 

Eine  Vereinigung  aller  evangelischen  Stände,  wie  Churbranden- 
burg sie  vorgeschlagen,  ist  nöthig.  Da  sie  aber  zu  ihrer  Verwirk- 
lichung lange  Zeit  erfordert,  und  man  „under  dessen  noch  nit 
wissen  kan,  wan  und  an  was  orten  das  antrohende  feur  etwa  un- 
versehens auDbrechen . . möchte,“  so  ist  es  dringend  nöthig,  „das 
interim  die  in  der  n»he  gesessene  chur-,  fürsten  und  stende  sich 
ehist  einer  verein  und  correspondentz,  welcher  gestalt  sie  inzwischen 
einander  beizuspringen,  vergleichen.“  Nur  wird  der  Markgraf,  da 
er  den  Verlauf  der  Stuttgarter  Verhandlungen  kennt,  einen  kleinen 
Verzug  des  Unternehmens  bis  zur  Erklärung  des  Herzogs  von 
Würtemberg,  der  seine  Landstände  schon  berufen  hat,  gestatten, 
auch  nicht  dagegen  sein,  dass  Württemberg  und  Baden  von  vorn- 
herein die  Union  mit  abschliessen.  Der  Herzog  wird  den  Fürsten- 
convent besuchen,  wenn  er  ihm  angesagt  wird,  und  die  Beschrei- 
bung Würtembergs  und  Badens  alsdann  auf  sich  nehmen.  Er  bittet 
um  den  Entwurf  der  zu  schliessenden  Union.  1 — Signatum  Neu- 
burg an  der  Tonau . . den  8.  Aprilis  a.  1608. 

Mönchen  Staatsarchiv  pf.  3*3/5.  Cpt.  nach  einem  eigenhändigen  Kntwrurf  d« 
Herzogs.  (Orig.  B.  Untonsact«  V.) 

1 Dieselbe  Werbung  wie  bei  Neuburg  verrichtete  Fuchs  einige  Tage 
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später  bei  Culmbach.  Der  Markgraf  erkärte  sich  am  24.  April  bereit, 
die  Versammlung  zu  besuchen.  Er  erinnerte  aber,  dass  darum  die  Für- 
sten sich  von  der  von  Churbrandenburg  vorgeschlagenen  Versammlung, 
wenn  sie  zu  StAiide  komme,  nicht  absoudern  sollen  und  dass  ihre  Union 
von  der  alsdann  zu  schliessenden  allgemeinen  Union  keine  „gestalt  son- 
derbarer absonderung  gewinnen  möge.“  (B.  Unionsacta  V.) 


552,  Christian  Fürst  von  Anhalt  an  C h u r p f a 1 z. 

Die  gegenwärtige  Gefahr  dürfte  die  Evangelischen  zu  der 
Vereinigung  nöthigeu,  die  bis  dahin  auf  solche  Schwierigkeiten 
stiess.  Vor  einigen  'lagen  hat  Pfalzgraf  Wolfgang  Wilhelm  dein 
Fürsten  geschrieben,  sein  Vater  sei  nunmehr  der  Union  nicht  ab- 
geneigt. Desgleichen  hat  der  Fürst  bei  Anspach  und  Culmbach 
die  Hoffnung  geschöpft,  dass  diese  sich  nicht  von  dem  Bunde  ab- 
sondern werden.  Deshalb  hat  der  Fürst,  mit  dem  Grundsätze, 
dass  das  Werk  mit  Wenigen  zu  beginnen  sei,  eine  Unionacte  ent- 
worfen, die  er  dem  Churfürsten  zur  Ertheilung  seines  Bescheids 
zusendet.  Er  bittet  den  Churfürsten  ferner  um  Vollmacht,  den 
Bund  in  seinem  Namen  abzuschliessen.  Die  entworfene  Bundes- 
acte und  seine  weitern  Absichten  wird  der  Fürst  auch  dem  Mark- 
grafen von  Anspach  mittheilen  und  ihn  bitten,  er  möge  den  Pfalz- 
grafen Wolfgang  Wilhelm  dem  Plane  geneigt  stimmen.  Wenn 
•dieser  Bund  erst  einmal  begonnen  ist,  so  wird  man  hoffentlich 
„der  weitleuftigen  algemeinen  Zusammensetzung  der  evangelischen 
stende  desto  bel>er  erwarten“  können.  — Datum  Amberg  den 
13.  Aprilis  anno  1608. 

München  Staatsarchiv  pf.  1175  f.  9.  Orig. 


April 

23 


553.  Christian  Fürst  von  Anhalt  an  Churpfalz.  April 

* , 24 

Auf  des  Chiirfttrsten  Schreiben  vom  20.  April  wird  der  Fürst 
am  folgenden  Tage  abreisen  und  „das  bewust  intent  in  der  person 
vorrichten.“  — Bis  der  in  der  Churfürsten  von  Mainz  und  Pfalz 
Schreiben  an  den  Kaiser  vom  8.  April  (n.  545  Anm.  1)  bezeich- 
nete  Vorschlag,  dessen  Annahme  von  Seiten  des  Kaisers  nicht 
einmal  gewiss  ist,  ausgeführt  werden  kann,  wird  der  Kaiser  schon 
von  Prag  entflohen  sein  oder  abgedankt  haben,  zugleich  die  Un- 
ruhen zu  allgemeinem  Verderben  wachsen  und  die  Türken  in’s 
Keick  einbrechen.  Jedes  Mittel  zur  Stillung  der  gegenwärtigen 
Unruhen  muss  spätestens  in  2 — 3 Wochen  zur  Ausführung  kommen. 

Deshalb  räth  der  Fürst,  dass  Mainz  und  Pfalz  ohne  weiteres  Ge- 
saudte  mit  Aufträgen  nach  Massgabe  des  Schreibens  vom  8.  April 
(n.  545  Anm.  1)  an  den  Kaiser  und  Matthias  schicken  und  die 
übrigen  Churfürsten  unter  Mittheilung  der  Instruction  um  Nach- 
ordnung bitten.  Die  Gesandten  hätten  zunächst  zu  verlangen,  dass 
die  Vermittlung  zwischen  dem  Kaiser  und  Matthias  vornehmlich 
den  Churfürsten,  denen  sie  gebührt,  mit  gänzlichem  Ausschluss 
fremder  Mächte,  wie  Spaniens,  Frankreichs  und  des  Papstes,  über- 
geben werde.  Bezüglich  der  Vergleichshandlung  sind  sie  sodann 
vornehmlich  über  folgende  Puncte  zu  instruiren:  1.  Was  in  dem 
Wiener  Frieden  über  die  Religion  bestimmt  ist,  darf,  wenn  nicht 
alle  Verhandlung  umsonst  sein  soll,  nicht  nur  nicht  geändert  wer- 
den, sondern  es  ist  auch  den  Ständen  von  Üestreich  und  Böhmen 


Digitized  by  Google 


688 


1608 


553.  zuzusagen,  dass  jeglichem,  „wer  der  auch  sei,“  seine  Religions- 
übung frei  gelassen  werde,  dass  der  Oestreicher  Privilegien,  „welche 
die  Inspruckische  und  Augspurgische  libell  genant  werden,“  gehaud- 
habt  werden  sollen,  und  die  Aemter  ohne  Rücksicht  auf  die  Reli- 
gion besetzt  werden.  Ist  dies  angenommen,  so  wird  alles  Weitere 
leicht  zu  erledigen  sein.  Man  suche  glimpflich  in  der  Churfürsteu 
Namen  nach,  da^s  in  etlichen  ungrischeu  Festungen  der  Oberbefehl 
an  Deutsche  übergeben  werde.  3.  Zum  Zweck  der  „assecuratiuii, 
damit  ein  teil  dem  andern  wieder  trauen  möge,“  dürfte  zunächst 
die  Regierung  über  Ungarn  und  Oestreich  dem  Matthias  in  Anbe- 
tracht seines  dortigen  Anhangs  nicht  zu  verweigern  sein.  Ferner 
sollte  der  Kaiser  den  Erzherzog  Max  zum  Statthalter  iu  Rohmen 
machen.  Denn  dies  werden  Matthias  und  die  Böhmen  leicht  anneb- 
meu,  ohne  dasselbe  aber  wird  ersterer  dem  Kaiser  nicht  traueu, 
noch  die  Wallen  aus  der  Iland  geben.  Endlich  würde  es  besonders 
zur  Versicherung  dienen,  wenn  die  Churfürsten  und  die  Stände 
von  Böhmen  und  den  Erblanden  sich  verpflichteten,  gegen  den, 
der  den  Vergleich  brauche,  „sich  als  feinde  zu  Vorhalten.“  4.  Da 
alles  Unheil  von  den  bösen  Rathgebern  des  Kaisers  herrührt,  so 
wäre  dieser  zu  ermahnen,  dass  er  seinen  Rath  reformire  und  iD 
wichtigen  Sachen  die  Churfürsten  mehr  zu  Rath  ziehe.  — Finden 
die  Vermittlungs Vorschläge  keine  Annahme,  so  hätte  man  sich  mit  . 
„den  suavioribus  consiliis  und  denjenigen,  so  allein  auf  des  vatter- 
lands  bestes  sehen,  zu  vorgleichen.“  Die  Gesandten  der  Chur 
fürsten  könnten  hei  dieser  Gelegenheit  auch  den  Kaiser  ersuchen, 
dass  er  in  die  Feststellung  «1er  Nachfolge  einwillige.  Da  ferner 
der  Kaiser  die  Churfürsten  von  Mainz  und  Pfalz  in  Verdacht  haben 
dürfte,  dass  sie  Matthias  als  seinen  Nachfolger  wünschten  und  mit 
demselben  im  Verständnisse  wären,  so  könnte  ihm  iu  beider  Namen 
vorgebracht  werden:  Die  Churfürsten  billigten  des  Matthias  Thät* 
lichkeit  besonders  deshalb  nicht,  damit  derselbe  nicht  glaube,  die 
Churfürsteu  werden  ihn  aus  Furcht  zum  Nachfolger  des  Kaisers 
ausersehen.  Sie  haben  vielmehr  gerathen,  dass  Erzherzog  Max 
Statthalter  in  Böhmen  werde,  damit  der  Kaiser  „den  zugel  wieder 
in  die  baut  bekomme,“  und  damit  „eine  gleiche  wage  gehalten 
werde.“  — Schliesslich  räth  der  Fürst,  dass  der  in  Aussicht  genom- 
mene Churfürsten  tag  nicht  ausgesetzt  werde,  da  unvorherge- 
sehene Fälle  eintreten  mögen,  in  denen  nur  die  Churfürsten  hellen 
können.  — Hält  der  Churfürst  vorstehende  Rathschläge  für  erheb- 
lich, so  möge  er  sie  dein  Churfürsten  von  Mainz,  desgleichen  de» 
„Maximiliani  begern  und  meine  vorgeuommenc  reise“  mittheileu.  • 
— Datum  Ambergk  den  14.  Aprilis  a.  1008. 

^tünchen  Staatsarchiv  547,4  f.  81.  Eigcnh. 

• All  demselben  Tage  schreibt  Anhalt  an  Gr.  Albert  von  Solms. 
„Estant  en  oeuvre  d’envoyer  vers  vous  les  points  a observer  a l'asseinblee 
cullegiale,  l’estai  present  m’a  faict  changer  ontierement  led.  projet  . . .. 
me  rapportaut  a ce  que  j'escrit  a s.  a.*-  Der  Fürst  würde  die  vorge- 
scblagene  Vermittelung  nicht  selber  leiten  können,  weil  er  für  den  ball 
plötzlicher  Einfälle  in  der  Überpfalz  sein  muss,  und  er  seine  Gemahlin 
bei  ihrem  gegenwärtigen  Zustand  nicht  verlassen  kann.  „Ainsy  je 
u’oublieray  que  les  traittes  d’assistance  et  secours  que  nous  entredonue- 
rons  au  voysinage  demeureront  entierement  arriere  ou  imparfaits.  Kt 
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si  toiit  cela  ne  seroyt,  je  veois  bien  qu’il  se  falloyt  mesler  avec  les 
prestres  et  leur  laisser  le  directoire,  a quoi  je  me  conois  trop  grossier 
de  ine  conformer.  Quand  il  seroyt  question  qu’on  debvroyt  estre  envoye 
avec  deux  regiments  d’infanterie  et  un  ou  deux  regiments  de  cavallerie, 
ce  seroyt  bien  aultre  chose,  et  cela  se  pourroyt  faire  alors  avec  de 
reputation/*  (Eigenh.  Cpt.  Bg.  1 F 1 ; 228  f.  46.) 

554.  Der  Kaiser  an  Churpfalz. 

Der  Erzherzog  Matthias  und  sein  Anhang  sind  trotz  der  Be- 
stätigung des  Ungarn-  und  Türkenfriedens,  trotz  der  Abmakntingen 
und  Erbietungen  des  Kaisers  mit  Heeresmacht  in  Böhmen  einge- 
rückt, um  den  Kaiser  ptlickt-  und  treuwidrig  zu  überziehen.  Des- 
halb ersucht  der  Kaiser  den  Churfürsten  „gantz  gnedig  und  freunt- 
lich,“  er  möge  in  Folge  seiner  Verpflichtung  gegen  ihn  als  Kaiser, 
böhmischen  König  und  Churfürsten  in  höchster  Eile  und  mit  aller 
Macht  ihm  zur  Rettung  seiner  Person  und  seiner  noch  treuen 
Lande,  zur  Unterdrückung  der  landfriedbrüchigen  Unterthaneu 
zuziehen.  — Datum  zu  Prag  den  25.  Aprilis  a.  1608. 

Manchen  Staatsarchiv  547/4  f.  103.  Orig. 

555.  Pfalzgraf  Wolfgang  Wilhelm  und  Georg  Friedrich 
Markgraf  von  Baden,  Anbringen  an  Würtemberg. 1 

Würtemberg  hat  sich  erboten,  sich  bezüglich  der  von  seinem 
Vater  mit  Neuburg  und  Baden  gesclilossnen  Union  bald  nach  Ostern 
schliesslich  zu  erklären.  Nun  hat  der  churpfälzische  Reichstags- 
gesandte Camerarius  den  Neuburgern  „uf  ainveisung  des  churfürst- 
licheu  Brandenburgischen  abgesanten  dr.  Pruckmans“  initgctheilt, 
es  solle  demnächst  eine  Versammlung  aller  evangelischen  Stände 
über  eine  „algemeine  Zusammensetzung“  sich  vergleichen.  Bald 
darauf  hat  ein  Gesandter  Anspachs  dem  Herzog  von  Neuburg 
beifolgende  (vgl.  n.  550)  Werbung  abgelegt  und  die  ebenfalls  bei- 
folgende (vgl.  n.  551)  Resolution  erhalten.  Da  nach  der  vorigen 
Abrede  diejenigen,  die  bereits  unirt  sind,  sich  dieser  Union  wegen 
zunächst  gründlich  entschliessen  und  sich  vergleichen  sollten,  wie 
weit  man  sich  mit  Calvinisten  und  weit  entfernten  Ständen  zu 
verbünden  habe,  so  möge  der  Herzog  von  Würtemberg  seine  Erklä- 
rung „dieses  beschlossenen  Unionswesens  halb“  gleich  oder  in 
wenigen  Tagen  abgeben  und  die  Erledigung  der  noch  unvcrglichenen 
Puncte  der  Union  gestatten,  damit  man  nachher  zu  der  General- 
union und  zu  der  von  Anspach  „vorgeschlagenen  interimsvereini- 
gung  der  benachbarten“  gelangen,  und  auf  die  Anbringen  Anhalts 
und  Anspachs  bestimmte  Erklärungen  geben  könne.  Denn  lässt 
man  diese  Fürsten  länger  auf  die  Entscheidung  warten,  so  dürften 
sie  mit  dem  Abschluss  ihres  Bündnisses  unabhängig  vorgehen.  — 
1608  April. 2 

Stuttgart.  Unionsacta  If.  Neuburger  Kanzicihandschrift. 

1 Einen  Tag  nach  der  Werbung  von  Fuchs  (n.  550,  551)  schrieb 
der  Pfgr.  Wolfgang  Wilhelm  an  Würtemberg  und  Baden:  es  seien  in 
der  Unionsangelegenheit  so  wichtige  Dinge  vorgegangen,  dass  eine  per- 
sönliche Besprechung  nöthig  sei.  Er  werde  darum  am  21.  April  nach 
Stuttgart  kommen.  (M.  pf.  343/5  f.  13,  14.)  Dieser  Aufforderung  gemäss 
kam  auch  der  Mgr.  Baden  nach  Stuttgart,  mit  dem  sich  dann  Wolfgang 
Aeten  des  30jihr.  Krieges  L 44 
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Wilhelm  über  vorliegendes  Anbringen  verständigte.  (Bericht  über  die 
Stuttgarter  Verhandlungen  M.  pf.  343/5  f.  24.) 

2 Angabe  des  Tags  in  dem  eben  citirten  Bericht  über  die  Stuttgarter 
Verhandlungen. 

April  556.  Johann  Friedrich  Herzog  von  W ü r t e m b e r g , E r* 
2h  klii rung  auf  die  Werbung  Neuburgs  und  Badens. 

Der  Herzog  hat  die  in  der  beiden  Fürsten  Werbung  behandelte 
Angelegenheit  den  gegenwärtig  versammelten  Landständen  mitge- 
theilt. 1 Diese  haben,  weil  man  ihnen  vorher  nichts  davon  eröffnet 
hat  und  aus  andern  Gründen,  „diese  handlung  mercklich  difficul- 
tirt.“*  Da  nun  der  Herzog  beim  Anfang  seiner  Regierung,  um  nicht 
Misstrauen  zu  erregen,  nicht  weiter  in  die  Stände  dringen  möchte, 
und  doch  zur  Bestreitung  der  Bundesbeiträge  vornehmlich  auf  ihre 
Bewilligungen  angewiesen  ist,  so  wird  er  am  Abschlüsse  des  Bun- 
des gehindert.  Hs  dürfte  ferner  der  Kaiser,  wenn  er  den  Sonder* 
bund  erführe,  die  noch  nicht  erfolgte  Beleimung  des  Herzogs  üra 
so  mehr  erschweren.  Der  Bund  selbst,  so  besorgt  der  Herzog, 
möchte  zu  schwach  sein,  da  jüngst  benachbarte  papistische  Stände 
entweder  einen  Bund  schon  geschlossen,  oder  doch  einen  Anfang 
dazu  gemacht  haben.  Wenn  vollends,  wie  zu  besorgen  ist,  der 
gegenwärtige  Reichstag  mit  einer  höchst  gefährlichen  Spaltung 
endigte,  so  wäre  es  dringend  nöthig,  auf  einen  Vertheidigungsbund 
wo  nicht  aller,  so  doch  der  meisten  und  mächtigsten  evangelischen 
Stände  bedacht  zu  sein.  Da  man  schon  begonnen  hat,  über  einen 
solchen  zu  verhandeln,  und  der  Herzog  sich  schon  erboten  hat, 
an  den  Verhandlungen  Theil  zu  nehmen,  so  scheint  es  dem  Herzog 
das  erträglichste  und  sicherste  zu  sein,  wenn  „solche  general- 
coniunction  miglichst  Heil»  befiedert  und  zu  derselben  dise  parti- 
cularunion  geschlagen  . . werden  möchte.“  Zu  einem  solchen 
Bunde  zur  Vertlieidigung  der  evangelischen  Stände  insgemein  und 
zum  Wol  des  Vaterlandes  würden  des  Herzogs  Landstände  das 
Ihrige  gewiss  beisteuern;  er  wäre  auch  gegen  den  Kaiser  und  Jeder 
mann  um  so  besser  zu  verantworten.  Da  nun  Anhalt  im  Namen 
des  Churfürsten  von  der  Pfalz  und  Anspach  in  seinem  und  des 
Markgrafen  von  Culmbach  Namen  eine  Zusammenkunft  zur  Ver- 
handlung über  einen  solchen  Bund  betreiben,  so  wäre  der  Herzog 
damit  einverstanden,  dass  baldigst  entweder  die  Fürsten  selbst  oder 
ihre  Käthe  diese  Versammlung  abhielten. 34  — Signatum  Stutgarten 
den  15.  Aprilis  1608. 

Stuttgart.  Unionsarta  II.  Orig. 

» Vgl.  Sattler  VI  S.  7 fg. 

'l  Naib  dem  Neuburger  Bericht  über  diese  Stuttgarter  Verhandlungen 
(M.  pf.  343/5  f.  24)  begehrten  die  Landstände  vor  allen  andern  Bera- 
thungen die  Erledigung  ihrer  „gravamina.“  Sie  bemerkten  hinsichtlich 
der  Union:  ein  solches Sonderbttndniss  könne  das  Misstrauen  der  andern 
(evangelischen)  Stände  vergrössern,  sie  würde  zu  schwach  sein  und  den 
Kaiser  beleidigen:  man  möge  lieber  die  allgemeine  Vereinigung,  die  im 
Work  sein  solle,  nnnebmen.  Mehrere  Prälaten,  mit  denen  Wolfgang 
Wilhelm  und  der  Mgr.  Baden  direct  verhandelten,  äusserten  sich  in  dem- 
selben Sinne. 

•t  Bevor  der  Pfgr.  Wolfgang  Wilhelm  und  der  Mgr.  Baden  ihre  Wer- 
bung verrichtet  hatten,  liess  sich  der  II.  Würtemberg  über  den  Gegen- 
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stand  dieser  Werbung  von  seinem  Kanzler,  Vicekanzler,  Melch.  v.  Jäger, 

Welling,  l)r.  Mitschelin  und  Kielmann  am  23.  April  ein  Gutachten  ab- 
statten. In  demselben  wird  die  Union  der  ev.  Stände  als  so  uüthig  wie 
nur  jemals,  die  „particularunion“  aber  als  nicht  rathsam  bezeichnet. 

Denn,  so  heisst  es  weiter,  man  beleidigt  dadurch  den  Kaiser  und  ver- 
wickelt sich,  wenn  es  „nicht  ein  gemein  werck“  ist,  in  grosse  Schwierig- 
keiten, da  doch  der  Herzog,  dem  hinsichtlich  seiner  Belehnung  und 
andrer  Sachen  viel  Ungemach  zugezogen  werden  kann,  Ursache  hat, 
behutsam  zu  handeln.  Des  Herzogs  Anschlag  ist  doppelt  so  hoch  als 
der  von  Neuburg  oder  Baden,  der  Gewinn  aber,  den  er  aus  der  Union 
ziehen  würde,  der  geringste.  Für  Neuburg  ist  „dib  negotium  wegen  des 
closters  KaiPheim,  item  des  lautgerichts  Hirschberg  und  der  Neuburgi- 
schen iurium  in  Donauwert  meren  teils  ein  privatwerck.“  Ucberhaupt 
sind  drei  Stände  gegen  einen  starken  Angrift’  zu  schwach.  Sollte  Neuburg 
von  Baiern.  der  schon  mit  etlichen  Ständen  verbündet  sein  soll,  ange- 
griffen werden,  und  der  H.  Würtemberg  ohne  Zuthun  mehrerer  Stände 
sich  iu  die  Sache  einmischen,  so  wäre  Heidenheim  von  Baiern,  Mümpel- 
gart  vom  H.  Lothringen,  Baierns  Schwiegervater,  bedroht.  Wenn  der 
Herzog  don  „nervus  belli“1  von  der  Landschaft  empfangen  muss,  so  kann 
er  ohne  deren  \orwissen  die  Union  nicht  schliessen.  Churpfalz  würde 
sich  mit  Hecht  beleidigt  finden,  wenn  der  Herzog,  ehe  er  dem  Chur- 
fürsten wegen  der  zwischen  ihm  (dem  Churfürsten)  und  des  Herzogs 
Vater  geschlossenen  Union  sich  erklärt  hätte,  mit  Andern  ein  Bttndnis9 
schlösse.  Da  nach  den  Berichten  von  Regensburg  eine  Tagsatzung  aller 
ev.  Stuende  zu  Erfurt  oder  Mühlhausen,  die  über  eine  allgemeine  Union 
verhandeln  soll,  bevorsteht,  so  erwarte  man  lieber  diese  Union,  die  kräf- 
tiger sein  wird  als  die  I'articularunion,  und  die  ebenfalls  bedeutende 
Zuschüsse  erfordern  wird.  (St.  Unionsacta  II.) 

* Auf  diese  Erklärung  erfolgte  eine  Replik  der  beiden  Fürsten  und 
auf  diese  am  27.  April  eine  Antwort  des  Herzogs.  (Gedruckt  bei  Sattler 
VI  Beil.  S 8.) 

557.  Maximilian  und  Ferdinand,  Erzherzoge  von  April 

Uestreich  an  Churmainz  und  Churpfalz.  26 

Wenn  der  Zwiespalt  zwischen  dem  Kaiser  und  Erzherzog 
Matthias  nicht  beigelegt  wird,  so  ist  der  Untergang  des  Hauses 
Oestreich  und  Zerrüttung  des  Reichs  zu  befürchten.  Die  beiden 
Churfürsten  werden  darum  gebeten,  im  Namen  sämmtlicher  Chur- 
fürsten und  lieben  dem  Erzherzog  Maximilian  und  den  beiden 
Herzogen  von  Baiern,  welche  die  Erzherzoge  dazu  zu  vermögen 
hoffen,  eine  Vergleichshandlung  zwischen  dem  Kaiser  und  Matthias 
in  Prag  persönlich  zu  leiten.  Die  Erzherzoge  haben  den  Kaiser 
um  Beförderung  dieses  ihres  Vorschlags  gebeten.  Da  sich  dessen 
Resolution  verzögert,  so  muss  bei  der  drängenden  Gefahr  zur  Aus- 
führung des  Planes  ohne  weiteres  geschritten  werden.  — Geben 
zu  Inspruck  den  26.  Aprilis  im  1608.  jar. 

München  Staatsarchiv  547; 4 f.  300.  Cop. 

558.  Stuttgarter  Abschied.  (Unterzeichner:  Pfalzgraf  Wolf-  April 

gang  Wilhelm  im  Namen  seines  Vaters,  des  Herzogs  von  28 

Würtemberg  und  Markgraf  von  Baden.) 

Die- Unterzeichneten  Fürsten  erachten  es  für  nöthig,  dass  man 
dahin  trachte , „wie  durch  einmüetige  Zusammensetzung  alles  un- 
heil  von  dem  geliebten  vatterlant  abgewendet,  desselben  libertet . . 
gehanthabt,  und  nachmals  fried,  ruhe  und  eintracht  darinnen  ge- 

44* 
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558.  pflantzt  und  erhalten  werden  möge.“  Dem  Wunsche  Neuburgs  und 
Badens,  dass  die  im  Jahr  1605  zu  Stuttgart  vereinbarte  Union  er- 
gänzt und  zu  völligem  Abschlüsse  gebracht  werde,  konnte  Würtem- 
berg  seines  eben  versammelten  Landtags  und  anderer  Hindernisse 
wegen  gegenwärtig  nicht  entsprechen.  Man  hat  darauf  beschlossen, 
dass  bei  „hernach  angedeuteter  weitterer  zusameukunft . . die  noch 
unerledigten  puncten  vor  die  hant  genommen,  und  also  dieses  not- 
wendige werck  zu  völliger  perfection,  liebts  got,  gebracht  werden 
sol.“  Wenn  es  zur  Verhandlung  Über  das  VertheidigungsbQndniss 
aller  evangelischen  Stände  kommt,  so  werden  die  Unterzeichneten 
Fürsten  dies  Unternehmen  nach  Kräften  befördern.  „Demnach  es 
sich  aber  mit  einer  solchen  weitlcuftigen  generalunion . . noch  eiu 
geraume  zeit  verweilen  möchte,  underdessen  aber  zu  rechtmäßiger 
abwendung  besorgender  eilender  betranguuß  und  überfals  im  namen 
der  hochlöblichen  Churpfalz  eine  nachbarliche  zusamensetzung  und 
interimsunion . . durch  den  etc.  hem  Christian  fürsten  zue  Anhalt 
etc.  anfangs  an  den  etc.  hern  Joachim  Ernsten  marggraven  zu 
Brandenburg  etc.,  auch  nachmals  an  hochgedachts  pfaltzgrafen  Phi- 
lips Ludwigen  f.  g.  gebracht  worden,“  so  werden  die  Unterzeich- 
neten Fürsten  sich  an  den  hierüber  zu  pflegenden  Verhandlungen 
betheiligen  uud  wollen  zu  dem  Zweck  am  11.  Mai  in  Roth,  Ahau- 
sen oder  einem  andern  Orte  in  jener  Gegend  persönlich  erscheinen. 
Sie  werden  bei  den  dort  und  später  zu  pflegenden  Verhandlungen 
bei  den  Beschlüssen  und  deren  Ausführung  „vertrawlich  mit  ein- 
ander correspondiren , auch  jederzeit  steif  und  bestendig  zusamen 
halten  und  sich  also  gegen  einander  erzeigen  . .,  damit  das  guete 
vertrawen  dieser  sowol  in  politicis  als  auch  in  religionsfsellen  eor- 
respondierender  dreier  fürsten  in  dem  werck  gespürt  und  erkent 
werden  möge.“ 1 — Signatum  Stuetgarten  den  18.  Aprilis  anno  1608. 

Stuttgart.  Unionsaota  II  Cop.  München  Staatsarchiv  pf.  3 VI,  5 f.  68. 

l In  der  Instruction  für  Wolfgang  Wilhelm  zu  den  Stuttgarter  Ver- 
handlungen (April  21.  M.  pf.  343/5  f.  16)  war  bemerkt:  wenn  Würtem- 
berg  den  Abschluss  der  Sonderunion  erst  nach  der  Unionsverhandlung 
mit  Churpfalz,  Anspach  und  Culmbach  vorgenommen  sehen  wolle,  so 
möge  Wolfgang  Wilhelm  sich  mit  ihm  und  Baden  darüber  vergleichen 
Am  besten  könne  dann  jener  Abschluss  nebst  der  Erledigung  der  unver- 
glichenen  Puncte  unmittelbar  nach  der  Unioushandlung  mit  Pfalz  etc 
und  noch  an  demselben  Versammlungsorte  vorgenommen  werden.  Dem- 
gemäss liess  VVolfg.  Wilhelm  während  der  Verhandlungen  mit  dem 
II.  Würtemberg  vorliegenden  Revers  verfassen  uud  übergab  denselben 
am  27.  April.  Er  reiste  am  folgenden  Tage  ab,  noch  ehe  der  Herzog 
sich  darauf  erklärt  hatte.  Baden  hatte  sich  am  27.  April  für  die  An- 
nahme des  Reverses  erklärt  (Neuburger  Bericht  über  die  Stuttgarter 
Verhandlungen  343/6  f.  24.)  Am  28.  April  schrieb  Würtemberg  an  den 
Pfgr.  Wolfg  Wilhelm  und  Mgr.  Baden , er  sei  mit  dem  Reverse  einver- 
standen. Darauf  übersandte  Wolfg.  Wilhelm  am  30.  April  dem  Herzog 
drei  von  ihm  (dem  Pfalzgrafen)  Unterzeichnete  und  untersiegelte  Exem- 
plare desselben  mit  der  Bitte,  sie  ebenfalls  auszufertigen  und  dem  Mgr. 
Baden  zur  Ausfertigung  zu  übersenden.  Der  Herzog  entsprach  dieser 
Aufforderung  (an  Baden.  Mai  4),  worauf  auch  Baden  den  Abschied  als- 
bald ausfertigte.  (Baden  an  Würtemberg.  Mai  6.  St.  ünionsacta  n.) 
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559.  Wolfgang  Wilhelm  Pfalzgraf  von  Neuburg  an  April 

Churpfalz.  30 

Anspach  hat  dem  Herzog  von  Neuburg  durch  eine  Gesandt- 
schaft erklärt,  dass  der  Churfürst  mit  dem  Herzog  und- andern 
benachbarten  ein  Vertheidigungsbündniss  sehliessen  wolle  und 
Fürst  Christian  von  Anhalt  zu  der  Verhandlung  darüber  bevoll- 
mächtigt habe.  Der  Herzog  und  sein  Sohn  wollen  dies  dringend 
nöthige  Werk  nach  Kräften  befördern.  Vor  einigen  Tagen  hat  der 
. Pfalzgraf  durch  persönliche  Unterhandlung  Würtemberg  und  Baden 
für  den  Bund  gewonnen.  Dieselben  sind  bereit,  am  11.  Mai  in 
Roth,  Ahausen  oder  einem  andern  Ort  jener  Gegend  zur  Verhand- 
lung darüber  persönlich  zu  erscheinen.  Da  Anhalt  dem  Pfalz- 
grafcn  jüngst  gesagt  hat,  dass  schon  eine  ünionsacte  entworfen 
sei,  so  bittet  der  Pfalzgraf  um  Mittheilung  derselben.  — Datum 
Neuburg  an  der  Tonaw  den  20.  Aprilis  anno  1608. 

München  Staatsarchiv  pf.  117/5  f.  16.  Orig. 

560.  Notizen  des  Fürsten  Christian  von  Anhalt  über  April 
seine  Verhandlungen  mit  Erzherzog  Maximilian. 

I.  Ex  prima  propositione  Mx. 1 — Es  were  das  dieß  mittel, 
so  die  e(lectores)  allein  über  sich  nemen  und  onc  einiges  i.  f.  d. 
zuthun  fortsetzen  inusten,  da  sie  zugleich  iinpcratori  und  M(attiae) 
klerlichen  zu  verstehen  geben,  warumb  es  nicht  muglich  die  R. 2 
6uccession  auf  Matt(iam)  zu  richten,  und  sie  also  dahin  weisen, 
persuadiren,  wofernc  sie  ir  hauß  bei  solcher  dignitet  zu  erhalten 
begerten,  das  Matt(ias)  mit  bewilligung  und  ratification  imperatoris 
sich  an  Ungern  und  Österreich  begnügen  liessc  und  sein  recht  und 
anwartung  an  der  krön  Beheimb  gutwillig  und  vermog  des  gemei- 
nen nutzens  und  bestens  demjenigen  cedirt  und  abstunde,  deme 
es  got  und  die  wal  geben  wurde,  und  das  imperatori  an  der  kaiser-' 
liehen  dignitet  und  hoheit  nichts  derogirct  wurde.  Ausser  diesem 
man  Mattiam  (?)  nicht  zu  bewegen.  Und  durfte  bei  imperatori  desto 
leichter  gehen,  damit  es  nur  nicht  alles  dem  Mattia?  nach  willen 
erginge.  Sonsten  von  Grazern  noch  Ilispanicn  zu  befaren.  E(lec- 
toribus)  zu  beisorg  (?),  ob  wegen  tractation  mit  Tirol  Ferdinando 
etwas  zu  crofnen. 

II.  Und  nachdem  es  je  mer  den  weg  erlangt,  das  sich  Matt(ias) 

(neben)  der  succession  in  Ungern,  Österreich,  so  gleichwol  der 
natur  und  recht  gemeß,  M(atti)ae  one  das  gebürt  hetten,  auch  al- 
bereit  Schlessien,  Meren  an  sich  gehancket,  von  denen  sich  Beinen 
endlichen  auch  nicht  separiren  mochte , und  Matt(ias)  also  sein 
Patrimonium  legitimum  in  henden  und  darvon  nicht  weichen  noch 


l Maximilian! 

* Reichssuccession. 
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abstehen  wurden,  so  mochte  Mx.  nochmals  von  hcrtzcn  gern 
wünschen  und  sehen,  das  nachmals  auch  die  R.  succcssion  auf  deu 
erzhcrzog  Matt(iam)  mochte  dirigirt  werden,  zumal  weil  one  das 
verlauten  wil,  das  diese  Ungrische  pacification  Matt(iaj)  einen 
großen  favor  bringet.  Darbei  Anhalt  bei  Mainz  und  Pffalz)  viel 
guts  tliun  konten.  Und  geschch  Mxo  so  wol  und  angenemb  daran, 
alß  wan  es  ir  selbst  widerfure.  1 

NB.  Rationes  zusamenzutragen,  warumb  Mtt.  nicht  zu  nemeu. 

Bernburg.  I F i;  228  f.  97.  Eigcnh. 

1 Weiteres  über  das  Ergebniss  der  Innsbrucker  Verhandlungen  er- 
fährt man  aus  folgendem  Bedenken  des  Erzh.  Maximilian  für  Churptälz  und 
Churmainz  („praes.  per  Anhalt  23.  Aprilis  1608.“  st.  v.):  Die  II.  Wilhelm 
und  Maximilian  von  Baiern  können,  obgleich  Churpfalz  sich  vielleicht  uicht 
gern  mit  ihnen  an  der  Vermittlung  zwischen  dem  Kaiser  und  Matthias 
betheiligen  möchte,  von  derselben  nicht  ausgeschlossen  werden,  weil  sie 
sich  zu  ihrer  Uebernahmc  auf  eine  Aufforderung  des  Kaisers  schon  be- 
reit erklärt  haben,  weil  sie  Nachbarn  und  nahe  Verwandte  Oestreicbs 
und  bei  dem  Kaiser  in  besonderm  Anseben  sind.  Im  l'ehrigen  sind  rnr 
Vermittlung  mit  Ausschluss  fremder  Mächte,  wie  des  Papstes.  Spanieus 
und  Frankreichs,  nur  die  Churfürsten  zuzuziehen.  Als  Bedingungen  des 
Vergleichs  hätte  man  vom  Kaiser  zu  fordern:  Bestätigung  des  Ungarn- 
und  Türkenfriedens  und  der  Pressburger  Beschlüsse,  Uebertragung  der 
unbeschränkten  Regierung  über  Ungarn  und  Oestreich,  sowie  der  Nach- 
folge des  Kaisers  daselbst  auf  Matthias,  endlich  eine  Genei  alamnestie 
Zur  Sicherung  des  Vergleichs  rnüsten  sämmtliche  Churfürsten  sich  ver- 
pflichten, gegen  denjenigen  Theil , der  ihn  verletze,  dem  andern  Theil 
mit  aller  Macht  beizustehen.  Zugleich  hätten  die  Churfürsten  dem 
Kaiser  vorzustellen,  dass  die  Festsetzung  seiner  Nachfolge  ira  Reich 
dringend  nöthig  sei.  (M.  547/4  f.  105.) 

Mai  561.  Friedrich  IV.  an  Fürst  Christian  von  Anhalt. 

Hat  das  Schreiben  des  Fürsten  vom  23.  April  empfanden. 
Die  damals  übersandte  Unionsacte  schickt  der  Churfürst  ihm  zu- 
rück,1 ergänzt  durch  einige  Bestimmungen  des  Vereins  mit  Wörtern* 
berg.  Er  schickt  ihm  ferner  „unsern  generaln  gewalt  mit  den 
darin  benanten  fürsten  und  stetten  (sic!).“  Die  Bestimmungen 
über  die  Zeit  der  Hülfe,  die  Zahl,  Bestallung  und  Unterhaltung 
der  Truppen  wären  mehr  stufenweise  zu  treffen,  ganz  nach  Art 
der  in  Ileilbronn  mit  Würtemberg  geschlossenen  Einigung.  Da 
bei  frühem  Unionshandlungen  die  Frage  über  das  Directorinni 
für  den  Fall,  dass  mehrere  Bundesgenossen  zugleich  angegriffen 
würden,  die  Ilauptscbwierigkeit  abgegeben  hat,  so  möge  der  Fürst 
vorher  sich  mit  Anspach  bereden,  wie  diese  Sache  zu  entscheiden 
und  dem  Streit  darüber  vorzubeugen  sei.  Uebrigens  wird  der 
Fürst  die  Markgrafen  von  Anspach  und  Culmbach  zu  erinnern 
wissen,  dass  der  Churfürst  die  mit  ihnen  getroffene  Einigung 
ungeachtet  der  vorstehenden  gemeinen  Uandrettung  aufrecht  zu 
halten  gedenkt. 2 — Datum  Heidelberg  den  21.  April  1608. 

München  Staatsarchiv  pf.  1175  f.  14  Cpt. 

i Es  ist  der  in  der  Zusammenstellung  der  Unionsacten  (n.  576)  mit 
der  Jahreszahl  1608  bezeichnete  Entwurf. 
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* Um  dieselbe  Zeit  erneuerte  Churpfalz  auch  seinen  Bund  mit 
Hessen-Cassel.  (Rommel  V S.  285  Anm.) 

562.  Hippolyt  von  Colli  an  Churpfalz,  (z.  Thl.)  Mai 

Als  Colli  und  die  brandcnburgischcn , anspachsehen  und  hes- 
sischen Gesandten  erfuhren,  dass  die  Staaten  entschlossen  seien, 
einen  Entwurf  der  Fricdcnsartikel  zu  verfassen,  haben  sie  ihnen 
die  nach  ihrer  Instruction  dabei  anzubringenden  Erinnerungen 
schriftlich  übergeben.  Am  vorigen  Tage  haben  darauf  Deputirte  der 
Staaten  erklärt:  bezüglich  des  Einfalles  Mendozas  getrauen  sie 
sich  nicht,  etwas  zu  erlangen.  Mit  der  Ermahnung  aber,  dass  sie 
ihre  Befngniss,  sich  mit  benachbarten  protestantischen  Fürsten  zu 
verbinden,  nicht  cinschränken  lassen  sollten,  seien  sie  ganz  ein- 
verstanden. „Möchten  derhalben  von  uns  gern  vernemmeu,  ob 
wir  deswegen  mit  inen  zu  handlet)  keine  commission  erlangt.  Die 
zeit  were  ires  erachtens  hierin  nicht  zu  verlieren.“  Die  Gesand- 
ten erwiderten:  bezüglich  des  Bündnisses  haben  ihre  Herren  sich 
noch  nicht  speciel  resolvirt,  da  man  ihnen  nicht  habe  berichten 
können,  „ob  man  uf  ein  gemeine  Zusammensetzung  sehe,  oder  uf 
ein  particularconfcederation  mit  den  corrcspondierenden  chur-  und 
tursten.“  Darauf  die  Deputirten:  die  Staaten  seien  bereit,  „tequis 
conditionibus  sich  mit  den  correspondirendcn  Teutschcn  chur-  und 
fürsten  defensive  oder  auch  offensive  in  eine  verbüntnus  oiuzu- 
lassen.“  Vor  allem  aber  müssen  die  zu  dem  Bündniss  bereit- 
willigen Fürsten  unter  sich  „ein  corpus“  bilden.  Darauf  mögen 
die  Gesandten  eine  baldige  Resolution  ihrer  Herren  sollicitiren.  — 

D.  im  Haag  den  21.  April  1608. 

München  Staatsarchiv  487,24  f.  '202.  Orig. 


563. 


Joachim  Ernst  Markgraf  von  Anspach  an  Pfalz- 
graf W o 1 f g a n g Wilhelm  von  N c u b u r g. 


Mai 

2 


Hat  das  Schreiben  des  Pfalzgrafen  vom  30.  April  empfangen. 
Der  Markgraf  bestimmt  Ahausen  als  Ort  des  Convents.  Zeit,  wie 
in  dem  Schreiben  des  Pfalzgrafcn.  Der  Pfalzgraf  möge  Würtcm- 
berg  und  Baden,  der  Markgraf  wird  Culmbach  und  Anhalt  beschrei- 
ben. — Datum  Onolzbaeh  den  22.  Aprilis  a.  1608. 

. München  Staatsarchiv  pf.  343/5  f.  78.  Orig. 


564.  Wock  von  Rosenberg  an  Fürst  Christian  von  Mai 

Anhalt.  4 

Aufstand  des  Erzherzogs  Matthias  und  der  ihm  verbündcleu  Lande  gegen 
den  Kaiser  — Fünf  mögliche  Ausgänge  dieses  Aufstands,  und  was  bei 
jeder  eiuzelnen  Eventualität  zu  thtin  sei.  — Fehler  der  kaiserlichen 
Regierung.  — Vermittlung  der  Reichsstände  zwischen  dem  Kaiser  und 
Matthias,  Bedingungen  des  Ausgleichs. 

Rosenberg  konnte  des  Fürsten  Schreiben  vom  8.  März  nicht  eher 
beantworten  Er  hatte  sich  über  das  Vorgehen  von  Ungarn,  Ocstreich 
und  Mähren  noch  kein  Urtheil  gebildet  und  blieb  daher,  was  auch  „ein 
und  j'.ndernseits  von  unf>  desideritt*  wurde,  neutral.  Nun  aber  tlndet 
er  „daß  dieser  drei  zusamensetzung  mit  bestant  und  genügsamen  ui  sachen 
für-  und  ergangen.“  Erzherzog  Matthias  hat  dem  Rosenberg  mehrmals 
über  die  Vorgänge  berichtet  und  am  28.  März  ihn  gebeten  „wir  wolten 
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664.  dieß  wesen  mit  unsern  in-  und  auPlendischen  herren  befreunten  commu- 
niciren,  unP  deren  beginnen  teilhaftig  machen.“  Allein  der  Kaiser  und 
der  Erzherzog  können  sich  unter  einander  verständigen  und  dann  die- 
jenigen, die  sich  in  guter  Absicht  eingemischt  haben,  in  Gefahr  bringen. 
Da  des  Matthias  Truppen  schon  8 Meilen  vor  Prag  stehen,  und  die  Zeit 
drängt,  können  „die  guetten  für  banden  stehende  mittel“  nicht  wol  an- 
gewandt werden.  — Das  Unheil  hätte  längst  bekämpft  werden  können, 
wenn  in  die  schlechte  Regierung  des  kaiserlichen  Hofs  die  Churfürsten 
und  Fürsten  hätten  eingreifen  dürfen.  Die  Friedensverhandlung  mit  des 
Türken  ohne  Zuziehung  eines  einzigen  Rcichsstaudes,  gerade  als  ob  da* 
Reich  keine  Steuern  erlegt,  noch  etwas  mit  Ungarn  zu  thun  hätte,  war 
ein  grosser  Verstoss.  Gegenwärtig,  in  der  Verhandlung  mit  Matthias 
bereitet  man  heimlich  alles  vor,  um  das,  was  man  einzuräumen  sich  er- 
bietet, wieder  umzustossen.  Matthias,  davon  unterrichtet,  wird  nur  au 
grösserm  Eifer  in  seinem  Unternehmen  angetrieben.  — In  diesen  Hän- 
deln nun  erkennt  Rosenberg  den  „anfang  einer  nöttigen  reformation.“ 
Die  Sachen  stehen  zwischen  beiden  Theilen  so,  dass  kein  bestimmter 
Ausgang  vorauszusehen,  sondern  nur  die  verschiedenen  möglichen  Wen- 
dungen der  Dinge  in’s  Auge  zu  fassen  sind.  „So  gefeit  unP  auch  keine 
neutralitet,  aber  bei  unserer  unschult  kann  man  beden  teilen  begegnen.1* 

1.  Gesetzt  aber,  i.  Mt.  stürben  hierüber  oder  erdeusserten  sich 
auß  zagheit,  oder  2.  gerieten  in  ertzhertzogen  Mattien  1.  hent,  oder 
3.  bede  gebruder  machten  Selbsten  under  einander  (welches  schwer- 
lieben  ertzhertzogen  Mattien  1.  so  bloß  und  one  genügsame  Ver- 
sicherung und  interposition  der  chur-  und  fürsten  eingehen  wer- 
den) 4.  durch  antrieb  Spannien,  babsts  und  dergleichen  eine  recon- 
ciliation,  oder  5.  ertzhertzogen  Mattien  1.  legen  unden: 

fürs  erst  kan  die  cron  Böheimb  bei  wol  hergebrachter  freier 
wal,  ungeacht  man  armata  manu  im  lant  geschwint  und  gelingen, 
keinen  zu  könig  auf-  und  annemmen , man  laße  dan  anfenglich 
die  freie  wal  befugter  maßen.  Bei  welcher  deliberation  man  sich 
notwendiglich  an  die  weltlichen  churfursten  insonderheit  auP 
großem  obliegendem  respect  und  nit  geringer  Schuldigkeit  (den 
die  praeeminentz  der  ersten  seullen  under  den  churfursten  in  der 
cron  Bceheimb  von  des  heiligen  Römischen  reichs  hochheit  attestirt 
und  der  cron  oder  dern  könig  zugeeignet  ist)  halten  sol  und  raneP. 
Dabei  daß  exercitium  der  religion  frei  sein  die  lose  Jesuiter  auP- 
gcschaft  oder  in  ergastulum  getrieben,  beßere,  durchgehende  iustitia 
administrirt,  richtigere  ersetzung  der  ambter  on  underschiet  der 
religion  von  ingeseßenen  furgesetzt  und  guette  observirung  der 
lantconstitutionen,  auch  des  lants  gedeulichkeiten  besten  teils  pro- 
curirt,  und  drüber  die  requisita  zuvor  furgenommen  werden  maßen. 
Auf  den  andern  begebenden  fal  da  kan  die  cron  Böheimb  nicht 
beßer  thun,  alß  daß  sie  alßbalden  ein  legation  an  i.  Mt.  abgehen 
und  dabei  die  weltlichen  churfursten  insonderheit  der  gebierenden 
notwendigkeit  und  requisiten  halb  anschreien  ließen  und  sich  mit 
denselben  allerdings  berieten  und  einbelliglich  verglichen.  Fürs 


.4  k 


Digitized  by  Google 


1608 


697 


dritte  werden  sich  chur-  und  fürsten,  auch  stent  des  heiligen  Mai 
Römischen  reichs  Teutscher  nation  deren  erweltcn  Keiscrn  wol  * 
und  ernsthaft  anzunemmen  haben  und  bei  dieser  Vergleichung  des 
reichs  autoritet  interponiren  und  selbst  des  reichs  gravamina  eben- 
falls abstellen,  daß  regiment  in  beßern  keiserlichen  statum  formi- 
ren  und  alle  ambter  mit  tauglichen  lenten  besetzen  und  die  lose 
buben  abstraffen  laßen  können.  Zum  vierten  hat  man  auf  allen 
teilen  protestirender  seits  sich  gefast  zu  halten.  Den  die  Roma- 
nisten geben  für,  man  habe  den  evangelischen  zu  viel  diesfals  ein- 
geraumet,  und  werden  sie  nun  ir  eußerst  wagen,  und  die  alte  renek 
herfur  suchen,  wofern  man  nicht  in  guetter  wißen-  und  bereit- 
schaft  stehet  und  sich  auf  allen  orten  umbsiehet.  Ertzhertzogen 
Mattias  zu  Oestereich  1.  haben  bei  der  Turcken  besorgenden  einfal, 
der  Ungarn  trauenden  abfal,  des  kaiserlichen  hofs  verleugerungen 
und  auß  viellen  andern  hochuöltigkeiten  die  Vergleichungen  lioch- 
verstendig,  gleichsam  nottringlich  eingangen  und  hierdurch,  wie 
auch  die  Ungarn,  Oestereich  und  Msererische  stent,  für  got  und  aller 
weit  ein  gerechte  sach.  Aber  solten  sie,  die  stent,  die  hont  von 
beden  militirenden  gebrüedern  zur  tur-  (wie  mans  zu  nennen  pflegt) 
angcl  gefurt  und  premirt  nur  begert  zu  werden,  ja  wen  sich  auch 
jetzt  etwas  wideriges,  soviel  das  letzte  und  fünfte  belangt,  mit 
ertzhertzogen  Mattien  1.  zuetragen  solt,  da  sehen  wir  sovil,  daß 
auf  solchen  fal  die  lant  zusammen  und  für  einen  man  halten  und 
stehen  und  ir  eusserstes  dran  strecken  wurden,  auß  welchem  das 
mueßkraut  seu  flores  martiales  diesen  sommer  geraten  möchten. 

I.  Mt.  die  haben  bißanhero  in  dem  hoch  peccirt,  daß  sie  viel 
rechtschaffene  treue  Patrioten  und  etliche  doch  wenig  dern  geheime 
raet,  die  sich  mer  gemeinem  besten  und  vatterlant  alß  i.  Mt.  affcc- 
ten,  eigensinnigkeit  oder  humor  insinuirt  und  accominodirt,  ur- 
plötzlich mit  allen  Ungnaden  abgeschaft,  inen  unerbarc  namnien 
geben  und  uberzwerck  angefeint,  auch  mit  rechtfertigungen  etlichen 
zuegesetzt  und  teils  selbsten  zusammengehetzt,  und  die  den  landen 
am  feintseligsten  gewesen,  die  haben  alle  mandata  inaudita  causa 
indifferenter  exequirt.  Underdeß  hat  man  capita  papaverum  mu- 
tilirt.  Auß  welchem  end  die  affectiones  der  treuen  stent  heftig 
abalienirt,  die  leut.  sich  des  widerigen  nit  mer  bereden,  sondern 
sagen  runt,  sie  laßen  sich  nicht  dergestalt  ferner  umb  ehr,  guet, 
bluet  bringen  und  druf  lebendig  begraben.  Zue  weit  ist  in  kart 
gesehen,  got  und  die  menschen  zu  gering  geacht  worden,  unertreg- 
liche  gravamina  seint  furubergangen.  Wir  wollen  nur  unter  den 
lindesten  ein  exempel  erzelen:  von  1592  bieß  1606  jar  ist  auß 
dem  lant  ob  der  Ens  allein  nur  auf  das  kriegswesen  contribuirt 
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564.  worden  über  die  dreimal  tausent  fünfhundert  tausent  gülden;  da- 
gegen seint  die  stellt  im  religion-  und  propbauwcseu  je  mer  je 
heftiger  persequirt  und  angcfochtcn,  auch  vom  Strallcndorf  der- 
gestalt abgewiesen  worden:  man  könte  inen  keine  außriebtuug 
thuen,  sic  würden  den  Römisch  catholiseh.  Auß  t rzclten  Sachen 
sehen  e.  1.,  wie  sich  eine  ondiseiplinirte  regierung  etwas  aufziehen, 
aber  jedoch  in  die  lengen  nit  fortsetzen  letst.  Es  haben  die  stent 
im  heiligen  reich  Teutscher  nation  zu  viel  ires  teils  zugesehen. 
Dardurch  seint  die  königrelch  und  lender  aufs  greulichs  under- 
truckt,  und  daß  wesen  so  weit  gezwungen  worden,  daß  man  an  jetzo 
dem  reich  furgreift.  Und  da  sieh  solches  diser  hendel  nicht  cor* 
dato  und  mit  ernst  annimbt,  wurt  dardurch  der  treuen  inclina- 
tion  gcschwccht . . . . 

Werden  ertzhertzog  Mattien  zu  Österreich  1.  in  terminis  ver- 
bleiben, recto  calle  proccdiren  und  chur-  und  fürsten  drunder 
ersuchen,  da  ist  an  glücklichem  außgang  dern  teils  kein  zweiffel. 
Wurt  man  cs  aber  eigensinniglich  auf  die  spitz  und  höchste  not 
setzen,  zu  weit  greiffen  und  durch  gewalt  procedirn,  auch  ein  und 
der  ander  teil  darzu  nichts  thuen,  da  ist  der  außgang  dem  treuea 
got  zu  befehlen.  Was  hat  Pompeius  dem  Cratippo  philosopho  an- 
ders klagt:  an  sit  providentia  dei,  cum  in  causa  meliore  victus 
esset?  Druf  antwort  Cratippus:  fatales  esse  imperiorum  periodos 
et  constare  deo  ratio  sui  facti,  etiam  cum  de  ea  nobis  non  con- 
stet.  Wir  antworten  e.  1.  auf  dero  freuut-  und  sönliche  frag:1 
chur- fürsten  und  stendc  des  heiligen  Römischen  reichs  können 
unsers  erachtens  bei  der  interposition  diser  handlung  nicht  beßer 
thuen,  alß  daß  die  Preßburgische  tractation  und  was  dernselbeu 
anhengig,  sonderlich  die  Wienerische  articul,  drin  daß  religion- 
wesen  einkombt,  mit  zuthun  des  reichs  allermasscn  ratificirt  uud 
de  novo  von  allen  teilen  versichert  werde.  Ertzhert zogen  Mattien 
1.  könte  das  regiment  administrationsweis  völlig  in  Ungern  uber- 
geben und  wegen  der  erblanden  i.  Mt.  dahin  gebracht  werden, 
daß  sie  s.  1.  und  die  getreue  stende  deren  außlcndischeu  uud  lant- 
feintseligen  raffen  fursetzen,  dieselb  alßbalden  abschaffen,  beßer 
gehör  geben  und  jedes  königreich  und  lant  durch  seine  treue  au- 


• Am  23.  April  schreibt  Anhalt  au  Rosenberg:  er  hoffe,  ..das  es  au 
interposition  vnrnemer  heupter  nicht  ermangeln  wirt,  inmaPen  etwas 
albcreit  angestelt  und  im  werck  sein  möchte.“  Rosenhcrg  möge  ihm 
seine  Meinung  mittheilen,  „worauf  vornemlich  hei  solcher  interpositioo 
zu  gehen,  und  wie  weit...  von  allen  teilen  etwas  eingegangen  werden 
möchte,  und  was  sonderlich  der  Versicherung  halber,  das  einer  dem  an- 
dern desto  baP  zu  trauen,  vorzuschlagen  und  zu  erhalten.“  (Bg.  1 F 1: 
227  f.  ü4.) 
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gesessene  Patrioten  on  appassion  und  uuderschiet  der  religion  Mai 
regiren,  dieselbe  zu  diensten  und  ambtern  ziehen  und  also  selb- 
steil deroselben  ruhe  schaffen  und  guette  kirchen,  ccnsur  auch 
policei  nach  fuesstapfen  dern  hochgecrtcn  furfaren  für-  und  ergehen, 
alle  media,  die  zur  diffidentz  ursach  geben,  solviren  und  dagegen 
die  mittel,  so  alles  versönen  könten,  straks  furnemmen  laßen 
solten.  Hiergegen  könten  sich  ertzhertzogen  Mattien  1.  verrever- 
siren,  daß  sie  auß  diesem  nicht  schreiten,  sondern  ob  allem  treu- 
lichen halten,  und  noch  darzue,  da  sie  i.  Mt.  bei  deren  alter  und 
großer  außgestandener  kciserlichen  regierungsmuhc  sublcvircn 
könten,  daß  sic  solches  sowol  willig  alß  schuldig  thuen  und  auß 
keinem  puncten  ebenfals  schreitten,  noch  ichtes  praejudicirliches 
attentiren  solten  noch  weiten. 

Daß  übrige  schreiben  wir  unserm  großgunstigen  hern,  chur- 
furst  Friderichcn  pfaltzgraven  1.  ferner  hiebei  gelegt  zu.  E.  11. 
nemmen  dieß  hochansenlichc  wesen  in  reiffe  bedencken  und  sehen 
den  requirirenden  notfeilen  für.  Dan  wo  es  jetzt  nicht  an  der 
zeit,  so  kan  es  sich  doch  damit  wenig  aufhalten.  E.  1.  die  schlagen 
dr.  Crollen  relation  auf  und  befehlen  ime,  daß  er  solche  mit  an- 
hero  neme.  Wir  wollen  verhoffentlich  noch  was  angeneinmes  dar- 
zuc  setzen.  Und  möchten  wir  gern  e.  1.  bei  unß  alhier  haben; 
jedoch  stehen  wir  in  gedancken,  wir  werden  halt  mit  freiden  Zu- 
sammenkommen. Onrecht  thun  e.  1.  nicht,  da  sie  sich  zu  Amberg 
jetztmalen  aufhalten.  Es  kan  sein,  daß  wir  gelingen  (sic !)  beisammen 
sein  musten.  Die  zeit  ist  nicht  zu  verlieren,  wo  nicht  ein  teil  dardureb 
verkurtzt  werden  möcht. 1 — Datum  Wittingau  den  4.  Maii  anno  1608. 

Bernburg  I F I;  227  f.  77.  Orig. 

t Der  Secretär  Rosenbergs.  Theobald  Hock  schreibt  am  4.  April  an 
Anhalt:  „E.  f.  g.  seien  versichert,  das  sie  alhier  dorn  Würdigkeit  nach 
von  dern  hern  vattern  in  höchster  treuer  freundschaft  stehen.  Und  da 
ertzhertzogs  Mattiasen  f d.  über  die  gebur  ichtes  proetendiren  solten, 
so  lenden  sich  i.  f.  g.  alhier  zun  seiten  der  churfursten  . . . Solt  sich 
ein  fal  mit  i.  Mt.  begeben , da  were  hoch  vonnotten,  das  man  e.  f g. 

an  der  hand  hette Waß  mir  e f.  g.  anbefohlen  und  in  allein  coro- 

mittiren  wollen,  dem  wil  ich  mit  gottes  hulf  mit  underthenigen  treuen 
nachkommen.  E.  f.  g.  stehet  also  frei,  mich  zu  informiren.  Ich  halt 
darfur,  man  werde  noch  was  großes  amplectiren  mit  e.  f.  g.  geliebten 
hern  vattern.  Got  gedanckt,  die  seint  in  etlichen  puncten  guttenteils  in- 
struirt,  und  wen  sie  ichtes  wol  faßen,  so  flectiren  sie  nit  leichtl ichen. 
Jedoch  da  muß  i.  f.  g.  das  memori  refrigeriret  werden.“  Anhalt  möge 
an  Zierotin  und  Tschernembl  schreiben,  die  beide  gern  sähen,  dass 
Rosenberg  sich  öffentlich  für  Matthias  erklärte.  „Den  sollen  i.  f.  g al- 
hier sich  parteiisch  stellen,  und  es  anders  geraten,  als  man  vermeind, 
was  für  statliche  bedencken  wurden  den  churfursten  endzogen,  was  für 
behelf  het  Österreich,  was  für  eine  beschwerliche  consequentz  kont 
drauß  erfolgen !“  (Bg.  I F 1 ; 227  f.  B9.  Vielleicht  ist  das  Datum  ver- 
schrieben , da  auf  der  Adresse  des  Briefes  dieselbe  Präsentationszeit 
(13.  Mai)  bemerkt  ist,  wie  auf  dem  Briefe  von  Rosenberg.) 
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Mai  565,  Friedrich  IV.,  Instruction  für  Fürst  Christian 
4 von  Anhalt  an  Churmainz. 

1.  Der  Fürst  wird  über  seine  Verhandlungen  mit  Erzherzog 
Maximilian  berichten  und  den  Erzbischof,  wie  Erzherzog  Max 
begehrt  hat,  die  „fragstück  der  Kai.  Mt.  person  und  zustant  be- 
treffent“  lesen  lassen,  die  hernach  zu  verbrennen  sind.  2.  Nach- 
dem man  dem  Kaiser  die  Vermittlung  angeboten  „und  deroselbcn 
(Kai.  Mt.)  einwilligung  erlangt“  hat,  ist  an  Matthias  ungefähr  fol- 
gendermassen  zu  schreiben : "man  habe  „fast  gewisse  nachrichtung,1“ 
dass  der  Kaiser  mit  der  Vermittlung  der  Churfürsten  einverstanden 
sei.  Matthias  möge  dieselbe  gleichfalls  annehmen  und  nicht  weiter 
vorrücken.  Damit  der  Erzherzog  sehe,  dass  es  Ernst,  ist,  wäre 
zugleich  Ort  und  Zeit  der  Vergleichshandlung  (etwa  Eger  und 
8 Tage  nach  Pfingsten)  zu  benennen.  Das  Schreiben  wäre  in  aller 
Churfürsten  Namen  zu  fertigen,  welche,  da  Mainz  schon  mit  Cöln 
und  Trier  conferirt  hat,  und  Sachsen  und  Brandenburg  der  Ver- 
mittlung nicht  abgeneigt  sein  sollen,  wol  keine  Schwierigkeiten 
gegen  die  Unterzeichnung  desselben  machen  werden. 1 3.  Auf  des 
Kaisers  Schreiben  an  Mainz  und  Pfalz,  in  dem  er  die  Vermittlung 
bewilligt,  ist  ihm  die  Abschrift  des  erwähnten  Schreibens  an 
Matthias  zu  sendeu.  4.  Die  Vermittlung  ist  nach  Massgabe  des 
Bedenkens  Anhalts  vom  24.  April  und  dem  damit  übereinstimmenden 
Vorschlag  des  Erzherzogs  Max  zu  Wege  zu  bringen.  Besonders 
hat  man  sich  in  Betreff  des  Religionspunctes  bestimmt  gegen  Mainz 
zu  erklären.  5.  Anhalt  wird  den  Erzbischof  fragen,  ob  Churpfalz 
des  Kaisers  Handschreiben  (n.  554)  nicht  dahin  beantworten  solle, 
dass  er  mit  dem  Zuzug  warten  wolle,  bis  man  den  Ausgang  der 
churfürstlichen  Vermittlung  sehe.  Hierdurch  dürfte  auch  Mainz 
bewogen  werden,  dass  er  sobald  nicht  aus  der  Neutralität  schreite. 
— Datum  Heidelberg  den  24.  Aprilis  a.  1G08. 

Bernburg.  1 F 1;  228  f.  66.  Orig.  (Das  Cpt.  M.  547/4  f.  110.) 

i Am  26.  April  schreibt  Churpfalz  an  Churmainz:  Da  Matthias  be- 
reits mit  20,000  Mann  von  Wien  aufgebrochen,  und  Mähren  ihm  beige- 
treten sein  solle,  so  könne  die  Sache  einen  gefährlichen  Ausgang  nehmen, 
ehe  man  zur  Vermittlung  komme.  Er  bitte  also  um  ein  Gutachten,  was 
die  Churfürsten  zu  thun  haben.  (M.  547/4  f.  88.  Gleichlautende  Schrei- 
ben an  Cbursachsen  und  Churbrandenburg,  an  letztem  mit  folgendem 
Zusatz:  da  Matthias  lieber  die  Vermittlung  eines  Evangelischen  ab 
Baierns  sehe,  um  die  Reformation  der  kaiserlichen  Regierung  desto  mehr 
zu  befördern,  so  könnten,  die  Evangelischen  hei  dieser  Gelegenheit  auf 
Vernichtung  der  päpstlichen  Anschläge  und  eine  Erklärung  des  Religions- 
friedens, die  dem  Reich  mehr  Sicherheit  gewährte,  arbeiten  ) Mainz 
erwidert  am  29.  April:  er  hoffe  noch,  dass  der  Kaiser  und  Matthias 
den  gütlichen  Ausgleich  der  Entscheidung  durch  die  Waffen  vorziehen 
werden,  zumal  da  jener  den  Türkenfrieden  und  den  Wiener  Vertrag 
mit  Ausnahme  einiger  auf  den  nächsten  Landtag  verschobenen  Poncte 
bestätigt  habe.  (A.  a.  0.  f.  130.)  Am  30.  April  fragt  Churpfalz  bei 
Churmainz  an:  ob  nicht  sie  beide  ohne  weiteres  an  den  Kaiser  und  an 
Matthias  Gesandte  schicken  und  die  Vermittlung  übernehmen  sollen,  und 
wie  diese  Vermittlung  anzustellen  sei.  (f.  100.)  « 
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566,  Bedenken  des  Neuburger  Raths.  (Pfgr.  Wolfgang  Mai 
Wilhelm,  Graf  Friedrich  von  Solms,  Hofmeister  Ludwig  6 

von  S p e r w e r s e c k,  Kaspar  H e u c h e 1 i n.)  z.  Th. 

Zu  den  Aufzeichnungen  des  Herzogs  Philipp  Ludwig  bezüglich 
der  zu  gründenden  „nachbarlichen  verain“  ist  Folgendes  bedacht.: 

1.  Die  Union  muss  sofort  die  Mittel  erhalteu,  um  20,000  Mann 
3 Monate  lang  zu  unterhalten.  Geldbeiträge  sind  besser  als  Volk- 
hülfen. Man  könnte  zu  Anfang  40 — 50  Monate  erlegen.  1 Es  wäre 
aber  „die  contribution  zu  der  general-  und  interimsvergleichung 
aus  der  eassa  der  engern  verein“  zu  nehmen,  „damit  es  erschwing- 
lich und  die  stende  nicht  abgeschreckt  werden.“  2.  „Der  churfurst 
pfaltzgrave  werde  im  das  directonum  nicht  nemeu  lassen,  doch 
seien  demselben  von  der  andern  stend  wegen  adjuncten  zuzuordnen.“ 

3.  Ein  Unionsentwurf  ist  „aus  vorigen  concepten  zum  nachgeden- 
ken alhier  zusamgetragen.“  — 26.  Aprilis  a.  1608. 

Mönchen  Staatsarchiv  pf.  343/5  f.  93.  Protoc. 

1 Der  II.  Philipp  Ludwig  bemerkt  dazu:  Das  sei  für  den  Anfang  zu 
viel.  „So  sei  es  in  effectu  ebeusoviel,  wau  mans  hernach  schiesse.“ 

567,  Ducker  an  Fürst  Christian  von  Anhalt.  Mai 

7 

Bei  des  Fürsten  Anwesenheit  in  Innsbruck  wurde  für  unrüth- 
lich  erachtet,  dass  Erzherzog  Max  ohne  die  Churfürsten  von  Mainz 
und  Pfalz  nach  Prag  reise.1  Nun  hat  der  Kaiser  denselben  nebst 
dem  Herzog  von  Baiern  durch  einen  eignen  Courier  nach  Prag 
erfordert.  Und  nachdem  früher  der  Erzherzog  neben  Erzherzog 
Ferdinand  auf  diese  Erforderung  gedrungen  hat,  da  Matthias  ver- 
langt, dass  das,  was  man  thun  wolle,  bald  geschehe,  und  da  man 
die  Vermittlung  doch  auch  nicht  Baiern  allein  überlassen  kann 
— denn  Erzherzog  Ferdinand  ist  verhindert  — , so  wird  Maximilian 
der  Einladung  folgen.  Er  hat  aber  dem  Kaiser,  der  ihm  das 
Schreiben  der  Churfürsten  von  der  Pfalz  und  Mainz  nebst  seiner 
Antwort  mitgetheilt  hat,  geschrieben,  er  wünsche  auf  der  Hinreise, 
in  Mergentheim  oder  der  Umgegend,  sich  vorher  mit  beiden  Chur- 
fürsten persönlich  zu  besprechen.  Demgemässe  Ersuchungsschrei- 
ben an  beide  Churfürsten  hat  der  Erzherzog  schon  abgesandt.  Er 
wünscht  sehr,  dass  sich  Fürst  Christian  bei  der  Zusammenkunft 
gleichfalls  einlinde.  — Datum  Inspruck  den  7.  Maii  a.  1608. 

Bernburg  I F t;  228  f.  109. 

1 Am  5.  Mai  schreibt  der  Erzh.  Maximilian  an  Churmainz  und  Chur- 
pfalz: Wenn  die  beiden  Churfürsten  nicht  im  Namen  sämmtlicher  Chur- 
fürsten persönlich  an  seiner  (des  Erzherzogs)  und  Baierns  Vergleichs- 
handlung in  Prag  Theil  nehmen,  so  werden  die  beiden  letztem  bei 
Matthias  und  den  unirten  Ständen,  die  sich  durch  einen  Vergleich  ohne 
Zuthun  der  Churfürsten  und  Fürsten  des  Reichs  nicht  genug  gesichert 
glauben,  nichts  ausrichten.  Beide  Churfürsten  mögen  also  diese  Aufgabe 
ungesäumt  übernehmen  und  nach  Prag  reisen.  (M.  547/4  f.  296.) 
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M a i 568.  Gutachten  der  Wtlrtemberger  R ä t h e (Marschall 
8 Johann  Jacob  Graf  zu  Eberstein,  Buwinkhausen, 

Christoph  von  Engelzhoven,  und  Vicekanzler 
Dr.  Fab  er)  für  ihren  Herrn. 

1.  Des  Herzogs  Vater  hat  mit  Neuburg  und  Baden  im  Jahr  1605 
eine  Union  geschlossen,  auf  deren  Bekräftigung  die  beiden  letztem 
"Fürsten  dringen.  Nun  verbieten  die  Reichsgesetze  „regulariter 
alle  conftederationes  . .,  so  on  vorwil^eu  der  Kai.  Mt.  von  den 
stunden  des  reichs  getroffen  werden,“  aber  sie  erlauben  dieselben, 
wenn  sie  nur  „zue  abtreibung  anbetröwten  widerrechtlichen  gewalts 
und  darzu  nit  wider  die  Kai.  Mt.  gemeint“  sind.  Die  fragliche 
Union  nimmt  aber  den  Kaiser  besonders  aus,  ist  unmittelbar  auf 
die  Executionsordnung  gegründet  und  nur  „in  subsidium  ermang- 
leter  crailHiilfen  gemeint.“  Einwendungen  gegen  die  Union  aus 
Würtembergs  höherem  Reichsanschlag  und  den  Privatstreitigkeiten 
Xeuburgs  (vgl.  n.  55G  Anra.  3)  und  Badens  (init  den  Kindern  von 
Eduard  Fortunat).  Die  papistischen  Stände,  welche  gegen  Neuburg 
und  Baden  ihre  Ansprüche  haben,  würden  sich  in  Folge  jener 
Union  enger  verbinden.  Lothringen  dürfte  sich  Baierns,  Erzherzog 
Albert  der  Kinder  des  Eduard  Fortunat,  deren  Vormund  er  ist, 
annehmen.  Gegen  solche  Gegner  wäre  die  Union  aber  viel  zn 
schwach.  Da  trotzdem  des  Herzogs  Vater  die  Union  bei  fürst- 
lichen Ehren  und  an  Eides  Statt  für  sich  und  seine  Nachkommen 
eingegangen  ist,  und  der  Herzog  selbst  in  seiner  Erklärung  vom 
9.  März  sich  zu  derselben  bekannt  hat,  sich  auch  zur  Erledigung 
der  noch  unbeschlossenen  Puncte  bereit  erklärt  hat,  so  kann  er 
sich  dem  Bunde,  wenn  Baden  und  Neuburg  nochmals  in  ihn  drin- 
gen, wol  nicht  entziehen.  Ob  aber  der  Bund  dem  Herzog  von 
Ncuburg  wegen  Zirgesheims  und  Hirschbergs,  dem  Markgrafen  von 
Baden  der  obern  Mark  halber  zu  helfen  verpflichtet  ist,  wird  vorher 
zu  bedenken  sein.  2.  Der  Bund  Würtembergs  mit  Churpfalz  ist 
nicht  direct  auf  die  Reichsgesetze  und  Executionsordnung  gegrün- 
det und  gegen  jede  Gewalt  ohne  Ausnahme  gerichtet.  Kaiser  und 
Kammergericht  dürften  von  ihm  um  so  weniger  unberührt  bleiben, 
da  er  besonders  gegen  die  Hofprocesse  und  zur  Vertheidigung  der 
Klöster,  die  der  Kaiser  und  das  Kammergericht  den  Evangelischen 
entziehen  wollen,  gegründet  ist.  Das  ist  schwer  zu  verantworten 
und  nicht  „one  weitlseuffigkeit  zu  practiciren.“  Allein  da  des 
Herzogs  Vater  diesen  Bund  für  sich  und  seine  Erben  abgeschlossen 
hat,  so  wird  der  Herzog  aüf  ferneres  Erinnern  des  Churfürsten  sich 
zu  demselben  bekennen  müssen.  Uebrigens  sind  in  dieser  Union 
die  Leistungen  beider  Theile  gleich.  Der  Churfürst  von  der  Pfalz, 
mit  keinen  Hofprocessen  noch  sonst  belästigt,  dürfte  nicht  so  leicht 
in  Privatstreitigkeiten  des  Herzogs  Hülfe  verlangen.  Verlangt  er 
sie  aber,  so  kann  er  doch  auch  zu  seiner  Vertheidigung  eine  stär- 
kere Macht  aufbieten  als  Neuburg  und  Baden.  Sodann  bezweckt 
die  pfälzische  Union  vornehmlich  Abwendung  der  beschwerlichen 
Hofprocesse,  Erhaltung  der  Hoheit  und  Rechte  der  Stände,  Schutz 
der  reformirten  Klöster,  Abstellung  der  evangelischen  Gravamina 
und  gute  Correspondenz  bei  den  Versammlungen  der  Reichsstände. 
Das  sind  aber  Zwecke,  welche  die  Reichsstände  gemeinsam  ver- 
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folgen  müssen,  wenn  sie  nicht  einer  nach  dem  andern  geknechtet 
oder  sonst  ruinirt  werden  sollen.  Und  wenn  diese  Zwecke  die 
Union  in  Gegensatz  gegen  den  Kaiser  bringen,  so  liegt  darin  doch 
nichts  Unverantwortliches.  — Die  religiösen  Differenzen  zwischen 
Churpfalz  und  Wtirteniberg  hindern  nicht.  Denn  es  handelt  sich 
bloss  um  die  „defension  in  politischen  Sachen.  3.  „Nachdem  aber 
e.  f.  g.  vil  zu  schwer  fallen,  auch  keins  wegs  ratlieh  sein  wil,  dise 
bede  particulares  uniones  zugleich  mit  darschießung  gelts,  voicks 
und  anders  zu  erhalten,  und  jetzt  disem,  halt  dem  andern  zu  succu- 
riren,  und  daß  e.  f.  g.  inen  allen,  sie  aber  hingegen  einander  nit 
verbunden  sein  solten,  so  werc  jetzt  und  zum  dritten,  weil  je  e.  f.  g. 
sich  nunmer  an  keinem  ort  wol  und  figlich  loswürcken  kenden, 
unsers  underthenigen  ermeßens  vornsemblich  dahin  zu  laboriren, 
wie  dise  bede  Vereinigungen  coniuugirt  und  auß  zwaien  eine  ge- 
macht, auch  zu  deren  merern  besterckung  die  hem  marggraven 
von  Brandenburg  mit  hinein  gebracht. werden  möchten.  Welches 
dan  bei  beden  teilen  verhoffentlich  desto  eher  zu  erhalten,  dieweil 
sie  sich  one  das  albern it  vermög  der  acten  gegen  e.  f.  g.  hem 
vattern  dahin  erklärt,  daß  einer  den  andern  zu  gemeiner  defension 
und  rettung  gern  einkommen  laßen  wolte.“  Der  Herzog  möge  also 
Xeuburg  und  Baden,  die  auf  eine  schliessliche  Resolution  ihrer 
Union  wegen  dringen  werden,  erklären:  sie  (die  drei  Fürsten) 
mögen  den  Churpfülzern  und  Brandenburgern,  ihre  „capitulatio 
unionis“  vorlegen,  zugleich  aber  die  Union  zwischen  Würtemberg 
und  Churpfalz  mit  derselben  vergleichen.  Aus  beiden  Unionen 
möge  man  dann  versuchen,  eine  zu  machen.  In  gleicher  Weise 
hätte  der  Herzog  sich  dem  Churfürsten  von  der  Pfalz  zu  erklären. 
Anspach  aber,  der  noch  keinem  Theile  verpflichtet  ist,  könnte 
ersucht  werden,  zwischen  beiden  für  den  herzoglichen  Vorschlag 
zu  unterhandeln.  — Signatum  Stutgarten  28.  Aprilis  a.  1608. 

Stuttgart,  l'nionsmla  I(.  Orig. 

569.  Friedrich  IV.  an  Christian  Fürst  von  Anhalt. 

Auf  die  Erinnerungen,  die  der  Fürst  nach  dem  Schreiben  des 
Churfürsten  vom  1.  Mai  gomacht  hat,1  erklärt  letzterer  Folgendes: 
die  Bestimmungen  über  die  Hülfe  sind  möglichst  nach  Massgabe 
des  Vertrags  mit  Würtemberg  zu  regeln.  Bei  der  vom  Fürsten 
vorgeschlagnen  Anzahl  der  Hülfstruppen  * lässt  man’s  um  so  mehr 
bewenden,  da  auch  Würtemberg  und  Baden  damit  einverstanden 
sind.  Der  Fürst  wird  für  den  Fall,  dass  der  Bund  nicht  zustande 
kommt,  oder  dass  sich  später  Etliche  davon  trennen,  eine  Ver- 
sicherung zu  erlangen  suchen,  dass  die  Einigung  mit  Würtemberg, 
„welche  sonsten  hierin  gleichsam  vermischet,“  in  Kraft  bleibe.  Die 
Einung  mit  Anspach  und  Culmbach  bleibt  auch  bestehen.  Die 
erste  Hülfe  wäre  erst  zu  leisten,  nachdem  der  Angreifende  ohne 
Erfolg  gütlich  abgemahnt  wäre.  Hierauf  könnte  bedacht  werden, 
ob  weitere  Hülfe  nöthig  sei.  Der  Churfürst  hält  es  für  sicherer, 
dass  man  nicht  zulasse,  die  Hülfe  in  Geld  statt  Volk  zu  leisten. 
Was  das  Directorium  betrifft,  so  ist  dasselbe  jedenfalls,  so  lange 
noch  kein  Verbündeter  angegriffen  ist,  dem  Churfürsten  zu  über- 
lassen. — Datum  Heidelberg  den  29.  Aprilis  a.  1608, 

München  Staatsarchiv  pF.  117/4  f 25.  Cpt, 
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1 Als  am  8.  Mai  im  churpfälzischen  Rathe  die  im  vorliegenden 
Schreiben  entschiedenen  Puncte  berathen  wurden,  erklärte  Fürst  Christian: 
„nachgehents  befunden  auf'  P(falz)  resolution,  das  sie  in  zweifei  gewesen, 
ob  es  allein  uf  die  Oberpfalz  gemeint.  Sein  intention  erstlich  gewesen 
uf  P(falz)  obige  lant,  weil  jüngere  P(falz)  und  Brandenburg  interessiert. 
Weilu  man  es  nu  und  (sic  ?)  Wurtenberg  dahin  verstehen  wolle,  vergleiche 
er  sich  damit,  das,  da  P(falz)  hieunden  oder  droben  gefar  zugezogen, 
solche  verain  dahin  gemaint“  Aehnlich  der  Kanzler:  „Wie  union  ufzu- 
nemen,  sei  im  eingefallen.  Weiln  Wurtenberg  und  Baden  darzu  ver- 
stehen, wolte  auch  folgen,  das  solche  uf  diese  lande  verstanden  vrerden.“ 
(Protocoll.  M.  54lJ/7  f.  106.) 

* Bei  den  erwähnten  Berathungen  (Aum.  1)  bemerkt  Anhalt:  „War* 
tenbergische  verain  gehe  nicht  unter  als  1400  zu  fuf  und  200  pfert . 
Vermeint,  das  der  numerus  könne  verpleiben.“  (a.  a.  0.) 

Mai  570.  Schwcikhard  Erzbischof  von  Mainz  au  Chur* 

pfalz.  (z.  Th.) 

Bei  des  Fürsten  von  Anhalt  Unterredungen  mit  dem  Erzbischof 
siud  zwei  der  Gefahr  des  Verzugs  wegen  sofort  von  Churpfalz  und 
Churmainz  auszufertigende  Schreiben  an  den  Kaiser  und  Matthias 
für  uöthig  erachtet  worden.  Dieselben  sind  darauf  sogleich  in 
des  Erzbischofs  Kanzlei  verfasst  und  von  ihm  ausgefertigt,  alsdann 
dem  Churfürsten  zur  Ausfertigung  und  schleunigen  Beförderung 
übersandt. 1 Der  Erzbischof  möchte  wissen,  ob  diese  Beförderung 
geschehen  ist,  * damit  er  sich  in  seinen  Mittheilungen  au  die 
übrigen  Churfürsteu  darnach  richten  könne.  Wenn  der  Kaiser  die 
Churfürsten  insgemein  um  wirklichen  Beistand  augeht,  so  sieht  der 
Erzbischof  nicht,  wie  man  ihn  verweigern  kann,  zumal  da  der 
Kaiser  denselben  nur  zur  Vertheidigung  begehrt  und  in  dem 
Schreiben  an  Churpfalz  vom  25.  April  seine  Bestätigung  des 
Türken-  und  Ungarnfriedens  bestimmt  erklärt.  — Datum . . Maiutz 
den  12.  Mai  a.  1608. 

Bl  ü neben  Staatsarchiv  547/4  f.  305.  Orig. 

1 In  dem  Schreiben  an  Matthias  (Mai  6)  wird  diesem  berichtet,  dass 
der  Kaiser  die  angebotene  Vermittlung  der  Churfürsten  angenommen 
habe  (n.  545  Aum.  1):  Matthias  möge  das  Gleiche  thun  und  bis  zur  Er- 
öffnung der  Verhandlungen,  die  schleunigst  geschehen  solle,  die  Waffen 
niederlegen  oder  doch  nicht  weiter  vorrücken,  (a.  a.  0.  f.  266)  Dem 
Kaiser  wird  dies  Schreiben  an  Matthias  zugesandt,  und  ihm  bemerkt, 
dass  seine  Annahme  der  churfürstlichen  Vermittlung  den  übrigen  Chur- 
fürsten sogleich  raitgetheilt  sei.  (f.  268.) 

2 Churpfalz  erwidert  am  14.  Mai:  die  beiden  Schreiben  seien  expe- 
dirt.  (a.  a.  0.  f.  212.) 

Mai  571.  Protocoll  des  Ahauser  Tags. 

2—16 

Anwesende  oder  vertretene  Stände:  Churpfalz  (Fürst  Christian 
von  Anhalt),  Neuburg  (Herzog  Philipp  Ludwig  und  Wolfgang 
Wilhelm),  C u 1 m b a c h (Markgraf  Christian),  Anspach  (Markgraf 
Joachim  Ernst),  Würtemberg  (Herzog  Johann  Friedrich),  Baden 
(Markgraf  Georg  Friedrich). 

12.  Mai.  Anwesend  die  Fürsten  „one  raete  und  secretarien.“ 
NB.  „Sequentia  hab  ich  ex  relatione  illustrissimi  Anhaldini.“ 
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Der  Fürst  von  Anhalt  (für  Churpfalz):  Zweck  der  Yersamm- 
lung  ist  ain  „rechtschaffener  verain.“  Dabei  ist  nöthig  1.  möglichste 
Verschwiegenheit,  daher  „die  substantialia  und  warauf  die  hülf 
aigentlich  gericht  sein  sol,  nicht  in  die  algemeine  notul,  sondern 
in  einem  nebenabschiet  zu  verfassen.“  2.  Hintansetzung  aller  Privat- 
interessen; blosse  Berücksichtigung  der  Erhaltung  der  Religion,  der 
Freiheit  und  des  Nutzens  des  Vaterlands.  3.  Beschleunigung  der 
Verhandlungen,  weil  die  Noth  drängt,  und  lange  Verhandlungen 
nicht  leicht  ihren  Zweck  erreichen.  — Der  Fürst  tibergiebt  den 
Entwurf  einer  Bundesacte. 1 Es  ist  dabei  vornehmlich  zu  bedenken: 
1.  „wie  es  der  direction  halben  aigentlich  zu  halten  sein  möchte, 
wan  underschietliche  stendc  zugleich  angegriffen,  oder  aber  ein 
algemeine  gefar  vor  der  haut  were,  und  man  derselben  ingesampt 
zu  widerstehen  ratsamb  und  nötig  befinden  würde.  Und  were 
dieser  punct  nicht  uFs  letzte  zu  sparen.“  2.  Was  zu  thun  ist  bei 
Streitigkeiten  unter  Unirten.  3.  Betreffend  die  Bundeshülfe,  so  ist 
der  Churfärst  von  der  Pfalz  vor  allem  der  Ansicht,  dass  dieselbe 
erschwinglich  sein  muss.  Er  ist  bereit,  als  sein  Contingent  höch- 
stens 2000  Manu  zu  Fuss  und  300  zu  Pferde  zu  stellen.  Auf  je 
1000  Mann  zu  Fuss  hätte  man  eine  halbe  Carthaune  und  zwei 

i 

Feldstücke  nebst  Zubehör  zu  stellen. 

Die  Notel  wird  darauf  übergeben  und  die  nächste  Sitzung  auf 
den  Nachmittag  verschoben.  Vor  derselben  übergiebt  Neuburg 
dem  Fürsten  Christian  eine  schriftliche  Antwort  sämmtlicher  Fürsten. 

„Post  prandium.“  Anwesend  die  Fürsten  nebst  Räthen 
und  Secretärcn.  Die  Fürsten  votiren  selber.  (Pfalzgraf  Wolfgang 
Wilhelm  votirt  mit.) 

Anhalt:  aus  der  Antwort  der  Fürsten  erhellt,  dass  sie  mit 
der  Proposition  zufrieden  sind.  Die  Unionsverhandlungen  haben 
gute  Aussicht,  einmal  weil  die  Fürsten  Eifer  für  das  Bündniss 
haben,  dann,  „weiln  diese  gegenwärtige  ereugungen  der  zeit  so 
heftig  und  tringlich,  das,  wro  denselben  mit  eintrechtiger  zusamen- 
setzung  nicht  solte  vorgebaut  werden,  man  eines  gentzlichen  under- 
gangs  lant  und  leute,  irer  und  der  posteriteten  zu  gewarten.“ 

Hierauf  Verlesung,  Berathung  und  Abstimmung  über  die  ein- 
zelnen Artikel  des  Bundesentwurfs.  Zu  VIII  bemerkt  Neuburg: 
der  Papst  und  Spanien  sind  nicht  zu  nennen.  Man  möge  nur  im 
allgemeinen  von  denen,  welche  widerrechtlich  Gewalt  brauchen, 


* Es  ist  die  bei  der  vergleichenden  Zusammenstellung  der  Unions- 
acten (n.  576)  mit  der  Jahreszahl  1608  bezeichnete.  Nach  den  dort  an- 
gebrachten Abtheilungen  und  Paragraphen  habe  ich  in  dem  Protocoll  die 
einzelnen  Stellen  bezeichnet. 

Acten  des  30jähr.  Krieges  L 45 
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571.  reden.  Ebenso  Würtemberg,  Anspach,  Baden  und  Wolf- 
gang Wilhelm.  Anhalt  bemerkt  anfangs:  „das  fundament der 
unruhe  rüre  vom  papst  und  Spanien  her;“  letzteres  möge  mau 
auslassen,  erstem  und  seinen  Anhang  aber  nicht.  Bei  der  zweiten 
Umfrage  indess  bequemt  sich  Anhalt  der  Majorität.  Bei  demselben 
Artikel  stimmt  N e u b u r g dafür,  dass  die  Bundeshülfe  in  Geld 
statt  in  Volk  geleistet  werde.  Mit  ihm  die  Mehrheit.  Baden 
bemerkt,  dass  man  in  besonders  eilenden  Fällen  auch  Volk  schicken 
könne.  Darauf  Chur pfalz:  „stelten  sie  (s.  f.  g.)  dahin,  ob  für- 
sten die  raste  darüber  wollen  hören,  oder  obs  alternative  zu  setzen: 
gelt  oder  volck“  ? (Man  beräth  hierüber  nicht  weiter.)  — Nach 
Berathung  der  folgenden  Artikel  fragt  Anhalt:  „da  underschiet- 
liche  personen  zugleich  angegrieffen,  wem  das  dircctorium  ufzn- 
tragen?“  Neuburg:  Wer  in  seinem  Lande  angegriffen  wird,  hat 
„das  directorium  in  seinem  lant;  in  gemeinen  sacken  aber“  gebt 
dasselbe  von  Jahr  zu  Jahr  um.  (Mit  dem  ersten  Theil  dieses 
Votums  stimmen  Anspach  und  Baden  und  Wolfgang  Wil- 
helm.) Culmbach:  „ließ  im  die  meinung  nicht  zuwider  sein; 
doch  das  in  gemein  Churpfalz  das  directorium  pliebe.“  Würtem- 
berg: „das  es  Churpfalz  in  gewissen  feilen  zu  lassen.“  Anspach: 
„zu  friedenszeit  dem  churf.  pfalzgraven.“  Baden  macht  auf  den 
Fall  aufmerksam,  dass  mehrere  zugleich  angegriffen  werden;  worauf 
Wolfgang  Wilhelm  erwidert:  in  seinem  Lande  habe  der  An- 
gegriffene das  Directorium,  und  „da  zwen  oder  drei  zugleich  an- 
gegriffen, bette  es  fast  gleiche  meinung.“  Anspach  fragt,  „wie 
es  außerhalb  landes  zu  halten;“  worauf  Baden:  „außerhalb  lauts 
könte  man  ein  qualificirten  general  verordnen,  der  solches  verstehe.'1 
W'olfgaug  Wilhelm:  „solte  man  außerhalb  des  vatterlants  zu 
tkun  haben,  werde  die  gefar  nicht  so  groß  sein,  das  man  nicht 
halt  einander  beschreiben  und  eines  directoris  sich  vergleichen 
könne.“  Anhalt:  „dieser  punct  fast  der  beschwerlichste.  Dieweil 
man  aber  vorgeschlagen,  mit  den  raeten  darauß  zu  reden,  stünde 
es  zu  gefallen.  In  gemein  sei  man  dahin  gangen,  da  ein  stant 
allein  oder  mer  angegriffen  werden  solte,  das  es  bei  des  reich» 
Verfassung  1 zu  lassen.  Ausserhalb  werde  es  etwas  bessern  bedacht» 
bedörfen.  Ob  nicht  morgen  früe  davon  zu  reden?  Zu  fridenszeiten, 
da  keine  unruhe  vorhanden,  weren  die  merere  dabin  gangen,  das 
Pfalz  dasselbige  solte  dirigiren,  ausschreiben,  zusamenfordern,  umb- 
frag  zu  halten  und  den  Schluß  zu  machen,  und  was  demselbigen 
anhengt  zu  ubergeben  sein.“ 


i d.  h.  Kreisverfassung.  Directorium  des  angegriffenen  Kreises. 
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13.  Mai. 

Anwesend  die  Fürsten  nebst  Räthen  und  Secretären.  Man 
beräth  über  die  Tags  vorher  nicht  beschlossenen  Puncte,  vornehm- 
lich über  die  Bundeshülfe  (Geld  oder  Volk?)  und  das  Directorium. 
Hinsichtlich  der  erstem  stimmt  die  Mehrheit  für  Leistung  in  Geld, 
der  Churpfalz  sich  fügt.  — Fortsetzung  der  Berathungen  am 
folgenden  Tag. 

15.  Mai. 

Anwesend  die  Fürsten,  die  Secretäre  Dathenes  und  Gaugier. 

„Und  ist  die  union,  nebenabschiet,  memorial,  instruction  und 
matricul  von  i.  f.  g.  selbst  abgelesen,  collationirt,  auch  under- 
sckrieben,  und  gesiegelt  worden.“ 

16.  Mai. 

Anwesend  die  Fürsten  und  Secretär  Dathenes. 

Das  Bedenken  der  Räthc  über  Kaisersheim,  Donauwörth  und  das 
Hirschberger  Landgericht  wird  verlesen  und  gebilligt.  Sodann 
bemerkt  Würtemberg:  dass  „obristen  und  raet  irer  pflichten 
halben  erinnert,  sie  diese  union  vor  unvolkommen  hielten,  wofern 
des  directorii  und  generals  halben  im  dritten  casu  keine  resolution 
genomen  werden  solte.  Welche  dan  ire  meinung  schriftlich  uber- 
geben, so  vornemblich  dahin  gangen,  das  selbiges  directorium  von 
3 jaren  zu  3 jaren  umbgehen,  und  der  erst  anfang  bei  Churpfalz 
dergestalt  gemacht  werden  solte,  das  dieselbe  einen  auß  den  zu 
Ahausen  zusam  gewesenen  fürsten  ires  gefallens  nach  benampten 
und  an  ire  stat  die  direction  im  feit  ufgetragen  werden  solte.“ 
Darauf  Neuburg:  man  könnte  diesen  Punct  in  Anbetracht  der 
Neuheit  des  Bündnisses,  und  dass  man  noch  mehrere  dazu  ziehen 
will,  auf  die  nächste  Zusammenkunft  verschieben.  (Ebenso  Baden 
und  Wolf  gang  Wilhelm.)  Im  übrigen  hätte  der  Wechsel  alle 
zwei  Jahre  einzutreten.  (Ebenso  Baden.)  Die  Uebrigen  gegen 
die  Verschiebung.  Anspach  erklärt  sich  für  den  würtembergischcn 
Vorschlag.  Anhalt:  Er  würde  diesen  Punct  aus  verschiedenen 
Ursachen  nicht  angeregt  haben.  „Dieweil  aber  nicht  allein  von 
obersten  und  neten  vermög  irer  pflichten  solches  erinnert,  sondern 
das  nunmer  von  neuem  in  diesem  consessu  solches  movirt,  als 
könte  er  nicht  vorüber,  diese  Vergleichung  darumb  under  anderm 
vor  nötig  zu  erachten,  weiln  die  Conservation  dieser  coniunction 
daran  gelegen,  und  dieselbe  durch  nichts  leichteres  schaden  leiden 
möchte,  als  wan  man  sich  dieses  puncten  halben  im  fal  der  not 
nicht  vergleichen  könte ....  ‘Eben  darumb,  dieweil  dieses  werck 
noch  new  und  nicht  stark,  hette  man  urab  sovil  mer  ursach,  an 
demselben  zu  bawen  und  nichts  zu  underlassen,  so  zu  desselbeu 

45* 


Mai 

12-16 
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571.  perfection  dienlich.“  Man  möge  darüber  nachdenken,  ob  nicht 
zwei  Directorien  zu  errichten  seien,  eins  für  die  Insassen  des 
sächsischen  Kreises,  eins  für  die  übrigen,  so  zwar,  dass  im  Bun- 
deskriege der  Director  desjenigen  Kreises,  in  dein  der  Krieg  ent- 
standen ist,  den  Oberbefehl  führt.  Mit  Annahme  dieses  Vorschlags 
„fielen  etliche  dubia, 1 deren  gedacht  worden.“  Es  möge  ferner  der 
Churpfalz  „die  pneeminentz,  so  vou  recht,  billichkeit  und  her- 
kommen  wegen  ir  gebürete,  gelassen  (werden.)  Und  weiln  aufi 
dem  concept,  so  Neuburg  vorgeschlagen,  viel  pa*ss  genomen,  welche 
vornemblich  in  der  union  begriffen,  so  vor  Zeiten  (von)  hertzog 
Joh.  Casimir  und  churf.  Christian  zu  Sachsen  seliger  gedechtnns 
so  raiflich  und  statlich  beratschlagt  und  ufgerichtet  worden,  so 
were  iu  derselben  union  außtrucklichen  versehen  gewesen,  das  der 
ents  gedachtem  churfursten  das  generalat  gelassen  werden  solt. 
Derntwegen  Churpfalz  nicht  weniger  dieser  ort  das  directorium 
mit  fug  zu  prsetendiren,  und,  da  sie  solches  undcrliessen,  ir  leicht- 
liclien  vor  irer  person  wie  dan  auch  anderen  churfürsten  ein 
prseiudicium  zuziehen  möchten,  anderer  mer  motiven  zu  geschwei- 
gen,  uf  welche  man  bei  dem  hauß  Pfalz  billich  ein  aug  zu  haben. 
Derentwegen  er  etwas  sorgfeltig  und  selbst  bat,  man  ein  -guten 
weg  finden  wolte,  damit  er  solches  desto  baß  zu  verantworten. 
Einen  Vorschlag  bette  er  noch  zu  thun.  Wofern  man  uf  derumb- 
wechslung  beharren  wolte,  das  gleichwol  Churpfalz  vor  andern  aufi 
gedachten  Ursachen  ein  vorteil  zu  lassen;  dan  zum  wenigsten  die 
3 jar  verbleiben  könten,  weiln  der  erst  anfang  viel  schwerer  und 
kostbarer  fallen  würde,  als  die  andere  jar.  Sonsten  könten  andere 
von  2 jaren  zu  2 jaren,  doch  dergestalt  abwechseln,  das  Churpfalz 
die  benamung  eines  generalobristenleutenampts  dergestalt  freige- 
lassen, das  sie  einem  von  den  irigen  solchen  befelch  ufzutragen 
und  darzu  zu  bestellen.  Könte  man  sich  nur  derogestalt  mit  ein- 
ander vergleichen,  hielt  er,  das  es  ein  sonderbar  glück  von  got  were.“ 
Dieser  letztere  Vorschlag  wird  angenommen,  mit  der  Modifi- 
cation  jedoch,  dass  den  übrigen  ausser  Churpfalz  das  Directorium 
nur  auf  je  1*2  Jahr  zufällt,  weil  bei  2 Jahren  nicht  jeder  während 
der  festgesetzten  Dauer  der  Union  zu  demselben  gelangen  würde. 


Mai 

16 


Bern  bürg  VI  U 1;  f.  17.  Cop. 

572.  Vertrag  zwischen  Neuburg,  Würtemberg  und 

Baden. 

Die  drei  Fürsten  haben  über  „ergaentzung  und  fortsetzung" 
der  im  Jahr  1605  zu  Stuttgart  geschlossenen  Union  sich  unter- 


1 Wegen  der  noch  zum  Beitritt  zu  Bewegenden?  (Brandenburg, 
Sachsen?) 
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redet.  Verschiedener  Hindernisse  wegen,  besonders  wegen  ihrer 
mit  andern  benachbarten  Fürsten  geschlossenen  Union,  da  es 
schwer  wäre,  für  zwei  Bündnisse  zugleich  zu  steuern,  haben  sie 
beschlossen,  dass,  solange  die  letztgenannte  Union  dauert,  von  den 
in  Stuttgart  beschlossenen  Beiträgen  nichts  erlegt  werde,  dass  aber 
„dannoch  diese  gantze  (Stuttgarter)  verain  . . in  iren  würden  und 
kraeften  pleiben  . . sol.“  Demnach  werden,  wenn  jene  grössere 
Union  zu  Ende  ist,  die  bestimmten  zwölf  Jahre  des  Stuttgarter 
Bundes  anfangen,  und  wird  der  für  jene  gesammelte  Geldvorrath 
in  die  Casse  dieses  Bundes,  „so  hoch  sich  solche  anlag,  pro  rato 
temporis  belauffen  würt,  transferirt“  und  durch  die  bestimmten 
weitern  Zuschüsse  vermehrt.  Man  wird  Ulm  und  andere  der 
Augsburger  Confession  aufrichtig  zugethane  Stände  zum  Anschluss 
an  diese  Vereinbarung  zu  bewegen  suchen.  — Geschehen  zu 
Ahausen  den  6.  Maii  anno  1608. 

Stuttgart  l'nionsacta  II  a f.  172.  Cop.  München  Staatsarchiv  pf.  343/8 
f.  22. 

573.  Christian  Fürst  von  Anhalt  an  Churpfalz. 

Vorbesprechung  des  Fürsten  mit  Baden.  — Art  und  Weise  der  Ahauser 
Berathungen.  — Aenderung  des  churpfälzischen  Bundesentwurfs  bezüg- 
lich der  Artikel  über  die  Irrungen,  die  Bundeshülfe,  die  religiösen  Dif- 
ferenzen, die  Matricularanschläge.  — Verhandlungen  über  das  Directo- 
rium.  — Verhalten  der  einzelnen  Fürsten  und  Räthe.  — Verwendung 
der  Union  gegen  Gefahren,  die  von  Böhmen  kommen.  — Ucbernahme 
des  Directoriums  und  Erledigung  der  ausgesetzten  Puncte. 

Hochgeborner  furst  etc.  E.  1.  under  dato  Heidelberg  den 
21.  ncchstabgewichenen  monats  an  uns  abgangenem  schreiben  und 
hernacher  müntlich  ufgetragener  commission  wegen  angestelter  tag- 
satzung  zu  Ahausen  gepürlichen  nachzusetzen,  haben  wir  uns  in 
der  raise  dermassen  befördert  , das  wir  des  marggraven  zu  Baden 
1.  noch  zu  Crailsheim  erreichet,  da  wir  noch  denselbigen  abent 
und  folgenden  tags  uf  der  kutschen  allerhant  discuriret  und  bei 
i.  1.  dermassen  gute  praeparatoria  gemacht,  daß  sie  bei  künftiger 
handlung  (wie  e.  1.  auß  dieser  relation  zu  vernemen)  nicht  wenig 
gefruchtet,  dieses  werck  zu  dem  gewünschten  ende,  darzu  es  durch 
gottes  gnade  gelanget,  zu  beförderen. 

Den  Abschied  des  Ahauser  Tags  nebst  den  daselbst  ausgefertigten 
Schriften  und  vorliegender  Relation  des  Fürsten  erhält  der  Churfürst 
durch  Dathenes.  Bei  seiner  Ankunft  in  Ahausen  fand  der  Fürst  die 
übrigen  Fürsten  bereits  anwesend.  Dieselben  hatten  meistentheils  neben 
ihren  Kriegsobersten  auch  ihre  ansehnlichsten  Räthe  mitgebracht.  Also 
(hätte)  da  man  dem  gewönliehen  schlag  in  consultationibus  nach- 
gegangen, leichtlichen  etwas  verlengerung  darauf  entstehen  können. 
Solchem  aber  vorzukommen,  und  damit  aller  disputat  sowol  de 
modo  agendi,  als  sonsten  verhüttet,  haben  wir  i.  11.  dahin  freuut- 
lichen  disponirt,  das  vor  gut  angesehen  worden,  one  beiwesen  der 
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573.  roet  der  Sachen  einen  anfang  zu  machen E.  1.  sollen  wir 

auch  bei  diesem  irer  samptlich  11.  eiffer  und  Heiß,  in  dem  sie 
fast  alle  morgen  von  sieben  ure  biß  nach  den  elfen  und  nach- 
mittags von  zwei  ur  biß  nach  den  achten  zu  rat  gesessen  und 
persönlich  votirt  haben,  nicht  ungerümct  lassen.  (Folgt  der  Bericht 
über  die  Berathungen.  Folgendes  ist  dabei  dem  Protocoll  nachzutragen } 
Der  churpfälzische  Bundesentwurf  ist  mehrfach  geändert,  welches  ge- 
schehen, weil  Neuburgs  1.  eine  notul  auß  dero  vor  diesem  mit 
churfürst  Christian  zu  Sachsen  hochseliger  gedechtnuß  ufgerichten 
verain  begreiffen  laßen.  Und  weiln  viel  guter  Sachen  darin  wol 
und  raiflichen  erwogen,  haben  die  andere  anwesende  ser  dahin 
inclinirt.  Es  sint  aber,  weiln  dieses  werck  ser  weitleuftig  worden, 
durch  die  anwesende  cantzier  und  raete  etliche  puncten  zusamen- 
gezogen und  hernacher  obiger  abschict  auß  beiden  verfertigt  wor- 
den. Auß  vorbesagten  Sächsischen  vertragen  ist  e.  1.  concepts 
drittem  articul  eine  addition,  uf  den  fal  irrungen  zwischen  den 
mitverainten  entstehen  solten , beigesetzet.  Weiln  aber  etliche 
gern  alle  Sachen  in  den  process  und  zu  erkentnuß  der  verains- 
verwanten  zu  bringen  understanden,  auch  durch  gemelte  cantzier 
und  raete  ein  schleuniger  modus  procedendi  (hiebei  mit  C)  verfer- 
tiget, dardurch  man  e.  1.  articul  außzusetzen  gemeint  gewesen, 
haben  wir  solches  einzuwilligen  bedenckens  gehapt  und  uns  auß- 
trücklichen  vernemen  lassen,  das  wir  solches  keineswegs  eingehen 
könten,  dardurch  soviel  erhalten,  das  das  erste  membrum  dieses 
articuls  verplieben  und  vorangeregte  forma  des  proceß  allein  uf 
die  mishelligkeiten  gerichtet,  so  diese  verain  in  specie  berüren. 
Es  ist  auch  bei  dem  6.  e.  1.  verainsarticul  die  hülf  anstat  volck 
uf  gelt  zu  setzen,  darumb  ratsamb  erachtet,  weiln  es  nützlicher, 
thunlicher,  und  mau  weniger  inconvenientien  darauß  zu  befaren. 
Wan  dan  maiora  dahin  gangen,  wir  auch  Selbsten  solches  vortreg- 
licher  gehalten,  und  e.  1.  uns  naher  Stutgart  fünfzig  raonat  einzu- 
willigen freundlichen  befelcht,  auch  dem  calculo  nach  uf  die  under- 
haltung  des  kriegsvolcks,  geschützes  etc.  ein  merers  gehen  würde, 
haben  wir  uns  mit  i.  1.  darin  bequemet.  Bei  dem  puncten  die 
religion  belangent  ist  die  erleutterung  von  Neuburgs  1.  addirt,  das 
den  tlieologis  doch  unverweret,  thesin  und  antithesin  aus  gottes 
wort  zu  bestettigen  und  zu  widerlegen.  Dabei  i.  1.  sich  vernemmen 
lassen,  das  sie  gern  ir  leben  und  blut  geben  wolten,  das  diese 
mißverstende  in  religionssachcn  besser  verglichen:  weiln  (man) 
aber  biß  noch  nit  darzu  gelangen  mögen,  und  es  got  noch  nit 
gefalen,  solches  zu  endern,  müste  man  es  mit  dem  gebet  versuchen. 
Mögen  e.  1.  dabei  freuntlichen  nicht  bergen,  das  dieser  punct  umb 
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soviel  weniger  scrupulisirt  worden,  weil  er  bereits  von  Würten-  M 
bergs  1.  approbirt  gewesen.  Was  nun  des  anschlags  halben,  und  1 
wieviel  auch  wohin  und  zu  welcher  zeit,  ingleichen  wie  die  visi- 
tationes,  damit  man  jederzeit  der  quotoe  gesichert  sein  könne,  ab- 
gehandelt,  haben  e.  1.  aus  einem  gefasten  nebenabschiet  mit  D 
freuntliehen  zu  vernemmen.  Und  ob  Würtenbergs  1.  anfangs  uns 
vorbracht,  da  der  matricul  nachgegangen , sie  so  hoch  wie  ein 
churfürst  angeschlagen,  welches  da  es  stilschweigent  übergangen, 
sowol  e.  als  i.  1.  bei  künftiger  Vereinigung  in  consequentz  gezogen 
werden  möchte,  als  wan  sie  eben  schuldig  weren,  der  matricul  zu 
folgen,  ist  man  doch  entliehen  uf  diesen  schlag,  doch  cum  prote- 
statione  verglichen , das  kein  befug  hiedurch  zu  erzwingen , und 
nach  verflossenen  zehen  jaren  e.  1.  beides  frei  stehen  sol,  solches 
zu  continuiren  oder  nicht. 

Und  gleichwie  bei  allen  dergleichen  consultationibus  der 
punctus  directorii  oder  generalats  ser  disputirt  worden,  als  haben 
wir  denselben  biß  ufs  letzte  zu  sparen  ein  notturft  ermessen  und 
anfangs  mit  dem  zufrieden  geben  müßen,  das  e.  1.  solcher  tempore 
pacis  und  innerhalb  lants  (welches  doch  nit  wenig  difticultirt 
worden)  zu  lassen.  Als  aber  nach  ausgefertigter  notul  und  abschie- 
den  uf  unsere  vorbereittung  die  oberste  und  rrete  durch  Würten- 
bergs 1.  ein  memorial  des  inhalts  cingegeben,  das  sie  diese  union 
vor  unvollkommen  hielten,  wofern  des  directorii  halben  nicht  ein 
gewisser  Schluß  gefasset,  haben  wir  ursach  genommen,  diesen  punc- 
ten  zu  reassumiren,  die  eingewante  objectiones,  so  starck  gewesen, 
abzuleinen  und  entliehen  durch  dieß  argument  sonderlich,  das  es 
dem  churfürsten  zu  Sachsen  vor  diesem  gelassen,  und  i.  11.  e.  1., 
was  dero  von  rechten  und  irer  churfürstlichen  hochheit  gepürete, 
dessen  sie  sich  auch  one  prsejudiz  aller  churfürsten  nit  begeben 
könten,  nicht  w erden  disputiren  wollen,  ist  es  uf  unsern  Vorschlag 
dabei  gelassen,  das  c.  1.  die  erste  drei  jar  auch  ausserhalb  lants 
im  krieg  das  directorium  füren  und  nach  endigung  der  drei  jaren 
den  andern  directoribus  jederzeit  einen  generalobristenleutenampt 
zuzuordnen  macht  haben  sollen;  wie  e.  1.  aus  dem  nebenabschiet 
lit.  E,  welcher  gleich  andern  von  i.  11.  Selbsten  collationirt,  under- 
schrieben  und  gesiglet,  freuntliehen  zu  ersehen.  Und  habon  e.  1. 
dardurch  dasjenige,  so  bißhero  fast  in  allen  tractationibus  uf  ein 
zeit  gesetzt  worden , mit  sonderlichem  zunemen  dero  reputation 
sowol  im  reich  als  bei  frembden  erhalten.  Weiln  aber  dieses  aus 
e.  I.  bewusten  Ursachen,  wie  auch  der  erste  nebenabschiet,  memo- 
rial und  instrurtion  in  sonderbarer  enge  zu  halten,  werden  sie 
solches  freuntliehen  zu  befehlen  wissen. 
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573.  E.  1.  sollen  wir  ferners  auch  zu  berichten  nicht  umbgehen, 
das  Anspachs  und  Wtirtenbergs  11.  mit  uns  vielfältige  und  enge 
correspondentz  gehalten,  auch  jederzeit  vor  und  nach  den  rats- 
stunden bei  uns,  was  uf  einen  oder  andern  puncten  zu  thun,  hel- 
fen einraten,  wie  dan  ire  vota  e.  1.  statlichen  secundiren  und 
mercklichen  zu  statten  kommen.  Daraus  e.  1.  die  flüchten  einer 
guten  correspondentz  zu  vermercken  und  gegen  i.  11.  solche  Ver- 
traulichkeit zu  rümen  und  dieselbe  umb  soviel  desto  eiferiger  zu 
continuiren  dero  angelegen  sein  lassen.  Es  hat  auch  Neuburgs  1. 
sich  in  allen  Sachen  wol  bequemt,  und  sint  mit  s.  1.  viel  besser 
fortkommen,  als  wir  und  andere  selbsten  vermeinet,  inmaßen  auch 
hertzog  Wolfgang  Wilhelms  1.,  welche  zu  dieser  communication 
gelassen  und  dero  gutachten  angezeigt,  damit  sie  künftig  dero- 
selben  Sachen,  als  die  sie  helfen  deliberiren,  umb  soviel  weniger 
zu  disputiren  ursach  gelassen , wie  dan  in  gleichem  und  darumb 
zum  teil  außtrücklichen  versehen,  das  die  erben  und  ire  curatores 
solches,  als  beschlossen  worden,  craft  des  abschiets  zu  halten 
schuldig  und  verbunden  sein  sollen.  Und  gleichwie  vorbemelte 
hern  sich  eifferig  erwiesen,  also  haben  auch  die  Anspachische  und 
Würtenbergische  nete,  sonderlich  aber  die  letztere  irer  hern  Ver- 
traulichkeit ser  helfen  stercken  und  jederzeit  gleichfals  bei  uns 
sich  eingestellt  und  iren  guten  rat  communicirt.  Derwegen  unserm 
unmaßgebigen  ermessen  nach  e.  1.  wol  thun  werden  , solches  inen 
dancklichen  anmelden  zu  lassen 

Es  wollen  sich  auch  sonderlich  in  Böheim  die  Sachen  der- 
massen geferlich  anlassen,  das  sich  über  nacht  leichtlich  etwas 
begeben  könte,  darzu  man  dieser  Union  vonnöten.  Damit  nun 
nichts  hierinnen  verabseumet,  stellen  wir  zu  e.  1.  freuntlichem 
belieben,  ob  sie  uns  abermaln  eine  volmacht  dahin  gerichtet  zu- 
kommen lassen  wollen,  das,  sobalt  sich  merere  geferlichkeiten 
ereugen  und  der  obern  Pfaltz  etwas  nachtheiliges  zugezogeu  wer- 
den wolte,  das  uf  solchen  fal  one  weitern  bescheits  erholung  uns 
ufgetragen,  die  in  der  union  begriffene  stende  in  e.  1.  naraen  zu- 
samenzufordern  und  mit  inen,  was  der  Sachen  notturft  erhaischet, 
bedencken  und  resolviren  zu  helfen.  So  wil  auch  vonnöten  sein, 
weil  der  fal  ausserhalb  lants  sich  eher,  als  man  vermeint,  zutragen 
rnöcht,  und,  da  kein  director  benant,  alle  sachen  und  notwendige 
praeparationes , daran  dem  werck  am  maisten  gelegen,  unverricht 
bleiben  würden,  inmassen  wir  e.  1.  in  einem  sonderbaren  schreiben 
vertraulichen  angedeutet,  das  e.  1.  ehisten  sich  deswegen  zu  erkle- 
ren,  auch  dero  gefallen  lassen,  die  zusamenkunft  der  raete,  wo 
und  wan,  zu  beratschlagen,  damit  die  außgesetzte  puncten,  und 
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was  sonsten  diesem  werck  ersprießlich  eracht,  in  gemein  bedacht 
und  resolvirt  werde — Signatum  Gonsenhatisen  den  6.  Mai  a.  1608. 

Bornburg  VI  U 1 f.  9 Cop. 

574.  Christian  Fürst  von  Anhalt  an  Churpfalz. 

Während  sich  die  Fürsten  in  Ahausen  über  die  Union  berie- 
then,  haben  die  anwesenden  Käthe  ein  Bedenken  für  sie  über 
folgende  Nebenpuncte  vereinbart:  1.  am  12.  Juni  mögen  Gesandte 
der  Unirten  in  Neuburg  berathen,  was  in  der  Kaisersheimer  Sache 
zu  thun  sei.  2.  Neuburg  hat  sich  über  die  Schärfe  des  in  der 
Donauwörther  Sache  an  ihn  ergangenen  kaiserlichen  Schreibens 
glimpflich  zu  beschweren  und  „bei  zukünftiger  interposition“  die 
Churfürsten  zu  ersuchen,  auch  der  Donauwörther  Beschwerde  beim 
Kaiser  zu  gedenken.  Die  ausgewichenen  Donauwörther,  die  den 
Unirten  eine  Supplication  übergeben  hatten,  sind  zur  Geduld  ge- 
wiesen. 3.  Hinsichtlich  des  Hirschberger  Landgerichts  ist  Baiern 
von  Neuerungen  abzumahnen,  und,  wenn  dies  nichts  hilft,  durch 
Neuburg  oder  Culmbach,  oder  von  beiden  zusammen  thätlich  ab- 
zuhalten.  Die  Fürsten  haben  diesen  Vorschlag  genehmigt.  — 
Signatum  ut  in  relatione. 

Hänchen  Staatsarchiv  pf.  117  4 f.  31.  Cpt. 

575.  Johann  Friedrich  Herzog  von  Würtcmberg  an 

Churpfalz. 

Auf  des  Peter  Dathenes  Anfrage  erklärt  der  Herzog,  dass 
seiner  Auffassung  nach  die  am  11.  Juli  1607  zwischen  Pfalz  und 
Würtemberg  auf  15  Jahre  geschlossene  Particularunion  von  dem 
Zeitpuncte  ab,  wo  die  auf  10  Jahre  in  Ahausen  geschlossene 
Generalunion  aufhört,  bis  zu  dem  ihr  gestellten  Termin  fortdauern 
wird.1  — Datum  Stuetgarten  den  23.  Maii  a.  1608. 

BI  (i  neben  Staatsarchiv  pf.  95,4  f.  269.  Orig. 

i Am  28.  Mai  schreibt  Würtemberg  an  Anhalt:  Auf  des  Fürsten  in 
Ahausen  gethane  Erinnerung  bezüglich  des  Nebenabschiedes,  der  am 
11.  Juli  1607  zwischen  Churpfalz  und  Würtemberg  aufgerichtet  ist,  hat 
der  Herzog  diesen  Vertrag  aufsuchen  lassen ; er  erklärt,  dass  er  densel- 
ben halten  wolle,  (a.  a.  0.  f.  178)  . 

576.  Vergleichende  Zusammenstellung  derBcstimmun- 
gen  der  wichtigem  Unionsacten  von  1591 — 1608.  (Der 
Torgauer  Unionsacte  1591  (Einleitung  S.  44.),  der  Amberger  Unions- 
acte 1596  (Einl.  S.  96  fg.),  der  Frankfurter  Unionsacte  1599  (vgl.  n.  26 
S.  150),  der  zu  Heidelberg  1606 1 und  1608  entworfenen  Acten 

(vgl.  n.  419,  561)  und  der  Ahauser  Unionsacte  1508.  2) 

I.  Torgauer  Acte.  1.  Der  Religions-  und  Landfriede  und 
andere  Reichsgesetze  haben  den  Zweck,  dass  sich  Jeder  dem  Rechte 

1 Die  Stellen  dieser  Acte,  welche  bei  den  Conferenzen  churpfälzischer 
und  würtembergischer  Räthe  (n.  464)  weggestrichen  wurden,  sind  durch 
(eckige)  Klammern  bezeichnet. 

‘4  Dieselbe  ist  gedruckt:  Sattler  VI  Beil.  4.  Spiess,  archivalische 
Nebenarbeiten  II  S.  73  Auszüge  aus  der  Acte  und  sämmtlichen  Neben- 
abschieden bei  v.  Mörner,  Churbrandenburgs  Staatsverträge. 
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576.  beuge.  Wer  durch  Anwendung  von  Gewalt  gegen  das  Recht  han- 
delt, gegen  deu  soll  die  Executionsordnung  in  Anwendung  kommen. 
2.  Allein  die  genannten  drei  Gesetze,  sowie  alle  andern  Reichs- 
abschiede werden  theils  der  Art  falsch  ansgelegt,  dass  sie  keinen 
beständigen  Schutz  garantiren,  theils  werden  sie  geradezu  verletzt. 
Bedrängte  Stände  haben  seit  Jahren  und  noch  jüngst  am  Frank- 
furter Deputationslag  die  verfassungsmässige  Hülfe  vergeblich  uach- 
gesucht.  3.  Dazu  kommt,,  dass  die  Dinge  an  verschiedenen  Orten 
sich  gefährlich  anlassen,  dass  etliche  sich  unterstehen  dürften,  das 
Reich  durch  Einfälle  und  andere  Feindseligkeiten  zu  bedrängen. 
•1.  Wird  diesen  Unordnungen  nicht  zeitig  vp^gebaut,  so  dürften 
Leute  inner-  und  ausserhalb  des  Reichs  dieselben  stets  vermehren, 
friedliebende  Reichsstände  bekriegen,  besonders  aber  das  Evange- 
lium und  seine  Bekenner  nach  Kräften  zu  unterdrücken  suchen. 
Es  könnte  gegen  die  Stände  der  Augsburger  Confession  „on  einichen 
underschiet“  allerlei  unternommen,  das  ganze  Reich  könnte  den 
Fremden  zum  Raube  werden.  5.  Denn  schon  suchen  jene  fried- 
hässigen  Leute  das  Evangelium  in  den  benachbarten  Landen  und, 
soweit  sie  können,  im  Reich  zu  unterdrücken,  Churfürsten-  und 
Fürstentümer  und  Städte  von  demselben  abzureissen  und  seine 
Verfassung  umzustürzen.  6.  Darum  ist  es  nöthig,  dass  die  den 
Gesetzen  des  Reichs  gehorsamen  Stände  solche  Massregeln  treffen, 
dass  sie  widerrechtliche  Gewalt  abwehren  und  ihr  Recht  behaup- 
ten können. 

Amberger  Acte.  Wie  die  Amberger  Acte.  In  § 2 fehlen 
die  Worte  ‘und  noch  jüngst  am  Frankfurter  Deputationstag.’ 

Frankfurter  Acte.  Wie  die  Torgauer  Acte  bis  zu  den 
Worten  in  § 3 ‘Orten  sich  gefährlich  anlassen’  (incl.).  Dann  heisst 
es  weiter: «Denn  die  Einlagerung  der  Spanier  in  den  westfälischen 
Kreis  und  ihre  Unthaten  daselbst  sind  bekannt.  Deshalb  haben 
die  gehorsamen,  besonders  die  in  den  „benachbarten  craisen" 
wohnenden  Stände  nach  natürlichem  Recht  und  Anweisung  der 
Reichsgesetze  beschlossen,  eine  bessere  Bereitschaft  und  Vereinigung 
unter  einander  zu  treffen. 

Acte  von  1606.  1.  Der  Zustand  Europas  ist  zerrüttet.  Be- 
sonders in  den  benachbarten  Königreichen  und  Provinzen  herrschen 
Kriege,  Aufstand  und  Unruhen.  Im  Reich  deutet  alles  auf  gleich- 
artige Weiterungen,  was  bei  der  fast  gänzlichen  Erschöpfung  des- 
selben (durch  den  Türken-  uud  niederländischen  Krieg  und  die 
Steuern)  um  so  beschwerlicher  ist.  2.  Deshalb,  und  weil  man  sich 
auf  die  Executionsordnung  so  wenig  zu  verlassen  hat,  mussten  die 
Unterzeichneten  dahin  denken,  wie  sie  ihren  und  der  Ihrigen  Schutz, 
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die  Erhaltung  ihres  Standes  und  der  hergebrachten  deutschen  Frei- 
heit durch  eine  Vereinigung  — denn  die  Kräfte  der  Einzelnen 
reichen  nicht  aus  — bewirken  können. 

Acte  von  1608.  1.  Der  Zustand  des  Reichs  wird  immer 

gefährlicher.  Besonders  haben  sich  jüngst  in  Ungarn,  Böhmen, 
Mähren  u.  a.  0.  die  Sachen  der  Art  angelassen,  dass  leicht  grosses 
Ungemach  daraus  entstehen  könnte.  2.  Unterzeichnete  müssen 
darum  zu  ihrem  und  ihrer  Lande  Schutz,  zur  Abwehr  alles  Unwe- 
sens ein  wachendes  Auge  haben. 

Aha user  Acte.  Im  ganzen  wie  die  Torgaucr  Acte,  doch 
mit  folgenden  Aenderungen : In  § 1 wird  nur  der  Landfriede  ge- 
nannt. §.  2.  Statt  der  Worte  'die  drei  genannten  Gesetze,  sowie 
alle  andern  Reichsabschiede’  heisst  es:  ‘solche  Reichsabschiedc 
(vorher  sind  genannt  der  Landfriede  und  die  Executionsordnung) 
und  vornehmlich  die  Executionsordnung.’  Die  Worte  'und  noch 
jüngst  am  Frankfurter  Deputationstag’  fehlen.  §.  3.  Statt  'gefähr- 
licher als  je’  heisst  es  'gefährlich/  Die  Worte  'dass  etliche  — 
bedrängen’  fehlen.  §.  4,  5.  Die  Stelle  'besonders  aber  das  Evan- 
gelium — demselben  abzureissen’  fehlt.  Nacli  ‘Umstürzen’  folgender 
Zusatz:  In  der  Nachbarschaft  sollen  auch  heimliche  und  {öffentliche 
Kriegsrüstungen  vor  sieh  gehen.  Der  § 6 lautet  folgendermassen: 
Darum  ist  es  nöthig,  dass  die  Stände,  besonders  die  friedliebenden, 
die  Gesetze  des  Reichs  zur  Abwehr  jener  Uebel  wirklich  halten, 
und  dass  sie  „zu  dem  ende“  sich  in  eine  solche  Vereinigung  be- 
geben und  solche  Massregeln  treffen,  dass  sie  widerrechtliche  Ge- 
walt abwehron  und  ihr  Recht  behaupten  können. 

II.  Torgaue r Acte.  1.  Das  Sicherste  wäre,  dass  von  An- 
fang an  alle  oder  die  meisten  evangelischen  Stände  zu  der  Eini- 
gung gezogen  würden.  Weil  aber  solche  Dinge,  vor  die  säinmt- 
lichen  Stände  gebracht,  grosse  Schwierigkeiten  zu  finden  pflegen 
und  die  Sache  überhaupt  am  besten  „in  der  enge  tractirt“  wird, 
so  wollte  man  den  Bund  zunächst  unter  den  Unterzeichneten  auf- 
richten und  dann  erst  andere  zu  ihm  ziehen.  2.  Dieselben  haben 
also  sich  über  eine  Vereinigung  mit  nachfolgenden  Bedingungen 
verglichen,  und  zwar  nicht  zum  Nachtheil  des  Kaisers,  oder  irgend 
eines  Reichsstandes,  der  die  Reichsgesetze  befolgt,  oder  sonst 
eines  Menschen,  noch  weniger  zum  Abbruch  des  Religions-  und 
Landfriedens  oder  anderer  Reichsgesetze,  sondern  zur  Kräftigung 
derselben,  zur  Erhaltung  des  Friedens,  zur  Beförderung  gemeiner 
Wolfahrt,  auch  besonders  zur  Ehre  Gottes,  zur  Erhaltung  und 
Fortpflanzung  der  in  Gottes  Wort,  der  Augsburger  Confession  und 
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676.  ihrer  Apologie  enthaltenen  göttlichen  Wahrheit,  zum  Frieden  und 
Schutz  der  Bundesangehörigen  und  ihrer  Lande. 

Amberger  Acte.  Wie  die  Torgauer  Acte.  Der  Schluss 
von  §.  2 czur  Erhaltung  und  Fortpflanzung’  fg.  ist  folgen  dermassen 
gefasst;  ‘zur  Erhaltung  und  Fortpflanzung  göttlicher  Wahrheit 
die  Gottes  Wort  gemäss  ist.3 

Frankfurter  Acte.  Deshalb  haben  die  Unterzeichneten  sich 
über  eine  Vereinigung  mit  nachfolgenden  Bestimmungen  verglichen, 
und  zwar  lediglich  zur  erlaubten  Vertkeidigung  gegen  verboteile 
Gewalt  und  „dergleichen  geferliche  practiken,“  nicht  aber  zum 
Nachtheil  des  Kaisers,  noch  eines  den  Reichsgesetzen  gehorsamen 
Reichsstandes,  noch  irgend  eines  Menscheu,  viel  weniger  zum  Ab- 
bruch der  Reichsgesetzc,  der  goldenen  Bulle,  des  Religions-  und 
Landfriedens,  der  Executionsordnung,  des  Churfürstenvereins,  der 
besondern  unter  den  Verbündeten  bestehenden  Verträge,  gütlichen 
und  rechtlichen  Austräge,  sondern  zur  Kräftigung  derselben  und 
besserer  Erhaltung  des  Friedens  in  der  Verbündeten  Landen. 

Acte  von  1606.  Deshalb  haben  die  Unterzeichneten  sich 
mit  nachfolgenden  Bestimmungen  unter  einander  vereinigt,  nicht 
um  etwas  im  Reiche  zu  neuern , sondern  zu  [des  Reichs *]  Ver- 
teidigung gegen  Gewalt  und  „dergleichen  geferlichen  practiken,” 
also  nicht  zur  Offension  des  Kaisers  noch  eines  [den  Reichsgesetzen 
gehorsameni 2]  Reichsstandes,  [noch  irgend  Jemanden  zum  Nach- 
theil, viel  weniger  zuin  Abbruch  der  Reichsgesetze,  der  Churfür- 
steneinigung oder  anderer  besonderer  Verträge  der  Verbündeten,] 
sondern  zu  [deren  3]  Kräftigung  und  besserer  Erhaltung  des  Frie- 
dens in  den  Landen  der  Verbündeten. 

Acte  von  1608.  Deshalb  haben  sich  die  Unterzeichneten 
über  eine  Vereinigung  mit  nachfolgenden  Bestimmungen  verglichen. 

Ah  aus  er  Acte.  Stimmt  der  Torgauer  Acte  von  §.  2 ab.  Die 
Nennung  des  Religions-  und  Landfriedens  bleibt  weg,  desgleichen 
die  Stelle  von  ‘auch  besonders  — göttlichen  Wahrheit.’ 

III.  Torgauer  Acte.  1.  Die  Verbündeten  werden  mit 
rechter  Treue  einander  „meinen  und  furdern“;  alles  unfreundliche 
und  feindliche  Verfahren  gegen  sie  oder  ihre  Unterthanen  ist  unter 
ihnen  ausgeschlossen.  2.  Sie  beobachten  den  Land-  und  Religions- 
frieden und  die  Executionsordnung,  die  goldene  Bulle  und  Reichs- 
gesetze. Die  von  den  Verbündeten  errichteten  Erbeinigungen,  der 


i Statt  dessen  ist  nach  den  Conferenzen  gesetzt  ‘ihrer  (der  Verbün- 
deten) und  der  Ihrigen.* 

Statt  dessen  ist  nach  den  Conferenzen  gesetzt  'friedfertigen.* 

3 Statt  dessen  ist  gesetzt  ‘des  Reichs.* 
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Churfürstenverein  bleiben  in  ihrer  vollen  Geltung.  3.  Die  Verbün- 
deten werden  denjenigen  von  ihnen,  der  widerrechtlich  und  in 
„mangel  anderer  guetlicher  entscheidung“  vergewaltigt  oder  benach- 
theiligt  wird,  vertheidigen.  4.  Allein  keiner  soll  diesen  Bund 
missbrauchen,  noch  „seine  privatsache  aus  eigenen  bewegnussen 
daherein  ziehen.“ 

Amberger  Acte  wie  die  Torgauer  Acte.  Zu  den  Worten 
‘benachtheiligt  wird’  in  §.  3 kommt  folgender  Zusatz:  oder  dem 
„das  seine,  was  er  albereit  besitzet  oder  was  ime  durch  erbschaft, 
lehenschaft,  vermechtnus,  succession,  oder  in  andere  weg  gebüret, 
geferlich  vorenthalten  werden  wollte.“  Der  §.  4 ist  folgendermasseu 
gefasst:  Allein  keiner  soll  den  Bund  „zu  keinen  unzimlichen  oder 
schlechten  privatsacheu,  darzu  sich  einer  eigene  affecteu  onnotiger 
* ding  wolte  treiben  lassen,“  missbrauchen.  Vielmehr  hat  der  Director 
und  die  zugeordneten  R&the  zu  erkennen,  weshalb  die  Bundeshülfe 
zu  leisten  sei. 

Frankfurter  Acte.  Stimmt  im  wesentlichen  mit  §.  1 der 
Torgauer  Acte.  Dann  heisst  es:  2.  Sie  schützen  einander  bei  dem 
Religions-  und  Landfrieden  und  der  Executionsordnuug.  Drohungen, 
Vertröstungen  und  anderes  soll  sie  im  festen  Halten  des  Bündnisses 
nicht  irre  machen.  3.  Wer  von  ihnen  durch  die  Spanier,  oder 
ihre  Anhänger  oder  sonst  Jemanden  gegen  den  Land-  und  Religions- 
frieden dies-  oder  jenseits  des  Rheins  oder  sonstwo  im  Reich 
feindlich  angegriffen  wird,  oder  einen  Angriff  kündbar  zu  befahren 
hat,  für  den  stehen  alle  wie  ein  Mann  ein.  4.  Bezüglich  des  gegen- 
wärtigen spanischen  Einfalls  wird  der  Frankfurter  Abschied  hin- 
sichtlich der  Unterhaltung  einer  bestimmten  Truppenzahl  befolgt. 
5.  Für  die  Zukunft  soll  keiner  den  Bund  missbrauchen,  noch  „seine 
privatsachen  aus  eignen  bewegnussen  darein  ziehen.“ 

Acte  von  1600.  Die  Verbündeten  werden  sich  mit  rechtem 
und  ganzem  Vertrauen  „meinen,“  weder  der  Religion  noch  anderer 
Ursachen 1 wegen  etwas  Unfreundliches  oder  Feindliches  gegen 
einander  vornehmen.  Wenn  einer  von  ihnen  durch  Jemanden,  wer 
der  auch  sei,  feindlich  angegriffen  wird,  so  stehen  sie  ihm  mit 
Rath  uud  That  bei  und  lassen  sich  davon  weder  durch  Drohungen 
noch  Vertröstungen  oder  anderes  abwendig  machen. 

Acte  von  1608.  1.  Die  Verbündeten  werden  einander, 

ihre  Erben  und  ihre  Lande  „treulich  meinen,“  sich  gegen  dieselben 
in  kein  Bündniss  einlassen,  noch  sie  irgendwie  gegen  die  Unions- 
gesetze beschweren  oder  anfeindeu.  2.  Sie  halten  vertrauliche 

1 Die  Worte  ‘noch  anderer  Ursachen*  sind  nach  der  Conferenz  mit 
den  Würtembergern  beigesetzt. 
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576.  Correspondenz  unter  einander.  Erfährt  einer  etwas  den  andern, 
ihn*n  Erben  und  Landen  Gefährliches  — und  jeder  bemüht  sich 
derartige  Nachrichten  zu  erhalten,  — so  theilt  er’s  den  andern  so- 
fort mit.  3.  Ueberhaupt  stehen  die  Verbündeten  einander  in  wichtigen 
Sachen,  die  das  gemeine  Wesen  oder  den  einzelnen  Stand,  oder 
seine  Lande  betreffen,  mit  getreuem  Rathe  bei.  4.  Besonders  in 
Sachen , welche  der  Stände  Freiheit  und  Hoheit,  die  kaiserlichen 
Hofprocesse,  die  Klostersachen,  die  freiwilligen  Contributionen. 
die  evangelischen  Gravamina,  soweit  sie  Verletzungen  der  Freiheiten 
der  Stände  und  der  Reichsgesetze  enthalten,  betreffen,  werden  die 
Verbündeten  bei  Reichs-  und  Kreisversammlungen  und  sonst  gute 
Correspondenz  halten  und  andere  evangelische  Stände  zu  gleicher 
Correspondenz  zu  vermögen  suchen. 

Ah  au  ser  Acte.  Stimmt  mit  der  Acte  von  1608  bis  §.  4. 

IV.  Torgau  er  Acte.  1.  Irrungen  zwischen  Verbündeten 
sucht  man  mit  Ausschluss  aller  Thätlichkeit  zunächst  durch  güt- 
liche Verhandlung,  die  von  zwei  oder  drei  Verbündeten  geführt 
wird,  beizulegen.  Gelingt  dies  nicht,  so  haben  sich  die  Streitenden 
erst  dann  an  den  nach  des  Reiches  Brauch  für  sie  bestimmten 
rechtlichen  Austrag  zu  wenden.  2.  Nur  wenn  einer  den  andern 
pfändet,  oder  ähnliches  unternimmt,  so  mag  der  andere  sofort  die 
rechtlichen  Mittel  „zu  hanthabung  seiues  erlangten  rechtens“  er- 
greifen. 3.  Drohen  aber  wegen  solcher  Pfändungen  Weiterungen, 
so  sollen  die  andern  Verbündeten,  wie  oben  bestimmt  ist,  die 
Streitenden  gütlich  auseinanderzusetzen  und  alle  Thätlichkeit  zu 
verhüten  suchen. 

Amberger  Acte.  Wie  die  Torgauer  Acte.  Statt  der  Worte  in 
§.  1 'die  von  zwei  oder  drei  Verbündeten5  heisst  es:  die  von  den  andern 
nicht  interessirten  Verbündeten  etc.  nach  den  Worten  'gütlich  aus- 
einander zusetzen’  heisst  es  weiter:  Gelingt  dies  nicht,  so  hat  ein  von 
den  Streitenden  aus  denVereinigten  zu  wählender  Obmann  mit  vier 
von  den  Unirten  ernannten  Räthen  summarisch  über  die  „momen- 
taner possessio“  zu  erkennen,  welchem  Erkenntniss  die  Streitenden 
sich  zu  fügen  haben,  bis  sie  im  ordentlichen  Wege  Rechtens  ein 
Urtheil  erlangt  haben.  Gegen  diejenigen,  die,  statt  diese  Bestim- 
mung zu  befolgen,  zu  Thätlichkeiten  greifen,  wird  die  Bundeshülfe 
angewandt. 

Frankfurter  Acte.  Irrungen  zwischen  Vereinigten  kom- 
men vor  die  ordentlichen  rechtlichen  Austräge.  Indess  mögen 
zwei  oder  drei  Vereinigte  den  Streit  zunächst  gütlich  beizulegen 
suchen,  ja  sich  möglichst  bemühen,  dass  solche  Vermittlung 
Statt  finde. 
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A hau 8er  Acte.  Der  §.  1 stimmt  im  wesentlichen  mit  der 
Torgauer  Acte.  Dann  heist  es:  Bei  Vergehen  der  Verbündeten 
gegen  die  Union  oder  „gebrechen  so  dise  verain  berürten,“  ist  allein 
gütliche  Vermittlung  durch  die  Mitvereinigten  vorzunehmen  und 
zwar  zunächst  durch  einen  oder  zwei  Stände,  die  der  Beschwerte 
ernennt,  und,  wenn  diese  nicht  zum  Ziele  kommen,  nach  dem  in 
der  Beilage  bestimmten  Processe. 

V.  Acte  von  1608.  1.  Verschiedene  Auffassung  in  etlichen 
Religionspuncten  soll  diesem  Vereine  nicht  im  Wege  sein.  Die  Ver- 
bündeten verwehren  ihren  Theologen  nicht,  die  streitigen  Sätze 
mit  Gottes  Wort  zu  belegen  oder  zu  widerlegen ; aber  sie  gestatten 
nicht,  dass  man  in  Büchern  und  Predigten  dem  Gegner  mit  Un- 
bescheidenheit und  falschen  Anschuldigungen  entgegentrete,  oder 
sonst  Ursache  zum  Unfrieden  gebe. 

Ahauser  Acte.  In  Sachen,  welche  der  deutschen  Stände 
Freiheit  und  Hoheit  betreffen,  ferner  die  am  letzten  Reichstag  von 
den  Evangelischen  vorgetragenen  Gravamina,  soweit  sie  den  Frei- 
heiten der  Stände  und  den  Reichsgesetzen  Abbrüchiges  enthalten, 
werden  die  Verbündeten  bei  Reichs-  und  Kreisversaminlungen  und 
sonst  gute  Correspondenz  halten,  um  deren  endliche  Erörterung 
sich  bemühen  und  andere  evangelische  Stände  sich  ihnen  hierin 
beizugesellen  suchen.  Das  Folgende  stimmt  mit  dem  Acte  von  1608. 

VI.  Torgauer  Acte.  1.  Die  Vereinigten  zahlen  „nach  vol- 
ziehung  dieser  verstentnus  innerhalb  zweier  monatsfristen“  an 
einem  vom  Churfürsten  von  Sachsen  zu  bestimmenden  Tag  zur 
Bildung  eines  Fonds  je  zwanzig  Römermonate  (Bestimmung  der 
Legstätten)  ferner  in  den  folgenden  vier  Jahren  (von  1592  ab 
gerechnet)  je  vier  in  den  folgenden  vier  Jahren  je  zwei  Monate. 
2.  Erwirbt  ein  Verbündeter  neue  Lande,  welche  in  den  Bund  auf- 
genommen werden  sollen,  so  zahlt  er  für  die  Zeit,  welche  der 
Aufnahme  vorausgeht,  die  Bundesbeiträge  nach  der  Lande  Reichs- 
anschlag nach.  3.  Bestimmungen  über  die  Pfennigmeister  und  die 
Ueberwachung  der  Einnahme-  und  Ausgabegeschäfte  durch  einen 
Ausschuss  der  Verbündeten. 

Amberger  Acte.  Die  Vereinigten  erlegen  Vs  Jahr  nach 
Abschluss  des  Bundes  je  zehn  Römermonate  (über  Tag,  Ort,  Ver- 
wahrung, Empfang,  Verrechnung  und  Schlüssel  hat  man  sich  bis 
dahin  zu  vergleichen)  und  wieder  nach  einem  halben  Jahre  die- 
selbe Summe,  sodann  in  jedem  der  folgenden  vierzehn  Jahre  je 
zwei  Monate.  Jeder  Stand  hält  sich  ferner  mit  so  viel  kriegs- 
tüchtigen Truppen  und  Befehlshabern,  sei  es  geworbenen  oder  aus 
den  Unterthanen  ausgewählten,  gefasst,  dass  er  dem  bedrängten 
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576.  Bundesgenossen  mit  einem  Truppencontingent,  über  dessen  Stärke 
man  sich  noch  vergleichen  wird,  zur  Hülfe  kommen  kann.  Das 
Folgende  stimmt  mit  § 2 der  Torgauer  Acte. 

Frankfurter  Acte.  Abgesehen  von  der  für  die  spanische 
Expedition  bestimmten  Summe  hat  jeder  Vereinigte  nach  dem 
Reichanschlag  derjenigen  Lande,  die  er  besitzt,  sowie  auch  der- 
jenigen, die  er  noch  erwirbt,  vom  Zeitpunct  der  Aufnahme  der- 
selben in  den  Bund  gerechnet,  in  n Monaten  nach  Abschuss  des 
Bündnisses  n Römermonate  zur  Bildung  eines  Vorraths  zu  erlegen 
und  jährlich  n Römermonate  nachzuschiessen. 

Acte  von  1606.  Jeder  Verbündete  zahlt  nach  dem  Reichs- 
anschlag der  Lande,  die  er  besitzt  [sowie  auch  derjenigen,  die  er 
noch  erwirbt],  vom  Zeitpunct  der  Aufnahme  derselben  in  die  Union, 
im  ersten  Jahr  in  zwei  Terminen  n Monate  1 und  in  jedem  der 
folgenden  Jahre  n Monate 2.  Ueber  die  Legstätten  wird  man  sich 
vergleichen. 

Ahauser  Acte.  Am  Schlüsse  der  Acte  eine  Bestimmung, 
welche  mit  §.  2 der  Torgauer  Acte  im  wesentlichen  übereinstiramt. 
Statt  der  Worte  Lande  — sollen*  heisst  es  jedoch:  ‘Lande  und 
Rechte  im  deutschen  Reich',  die  er  in  den  Bund  aufgenommen 
wissen  will.*  Nach  ‘Bundesbeiträge5  der  Zusatz:  „nach  gelegenheit 
des  in  der  cassa  vorhandenen  Vorrats“  und  etc. 

VII.  Torgauer  Acte.  1.  Wenn  ein  Verbündeter  oder  seine 
Lande,  die  er  besitzt,  oder  die  ihm  „künftig  von  recht,  natur  und  billig- 
keit  wegen  zufallen“  oder  die  er  „sunsten  erlangen  möchte,“  gegen 
Billigkeit  und  Recht  vergewaltigt  werden,  und  deshalb  die  Bundes- 
gelder angegriffen  werden,  aber  nicht  ausreichen,  so  hat  jeder 
sechs  Wochen  nach  der  Anzeige  den  nach  dem  Bedürfniss  vom 
Obersten  und  Ausschuss  bestimmten  Zuschuss  an  Römermonaten 
zu  erlegen.  2.  Reicht  dieser  noch  nicht  aus,  so  bestimmen  Oberst 
und  Ausschuss  einenabermaligen  Nachschuss.  3.  Solche  Zuschüsse, 
sowie  die  ordentlichen  Beiträge  haben  die  später  dem  Bunde 
Beitretenden  nach  ihrem  Reichsanschlage  nachzuzahlen.  4.  Treten 
Städte  dem  Bündnisse  bei,  welche  dem  Reich  nicht  unmittelbar 
unterworfen  und  in  der  Reichsmatrikel  nicht  angeschlagen  sind, 
so  vergleicht  man  sich  mit  ihnen  über  ihre  Beiträge  nach  ihrem 
Vermögen.  5.  Da  die  anfänglichen  Bundesbeiträge  nicht  gross 
genug  sind,  um  die  Staerke  des  aufzustellenden  Bundesheeres  zu 
bestimmen,  so  ist  die  Ernennung  eines  Generalobersten,  seines 
Lieutenants,  eines  Feldmarschalls  und  anderer  Befehlsleute  bis 

1 ‘50  Monate'  nach  der  Conferenz. 

2 ‘10  Monate’  nach  der  Conferenz. 


Digitized  by  Google 


1608 


721 


zum  Beitritt  mehrerer  Stände  zu  den  Verbündeten,  die  sich  dann 
insgesammt  darüber  zu  einigen  haben,  ausgesetzt.  6.  Die  zur 
Bundeshülfe  nöthige  Artillerie  und  Munition  wird,  wenn  der  Angegrif- 
fene sie  selber  nicht  genügend  besitzt,  von  den  zunächst  wohnen- 
den Verbündeten  auf  Bundeskosten  gestellt.  Was  davon  durch 
Ge-  und  Verbrauch  aufgeht,  wird  aus  Bundesmitteln  ersetzt. 
7.  Die  Verbündeten  werden  zur  bessern  Abwendung  alles  Schadens 
ihre  Lande  und  Plätze,  besonders  wenn  Gefahr  droht,  wol  ver- 
wahrt, mit  guten  Leuten  und  Waffen  versehen  halten,  sie  werden 
ihren  Unterthanen  nicht  gestatten,  bei  einem  ihnen  widerwärtigen 
Herrn  in  Kriegsdienst  zu  treten  oder  darin  zu  stehen. 

Amberger  Acte.  Stimmt  mit  der  Torgauer  Acte.  Statt 
"Bundesgelder5  im  §.  1 heisst  es:  "die  Bundeshülfe  an  Geld  und 
Volk.  Statt  Zuschuss  an  Römermonaten5  heisst  es:  "Zuschuss  an 
Geld  und  Volk.  Die  Worte:  "vom  Obersten  und  Ausschuss  be- 
stimmten5 fallen  weg.  Der  §.  2 ist  also  gefasst:  die  Hülfe  wird 
stets  nach  Massgabe  des  Bedürfnisses  erhöht.  Der  §.  5 ist  durch 
folgende  Bestimmung  ersetzt:  die  Direction  des  Bundes,  welche 
von  Jahr  zu  Jahr  zwischen  Churpfalz,  Anspach  und  Hessen-Cassel 
wechselt,  kommt  zuerst  an  den  Churfürsten.  In  allen  Dingen 
handelt  er  mit  Rath  der  Bundesgenossen.  Den  Oberbefehl  über 
die  Bundeshülfe  hat  derjenige,  zu  dessen  Vertheidigung  sie  ver- 
wandt wird,  unter  Zuziehung  der  von  den  Verbündeten  ihm  zuge- 
ordneten Räthe. 

Frankfurter  Acte.  Stimmt  im  Wesentlichen  mit  der  Tor- 
gauer Acte.  In  §.  1 heisst  es  statt  "sechs  Wochen’  "n  Wochen’, 
statt  vom  ‘Obersten  und  Ausschuss’  von  den  "Directoren  und 
Kriegsräthen.5  In  §.  2 statt  ‘einen  abermaligen  Nachschuss’  heisst 
es:  "abermalige  Zuschüsse  auch  bis  zum  doppelten  und  dreifachen 
Betrage  und  soweit,  bis  man  dem  Gegner  gewachsen  ist.’  Die 
§§.  3,  4 5 fehlen. 

VIII.  Torgauer  Acte.  1.  Ein  Verbündeter,  der  gegen  den 
Religions-  und  Landfrieden  beschwert  wird,  hat  die  Kreishülfe  nach- 
zusuchen und  sich  und  seine  Lande  aus  eigenen  Mitteln  nach 
Kräften  zu  vertheidigen.  2.  Zugleich  aber  macht  er  dem  Bundes- 
obersten und  allen  Verbündeten  eine  schriftliche  Anzeige.  3.  Die 
in  derselben  angeführten  Beschwerden  sucht  der  Oberst  nebst  dem 
Ausschuss,  oder  die  Verbündeten  insgesammt  zunächst  durch  güt- 
liche Handlung  auf  Bundeskosten  abzustellen.  4.  Misslingt  dies, 
und  befinden  Oberst  und  Ausschuss,  dass  die  Bundeshülfe  zu  leisten 
sei,  so  haben  sie  oder  die  Verbündeten  insgemein  nach  Majorität 
(bei  Stimmengleichheit  giebt  das  Votum  des  Obersten  den  Ausschlag) 
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576.  schleunigst  zu  beschliessen,  was  zu  thun  sei.  5.  Im  Ausschüsse 
haben  die  weltlichen  Churfürsten  je  ein  Votum,  desgleichen  die 
Häuser  Braunschweig  und  Hessen.  Von  andern  Ständen,  die  dem 
Bunde  noch  beitreten,  wird  den  Fürsten  ein  Votum  und  eines  den 
Städten  ertheilt.  6.  Oberster  und  Ausschuss  dirigiren  „das  gantze 
werck“  (der  Buudeshülfe)  sie  bestimmen,  wann  das  Geld  zur 
Werbung  von  Truppen  ausgezahlt  werden  soll,  und  ‘wohnen’  durch 
Abgeordnete  der  Auszahlung  ‘bei.5  7.  Ist  die  widerrechtliche  Ver- 
gewaltigung eines  Verbündeten  offenbar  und  plötzlich,  so  kann  der 
Oberst  ohne  weiteres  die  bestellten  Befehlsleute  aufmahnen,  Trup- 
pen werben  und  dem  Bedrängten  zu  Hülfe  ziehen.  Zugleich  aber 
zeigt  er  dies  dem  Ausschüsse  an,  und  leitet  den  weitern  Verlauf 
der  Buudeshülfe  mit  seinem  Rath  und  seiner  Bewilligung.  8.  Ist 
aber  die  Koth  so  dringend,  dass  die  Bundeshülfe  zu  spät  kommen 
würde,  so  bringt  der  beschwerte  Stand  zu  seiner  Vertheidigung 
nicht  nur  sein  eigenes  Bundescontingent,  soudern  noch  weiteres 
Kriegsvolk  auf  Bundeskosten  auf,  „doch  mit  vorwisseu  und  auf 
moderatiou  und  erkantnus“  des  Obersten  und  Ausschusses.  9.  Kr- 
weist  sich  die  Bundeshülfe  im  Verlaufe  des  Kriegs  nebeu  der 
Kreishülfe  als  unzureichend,  so  suchen  Oberster  und  Ausschuss 
zunächst  die  benachbarten  Kreise  zur  llülfeleistung  zuzuziehen 
und  bringen,  wenn  sie  dieselbe  weigern,  am  Kammergerichte  die 
gebührlichen  Mandate  aus,  sodann  aber  haben  sie  die  Bundeshülfe 
aufs  doppelte,  dreifache  und  soweit  zu  erhöhen,  bis  sie  ausreicht. 
10.  Werden  mehrere  Verbündete  an  mehreren  Orten  zugleich  an- 
gegriffen, so  haben  Oberst  und  Ausschuss  sich  zu  vergleichen,  wie 
die  Hülfe  zu  theilen  ist.  11.  Wird  eine  solche  Theilung  nüthig,  wenn 
man  im  Felde  und  der  Ausschuss  nicht  zur  Hand  ist,  so  entschei- 
det der  Oberst  mit  seinen  Zugeordneten,  berichtet  aber  sofort  dar- 
über an  den  Ausschuss  und  die  Vereinigten,  damit  diese  über  die 
Verwendung  der  Hülfe  ferner  beschliessen. 

Amberger  Acte.  Stimmt  im  wesentlichen  mit  der  Torgauer 
Acte.  In  §.  2 heisst  es  statt  ‘dem  Bundesobersten  oder  allen  Verbün- 
deten5 dem  ‘Director  und  fernerhin  allen  Verbündeten.’  In  §.  3 
statt  der  Worte  ‘der  Oberst  — Verbündeten’  heisst  es:  ‘die  Verbünde- 
ten/ §.  4.  statt  ‘Oberst  und  Ausschuss’  und  ‘sie  oder  die  Ver- 
büudeten’  heisst  es  ‘die  Verbündeten/  Statt  ‘Votum  des  Obersten: 
‘Votum  des  Directors/  Statt  der  §§.5,  6 heisst  es:  Jeder  \er- 
einigte  hat  ein  Votum.  Treten  andere,  besonders  geringe  Stände 
dem  Bunde  bei,  so  beschliesst  man  ferner,  wie  es  mit  den  Stim- 
men zu  halten  sei.  Statt  der  Stelle:  ‘so  kann  (§.7)  — Ausschusses 
(§.  8)  heisst  es:  so  kann  der  Angegriffene  die  bestimmten  Bundes- 
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contingento  von  «len  Einzelnen  ohne  weiteres  erfordern,  so  jedoch, 
dass  er  zugleich  über  seine  Beschwerung  ausführlich  berichtet, 
damit  die  Verbündeten  über  den  Fortgang  der  Vertheidigung 
bcschliessen  können.  Ist  die  Noth  so  dringend,  dass  die  Bundes- 
contingentc  zu  spät  kommen  würden,  so  kann  der  Angegriffene 
zu  seiner  Vertheidigung  nicht  nur  sein  eigenes  Contingent,  sondern 
auch  weiteres  Kriegsvolk  auf  Bundeskosten , „doch  mit  vorwissen 
und  moderation“  der  Verbündeten  aufbringen.  §§.  9,  10.  Statt 
‘Oberster  und  Ausschuss5;  'die  Verbündeten/  Die  Worte  in  §.  11* 
'und  der  Ausschuss  — Hand’  fehlen;  statt  der  Worte  'der  Oberst 

— Zugeordneten  heisst  es:  'der  Director  oder  die  Verbündeten.* 

Frankfurter  Acte.  §.  1 stimmt  mit  der  Torgauer  Acte. 
Dann  heisst  es:  Wenn  die  Beschwerung  weder  durch  die  Kreis- 
bülfe,  noch  durch  die  auf  Bundeskosten  stets  vorher  zu  versuchende 
gütliche  Handlung  abzuwenden  ist.,  und  wenn  Dircctoren  und 
Käthe  oder  sämmtliche  Unirte  befinden,  dass  zu  helfen  sei,  so  be- 
schliesst  man  schleunigst  mit  Stimmenmehrheit,  was  demgemäss  zu 
thun  sei.  Das  Folgende  stimmt  mit  §.7  bis  zu  den  Worten:  'Hülfe 
ziehen5;  doch  heisst  es  statt  'Oberst5:  'die  Directoren  und  zu- 
geordneten Käthe/  Das  Folgende  stimmt  mit  §.  8 bis  zu  den 
Worten  ‘Bundeskosten  auf5;  ferner  mit  §§.  10,  11  bis  zu  den 
Worten : 'Zugeordneten5.  Statt  'oberst  uud  Ausschuss5  heisst  es 
jedoch:  'die  Dircctoren  und  Kriegsräthe’;  statt  der  Worte  'und  der 
Ausschuss  — Hand  ist’:  ‘und  man  auf  der  Directoren  und  Kriegs- 
räthe  Entscheidung  nicht  warten  kann5;  statt  der  Worte  ‘Oberst 

— Zugeordneten  : ‘Feldoberst  mit  seinen  zugeordneten  Käthen5. 

Acte  von  1608.  1.  Wenn  ein  Verbündeter  oder  seine 

Unterthanen,  sei  es  „jetziger  unruhe  wegen,“  sei  es  in  Folge  an- 
derer Dinge,  besonders  der  papistischen  und  spanischen  Anschläge, 
angegriffen  wird,  oder  ein  solcher  Angriff  zu  befahren  ist,  so  haben 
auf  sein  Anrufen  die  Uebrigcn  ihre  im  Nebenabschied  bestimmten 
Contingcnte  wolgerüsteter  Truppen  nebst  Geschütz  alsbald  zur 
Hülfe  zu  senden,  seinem  Feldoberston  zu  untergeben  und,  solange 
die  Gefahr  dauert,  nach  der  verglichenen  Bestallung  zu  unterhalten. 
2.  Demgemäss  hat  jeder  neben  dem  Anritt-  und  Laufgeld  die 
Kosten  für  dreimonatliche  Unterhaltung  seines  Contiugcnts  stets 
bereit  zu  halten.  Zur  Bildung  eines  Fonds  für  unvorhergesehene 
Ausgaben  zahlt  ferner  jeder  Verbündete  alsbahl  eine  nach  seinem 
Truppencontingent  bemessene  Summe , nämlich  3 ti.  auf  jeden 
Mann,  den  er  zu  stellen  hat.  Ueber  die  Verwahrung  des  Geldes 
hat  mau  sich  ferner  zu  vergleichen.  Kommt  es  zur  Bundeshülfe 
so  zahlt  noch  jeder  Verbündete  zur  bessern  Fortführung  des  Krie- 
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576.  ges  auf  jeden  von  ihm  zu  stellenden  Mann  monatlich  l1/*  fl.  für 
unvorhergesehene  Ausgaben. 

Ahauser  Acte.  Wenn  ein  Verbündeter  oder  seine  Unter- 
thanen  „sowol  itziger  unruhe  halber“  als  sonst  widerrechtlich  an- 
gegriffen wird,  oder  ein  solcher  Angriff  zu  befahreu  ist , so  haben 
ihm  die  andern  aus  den  zusaminengeschossenen  Bundesmitteln, 
über  die  der  Nebenabschied  das  Nöthige  bestimmt,  je  nach  dem 
Bedürfnis  und  nach  Ausweiss  des  Nebenabschieds  Hülfe  zu  leisten. 
Erleidet  einer  oder  mehrere  Verbündete  zugleich  kündbar  und 
plötzlich  widerrechtliche  Gewalt,  so  kann  der  Director  mit  den 
zugeordneteu  Käthen  unverzüglich  die  bestellten  Obersten  und 
Befehlshaber  aufmahnen,  Truppen  werben,  die  Bundeshülfe  leisten, 
und,  wenn  es  unbedingt  nöthig  ist,  das  Heer  auch  theilen  zur 
Verwendung  an  den  nothwendigsten  Orten;  deu  Verbündeten  hat 
er  aber  Bericht  zu  erstatten  und  für  den  Fortgang  der  Bundes- 
hülfe ihren  Rath  und  Beistand  zu  gebrauchen.  (Der  folgende  Satz 
stimmt  mit  §.  8 der  Torgauer  Acte  bis  'Bundeskosten  auf.*) 
Ist  die  Noth  aber  nicht  so  plötzlich,  so  soll  der  Verbündete, 
„so  sich  ubercilens  zu  befürchten,“  dem  Director  oder  den 
Unirten  insgesammt  ausführliche  Anzeige  darüber  machen.  Ver- 
mag dann  der  Director  nebst  den  zugeordneten  Kriegsrätben, 
oder  die  Verbündeten  insgesammt  die  Beschwerde  durch  die 
stets  vorher  auf  Bundeskosten  anzustellende  gütliche  Hand- 
lung nicht  abzustellcn,  und  befinden  Director  und  Käthe  oder 
die  Verbündeten  insgesammt,  dass  die  Bundeshülfe  zu  leisten  sei, 
so  soll  schleunigst  nach  Stimmenmehrheit  beschlossen  werden,  was 
darauf  zu  tbun  sei.  Werden  die  IJnirten  an  verschiedenen  Orten 
zugleich  angegriffen,  so  vergleichen  sich  der  Director  und  die 
Kriegsräthe  (welche  während  der  Dauer  des  Krieges  beisammen 
sein  müssen)  über  Erhöhung  der  Bundeszuschüsse  und  Theilung 
der  Hülfe  zur  Beschützung  Aller.  Da  endlich  die  Union  nur  „in 
subsidium“  der  Executionsordnung  errichtet  ist,  so  sollen  die  gegen 
den  Landfrieden  beschwerten  Verbündeten  auch  die  Kreishülfe 
nach  Massgabe  der  Executionsordnung  nachsuchen,  besonders  wenn 
die  Zeit  es  gestattet,  und  man  einige  Aussicht  auf  diese  Hülfe  hat. 

IX.  Torgauer  Acte.  1.  Wird  ein  Verbündeter  gegen  den 
Land-  und  Religionsfrieden  der  Art  vergewaltigt,  dass  er,  ohne 
die  Bundeshülfe  zu  erwarten,  um  grössern  Schaden  zu  verhüten, 
sich  mit  dem  Feinde  vertragen  muss,  so  unternimmt  Oberst  und 
Ausschuss,  oder  die  Verbündeten  insgesammt,  so  bald  sie  davon 
erfahren,  ohne  den  Vertrag  zu  berücksichtigen,  auch  ohne  von 
dem  Angegriffenen  ersucht  zu  sein,  die  Bundesexecution.  2.  Sie 
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vergleichen  sich  mit  dem  Feinde  nicht  eher,  bis  er  dem  Verletzten 
das  Entrissene  erstattet  und  die  Schäden  nach  ihrem  billigen  Er- 
messen ersetzt  hat.  3.  Zur  Abwendung  von  Schäden  wird  auch 
jeder  Vereinigte  inner-  und  ausserhalb  des  Reichs  stets  gute  Er- 
kundigungen einziehen,  was  den  Vereinigten  zum  Nachtheil  vor- 
genommen werden  möchte,  und  das,  was  er  erfährt,  dem  Obersten 
oder  deu  Verbündeten  insgesammt  und  besonders  dem,  den  es 
betrifft,  sofort  mittheilen.  4.  In  Sachen,  welche  die  Vereinigung 
betreffen,  und  zwar  im  Falle  des  Bedürfnisses,  hat  jeder  Vereinigte 
für  sich  mit  oder  ohne  sein  Kriegsvolk  und  seine  Habe  auf 
seine  Kosten  in  der  Andern  Landen  und  Plätzen  Oeffnung  zu  be- 
anspruchen. 5.  Nur  in  die  Festungen  braucht  man  allein  die 
Vereinigten  selbst  nebst  ihren  vornehmen  Dienern  und  ihrer  Habe 
aufzunchinen.  6.  Diejenigen,  welchen  die  Oeffnung  gestattet  ist, 
haben  sich  in  der  Verteidigung  des  betreffenden  Platzes  also 
gebrauchen  zu  lassen,  als  wären  sie  der  öffnenden  Herrschaft 
Kriegsvolk,  oder  als  verteidigten  sie  ihren  eigenen  Ort.  7.  Von 
dem,  was  bei  Leistung  der  Bundeshülfe  gewonnen  wird,  gehört 
die  fahrende  Habe  zur  gemeinen  Beute,  aber  Städte,  Schlösser, 
Liegenschaften , grobes  Geschütz  u.  dgl.  werden  unter  die  Ver- 
bündeten nach  der  Höhe  ihrer  Bundesbeiträge  vertheilt.  8.  Die 
Auswechslung  und  Auslösung  der  Gefangenen  wird  zwischen  den 
Unirten  insgesammt  und  den  Feinden  in  gleichem  Masse  vor- 
genommen. 9.  Plätze  und  Güter,  die  einem  Unirten  abgenommen 
und  durch  den  Bund  zurtickerobert  sind,  werden  demselben  ohne 
Entgelt  in  dem  Stande,  wie  sie  erobert  sind,  zurückgestellt. 
10.  Was  durch  Brandschatzung  und  dgl.  erlangt  wird,  wird  zu 
den  gemeinen  Kriegskosten  verwandt.  11.  Kein  Unirter  soll  „vor 
sich,“  ohne  Bewilligung  des  Obersten  und  Ausschusses  oder  der 
Unirten  insgesammt  einen  Feldzug  oder  sonst  etwas,  daraus  Krieg 
entstehen  möchte,  vornehmen.  12.  Der  Oberst,  oder  in  seiner 
Abwesenheit  der  Generallieutenant,  nebst  dem  Ausschuss  haben 
Macht,  einen  Bundeskrieg  mit  Bewilligung  des  Beschädigten 
durch  einen  nützlichen  Frieden  zu  beendigen.  13.  Gefangene 
dürfen  ohne  Vorwissen  des  Obersten  und  Ausschusses  nicht  los- 
gelassen werden. 

Amberger  Acte.  Wie  die  Torgauer  Acte.  Statt  der 
Worte  in  §.  1 ‘so  unternimmt  — insgesammt’  heisst  es:  'so  unter- 
nehmen die  Unirten’.  §.  3.  Statt  'dem  Obersten’:  'dem  Director.9 
Die  Worte  in  §.  11  'des  Obersten  und  Ausschusses’  fehlen. 
§.  12.  Statt  der  Worte  'der  Oberst  — Ausschuss’  heisst  es:  'die 
Unirten  oder  der  Director’.  §.  13.  Statt  'des  Obersten  und  Aus- 
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576.  Schusses*  heisst  es  ‘der  Unirten  * Zwischen  §.  6 und  7 ist  folgende 
Bestimmung  eingeschoben:  Wenn  durch  Buudeshülfc  einem  Stande 
das,  was  er  gegenwärtig  besitzt,  erhalten  wird,  so  braucht  er 
für  die  Kosten  der  Hülfe  keinen  Ersatz  zu  leisten.  Wenn 
ihm  aber  zum  Erwerb  desjenigen  was  ihm  kraft  Succession , Erb- 
schaft, Lehenschaft  oder  sonst  „Zuwachsen  möchte,“  die  Bundes- 
hülfe  geleistet  wird,  so  hat  er  ohne  Rücksicht  auf  den  Erfolg  für 
deren  Kosten  billigen  Ersatz  zu  leisten. 

Frankfurter  Acte.  Stimmt  im  Wesentlichen  mit  der  Tor* 
gauer  Acte.  Die  Worte  in  §.  1 'gegen  den  Land-  und  Religions- 
frieden* fehlen.  Statt  'Oberst  und  Ausschuss*  'die  Directoren  nebst 
dem  Ausschuss*  §.  2.  Statt  der  Worte  ‘bis  er  — ersetzt  hat’ 
heisst  es:  'bis  er  dem  Beschädigten  das  Seinige  erstattet  hat. 
§.  3.  Statt  'dem  Obersten*  heisst  es:  'den  Directoren  und  dem 
Ausschuss*.  §.  4 lautet  so:  Wenn  ein  Vereinigter  in  des  Andern 
Landen  und  Plätzen  der  Oeffnung  bedarf,  so  wird  nach  dem  Recht 
und  Brauch  der  Oeffnung  verfahren.  §.  6 fohlt.  §.  7 lautet  so: 
Was  dem  Feind  an  Städten,  Schlössern  u.  a.  bei  Leistung  der 
Bundeshülfe  abgenommen  wird,  „sol  behalten  werden“,  bis  die 
unirteu  Stände  darüber  insgesammt  Verfügung  treffen.  §.  8 fehlt. 
§.  9 bat  den  Zusatz:  Wenn  etwas  zurückerobert  wird,  das  der 
Feind  einem  Nichtunirten  entrissen  bat,  so  soll  es  diesem  gegen 
Ersatz  der  Kosten  und  Versicherung,  dass  der  Feind  es  nicht  wie- 
der occupire,  zugestellt  werden.  §.  11.  Die  Worte  'ohne  Bewilli- 
gung — insgesammt*  fehlen.  §.  12  fehlt.  §.  13.  Statt  des  ‘ober- 
sten und  Ausschusses*  heisst  es:  'der  Directoren  und  des  General- 
obersten.* 

Ahauser  Acte.  Stimmt  mit  der  Torgauer  Acte.  §.  1 ä das 
Wort  'Religionsfrieden*  fehlt.  Hinter  'Landfrieden*  der  Zusatz: 
'ohne  gegebene  Ursache*  Statt  Oberst  und  Ausschuss*  'Director 
lind  Ausschuss*.  Zusatz:  Ueberhaupt  soll  der  Angegriffene  ohne 
aller  oder  der  meisten  Interessenten  Bewilligung  sich  mit  dem 
Angreifer  ohne  äusserste  Noth  in  keine  Vergleichung  einlassen. 
§.  3 fehlt.  In  §.  5 heisst  es  statt  ihren  vornehmen  Dienern : 
‘wenigen,  vornehmen  und  nothwendigen  Dienern.*  §.  G hat  den 
Zusatz:  und  sollen  sie  dafür  Caution  geben.  Schäden,  welche 
durch  die  Aufgcnoramenen  in  Folge  der  Otffnung  verursacht 
werden,  sind  durch  den  Bund  oder  die  Aufgenommenen  auf  billige 
Erkenntniss  der  Verbündeten  zu  ersetzen.  §.  7.  Statt  der  Worte 
'werden  unter  — vertheilt  heisst  es:  werden  bis  zur  Verfügung 
der  Verbündeten  „in  banden  behalten“  und  durch  diese  alsbald 
oder  nach  Ausgang  des  Krieges  nach  der  Höhe  ihrer  Bundei- 
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beiträge  unter  einander  vertheilt.  §.  0.  Nach  'die  einem  Unkten’ 
folgender  Zusatz:  ‘gehören,  oder  ihm  durch  Succession,  Erbschaft 
oder  sonst  „rechtmessiger  weiss  anfallen  würden,“  ihm  aber  abge- 
nommen’  etc.  Am  Ende  des  §.  folgender  Zusatz:  Wenn  aber  die 
Unirten  Plätze,  Lande  oder  anderes  erobern,  „so  entweder  ad 
familiam  eines  unirten  . . gehörig,  oder  sonsten  demselben  im 
lant  gelegen,  sol  es  dem  . . gegen  laidenlicher  recompens  gefolgt  . . . 
werden.“  §.  10.  Vor  'Brandschatzung5  noch  das  Wort  ‘Contribu- 
tion.5  Das  Folgende  von  §.  11  ab  fehlt. 

X.  Ahauser  Acte.  In  Friedenszeiten  „hie  ausen  lants“  steht 
das  Directorium  dem  Churfürsten  von  der  Pfalz  zu.  Was  aber  dem 
Bund  und  den  einzelnen  Verbündeten  zum  besten  gereicht,  soll 
der  Director  mit  der  andern  Verbündeten  Vorwissen  und  Rath  „in 
acht  nehmen.“  Wer  in  dieser  Hinsicht  sich  beschwert  fühlt,  darf 
die  Unirten  zusammenbeschreiben  und  sind  diese  dann  verpflichtet, 
zu  erscheinen.  Im  Kriegsfall  hat  der  Beschwerte  das  Directorium 
in  seinem  Lande,  ausserhalb  desselben  aber  ein  General  mit  einem 
Adjunct  und  Kriegsräthen,  über  welche  man  sich  noch  zu  vergleichen 
hat.  An  Unionstagen  hat  ein  Votum  jeder  Churfürst,  jeder  regie- 
rende Fürst,  die  gesammten  Grafen  und  Herren  eines  Kreises  und 
die  gesammten  Städte  (eines  Kreises?) 

XI.  Torgauer  Acte.  1.  Der  Bund  dauert  fünfzehn  Jahre. 
Ist  aber  vor  Ablauf  dieser  Zeit  die  Bundeshülfe  nöthig  geworden, 
so  verpflichtet,  wenn  inwzischen  auch  der  Endtermin  eintritt,  das 
Bedtirfniss  die  Vereinigten  noch  so  lange,  bis  die  Bundeshülfe  ihr 
Ziel  erreicht  hat.  2.  Wer  nach  Ablauf  des  Termins  aus  dem  Bunde 
austritt,  dem  werden  seine  erlegten  Beiträge  nach  Abzug  seiner 
Quote  an  den  Bundesausgaben  zurück  erstattet.  3.  Während  der 
fünfzchu  Jahre  aber  bleibt  jeder  Stand  und  seine  Erben  dem 
Bündnisse  verpflichtet.  4.  Der  Administrator  von  Magdeburg,  wie 
überhaupt  die  Stiftsadministratoren  und  ihre  Erben  sind  so  lange 
dem  Bündnisse  verpflichtet,  als  sie  die  Stifter  inne  haben.  Im  an- 
dern Falle  erhalten  sie  ihre  Beiträge  nach  erwähntem  Abzug  zu- 
rück; nur  wenn  diese  Beiträge  durch  eine  Bewilligung  der  Stände 
des  betreffenden  Stifts  aufgebracht  sind,  bleiben  sie  dem  Bunde. 
5.  Ein  oder  zwei  Jahre  vor  Ablauf  der  fünfzehn  Jahre  beschliesst 
ein  Bundestag,  ob  und  auf  wie  lange  der  Bund  zu  erneuern 
sei.  fl.  Wer  von  den  Vereinigten  in  andere  Bündnisse  tritt,  hat 
das  gegenwärtige  dabei  zu  excipiren.  7.  Die  zum  Ausschuss  Ge- 
hörigen schicken  wenigstens  einmal  im  Jahr  auf  Erfordern  des 
Obersten  ihre  Käthe  zusammen,  damit  sie  über  die  Bundesangelegen- 
heiten berathen  und  sich  bis  auf  der  Herrschaften  Entscheid  ver- 
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576.  gleichen,  Ueber  die  dort  gepflogenen  Verhandlungen  wird  allen 
Unirten  vollständig  berichtet.  * 

Amber  ge  r Acte.  Stimmt  mit  der  Torgauer  Acte.  §.  2 hat 
den  Zusatz:  Wer  früher  aus  dem  Bunde  austritt,  erhält  nichts 
zurück.  Statt  der  Worte  in  §.  7 'die  zum  — Obersten’  heisst  es: 
'die  Verbündeten  schicken  jährlich  wenigstens  einmal  auf  Krfordern 
desDirectors*etc.  Die  Worte : 'Über  die  — berichtet’ fehlen.  Dagegen 
folgender  Zusatz:  Wer  sich  in  Erlegung  der  Bundesbeiträge  säu- 
mig erzeigt,  dem  occupiren  nach  vorhergehender  Anmahnung 
die  andern  ein  zu  diesem  Zweck  künftig  von  Jedem  mit  Specifi- 
cirung  der  Einkünfte  namhaft  zu  machendes  Amt  und  machen  sich 
daraus  so  lange  bezahlt,  bis  der  Säumige  seinen  Ausstand  erlegt. 

Frankfurter  Acte.  Wie  die  Torgauer  Acte.  §.  1.  Statt 
*15  Jahre*  ‘n  Jahre*.  §§.  3 4 fehlen.  §.  7.  Statt  'die  zum  Aus- 
schuss Gehörigen*  heisst  es:  'die  Directoren  und  der  Ausschuss, 
oder  in  wichtigen  Sachen  sämmtliche  Unirte.*  Zusatz:  Ein  Ver- 
einigter, der  Beschwerden  an  den  Bund  bringen  will,  hat  dieselben 
den  Directoren  zu  berichten  und  von  ihnen  eine  Tagsatzung  der 
Unirten  oder  des  Ausschusses  zu  fordern.  Wer  sich  in  Erlegung 
der  Bundesbeiträge  säumigerzeigt,  ist  „ipso  facto  in  peenam  dupli“ 
gefallen,  ist  der  Bundeshtilfe  unfähig,  und  schuldig,  etwaigen 
durch  die  Saumsal  erfolgten  Schaden  nach  Erken ntniss  der  Ver- 
bündeten zu  ersetzen.  Doch  fallen  diese  Strafen  weg,  wenn  die 
Saumsal  nach  Erkenntniss  der  Unirten  durch  unfreiwillige  Ver- 
hinderung entstanden  ist. 

Acte  von  1606.  Dauer  des  Bundes  20,  wenigstens  15  Jahre 
für  die  Vereinigten  und  deren  Erben. 

Acte  von  1608.  Dauer  des  Bundes  zehn  Jahre.  Ein  Jahr 
vor  deren  Ablauf  beschliesst  ein  Bundestag,  ob  und  wie  der  Bund 
zu  verlängern  sei.  Stirbt  ein  Verbündeter  während  der  Dauer  des 
Bundes,  so  sind  seine  Erben  zur  Haltung  des  Bündnisses  ver- 
pflichtet. Es  werden  noch  andere  Fürsten  und  Städte  von  be- 
stimmten Unirten  nach  beigefügter  Instruction  zum  Eintritt  in  den 
Bund  geworben.  Ohne  Erkenntniss  der  Uebrigen  darf  während 
der  zehn  Jahre  keiner  aus  dem  Bunde  treten.  Wer  sich  in  Er- 
füllung seiner  Bundespflichten  säumig  zeigt,  den  dürfen  die  Anderu 
ohne  weitere  Erkenntniss  durch  Einlagerung  und  jedes  Mittel 
zur  Erfüllung  seiner  Pflicht  zwingen  und  von  ihm  sich  für  ihren 
daher  entstandenen  Schaden  Entschädigung  verschaffen. 

Ah  aus  er  Acte.  Wie  die  Torgauer  Acte.  §.  1.  Statt  'fünf- 
zehn*: 'zehn*.  Vor  die  Worte  'nöthig  geworden*  ist  einzusetzen: 
'durch  gebührliche  Erforderung  oder  kündbar  bevorstehende  Vcr- 
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gewaltigung  eines  Verbündeten.’  2.  Statt ‘dem  werden — ersattet’: 
der  erhält  freie  Verfügung  über  „sein  in  handen  habent  gelt“  nach 
Herausgabe  der  ihm  zufallenden,  etwa  noch  nicht  erlegten  Quoten 
zu  Bundesausgaben.  Hat  er  aber  aus  seinem  Vorrath  mehr,  als 
ihm  zukam,  zu  Bundeszwecken  ausgegeben,  so  sollen  die  Andern 
ihm  dies  ersetzen.  §.  3.  Statt  'fünfzehn’:  'zehn’.  §§.  4,  6 fehlen. 
Statt  §.  7:  die  Räthe  der  Unirten  kommen  jährlich  zur  Berathung 
der  Bundesangelegenheiten  zusammen.  8.  Ein  Xebenabschied  be- 
sagt, mit  welchen  Ständen  und  wie  zu  verhandeln  sei  wegen  ihres 
Beitrittes  zur  Union.  9.  Wer  ohne  erhebliche  Ursache  — darüber 
die  Unirten  zu  erkennen  haben  — in  seiuen  Bundesbeiträgen  säu- 
mig ist,  dem  wird  zunächst  ein  sechswöchentlicher  Termin  zur 
Bezahlung  gesetzt.  Versäumt  er  auch  diesen,  so  ist  er  in  „poenam 
dupli“  gefallen,  welche  Summe,  wenn  man  sie  nicht  bei  einem  an- 
dern leihweise  „gegen  zimblichen  interesse  uf  sein  des  seumigen 
entgelt“  erlangt,  von  den  Unirtou  aus  seiuen  nächst  gelegenen  Gü- 
tern durch  Immission  zu  erhalten  ist.  Doch  soll  mit  Milde  ver- 
fahren werden  und  nach  Befinden  Ermässigung  dieser  Sätze  ein- 
treten. 
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Aachen  9,  11,  12,  17,  18  (S  127),  21, 
26  (S  149),  36  (S.  159),  64,  95,  101. 

Angriffspläne.  Besorgnisse  der  Prote- 
stanten vor  Angriffsplünen  des  Kai-  | 
sers  und  katholischer  Mächte  und 
Stände  (span.  Universalmonarchie,  ; 
Bruch  des  Religionsfriedens)  3,  9,  I 
12,  18  (S.  119),  26  (S.  148),  36 
(S.  158),  71  (S.  190),  98,  117,  121, 
163,  172  (S.  262),  226,  229,  230 
Anm.  3,  270,  273,  291,  315,  333 
Beilage,  340  (S  431),  344.  345,  346 
(S.  440),  302,  373,  384,  387,  399  1 
Anm.  1 , 442  (S.  540  - 542) , 464  j 
(S  566),  526,  529  (S.  629  Anm.  1, 
635  Anm.  1,  658-661,  663),  533 
Anm.  1,  535  (S.  670),  543,  546,  576 
(S.  714,  715).  Vgl.  Baronio , Jesuiten, 
Union. 

Anhalt  Christian  I von  A.-Bernburg. 
Zur  Charakteristik  30,  42  (Anmer- 
kungen S.  168-170,  173),  94,  413 
(S  505  Anm.  3,  510  Anm.  3).  — 
— Stellung  gegenüber  dem  spaui-  i 
sehen  Einfall  (1598  —99)  14,  18  ; 
(S.  121,  123,  124,  126),  25,  26 
(S  137-142),  30,  41,  42,  94,  98. 
— Plan  eines  niederländischen  . 
Friedens  (1603)  312.  — Stellung 
gegenüber  der  Nachfolge  des  Kai- 
sers; vgl.  Nachfolge  des  Kaisers 
(vornehmlich  von  n.  346  ab).  — 


Pläne  bei  Gelegenheit  des  ungri- 
schen  Aufruhrs  (1605)  348  Anm.  2, 
355,  359,  362,  382.  Vgl.  OeUreuk, 
Ungarn.  — Unionsverhandlungen, 
vgl.  Beziehungen  Frankreichs  zu 
Deutschland  in  Betreff  der  Union 
(vornehmlich  von  n.  413  ab),  Union 
(vornehmlich  von  n.  518  ab).  — 
Beziehungen  zu  Wok  von  Rosen- 
berg 447  , 453  , 489,  513,  563.  - 
Plan  eines  Unternehmens  gegen 
Spanien  (1607)  456,  459,  463,  470 
- 472,  480  Anm.  1,  494,  525. 

Baden. 

Markgraf  Ernst  Friedrich.  Streit 
wegen  der  Vormundschaft  der  Töch- 
ter des  Markgrafen  Jacob  26  (S.  151), 
71  (S.  192,  193),  101,  121,  133, 
134,  139, 144, 146,  152,  172  (S.  260). 
195, 240  (S.  314).  — Markgraf  Georg 
Friedrich.  Streit  mit  den  Er- 
ben des  Markgrafen  Eduard  For- 
tunat 345  Anm  1,  516  (S.  613), 
529  (S  630  Anm.)  535  (S.  668,  670), 
568. 

Baronio.  Seine  Fälschungen  232,233, 
236,  238,  241  (S.  319),  242. 

Beschwerden  der  evangelisch.  Stände 
51,  64.  68,  71  (S.  189),  90,  1*5,  124 
Anm.  2,  170,226,  228,  231,241,242. 
255,  261  Anm.  1,  284,  299,  301 
(S.  382,  385  -390,  400-403),  322. 
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340  (S.  432,  433),  358,  397,  411,  412 
(S.  503,  504).  413  (S.  510),  416,  476 
(S.  578),  529  (S.  625-627, 634-636, 
642—  644,  650  — 653),  564,  (S.  697), 
593,  576  (S.  718,  719).  Vgl.  Vor- 
verhandlungen der  Beichstage  von 
1603.  1608,  Verhandlungen  über 
die  Türkenhülfe  von  1603,  1608. 

Bisthiimer  protestantische.  Allge- 
meines über  die  Stellung  ihrer  Ad- 
ministratoren und  Capitel  gegen- 
über den  Bestrebungen  der  Corre- 
spondirenden  36  (S.  159),  70,  71 
(S.  189),  240  (S.  313  Anm.  1) 

Böhmen.  Hechte  der  böhmischen 
Chur  416,  56-1  (S  696).  - Wahl- 
recht 564  (S.  696). 

Bouillon  Herzog  Heinrich. 

Seine  Umtriebe  1602—5:  312,  314, 
315,  319.  Vgl  Baronio.  Bezieh- 
ungen Frankreichs  zu  Deutschland 
in  Betreff  Bouillons.  — Ueher  seine 
Beschäftigung  mit  den  deutschen 
Angelegenheiten  seit  1606:  409,  410, 
413  (bes.  S.  513),  436,  438,  440,  446. 
— Vertrag  mit  dem  Chf.  Pfalz 
über  des  letztem  Testament  409 
(S.  498). 

Brandenburg’. 

Churfürst  Joachim  Friedrich.  Uebcr 
seine  Ruthe  im  Allgemeinen  327 
Anm  1,  446.  523,  530  Anm.  1.  — 
Löben  (Canzler)  324  , 454  , 500 
Anm.  1 , 530  Anm.  1.  — Adam 
von  I’utlitz  454.  — Ott’  Heinrich 
Frhr.  v.  Heidt  327  Anm.  I,  446,454. 
— Wallenfels  324, 327  Anm  1,454. 

Markgraf  Georg  Wilhelm.  Ver- 
handlungen über  seine  Verbeirath- 
ung  mit  einer  Tochter  des  Chf. 
Pfalz  327  Anm.  2.  331,  337.  374, 
376  Anm.  1,  393  (S.  484). 

Rrannschweig.  Herzog  Heinrich  Ju- 
lius. Beanspruchtes  Oberstenamt 
gegen  die  eingefallenen  Spanier 
(1599)  26  (S.  138  Anm  1,  142 
Anm.  2,  143  fg.),  36  (S.  160),  42 


(S.  169,  170).  — Allgemeines  über 
seine  Stellung  zu  den  Bestrebungen 
der  Correspondirenden  seit  ücto- 
ber  1602  256,  442  (S.  542),  529, 
(S.  662).  — Specialbeschwerdcn 
gegen  den  Reichshofrath  195.  — 
Streit  mit  der  Stadt  Braunschweig 
423,  516  (8  613).  — Vgl.  politi- 
sche Irrungen  unter  prot.  Reichs- 
ständen. 

Bremen.  Bisthum.  Vgl.  Protestant. 
Bisthümer. 

Cöln  Churfürst  Ernst.  Einverständ- 
nis mit  den  im  Jahr  1598  einge- 
fallenen Spaniern  199  Anm.  2 

Cöln  Stadt.  Unterstützung  der  im 
Jahr  1598  eingefallenen  Spanier  34. 

Dänemark  König  Christian  IV. 
Ueber  seine  Person  und  Regierung 
346  (S.  442),  378.  — Beziehungen 
zu  den  correspondirenden  Ständen : 
In  Betreff  des  spanischen  Ein- 
falls (1598—1599)  11,  18  (S.  120, 
121,  123.  124,  126),  36  (S.  159).  - 
ln  Betreff  der  Strassburger  Sache 
268  (S.  340,  342).  - In  Betreff 
der  Union  der  protestantischen 
Stände  18  (S.  120),  20,  268  (S.  340). 
355,  426,  433,  442  (S.  542).  540. 
— Correspondenz  mit  dem  Chur- 
fürsten von  der  Pfalz  378. 

Deputationstage. 

Allgemeines  301  (S.  382,  399).  — 
Deputationstag  von  1599  — 1601:  9, 
11,12, 14,17,  18  (S.  128, 130  Anm.  1), 
21,  26  (S.  141),  29,  31,  33,  38  40, 
43,  45,  52-56,  58,  59,  71  (S.  190, 
192),  72;  80,  103,  106,  109  -112, 
115.  116,  118,  120,  124,  130-132, 
153,  204  Amu.  1.  Vgl.  Streit  um 
die  vier  eingezogenen  Klöster.  — 

Donanivörth.  505,  507,  510  - 512, 
516,  (S.  609,  610,  611  Anm  1,  612. 
613),  517  —522,  524,  526,  527,  529. 
(S  622,  626,  629  Anm.  1,  655  —657, 
65."),  535,  (S.  669),  539  (8.  679), 
556  Anm.  3,  568,  571  (S.  707),  574. 
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England  Elisabeth,  Jacob  I. 
Beziehungen  zu  Deutschland  (be- 
sonders den  correspondirenden 
Ständen):  In  Betreff  des  spani- 

schen Einfalls  1596-  99:  18  (S.  121, 
123,  124),  26  (S.  145),  42  (S.  172), 
68.  — In  Betreff  der  Strassburger 
Sache  268  (S.  340,  342),  291.  - 
In  Betreff  des  Herzogs  von  Bouillon 
302  Anm.  2.  — In  Betreff  der  Nach-  ! 
folge  des  Kaisers  391  Anm.  1,  410  ' 
Anm.  1.  — In  Betreff  der  Vereini-  > 
gung  der  protestantischen  Stände  * 
340  (S.  434),  355,  413  (S.  513),  426, 
433  (S.  533),  442  (S.  542),  540.  — ' 
In  Betreff  der  niederländischen  An-  j 
gelegenheiten  413  (S.  512),  491.  — 
Correspondenz  mit  dem  Churfürsten 
von  der  Ffalz  308.  310  Anm.  1,  342. 

Erbeinnng.  Churpfälzisch  - ueubur- 
gische  354,512, 520  Anm.  1.  — Säch- 
sisch - hrandenburgisch  - hessische 
295  Anm.  1. 

Frankreich  Heinrich  IV. 

Beziehungen  zu  Deutschland  (vor- 
nehmlich den  correspondirenden 
Ständen):  Allgemeines:  315,  377, 
393,  410  Anm.  1,  413.  — In  Betreff 
des  spanischen  Einfalls  (1598—99) 
18  (S.  120,  121,  123,  124,  125 
Anm.  1,  126),  25,  26  (S.  145,  146), 
32,  36  (S.  159),  41,  42  (S.  168 
Anm.  1,  2,  S.  172),  47,  50,  61,  65, 
98.  — In  Betreff  der  Strassburger 
Sache  47,  73, 96, 104, 107, 110-112, 
115-117,  119,  121,  122,  125,  156 
(S.  247),  160,  165,  167,  253,  254, 
259,  260,  262,  264,  268,  269,  271, 
272,  273,  276,  277,  279-282,  285, 
290  Anm.  1,  292  (S.  364  Anm.  4, 
366,  368,  369  Anm.,  370,  371,  372, 
Anm.  3),  296,  298.  — In  Betreff 
der  niederländischen  Angelegen- 
heiten 32  Anm.  1,  41  (S.  164),  107, 
115,  117,  227,  388  Anm.  1,  413 
(S  509,  512),  433  (S.  533),  440, 
464  (S.  559,  560,  563,  564,  566 


Anm.  1,  568),  469,  474,  501.  — 
In  Betreff  der  Union  protestanti- 
scher Stände  41  (Anm.  2),  50,  61, 
65,  68,  107,  115,  117,  260,  264, 
268  (S.  340),  269,  29t,  355,  413 
(S.  507  fg.),  415,  419,  426,  427, 
430-433, 436, 438,  440, 442, 444-446, 
448,  451,  456  Anm.  2,  460,  462, 
464,  469,  474,  484,  501,  504,  509, 
516.  — In  Betreff  der  Nachfolge 
des  Kaisers  125,  138,  148,  164, 168. 
224,  346  (S.  440),  369,  370,  372, 
377,  391,  409  (S  499),  410,  413, 
(S.  507  fg ),  427,  433  (S.  533),  436, 
440,  441.  — In  Betreff  des  Herzogs 
von  Bouillon  302,  304,  305,  306, 
307,  310,  315,  321,  337,  342,  351, 
353,  390,  391  Anm.  1,  393,  396, 
413  (S.  505,  506,  507,  508,  513), 
442  (S.  540).  - In  Betreff  der 
Schulden  hei  den  deutschen  Stän- 
den 47,  222,  224  (S.  299),  227,  230, 
253,  260  (S.  333),  273,  321,  390 
Anm.  2,  393  (S  482  Anm.  1,  484), 
409,  410,  413  (S.  508,  514).  433 
(S.  533),  436,  440.  - In  Betreff 
des  Testamentes  des  Churfürsten 
von  der  Pfalz  409,  410,  413,  (S.  507, 
508,  511),  433  (S.  533),  440.  - In 
Betreff  der  Jülicher  Sache  107,  341, 
361,  409,  410,  413  (S.  507,508,  511), 
426,  433  (S.  533),  460,  530  Anm.  1, 
531  Anm.  1.  — In  Betreff  der 
preussischen  Ansprüche  Branden- 
burgs 460  Anm.  2.  — Geschenke  und 
Pensionen  224  (S  299),  393  (S.485). 

Freistellung  der  protestantischen 
Religion  an  Stiftern  und  sonst  90, 
102,  127,  156  (S.  247),  172  (S.  264), 
240  (S.  315),  241  (S.318),  254,  259, 
262,  264,  268  (S.  339  Anm.  2),  287, 
288  Anm.  2. 

Generalrath  der  protestantischen 

Reichsstände  322,  324,  326,  346 
(S.  440),  408,  415,  426,  442  (S.  544). 

Geschenke  an  kaiserliche  und  fürst- 
liche Räthe  320, 464  (S.567, 568),  489. 
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Güter  geistliche.  Einziehung  der* 
selben  und  Ansprüche  auf  ihre 
Restitution;  vgl.  Reformationsrecht, 
Streit  um  die  vier  eingezogenen 
Klöster , Bestätigung  und  Verände- 
rung des  Religionsfriedens. 

Handel  zwischen  Deutschland  und 
den  Niederlanden  301  (S.  392). 

Hansa.  Ueber  ihre  Stellung  gegen-  i 
über  den  Bestrebungen  der  Gorre-  I 
spondirenden  18  (S.  124). 

Hellbronn  529  (S.  658). 

Hessen-Cassel  Landgraf  Moritz. 

Ueber  seine  Person  260.  — Bean-  1 

I 

spruchtes  Oberstenamt  gegen  die 
eingefallenen  Spanier  (1599)  12.  26  j 
(S.  140  fg.)  36  (S.  160),  42  (S.  169,170).  1 
— Bestallung  u.  Aufträge  von  Hein- 
rich IV  260,  276.  — Vgl.  politische 
Irrungen  unter  protest.  Ständen. 

Hlldesheim  Bisthum ; vgl.  protestan- 
tische Bisthvmer. 

Hirschberger  Landgericht  479,  518, 
521,  535  (S.  670),  556  Anm.  3,  568,  ' 
571  (S.  707),  574. 

Irrungen. 

Politische  Irrungen  a.  unter  Reichs- 
ständen : Churpfalz  und  Churmainz 
332.  — Hessen-Cassel,  Fulda  und  | 
Paderborn:  333 Anm. 2.  — b.  Unter 
protestantischen  Ständen:  Allge- 
meines 21,  26  (S.  149,  150),  571 
(S.  705),  573  (S.  710),  576  (S.  718, 
719).  — Anhalt  und  Chursachsen 
423,  516  (S.  613),  517.  — Anspach 
und  Würtemberg  516  (S.  613).  — 
Joachim  Friedrich  Chf.  Branden- 
burg und  seine  Brüder  1 19  Anm.  1, 

237.  — Derselbe  und  Braunschweig 
119  Anm.  1,  237.  — Braunschweig 
und  Hessen-Cassel  26  (S.  143,  150), 
42  (S.  170),  103,  109,  110,  144,  163, 

238,  388,  430,  474, 487,  - Hessen- 
Cassel  und  Hessen-Darmstadt  427,  . 
430,  516  (S.  613).  - Churfürst  von 
der  Pfalz  und  Hessen  39  Anm.  1, 
49,  100,  292  (S.  365).  — Derselbe 


und  Neuburg  354,  358.  Vgl.  Testa- 
ment des  Chf.  Pfalz.  — Derselbe 
und  Würtemberg  143,  187  (S.  276), 
191,  196,  340  (S.  433),  343,  349, 
411  (S.  502),  412  (S.  504),  419 
(S.  521),  432,  445,  464  (S.  567), 
476  (S.  578),  516  (S  613,  614). 

Religiöse  Irrungen  unter  prote- 
stantischen Ständen  18  (S.  129),  21, 
26  (S.  149)  ,88,  143,  155,  187  (S.  276, 
277,  278),  191,  196,  273,  284,  301, 
(S.  380,  381,  400  Anm.  1,  401-403), 
345,  354,  358,  362,  364  Anm.  1, 
376  Anm.  1,  390  Anm.  1,  411,  412 
(S.  504),  419  (S.  519  Anm.  1),  423, 
476  (S  578),  497,  520  Anm  1,  529 
(S  626),  535  (S.  671),  568,  573 
(S.  710),  576  (S.  717,  719).  Vgl. 
Union  zwischen  Ncuburg,  Wtirtem- 
berg,  Baden. 

Jesuiten  340  (S.  432),  344,  345, 
346  (S  443),  360,  387,  529  (S.  269 
Anm.  I,  635),  564  (S.  696).  Vgl. 
Angri/fspldne. 

Jülich. 

Ansprüche  der  interessirten  Für- 
sten: der  Häuser  Pfalz  (auch  Chur- 
pfalz) und  Brandenburg  insge- 
sammt  12,  14,  18  (S.  119),  26  (S.136' 
Anm.  2),  84, 88, 102, 110,  292  (S.  363 
Anm.  4),  369,  431,  464  (S.  561,  565), 
576  (S.  717,  719-721).  - Churpfalz 
und  Churbrandenburg  376  Anm.  1. 
Vergl.  Union  zwischen  Churpfalz, 
Churbrandenburg  und  den  Staaten. 
— Brandenburgs  15  Anm  1,  62, 
119  Anm.  1,  126,  137,  148,  178 
Anm  1),  214,  219,  273,  292  (S.372), 
374,  393  (S  484),  426,  428,  429  — 
Neuburgs  13  Anm.,  18  (S.  121),  26 
(S.  144),  82  Anm.  3,  88,  341,  361, 
426,435,450.  — Churpfalz  25,  214, 
221,  476  (S  578).  Vgl.  Union  zwi- 
schen Churpfalz  und  den  Staaten.  — 
Maulevrier  341.  Vgl.  Beziehungen 
Frankreichs  und  der  Niederlande 
zu  Deutschland  in  Betreff  der 
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Jülicher  Sachen.  — Vereinigung 
der  interessirten  Fürsten  und  güt-  1 
lieber  Vergleich  über  ihre  An- 
sprüche 327  Anin.  1 (S.  422),  341 
An  ui.  1,  409  (S.  498),  420,  428,  1 
429,  433,  435,  446,  450,  400,  530 
Anm.  1.  Vgl.  Beziehungen  Frank- 
reichs zu  Deutschland  in  Betreff 
der  Jülicher  Sachen. 


Kaiser  Rudolph  II. 

Ueber  seine  Person,  Regierung  und 
Ruthe  129,  157,  195,  200,  201, 
238,  340  (S.  432),  344,  370,  399 
Anm.  1,  439,  504.  — Ueber  den 
Umfang  seiner  Gewalt  228.  — 
Richterliche  Gewalt  des  Churfür- 
steu  von  der  Pfalz  über  ihn  278  — 
Appellatiou  vom  Kaiser  an  die 
Reichsstände  (und  ad  Caes.  melius 
informandum)  220,  228,  231,  240 
(S.  313,  314,  315).  — Verhand- 
lungen über  seine  Nachfolge  110, 
125,  148,  102,  100,  170,  173,  178, 
179,  182,  188,  203,  207,  214,  219, 
298,  303,  309,  320,  346,  348,  303, 
365,  307,  309,  370,  372,  373,  370, 
378,  385,  386,  394,  398,  400,  402, 
404,  410,  422,  425,  426,  427,  431, 
433,  434,  439,  441,  442  (S.  540), 
443,  449,  452,  457,  458,  401,  404 
(S.  500,  507  Anm.),  407,  468,  478, 
482,  490,  492,  500,  513,  523,  538, 
539,  542,  544,  547,  553’  500,  565, 
567,  570.  Vgl  Beziehungen  Frank- 
reichs zu  Deutschland  in  Betreff 
der  Nachfolge  des  Kaisers.  — Re- 
formation seiner  Regierung  200, 
201,  203,  200,  207,  231,  344,  347, 
349,  305  Beilage,  370  Anm.  2,  400, 
413  (S.  510),  416,  426,  553,  504, 
505  Anm.  1.  — Annäherung  des 
Chnrfürsten  von  der  Pfalz  an  ihn 


i 


t 


157,  170,  179,  188,  298,  301  (S.387 
Anm.  2),  303,  309,  311,  320,  425, 
439.  — Annäherung  des  Churfür- 
sten von  Brandenburg  297.  — Ver- 
hältnis zu  Erzherzog  Matthias: 


514,  515,  529  (S.  664).  Vgl.  Ungarn 
(vornehmlich  von  n 513  ab). 

Kaisersheim  490,  497,  510,  518,  521. 
529  (S.  020,  627,  630  Anm.  057), 
535  (S  070),  537  (S.  674,  675),  556 
Anm  3,  569,  571  (S.  707),  574. 

Kammergericht. 

Ob  coinpetent  oder  incompetent: 
a.  inReligionssachen403, 529  (S.65I, 
654  Anm  1).  Vgl.  Streit  um  die 
vier  Klöster,  Reichsstände,  b.  bezüg- 
lich der  von  der  Majorität  be- 
schlossenen Türkenhülfe  267.  — 
Ordentliche  und  ausserordentliche 
Visitation  26  (S.  141,  147),  118, 124. 
159,  109,  174,  241  (S  318),  284, 
301  (S.  382),  405,  416,  508  (S.6041 
529  (S.  623).  Vg\.  Reichsjustiz.  — Re- 
vision seiner  Processe  in  Religtons- 
saclicn  124.  Einstellung  der  Revi- 
sion und  Versuche,  sie  wieder  in 
Gang  zu  bringen  215  Anm.  1,220, 301 
(S.  395-400),  402,  421,  508  (S.004), 
521,  529  (S.  028).  Vgl.  Streit  um 
die  vier  Klöster , Reichsjustiz.  — Re- 
formation des  Kammergerichts  226. 
228,  231,  241,  242,  412  (S.  504),  529 
(S.  025,  628).  Vgl.  Reichsjustiz.  — 
Beschwerden  gegen  das  Kammer- 
gericht; vgl  Beschwerden  der  prot 
Stände,  Reichsjustiz. 

Kaufbeureu  340  (S.  432,  458),  529 
(S.  058.) 

Klöster.  Streit  um  die  vier  einge- 
zogenen  Klöster 20  (S.  147,  148),  36 
(S.  159),  68,  71  (S.  192,  193),  143 
bis  145,  147,  149,  150,  156,  159, 
163,  169,  172  (S.  259),  174,  177, 
204,  205,  208,  210,  211,  220,  226, 
241, 242,  284. 301  (S.  383, 395  - 400), 
322,  340  (S.  432),  405,  411.  412 
(S.  504),  416,  421,  434  Anm.  1,474, 
470  (S.  578),  508  (S.  604-5),  529 
(S.  623—625,  628,  629,  650,  651, 
054),  568,  576  (S.  718).  Vgl.  Be- 
schwerden der  protestantischen 
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Stände,  Kammergericht  (Competenz, 
Revision)  Reichsjustiz. 

KreishUlfen  gegen  die  Türken  und 
(seit  Bocskais  Empörung)  gegen 
die  Ungarn  185,  202,  212,  241,  242, 
246,  292  (S.  371),  301  (S.  385,  386,  | 
389,  390,  402),  338,  340,  343  - 345, 
352,  354,  356,  365  Beilage,  411, 
412  (S.  502,  503) 

Kreistag  zu  Coblenz  (1599)  26,  (3. 14 1) 
34,  44,  46,  49,  70,  72,  73,  80,  83. 

Kreistage  13,  14  Anin.  1,  27,  28 
Anm.  1,  34  Anm.  1,  44,  46,  49,  60, 
69,  75,  79,  136  Anm.  1,  185,  199, 
202,  202  Anm.  3,  212,  516  (S.  611), 
522,  524.  — Vgl.  Kreishülfen. 

Landrettung  zwischen  protestanti- 
schen Ständen  291,  292  (S.  362,  | 
364,369,  371,  373),  295,  537  (S  674),  j 
546,  561.  Vgl.  Union  (vornehmlich 
von  n.  537  ab). 

Landstände.  Zustimmung  zu  Bünd- 
nissen ihrer  Herren : In  Churbran- 
denburg 237.  In  Würtemberg  187 
(S.  274  Anm.  1 , 276,277,  535, 
(S.  670,  672),  556,  558. 

Lansac.  Vgl.  Anhalt  Plan  gegen 
Spanien  1607. 

Lauenbnrg  Herzog  Franz.  Special- 
beschwcrden  gegen  den  Rcichshof- 
rath  195,  2-40  (S.  316),  249  Anm. 

Lesdiguieres.  Beziehungen  z.  Strass- 
burger Bisthumsstreit  282,  292 
(S.  369  Anm.). 

Magdeburg  Bisthum.  Vgl.  protest. 
Bisthümer. 

Majorität.  Geltung  derselben  an 
Reichs-  und  Deputationstagen  18 
(S.  128),  76,  112,  115,  116,  118,  120, 

• 202,  284,  529  (S.  631-637,  643  bis 
646,  649—653).  — An  Kreistagen 
69,  76,  112,  115,  116,  118,  120,  212. 
— Vgl.  Freiwilligkeit  der  Türken- 
hülfe, Beschwerden  der  prot.  Stände, 


Vorverhandlungen  der  Reichstage 
von  1603,  1608. 

Milensio.  Sein  Auftreten  am  Reichs- 
tag von  1608  529  (S.  649  Anm.  1). 

Moderation  der  Reichsmatrikel  301 
(S.  383),  529  (S.  629). 

Neuburg. 

Herzog  Philipp  Ludwig  Leber 
seine  Stellung  gegenüber  den  Be- 
strebungen der  Correspondirenden 
(1600  — 1607)  169  Anm.  1,  268 
(S.  341  Anm.  1),  301  (S  380  fg., 
401  fg  ),  327,  345,  354.  358,  361, 
413  (S.  507),  438,  485,  497.  — Vgl. 
religiöse  Irrungen  unter  den  prot. 
Ständen,  Donauuörlh , Union.  — 
Herzog  Wolfgang  Wilhelm.  An- 
näherung an  Churpfalz  und  die 
Correspondirenden  361, 393  (S.  484). 

Niederlande  Generalstaaten. 

Beziehungen  zu  den  correspnn- 
direnden  Ständen : In  Betreff  des 
spanischen  Einfalls  (lo98  99)  18 
(S.  120-127)  24,  25,  26  (S.  136, 
137,  145)  36  (S.  159),  39,  41,  42, 
98,  99,  113,  506,  562.  --  In  Betreff 
der  Unterstützung  der  General- 
staaten 109,  113,  Anm.  1,  126, 
135-137,  142,  148,  151,  158,  161, 
193,  194,  197,  221,  222,  229,  230, 
238,  270,  285,  289,  291,  292  (S.  363, 
364,  366,  368,  370),  333-336, 
356,  373 — 375  , 388,  424,  430,  436, 
437,  446,  454,  455,  464  (S.  559,  560, 
563—565,  566  Anm.  1,  568),  465. 
466,469,473,  475,  477,480,481,487, 
499  Anm.  1,  503,  506.  Vgl.  Be- 
ziehungen Frankreichs  zu  Deutsch- 
land in  Betreff  der  niederl.  Ange- 
legenheiten. — In  Betreff  der  Lnion 
unter  den  Ständen  oder  der  Stände 
mit  den  Staaten  66,  110,  135,  268, 
(S.  340),  270,291,  333  Beilage,  359, 
382,  415,  446,  480,  495,  499  Anm.  1, 
527,  531,  540,  548,  549,  562.  — In 
Betreff  des  Strassburger  Bisthums- 
streits 253,  268  (S.  339,  342),  282, 
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292  (S  369  Anm.).  — In  Betreff 
der  Jülicher  Sachen  126,  137,  148,  ! 
292,  (S.  363  Anm.  4),  341,  361,  373, 
491,  499  , 503  , 530  , 531.  Vgl. 
Union  zwischen  Churpfalz , Chur- 
brandenburg und  den  Staaten, ' Union 
zwischen  Churpfalz  u.  den  Staaten. 
— In  Betreff  d Friedens-  n.  Waffen- 
stillstandsverhandlungen 1607-1609 
464  (S.  566  Anm.),  465,  466,  469, 
473,  475,  477,  480,  481,  484  Anm.  1,  j 
487,  491,  493,  495,  499,  502,  503, 
504,  506,  516  (S.  613),  527,  530, 
540  Anm  1,  562. 

Stellung  gegenüber  dem  Reiche 
(Einfälle  und  Besetzung  des  Reichs- 
bodens, Erschwerung  des  Verkehrs 
durch  Zölle  u a , Emdener  Sache) 
60,  99,  115,  158,  194,  197, 199,  202, 
212,  298,  301  (S.  383,  390-394), 
376,  416,  421,  434  Anm.  1,  437,  506, 
529  (S  625,  629).  — Friedensver- 
handlungen von  Seiten  des  Reichs 
und  der  Reichsfürsten  73,  115, 
214,  219,  301  (S.  383,  390-394), 
370,  398  Anm.  1,  400  , 402,  404, 
405,  416,  421,  434  Anm.  1,  437,  529 
(S  625,  629).  539  (S.  675  Anm.  1. 
Vgl.  Bouillons  Umtriebe.  — Ueber 
ihren  Eintritt  iu  den  Reichsverband:  ; 
99,  313,  316,  317,  413  (S.  510) 

Niederländischer  Krieg,  den  prot. 
Ständen  nützlich  291. 

Oestreich.  Regierung  und  Erbfolge 
in  den  östr.  Landen,  Gedanken 
der  Aenderung  346  (S.  441),  348, 
365  Beil.,  382,  385,  457,478,  (S.583, 
584),  482,  490,  492,  539,  553,  560, 
564  (S.  698).  Vgl.  Ungarn.  — Em- 
pörung gegen  den  Kaiser  im  Jahre 
1608;  vgl.  Ungarn. 

Oettingen  Graf  Gottfried.  Special- 
beschwerden gegen  den  Reichshof- 
rath 195. 

Oldenbarnerelt.  Brandenburgische 
Pension  374  Anm.  1. 


Osnabrück  Bisthum.  Vgl.  protest. 
Bisthümer. 

Pfalz. 

Churfürst  Friedrich  IV.  Ueber  seine 
Person  und  Regierung  16, 42  (S.  169). 
121,  138  Anm  1,  223,  291,  319, 
369  Anm.  1,  419  (S.  518  Anm.  1), 
535  (S.  671).  — Sein  Testament 
250,  251,  267,  299,  303  Anm.  1. 
309,  311,  322,  325,328,365  Beilage. 
393  (S.  484),  399,  444,  464  (S.  565 
bis  568),  476  (S.  579),  478  (S.  585 
.•Anm.),  498  Anm.  1,  517,  533,  575 
Anm.  1.  Vgl.  Union  zwischen  Chur* 
pfalz  und  den  Staaten,  FrankreirU 
Beziehungen  zu  Deutschland  in 
Betreff  des  Testaments  etc.,  Bouillon. 
— Specialbeschwerden  gegen  den 
Reichshofrath  195. 

Friedrich  V.  393  (S.  485),  413 
(S.  513). 

Pfälzische  Chur  bedroht  425.  — 
Pfälzisches  Reichsvicariat  203,  315, 
346,  348,  413  (S.  509).  - Terri- 
toriale Ansprüche  365  Beilage.  — 
Kriegswesen  22  Anm.  2,  543,  546. 
Ueber  churpfälzische  Räthe:  Kanz- 
ler Heinrich  v.  Eberbach  416  Anm.  1. 
Kanzler  Christoph  von  der  Grün 
416  Anm.  1.  Grosshofineister  Phi- 
lipp Wambolt  von  Umstadt  268 
(S.  344  Anm.  1).  Grosshofmeister 
Albert  Graf  von  Solms  268  (S.  344 
Anm.  1, 2).  Rath  Volrat  von  Plessen 
268  (S.344  Anm.  2),  304  Anm.  1, 440. 

Preussen.  Brandenburgische  An- 
sprüche 64,  148,  183,  214,  273,  428, 
429,  431,  433,  455,  464  (S.  565), 
499  Anm.  1,  503. 

Reformationsrecht  und  Befugniss 
zur  Einziehung  geistlicher  Güter, 
verfochten  und  bestritten  156 
(S.  248),  195  Anm.  5,  301  (S.  396, 
397  Anm.  1,  399),  322,  403,  407, 
464  (S.  566).  — Gedanken  über 
einen  Ausgleich  darüber:  508 

(S.  604-5),  529  (S.  624).  Vgl. 
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Streit  um  die  vier  eingezogenen  Reichsmünzwesen  301  (S.  383,  398), 


Klöster , Bestätigung  und  Verände- 
rung des  Retig ionsfriedem. 

Reichshofrath. 

Diecorrespondirende»  Stände  gegen 
ihn  18  (S.  128),  21,  95,  90,  101, 103, 
104,  105,  108-112,  115,  116,  118 
— 121,  127,  133,  134,  139-  141, 
143,  144,  146,  152-154,  156,  159. 
163,  169,  170,  172,  (S.  259,  261, 
262,  264),  174,  177,  181,  184,  187 
(S.  274  Anro.  1,  275  fg.),  192,  195, 
198,  206,  213,  215,  218,  226,  231, 
240-242,  284,  301  (S.  382,  384, 
402),  322,  340  (S.  432,  433),  365 
Beilage,  407,  411,  412  (S.  504), 
416,  442  (S.  544),  464  (S.  566),  474, 
476  (S  578),  516  (S.610,  612,  613), 
519,  521,  522,  529  (S  623-625, 
630  Anm.  631,  633  Anm.  1,  636 
Anm.  640-  44,  650-653,  656,  657 
Anm.),  568,  576  (S.  718).  Vgl. 
Aachen , Beschwerden  der  protest. 
Stände,  Donauwörlh,  Union  zwischen 
Churpfalz  und  Würtemberg,  Vor- 
verhandlungen der  Reichstage  von 
1603,  1608.  Für  Specialbeschwer- 
den vgl.  Baden  (Vornmndschafts- 
streit),  Braunschweig , Lauenburg , 
Oellingen , Pfalz,  Würtemberg.  — 

• Beschwerden  der  Reichsstädte 
gegen  ihn  172  (S.  261),  190,  198, 
407,  442  (S.  543).  — Ob  competent 
in  den  der  Jurisdiction  des  Kaisers 
reservirten  Fällen  206  Anm.  1,226, 
240  (S.  313,  314,  315),  241  (S.  318). 

Reichsjnstiz. 

Verhandlungen  über  dieselbe  am 
Reichstag  von  1603:  301  (S.  382, 
394-400).  — Von  1605-1608  : 358, 
365  Beilage,  367  Anm. 2,  370  Anm. 
3,  387,  402,  404,  405,416,  421,  508. 
Vgl.  Vorverhandlungen  des  Reichs- 
tags von  1608.  — Am  Reichstag 
von  1608:  529  (S.  623-625,  628, 
631-637,  638. 

Acten  des  30jähr.  Krieges  I. 


529,  (S.  625,  629). 

Reichsstädte.  Allgemeines  über  ihre 
Stellung  gegenüber  den  Bestrebun- 
gen der  Correspondirenden  26 
(S.  135  Anm ),  514  (S.  609),  535 
(S.672  Anm  2).  Vgl.  Beschwerden 
der  Reichsstädte  gegen  den  Reichs- 
hofralh. 

Reichsstände.  Haben  allein  zu  ent- 
scheiden in  Sachen,  welche  die 
Religion  betreffen  oder  eine  Erklä- 
rung der  Reichsgesetze  erheischen 
127,  156  (S.  249),  301  (S.  382).  — 
Ihre  Libertät,  worin  bestehend  442 
(S.  540,  541). 

Reichstag. 

Regensburger  von  1603.  Vorver- 
handlungen 176.  180,  185,  202,  209, 
212,  219,  225,  226,  234,  235,  241 
(S.  *318),  242,  252,  273,  274,  282, 
285,  287,  288,  290,  291,  292  (S.  366, 
367,  369,  371),  294,  297,  301  (S.  380 
— 384).  — Verhandlungen:  301. 
Vgl  Reichsjustiz , Kammergericht  (Vi- 
sitation, Revision),  Freiwilligkeit 
der  Türkenhülfe , Türkenhülfe  von 
1603,  Türkenkrieg , Niederlande  (Stel- 
lung gegenüber  dem  Reich),  Be- 
schwerden der  ev.  Stände,  Streit  um 
die  eingezogenen  Klöster,  Versamm- 
lungen ev.,  kath  Stände  am  Reichs- 
tag 1603,  Rcichmünzwesen , Deputa- 
tionstag, Reichshofrath  (die  corresp. 
Stände  gegen  ihn). 

Regensburger  von  1608.  Vorver- 
handlungen 366,  367  Anm.  2,  370, 
376,  379,  380,  384,  389,  395,  397, 
402,  410,  411,  414,  421,  423,  426, 
433,  434,  437,  439,  464  (S  567), 
468  Anm.  1,  496,  498,  504  Anm.  2, 
507,  508,  511,  515  Anm.  1,  516 
(S.  610-613),  517,  519,  521,  522, 
524,  526,  527,  529,  (S.  621-627). 
Vgl.  Versammlungen  der  Churftirsten 
insgemein.  — Verhandlungen:  529, 
533  Anm.  1,  534,  539  (S.  679).  Vgl. 
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Ponauwörlh , Türkenhülfe,  Tiirken- 
kritg,  Bi ichshofrath  (die  correspon- 
direnden  Stände  gegen  ihn),  Streit 
wegen  der  vier  Klöster,  Kammrrgc- 
Tich\  (Visitation,  Reformation)  Reli- 
gionsfriede (Bestätigung  und  Ver- 
änderung), Ungarn  (Stellung  von 
Kaiser  und  Reich),  lieschwerden  der 
ev.  Stände,  Majorität,  Milensio , Ver- 
sammlungen prot , kath.  Stände  am 
Reichstag  von  1608,  Reich münz- 
tresen,  Moderation , Reichsjustiz,  h auf- 
beuren , Kaisersheim , Heilbronn , Union. 

Religlonsfricde.  Verschiedene  Auf- 
fassungen, Versuch  ihrer  Aus- 
gleichung 150,  160,  174,  226,  231, 
241.  — Bestätigung  und  Verände- 
rung desselben  340  (S.  432),  347, 
340,  365  Beilage,  387,  411,  412, 
(S.  504),  529  (S.  635,  638-655, 
650),  565  Anm.  1. 

Römermonat.  Wirklicher  Betrag  301 
(S.  384) 

Rosenberg  Wok  von  Beziehungen 
zu  Anhalt  und  Churpfalz  — Vgl. 
Anhalt. 

Sachsen. 

Administrator  Friedrich  Wilhelm 
von  Chursachsen.  Allgemeines  über 
seine  Stellung  gegenüber  den  Be- 
strebungen der  Correspondiren- 
den  10,  124  Anm.  2,  177.  — 

Churfürst  Christian  II.  lieber 
seine  Stellung  etc.  163,  238,  202 
(S.  365),  2.5  Anm.  1,  412  (S.  504), 
529,  (S.  620  Anm.  1,  633  Anm.  1, 
654  Anm.  1).  — Heber  seine  Person 
und  Regierung  412  (S.  504,  505), 
520  (S.  661  Anm.  4).  — Herzog 
Johann  (Jeorg.  lieber  seine  Stel- 
lung etc.  520  (S.  661  Anm.  4). 

Sachsen-Coburg  Herzog  .loh  Casi- 
mir. lieber  seine  Stellung  gegenüber 
den  Bestrebungen  der  Correspon- 
direnden : 202  (S.  365).  — Weimar. 
Herzog  Johann.  Ueber  seine  Stel- 


lung gegenüber  den  Bestrebungen 
der  Correspondirenden  202  (S.  365). 

Schweden.  König  Karl.  Versuchte 
Vermittlung  in  dem  Krieg  mit 
Polen  369. 

Spanier. 

Einfall  in’s  Reich  1508-00  8,  0,  11, 
13,  15  Anm  1.  22.  23,  27  . 28,  37. 
39,  40,  41,  44,  46,  49,  51,  57,  59 
Anm  1,  60,  64,  65.  68,  71  (S  188 
Anm  1,  102),  75,  78,  81,  83  84,  87, 
88,  5*0,  91,  93,  94,  07,  98,  99,  102, 
105,  106,  110-112,  113;  124  Anm.  1, 
135-137,  142,  148,  170,  202,  506, 
562,  576  (S.  714,  7 17)  - ücber- 

n&hme  und  Ersatz  der  ausgelegten 
Exccutionskosten  68,75,  78,  83,  84. 
87,  01.  106,  109,  111, 112,  115,  116, 
118—121,  124  Anm.  2,  136  Anm  1. 
142,  148,  156  (S.  246).  159,  161, 
169,  172  (S.  259,  267).  174,  195, 
213,  216,  226,  230  Anm.  3,  238, 
241,  (S.  318),  242,  256,  292  (S.  367, 
369,  37 1),  301  (S.  385,  387,  394, 403), 
322,  336  Anm.  1,  5(»6.  — Vgl. 

• Kreistage  1598,  99,  Kreistag  zu  Co- 
blenz,  Christian  v.  Anhalt  gegenüber 
dem  span.  Einfall,  Moritz  v.  llesscn- 
Cassel  beanspruchtes  Oberstenamt. 
Heinrich  Julius  v.  Rraunsrhireig  be- 
anspruchtes Oberstenamt,  Union  1 598 
— 1599,  Versammlungen  prot.  Stände 
1598—99,  Deputationstag  von  1599  bis 
1601  (über  die  Verhandlungen  be- 
züglich Burgunds  und  Costnitz). 
— Einfälle  (wirkliche  oder  besorgte) 
in’s  Reich  nach  1599  und  Besetzung 
des  Reichsbodens,  Erschwerung  des 
Verkehrs  (durch  Zölle  u.  a)  158, 
161  Anm.  1,  194,  199  Anm.  2,  202, 
212,  340  (S.  431,  434),  344,  345, 
364,  376,  380  Anm.  1,  416,  421, 
434  Anm.  1,  537  (S.  674). 

Strassbnrg.  Bisthumsstreit  26  (S.  150), 
68,  71  (S.  193),  73,  77,  92,  96,  101, 
102,  106,  110-112,  114-121,  125 
Anm.  1 127,  128,  144—146,  154, 
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156,  159,  163, 167,  169—172  (S.259, 
260,264-266),  174, 178  Anm.  1, 185 
Anm.  1,  192,  195,  198,  226,  231, 
237  — 242,  244,  249,  264,  268,  273, 
274,  280,  282  — 294,  297  , 298,  301  | 
(S.  380,  384,  385,  402),  411  Anm.  3. 
Vtrl.  Beziehungen  Heinrichs  IV 
von  Frankreich  zu  Deutschland  in 
Betreff  der  Strassburger  Sache, 
Mederlande  (Beziehungen  z.  Strass- 
burger Bisthunisstreit) , England , 
Dänemark.  — Verhandlungen  von 
und  mit  Würlemherg  106,  11t,  122 
Anm.  1,  165  Anm.  1,  167.  171, 
172  (3.  265  Anm.  I),  254,  259,  260  ; 
(S  331,  332),  262,  264,  268  (S.340), 
269,  271,  272,  277  Anm.  1,  279, 
292  (S.  369  Anm.,  371),  296.  — 
Verhandlungen  Brandenburgs  mit 
Oestreich  271  Anm.  1,  292  (S.  368 
Anm.  1),  370,  372  Anm.  1,  297. 

Ttlrkeuhiilfe. 

Von  1594  und  1598:  1,  2,  6,  7,  9, 
11,  12,  14,  15,  17,  18  (S.  128),  21, 
25,  26,  (S.  138,  144,  145,  147),  34, 
36,  64,  71  (S.  190,  192,  193),  72-74, 
76,80,  85,  90,  95,  96,  103, 109-112, 
115,  116,  118,  120,  121,  124,  Anm.  2, 
142,  148,  154,  156,  159,  163,  169, 
170,  172  (8  259,  266),  174,  185 
Anm.  1,  187  (S.  276),  189,  191. 
192,  195,  196,  198,  213,  217,  226, 
241  242,  245  247,  248,  252,  256, 
257,  261,  265  - 267,  268  (S.  338), 
291,  292  (8.  366,  367,  369,  371), 
294,  298,  299,  311  Anm.  1,  380 
Anm.  1,  417,  418,  426,  433.  — 
Von  1603  : 301  (S.  384-390,  401 
— 403',  318  , 340,  (S.  431,  434),  ! 
314,  370  Anm.  1,  380,  392,  412, 
(S.  502,  503),  417,  418,  426.  Vgl. 
Vorverhandlungen  des  Reichstags 
von  1603.  — Verlangte  Türkenhülfe 
(und  Hülfe  gegen  die  empörten  Un- 
garn) von  1608 : 529  (8  623, 625, 627, 
629  Anm.  1,  631—656).  Vgl.  Vor- 
verhandlungen des  Reichstags  v.  1608.  i 


— Freiwilligkeit  der  Tilrkenbttlfe 
(Nichtgeltung  der  Majorität)  1,  76, 
90,  115,  202,  234,  241  (S.  318), 
267,  284,  301  (S.  381  390,  402), 
476  (8.  578),  508  (8.  603),  529 
(S.  623),  576  (8.  718).  Vgl.  Be- 
schwerden der  Protestant.  Stände, 
Majorität.  — Rückstände  an  der 
Türkenhülfe  (Angaben  über  den 
Betrag)  115  Anm.  1,  154  Anm.  1, 
185  Anm.  1,  380  Anm  1.  — Ob 
zu  erlegen  neben  den  Unions- 
stcuern:  442  (8.  544).  — Türken- 
steuern der  oberöstreichischen 
Stände  564  (8.  697,  698). 
TOrkenkrieg« 

Beendigung  desselben  durch  Friede 
oder  Waffenstillstand  202.  301, 
(S.  382,  384,  385),  347,  349,  371 
Anm.,  381,  382,  384,  387,  400,  409 
(8.  498),  411,  412  (8.  503),  413 
(S.  511),  416,  419  (8.  520),  508 
(8.  603),  513,  516  (8.611),  521,  529, 
(S.  622,  623,  627,  628.  637—639, 
641-644  , 651-653),  541,  570.  — 
Den  Protestant.  Ständen  nützlich 
291,423.  — Theilnahme  der  Reichs- 
stände an  seiner  Direction  291. 
Ungarn.  Empörungen  1604—8 
Stellung  protestantischer  Stände 
(besonders  des  Chf.  Pfalz)  zu  den- 
selben 338. 340, 343—345,  347  - 349, 
352,  354,  355,  357,  359,  360,  362, 
364,  365  Beilage,  367,  368,  370,  371, 
376,  381,  384,  386,  387  , 392,  394 
(8.  486,  488),  399  Anm.  1,  401 
Anm.  1,  409  (8.  498),  411,  412 
-(8.  503),  413  (8.  511),  416,  423, 
513  -515,  521,  529  (8.  663),  538, 
539,  541  — 545,  547,  550,  553,  554, 
557,  560,  564,  565,  567,  570,  573, 
(S.  712),  576  (8  714,  715).  - Stel- 
lung von  Kaiser  und  Reich , den 
Churfürsten  und  Erzherzogen  von 
Oestreich  zu  denselben  370  Anm.  3, 
400-402,  404,  405,  416,  421,  478, 
(S.  583),  529,  (S  623,  627,  628, 
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635,  637—639,  641-644,  651-653, 
664),  538,  539,  541  Anm.  2,  542, 
544,  545  , 547,  553  , 554  , 557  , 560, 
564,  565,  567.  Vgl.  Vorverhand- 
lungen des  Reichstags  von  1608.  — 
Stellung  einzelner  katholischer  , 
Stände  zu  denselben  367  Anm.  2, 
370,  386. 

Union  der  protestantischen  Stände 
4,  5,  9,  11,  12,  14,  15,  17,  18,  20, 
21,  23  Anm.  1,  24,  25,  26,  36,  39, 
48,  51,  57,  62-64,  65  Anm.  1,  66 
-68,  71,  72,  74,  80,  82,  84,  88 
-90,  93,  95,  96,  101,  102,  103, 
105,  108-112,  115-121,  123,  169, 
172  (S.  260,  262-264,  265,  266), 
226,  229,  230  Anm.  3, 231,  237-239, 
240,  (S.  314,  315,  316),  241,  242, 
258,  263,  268  (S.  338,  340,  342) 
273,  282-285,  289,  291—295,  319, 
340  (S.  433),  343  — 345  , 347,  349, 
355,  357-362,  364  Anm.  1,  382, 

411,  412  (S.  503,  504),  415,  423, 

488,  496,  497,  510  Anm.  1,  518, 
520,  521,  529  (S.  658-664),  532 
-537,  546,  550-552,  555,  556, 
558,  559,  561,  563,  566-569,  571 
— 576.  Vgl.  Generalrath , Däne- 
mark, England , Frankreich , Nieder- 
lande, Beziehungen  zu  Deutsch- 
land in  Betreff  der  Union,  Land- 
rettung. — Einzelner  protestan- 
tischer Stände : Churpfalz  und 

Würtemberg  140,  141,  143,  155, 
187,  191,  196,  343,  349,  362,  411, 

412,  (S.  504),  419  (S.  520),  432, 
448,  462,  464,  469,  476,  484  Anm., 
486,  497,  516,  537  (S.  673),  556 
Anm.  3,  568,  569,  575.  — Chur- 
pfalz,  Anspach  und  Culmbach  325, 
328,  561,  569.  — Churpfalz  und 
Churbrandenburg  328  Anm.  1.  — 
Churpfalz  und  Hessen -Cassel:  328 
Anm.  1,  420,  427,  561  Anm.  2.  — 
Churpfalz  und  Anhalt  328  Anm.  1, 
427.  — Churpfalz,  Neuburg,  Ans- 
pach, Culmbach : 479,  485.  — Chur- 


pfalz und  Bouillon.  Vgl.  Bouillons 
Umtriebe.  — Churpfalz  und  die 
protestantischen  Schweizer  Cantone 
322,  330.  — Churpfalz  und  die 
Staaten  339,  375,  424.  — Churpfalz, 
Churbrandenburg  und  die  Staaten 
327,  329,  331,  333  Anm.  2,  337. 
339,  348,  350,  352,  374,  428,  429. 
435,  446,  450.  454  Anm.  2,  3,  480, 
483,  530.  Vgl.  .Beziehungen  der 
Niederlande  zu  den  correspondiren- 
den  Ständen  in  Betreff  der  Jülicher 
Sachen.  — Neuburg.  Würtemberg 
und  Baden  345  Anm  1,  357.  419 
(S.  519,  520),  535,  536,  555,  556, 
558,  566,  569,  572.  — Die  Hansa, 
die  Grafen  der  Wetterau  und  fränk. 
Ritter  536. 

Union  (oder  Landrettung)  zwischen 
Churpfalz  und  andern,  auch  kath. 
Ständen  399,  416,  537  (S  674),  539 
(S.  676,  679). 

Yerden  Bisthum.  Vgl.  protestantische 
Bisthümer. 

Versammlungen. 

Katholischer  Stände  oder  ihrer  Ge- 
sandten: 16  03  (Regensbg.  Reichs- 
tag) 301  (S.  396).  — ^OS^egens- 
burger  Reichstag)  529  (S.  660). 
Protestantischer  Stände  oder  ihrer 
Gesandten:  1 598  (Frankfurt)  9,  10. 
11,  12,  14,  15,  17,  18.  19,  20.  - 

1599  (Frankfurt)  23,  24,  25,  26, 
27,  28,  35,  36,  42.  - (Darinstadt) 
26  (S.  150  Anm  1)  39,  42  (S.  169). 
— (Durlach)  42  (S  170).  - (Offen- 
bach) 42  (S.  173).  — (Magdeburg) 
35,  48,  51,  71  (S.  188  Anm.  1).  - 
(Friedberg)  48,  51,  57,  62—68, 
70  -74,  80,  82,  84,  86,  88  - 90,  93, 
102.  - 75,  78,  83,  85,  89,  91 
Anm.  1.  — (Heidelberg)  92,  95,  96, 
101,  104,  105,  107,  108, 111, 114.  - 
101,  102,  105,  110,  112  Anm.  2.  — 

1600  (Frankfurt)  111,112, 115,116, 
118-121,  123.  - 124  Anm.  2,  125 
Anm.  1,148.  — (Speier)  127  Anm  2, 
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133,  134,  139,  144,  146,  152-154, 
156,  159,  160,  163,  187  (S.  274 
Anm.  1).  — 1601  (Friedberg)  159, 
163,  167,  169,  171,  172,  174,  181, 
184,  185  Anm.  1,  189.  - 1602 
(Friedberg)  226,  230  Anm.  3,  231, 
237-244,  249,  255.  — 241  (S.  319), 
242,  243,  249,  255,  257,  263,  265, 
268  (S. 340).  — 1603  (Oehringen) 
273-275, 280-285.  - (Heidelberg) 
282,  285,  286,  289,  292-295.  - 
294.  — (Regensburger  Reichstag) 
301  (S.  396, 397,  400-403).  - 1604: 
322.  — 16  0 5 : 344,345,  347—349, 
352,  355,  357,  360,  368.  - 16  0 6: 
392,  408,  415  - 16  0 7 : 440,  442 
(S.  544),  474.  - (Heidelberg)  477, 
481,  487  Anm.,  491,  493.  499,  502, 
503.  — 509,  511, 516  (S.  610-  613), 
520,521.  — 1608:  (Regensburger 
Reichstag)  529  (S.  629—633,  634 
bis  636,  643,  644,  655-658),  533 
Anm  1.  — 529  (S.  658-664),  533, 
536,  537  (S.  674,  675),  550,  556 
Anm.  3.  — (Stuttgart)  534—537, 
551,  555,  556,  558.  — (Ahausen) 
550,  551,  556,  558,  559,  561,  563, 
571—576.  — Vgl.  Versammlungen 
einzelner  Churfürsten. 

Der  Churfürsten  insgemein  166, 
173,  363,  367  Anm.  2,  370,  378,379, 
384  Anm.  1,  386,  389,  395,  397,400, 
402,  404-406,  416,  421,  422,  426, 
433,  434,  443,  449,  452,  457,  539 
(S.  677,  679),  545,  553.  \ gl.  Reichs- 
tage von  1603  und  1608.  — Dürfen 
wahrend  der  Sedisvacanz  nicht 
durch  die  Capitel  der  geistlichen 
Churfürsten  beschickt  werden:  202 
Anm.  1. 


Einzelner  Churfürsten  162  Anm.  2, 
166,  168,  173,  367,  376,  382,  384, 
392,  398  Anm.  1,  400,  402,  404, 
529  (S.  660,  661,  663),  539  (S.  679, 
680),  545.  — Von  Churpfalz  und 
Churmainz  370,  394,  398,  399,  400, 
402,  457,  458,  467,  498,  508,  539, 
565,  570. 

Yilleroy.  Die  deutschen  Angelegen- 
heiten von  ihm  behandelt  186. 

Vorbehalt  geistlicher.  Vgl.  Frei- 
stellung. 

Westnil  Ischer  Kreis.  Hülfe  des 
Reichs  und  der  Kreise  für  ihn  11, 
18  (S.  119,  121,  123,  126),  20,  26 
(S.  138,  144).  36,  212,  529  (S.  625.) 
— Einverständnisse  mit  den  im 

I 

Jahr  1598  eingefallenen  Spaniern 
26  (S.  136),  202. 

Wilrtemberg. 

Herzog  Friedrich.  Ueber  seine  Per- 
son u.  Regierung  187  (S.  274  Anm  1). 
— lieber  seine  Käthe  im  allgemei- 
nen 271  (p.  s.) — Benjamin  Buwink- 
hausen  von  Walmerode:  432  Anm.  1, 
445,  464  (S.  567),  535  (S.  669  Anm.) 
Melchior  Jäger  535  (S.  667,  668). 
Matthäus  Enzlin  535  (S.  669  Anm.). 
— Allgemeines  über  seine  Stellung 
gegenüber  den  Bestrebungen  d.  Cor- 
respondirenden  18  (8.  127),  169 
Anm.  1,  268  (S.  341  Anm.  1).  301 
(S  380 fg.,  401  fg ),  362,  442  (8  540, 
542).  — Specialbeschwerden  gegen 
den  Reichshofrath  403,  407,  412 
(8.  502,  503). 

Herzog  Johann  Friedrich.  Sessions- 
streit am  Reichstag  von  1608:  529 
(S.  658),  535  (S.  670.) 


Actenregister, 

m 

bearbeitet  von  Dr.  Sigmund  Riezler. 


(Sämmtliehe  in  dom  Buch  vorkommendcn  Schreiben , auch  die  im  Teil  oder  den  Anmerkungen 
bloss  angeführten , sind  unter  den  Kamen  ihrer  Verfasser,  Aelenstücke,  die  sich  auf  Gesandt- 
schaften lind  Versammlungen  beziehen,  unter  den  Namen  der  betheiligten  Stände  und  Wichte 
citirt.  Jedoch  ist  die  Bctkeiligung  an  eigentlichen  Ileiehsversammlungen  i Reichstagen , Depn- 
tations-,  Churfürslen-  und  Kreistagen)  nicht  berücksichtigt,  weil  sie  sieh  von  selbst  versteht 
Bei  Rathen  und  Beamten  sind  nicht  nur  die  vun  ihnen  verfassten  Schreiben , sondern  aoeh 
diejenigen  Actenstückc  citirt,  welche  die  Uebernahme  von  Gesandtschaften  bezeugen.  Werden 
in  einer  Nummer  mehrere  Schreiben  desselben  Verfassers  erwähnt,  so  ist  dies  nicht  besonder* 

bemerkt.) 


Aalcu.  Betheiligung  au  Versamm- 
lungen 522. 

Anhalt. 

Haus.  Schreiben  und  Gesandt- 
schaften 1,  506  (Anm.  1). 

Bernburg.  Fürst  Christian.  Schrei- 
ben und  Gesandtschaften  26  (S.  140, 
Anm  I,  S.  142),  30,  42  (S.  166, 

Anm.  1,  S.  168,  Anm.  1,  2,  S 169, 

Anm.  1,  S.  170,  Anm.  3,  S.  173, 

Anm  1),  57,  65,  87,  94,  98,  126, 

148,  Anm  2,  157,  170,  179,  188, 
214,  238,  250,  Anm.  1,  268,  An- 
merkungen. 298,  299,  303,  311,  312, 
(S.  409,  410),  319,  324,  325,  337, 
346,  348,  Anm.  2,  355,  359,  365, 
372,  378,  394,  399,  413,  (S  505,  . 
510),  419,  425,  426,  427,  430,  431, 
433,  434,  438,  439,  440,  441,  442, 
446,  447,  449,  456,  458,  Anm.  1, 
459,  463,  468,  472,  (S.  573,  574), 
478,  (S.  580,  Anm.  1,  S.  581,  Anm.  1), 
480,  482,  489,  Anm.  1,  490,  494,  j 
500,  503,  Anm.  2,  506,  Anm.  1,  , 
513,  Anm.  1,  523,  533,  Anm.  1,537,  j 


539,  547,  552,  553,560,564.  (S.  695. 
698,  Anm.  1).  565,  569,  (Anm.  1, 
2,  571,  573,  574.  — Betheiligung 
an  Versammlungen  42,  301  (S.  402), 
535,  571.  — Käthe  und  Beamte: 
Levin  von  Börstel  503  Anm.  2. 
Dr.  Oswald  Groll  453,  513  Anm.  1. 
L’Escuyer  470  (S.  570  Anm.  1), 
472  (S.  573  Anm.  1). 

Dessau  Fürst  Johann  Georg. 
Schreiben  und  Gesandtschaften  71, 
(S.  1H8  Anm.  1),  151,  154,  Anm.  1, 
326,  342,  Anm.  2,  378.  - Betei- 
ligung an  Versammlungen  IS,  20, 
21.  26.  — Rath:  Dr.  Barthol. 
Gericke  18. 

Köthen.  Fürst  Ludwig.  Schreiben 
und  Gesandtschaften  162.  — Rath: 
Phil.  Du  Bois  374  Anm.  2 
Asseburg.  Hans  Ernst  von  29S, 

Anm.  1. 

Baden. 

Markgraf  Ernst  Friedrich.  Schrei- 
ben und  Gesandtschaften  1,  71 
(S.  193  Anm.  1),  93,  96  Anm.  3, 
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169  Anm.l,  181,  183  Arnn.  1,  193,  | 
Anm.  1,  195,  230  Anm.  3,  249  j 
Anm.  1,  301  (S.  380),  342  Anm.  2, 
345  Anm.  1,  357,  466  Anm.  2,  524  ! 
Anm.  1.  — Betheiligung  an  Ver- 
sammlungen 18,  20,  21,  26,  71,  72, 
95,  96,  156,  172,240,292.  — Räthe: 
Carl  Paul  18,  71,  139,  156,  172, 
240.  Vgl.  Pfalz.  Wilhelm  Pebliss 
18,  71.  Vgl.  Pfalz. 

Markgraf  Georg  Friedr.  Schrei- 
ben 535  (S.  667  Anm.  1),  555,  556 
Anm.  4,  558.  — Betheiligung  an 
Versammlungen  535,  571. 

Basel.  Betheiligung  an  Versamm- 
lungen 330  (Anm.  1). 

Bern.  Schreiben  236  Anm.l,  330.— 
Betheiligung  an  Versammlungen 
330  (Anm.  1). 

Bila  Christoph  Sigmund  von  298 
Anm.  1. 

Bocskay.  Schreiben  371  Anm.  1,381. 
Bouillon.  Herzog  Heinrich.  Schrei- 
ben und  Gesandtschaften  65  Anm.  1, 
233  , 304  , 312  , 314  , 342  Anm.  1, 
390  Anm.  1,  410,  413,  440.  j 

Brandenburg. 

Churfürst  Joachim  Friedrich. 
Schreiben  und  Gesandtschaften  1, 

6 Anm.  1,  15,  19,  40,  62,  76,  89,  I 
91,  104,  119  (S.  222  Anm.  1), 
127,  128,  133,  146,  166  Anm.  1,  , 
167,  169Anm.  1,  173,  178,  180,181,  1 
183,  184,  185  Anm.  1,  207,  225,  j 
237,  243,  244,  246  Anm.  1,  248,  I 
257,  266,  274,  287,  290,292  (S.371 
Anm.  2),  301  (S.  384),  327  Anm.  1, 
331,  337,  342,  Anm.  2,  352,  370,  i 
Anm.  3,  384,  392,  428,  434  Anm.  1, 
435,  450  Anm.  1,  45-4,  460  Anm.  2, 
481,  491  Anm.  1,  499  Anm  1,  523, 

529  (S.  659,  660,  661  Anm.l,  663), 

530  Anm.  1,  541  Anm.  2,  545  Anm.  1. 
— Betheiligung  an  Versammlungen 
26,  54,  58,  59,  71,  72, 156,  172,  240, 
529  (S.  663).  — Markgraf  Johann 


Sigismund.  Schreiben  und  Gesandt- 
schaften 327,  342  Anm.  2,  374 
Anm.  1,  429,  435,  454  Anm.  2,  483 
499,  530  Anm.  1.  — Markgraf 
Johann  Georg.  Gesandtschaft  428. 

Räthe  und  Beamte  29 , 54,  55, 
56,  58,  59,  205,  331  Anm  2,  435, 

529  (S.  629  Anm.  1,  S.  658.  661 
Anm.  2).  Christoph  von  Behren. 
167,  171,  172.  Reichard  Beier.  327 
Anm.  1,  376  Anm.  1,  454  Anm.  3. 
Volmar  von  Bernshofen  341.  Hie- 
ronymus von  Diskau  502  Joachim 
Hübner  62,  71,  237,  240.  I)r.  Job. 
Koppen  167,  171,  172,  192.  Johann 
von  Löben  219,  378,  433.  Dr.  Peter 
Müller435.  Pislorius  433.  Dr.  Frie- 
drich Pruckmann  52,  119  (S.  223 
Anm.  1),  428.  433,  529  (S.  629 
Anm  1,  658,  659,  661,  662)  Adam 
von  Putlitz  126  Anm.  1,  148,  219, 
433,  454.  Reichard  433.  Ott  Hein- 
rich Freiherr  von  Reidt  327 , 329, 

341  Anm.  1,  374,  435,  454,  483, 

530  Anm.  1.  Dr.  Arnold  Ueiger  156, 
211.  Graf  Schlieben  433. 

Bramlenbnrg-Anspach. 

Markgraf  Georg  Friedrich.  Schrei- 
ben und  Gesandtschaften  1 , 4,  6, 
27,  28,  68,  75,  83,  85,  87,  96 
Anm.  3,  118,  119  (S.  222  Anm.  1), 
125  Anm.  1,  127,  129,  169  Anm.  1, 
181,  183  Anm.  1,  195,  200,  206 
Anm.  1,  226  Anm.  1,  248  Anm.  2, 
249,  261  Anm.  1,  263,  266,  273, 
275  Anm.  1 , 283,  288,  289,  301 
(S  380),  446,  550.  — Betheiligung 
an  Versammlungen  18,  20,  21,  26, 
71,  72.  95,  96,  119,  120,  156,  172, 
240,  282,  292,  325.  — Markgraf 
Joachim  Ernst.  Schreiben  und  Ge- 
sandtschaften 333,  336  Anm.  1, 

342  Anm.  2,  314  Anm.  2,  356 
Anm.  2,  415,  493,  505,  506  Anm.  1, 
511,  534,536,563.  — Betheiligung 
an  Versammlungen  442,  535,  571. 
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Räthe  und  Beamte  : Achatius  282,  | 
Aum.  5.  Johann  David  von  Bolz- 
heim 325.  Dr.  Simon  Eisen  18, 
68,  71,  75,  78,  118,  119,  120,  172, 
192.  Johann  Philipp  Fuchs  356  , 
Anm.2,  532,  536,  550,551  Anm.  1.  i 
Samuel  Greis  172,  240,  273.  Graf 
Johann  Casimir  von  Lynar  325,  : 
442.  Dr.  Georg  Schell  282  Anm.  5,  . 
289,  292  S.  363  Anm.  1,  2,  373  i 
Anm.  3,  295  Anm.  2,  415.  Dr.  Stadt- 
mann 282  Anm.  5,  415.  Sireit- 
berger  356  Anm.  2.  Christophvon 
Wallenfels  18,  42,  148,  156,  192, 
206  Anm.  1,  240,  258,  282  Anm.  5, 
288  Anm.  2,  292  (S.  365,  369  Aura.  1), 
433,  446,  454. 

Brandenburg-Culrabach. 

Markgraf  Christian  Schreiben  und 
Gesandtschaften  328,  344  Anm.  2, 
415  Anm.  1,  446,  506  Anm.  1.  — 
Betheiligung  an  Versammlungen 
325,  442,  571.  — Räthe:  Albrecht 
von  Haberland  325.  Friedrich  von  | 
Varel  325,  442. 

Brauuschvreig. 

Lüneburg.  Herzog  Ernst.  Schrei-" 
ben  und  Gesandtschaften  71  (S.189 
Anm.  1),  183  Anm.  1,  529  (S.  663). 
— Betheiligung  an  Versammlungen 
26,  301  (S.  401). 

Wolfenbüttel.  Herzog  Heinrich 
Julius.  Schreiben  und  Gesandt- 
schaften 13,  26  (S.  138  Anm.  1, 
S.  146).  42  (S.  169),  74,  84,  102, 
106,  112  Anm.  2,  135,  142,  154, 
Anm.  1,  172  (S.  265  Anm.  1),  181, 
185  Anm.  1,  194,  242,  256,  332 
Anm.  2,  358  Anm.  2,  392  Anm.  1, 
401  Anm.  1,  423,  487,  502  Anm.  1. 
— Betheiligung  an  Versammlungen 
18,  20,  21,  26,  54,  58,  59,  71,  72, 
119,  120,  156,  240.  — Räthe  54, 
55,  56,  58,  59,  205.  Dr.  Joachim  j 
Götze  18, 172  (S.  264).  Dr.  Johann 
Jagemann  18,  71,  74,  119,  120. 
Werner  König  71,  156,  172,  192, 


240.  Dr.  Giseier  Ruman  156,  211. 
Ernst  Wrampe  18. 

Churfllrsten.  Die  gesammten.  Schrei- 
ben 235,  395,  422,  434  Anm.  1.  — 
Die  geistlichen.  Schreiben  und  Ge- 
sandtschaften 402, 404.  — Die  welt- 
lichen 387.  — Die  rheinischen  209. 

Cöln.  Erzbischof  Ernst.  Betheiligung 
an  Versammlungen  166,  402. 

Douauwörth.  Schreiben  505. 

England.  Jacob  I.  Schreiben  und 
Gesandtschaften  308,  495.  — Ge- 
sandte : Richard  Spenser  495. 

Winwood  233  Anm.  2,  260  Anm.  1. 

Esslingen.  Betheiligung  an  Versamm- 
lungen 522. 

Frankenthal.  Schreiben  8. 

Frankreich. 

Heinrich  IV.  Schreiben  und  Ge- 
sandtschaften 32  Anm.  1 , 4£,  50, 
61,  96  Anm.  3,  107,  122  Anm.  1, 
125,  138,  164  Anm.  1,  165,  168, 
233  Anm.  3,  253,  260,  269,  276. 
277,  296  Anm.  1,  302  Anm.  2,  305, 
307,  310  Anm.  2,  313  Anm.  1,  321 
Anm.  3,  333  Anm.  1,  341  Anm.  2, 
351,  353,  355  (S.  449  Anm.  1),  369 
Anm.  1,  388  Anm.  1,  390  Anm.  1, 
393  Anm.  I S.  485  , 410  Anm.  1, 
426  Anm.  1,  436  Anm.  1,  460 
Anm.  1,  2,  484  Anm.  1,  495  Anm.  1, 
501,  504. 

Räthe  und  Gesandte:  Ancel 

224.  La  Boderie  410  Anm.  1. 
Bongars  32,  41,  47,  107,  117,  122, 
138,  160,  227,  260,  269,  277  Anrn.l, 
292  (S.  364  Anm.  4, 365),  369  Anm.  1, 
377,  390  Anm.  1,  393  (S.  481,  482 
Anm.  1,  485).  Fresne  186. 

Jeannin  454  Anm.  4,  494  Anm.  1, 
528  Anm.  1,  2,  531  Anm.  1. 
Lesdiguieres  232  Anm.  1.  Mont* 
glat  390,  391.  Neville  138  Anm.  1. 
Cardinal  Ossat.  Schreiben  224 
Anm.  1,  233  Anm.  3.  Puissieux 
460  Anm.  1.  Russy  528  Anm.  1,  2. 
Sillery  355  (S.  449  Anm.  !)■ 
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Sully  313  Anm.  1,  355  (S.  449 
Anm.  t).  Villeroy  272,  369  Anm.  1, 
410  Anm.  1,413,  441  Anm.  1,  471 
Anm.  2,  494  Anm.  1,  495  Anm.  1, 
528  Anm.  2. 

Genf.  Schreiben  236. 

Gerolseck.  (Graf  von  Hohengerols- 
eck)  Betheiligung  an  Versamm- 
lungen 522. 

Hall.  (Schwaben)  Betheiligung  an 
Versammlungen  522. 

Hanau  - Lichtenberg.  Graf  Johann 
Reinhard.  Betheiligung  an  Ver- 
sammlungen 286  Anm.  1. 

Hellbronn.  Betheiiigung  an  Ver- 
sammlungen 522. 

Hessen. 

Haus.  Schreiben  u.  Gesandtschaf- 
ten 1,  6 Anm.  1,  14,  24,  26  (S.  146), 
63,  67,  82,  183  Anm.  1.  — Bethei- 
ligung an  Versammlungen  144. 

Cassel.  Landgraf  Moritz.  Schrei- 
ben und  Gesandtschaften  14  Anm.  2, 
26  (S.  140  Anm.  1),  28,  32  Anm.  1, 
37,  42  (S.  169),  49  Anm.  1,  69,  82 
Anm.  3,  100,  116,  136,  156  Anm.  1, 
161  Anm.  1,  220,  230  Anm.  3,  240 
Anm.  2,  264,  268,  271  Anm.  1,  280, 
291,  292  (S.  372  Anm.  3),  295 
Anm.  1,  301  (S.  380),  310  Anm.  2, 
321  Anm.  3,  326  Anm.  1,  341 
Anm.  2,  355  (S.  449  Anm.  1),  356 
Anm.  2,  368,  369  Anm.  1,  2,  372 
Anm.  1,  388,  390  Anm.  1,  396,  410 
Anm.  1,  426  Anm.  1,  430  Anm.  1, 
454  Anm.  4,  474  Anm.  1,  484,  502 
Anm.  1,  509  Anm.  1,  529  (S.  664). 
— Betheiligung  an  Versammlungen 
18,  20,  21,  26,  71,  72, 109, 110, 119, 
120,  292.  — Räthe  und  Beamte  82 
Anm.  1.  — Dr.  Johann  Antrecht 
18,  26(3.138  Anm.  1,  147  Anm.  2), 
32  Anm.  1,  49,  67,  71  (S.  188,  191 
Anm.  1).  Otto  Wilhelm  v.  Berlepsch 
67,  71  (S.  188, 191  Anm.  1),  474  Anm. 
1.  Joh.  v.  Bodenhausen  109, 110,271 
Anm.  1.  Johann  Grothe  210.  Johann 


von  Riedesel  12.  Otto  v.  Starschedcl 
18,  26  (S.  138  Anm.  1,  147  Anm.  2), 
32  Anm.  1,  39,  46,  109,  110,  116, 
119,  120,  280,  282  Anm.  1.  Dr. 
Eberhard  von  Weihe  116,  119,  120, 
152.  Caspar  Wiedemarker  484. 

Darmstadt.  Landgraf  Ludwig 
d.  j.  Schreiben  und  Gesandtschaften 
26  (S.  150  Anm.  1),  82  Anm.  2,  295 
Anm.  1.  — Betheiligung  an  Ver- 
sammlungen 26,  71,  72.  — Rath 
Pistorius  67,  71,  357. 

Marburg.  Landgraf  Ludwig  d.  ä. 
Schreiben  und  Gesandtschaften  12, 
26  (S.  136  Anm.  1,3,  S 147  Anm.l, 
S.  150  Anm.  1),  42  (S.  173  Anm.  1), 
44,  48,  63  Anm.  1,  67  Anm.  1,  116 
Anm.  1,  251,  295  Anm.  1.  — Be- 
theiligung an  Versammlungen  18, 
20,  21,  26,  71,  72.  - Kanzler  Dr. 
Siegfried  Klotz  12,  18,  26  (S.  138 
Anm.  3,  140  Anm.  1,  143  Anm.  1), 
42  (S.  173  Anm.  1),  67,  71. 

Holstein.  Herzog  Johann  Adolf. 
Schreiben  71  (S.  188  Anm.  1). 

Isny.  Betheiligung  an  Versammlun- 
gen 522. 

Jnstingen.  Herrschaft.  Betheiligung 
an  Versammlungen  522. 

Kaiser  Rudolf  II.  Schreiben  und 
Gesandtschaften  2,  33,  38,  43,  71, 
(S.  193  Anm.  1),  76,  77,  85,  127, 
Anm.  1,  130,  154  Anm.  1,  176,  178 
Anm.  1,  180,  185,  213,  215,  216, 
217,  226  Anm.  1,  246,  252,  287, 
288  Anm.  2,  292  (S.  372  Anm.  1), 
296,  301  (S.  380,  393  Anm.  1), 
338  Anm.  1,  356  Anm.  2,  366,  371 
Anm.  1,  379,  403,  414,  418,  498, 
507,  520,  529  (S.  649  Anm.  1,  653 
Anm.  1),  545  Anm.  1,  554. 

Räthe  und  Gesandte  33,  54,  58, 
59,  208,  246  Anm.  1,  421  Anm.  1. 
Adolf  von  Althan  371  Anm.  1. 
Franz  von  Dietrichstein  178 
Anm.  1.  Graf  Friedrich  von 
Fttrstenberg  287  Anm.  1.  Cäsar 
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Gail  371  Anra.  1.  Zacharias 
Geizkofler  154  Anm.  1,  297,  311 
Anm.  1 , 396  Anm.  1.  Andreas 
Hanncwald  468  Anm.  1.  Land-  • 
graf  Georg  von  Leuchtenberg  226  \ 
Anm.  1,  287,  288  Anm.  2,  292 
(S.  372  Anm.  1),  297,  312  (S.  410 
Anm.  4),  417,514,515  Anm.  1,  517. 
Mechtel  206,  213.  Ernst  und 
Johann  von  Molart  371  Anm.  1. 
Graf  von  Montfort  54.  Heinrich 
von  Neuhaus  176.  von  Schleinitz 
76  Anm.  1.  Dr.  Streit  54  , 56, 
58  , 59.  Ludwig  von  Ulm  2 

Anm.  1,  76,  180.  Matthäus 

Wacker  287  Anm.  1.  Christoph 
Freiherr  von  Waldburg  380,  401. 
Ebert  Warobolt  54,  55,  56,  58, 
124  Anm.  1,  141.  Eustach  von 
Westernach  176,  379  Anm.  2. 
Bischof  Philipp  von  Worms  54. 

Kammergerlclit.  Schreiben  6 , 36 
(S.  159),  73,  154  Anm.  1,  245,  248, 
318. 

Kaufbcneru.  Betheiligung  an  Ver- 
sammlungen 522. 

Kempten.  Betheiligung  an  Versamm- 
lungen 522. 

Lansac.  Schreiben  456, 470,471,  472, 
494. 

Lauenburg.  Herzog  Franz.  Schrei- 
ben und  Gesandtschaften  80,  154 
Anm.  1,  181,  189  Anm.  1,  195 
Anm.  5,  249  Anm.  1.  — Betheili- 
gung an  Versammlungen  71 , 72, 
172,  240.  - Rath  Wilh.  Neono- 
bel 71,  172,  240. 

Lindau.  Betheiligung  an  Versamm- 
lungen 522. 

Lippe.  Graf  Simon.  Schreiben  60. 

Lothringen.  Herzog  Carl.  Schreiben 
114  Anm.  1. 

Mainz. 

Erzbischof  Wolfgang.  Schreiben 
und  Gesandtschaften  60, 124  Anm.  1, 
166,  176,  185,  202  Anm.  1.  — Be- 
theiligung an  Versammlungen  166. 


Erzbischof  Johann  Schweikard. 
Schreiben  und  Gesandtschaften  367 
Anm.  1,  370  Anm.  3.  379  Anra.  1. 
2,  389  Anm.  1,  395  , 398  Anm.  1, 
406,  434  Anm.  1,  457  Anm.  1,  4*)! 
Anm.  1,  468  Anm.  1,  490  Anm.  1. 
492,  498,  508  Anm.  1,  515  Anm.  1, 
539,  Anm.  1,  545,  565  Anm.  1,  570. 
— Betheiligung  au  Versammlungen 
367,  402,458,467.  - Käthe.  Kas- 
par von  Elz  389,  404,  458  Anra.  1, 
508  , 539.  Philipp  Faust  458 
Anm.  1 , 508.  Dr.  Mark  367 
Anm.  1. 

Das  Capitel.  Schreiben  202  Anm.l. 

Mansfeld.  Fürst  Peter  Ernst.  Schrei- 
ben 214  Anm.  1. 

Mecklenburg.  Ilaus.  Betheiligung  an 
Versammlungen  172.  — Herzog 
Ulrich  von  M.-Gustrow.  Schreiben 
71  S.  188,  Anm.  1. 

Memmingen.  Betheiligung  an  Ver- 
sammlungen 522. 

Minden.  Administrator  Christian 
Wilhelm.  Gesandtschaft  183  Anm.  1. 

Molzer.  Johann  (Capitaen).  214  Anm. 
1,  298. 

Nagsan. 

Graf  Wilhelm  Ludwig.  Schreiben 
und  Gesandtschaften  98  Anm.  1, 
126  Anm.  1,  181,  261  Anm.  1. 
— Graf  Johann  d.  ä.  von  N.- 
Dillenburg.  — Schreiben  90, 
248  Anm.  1,  249  Anm.  1,  26S 
(S.  344  Anm.  1),  332.  — Betheili- 
gung an  Versammlungen  18,  20, 
21,  72,  156.  — Käthe:  Andreas 
Christiani  71,  156.  — Johann  En- 
gelbert von  Lautern  18,  71,  301 
(S.  385).  Barthold  Schorei  18, 
172,  240. 

Niederlande.  (Die  Staaten.)  Schrei- 
ben und  Gesandtschaften  158,  212, 
221, 253  Anm.  1, 301  (S.384  Anm.  1), 
313,  333,  356,  374,  437,  465,  473, 
495,  562.  — Staatsmänner  und  Ge- 
sandte: Aerssens  32  Anm.  1,  413 
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Anra.  2,  528  Anm.  2.  Brederode 
270,  292  (S.  309),  313,  317,  333 
Anm.  2,  339,  350,  301,  373,  416 
Anm.  2,  424,  437,  454,  405,  460 
Anui  1,  2,  473,481,495.  Joachimi 
374.  Oldcnbarnevelt  194,  313 

Anm.  1,  374,  473  Anm.  1,  495. 
Prinz  Heinrich  Friedrich  von 
Uranien  221.  Stövcr  148  Anm.  1, 
2,  151  Anm  1,  230  Anm.  1. 
Graf  von  Witgenstein  335  Anm.  1. 

Nördlingen.  Betheilignng  an  Ver- 
sammlungen 522. 

Nürnberg.  Schreiben  373  Anm.  1. 

Oest  reich. 

Erzherzog  Albreclit.  Schreiben  und 
Gesandtschaften  81,  105  Anm.  1, 
124  Anm.  1,  214  Anm.  1,  298.  — 
Gesandter  Vischer  372  Anm.  1. 

Erzherzog  Ferdinand  Schreiben 
529  (S.  634  Anm.  1,  643  Anm.  1, 
045  Anm  1, 647,649,655  Anm.  1). 557. 

Erzherzog  Matthias.  Schrei- 
ben und  Gesandtschaften  106  Anm. 
1,  301  (S.  384  , 397  Anm.  2),  385 
Anm.  1,  392  Anm.  2,  529  (S.  664), 
541,  564  — Käthe  und  Gesandte: 
Ileicbard  von  Starhemberg  541. 
Graf  Paul  Sixt  Trantson  301  (S.  395). 

Erzherzog  Maximilian.  Schrei- 
ben und  Gesandtschaften  178  Anm.l, 
367  Anm.  1,  386,  542,  557,  560 
Anm.  1,  507.  — Räthe  und  Beam- 
ten : Melchior  Gewer  307  Anm.  1. 
Johann  Ducker  386,  441,  478,  482, 
490,  544,  567. 

Octtingen.  Graf  Gottfried.  Schrei- 
ben 181,  195,  249  Anm.  1.  — 13c- 
theiligung  an  Versammlungen  26, 
71,  72,  172,  240,  522  — Räthe: 
Ilersberg  71.  Dr.  Kaspar  Lcussler 
172,  240. 

Ofen,  der  Pascha  von.  Schreiben  371 
Amp.  1. 

Oldenburg.  Graf  Johann.  Schreiben 
71  (S.  188  Anm.  1). 


Uranien.  Prinz  Moritz.  Schrei- 
ben 194. 

Osnabrück.  Administrator  Philipp 
Sigmund.  Betheiligung  an  Ver- 
sammlungen 71,  72,  172,  240. 

Pfalz. 

Churfürst  Friedrich  IV.  Schreiben 
und  Gesandtschaften  1,  3,  4,  7,  9, 
10,  11,  15,  17,  22,  23,25,26  (S.  136 
Anm.  2,  143  Anm.l,  2),  27,  28,  29 
Anm.  1,  34,  38,  39,  40,  44,  45,  47, 
48,  49,  51,  59,  60,  64,  65,  69,  71 
(S.  189  Anm.  1,  193  Anm.  2),  78, 
79,  83  Anm.  1,  86  Anm.  1,  91,  96 
Anm.  3,  97,  98,  99,  100,  101,  102, 
103,  105,  108,  111,  112,  115,  116, 
123,  124,  125,  126,  127,  129,  132, 
133,  135, 136,  137,  141,  142  Anm.l, 
143,  144  Anm.  1,  145,  147,  148 
Anm.  2,  149,  154,  161  Anm.  1,  162 
Anm.  2,  169,  170,  173  Anm.  1,  176 
Anm.  1,  181,  182,  183  Anm.  1,  185 
Anm.  1, 187  Anm.l,  188, 189, 190, 193, 
196, 197, 199, 201, 202, 203, 206  Anm. 
1,  212  Anm.  1,  213,  214,  220,  222, 
226,  229,  230,  232,  233  Anm.  4, 
234,  236,  239,  246  Anm.  2,  247, 
249  Anm.  1,  250,  252,  255,  258,  261, 
265,  271  Anm.  1,  275,  281,  283, 
292  (S.  365),  298,  299,  300,  301, 
(S.  380,  381,  383  Anm.  1),  302, 
304,  309,  310,  311  Anm.  1,  316, 
318  Anm.  2 , 320  , 321  Anm.  1,  2, 
322,  323,  326  Anm.  1,  327,  329, 
330  Anm.  2,  333  Anm.  2,  334,  335, 
336,  337,  338,  342,  344,  345,  347, 
348,  349,  352  Anm.  1,  355  Anm.  1, 
358,  364,  365,  370,  375,  376,  377, 
379  Anm.  1,  380  , 383  , 384  , 387, 
389,  390,  392,  393,  395,  396,  398, 
401  Anm.  1,  404  , 405,  407,  408, 
409,  410,  411,  414  Anra.  1,  416, 
418,  420,  423,  425  Anm.  1,  '426, 
427  Anm.  1,  432  Anm.  1,  434 
Anm.  1,  436,  440,  443.  444,  452, 
454  Anm.l,  457  Anm.  1,  460,  461, 
466,  467,  473  Anm.  2,  474,  475, 
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'477,  478  (S.  580  Anm.  1,  581 
Anm.  2),  479,  483,  484  Anw.  1, 
486  Anm.  1,  2,  488,  489,  490,  491, 
496,  500,  502,  503,  504,  506,  507, 
508  (S.  604  Anm.  1),  509,  510 
Anm.  1,  515,  516  (S.  611,  Anm.  I, 
613  Anm.  1),  517  Anm.  2,  518,  519, 
521,  526,  529  (S.621,  656  Anm.  1), 
530,  538,  539  Anm  1,  540,  541, 
543, 546,  553, 561, 565, 569,  570, 573. 
— Betheiligung  an  Versammlun- 
gen 18,  20,  21,  26,  54,  58,  59,  71, 
72,  95,  96,  109,110,  119,  120,  144, 
156,  172,  187,  240,  282,  292,  325, 
340,  402,  412  , 419,  442  , 458,  508, 
571.  — Churfürstin  Luise  Juliane. 
Schreiben  304,  353. 

Rätlie  und  Beamte  5,  7,  10,  14 
Anm.  1,  16,  22  Anm.  1,  2,  26 
(S.  135  Anm.  1),  27,  29,  35,  42 
(S.  170  Anm.  1),  54',  55,  56,  58, 
59,  70,87,  115  Anm.  1,  117  Anm.  1, 
121,  130,  134,  147,  150,  164,  204, 
205,  228  Anm.  1,  246  Anm.  1,  301, 
(S.  388  Anm.  1,  394  Anm.  1,  2), 
315,  319,  382,  397,  4 IG  Anm  3, 
421  Anm.  1,  425  Atim.  1.  434 
Anm.  1,  529  (S.  655,  656,  657).  — 
Dr.  Marsilius  Bergner  31 , 45 
Anm.  1,  204  Anm.  1,  245  Anm.  1. 
Christoph  von  Beulwitz  192,  195, 
198,  206,  213  , 301  (S.  381),  401 
Anm.  1,  529  (S.  621).  Dr.  Lud- 
wig Camerarius  132  Anm.  1, 
202,  212,  228,  301  (S.  381),  340, 
401  Anm.  1,  416,  508,  529  (S.  622, 
633  Anm.  1),  555.  Ilippolyt  von 
Colli  183,  323,  330,  506,  528,  530, 
Anm.  1,  531,  548,  549,  562. 
Dr.  Ludwig  Culmann  17,  18,  25, 
51  Anm.  1,  52,  53,  54,  55,  56,  64, 
71,  102  Anm.  1,  109,  110,  115,  119, 
120,  124,  126  Anm.  2,  138,  143 
(vgl.  155  Anm.  1),  150,  152,  156, 
163  Anm.  1,  169,  172,  187,  196 
Anm.  1,  204,  240,  282  Anm.  2,  292, 
(S.  361  Anm.  2)  *301  (S.  381),  337, 


346.  Peter  Dathenes  321,571  (S.707). 
Burggraf  Fabian  von  Dohna  87, 
214,  219,  301  (S.  381).  Heinrich 
von  Eberbach  107,  138,  141,  143 
Anm.  1,  155,  163,  164,  187,  196 
Anm.  1,  197,  316  Anm.  1 , 397. 
Albrecht  Fraiss  34,  60.  Marquard 
Freher  411,  412.  Dr  Georg  zur 
Glocke  69.  Christoph  von  der 
Grün  346, 385, 416,  419, 458  Anm.  1, 
478  (S.  585  Anm.  1),  489,  537, 
569  Anm.  1.  Paul  Hochfelder 
124,  Wilhelm  Vogt  zu  Hunol- 
stein 396  Anm.  1.  Ludwig  von 
Hutten  34,  60,  69,  79,  202,  212. 
Kolbinger  113,  126  Anm.  1,  132 
Anm.  1.  Engelbert  von  Lautern. 
529  (S.  621).  Georg  Lingels- 
heim  105  Anm.  1 , 107  Anm.  1, 
122,  123  Anm.  1,  130  Anm.  1, 
132  Anm.  1,  169  Anm.  2,  176 
Anm.  1,  194  Anm.  2,  20-1,  211,  216, 
Anm.  1,  230  Anm.  1,  233  Anm.  1, 
249  Anm.  1 , 269  Anm.  1 , 2,  288 
Anm.  1,  316  Aum.  1.  321  Anm.  1, 
332  Anm.  1,  352  Anm.  1 , 369 
Anm.  2,  370  Anm.  3,  375  Anm.  1, 
412  Anm.  1,  415  Anm.  1,  416 
Anm.  1,  466  Anm.  1,  479  Anm.  1. 
518  Anm.  1, 540  Anm.  1, 541  Anm.  3. 
Michael  Löfenius  124,  132  Anm.  1, 
150,  152,  153,  156, 169,  172  (S.  261), 
187,  196  Anm.  1,  199  Anm.  2,  204, 
278,  292  fS.  370),  301  (S.  381), 
328  , 337  , 340  , 345  Anm.  1,  346, 
348  Anm.  1,  365  Anm.  1,  411,  412, 
416,  419,  489,  497.  Dietrich  von 
Mörle  64,  71,  74,  137,  148,  187, 
301  (S.  381).  Johann  d.  j.  Graf 
von  Nassau  98,  99, 113,  123  Anm.  1, 
126  Anm.  1,  142  Anm.  1,  161,  193 
Anm.  1,  194  Anm.  1,  282  Anm.  2, 
356  Anm.  2,  369,  390  Anm.  1, 
423,  486.  Karl  Paul  342  , 351, 
529  (S.  622).  Wilhelm  Peblis  340, 
508.  Volrat  von  Plessen  17,  18, 
25,  64,  71,  109,  110,  122, 135,  136, 
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142,  169,  172,  187,  197,  240,  271 
Anm  1,  282  Anm.  2,  304  , 306, 

307  Anm.  1,  308  Anm.  1,  310,  316 
Anm.  1,  337,  365  Anm.  1,  370,  374, 
390  Anm.  1,  391,  419  , 451,  460, 
464  (S.  562) , 486,  537.  Dr.  Chri- 
stoph Reiner  301  (S.  381) , 529 
(S.  621,  629  Anm.  1).  Graf  Lud- 
wig von  Sain  - Witgenstein  529 
(S.  621  u.  654).  Dr.  Friedrich 
Schlöcr  529  (S.  622).  Dietrich 
von  Schönberg  60,  471  Anm.  2, 
472,  494.  Dr.  Leonhard  Schug 
17,  18,  25,  52,  79,  96  Anm.  1,  115, 
119,  120,  124,  131  Anm.  1,  132 
Anm.  1,  150,  154  Anm.  1,  169,  172, 
192,  195,  198,  204,  206,  213,  215 
Anm.  1,  223,  240,  267,  301  (S.381), 
486.  Erasmus  Schregel  79 , 169, 
202,  212.  Heinrich  von  Schwerin 
79,  124,  132  Anm.  1.  Graf  Albert 
von  Solms  187  Anm.  1,  292  (S.  370), 
316  Anm.  1,  346,  365  Anm.  1,  386, 
397,  419,  458  Anm.  1,  461  Anm.  2, 
478,  489,  517,  537,  543  Anm.  1. 
Graf  Otto  von  Solms  25  , 282 
Anm.  2 , 304  , 306  , 307  Anm.  1, 

308  Anm.  1,  310,  337,  342  Anm.  1, 
486.  Dietrich  von  Winterfeld  301 
(S.  381),  510  Anm.  I. 

Pfalz-Neuburg. 

Herzog  Philipp  Ludwig.  Schreiben 
und  Gesandtschaften  13 , Anm.  1, 
26  (S.  144),  66,  88,  91  Anm.  1,  96 
Anm.  1,  102,  169  Anm.  1,  183 
Anm.  1,  185  Anm.  1,  250  , 301 
(S.  380,  388  Anm.  1,  397  Anm.  2), 
341  Anm.  1,  354,  358  Anm  2,  363, 
364  Anm.  1,  485,  488  Anm.  1,  497 
Anm.  1,  507  , 510  , 512  , 520  , 529, 
(S.  626,  655  Anm.  3,  656  Anm.  1), 
551,  566  Anm.  1.  — Betheiligung 
an  Versammlungen  18,  20,  26,  71, 
72,  535,  558,  571.  — Pfalzgraf 
Wolfgang  Wilhelm.  Schreiben  und 
Gesandtschaften  361,  533,  535 
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(S.  667  Anm.  1),  555,  556  Anm.  4, 
558,  559,  563,  566. 

Neuburgische  Räthe  68  , 301 
(S.  384  fg.),  520  Anm.  1,  529 
(S.  636  , 643  , 656  Anm.  1).  Eras- 
mus 341  Anm.  1.  Veit  Fuchs  von 
Bimbach  341  Anm.  1,  361,  496,  497, 
507.  Ludwig  Hess  341.  Kaspar  Heu- 
chelin  566.  Georg  Silbermann  246 
Anm.  1,  301  (S.  386  Anm.  2,  397 
Anm.  1),  529  (S.  653  , 655).  Graf 
Friedrich  von  Solms  566.  Ludwig 
von  Sperwerseck  18,  71,  566.  Jo- 
hann Zeschlin  18,  71,  341  Anm.  1. 

Pfalz-ZweibrUcken.  Herzog  Johan- 
nes. Schreiben  und  Gesandtschaf- 
ten 1,6  Anm.  1,  71  (S.  189  Anm.  1), 
86,  91  Anm.  1,  181,  226  Anm.  1, 
231,  245  Anm.  1,  248  Anm  1,  261 
Anm.  1,  283,  292  (S.366  Anm.  2), 
301  (S.  380),  326  Anm.  1,  342 
Anm.  2,  506  Anm.  1.  — Betheili- 
gung an  Versammlungen  18,  20, 
21,  26,  95,  96,  156,  172,  240,  282, 
292  , 301  (S.  401).  — Räthe: 
v.  Bernstein  282  Anm.  4.  Dr.  Peter 
de  Pötter  18,  156,  172,  282  Anm  4. 
Dr.  Heinrich  Schwebel  282  Anm.  4. 
Ruprecht  Silberbronner  18. 

Du  Plessis  - Mornai.  Schreiben  32 
Anm.  1,  358  Anm.  1. 

Pommern.  Gesandtschaft  183  Anm. 
1.  Betheiligung  an  Versammlun- 
gen 156.  Rath  Franz  Iugert  156. 

Prenssen.  Herzogin  Marie  Leonore. 
Schreiben  und  Gesandschaften  327; 
450,  455,  530  Anm.  1. 

Regensburg.  Bischof  Wolfgang. 
Schreiben  529  (S.  627). 

Rosenberg  Wock  von.  Schreiben 
und  Gesandtschaften  453  Anm.  1, 
489,  513  , 564.  — Rath  Theobald 
Hock  489,  564  (S.  699  Anm.  1). 

Sachsen.  Administrator  Friedrich 
Wilhelm.  Schreiben  und  Gesandt- 
schaften 19,  33  Anm.  1,  124  Anm.  2, 
166  Anm.  1,  177,  178  Anm.  1,  185 
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Anm.  1.  — • Betheiligung  an  Ver- 
sammlungen 144.  — Churfürst 

. Christian  II.  Schreiben  und  Gesandt- 
schaften 225  , 295  Anm.  1 , 301 
(S.  391  Anm.  1,  398  Anm.  1),  360, 
370  Anm.  3,  434  Anm.  1,  527,  529 
(S.  625,  033  Anm.  2,  035  Anm.  1, 
636  Anm.  1,  637  Anm.  1,  646  Anm. 

1,  651  Anm.  1,  654  Anm.  1).  541 
Anm.  2,  545  Anm.  1.  — Betheili- 
gung an  Versammlungen  367,  529 
(S.  663). 

Käthe  153,  Anm.  1,  301  (S.  388, 
,390,  393,  396,  398,  400),  367,  529, 
(S.  630  Anm.  1,  635  Anm.  1,  637 
Anm.  1,  639,  646,  649,  650,  651, 
652,  656.)  Ksaias  von  Branden- 
stein 529  (S.  630  Anm  1).  Wolf 
zu  Lüttichau  529  (S.  630  Anm.  1). 
Graf  Philipp  Ernst  von  Mansfeld 
529  (S.  630  Anm.  1).  Johannes 
Timäus  529  (S.  630  Anm.  1). 

Sachsen.  Die  Herzoge.  Schreiben 
und  Gesandtschaften  183  Anm.  1. 
— Coburg.  Herzog  Johann  Casi- 
mir. Schreiben  und  Gesandtschaf- 
ten 342  Anm.  2,  356  Anm.  2,  529 
(S.  663).  i 

Schaffhausen.  Betheiligung  an  Ver- 
sammlungen 330  Anm.  1. 

Schweiz.  Evangelische  Cantone. 
Schreiben  und  Gesandtschaften 
351  Anm.  3,  373  Anm.  1. 

Speier.  Schreiben  190. 

Strassburg. 

Bischof  Carl.  Schreiben  und  Ge- 
sandtschaften 114,  122  Anm.  1.  — 
Gesandter  Lenoncourt  122  Anm.  1. 

Administrator  Johann  Georg. 
Schreiben  und  Gesandtschaften 
169  Anm.  1,  253  Anm.  1,  281 
Anm.  1,283,  286,  292  (S.  372  Anm.  1, 
373  Anm.  1.  — Betheiligung  an 
Versammlungen  156, 172,  240,  282, 
292.  — Beamte:  Dr.  Stephan  Berch- 
told  156,  172,  240.  Hartwig  von 
Stitten  240. 


Das  Protestant.  Capitel.  Schrei- 
ben 92,  127  Anm.  1.  — Katholi- 
scher Domherr  Franz  von  Krie- 
chingen 269  Anm.  3. 

Strassburg  Stadt.  Schreiben  und 
Gesandtschaften  77,  108.  — Be- 
theiligung an  Versammlungen  95, 
96,  172,  240,  286  Anm.  1,  301 
(S.  402).  — Käthe  und  Beamte: 
Dr.  Johann  Hartlieb  172  , 240. 
Joseph  Junte  172,240.  Kips  172,240. 

Synode  zu  Gap  321. 

Trier.  Erzbischof  Lothar.  Betheili- 
gung an  Versammlungen  166,  402. 

Tschernembl  Erasmus  von.  Schrei- 
ben 489  Anm.  2. 

Ulm.  Betheiligung  an  Versamm- 
lungen 522. 

Ungarn.  Die  Stände.  Schreiben  und 
Gesandtschaften  371,  381,  529 

(S  664).  — Ihr  Gesandter  Boca- 
tius  381. 

Untereisass«  Ritterschaft.  Betheili- 
gung an  Versammlungen  286  Anm.  1. 

Wetterau.  Grafen.  Schreiben  und 
Gesandtschaften  t Anm.  1,  102, 
181,  261  Anm.  1,  342  Anm.  2.  — 
Beteiligung  an  Versammlungen 
26,  71,  72,  90,  172,  240,  295.  - 
Käthe:  Andreas  Christiani  71. 

Engelbert  von  Lautern  71.  Valen- 
tin Salzmann  192.  Dr.  Hermann 
Schild  240. 

Wimpfen.  Betheiligung  an  Versamm- 
lungen 522. 

Würtemberg. 

Herzog  Friedrich.  Schreiben  und 
Gesandtschaften  155,  169  Anm.  1. 
181,  183  Anm.  1,  187  Anm.  1,  191, 
262,  271  Anm.  1,  279,  301  (S.380), 
343,  349  Anm.  1,  355  Anm.  1,  362 
Anm.  1,  396  Anm.  1,  403,  407 
Anm  1,  432,  445,  448,  462,  464, 
Anm.  1 , 466  Anm.  2,  469,  484 
Anm.  1,  486,  Anm.  2,  504  Anm.  1, 
516  (S.  611  Anm.  1),  517  Anm.  2, 
524,  529  (S.  625).  — Betheiligung 
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an  Versammlungen  187,  340,  412, 
419,  522.  — Herzog  Johann  Frie- 
drich. Schreiben  und  Gesandt- 
schaften 556,  558,  575.  — Bethei- 
ligung an  Versammlungen  535, 
558,  571. 

Räthe  529  (S.  644).  — Benja-  J 
min  Buwinkhausen  von  Walmerode 
254,  259,  260  Anm.  1,  262,  271, 
272,  296,  390  Anm.  1,  419,  445, 
451,  462,  464  (S.  559,  566  Anm  1, 
568  Anm.  1),  501,  516,  517  Anm.  2, 
568.  Graf  Jacob  von  Eberstein 
535  (S.  668  Anm.  2),  568.  Chri- 
stoph vou  Engelzhoven  556  Anm.  2, 
568.  Dr.  Matthäus  Entzlin  187,  | 


279  Anm.  1,  362,  412,  462,  464, 
504  Anm.  2,  516  (S.  612  Anm.  1). 
Dr.  Sebastian  Faber  556  Anm.  2, 
568.  Gaugier  571  (S.  707).  Ilart- 
mut  von  Ilutten  535  (S.  668,  Anm.  2). 
Melchior  von  Jäger  535,  556  Anm.  3. 
Kielmann  556  Anm.  3.  Eberhard 
Schenk  von  Limpurg  187.  Dr.  Se- 
bastian Mitschlin  (Mütschel)  340, 
412,  556  Anm.  3.  Samson  Schaer 
von  Schwarzenburg  486.  Burk- 
hard Stickel  187,  486.  Welliug 
von  Vehingen  192,  340,  556  Anm.  3. 

Zürich.  Schreiben  330.  — Betheili- 
gung an  Versammlungen  330  Anm.  1. 


Verbesserungen  und  Nachträge. 


S.  336.  Zu  dem  Citat  n.  264  Anm.  1 ist  hinzuzufügen:  Du  Plessis-Mornay, 
m^moires  I S.  415. 

S.  523  Z.  23  v.  u.  Statt  „Sept.“  lies  December. 

S.  567  Z.  3 v.  u.  Statt  „Maulbronnischen“  lies  Ileilbronnischen. 

S.  573.  Die  Anm.  2 zu  n.  471  ist  zu  tilgen.  (Die  nöthigen  Citate  finden 
sich  in  der  Anm.  zu  n.  494.) 

S.  574  Z.  9.  Statt  „siche“  wird  zu  lesen  sein:  chiche. 


Dt««t  tub  I.  P.  Hlium.t  Io  ia|lUit|. 
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